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Die Arbeitsverhältniffe 
in der Kleider: und Wäſchekonfektion und Die 
gejegliche Negelung der Konfektionsarbeit. 


Von 
Dr. Kuno Srankenfein. 


Die Arbeitsverhältniffe in der Kleider: und Wäjchefonfeftion haben int 
dentjchen Reichstag und im Schooße der verbündeten Regierungen jchon wieder: 
holt einen Gegenjtand lebhafter Erörterungen und Erwägungen gebildet. Be: 
reits im Sabre 1887 wurden auf Veranlafjung des Neichstages „Ermittel— 
ungen über die Lohnverhältniſſe der Arbeiterinnen in der Wäjchefabrifation 
und SKonfektionsbranche, jowie über den Verkauf oder die Lieferung von Arbeits: 
material jeitens der Arbeitgeber an die Arbeiterinnen und über die Höhe der 
dabei berechneten Preiſe“ veranftaltet. Ihre Ergebniffe wurden vom Reichsamte 
des Innern bearbeitet und dem Reichstage in einem ausführlichen Berichte am 
29. April 1897 zugeftellt. Es gejchah indefjen wenig oder nichts zur Abhülfe 
der Mipitände, von denen die Ermittelungen Kenntniß geben. 

Auch nach dem hat die Frage der Arbeitsverhältnijje in der Konfektion 
inehrfach zu parlamentariichen Debatten Anlaß gegeben, am ausgedehntejten 
zulegt im Frühjahre 1896, ale in Berlin und in anderen Zentren der Ston- 
teftionsindujtrie umfangreiche Ausjtände der Konfeftionsarbeiter ausgebrochen 
waren und im Neichstage eine Anfrage gejtellt wurde, welche gejeggeberijchen 
Maßregeln die Verbündeten Negierungen zum Schuge für Gejundheit und 
Sittlicjkeit md gegen die Ausbeutung der Arbeiterinnen der Wäjchefabrifation 
und Stleiderfonfektion durch das Truckſyſtem zu ergreifen beabjichtigten. In 
Beantwortung Ddiejer Anfrage erflärte der Staatsjefretär des Innern von 
Böttiher in der Sigung des Neichstages vom 12. Februar, daß die Frage 
jteller „den Finger in eine der jchlimmjten Wunden unſeres wirthichaftlichen 
Lebens gelegt“ hätten und daß es nicht allein Aufgabe der Negierungen und 
der Bolfsvertretungen, jondern aller Baterlandsfreunde jei, „dahin zu jtreben, 
dal der Krebsjchaden, der anf diejem Gebiete beſtehe, aus der Welt gejchafft 
werde”. Die entgegenitchenden Schwierigkeiten ſeien zwar große, aber ſie 
müßten überwunden werden; die Staatsregierung habe bejchlojjen, die Sache 
in Angriff zu nehmen und zunächit die Kommiſſion für Arbeiteritatiftif mit 
einer Unterjuchung und Erwägung über die Mipftände und über die Mittel 
zur Abhülfe zu beauftragen. Als Punkte, auf die die Kommijjion für Ar: 
beiteritatiftif ihr bejonderes Augenmerk zu richten habe, bezeichnete Herr von 
Bötticher die Frage des Trudiyitems, dann die Frage, ob die lagen über 
die Ausbeutung des Abhängigfeitsverhältnijjes der Arbeiterinnen zu unfitt- 
lichen Zweden begründet jei, weiter die Frage nach der Arbeitszeit in den 
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Werkſtätten und in den Heimbetrieben, und ſchließlich noch die Frage, ob 
es möglich ſei, die Hausinduſtrie auf dem Gebiete der Konfektion völlig 
auszuſchließen und die Arbeit lediglich in Werkſtätten vorzunehmen. Die 
Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik begann ſofort ihre Arbeit, ver— 
nahm zunächſt Auskunftsperſonen über die Arbeitsverhältniſſe in der Kleider— 
und Wäſchekonfektion und veranſtaltete dann weitere Erhebungen und zwar 
unter Beſchränkung auf den Theil der Konfektion, die „im Großen für den 
Majjenabjag an den Kleinhändler fabrizirt." Die Ergebnijje der Erhebungen 
find im faijerlichen Statijtiichen Amt bearbeitet und als Drudjache der Kommiſſion 
für Arbeiteritatiftif (Erhebungen No. 10) veröffentlicht worden. Als Material 
haben für den vom Kaiſerlichen Statijtischen Amte bearbeiteten Bericht gedient: 

1) die vor der Kommiſſion für Arbeiterjtatiftif in den Tagen vom 14, 
bis 17., 20. und 21., 28. bis 30. April und am 2. Juli 1896 er— 
folgten Vernehmungen von 122 Auskunftsperjonen in 13 Konfektions— 
zentren, und zwar aus 53 Angehörigen der Herren: und Knaben— 
fonfeftion in Berlin, Stettin, Lübbecke, Herford, Gadderbaum, Nürnberg, 
Aſchaffenburg und Stuttgart, aus 36 Angehörigen der Damenkonfeftion 
in Berlin, Breslau und Erfurt und aus 33 Angehörigen der Wäſche— 
fonfeftion in Berlin, Breslau, Bielefeld, Gadderbaum, Köln, München, 
Aue und Niederpfannenftiel bei Aue ;') 
die von dem zujtändigen Behörden eingeforderten Berichte Über Die 
Wäjchekonfeftion in Breslau und Are und über die geiumdheitlichen 
und fittlichen Zuftände in der Kleider und Wäjchefonfeftion der 
unter 1) genannten 13 Stonfektionszentren ;?) 

3) die von dem Berliner Einigungsamt von Ende Februar bis Anfang 
April und vom Stettiner Gewerbegericht vom 4. bis 11. Aprit 1896 
erfolgten mimdlichen VBernehmungen von Auskunftperjonen über die 
Berhältniffe in der dortigen Herren: und Knabenkonfektion, jowie die 
Akten des Berliner Gewerbegerichts, betreffend Lohnftreitigfeiten in 
der Stonfeftionsbranche, von 1. Januar bis 1. Aprit 1896. 

Der Bericht zerfällt in 10 Abjchnitte und behandelt innerhalb dieſer: 
die Arten und die örtliche Vertheilung der Konfektionsinduftrie, die Betrichs- 
jormen der Konfeltionsinduftrie, Arbeit und Arbeiter, Konfektion in Ver— 
bindung mit anderweitiger Beichäftigung, Saijon, Arbeitsvertrag und Art 
der Entlohnung, Arbeitszeit, Arbeitsverdienft, Gelundheitsverhältnifje, ſittt— 
liche Zuftände Im einem Anhange wird auf die Negelung der Konfektions— 
arbeit in der Schweiz, in Dejterreich, England, Franfreich und in den Ver— 
einigten Staaten von Amerifa verwieſen. 

Wir werden uns dieſer Stoffeintheilung im Weſentlichen anjchließen, 
indem wir an der Hand des Berichts zumächjt eine gedrängte Ueberficht über 
die Ergebniffe der in Nede jtehenden Erhebungen bieten, dabei aber wicder- 
holt Gelegenheit nehmen, nicht nur auf das, was der Bericht im Auszuge 
twiedergiebt, einzugehen, jondern auch auf die Vrotofolle über die Vernehm— 
ungen der Ausfunftsperjonen?) und die Verhandlungen der Kommiſſion für 


= 





’, Mon den Ausktunftsperfonen waren 22 Ktonfektionäre, Kaufleute oder Fabrikanten, 
26 Zwiſchenmeiſter, 4 Zmwiichenmeifterinnen, 16 Arbeiter und 54 Arbeiterinnen. 

*) Diele Berichte wurden erjtattet auf Grund der Belichtigung von mebr als 835 Werf- 
jtätten und 4143 Wohnungen von Hausgemwerbetreibenden. 

) Druckſachen der Kommiſſion für Arbeiteritatiitil. Verhandlungen 
Nr. 10: Protofoll über die Verhandlungen der Kommiſſion für Arbeiteritatiitif vom 14. bis 
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Arbeiterſtatiſtik) wie auch anderweites, die Konfektionsarbeit betreffendes Material 
zurückzuweiſen. Das jcheint ums um jo nothwendiger, als in der amtlichen 
„Bulammenjtellung der Ergebnifje der Ermittelungen über die Arbeitsver: 
bältnifje in der Kleider- und Wäjchefonfeftion“ mancher wichtige Punkt über: 
gangen ift, über die die Bernehmungen der Ausfunftsperjonen Aufichluß gegeben 
haben. 

Nach einer Darjtellung der thatjächlichen Zuftände in der Konfektions— 
induftrie werden wir — zum Theil an der Hand eines weitergehenden Materials, 
als es in den Drucjachen der Kommiſſion für Arbeiterjtatijtif niedergelegt 
iſt — einen Ueberbli über die auf den Gebieten der Gejeßgebung und Ver: 
waltung liegenden Berjuche der verjchiedenen Staaten zur Regelung der Werk: 
ſtätten- und Heimarbeit, insbejondere in der Konfeftionsinduftrie, geben, dann 
die ‚Frage erörtern, inwieweit dieje Verfuche für uns vorbildlich jein können 
und zum Schluſſe unjere eigenen Anſchauungen über die zweckmäßigſte Negelung 
der Konfeftionsarbeit im Deutjchen Neiche ausjprechen. 


I. Die Arten und die örtliche Vertheilung der Konfektionsindnftrie. 


Der Bericht unterjcheidet zwei Hauptarten der Konfektionsinduſtrie, Die 
Kleiderfonfektion und die Wäjchefonfeftion. Die Hleiderfonfeftion 
theift er weiter ein 
1) in die Herren und Knabenkonfektion einjchliehlich der Arbeiter: und 
Sommerfonfektion umfajjend die Herſtellung von Hoſen, Weiten, 
Jaquetts, Frads, Röcken und Mänteln, Kinder: und Anabenanzügen, 
Burfchenjachen, ferner Kleidungsjtüde für Arbeiter aus Baumwolle, 
Halbwolle und englijchem Leder, endlich wajchbare Sommeranzüge, 
Jagdjoppen, wajjerdicht imprägnirte Touriſtenkleider, Turn- und 
Tropenanzüge 2.) ö 

2) in die Damenkonfektion umfaſſend die Herftellung aller Arten jeidener, 
wollener, halbwollener und baummwollener Mäntel, Jaquetts, Kragen, 
Capes, Umbhängern, Ktoftumes, Jupons ꝛc. 

Die Wäjchefonfektion zerfällt nach ihm 

1) in die Wäjchefabrifation, d. h. die Herjtellung gejtärfter Wäjche (Ober: 

und Vorbemden, Kragen, Manjchetten 2c.), und 

2) die Wäjchefonfektion 1. e. ©., d.h. die Herjtellung ungeſtärkter Wäfche 

(Damen: und Kinderwäſche, Nachthemden, Damenbloujen, Damen: 
überfleider, Badeanzüge, Kinderfkleidchen 2c.). 

Herren- und Kuabenfonfeftion vertheilt fich in der Hauptjache 
auf drei Broduftionsgebiete: ein norddentjches, ein ſüddeutſches und 
ein wejtdeutjches. 

Sm norddentichen BProduftionsgebiet fommt Berlin (ald Haupt: 
fig, und zwar zugleich als Hauptfig für ganz Deutjchland, in Betracht. Es 


17. und 20. bis 21. April 1896 und die Vernehmung von Austunftsperfonen über die 
Verbältnilie in der KHleiderfonfeltion. — Verhandlungen Nr. 11: Protokoll über die 
Verhandlungen der Kommiſſion für Arbeiteritatiitit vom 28. bis 80. April 1896 und die 
Vernehmung von Austunftsperionen über die Werhältniiie in der Wäſchekonfektion 
— Verhandlungen Nr. 11 Nachtrag: Protokolle über die Verhandlungen der Kommiſſion 
für Arbeiterjtattitit vom 2, Juli 1896 und die Vernehmung von Auskunftsperfonen über 
die Verhälmiffe in der Kleider- und Wäſchekonfektion. 

... > Dasjelbe. Berhandlungen Nr. 12. Protokoll über die Nerhandlungen der Kom— 
million für Arbeiterftatijtit am 9. und 11. Jan. 1897. Ebda. 
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beherrjcht | den Markt in befjeren Waaren, fabrizirt aber auch viele billige 
Artikel. In Stettin überwiegt die Herrentonfektion, doch macht neuerdings 
die Anfertigung von Arbeiterfonfektion Fortjchritte. 

Das ſüddeutſche Produftionsgebiet fonzentrivt ſich hauptjächlich 
in Sranffurt, Nürnberg und Stuttgart, in welchen Stonfeftiong- 
centren im Allgemeinen bejjere Herren und Knabenkonfektion gearbeitet wird, 
und in Aſchaffenburg, das geringere und geringjte Waare hergejtellt. Auch 
in Worms, Speyer, Mannheim, Cannjtatt und Rottweil wird die Herren- und 
Sinabentonfektion betrieben, wenn auch in bejcheidenem Maße. 

Im weitdeuticdhen Produftionsgebiete, dejjen Hauptjige M.- 
Gladbach), Barmen-Eberfeld und die Kreiſe Minden, Herford, Lübbecke, Stadt- 
und Landkreis Bielefeld bilden, ift die Arbeiter: und Sommerfonfeftion zu Hauſe. 

Die Damenfonfektion bejchränft ſich auf drei jtädtijche Zentren: Berlin, 
Breslau und Stettin. Im Berlin werden alle Artifel der Damenfonfektion 
gearbeitet, bejonders aber die bejieren und beiten Genres. In Breslau und 
Erfurt werden mittlere und Stapelartifel, in legterer Stadt bejonders Regen: 
mäntel jabrizirt. 

Auch in der Wäjchefabrifation kann man drei Produftszentren 
unterscheiden, Berlin, Bielefeld und Aue. Berlin ift der Hauptjig für Die 
Fabrikation von Kragen und Manjchetten, neuerdings bat man auc) vereinzelt 
mit der Fabrikation von glatten Einjägen geringerer Qualität ‚begonnen. In 
Bielefeld, wo man zuerjt ausſchließlich leinene Brufteinjäge für Oberhemden 
fertigte, ijt man jpäter zur Fabrifation von fertigen Ober-, Tag: und Nacht: 
hemden für Herren übergegangen nnd hat ſchließlich auch die Zabrifation von 
Kragen und Manjchetten aufgenommen; die erforderlichen Stidereien werden 
zum größern Theile aus dem Vogtlande bezogen. Ju Aue und dejjen 
Umgebung wird hauptjächlich billige weige und bunte gejtärfte Wäjche 
fabrizirt, zu einem großen Theile für Berliner Häuſer, die durch Faktore 
arbeiten lajjen. 

Die Hauptfige der Wäſchekonfektion jind Berlin, Breslau und Köln. 
In Berlin werden alle Artikel der Branche vom billigjten Nachtyemd bis 
zum fojtbarjten Neglige gefertigt. Im Breslau wird größtentheils Ars 
beiterwäjche, in den Weberbezirfen des Enlengebirges faſt nur Militärwäſche 
hergeftellt. Auch in Köln und Umgebung wird vornehmlicd) billige Waare 
fabrizirt. 

Ueber den Abſatz der Konfektionsartikel giebt der Bericht einige 
furze Mittheilungen. Dennoch arbeitet, joweit der Inlandmarft in Frage 
fommt, Berlin für ganz Deutjchland. Der Nordojten wird mit billigen Sachen 
von Breslau und auch von Stettin aus verjorgt. Bielefeld liefert jeine Hemden: 
einjäge für ganz Deutjchland, Stuttgart jeine meift bejjere Herrenfonfektion 
nach Sachjen, der Laujig, Berlin und Schleswig-Holſtein. 

Erportirt wird in den Artifeln der Herren und Anabenkonfektion tim All- 
gememen wenig, nur nach der Schweiz gehen aus allen Zentren Erzeugnifje 
dieſer Branche. Wrbeiterfonfektion wird nach Holland, England und Skandi— 
navien geliefert. Für Damenkonfektion bildet England den auswärtigen Haupt: 
markt, Doch jind auch Nordamerifa namentlich Canada, und dann die Schweiz, 
Dolland, Belgien und Skandinavien noch lebhafte Abnehmer. Nach den Ber: 
einigten Staaten blühte das Gejchäft bis zum Erlaß der Mac Kinley Bill in 
außerordentlicher Weiſe; mit diejer wurde es jo gut wie abgejchnitten und konnte 
Jich auch, nachdem die Aufgebung der Bill verfügt war, nicht in annäherndem 


w 


und die gefehliche Regelung ber Ronfektionsarbeit. 5 


Umfange wieder entwideln. Ebenſo hat der Erport nach Oeſterreich und 
Rußland faſt ganz aufgehört. Die Wäſcheinduſtrie hat einen bedeutenden 
Export ſowohl nad) den vorgenannten Ländern als auch vor allem nach Mittel- 
und Südamerifa, wie nach der Kapkolonie zu behaupten vermocht. 


II. Die Betrieböformen der Konfektionsinduftrie. 


Bei den Erhebungen jind als VBetriebsformen Fabrik, Werfftatt umd 
Hausindustrie umterichieden worden. Diebei hat man bezüglich des Fabrik— 
betriebes die Thatjache als ausjchlaggebend erachtet, daß ein Betrieb von 
der Behörde als Fabrik behandelt wird. Bei den Werfjtätten, die im 
Bericht aud als „Werkitätten der Zwiſchenmeiſter“ bezeichnet werden, handelt 
es ſich in der Hauptjache wohl um Betrieb von Zwiſchenmeiſtern, die in 
Werkſtätten für Konfektionsgeichäfte arbeiten; denn in den Verhandlungen der 
Kommiſſion für Arbeiterftatijtit ift der Begriff Zwijchenmeifter nicht nur 
auf diejenigen Hansgewerbebetreibenden angewendet worden, die die „ihnen 
vom Konfektionär übertragenen Arbeiten ihrerjeit3 twieder ganz oder theilweije 
an andere Hausgewerbetreibende (Heimarbeiter) weitergeben, jondern auch auf 
jofche, welche die ihnen vom Konfektionär übertragenen Aufträge in ihren eigenen 
Werkſtätten mit Hülfe von fremden Zohnarbeitern ausführen. Die Werfftätten 
der Konfeftionäre jcheinen eine untergeordnete Nolle zu jpielen.') Unter 
„Hausinduſtrie“ it mithin tm Unterjchiede vom Werfjtattbetriebe, haupt: 
jächlich wohl die im Bericht wiederholt als Heimbetrieb bezeichnete Arbeit 
der allein oder nur mit Angehörigen in der Wohnung arbeitenden „Heim— 
arbeiter“ veritanden worden. Dieje Abweichung von der Begrenzung des 
durch das Neichsverficherungsamt feitgeitellten Begriffs, wonad) die Heim: 
arbeiter feine Hausgewerbetreibenden find, wird zu beachten jein. Von einer 
Definition diejer Begriffe ift im Berichte jelbit jonjt übrigens überall abgejehen 
worden. 

Der Fabrifbetrieb jcheint dem Berichte nach innerhalb der Kleider— 
fonfeftion mur in der Arbeiter: und Sommerkonfeftion vorzufommen und 
in diejer in ihren beiden Hauptpläßen, Elberjeld-Barmen und M.-Gladbadı. 
bei weitem gegen die Hausarbeit zu überwiegen. Auch in der Damenfonfeftion 
findet man wenig Fabrifbetriebe. In Berlin haben wohl einzelne Konfektions— 
aeichäfte in ihren eigenen Räumen Werkitätten eingerichtet, die die Behörde als 
Fabriken anſieht; ebenjo finden jich hier in einzelnen Geichäftshäufern der 
großen Firmen fabrifmähige Werkftätten, in denen bejonders jeme Spezial: 
artikel, Maabjachen oder eilige Abänderungen ausgeführt werden. Doc find 
das Ausnahmen. Etwas größere Bedeutung fcheinen nur die fabrifmäßigen 
Betriebe für Mäntelfonfeftion in Erfurt zu beanjpruchen. Auch die Wäſche— 
fonfeftion fennt den Fabrifbetrieb nur vereinzelt. Anders liegen dagegen 
die Verhältniffe in der Wäjchefabrifation. Hier ift der Fabrikbetrieb 
von erheblicher Bedeutung, doch übertrifft er auch die Hausinduſtrie jelten an 
Umfang. In Berlin wurden nach Feig (Hausgewerbe und Fabrikbetrich 
in der Berliner Wäjcheinduftrie, Staats- und ſozialwiſſenſchaftliche Forichungen, 


) In den Werfftätten der Konfeltionäre werden meift nur die eriten und letzten Ar- 
beiten Zuſchneiden und Bügeln, Knopfmaden, Knöpfe annäben :c.) oder Abänderungen 
ausgeführt. Werkitätten, in denen das ganze Stüd fertig geftellt wird, fommten nur 
jelten vor, 
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Bd. XIV, Heft 3, ©. 30) im Jahre 1894 42 Wäjchefabrifen gezählt. Davon 

arbeiteten 18 mit eigener Dampfmaschine, 17 mit gemietheten, 3 mit Gas: 

motoren, 4 ohne Motoren. Die Arbeiterzahl betrug bei 

Fabriken 10 bis 20 
21 30 

’ al „ 40 

r 41 „ 50 

; öl „ 60 

" 61 „ 70 

81 90 

91 „ 100 

r 101 „ 150 

E 151 „ 200 

* 201 „ 250 

; 3öl „ 400 

. 451 „ 500 

: 974 

In Aue bejchäftigte die größte der dortigen Fabrifen neben 700 Fabrik: 
arbeiterinnen eine noc) größere Zahl von Heimarbeiterinnen. 

Was den Werkſtatt- und den Heimbetrieb anbelangt, jo findet 
innerhalb der Herren: und Knabenkonfektion eine Verbindung des erjten 
mit dem zweiten bei demjelben Zwijchenmeifter, d. h. ein Weitergeben der Arbeit 
jeitens der Zwijchenmeijter an Heimarbeiter in Berlin zum Theil in der 
Saquettbranche, vor Allem aber in der Hojen- und Wejtenbranche wie in der 
Knabenkonfektion die Negel bildet, dagegen findet ſich in der Paletot- und 
Rockbranche faſt ausjchlieplich, in der Jaquettbranche zum Theil Konfektions— 
arbeit ohne Weitergeben an Heimarbeiter vor. Ebenſo bejchäftigen die Kon— 
feftionsgejchäfte direkt zahlreiche ſogen. „Siggejellen“, die vielfach durch An: 
nahme von Hilfsarbeitern zu Zwiſchenmeiſtern werden. Häufiger als in Berlin 
findet in Stettin eine direfte Vergebung von Arbeit an die Heimarbeiter 
durch den Konfektionär jtatt. Große Zwiſchenmeiſterwerkſtätten, namentlich 
jolche, die Heimarbeiter bejchäftigen, find jelten; dagegen wird hier die Haupt: 
arbeit von kleinen Meiftern geleitet, die mit der Frau und 1 bis 2 Gejellen 
oder Mädchen zu Dauje arbeiten. Much in den übrigen PBroduftionsgebieten 
(Achaffenburg, Nürnberg, Stuttgart, weſtfäliſches Gebiet) jcheint die Verbindung 
von Werkſtatt- und Heimarbeit in der Herren: und Stnabenfonfektion nicht bekannt 
zu jein. In der Damenfonfeftion it ebenfalls Berlin der Hauptiig des 
Zwiſchenmeiſterſyſtems mit Weitergabe von Arbeit an Heimarbeiter. In Breslau 
und Erfurt dagegen herricht die Werfitattarbeit bei weitem vor; Heimarbeiter: 
innen jollen in Erfurt nur in der Saiſon, und jelbft dann nur in relativ 
geringer Zahl, in Breslau hauptjächlich blos von den Detailiiten, nicht aber 
von Engrosgejchäften bejchäftigt werden. In der Wäſchefabrikation ijt das 
Weitergeben von Arbeit durch die Zwiſchenmeiſter nur in Berlin und in Aue 
für Berliner Häuſer üblich, in Bielefeld ſcheint es nicht vorzufommen. In 
der Wäſchekonfektion endlich jpielt die direkte Bejchäftigung von Heim: 
arbeiten durch die Engrosgejchäfte neben der Beichäftigung von Zwiſchenmeiſtern 
die überwiegende Nolle, insbefondere in Breslau und Köln. Ein Weitergeben 
von Arbeit durch Zwiſchenmeiſter an Heimarbeiter findet nur in Berlin und 
auch da in bejchränftem Umfange ftatt. 

Veber die Größe der Werkjtattbetriebe ift zu bemerfen, daß in 
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den jüddentichen Werkſtätten jelten mehr als 3 Gehilfen, in der wejtfäliichen 
Arbeiter- und Sommerfonfektion durchjchnittlich etwa 5 Arbeiterinnen bejchäftigt 
werden. Aehnlich jteht es in der Wäjchefonfeftion, wo in den meijten Werk: 
jtätten 6 bis 10 Arbeiter vorhanden find, und nicht viel anders in der nord» 
deutjchen Herren: und Knabenkonfektion mit einer zwilchen 5 und 20 jchrvanfen: 
den Arbeiterzahl. Dagegen finden ſich in der Damenfonfektion noch erheblic) 
er Werfftattbetriebe. „Innerhalb jeder Branche“, jo bemerkt der Bericht 
(©. 10), „gilt es als Negel, daß, je geringer der Werth des Rohitoffs gegen 
über dem Werth der Veredlung durch Arbeit it, deſto zahlreicher und größer 
die Zwijchenmeisterbetriebe ſind“. 

Die Zahl der in den Zwijchenmeijterbetrieben vorhandenen Majchinen 
richtet ſich darnach, ob der Betrieb in der Hauptjache Werkitatt: oder vorzugs: 
weije Heimbetrieb iſt; im erjten Falle pflegt fie größer zu jein umd neben der 
Nähmajchine die Knopfloch- und Bufegneibemafchine eine Nolle zu jpielen. 

Beachtenswerth iſt, daß die Zwiſchen meiſter in der Regel für mehrere 
Geſchäfte arbeiten, um bei Arbeitsmangel einen beſſeren Rückhalt zu haben. 
Nur in der Damenfonjeftion und zum Theil auch in der Arbeiter und Sommer: 
fonfeftion jcheint das in geringerem Maaße der Fall zu jein; in erjterer aus 
techniichen Gründen, weil jede Firma ihre eigenen Spezialitäten bat und 
der Zwiſchenmeiſter jich bei einem Wechiel immer evjt für das neue Gejchäft 
einarbeiten muB, bevor er einen angemejjenen Verdienſt findet; in letztern, weil 
die Zahl der einzelnen beſonders großen Geſchäfte auch in den örtlich be— 
ſchränkten Gebieten klein iſt und es deshalb nicht leicht ſein mag, gleich anderswo 
Arbeit zu erhalten. 

Als eine bejondere Form der Verbindung von Werfitatt und Seimorbeit 
bezeichnet der Bericht das — jcheinbar nur bei weiblichen Arbeiten, insbejondere 
den Handnäherinnen vorfommende — Mitnehmen von Arbeit aus der 
Werkitatt zur Fertigjtellung in der Wohnung. In Erfurt joll etwa , der 
Verfjtattarbeiterinnen während der Saiſon noch 2 bis 3 Stunden zu Hauje 
arbeiten. Auch in Berlin, Stettin und Breslau findet das Mitnehmen von 
Arbeit in erheblichem Umfange jtatt, jeltener kommt es im Bielefeld und Aue vor. 

Die von dem Führer der Berliner Konfeftionsarbeiter, Schneider Timm, 
durch die Preſſe verbreitete Behauptung, daß ſich in Berlin neben dem Zwiſchen— 
meiſterſyſtem ein neues Syſtem, das ſog. Kontraktorenſyſtem, auszubilden 
beginne, was darin beſtehe, dal ein kapitalkräftiger Mann ſich dem Konfektionär 
zur Verfügung jtelle und ihm das ganze Gejchäft mit der Schneiderei abnehme, 
jo daß er jich auf das kaufmänniſche Gejchäft zu beichränfen habe, mußte von 
ihrem Urheber jelbjt, als er vor der Kommiffion für Arbeiterjtatijtif als Aus: 
funftsperjon vernommen wurde, als aus der Luft gegriffen, als „Vermuthung“ 
bezeichnet werden. 


III. Arbeit und Arbeiter. 
Bei der Konfektionsarbeit it nach dem Berichte (S. 15) zu unterjcheiden: 
1) Die Erfindung de3 neuen Modells, d.h. die Schaffung neuer Formen 
im erſten Stüd, 

2) die Vervielfältigung desjelben zu Muftern, die zum Aufluchen von 
Beitellungen mit auf die Reife genommen oder in den Salons der 
Geſchäfte ausgejtellt werden (Reiſemuſter — Salonmufter), 

3) die eigentliche Sonfektionsarbeit, die Herjtellung der jogenannten 
Lieferwaaren für die Detailiiten, 
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Die Heritellung der Modelle und Mufter ift im der Herreu- und 
Knabenkonfektion von jehr geringer, in der Wäjchefabrifation von mäßiger und 
in der Wäjchefonfeftion von etwas größerer Bedeutung, ausichlaggebender 
dagegen wird fie in der Damenfonfeftion. Hier entwirft theils der 
Chef der Firma in "Ber Ben mit dem Meijter das Modell, theils find jogen. 
Ktonfektionäre eigens angeitellt, um Die Modelle ausjchliehlich für die eigene 
Fabrifation zu entwerfen. Die Herjtellung des Modells jelbit erfolgt nur 
jelten ganz in der eigenen Konfeftionswerfitatt'), meist ſind jchon bei der 
Konstruktion des Muſters auf Papier die fachkundigen Zwiſchenmeiſter mit 
bebülflich. Deren Aufgabe ift e8 nun, an der Hand der Zeichnung den Zu: 
ichnitt zu fonftruiven. Sit dus Modell vollendet, wozu es erheblicher Ge: 
ichieklichkeit, öfterer Menderungen, ja manchmal gänzlichen Umarbeitens bedarf, 
jo werden biernach von den Arbeitern die Muster angefertigt. Obgleich dieje 
wejentlich mehr Zeitaufwand wie die Anfertigung von Lieferwaare erfordern, 
werden doc jowohl von den Konfektionären wie von den Zwiſchenmeiſtern 
nur zum Theil höhere Löhne („Muſiergeld“) gezablt.e Dem Zwijchenmeiiter 
ift e8 um jo eher möglich, zu den ſonſt üblichen Sätzen arbeiten zu laſſen. 
da die Mujterarbeit in die ftille Zeit fällt; die Mufter dagegen pflegt auch 
er, im der Erwartung, die jpäteren Aufträge auf die Lieferwaaren zu erhalten, 
dem Konfeftionär häufig zu niederen Preiſe, zu berechnen und jo jchließlich Einbuße 
zu erleiden. Als weitere Mißſtände haben jich bei der Modelle und Mufter- 
arbeit herausgeitellt, einerjeits, dab die Konfeftionäre die auf ein Muſter ein— 
laufenden Aufträge nicht immer an den Meijter vergeben, der das Mujfter 
hergeitellt hat, jondern an billiger arbeitende Konkurrenten, anderjeits, dal; 
auch die Zwiſchenmeiſter für ein beſtimmtes Gejchäft angefertigte, gut ausge: 
fallene Mufter anderen Gejchäften zur Entgegennahme von Aufträgen vor: 
zeigen. Nuch ein gegemfeitiger Austausch von Muftern zum Kopiren iſt unter 
den Zwiſchenmeiſtern üblich. Wie der Bericht bemerkt, wird übrigens im 
mittleren und Stapelgenre der Damenfonfeftion überwiegend mit fopirten, fo 
3. B. in Breslau und Erfurt mit meist gekauften Berliner Muftern gearbeitet. 

Die eigentliche Konfektionsarbeit beginnt mit dem Zujchneiden des 
Stoffes. Diejes wird meilt von männlichen Arbeitskräften bejorgt; nur in 
der Fabrikation von Einjägen wie in der Wäſchekonfektion herrſchen Zu: 
\chneiderinnen vor, in der Damen: und in der Knabenkonfektion begegnet man 
ihnen lediglich dann, wenn fie zugleich FZwiichenmeifterinnen find. Die Zu- 
ichneider und Bufchneiderinnen gehören zu den am beiten bezahlten Arbeitern 
und jtchen meift im Monatsgehalt oder doch im Zeitlohn.”) 

Das Zuſchneiden, das vorherrichend mit Handarbeit, d.h. mit der 
Scheere, und nur vereinzelnt mit Majchinen?) ausgeführt wird, findet im der 
Derrenfonfektion wie in der Kragen und Meanjchettenfabrifation, von den 
Maßſachen abgejeben, im Gejchäft des Konfektionärs ftatt, in der Wäſche— 
jabrifation wird theils beim Stonfeftionär, theils beim Zwiſchenmeiſter, in der 


', Wenn es geichieht, fo meift in der Abficht, den für das Stüd benöthigten Stoff 
und die erforderliche Arbeitszeit jelbit feitzuftellen. Anders liegen die Verhältniiie in Paris, 
wo zahlreiche beiondere Geichäfte für Heritellung neuer Modelle zum Verlaufe folcher ins 
Inland oder Ausland vorhanden find. 

”) Ausnahmen finden fih in der Wäſchefabrikation, * auch Stücklohn vorkommt. 

In der Kragen- und Manſchettenfabrikation, werden ſogen. „Preſſen“ als Zuſchneide— 
maſchine reiht. in der großen Berliner MWäfchefabrit verwendet man zum ie 
der Hemden mit Dampf betriebene Bandfägen, 
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Knabenkonfektion in der Regel und in der Damenkonfektion wohl ausſchließlich 
beim Zwiſchenmeiſter zugeſchnitten. 

Nah dem Zuſchneiden erfolgt das Einrichten (Vorrichten), d.h. das 
Zufammenftellen der zu einem Stück nöthigen Theile wie Stoff, Futter, Zu— 
thaten u. dal. Es geichieht meist durch kaufmännische Angeitellte des Kon— 
refitonsgejchäftes, aber auch durch die Zujchneider und Bügler, in der Kabrif 
durch die Werfmeifter oder die Direftrice, in den Werfjtätten der Zwiſchen— 
meiſter durch dieſe jelbit. Nur in einem Falle wird berichtet, daß ein Zwiſchen— 
meifter der Berliner Damenkonfektion bejondere gegen Wochenlohn angeftellte 
Einrichterinnen beichäftige. 

An das Einrichten schließt jich das Ausgeben der eingerichteten Stücke 
an den Arbeiter oder Zwiſchenmeiſter an. Es erfolgt zum Theil jo, daß der 
Empfänger in einem im Gejchäfte verbleibendem Buche Quittung leistet, nur 
in vereinzelten Betrieben erhalten Zwijchenmeifter wie Arbeiter Arbeitsbücher. 


Die eigentliche Heritellung der Konfeltionswaare, die num 
jolgt, zeigt „die weitgehendite Arbeitstheilung ſowohl bezüglich der Art 
der Artifel wie auch der einzelnen Arbeiten am Stücke jelbit*. Wir finden 
ihon innerhalb der verjchiedenen Konfektionszweige beſondere Betriebe für 
einzelne Artifel (z. B. für Herjtellung von Knabenmänteln, von „Backfiſch— 
fonfeftion“, von weihen Unterröden, Herrenwäſche u. dgl.). Entiprechend diejer 
Spezialifirung der Betriebe ift die Arbeiterichaft gruppirt. „An die Stelle 
handwerksmäßiger Durchbildung“, jo bemerkt der Bericht, „tritt eine einjeitige 
Eimübung auf gewiſſe Stüde; Röcke-, Holen: und Weltenjchneider werden 
gejucht und Die elle ziehen die einjeitigen Konfektionsarbeiter jogar 
theilweis den vielſeitig ausgebildeten „gelernten“ Gejellen des Maßgeſchäfts 
vor. Trotzdem finden, begünstigt vornehmlich durch die Technif der Näb: 
majchinen, häufige Uebergänge von einer Spezialität in die andere jtatt. 
Herrenjchneider gehen in die Damenjchneiderei über, Damenjchneiderinnen zu 
den Weiten: und Hojenarbeiterinnen u. 7. f. Auch füllen, wenn die Saiſon 
für Die Spezialität vorüber ift, die Zwijchenmeifter und Arbeiter die Lücken in 
ihrem Hanptfache durch die Uebernahme jcheinbar ganz fernliegender Arbeiten 
aus anderen Spezialitäten aus.“ 

Noch komplizirter, jo bemerkt der Bericht, iſt in der fonfeftionsmähigen 
Schneiderei die Arbeitstheilung am einzelnen Stüd Wenn aller: 
dings für einzelne, namentlich bejjere Artifel (hu z B. beſſere Röcke und 
Paletots in der Herren: und Knabenkonfektion, feine Wäſcheausſtattungsſtücke 
wie Negliges in der Wäſchekonfektion, Hemdeneinjäge in der Wäjchefabrifation) 
die Fertigſtellung des Stüdes in einer Hand auch heute noch überwiegt, jo 
dat jich Doch in der geringen und mittleren Herren und Knabenkonfektion, 
in der Damenmäntelbranche wie in der Wäjcheinduftrie bezüglich der Haupt— 
arbeit, der Näherei (einjchliegfich der Knopflocharbeit und des Annähens der 
Knöpfe) eine „ehr jchlechte Arbeitstheilung entwickelt, die in erſter Linie dahin 
geht, daß bejondere Arbeiter die Majchinennäherei und andre die Handnäherei 
übernommen haben. Die Majchinenarbeit überwiegt bei weitem in den 
Prozeſſen de3 Steppens (Herjtellung langer glatter Nähte umd der fürzeren 
jogen. Schaunähte) und des Knopflochmachens ; in der Anopflochmacherei hat 
tie bereit3 zur Bildung bejonderer Betriebe geführt, die fich in den Händen 
eines allein oder mit Gehilfen arbeitenden Kuopflocharbeiters befinden und 
von den Näherinnen vor Abgabe der Stücke an den Konfektionär oder Zwiſchen— 
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meifter in Auſpruch genommen werden.!) Für die Handnäherei it in den 
meiſten SKonfeftionszweigen vor Allem das Heften, danı das Einjegen der 
Aermel, Annähen der Stragen, die meifte Arbeit beim Futter und das Ber: 
fnöpfen (Annähen der Knöpfe) übrig geblieben. Außerdem wird das Haud: 
nähen nach dem Berichte (S. 20) immer noch da angewandt, wo „es auch das 
Herausarbeiten der Form und damit zujammenhängend auf äußerjt jaubre 
Arbeit ankommt“. Auch darüber haben die Erhebungen Aufklärung gejchaffen, 
daß die Zahl der Handnäherinnen heute im Allgemeinen noch größer ijt, als 
die der Majchinennäherinnen. 

Etwas abweichend von den Arbeitsprozeflen in der Kleiderfonfektion ge 
jtaltet jich die Heritellung der Waaren in der Wäjchefabrifation. Hier 
folgt auf das Zujchneiden zunächit das Stempeln (Aufdrüden von Fagon, 
Namen und Größenzahl auf die zugeichnittenen Stoffe ꝛc.). Dann wird das 
VBorrichten erwähnt, d. h. das Berejtigen der einzelnen Theile des Stüdes 
aneinander durch einen Kleinen Stich oder durch eine Stednadel vor dem 
Nähen und das Umdrehen und ſonſtige Zurechtmachen des Stüdes während 
des eigentlichen Nähens; in neuerer Zeit wird dieje Arbeit jedoch häufig zu 
einer Nebenarbeit der Majchinennäherin gemacht, auch wird fie vielfach Abends 
zu Haufe verrichtet. Auf das Vorrichten folgt das Nähen und das Kleben; 
(eteres bejteht darin, daß die einzelnen Theile der Manſchetten und Kragen 
aneinander geffebt, unter Beifügung von Stärke angefeuchtet und über eine 
Blechfason mit einem heißen Eijen gepreßt werden. Dem Nähen reiht ſich 
das Wafchen und Stärfen, beides in Großbetrieben mit Dampfbetrieb, und 
als Abjichlug das Bügeln oder Plätten an. Das Plätten der Wäſche, 
das meiſt in den Wlättereien der Großbetricbe, daneben aber auch in den 
Plättjtuben der Zwiſchenmeiſter und vereinzelt in den Wohnungen der Plätte— 
rinnen erfolgt, tft noch durchweg Handarbeit und wird als eine jich jcharf 
von der übrigen Arbeit abjonderude Iheilarbeit von bejonderen berufsmäßig 
geſchulten Arbeiterinnen aus gerührt. 

Zum Theil anders als in der Wäjchefabrifation Liegen die Verhältniſſe 
bezüglich des Bügelns in der Kleiderkonfektion. Obgleich es auch hier in 
ziemlich weitem Umfange, als Regel namentlich in der Damenmäntel- und 
Jaquett Konfektion, zur Berufsarbeit beſonders ausgebildeter Bügler geworden 
iſt, giebt es doch noch ganze Branchen (z.B. die Paletot- und Rodbrandıe), 
wo Schneider oder Näherinnen die einzelnen Stücke nicht nur nähen, ſondern 
auch bügeln. Im Gegenſatze zur Wäſchefabrikation, in der in der Hauptſache 
faſt nur Glätterinnen beſchäftigt werden, liegt die Arbeit des Bügelns in der 
Kleiderkonfektion meiſt in der Hand von Männern. 

Als letzte der in der Konfektion vorkommenden Arbeiten kann man das 
Abliefern fertiger Waaren an den Zwiſchenmeiſter oder Konfektionär 
anſehen. Sie pflegt, ſofern der Heimarbeiter an den Zwiſchenmeiſter 
liefert, ziemlich glatt von ſtatten zu gehen und für die Heimarbeiter meiſt nur 
den größeren Zeitverluſt mit ſich zu bringen, wenn unter ihrer Mitwirkung 
bei der Ablieferung noch gewiſſe Arbeiten an den Stücken ausgeführt werden 
müſſen. Anders liegen die Verhältniſſe bein Abliefern nach dem Geſchäft. 
Hier gilt als Regel, daß der Meiſter oder die Heimarbeiterinnen für den 


NAls weitere Theilarbeit der Maſchinenknopflochnäherei bat ſich, hauptſächlich in der 
Wäſchefabrikation das Verringeln herausgebildet, d. h. das als Handarbeit erfolgende Ver— 
nähen der ſeitlichen Knopflöcherenden zur Verhütung des Außreißens. 
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Transport der Waare zum und vom Gejchäfte ſorgt. Vom Meiſter werden 
hiebei meiſt Hilfsperjonen (Kinder, Lehrlinge, Dienftmädchen 2c.), vielfach aber 
auch Werkitattarbeiterinnen verwendet. Als jchwerer llebeljtand wird es nun 
beffagt, daR das Abliefern an das Gejchäft vielfach mit ganz erheblichem Zeit: 
verlufte und zum Theil auch mit recht bedeutenden baaren Geldauslagen, nament: 
lic) für die Zwiſchenmeiſter, verbunden iſt. Letztere juchen jih — mie aus 
Breslau berichtet wird — vielfach dadurch jchadlos zu halten, daß ſie den 
Stüdarbeiterinnen einen gewiſſen Betrag (3 Big.) pro Stüd für die Bezahlung 
der Lieferungen abziehen. Eine Ausnahme von der hier geichilderten Regel 
des Ablieferns findet ſich in einigen Konfektionszentren, wie in Aue, wo Die 
Arbeit aus dem Haufe abgeholt wird, und in den ländlichen Konfektionsbezirfen 
Süddeutjchlands, wo die Waare frei durch die Pojt oder Brivatboten geliefert wird.') 

Entjprechend der gejchilderten Arbeitstheilung hat jich auch das Arbeiter: 
perjonal gruppirt. Wo die Ktonfektionsjchneiderei noch in einem Zuſammen— 
hange mit der alten handwertsmäßigen Schneiderei jteht — es ijt das eigent- 
(ih nur noch in der Rod- und Paletotbranche und vor Allem in Süddeutich- 
land der Fall — hat fich die Eintheilung in Meifter, Gefellen und Lehrlinge 
theilweije noch ungejtört erhalten, und auc) die Bezeichnung „gelernter Schneider“ 
für Leute, die in der handwerfsmäßigen Weiſe eine meiſt dreijährige Lehrzeit 
durchgemacht und dann einige Jahre als Gejelle gearbeitet haben, bejigt noch 
„eine ziemlich bejtimmte anerfannte Bedeutung“. Nuch der Begriff „Schneis 
derin“ als die berufsmäßige, gelernte DVerfertigerin ganzer Frauenkleider iſt 
jowohl für Zwijchenmeilterinnen wie für Heimarbeiterinnen in der Stonfeftion 
noch gebräuchlich, hauptjächlich in der Koftüms wie auch in der Damenmäntels 
branche. In der Wäjchebranche fehlen dieje Begriffe und Namen, da Jich die 
Wäjchebranche — wie der Bericht (S. 26) bemerft — „nicht aus einem berufs- 
mäßig gebundenen Gewerbe, jondern aus der häuslichen Arbeit entwidelt hat.“ 

Die Zwiſchenmeiſter jind dem Berichte nach anfcheinend nur noch in 
in der Rod und Paletotbranche durchweg „gelernte Schneidermeijter“, in den 
übrigen Zweigen der Herrentonfektion find jie vielfach durch ungelernte erſetzt 
worden. Bei den Meijterinnen der Wäjchefonfeftion it eine bejondere Vor: 
bildung nur theilweie nöthig. „Bemerkenswerth“, jo heißt es in dem Berichte, 
„ut bei all diefen Meijtern und Meifterinnen, die doch zum Theil jehr viel 
Berjonen bejchäftigen und für mehrere Konfeftionäre arbeiten, daß ſie eine 
faufmänntiche Vorbildung regelmäßig nicht genoſſen haben und ohme jede auch 
nur einigermaßen ausreichende Buchführung wirthichaften“. 

Auf die Zwijchenmeilter folgen als nächite Gruppe, die noch außerhalb 
der eigentlichen Arbeiter jteht, die Werfmeifter und die Direftricen. Jene 
finden jich in einzelnen Betrieben der Herren: und Damenfonfektion, wo fie 
die Arbeit vertheilen und deren Ausführung beaufichten. Direftricen fommen 
zunächjt in der Damenfonfektion, insbejondere in der Koſtümbranche vor, dann 
aber vor Allem in der Wäjchefabrifation und Wäjchefonfektion. Sie haben 
theilweije neue Muſter zu entwerfen, und vielfach auch die Ausgabe der Arbeit 
zu bejorgen wie die Ausbildung der Lehrmädchen, mamentlich der in der 
Plätterei, zu überwachen. Der Bericht bezeichnet ihren und der Werfmeijter 
Einfluß auf die Bedingungen, unter denen die Arbeiter arbeiten, oft als einen 
bedeutenden. 


!) Weber die weiteren Webelftände, die mit dem „Abliefern“ verknüpft find, vgl. den 
Abſchnitt „Arbeitszeit“. 
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Als dritte Arbeiterfategorie findet man bet den Konfeftionären wie bei 
den Amiichenmeiftern die Zujchneider und Zuſchneiderinnen, jene 
ausjchliehlich in der Herrenfonfeftion und überwiegend in der Wäjchefabrifation 
wie in der Damenfonfeftion, dieje überwiegend in der Wäjchefonfeftion wie 
in erheblicher Zahl in der Damenfonfektion. Die Vorbildung der Zujchneider 
ijt jehr verschieden. Schon in der Herrenkonfektion jind viele nicht gelernte 
Schneider, jondern haben lediglich einen 6wöchentlichen Kurſus in einer „Zu: 
ichneideafademie* durchgemacht. In der Wäjchefabrifation find meiſt Perſonen 
angejtellt, die früher ſchon eine andre, theilweije ähnliche Ihätigfeit ausgeübt 
haben. 

Nach den Zujchneidern fommen die, Schneidergeſellen“oder, Schneider“, 
berufsmäßig vorgebildete Arbeiter, die ſich vornehmlich in der Herrenfonfeftion, 
in der Perliner Damenfonfeftion und in der weitfäliichen Arbeiterfonfektion 
und da bejonders als SHeimarbeiter vorfinden und überwiegend die befjeren 
und jchwierigen Näharbeiten ausführen. In Norddeutichland jind es meijt 
ichon ältere verheirathete Leute, die entiweder mit der Frau und auch wohl 
mit einem jungen Manne zu Haus oder in der Werfitatt arbeiten; in Süd— 
deutichland dagegen jind die Schneidergejellen fait ausnahmslos junge Leute, 
die in der Werkſtatt des Meiiters ſitzen und bei diejen meiſt auch Kojt und 
Mohnung haben. 

Schneiderlehrlinge im jtrengen Sinne des Wortes werden, wie der 
Pericht mitteilt, nur in der ſüddeutſchen Herrenfonfeftion ımd auch da im der 
Hauptſache blos in den jtädtiichen Betrieben erwähnt. Die Verhältniſſe Liegen 
bier bezüglich der Ausbildung und des Lehrvertrages jo ziemlich wie im alten 
Handwerk. Geflagt wird jedoch vielfach über die zu einjeitige Ausbildung der 
Lehrlinge wie jtellenweife, namentlich in der Gegend von Aichaffenburg, über 
arge Lehrlingszüchterer. 

Was die eigentlichen Konfeftionsarbeiter und Arbeiterinnen 
anbelangt, jo findet jich bei den ländlichen zwiſchen männlichen und weib- 
lichen Arbeitern fein Unterichied in der Ausbildung und Wrbeitstheilung. In 
der großen Klaſſe der jtädtijchen KKonfeftionsarbeiterinnen haben die Näherinnen 
der norddeutichen Serrenfonfeftion die Hoſen- und Weſtenbranche jowie die 
Knabenkonfektion ganz, die Saquettbranche zum großen Theil erobert; auch 
in der Damenfonfeftion jind fie bei weitem überwiegend. 

Von einer eigentlichen Lehrzeit der Näherinnen it weder in der 
Herren- noch in der Knabenkonfektion die Rede. Es handelt fich Hinsichtlich 
ihrer Vorbildung meiſt um nichts weiter als um eine fürzere oder längere 
Probezeit, che das Mädchen als Arbeiterin jelbftändiq verdient. „Theilweiſe 
findet man auch“, jo bemerft der Bericht (S. 29), „iogenannte Lehrmädchen 
von vornherein „auf Stück” nähen, daneben beiteht aber auch bier und da 
die Verwendung der billigen Kräfte der Anfängerinnen durch Berlängerung 
der unbezahlten Lehr: oder Probezeit oder durch Entlafjung oder durch Be: 
willigung niedriger Zeitlöhne nad) beitandener Probezeit weiter.” 

Was das Gejchlecht und den Familienftand der Arbeiter an- 
belangt, jo fait der Bericht (S. 31) die thatjächlichen Verhältniſſe dahin zu— 
jammen, daß die „[edigen Männer in der Werfftatt, die verheiratheten im Heim: 
betrieb, die ledigen Arbeiterinnen in beiden Betrieben, die verheivatbeten im 
Heimbetricbe arbeiten, und daß insbejondere in der Rock und Paletotbranche 
ausschließlich männliche Arbeiter, in der Hoſen- und Weſtenbranche jowie in 
der Arbeiter: und Sommerfonfeftion überwiegend und in der Damenfonfeftion 
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und der Wäjcheindujtrie faſt ausſchließlich weibliche Arbeiter beſchäftigt werden“. 
Bejtimmte Zahlen zu geben, iſt der Bericht außer Stande; er erwähnt nur 
beiläufig einige Schägungen, die den Schluß zulafjen, dab, der Antheil der 
Männer in der Konfettionsarbeiterjchaft im Vergleich mit den auf über 100000 
zu jchägenden Arbeiterinnen fajt verjchwindend ft.) Es ergiebt jich das 
übrigens aud) aus den bisher veröffentlichten Ergebnijjen der Berufs— 
und Gewerbezählung vom 14. Juni 1895. Danach wurden in der Be: 
rufsart B 122 — Konfektion — gezählt 

a) 5978 GSelbftitäudige, davon 3225 männliche, 2753 weibliche ; 

b) 10383 Selbjtjtändige, zu Haus für fremde Nechnung arbeitend, davon 

1647 männliche, 8736 weibliche; 

c) 5437 zum Verwaltungs (faufmännifchen 2c.) und Aufjichtsperfonal ge: 

börige Berjonen, davon 4142 männliche, 1795 weibliche ; 

d) 27416 Stonfeftionsarbeiter, davon 3064 männliche, 24352 weibliche; 

e) 831 Konfeftionsarbeiter, die jich als bei den oben unter b angeführten 

Berjonen bejchäftigt angeben; davon 141 männliche, 690 weibliche; 

f) 5299 andere Hülfsorgane (Hausdiener, Handlanger, Gejchäjtsfutjcher, 

Packerinnen 2c.), davon 2264 männliche, 3035 weibliche. 

Zujammen jind dies 55844 Perſonen, die jich als mit ihrem Beruf der 
Konfektion angehörig bezeichnet haben; dazu kommen noch 3029 Perſonen 
(708 männliche, 3029 weibliche), die jich als im Nebenberuf darın thätıg an: 
geben. Nun führt aber die Berufsjtatijtif außerdem auf die Berufsarten: 
Schneider umd Schneiderinnen mit 458629 (259366 männlichen, 
169263 weiblichen) Berjonen im Dauptberuf, 24617 (13653 und 10904) 
im MNebenberuf; Näherinnen: 289937, dazu im Nebenberuf 16 483; 
Wäjcherinnen und Blätterinnen, Wäſcher und Plätter: 124582 6067 
und 118515) im Hauptberuf, 12451 (1177 und 11274) im Nebenberuf. Bon 
den Angehörigen Ddiejer drei Berufsarten arbeitet eine große Zahl entweder 
ausjchlieglich oder einen Theil des Jahres für die Konpektion, ohne dab es 
aus den Angaben der Hausliſten zu erfennen war. Es iſt zwar zu eriwarteı, 
daß die — zur Zeit noch wicht aufbereitete — Gewerbeſtatiſtik, die aus den 
für die einzelnen Betriebe ausgejtellten Gewerbebogen bearbeitet werden wird, 
noch die gewünjchte Auskunft bringen wird. Jedenfalls aber jind die Schwierig: 
feiten, die die Ermittlung der Zahl der zur Konfektion gehörigen Perjonen 
bietet, recht erheblich. 

Noch zu erwähnen it die Mittheilung, die der Bericht über Die 
Bejihäftigung von Injajjen der Strafanjtalten und Öefäng: 
niſſe in der Stonfektion enthält. Dierzu liegen allerdings nur Zahlen über die 
dem preußijchen Minijtertum des Innern unterjtellten Anjtalten vor. Danach 
arbeiteten im Jahre 1894/95 von 21100 männlichen und 3073 weiblichen 


— 





) So wird z. B. in Berlin die Zahl der Heimarbeiterinnen in der Damenkonfektion 
von einer Auskunftsperſon auf 50 000 geichägt; in Erfurt find für 12 Damentonfettions- 
geihäfte 212 Zwiichenmeifter, 872 Wertitätten- und 100 Seimarbeiterinnen thätig. Bon 
ven Berliner Wäſchefabriken beichäftigen 46 Fabriken für Herrenwäſche gegen 6000 
Fabrik- und 12000 Heimarbeiterinnen, 15 Fabriken für Damenwäſche 1500 Arbeiterinnen 
in Berlin jelbit; außerdem find in der Waichefabrifation u. A. thatig: im Bielereld und 
Dororten 3300 Hemd- und Ginjagnäherinnen, 400 Hemdjtepperinnen, 500 Naberinnen, 
100 Wälcherinnen und Stiderinnen und 500 Lehrlinge, in Aue und Umgegend über 1000 
abrifarbeiter und über 2000 Hemdarbeiter. In der Wäſchefabrikation arbeiten 
u. U. in Berlin 5000 Arbeiterinnen für 30 Engrosfirmen, in Köln 1000 Arbeiterinnen, 
in München 300 Arbeiterinnen für ca. 30 Wertitätten. 
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Inſaſſen in der Schneiderei und Nähere nur 94 Männer und 322 Frauen. 
Das iſt eine außerordentlich geringe Zahl. Infolgedefjen würde es im Ganzen 
wenig ausmachen, wenn auch in den anderen deutichen Staaten ein größerer 
Theil von Gefangenen thätig jein jollte. Es ergiebt fich jomit, daß die Be— 
hauptungen, daß die Beichäftigung von Gefangenen in der Konfektion den 
Lohn der freien Arbeiter drüde und deren Arbeitsgelegenheit jchmälere, nicht 
ernft zu nehmen find. Eine Konkurrenz der Strafanjtalten ift nicht vorhanden. 


IV. Konfeftion in Verbindung mit anderweitiger Beſchäftigung. 


Eine Darftellung der Verhältniſſe der Konjektionsinduftrie hat zu berüd- 
jichtigen, wieweit dieſe als Haupt oder Nebenerwerb mit der verwandten 
Schneiderei, dem Maßgeſchäfte und mit andern Erwerbszweigen verbunden iſt. 


Konfektionsarbeit in Vereinigung mit Maßarbeit insbe— 
ſondere in der Paletot- und Nocbranche, wo überwiegend gelernte Schneider 
bejchäftigt werden, findet jich bei den Unternehmern nur jelten, dagegen bei den 
Zwiſchenmeiſtern und Arbeitern noch häufig. Daß Zwiſchenmeiſter wie Arbeiter 
in der Herren- und Knabenkonfektion bejonderd in der jtillen Zeit Maßjachen 
arbeiten, wird aus Berlin, Stettin und namentlich aus Süddeutjchland berichtet ; 
in Breslau jcheint auch in der Damen: und Wäjchefonfektion Die Verbindung 
von — und Maßarbeit ziemlich erheblich zu ſein. 


Die Konfektion findet ſich aber auch in Verbindung mit Erwerbszweigen, 
die ihr nicht im Mindeſten verwandt ſind. Charakteriſtiſch iſt vor Allem die 
Verbindung der Konfektion mit der Landwirthſchaft, vwie ſie ſich 
im ſüd- und tm wejtdeutschen PBroduftionsbezirfe (in Unterfranfen, in der 
weiteren Umgebung von Stuttgart und im den Streijen Bielefeld, Herford, 
Minden und Lübbede) hevausgebildet hat. Im diejen Bezirken findet man 
zahlreiche Zandbewohner, meiſt Söhne und Töchter Eleiner Landwirthe, Wein: 
gärtner und landwirthichaftlicher Iagelöhner, die als Hausinduftrielle vder 
Heimarbeiter für die Herrenkleider- Arbeiter: und Sommerfonfeftion arbeiten.') 
In Unterfranken find 600 Meijter und etwa 1500 bis 2000 Yrbeiter für 
Alchaffenburger Stonfeftionshäufer thätig; der größte Theil davon wohnt in 
den Dörfern des Spefjart bis zu 100 und 120 km von Ajchaffenburg entjernt. 
Die Konfektionsfirmen Stuttgarts bejchäftigen in über 70 DOrtjchaften, Das 
Nemsthal hinauf bis nach Göggingen und nördlich bis Ludwigsburg, land— 
wirthichaftliche Familien. 

Die Verhältniſſe der ländlichen Konektionsarbeit können, wie der Bericht 
zugibt, Durch die Erhebungen noch nicht als klargeſtellt bezeichnet werden. 
Soviel wird aber betätigt, daß die Ausdehnung der Konfeltionsarbeit aufs 

Land herabdrüdend auf die Löhne der jtädtiichen Stonfektionsarbeiter einwirkt 
und die ländliche Bevölkerung dem landwirthſchaftlichen Berufe entjremdet. ?) 

Während die Stonfeftion, ſoweit jie in Verbindung mit der Maparbeit 
wie mit der Landwirthichaft vorkommt, zumeiſt die Hauptarbeit bildet, iſt fie 





Die Vorbildung diejer Leute beichränft fich im Allgemeinen darauf, daß fie 4 bis 
en bei einem Schneidermeilter in die Lehre gehen oder einen Schneidergejellen ins 
Haus nehmen. Nur in der Waletot- und Rockbranche dauert die Yehrzeit bis zwei ‚Jahre, 
) Ein gleicher Einfluß it nachgewieien u. A. von E. Sar, die Hausinduftrie in 
Thüringen 1. und 3. Theil Jena 1882 und 1888), 8. Frankenſtein, Bevölkerung und 
Hausinduitrie im Kreiſe Schmalfaden. Tübingen 1887), 2. Bein, die Induſtrie des 
ſächſ. Vogtlandes (Teipzig 1884), E. Schnapper-Arndt, Fünf Dorfgemeinven. 
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in vielen Fällen aber auch nur eine Art Nebenerwerb, der einen Zuſchuß— 
verdient abwerfen umd lediglich als Beihülfe zum Lebensunterhalte dienen 
jol. Solchen Zujchußverdienit juchen jich in allen Zentren der Konfektion 
und außerhalb Dderjelben theils die Frauen und Töchter von Taglöhnern, 
Sabrifarbeitern 2c., theils die von Heinen Staats- und Privatbeamten und 
Dandwerfern zu erwerben. Für eritere iſt er fait ausnahmslos unentbehrlich, 
für legtere wird er von einzelnen Ausfunftsperionen als entbehrlich bezeichnet. 
Der Bericht bezweifelt es zwar, dal die Entbehrlicheit eine jo große jei, als 
mehrfach behauptet werde; er muß aber zugeftchen, daß über die lohndrückende 
Konkurrenz der ‚rauen und Töchter von Unteroffiziren, Schutzleuten, Kleinen 
Stener- und Poſtbeamten allgemein geklagt wird. Dagegen fanı er fejtitellen, 
dab Wittiwen und Töchter höherer Beamten, bei denen ein Bedürfniß nach 
Nebenerwerb bejteht, jo gut wie gar nicht betheiligt Find und ſich höchſtens 
mit Arbeiten der beſſeren Wäſchekonfektion befaſſen; ihr Arbeitsfeld liegt auf 
dem Gebiete der Stiderei und der Anfertigung tunftgewerblicher Bajjementrien. 


V. Enaifon. 


Für die wirthichaftliche Lage der Arbeiter und Arbeiterinnen in der Kon— 
jeftion it der „Wechjel von Zeiten mit lebhaftem und Zeiten mit jchwachem 
oder ganz jtillem Gejchäftsgang” von größter Bedeutung. Die Angaben, die 
über die Gejtaltung der Satjonverhältniffe vor der Kommiſſion für Arbeiter: 
Itatıfti£ gemacht worden, jind leider vielfach ungenau, und namentlich zeigt 
jich oft ein Gegenjag in den Angaben, die Stonfeftionär und Zwijchenmeijter 
oder Konfeftionär einerſeits und Arbeiter oder Zwijchenmeiiter und Arbeiter 
anderjeits gemacht haben. Der Bericht jucht zunächit das damit zu ers 
klären, daß die Saiſon für den Konfeftionär eine ganz andere ſei wie für die 
einzelnen Arbeiter; während nämlich für den Konfeftionär die Saiſon meiſt 
aus drei Theilen, der Muſter-, der Reiſe- und der Lieferjaijon (mit der Hoch: 
ſaiſon als Kulminationspunft) bejtehe und jeine leitende Thätigkeit in der einen 
Periode jo gut wie im der andren nöthig jei, Habe das Gros der Arbeiter 
nur in der Lieferſaiſon bei gemügender Arbeit vollen Verdienſt. ALS weitere 
Gründe zur Erklärung der Widerjprüche im den Ausjagen der Auskunfts— 
perjonen werden die angeführt, day auch für die Arbeiter die Saiſonverhältniſſe 
je nach den einzelnen Konfektionszweigen, wie innerhalb derjelben Branche nach 
den einzelnen Orten, jelbjt nach den einzelnen Artikeln und einzelnen Perjonen 
vecht verichieden Liegen könnten!) und thatjächlich jehr verjchieden Liegen. 

Im Allgemeinen laſſen die Erhebungen erkennen, daß die Arbeiter der 
Wäſchefabrikation und der Wãſchekonfektion unter den Einflüſſen der Saijon 
am wenigſten zu leiden haben; die Wäjchefonfektion jcheint jedoch injoweit, 
als es ſich um die feine Keonfeftion handelt, den Charakter einer Satloninduitric 
mehr und mehr anzunehmen. In der Herren- und Knabenkonfektion „iſt un⸗ 
gefähr 3 Monate im Jahre wenig oder nichts zu thun. Im der Damen: 
fonfefttion dagegen jind die Arbeiter jogar nur 6 bis 7 Monate voll beichärtigt ; 
während 8 bis 4 Monaten gewährt die Arbeit einen unzureichenden Verdienſt 


"So fpielen für einzelne Geihäfte vorübergehende Nonjunkturen eine große Rolle. 
Ta nun bei ungünitigem Geihäftsgange 3. B. die Heimarbeiterinnen zuerst entlaſſen zu 
werden pflegen, während man ſich die Werkitattarbeiterinnen als Stamm zu erbalten jucht, 
io liegt es nahe, daß die Angaben der Arbeiter uber die Saiſonverhältniſſe nicht immer 
gleich lauten. 
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und während 2 bis 3 Monaten iſt überhaupt feine Arbeit zu haben. Daß 
dieje lange Zeit der Arbeitstojigfeit theilweije ſehr ungejunde Verhältniſſe mit 
ſich bringt, wird durch die Erhebungen ebenfalls feſtgeſtellt. Die Verhältniſſe 
würden noch ungünſtiger liegen, wenn die Beſtellungen für dag Export— 
gejchäft, namentlich die bedeutenden Aufträge aus England, nicht jo frühzeitig 
und zwar zu einer Zeit eimgingen, in der das deutſche Gejchäft lahm Liegt, 
und wenn die Konfektionäre nicht, um jich einen Stamm von Zwijchenmeijtern 
und Arbeiterinnen zu erhalten, von einem bejtimmten Zeitpunfte an Sachen 
auf Lager arbeiten Liegen, die jie Häufig nur mit Verlint verfanfen fünnen.') 


VI. Arbeitsvertrag und Art der Entlohnung. 


Der Arbeitsvertrag zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter gejtaltet ſich 
in der Konfektion verjchieden, je nachdem es ſich um Fabrik- und Werfitatt- 
arbeiten oder um Dausgewerbetreibende Zwiſchenmeiſter und Heimarbeiter) 
handelt. Für jene gelten neben den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften die 
einſchlägigen Beſtimmungen der Gewerbeordnung und üben eine gute Wirkung 
aus, für dieſe iſt die Lage nicht ſo günſtig. 

Im Allgemeinen ſcheint m der Konfektion und zwar bei der Heimarbeit 
noch mehr als im Werfjtattbetricb die Tendenz zu herrſchen, jedes dauernde 
Verhältniß zwiſchen Arbeitgeber und „Arbeiker auszujchliegen. Der Arbeits: 
vertrag bezieht jich, Wie der Bericht (S. 44) bemerkt, „auf den einzelnen Auf: 
trag; darüber hinaus bejteht feinenlei Verbindlichkeit, weder zu weiteren Auf— 
trägen überhaupt, noch hinjichtlich der zu .bewilligenden. Löhne und jonjtigen 
Bedingungen.” So ijt durch Die VBernehmungen im einer ganzen Reihe von 
Fällen fertgejtellt worden, day der KKonfektionär nicht nur, wenn ein Kunde 
bet Bewilligung eines kleinen Preisnachlaſſes große Aufträge anmeldete, den 
Preisnachlaß meiſt durch cine Yohnreduftion beim Zwiſchenmeiſter, oder Arbeiter 
für jich auszugleichen jucht, jondern auch bei etwaigen während der Saijon 
vorgenommenen Aenderumgen in den Fagons und dergleichen die Stüclöhne 
berabgeiegt. Wenn auch thatſächlich Zwiſchenmeiſter und Arbeiter in vielen 
Spezialitäten beitimmte Lohnjäge für den Lauf einer Satjon und zımveilen 
noch länger als jejtitehend annehmen können, jo gilt das doch nicht überall, 
am wenigſten aber in der Damenmäntelfonfektion. Berjuche, hier durch Ber: 
einbarung von Tarifen abzubelfen, find, wie die Verneymungen ergeben haben, 





" Ter Beliger des beveutenditen deutichen Tamen- und Kindermäntel: wie Bel; 
tonfeltionsgeichärts, V. Mannheimer, ım Berlin erllärte vor der Kommiſſion u. A.: „Mas 
wir am Yager haben, iſt nur mit Dem größten Schaden u verlaufen. Gewöhnlich kommt 
es jo, dag, wenn die deutjche Kundichaft aus allen Theilen Deutſchlands hier zu uns kommt, 
ſie dieſe Lagerſachen überhaupt nicht anſieht, ſondern ſie will friſche Sachen a die eben 
geliefert werden. Ein jeder denkt, was ſelbſt nur 14 Tage, 3 Wochen oder 4Wochen auf 
Yager ift, das ift nicht ſo gut, als das, was er friich aus der Arbeit befommt. unfolge: 
deiten bat das deutiche Geſchäft an und für Sich, in den lehten Jahren namentlich, mit ſehr 
großen Schwierigkeiten zu kämpfen gehabt.... Wir können die Lagerſachen nicht nur 
nicht preiswürdig verfaufen, ſondern wenn ſie von uns nicht mit dem dentbar fleiniten 
Nupen angezeichnet iind, jo ſind fie fait überhaupt nicht zu verfaufen.... Die Näufer 
reißen ſich um Die Waare, die eben aus der Arbeit fommt. Dagegen wollen jte die Waare, 
die auf Yager ijt, iiberbaupt nicht kaufen. Sie glauben, daß ſie nicht vollitändig auf der 
Höbe der Wode jteht. Dann aber glauben fie auch, dab Waare, die ſchon lange hängt, 
nicht mehr das Anſehen bat, wie Waare, Die eben aus der Nrbeit fommt, und zum Theil 
it das ja auch richtig. Im Sommer namentlich, bei garnirten Waaren, machen 14 Tage 
ihon viel aus, um das Anichen der Waaren einigermatien herabzudrücken.“ S. Trud: 
achen ꝛc. Verhandlungen Wr. 11 Nachtrag.). 
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durchaus mißglüdt. Im der Damenfonfeftion erſchwert auch thatjächlich, wie 
der Bericht (S. 45) hervorhebt, der Wechjel in den Facçons, von denen eine 
jede wieder eine ganz andere Kalkulation bedingt, die Feſtſtellung von Tarifen, 
die über eine Saijon hinauslaufen. Selbjt innerhalb einer Saifon, jo heißt 
—* ſeien wohl nur Minimaltarife möglich, deren Werth aber ziemlich zweifel— 
haft jei. 

Im Einzelnen jeien zu der Tariffrage noch an der Hand der Pro- 
tofolle über die Vernehmung von Auskunftsperſonen nachfolgende Mittheilungen 
gegeben. 

: In der Berliner Kragen: (Cape) Fabrifation war nach dem 
Streif im Frühjahre 1896, nachdem bereit zweimal Tarife verabredet, aber 
wieder umgeitoßen worden waren, jchlieglich die Vereinbarung getroffen worden, 
daß den Zwiſchenmeiſtern von den Stonfektionären bei Artifeln, für die bisher 
ein Preis bis zu 1,60 M. gezahlt wurde, ein Zujchlag von 30°/,, bei Artikel 
im Preiſe von 1,70 bi8 3 M. ein Zujchlag von 20°%,, von 3,10 bis 7 M. 
zu 15°, von 7 bis 10 M. zu 10°/, gezahlt werden jollte; die Arbeiter 
wiederum jollten von den Zwiſchenmeiſtern entiprechend den Zuſchlägen, die 
diefen von den Konfeftionären bewilligt worden waren, Zujchläge zum Lohne 
in Höhe 30, 12, 15 und 10 Prozent erhalten, aljo einen Sat, der nicht dem 
vollen von den Konfektionären gezahlten Preiszuſchlage, jondern nur dem auf 
ihre Arbeit entjallenden Bruchtheile des Preiszujchlages entiprach. Ferner 
jollten die Zwijchenmeijter verpflichtet jein, die Tarife der mit den Konfektio— 
nären vereinbarten Preiſe in ihren Werkitätten auszubängen; dieſe Tarife, 
die feine Angabe der Preije für die Herjtellung der einzelnen Waaren enthielten, 
jondern nur angaben, welche Preiſe nunmehr gegenüber den früher üblichen 
gelten jollten, aljo 3. B., daß ein Artifel, der früher mit 40 Pig. bezahlt 
worden, jegt mit 52 Pfg. bezahlt werde, konnten von vornherein faum als 
Grundlage für eine jich hierauf abwidelnde Gejchäftsthätigfeit gelten. Es hat 
ſich denn auch herausgeitellt, das man jich wenig nach ihnen gerichtet hat. 
Tie Zwijchenmeifter haben die Tarife nicht ausgehängt, und die Konfektionäre 
haben fie zum Theil dadurch umgangen, das jie den Preis der einzelnen 
Stücke berabjegten und danach den Aufſchlag berechnet.') 

Häufig jcheint man bei der Aufſtellung der Lohntarife auch nicht von 
richtigen Grundjägen ausgegangen zu jein. So it 3. B. nad) dem Etreif 
im Frühjahre 1896 in einem Lohntarife der Berliner Mäntelfabrifation be 
itimmt worden, day für billige Mäntel, die 1,75 Marf Arbeitslohn und im 
Verfaufe 6 bis 7 Mark often, ein Zujchlag von 35 Pig. für gute Mäntel, 
die 4 bis 5 Mark Arbeitslohn und bei Verkauf 28 bis 30 Mark koſten, nur 
50 Big. Zufchlag gezahlt werden joll. Nun jpielt ohne Frage bei guten 
Mänteln eine hierdurch bervorgerufene Preiserhöhung um 1 oder 2 Marf 
eine weit geringere Nolle, als eine Preiserhöhung von 1 Mark für Mädchen, 
die ſich nur billige Sachen faufen fünnen. Die für die ärmere Bevölferung 
hergejtellten Waaren werden mithin, obgleich ihre Herjtellung nicht die Hälfte 
der Zeit erfordert, die zur Fertigſtellung eines theuren Mantels gebraucht 
wird, infolge diejes Lohntarifs verhältnigmäßig verthenert.?) 

In der Erfurter Damenfonfeftion war nach dem 1896er Streif 
vereinbart worden, daß ein Zujchlag von 12'/, %, auf die Arbeitslöhne ge: 


', Drudiaden xc., VBerbandlungen No. 10 S. 131 ff. 134, 136, 
) Ebda. S. 152. 
Annalen des Deutihen Reihe. 1898. 2 
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zahlt und die Tarife der den Zwijchenmeiltern von den Konfektionären gezahlten 
Preiſe ausgebängt werden jollten. Letzteres iſt indejjen nur zum Theil ges 
ſchehen. Aus welchen Gründen ift leicht verftändlich, wenn man berücdjichtigt, 
daß gerade aus Erfurt lagen kommen, nach denen die Zwijchenmeijter die 
Löhne drüden, indem fie die ihnen von den Sonfektionären gezahlten Preije 
niedriger angeben, als fie thatjächlic) ſind.) 

In der Berliner Herren= und Knabenfonfeftion bejteht nad) 
einer am 19. Februar 1896 getroffenen Vereinbarung, der etwa drei Viertel 
der Großfonfektionäre ihre Zujtimmung gegeben haben, ein Xarif, wobei 
12'/; Prozent auf alle vor dem Streif im Winter 1895/96 gezahlten Preiſe 
aufgeichlagen jind, und ein Mindejttarif, der nur dann angewandet wird, wenn 
die Preije vor dem 19. Februar 1896 jo niedrig waren, dab ſie mit dem 
12 '/, progentiger Zufchlage noch unter dem erhöhten Tarife zurücbleiben.?) 

In der Stettiner Herren: und Knabenkonfektion jind von 
dem Verbande der Konfektionäre Mindejtlöhne vereinbart worden; auf Ueber: 
tretungen find hohe Konventionaljtrafen gejegt. Nur drei Firmen haben fich 
der Vereinbarung nicht angejchlofjen, doc zahlen dieje höhere Löhne als 
die Mindejtlöhne.‘) 

Ueber das Verhältniß des Lohnes, den die Arbeiter vom Zwijchen: 
meijter erhalten, zum Lohne, der dem Zwijchenmeijter vom Konfeftionär 
gezahlt wird, haben die VBernehmungen der Ausktunftsperjonen verhältnismäßig 
nur wenig Aufjchlüffe erbracht. In der Berliner Damen: Kleider- und 
Baletotfonfeftion jollen die Zwiſchenmeiſter 40 Prozent der ihnen vom Stonfef- 
tionär bewilligten Preije für jich behalten und 60 Prozent abgeben.‘) In Erfurt 
erhalten Näherinnen an Arbeitslohn pro Stüd für Negenmäntel, die der 
Zwiſchenmeiſter zu Preiſen von 2 Marf und 2.50 Mark übernimmt, 1,10 
und 1,30 Big., bei Jaquetts, die der Konfektionär mit einem Stückpreiſe 
von 2,75 und 4 Marf bezahlt, 1,50 bis 1,60 Mark und 2 bis 2,10 Marf.°) 
In der Breslauer Damenkonfektion werden an Stüdpreijen gezahlt‘) 

















ı vom Konfektionär vom Zwiſchenmeiſter 
für | an den Zmiichen: an die 
meiiter Arbeiterin 
Mart | Mart 
Kragen. 4 1,25 0,70 
„Rbeſte Sal. . 2 2 22] 2 1,20 
Gapes . N et et 2 | 1,10—1,30 
Ba rar MAR en al 2,50 | 140-150 
Frauenmänte. 2,50 l 1,40— 1,70 
- a 8 | 1,5—23,— 
Jaquett3 . 2... 1,75 | 0,85—0,90°) 


Ueber das Verhältniß der Verfaufspreije der einzelnen Konfektionsartifel 
zu der Höhe der Löhne, zu denen die Arbeit von den Konfeftionären aus: 
gegeben wird, jind von Auskunftsperſonen aus Wichaffenburg und Stettin 





ı) Ebda. S. 179. 
?, Prudiachen ıc., Verhandlungen, No. 10 5. 48, 
5. 99. 


) Ebda. S 

* Ebda. S. 137. 

8) Ebda. S. 163 und 183. 
% Ebda. S. 163 und 167, 


— 


) Hierzu kommen noch die Koſten der Stepperei. 
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Mittheilungen gemacht worden. Danach betrug in Ajchaffenburg der Engros- 
verfaufspreis von Hoſen, die mit 1,80 bis 2 ME. und mit 2,50 Mi. aus: 
ac wurden, 8'/, bis 9 Mk, und böchitens 18 Me., für Weiten, deren 

nfertigung mit 25—60 Pig. pro Stück bezahlt wurde, 1,10—1,60 Marf. 
In Stettin ftellte jich!) 








der | 























| 
für ‚ bei re | Arbeitslohn | Engros-Verlauf 
N | Mort \ Mart 
———— en 
Winterpaletot® . -. » . . Swifchenmeifter® | 2,20 | 8,50 
" 20.0.0.) Hausinduftrielle ’) | 2,75 | 12 
z | R 3,54, | 22— 26 
Jaquettss. Zwiſchenmeiſte 1,80—1,35 | 9--10 
"or. Hausinduftrielle | 1,50 11’ —12 
En a 9 „ 1,65 1 
” B | 2,50 20—25 
Ride — 273 3 21-35 
einreibige Gehröde . | u 8,75 * 
— ei 4,25 25-80 
Deiten ; |  Smifchenmeifter | 0,45 1,50 
= | | 0,55 | 1,75 
s | 0,7 2,75 
a a ee 0,80-0,85 | 3,25—3,50 
Hoſen. A 0,45 \  3,50—8,60 
FE RE a x 0,50 3,75—3.85 
: A 0,55 | 4,—4,50 
une i 0,60 | 5 
A = 0,70 | 5.50—6 
. a R 0,80 7,50—8,— 
öobenzolfernmäntel . E . ? 5,— | 25—30 
Shumwalofis ohne Wellerine —— 3—3,50 | 16—23 
Burichenjoppen . r mwijchenmeifter | 1,10 7,50 
= beite Qual. . —* ausinduſtrielle | 


1,80 | 17—18 


Zu dieſer Tabelle ift zu bemerfen, daß den Sansinduftrieflen in der 
Hauptjache diejenigen Artikel zur Anfertigung gegeben werden, bei denen Ge: 
wicht auf bejjere Arbeit gelegt wird; da am die Zwijchenmeijter feine jo hoben 
Anforderungen gejtellt werden, wird ihre Arbeit auch jchlechter bezahlt. 

Neben dem in der Stonfektionsindujtrie herrichenden Mangel allgemein 
gültiger Vertragsnormen gejtalten jich auch die Arbeitsbedingungen für 
den einzelnen Auftrag nicht immer jo, wie es wünjchenswerth wäre. 
Selten nur jcheinen die einzelnen Vertragspunkte, namentlich die Lohnſätze, in 
genügend geführte Arbeitsbücher eingetragen zu werden. Schriftliche Beicheinig: 
ungen empfangenen Materials ohne Angabe des Preiſes finden jich vereinzelt 
in der Breslauer und Stuttgarter Herren: und Knabenkonfektion und in der 
Berliner Wäjchefabrifation und Wäſchekonfektion, dagegen in der Berliner 
Damenkonfektion überwiegend. Oft erhält der Arbeiter aber gar fein. jchrift- 


Druckſache ꝛc, Verbandlungen, No. 10 S. 97, 98. 

5 und °) Tie Ausvrüde „ „Ömüichenmeihte“ und „Beimarbeiter” oder „Dausinduftrielle” 
find in Stettin nicht gebräuchlich an untericheidet bier zwiichen „Cinzelarbeiter“, d. h. 
einen Arbeiter, der mit jeiner Frau und vielleicht noch einem Geiellen arbeitet, und „Mailen: 
arbeiter“, d. b. dem Inhaber eines ausſchließlich mit Mädchen arbeitenden größeren Betriebs. 
Unter Ginzelarbeiter dürfen wir wobl Hausinduftrielle, unter Mailenarbeiter die eigene 
Werkitätten unterhaltenden Zwijchenmeifter veritehen. 


2* 
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liches Beweisjtüd in die Hand. Wenn troß der Unjicherheit und Unklarheit, 
Die hierdurch gejchaffen wird, Arbeitgeber und Arbeiter meijt noch verhältniß— 
mäßig gut augfommen, jo jcheint, wie der Bericht bemerft, „abgejehen von den 
durch die Gewerbeordnung gejchüßten oder unter patriarchaliichen Verhältniſſen 
arbeitenden PBerjonen, der Hauptgrund dafür entweder in der Nothlage der 
Arbeiter, oder in der leichgiltigfeit, die ein großer Theil derjelben bejißt, 
zu liegen.“ 

as die Art der Entlohnung anbelangt, jo findet man in der Kon— 
jeftion, je nach der Art der Arbeit und beeinflußt durch örtliche Gewohnheiten, 
Eigenart der Betrichseinrichtungen, perjünliche und zufällige Momente, Natural: 
und Geldlohn, Zeit: und Stüdlohn in dem verjchiedeniten Kombinationen. Im 
Allgemeinen iſt jedoch die Tendenz auf Geldlohn und zwar auf Stüdlohn 
gerichtet. Er it ausnahmslos üblich in Bezug auf das ganze Gebiet der 
Arbeit außer dem Haufe. Fabrik: und Werfjtattarbeiter erhalten ihn bejonders 
bei leicht fontrolirbarer oder dringlicher Arbeit, um die Arbeitsleiftungen zu 
erhöhen. Im einzelnen bejtehen manigfache Unterjchiede zwijchen den Lohn: 
verhältnifien der Zwiſchenmeiſter und Deimarbeiter einerjeits und Fabrif- und 
Werfjtattarbeiter anderjeitd. Die Erhebungen haben hierüber Folgendes ergeben. 


I. Bwifchenmeifter und Heimarbeiter. 


1. Die Zwifchenmeifter. Nach den Bernehmungen kann cs als 
Regel gelten, daß der Zwiſchenmeiſter, der im weitejten Umfange die Stellung 
von Majchinen und die Lieferung von Nähgarn und anderen Zuthaten zu 
übernehmen hat!), überall reinen Geld: und Stüdlohn erhält. Der Grund 
hierfür liegt darin, daß der Stonfeftionär feine Kontrole über und feinen Ein: 
fluß auf die zur Arbeit nöthige und thatjächliche Zeit ausübt, als Maßſtab 
für die Berechnung des Arbeitslohnes mithin nur das gelieferte Stüd zu Grunde 
legen kann. 

In der Arbeiter: und Sommerfonfeftion jcheint noch ein gewiſſer Zwang 
dahin zu beftehen, dal die Zwijchenmeiiter das Garn vom Konfektionär be- 
ziehen; Doch iſt über dieſen Punkt durch die Erhebungen nicht genügende 
Stlarheit gejchaffen worden. Dagegen it fejtgeitellt, daß ein regelmäßiger 
Zwang zum Naufen des Garnes beim Arbeitgeber in der Wäjchefabrifation 
vorhanden it, ohne daß dabei jedoch eine Webervortheilung ftattfinde; be— 
gründet wird ev damit, daß hier dem Fabrikanten bejonders viel daran liege, 
daß nur Garne ganz bejtimmter Güte zu den einzelnen Artifeln verwendet 
würden. 

Unter Lohnabzügen haben die Zwiichenmeiiter nach den von der 
Kommiſſion find Arbeiterjtatiftift gemachten Ausjagen nur wenig zu leiden. 
Schlecht gearbeitete Sachen werden natürlich beanjtandet und joweit möglich 
zur Abänderung zurüdgeben. Daß die auf legtere zu verwendende Zeit dem 
Meijter nicht bezahlt wird und er durch eigene Schuld verdorbene Stoffe oder 
Zuthaten erjegen muß, iſt jelbjtverjtändlich. Uebrigens übernehmen auch die 
Stonfeftionäre öfters wenigjtens zum Theil den Schaden bei jchlechter Arbeit 
namentlich wenn es jich um geringere Waaren handelt, deren VBerfaufsfähigfeit 


') In Bezug auf nebenſächliche Zuthaten fommen inſofern Beſonderheiten vor, als 
zum Beiſpiel die Zwifchenmeiiter in Breslau die Futterleinwand (vom Nonfektionär) und 
in der Berliner Herrn- und Anabentonfettion die Arbeiter zumeilen die Knöpfe, Schnallen 
und den Bejat kaufen müſſen. 
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durch Mängel nicht jo beinträchtigt wird, wie bejfere und bejte Waare. Daß 
es dagegen hie und da auch Firmen gibt, die fich fehlerhafte Arbeit zu Nuten 
machen, iſt nach den Ausjagen von Ausfunftsperjonen nicht zu bezweifeln. 

Die Yohnperioden für die Zwijchenmeifter find in der Negel wöchent— 
lich, in Bielefeld 14tägige; in der jüddeutichen Herrn und Knabenkonfektion 
und der weitfälijchen Arbeiterfonfeftion fommen für die ländlichen Ktonfektions- 
arbeiter vielfach monatliche Abrechnungen (mit Zahlung durch Poitamveijung) 
vor. AS Zahltag iſt der Sonnabend noch am beliebtejten, doch bat in 
der Berliner Wäjcheinduftrie die Freitagsentlöhnung vielfach Eingang gefunden ; 
in zahlreichen Gejchäften jind auch zwei oder gar jämmtliche Tage als Lohntage 
bejtimmt. 

2. Die Heimarbeiter. Auch die Deimarbeiter werden ausjchlieglich 
im Stüd mıt Geld bezahlt. Sie haben durchweg die Verpflichtung, das 
Nähgarn (Zwirn, Seide) und die Majchine auf eigene Kojten zu jtellen, doch 
jollen einzelne Arbeitgeber den Arbeitern Majchinen unter günftigeren Beding- 
ungen ald die Majchinenfabrifanten liefern. Gin Zwang zur Entnahme des 
Garnes beim Konfektionär fommt für die Heimarbeiter in der Stleiderfonfeftion 
nur vereinzelt vor, dagegen häufiger in der Wäjchebranche, wo die die Qua— 
fität des Nähmaterials eine große Nolle jpielt; doch jcheint er nirgends mehr 
in einer läjtigen Nusdehnung und Form zu beftehen und eine Webervortheilung 
der See nicht zur Folge zu haben. 

Bezüglich der Zohnabzüge und Strafgelder jcheinen die Ver: 
bältnifje der Heimarbeiter nicht anders zu liegen wie die der Zwiſchenmeiſter. 
Segtere halten jich, wenn ihnen ein Stüd vom Konfektionär beanjtandet wird, 
joweit als gerechtfertigt, an die Arbeiter. 

Ueber Verweigerung und Berjchleppung der Lohnzahlung 
jeitens der Zwijchenmeifter an die Heimarbeiter oder an die Arbeiter über« 
haupt wird in Berlin Klage geführt. Bier wird von Fällen berichtet, in 
denen der Zwijchenmeifter den Lohn eingeitrichen, jeine Yente nicht bezahlt 
und im Falle der Stlage Zahlungsunfähigfeit vorgejchägt hat, während das 
Geſchäft auf den Namen der Frau u. j. w. weitergegangen ift; doch jcheinen 
jolche Unredlichfeiten bei der Konfeftion nicht häufiger als anderwärts vor: 
vorzufommen. 

Die Lohnperioden jind für die Heimarbeiter meist wöchentliche, zum 
Theil auch vierzehntägige und monatliche ; bei längeren Lohnperioden gewähren 
die Arbeitgeber den Arbeitern Vorſchüſſe. 


II, £abrik- und Werkfattarbeiter. 

Der Bericht umterjcheidet „nach den thatjächlichen Verhältniſſen“ drei 
Gruppen von Fabrik: und Werkjtattarbeitern: 

1. Schneidergejellen im handwerfsmähigen Betriebe, 

2. die Elitearbeiter (Aufjeher, Direktricen, erſte Zufchneider und erjte 
Bügler) und die übrigen männlichen Arbeiter der Stonfektion und 
Fabrikation, 

3. die Arbeiterinnen. 

1. Die Schneidergeſellen im handwerksmäßigen Betriebe. 
Betriebe mit handwerksmäßig gelernten Schneidergeſellen bilden in Süddeutſch— 
land in der Herreukonfektion die allein übliche Form der Zwiſchenmeiſterbetriebe; 
im norddeutſchen Produktionsgebiete kommen ſie ſeltener vor. Gewährt wird 
den Geſellen in der ſüddeutſchen Konfektion überwiegend Geld- (Wochen-) 
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Lohn und Naturallohn; letzterer beiteht theils aus Wohnung und Koit, theils 
auch nur aus Wohnung oder nur aus Koft. Der Grund der Gewährung 
von Koſt ohne gleichzeitige Gewährung der Wohnung dürfte Hauptjächlich 
darin liegen, daß man die Arbeit möglichit wenig unterbrechen laſſen will.', 
Wie die Vernehmungen vor der Kommiſſion für Arbeiteritatiftif ergeben haben, 
verzichten aber viele Gejellen auf das Mittagelfen, obgleich jie im Wirthshanie 
mehr dafür ausgeben müjjen, nur um in der dann gelicherten einjtündigen 
Mittagspaufe Zeit zu ihrer Erholung zu haben. Wünjche nach einer regel- 
mäßigen Mittagspaufe find mehrfach laut geworden. 

Majchinen und Garn ftellt der Meiſter. Ueber Unpünktlichkeit in der 
Lohnzahlung wird nirgends geklagt; über Lohnabzüge umd Strafen gibt der 
Bericht feine Auskunft. 

Den Lehrlingen wird in allen Fällen Kot und Wohnung, daneben 
häufig ein Tajchengeld („Lehrgeld“, „Waichgeld“) gewährt. 

2. Die Elitearbeiter und die übrigen männlichen Arbeiter. 
Unter den Elitearbeitern jtehen die Auficher und Direftricen überwiegend im 
Zeitlohn, nur bei den erften Zujchneidern und erjten Büglern fommen Stüd: 
löhne in ziemlicher Ausdehnung vor. 

ALS jonstige nicht zum oberen Perſonal gehörende männliche Arbeiter 
jind nur noch die Zujchneider in den Wälchefabrifen, deren Arbeit eine mehr 
mechanische ift, die Bügler mit geringer technifcher Vorbildung in einzelnen 
größeren Zwilchenmeijterwerfitätten, und ſehr vereinzelt die Stepper, die in 
einigen größeren Damenkonfektionswerkſtätten ausjchließlich das Majchinennähen 
zu bejorgen haben, vorhanden. Die Zujchneider und Bügler diejer Gruppe 
erhalten in der Negel Zeitlohn, daneben fommt, vielfach namentlich für Die 
Bujchneider, Stüdlohn vor. Die Stepper ſtehen ausſchließlich im Zeitlohn. 

3. Die Arbeiterinnen in Fabrifen und Werfjtätten Bon 
den Fabrik: und Werkitattarbeiterinenn erhalten die in der Herren: und Knaben: 
fonfektion bejchäftigten theils Stüdlohn, tbeils Zeitlohn, erjteren namentlich 
bei leicht Eontrolirbarer und bei gehäufter Arbeit. 

In der Damenfonfeftion arbeiten die Werkitattftepperinnen wie die Bügler— 
innen in der Regel auf Zeitlohn, in Berlin außerdem auch die Liefer: 
mädchen und Einrichterinnen. Die Werkftatthandarbeiterinnen erhalten ziemlich 
allgemein Stüdlohn. 

In der Wäjchefabrifation ftehen die Plätterinnen und Näherinnen durch: 
weg im Stüdlohn, Wäjcherinnen und Lehrmädchen, die eine Lohnentichädigung 
erhalten, auf Zeitlohn. Für die zujammenarbeitenden Borrichterinnen und 
Näherinnen fommt zuweilen eine Art von Gruppenafford vor, indem Die 
Näherin den ganzen Stücdlohn erhält und unter Vorausnahme eines bejtimmten 
Betrages (meiit etwa 3 Marf) für ſich mit den Vorrichterinnen theilt. Dieje Art 
des Zujammenarbeitens jcheint dem Bericht nach im Abnehmen begriffen zu jein. 

In den Werfjtätten der Wäjchefonfeftion erhalten die Zujchneiderinnen 
Wochenlohn, vereinzelt auch Monatsgehalt, die Plätterinnen meiſt Stüdlohn, 
doch öfters auch Wochenlohn; die Näherinnen jtehen theils im Wochen:, theils 
im Stüdlohn. 

Bon der Lieferung des Nähgarns jcheinen die Werkitattnäherinnen 
in der Herrenfonfektion gänzlich befreit zu jein, nicht dagegen die Hemdnäber: 

') Als eine den Naturallöbnen verwandte Ericheinung erwähnt der Bericht die un- 


entgeltliche Verabreihung von Nachmittagskaffee an die Wertitattarbeiterinnen feitens mehrerer 
Zwiſchenmeiſter in Berlin, Stettin, Herford u. ſ. m, 
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innen in der Damenfonfektion, die es meiſt zu liefern haben. In der 
Wäjchefabrifation müſſen die Arbeiterinnen das Garn immer, in der Wäſche— 
fonfeftion zum Theil vom Fabrifanten oder Konfeftionär entnehmen. In einer 
Berliner Fabrik gibt der Konfeftionär Garn und Nadeln zum Einfaufspreije 
an die Arbeiterinnen ab, ein etwaiger Mehrerlös fließt in eine Garnfafje und 
wird am Ende des Jahres in die Arbeiterunterftügungstalle abgeführt. In 
einer anderen Berliner Wäjchefabrit wird der Einfauf und Verfauf an die 
Arbeiterinnen durch eimen Arbeiterausichuß bejorgt; der Ueberſchuß geht an 
die Betriebsfranfenfajje. 

Die Nadeln werden im Allgemeinen nicht vom Yabrifanten geliefert, weil 
jonjt eine Vergeudung durch nachläffiges Arbeiten zu befürchten wäre. Die 
Maſchinen für die Werkitattarbeiterinnen gibt in der Negel der Meifter 
ber; nur in einem Theile der SZiviichenmeifterwerfftätten der Stettiner Derren- 
fonfeftion müjjen die Arbeiter die Nähmajchinen jtellen, 

Abzüge und Strafen werden als jelten bezeichnet und über eine 
ninbräuchliche Bedrüdung der Arbeiterinnen hierdurch wird nirgends geflagt. 
Dagegen herricht zumeilen Unbejtimmtheit über die Verpflichtung zu Ueber: 
itunden und deren Bezahlung. In den Arbeitsverträgen ift zwar meift eine 
beitimmte Stundenzahl als Norm für den Tag angegeben, doch jet man 
voraus, daß die Arbeiterinnen bei Bedarf Ueberftunden leisten, ohne dab jie 
wiſſen, ob umd welches Entgelt fie dafür erthalten. 

Die Lohnperioden find in der Regel wöchentlich. In Bielefeld wird 
die Arbeit für 14 Tage aufgerechnet und dann am nächiten Freitage ausbezahlt, 
eine Vorfichtsmaßregel, die dem Fortlaufen ohne Kündigung vorbeugen joll. 
Allerdings wird auf Verlangen Vorſchuß gezahlt. 


VII. Arbeitszeit. 


Die tägliche Arbeitszeit der Arbeiter und Arbeiterinnen in der Konfektion 
geitaltet ſich verichieden, je nachdem es ſich, um Arbeit in Fabriken und fabrif- 
artigen Unternehmerwerfjtätten oder um jolche in Werfjtätten der Zwiſchen— 
meijter oder um Heimarbeit handelt. 

‚. 1. Die Arbeitszeit in den Zabrifen In den Fabriken, die 
faft nur weibliches Arbeitsperjonal bejchäftigen, ijt die Arbeitszeit entiprechend 
den gejeglichen VBorjchriften von normaler Dauer. Sie jchwanft zwijchen neun 
und elf Stunden effektiver Thätigfeit. Je 10 Stunden Arbeitszeit haben 
nad) den Erhebungen die Auer und Bielefelder Fabriken; auch in einer Berliner 
‚zabrifwerkitatt der Damenfonfeftion war die Arbeitszeit gleich lang. In 
den Berliner Wäjchefabrifen beträgt fie für die Plätterinnen 11 Stunden, für 
die Näherinnen meift 10, in manchen, bejonders fleineren Fabriken 8 bis 9, 
in vielen auch 11 Stunden‘) Der Beginn der Arbeitszeit ijt in den 


') Nah den Unterfuhungen von Feig (a. a.D. S. 146/47) hatten von 31 Plätter- 
innen, 6 Näberinnen und 3 Wäfcherinnen unter Abzug der Pauſen folgende durhichnitt- 
liche Arbeitszeit: 


1 Blättern . - » » ..8 Stunden 1 Nähen . » » .. 9 Stunden 
3 Rlätterinnen . . .. 8, » 1 Ai — er " 
— tz 3 Näherinnen . . . . 10, 
2 " — ER 1 Näbern . .... 1 
1 Blätter in - : . .. 120 


” 1 Mäjcherin ET Er 8 " 
3 Blätterimnen . . -» .„. 10'%, J 1 & ——1 — 
9 J ne m Me F 1 ö RIESE a 
3 = ee z 
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meijten Fällen auf 7 Uhr Morgens, der Schluß je nach Länge der Paujen 
auf 7, 7’/ oder 8 Uhr feitgeießt; Sounabends wird natürlich früher ge 
ichloffen. Die Baujen find verjchieden. Frühſtücks- und Veſperpauſen 
dauern in der weſtfäliſchen Arbeiterfonfeftion für alle Arbeiter '/, Stunde, 
in andern Produftionsgebieten meiſt ', Stunde für die Erwachjenen und 
', Stunde für die jugendlichen Arbeiter; in den Berliner Wäjchefabrifen 
jollen fie meift nicht eingehalten werden. Mittags ruht die Arbeit 1 Stunde 
(Berliner und Bielefelder Wäjchefabrifation) oder 1’, Stunde (weitfälische 
Arbeiterfonfeftion und Erfurter Fabriken). 

2. Die Arbeitszeit in den Werfftätten. In den Werkſtätten 
der Zwiſchenmeiſter dauert jchon die effektive Arbeitszeit etwas länger als in 
den Fabriken. Die Angaben jchwanfen zwijchen 10 Stunden (Damen- und 
Wäjchefonfektion) und 17 Stunden (Herrenfonfektion). Im Durchjchnitt beträgt 
die Arbeitszeit 12 bis 13 Stunden, doc fommt dazu, daß die Frühſtücks— 
und Veſperpauſen meiſt „unbeſtimmt“ jind und inſofern nicht eingehalten 
werden, als meist bei der Arbeit gegefien wird. 

Am ungünftigiten liegen die VBerhältnifje in der ſüddeutſchen Herren: 
und Stnabenfonfeftion, wo die meilten Werfjtattarbeiter bei dem Meeifter in 
Wohnung und Koſt find. Hier beginnt die Arbeit im Sommer jchon um 
5 und 6 Uhr, im Winter um 6 und 7 Uhr. Frühſtücks- und Veſperpauſen 
werden meijt nicht gemacht, auch nicht immer eine regelrechte Mittagspauie. 
Letztere dauert meift nur dann eine Stunde, wenn der Gejelle — was aber 
blos ausnahmsweije der Fall ift — beim Meijter nicht in Kojt jteht. Sonſt wird 
unmittelbar nach dem Eſſen weiter gearbeitet. Der Schluß der Arbeitszeit 
richtet jich nach dem Bedarf. Manchmal, bejonders Freitags, wird die Nacht 
durchgearbeitet, damit Sonnabends möglichjt viel geliefert werden fann. 

In der norddeutjchen Herren: und Knabenkonfektion liegen ausführ: 
lichere Angaben über die Arbeitszeit für Berlin und Stettin vor. In Berlin 
betrug die effektive Urbeitszeit nach vor dem Einigungsamte gemachten Ans 
gaben von 40 Zwiſchenmeiſtern und 53 Werfitattarbeitern: 

10 1 ı2 13 14 15 16 17 Stunden 


in 2 » 1m 6 5 3 2. Rertjtätten, 





und 
12 13 14 15 Stunden 


ür8 0 5 7 Werfitattarbeiter 
auf Stüdlohn, und 
10 11 12 13 14 15 Stunden 
für 1 1-72. 8 2 3  Werfitattarbeit 

auf Zeitlohn, 
durchichnittlich aljo etwas über 13 Stumden.') In Stettin liegen die Ver: 
hältniſſe ähnlich. Hier betrug nach den, durch Ausjagen von Stettiner Aus: 
funftsperjonen bejtätigten Erhebungen des dortigen Gewerbegericht3 die Arbeits- 
zeit für 8 Werfjtätten insgefammt 104 Stunden, das heißt durchichnittlich 
13 Stunden. 

In der weitfäliichen Arbeiterfonfeftion beträgt die effektive Ar- 
beitözeit nach Angaben zweier Zwiſchenmeiſter 11 bis 11°), Stunden, die 
Mittagspauje 1 Stunde; Frühſtücks- und Veſperpauſe wird nicht gemad)t. 











') Nach den Angaben der 40 Zwiſchenmeiſter 536 Stunden, der 58 Wertitattarbeiter 
691 Stunden, 
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Relativ am beiten ſteht e8 mit der Arbeitszeit in den Werfjtätten der 
Damen: und Wäjchefonfeftion. Nach Angaben der Zwiſchenmeiſter 
Dauert die Arbeitszeit in den Werkitätten: 10 Stunden in der Damen: umd 
Räjchefonfektion in Breslau und der Wäjchefonfeftion in Berlin, meift 10°/, 
Stunden in der Berliner und Erfurter Damenfonfeftion wie der Breslauer 
und Münchener Wäjchefonfeftion. 

Zu dieſen Angaben über die Arbeitszeit in den Merfitätten it nur noch 
zu bemerken, daß nach den Ergebniffen der Erhebungen das pünftliche 
Einhalten der Arbeitsitunden in den Sonfektionswerkftätten, wenigitens 
denen mit weiblichen Berjonal, weit weniger Platz zu greifen pflegt al® anderswo. 
Die Werkitattarbeiterinnen der Konfektion beginnen und jchliegen ihre Arbeits: 
zeit, zu deren Einhaltung nur jelten ein unbedingter oder bedingter Zwang be: 
jteht, viel häufiger unpünftlich als die Arbeiternmen anderer Erwerbszweige; 
ic fommen umd gehen im Allgemeinen, wie es ihnen paßt. Gegenüber jolchen 
Verjäumnifjen liegt nun die Korrektur im Mitnehmen von Arbeit nad 
Haus, das aber vielfach auch dann geübt wird, wenn die in der Werfftatt 
der Fabrik übliche Zeit ganz innegehalten wurde. Es jcheint am geringjten 
in der Wäjchebranche, dagegen ganz allgemein und der Zeit nach viel aus: 
gedehnter in der Stleiderfonfeftion. In der Hochjaifon dauert die Haus: 
arbeit der Arbeiterinnen der Damen= wie der Herren: und Knabenfonfeftion 
täglih 3—5 Stunden. 

3. Die Arbeitszeit der Heimarbeiterinnen dürfte wohl die 
längſte jein. Leider find die Angaben, die hierüber vorliegen — ſie rühren 
Jämmtliche nur von Heimarbeiterinnen jelbjt her — jehr unbejtimmt, auch fehlen 
beitimmte Mittheilungen über Abhaltung von der Ktonfektionsarbeit durch Bes 
jorgung der Wirthichaft, Pflege der Kinder ꝛc. meift immer. Trotzdem jcheint 
nach den Ergebnifjen der Erhebungen die Arbeitszeit der Heimarbeiterinnen 
in der Wäjchebranche fürzer als in der geſammten Stleiderfonfeftion zu jein; 
ihr folgen, ohne daß jedoch feite Grenzen zu ziehen wären, die Herren= umd 
Knabenkonfektion einjchlieglich der weitfäliichen Arbeiterfonfeftion und jchlielich, 
mit der relativ längjten Arbeitszeit die Damenkonfektion. 

Bon Ausnahmefällen abgejehen jchtwanfen die Angaben über die Arbeits: 
zeit der Heimarbeiterinnen in der Wäjchefabrifation zwijchen 11 und 
17 Stunden, in der Wäjchefonfeftion zwijchen 10 und 16 Stunden (Köln) 
und 12 und 17 Stunden (Berlin und Breslau). Im Durchichnitt arbeitet 
die alleinftehende Näherin der Wäjchebranche unter jonjt normalen Bedingungen 
in der Saiſon 13'/, Stunden. 

Für die Herren- und Knabenkonfektion liegen ausführlichere 
Mittheilungen über die Arbeitszeit der Hausarbeiterinnen in den Erhebungen 
des Berliner Einigungsamtes und des Stettiner Gewerbegerichts vor. Nach 
den Ermittelungen des erfteren ſchwankte die Arbeitszeit im Allgemeinen für Nod- 
und Jaquettarbeiter zwijchen 12—15, für Hojenitepperinnen zwiichen 13—17, 
für Weitenarbeiterinnen zwijchen 13—18 Stunden. Bei 23 Heimarbeitern und 
Arbeiterinnen dieſer Branche betrug die durchjchnittliche Arbeitszeit 14 Stunden.') 
In Stettin berechnete das Gewerbegericht für 16 Arbeiter und Arbeiterinnen 
eine Arbeitszeit von durchichnittlich 14 Stunden. Ungefähr diejelben Zujtände 


» Von den 28 Arbeitern hatten eine tägliche Arbeitszeit 
von 10 12 13 14 15 16 17 18 Stunden 
1 7 495 4 4 2 1 Arbeiter, 
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dürften in der weſtfäliſchen Arbeiterfonfektion vorhanden jein, wo die von der 
Kommiſſion vernommenen Arbeiterinnen ihre durchjchnittliche Arbeitszeit auf 
mehr als 13 Stunden angeben und in dem jüddeutjchen PBroduftionsgebiete, 
wo die tägliche Arbeitszeit in der Saifon 14 Stunden (Stuttgart) bis 14'/, 
Stunden (Nürnberg) betragen dürfte. 

Noch etwas ungünftiger als in der Herren- und Knabenkonfektion jcheinen 
die Verhältnifje in der Damenfonfeftiom zu liegen. Als Grund dafür 
wird Die allgemein übliche Unterbrechung der Näharbeit durch häusliche Arbeit. 
angegeben. Die zahlenmäßigen Belege, die vorgeführt werden, beruhen auf 
Ausjagen von 48 jeitens des faijerlichen Statiftiichen Amts nach Abjchluß der 
Erhebungen vernommenen Werfitatt: und Beimarbeiterinnen und lafjen die 
Schwankungen erfennen, denen die tägliche Arbeitszeit in diejer, der Saijon 
befonders ausgejegten Branche unterliegen. Danach betrug die Dauer der 
täglichen Arbeitszeit. 
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Bei einer Durchſchnittsberechnung ergaben ſich als — ———— tägliche 
Arbeitszeit der bei der Berliner Damenkonfektion thätigen 48 Werfitatt- und 
) Der Bericht enthält außerdem eine Angabe H. Grandkes; danach hatten von 
30 Berliner Heimarbeiterinnen der Damenkonfektion in der Saiſon eine tägliche Arbeits— 
jeit von 
L 2. L 2 > Le 15 16 16", x zur 18 e Bi 20 Stunden 
3 4 2 1 1 
Oregon Satten biefe 30 — eine tägliche — von 168 Elanben, d.h. durch · 
chnittlich faſt 15'/s Stunden. 
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Heimarbeiterinnen. 10°, Stimden, als Höchitdauer 15'/,, als Mindejtdauer 
7°), Stunden. Die Zahlen, die die längite Dauer der Arbeitszeit erfennen 
lajjen, dürften jich wohl auf Heimarbeiterinnen beziehen. 


4. Die Sonntagsarbeit jcheint nach den Erhebungen in der Kon— 
feftion feine große Ausdehnung gewonnen zu haben und im Allgemeinen nur 
in der Hochſaiſon bei bejonders drängenden Beltellungen wie vornehmlich im 
Winter, meiſt aber nur einige Stunden und höchjtens bis Mittag, vorzufommen. 


5. Der Verluſt an Arbeitszeit durch das Liefern und Ab: 
bolen neuen Arbeitsmaterials. Die Vernehmung von Ausfunfts- 
perjonen aus den Streijen der Zwiſchenmeiſter und der Deimarbeiter hat ergeben, 
daß über den Verluft an Arbeitszeit durch das Liefern und Abholen der Ar— 
beit vielfache Klagen laut geworden find. Namentlich in der Kleiderkonfektion, 
zum Theil auch in der Wäjchefabrifation wird darüber jehr geklagt. Obgleich 
nämlich die Konfektionäre vielfach für das Abnehmen und Ausgeben der Waare 
bejondere Arbeitskräfte angeftellt haben und in den meiſten Gejchäften alle 
Tage geliefert werden darf, jo wird doch jowohl von den Unternehmern wie 
von den Arbeitern an den herfümmlichen Liefertagen, meijt dem Sonnabend, 
zuweilen auch dem Freitag oder Mittag, jeitgehalten. Dazu fommt, daß den 
liefernden Perjonen nicht nur der Liefertag, jondern fait überall auch Die 
Lieferitumde freigeitellt ift. „Wenn nun,“ — jo bemerft der Bericht (©. 61) 
— mie oft, der Sonnabend ohne jede weitere Stundenangabe für das Liefern 
bejtimmt it, dann fommt das Gros der Liefernden (wie in der Berliner 
Herren: und Knabenkonfektion) meiſt erit Nachmittag 4 Uhr und die Abfertigung 
verzögert jich dadurch jehr. In den Werkjtätten der Berliner und Stettiner 
Zwifchenmeifter der Herren und Knabenkonfektion wird die Wartezeit vielfach 
noch dadurch verlängert, daß die Arbeiterinnen die legten Arbeiten (Einfaflen 
der Hoien, Annäben der Knöpfe an Weften 2c.) erft an der Ablieferungsitelle 
machen dürfen, und zwar erjt dann, wenn der Meijter die lebte Theilarbei, 
vorher verrichtet, die Hojen „glatt gejchnitten“ oder das „Façonbügeln“ be 
jorgt hat. Much über Verzögerungen in der Abfertigung in den Konfeftions’ 
geichäften wird geflagt. 

Nach Berechnungen des Berliner Gewerbegerichts, die fich auf 128 der: 
Herren: und Knabenkonfektion entnommenen Fälle erjtredten, betrug die wöchent— 
lihe Zeitverfäumniß für 29 Zwiſchenmeiſter insgefammt 119 Stunden, 
d. h. durchichnittlich 7 Stunden pro Perſon und Woche, für 99 Heimarbeiter: 
innen insgejammt 5389 = 6 Stunden pro Perjon und Woche. Die einzelnen 
Angaben jchwanften bezüglich der Zwiſchenmeiſter zwijchen 3 und 20, bezüglich 
der Heimarbeiterinnen zwiichen 2 und 3 Stunden. Außerhalb Berlins wird 
die Zeit der VBerjäumniffe durch Liefern und Abholen auf 1, 1’, 2%, 3 
und 4 Stunden angegeben. 

Als bejonderer Uebelſtand hat jich jchließlich der bemerkbar gemacht, da}; 
die Werfitattarbeiterinnen vielfach gleichzeitig auch zum Liefern benugt werden. 
Soweit e3 ich hiebei um Arbeiterinnen handelt, die im Wochenlohn arbeiten, 
und deren gewöhnliche Arbeitszeit nicht überjchreiten, läßt fich biegegen zwar 
wenig einwenden; anders liegt es aber, wenn Arbeiterinnen auf Stücklohn in 
Frage kommen. Vereinzelt hat man deshalb jenem Webelitande bereits abzu- 
helfen gejucht. Die Stettiner Konfeftionäre haben zwar die ‚Forderung der 
Lohnkommiſſion, das Warten mit 40 Big. pro Stunde zu bezahlen, abgelehnt, 
dagegen vereinbart: die Arbeitsabnahme und »Musgabe joll die Dauer von 
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anderthalb Stunden nicht überjchreiten. Ein Erfurter Konfektionär bekundet, 
daß auf jeine Anregung das Warten neuerdings von einigen Zwiſchenmeiſtern 
je nach dem durchjchnittlichen Wochenverdienfte mit 15, 20 und 25 Pfennigen 
vergütet werde. 


VIII. Arbeitöverdienft. 


Eine bejonders ausführliche Darftellung widmet der Bericht an der Hand 
eines reichen Zahlenmaterial$ der Frage des Arbeitsverdienites. Wie hier 
vorausgejchickt jei, it e3 jedoch nach dem gegebenen Material nicht möglich 
gewejen, für den Nettoftundenverdienft vergleichbare Zahlen zu gewinnen. Die 
Schwierigkeit, in jedem einzelnen alle alle den Verdienſt beinfluffende Momente 
in zuverläffiger Weile ziffernmäßig in Nechnung zu jlellen und ein genaues 
Zahlenbild zu geben, it eben zu groß, um völlig überwunden werden zu 
fönnen. Trotzdem it die Zujammenitellung, die das Ffailerliche Statiſtiſche 
Anıt gegeben bat, wohl geeignet, zutreffende Schlüſſe in Bezug auf die Ge: 
jammtlage des Arbeitsverdienjtes in ihrer jozialpolitischen Bedeutung zuzu— 
lajien. 

Der Bericht beipricht zunächſt die Einfommenverhältniffe der Zeitlohn— 
arbeiter, dann die der Stüclohnarbeiter. „Die Höhe des Arbeitsverdienjtes“, 
jo bemerkt er (S. 63), „it relativ gleichmäßig nur bei den in Zeitlohn 
itehenden Arbeitern, während fie für die Stüdlohnarbeiter wechjelt und bedingt 
wird durch den jchwanfenden Bedarf an Arbeit, die Art der Arbeit und die 
Arbeitszeit.“ 

1. Die Zeitlohnarbeiter. Bon den Zeitlohnarbeitern haben Die 
Werkführer in den großen Werfjtätten der Damenfonfektion und in den Wäjches 
fabrifen, die Direftricen, die Aufſeherinnen in den Wäjchefabrifen und die Zu: 
jchneider und Zujchneiderinnen in allen Konfektionsbranchen den höchiten Ver: 
dienſt. Als ſonſtige HZeitlohnarbeiter kommen hauptjächlich Stepper: und 
Stepperinnen, Bügler und Büglerinnen der Kleiderkonfektion, handwerksmäßig 
ausgebildete Schneidergejellen, Einrichterinnen und Liefermädchen und gewiſſe 
Arbeiterinnen der Wäjchefabrifation in Frage. 

Aus den Lohnangaben des Berichts jeien folgende mitgetheilt. Es erhielt 
eine Aufſeherin in der Plätterei in Aue 18 DE. Wochenlohn; Stepper: 
innen verdienten bei einem Breslauer Zwiſchenmeiſter 10,50 bis 12 Mk, in 
Erfurt 12 Mk., in Berlin 12 bis 15 ME. pro Woche; Stepper erhalten 
in Berlin 18 bis 20 Mt. Zujchneidern werden in der Berliner Wäjche- 
und Kleiderkonfektion Löhne von 18, 21, 24, 25, 50, 26, 27 und 28,50 Me. 
gezahlt. Bügler der Herren: und Ktnabenfonfektion haben in Berlin einen 
MWochenverdienjt von 18, 21, 22, 50, 24 bis 25,50 ME, Bügler der Damen- 
fonfeftion meijt 24 Mk., Büglerinnen in Erfurt 18 Me, 

Bon 41 als Werfitattarbeiter in der Jaquettbranche thätigen hand— 
werfsmäßig ausgebildeten Schneidergehiljen erhielten nach Auf— 
jtellungen des Berliner Eimigungsamtes einen Bruttowochenlohn von 

bis 15 ME. 15 bis 20 ME. 20 bis 25 ME. über 25 Mt. 
11 21 8 1 Arbeiter. 
Der Geldlohn neben freier Station jchiwanfte dagegen zwijchen 6 und 12 Me. 
die Woche. Für 23 Wochenlohnarbeiter auf Paletots, Nöde und 
Jaquetts betrugen nach Berechnungen des Berliner Einigungsamtes bei 
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einer durchjchnittlichen täglichen Arbeitszeit von 12'/, Stunden täglich durch: 
ichnittlic; pro Woche der Bruttoverdienjt 17,69 ME., die Unkosten 0,48 Mk., 
der Nettoverdienjt 17,21 ME. Es hatten eine Arbeitszeit von 

10 1 12 13 14 15 Stunde 


1 IT’ın 5 2 8 Nrbeiter 
der Bruttowochenverdienjt betrug 
12 14 15 16 17 18 19 20 21 23 24 Mart 


ri 1561172 71 2 1 01 Irbeiter 
die Unfojten betrugen 





0,47 048 0,51 Mart 

für 2 2 2 17 Arbeiter. 
Aus Süddeutjichland gibt ein Stuttgarter Meijter in „reinem Geldlohn“ 
den Gejellen 10,80 und 12 ME. die Woche; ein anderer berechnet Kojt und 
Wohnung auf 1 ME pro Tag und zahlt daneben 3 bis 4,50 bis 5 ME. 
wöchentlih bar. In Nichaffenburg werden neben Koit und Wohnung Baar: 
löhne von 5 bis 6 bis 6,50 bis 3 ME. gezahlt, ähnlich in Nürnberg, wo dic 
Zwijchenmeiiter 5 bis 7 bis 9,50 ME. neben der Koſt gewähren. Im Durch: 
ſchnitt jchwanft bei den jüddeutichen Gejellen, die Kojt und Wohnung erhalten, 
das Geldeinfommen zwiſchen 150 und 400 ME; die übrigen haben neben der 
Koſt eine jährliches Nettoeinfommen von 250 bis 500 Mt. 

Unter der weiteren Gruppe weiblicher Arbeiter, die jich aus einem 
Theil der Fabrif- und Werfjtattarbeiterinnen in der Sleiderfonfeftion und 
Wäjchebranche zufammenjegen, werden Einrichterinnen und Liefermädchen 
in Berlin mit 10—12—15—16—18 ME. Wochenlohn erwähnt. Von den 
wenigen im Zeitlohn arbeitenden Näherinnen in Berlin erhielten zwölf 
Beitenarbeiterinnen Lohnſätze, die zwiichen 7 und 15 ME. jchwanften, während 
im Durchjchnitt bei mehr als 1Ojtündiger Arbeitszeit der Bruttowochenverdienit 
10,17 Mtk., der Nettowochenverdienit 9,90 ME. betrug. 18 Werkſtatt— 
arbeiterinnen auf Stuabenanzüge Nr. 1 bis 6 erzielten nach Angaben des 
Berliner Einigungsamtes bei einer durchjchnittlich 13 jtündigen Arbeitszeit 
8 bis 14 ME. Brutto und 7,68 bis 13,68 Mi. Netto, und zwar im Durch— 
ichnitt pro Perſon 9,98 brutto und 9,60 ME. netto. Die Unkoſten ſchwankten 
zwiichen 0,32 ME. (bei 14 Arbeiterinnen), 0,57 (bei einer Arbeiterin) und 
0,62 Me. (bei 3 Arbeiterinnen). Noch niedriger als der Lohn diejer Werk 
jtattarbeiterinnen war der Wochenlohn der meist noch jugendlichen Ar: 
beiterinnen, die in der Berliner Wäſchefabrikation, als Wäjcherinnen, 
Stickerinnen, Stemplerinnen, Kleberinnen und startonirerinnen bejchäftigt werden. 
Er betrug etwa 9 bis 10 Marf. 


2. Die Stüdlohnarbeiter. Zu den im Stüdlohn jtehenden Ars 
beitern gehören einerjeits die Zwiſchenmeiſter, andrerjeits die eigentlichen Stück— 
lohnarbeiter. 

a) Die Zwijhenmeiiter. Der VBerdienjt der Zwiſchenmeiſter richtet 
jich zumächit nach der Art der Arbeit und it unter gleichen Bedingungen an 
billigen Artikeln metjt ein höherer, weil der Mangel an guten und der Ueber— 
fluß an mittelmäßigen und jchlechten Arbeitern die Löhne für Anfertigung 
billiger Artikel umverhältnigmähig niedrig, für die gute Waare boch hält, 
während billige Sachen häufiger gefauft werden. Im Allgemeinen finden fich, 
wie der Bericht (S. 66) bemerkt, die geringiten Einfonnmen bei den Zwiſchen— 
meiftern der Wäjchebranche, von denen nur wenige mehr als 10 Arbeiterinnen 
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bejchäftigen. „Durchweg höher find diejelben in der Kleiderkonfeltion, jchein: 
bar am höchjten in der Damenkonfektion, wo einzelne Zwijchenmeifter in Berlin 
bis 200 Arbeiterinnen bejchäftigen. Doch mögen in der billigen Herren: und 
Stuabenfnabenfonfeftion einzelne Zwijchenmeifter mit 50 und mehr Arbeitern 
ein Jahresnettoverdienit von über 3000 ME. erlangen“. 

Aus den lohnjtatiftiichen Angaben des Berichts jeien folgende mitgetheilt. 

Nach Aufjtellungen des Berliner Einigungsamtes geftalteten ſich in der 
Herren- und Knabenkonfektion die Einfommensverhältnifje für 97 
Zwilchenmeijter bei einer etwas mehr als 13 jtündigen Arbeitszeit und bei 
Berechnung des Jahresnettoverdienites aus dem Nettorvochenverdienjte unter 
Annahme einer regulären Beichäftigung von etwa 40 Wochen folgendermaßen. 








die Untoften, und zwar: 
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Zahl der der | x ‚Pas Metto- 
u f — Miethe 'Beleucht- | Verficher- ſonſt. Uns | wöchentl. — 
Zwiſchenmeiſter beihäfte Brutto: — ung und ungs⸗ | foiten Netto- men pro 
| igten verdienſt räume Oeizung | beiträge verdienſt Merfon 
(Ionen | 
toren | Mart | Mart | Mart | Mart | Mat | Mart | Mart_ 
53 inder Jaquette⸗ | | 
— 3548 340 2,48 0,64 195 | 27,01 | 1080,40 
15 in der Weiten 
= brand... 10 | 5096 | 446 | 838 | 1,38 | 480 | 87,54 | 1501,60 
in der Holen | 
brande. . 50,32 | 4,02 5,10 1,93 1,65 | 87,52 | 1500,80 
19 in der Knaben— | 
fonfettion | 14 | 4470 | 445 | 496 | 1,09 | 314 | 31,06 | 1942,46 
durchſchnittlich 11 | 45,87 | 418 | 397 | 125 | 2,84 | 83,28 | 1831,50 


Wie jih aus dieſer Tabelle ergibt, beziehen die Zwiſchenmeiſter der 
Saquettbranche ein wejentlich geringeres Einfommen als die Zwijchenmeiiter 
der übrigen Branchen. Auch die weiteren Aufitellungen des Berliner Einigungs: 
amtes, Die jih auf das Einkommen von 45 BZwilchenmeiftern der erjtge- 
nannten Branche erjtreden, beftätigten das. Nach ihnen betrug der Wochen: 
verdient eines Zwiſchenmeiſters bei einer Arbeitszeit von täglich 13?/, Stunden 
durchjchnittlich 38,79 ME. brutto, 30,24 ME. netto, das Nettojahreseinfommen 
1209,50 Mk. Die Unkoſten beliefen ſich auf durchichnittlich 10,14 Mi. pro 
Woche. Gin Jahresnettoeimfommen von 

500 —900 901—1000 1001— 1100 1101—1200 1201 —1300 1301—1400 


— — — — — — 








hatten 3 12 3 4 4 1 
1401 - 1500 1501—1600 1601 —1700 1744,80 1878,00 3642,40 Mart 
2 1 2 1 1 1  Bwijchenm. 


Von Zwiichenmeijtern dev Damenfonfeftion gibt ein in Berlin woh— 
nender, der durchichnittlich 10 Arbeiterinnen bejchäftigt, pro Woche den Brutto: 
verdient auf 208 ME., die Unfojten auf 183 Mf., den Nettoverdienit auf 
25 ME. an; das würde unter Berücdjichtigung der Saijonverhältnijje ein 
Bahresnettoeinfommen von nur 700 ME. ergeben. Ein anderer dagegen, der 
durchſchnittlich 50 Arbeiterinnen bejchäftigt, will gar in den legten 2 Jahren 
6000 Mark zugeiegt haben. Ein Breslauer Zwiſchenmeiſter, der mit zehn 
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Arbeiterinnen arbeitet, berechnet ſein Jahreseinkommen auf 1400 Mk. brutto, 
1000 Me. netto, ein anderer, der 15 Arbeiterinnen beichäftigt, auf 3000 Me. 
netto. Das Rettojahredeinkommen eines Erfurter Zwiſchenmeiſters, der 
durchſchnittlich 35 Arbeiterinnen bejchäftigt, wird auf 6000 Mk. berechnet; 
zwei Erfurter Konfeftionäre jchägen außerdem den jährlichen VBerdienit von 6 
für ſie thätigen Meiftern auf 700, 1000, 2200, 2700, 3300 und 7000 Me. 
netto. Je größer die Zahl der bejchäftigten Arbeiterinnen ift, deſto höher it 
der Arbeitsverdienjt des Zwijchenmeiiters. 

2. Die Stüdlohnarbeiter. Das Einfommen der Stüdlohnarbeiter 
it im der Negel geringer als der Zeitlohnarbeiter derjelben Branche und des— 
jelben Ortes. Während 5.8. in der Berliner Herren: und Knabenkonfektion 
nad Aufitellungen des Einigungsamtes 23 Werkitattarbeiter auf Zeitlohn bei 
einer Ddurchjchnittlichen Arbeitszeit von 12°, Stunden je 17,21 Mf. netto 
verdienten, belief jich der Nettomwochenverdienft von 30 Werfitattarbeitern auf 
Stüdlohn bei einer durchſchnittlichen Arbeitszeit von 13'/, Stunden auf je 
15,40 Mf. netto, aljo bei längerer Zeit auf faſt 2 ME. weniger. Dieje 
Ihatjache hängt, wie der Bericht (S. 70) bemerkt, „damit zujanmen, daß die 
Stüdlöhne an und für fich recht niedrige find und immer mehr berabgedrückt 
werden, und daß jelbjt bei gleichem Bruttoverdienft beider Arbeiterflajien die 
Unkoſten der Zeitarbeiter, meift nur in Auslagen für Kranken- und Invaliden- 
verjicherung bejtehend, viel geringer find als die der Stüdlohnarbeiter*. Im 
Uebrigen richtet jich die Höhe des Einkommens der legteren nicht nur „nach 
den auch für die Zwilchenmeifter gültigen Bedingungen, wie Art der Arbeit, 
Dauer der täglichen Arbeitszeit und Bejchäftigung von Hülfsperjonen, jondern 
fie wird wejentlich beeinflußt von dem Umſtande, ob der Stücdlohnarbeiter in 
der Werfjtatt oder zu Haus arbeitet. Unter jonjt gleichen Verhältniſſen bat 
in der Negel der Heimarbeiter das geringere Einfommen, und zwar deshalb, 
weil er größere Unfoften als der Werfjtattarbeiter hat, da neben den allge 
meinen Ausgaben der Stüdlohnarbeiter für Garn, Seide, Kajjenbeiträge und 
eventuell Knopflochgelder meist noch bejondere für Abnutzung und Reparatur 
der Majchinen, Del, mitunter Miethe für bejondere Arbeitsräume, Heizung 
und Beleuchtung tragen muß. So fommt es, daß jich der durchichnittliche 
Nettowochenverdienit von 251 vom Berliner Gewerbegericht vernommenen 
Heimarbeitern auf Stüdlohn in der Herren- und Knabenkonfektion bei einer 
Arbeitszeit von durchſchnittlich 13"/; Stunden auf 11,10 ME, belief, während 
er bei 30 Werfftattarbeitern derjelben Branche — wie bereits erwähnt — bei 
ungefähr gleicher Arbeitszeit 15,40 ME. betrug. Die einzelnen Angaben jür 
wöchentliche Unkoſten jchwanfen zwiichen 0,20 ME. (bei 2,50 Mi. Brutto- 
wochenverdienft) und 5 ME. (bei 20 ME. Bruttowochenverdienit), dürften aber, 
wie der Bericht annimmt, 15°/, des Bruttoverdienjtes im Durchichnitt nicht 
überjteigen. 

Die Einfommmensverhältniffe der Stücdlohmarbeiter liegen relativ am günſtig— 
jten in der Wäjchebranche, ihr folgt die Herren: und Knabenkonfektion und 
zulegt die Damenkonfektion. 

a) Die Wäſchekonfektion und Wäjchefabrifation. In der 
Berliner Wäſchekonfektion jollen die Heimarbeiterinnen (Mäher: 
innen) nach Ausjagen eines Konfektionärs durchichnittlich 10 bis 15 Mart 
brutto pro Woche, aljo pro Jahr etwa 500 bis 550 ME. netto, verdienen. 
Dieje Angaben dedfen ſich mit denen von Feig (a.a.D), der bei 23 Heim: 
arbeiterinnen das Einfommen durchichmittlich auf 11,15 ME. wöchentlich und 
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auf 550 ME. jährlich feitgeftellt Hat. Ein etwas höheres Einfommen haben 
die Fabrifarbeiterinnen der Wäjchebranche. Nach Ermittelungen von eig, 
die jich auf 19 Fabrifarbeiterinnen beziehen, belief Jich der Jahresnettoverdienit 
bei einer durchichnittlichen Arbeitszeit von 10 Stunden auf etwa 570 Me. 

In Breslau verdient nach dem Bericht des N Sewerbeinjpeftors 
eine Näherin der bunten MWäjchefonfektion bei einer 15 jtündigen Arbeitszeit 
pro Woche 6 bis 6,60 ME. brutto, 5,04 ME. bis 5,82 ME. netto, pro Jahr 
unter Annahme einer Beichäftigungszeit von 50 Wochen 250 Marf und 
300 Marf netto. 

In Bielefeld jchwanfen die Bruttolöhne der 10 Stunden arbeitenden 
Fabrifarbeiterinnen zwiichen 3,50 und 15 ME. wöchentlich, doch verdienen 
nur beifere und bejte Arbeiterinnen über 9 ME., auch find Löhne über zwölf 
Mark jelten. Für Werfjtattarbeiterinnen wird bei ebenfalls 10jtündiger Ar- 
beitszeit der Bruttowochenlohn auf 5,40 bis 10,80 Mk., der Nettolohn auf 
4,73 bis 10,13 ME. angegeben; das durchjchnittliche Sahreseinfommen würde 
Danach bei 50 Arbeitswochen etwa 370 ME. betragen. 

In Köln verdient die Mehrzahl der Werfitattarbeiterinnen eines 
Konfektionärs für bejjere Waare bei Yjtündiger Arbeitszeit 10 bis 12 Me. 
brutto, die Löhne jelbjt jchwanfen zwiſchen 7,20 bis 20 Mi. Cine Heim: 
arbeiterin, die täglich 10, zuweilen 13 und 14 Stunden arbeitet, gibt an, 
da jie mindejtens 12 ME., zumeilen 20 Mf. brutto pro Woche verdiene. 

In Aıre haben die Arbeiterinnen einer Fabrik bei 10 jtündiger Arbeits: 
zeit Wochenbruttoverdienfte zwijchen 6 und 18 Mf.; Mann und Frau ſollen, 
wenn jie als Deimarbeiter zujanmmenarbeiten, wöchentlich auf 20 bis 50 MiE. 
brutto fommen, wovon nur die Abzahlungsrate für die Majchine (50 Pig.) 
und die Auslagen für Garn und Schmieröl abzuziehen find. 

b. Die Herren- und Knabenfonfeftion. Nach Ermittelungen des 
Berliner Einigungsamtes betrug 


























die Ges | 
‚bie Dauer | fammtzabl he = Brutto: die wöchent:| der Netto= 
für der täglichen der be | wochen: | lichen Un- | wochen: 
Arbeitszeit | jchäftigten | verdient koſten verdienſt 
Stunden Hulfs⸗ | 
Ban nen ie ne nl \_verfonen | _Mart Mat Mark 
: za = — = en = 
27 Seimarbeiter Der Baletot., | | | | | 
Nod- und Jaguettbrandhe, | | | 
durchſchnittlich . . 14 11 23,65 361 | 20,04 
33 Arbeiterinnen der Weiten: | | 
branche, durchſchnittlich | 12 | 8 I 1461 | 215 12,46 
93 Arbeiterinnen der Hoſen- | 
branche, und zwar | 
a) 48 Sandnäberinnen, ' | 
durdiebnittliih. . » 12 12 7 0,70 | 6,30 
b) 45 Maichinnäberinnen, | 
durcichnittlich . | 12 12 11,35 1,65 9.70 
98 Arbeiterinnen für Anaben- | | | 
anzüge, durhichnittlih. - | Be ı 9 s32 | 1383 6,99 





Das Jahresnettocinfommen würde hienach für die Arbeiterinnen 
in der Weiten: und Hojenbranche wie in der Knabenkonfektion bei 12'/, jtünd- 
iger Arbeitszeit durchichnittlich etwa 350 ME. betragen; es stellt jich etwas 
höher für die Arbeiterinnen der Wejtenbranche (500 ME.) und die Majchinen- 
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näherinnen der Hojenbranche (3I0 ME), dagegen niedriger für die Arbeiterinnen 
in der Snabenfonfektion (280 ME.) und für die Handnäherinnen in der Hojen- 
branche (250 ME.). Für die Arbeiter der Paletot-, Rock- und Jaquettbranche 
beläuft fi) das Jahresnettoeintommen bei durchjchnittlich 14 jtündiger Arbeits: 
zeit auf etwa 800 ME. Im Einzelnen ergaben jich bezüglich der Einkommens— 
verhältnifje der Arbeiterinnen nach den Aufftellungen des Berliner Einigungs- 
amtes folgende Schwankungen. 
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E3 betrug, bezw. es jchwanften 




















| der Bruttos | ' | der Netto- 
Zahl der J | die 
; Price ochenver- n wochen 
in der | — dienit Untojten verbienft 
I Mat Mark Mart 
| | 
Meftenbrande | 1 4,50 0,30 4,20 
. eo 8 8—10 1,22—1,70 | 6,78—8,30 
# | 6 12—14  1,80-2,10 | 10,20—11,96 
. 9 15—16 | 2,25—2.36 |12,75--18,70 
ö | 4 18-2 245-310 15.55-19.40 
n 4 24—25,50 | 3,45—8,10 | 20,55—21,60 
Hoſenbranche 
a) Handnäherinnen | 2 250—8,00 | 0,32—0,32 | 2,30—2,68 
z 2 38,85—450 | 0,32—045 | 3,53—4,05 
£ 7 — 0,57—0,72 | 4,43—5,28 
J | 15 7-8 ß 6,30— 7,30 
— 8 8,70-10 | 0,82—0,85 | 7,88—8,15 
eh A 11-12 | 1,02—1,20 | 9,98—10,80 
b) Mafchinennäherinnen e | 10 7,50 1,25 6,25 
J — 10 9-11 | 1,80—1,45 | 7,70—0,55 
J .14 12—13 1,65 — 1,85 11,15 
u 14 14—16 2,10—2,40 | 11,90— 13,60 
1 18—20 2,70—8,20 | 15.30 16,80 
Snabenfonfeltion. | 7 3,50-4,75 | 055-1830 | 2,65—8.90 
R = BE. 5-5,755 | 0,90—1,18 | 8.98—4,57 
= ä 25 6—7 0,70—1,88 | 4,62—6,10 
fi 24 ar 1,05— 2,03 | 5,47—7,45 
z I 18 1,00—2,05 | 7,50-8,05 
s 11 108 rn 0,97—2,17 | 8,32—10,08 
2 6 | 12—13 1,14—2,17 | 9,83—11,89 
x 3 | 1450-16 | 1,78-2,53 | 12,70—18,47 
x 2 1 | 21 1,70 19,30 


In Stettin — — Ermittelungen des I 
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die Dauer die Zahl | der Brutto: | der Netto⸗ 
für lie Tr b — wochen⸗ u — | wochen: 
t en Ar- |beichä n 
| beitsjeit | Hülfs⸗ | verbienft | | DrEDIERR 
a Stunden perfonen | Marl | Mat | Mal 
— — | —— 
7 Arbeiter der Baletots, Rod! | | | 
und Jaquettbrande . - 13. 6 24436,08 | 19,31 
3 Arbeiterinnen der Weſien. | | 
brandhe . 15% 1 10,67 | 216 | 851 
2 Maichinennäherinnen der H0- | 
ienbrande . 18% 1 | 950 | 1,90 | 7,80 
2 Arbeiterinnen der Ranalifation 14°/4 2 7,50 | 1,60 5,90 
| | 


Yunalen det Deutfchen Reicht 1898. 8 


34 Dr. Franfenftein: Die Nrbeitsverhältnifie in der Kleider: und Wäſchekonfektion 


Hiernadh würde fich das jährliche Nettoeinfommen für die Arbeiter der 
Paletot-, Rod und Jaquettbranche auf 775 ME"), für die Arbeiterinnen der 
übrigen Herren: und Knabenfonfeftion auf etwa 500 ME. durchichnittlich belaufen. 

Ein Konfektionär der wejtfäliichen Arbeiterfonfeftion befundete 
vor der Kommiſſion, daß das Bruttojahreseinfommen von 14 Fabrifarbeiter: 
innen etwa 490 ME. (im Einzelnen zwijchen 370 und 623 ME. jchtvanfend), 
das Nettoeinfommen, da die Unfojten nur in Beiträgen für Kranken- und 
Iuvalidenverjicherung bejtehen, durchjchnittlich 450 ME. betragen habe; ferner 
gab er den Nettoverdienit „gleihmähig und regelmäßig“ thätiger Heim— 
arbeiter auf 400 bis 450 ME. jährlich, das Jahresnettoeinfommen für drei 
alleinjtehende Val auf durchichnittlich 367 ME., für 3 Männer, 
denen die Frau Hilft, auf 600 (500 bis 700 ME.), für 2 Männer, denen 
Frau und Kind helfen, auf 880 und 1355 ME. an. 

ec) Die Damenfonfeltion. Durch VBernehmungen, die das Faijerliche 
Statiftiiche Amt nach Abjchlug der Erhebungen vornahm, wurde der Netto: 
jahresverdienjt von 48 auf Stüdlohn arbeitenden Werfjtatt- uud Heim: 
arbeiterinnen der Berliner Damenfonfektion fejtgejtellt. Danach betrug, 


von den Fällen abgejchen, 
Keen beeinflußt hatte, 


in denen Krankheit die Höhe des Verdienſtes um: 


er oder Mitarbeiten weiterer Perſonen 


oder lediglich eine in bejchränftem Maße ausgeübte 











4. Bloujenfabrifation 





die Taner der 
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N ‚der mittlere täglichen Arbeits: | der Netto: 
' Bruttowochen; — 
in der  verbienft odenverdienfte Untoften  |abresverdienft 
Mark Stunden | Mat | Maut 
1. Jaquettbrande | | 
für 1 ledige Heimarbeiterinnen .. | 12 13 | 0,80 455 
z 2 — | 17,50; 19,20 | 17; 13—14 1,15; 1,35 785; 875 
. verheir. Heimarbeiterinnen | 9,40; 10 —12 10 : 1,00; 0,75 | 289; 326 
: 9,80 1 | ‚80 | 428 
— Iedige Wertftattarbeiter | 
: 11,50; 9 12—13; 10 | 0,50; 0,60 357; 421 
>47 — Workfiatiarbeiterin 13 14—15 0,70 594 
„ 3 verheir. Werkitattarbeiter- 
innen . 2 220... 8—-9; 8; 9 | 13; 9; 10; |0,80,0,70;0,50 303; 314; 315 
„ 2 verheir. Werkitattarbeiter: | 
innen . . | 9,50; 8,75 12; 10 0,80; 0,65 406; 421 
„ 2 verwittw. Heimarbeiter- 
innen . . ! 7:9 10; ? 0,50; 0,60 216; 276 
1 verwittw. Heimarbeiter 8,75 10 0,65 | 421 
2. Negenmäntelbrande 
für 1 ledige Heimarbeiterin.. . | —12 9 0,75 | 392 
8 verheir Beimarbeilerinnen ‚6- -7;8-10;10-11,9; 9; 10—11,0,50;0,70;0,70|317, 356, 310 
3. Gapesbrande | 
für 1 verheir. Heimarbeiterin . | 6,20 7 0,70 266 
— — ——— | 
‚11; 40; 11,50) 12—13; 13 | 0,65; 0,76 445, 488 
en vecheir. "Werfitattarbeiter: | | 
innen . . \ 7,50, 12 8—9; 14 0,30; 1,00 | 336, 342 
ji 1 verbeir. Werkitattarbeiterin 8 70 10 0,35 | 418 
| 


für 8 ledige — — 
innen . . » 








) Daß die Stettiner Paletot:, 


kb; 





6,40; 7—8| 9: 7—8; 1 


10,50: 0,40;0,55. 176, 273, 275 


Rock- und Jaquettarbeiter nahezu das gleiche Netto- 


einfommen wie die im Allgemeinen zu höheren Löhnen arbeitenden Berliner Arbeiter 
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Durchjchnittlich jtellte fi dem Familienjtande der 48 Arbeiteriunen 
der Berliner Damenkonfektion nach 














| ber die Tauer | | 
Ä uittlere | der, Arbeitszeit bie | der 
für | Bruttomochen: | bei mittlerem | wöchentlichen | Nettojahres- 
verbienft | Wochen: Unfoften verdienſt 
verdienſt 
EL Mar Stunden | Mat Mark 
I | l 
ledige Arbeiterinnen . . .| 11,12 2 0470 
verheir. i ie ER —T | 0790.20 828 
verwittw. „ | 8,50 10 | 060, 831 


| 


Nach Belundungen von 2 Zwiſchenmeiſtern aus Breslau jollen dort 
die Anfängerinnen jelbjt in der Hochjaifon nicht 4 ME. verdienen, bejte Wert: 
itattarbeiterinnen bei 10'/, ftündiger Arbeitszeit während 10 bis 12 Wochen 
9 bis 10 ME. netto, während 8 bis 10 Wochen nichts, in der übrigen Zeit 
4 bis 5 Mf. netto; das wirde ein Jahresnettocinfonmen von noch nicht 
250 Mk. ergeben. 

Ein Erfurter Zwiſchenmeiſter bekundet, daß während der 6-—7 Monate 
dauernden Saiſon ungeübte Arbeiterinnen 5 Mk. mittlere 7 bis 8 Mk, beſte 
10 ME. brutto pro Woche verdienen und daß hiervon 25,30 und 40 Pig. 
für Unfoften (Garn und Knopflochgelder) abgehen; während 2 bis 3 Monaten 
it überhaupt feine Arbeit zu haben. Nechnet man hiernach 3O Wochen Satjon 
und 11 Wochen flaue Zeit, jo würde ſich der Jahresnettoverdienſt für 


ungeübte Arbeiterinnen » . . . auf 167,25 Me. 
mittlere * DE re 
beſte 338,60 


belaufen, d.h. für alle drei Gruppen durchſchnitilich auf je etwa 220 Mt. 


IX. Gefundheitsverhältnijle. 


Zur Frage der Beurtheilung der Gejundheitsverhältniffe in der Kon: 
jeftion weilt der Bericht in erjter Linie darauf Hin, daß die Perjonen, die 
den Beruf der Konfeftionsarbeit ergreifen, vielfach zu den 
ſchwächlichen und fränflichen gehören und fich in einem jchlechten Er- 
nährungszujtande befinden. Für diejen in gejundheitlicher Beziehung nicht ein- 
wandfreien Zugang iſt natürlich die Bejchaffenheit der Arbeitsräume 
bejonders wichtig. Xeider läßt diefe noch viel zu wünjchen übrig. Nach den 
Angaben des Berichtes über den Luftraum, der in den einzelnen Werkjtätten auf 
den Kopf der bejchäftigten Perjonen entfällt, wie über Lüftung, Heizung und 
Beleuchtung der Arbeitsräume künnte es zwar jcheinen, als jei die Beſchaffen— 
heit der Arbeitsräume mit wenigen Ausnahmen befriedigend. ES ijt jedoch 
nicht außer Acht zu lafjen, daß die zum Zwecke der Berichterftattung vor- 
genommenen Belichtigungen für die Mehrzahl der Arbeitsräume in eine Beriobe 
jtillen oder nur mäßigen Gejchäftsganges und in eine Jahreszeit (April) 
fielen, im der die ſich befonders im Hochſommer und Winter geltend machen- 


derielben Branche erzielen, erklärt fi daraus, daß die Stettiner Arbeiter, mit einer Aus- 
Be Hilfsperfonen beichäftigen und durchichnittlich zwei Stunden länger arbeiten, als 
die iner. 


g* 


36 Dr. franfenftein: Die Arbeitsverhältnifie in der leider und Wäſchekonfektion 


den Mißftände in der Lüftung, Heizung und Beleuchtung nicht wahrnehmbar 
waren; für die Beurtheilung der Berhältnifje in der Saiſon war die Kom: 
miffion jedoch meist auf die unfontrolirbaren Angaben der Meijter angewieſen. 

Bon den Werkftätten (d.h. jolchen Arbeitsräumen, in denen 3 und 
mehr PBerjonen gegen Lohn bejchäftigt werden); boten Lage und Bauart 
in Berlin, Herford, Nürnberg, Aue und Stuttgart feinen Anlaß zu Ausftellungen. 
In Breslau wurde bei 38 Werkjtätten die geringe Höhe, bei 3 Werfjtätten 
ftarfe Erwärmung bei einer tiefen Lage unter dem Straßenniveau bemängelt. 
Aus Bielefeld, München und Erfurt wurden nur wenige Bejchtwerden laut. 
Zweifellos ijt diejes Ergebniß, das — wie der Bericht (S. 82) bemerkt — 
„eigentlich al8 günftig bezeichnet werden müßte“, zum großen Theile eine 
Folge der ftarfen Bauthätigfeit der legten Jahre, die namentlich in den groß: 
ſtädtiſchen Konfeftionszentren vortheilhaft eingewirft hat. Immerhin dürften 
noch, „zumal in den ältern Häufern, recht viel unzureichende Arbeitsräumlich- 
feiten vorhanden“ jein. 

Eine Ueberfüllung der Werkſtätten läßt fich, wenigſtens für die 
Saijon, mehrfach annehmen. In Berlin kommt von 350 Werfjtätten, die 
der Gewerbeinjpeftor bejuchte, auf den Kopf der beichäftigten Perjonen cin 
Luftraum 

von 30 bis 40 cbm in 2 Prozent der befichtigten Arbeitsräume 


" ” " " ’ " " " " 
" 15 " 20 " " 21,7 " " " " 
" 12 * 15 " " 18,3 " " " „v 
* 10 “ l 2 ” " 1 5,1 " " n n 
“u 8 4 10 n " 16,1 " ” " " 
" " 6 " " 6,1 "” " " " 
und in je einem Falle 4 und 3 cbm. In Breslau waren bei Annahme 


eines Normalverhältnijjes von 2 qm Bodenfläche und 2 cbm Luftraum pro 
Berjon von 249 Werkftätten in der Saijon 14 als überfüllt anzujehen. In 
Bielefeld betrug der Luftraum in 69 Werkitätten pro Perſon 9—15 cbm, 
in einer Fabrik während der ftillen Zeit 7,5 bis 15 cbm, während der Saijon 
5,5 bis 11 chbm; in 3 Werkitätten der Wäjchebranche ſank er auf 3,6 bis 
4 cbm. In Stettin, wo 83 WVerkftätten befichtigt wurden, betrug der Luft: 
raum durchjchnittlich 11,84 cbm pro Perjon, doch fam auch eine Anzahl von 
Werkjtätten mit faum 4,5 cbm vor; während 8 bis 9 Monaten im Sahre 
herricht Ueberfüllung. 

Der Zutritt des Tageslihts und die fünftlihe Beleuchtung 
haben nur vereinzelt zu Bemängelungen Anlaß gegeben, dagegen erjchien die 
Lüftung der Werfftätten, namentlich im Winter, in Berlin, Breslau, 
Erfurt, Köln, München, und Ajchaffenburg ungenügend. Beſondere Venti— 
lationseinrichtungen wurden nur vereinzelt wahrgenommen. 

Eine Verwendung der Arbeitsräume auc zu anderen Zweden, 
wie Schlafen, Wohnen und Kochen, findet in weitem Umfange ftatt, wie cs 
Icheint, ohne erhebliche Bedenken bervorzurufen. 

Was nun die Arbeitsräume der Hausgewerbetreibenden au: 
belangt, von denen u. W. in Berlin 4022, in Breslau 109 und in Herford 12 
bejichtigt wurden, jo lauten die Urtheile nicht wejentlich abweichend. Von 
einer theilweije vorfommenden Ueberfüllung wird nur aus Breslau und Bielefeld, 
und auch da nur bei den Arbeitern der Stleiderfonfektion, geſprochen; für Die 
übrigen Städte und Bezirfe wird eine Lleberfüllung nicht feftgeftellt. Dagegen 
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wird die Frage, ob die Arbeitsräume durch ihre Bejchaffenheit auch bei 
nicht übermäßiger Arbeitszeit gejundheitsichädfich eimwirfen, wird für das Amt 
Hedtum (Kreis Minden), Aichaffenburg, einen Theil von Stuttgart und für 
Berlin bejaht, für leßteres jedoch nur injoweit, als es ſich um gleichzeitige 
Benügung der Arbeitsräume als Wohn-, Schlaf, und Bügelraum handelt; 
der bauliche Zuftand der Räume wird hier durchweg als befriedigend bezeichnet. 
Eine gleichzeitige Benübung der Arbeitsräume zu anderen Zwecken 
als zur Arbeit (Wohnen, Schlafen, Kochen) findet fich dem Berichten nach 
mehr oder weniger überall. Die Gefahr der VBerjchleppung ans 
ſteckender Krankheiten durch Konfeftionsarbeit aus jolchen Heimbetrieben 
wird in dem Berichte des Gewerbeinſpektors für Berlin erwähnt. 

Von großer Bedeutung it es mun, feitzuftellen, wie weit auch in einer 
gejunden Umgebung die Konfeftionsarbeit an ſich auf den Körper 
einwirft. 

Was zunächit das Nähen anbetrifft, jo wird jowohl die hierbei übliche 
gebückte Haltung der Näherin wie das anhaltende Arbeiten an den Näh— 
maschinen mit Fußbetrieb als jchädlich für den weiblichen Organismus, zumal 
den jugendlichen, bezeichnet. Chroniſche Gebärmuttererfranfungen und nament— 
(ich Fehlgeburten einerjeits, Störungen der Berdauungsthätigfeit anderjeits 
jollen ſich ziemlich häufig finden. Dieſem Webeljtande des Majchinennähens 
durch Motorenbetrieb abzuhelfen, it wiederholt verjucht worden, ohne 
daß jedoch) ein günjtiges Ergebniß erzielt worden wäre, weil anderweitige Be: 
ihwerden dabei hervortraten. Nur häufigere Baujen in der Näharbeit an der 
Machine, alfo Unterbrechungen durch andere Arbeiten (wie 3. B. Borrichten), 
werden die Majchinenarbeit weniger augreifend machen. 

Mit Gefahr für die Gejundheit verbunden wurde ferner von Auskunfts— 
perjonen das Stempeln in den Wäjchefabrifen bezeichnet, theils weil die 
giftigen Beitandtheile der Stempelfarbe jchädigend auf die Athmungsorgane 
eimpirften, theils weil die Temperatur im Stempelvraum, der Erhaltung des 
jlüffigen Zuftandes der Farbe halber, vielfach jehr hoch jei. Seitens Sad): 
verjtändiger') ift jedoch in den Verhandlungen der Kommijjion für Arbeiter: 
ſtatiſtik am 11. Jan. 1897 fejtgejtellt worden, dab lediglich die Wärmever: 
hältniffe im Stempelraum zu Bedenken Anlaß geben könnten, nicht aber die 
Gejumdheitsgefährlichkeit der Stempelfarbe; das nach Angabe einer Ausfunfts- 
perjon im der Stempelfarbe angeblich enthaltene Quedjilber ſei jalpeterjaures 
Silber, auch das darin enthaltene Ehlornatrium (Kochſalz) und die geringen 
Mengen Terpentin wirkten nicht jchädlich ein, insbejondere auch nicht auf die 
Ahmungsorgane. 

In der Wäſcherei, wo Näſſe und Wafjerdampf nicht zu vermeidende 
Uebelftände find und bei mangelhaften Vorkehrungen geſundheitsſchädlich wirfen, 
it eine bejondere Unfallgefahr injofern vorhanden, als bei den Wajchmajchinen 
und Heißwaſſerkeſſeln leicht ftarfe Verbrühungen, bei den Zentrifugen, Wring- 
und Stärfmajchinen jchlimme Verlegungen vorfommen können. Auch die Be: 
ihaffenheit der meijt ftarf geheizten Wäfchetrodenräume läßt oft zu 
wünjchen übrig. 

Rejondre Gefahren für die Gejundheit der Arbeiter und Arbeiterinnen 
bringt jchliehlich das Bügeln (Plätten) mit ſich. Es iſt am ich jchon eine 

) Gewerberathb Dr. Sprenger und Mitglied des Reichsgeſundheitsamtes, Negierungs: 
rath Dr. Wußdorff. 
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anftrengende Arbeit, wobei das dauernde Stehen, die Anftrengung bei der 
Hantirung mit den jchweren Bolzen und Volleiſen und der mit Körper umd 
Armen auszuübende Druck bei den leichteren Gaseiſen jchädlich wirken. Die 
immer mit dem Bügeln verbundenen janitären Uebelſtände jteigern ſich aber 
bis zu einem die Gejundheit direft gefährdenden Grade, wenn mit Holzfohle 
geheizte Bügeleiſen benugt werden. Dieſe entwiceln nicht nur Kohlenſäure, 
jondern auch beträchtliche Mengen des jehr giftigen Kohlenorydgajes.') Die 
Benützung von Kohleneiſen findet fich nach den Erhebungen häufig in Berlin, 
Aſchaffenburg, Stuttgart und fait ausjchließlih im Nürnberg und Stettin; 
der Grund ihrer Erhaltung joll nur in der Erjparnig an Kohlen und Zeit 
liegen. In Breslau, Erfurt, München und in den weiträlischen Konfektions— 
orten werden in der Negel Voll: oder Bolzen oder Gaseijen bemügt, in den 
größeren norddentichen Wäjcheplättereien vornehmlich Gaseiſen, deren Erhigung 
durch Gasflammen in dem Hohlraume des Eifens jelbjt oder durch Zuführung 
schon erwärmter Gasluft in Schläuchen bewirkt wird. Der Bortheil diejer 
Gaseiſen befteht darin, daß fie ein unterbrochen fortgejegtes Plätten er: 
möglichen, doch find mit diefer Kontinwirlichfeit der Arbeit leicht Gejundheits- 
jtörungen verbunden, weil die Plätterin fortwährend den Kopf über das Eijen 
und die darin befindliche Gasflamme gebeugt halten muß, was Kopfichmerzen 
erzeugt und das Auge anftrengt umd ſchwächt. Dieje Uebeljtände haben theil- 
weife zu dem Zweieiſenſyſtem geführt, bei dem für jede Plätterin 2 Eijen in 
Gebrauch kommen, von denen das eine immer folange über einem Wärme: 
apparat erwärmt wird, als man mit den andern glättet. 

Völlig unzureichend fcheinen in der Konfektionsbranche, die gerade für 
den jugendlichen und weiblichen Organismus jo twichtigen Arbeitspaufen, 
insbejondere die Mittagpaujen zu jein. Damit ſteht es zum Theil auch im 
Bufammenhang, daß die Ernährung ſelbſt derjenigen Arbeiterinnen, die zu 
bejferer Nahrung die Mittel hätten, ſtark vernachläfiigt it. Ihre eigenen 
Ausjagen ſowohl für Werkftatt- wie für Heimbetriebe laſſen gar feinen Zweifel 
darüber, daß jie in der Negel „bis zum fpäten Abend nichts weiter geniehen 
als Butterbrot und Kaffee und erft um 8 Uhr oder noch jpäter eine warme 
Mahlzeit einnehmen“. Weberhaupt jcheint es mit den Ernährungsverhältniffen 
bei den Konfektionsarbeitern und =Arbeiterinnen vielfach recht jchlecht beftellt 
zu jein. Der Bericht bemerkt hierüber (S. 91): „Schon die Ernährung der 
Lehrlinge und jugendlichen Gejellen, wie fie beifpielsweile in Süddeutjchland 
meist im Haufe des Meifters, wie aus den Vernehmungen hervorgeht, erfolgt, 
läßt vieles zu wünjchen übrig. Die Ernährung der Konfektionsarbeiterinnen 
aber in den norddeutihen Großitädten, namentlich in Berlin ift be 
jonders unzureichend. Den Haupttheil der Schuld daran trägt der geringe 


') Nach einer auf Veranlafjung des Gemwerbeinjveltors für Berlin in 3 Werkftätten 
ausgeführten Analyie der in Kopfböhe über dem Bügeleiſen entnommenen PVerbrennungs- 
gafe betrug der Gehalt an 


Kohlenoxyd Kohlenſäure 
0,23 0,34 Volumen Prozent 
0,29 0, 37 " " 


0,19 0,35 * — 
der Bericht bemerft (S. 88) hierzu: „Da die Giftigkeit des Kohlenoryds für den Menſchen 
bei 0,05 Prozent liegt, jo ergibt jich von felbit, daß die Benütßung von Holztohlenbügel- 
eifen für die Geſundheit ſowohl der Bügler, welche bei der Arbeit gebeugt über dem Bügel— 
eilen ftehen, als auch anderer Arbeiter, welche fich in dem Bügelraum aufhalten, von nach— 
tbeiligem Einfluß fein muß“. 
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Verdienſt, der es manchen Arbeitern überhaupt unmöglich macht, fräftiges 
Eſſen zu bezahlen.“ 

Die Wohnungsverhältnijje der Konfeftionsarbeiter liegen in den 
einzelnen Gebieten verjchieden. Während die Wohnungen der wejtfäliichen 
Arbeiterfonfeftion in gejundbeitlicher Beziehung feinen Grund zu erheblichen 
Bedenken liefern, it die Art der Unterbringung der unverheirateten Gejellen 
und der Lehrlinge in Süddeutſchland zum Theil recht jchlecht. Auch die 
Wohnungsverhältnifie in den größeren Städten Norddeutichlands laſſen oft 
zu wünjchen übrig. So iſt 3.8. in Berlin der bauliche Zujtand der Wohn- 
ungen im Allgemeinen nicht unbefriedigend, dagegen machen ſich hier gerade 
in der Konfeftion eine arge Ueberfüllung der Wohn: und Schlafräume und 
die e dem Aftermiethe- und Echlafitellenwejen verbundenen Uebelſtände be- 
merkbar. 


X. Sittliche Zuſtände. 


Gegenüber den mehrfach, namentlich in der Preſſe aufgeſtellten und auf 
Grund einzelner Fälle generaliſirten Behauptungen, daß die ſchlechten Löhne 
und der vielfach unregelmäßige Verdienſt die Konfektionsarbeiterinnen in er— 
heblichem Umfange der Proſtitution in die Arme trieben und daß die Mädchen 
vielfach von den Arbeitgebern zur Hingabe genöthigt würden, lag es nahe, 
daß die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik auch über die ſittlichen Zuſtände Nach— 
forſchungen veranlaßte. Sie wandte ſich in der richtigen Erkenntniß, daß die 
in einigen Städten geführte Statiſtik der Proſtituirten feinen Anhalt bieten 
fann, um die Betheiligung der Ktonfeftionsarbeiterinnen an der Projtitution 
erkennen zu fönnen, an die Bolizeibehbörden Bon diejen haben ich die 
der Städte Berlin, Breslau, Stettin, Erfurt, Köln, Herford, Bielefeld, Lübbecke, 
München, Nürnberg, Achaffenburg, Aue i. S. und Stuttgart auf Grund ihrer 
Beobachtungen über die fittlichen Zuſtände unter den Stonfektionsarbeiterinnen 
geäußert. Keine jpricht fich dahin aus, daß dieje Zujtände befonderd ungünstig 
wären.!) „Nach Lage der Verhältniffe”, jo bemerkt der Bericht (©. 9), 
„Legt auch fein Grund zu der Annahme vor, daß die Konfeftionsarbeiterinnen 
ſich durch bejondere Unfittlichfeit auszeichnen. Gin großer Theil derjelben 
arbeitet in den kleinen Werkjtätten unter NAufjicht einer Meiſterin, die regel: 
mäßig auch Zucht und Ordnung halten wird; ein andrer großer Theil befteht 
aus verheiratheten Deimarbeiterinnen”. 

Auch Für die Behauptung, daß in der Konfektionsbrauche vorzugsweiſe 
die Arbeiterinnen der Nöthigung der Arbeitgeber zur gejchlechtlichen Hingabe 
unterlägen, haben die Erhebungen der Kommiſſion für Arbeiterjtatiftif keinerlei 
Material ergeben. Wenn auch vereinzelnte Fälle des Mißbrauchs der Arbeit- 
geberjtellung vorfommen mögen, jo jpricht gegen eine Generalifirung dieſer 
Fälle Schon der Umstand, daß „die Arbeiterimmen in der Konfektion viel weniger 

’) Der Bericht theilt S. 91/92 mit, daß in Berlin unter 1427 Proſtituirten, die in 
der Zeit vom 1. April 1894 bis 1. April 1895 neu eingefchrieben wurden, 232 „Näber- 
innen“, in München unter 133 weiblichen Perſonen, die abgeurtheilt wurden, weil ſie 
ohne Anmeldung gemerbsmäßige Unzucht betrieben hatten, 15 „Näberinnen“ gezäblt worden 
feien. Er bemertt dazu: „Solche Angaben geitatten aber gar feine Schlüſſe. Eritens find 
die Berufsangaben an und für fich unficher, zweitens find „Näberinnen“ nicht mit Kon— 
feftionsarbeiterinnen identiſch, drittens fann man danach nicht beurtheilen, ob fich die 
„Näherinnen“ in ftärterem Maaße als aus anderen Berufskreifen der Proſtitution zu— 
wenden; viertens beziehen fie fich nur auf die kontrolirte Vroftitution, die befanntlid nur 
einen Theil der wirklichen ausmacht“, 
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als andere Kategorien von Arbeiterinnen — 3. B. Ladenmädchen, Fabrik— 
mädchen, Dienftmädchen — Gelegenheit haben, mit dem Arbeitgeber und jeinen 
direften Angeftellten in Berührung zu fommen, die Ziſchenmeiſterwerkſtätten 
aber regelmäßig von verheiratheten Frauen gehalten werden"') (5. 92). Es 
wird gerade diejen kleineren Werkjtätten, im Gegenfat zur Fabrik, nachgerühmt, 
daß in ihnen gute Ordnung und Zucht auch im fittlicher Beziehung bejtchen. 

Das Zujammenarbeiten von männlichen und weiblichen Ar- 
beitern in demjelben Naume, das nur in Stettin allgemein üblich jet, 
in Breslau die Negel bilde, dagegen in Bielefeld, Köln, München und 
Nürnberg gar nicht und in Berlin in der Stleiderfonfektion jelten, in der 
MWäjcheinduftrie fait nie vorfommen joll, hat zu Bedenfen in fittlicher Be: 
ziehung nirgends Anlaß gegeben. 


* * 
Er 


Bisher hatten wir theils an der Hand der vom faijerlichen Statiftischen 
Amte bearbeiteten Zufammenftellung der Ergebniffe der Ermittelungen über 
die Arbeitöverhältniffe in der Kleider- und Wäjchefonfektion, theil® an der 
Hand der Protokolle der Vernehmungen von Ausfunftsperjonen und auch 
unter Benütung der neueren Litteratur eine gedrängte Weberficht über Die 
Verhältniffe der Konfektionsarbeit zu geben verſucht. Wenn wir nun daran: 
gehen, zu erörtern, welche Folgerungen aus jenen Erhebungen zu ziehen find, 
ſo jcheinen uns vorerjt wohl die Fragen noc einer furzen Antwort werth, 
ob das Engquetematerial in der That auch jo beichaffen war, um einen ficheren 
Einblif in die Arbeitsverfaflung der Stonfeftionsinduftrie wie in Die be 
ftehenden Mißſtände zu gewähren, und ob die Zujammenjtellung die Ergebniffe 
der Erhebung in allen wejentlichen Bunften zutreffend wiedergab. Der ob: 
jeftive Beurtheiler wird dieje Fragen nur bejahen können. Wenn auch in 
Bezug auf einzelne Detail3 von geringerer Bedeutung die Erhebungen eine 
Aufklärung nicht gebracht haben, jo it doch durch die mündlichen Vernehm— 
ungen und jchriftlichen Umfragen ein jo umfangreiches Material zu Tage ge: 
fördert worden, daß man in der Hauptſache zu pofitiven und ficheren Schlüffen 
gelangen fann. 


XI. Weberblid über die Ergebnifje der Ermittelungen 
über die Arbeitsverhältnijie der Kleider: und Wäſchekonfektion. 


Die Mißſtände der Konfektionsarbeit. 


Wie am Eingange unjerer Ausführungen erwähnt wurde, ftanden beim 
Eintritte in die Unterfuchung über die Arbeitsverhältniffe in der Konfektion 
jowohl die verbündeten Regierungen, als die Kommiſſion für Arbeiterjtatiftif 
unter dem Eindrude, daß das Grumdübel der Konfektion in ihrer Arbeits: 
verfafjung, insbejondere dem Zwiſchenmeiſterſyſtem, wie in dem Vorkommen be: 
Jonderer fittlicher Mißſtände zu juchen jei. Dieje Anjchauungen find durch die 
Erhebungen widerlegt worden; der Kommiſſion fommt das Verdienft zu, daß 
fie Licht in die verwicdelten und bislang vielfach falſch beurtheilten Zuftände 
in der Konfeftion gebracht hat. 





') Bezüglih Erfurts wird, wie der Bericht (5. 92) hervorhebt, von dem dortigen 
Berverberath ein von der Neußerung der Bolizeibehörde abweichendes Urtheil gefällt. 
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Bezüglich der Arbeitsverfafjung bat fich herausgeftellt, daß ein 
Theil der Konfektion, die Müjchefabrifation und die Arbeiterfonfektion, fabrik— 
mäßig betrieben wird, aljo den für Fabriken geltenden Bejtimmungen der 
Sewerbeordnung und der Gewerbeaufjicht unterliegt. Bei einem anderen 
Theile wird die Arbeit durch die jogen. Zwiſchenmeiſter an Werkſtatt- oder 
an Heimarbeiter vergeben; die Zwiſchenmeiſter jpielen hiebei aber nicht nur die 
Rolle eines Vermittler zwiſchen Konfeftionär und Arbeiter, jondern fie arbeiten 
jelbjt mit und leiten die Arbeit. Endlich werden Heimarbeiter vom Konfektionär 
direft bejchäftigt. Die jeither allgemein verbreitete Anjicht, dal bejonders die 
Zwijchenmeiiter Schuld an aller Bedrüdung der Arbeiter trügen und einen 
ungünjtigen Einfluß auf die Löhne ausübten, ſowie daß die Löhne höher 
wären, wo die Arbeiter im unmittelbaren Arbeitsverhältnifje zum Konfektionäre 
jtänden, ift nach den Unterjuchungen eine irrige. Wie die Erhebungen ergeben 
haben, iſt der Verdienft der Zwiſchenmeiſter im Wejentlichen als Lohn für die 
dem Konfektionär thatlächlich geleiitete Arbeit, nicht aber als ein Abzug vom 
Lohn der Arbeiter zu betrachten.) Wo Uebervortheilungen der Arbeiter be 
züglich der Löhne vorgefommen find, ift das weniger eine Folge der bejonderen 
Verhältniffe des Zwiſchenmeiſterſyſtems, jondern der Unklarheit des Arbeits- 
verhältnifjes der Arbeiter zu den Zwiſchenmeiſtern geweſen. Weiterhin ift feſt— 
gejtellt worden, dat die SKonfektionsarbeit nur zum kleineren Theile und 
nur da durch Zwijchenmeifter vermittelt wird, wo fich die Stonfeftion ins 
Große entwidelt und Mittelsperfonen deshalb nicht eutbehrt werden fünnen. 
In der Sitzung der Kommiſſion für Arbeiterftatiftif am 9. Januar 1897 
wurde zwar troß dieſer Ergebniffe der Ermittelungen von den Abg. Hitze 
und Molfenbuhr die Behauptung aufgeitellt, daß das Zwiſchenmeiſter— 
igitem gegenüber der Fabrik immer ein Uebeljtand ſei, e3 wurde indeſſen von 
beiden zugleich zugegeben, daß jeine Bejeitigung unmöglich wäre. Ohne Frage 
bietet auc) die Werkitatt des Zwijchenmeifterd mit ihrer geordneten Disziplin 
und normalen Arbeit3zeit mancherlei Vorzüge vor der Heimarbeit. Dieje 
Thatjache würde eher für eine Vermehrung der Zwijchenmeijterwerkitätten, als 
für ihre Verminderung jprechen,; mit der Vermehrung aber würde ein Rück— 
gang der Heimarbeit, bei der hauptjächlich die Uebeljtände in der Konfektion 
anzutreffen find, eintreten, 

Auch für die allgemein verbreitete Annahme, daß das Trudjyitem in 
weitem Umfange in der Konfektion vorfomme und hier zu größeren Mißſtänden 
— habe, haben die Vernehmungen vor der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik 

einen Anhalt ergeben. Wenn aud) von einem Falle von Trudunfug be 

richtet wird, jo berechtigt das jedenfalls nicht, diejen einzelnen Fall zu genera= 
liſiren. Dagegen ift durch das Ergebniß der Erhebungen zweifellos als feſt— 
gejtellt zu erachten, daß durch den $ 115 der Gewerbeordnung eine weſent— 
liche Befjerung der hier in Frage ftehenden Verhältniſſe eingetreten ift. 

In dritter Linie endlich haben die augenscheinlich in Generalifirung ein— 





In den Verhandlungen der Kommiſſion am 9. Yan. 1897 wurde feitens eines Ver— 
treters des Reichsamts des ‚Innern bemerkt, dab man ein Urtheil über die ‚Frage, ob der 
Lobhnantheil des Zwiichenmeilters nur einen Entgelt für feine Arbeit enthalte, gewinnen 
könne, wenn man in Betracht ziehe, welche Summen der Unternehmer durch Beſchäftigung 
von Zwiichenmeiltern eripare. Hierher gehörten die Löhne für Muiter, Aufchneiden, Ver: 
theilen der Arbeit, Bügeln u. f. w., die Erjparniß an Mietben und Arbeitstöbnen insbejondere 
während der ftillen Zeit u. dgl. Die bierdurch entitehenden Unkoſten feien fo groß, daß auch 
bei einem Betriebe ohne Zwiichenmeifter faum von einer weientlihen Erhöhung der Löhne 
die Rede fein könne, 
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zelner Vorkommniſſe in die Deffentlichfeit gebrachten Behauptungen, daß in 
der Konfeftion ganz bejondere jittliche Mißſtände bejtünden, 
durch die Erhebungen feine Bejtätigung gefunden. Wenn es auch in der 
Natur der Sache liegen mag, daß es bei Erhebungen über jittliche Zuftände 
ichwer hält, zu durchaus ficheren Nefultaten zu gelangen, jo it doch foviel 
fonjtatirt worden, daß auf dem Gebiete der Sittlichfeit feine Mißſtände vor: 
handen find, die bejonders der Konfektion eigen wären. 

Nach Alledem hat die Unterfuchung über die Arbeitsverhältniffe in der 
Kleider: und Wälchefonfektion gerade nad) der Richtung bin, in der man die 
ichwerjten Mißſtände vermutbete, belaftendes Material nicht zu Tage gefördert. 
Dagegen bat fie darüber feinen Zweifel gelafjen, daß in der That eine Reihe 
von Uebelftänden vorhanden ift, umter denen die Arbeiter ſchwer zu leiden 
haben. 

Als Hauptübelftand find unftreitig die niedrigen Löhne zu betrachten, 
die in der Konfektion durchjchnittlich gezahlt werden. Nur die Löhne gut 
ausgebildeter Arbeiterinnen, die mit der Herſtellung beſſerer Konfektionsjachen 
beijchäftigt werden, fünnen im Allgemeinen als ausfömmlich bezeichnet werden, 
die mittelmäßigen und ungelernten Arbeiterinnen dagegen, alſo das Gros der 
Arbeiterinnen, müſſen mit einer Lohnhöhe rechnen, die ihnen kaum gejtattet, 
für die nothwendigſten Bedürfniffe des Lebens wie für eine nur einigermaßen 
rationelle Ernährung zu forgen, und die zur Führung einer Kulturexiſtenz 
bei weiten nicht ausreicht. Zu bedauern bleibt die Konfurvenz von Frauen 
fleiner Beamten u. ſ. w. die mit Sonfeftionsarbeit einen Zujchußverdienft er: 
werben wollen. Wenn auch zuzugeben it, daß einem großen Theile diejer 
Perſonen das aus der Ktonfeftionsarbeit gewonnenen Nebeneinfommen unent— 
behrlich ift, jo it doch nicht zu läugnen, daß die Konkurrenz diefer Arbeiter: 
gruppe bei manchen Smduftriearten auf die Lohnhöhe im Allgemein einen un: 
günftigen Einfluß ausübt. Von ihrer Beſeitigung fan natürlich keine Nede 
jein; eine bejjernde Eimvirfung wird lediglich eine Neform des Arbeitsver— 
hältniffes zu bringen im Stande ſein. 

Ein zweiter ſchwerer Mißſtand beſteht darin, daß die Konfektion in be 
fonders hohem Grade den Charakter einer Saiſoninduſtrie beſitzt 
und als jolche häufigen, zum Theil lang andauernden Arbeitsunterbrech— 
ungen ausgejegt it. Wenn, wie in der Damenfonfektion, die Arbeiter und 
Arbeiterinnen nur 6 bis 7 Monate voll bejchäftigt find, während 3 bis 4 
Monaten häufig gar keine Arbeit zu erhalten oder lediglich ein geringer Ber: 
dienst aus Nebenbewerb zu erzielen ist, jo liegt eS auf der Hand, dab ſich 
ungejunde Verhältnifje entwifeln Da die Tendenz übrigens dahin geht, daß 
einzelnen Zweigen der Stonfektion, in denen der Einfluß der Saijon bislang 
nur unbedeutend war, immer mehr den Charakter einer Saijonindujtrie auf: 
geprägt wird, jo jteht zu befürchten, daß die bereits heute bejtehenden Miß— 
ſtände eine Steigerung erfahren werden, jo fern es nicht gelingt, fie irgend zu 
mildern. 

Ein dritter Uebelſtand bejteht in der langen Dauer der Arbeits- 
zeit, namentlich in der Saiſon und in dem Mangel an ausreichenden Ars 
beitspaujen. In den Fabrikbetriebeu fommen zwar in Ddiejer Beziehung direkte 
Mißſtände binfichtlich der Ueberjchreitung der als zuläflig zu erachtenden Grenze 
der Dauer der Arbeitszeit injofern nicht vor, als hier die Beltimmungen des 
Arbeiterjchuggejeges Anwendung finden; dadurch jedoch, daß Die Fabrik- 
arbeiterinnen Arbeit mit nach Haufe nehmen, wird auch ihre Arbeitszeit viel- 
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fach ungebührlich ausgedehnt. Vorzugsweiſe findet ſich indejfen in der Heim— 
arbeit eine übermäßig lange Dauer der Arbeitszeit. Ber den Werkitattarbeiter: 
innen wird die Arbeitsdauer häufig zwar auch durch Mitnahme von Arbeit 
nach Haus verlängert. Dafür wird jedoch die Arbeit in den Werkjtätten, in 
denen nicht jo jtreng auf Innehaltung der Arbeitszeit gejchen wird, wie in 
den Fabriken, erſt Später begonnen. In gewiſſem Umfange it das übrigens 
auch darauf zurüdzuführen, daß den Arbeitern bei der Ausgabe und Abs 
lieferung der Arbeit häufig große Zeitverlujte entitehen, die durch längere 
Arbeitsdauer dann wieder eingebracht werden jollen. Gin vierter Uebelſtand 
ltegt in der Unsicherheit und Unflarbeit der Arbeitsbedingungen. 
Der größte Theil der Arbeiter wird nämlich nicht auf Grund fefter Arbeits: 
verträge beichäftigt, jondern lediglich auf Grund von Werfverträgen, d. h. von 
Bereinbarungen für den einzelnen Waarenpoften, der in Arbeit gegeben wird. 
Sowohl hierdurch, wie auch in Folge des häufigen Wechſels in den Arbeits: 
bedingungen und Produftionsverhältniffen, und durch die geringe Wider: 
tandefähigfeit und Abhängigkeit eines großen Theil der Arbeiter und Ars 
beiterinnen wird der Willfür der Arbeitgeber ein großer Spielraum gelaffen. 
Diefe macht fich demm namentlich bei der Feſtſetzung und bei den die Arbeiter 
nicht jelten überraichenden Nenderungen der Lohnſätze bemerfbar und wirft um 
jo ungünjtiger, als die Arbeiter jehr häufig gar fein jchriftliches Beweisſtück 
über die die einzelnen Aufträge betreffenden Bereinbarungen in die Hand 
befommen. 

Als fünfter Uebelitand fommt in Betracht, daß in der Ktonfektion manche 
Thätigfeit an und für fich eine gejundheitsichädliche Wirkung äußert, und das 
um jo intenfiver, je jchwächlichere Körper ihr Widerftand zu leiften haben. 
Auch die Arbeitsräume der Heimarbeiter und die Werkitätten laffen häufig in 
geiumdheitlicher Beziehung zu wünjchen übrig; den Grad ihrer Gejundheits- 

erährlichfeit zu bejtimmen, wird häufig jedoch dadurch jehr erjchwert, daß ihre 
Beſetzung mit Arbeitern in den einzelnen Sahreszeiten jehr verſchieden ijt. 

Als jechiter und letter Uebelitand endlich wird der Mangel empfunden, 
daß fich die Kranken, Invaliditätse und Altersverficherung nur zum Theil 
auf die Arbeiter der Konfektionsbranche erjtredt. 


XII. Die Abftellung und Verminderung der mit der Konfeftionsarbeit 
verbundenen Mißſtände. 


Die gefelihe Regelung der Honfektionsarbeit in einigen fremden Staaten. 


Sucht man die Frage der Bejeitigung oder wenigitens Minderung der 
nach den Erhebungen als fejtgeitellt zu erachtenden Mipftände in der Kon— 
feftion zu löjen, jo wird man jich im Einzelnen darüber klar zu machen haben, 
ob alle Mißſtände oder welche davon einer VBerbefferung überhaupt zugänglich 
ericheinen, inwieweit durch ein direktes Eingreifen der Gejeggebung und Ber. 
waltung eine Bejeitigung oder Milderung herbeigeführt werden kann oder 
nicht, und schließlich, ob und in welcher Weije indirekt, durch eine entjprechende 
Einwirkung von Staat und Gejellichaft auf die Arbeitgeber und die Arbeiter 
wie durch die Initiative der Unternehmer und Arbeiter, eine Abtellung ein: 
zelner Uebelitände möglich it. 

Da nach den Erhebungen wie nach den von uns für zutreffend erachteten 
Anichauungen der Kommifjion für Arbeiterjtatiftif die Arbeitsverfaflung in der 
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Konfektion, das Zwiſchenmeiſterſyſtem, nicht als Mißſtand anzufehen ift,') und 
auch ein Anhalt für die Annahme, daß das Trudiyitem?) im großem Umfang 
in der Konfektion vorfäme und daß auch ganz befondere fittliche Mipftände in 
ihr beftünden,?) nicht erbracht worden tft, jo iſt es nicht nothwendig, auf dieſe 
Punkte hier nochmals einzugeben. 

1. Die Lohufrage in der Konfeftionsinduftrie. 

As Hauptübelitand in der SKonfektionsinduftrie bezeichneten wir die 
niedrigen Löhne, für deren Borhandenjein die Erhebungen der Kommijfion 
für Arbeiterftatiftif zahlreiche Belege erbracht Haben. Auf die Löhne einzu 
wirken, liegt aber außerhalb de8 Nahmens der Gejeßgebung und Verwaltung. 
In der Gegenwart, wo ſich Verbände von Arbeitgebern und Wrbeitern ge 
ichlojjen gegenüber ftehen und für ganze Induftrieziveige Vereinbarungen über 
Lohntarife, gleitende Skalen und feſte Minimallöhne treffen, wo insbejondere 
auch in der Stonfektionsinduftrie die Organijation der Arbeiter neuerdings eine 
geichlojfene Geftalt angenommen hat, liegt um jo weniger eine Veranlafjung 
vor, den Staat zu lohnpolitijchen Experimenten zu treiben und unter feiner 
Autorität etwa auf Grundlage gewiljer Normalmaße die Löhne für die ein- 
zelnen Gewerbe feitzujegen. Selbft von jozialdemofratischen Seite ift, wie 
bier ausdrücklich fejtgeitellt jei, eine derartige Forderung weder vor noch in 
der Kommiſſion für Arbeiterjtatiftit geitellt worden. Ebenſowenig wie ein 
ftaatlicher Eingriff würde auch eine indirekte Eimvirfung auf die Löhne durch 
eine Ausdehnung des Koalitionsrechts helfen, wie fie in der Sibung der 
Kommiſſion für Arbeiterjtatifit am 9. Januar 1897 von dem Abgeordneten 
Molkenbuhr mit dem Hinweiſe gefordert wurde, daß es ſich in der Klone 
feftion wejentlich um weibliche Arbeiter handle, denen vielfach die Betheiligung 
an Vereinen verboten jei. Dagegen wird man annehmen können, daß au) 
Sicherung und Klärung des Arbeitsverhältniffes gerichtete gejegliche Beſtimm— 
ungen imdireft auf die bezüglich der Höhe der Löhne vorhandenen Mißſtände 
beſſernd eimwirfen werden. 

2. Die Mipftände der Saijonarbeit. 
Auch die Mißſtände, die durch den Charafter der Konfektions— 


indujftrie als Saijonindujtrie hervorgerufen werden, lafjen jich 
durch ein direftes Eingreifen der Gejeßgebung oder Verwaltung nicht beſſern, 


') Der (fozialdemofratifche) Abg. Molkenbuhr bemerkte in der Situng der Kom— 
million für Arbeiteritatijtit am 9. Januar 1897, daß eine Bejeitigung des Zwiſchenmeiſter— 
Inftems „nach Lage der Verhältniſſe unmöglich“ fei. „Das Grundübel fei die Faſſung des 
8 154 der ©. D., weil fih danach die Fabriken durch Weitergabe der Arbeit an Hein 
arbeiter der geieglichen Kontrole und den Beltimmungen des Arbeiterichußes entziehen 
fönnten. Bei einer Ausdehnung der lekteren auf Bwilchenmeiiterwerkitätten würden zweifel— 
[08 die Heimarbeiter vermehrt, die Zuftände verichlimmert werden, Die mit dem Hwifchen: 
meiſterſyſtem verbundenen llebelitände könnten daher nur getroffen werden, wenn man fich 
nicht auf die Regelung der Werkitattarbeit beſchränke, fondern auch die Heimarbeit mit ein— 
ichließe. (Drudiachen der Kommiſſion für Arbeiteritatiitit, Verhandlungen, Nr. 12, S. 7.) 

Abg. Hitze mwünjchte, daß, wenn gemäß dem legten Sabe des $ 115 Abi. 2 der 
N. G. O. die Verabfolgung von Werkzeugen und Stoffen für Aftordarbeiten „zu einem 
höheren Preiſe“ als den durchichnittlichen Selbfttoiten erfolgt, den Aufiichtsbeamten zur 
Kontrolle die Bücher vorgelegt werden müſſen. (Drudiachen der Kommiſſion zc., Berhand- 
lungen Nr. 12, S. 25 

) Der Boritand der Bad. Fabrilinſpeltion, Ober-Reg.-Rath Dr, Woerishoffer be 
merkte: Für etwaige, dennocd vorhandene fittlihe Schäden genüge e3, wenn durd die aus 
anderen Gründen zu machenden Reformvorjchläge, 5. B. durch Unteritellung der Werkſtätten 
unter die Gewerbeaufficht, beifernd eingewirkt werben könne. 
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wohl aber indireft mildern. In einzelnen Theilen der Klonfeftionsinduitrie, 
3. B. in der Herren: und Knabenfonfeftion, die der Mode nur wenig unter— 
worfen jind und von der Saiſon faum zu leiden haben, würde es nicht ſchwer 
fallen, die Arbeit gleichmäßig über das ganze Jahr zu vertheilen. In der 
Damentonfeftion liegen die Dinge jchon anders. Bier iſt namentlich damit zu 
rechnen, daß der Detailijt, um nichts Unmodernes zu erhalten, jeine Einkäufe 
immer erjt in Ichter Stunde macht. Allerdings pflegen die Hauptmufter jchon 
geraume Zeit vor dem Termine hergeitellt zu werden, zu dem jie in den Verkehr 
gelangen, die Mode fürs Ausland iſt in der Negel jchon lange vorher fertig, 
ehe die Waaren gebraucht werden, umd die Meijenden gehen 3.8. für die 
Sommerjaifon bereit furz nach Weihnachten auf die Tour; mit der eigent: 
lichen Konfeftionsarbeit wird indejjen im Hinblid auf die Möglichkeit einer 
beliebigen Ausdehnungsfähigfeit der Arbeitszeit gewartet. ine Aenderung 
bierin wird man von der freien Initiative der Arbeitgeber faum erwarten 
dürfen. Man hat deshalb eine gejegliche Negelung der Arbeitszeit in der 
Konfeftion überhaupt vorgejchlagen. Diegegen it geltend gemacht worden, daß 
die Konfeftionäre und Zwiſchenmeiſter die Einjchränfung der Arbeitszeit durch 
Einstellung einer größeren Zahl von Arbeiterinnen ausgleichen würden, wodurch 
wieder eine Vermehrung der Zahl der Arbeitslojen in der jtillen Zeit eintreten 
werde. Darauf ijt jedoch zu erwidern, dab cine Mebreinitellung von Ar: 
beiterinnen immerhin nur in einer bejchränften Grenze möglich und deshalb 
bei einer einheitlichen Regelung der Arbeitszeit eine gleichmäßigere Vertheilung 
der Produktion auf das ganze Jahr jehr wahrjcheinlich wäre. Trogdem darf 
man die Bedeutung einer gejeglichen Regelung der Dauer der Arbeitszeit als 
Mittel, diejenigen Mipftände zu bejeitigen, die in Folge des Charakters der 
Konfektionsindujtrie als Satjoninduftrie zu Tage treten, nicht überichägen. 
Als jolches Müttel pflegt der Marimalarbeitstag auch in der Negel nicht em 
pfohlen zu werden; jeine Befünwortung geichieht aus anderen, von uns noc) 
zu erörternden Gründen, und jeine Wirkung wird ftets nur eine indirekte jein 
fünnen. Judirekt wird auch eine Ausdehnung der Vorichriften der 88 135 
bi? 139b der Gewerbeordnung auf die Konfektionswerkjtätten mildernd eins 
greifen, direft aber fam dem im Nede jtchenden Mipftänden, wie gejagt, nicht 
entgegen getreten werden. 


3. Die Regelung der Arbeitszeit und Arbeitsruhe. 


Dinfihtlih der Dauer der. Arbeitszeit, mamentlich) der Slinder, 
jugendlichen Perſonen und Arbeiterinnen, bejteht, wie jich aus den an anderer 
Stelle wiedergegebenen Mittheilungen ergiebt, eine Reihe jchwerer Miß— 
Hände in den MWerfjtätten und SHeimbetrieben. Daß dieje, namentlich die 
Geſundheit und die körperliche Entwidlung der Arbeiter gefährdenden Miß— 
jtände weder durch die freie Initiative der Arbeitgeber, noch durch ein ge: 
Ihlofjenes Auftreten der jugendlichen Arbeiter und der Arbeiterinnen zu be: 
jeitigen find, darüber wird Niemand in Zweifel fein. Ein Staatseingriff 
it bier gerechtfertigt umd umerläßlich. Im welchem Umfange er zu erfolgen 
hat, darüber können indeſſen Zweifel entitehen. In der Sitzung der Kommiſſion 
für Arbeiterjtatijtift am 9. Januar 1897 wurden von Dr. Wörishoffer 
5 geſetzliche Maßnahmen vorgeſchlagen: 

1) Der Begriff Werkſtatt iſt geſetzlich feſtzulegen. 

2) Die Werkſtätten der Konfektionsinduſtrie ſind den Vorſchriften der 

88 135 bis 139b der Gewerbeordnung zu unterſtellen. 
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3) Es ift zu verbieten, daß den in den Werfftätten beichäftigten Arbeiter: 
innen der Konfektionsinduftrie Arbeit zur Fertigitellung oder zur An— 
fertigung nach Haufe mitgegeben werde. 

4) Die Zwiſchenmeiſter der onfeftionsinduftrie dürfen nur in ihren Werf- 
ftätten Arbeiter bejchäftigen, d. h. mit anderen Worten: es ijt ihnen 
die Beichäftigung von Heimarbeitern zu umterjagen. 

5) Die in der Hausinduftrie (Heimarbeit) bejchäftigten Perjonen dürfen 
nur in ummittelbarem Arbeitsverhältniß zu den Stonfektionären ftehen. 
Die Konfektionäre find verpflichtet, den durch die Landes: Kontrollbehörden 
zu bezeichnenden Behörden jährlich zweimal Verzeichniffe der von ihnen 
beichäftigten Dausinduftriellen einzureichen. 

In Konjequenz des Punktes 2 dieſer Vorjchläge, die von einer Regelung 
der Verhältniſſe in der Hausinduftrie vorläufig abjehen, würde auf die Werk: 
jtätten ein Verbot der Stinderarbeit gegen Lohn, die Feitjegung eines zehn: 
jtündigen Marimalarbeitstags für jugendliche Arbeiter von 14 bis 16 Jahren 
wie eines 11 ftündigen Marimalarbeitstages für alle Arbeiterinnen und jugend» 
lichen Arbeiter von 16 bis 18 Jahren, die Feſtſetzung von Pauſen, die Ver: 
pflichtung der Arbeitgeber zur Anmeldung der beichäftigten Arbeiter, die Eins 
führung einer Legitimationsfarte und von Arbeitsbüchern und die Organijation 
einer Aufficht auszudehnen jein. Eine gejegliche Regelung der Arbeitszeit für er- 
wachjene männliche Arbeiter würde nicht erfolgen; dag wäre nicht bedenklich, 
da eine folche, auch wenn man ihr ſympathiſch gegenüberfteht, zur Zeit wenig- 
ftens nicht durchaus nothivendig erjcheint. 

Die Wörishofferichen Vorſchläge haben nur zum Theil die Billigung der 
Vorjchläge der Kommiſſion für Arbeiterjtatijtif gefunden. Bevor wir jedoch 
auf die Bedenken, die gegen jie laut wurden, und auf die Punkte, worauf 
fich schließlich die Kommiſſion emigte, näher eingehen, jcheint e$ uns von 
Intereſſe, zunächjt einmal kurz zu erörtern, wie ſich die Gejeggebung der 
wichtigsten Imdujtriejtaaten des Auslandes zur Negelung des Arbeitszeit: und 
ae in den Werlſtatt- und SHeimbetrieben der Konfektion ges 
tellt hatı 


A. Die gefehlide Wegelung des Arbeitszeit- und Arbeitsruhe-Schuges einiger 
Staaten für die in den Werkftätten und Heimbetrieben, inbefondere der Kon- 
fektionsinduftrie befchäftigten Arbeiter. 


l. Schweiz. 

Das Bundesgejeg vom 22. März 1877 über die Arbeit in Fabriken 
findet nach einem Bejchluffe des Bundesrathes vom 3. Juni 1891 Anwend— 
ung auf: 

1) alle Betriebe mit mehr als 10 Arbeitern; 

2) alle Betriebe mit mehr als 5 Arbeitern, die a) mechanische Kraft ver: 
wenden oder b) Perſonen unter 18 Jahren bejchäftigen oder c) ge 
wijje Gefahren für Leben und Geſundheit der Arbeiter haben ; 

3) alle noch fleineren Betriebe, die außergewöhnliche Gejundheitsgefahren 
darbieten oder ımverfennbar als Fabriken zu erachten jind. 

Nach Ddiefer Praxis darf angenommen werden, dal ein Theil der Kon: 

feftionsbetriebe unter das Bundesgeieg fällt, und zwar Diejenigen Betriebe, 
die mehr als 10 Perſonen oder mehr als 5 Perſonen und darunter Unter 
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achtzehnjährige bejchäftigen. LWebrigens fommen auch Ausnahmen vor. So 
bat der Bundesrath — allerdings in der Zeit vor dem die alte Praxis ver: 
laſſenden Beichluffe vom 3. Juni 1891 — eine ganze Kategorie von Kon— 
feftionsgejchäften, die NAusrüjtereien für Stidwaaren, auch mit mehr als 
25 Arbeitern nicht als Fabrifen erklärt, weil er es für unmöglich hielt, „bei 
ihnen die Arbeit an gewifje Zeiten zu binden, indem das Bedürfniß außer: 
ordentlich jchwanfe, und die Lieferungsfrieften für manche diejer Modewaaren 
auf wenige Tage begrenzt jeien, weil ferner die Arbeit fich leicht in Privat: 
(ofale verlegen und die Arbeiterzahl ſich joweit vermindern lafje, daß ein als 
Fabrik erflärtes Etablijjement nachträglich wieder geitrichen werden müſſe.“!)*) 

Für die den Beſtimmungen des Bundesgejeges vom 22. Mär; 1877 
unterliegenden Konfektionsbetriebe beſteht unter Vorbehalt gewiſſer Ausnahmen 
eine Maximalarbeitszeit von 11 Stunden; Nacht- und Sonntagsarbeit iſt für 
rauen unbedingt und jonft, jofern jie regelmäßig jtattfindet, unterjagt, ebenjo 
die Beichäftigung von Wöchnerinnen während der Dauer von acht Wochen, 
wie die Arbeit von Kindern unter 14 Jahren; die Beichäftigung von Per— 
jonen unter 18 Jahren unterliegt Einjchränfungen. Zur Sicherung des Ar— 
beitSvertrages find im Interefje der Arbeiter Bejtimmungen getroffen bezüglich 
der Entlafjung, der Kündigung (14 Tage), der Lohnzahlung (baar), der Geld: 
bußen u. a. Die Arbeitsräume jollen gewiſſen Anforderungen zur Sicherung 
von Leben und Gejumdheit der Arbeiter genügen. Auch ſind die Arbeitgeber 
verpflichtet, Arbeiterverzeichnifje zu führen und mach Anhörung der Arbeiter 
und Genehmigung der Behörde eine Arbeitsordnung aufzujtellen. 

Die Arbeiterjhuggejeggebung der Schweiz it vornehmlich mit Rüdjicht auf 
die Verhältnifje in der Konfektion wie in der Uhrenindujtrie durch mehrere 
ſich — mit Ausnahme des Arbeiterjchuggejeges für Glarus vom 8. Augujt 1892 
— ausſchließlich als Arbeiterinnenſchutzgeſetze charakteriſirende kantonale 
Einzelgejeße für das Kleingewerbe und die Hausinduftrie geregelt worden. 
Dieje Gejege umfaſſen in Glareis*) alle Gejchäfte, wo Perjonen gewerbsmäßig 
und gegen Lohn im Dienite des Gejchäftsinhabers arbeiten oder als Lehr 
linge oder Lehrtöchter regelmäßig bejchäftigt find, in Bajel-Stadt‘) und St. 
Gallen?) Gejchäfte, die mehr als zwei weibliche Perjonen, und jolche, die 
Mädchen unter 18 Jahren oder (St. Gallen) Lehrtöchter beichäftigen, in 
Zürich,“ Solothurn,‘) Luzern?) und Neuenburg‘) alle Gejchäfte (Betriebe, 
Ateliers), in denen weibliche Berjonen — und jet es aud nur eine Ar— 


') Königs, ©., die Durchführung des jchweizeichen Fabrikgeſetzes, S. 41. 

2), In den „ Berichten der eidgenöſſiſchen Fabrikinſpektoren für 1894 und 1895" (S. 197 
und 136. wird von dem Inſpektor des dritten Kreiſes Baſel, Yuzern ꝛc. mitgetheilt, daß 
die Unterftellung einiger Damentonfeltionsgeihäfte unter das Bundesfabrifgeieh lebhafte 
Klagen hervorgerufen habe, und anerkannt, daß in ſolchen Geichälten das abiolute Verbot 
der Nacht- und Sonntagsarbeit für Arbeiterinnen bäufig ſehr binderlich fei. Ter Inſpektor 
des zweiten Kreiſes franzöſ. Schweiz) beſtätigt das durch die Bemerkung, daß die Verbote 
der Frauenarbeit im Allgemeinen gut, in den Konfektions- und Modegeſchäften dagegen 
nicht beobachtet würden. 

) Gejeg vom 8. Mai 1892. 

*, Gejeß vom 23. April 1888. 

5) Belek vom 18. Mai 1893. 

— Geſeß vom 18. Juni 1894. 

—2 Geſeß vom 29. November 1895. 

*) Gejeg vom 29. November 1895. 

) Ge vom 19. Mai 1896. 
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beiterin — gegen Lohn oder zur Erlernung eines Berufs bejchäftigt werden.') 
Nirgends in den Gejegen dieſer Kantone it bezüglich der Hausarbeit 
ein Vorbehalt gemacht, nur in Neuenburg find „Ateliers“, wo lediglich Familien- 
mitglieder unter Vater oder Mutter arbeiten, ausgenonmen. 

Nach diefen Kantonalgejegen ift das Minimalalter für die Zu: 
lajjung zur Arbeit in St. Gallen, Zürich, Solothurn, Luzern und Glarus, 
auf 14 Jahre, in Neuenburg auf 13 Jahre, jobald ein Schulzeugniß beige: 
bracht werden kann, feitgeiegt. Für Baſel jeblt eine Bertimmung. Für 
Wöchnerinnen bezw. Hochſchwangere beiteht durchweg ein Arbeitsverbot 
für die Dauer von 4 bis 8 Wochen. Sonntags- und Nachtarbeit it 
in allen Kantonen verboten, cbenjo ijt überall ein Maximalarbeitstag 
mit Pauſen (I—1'/, ftündigen Mittagpanjen) vorgejehen; feitgejegt it Die 
Arbeitszeit auf täglich höchſtens 11 (Zürich 10) Stunden (zwijchen 6 Uhr 
Morgens und 8 Uhr Abends), an Tagen vor Sonn: und Feiertagen beträgt 
fie 10 (in Zürich 9°) Stunden; Unterrichtsftunden Jugendlicher find inbegriffen. 
Ueberjtunden find überall nur in dem einen Falle zugelajien, dab fie durch 
behördliche Berfügung mit Zujtimmung der Arbeiterinnen (in Glarus: der Arbeiter) 
genchmigt jind und nur für Perjonen über 13 Jahren. Im Bajel, wo viele 
Konfektionsgeſchäfte bejtchen, jollen fie nicht über 11 Uhr Abends, in Glarus, 
Et. Gallen, Luzern nicht über 10 Uhr, in Zürich nicht über 9 Uhr ausges 
dehnt werden. Die zuläſſige Dauer iſt mit Ausnahme von Bajel und Glarus 
überall auf höchjtens 2 Stunden täglich und im Jahre für dasjelbe Gejchäft 
auf 75 Stunden in Zürich, 2 Monate in Glarus, 50 Tage in Neuenburg 
und 3 Monate in St. Gallen und Luzern feitgelegt. Die Ueberzeitbewillig: 
ungen, die im Zürich überhaupt nur in bejtimmten Fällen, bei Satjonarbeit, 
Berriebsjtörungen, zur Abwendung von WArbeitslofigteit, zur Verhütung von 
Meaterialvertuft und bei unvorhergejchenen Fällen zuläflig ind, können ges 
ändert, zurücgezogen und einzelnen Öejchäften bei Mißbrauch entzogen werden. 
Zur Verhinderung einer Umgehung der Beltimmungen über die Arbeitszeit 
durch Dausarbeit iſt in Zürich), Solothurn und Luzern verboten, über Die 
gejegliche Zeit hinaus Arbeit mit nach Dauje zu geben; die Durchführbarfeit 
dieſes Verbotes joll jich indellen in der Praxis als unmöglich gezeigt haben.?) 
In den Kantonen, in denen die Mitgabe von Arbeit verboten it, iſt übrigens 
gejeglich bejtimmt, daß Ueberjtunden um mindeftens '/, höher als regelrechte 
Arbeit zu lohnen find; in St. Gallen ift nur höhere Löhnung überhaupt, in 
Baſel eine bejondere Entjchädigung vorgejehen. 

Die Bollzieyung der fantonalen Arbeiterſchutzgeſetze iſt den Behörden 
oberer oder unterer Inſtanz, nicht aber bejonderen Organen nach Art der 
Fabrikinſpektion überwiejen und geichieht meist mit Hülfe der gewöhnlichen 
Bolizeibeamten. Weber die Art der Gejegesausführung und die Dabei gemachten 
Erhebungen iſt wenig bekannt geworden und eim jicheres Urtheil wegen der 
furzen Geltungsdauer der Gejege zur Zeit auch faum zu gewinnen. 





In den Gejegen aller Kantone find die Verfäuferinnen in Ladengeſchäften 
von den —— Beſtimmungen ausgenommen; für ſie iſt überall nur eine ununter— 
brochene Nachtruhe von 8, 9 oder 10 Stunden vorgeſchrieben. 

) 1'/sjtündige Pauſen gelten in Zürich und ſonſt überall für Hausfrauen; in Zürich 
nelten Rubepauien nur, wenn die Arbeiterinnen den Raum verlaſſen dürfen. 

») Der eidgenöſſiſche Fabrikinſpektor Dr. Schuler fällt iiber die Erfahrungen, die man 
mit der Durchführung dieſer Vorichrift gemacht hat, im Archiv für foziale Gejeßgebung und 
Statiftit, Bd. VI, ©. 387 ein durchaus ungünſtiges Urtbeil. 


und die geſetzliche Regelung der Konfektionsarbeit. 49 


2. England. 

Nah den in Betracht fommenden Gejegen — Factory and Workshop 
Acts vom 27. Mai 1878, 5. Auguſt 1891 und 6. Juli 1895 und Public 
Health Acts von 1875, 1877, 1878 und 1891 — gelten alle Betriebe, aud) 
die Familienbetriebe, die mechanische Straft verwenden, als „factories“ und 
unterliegen den für Fabriken (Tertilfabrifen und Nichttertilfabrifen) getroffenen 
Beitimmungen. Alle jonjtigen Betriebe bis zu den Fleiniten find als „work- 
shops‘ (Werfjtätten) einheitlich geregelt, nur die gamilienbetriebe in der Wohn: 
ung der Familie find als „domestic workshops“ bejonderen Bejtimmungen 
unterworfen. Da aber für Werfjtätten einerjeit3 als Merkmal erfordert wird, 
daß es jich um Räume handelt, in denen Handarbeit gewerbsinäßig oder Ge: 
winnes halber betrieben wird, um Waaren anzufertigen, zu verändern, auszu— 
bejjern, zu verzieren oder für den Werfauf berzurichten, anderjeits, dab der- 
jenige, der die dort arbeitenden Perſonen beichäftigt, das Necht des Zutrittes 
oder der Aufficht bejigen muß, jo dürfte ein Theil der Hausindustrie nicht 
unter das Geſetz fallen.) Was jpeziell die Betriebe der Konfektionsinduftrie 
anbelangt, jo gehören fie zu den „Nichttextilfabrifen“, jofern jie mechanijche 
Kraft verwenden, zu den Werfitätten, jofern deren allgemeine Merkmale 
zutreffen. 

Nach den Beitimmungen der engliſchen Geſetzgebung bejteht neben einem 
Verbote der Sonntags- und Nachtarbeit für Frauen, jugendliche Per: 
jonen und Sinder in Fabriken und Werkjtätten ein Berbot der Beichäftigung 
von Kindern unter 11 Jahren und von Wöchnerinnen innerhalb 4 Wochen nad) 
ihrer Niederkunft in Fabriken und Werkjtätten; Kinder von 11 bis 14 Jahren 
und Jugendliche unter 16 Jahren dürfen in Fabriken nur auf Grund eines 
Tauglichfeitszeugnifjes beſchäftigt werden. 

Die tägliche Arbeitszeit iſt n Nichttextilfabrifen und in Werk— 
ſtätten, wo nicht zur Familie gehörige Arbeitskräfte beichäftigt 
werden, für Jugendliche und Arbeiterinnen über 18 Jahre auf höchjtens zwölf 
auf einanderfolgende Stunden, und zwar bei einer Bejchäftigungsperiode von 
6 Uhr Morgens bis 6 Uhr Abends oder 7 Uhr Morgens bis 7 Uhr Abends 
oder 8 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends, feſtgeſetzt; dazwijchen jollen minde— 
jtens 1'/, Stunden Pauſen gewährt werden und die Arbeit in Fabriken, für 
Jugendliche auch in Werfftätten nicht länger als 5 Stunden ununterbrochen 
dauern. Sonnabends hat der Schluß der Arbeit — entiprechend dem Be: 
ginne um 6, 7 oder 8 Uhr Morgens — um 2 oder 3 oder 4 Uhr Nach— 
mittags jtattzufinden, die Pauje dauert an diefem Tage nur '/; Stunde. 
Kinder dürfen nur entweder halbe Tage (Vormittag oder Nachmittag) vder 
einen um den andern Tag arbeiten. 

In den Werkjtätten, die feine Kinder und jugendlichen Arbeiter 
beichäftigen, fan nad) Erjtattung einer Anzeige an den Fabrikinſpektor folgende, 
von den Beitimmungen für Fabriken und Werkjtätten mit nicht zur Familie 
gehörigen Arbeitsfräften abweichende Arbeitsregelung eintreten: Arbeiterinnen 
über achtzehn Jahren dürfen zwilchen 6 Uhr Morgens und 10 Uhr Abends 
zwölf auf einander folgende Stunden mit Unterbrehung durch mindeiteng 


In Folge deſſen vermochten auch die unter der Bezeichnung »sweating system« 
betannten Mißſtände im Stleingewerbe wie in der Hausinduſtrie Englands eine weite Ver- 
breitung zu erlangen, ein Umſtand, der neuerdings zu Verſuchen einer Spezialgeleßgebung 
für bausinduftrielle Unternehmungen geführt bat. 

Annsien des Deutfhen Reiche, 1898. 4 
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1'/, Stunden Pauſe arbeiten, Sonnabends bis 4 Uhr Nachmittags 8 Stunden 
bei einhalb jtündiger Pauſe. 

In den Familienbetrieben(domestie workshops) unterliegt die Frauen— 
arbeit feiner Bejchränfung. Kinder dürfen entweder von 6 Uhr Morgens bis 
1 Uhr Mittags oder von 1 Uhr Mittags bis 8 Uhr Abends (Sonnabends: 
4 Uhr Nachmittags), aber ohne Unterbrechung nicht mehr als 5 Stunden täg- 
lich bejchäftigt werden; Jugendliche zwijchen 6 Uhr Morgens bis 9 Uhr 
Abends mit 4'/, Stunden Pauſe, Sonnabends bis 4 Uhr. Die tägliche Ar: 
beitözeit, die Pauſen und die Beichäftigungsweije der Kinder find in allen 
Fabriken und Werkjtätten (mit Ausnahme der Familienbetriebe) durch Aus— 
bang bekannt zu machen. 

Bon der regelmäßigen Arbeitszeit Jind Ausnahmen, die ſich auf die 
Bewilligung von Ueberſtunden beziehen, für die Herftellung von Kleidungs— 
ftücden aller Art zugelaffen, jedoch nur für Arbeiterinnen über 18 Jahren ; 
für Jugendliche find Ueberſtunden durch die Novelle vom 6. Juli 1895 über- 
haupt bejeitigt. Bei Arbeiterinnen über 18 Jahren darf die Arbeitszeit an 
nicht mehr als 3 Tagen in der Woche und 60 Tagen im Jahre höchftens 
14 auf einander folgende Stunden betragen und über 10 Uhr Abends nicht 
ausgedehnt werden; Die tägliche Beichäftigungszeit it durch Pauſen von ine: 
geſammt mindejtens 2 Stunden zu unterbrechen. 

Als Kontrolle der Weberftundenarbeit ift vorgejeben: 

1) eine Anzeige von der Abjicht und dem Stattfinden der Leberjtunden: 
arbeit an den Fabrifinjpeftor und ein entiprechender Anjchlag in den 
Arbeitsftätten, 

2) die Führung eines Weberzeitregifters. 

Zur Verhinderung einer Umgehung der gejeglichen Arbeitäzeit 
durch Hausarbeit beftimmt die Novelle von 1895, daß Stinder an Tagen, an 
denen fie in einer Fabrik oder Werkſtätte gearbeitet haben, für denjelben Betrieb 
außerhalb der Betriebsjtätte nur in den Grenzen des für fie zuläffigen Maximal— 
arbeitötages bejchäftigt werden dürfen, ebeuſo junge Perjonen umd Frauen, 
wenn jie Vor: und Nachmittags in einer Fabrik oder Werkitätte gearbeitet 
haben. Die Ausgabe von Hausarbeit an jolchen QTagen wird der Heimarbeit 
gleich geachtet. 

Zur Kontrolle der Hausimduftrie ijt durch die Factory Act 1891 
($ 27) vorgejehen, daß durch Verordnung des Staatsjefretärd die Fabrik: 
und Werkjtättenbefiger md Kontraktoren (Zwiſchenmeiſter) zur Führung von 
Liften über die Namen und den Play der Beichäftigung aller als Arbeiter 
oder Ktontraftoren von ihnen außerhalb ihrer Fabriken oder Werfitätten be- 
ihäftigten Perſonen verpflichtet werden fünnen. Nach 8 42 der Factory 
Act 1895 ſind diefe Yilten am jedem erſten März und Septeinber dem zu— 
ftändigen Fabrifinipeftor einzureichen. 

Zu der zur Yiitenführung verpflichteten Industrie gehört auf Grund der 
Verordnung vom +. November 1892 auch die Konfektion von Kleidungsjtüden. 
Innerhalb diejer iſt die Verpflichtung überdies durch die Fabrifgejegnovelle 
von 1895 ($ 42) auf Bejiger jeder Stelle, wo Arbeit ausgegeben 
wird, ausgedehnt worden, ganz gleich vb dieje Stelle eine Fabrik oder Werf: 
jtatt im Sinne des Geſetzes tt oder nicht. Auf die in Ausführung diejfer Bes 
ſtimmung getroffenen Borjchriften kommen wir an anderer Stelle noch zurüd. 
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3. Frankreich. - 

Nach) dem Gejege vom 2. November 1892 ijt für alle, nicht als Familien— 
betriebe') zu betrachtenden Betriebsſtätten, Groß- wie Slleinbetriebe (manufac- 
tures ateliers) nebjt Zubehör (dependances)) in denen Kinder, minderjährige 
Mädchen und rauen bejchäftigt werden, die Beichäftigung dieſer Perſonen— 
fategorien folgendermaßen geregelt. Es beſteht für Stinder unter 13 Jahren 
ein Arbeitsverbot überhaupt,?) ferner für jämmtliche tategorien ein Verbot der 
Nachtarbeit, das Gebot eines wöchentlichen Nubetages’) und die Feſtſetzun 
eines Marimalarbeitstages mit Nuhepaujen. Die regelmäßige Arbeitszeit ift 
feitgejegt: für jugendliche Berjonen unter 16 Jahren auf höchſtens 10 Stunden 
täglich, für jolche von 16 bis 13 Jahren, minderjährige Mädchen von 18 bis 
21 Jahren und Frauen jeden Alters auf höchitens 11 Stunden täglich; jugend: 
liche Berjonen im Alter von 16 bis 18 Jahren dürfen jedoch nicht mehr als 
60 Stunden in der Woche arbeiten. Für alle Kategorien joll die Bejchäftigung 
nur zwiichen 5 Uhr Morgens und 9 Uhr Abends ftattfinden und durch Ruhe— 
paujen von insgeſammt mindeftens einer Stunde unterbrochen jein. 

Dieje Negeln find durch viele Ausnahmen unterbrochen, die gewiſſen 
durch Verordnung bejtinnmten Juduſtriezweigen zu gute fommen. Für die 
Konfektionsinduſtrie greifen nach der Verordnung vom 30. Juli 1895 
folgende Vergünſtigungen Blab. 

In der Konfektion, Schneiderei und Weißzeug (Wäjce)Fabris 
fation für Damen und Kinder (confeetions, couture et lingeries 
pour femmes et enfants) iſt Arbeiterinnen über 13 Jahren ein für allemal 
an 60 Tagen im Jahre eine zwölfſtündige Arbeit bis 11 Uhr Nachts erlaubt. 
Wird von diefer Ueberzeitbavilligung Gebrauch gemacht, jo ift jedesmal Mit: 
theilung an den Fabrikinſpektor durch Poſtkarte und Anschlag in den Werfftätten 
erforderlich. Weiterhin iſt der Dijtriftsinipeftor befugt, alle jowohl in der Damen: 
und Kinderkonfeltion und Wälchefabrifation, als in der Herrenfonfeftion 
beichäftigten geichügten Perjonen zeitiweife von der Einhaltung der Maximale 
arbeitszeit und des wöchentlichen Nubhetages zu entbinden ; dieſe Musnahme 
joll jedoch. nad) einem Min.Eirenlar vom 12. Auguſt 1893 nur in Fällen 
abjoluter Nothwendigfeit, wie bei Mebrarbeit, die dur Anforderungen 
der Mode oder der Bedürfniſſe des Exports nothwendig wird, gewährt 
werden, und außer mit miniterieller Zuſtimmung höchſtens fir einen Monat. 
Auch joll die bewilligte Arbeitszeit täglich höchitens 12 Stunden betragen. 
Als Kontrolen find jchriftliche Genehmigung und Aushang vorgejehen. 


4. Niederlande. 

Nach dem Gejege vom 5. Mai 1889 erſtrecken fich die Beitimmungen 
zum Schuße der jugendlichen Arbeiter (von 12 bis 16 Jahren) und Arbeiter: 
innen (über 16 Jahren) auf Fabriken und Werkitätten. Da leßtere im Gejeg 


,D.h. Betriebe, in denen die Arbeit lediglid von Familienmitgliedern unter der 
Vertung von Vater, Mutter oder Vormund ausgeführt wird. 

*) Eine Ausnahme ift zugelalien für Kinder, die fich im Belige des Zeugniſſes der 
Voltsſchule befinden; fte können vom 12. jahre an beichäftigt ‚werden, wenn fte fich im 
Beſiße des Zeugniſſes der körperlichen Fähigkeit befinden, 

) Art. 5 des Gejeges vom 2. Nov. 1892 beitimmt, daß Perſonen unter 18 Jahren 
und rauen jeden Alters im ganzen Geltungsgebiete des Geſehes weder mehr als 6 Tage 
wöchentlich noch an den geleglichen Feiertagen beſchäftigt werden dürfen, auch nicht zum Auf- 
ränmen und Säubern der Werkitätten. Ein in den Werkitätten angebracdhter Anichlag hat 
den zur Wochenruhe beftinmten Tag anzugeben. 


4* 
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Art. 12 als „alle offenen und umjchlofienen Stätten, wo in oder für einen 
Betrieb gearbeitet zu werden pflegt,“ definirt werden, jo würde nach dieſem 
Wortlaute auch die Heimarbeit der Arbeitsregelung unterstehen. Da jich aber 
nad; Art. 19 des Gejeges vom 5. Mai 1889 die volle Inſpektionsbefugniß 
der Fabrikinſpektoren nur auf „Betriebe in bejonderen Werkjtätten“ erſtreckt, 
während nad) Art. 19 Abi. 4 und 5 cine Inſpektion der „Betriebe in der 
eigenen Wohnung des Betriebsleiters" nur auf Grund einer bejonderen, für 
jeden einzelnen Fall ertheilten ſchriftlichen Ermächtigung des Bürgermeiſters 
oder Kantonrichters ſtattfinden darf, ſo läßt ſich annehmen, daß die geſetzlichen 
Beſtimmungen weder in den wirklich hausinduſtriellen Kleinbetrieben, noch in 
den Familien- oder Heimbetrieben zur Anwendung gelangen. 


Nach dem Gejege vom 5. Mai 1889 bejteht für Betriebe aller Art (auch 
Familienbetriebe) das Verbot der Beichäftigung von Kindern unter 12 Jahren, 
das Verbot der Wöchnerinnenarbeit während der Dauer von + Wochen nach) 
Ihrer Niederkunft, das Verbot der Sonntags: und Nachtarbeit und das Gebot 
eines Marimalarbeitstages mit Paujen | für junge Berjonen (von 14—16 Jahren) 
und Arbeiterinnen über 16 Jahre. Für dieje beiden Arbeiterfategorien darf 
die effektive Marimalarbeitszeit täglich) 11 Stunden nicht überjchreiten umd 
muß in die Zeit zwichen 5 Uhr Morgens und 7 Uhr Abends fallen. Näher- 
innen, Modijtinnen und Arbeiterinnen in wirklicher Hausarbeit dürfen bis 
acht Uhr Abends arbeiten, dann aber nicht vor 8 Uhr Morgens anfangen. 
Zwiſchen 11 und 3 Uhr ift eine mindejtens einftündige Nuhepauie erforderlich. 


Ausnahmen von diejen Bejtimmungen, die fich auf eine Verlegung der 
täglichen Arbeitsperiode ohne Verlängerung der Marimalarbeitszeit erftreden, 
jind für die Stonfeftionsinduftrie durch Verordnung vom 9. Dezember 1889 
zugelajjen worden. Abgejehen hiervon jind die Provinzialfommifjionen nach 
Art. 5 Abi. 3 des Gejeges vom 5. Mat 1889 befugt, in allen Betrieben und 
für Arbeiten aller Art auf die Dauer von höchſtens 6 Tagen hintereinander 
oder 14 Tage einen Tag um den andern!) den gejchügten Perſonen unter 
Verlängerung der täglichen Bejchäftigungsperiode um höchjtens zwei Stunden 
(Morgens und Abends) bis zu 13 Stunden Ueberzeit zu gewähren; doch darf 
dieſe Ueherzeit für Arbeiterinnen nicht in die Stunden zwiſchen 10 Uhr Abends 
und 5 Uhr Morgens fallen. Die Befugniß zu einer Ueberzeitbewilligung jteht, 
indejjen mur in dringenden Fällen und unter Beſchränkung auf 2 Tage, auch 
dem Bürgermeijter zu. 


5. Die Gejeßgebung von Spanien, Portugal, Nußland, wo 
die Arbeiterjchußgejeggebung auf Fabriken, 


von Belgien, wo jie auch auf Fabrifen und mit mechanijcher Kraft 
arbeitende Kleinbetriebe in gewiſſen gejundheitsgefährlichen Gewerben, 

Italien, wo fie auf Betriebe mit mechanijcher Kraft oder mit minde: 
jtens 10 Arbeitern bejchränft iſt, fommt für die Frage der Arbeitszeitregelung 
in der Ktonfeftionsinduftrie nicht in Betracht. Dagegen find unter den übrigen 
europätichen Staaten noc) 
Dejterreih, Ungarn, Dänemarf, Schweden und Finnland 

zu erwähnen, wo gewiſſe fabrifgejegliche Beitimmungen auf Kleinbetricbe, 
unter Umjtänden aljo auch auf Arbeitsjtätten der Konfektionsinduftrie Ans 
— finden. 


') Fine neue Bewilligung iſt jedoch bereits 8 Tage nach Ablauf der letzten möglich. 
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6. Deeiterreid. 

Sn Dejterreich befteht für Kleinbetriebe (ausjchlieplich der Familien— 
betriebe in der Wohnung) nad) der Gewerbeordnung von 1885 das Verbot 
der Beichäftigung von Kindern unter 12 Jahren, das Verbot der Nachtarbeit 
für jugendliche Arbeiter im Alter bis zu 16 Jahren und das Gebot eines 
Marimalarbeitstages im Umfange von höchitens 8 Stunden für Kinder im 
Alter bis zu 14 Jahren, ferner nach dem Gejeh vom 16. Januar 1895 das 
Verbot der Sonntagsarbeit für alle Arbeiter. In Fabrifen dürfen Kinder 
unter 14 Jahren überhaupt nicht, Wöchnerinnen nicht innerhalb 4 Wochen nad) 
ihrer Niederfunft, jugendliche Perſonen (12 bis 16 jährige) und Arbeiterinnen 
über 16 Jahre nicht Nachts (d. b. zwiichen 8 Uhr Abends und 5 Uhr Morgens) 
beichäftigt werden. An Sonntagen hat von Früh 6 Uhr ab durch volle 
24 Stunden hindurch alle gewerbliche Arbeit zu ruhen. Die Daner der täg- 
lichen Arbeitszeit in Fabriken darf für alle zugelafienen Arbeiterfategorien 
höchitens 11 Stunden betragen, der Arbeitstag muß durch Pauſen von zu— 
jammen mindejtens 1'/,;, Stunden unterbrochen werden. Ausnahmen läßt 
das Geſetz bezüglich der täglichen Arbeitszeit zu einerſeits bei bejonderen An— 
läffen, wo Anmeldung bei der Gewerbebehörde I. Injtanz bezw. Bewilligung 
der Gewerbebehörde Ar. Inſtanz erforderlich jind, anderjeits auf dem Ber: 
ordnungsiwege für ganze Gewerbefategorien. Dieſe Ausnahmen find für die 
Konfektionsinduftrie deßhalb belanglos, weil bei der FFeititellung, die der Be- 
griff „Fabrik“ in Dejterreich gefunden hat,') die Konfektionsgeſchäfte nicht 
häufig als Fabriken gelten dürften. Bezüglich der Pauſen können Ausnahmen 
auf dem Verordnungswege für beftimmte Kategorien getroffen werden, ebenjo 
bezüglich der Sonntagsruhe. Letztere ift übrigens nicht eine unbedingte, es 
md vielmehr gewijje Nebenarbeiten, wie Sicherungs: und Inftandhaltungs- 
arbeiten, Bewachung der Betriebsanlagen, Inventurarbeiten, und aus dffent- 
lichen Rückſichten vorzunehmende unaufichiebbare Arbeiten vorübergehender 
Natur gejtattet. Als Kontrolle dient die Eintragung der bejchäftigten Ar- 
beiter in ein Berzeichniß. 

In Erwägung des Umſtandes, daß die gegenwärtige Gejeßgebung der 
jüngsten Entwidelung der Hausinduftrie feineswegs Nechnung trägt, hat die 
öfterreichijche Regierung auf Grund von Vorjchlägen, die anläßlich einer En- 
quete zu Tage getreten jind, eine Negelung der Arbeitöverhäftniffe der Haus: 
industrie in Angriff genommen.?) 


!, Enticheidend iſt außer Merkmalen wie dem Motorenbetrieb, der Arbeitstheilung und 
der Perſönlichkeit des Betriebsleiters hauptſächlich der Umſtand, daß die Arbeiterzahl ge 
wöhnlich über 20 beträgt. 

2, in Tefterreich it „die gelammte Hausinduftrie” von den Gewerben im Sinne des 
Geſehes ausgenommen. Inter dieien Hausinduftriellen befindet ſich der größte Theil der 
fogen. Sitzgeſellen, d.h. Arbeiter, die der formellen Meifterbefugniß (Gewerbeichein 
und Steuerbogen) ermangeln und, von einem Werkitättenmeilter, Fabrikanten, Agenten, 
Großkaufmann oder Detailhändler mit Arbeit beichäftigt, in ibrer Wohnung allein oder 
mit Weib und Kind oder mit Nebengeiellen vereint der gewerblidhen Tätigkeit obliegen. 
Oftmals find die Sitzgeſellen Wohnungsgenojien, theils in der Weile, daß fie ſonſt von 
einander unabhängig find, theils jo, daß der Wohnungsinhaber zum Meifter („Schwiß: 
meister“ oder „Stüdmeifter”) feiner Afterpartei wird, indem er die Mietber an den von ibm 
übernommenen Aufträgen theilhaben läßt. Endlich gibt es jogar Schwigmeilter, die vom 
(Sewerbe überhaupt nichts veritehen, jondern zunächſt einfah Wohnungsaeber von Sitz— 
geiellen find, dieien die zum Arbeitsbetriebe nötbigen Beträge vorftreden und hierfür nach Um— 
Händen außer dem Mieth- und Kojtgelde noch einen gewerblichen Gewinn aus dem Betriebe 
jiehen sie gleichen einen geldgebenden ftillen Geiellichafter, der als Außenjtehender mit 
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7. Ungarn. 

In Ungarn befteht nach dem Gewerbegejege von 1884 fir Fabriken 
ein Verbot der PVBeichäftigung von Kindern unter 12 Jahren‘) und von 
Wöchnerinnen, ein Verbot der Sonntagsarbeit unter Zulaſſung ähnlicher Aus— 
nahmen wie in Defterreih und ein Verbot der Nachtarbeit für junge Leute 
im Alter bis zu 16 Jahren. Die Dauer der täglichen Arbeitszeit it für 
Kinder von 12 bis. 14 Jahren auf höchjtens 3 Stunden, für jugendliche Ar: 
beiter von 14 bis 16 Jahren auf 10 Stunden feitgejegt. Für Kleinbe— 
triebe — ausichlieplich der Betriebe der Hausinduftriellen, für die mur die 
Sonntagsruhe gilt — iſt das Minimalalter der „Lehrlinge“ auf 10 Fahre 
jejtgejegt, allen Arbeitern die Sonntagsarbeit und den Lehrlingen die Nacht: 
arbeit verboten; außerdem bejteht ein Marimalarbeitstag mit Pauſen für 
Lehrlinge. Eine Injpektion durch Fabrifinipektoren it nicht vorhanden. 

8. Dänemark. 

In Dänemark bejteht nach dem Lehrlingsgejege von 1889 ein Verbot 
der Nachtarbeit und das Gebot eines Marimalarbeitstages mit Pauſen für 
Lehrlinge (bis 18 Jahre) in Handwerfsbetrichen In Fabriken umd 
fabrifmäßig betriebenen Werfftätten ift nach dem Gejege vom 
23. Mai 1873 die Beichäftigung von Kindern unter 10 Jahren, die Sonn: 
und FFeiertagsarbeit von Kindern (bis zu 14 Jahren) und die Nachtarbeit 
(zwijchen 9 Uhr Abens und 5 Uhr Morgens) von Kindern und jungen Leuten 
(zwijchen 14 und 18 Jahren) verboten. Die höchit zuläffige effektive Arbeits: 
zeit beträgt jür Kinder 6 Stunden, für junge Leute 10 Stunden täglich; 
innerhalb der täglichen Arbeitsperiode jind jenen eine halbe, diejen 2 Stunden 
Ruhepauſen zu gewähren. 

9. Schweden. 

In Schweden, jchreibt die fgl. Verordnung vom 18. November 1881 vor, 
dürfen in Fabriken, Handwerks- und jonjtigen Kleingewerben Kinder 
unter 12 Jahren überhaupt nicht, jugendliche Perjonen (unter 18 Jahren) 
nicht Nachts bejchäftigt werden. Arbeitszeit und Pauſen jind in gleicher 
Weiſe wie in dem vorerwähnten däniſchen Gejege vom 23. Mai 1873 ge 
regelt. 

10. Finnland. 

In Finnland dürfen in Fabriken, Dandwerfs- und anderen 
gewerblichen Betrieben nach dem Arbeiterichuggejege vom 15. April 1589 
und dem Gewerbegejege von 1879 Kinder unter 12 Jahren überhaupt nicht, 


Geld an einer Fabrik oder ſonſt einem Geichäfte berbeiligt it. Tas Zißgefellen- und 
Stückmeiſterweſen hat große Mibftände im Gefolge gehabt. Deshalb ift neuerdings eine 
Regelung der Hausinduftrie in Angriff genommen, bei der es ſich hauptiächlich um folgendes 
handeln joll: die Sißgeſellen jollen als „Hilfsarbeiter” im Sinne der Gewerbeordnung 
— und ihnen danach Arbeit fiir mehrere Unternehmer wie die Annahme eigner Hülfs- 
arbeiter unterfagt werden, auch follen fie zur Löſung von Arbeitslegitimationen, die den 
männlichen Arbeitern unter einer beitimmten, allmäblıch binaufzufegenden Altersgrenze nicht 
verabfolgt werden, für je ein Jahr verpflichtet werden. Tie Mitarbeiter baltenden 
BerfoneniSchwiß- oder Stiidmeiiter) dagegen Sollen als jelbitHändige Gewerbetreibende 
behandelt, aber, da fie die Noransießungen für die Deranbildung eines gewerblichen Nach: 
wuchjes in der Regel nicht erfüllen, zum Balten von Yehrlingen nicht oder nur ausnahms— 
weife berechtigt fein. 

’ Dgl. Schwiedland, E, Vorbericht über eine gefegliche Regelung der Heimarbeit. 
Wien 1896. Kinder von 10 12 Jahren dürfen mit Bewilligung der Gewerbebehörde in 
Fabriten beichäftigt werden, wenn fich die Arbeit mit dem Schulbeluche vereinigen läßt. 
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Kinder im Alter von 12 bis 15 Jahren täglich mit Einrechnung der Paujen 
2/, Stunden) nicht länger als 7, jugendliche Arbeiter von 15 bis 18 Jahren 
mit Einrechnung der Pauſen (2 Stunden) nicht länger als 14 Stunden be: 
ichäftigt werden. Nachtarbeit it für Kinder und jugendliche Arbeiter unter 
18 nahen verboten. Ausnahmen kann das Induſtrieamt in bejtimmten Fällen 
zulaſſen. 


11. Vereinigte Staaten von Amerika. 

Die die Arbeitsverhältniſſe regelnde Geſetzgebung iſt in den Vereinigten 
Staaten feine einheitliche. Die Bundesregierung bat auf dieſem Gebiete Ge— 
jege überhaupt nicht erlaffen, dagegen find verjchiedene Einzelftaaten, entjprechend 
den bejonderen Verhältniffen ihres Landes vorgegangen. So ijt die gejeßliche 
Dauer der Arbeitszeit in Fabrifen und Werfftätten für die erwachſe— 
nen männlichen Arbeiter in Maine, Minnejota, Nebraska und Rhode-Island 
auf 10, in Californien, Connecticut, Illinois, New-York und PBenniylvanien 
8 Stunden; auch für jugendliche und weibliche Arbeiter beträgt der Marimals 
arbeitstag meiſt 10 Stunden. Kinder dürfen in Rhode-Island und Ohio 
unter 12, in Pennſylvanien und Maſſachuſſets unter 13, in Jllinois, News 
York und Michigan unter 14 Jahren nicht in Fabriken (in Rhode-Island, 
Maflachuffets und Michigan auch nicht in kaufmännischen Gejchäften) be— 
ihäftigt werden. In New-Jerſey bejteht das Verbot der Fabrifarbeit für 
Knaben unter 12 und Mädchen unter 14 Jahren. Für die Kleiderfonfeftion 
befteht in Illinois eine Verpflichtung der Fabrik- und Werfftattbejiger 
zur Führung eines Berzeichnijjes der Art und des Umfangs der 
außerhalb der Fabrif oder Werfjtatt gethanen Arbeit jowie des Namens 
und Der Adreſſe der Außenarbeiter. 

12. In Australien, 
wo die Gejeggebung der einzelnen Staaten ebenfalls weitgehende Beitimmungen 
zu Gunsten eines Arbeitszeit: und Arbeitsruhejchuges trifft, it die Liſten— 
rührung über die Außenarbeit „zur alleinigen Information der Jnſpektoren“ 
in Viktoria und Neuſeeland vorgejchrieben. Ein neuer Arbeiterſchutzgeſetz- 
entwurf für Viktoria will die Anfertigung von Kleidungsitüden augerhalb 
einer Fabrik von einer behördlichen Erlaubnig abhängig machen. 


Ueberblidt man am der Hand diejer gedrängten Darjtellung der gejeß- 
lichen Regelung, die die einzelnen Staaten dem Arbeitszeit: und Arbeitsruhe— 
huge in den Werfjtätten und Heimbetrieben, insbejondere in der Konfektions— 
industrie, bislang haben zu Theil werden lafjen, jo wird man leicht zu der 
Annahme gelangen fünnen, daß das Deutjche Reich hinter manchem Staate 
noch weit im der Ausbildung jeiner Arbeiterjchuggejeggebung zurüditände. 
Man darf indeſſen nicht außer Acht lajjen, daß in der überwiegenden Mehr: 
zahl der Staaten, in denen die Werfftatt- und Heimarbeit geregelt it, Die 
gejeglichen Beſtimmungen diejer Regelung, wenigitens injoweit die Konfektions— 
indujtrie in Frage fommt, in weiten Umfange todte Gejegesbuchesitaben ge: 
blieben umd nicht zur Durchführung gelangt jind. Wenn im Einzelnen auch 
die Zeit, die jeit dem Beſtehen der einzelnen Spezialgejege in den verjchiedenen 
Staaten verflojjen it, noch zu furz it, ald daß man genügende Erfahrungen 
über deren Bewährung hätte jammeln fünnen, jo läßt jich doch manches er— 
lennen, was bei einer gejeglichen Regelung der Verhältniffe im Deutichen Reiche 
zu beachten nit. 
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B. Bur Srage der gefeßlihen Vegelung des Arbeitszeit- und Arbeitsruhefchubes 
in der deutfchen Honfektionsinduftrie. 


Die Nothiwendigfeit und Berechtigung einer Erweiterung des Arbeiter— 
ſchutzes im Allgemeinen, wie des Arbeitszeit: und Arbeitsruheichuges im Be: 
Jonderen über dem Fabrikbetrieb hinaus macht es zunächſt erforderlich, den 
Begriff der Werfftatt feitzulegen. Unſere Gewerbeordnung enthält eine De: 
finition dieſes Begriffes nicht, ftellt aber dem Begriff der Fabrik in den 
88 135 ff. die Beſtimmungen über die Werfftätten in $ 154 gegenüber. Zieht 
man nun die Stellung der Vorjchriften über die Werkſtätten innerhalb des 
die Verhältnifie der gewerblichen Arbeit regelnden Titels VII der Gewerbe- 
ordnung in Betracht, jo wird man es in der Hauptjache als Erforderniß für 
den Begriff des Werfitattbetriebes halten müfjen, dat ein Arbeitgeber nicht zu 
jeiner Familie gehörende Perſonen als gewerbliche Arbeiter in bejonderen 
Betriebsjtätten bejchäftigt, in ihrer Arbeit anweiſt und beauffihtigt. Die Kom— 
miſſion für Arbeiterjtatiitit hat jic), indem ſie eine derartige Vorausjegung 
als wejentliches Merkmal für den Begriff Werfftatt anerkannte, dahin jchlüffig 
gemacht, als Werfftatt Diejenigen Arbeitsräumegeltenzulafien, 
ın denen mindestens eine nicht zur Familie des Arbeitgebers 
gehörige Berjon gegen Entgelt bejhäftigt ijt. Nach diejer De: 
finition, die in weiterer Folge eine Begrenzung des Begriffs Familie noth- 
wendig macht, ift allerdings der Begriff der Hausinduftrie Fünftig wejentlich 
enger zu ziehen als bisher; er wird nur noch die reinen Familienbetriebe um: 
fajfen. Dieje einer gejeglichen Regelung zu unterziehen, liegt — wenigitens 
vorläufig — fein Grund vor. Ebenſo hätte man vielleicht davon abjehen 
fönnen, Betriebe, in denen nur ein fremder Rohnarbeiter bejchäftigt wird, als 
Werfitattbetriebe anzujehen; indeß, man wird zugeben müſſen, bob eine noth— 
wendige Folge der Ausdehnung der — — auf die Werk— 
ſtätten die iſt, daß auch die Hausinduſtrie dieſer Geſetzgebung unterſtellt wird. 
Im Intereſſe einer einheitlichen Regelung und wirkſamen Durchführung der 
geſammten Arbeitergeſetzgebung liegt es deshalb, die von der Kommiſſion für 
Arbeiterſtatiſtik feſtgelegte Begriffsbeſtimmung anzunehmen. Sonſt würde ein 
praktiſcher Erfolg ausbleiben. 

Auf die Werkſtätten der Konfektionsinduſtrie ſind nun, 
wie es auch die Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik für empfehlenswerth gehalten 
hat, die Beſtimmungen der 88 135 bis 139b der Gewerbeordnung 
auszudehnen. Danach würden fünftighin in den Werkjtätten der Stonfektion 
in gleichem Umfange wie heute in den FFabrifbetrieben: 

1. die Beichäftigung von Kindern gegen Lohn ') ausgejchloffen jein, 

. für jugendliche Arbeiter von 14 bis 16 Jahren ein 1Oftündiger Maximal: 

arbeitstag und 

. für alle Arbeiterinnen über 16 Jahre ein 11 jtündiger Marimal- 
arbeitstag gelten, 

. ein Verbot der Nacht-⸗, Sonntags: und Feittagsarbeit für jugendliche 
Arbeiter, für alle Arbeiterinnen ohne Bejchränfung des Alters, wie 
ein Berbot der Beichäftigung von Wöchnerinnen beitehen, 


2 
3 
4 


') Nur Kinder von 13 und 14 Jahren an würden, foferne fie der Schulpflicht genügt 
haben, nad) SS 135 und 154 der G.O. zugelaflen werden können, indeilen blos 6 Stunden 
täglich beichäftigt werden 
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5. die Gewährung regelmäßiger Arbeitspaujen für jugendliche Arbeiter 
und Arbeiterinnen gejichert und 

6. die Beichäftigung von Arbeiterinnen an Sonnabenden und VBorabenden 
von Feſttagen bejchränft jein, weiterhin 

7. die Verpflichtung zum Aushange eines Verzeichniſſes der jugendlichen 
Arbeiter unter Angabe der Arbeitstage, wie des Beginnes und Endes 
ihrer Arbeitszeit und der Bauen!) umd 

8. die Verpflichtung zur Anzeige der beabjichtigten Beichäftigung von 
Arbeiterinnen oder jugendlichen Arbeitern an die Ortspolizeibehörde 
unter Angabe der Wochentage für Beichäftigungen, de3 Beginnes und 
Endes der Arbeitözeit und der Paujen wie der Art der Beſchäftigung 
beſtehen, endlich aber 

9. eine Ueberwachung durch die Organe der Fabrikinſpektion jtattfinden. 

Ueberdies künnte durch Bundesrathsbeichluß 

10. die Verwendung von Arbeiterinnen wie von jugendlichen Arbeitern in 
den Werfjtätten gewifjer Fabrifationsziweige, die mit bejonderen Ge: 
fahren für Geſundheit und Sittlichkeit verbunden jind, gänzlich unter 
jagt oder von bejonderen Bedingungen abhängig gemacht werden. 


Bei einer Uebertragung diejer für Fabriken geltenden Beitimmungen der 
88 135 bis 139b der R-G.O. auf die Werfjtätten der Stonfektionsinduftrie 
empfiehlt jich jedoch, für dieje ein größeres Maaß von leberarbeit zu ge: 
jtatten als es in $ 138a der Gewerbeordnung vorgejehen it. 8 138a der 
Gewerbeordnung bejtimmt Folgendes: 

Wegen aubergewöhnlicher Häufung der Arbeit fann auf Antrag des Arbeitgebers die 
untere Verwaltungsbehörde auf die Dauer von zwei Wochen die Veichäftigung von Arbeiter 
innen über jechszehn ‚jahre bis 10 Uhr Abends an den Wochentagen außer Sonnabend 
unter der Vorausjegung geltatten, daß die tägliche Arbeitszeit 13 Stunden nicht überichreitet. 
‚Innerhalb eines Kalenderjahres darf die Erlaubniß einem Arbeitgeber für feinen Betrieb 
oder für eine Abtheilung feines Betriebes auf mehr als 40 Tage nicht ertheilt werden. 

Für eine zwei Wochen überjchreitende Tauer kann die gleiche Erlaubniß nur von der 
höheren Berwaltungsbehörde und auch von dieſer für mehr als 40 Tage im Jahre nur 
dann ertheilt werden, wenn die Arbeitäzeit für den Betrieb oder die betreffende Abtbeilung 
des Betriebes jo geregelt wird, dab ihre tägliche Dauer im Durchſchnitt der Betriebstage 
des ‚jahres die regelmäßige geſetzliche Arbeitszeit nicht überjchreitet. 

Der Antrag it fchriftlich zu ftellen und muß den Grund, aus welchem die Erlaubniß 
beantragt wird, die Zahl der in Betracht kommenden Arbeiterinnen, das Maß der längeren 
Beichäftigung, ſowie den Zeitraum angeben, für welchen diejelbe ftattfinden joll. Der Be- 
iheid der unteren Vermwaltungsbehörde auf den Antrag it binnen drei Tagen jchriftlich zu 
me Gegen die Verfagung der Erlaubniß fteht die Veichwerde an die vorgelegte Be— 
örde zu. 

ie untere Verwaltungsbehörde hat über die Fälle, in welchen die Erlaubniß ertheilt 
worden ift, ein Verzeihniß zu führen, in welches der Name des Arbeitgebers und die für 
den schriftlichen Antrag vorgejchriebenen Angaben einzutragen find. 

Die untere VBerwaltungsbebörde kann die Beichäftigung von Arbeiterinnen über 
16 Jahren, welche fein Hausweſen zu beforgen haben und eine 8 ortbilbungafdhule nicht be» 
ſuchen, bei den im $ 105c ka. unter Ziffer 2 und 3 bezeichneten Arbeiten an Sonn: 
abenden und Porabenden von Feſttagen Nachmittags nad) 5'/s Uhr, jedoch nicht über 
8'/s Uhr Abends hinaus, geitatten. Die Erlaubnik iſt Schriftlich zu ertbeilen und vom 
Arbeitgeber zu verwahren. _ N REN 
it derart fomplizirten Vorjchriften, wie jie $ 138a namentlich hinſicht— 
li der Erlaubniß für Ueberzeitbewilligungen vorſieht, darf man Kleinbetriebe, 
um die es ſich bei den Werkſtätten der Konfektionsinduſtrie in der Regel handelt, 
nicht behelligen; man würde, wenn man es thäte, zugleich eine jtarfe, den Ge— 
ſchäftsgang erjchwerende Belaſtung der Behörde herbeiführen. Da man mit 
der Ueberarbeit in der Konfeftion als mit einem, durch den Charakter der 
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Konfeftionsinduftrie als Saiſoninduſtrie begründeten unvermeidlichen Uebelſtand 
rechnen muß, im Allgemeinen aber die Zeit kennt, in der Weberarbeit notb- 
wendig wird, jo empfiehlt es ſich, für die Konfektionsinduftrie durch bejondere 
Vorichriften die Zahl der Tage, an denen länger als gewöhnlich gearbeitet 
werden darf, wie die Dauer der täglichen Ueberzeitarbeit feſtzuſetzen und zur 
Kontrole entweder nach dem Vorgange der engliſchen Geſetzgebung eine Regiſter— 
führung oder nach franzöfijchemn Vorbilde eine Anzeigepflicht bezüglich der 
Tage, an denen Ueberarbeit jtattfinden joll, einzuführen. Nun würde aller: 
dings der 8 139a der ©.-D. bereits jet cine Handhabe bieten, um die Zahl 
der Tage mit Ueberarbeit generell feitzulegen; ') allein die Schwierigkeiten, die 
ſich einer derartigen Regelung entgegenitellen würden, dürften doch jo groß 
jein, daß man zwecmäßiger den Weg bejonderer r Vorjchriften bejchreitet. Die 
Erleichterungen, die man der Werfjtattarbeit in der Konfektionsinduftrie durch 
Beitimmungen gewährt, die ihre bejonderen Verhältniſſe berückſichtigen, find 
übrigens um jo nothiwendiger, als man durch die Freigabe einer entiprechenden 
Zahl von Ueberarbeitstagen wenigftens bis zu einem gewiljen Grade der Ge— 
jahr vorbeugt, daß die jegt in Werfjtätten beichäftigten Perſonen in die Haus: 
industrie gedrängt werden. Im Erwägung diejes Umitandes bat die Kom— 
miljion für Arbeiterſtatiſtik als empfehlenswerth bezeichnet, einerjeit8 für die 
Werkſtätten der SKonfektion generell 60 Ueberarbeitstage im Jahre mit der 
Maßgabe zuzulaſſen, daß in dieſen Tagen die gewöhnliche Arbeitszeit um 
je zwei | Stunden joll überjchritten werden dürfen, anderjeits für die 60 Ueber— 





8 139: a beſtimmt: Der Bundesrath it ermächtigt: 

1. Die Verwendung von Arbeiterinnen, jowie von jugendlichen Arbeitern für gewiſſe 
Fabrikationszweige, welche mit beſonderen Gefahren für Geſundheit oder Sittlichkeit ver— 
bunden ſind, gänzlich zu unterfagen oder von bejonderen Bedingungen abhängig zu machen ; 

2. für Fabriken, welche mit ununterbrochenem Feuer betrieben werden, oder welche 
ſonſt durch die Art des Betriebes auf eine regelmäßige Tag: und Nachtarbeit angewieſen 
jind, ſowie für ſolche FJabrilen, deren Betrieb eine Eintheilung in regelmäßige Arbeits— 
ſchichten von gleicher Dauer nicht geſtattet oder ſeiner Natur nach auf beſtimmte —— 
zeiten beſchränkt iſt, Ausnahmen, von den in SS 135 Abſatß 2 und 5, 136, 137 Abi. 1-3 
vorgefehenen Beltinmuungen nachzulaſſen; 

8. für gewiſſe Fabrikationszweige ſoweit die Natur des Betriebes oder die Rückſicht 
auf die Arbeiter es erwünſcht ericheinen laſſen, die Abkürzung oder den Wegfall der für 
jugendliche Arbeiter vorgejchriebenen Baujen zu geltatten; 

4. für Fabrikationszweige, in denen regelmäßig zu gewiſſen Zeiten des Jahres ein 
vermehrtes Arbeitsbedürfniß eintritt, Ausnahmen von den Beftimmungen der $ 137 Abi. 1 
und 2 mit der Maaßgabe zuzulafien, daß die tägliche Arbeitszeit 13 Stunden, an Sonnabenden 
10 Stunden nicht überichreitet. 

In den Fällen zu 2 darf die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit für Kinder 36 Stunden, 
für junge Leute 60, für Arbeiterinnen 65, in Ziegeleien für junge Leute und Arbeiterinnen 
70 Stunden wicht überichreiten. Die Nachtarbeit darf in 24 Stunden die Dauer von zehn 

Stunden nicht überichreiten und muß in jeder Schicht durch eine oder mehrere Pauſen in 
* Geſammtdauer von mindeſtens einer Stunde unterbrochen ſein. Die Tagichichten und 
Nachtſchichten müſſen wöchentlich wechſeln. 

In den ‚Fällen zu 3 dürfen die jugendlichen Arbeiter nicht länger als i 8 Stunden 
beichäftiat werden, wenn zwilchen den Arbeitsitunden nicht eine oder mehrere Pauſen von 
zuſammen mindeitens einftündiger Dauer gewährt werden. 

In den Fällen zu 4 darf die Erlaubniß zur Ueberarbeit für mehr als 40 Tage im 
Jahre nur dann ertheilt werden, wenn die Arbeitszeit To geregelt wird, daß ihre tägliche 
Dauer im Turchichnitt der Vetriebstage des ‚Jahres die regelmäßige geſehliche Arbeitszeit 
nicht überichreitet. 

Tie durch Beichluß des Bundesraths getroffenen Beſtimmungen ſind zeitlich zu be— 
grenzen und können auch für beſtimmte Bezirke erlaſſen werden. Sie find durch das Reichs. 
geiegblatt zu veröffentlichen und dem Reichstage bei feinem nächiten Zuſammentritt zur 
Kenntnißnahme vorzulegen, 
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arbeitstage die beitehenden bejonderen Beichränfungen hinfichtlich der Beſchäftig— 
ung von Arbeiterummen an Eomnabenden und Vorabenden von Feittagen außer 
Amvendung zu jeen. 

Wie die Verhältniffe der Werkitattarbeit in der Konfeftionsinduftrie eine 
beſondere Berücddjichtigung bezüglich der nachzulallenden Ueberarbeit erheiichen, 
jo bedürfen fie der gleichen Rückſicht Hinfichtlich der Negelung der Arbeits: 
paujen. 3 empfiehlt fich, zumal da in den vielen Keimen Werkitattbetrieben 
der Konfeftionsinduftrie die in den SS 136 und 137 vorgejchriebene ver: 
jchiedene Negelung der Pauſen für jugendliche Arbeiter und Arbeiterinnen wie 
das Berbot des Aufenthalts der Jugendlichen in den Arbeitsräumen während 
der Pauſen ($ 136 Ab. 2) kaum durchzuführen jein dürfte, von der ver 
Ichiedenen Regelung der Pauſen abzujehen und die gleichen Pauſen vorzujchreiben. 
Nım würde zwar die Vorſchrift des 8 139 Abſ. 2 ſchon jetzt eine von den 
Beltimmungen der 88 136, 137 der G.-D. abweichende Negelung der Pauſen 
ermöglichen, allein c8 müßte die Erlaubniß zur Verlegung und Aenderung 
ftets im Einzelnen machgefucht werden und hierdurch würden nicht allein die 
Arbeitgeber, jondern auch die Behörden erheblich belaftet werden. Deshalb 
empfiehlt es jich, entweder für Jugendliche und Erwachjene eine Mittagspauje 
von 1'/, Stunden oder zwei oder drei Pauſen, und darunter eine einftündige 
Mittagspauje vorzujehen, oder ohne Feſtlegung der Bauen im Einzelnen nur 
die Dauer der auf die tägliche Arbeitszeit entfallenden Pauſe zu bejtimmen. 
Tie Kommiſſion für Arbeiterjtatiftif hat fich für den legteren Weg entjchieden 
und eine 1'/,jtündige Pauſe täglich für nothwendig erachtet. 

Da num eine den Werkftattarbeitern auferlegte gejeßliche Bejchränfung der 
Arbeitszeit leicht dadurch illujorijch gemacht werden kann, dab ihmen Arbeit 
zur Fertigitellung und Anfertigung nach Hauſe mitgegeben wird, jo liegt es 
nabe, an ein Verbot der Mitgabe von Arbeit, wie e8 ja auch in der 
Gejeggebung des Auslandes mehrfach beiteht, zu denken. In der That üt 
ein jolches Verbot in der Kommiſſion gefordert worden, und die Kommiſſion 
bat auch durch Beichluß ausgejprochen, dal jie es „zur Durchführung einer 
Arbeitsbejchräntung für nothwendig hält, die Werfitattsarbeiterinnen vor 
Ueberlaftung durch Heimarbeit thunlichjt zu jchügen, wenn micht anders 
möglich, auch durch das Verbot der Mitgabe von Arbeit nach Hauje“.') 
Zu Gunſten des Verbotes iſt in der Kommiſſion ausgeführt worden, 
daß ohne jein Beftehen die geplanten Schugmahregeln in der Luft ſchweben 
würden, weil bei den Bejchränfungen, die man dem Werkitattbetriebe auferlege, 
die Hausarbeit jtetS zunehmen werde. Wenn auch jet die Mitnahme von 
Hausarbeit überwiegend auf dem freien Willen dev Werkitattarbeiterinnen zurüd- 
zuführen jei, jo hätten doch die Arbeitgeber, jobald als die Werkitattarbeit 
bejchränft jei, zumal im der Hochjaifon, an der ſich an die Ihätigfeit in der 
Werkitatt anschließenden Hausarbeit mehr Intereife und würden auf dieſe ein— 
wirfen. Aus diefer Befürchtung rechtfertige jich das Verbot, wenn es Aufangs 
auch gewiſſe Unbequemfichkeiten für die Betroffenen hervorrufen werde In 
Frankreich, wo man es nicht eingeführt habe, jei amtlich Fonjtatirt, daß die 
Mitgabe von Arbeit nach Hauje nach Erlaß der Schugvorjchriften für die 
Konfeftion außerordentlich zugenommen habe. 

Gegen das Berbot wurde geltend gemacht, daß die Gefahr einer häus— 
lichen Beichäftigung der Werkftattarbeiter nicht groß jei, da Diele meiſt in 


) Prudiahen der Kommiſſion, Verhandlungen Nr. 12, ©. 15. 
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Schlafjtellen wohnten und nicht im Beſitz von Nähmaſchinen ſeien u. j. w. 
Werde Hausarbeit mitgenommen, handle es jich zum Theil um leicht zu verricht: 
ende Arbeiten oder geichehe es meijt freiwillig, um den Verdienſt zu beſſern; 
da aber die Löhne als jehr nicdrig feitgeftellt jeien, werde em Verbot ums 
günftigen Einfluß auf die Höhe des Verdienjtes ausüben. Es jei auch deß— 
halb bedenflich, weil jo einer Arbeiterin, die nur einen halben Tag in der 
Werkſtatt bejchäftigt jei, weil fie für Kinder zu Haufe zu jorgen habe, die 
Hausarbeit abgejchnitten werde. Much wurde die Befürchtung ausgejprochen, 
ein jolches Verbot möchte dazu führen, die Zwijchenmeijterwerfftätten einzu: 
ichränfen und mehr Heimarbeiter zu bejchäftigen, deren Arbeitsdauer ja nicht 
der gejeglichen Regelung unterworfen werden jolle; das werde Berjchlechterung 
der jegigen Arbeitäverfahfung und der Arbeitsbedingungen und der Konfeftions: 
industrie zur Folge haben. Endlich wurde noch darauf verwiejen, daß eine 
Umgehung des Berbotes jehr leicht und — wie es die Erfahrungen in der 
Schweiz bewieſen — eine Kontrole ſo gut wie unmöglich jei. 

Gegenüber diejen für und wider das Verbot der Mitgabe von Arbeit 
geltend gemachten Gründen möchten wir bemerfen, dab es allerdings nicht Auf: 
gabe der Gejeggebung jein kann, dem Arbeiter das Arbeiten zu verbieten, jo 
lange es nicht in einer die Gejundheit und die fürperliche und geijtige Ent: 
wicklung jehädigenden Ausdehnung erfolgt. Allein die Erhebungen haben doc 
gezeigt, daß der höhere Arbeitsverdienjt in der Konfektion jehr häufig nur 
durch zu langes Arbeiten auf Koſten der Gejundheit erreicht wird, und Die 
Erfahrungen jprechen auch dafür, dal jede Beichränfung einer übermäßigen 
Arbeitszeit den Verdienſt der Arbeiter, wenn fie ihn auch vorübergehend ver- 
mindert, auf die Dauer doch erhöht. Aus dieſen Gründen jcheint es ung 
allerdings erwünjcht, die Mitgabe von Hausarbeit einer Beichränfung zu unter— 
ziehen. Wir möchten fie generell verboten willen an allen Tagen, an denen 
lleberarbeit zugelaſſen ift, aljo in der hohen Saijon, in der nach den Be: 
ichlüffen der Kommiſſion für Arbeiterftatiftif eine 13 jtündige Arbeitszeit zus 
läjjig fein würde; weiter halten wir für angezeigt, einen vom Nrbeitgeber 
mittelbar oder unmittelbar ausgeübten Zwang zur Hausarbeit zu verbieten 
und das Verbot dahin zu fallen, daß den Werfjtättenarbeitern ohne ihren be- 
jonderen Antrag Arbeit nicht mit nach Haufe gegeben werden darf. Derartige 
Beitimmungen würden unjeres Erachtens ausreichen, um die vorhandenen 
Mißſtände zu bejeitigen. Sie würden auch ein Berbot der Beſchäftig— 
ung don Deimarbeitern durch Zwiſchenmeiſter, wie e8 von dem 
Voritande der badiichen Fabrikinſpektion, Dr. Wörishoffer gefordert, von 
der Kommijjion aber abgelehnt wurde, entbehrlich ericheinen laſſen) umd damit 

ı Mach dem Protokoll über die Verhandlungen der Kommiſſion für Arbeiteritatiitif 
vom 9. und 11. Januar 1897 Druckſachen ꝛc, Verhandlungen Nr. 12, S. 17) bezeichnete 
Abgeordneter Dr. Hite das von Wörishoffer empfohlene Verbot als folgenichwer, aber 
als durchaus wünfchenswerth und begründete diefe Ansicht folgendermaßen. Ein erheblicher 
Mißſtand, fo führte er aus, fei es, dab in der Nonfeltionsinduftrie im Gegeniage zu allen 
anderen Induſtriezweigen ein periönliches Verhältniß der Arbeitgeber zu den Arbeitern 
nicht beitebe. Nun werde es ja bezüglich der Werkitattarbeiter zu Arbeiterichußvorichriften 
kommen, nicht aber für die Heimarbeiterinnen. Daher ſei es ganz bejonders empfeblens= 
werth, darauf hinzuwirken, dab der Konfektionär ſich jelbit um dieje befünmern müſſe und 
die Sorge für dieſe Arbeitskräfte nicht kleinen Zwiſchenmeiſtern überlatien könne. Cine der- 
artige Kegelung babe weiterhin aucd das Gute, dab den Konfektionären dann auch die 
Lohnverhältniiie der Heimarbeiterinnen nicht unbekannt bleiben könnten und fie die joziale 
Verantwortung für diejelben nicht von jich auf die Zmwifchenmeilter abwälzen könnten. Das 
Verbot der Beichäftiaung von Heimarbeiten duch Zwiſchenmeiſter wirfe ferner in wirt: 
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zugleich die von den Befürwortern eines derartigen Verbotes geforderte Ver— 
pflichtung der Konfektionäre zur Führung und periodiſchen Einreichung 
von Verzeichniſſen der von ihnen beſchäftigten Hausinduſtriellen?). 

Schließlich jei noch furz erwähnt, dat die Kommiſſion gejegliche Beſtim— 
mungen über die Art der für die Ablieferung der Arbeit zu treffenden Ein- 
richtungen nicht für erforderlich gehalten hat, da jie nach den Erhebungen 
nicht für erwieſen erachtet, dab die bei der Empfangnahme und beim 
Abliefern der Arbeit für die Zwiſchenmeiſter und Arbeiter entjtchenden 
Zeitverlufte in der Mangelhaftigkeit der von den Ktonfeftionären oder Zwijchen- 
meijtern für die Ablieferung getroffenen Einrichtungen ihren Grund haben. Durch 
die Erhebungen iſt feitgejtellt worden, daß jich die Ablieferung beim Zwiſchen— 
meijter im Allgemeinen glatt abwidelt, während längere Wartezeiten bei den 
Ktonfeftionären meiſt davon herrühren, daß die Arbeiter furz vor Schluß der 
BZahltage in bejonders großer Zahl erjcheinen, um möglichjt viel zur Ver: 
rechnung zu bringen. Da der Konfeftionär überdieh, zumal in der Hochjaiion, 
jelbjt ein Intereſſe daran hat, daß die Ablieferung rajch vor jich geht, jo tt 
eine Böswilligfeit oder Nachläjfigfeit von jeiner Seite um jo weniger an- 
zunehmen. Es jcheint deshalb zu einem gejeglichen Eingreifen fein Grund 
vorhanden zu jein; da eime gejegliche Vorjchrift auch nur jehr allgemein ge— 
halten jein könnte, würde jie überdieß ihren Zweck verfehlen. 


4. Die Regelung der Arbeitsbedingungen. 


Wie bereit3 hervorgehoben worden, iſt einer der größten Uebeljtände, die 
ih bezüglich der Arbeitsverhältniſſe in der Stonfektionsinduftrie geltend ge- 
maht haben, auf die Art und Weiſe der Bereinbarung der Arbeitsbeding- 
ungen zurüdzuführen. Der größte Theil der Konfektionsarbeiter wird nicht 
auf Grund fejter Arbeitsverträge bejchäftigt, jondern lediglich auf Grund von 
Werkverträgen, von Vereinbarungen für den einzelnen Waarenpoften, der in 
Arbeit gegeben wird. Sehr häufig befommen nun die Arbeiter ein jchrift- 
liches Beweisjtüd über die die einzelnen Aufträge betreffenden Vereinbarungen 
gar nicht im die Hand. Diejer Umjtand hat zunächſt zur Folge, daß ein 

heil der Arbeiter im Unflaren darüber zu jein pflegt, welchen Lohn jie zu 
fordern haben, er führt dann aber zu um jo bedenflicheren Mipftänden, wenn 
ein Uebergang von höheren zu niederen Lohnjägen jtattfindet und hier die 
Unflarbeit bezüglich der Löhne verjchärft wird. Um dem entgegenzutreten, 
empfiehlt es ich, die Konfektionäre wie die Zwiſchenmeiſter gejeglich zu ver: 
pflichten, die Werkitatte und Deimarbeiter mit Lohnbüchern oder Lohnzetteln 
zu verjehen, und in diefe beim Ausgeben der Arbeit die Löhne für die einzelnen 
Arbeitern einzutragen. Eine Ausgabe von Lohnzetteln und Lohnbüchern it 
ihon in eimer Reihe von Imduftrien üblich; eine Verpflichtung dazu für die 


iamer Weile einer Ausdehnung der Heimarbeit entgegen, zu der die in Ausjicht genom— 
menen Scußvorichriften leicht die Veranlafiung geben könnten. Die Folge einer derartigen 
Vorichrift wäre vorausfichtlih das Entiteben neuer Zwiſchenmeiſterwerkſtätten. Die Ver— 
hältniſſe könnten fich aber auch in der Weiſe entwideln, daß der Konfeltionär mit den 
Deimarbeitern durch von ihm angeitellte Perſonen in Verbindung trete. Große Geichäfte 
im Jentrum würden vielleicht an der Beripherie der Großſtadt Comtore und Yager errichten 
und dort die Arbeit ausgeben und zurüdnehmen. In den Weberbezirken am Niederrhein 
beitänden ähnliche Verhältnifie, dort jeien in allen Dörfern fogenannte Faktore feſt angeftellt, 
die einen gewiſſen Vrozentias des Umſatzes bezögen; verantwortlich für die Löhne, die Ab- 
jüge und die ————— Arbeiter bleibe aber immer der Großkaufmann. 
) Druckſachen ꝛc., Verhandlungen Nr. 12, S. 12, 19. 
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Konfektionsinduſtrie feſtzuſetzen, ſchent um jo mehr angebracht, als die Ab— 
hängigkeit der Heimarbeiter von ihrem Arbeitgeber und damit die Gefahr einer 
Ausbeutung jehr groß it. Aus den gleichen Gründen und um das jo häufig 
vorfonunende Herunterjegen der Löhne bei einzelnen Arbeitern zu verhindern, 
dürfte die Aushängung von Tarifen der jeweils geltenden Aftordlöhne ſowohl 
in den Werfftätten wie in den Näumen der Konfektionäre, in denen die in der 
Dausinduftrie bejchäftigten Arbeiter abgejertigt werden, jehr zweckdienlich ſein. 
Sclbjt wenn jie auch nur für gewilje Gegenftände möglich wäre, die zu feit- 
ſtehenden Preiſen vergeben werden, jo würde doch die dadurch) erzielte Deffentlich- 
feit der Preije von günftiger Wirkung jein. 

Die Kommiſſion für Arbeiterftatiftit hat ſich für gejegliche Beſtimmungen 
ausgejprochen, die Die Arbeitgeber (Konfektionäre, Zwiſchenmeiſter) verpflichten, 
bei Stüdarbeit überall durch Tarife, Yohnbücher oder Arbeitszettel eine jichere 
Grundlage des Arbeitsverhältnifjes zu jchaffen“ und „die Werkſtatt- und Heim: 
arbeiter mit Lohnbüchern zu verjehen, im welche beim Ansgeben der Arbeiten 
die Löhne für die einzelnen Arbeiten einzutragen find.“ 

Die Wahl von Lohnbüchern an Stelle von Lohnzetteln verdient den Bor: 
zug, weil jie bei ausbrechenden Streitigfeiten einen leichten Einblid in die 
Lohnverhältnifje gewähren, aus der angegebenen Stückzahl und den Stüdlöhnen 
den Jahresverdienft des Arbeiters erjehen laffen und eine wirkſame Durch: 
führung der Arbeiterverficherung wejentlich erleichtern fünnen. Zu dem Zwecke 
werden auch die Eintragungen in dem Umfange genügen, wie jie die Kom— 
mijjion für Arbeiterftatiftif verlangt. Weiter zu gehen und zu verlangen, daß 
die Lohnbücher auch jorwohl die vom Konfektionär an den Zwijchenmeijter als 
die von diefem an die Arbeiter zu zahlenden Löhne zu enthalten hätten, jcheint 
unthunlich. Wenn auch zugegeben werden kann, daß bei gejeßlicher zeit: 
legung einer derartigen — die moraliſche Folge die ſein würde, 
daß dann der Zwiſchenmeiſter ein Intereſſe daran habe, die Arbeitslöhne hoch— 
zuhalten, um nicht vom Konfektionär gedrückt zu werden, und daß der Kon— 
reftionär einen Einblick in die Lohnverhältniſſe der Arbeiter erhielte, ſo würde 
doch die Durchführung einer derartigen, überdieß nur einen Kleinen Theil der 
Konfektion treffenden Maßregel auf große Schwierigfeiten jtoßen. Vor Allem 
aber dürfte eine derartige, einen Unternehmer zur Mittheilung der ihm ge 
zahlten Preiſe an jeine Arbeiter verpflichtende VBorjchrift an ſich ſchon nicht 
gerechtfertigt fein, fie dürfte aber auch für die Konfektionsinduſtrie wicht zu 
billigen jein, weil die Erhebungen nichts die Zwiſchenmeiſter Belaftendes ergeben 
haben, was eine derartige Ausnahmevorjchrift rechtfertigen würde. Abgefehen 
hievon it auch zu beachten, dal dieſelbe Arbeit von dem einzelnen Arbeitern 
in verſchiedener Güte ausgeführt wird und in Folge des Umjtandes, daß der 
Zwiſchenmeiſter die Arbeit in anderer Form weitergibt, als er ſie empfängt, 
den Arbeitern eine richtige Beurtheilung des ihnen zufommenden Lohnantheils 
kaum möglich fein würde. Nur bei den in der Werkſtatt gefertigten Sachen, 
an denen der Zwilchenmeijter blos wenige und unbedeutende Arbeiten vor: 
nimmt, würde ein zutreffendes Urtheil über die gerechte und angemefjene Höhe 
des Lohnantheils gefällt werden können. 


9. Die Befeitigung der fanitären Mifflände in der Konfektionsinduftrie. 
Als janitäre Mißſtände in der Konfektionsinduſtrie find in erjter Linie 
Diejenigen Uebelſtände anzujehen, die, wie Ueberfüllung und jchlechte Beichaffen- 
heit der Arbeitsräume, Berrichtung geiundheitsichädficher Arbeiten, Erzengung 
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von Staub und Dämpfen, Näſſe, Kälte oder Hitze, ſchroffer Wechſel der 
Temperatur u. dgl. die Urſachen vieler Gefahren für die Geſundheit und das 
Leben der Arbeiter bilden. Daneben haben die Beobachtungen und Erfahr: 
ungen Hinfichtlic” der Uebertragung anjtedender Krankheiten durch Kleider die 
Befürchtung erwedt, daß durch Ktonfeftionstvaaren, die in Stleinbetrieben her: 
gejtellt jeien, wo Wohn-, Kranken- und Arbeitsraum häufig ein und derjelbe 
Raum jei, leicht anſteckende Krankheiten verbreitet werden fünnten, und Das 
bat dazu geführt, von janitären Gefahren der Konfektionsinduſtrie zu jprechen. 

Bevor wir jedoch dazu übergeben, die etivaige Stellung der deutjchen 
Geſetzgebung dieſen Gefahren und Mißſtänden gegenüber zu erörtern, ſcheint 
es zweckmäßig, zunächſt wieder einen Blick in die einſchlägige ausländiſche 
Geſetzgebung zu werfen. 

In den Arbeiterſchutzgeſetzen einer Reihe ausländiſcher Staaten finden ſich 
lediglich für Fabriken geltende Beſtimmungen, die allgemeine Anforderungen 
an Die Beſchaffenheit der Arbeitsräume enthalten und die Pflichten der Unter— 
nehmer nur im Allgemeinen umjchreiben. Sie jprechen u. A. aus, day Die 
Unternehmer ihren Betrieb, ihre Arbeitsräume u. dgl. jo einrichten jollen, daß 
„die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und Geſundheit geſchützt ſeien“, jie be 
itimmen, daß für „genügendes Licht, ausreichenden Luftraum und Luftwechſel, 
Beieitigung des beim Betriebe entjtehenden Staubes, der dabei entwidelten 
Dünfte und Gaje” u.j.w. „Sorge zu tragen it”, daß die Majchinen mit 
Schugvorrichtungen zu verjehen, und ausreichende, nach Gejchlechtern ges 
trennte Ankleide- und Wajchräume und Bedürfniganjtalten, deren „Benützung 
ohne Verlegung von Sitte und Anjtand erfolgen fann,“ zu bejchaffen jind 
u. dgl. m. Derartige allgemeine VBorjchriften jind in dev englijchen und fran: 
zöſiſchen Gejeggebung ') auch auf Werkftätten und Familienbetriebe, in den 
Urbeiterjchuggeiegen einiger jchweizerischer Kantone auf Betriebe, die nur einen 
Lohnarbeiter bejchäftigen, in dem niederländischen Sicherheitsgejege von 1895 
auf alle Betriebe, jofern eine Majchine verwendet oder mindejtens 10 Berjonen 
darin bejchäftigt ſind, in der öfterreichiichen Gewerbeordnung auf Handwerks— 
betriebe, in der finnischen Arbeiterichußgejeggebung auf Handwerks: und andere 
gewerbliche Betriebe ausgedehnt. Daneben bejtehen meift Verjchärfungen für 
gejundheitd- und lebensgerährliche Arbeiten, theils für Werkitätten, theils auch 
rür Familienbetriebe. Sie werden entweder im Verordnungswege angeordnet, 
oder fie find gejeßlich feſtgelegt. So ijt durch) Verordnung zuläjfig: nach der 
englijchen Gejeßgebung (Factory Act 1891 $ 8—11, Factory Act 1895 $ 12 
und 28) der Erlaß von Spezialverordnungen für gejundheits- 2c. gefährliche 
Arbeiten in Werkjtätten, in Franfreich nach Art. 12 und 13 des Gejeges vom 
2. November 1892 für Kleinbetriebe mit nicht zur Familie gehörenden Arbeitern 
und SFamilienbetriebe, die mit mechanischer Kraft arbeiten oder zu den für ge 
jundheitsgefährlich (dangereux) erklärten Induſtrie gehören, das Arbeitsverbot 
tür Kinder und junge Berjonen (bis 18 Jahre) und die Aufitellung gewiſſer 
Bedingungen für die Beichäftigung von Kindern, jungen Perjonen und Frauen”), 
in Dejterreich nad; $ 94 Ab}. 4 der Gewerbeordnung von 1885 das Arbeits: 
Yu. ”) In Frankreich find durch Verordnung von 10. März 1894 die Pflichten der Arbeit: 
geber, für einen der Geſundheit der Arbeiter zuträglichen Zuftand der VBetriebstätten zu 
jorgen, genau präzifirt und für alle Betriebe mit Ausichluß der nicht mit mechaniicher Kraft 
betriebenen oder nicht als gefährlich geltenden Familienbetriebe ſind tägliche Reinigung des 
Fußbodens, Lüftungen, ein Mindeſtluftraum von 6 cbm für jeden Arbeiter, beſondere 
Sreiferäume u. A. vorgeichen. 
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verbot für Kleinbetriebe ausſchließlich Familienbetriebe, in Schweden nad) dem 
Geſetz vom 18. November 1881 der Erlaß beionderer Vorſchriften für ges 
jundheitsgefährliche Arbeiten in Handwerks- und jonjtigen Kleinbetrieben; in 
den Niederlanden nach dem Gejege vom 5. Mai 1839 das Arbeitverbot oder 
die Aufftellung gewiſſer Bedingungen für die Arbeit von jungen Perjonen 
und Frauen in Betrieben aller Art (einjchlieglih Familienbetriebe). Alle dieje 
Beitimmungen treffen indejjen nur einen Theil der Betriebe, namentlich der 
hausindustriellen Kleinbetriebe der Stonfektionsinduftrie. Mit Rückſicht auf die 
bejonderen Verhältniſſe der Konfektionsindujtrie find jedoch in der Geſetz— 
gebung einiger Staaten des Auslandes bereits Verſuche einer weitgehenden 
Negelung des Betriebsichuges gemacht worden. So finden wir in Art. 4 des 
Arbeiterinnenjchußggejeges des Kantons St. Gallen ein Berbot, wonach Mädchen 
unter 16 Jahren nicht länger als drei Stunden ununterbrochen an Tret- 
majchinen arbeiten dürfen; in Frankreich it durch Verordnung vom 13. Mai 
1893 Mädchen unter 16 Jahren in Betrieben mit nicht zur Familie des Be 
triebsleiter8 gehörigen Arbeitsfräften die Arbeit an Nähmajchinen unterjagt. 
In beiden Fällen wird lediglich ein direkter Schuß des jugendlichen weıb- 
blichen Organismus bezwedt. Weit einjchneidendere Bejtimmungen im Inter— 
eſſe der Gejundheit der Arbeiter und weiter zum Schuge des Publifums gegen 
die jich aus der Heimarbeit ergebenden Gefahren, wie 3. B. gegen die Ber: 
breitung anftedender Krankheiten durch Kleidungsſtücke 2c., die gleichzeitig in 
Stranfen zum Aufenthalte dienenden Räumen angefertigt find, weiſt die Geſetz— 
gebung Englands, der Vereinigten Staaten und Neu-Seelands auf. 

Die englijhe Geſetzgebung — in Trage kommen die Factor 
und Workshop Acts 1878, 1891 und 1895 und die Public Healt 
Acts von 1891 für London, von 1875 für das übrige England, von 1877 
für Schottland und von 1878 für Irland — trifft zumächit allgemeine Be— 
jtimmungen, wonach Fabriken, Werkftätten oder Arbeitsjtätten (workplaces) in 
reinlichem Zustande, frei von Abflüffen aus Kanälen, Aborten oder jchädlichen 
Anlagen zu halten und derart zu lüften find, daß nad Möglichkeit Gaje, 
Dämpfe, Staub und dergleichen jchädliche Stoffe unjchädlich gemacht. werden. 
Die Kabrifinjpeftoren dürfen das Anbringen von Vorrichtungen anordnen, die 
zur Abwehr jchädlicher Einwirkungen dienen. Auch follen alle Maßnahmen 
getroffen werden, um eine angemeſſene Temperatur in den Arbeitsräumen zu 
jichern umd zu erhalten. Das Tiünchen oder Wajchen der Wände und Deden, 
das für Fabriken in genauer Weije vorgejchrieben it, joll nach Ermejjen der 
Behörde im Bedürfnipfalle auch in anderen Betriebsjtätten angeordnet werden . 
Um eine der Geſundheit nachtheilige oder gefährliche Ueberfüllung 
der Arbeitsräume zu verhindern, fordert die Novelle von 1895 zum 
Factory and Workshop Act in Werfjtätten und Jamilienbetrieben für jede 
Perſon einen Luftraum von mindeftens 250 Kubiffuß (= circa 7 cbm), 
bei Ueberjtundenarbeit von 400 Kubikfuß (= 11,3 ebm) und verlangt Be— 
fanntmachung der hienach zuläjfigen Perjonenzahl durch Aushang in jedem 
Arbeitsraume. Dem Staatsjefretär iſt es überdieh vorbehalten, die Luftraum: 
ziffern für beftimmte Betriebsarten oder für die Näume, in denen fünjtliches 
(anderes als eleftriiches) Licht benügt wird, zu erhöhen; doc) jind derartige 
Anordnungen nur mit der Maßgabe gültig, dab jedes der Hänjer des Parla— 
ments, denen fie vorzulegen jind, binnen 40 Tagen ihre Aufhebung bes 
ſchließen kann. 

Behufs Einwirkung auf die Abjtellung von Mißſtänden in den 
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Betriebsjtätten der Außenarbeiter hat die Novelle von 1895 eben- 
falls Bejtimmungen vorgejchen. Danach fanıı der Staatsjefretär für bejtimmte 
Induftriearten, jedoch unter Beichränfung auf jolche Orte, wo in Folge der 
Zahl oder Bertheilung der Bevölferung oder wegen der obwaltenden Arbeits- 
verhältnifje beiondere Gefahren für die Geſundheit der bejchäftigten Berjonen 
und des Bezirks zu befürchten jind, folgende im Gejeg (Factory Act 1895 85 
vorgejehene Beſtimmung in Kraft jegen: 

„Wenn ein Fabrifinjpeftor dem Inhaber einer Fabrik oder Werkftätte 
oder eimem von einem jolchen Inhaber aus beſchäftigten Zwiſchenmeiſter 
ſchriftlich Mittheilung gemacht hat, daß eine Stätte (place), wo für oder 
im Zuſammenhang mit den Geſchäften der Fabrik oder Werkſtätten gearbeitet 
wird, für die dort Beſchäftigten gejundheitänachtheilig oder gefährlich iſt, 
dann joll der Inhaber oder Zwijchenmeifter, wenn er gleichwohl nach Ab- 
lauf eines Monats noch Arbeit dahin ausgibt, einer Strafe bis zu 10 £ 
verfallen, jofern gerichtlich bejtätigt wird, dal ihm der nachtheilige Zujtand - 
jener Arbeitsjtätte befannt war. Der Inhaber einer Arbeitsausgebeitelle 
ijt in dieſer Hinjicht dem Juhaber einer Werkjtätte gleichgeftellt.” 

Neben dem Geſichtspunkte des Schuges der Heimarbeit tritt im dieſer 
Bejtimmung auch der Gejichtspunft des Schußes der Bevölkerung überhaupt 
hervor. Letzterer fommt noch deutlicher zum Ausdruck in dem 8 6 der Novelle 
von 18%. Diejer jchreibt vor: 

„Wenn der Beliger einer Fabrik oder einer Werfjtätte oder Wäjcherei 
oder irgend einer derartigen Stelle, von der aus Arbeit herausgegeben 
wird, oder ein Zwiſchenmann, der von einem jolchen Beſitzer aus bejchäftigt 
wird, veranlaßt oder gejtattet, daß Bekleidungsjtüde erzeugt, ge— 
veinigt oder ausgebejjert werden in einem Wohnhauje oder 
Gebäude, worin ein Einwohner von Scharlacdh vder Blattern 
befallen ist, joll er in eine Strafe bis zu 6 E verfallen, jofern er nicht 
nachweilt, daß er von dem Beſtande der Krankheit im Wohnhauje feine 
Kenntniß Hatte umd nach vernünftigen Ermeſſen auch nicht erwartet werden 
fonnte, daß er jolche bejaß.“ 

Zur Durchführung diejer Beſtimmungen hat der Staatsjefretär des 
Innern auf Grund des 8 42 der Novelle von 1895 angeordnet, daß vom 
1. Februar 1896 ab jeder Unternehmer eines fabrif- oder werfitattartigen 
Betriebes zur Erzeugung von Bekleidungsjtüden'), jeder Unternehmer eines 
Betriebes, von dem aus Arbeit zur Deritellung von Bekleidungsſtücken zum 
Zwede des Verkaufs außer Haus gegeben wird, ſowie jeder Zwiſchenmeiſter, 
der von einem Diejer Unternehmer beichäftigt wird, eine Lite von bejtimmter 
Form führen muß, worin die Namen aller von ihm außerhalb der Fabrik, 
Werkitätte oder jonjtigen Räumlichkeit bejchäftigten Perjonen enthalten jein 
müfjen und der Ort, wo ſie die Beichäftigung ausüben, anzugeben ijt. Ab— 
ichriften dieſer Lijten jind bis zum 1. März und 1. September jedes Jahres 
dem Fabrikinſpektor des Bezirkes einzureichen, 

Die englische Gejeggebung zum Schuge der jich aus der Heimarbeit er— 
gebenden Gefahren jtüßt ſich auf Anſchauungen, denen die Partikulargeſetzgeb— 
ung in den Vereinigten Staaten ſchon früher zur geſetzlichen Anerkennung 
verholfen hat. 





') Die Verordnung eritredt ſich überdieß auch auf die Betriebe zur galvaniſchen Ver« 
silberung, die Kunſt- und Möbeltiichlerei, die Tapezirerei und die Feilenhauerei. 
Annalen des Deutfchen Reicht. 1808, 5 
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Bon den in den Staaten der amerifanischen Anton erlaffenen Ge 
jegen, die hauptjächlic zur Bekämpfung des „sweating system“ gegen Die 
Betriebsftätten in Wohnhäuſern gerichtet jind und nur unter Eimvirkung des 
Gejichtspunftes eines für die geſammte Bevölkerung nöthigen Schuges durch— 
geführt werden fonnten, nehmen die von New-York, Benniglvanien, Illinois 
und Mafjachujetts eine bemerfenswerthe und jelbjtändige Stellung ein. 


Im Staate New:Norf dürfen nad) dem Gejege vom Jahre 1892 und 
jeinen Novellen von 1893 und 1896 die Näume von Mieth: und Wohn: 
häuſern (tenement or dwelling houses) zur Verrichtung einer Neihe von 
Konfektions- und anderen Arbeiten, darunter Näharbeiten aller Art, nur von 
den „unmittelbaren Mitgliedern der dort wohnenden Familien“ benügt und 
gewerbliche Arbeiten zur Verrichtung von Arbeiten der gleichen Art aud in 
Räumen von Hinterhäujern oder Anbauten an Mieth- oder Wohnhäufer nur 
egen fchriftliche, ert mac vorhergegangener Befichtigung der Dertlichfeit vom 
 abrifinfpeftor zu ertheilende Erlaubniß bemütt werden. Der jederzeit 
aus Gründen der öffentlichen Gejumdheitspflege und der Gejundheit der Arbeiter 
widerrufliche Erlaubnißſchein it an sichtbarer Stelle im Wohnraume anzu: 
bringen. Auch find die Inhaber von Fabriken, Werkjtätten oder Arbeitauf- 
gabejtellen überhaupt (einschließlich Zwiſchenmeiſtern) behufs der Kontrole der 
Betriebe zur Führung von Liiten verpflichtet; dieje jind dem Inſpektor vor: 
zulegen, wie auf Verlangen abjchriftlich mitzutheilen. Ohne den Erlaubnißſchein 
bergejtellte Waaren dürfen nicht wiffentlich verkauft oder zum Verkaufe aus: 
gelegt werden; die Ueberwachungsbeamten haben derartige unter Umgehung 
des Gejehes angefertigte Waaren, wenn fie fie finden, mit einem deutlich 
jichtbaren, gedrudten Zettel, der die Aufjchrift „tenement made“ trägt, zu 
verjehen. Diejer behördliche Zettel, der nicht entfernt oder verändert werden 
darf, wird auch auf Waaren angebracht, die unter unjauberen oder ungejunden 
Verhältniſſen hergeftellt find; wenn die Injpeftoren ſolche Waaren finden oder 
wenn fie in MWerfjtätten, an den Waaren oder bei deren Derjtellung Spuren 
von anſteckenden Krankheiten entdeden, jollen fie das Geſundheitsamt ver- 
jtändigen, das die Waaren zu desinfiziren und dann den Zettel zu entfernen 
bat, unter Umftänden aber auch eine Vernichtung der Waaren und der in: 
fizirten Gegenftände vornehmen fann. 

Schließlich ift noch zu erwähnen, dak man im Staate New-York noch 
die Hauseigenthümer für Die Duldung unerlaubter Hausinduftrie verantwortlich 
gemacht hat. Dieje wie ihre Vertreter oder Pächter machen ſich nämlich jtraf- 
bar, wenn jie, nachdem ihnen der Inſpektor von der Benützung von Räumen 
in Mieth: oder Wohnhäuſern zu unerlaubter ‚Heimarbeit Mittheilung gemacht 
hat, diefe Arbeit noch nach Ablauf von 30 Tagen weiter dulden. Dagegen 
iſt dem Eigenthümer das Necht zur Ausweiſung der Mierher bei geſetzwidriger 
Heimarbeit gegeben ; ſofern er binnen 15 Tagen nach jener Benachrichtigung 
eine Klage auf Ausweiſung einveicht und fie durchführt, bleibt er ftraffrei. 


In Benniglvanien it unterm 11. April 1895 ein Geſetz erlaſſen 
worden, das dem von New-?)orf nachgebildet ift, jedoch nicht den Zwang zur 
Anbringung der Aufſchrift „tenement made“ an geſetzwidrig hergeſtellten 
Waaren und keine Berugniffe der Gejundheitsbehörde zur Desinfizirung oder 
Vernichtung von Gegenjtänden und Waaren enthält, an denen ji) Spuren 
anjtedender Kranfheiten finden oder die unter unſauberen und ungejunden 
Verhältniſſen hergeftellt find. Dagegen enthält das Geſetz Vorjchriften, wo— 
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nach in den Konfeftionsbetriebjtätten für ausreichende Lüftung gejorgt jein und 
auf jeden Arbeiter wenigitens 250 Kubiffuß (7 cbm) Luftraum enthalten jollte. 

In Illinois darf nach dem Gejege vom 17. Jannar 1893 zu einem 
Miete oder Wohnhauje fein Raum, der beim Ejjen oder Schlafen Benügung 
findet, von anderen Berjonen als den unmittelbaren Mitgliedern der dort 
wohnenden Familien zur Herftellung von Konfektions- und einigen anderen 
Waaren benußt werden. Alle Waaren, die in diefen dem Gejege unterworfenen 
und demnach reinlich zu haltenden Werkjtätten angefertigt ſind, unterliegen der 
Prüfung auf Reinlichkeit und Freiheit von Ungeziefer und anſteckenden Krank— 
heiten. Wer in der angegebenen Art Perſonen beſchäftigt oder die Aufſicht 
über eine der bezeichneten Werkſtätten übt, iſt zur Anzeige über den Ort und 
die Art der Arbeit wie die Zahl der beſchäftigten Perſonen verpflichtet. Den 
kommunalen Geſundheitsämtern und Inſpektoren ſtehen, wenn Beweiſe an- 
ſteckender Krankheiten in den Werkſtätten, an den Waaren oder bei ihrer Her— 
ſtellung gefunden werden, ferner bei geſundheitswidrigem Zuſtande der Werk— 
ſtätten und der Gebrauchsuntauglichkeit der Kleidungsſtücke und Materialien 
dieſelben Befugniſſe zu, wie den Geſundheitsbehörden in New-York. 

In Maſſachuſetts, wo ſich in beſonders ſtarkem Maaße Mißſtände 
in der Hausinduſtrie herausgebildet haben, gilt nach Art. 1 des Geſetzes vom 
24. April 1893 jeder Wohnraum, in dem zugleich eine Arbeit der Erzeug- 
ung, Abänderung, Ausbejjerung vder Fertigitellung für Zwecke des Ver: 
faufs von Sonfektionsartifeln (Nöcden, Weſten, Hoſen, lUeberziehern und 
jonjtigen Bekleidungsartifeln jeder Art) Itattfindet, als Werkſtätte im Sinne 
des Geſetzes. Wer eine derartige Werkſtätte bejigt oder beauflichtigt, ift binnen 
14 Tagen zu emer Betriebsanzeige (unter Angabe von Ort und Art der 
Arbeit und Zahl der bejchäftigten Perſonen) bei der Bezirkspolizei oder 
dem zur Durchführung des Gejeges bejunders bejtellten Inſpektor verpflichtet. 
Wenn jedoch eine der in Art. 1 bezeichneten Konfektionsarbeiten in Privat: 
räumen umd durch Mlitglieder der dort wohnenden Familie verrichtet wird, 
ſo jollen die Räume zwar nicht als er gelten, dagegen muß fich jedes 
‚samilienglied vor Beginn einen Erlaubnißjchein erwirfen, der von der Be- 
zirfspolizet nach Anhörung des Inſpektors ertheilt wird; am nicht im Beſitze 
eines Erlaubnißſcheines befindliche Familienheimarbeiter darf fein Arbeitgeber 
(Zwijchenmeijter, Firma oder Körperjchaft) Konfektionsarbeit ausgeben. Die 
bezeichneten PBrivaträume jollen ebenjo wie die Werfjtätten in reinem Zuſtande 
gehalten werden, die dort gefertigten Kleidungsſtücke unterliegen einer Prüfung 
durch den Inſpektor dahin, ob jie in reinem Zuſtande und frei von Ungeziefer 
wie von anſteckenden Stoffen ſind. Findet der Inſpektor in den Werkjtätten 
oder an den im Arbeit befindlichen oder bereit jertiggeftellten Waaren Spuren 
von anjteckenden Krankheiten, jo hat er (nach Art. 2 des Gejeßes) es der Bezirks: 
polizei zu melden; dieje erjucht dann das Geſundheitsamt, die für die all— 
gemeine Sicherheit erforderlichen Maßnahmen zu treffen. Im ähnlicher Weiſe 
iſt (in Art. 3 des Gejeges) die Ueberwachung verdächtiger Konfektionswaaren 
bei der Einfuhr angeordnet. 

Wer Waaren verfauft oder zum Verkaufe ausjtellt, die in einem als 
Werkſtätte benützten Wohnhauje (tenement house) bergejtellt find, ijt ver- 
pflichtet, jie mit einem die njchrift „tenement made‘ tragenden und Die 
Angabe des Herjtellungsortes enthaltenden Schilde zu verſehen. 

Zuwiderhandlungen gegen das Geſetz werden mit Strafen von mindeſtens 
50 und höchitens 100 Dollars geahndet. 


5* 
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In der auſtraliſchen Gejeggebung iſt behufs Kontrole der H üus: 
induftrie die Yiftenführung für Außenarbeiter in Victoria und Neujeeland ein: 
geführt. In Neujeeland jchreibt das ee vom 18. Oftober 1894 
außerdem vor, dab jeder Kaufmann, Großhändler, Detailiit, Agent oder Aus— 
theiler, der Gewebe oder Shoddyftoffe als „Stüdarbeit“ zur Anfertigung in 
einer Wohnung oder einem nicht als Fabrik bezw. Werfitätte regiftrirten Naume 
ausgibt, als Unternehmer einer Fabrik anzujehen, zur Liitenführung verpflichtet 
it und auf jedem Anzuge oder jedem jonjtigen, ganz oder theilweiſe in nicht 
regijtrirten Werfjtätten oder Wohnräumen hergeitellten Artikel einen Zettel von 
bejtimmter ‚Form und beftimmtem Inhalte: anzubringen bat.') Der Gewerbe: 
injpeftor ift jedoch befugt, Ausnahmen zuzulafjen. Znviderhandlungen werden 
in a mit Strafen bis zu 20 EP geahndet. 

Was nun die Wirkungen der von ums furz jfizzieten englischen, nord: 
amerifanischen und auſtraliſchen Gejeggebung anbelangt, jo läßt jich hierüber 
zur Zeit fein abjchließendes Urtheil fällen, da die betreffenden Gejege überall 
erjt jeit furzer Zeit in Geltung find. Im den Staaten New-York, Penn: 
iglvania, Illinois und Mafjachnietts ſoll jie die Errichtung eigener Werk: 
jtätten durch die Konfektionäre jehr befördert haben; hierauf mag wohl aud) 
der Umſtand eingewirft haben, dal die Mehrzahl der Gejege zur Zeit einer 
empfindlichen Gerchäftsitille erlafjen wurde, aljo zu einem Zeitpunfte, wo jich 
die Unternehmer mehr um Neu: und Umbauten, und techniche Einrichtungen 
und Berbejjerungen befümmern konnten, Im Staate New-York find nach 
Meittheifungen im Bulletin of the labour department (1896) in den eviten 
1'/, Jahren der Gültigkeit des Gejeges von 1892 an Stelle früherer Mieth— 
wohnungen der Konfeftionsarbeiter 59 Fabriken, die 483 getrennte Arbeitsräume 
(shops) und gejegmäßig Platz für 15477 Arbeiter haben, getreten. Außerdem jind 
371 vordem als Wohn und Arbeitsräume dienende Mietivohnungen (tenements) 
von dem nicht zur Familie gehörenden Arbeitern geräumt und 85 tenements 
gänzlich in Werkjtätten umgewandelt worden. Dieje Umänderungen haben tm 
Ganzen 17147 Konfektionsarbeiter der Stadt New:M)orf betroffen. Straf: 
weije wurde im Jahre 1895 in 48 Fällen wegen Verlegung der Vorjchriften 
über die Heimarbeit vorgegangen. 

Wie wir bereits hervorboben, ift das energiſche Vorgehen der engliſchen, 
amerifanijchen und auftraliichen Gejeggebung gegen die Heimarbeit in der 
Konfektion in erjter Linie aus Gründen der öffentlichen Gejundbeitspflege, 
nicht aus denen des Arbeiterſchutzes erfolgt. Den Arbeitern jelbjt fommt dieſes 
Borgehen allerdings auch zu Gute, allein in einem weit geringeren Maße und 
nur indireft injofern, als jene Gejeggebung meist eine Lleberfüllung der Ar: 
beitsjtätten verhitet umd die Begründung von Fabriken oder größeren Wert: 
') Ein Anhang zum Gejege ichreibt bezüglich der Form des Zettels vor, daß er 
mindeltens 2 Boll im Quadrate haben und auf Nartonpapier gedrudt fein muß. Als In— 
halt iſt feſtgeſeht: 
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ftätten veranlapt und begünftigt. Mit diefen Thatjachen müfjen wir vechnen, 
wenn wir uns die Frage vorlegen, ob das Deutjche Reid) zur Bejeitigung 
etwa vorhandener janitärer Mißſtände in der Konfektionsinduſtrie dem Vor— 
bilde Englands und der Vereinigten Staaten folgen darf. 

Bedarf es bei ung überhaupt eines bejonderen gejeglidhen 
Schutzes oder bejonderer Maßnahmeun zum Schutze des Publi— 
tums vor Anſteckung durch Gegenſtände der Kleider: und Wäſche— 
ftonfeftion? 

Wenn auch in der Literatur auf Grund von bejtimmten Erfahrungen 
und Beobachtungen mitgetheilt wird, daß anitedende Krankheiten durch Kleider 
übertragen worden jeien, jo ift es — nach Erklärungen des faijerl. Negierungs? 
rathes im Neichsgejundheitsamte Dr. Wutzdorff in der Sigung der Kommiſſion 
für Arbeiterjtatijtit am 9. Januar 1897 — bisher nicht möglich gewejen, eine 
jolche, theoretisch wohl denfbare, Webertragung gerade durch) Waaren der 
Konfektionsindustrie feitzuftellen. Da nun aber in Preußen wie in den übrigen 
Bundesstaaten Vorjchriften beftehen, die zur Folge haben, daß Fälle anjteden- 
der Krankheiten (Cholera, Typhus, Poden, Ruhr, Scharlach ꝛc.) zur Kenntniß 
der Polizeibehörde kommen, jo werden die Polizeibehörden in den Stand ge= 
jegt, Mahnahmen gegen die weitere Verbreitung anjtedender Krankheiten zu 
treffen. Daß die Polizei diefen ihr auf Janitätspolizeilichem Gebiete obliegen- 
den Pflichten nicht nachgefommen jei, hiefür liegen feinerlei Beweiſe vor; in 
einer Reihe von Orten iſt vielmehr durch bejondere Polizeiverordunungen vor— 
geichrieben worden, daß bei gewiljen Krankheiten die Desinfektion der Kranken: 
räume und aller in der Wohnung des Kranken befindlichen Gegenftände, aljo auch 
die der Kleidungsſtücke zu erfolgen hat, in einigen Städten jind überdies 
auf Gemeindekoften Desinfeftionsanitalten errichtet worden, die bei unbemittelten 
Kranken die Desinfektion foltenfrei ausführen. In gleicher Weije fünnen die 
Bolizeibehörden uud Gemeindeverwaltungen auc an anderen Orten vorgehen. 
Aus dem Grunde ijt e8 wohl gerechtfertigt, von dem Erlaſſe bejonderer ge— 
jeglicher Vorjchriften abzujehen, um jo mehr, als derartige Maßregeln nicht auf 
die Konfeftion bejchränft werden fünnten, jondern auch das ganze Schneider: 
handwerk treffen müßten. In diefem dürfte die Anſteckungsgefahr überdies 
auch größer jein als in der Stonfeftion; demm die nach Maß angefertigten 
Kleider werden meift bald nach der Fertigftellung in Benügung genommen, 
während bei den in der Klonfektionsinduftrie verfertigten Gegenſtänden in der 
Regel eine gewiſſe Zeit zu vergehen pflegt, ehe fie in Gebrauch genommen 
werden. Hierdurch vermindert ich aber zweifellos die Anſteckungsgefahr. Nach 
alledem jind in Deutichland beſondere, die Konfektionsindustrie treffende und 
in deren Verhältniſſe tief einjchneidende Mapregeln zum Schuge des Publikums 
gegen anjtedende Krankheiten weder erforderlich noch rathſam. 

Was nun die janitären Einrichtungen der Werkitätten wie 
der Arbeitsräume der Heimarbeiter anbelangt, jo iſt es vom rein 
gejundheitlichen Standpunkte aus gewiß erwünscht, daß Die Lleberfüllung der 
Arbeitsjtätten verhütet, wie für eine genügende Beleuchtung des Arbeitsplages 
und die Neinhaltung der Luft gejorgt wird; weiter ift es von Bedeutung, daB 
die Höhe der Arbeitsräume eine normale iſt, die Werkftätten nicht wejentlich 
unter dem Straßenniveau gelegen find und eine Benügung derjelben zu anderen 
Zweden als denen des Gewerbebetriebes, insbejondere zum Schlafen, Wohnen 
und Kochen nicht jtattfindet. Nach allen diejen Richtungen bin einen bes 
friedigenden Zuftand anzuftreben, ericheint ohne Frage erwünjcht. Um das 
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Ziel zu erreichen, mag wohl auch vom janitären Standpunkte aus ein Ein: 
jchreiten der Gejeßgebung berechtigt erjcheinen; allein ein derartiges Einjchreiten 
würde Maßnahmen erfordern, deren Durchführung einen zu tiefen Eingriff in 
die beftchenden ‚VBerbältnifie bedeuten und aus wirtbichaftlichen Gründen in 
höchſtem Grade bedenklich jein würde Das Verbot, die Arbeitsräume auch 
bei der Hausarbeit zu anderen Zwecken zu bemügen, dürfte taujende von Per: 
jonen aus der Hausarbeit heraustreiben und einer jehr großen Zahl von Ar: 
beiterinnen die Arbeitsgelegenheit entziehen. Schon aus dem Grunde jcheint 
ein jo weitgehender Eingriff nicht am Plage; er ift aber auch deshalb nicht 
berechtigt, weil in den Werkſtätten und Heimbetrieben der Konfektionsinduftrie 
feineswegs anderen Induſtrien gegenüber abnorme Verhältniſſe herrichen, die 
eine jondergejegliche Regelung und die mit ihr unvermeidliche Einführung eines 
complizirten Anzeige und Kontrollſyſtenis für zuläffig erachten lafjen. Wird aud) 
im Auslande unter dem Drude der Arbeitervereinigungen im Wege der Geſetz— 
gebung auf die Bejeitigung der Hausarbeit und die Ausdehnung der Werfitatt- 
arbeit hingewirkt, jo liegt fein Grund für uns vor, das machzuahmen, da 
jo ungünftige Zuſtände wie in der hausindujtriellen Konfeftion Englands und 
der Bereinigten Staaten in Deutjchland eben nicht herrichen. Wird hier erſt 
— entiprechend den Vorjchlägen der Kommifjion für Arbeiterjtatiitif — die 
Gewerbeaufficht auf die Werfjtätten ausgedehnt und wird der Begriff Werkitatt 
jo weit gefaßt, wie es die Kommiſſion verlangt, dann wird es jchon in TFolge 
einer jchärferen Durchführung der 88 120a ff. möglich fein, eine wejentliche 
Beſſerung zu erzielen. Bejondere, durch Gejeg oder Verordnung lediglich für 
die Konfektionsinduftrie zu erlaflende Borjchriften gejundheitspolizetlichen Charaf: 
ters jind zur Zeit jedenfalld nicht am Plage. 

Schlieglich haben wir ums noch der frage zuzumenden, ob gewilje Ver- 
richtungen in der Stonfeftionsinduftrie auf den Gejundheitszuftand der Arbeiter 
etwa derart jchädigend einwirfen, daß ein gejeglicher Eingriff zur Bejeitigung diejer 
Schädigungen als nothiwendig erachtet werden muß. Es handelt jich hierbei 
lediglich darum, ob eine Verwendung der durch Ausdünftung giftiger Gaje ge- 
jundheit3widrig wirkenden Kohlenbügeleijen und das namentlicd) den jugend: 
lichen Organismus ungünjtig beeinfluffende Majchinennähen zu beichränfen 
oder zu verbieten iſt. 

Hinſichtlich der Verwendung der jogenannten Kohlenbügeleijen wurde in 
der Kommifjion (Drucjachen, Verhandlungen Nr. 12, ©. 30) von einer 
Seite ein allgemeines Verbot gefordert, und zwar nicht nur mit Nückjicht auf 
die Gefahr für den Bügler, jondern auch wegen der Gefährdung der übrigen 
Bewohner der Arbeitsstätten, insbejondere der Kinder der die Kohleneiſen am 
meijten benügenden Hausindujtriellen. Hiegegen wurde geltend gemacht, dab 
bie Benügung der Kohlenbügeleijen keineswegs allgemein, jondern nur in Süd— 
deutjchland vorwiegend üblich jet, dagegen in Norddeutjchland weniger vor- 
fomme. In Folge deſſen empfehle es jich, den Yofalbehörden zu überlafjen, 
auf Grund der 88 120a ff. der Gewerbeordnung gegen den Mißſtand vor: 
zugehen; mit Dülfe diejer Beitimmungen jei es 3- 3 auch in Hamburg ges 
lungen, Gasbügelöfen aus den Werfjtätten volljtändig zu entfernen oder doch 
die Einrichtung bejonderer Abzugsvorrichtungen durchzuiegen. Die Kommijfion 
für Arbeiterftatiitif Schloß ich in ihrer Mehrheit der legteren Auffaffung an 
und hielt es nicht für zwedmäßig, bejondere Vorjchrifteu über die Wer: 
wendung der Kohlenbügeleiſen zu treffen; fie bezeichnete e8 dagegen als noth— 
wendig, daß die zuitändigen Behörden auf die durch KKohleneijen herbeigeführten 
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Schädigungen aufmerffam zu machen und zu veranlafien jeten, auf Grund 
der Vorjchriften der 88 120a ff. der ©. DO. diefen Schädigungen entgegen 
zu wirfen. 


Wir halten ein derartiges Verfahren ebenfalls für ausreichend. Dagegen 
Find wir nicht der Anjicht der Kommiſſion, daß die beitehenden gejeglichen Be— 
Itimmungen genügen werden, die Schädigungen des Organismus jugendlicher 
Arbeiterinnen durch das Majchinennähen zu bejeitigen. Ohne Frage wirft ein 
ausgedehntes regelmäßiges Mafchinennähen jchädigend auf einen Organismus 
ein, der ich wie der jugendlicher Arbeiterinnen im Alter von weniger als 
16 Jahren doch moch im der Entwidlung befindet; bier jchügend durch ein 
gejegliches Verbot oder eine gejegliche Beichränfung der Bejchäftigung jugend— 
licher Arbeiterinnen mit Maschinennähen einzugreifen und die Arbeiterinnen 
vor einer zu ausgedehnten Beichäftigung mit einer jo anftrengenden Thätig— 
feit zu jichern, ift um jo nothwendiger, al3 hauptjächlich jchwächliche Per: 
onen in der Stonfektionsinduftrie thätig ſind. Nun ift zwar in der Sitzung 
der Kommiſſion für Mrbeiterftatijtit von einem Vertreter der Neichsregierung 
eingewwandt worden, daß es eines Verbotes nicht bedürfe, da der Bundesrath 
auf Grund der SS 120c und e der Gewerbeordnung und ferner auch — nad) 
Erlaß der dajelbjt vorgejehenen faiferlichen Verordnung — auf Grund des 
z 154 Abi. 4 der Gewerbeordnung in Verbindung mit $ 139a Abi. 1 HZıff. 1 
der G.O. befugt jei, entiprechende Vorschriften zu erlaflen‘)., Hiezu iſt ine 
dejien zu bemerfen, daß der in Rede stehende Uebelſtand ein allgemeiner ift 
und auch über den Rahmen der Konfektionsindujtrie hinausragt. Aus diejem 
Grunde empfiehlt es ich, im gejeglichen Wege eine Regelung zu treffen, nicht 
aber zu warten, bis jich der Bundesrath zu Vorjchriften berbeiläßt. Der 
Bundesrath hat bisher auch von den ihm auf Grund des $ 120e zujtchenden 
Befugniſſen, im Interejfe der Erhaltung der Gejundheit und Sittlichfeit der 
Arbeiter einzugreifen, nur einen jo vereinzelten Gebrauch gemacht, daß man 
ihon deshalb da, wo fompfizirte Vorjchriften entbehrt werden können, eine 
geiegliche Regelung wird vorziehen müſſen. 


Bei einer gejeglichen Regelung der Frage des Majchinennähens jugend: 
licher Arbeiterinnen wird man ich zumächit zu entjcheiden haben, ob man die 
Arbeit jugendlicher Arbeiterinnen mindeftens (im Alter von unter 16 Jahren) 
an Nähmaschinen überhaupt — wie in Frankreich — gänzlich unterjagen oder 
— mie im Schweizer Kanton St. Gallen — nur eine beftimmte Zeit, während 


Nach $ 120 jind Gewerbeunternehmer, die Arbeiter unter 18 Jahren beichäftigen, 
verpflichtet, bei der Einrichtung der Betriebsitätte und bei der Regelung des Betriebes Die 
dur das Alter dieler Arbeiter gebotenen bejonderen Rüdfichten auf Geſundheit und Sittlid)- 
feit zu nehmen. Welchen Anforderungen im Einzelnen zu genügen it, kann nach S 120c 
durch Beichluß des Bundesraths feſtgeſeht werden ; ebenfo können durch ſolchen Beſchluß für 
Gewerbe, in denen die Geſundheit der Arbeiter dur übermäßige Dauer der täglichen 
Arbeitszeit gefährdet wird, Dauer, Beginn umd Ende der Arbeitszeit und der Pauſen vor: 
aeichrieben werden. 

Weiterhin it der Bundesrath auf Grund des 5 139a ermächtigt, die Verwendung 
von Arbeiterinnen wie von jugendlichen Arbeitern für gewiſſe, mit beionderen Gefahren 
tür Geſundheit oder Sittlichleit verbundene Fabrikationszweige zu unterlagen oder von 
beionderen Bedingungen abbängia zu machen. Dieſe Beltimmung kann nach S 154. Abſ. 4 
durch faiferliche Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths nicht nur auf Werkitätten, 
in denen durch elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht blos vorübergehend zur Ver— 
wendung kommen, ſondern auch auf andere Merkitätten, ausgenommen Familienbetriebe, 
ausgedehnt werden, 
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deren ununterbrochen an ihnen gearbeitet werden darf, vorjchreiben will!). 
Der erjtere Weg jcheint der zwecfentiprechendere zu jein. Wenn man ich nun 
für ein Berbot der Nähmajchinenarbeit ausipricht, jo bat man im weiterer 
Folge noch zu erwägen, ob diejes Verbot nur auf die Beihäftigung an Näh— 
maschinen mit Fußbetrieb zu erftreden, oder auch auf die Berchäftigung 
an den durch Motoren betriebenen Majchinen auszudehnen jei. Zu Gunften 
eines Verbotes für alle Betriebsarten wurde in der Kommijjion 
für Arbeiterjtatiftif geltend gemacht, daß der Motorenbetrieb, wie die Erheb— 
ungen ergeben hatten, zumal bei der Schwierigkeit kurzer und erafter Nähte 
für Arbeiterinnen feine Erleichterung böte. Es laſſe jich überdieß nicht leugnen, 
daß er einen viel jehnelleven Gang der Majchinen ermögliche; das werde 
ichlieglich dazu Führen, daß der allerichnellite Gang ausgenügt und in Folge 
deſſen die Erleichterung, die der Fortfall des Fußbetriebes gewährt, durch die 
nothwendig werdende dauernde jcharje Mufmerfiamfeit und die hiemit ver: 
bundene Anjtrengung mehr als aufgevogen werden würde. Ferner käme in 
Betracht, daß man dann, wenn man die Beichäftigung beim Meajchinentrieb 
zulajje, damit den großen Unternehmern die Beichäftigung jugendlicher Arbeiter: 
innen geftatte, während kleine Unternehmer, die den Motorenbetrieb nicht ein— 
rühren fönnten, nicht in der Lage jein, dieſe Arbeiterinnen mehr zu ver 
wenden ?.. Gegen eine Ausdehnung des Berbotes auf alle Be: 
triebsarten und für eine Nusnahme des Motorenbetriebes wurde von einer 
Seite geltend gemacht, daß die Auskunftsperjonen, nach deren Anficht der 
Motorenbetrieb beim Majchinennähen keine Erleichterung brächte, ihre Er: 
fahrungen wohl nur auf Fälle gründen fünnten, in denen die Einrichtung 
der Motoren eine mangelhafte geweſen jei. Werde ein Verbot des Nähens 
auf Nähmajchinen mit Fußbetrieb ausgeiprochen, jo dürfte dadurch die Näh— 
majchinenfabrifation zur Herſtellung nach jeder Richtung hin einwandsfreier mit 
motorijcher Kraft betriebener Maſchinen angeregt werden. Auch jei anzunehmen, 
daß eine Arbeiterin, wenn fie nicht eingelernt jei, im Allgemeinen wie ins 
bejondere auch bei der Herjtellung kurzer Nähte auf Nähmaſchinen mit motor» 
iichem Betriebe bejjer als auf jolchen mit Fußbetriebe arbeiten könne.) Von 
anderer Seite wurde darauf verwieſen, daß ſich in Hamburg in der letzten 
Zeit der Betrieb der Nähmaſchinen durch Elektromotoren ziemlich ausgebildet 
habe. Im Anfange ſeien die Arbeiterinnen dagegen geweſen, in dem Glauben, 
daß ſich ihr Verdienſt ſchmälern werde. Als ihnen zugeſichert worden ſei, 
daß dies nicht der Fall ſein ſolle, hätten ſie ſich mit dem elektriſchen Betrieb 
ſehr raſch befreundet. Auch ſei von Nachtheilen, wie z. B. von einer beſonderen 
Anſtrengung in Folge der durch ſchnellen Gang der Maſchine bedingten 
dauernden Icharfen Aufmerkſamkeit nichts bemerft worden. 


6. Bie Burdführung des Arbeiterfhußes in der Konfektionsinduftrie. 


Mährend es für den Geſetzgeber an ſich ſehr leicht ſein wird, den 
Arbeiterſchutz von den Fabriken in zweckmäßiger Weiſe auf die Werkitätten der 
Konfektionsinduftrie auszudehnen und zwar in einer Weiſe auszudehnen, dab 


Im Kanton St. Gallen beiteht (nach Art. 4 des _Gejeges vom 18. Mai 1898) da- 
Verbot für Mädchen unter 16 ‚jahren, länger al& drei Stunden ununterbrochen an Tret- 
PR. zu arbeiten. 

Druckſachen ꝛc, Verhandlungen Nr. 12, S. 30 und 31. 

9 ) Chenda, S. 31 
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auch die Hausinduftrie in weitejtem Umfange getroffen wird, iſt die Auf— 
gabe der Verwaltung, für die Durchführung der gejeglichen Vor: 
ſchriften zu jorgen, und eine gemeinjame Stontrole zu üben, eine jehr 
ſchwierige. Eine bejondere Erjchwerung der Kontrole wie eine Schädigung 
der Arbeiter befürchtet man, wie die Vernehmungen von Auskunftsperſonen 
vor den Kommijjionen für Arbeiteritatiftif ergeben haben, namentlich da, wo 
die gewerbliche Arbeit mit der landwirthjchaftlichen verbunden vorkommt. 
Allein diejer Grund ift nicht zutreffend, da es ſich ja lediglich um die Regelung 
der gewerblichen Arbeit handelt, landwirthichaftliche aber außer der zuläfjigen 
Arbeitözeit in der gewerblichen Arbeit noch ebenjo gut von dem Ländlichen 
Konfektionsarbeiter verrichtet werden fünnte, wie von dem Fabrikarbeiter, der 
nach Beendigung der Fabrifarbeit in jeinem Garten oder auf jeinem Land— 
ftüde arbeitet. Vielleicht würde durch Die Ausdehnung der Arbeiterjchupgejeh- 
gebung auf Die Hausinduftrie in der Konfektion für einige ländliche Kon: 
teftionsarbeiter in einem Theile des weſtphäliſchen Produftionsgebietes Schaden 
entjtehen ; allein es ijt Doch nicht außer e Acht zu laſſen, daß das Schwergewicht 
der Konjektion heute in den großen Städten liegt, und daß den preußifchen 
Arbeitern durch die die Konfektion zum Theil nur nebenher betreibenden Land- 
arbeiter eine ungeheuere Konfurrenz erwächſt. Wollte man die ländliche 
Konfektionshausinduftrie von den Bejtimmungen der Arbeiterjchußgejeggebung 
ausnehmen, jo würde das unter Schädigung der jtädtijchen Arbeiter zu_ einer 
weiteren Anhäufung diejer Betriebsform auf dem Lande und, wie die Erheb— 
ungen deutlich erfennen laſſen, vorausjichtlich zu weit ungünjtigeren Buftänden 
führen, als jie heute in den jtädtifchen herrichen; es wäre auch ungerecht 
fertigt gegenüber der Thatjache, daB die überwiegende Mehrzahl der Kon: 
jeftionsarbeiter in den Städten wohnt und arbeitet. Aus Rückſichten auf die 
Schwierigkeit einer Durchführung der Arbeiterichugbeitimmungen darf man ſich 
mithin nicht verleiten laſſen, von einer Ausdehnung des Arbeiterſchutzes auf 
die ländliche Konfektionsarbeit abzuſehen. Jener Schwierigkeit würde man 
ſchon Herr werden. Anders liegt die Frage, ob es bei der gegenwärtigen 
Organiſation unſerer Gewerbeinſpektion möglich ſein wird, die geſammte Kon— 
feltionsinduſtrie überhaupt einer wirkſamen Aufſicht zu unterziehen; und dieſe 
Frage iſt unſeres Erachtens zu verneinen. Wir haben bereits früher Darauf 
bingewiejen, daß cs, um eine ziwedentiprechende Durchführung des Arbeiter: 
ſchutzes zu jichern, nöthig jei, daß an die Organijation unſerer Gewerbeaufjicht 
wejentlich andere Anforderungen gejtellt würden als heute '). Dieje Nothwendig— 
feit wird bei jeder Ausdehnung und Erweiterung des Arbeiterichuges noch 
jtärfer zu Tage treten. Bei einer Neorganijation der Gewerbeaufjicht wird 
Folgendes zu beachten jein. 

Wie wir an den unten zitirten Stellen ausgeführt haben, jind die Ans 
forderungen, die an den Gewerbeauflichtsbeamten heute im Deutjchen Reiche 
gejtellt werden, derart, daß ein einzelner Beamter ihnen niemals wird ent— 
Iprechen fünnen. Man jegt zur Zeit von ihm voraus, daß er ein bejonderes 
Intereſſe für das Erfajjen und Behandeln von Fragen jozialer und wirth— 
ichaftlicher Natur bejitt, daß er neben humaner Gejinnung, unermüdlicher 
Energie und großer Arbeitsfreudigfeit den nöthigen Takt im Verkehre mit 


) Bol. Franken jtein, die deutiche Fabrikinſpektion und ihre Neform: „Annalen 
des Deutichen Reiches”, 1892 S. 849 ff, und Frankenſtein, „der Arbeiterfchuß, feine 
Theorie und Politik“ (Leipzig 1896). 
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Hoch und Niedrig und in der Vermittelung zwijchen Arbeitgebern und Arbeitern 
entwidelt und dal er ſchließlich — um die jtrenge Ausführung der Arbeiterſchutz—⸗ 
beſtimmungen ſichern und überwachen zu können — nicht allein ein guter 
Techniker, Ingenieur und Chemiker iſt, ſondern auch über mediziniſche und 
hygieniſche Kenntniſſe verfügt. Daß ein Beamter alle dieſe Eigenſchaften je— 
mals in ſich vereinigt hat, oder ſelbſt bei der beſten Ausbildung künftig in 
ſich vereinigen wird, dürfte wohl jeder verneinen. Wir ſind daher der An— 
ſicht, daß eine gute Organiſation der Gewerbeaufſicht nur dann vorhanden 
jein wird, wenn für nicht zu große Aufſichtsbezirke bejondere, mit den noth— 
wendigen Machtbefugnijien auszuftattende Gewerbeaufjichtsbehörden gebildet 
werden und innerhalb diejer Behörden eine zweckmäßige Arbeitstheilung jtatt- 
findet. Dieje Arbeitstheilung müßte fich etwa jo gejtalten: Die jich auf die 
Unfallverhütung und die Durchführung der Unfallverhütung beziehende Auflichts- 
thätigfeit, jomweit fie nicht durch die Beauftragten der Berufsgenojjenichaften 
ausgeübt wird, wäre in die Hände der jtaatlichen Dampffefjelrevijoren und 
bejonderer, technijch vorgebildeter Staatsbeamter (Ingenieure) zu legen. Für 
die Sicherung der Durchführung jener Gejegesbejtimmungen aber, die jich auf 
Arbeitzeit und Arbeitruheichug, Verwendungsverbote, Sittlichfeit, Verkehrs: 
und Vertragſchutz beziehen, wie für die joziale Berichterjtattung wären vor- 
zugsweiſe oder ausjchließlich ebenfalls bejondere Beamte — Gewerbeinjpeftoren 
— anzuftellen. Mit Rückſicht auf die bedeutungsvollen Aufgaben, die fie zu 
erfüllen hätten, müßte von ihnen eine gute perjönliche Dualififatton, tüchtige 
allgemeine Bildung, unbejtechliche Nedlichkeit, humane Gelinnung, Energie und 
Luſt zur Arbeit gefordert werden. Es wäre nöthig, daß fie über tüchtige 
volfswirthichaftliche Kenntniſſe verfügten, längere Zeit dem Studium jozialer 
Verhältnijie obgelegen hätten und mit der Spezialgejeßgebung der verjchiedenen 
Länder vertraut wären. Ein mebhrjähriges Studium der Staatswifjenichaften 
an Univerfitäten, praftijche Uebungen in jozialftatiitiichen Arbeiten, längerer 
Aufenthalt in Imduftriebezirfen, um die jozialen Zujtände feinen zu lernen, 
praftiiche Thätigfeit als Fabrifbeamter und jchliehlich längere Zeit andauernde 
Beichäftigung als Aſſiſtent bei älteren Gewerbeinjpeftoren: alles Das wird Die 
Schule der Gewerbeinfpeftoren bilden müfjen. 

Nun Handelt es fich aber nicht nur darum, die Durchführung und Leber: 
wachung der Unfallverhütungsvorjchriften und des Arbeitszeits- und Arbeitsrube: 
Ihußes, der Verwendungsverbote wie des Verkehrs- und Bertragsichuges zu 
jichern oder die joziale Berichteritattung in bewährte Hände zu legen, jondern 
es gilt auch, dafür Gewähr zu jchaffen, daß der Theil des Arbeiterjchuges, 
der jich auf die Abwehr von Geſundheitsſchädigungen richtet, erfolgreich durch⸗ 
geführt wird. Unſeres Erachtens iſt das nur dann möglich, wenn der Staat 
beſondere, für ihren Beruf eigens vorzubildende Aerzte — Gewerbeärzte — 
oder ergänzend Techniker, die über tüchtige Kenntniſſe in der Gewerbehygiene 
verfügen, mit der Ausführung und Ueberwachung des Betriebs: und Geſund— 
heitsichußes betraut. Diefe Perjonen würden am ehejten wifjen, mit welchen 
Mitteln und Vorſchriften ipeziftichen Gejundheitsichädigungen und Berufs- 
franfheiten vorzubeugen wäre und in welchen Indujtriezweigen die Rückſicht auf 
die Gejundheit die Beichäftigung beftimmter Arbeiterfategorien (jugendlicher 
Perjonen, Frauen) unthunlich ericheinen laſſe. Auch injofern dürfte es zweck— 
mäßig jein, die Sicherung der Durchführung der gewerbehygieniichen Schutz— 
beftimmungen in die Hände bejonders vorgebildeter Aerzte und Techniker zu 
legen, als dieje Beamten nicht nur die am Meiſten geeigneten Berather der 
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Berwaltungsbehörden in gewerbehygieniichen Angelegenheiten, jondern auch die 
geeigneten Perſonen wären, denen laufende medizinal- und jozialjtatijtiiche Er- 
hebungen (3. B. der Krankheits- und Sterblichfeitsurjachen bei Arbeitern) ala 
Aufgabe überwicjen, Unterſuchungen über die förperliche Entwidlung der 
Arbeiter zur Prlicht gemacht werden fünnten u. ſ. w. Einer derartigen Thätig: 
feit würde zweifellos ein reichliches Material entiprießen, gleich wichtig für die 
medizinische wie für die jozialen Wiljenjchaften und bedeutungsvoll für Maß— 
nahmen der Gejeggebung und Berwaltung. 

Erfolgt die Organijation der Gewerbeinipeftion in der von uns gefenns 
zeichneten Weije, natürlich unter einer entiprechenden Vermehrung des Auf— 
jichtsperjonals, jo wird jie voll im Stande jein, auch die Durchführung des 
Arbeiterichuges in den Werfitätten zu überwachen und zu fichern. Die Bild- 
ung eines Apparates unfreiwilliger Auflichtsperjonen, wie man ihn aus 
reın janitätspolizeilichen Gründen in Amerifa und zum Theil in Eng- 
land dadurch geichaffen hat, dab man die Klonfeftionäre und Haus: 
eigenthümer für eime unter den gejeglichen Bedingungen erfolgende Aus— 
führung der Arbeit der von ihnen bejchäftigten oder in ihren Häuſern wohn- 
haften Meifter oder Heimarbeiter haftbar machte, würden wir dagegen nicht 
nur für gänzlich unbegründet, jondern auch für überflüſſig halten. 


7. Bie Berfiherung der Konfektionsarbeiter gegen Krankheit, Invalidität 
und Alter. 


Wie die Ermittelungen über die Arbeiterverhältniffe in der Kleider: und 
Wäjchefonfektion ergeben haben, find die Löhne eines ſehr großen Theils der 
in der Konfektionsinduſtrie bejchäftigten Perſonen jehr niedrige. Sie gejtatten 
namentlich der überwiegenden Mehrzahl der Arbeiterinnen nicht, in geeigneter 
Weiſe für die nothiwendigiten Bedürfniffe des Lebens, wie für eine nur einiger: 
maßen rationelle Ernährung zu jorgen, und reichen zur Führung einer Kultur: 
eriftenz nicht aus. Dieje ungünjtige Situation verjchlechtert fich noch, wenn 
Krankheit, Alter und Invalidität eintreten umd einen Wegfall oder eine Schmä- 
ferung des Berdienjtes bringen. Da aber, wie die Ermittelungen ergeben 
haben, die Perjonen, die die Konfektionsarbeit als Beruf ergreifen, vielfach) 
von vornherein ſchwächlich und kränklich und leicht Gejundheitsftörungen aus: 
geſetzt ſind, jo ergibt fich, daß gerade für die Arbeiter und Arbeiterinnen in 
der SKonfektionsinduftrie die Werficherung gegen Krankheit, Invalidität umd 
Alter von größter Bedeutung jein muB. 

Heute liegen die Dinge nun jo, daß die Fabrikarbeiter der Kon— 
jeftion gegen Krankheit, Invalidität und Alter verjichert Tind, die Werfitatt- 
arbeiter nur zum Theil, die Heimarbeiter jo gut wie gar nicht. Nach der 
Definition, die das Neichsverjiherungsamt von dem Begriffe Deimarbeiter ge: 
geben hat, find die in der Konfektion bejchäftigten Heim: oder Hausarbeiter 
nicht als jolche, jondern als Hausinduftrielle anzujehen. Für Hausinduftrielle 
beiteht aber die Verficherungspflicht gegen Krankheit nur dann, wenn jie durch 
itatuarische Beitimmung für eine bejtinmte Gemeinde, einen beſtimmten Kreis 
u. ſ. f. eingeführt it, und die VBerficherungspflicht gegen Invalidität und Alter, 
jofern fie durch Beſchluß des Bundesrath3 auf den betreffenden Berufszweig 
eritret worden it. Durch Ortsjtatut ijt die Verficherungspflicht gegen Krank— 
heit in letzter Zeit in einigen Gemeinden aud) auf die Hausindujtriellen der 


[u 
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Konfektionsinduftrie ausgedehnt worden, dagegen hat der Bundesrat die Ver— 
Jicherungspflicht gegen Invalidität und Alter bislang nur für zwei große 
Gruppen der Hausinduftriellen, die der Tabad- und Tertilinduftrie, vor— 
geichrieben. Seitdem das geichehen ift, jind bereitS mehrere Jahre vergangen. 
Daß der Bundesrath auf dem bezeichneten Wege nicht weiter vorgegangen 
ift, findet nad) einer Aeußerung des Direktors im Reichsamte des Innern, 
von Woedtke, in der Sitzung der Kommiſſion für Arbeiterſtatiſtik am 
11. Januar 1897 jeine Erklärung darin, daß die Beltimmung über die Ver: 
jicherung der Hausindustriellen der Tabad- und Textilindustrie als Vorbild für 
eine Ausdehnung auf andere Induſtriezweige hätten dienen jollen und man 
vor weiterem Vorgehen ein abichließendes Urtheil über ihre praftiiche Fruchtbar— 
feit habe gewinnen wollen. Heute kann man wohl jagen, daß derartige Er: 
wägungen auf Grund der mehrjährigen Erfahrungen einen längeren Zögern 
in der Ausdehnung der VBerficherungspflicht auf andere Induſtriezweige nicht 
ehr im Wege jtehen. 

Was nun das Verfahren anbelangt, das einzuichlagen it, um den 
Arbeitern der Konfektionsinduftrie die Wohlthaten des Kranken-, Invaliditäts— 
und Alterverficherungsgejeges baldmöglichſt zuzumenden, jo fönnte e8 ſich ent: 
weder nach den beſtehenden Beſtimmungen richten, oder es wäre eine beſondere 
Regelung im Wege der Geſetzgebung nöthig. Da man im erſten Falle ſich 
einerſeits damit begnügen müßte, auf die Gemeinden einzuwirken, daß ſie mit 
dem Erlaſſe von Ortsſtatuten hinſichtlich der Ausdehnung des 8 1 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes auf die Hausgewerbebetriebe der Konfektion vorgingen, 
während anderſeits dem Bundesrathe völlig freie Hand bliebe, ob er die Ver— 
ſicherungspflicht gegen Invalididät und Alter auf ſie erftrecken wolle oder 
nicht, ſo wäre damit für eine ſchnelle Hilfe und für eine einheitliche Regelung 
der Materie nichts gewonnen. Beide würden ausbleiben. Aus dem Grund 
ſcheint es dringend nothwendig, durch eine geſetzliche Vorſchrift die Ver— 
ſicherungspflicht gegen Krankheit, Invalidität und Alter auf die Hausgewerbe— 
treibenden der Konfektionsindustrie zu eritreden '). Wie man jich nun auch ent- 
icheiden möge, in jedem Falle muß es aber als erwünſcht bezeichnet werden, 
daß der Konfektionär zur Zahlung des Arbeitgeberbeitrags herangezogen würde. 
Dieje Heranziehung empfiehlt ji aus Gründen prinzipieller und praftijcher 
Natur und dürfte unter Anderem die gute Folge haben, daß jich der Son: 
jeftionär etwas mehr als heute um die Heimarbeiter befünmern würde. Ob 
jie auf Grund der gegenwärtigen gejeglichen Vorſchriften möglich ift, ſcheint 
allerdings zweifelhaft zu jein. Nach den geltenden Beſtimmungen fann näm— 
lid) nur angeordnet werden, dab derjenige Gewerbetreibende, in deſſen Auf: 
trag und für dejien Rechnung von Hansindustriellen gearbeitet wird, die Ber: 
träge des Arbeitgebers auch für die von den Hausgewerbetreibenden bejchäftigten 
Perſonen zu zahlen hat. Ob dieſe Vorjchriften bei der rechtlichen Stellung 
der Zwijchenmeiiter, wie ſich nach den Erhebungen erfichtlich geworden ift, zur 
Heranztehung der Konfeftionäre zu den Arbeitgeberbeiträgen genügen, dürfte 
fraglich jein. Nöthigenfalls müßte gejeglich eine Karſtellung erfolgen. 


!; Die Rommiffton für Arbeiterftatiftit bat fih in ihrer Sigung am 11. Jan. 1897 
nur all emein dahin ausgeſprochen: 

„Eine Erweiterung der Verſicherungspflicht der Heiminduſtriellen oder Heimarbeiter be— 
züglich der Kranken-, ſowie der Invaliditäts- und Altersverſicherung unter Heranziehung 
der Konfeltionäre zu den Beiträgen der Arbeitgeber erſcheint nothwendig.“ 

Druckſachen ꝛc, Verhandlungen Nr. 12, ©. 25). 
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XII. Weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von Mißitänden in der 
Konfektionsindnitrie. 


Die ausländiiche Gejeßgebung hat, wie wir jehen, zur Frage der Regel— 
ung der Heimarbeit in der Hauptjache nur aus dem Gejichtspunfte der Sanitäts- 
polizei Stellung genommen und deßhalb blos indirekt eine auch den Arbeitern 
zu Gute fommende Wirkung geäußert; ſie ijt darauf gerichtet, die Heimarbeit 
überhaupt zu bejeitigen. Diejer Gejeggebung zu folgen, liegt für uns fein 
Grund vor, da ſich derartige bejondere, auf janitärem Gebiete liegenden Wii: 
ſtände in der Hausinduftrie, wie jie in England, den Vereinigten Staaten, 
Dejterreich ꝛc. vorfommen, in Deutjchland nicht bemerkbar gemacht haben. Du: 
gegen Icheinen uns jene Mittel beachtenswertb, d: urch die namentlich in England 
öffentliche Körperſchaften als Beſteller von Lieferungen verſucht haben, die 
Ausbeutung der Hausinduftriellen zu verhindern. 

Unter den Anträgen der Enquetekommiſſion, die jich an die vom engliſchen 
Oberhauje in den Jahren 1838 bis 1890 veranftaltete Enquete über das 
Zwiſchenmeiſterweſen und die Heimarbeit anknüpften, fand ſich auch der An— 
trag, daß alle ſtaatlichen und ſtädtiſchen Behörden und öffentlichen Körper— 
ſchaften bei Abſchluß ihre Verträge für die Zahlung entſprechender Löhne an 
die Arbeiter Sorge tragen ſollten und die Unternehmer zu verpflichten, Liſten der 
Lohnſätze vorzulegen und, falls dieſe entſprechend erſcheinen, Abſchriften davon 
den Arbeitern zuzuftellen oder ihnen auf irgend eine andere Weile die zu 
zahlenden Löhne befannt zu geben. Auf dieje Anregung fahte das Unterhaus 
am 13. Februar 1891 die Nejolution, es jei Pflicht der Negierung, gegen 
die Uebelſtände . Sweatingiyitems Borfehrung zu treffen umd zu dem 
Zwede in ihre Verträge Bedingungen einzujchalten, die die aus der Ueber— 
gabe von Arbeiten an Unterunternehmer envachjenden Nachtheile ausjchlöflen, . 
und die Zahlung jolcher Löhne zu jichern, die in jedem Gewerbe für tüchtige 
Arbeiter allgemem üblich find. In Folge diejer Rejolution war man nun in 
den einzelnen Zweigen der jtaatlichen Verwaltung bejtrebt, die Mißſtände in 
der Dausinduftrie bei der Vergebung öffentlicher Arbeiten durch bejondere 
Vertragsbedingungen zu bekämpfen. So fündigte die Admiralität den von 
ihr beschäftigten Unternehmern Streichung von der Lite der Lieferanten aı, 
falls jie der Nejolution entgegenhandelten. Im einigen VBerwaltungszweigen 
umjchrieb man näher, was unter „allgemein“ üblichen Löhnen für gute Arbeiter 
zu verjtehen jei. Wieder andere Behörden gingen noch weiter, jegten Minimal: 
löhne fejt oder forderten die Angaben der geringiten und böchiten Stunden: 
Löhne und behielten jich im Falle ihrer Nichteinhaltung vor, den Arbeitern 
die zu wenig gezahlten Löhne auf Koften der Lieferanten nachzuzahlen. Dann 
ttellten einige Berwaltungszweige (3. B. die Londoner Polizei und der Londoner 
Örafichaftsrath) für Kleidungslieferanten die Bedingung, daß alle zu liefernden 
Waaren in eigener Werfftätte der Unternehmer angefertigt werden mußten, 
andere verboten die Abtretung eines Theils oder die gänzliche Weitervergebung 
der Lieferungen. Auch die Dauer der Arbeitszeit wurde vielfach in den Ver: 
trägen fejtgejegt. Alle diefe Maßnahmen haben mehr oder weniger zu einer 
Verdrängung der Hausindujtrie geführt. Ihre Wirkjamfeit aber ijt in erheb: 
lichem Maahe dadurch gefördert worden, daß einerjeits die Gewerfichaften die 
Bezahlung der mit ihnen vereinbarten Löhne und die Einhaltung der verein: 
barten Arbeitsdauer und jonjtigen Arbeitsbedingungen jehr jorgjam überwacht 
haben, während andererjeitS auch die Unternehmer im Allgemeinen bejtrebt 
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gewejen jind, die im den Lieferungsverträgen gejtellten Bedingungen zu be= 
folgen. 

Auch in Deutjchland würde fich manche Beljerung in dem Arbeitöverhält- 
niſſe erzielen lafjen, wenn die verjchiedenen Zweige der Staatöverwaltung, 
die Gemeinden und öffentlichen Korporationen in ähnlicher Weije wie in 
England, natürlich unter Berüdfichtigung der fonfreten deutjchen Verhältniſſe 
bei Bergebung von Lieferungen eimvirfen würden. Gbenjo werden freie 
Organijationen der Arbeiter und Berufsverbände, die Handwerfervereine inner: 
halb gewiſſer Grenzen eine recht wirkſame Thätigfeit entfalten fünnen. Die 
Organijation der Arbeiter iſt allerdings gerade in der Konfektionsinduſtrie 
noch eine umvollendete und wenig gefügte; das hängt nicht wenig Damit zus 
janımen, daß die Mehrzahl der in der Konfeftion beichäftigten Perjonen weib— 
lichen Geſchlechts iſt, umd daß nicht allein die Natur der Frauen, jondern in 
unjerem Falle namentlich die öfonomijchen Verhältniſſe, in denen die meijten 
Ktonfeftionsarbeiterinnen leben, eine Grenze jegen und jo den Weg der freien 
Vereinigung nur im beichränften Maaße als gangbar ericheinen lafjjen, um 
zu einer wejentlichen Beſſerung der Arbeitsbedingungen zu fommen. Immer— 
hin könnte wohl auf dem Wege der freien Organijation noch mehr geleijtet 
und damit ein größerer Einfluß der Arbeiter und Arbeiterinnen auf die 
Geftaltung der Arbeitsverhältniffe gewonnen werden, als er ſich jeither hat 
geltend machen fünnen. 

Neben dem jtaatlihen Arbeiterjchuge und dem Selbjtichuge, den jich die 
Arbeiter durch ihre Organijationen jchaffen, wird auch die Fürſorge der Arbeit- 
geber, der bejigenden Klajjen und der Gemeinden eine größere Rolle als bisher 
gewinnen müſſen. 

Als ein bejonderer Webeljtand ift e8 empfunden worden, daß zwijchen 
den Konfektionären und einem großen Theil ihrer Arbeiter alle perjönlichen 
Beziehungen fehlen und zwar deshalb, weil beide mit einander direkt nichts 
zu thun haben. Man hat, um diejen Zuftand zu ändern, allerhand künſt— 
liche Mittel, u. U. die obligatoriiche Errichtung von Werkftätten durch Die 
Konfektionäre bei gleichzeitigem Verbote der Heimarbeit befürwortet; allein auf 
dem Wege des Zwanges wird man die Herjtellung rein menfchlicher Bezich- 
ungen zwijchen Arbeitgeber und Arbeiter niemals erreichen. Die Thätigfeit 
der Arbeitgeber in der Konfektionsindujtrie wird auf dem Gebiete der Arbeiter: 
wohlfahrtspflege freilich weit größer als heute werden müſſen; fie iſt auch um 
jo mothwendiger, als die Löhne der Mehrzahl der Stonfektionsarbeiter auf 
einem Niveau jteht, das ohne bejondere Beihülfe eine wirklich kulturelle Lebens: 
führung nicht zuläßt. Gern wollen wir anerfennen, daß jich nicht nur ein- 
zelne Befiger von Fabriken, jondern auch Konfektionäre, die ſonſt ausjchlieglich 
eine direkte Verbindung mit den Zwijchenmeijtern haben’), um das Wohl der 


) &o bat z. ®. die Firma B. Mannheimer in Berlin, die 500 Meifter und 
während der Saiſon 8—9000 Arbeiterinnen beichäftigt, eine Unterftügungstafle für Arbeit: 
erinnen errichtet, aus der in Yeiten der Noth Unterftügungen im Betrage von 2050, aud) 
60 Mark im Einzelfalle gewährt werden. (Es werden hieraus jährlich mindeitens 150 bis 
200 Arbeiterinnen unterftüßt. Die Kaſſe wird vom Magiftrat der Stadt Berlin verwaltet 
und unteritebt einem Vorſtande, der aus dem Inhaber der Firma und drei Meiftern ge- 
bildet it. Nonmt ein Geſuch an die Stiftung, fo geht es zumächit an den Magiftrat, der 
Recherchen anitellt, ob irgend etwas gegen die Bittitellerin vorliegt. Iſt das nicht der Tall, 
jo wird ein Meifter mit weiteren periönlichen Recherchen betraut und hat ſich bei der be 
treffenden Arbeiterin zu erkundigen, bei welchem Mleifter und unter welchen Verhältniſſen 
ſie gearbeitet, weßhalb fie in ihrem Vermögen und in ihrer Yebenslage herabgelommen 
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Arbeiter bekümmert und Wohlfahrtseinrichtungen in's Leben gerufen haben; 
allein es handelt ſich hierbei nur um Ausnahmen, 

Neben den Arbeitgebern haben auch die beſitzenden und gebil— 
deten Klajjen nicht nur die Plicht, auf eine Beſſerung der materiellen 
Lage und auf eine geiltige und jittliche Hebung des Arbeiterftandes im All- 
gemeinen einzuwirken, jondern jie fünnen namentlich in den Städten, in denen 
die Konfektionsinduftrie die hauptſächlichſte Nolle ipielt und Maſſen von 
Arbeiterinnen beichäftigt, wie 3. B. in Berlin, Breslau, Erfurt ꝛc., im Be 
jonderen aud) auf dem Gebiete der Arbeiterinnenfürſorge jegensreich thätig 
jein. Dieſe Thätigfeit jollte jich unjeres Erachtens namentlich erjtreden auf 
Fürſorge für die Kinder der in Fabriken und Werkftätten bejchäftigten Arbeit- 
erinnen (Errichtung von Krippen, stinderbewahranitalten, Kinderhorten 2c.), auf 
die Fürſorge für junge Mädchen (Errichtung von Mädchenheimen, hauswirth— 
ichaftliche Unterweifung 2c.) und junge Burjchen (Gründung von Fabrik- oder 
Vereinsheimen, Ertheilung von Fortbildungsunterricht ꝛc.), auf Errichtung von 
Hülfs- und Unterjtügungsfafjen Darlehenskaſſen, Unterjtügungsfajien für be 
jondere Nothjälle, Penſions-, Wittwen- und Waiſenkaſſen 2c.), auf Pflege der 
Gejundheit und Reinlichkeit, Organijation eines zweckmäßig eingerichteten Arbeits: 
nachweiſes u. dgl. m. Werden derartige Einrichtungen in wohlwollender Ab- 
ſicht gejchaffen und im richtigem Geiſte geleitet, jo vermögen jie Gutes zu 
leijten und cbenfall3 Manches zur Bejlerung der Arbeitsverhältnifje in der 
Provinz beizutragen. ; 


u. dgl. Auf den Bericht des Meifters enticheidet der Inhaber der Firma, ob die Unter: 
füsung gewährt werden foll oder nicht, und gibt das Geſuch an den Magiitrat, der die 
Auszahlungen bewirkt. Dieſelbe firma bat gleiche Kafleneinrichtungen, und zwar ebenfalls 
unter Verwaltung des Magiftrats, aud für die von ihr beichäftigten Meifter wie für die 
Dandlungsgebilfen und Hausdiener, die im Geichäfte thätig find, errichtet. 


Miszellen. 


Verfaſſung und Reform der direkten Steuern und der Finanzverwaltung in 
Bayern. Bon Karl Burkart, k. bayer. Negierungsrath und Nentamtmann, 
Münden, ©. Hirth’3 Verlag, 1897. 

Die Schrift beginnt mit einer gedrängten Zuſammenfaſſung des allgemeinen 
gegenwärtigen Standes der Steuerfrage, nach Theorie und Praxis, woran ſich 
eine Darjtellung und Kritif der bayerifchen direkten Steuern im Einzelnen und 
als Syſtem, ſowie eine Bejprehung der Nammeranträge mit modifizivenden Gegen: 
vorfchlägen anreiht. Die Kritik iſt eine jehr abfällige und gipfelt in den auf ev: 
Ihöpfenden Nachweis gegründeten Vorwürfen der jowohl dem Syitem wie jeinen 
einzelnen Gliedern anhaftenden Ungleihmäßigkeit in der Belajtung, ſowie der 
Härte gegen die wirthſchaftlich Schwachen. Mit den KNammeranträgen, die primär 
auf Reform durd Einführung der mit einer Vermögenitener verbundenen all 
gemeinen Einfommenitener, eventuell auf Nevifion dev Gewerbes, Kapitalrenten— 
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und Einfommenjteuer abzielen, erklärt ſich der Verfaſſer einveritanden, hält aber 
die Reform nicht aus prinzipiellen, jondern aus praftiichen Gründen noch für 
längere Zeit unthunlid. An der Hand der Thatjache des erfolgreichen Beſtehens 
der allgemeinen Einfommenjtener in nahezu allen deutichen und vielen anderen 
Staaten wird in fejlelnder Weiſe gezeigt, daß ihrer jofortigen Einführung in 
Bayern nicht etwa die minderwerthige Beichaffenheit des Yandes und der Bevölfer- 
ung, jondern lediglich der Mangel an materieller und formeller Vorbereitung 
im Wege jteht, denn es handelt ſich Hiebei nicht um eine „bloße Redaktionsarbeit“. 
Beſonderer Nachdrud wird biebei auf die formelle Seite, nämlich) auf den gänz— 
lichen, nicht augenbliclic zu behebenden Mangel an entjprehender Organijation 
des Einftenerungsverfahrens gelegt — ein neuer, bis jeßt noch nirgends ge= 
bührend gewürdigter Geſichtspunkt. Es jind weder die Gemeinden wie ander- 
wärts an die materielle Vorbereitung der Einjteuerung gewöhnt noch die, Tan- 
tiömen aus dem Steueranfall beziehenden Rentamtmänner bei ihrer Ueberhäufung 
mit Naffageichäften und ihrer abjoluten Vermögenshaftung geeignet, die wichtigen 
Aufgaben des eigentlichen Steuerbeamten mit Erfolg zu löſen. Die durd eine 
Verordnung von 1802 gejchaffenen, der Eäkularfeier ihres unveränderten Bejtandes 
entgegengehenden Nentänter werden überhaupt als das „Verhängniß“ der Finanz— 
verwaltung bezeichnet, weil auf dieſem bequemen, die Regierung jeder Verant— 
wortlichfeit überhebenden Ruhebett alle Initiative derjelben zu zeitgemäßen Ne: 
formen eingejchlafen, und nur die Gejchäftslaft der Nentämter durch umaufhörliche 
Zutheilungen von neuen Gejchäftszweigen in's Ungemeſſene vermehrt worden ilt. 
In der Hauptjache wird dies darauf zurüdgeführt, daß den Direftivbeanten, die 
lediglich die Vorjchule der geiittödtenden Nevifionsarbeit durchmachen, alle Er: 
fahrung im lebenden Vollzugsdienit und damit die nothwendige Berührung mit 
dem Volke abgeht. Hieraus entjpringen namentlid) auch die jchleichenden Schäden 
der Verwaltung, darunter die „graufame Bieljchreiberei”, deren Nachweis der 
Verfaſſer nicht jchuldig bleibt, jondern an einer Anzahl von Verwaltungsbildern: 
„Die Nentämter, die Umtsgehilfen, die Steuererhebung, die Rechnungjtellung, die 
Finanzkammern, die Amtsvifitationen* überzeugend führt. 

In Bezug auf die Reviſion der Steuergefepgebung geht die Schrift weiter 
wie die Kammeranträge, da fie die gänzliche Befeitigung der nicht entwicklungs— 
fähigen, monſtröſen Tarifgewerbitener und deren Verſchmelzung mit der Einkommen— 
jteuer zu einer Erwerbsiteuer im Auge hat; allein e8 wird auch hier die fofortige 
Inangriffnahme wegen mangelnder Borbereitung widerrathen und die Ansicht 
ausgejprochen, daß in diefer Seſſion von größeren Unternehmungen auf diefem 
Gebiet überhaupt Abitand genommen und „nur eine erneute gründliche Unter: 
ſuchung und Erwägung der Stenerfrage, an der Hand der in der neueiten Seit 
reichlich zu Gebot jtehenden Mufterdorgänge in anderen Staaten, jowie die Auf— 
jtellung eines erweiterten, nicht blo8 auf das materielle Gebiet bejchränften Pro— 
grammes Plaß greifen werde, weil das Mandat der Kammer zu Ende gebe und 
eingreifendere Veränderungen an Steuergejegen, ohne entiprechende Vorbereitung, 
noch nirgends in einer einzigen Seſſion in befriedigender Weife zu Stande gekommen 
jeien. * („M. N. N.“) 


Grundzüge einer allgemeinen Stantslehre 
nach den politischen Reden und Schriftjtüden des Fürſten Bismard.*) 


Non 
Dr, Heinrich Rofin 
Profeſſor der Rechte an der Univerſität Freiburg i. B. 


1. Gegenſtand und Art der Darftellung. Die folgenden Blätter haben 
die Aufgabe, in kurzen Zügen ein Gejammtbild der Anjchauungen zu geben, 
welche in den politischen Reden und Schrifttücen des Fürſten Bismard über 
den Staat im Allgemeinen, jeinen Zwed und fein Weſen, jein Verhältniß zu 
feinen Öliedern, über Staatsformen und Staatsorgane, insbejondere Monarch 
und Bolksvertretung, endlich über Gemeinden und Staatenverbindungen zum 
Ausdrud gelangen. Sie beziehen ſich danach im Wejentlichen auf diejenigen 
Punkte, welche man herföümmlicher Weije in afademijchen Vorlefungen und 
ſyſtematiſchen Darjtellungen als „Allgemeines Staatsrecht“ oder, infofern bei 
einzelnen derjelben der Nechtscharafter mehr zurüctritt, pafjender ala „All— 
gemeine Staatzlehre" zujammenfaßt. 

Bei jeinem Unternehmen ift der Verfajler von einer doppelten Voraus: 
jegung ausgegangen. Er bat es zunächjt als jelbitverftändlich angenommen, 
daß die Anjchauungen eines großen Staatsmannes über die Natur und das 
Weſen des Staates d. h. aber desjenigen Objektes, welches durch Jahrzehnte 
hindurch der Gegenjtand feiner bildnerischen Geſtaltungskraft geweſen it, nicht 
allein für den Juriften und Bolitifer von Fach, fondern darüber hinaus fir 
jeden Gebildeten, der dem öffentlichen Leben feine Aufmerkſamkeit zumendet, 
von Intereſſe fein müljen. Sodann aber jet er weiter als gegeben voraus, 
daß die wiljenjchaftliche Betrachtung und Darftellung einer Staats: und ftaat- 
lichen Nechtslehre möglich fein muß und fruchtbar fein fann, man mag zu 
ihren Säßen und zu den politischen Handlungen ihres Urhebers eine Stellung 
einnehmen, welche man wolle. Nur der vorausjegungs- und vorurtheilslojen 
Wiſſenſchaft, nicht einer Parteirichtung irgend welcher Art ſollen die folgenden 
Blätter gewidmet jein. 

Daß die Gewinnung und Feithaltung eines derartig objektiven Stand- 
punftes gegenüber einem lebenden und noch in allen politiichen Fragen der 
Gegenwart mittendrinjtehenden Staatsmanne von der gewaltigen Natur des 
Fürſten Bismard weder leicht noch naheliegend ift, wird man zugeben müfjen. 
Erflärt es fich doch daraus, daß trog der höchſt umfaljenden Bismard-Litteratur, 
weiche wir bejigen'), die willenjchaftliche Ausbeutung des Gedanfeninhaltes 


PR *) Die Abhandlung ift zuerft als Rektoratsprogramm der Univerfität Freiburg i. B. 
erichienen. 

. Eine Zuiammenftellung derjelben ift als Feſtſchrift zum achtzigiten Geburtstage des 
Fürſten von den Leipziger Buchhändlern Schulze und Koller im Verlage von O. Grack— 
lauer, Leipzig, 70 Seiten, herausgegeben worden. 
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feiner Neden und Schriften noch durchaus in den Anfängen begriffen ift?), und 
daß insbejondere auf dem Gebiete der allgemeinen Staatslehre ein Verſuch 
ſyſtematiſcher Zuſammenfaſſung, wie der vorliegende, bisher kaum noch gemacht 
worden it’). „Bon der Parteien Hab und Gunſt verwirrt, ſchwankt“ nicht 
allein jein „Sharafterbild in der Geſchichte“, fondern tritt auch das Bild feines 
Geiftes nur Schwer und umndeutlich in Die allgemeine Erjcheinung. Aber gerade 
da findet die Wiljenichaft ein fruchtbares Feld für ihre unbefangene Thätigfeit: 

„Denn jedes Neußerjte rührt fie, die Alles 

Begrenzt und bindet, zur Natur zurüd.“ 


2. Bismarck als Iheoretiker. Allein — jo wird vielleicht der Leſer ver- 
wundert fragen — bei einem Staatömanne, der, wie faum ein zweiter, fich 
jelbjt ala Verächter der politiichen und juriftiichen Theorie befennt, mit der 
man feine auswärtige Politif zu treiben vermöchte,*) der Die theoretiichen 
Narren verjpottet, die immer dasjelbe thun bei vollftändig veränderten Situa— 
tionen °), der ald Anwalt des praftiichen Lebens das Probiren über das Studiren 
jtellt®) und insbejondere auch bei der inneren Gejtaltung des Staates nur von 
Erfahrung und Empiric das Heil erwartet:*) bei ihm foll man die Baufteine 
für ein wiſſenſchaftliches Lehrgebäude des allgemeinen Staatsrecht3 zu finden 
im Stande fein? Und doch! Es gilt hier von jeder politiſchen Wiſſenſchaft, 
was einmal Ranke in einem Schreiben an Bismarck vom 22. Februar 1877 °) 
— der Geſchichte zum Ausdruck gebracht hat. Mag auch der Politiker, 


2) Bol. Horſt Kohl in feinem „Bismard- Jahrbuch“ (bis jeßt 3 Bde. und vom 4. Bode. 
2 Abtheilungen 1894—97) L, ©. 495 
®) Die Schrift von Nungem üller, des Reichsfanzlers Fürſten von Bismard ſtaats⸗ 
rechtliche und wirthſchaftspolitiſche Anſchauungen, gibt im Wejentlichen nur eine bis zum 
Jahre 1882 reichende Auswahl von Ausjchnitten aus den Reden Bismarck's und hat zu- 
meift nur als Materialfammlung einigen Werth 
) „Mit juriitiichen Theorieen läßt fich nicht ausmärtige Bolitif treiben”: Reichstags 
rede v. 3. XI. 75 mit Bezug auf Einwendungen des Abg. Laster gegen den von der 
Regierung vorgeichlagenen $ 353 a des Strafgefegbudys (Arnim-Paragrapb). (H.K. = „Die 
politifchen Reden des Fürſten Bismard, Hiſtoriſch— kritiſche Geſammtausgabe, beſorgt von 
Horſt Kohl, 12 Bde, Stuttgart 1892/93“, VI 320). „Das ift wieder eine willenichaft- 
liche Anficht, umd ich fürchte, wir fommen vor lauter Witlenichaftlichteit nicht zum Schuße 
unſerer Lanbslene Reichstagsrede v. 14. XII. 75 gegen Lasker mit Bezug auf 34 und 
5 der Straigejeh- -Novelle (H. K. VI 328 a. €.). — Sieg des „praftiichen Bedürfniſſes, in 
— Staatsleben Schuß und Frieden zu haben, über das Bedürfniß, unſere Einrichtungen 
nah den Anforderungen der Willenichaftlichkeit zu regeln“, Unterordnung der „millenfchaft- 
lichen Fagade unter die Bequemlichkeit, Wobnlichteit und Sicherheit des & ebäudes“ : Reichs- 


tagsrede v. 3. XII. 75 (H. K. VI 313). „Bolitit feine erafte Banane: z. B. Rede 
im Abg.-daus v 18. XIL 68 ı —— holfeinifche frage) (H. K. 31). 

Reichstagsrede v. 30. . 81 (H. X 168: — * als dauernde 
Inſtitutign 


°, Neichstagsrede v. 5. III, 78: Praktiſche Entwickelung der Stellvertretung des Reichs— 
kanzlers ohne tbheoretiiche Schablone (H. K. VII 179). "Bier auch Die Anwendung des 
Gitats: „Grau ift alle Theorie.” Ebenfo in der Neichstagsrede v. 28. XI. 81 mit dem 
Zufaß: „und grün allein des Lebens goldner Baum, unter dem ich meine Erfahrungen ge 
fammelt babe“ (H. K. IX 138). Dazu Rede im Herrenhaus v. 23. III. 87 (PBrieftererziehung 
auf Seminarien unter Umſtänden beiler al3 auf Univerfitäten): Di ſchöpfe auch da mein 
Urtheil * aus dem Leben, als aus der Theorie“. (H. K I 341). „Anmwalt des 
praftiichen Lebens“ bei H. K. IX 183 (vgl. oben). 

) Vgl. Note 6 —— dazu unten $ 16. Ferner noch Rede im Abg. Haus v. 
7.X.62: „Rechtsfragen der (budgetrechtliche; Verfafiungstonflitt in Preußen) „pflegen 
nicht durch Gegenüberitellung widerftreitender Theorien, — nur allmählich durch die 
ftaatsrechtliche % — er zu werden“. (H. K. II 47. 

*) Jahrbuch 
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der vor allem den Forderungen des Moments gerecht werden muß, je ftärfer 
er in jeiner Kunst it, um jo jchärfer den Segenjag zum wiſſenſchaftlichen Ge- 
danfen empfinden, der nur Werth bat in jeiner Allgemeinheit: auch er muß 
doch auf der Grundlage einer allgemeinen Anichauung den vorliegenden 
Moment ergreifen und Damit auch, er mag wollen oder nicht, dem Maune 
der Willenichaft den Stoff gewähren, aus dem er lernen und lehren kann. 
Daß auch Bismard fich dieſem Gejege nicht entziehen konnte, wird jehr bald 
Jedem Kar, der jeinen politischen Neden und Schriften nur einigermaßen Auf- 
merfiamfeit widmet. Aber mit Erjtaunen fieht man, wie er, der oft genug 
gerade den Wechjel jeiner Anſchauungen vermöge der durch die Erfahrung 
gewonnenen Erkenntniß und die darin liegende Inconſiſtenz des Urtheils nicht 
allein zugibt, jondern geradezu als das Natürliche und Wichtige vertheidigt?), 
in den Grundfragen des Staatslebens, und zwar je tiefer fie liegen, um jo 
mebr, jeit den erjten Anfängen feiner politischen Laufbahn bis zu deren Schluß 
unverändert ein und derjelbe geblieben ift. 


3. Bedingte Geltung eines allgemeinen Staatsrechts. Freilich: — jene 
ummviljenfchaftliche Methode zur Gewinnung allgemeiner jtaatsrechtlicher Säge, 
die unbejehen und ohne Rückſicht auf die Verfchiedenheit der politiichen, biltor- 
iichen und focialen Grundlagen das VBerfajlungsrecht eines Staates als die 
angeblich vollfommenjte VBerwirflihung eines vorgefaßten Ideals auf andere 
Länder im Sinne eines geltenden Nechts überträgt, darf man bei Bismard 
nicht vermuthen. Im Gegentheil: den jogenannten „wahren Gonjtitutionalig- 
mus,“ der in England oder Belgien zu Haufe fein joll, läßt er nicht gelten, 'ı 
und „Der angebliche Geiſt des conjtitutionellen Syſtems“ ift ihm eine unbejtimmte 
Größe, untergeordnet den pojitiven Bejtimmungen unferer Verfaſſungen, in denen 
wir allein den ficheren Weg bei politischen Schwierigkeiten finden. '') Jener 
„Geiſt“ kann für uns ebenjowenig Verbindlichkeit befigen '*), wie die Verfaſſ— 
ungen und Gejege fremder Länder, die bei uns nicht publicirt und in Geltung 
gejegt find.) Dementiprechend find für, Bismarck die Parallelen mit dem 
Auslande immer „mißlich“"*), und die Berufungen auf England bezeichnet er 
geradezu als unſer Unglück. „Geben Sie uns“, ſo ruft er bereits im Jahre 
1849 aus, „alles Engliſche, was wir nicht haben, geben Sie uns engliſche 
Gottesfurcht und engliſche Achtung vor dem Geſetze, die geſammte engliſche 
Verfaſſung, aber auch die geſammten Verhältniſſe des engliſchen Grundbeſitzes, 


9 Dal. 3. B. die Reden im Abg. Haufe v. 10. IL. 72 (H. K. V 278) und v. 17. XII. 73 
(H.K. VI 128): ich babe mich noch nie geichämt, eine Meinungsänderung in meiner 
Stellung einzuräumen, wenn die Umſtände mich nöthigten, entweder in Etwas nachzugeben, 
oder mich zu überzeugen, daß es fo, wie ich wollte, im Intereſſe des Landes eben nicht geht“. 

10, Meichstagsrede v. 29. XL, 81 (H. K. IX 147: wahrer Gonititutionalismus der 
Fortichrittspartei); Brief an Gerlach (eitirt nach der Ausgabe von Horit Kohl, Bismards 
Briefe an den General Leopold von Gerlach, Berlin 1896) v. 1. U. 56 S, 275: Eng 
läuder prädeitinirt, den Unfinn des wahren Konftitutionalismus auch — an jich jelb 
ad absurdum gefübrt zu ſehen. Dazu auch Rede in der 2. Hammer des Landtags v. 
24. IX, 49 (H. I 121): gegen die angebliche „Roniequenz eines aufrichtig fonititution« 
ellen Syſtems“. „Das Wort „„Eonititutionell“” it eines der Stichwörter, die in neuefter 
Zeit das Vorzeit haben, an Stelle age Grundes 9 einzuſtellen.“ 

19) Meichstagsrede v. 10. III. 77, H. K. VII 24 a. E. 

= Bundestagsbericht v. 29. x 51(IV ©. s. = unten Note 28). 

N Rebe im Abg.-Daus v. 27. 1.63 (H. K. Il 80); dazu ebenda v. 3. II. 66 (H. 
K. III 19): „Sie verwechſeln auch in diefem Falle, wie Ihnen das leider ſo häufig paſſirt, 
die a ar mit ber preußifchen Verfaſſung“ (Rechte des z—) 

: ede im vereinigten Qandtag v. 1. VI. 47 (H. K, I 12). 


6" 


84 Dr. H. Rofin: Grundzüge einer allgemeinen Staatslehre 


englischen Reichthum und englischen Gemeinjinn, beionders aber ein englijches 
Unterhaus, kurz und gut, Alles, was wir nicht haben, dann will ich auch jagen, 
Sie künnen uns nad) englischer Weiſe regieren*.'’) Einen ipeziellen Ausdrud 
erhält dieje Auffafjung in dem öfters wiederkehrenden Hinweis darauf, daß 
das in England geltende jog. varlamentarische Regierungsſyſtem weſentlich be— 
dingt iſt durch das Beſtehen zweier großen politifchen Parteien, welche ab- 
wechjelnd die Regierung zu übernehmen bereit find, und daß mit der fort 
jchreitenden Zerbrödelung derjelben auch in England das parlamentariiche 
Regieren immer jchtwieriger wird.““ Ganz bejonders aber fann nad Bismard 
das Verhältniß der politiichen Gewalten, von Monarch und Bolfsvertretung, 
wicht nach einer allgemeinen comftitutionellen Schablone, jondern nur unter 
Berückſichtigung des hiftorischen Untergrundes der Verfaſſung richtig gewürdigt 
werden. Es ijt etwas Anderes, ob, wie in England, die VBerfajjung auf 
„Zradition“ beruht, oder, wie in Deutjchland, auf einer jchriftlichen Urkunde, 
die durch genan präcifirte Bejtimmungen die ftaatlichen Nechte definirt '), etwas 
Anderes, ob, wie in Preußen, der im Bejig der monarchiſchen Bollgewalt be- 
findliche Nönig ſich jelbit im Wege der Berfafjungsverleihung in bejtimmtem 
Umfange bejchränfte, oder ob, wie es in „England, Frankreich, Belgien“ ge 
icheben ift, er unter bejtimmten Bedingungen die Krone aus den Händen des 
Volkes „gleich einem geſchenkten Saul u. ſ. mw.“ '*) empfangen hat.'") immer: 
bin aber und troß aller Entjchiedenheit, mit der das pofitive Recht jedes 
Staates als das in legter Linie enticheidende Kriterium hervorgehoben wird, 
verichließt fich doch aucd Bismard nicht der Erfenntniß, daß es gewilje, den 
Verfaſſungen in weiterem oder engerem Umpfange gemeinjame Prinzipien geben 
kann"), und daß jelbit für „jeden Staat au umd für fich“ *') bejtimmte, aus 
jeinem Begriffe fließende allgemeine Borausjegungen zutreffen. 


4. Rechtliche Bedeutung des Staatszweckes. In eriter Reihe gilt das 
jür die Beitimmung des Staatszweckes?). Che jedoch zu Ddiejer übergegangen 
wird, möge ein Wort über die rechtliche Bedeutung, welche Bismard dem 
Staatszwede beimißt, voransgejchiet werden. Unter den Staatsrechtslehrern 
iſt es ja Itreitig, ob der Zweck des Staates wiljenichaftlich einen Gegen— 


” Nede in der 2. Kammer des Landtags v. 24. IX. 49 (MH. K. I 125). 
's) Rede in der 2. Hammer des Landtags v. 14. II. 51 H. K. 1301), im Abg.-Haus 
. 25. 1. 73 (H. K. V 377), Neichstagsrede v. 29. XI. 81 H. K. IX 157 unter Bes 
—— > = Rede v. 51, Reichstagsrede v. 14. VI. 82 H. K. IX 407, Tiſchgeſpräch 
v 23. II, (Parlamentarier — „Fürſt Bismard und die RBarlamentarier, von Dr. 9. 
ng . Bd. 2. Aufl. Breslau 1894, II. 3. 1895, I1I. Bd. 1896,“ 1 5. 139). 
>) Reichötagsrede v. 29. XI 81H, K. IX 148. 
's, Rede in der 2. Kammer des Yandtags v. 24 IX. 49 H. K. I 124). 


'*; Außer dem vorigen Zitat noch Rede im 1. vereinigten Yandtag v. 1. VL 47 M. 
K. 113) mit Bezug auf den Erwerb der engliichen Krone durch Wilhelm von Oranien. 


”) Jahrbuch 1 ©. 24. Es bandelt ſich hier um einen von Bismard forrigirten orien- 
tirenden Aufſatz fir die Preſſe des Auslands über bie Urſachen des preußijchen Verfaſſungs⸗ 
konflilts aus dem Jahre 1862. Vorausgeht „ein Entwurf nah Diktat“ S. 16 ff.), der 
nach den Korrekturen Bismard’s im Eingang folgende Faſſung erhielt: „S sil existe («des 
principes communs à toutes les constitutions, et si l’on peut, sans avoir specialement 
etudie les legislations «es differents pays, supposer que certains principes se retrou- 
vent dans toutes les lois fondamentales, il est neanmoins necessaire de se rendre 
bien compte des dispositions partieulieres contenues dans la Constitution prussiene.‘“ 

»), Meichstagsrede v. 15. 111.84 H. K. X 51): Pflicht der Fürſorge für die Hülflofen. 

2 Mal. die vorige Note. 
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ftand des Staatsrechts bilde, oder der „Politik“ zu überweifen fei.*’) Bis- 
mard ſteht augenscheinlich dem eriteren Standpunkte in gewiſſem Sinue näher. 
Für ihn folgen aus der Erfenntniß des Staatäzwedes und in&bejfondere aus 
feiner verfallungsmäßigen Feititellung, wie eine jolche die Einleitung zur 
Deutichen Reichsverfaſſung enthält **), unmittelbare Pflichten für den Staat 
gegenüber jeinen Unterthanen, die er durch feine Geſetzgebung und durch feine 
Einrichtungen zu verwirklichen hat. Bismard bejaht dieſe ftaatliche Pflicht 
3. B. unbedingt hinfichtlich des den colonialen Unternehmungen zu gewähren: 
den Reichsſchutzes, obgleich er demjelben vom Standpunkte der Zweckmäßig— 
feit „mit weniger Sicherheit” gegenüberftebt,*?) und er erfennt, wie namentlich 
auf dem Gebiete der Socialpolitif, eine Berantwortlichkeit des Staates auch 
für die Unterlafjungen an, deren er fich in Bezug auf die Verwirklichung der 
erfannten Staatsanfgaben jchuldig macht **). 


5. Umfang des Staatszwerkes. Sicherheit und Wohlfahrt. Färſorge für 
die Befiklofen. Wie aber ſchon die angeführten Beiipiele beweijen, übrigens 
auch für den praktischen Staatsmann. der modernen Zeit jelbitverjtändlich it, 
beichränft Bismard den Staatszweck, und zwar für den Staat überhaupt, 
nicht im Sinne Kantiicher Rechtsphilojophie auf die Heritellung der äußeren 
und inneren Sicherheit, jondern erweitert ihn im Sinne der jog. Wohlfahrts: 
theorie *) auf die Förderung des MWohlergehens aller jeiner Bürger. 

Daß freilich unter den beiden Richtungen des Staatözwedes, Sicherheit 
und Wohlfahrt, die eritere auch in erjter Reihe ſteht, iſt klar und insbejondere 
für Bismard von felbit gegeben. Es tritt diefer Gedanfe mit Entjchiedenheit 
in dem Berichte hervor, den er unterm 1. Dftober 1857 über das Bundes: 
reformproject des Frhrn. v. Beust ımd die daraufhin ergangenen Auslaſſungen 
des Wiener Cabinets erjtattet hat °®), wo die Erhaltung der äußeren und 
inneren Sicherheit Deutichlands als ein „Feld höherer Ordnung“ gegenüber 
der Pflege der materiellen Interejien bezeichnet wird. Und insbejondere jtehen 
für Bismard die auswärtigen Angelegenheiten als „an jich Zwed“ höher, als 
die übrigen; fie erfordern die Aufmerfjamfeit de3 Staatsmannes am Ent: 
fchiedenjten, zumal derjelbe die inneren Dinge in feiner Hand behält und auch 


»Für das eritere vgl. namentlich die Ausführungen des Verfallers in feinem Auf: 
faße: „Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbtverwaltung“ in den „Annalen des deutichen 
Reiches“ 1883 S S. 2%, für das letztere neueflens 4. B. Bornbat, Allgemeine Staatslehre, 
1896, ©. 24: „Für die Rechtsordnung jelbit iſt aber der Zwed des Staates) ein außerhalb 
ihrer Liegendes, rein politiiches Moment.” 

* „Schuß des Bundesgebietes und des innerhalb desſelben giltigen Rechtes, ſowie 
Pilege, „der Mobhlfabrt des — Volkes.“ 

>) Neichstagsrede v. 26. VI. 84 (H. K. X 194); dazu hinſichtlich der Arbeiterfürſorge 
die — Note 21 citirte Stelle: — der Staat das Recht, die Erfüllung einer ſtaatlichen 
Pflicht dem Zufall zu überlafien ?* Ebenda „Armenpflege, Schulpflicht und Yandes- 
vertheidigung“ als Staatspflichten. 

28) Meichstagärede v. 2.1V,81 H. K. IX 16). 

=) Vgl. hinfichtlich der in Betracht kommenden Theorieen über den Staatszwed die 
Ueberficht bei Schulze, Einleitung in das Deutiche Staatsrecht (1867) ©. 125 ff. und mit 
beionderem Bezug auf das preußtiche „Aug emeine Landrecht“ den Aufſat des Verfaſſers 
über den "Beni der Polizei u. |. m.“ im Verwaltungsarchiv III S. 256 ff. 

u Bumdestagsberichte (= „Preußen im Bırndestage 1851—1859. Documente der 
K. Vreuß. Bındestags- Gejandtichart, berausg. von Dr. 9. Ritter v. Poſchinger 1.—IV. 
Theil, auch unter dem Titel: „Bublicatiomen aus den K. Preuß. Staatsarchiven“ Bd. 12. 
14. 15. 23, Leipʒzig 1882— 1884* ) II ©. 154. Ueber den gerichtlichen Zufammenbang 
der Aktenftüde die Anmerkungen des Herausgebers bier und auf ©. 127. 
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Verfäumtes nachholen fann, während es „in der auswärtigen Politik Momente 
gibt, die nicht twiederfommen.“°*) Allein „neben der defenfiven, auf den Schuß 
beitehender Nechte abzielenden, liegt nady moderner Staatsidee dem Staate 
auch die Aufgabe ob, durch ziwedmäßige Einrichtungen und durch Verwendung 
der zu jeiner Verfügung jtebenden Mittel der Gelammtheit das Wohlergehen 
aller jeiner Mitglieder, und namentlich der jchwachen und bülfsbedürftigen 
pofitiv zu fürdern.“’’) Freilich wird damit der Staat vor höchſt umfaſſende 
Biele gejtellt, denen er nach der Beſchränktheit feiner Kräfte und Mittel immer 
nur annähernd wird genügen fünnen; doch darf er fich dadurch nicht ſchrecken 
laſſen. Denn „daß der Staat Niemand helfen joll, weil er nicht allen 
Ansprüchen genügen kann, ſcheint“ Bismarck „eine nicht zutreffende Schluß: 
folgerung“ *64) 


Dabei fommt für Bismard insbeſondere noch die Rückwirkung in Betracht, 
welche auch die Wohlfahrtsförderung zu Gunsten der inneren Sicherheit des 
Staates auszuüben vermag. Freilich: in feiner Frankfurter Zeit verhält er 
fich diefem Gedanken gegenüber eber fkeptiich, und er warnt geradezu in feinem 
eben angeführten Berichte °') die Negierungen davor, „allein in einem, ohnehin 
von zweifelhaften Erfolgen begleiteten Streben nach Förderung der materiellen 
Intereſſen eine ausschließliche Bürgichaft für die Sicherheit Deutichlands zu 
juchen.“ Man darf eben nicht vergellen, daß die damals in Betracht jtehen- 
den „materiellen Intereſſen“ bauptjächlich die des dritten Standes waren, der 
troß des wirtbichaftlichen Aufihwungs der legten Decennien wejentlich als der 
Träger der revolutionären Bewegungen des Jahres 1848 aufgetreten war. 
So begreift ji) der damalige Ausdruck der „Erfahrung, daß gerade die Klaſſen 
und Individuen, welchen das Gedeihen materieller Intereſſen vorzugsmweile zu 
Gute gekommen ift, auch in erjter Linie bereit zu fein pflegen, diejenigen For— 
derungen der öffentlichen Meinung, welche dem politischen Gebiete angehören, 
den Negierungen gegenüber mit bejonderem Eifer geltend zu machen.“ Dem: 
gegenüber wird die moderne Arbeiterfürforge mit größtem Nachdruck als eine 
„Aufgabe jtaatserhaltender Politik“ eingeführt”), „welche das Ziel zu ver: 
folgen hat, auch in den bejiglofen Klaſſen der Bevölferung, welche zugleich die 
zahlreichiten und am wenigiten unterrichteten find, die Anſchauung zu pflegen, 
daß der Staat nicht blos eine nothrwendige, jondern auch eine wohlthätige 
Einrichtung fei, und fie durch erfennbare directe Vortheile, welche ihnen durch 
gejeggeberiiche Maßregeln zu Theil werden, dahin zu führen, den Staat nicht 
als eine lediglich zum Schuß der beſſer fituirten Klaſſen der Gejellichaft er: 
fundene, jondern als eine auch ihren Bedürfnifien und Intereſſen dienende 
Inftitution aufzufaſſen“. Uebrigens wird man nicht vergejien Dürfen, daß 
Bismarck auch dem vierten Stande gegemüber ſtets weit davon entfernt ges 
blieben iſt, fich allein auf die verföhnende Kraft jocialpolitiicher Einrichtungen 


”*, Rede im Abg-Haus v. 3. II. 66 (H. K. III 27). 

Die Worte jtammen aus - allgemeinen Begründung des 1. Entwurfs eines Un⸗ 
fallveriicherungsgeießges von 1881 (H,K, IX 9, Daß fte den Fürſten Bismard auch formell 
zum Verfaſſer de aben, dürfte faum zweifelhaft jein. Ebenio Horit Kohl a. a. O. 

”, Dent rift v. 24. VIIL 65, Wirtbichaftspolitif F „Documente zur Geſchichte der 
BE SHOT. SPULE, ne — und im Deutſchen Reich, Bd. I. III. V: Fuüͤrſt Bismarck als 
Roltswirtb,; Bd. 1 Actenftüde zur — —— des Fürften Bismarck. Dar—⸗ 
geitellt. beim. Draugegeen von Dr. v. Boichinger, Berlin 1889— —9]1*) I ©. 65. 


u ) Bl. 30. 
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zu verlajjen, jondern neben ihnen ftet3 eine unmittelbare Sicherung des Staats: 
ganzen durch reprejjive Maßregeln gefordert hat. °”) 


6. Staatszwek und chriſtlicher Staat. Die gejchilderte Auffaſſung des 
Staatszwedes, namentlich in der Richtung der darin begriffenen Fürjorge für 
die Schwachen und Hiülfsbedürftigen, iſt bei Bismard weſentlich beeinflußt 
durch jeine Anſchauung über das Verhältniß des Staates zur Religion, ſpeziell 
zum Ghriftenthum. Cine zufammenbängendere Darjtellung feiner Auffafjung 
vom „chrijtlichen Staate* hat Bismard zuerjt auf dem vereinigten Zandtage 
in feiner Nede zur Judenemancipation vom 15. Juni 1847 °%) gegeben, in 
welcher er befanntlich gegen die Zulajlung der Juden zu den mit obrigfeitlicher 
Gewalt ausgejtatteten Aemtern fich ausiprach.”°) Er begründet dieſes Poftulat 
damit, daß der chrijtliche Staat den Zwed, die Aufgabe habe, das Chriſten— 
thum oder die Lehre des Chriftenthums zu verwirklichen, und daß er nicht 
glauben fünne, mit Hilfe der Juden diefem Zwecke näher zu kommen.’ Daß 
aber der Staat ein chriftlicher fein müſſe, ergiebt jich ihm fir den heutigen 
europäiſchen Kulturſtaat von ſelbſt, indem er weiterhin davon ausgeht, daß 
„jeder Staat, wenn er feine Dauer gefichert jehen, wenn er die Berechtigung 
zur Eriltenz nur nachweifen will, jobald fie beitritten wird, auf religidier 
Grundlage jich befinden muß.“ Der chriitliche Staat iſt ihm alſo eine Unter: 
art des religiöjen, den er mit dem Staate an fich identifizirt, des Staates, 
der die Nealifirung des göttlichen Willens fich zum Zwecke gejegt bat. „Er: 
fennt man die religiöje Grundlage des Staates überhaupt au, ſo glaube ich, 
kann dieje Grundlage bei uns nur das Chriſtenthum jein. Entziehen wir dieje“ 
(religiöje d. 5. aber „bei uns“ Sriftliche) „Srundlage dem Staate, io behalten 
wir ald Staat nichts als ein zufälliges Üggregat von Nechten, eine Art Boll- 
werf gegen den Krieg Aller gegen Alle, welchen die ältere Philojophie auf- 
geitellt hat.“ 

Mit diejen legten Worten iſt dann zugleich der Uebergang zu derjenigen 
Gedankenreihe gegeben, durch welche bei Bismard die praftiiche Ausgejtaltung 
des Staatsziwedes beherricht wird. Nicht bloß Sicherheitszwed (Bollwerk gegen 
das bellum omnium contra omnes), jondern Wohljahrtöpflege im Sinne der 
Religion und des Chriſtenthums! Daß diefelbe ſich den Schwachen und Hülfs— 
bedürftigen in erjter Reihe zuzumenden bat, ergibt ji) dann für den „vom 
Ehriftenthbum in feinen Einrichtungen durchdrungenen Staat’’) von jelbjt. So 
ift die moderne Sozialpolitik für Bismard „praftiiches Chriftenthum”?®), eine 


”) So jhon die die Sozialpolitif begründende, von Bismarck gegengezeichnete faijer- 
liche Borichait v. 17. Nov. 1881: „— daß die Heilung der focialen Schäden nicht aus- 
ihließlih im Wege der Repreilion jozialdemokratifcher Ausjchreitungen, ſondern glei) 
mäßig auf dem der pofitiven ‚sörderung des Wohles der Arbeiter zu juchen fein werde.“ 
Val. en * 18 


ss, Dazu Reichsgefeh betr. die Gleichberechtigung der Konfeſſionen tn bürgerlicher und 
ftaatsbitrgerlicher Beziehung, v. 3. Juli 1869: — ſoll die Befähigung — zur 
Betleidung öffentlicher Aemter vom religiöfen | efenntniß unabhängig fein.“ Gezeichnet 
——— —— „Gr. v. Bismarck-Schönhauſen.“ 

b ſich die Ausihließung der Juden von obrigfeitlichen Aemtern jelbft vom Stand» 

unfte —8* chriſtlichen Staates aus mit Nothwendigkeit ergibt, wird in der Wiſſenſchaft ver— 
—* beantwortet. Dagegen z. B. Bluntſchli, allgemeines Staatsrecht, 6. Aufl. S. 405; 
dafür namentlih Stahl in jeiner durch die Verhandlungen des vereinigten Landtags ans 
geregten Schrift: „Der chriftlihe Staat“ (2. Aufl. 1858) ©. 48, 55. 

) Motive zum 1. Entwurf des Unfaltverficherungsgeiehes; * ra Eu 30, 

®*, Meichstagsrede v. 2. VI. 81 (H. K. IX 28, 42), v. 9. I. 821 . IX 207). 
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„Bethätigung der chriftlichen Sittenlehre auf dem Gebiete der Nächjtenliebe.“ °*) 
Aber wie nach den obigen Ausführungen Bismarck den chriftlihen Staat ala 
eine (wenn auch „bei ung“ allein mögliche) Art des religiöjen Staates auffaßt, 
jo bringt er bezeichnender Weije auch mit dem „praftiichen Chriſtenthum“ feinen 
andere Religionen ausjchließenden Gegenfag zum Ausdrud, indem er anerkennt, 
daß auch „Denen, die einer anderen Konfeſſion angehören, doch das Gebot der 
Nächitenliebe, das Gebot der Wohlthätigkeit auch in ihrer Konfeſſion ein vor: 
berrichendes tt.” *°) 

Aeußerſten Falls jteht übrigens Bismard auf dem Standpunft, daß, jelbit 
wenn man für den Staat als juriftiiche Perſon einen religiöfen und chriftlichen 
Charakter überhaupt nicht anerkennen will,“) fich doch im praftiichen Rejultate 
die Durhdringung der Gejeggebung mit chriitlichem Geijte, insbejondere im 
Gebiete der Sozialpolitik, jchon aus der Thatjache rechtfertigt, daß die Mehr: 
zahl der Bürger und insbejondere das Haupt und die verantwortlichen Leiter 
des Staates „aufrichtige Chriſten“ find.*-) 

7. Allgemeine Wohlfahrt. Itaatsmann und Parteimann. Die allgemeine 
Wohlfahrt ijt der Zwed des Staates. Fit das richtig, hat der Staat „das 
Wohlergehen aller jeiner Mitglieder zu fördern“,“) jo ijt damit eine eimfeitige 
Hingabe desjelben an das Intereſſe einer bejtimmten einzelnen Bevölferungs- 
klaſſe für ihn ausgeſchloſſen. Aufgabe des Staatsmannes iſt es vielmehr, „alle 
Interejien des Landes mit gleicher Unparteilichfeit zu überbliden***) und fie 
alle in ihrem Verhältniß zu einander und zum Wohle der jtaatlichen Geſammt— 
heit zu würdigen. Kein berechtigtes Intereſſe ift Dabei ausgejchlojien. Auch 
eine in ihren Verirrungen zu befämpfende Richtung kann einen berechtigten 
Kern bieten. Gerade in diefem Sinne hält es Fürſt Bismard für jeine Auf 
gabe zu „realifiren, was in den focialiftiichen Forderungen als berechtigt er- 
Icheint und in dem Nahmen der gegenwärtigen Staats: und Sefellichaftsordnung“ 
(dem Felde für die gleichmäßige Bethätigung aller Volksintereſſen „verwirklicht 
werden Fann.* *°) 

Damit ift zugleich die Stellung des Staatsmannes zu den Parteien und 
der Gegenjag desjelben zum Parteimann gegeben. An fi) ift auch die Partei, 
wie ſie als die mehr einjeitige Vertreterin der Intereſſen bejtimmter, nach 
Beſitz und Beruf, nach jocialen und kirchlichen Gegenfägen gejchiedenen Ge— 
jellichaftsfreife fich darſtellt, als jolche eine berechtigte Erjcheinung des öffent: 
lichen LXebens. Ihr gehört der Parteimann an, und er darf jogar, nad einer 


») H. K. IX 207; vgl. die vorige Note. 
0) Neichstagsrede v. 9. 1. 82 (H. K. IX 208). Als Gegenftüd dazu die Worte des 
Abg. ——7 Ich ſtoße mich — beiläufig geſagt — durchaus nicht an dem Worte 
„chriſtlich.““ Ich glaube erwarten zu fönnen, daß Niemand io eng von mir denkt, dab 
mir dieje Bezeichnung eines modernen, humanen, menjchenliebenden Gedantens irgendwie 
Anſtoß — 
Bgl. dazu 3. B Sinidius „Staat und Kirche“ in Marquardſen's Hand— 
buch des öffentlichen Rechts I (1887) 8 18 ©. 240. 
+?) Meich$tagsrede v. 2. IV. 81 (M. K. 1X 82, 42), v. 9.1.82 (H. K. IX 208): „ch, 
der Minifter diefes Staates, bin Chrift und entichloifen, als folcher zu handeln, wie ich glaube, 
es vor Gott rechtfertigen zu können.“ 
Vgl. oben das Zitat bei Note 30. 
+) Rede im 2. vereinigten Yandtag v. 10. IV, 48 (H. K. I, 54): Yale Wende 
„das leitende Spitem der Finanzen“ (Minifter HDanfemann) „die Zuftände unferes Vater- 
landes mehr durch die Brille des Induſtrialismus auffaßt, als mit dem klaren Auge des 
Staatsmannes, der u. ſ. w. — überblickt.“ 
re Schreiben an den Handelsminifter Grafen v. Ihenplitz v. 17. XI. 71 Wirth 
ichaftspolitit II ©. 165). 
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Anſchauung, die Bismard im Jahre 1852 gelegentlich für fich felbit geltend 
gemacht hat, „ich von den Thorheiten jeiner Bartei nicht feindfelig losſagen, 
wenn er in derjelben Einfluß behalten will und fie jich nicht unterwerfen kann“ *°): 
aber ihm und jelbjt dem jtaatsmännisch veranlagten Parteimann fteht der 
wahre Staatsmann gegenüber. Als jolchen, als „Mann des Staates und des 
Königs“) hat ſich Fürft Bismard in feiner amtlichen Wirkſamkeit ſtets be- 
fannt, indem er von den Anfängen feines öffentlichen Auftretens bis zum Schluſſe 
den damit gegebenen Gegenjag zum PBarteimann klar erfaßte.“) Als „Leitender 
Miniſter“ muß er ftet3 „das Ganze, die Folgen für das Ganze” ins Auge 
fallen *”); er „wird der Unterjtügung der Fraktionen bedürfen, aber der Herr: 
ichaft einer Fraktion wird er fich niemals unterwerfen fünnen.“’) Denn „ein 
großer Staat regiert ſich nicht nach Parteianfichten“; der Staatsmann „muß 
die Gejammtheit der Parteien, die im Lande vorhanden find, in Abwägung 
bringen und aus dem Reſultat diejer jich eine Linie ziehen, der eine Negierung 
als jolche folgen fann.”°') a, auch im Kampfe mit einer ihn befehdenden 
Partei bewährt fich die Natur des Staatömannes; er darf nicht darauf aus— 
geben, ihr rückſichtslos Schaden zugufügen, jondern, indem er im Auge behält, 
daß e3 ein Staatstheil ift, den er befämpft, muß er erwägen, „ob der Schade, 
den er dem Gegner thut, im Verhältniß zu dem anderen Schaden ſteht, den 
man abwehren wollte, mit anderen Worten: zu dem Nutzen, den Die Gegen 
partei” von ihrem Vorgehen °*) „erwartet“. Nach dem Nejultat diefer Abwägung 
kann er dazu gelangen, lieber diefem erwarteten Nugen durch eine Konzeifion 
entgegenzufommen, die er ohne Schädigung der jtaatlichen Autorität, Sicher: 
heit und Nechte gewähren kann, als einen Kampf zu führen, aus dem unver: 
bältnigmäßiger Schade zugleich für das Ganze hervorgeht.“) 


8. Subfidiarität des Staatszweckes. Ein anderes, für die wohlfahrts: 
fördernde Thätigfeit des Staates mahgebendes Moment ift die der All- 
jeitigfeit des Staatszwedes gegenüberjtehende Zubjidiarität desjelben. Steine 
Aufgabe ift dem Staate an fich fremd, aber er joll als höchſter und äußerſter 
der menschlichen Verbände nur diejenigen, jo zu jagen, in eigene Negie nehmen, 
welche nicht ebenfo vollfommen von den Einzelnen und ihren engeren, im 
Staate bejtehenden oder von ibm jelbit in's Leben zu rufenden Vereinigungen 
erfüllt werden fünnen. „Diejenigen Zwede,“ jo formulirt Bigmard dieje Ge— 
danfen in einer berühmten, zur Unfallverficherung gehaltenen Reichstagsrede 
vom 15. März 1884°%), „die der Einzelne erfüllen kann, wäre es Thorheit 


) Bundestagsbericht v. 28. IV, 52 (IV. S. 72): Bedeutung und Erfolglofigfeit eines 
—— Könige gewünschten) Auftretens Bismarch's gegen die Nitterfchaft in der preußiſchen 
ammer. 
“7, Mede im Herrenhaus v. 12. IV. 86 (H. K. XII 86). 
“) Man vgl. (abgejehen von den jonitigen Gitaten) als zeitliche Role einerjeits die 
Note 44 citirte Rede vom jahre 1848, jorwie | Bundestansberiht vom 25. IX. 53 (1 5. 302: 
„denn iene erclufiven Herren der [banmoverichen Ritterichaft) find mehr Barteis als Staats- 
männer“), andererjeit3 die Note 47 citirte Stelle: „Nie bin ich Varteimann geweſen, ich 
bin immer der Mann des Staates und des Königs geblieben.“ 
*, „— und ich habe das auch in ichweren inneren Kämpfen meines Wiſſens niemals 
gethan“ (nämlich: das Ganze aus dem Auge verloren): H. K. XII 85 (vgl. oben Note 47). 
°°, Reichstagsrede v. 9. V11.79 (H K. VIII 148: Bruch mit den Nationalliberalen). 
sn) Herrenbaustede v. 15. 1. 67 (H. K. 111 118: gegenüber den Koniervativen). 
#7, So interpretire ich das im Tert ſiehende Wort „davon.“ 
ss H. 3 XII 85 Bgl. oben Note 47). 
*) H.K.X5la. €. 
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für eine Korporation oder gemeinfam in die Hand zu nehmen °°); diejenigen 
Zwede, die die Gemeinde mit Gerechtigkeit und Nußen erfüllen kann, wird 
man der Gemeinde überlajjen. Es gibt“ (aber) „Zwecke, die nur der Staat °®) 
in feiner Geſammtheit erfüllen kann.“ Freilich fommt es nad Bismarck's 
Auffaſſung nicht blos auf die abjtrafte Möglichkeit der Erfüllung im engeren 
Streife an, jondern auch auf das fonfrete Wie derjelben,; der Staat Darf 
nothwendige Aufgaben nicht dem „Zufall“ der privaten Bereinsbildung 
überlafjen und nicht der „gerechteren.und nüßlicheren“ Selbjtthätigfeit zu Gunften 
einer weniger gerechten ıumd vollkommenen Zmwedthätigfeit engerer Verbände 
entiagen. Für die ftaatliche Ausführung von Kanalbauten in Fällen, wo fein 
Unternehmer ſich finden wird, °’') für eine Konkurrenz des Staate® mit den 
Aftiengejellichaften auf dem Gebiete des privaten Verficherungsmwejens, unter 
dejien heutiger Geſtaltung weite Kreije der Bevölkerung leiden follen °*), nament= 
lich aber auch für die Durchführung der fozialpolitiichen Unfallverficherung 
durch jelbitverwaltende öffentliche Körperjchaften, aber unter Wusjchluß der 
privaten Berficherung ?*) bat Bismard theils mit, theil$ ohne praftiichen Er— 
folg das Gewicht feiner, in den obigen Sätzen ausgedrüdten Anſchauung in 
die Wagichale geworfen. 


9. Mittel des Staates. Prinzip des Unentbehrlihen. Der Subfidiarität 
des Staatszweckes entipricht nach einem bei Bismard jelbjt hervortretenden 
Gedanfenzufammenhange"’) auf der Seite der durch den Staat in Anjpruch 
zu nehmenden Mittel das Prinzip der Beſchränkung auf das Unentbebrlichite. 
Doppelt find im Wefentlichen die Mittel, welche der Staat von jeinen Gliedern 
erfordert: materielle Geldmittel und Opfer ihrer Handlungsfreiheit; ihnen ent— 
Iprechen hauptjächlich die Finanz: und die PVolizeigewalt des Staates. Für 
beide gilt jenes Prinzip des Unentbehrlichen. „Das Geld bleibt,“ wie Bismard 
in jeiner draſtiſchen Manier ſich ausdrückt,“) „für alle Verhältnifie, die nicht 
der Staatlichen Geſammtkräfte zu ihrer Pflege nothiwendig bedürfen, immer 
bejjer in der Tajche des Steuerpflichtigen; wenn die Regierung irgend in der 
Lage iſt, e3 da laſſen zu können, fo findet es dort die fruchtbarjte Berwend- 
ung.“ Auf dem Gebiete der Willens- und Handlungsfreiheit aber entjpricht 
dem der Saß,°*) daß der „höchſte Grad von Freiheit des Volkes, des Indi— 
viduums zu erjtreben it, der mit der Sicherheit und gemeinfamen Wohlfahrt 
des Staates,“ oder, wie es in einer anderen Stelle °?) heißt, „überhaupt mit 
der Ordnung des Gejammtjtaatswejens verträglich iſt.“ 





>, Dazu Neichstagsrede v. 26. IV. 79 (H. K. IV 210): „Es gibt aber eine große 
Anzahl von Zweigen der öffentlichen Wohlfahrt, die fich der Vrlege durch den Einzelnen ent- 
ziehen, wenigitens in gewiſſem Maße, und die nur viribus unitis gepflegt werden können.“ 

»s, Das Wort ift bier nad dem Zuſammenhange auf das eich zu beziehen; dabei 
gilt aber das gleiche Prinzip in Bezug auf die zwiichen Gemeinde und Weich Itebenden 
Merbände: „sch will über die über der Gemeinde liegende Klorporation der Provinz oder 
des Ginzelitaates hinweggehen.“ 

’ a) Schreiben an den Handelsminiſter Achen bach v. 12. 1. 76 (Wirthichaftspolitif II 

©. 212). 

»%, Schreiben des Handelöminifters Fürſten Bismard an den Reichstanzler v. 22, XII. 82 
(Mirthichaftspolitit IV ©. 121). 

>’) Val. die oben in Note 54 zitirte Rede. 

Vgl. das Zitat unten bei Note 61 und das oben in Note 55 gegebene; beide 
Sähe folgen in derielben Stelle unmittelbar auf einander. 

1, Meichätagsrede v. 26. IV. 79 (H. K. IV 210). 

2), Neichstagsrede v. 27. III. 67 ıH. K. 111 243). 

6°, Meichstagärede v. 2. V. 71 (H. K. V. 59). 


nach Den politiichen Reden und Schriftitüden des Fürſten Bismarck. 91 


Nun aber erweitert fich diefes Prinzip der größtmöglichen Freiheit, wie 
man es and benennen kann, bei Bismard, weit über das Verhältniß des 
Staates zum Individuum hinaus, zu einem allgemeinen, zu Gunſten aller 
Glieder des Staates geltenden. Es findet Anwendung auch auf die im Staate 
beitehenden „engeren Kreiſe“ des politischen Lebens, die Kommunen höherer 
und mederer Ordnung”, und wird mehrfach für das bejondere Verhältniß 
des Reiches zum Neichslande Eljaß - Lothringen hervorgehoben ®) E83 gilt 
auch im Verhältniß des Volfes als Ganzen‘) und, jofern diejes in der Volks— 
vertretung ſeme Daritellung erhält, für das Verbältniß der legteren zur Re— 
gierung. In Diefer Beziehung nimmt es die politiich bochwichtige Gejtalt an, 
daß „Dasienıge Maaß von Freiheit und Unabhängfeit und freier Bewegung 
der Xoifsvertretung zu erftreben ſei, was mit der Sicherheit und Stätigfeit 
unſerer Einrichtungen überhaupt nur irgend verträglich iſt.““) Die nahezu 
völlige Steichheit des Wortlautes an den verjchiedenen Stellen läßt erkennen, 
daß es ſich in der That nach der Anjchauung Bismard’s überall nur um ver: 
ſchiedene Anwendungsfälle desjelben Grundprinzips handelt. 

Taber wd mehrfach hervorgehoben, daß der erörterte Grundjag ein all- 
gemein aulmacr für jeden Staat, feine Verwirklichung eine „Pflicht jeder ehr— 
lihen Regiernng“*), die „Aufgabe jeder vernünftigen Staatskfunft”"") jei, zus 
gleih arer allerdings anerkannt, daß bejonders der deutjche Charakter, mehr 
3.8. ats der tranzöfifche, auf die Durchführung individueller und fommunaler 
Selbſtandigkeit gerichtet ift. %) Andererjeits iſt aber freilich Bismarck ſich 
jelbjt Darüber klar, nur ein abitraftes Prinzip aufgejtellt zu haben, nach dem 
„wir zwar alleın handeln fünnen und handeln müjjen“, das aber doch in eine 
fonfrere Maßbeſtimmung nur nach den bejonderen jeweils vorliegenden Ver— 
hältniſſen überiegt werden fann,”') „ein orafelhaftes Wort, was im jich ſelbſt 
feine Grenzen verändern fann“’’) — gewiß ein fprechender Beweis für das 
im Eingang dieſes Aufjages Ausgeführte ”°), daß auch der praftiiche Staatsmann 
Bismard im legten Ende zwar feine Kunſt intuitiv in der Erfaſſung des 
Momentes bethätigt, aber doch an die konkreten Erjcheinungen des Lebens auf 
der Grumdlage allgemeiner Prinzipien herantritt. 


10. Bolksfreiheit und Staatsficherheit. Um jo wichtiger ift es, ſich mit 
Bismard zwei Folgerungen zu vergegenwärtigen, welche ſich aus dem Prinzipe 
ſelbſt unmittelbar für das Verhältniß von Volfzfreiheit und Staatsficherheit ergeben. 

Tie eritere derſelben bejteht in der Erfenntniß, daß die Freiheit der 
Staatsglieder bedingt ift durch die Rückſicht auf die Sicherheit und allgemeine 


“ al. die in Note 63 zitirte Stelle. 

Reichſtagsreden v. 2. V. 71 M. K. V. 59) und v. 21. III 79 (H. K. VII 414): 
"Den Reichslanden das höchſte Maß von Selbitändigfeit, was mit der militäriichen Sicher- 
beit des Reichs auf dieſer Seite verträglich it.“ 

Vergleiche das Zitat bei Note 62. 

© Heichstagsrede v. 5. III. 78 (H. K. VII 173) und v. 11. 111.67 (H,K. III 177). 

““, Keichstagsrede v. 27. III. 67 (H. K. III 243). 

*, Dal. die in Note 63 zitirte Stelle. 

-*, Mie Note 69 

= H.K. VI 414 (vgl. Note 65): — „unfere Urtheile über das Maß deilen, was 
wir geben wollen, fönnen ja ſehr verichieden fein.“ H. K. IIl 177 (vgl. Note 67): „Es 
fann fich nur handeln um die Grenze: wie viel, was iſt mit dieſer Sicherheit auf die 
Dauer verträglih? was ift jegt mit ihr verträglich? it ein Uebergangsitadium nöthig? 
wie lange muß das dauern ?“ 

7, H. K. VJI 414 (vgl. Note 71). 

2 Mol. oben & 2. 
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Wohlfahrt des Staatäganzen, alſo nicht für ſich allein und in abjoluter Weile 
ausjchlaggebendes Moment fein kann. Wird fie als ſolches behandelt, jo „er 
jchlägt fie“, wie mit beionderer Eremplifizirung auf die Verhältniſſe des ehe- 
maligen polnischen Neiches ausgeführt wird, „die jtaatliche Exiſtenz“ umd „er: 
ſtickt als Wucherpflanze die allgemeinen Intereſſen.““) Dazu fommt, daß 
nah Bismarck's Weobachtung häufig genug im politischen Leben „Jeder unter 
„„Freiheit““ nur die Freiheit für fich ſelbſt veriteht und nicht die für Andere, 
fowie die Verpflichtung der Anderen, fich jeder Beichränfung der Freiheit des 
Empfindenden abjolut zu enthalten Kurz“ — jo fährt Biamard fort — „fie 
verjtehen unter Freiheit eigentlich Herrichaft; unter Freiheit der Rede verjtehen 
fie Herrichaft der Nedner, unter Freiheit der Preſſe verfteben fie den vor— 
berrichenden und vorwiegenden Ginfluß der Redaktionen umd der Zeitungen, 
unter Freiheit der Kirche in allen Konfeſſionen jehr häufig die Herrichaft der 
Rriefter.“’) Es handelt ſich dabei um die, insbefondere durch die Ddeutjche 
Geichichte marfirte Gewohnheit des Menichen, „Die eben die Bedeutung der 
eigenen Berjon, die Herrichaft der einzelnen Perfon und ihren Einfluß über 
die Allgemeinheit ftellt unter dem Vorwande, daß die Freiheit es fordere *?®) 
Dieſer jelbjtjüchtige Freiheitsbegriff der gejellichaftlichen Parteien it es, den 
der Staatsmann unter das Intereſſe der Allgemeinheit zu beugen bat 

Die zweite Folgerung, die Bismard ſchon zur Zeit feines Frankfurter 
Aufenthaltes aus der MWechjelieitigfeit von Staatsjicherbeit und bürgerlicher 
Freiheit gezogen bat, it aber die zumächjt frappirende und doch jo entichieden 
richtige, daß, je größer das Maß der Teitigkeit ift, welche die Grundlagen 
einer Regierung befigen, um jo größer aud das Maß der politifchen Freiheit 
jein fann, welches den Gliedern des Staates’) ohne Bedenken für das Ganze 
gewährt werden fann. Negierungsautorität und politiiche Freiheit find mit 
Nichten unvereinbare Gegenjäge, und auf den ficheren Grundlagen der monarch— 
iſchen Gewalt beruht gerade in Preußen „die Möglichkeit, einer den Anforder- 
ungen der heutigen Zeit zufagenden Entwidlung des öffentlichen Lebens näher 
zu treten, als e3 andere Staaten fünnen.“ 


11. Bolksintereflen und Regierungsintereflen. Der Staat als Gemeinwefen. 
Diefe Leugnung des inneren Widerjtrebens zwiichen Regierungs- und Volks— 
intercjjen tritt in anderer Weife auch in der Auffaſſung Bismard’3 vom Staate 
als Gemeinmwejen hervor. Der Staat ift ihm ein Gemeinmefen '®), eine 
lebendige Körperjchaft‘*), eine Genofjenfchaft?) d bh. eine „Organifation“ des 


’., „ Neichstagsrede v. 18. III, 67 (H. K. III 220. 212). 
Derſelbe Gedanke ſpeziell — der vom Zentrum erſtrebten „Freiheit der 
Rinder in der Neichstagsrede v. 26. X (H. K. X. 259). ’ 

”©, Meichtagsrede v. 15. III. 84 Hi. K. X 59) 

m) Es handelt ſich bier (Denkichrift betr. die Nothwendigkeit der —— einer 
ſelbſtſtändigen preußiſch— deutſchen Politik, geſchrieben zwiſchen 15. III. und 58, 
Bundestagsberichte II ©. 511 f.; vgl. Bismard: Negeiten, von Horft Kohl, 2 Bde., Yeipzig 
1891/2, I S. 147) um die „Gewährung eines freieren Spielraums für Landesvertretung 
und Rreiie auch in Wetreff rein politiicher ragen“, namentlich zu dem Zweck, um „der 
Regierung wirkſamere Mittel der Action Au die beutichen, Verbältnifie zu ſchaffen.* 

*) Rede im AbgHaus v. 11. XII. 67 (H. K. III 388): Steuerleiſtung der „Be 
völferung Waldeds für das EITREIN WEIN zu ke einer etwaigen Ginverleibung. 

’v) Meichstagsrede v. 28. 81 H. VIII 421); vgl. unten Note 111. 

*°) Mede im Abg.-Daus v. En VI. 65 (H. K. 11 386): Für die Elbherzogthümet 
vortbeilbafter, „Mitglied der großen preußiſchen Genoſſenſchaft zu werden, als einen neuen 
Kleinſtaat mit fait unerichwinglichen Laſten zu errichten.” 
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Bolfes, das jeine perjönliche Grundlage bildet. Nur faßt er dabei den Begriff 
des Volkes im meitejten Sinne, in dem es alle jeine Glieder umfpanut, und 
ftellt ich jo auf den Boden des modernen Staates, welcher mit der Entwid: 
lung des Staatsbürgerbegriffes die jchroffe Scheidung von Herricher und Be: 
berrichten aufgiebt.“) Wohl können die Glieder des Volkes im Organismus 
des Staates verjchieden gewerthet jein, aber auch die Regierungen, die Minijter 
und jelbit der Monarch gehören zum Wolfe, mag immerhin der legtere als 
Haupt desjelben eine unvergleichliche Stellung im Staate einnehmen.*; Daher 
giebt es feine inneren Gegenjäße zwijchen Volt und Regierung, zwiſchen Volks— 
intereijen und Regierungsinterejien, zwiichen VBolfsrechten und Negierungsrechten 
— und nicht blos da handelt es fich um Volfsrechte, wo Beichränfungen der 
Regierung in Frage jtehen, jondern auch da, wo, wie bei Militär: und Finanz: 
gejegen, die Mittel für die Regierung zur Erhaltung des ftaatlichen, vom 
Volke getragenen Gemeinweſens bewilligt werden jollen.*°) 


Wenn Bismard aber jo ſcharf gegen die Auseinanderreißung von Volk 
und Regierung und die einfeitige Vertretung angeblicher Volksrechte im Parla— 
mente auftritt, jo thut er dies, weil er die demagogiiche Wirkung eines jolchen 
Gebahrens fennt. Hat er doch jelbit einmal, in Wahrheit allerdings Unver: 
gleichbares mit einander verbindend, in Bezug auf die deutiche Bolitit Preußens, 
den Rath zu einem gewiljen Verhalten erteilt”), dem er in feiner Selbſt— 
ironie*’) eine ähnliche demagogiiche Färbung zujchreibt. Danach follte Breußen, 
jolange nicht äußere Ereignifje den deutjchen Bund fprengen, da es von Oeſter— 
reich eine freiwillige Anerkennung der eigenen höheren politiichen Bedeutung 
im Vergleih mit den übrigen Bundesjtaaten nicht zu erwarten habe, die „Rolle 
eines Vertreters der Geltung und der Intereſſen“ der Eleineren Staaten über: 
nehmen, „um in ähnlicher Art zu operiren, wie in PBarlamenten ein nach dem 
Einfluß ftrebender Führer die VBertheidigung der Freiheiten des Volkes zur 
erfolgreichiten Waffe gegen die factischen Machthaber zu wählen pflegt, und 
auf dieſe Weile die legteren ſchließlich uöthigt, Jich mit ihm abzufinden.“ 


*) Gierfe, die Grundbegriffe des Staatsrechts und die neueiten Staatsrechtstheorieen 
(Separatabdrud aus der Tübinger Zeitſchrift f. Staatswiſſenſchaft 1874) S. 107: „Wenn 
das Leben des Staates in jedem ſeiner Glieder pulſirt, giebt es weder ſchlechthin nur 
herrſchende, noch ſchlechthin nur beherrſchte Staatsglieder“, jowie das Folgende. 

**, Neichstagsrede v. 16. VI 73 (H. K. VI 95): „Zum Volke gehören wir Alle, ich 
babe auch Voltsrechte, zum Wolfe gebört auch Se. Maieftät der Kaiſer; wir alle find das 
Volf, nicht die Herren, die gewille_ alte, traditionell liberal genannte und nicht immer 
liberal jeiende Aniprüche vertreten. Das verbitte ich mir, den Namen Volt zu monopolifiren 
und mich davon auszuichließen.“ S.100: „Much die ARE gehören zum Wolfe, geben 
aus dem a hervor und ehren in das Wolf zurüd”“. 5. 102. 

H. V1 102 (vgl. Note 82): „Sind denn die Finanzgeſetze feine Volksgeſetze? 
— git Die Verteidigung, des deutichen Bodens fein Volksrecht? u. ſ. w.“ „Oder wollten 
Sie bloß die Angriffswaffen gegen die Regierung, das belagernde Element. weni ich ſo 
ſagen ſoll, gegen den jedesmaligen Stand der Regierung für ſich als Volksrechte vindiciren?“ 
„Subverſive Tendenz“ S 103. — Zu alledem vergleiche man die Worte Großherzog 
Friedrichs von Baden, geſprochen in der Thronrede beim Landtagsſchluſſe von 1860: 
„sch konnte nicht finden, daß ein feindlicher Gegenfat ſei zwiſchen Fürſtenrecht und Volts- 
recht; ich wollte nicht trennen, was zuiammengebört und ſich wechjeljeitig ergänzt — Fürſt 
und Volk, unauflöslich vereint unter dem gemeinſamen, ſchüßenden Banner einer in Wort 
und That gebeiligten Verfaſſung.“ 

* Eigenbändiges Privatichreiben an den Minifter Manteuffelv. 8. II. 53 (Bundes 
tagsberichte I S. 209). 

», Dazu "die rolgenben Worte: „Wenn Preußen glüdlicherweiie noch andere Mittel 
zur Dispofition stehen u. ſ. mw.‘ 
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12. Der Miniſter als Bolksmann. Aber nicht blos theoretiich Toll jich 
der Minister als zum Volke gehörig betrachten, jondern auch praftiicy foll er 
und ebenfo auch der Volksvertreter mittendrinitehen im den zjutereflen Des 
Volkslebens, mit ihnen fühlen und mit ihnen leiden. Daher ıft Bismarf 
ebenfo, wie gegen die VBerufsparlamentarier, auch gegen die Miniſter „ohne 
Halm und Ar.““) Mit Nichten ift es ein Vortheil für den Start, rmterefjes 
und befisloje Minijter zu haben.) Die Gefahr, daß die eigenen Intereſſen 
des Staatsmannes den Gang der Negierung beeinflufien können, ſchlägt er 
dem gegenüber nicht hoch an. Eher jollte man „jedem Staatsiniſter eine 
Domäne geben, von deren Ertrag er zu leben bat, oder ihn an einer Juduſtrie 
betheiligen, deren Erträge jein Einfommen bilden“**), damit auch er „mit zu 
den Regierten gehöre”, jelbit fühle, wo das Volk „der Schub dritt“, ſelbſt 
mit unter jchlechten Gefegen leide und felbjt mit „zur misera contribuens 
plebs gehöre.“ 

Damit fteht allerdings ein anderer Punkt nicht völlig in Einklaug, dem 
man in Bismards politischen Ausführungen begegnet. Energiſch tritt er für 
die Befreiung der Staatsbeamten von der ftaatlihen Einkommensfteuer ein,“) 
indem er in derfelben für fie lediglich eine Kürzung ihres Gehaites erbliden 
will. Und doch kann, wie es fcheint, auch hier der obige Gefichtspunft geltend 
gemacht werden, nach welchem eine wejentliche Rechtfertigung der taatlichen 
Beamtenbefteuerung in der gleichmäßigen Unterwerfung der regierenden und 
der regierten Kreife unter die Herrichaft und die Wirkungen der Gelege zu 
finden wäre. 


13. Staatsvolk und Nationalität. Als perjünliche Grundlage des ſtaat— 
lichen Gemeinmwejens it das Volk Staatsvolf, in diefem Sinne alle Berfonen 
umfafjend, welche rechtlich Glieder des Staates find. Den Staatsvolf 
gegenüber jteht das Naturvolf,"’) die Nation oder Nationalität. Beide Begriffe 
treten naturgemäß auch bei Bismard deutlich auseinander. So kann nament- 
lich dasjelbe Staatsvolf, dasſelbe ſtaatliche „Gemeinweſen“ verfchiedene Na— 
tionalitäten umfafjen”";: Deutiche und Polen leben in Preußen zufammen und 
gehören jtaatsrechtlich ohne Unterschied „zum Staate und Bolfe der Preußen“,“) 
fowie fie im „preußifchen Staatsgebiete* wohnen”). Man mag, wie 
Bismard es thut, der nationalen Staatenbildung den Vorzug geben und ins 
befondere ein „Zujammenleben Deuticher in demjelben Gemeinwejen nit folchen 


) „Bejeßmacerei ohne Halm umd Ar“: Rede an die Abordnung des Bundes der 
——— v. 9. VI. 95 (Jahrbuch II S. 590. Vgl. wegen der Berufsparlamentarier 
unten 

) Meichstagsrede v. 8. V. 79 (H. K. VIII 37), Nede im Abg.-Daus v. 4. II, 81 
(H. K. VIII 256), im Herrenhauſe v. 16. II. 81 (H. K. VIII 270), Schreiben an den 
Handelsminiiter Dr Achenbach v. 10. VII. 77 Wirtbichaftspolitit II S. 260). 

**) Jahrbuch II ©. 590 (vgl. Note 86). 

) Reichstagsrede v. 2. V. 79 (H. K. VIII 20): Vergleich mit einer Steuer auf die 
Coupons der eigenen Schulden. 

») „Volk“ in diefem Sinne: 3.8. NReichstagsreve v. 1. IV. 71 H.K, X 15. 16). 

9, Meichtagsrede v. 24. IX. 67 (H. K. III 316). 

) Ausgeführt in der Reichſstagsrede v. 1. IV. 71 H. K. V 13) gegenüber dem Ans 
trage v. Zoltowski, welcher gegenüber Art. 1 der Neichsverfaflung die polnischen Landes- 
theile dem Reiche entziehen wollte und ich zur Begründung auf die Worte der Thronrede 
vom 21. März 1871 bezog, nach denen „Deutfchland die Achtung, welche es für feine eigene 
Selbititändigfeit in Anfpruch nimmt, bereitwillig der Unabhängigkeit aller anderen Staaten 
und Völker zollt, der ſchwachen wie der ſtarken.“ 

% Meichstagsrede vom 18. IIT. 67 (H. K. III 214). 
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Nationen, welche danach jtreben, fich von dieſem Gemeinweſen zu Löfen, nicht 
für müglich halten“, muß e3 aber mitunter, wie gegenüber den Polen, als 
nothwendig hinnehmen. +) Ergeben ſich dann aus einer jolchen jtaatsrechtlichen 
Miihung der Nationalitäten innere politische Kämpfe, jo ſoll man jie, wie 
Bismard den Deutjchen in Dejfterreich gegenüber betont,“) in dem Gedanken 
hinnehmen, daß der Kampf ein nothiwendiges Prinzip des ftaatlichen Lebens 
it, und fie im Hinblid auf das Ehriftenthum und die gemeinfame Verbindung 
durch das gleiche Staatsgebilde und dag gleiche Herricherhaus fachlich und 
mit Wohlwollen und Berjöhnlichfeit führen, nicht vergeliend, namentlich auf 
Seiten der berrichenden Nationalität, daß ein Zeichen der Weberlegenbeit die 
Nachſicht iſt. 


14. Der Staat als Perſönlichkeit. Als Gemeinweſen iſt der Staat im 
Rechtsſinne Perfönlichkeit. Als ſolche juriftiiche Berfon würdigt Bismard den 
Staat zunächſt auf vermögensrechtlihem Gebiete in jeiner Eigenſchaft als 
Fiskus, wie er denn 3. B. in der Frage der Communalbeſteuerung des Reichs— 
einfommens von der „großen juriftiichen Perſon des Reiches“ jpricht, deren 
Unterabtheilungen (Boftanjtalten) fich in den verichiedenen Gemeinden befinden. ”*) 
Aber auch darüber hinaus erfennt Bismard jocialrechtlich ein wichtiges Prinzip 
darin, den Staat ebenjo, wie die ihm eingegliederten öffentlichen Gorporationen 
als Perjönlichkeiten zu betrachten. Bei Gelegenheit des für die Berufsgenofjen- 
ihaften der Unfallverjiherung anzunehmenden Dedungsprinzips kommt er da= 
rauf zu Sprechen. Bekanntlich ſtanden fich in dieſer Hinficht zwei Anfichten 
gegenüber. Die eine, welche jchließlich in dem Gejete v. 6. Juli 1884 zum 
Siege gelangt it, trat für das jogenannte Umlageverfahren ein, nach welchem 
in jedem Jahre die thatjächlich zur Rentenzahlung nöthigen Summen durch 
Beiträge der Berufsgenofjen aufgebracht werden, während die andere die jog. 
Kapitaldedung empfahl, bei welcher der gefammte SKapitalwerth der jährlich 
zugebilligten Renten als Bedarf der Berufsgenofjenjchaft ericheint.”) Fürſt 
Bismard trat im Intereſſe der leichteren Durchführung der Unfallverficherung 
für das Umlageverfahren ein, welches in den eriten Jahren natürlic) erheblich 
geringere Mittel in Anjpruch nimmt, ala das Kapitaldedungsverfahren. Den 
gegen dieſes Syftem erhobenen Einwand, daß bei demjelben die Zukunft zu 
Gunsten der Gegenwart belaftet werde, will er nicht gelten lajjen, indem er 
„das Gewicht des Intereſſen-Unterſchiedes zwiſchen den gegenwärtig betheiligten 
und den mit ihnen nicht identifchen künftigen Genofjen nicht anerkennt.“ Die 
angebliche „Ungerechtigkeit findet auf alle jtaatlichen Einrichtungen Anwendung, 
bei denen Laften bald der Gegenwart zum Vortheil der Zukunft, bald ume 
gekehrt auferlegt werden. Der Staat und feine Einrichtungen" — jo ſchließt 
er — „jind nur möglich, wenn fie als permanent identische Perfönlichkeiten 
gedacht werden.“ ?®) 


15. Ber Staat als Organismus. Kebensbedingungen desfelben. Be: 
fanntlich ift es eine lebhafte Streitfrage des allgemeinen Staatsrechts, ob der 
Staat ald Organismus zu bezeichnen und welcher Werth dieſer Bezeichnung 


°“) H. K. III 316 (vgl. Note 91). 
Anſprache an re Deputationen v. 15. IV. 95 (Jahrbuch II S. 478). 
»°) Reichötagsrede v. 21 K. VI 196), 
»") Näheres bei Rojin, Recht ber Srbeiterverfierung I ©. 56 
Iv EN an ben Staatsfefretär v. Boetticher v. 27. II. 8 KWirth lchaftobolitit 
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beizulegen ſei.“) Bei unjerem Staatsmanne findet fich dieſelbe jehr häufig. '°) 
Er nennt den Staat eine „organische Bildung“'°'), politiiche Fragen find ihm 
Fragen der „organischen Entwidlung“'°°), er pricht von „ſtaatlichem Organis- 
mus“'®) und von „organiichem Staatsleben”'*). Und zwar find die Ber: 
gleichungspunfte, welche ihm jene Bezeichnung an die Hand gibt, umfaſſend 
und mannigfaltig. So redet er in den Fragen der Wirthichafts: und Boll: 
politit von „Blutumlauf*'®), „Blutzufuhr“ und „Verblutungsprozeß“ des 
Staatsförpers'®°); er nennt die colonialen Unternehmungen „Gebilde, die aus 
den überichüfjigen Säften des deutjchen Körpers naturgemäß hervorwachſen“'““), 
er jpricht von „Geſundheit des Staatsförpers, ſoweit e& in diefer Welt Gejund- 
heit gibt“, und von „Staatlichen Krankheiten“!“*), von „Schmerzen des Volks— 
fürpers“'%) und von den Gejegen ala Arzneien für denjelben'’); Sucht man 
aber nach dem innerjten Kern des tertium comparationis, fo findet man ihn 
nah Bismards Auffaſſung in der Idee des Lebens. „Lebendige Körper: 
ſchaften“ find ihm der Staat und die von ihm umfaßten öffentlichen VBerbände'''), 
das Leben iſt es, welches fie zum Organismus macht und welches in der 
Wechſelwirkung des Ganzen und feiner Theile als das wejentlichite Erfenntniß- 
moment ihrer Eigenart hervortritt. Dieſe Auffafjung bewährt fih in einer 
Reihe von politiichen Conſequenzen, welche fi auf die Lebensbedingungen und 
auf die Behandlung des ftaatlichen Organismus beziehen. 

In eriter Reihe gehört zu den Lebensbedingungen des Organismus der 
Belig von Organen, welche dazu dienen, die Äußeren Reize dem Innenleben 
zu vermitteln und zugleich die nothiwendige Anpaljung des Körpers an Die 
äußeren Verhältniſſe herbeizuführen. Das Fehlen der dafür nothwendigen 
Organe macht den Organismus lebensunfähig oder doch lebensunkräftig. 
Dieje Idee tritt in einem Schriftſtück hervor, welches jchon im Jahre 1868''*) 
die ERHOBEN: in der Ausgeſtaltung der jtaatlichen Beziehungen zum 


er) Mol. 3. B. die Ans und Ausführungen bei G. Meyer, Lehrbuch des deutichen 
Staatsrechts, 4. Aufl. = 10. Sehr abiprechend neueitens wieder Bornhat, Allgemeine 
Staatslehre, 1896 5 „Für das Staatsrecht, wie für die Politik iſt die Auffaſſung des 
—— als ee gleichgiltig, man braucht fie daher weder zu vertheidigen, noch zu 
efänpfen.” 

o, Es findet ſich auch der Ausdrud , ‚Staatsmechanismus“ (3. B. Wirthichaftspolitit IL, 
©. 105; vgl. unten Note 103). Ein Gegeniat, zum „Staatsorganismus“ foll in dieſer 
Stelle nicht zum Ausdruck tommen; im Gegentheil werden dort beide Bezeihnungen ſynonym 
gebraucht. Daß dies unpaſſend ift und der Auffafiung Bismarcks nicht entipricht, gebt ſchon 
aus dem Zuſatz hervor, in welchem dem „Staatsmechanismus Organe“ beigelegt werden. 

‚u, Meichstagsrede v. 2 V, 79 (H. K. VIII 30) 

'v”), Meichstagsrede v. 2. IV. 81 (H. K. IX 18). 

108) Schreiben an den Minifter des Innern Grafen Eulenburg v. 15. I. 68 (Wirth- 
ichaftspolitit II ©. 105). 

16, Brief an Gerlach v. 22. VI. 51, ‚Bo 9. 

», Brief an Gerlach v. 2. 111. 58, 344. 

»e) 11. K. VIII 31 (val. Note 101), Ar ven auf den Zollihuß. 

"v7, Meichstagsrede v. 26. VI. 84 H. K. X 194). 

108, Arief an Gerlach ©. 344 Mote 105). 

100), Reichstagsrede v. 12. nl. 85 (IH. K. X 475). 

") Rede im Derrenhaus v. 6. III. 72 (H. K. V 295), Die Stelle ift_ übrigens auch 
tür die Auffaſſung Bismards von der Gefehgebung überhaupt höchſt intereſſant: Geſetze 
ſind wie Arzneien, ſie ſind geröhnlich nur Heilung einer Krankheit durch eine geringere 
oder vorübergehende Krankheit. Gin jedes Geſetz hat ſeine Kehrſeite, eine jede Aenderung 
von Geſetzen hat etwas Verdrießliches u. ſ. wm.‘ 

Mol. oben Note 79. 

=) Mal. oben Note 103. 
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Börjenverfehr!'*) hervorhebt. Bismard tadelt hier, „daß es dem ftaatlichen 
Organismus in vielfachen Beziehungen an denjenigen Organen gebricht, welche 
berufen und geeignet find, die Wechſelwirkung zwiichen der Staatsregierung 
und dem wirklichen Leben, in&bejondere dejien in der Neuzeit erit entwidelten 
Erjcheinungen, zu vermitteln und aufrecht zu erhalten “ Unſer, in feiner ur 
Iprünglichen Konzeption muftergiltiger Beamtenorganismus ſei doch auf einen 
in der Hauptjache Aderbau treibenden Staat berechnet und müſſe nach den 
neuen Gejtaltungen unjerer wirtbichaftlichen Entwicklung fortgebildet und aus: 
gejtaltet werden, um namentlich auch fähig zu werden, die Regierung über den 
Berfehr an der Börje in laufender und ausreichender Kenntniß zu erhalten 
und andererjeits den Börjenverfehr mit den höheren Intereſſen des Staates 
in Einflang zu bringen. 

Alles Leben it Bewegung, die Stagnation der Säfte im Organismus 
immer bedenklich. Auch „dein gefunden Staatsförper vindieirt” Bismard „freie 
Bewegung, jonjt muß er Frank werden“; nur daß auch bier natürlich das 
„organiiche Staatsleben“ nur mit „vernünftiger Freiheit“ beitehen kann.!19 
Unter dieſen Geſichtspunkten ſpricht er ſich im Jahre 1858**) nach Maßgabe 
der damaligen Verhältniſſe!!“ gegen den Antrag auf ſechsjährige Legislatur— 
perioden in Preußen aus. „Der jechsjährige Blutumlauf it zu langfam“, 
„die öftere Zuführung frischen Blutes wirft der VBerfumpfung des Yandtages 
entgegen“, indem ſie die Verbindung der Kammern mit dem Yande lebendiger 
macht und ihnen das Öffentliche Interefie in erhöhten Maße zumendet. 


16. Die Behandlung des Raatlihen Organismus. Won allgemeinjter 
Wichtigkeit find aber diejenigen Folgerungen, welche Bismard aus jeiner Grund- 
auffaſſung vom „organischen Staate” für das Verhalten des praftiichen Staats: 
mannes gegenüber den inneren jtaatlichen Lebensprozejlen entwidelt und be— 
thätigt bat. 

Wenn das Wejen ded Organismus überhaupt und des jtaatlichen Organis- 
mus insbejondere im Leben beftebt, jo theilt er auch mit allen Lebenden das 
große Näthiel des Lebens, das jich dem menschlichen Muge niemals volllommen 
entichleiert. Das ilt der Gedanke, von dem ausgehend ſich Bismarck überall 
da, wo es ſich um „die Beurtheilung organischer Bildungen” handelt, als 
Sfeptifer in Bezug auf die Wiſſenſchaft und als höchiter Verehrer der Empirie 
und der Erfahrung bekennt.!!“) Wie in „die inneren Verhältniſſe des mensch 
lichen Körpers das menjchliche Muge nicht hineinſehen kann“, wie das eigent: 
lihe „Wejen“ des menjchlichen Lebens nicht jecirt und ergründet werden fann: 
jo gibt es auch bei der Behandlung von politiichen Organijationen und 
lebendigen Körperichaften feine umanfechtbare Gewißbeit über die Wirkungen 
ftaat3männijcher Eingriffe in das Innere des jtaatlichen Organismus. Nur 


vs Jetzt Börſengeſet v. 22. VI. 96 R.GBl. &. 157. 

2 Arief an Gerlach, ©. 9 (vgl. Note 104, — im Ganzen — Ss 10. 

115\ Briefe an Gerlach v. 20. II. 58 und v. 2. III. 58, 5. 342 

16)... wo „die Abbängigfeit von tummltuariichen Wäblern und Bud einer gemachten 
öffentlichen Meinung der Wahlkreiſe, gegen welche man Bürgichaften in langer Tauer des 
Mandats ſuchen könnte, ſich nicht mehr füblbar macht.“ S. 342. Vgl. aber Reichsgeſetz 
v. 19. III. 88 und preuß. Geſetz v. 27. V. 88, durch — ſtatt der dreijährigen fünf— 
jährige Lenislaturperioden eingeführt wurden. Tas preußiſche Gejeh trägt die Gegenzeich- 
nung des yürften Bismard, das Reichsgeſen nur die des Staatsſekretärs v. Bötticher. 
Ueber die ipätere gg ya $ zur Frage vol. auch unten Note 243. 

’, Vogl. oben $ ote 4—7 
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die Erfahrung iſt bier die Führerin, jo in der Politik, in der Nationalöfonomie, 
in der Statijtif. „Die Wiſſenſchaft ift da mitunter auf einem jehr hohen Pferde, 
aber fie ſieht den Boden nicht, auf dem fie reitet und erfennt ihm nicht.“ '"*) 

Bei der immerhin aber nur relativen Sicherheit, welche die Erfahrung 
gewährt, ergibt fich auf diejem Standpunkte die immer wieder, bei den ver: 
ſchiedenſten Anläfjen, mag es fih um Berwaltungsreform!'?) oder Finanz: 
und Steuergejeggebung'*’), um oberjte Reichsämter '*') oder Volfswirthichafts- 
rath'*?), um Berficherungswelen im Allgemeinen '?*) oder um Unfallverficherung '**) 
handeln, betonte unbedingte Nothiwendigfeit eines allmählichen und „jchrittweifen 
Vorwärtsgebens” '?’) auf dem Gebiete ftaatlicher Einrichtungen und Reformen. 
Es muß gleichjam in jedem Falle erſt beobachtet werden, wie der ftaatliche 
Körper auf eine angewendete gejeggeberische Arznei reagirt, und deshalb muß 
die Anfangsdofis jo gewählt werden, daß mit ihr in feinem alle ein irre: 
parabler Schade gejtiftet wird. Wer fofort und unbedingt eine allgemeine und 
erjchöpfende Reform verlangt, ijt meijt, bewußt oder unbewußt, Gegner ber 
— Sache und bringt ſie zu Falle.““) Wenn irgendwo, jo iſt bier das 

eite des Guten Feindſ?) Nur zuerſt keinen zu weiten Griff, feinen Miß— 
griff'?*), vielmehr die Nichtung des Zieles genommen, die Sache bei einem 
Zipfel angefaßt'*") und aus praftiicher Erfahrung entnommen, was an Wender- 
ungen und — nöthig und nützlich it") Die Größe des Planes fan 
ſonſt die Löſung ſchon im erjten Anfang hindern. '°') 

Aber wenn jo auf der einen Seite Bismard der vorjichtigjte Arzt bei 
Behandlung des ftaatlichen Organismus ift, fo gehört er doch nicht zu jenen 
ärztlichen Sfeptifern, unter Denen das Anjehen der Heilkunſt leidet, zu jenen 
Politikern des unbedingt laisser faire laisser aller, die das Anjehen der 
Staatsfunft untergraben. Man darf jich nicht begnügen, jo führt er gegen 
Bamberger in der Frage der Getreidezölle aus, 1°?) die „Schmerzen des Volks— 
fürpers als ganz natürliche” binzuftellen, „denen man leider nicht abbelfen 
fann”, fie, wie der Vivifector „im Auditorium am lebenden Kaninchen“ „auf 
diejem Theil des Körpers“ zu beobachten und zu jehen, wie ihnen „eine 
Nervenkontraftion auf der anderen Seite” entipricht, fie danach auf gewiſſe 


# II. K. VIII 30 f. vgl. Note 101) und 421 vgl. Mote 79, 111). Die Stellen 
bezieben Sich fachlich auf ‚ragen des Zoll- und Steueriyitems. Die medizinischen Vergleiche, 
namentlich mit Bezug auf das Verhältniß von Chirurgie und innerer Medizin, find Dabei 
nody weiter ausgeführt Die Behauptung, daB man nicht in_das „Innere des menſchlichen 
Körpers bineinieben fann, muß allerdings te *6— modifizirt werden. 

Brief an v. Dieit Daber v. 31. VII, 69 Steinitz 11 &. 190). 

2 Rede im ba. Haus v. 4. 11, 81 H K. VIII 246: Berwendungsgeieh). 

"28. Weichstagsrede v. 5. 1IL 78 :H. K. VII 178), 

—— Rede zur Eröfinung des preußiſchen Volkswirthſchaftsraths v. 27. J. 81 (H. K. 
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Schreiben des Fandelsminiiters v. Bismarck an den Neichsfanzler v. 22. XI 1,82 
Wirtbieaftspolitit IV 122) 

124, —— v. 2. IV, 81 II. K. IN 17 md „DLirettiven für den Entwurf 

des neuen Unfallveriicherungsgeleges” v. Mitte Nov. 1883 Wirtbichaftspolitit IV S. 142). 
°; Mal. Note 120. 

20, Val. die in Note 119 und 124 (Wirthichaftspolitif zitirten Stellen. 

127 Mal. Note 119. 

al. die in Note 124 zitirte Reichstagsrede. 

. Vgl. Note 120. 

al, Note 122 und 124 ‚MWirtbichaftspolitif.. 

Mal. Note 124 Wirtbichaftspotitik . 

3° Meichstagsrede v. 12, 11. 85 (H. K. X 475. 
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Urfachen, Ueberproduftion u. A. zurüdzuführen und im Uebrigen praftiich das 
Abwarten zu empfehlen. „Es muß ausgejtanden und muß abgewartet twerden, 
es kann Vieles darüber verhungern, es fann Vieles darüber zu Grunde gehen, 
aber der Staat ijt hilflos." Nein, jo wird man Bismarck's Vergleiche zum 
Schluſſe formuliven fünnen: Die Naturwiljenschaft darf nicht die Heilfunft, 
die Staatswiljenschaft nicht die Staatsfunft ertödten! 


17. Politifhe Fragen als organifche. Und noch eine weitere praftijche 
Erkenntniß ergibt ſich im Anſchluß hieran aus dem Wejen des Staates als 
Organismus. „Bolitifche Fragen“ find organische, Fragen der „organijchen 
Entwicklung“!*), jo 3. B. die ſoziale Frage!“) oder die Frage des Verhält— 
nijjes von Staat und Kirche’). Wie aber das Leben im gefunden oder 
franfen Zuſtande nichts Anderes iſt, als ein ſtetes Sich— Anpaſſen an gewiſſe 
normale, ein allmähliches Ueberwinden gewiſſer anormaler 2 Verhältniſſe, ſo iſt 
auch der Gang, den die ſtaatliche Entwicklung in Bezug auf ſolche Fragen 
nimmt, ein fortgeſetztes Sich-Anpaſſen an die hervortretenden Ereigniſſe und 
Bedürfniſſe. „Sie kommen nicht zu vollſtändigem mathematischen Abſchluß, fo 
dag man Bilanz nach den Büchern ziehen könnte”, fie find nicht in einem be: 
ftimmten Momente, vielleicht niemals lösbar, „fie jtehen vielmehr auf, haben 
ihre Zeiten und verichwinden jchließlich unter anderen Fragen der Gejchichte.” 
Das Leben und Sich-Anpaſſen des Staatsförpers it der „modus vivendi“, 
ihn zu einen für den Staat beitmöglichen zu geftalten, die Aufgabe des Staats- 
mannes, der mit offenem Auge den Sang der organischen Entwiclung begleitet. 


18. Staatsglied. Unterthanenpflit und Staatsbürgerredht. Dem Staate 
als herrichendem Gemeinwejen ſteht der Einzelne als beherrſchtes Glied gegen— 
über. Beherrſcht zu werden iſt in erſter Reihe der charakteriſtiſche Ausdruck 
der Staatsangehörigkeit. Nicht die Rechte des Staatsangehörigen am Staate, 
ſondern ſeine Pflichten gegen den Staat ſtehen für Bismarck in erſter Reihe. 
Daher bezeichnet er den Staatsangehörigen prinzipiell als „Unterthan“ und 
läßt ſich, als dieſer Ausdruck in der Kammer von 1849 Anſtoß erregte, von 
ibm auch durch linksſeitige Zwiſchenrufe nicht abbringen.““) Die Rechte am 
Staate ſind erſt das Gegenſtück der öffentlichen Pflichten. Das damit gegebene 
Bedingungsverhältniß zwiſchen Unterthanenpflicht und ſtaatsbürgerlichem Rechte 
birgt aber für Bismarck eine wichtige Konjequenz. „Wat nich will dieken, 
dat mut wiefen“ (was nicht will deichen, das muß weichen), jo ruft er in um 
willfiirlicher Erinnerung an jeine ehemalige Deichhauptmannsitellung der von 
ihm als jtaatsfeindlich erachteten polnischen Fraktion im preußiichen Abge: 
ordnetenhaufe zu,'””) und dasjelbe Wort wiederholt fich neueſtens in einem 
danach offenbar infpirirten, gegen die Sozialdemokratie gerichteten Artikel der 


128 Mal. Note 102. 

128, Val. die Note 133 und 102 zitirte Stelle. 

‚>, In Bezug auf diefe wird zwar die Berufung auf die organische Natur des Staates 
von Aismard, foviel ich jebe, nicht ausdrücklich verwendet, doch it der Gedantenzuiammen- 
bang deutlich erfennbar. Vgl. namentlich die Rede im Herrenhaus v. 12, IV. 86 II. K. 
XII 82) und die dort Ale Stellen aus früheren Neden, insbelondere auch Reichstags 
rede v. 30 xl, 81 (II. IN 165. Hier wird auch ein anderes Bild verwendet: Die 
Yölung der Frage et der Quadratur des Yirfels, der man mit einem annehmbaren 
modus, viyendi nabelommen, die man aber nicht vollitändig —— fann. 

Mede in der IT. Kammer des preuß. Yandtaqs v. 21. 49 H.K 18. 

1) Rede im Abgeordnetenhaus v. 28. I. 86 IT K. NI Pe 
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„Hamburger Nachrichten“ "**). „Wer nicht mitarbeiten will”, jo interpretirt 
Bismard gegenüber den Polen, „an dem Staat zu jeinem Schug, der gehört 
nicht zum Staat, der hat feine Rechte an den Staat.” „Wer den Staat und 
jeine Einrichtungen '?°) negirt,“ dem jollte „eigentlich auch der ſtaatliche Schutz 
in allen Beziehungen entzogen werden.“ Zu ſolchem „Bann und Acht“ ſind 
wir heutzutage zu weichmüthig, aber es iſt jedenfalls „kein Grund, Denjenigen 
Rechte am Staat einzuräumen, die ihrerſeits alle Pflichten negiren.“ Von der 
gleichen Anſchauung aus wird dann in jenem Hamburger Artikel der Gedanke 
aufgeworfen, den in Gemeindeliſten zu verzeichnenden Socialdemokraten Wahl— 
recht und Wählbarfeit zu verſagen!“) „Die ſtaatlichen und geſellſchaftlichen 
Einrichtungen,” jo heißt es dort, „ind die Deiche, durch welche die mensch: 
liche Gejellichaft gegen die Ueberfluthung durch den Krieg Aller gegen Alle '*') 
ih Ichügt, und wer daran nicht mitarbeiten will, wer erklärt, daß er nur auf 
den Einbruch der Fluth wartet, die die Deiche zerbricht, der ſoll auch bei ihnen 
nicht mitwirken.” 


19. Gehorfam und Zwang. Weſen des Rechtsſtaates. Ausdruck des Unter: 
thanenverhältnilies im Allgemeinen iſt der Gehorſam, welcher dann die Er: 
rüllung jfämmtlicher Einzelpflichten in fich enthält. Um dieje zu fichern, bedarf 
der Staat des Zwanges; er iſt ihm unentbehrlich, denn „in allen Schichten 
der Bevölkerung liegt eine gewiſſe Trägbeit zur Erfüllung der Pflichten, ohne 
welche” ein Staat und namentlidy „ein großer Staat eben nicht beiteben fan.“ 
„Steuern werden nicht aus Patriotismus, jondern aus Zwang gezahlt.” "'?) 
Dabei ift es ein Irrthum zu meinen, daß der Zwang des modernen „Nechts- 
itaates unwürdig“ fei, oder daß doch mwenigftens in ihm für den Zwang nur 
bei Verfolgung des Sicherheitszmwedes, nicht aber auch bei der Wohlfahrts- 
deförderung Raum ſei.“ Much „Wohltbaten“ werden unter Umſtänden 
„obtrudirt (aufgedrungen)“ 4), wofür namentlich die Agrargejeggebung mit 
ihren „Öemeinheitstheilungen und dergleichen“ Beiſpiele bietet.''*) Denn nicht 
in der Verwertung des Staatlichen Zwanges an ich, jondern in feiner Aus: 
übung nach Necht und Gejeg, an deſſen Zuftandefommen die Unterthanen jelbit 
betheiligt find, beitcht das Weſen des Rechtsſtaates. Daher jtrebt derjelbe 
allerdings nach einer möglichit eingehenden geleglichen Regelung der Ber: 
waltung, durch welche das adminiftrative Ermeſſen, „der Spielraum, welcher 
in der Staatömajchine der Willkür der Ausführungsbehörden gelaſſen werden 
muß, ſoweit beengt wird, wie es mit dem Wohlbefinden und der richtigen 


13°, Urtilel vom 7 1. 96 Jahrbuch III 5. 555. 

10 Es beziehen ſich dieſe Worte nicht blos auf ſolche, welche den Staat und die itaat- 
lichen Ginrihtungen überhaupt, Sondern auch auf diejenigen, welche den Staat in jeiner 
fonfret gegebenen Norm negiren: „eine Fraktion, die unter allen Umständen die jetzige 
Regierung nicht nur, ſondern die jetzigen Reichseinrichtungen negirt und die fie nicht will.“ 

"N Val. dazu den Artikel v. 20. 11. 96 Jahrbuch III S. 572, 

“nal, oben $ 6. 

"2, Rede im Abg.Haus v. 1. VI, 65 1. K. I1 364). 

“al. oben S 5, ſowie über das Verhältniß des Jwangsmoments zu den beiden 
Richtungen des Staatszwedes ipeziell nah preußiſchem Yandrechte meinen Aufla über 
den „Begriff der Polizei”, Nerwaltungsarhivo III =. 267 ff. 

; „Beneficia non obtruduntur“ lautet eine alte juriftiiche Regel. 

145) Nede in der II. Kammer des Yandtags v. 19. N, 49 II. K. I 141, im welcher 
4— der ſtaatliche Zwang auf dem Gebiete des Gewerbeweſens Zwangsinnungen, 
Befähiguugsnachweis vertbeidiat wird. Gin der Agrargeichgebung ebenbürtiges Beiſpiel 
für die Verwendung des Itaatlichen Jwanges zur Wohlfabrtsbeförderung bildet Die moderne 
ſocialpolitiſche Geſergebung 
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Funktionirung diefer Majchine irgendwie verträglich iſt.“““) Indem das Gejet 
die Grenzen dieſes Ermeſſens feſtſtellt und dabei nicht blos den Unterthan, 
ſondern zweiſeitig auch den „Staat bindet,“ enthält es für denſelben allerdings 
eine ſelbſtgewollte veſchrantung ſeiner Machtvolltonmenbeit. Inſofern iſt „ein 
jedes Geſetz ein Verzicht des Staates auf ein Hoheitsrecht in dem conſtitutionellen 
Staate“ '). Allerdings nur in diefem, weil im abjoluten Staate der allein 
maßgebende Wille des Monarchen in jedem Einzelfalle das Gejeß zu ändern 
und die zweiſeitige Bindung für den Staat außer Kraft zu jeßen im Stande 
it. Daher fann erjt im Verfaſſungsſtaat der Nechtsjtaat zur vollfommenen 
Realität gelangen '**), und es ericheint an diefem Punkte der „Unterjchied 
zwiſchen einer abjoluten und“ einer „tonftitutionellen Verfaſſung“ gerade darin, 
daß Die legtere „dem Staatsbürger gegen den Mißbrauch der Gewalten Garan— 
tieen“ gewährt’), Nur Fann auch im Rechts- und Verfaſſungsſtaate nicht 
Alles durch Paragraphen genau geregelt fein; in gewiljem Umfange ift das 
freie Ermefjen nicht zu entbehren, und es dient nicht zum Wohle des Staates, 
„Dinge einer gefeglichen Regelung zu unterziehen, die fich der Möglichkeit 
einer jolchen im wohlverſtandenen Intereſſe des Landes abjolut entziehen. ”" 


20. Widerkand gegen die Geſehe? Gegenüber der Verwaltung fchüßt 
aljo den Untertban im Nechtsitaate das Geſetz. Wie aber, wenn das Gejek 
jelbit ungerecht it? Gibt es ein Necht zur Gehorfamsverweigerung gegen die 
Geſetze des Staates, weil fie einem hinter ihnen jtehenden höheren Nechte 
wideriprehen? Das iſt die Frage, welche uns aus den XLehrivitemen des 
früheren Naturrecht® Hundertfach entgegentönt. Für den Manı des Staates 
ift ſie raſch entichieden: Hinter dem Staatsgejege gibt es für ihn fein anderes 
Recht, alfo auch niemals ein Recht gegen das Staatsgeſetz. Jede Vernein: 
ung der Verbindlichkeit eines Staatsgefeßes von Seiten des Unterthan iſt das 
Gegentheil des Rechts, it Nechtsbruch, Revolution ''). Nicht blos in der 
gewaltjamen „Durdführung vermeintlicher oder wahrer Nechte gegen den 
Yandesherrn“ '??) liegt das Wejen der Nevolution, fondern jchon in der, jo zu 
jagen „willenichaftlichen Vorbereitung der Nevolution in den Gemüthern,“ in 
der Beitreitung der Verbindlichkeit des Gejeges nach der individuellen Beur— 
theilung jeines Inhalts. Darin gerade Liegt ihr Gegenjag zur Neform, welche 
fih bejtrebt, „auf legalem Wege zu Menderungen des Gejeges zu gelangen, 
legterem aber gehorcht, jo lange es giltig iſt.““) Dieje Auffaſſung zieht fich 
unverändert durch die ganze politische Thätigkeit Bismarck's hindurch und 
fommt namentlic) gegenüber dem abweichenden naturrechtlichen Standpunkte 
der katholiſchen Kirche '*) zum Ausdrud. Sie äußert ſich genau ebenjo be- 
reitö in Bezug auf den badischen Kirchenkonflift zur Zeit feiner Bundestags: 


40) Meichätagsrede v. 18. X. 67 II, K. 111 339, bezüglich auf $ 6 des Geſetzentwurfs 
über die Verprlichtung zum Sriegsbienite) 

m) Mede im Herrenhaus v. 23. III. 87 (H. K. XII 343), 

un Hierüber, ſowie über die Pa Bindung des Gefetzes mein „Polizeiverord 
nungsrecht in Preußen”, 2. Aufl. S 

se) Meichstagsrede v. 11. iu 67 (H. K. III 190): Willkürliche Verhaftung in dem 
nach Striegs- und WVölferrecht eroberten und zumächit abjolut vegierten Hannover. 

», H. K. III 341 (vgl. oben Note 146). 

‚s Mede in der 1I. Kammer des Landtags v. 22. III. 49 (H. K. 1 77, 79). 

Rede in der II. Kammer des Landtags v. 3. XIL. 50 H. K' 1 268. 

155) Rede im Abg-Haus vom 17. XII. 73 (H. K. VI 131 f.). 

"s*) Vgl. 3. B. den Artikel „Naturrecht“ * Staatslexikon der Görres-Geſellſchaft, 
II. Bd. Spalte 1423 if, befonders 1429, 1439 
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gejandtichaft '""), wie in den politifchen Neden des Kulturkampfs. Die Ge: 
jeggebung des Staates ift „ſouverän“; „wer die Geſetze ſeines Landes als für 
ihn nicht verbindlich darjtellt, ftellt ji außerhalb der Geſetze und jagt fich 
(08 vom Geſetz“!“). Es gibt fein Recht zum Ungehoriam; das wäre mit 
jeder ftaatlichen Ordnung unvereinbar’). Auch die „Berechtigung des Ge— 
wiſſens“ gebt nicht über die „Berechtigung der Staatsgeſetze“; anderenfalls 
hätte das „Gewiſſen eines jeden Deutjchen die gleiche Berechtigung“, und man 
fönnte „nicht ein Gewiſſen aus der Gentrumspartei höher anjchlagen, als ein 
Gewiſſen aus der jocialdemofratifchen.“  Ueberall liegt für Bismarck das 
Gleiche vor: die Ueberhebung des „perjönlichen Ermeljens“ über die „Majejtät 
des Gejepes"'°®). 

Es iſt hier nicht der Ort, in eine allgemeine Kritik diejes Standpunftes 
einzutreten, wobei zunächſt zu unterfuchen wäre, ob es richtig iſt, die in den 
großen und ſchweren Konflikten des jtaatlichen Lebens hervortretende Stellung- 
nahme ganzer Volksklaſſen gegen das Geſetz lediglih als eine Reaktion des 
Einzelwillens gegen den Staat anzujehen und damit injoweit ein Gemein— 
bewußtjein außerhalb des Staates überhaupt zu negiren. Es joll vielmehr 
nur darauf bingemwiejen werden, daß doch auch bei Bismard jelbit das nicht 
zu überjehende Gegengewicht jener Proflamation der unbedingten Zouveränetät 
jtaatlicher Gejeggebungsgewalt, und zwar nicht erjt in den Zeiten des finfenden 
Kulturfampfs, Deutlich bervortritt. Auch Fir Bismard it doch die Sou— 
veränetät der Geſetzgebung am legten Ende nur eine formale. So wie er 
von der Zeit feiner Jugend an bis in die des Alters von der Gejetgebung 
verlangt, daß fie ihren Inhalt aus dem „Urquell der ewigen Wahrheiten“ 
der Neligion und des Chriſtenthums ſchöpfen ſoll!“), wie er auch außerhalb 
diefer religiöfen Grundlagen die natürliche Billigfeit und die „distributive Ge— 
vechtigfeit” als Nichtichnur der Gejeßgebung anerkennt‘), jo ift die Folger— 
ung unabweislich, daß dieſe Poftulate wenigitens materielle Schranfen 
der Geſetzgebung darjtellen. Geſetze, welche gegen dieſe Prinzipien nach der 
Ueberzeugung des Einzelnen oder ganzer Klaſſen von Unterthanen verjtoßen, 
ind zwar nichtsdejtoweniger auch für jie formal gültiges Recht!“!); aber, wie 
Bismarck gelegentlich '°*) Schon in jeiner Bundestagszeit es einmal ausſprach, 
daß es eine „undanfbare Aufgabe ſei, gegen das öffentliche Nechtsgefühl mit 
Bundesbeichlüffen anzufämpfen,” jo erfennt er es beim Schlujje des Kultur— 
fampfes deutlich, daß die zwangsweiſe Durchführung ſolcher Gejege, gegen 
welche weite Kreiſe der Bevölkerung ſich innerlich auflehnen, zu einem gewalt- 
thätigen Verfahren und zu einem dauernden Konflikt zwiichen ihnen und dem 





xt Vertrauliches Schreiben an Miniſter Manteuffel, v. 29. XI. 53 GBundestags · 
berichte 1 S. 320); Brief an Gerlach v. 20. I, 54, S. 122 a. ©. 

_ Neichstagsrede v. 14. V. 72 (H.K V. 345). 

157) Val. die Note 153 und 155 zitirten Stellen, jowie Brief an den Biſchof von Er— 
meland v. 9. IX. 12, Steinis (= „Bolitiiche Briefe Bismards, 1—IV. Sanımlung, 
Berlin, Hugo Steinit Verlag 1889— 1893“, eine ausgiebige Jufammenftellung * Briefen, 
diplomatiichen Altenitüden u. ſ. wm.) Ill S. 285, auch im Staatsarhiv Suppl. I zu Bd. 
XXII, XX1V ©. 162 Wr. 6006. 

"=. Meichstagsrede v. 21. XI. 74 (H. K. VI 193 f.) 

15% Rede im 1. vereinigten Yandtag v. 15. VI. 47 H. K. I 25); vgl. auch oben $ 6. 

100) _Reichstagsreden v. 28. III. 81 und v. 4. III. 81 (H.K. Vin 417, 365), bezüg- 
lich auf Steuerfragen. 

iet Rede im Abg.-Haus v. 21. IV. 87 (II. K. XII 389). 

= Bericht betr. bie englüfche Interzeſſion im der Bentind’ichen Streitfache, v. 8. II. 58 
Bundestagsberichte III ©. 221 
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Staate führen muß, bei welchem auch der leßtere Nichts gewinnen Fan !*°). 
So ergibt fich doch jchließlich auch von Bismarck's Standpunkt aus, daß jene 
große Frage des Konflifts der Pflichten durch das formale Necht nicht end» 
gültig zu löjen iſt, weil fie für dasfelbe transicendent bleibt, daß es aber für 
den Staatsmann praftiich ziemlich gleichgültig fein kann, ob ein Theil der 
Untertbanen theoretiich dem Staatsgeſetze mur im Nabmen ihres durch die Re— 
ligion oder andere ethiiche Momente gebundenen Gewiſſens Gehorſam zubilligt, 
jolange er nur dem auch von feinem Standpunkte aus für ihn verbindlichen 
Poitulate genügt, die jtaatliche Gejeggebung in den Bahnen der durch die 
Bolfsüberzeugung getragenen Sittlichkeit und Gerechtigkeit zu leiten. Es iſt 
dieß die Auffaſſung, die auch ein anderer Staatsmann, der freilich als Dichter 
Bedeutenderes geleiftet hat, Goethe, in jeinen Sprüchen in PBroja dem Natur- 
recht gegenüber dahin zum Ausdruck gebracht hat: „Welches Recht wir zum 
Regiment haben, danach fragen wir nicht; wir regieren. Ob das Volk ein 
Recht habe, uns abzujegen, darım kümmern wir ung nicht; wir hüten ung 
nur, daß es nicht in Verjuchung komme, es zu thun.“!“) 

21. Grundrechte der Staatsbürger. Recht auf Arbeit. Bei Ddiejer, in 
eriter Reihe den Pflichten der Staatsangebörigen zugeneigten Auffaſſung und 
bei der bereitö oben '") erkannten bedingten Bedeutung der bürgerlichen Frei: 
heit im Verhältniß zur jtaatlichen Sicherheit ift es erflärlich, dak in Bis- 
marck's Neden und Schriftſtücken die jogenannten Grundrechte der Staatsbürger 
nicht ohne jtarfe Betonung ihrer, im Intereſſe der Staatsjicherheit nöthigen 
Einjchränfungen erjcheinen. Ganz bejonders am Ende der vierziger Jahre, 
wo die Wogen der Revolution erit allmäblich jich glätten, tritt er gegen um- 
gezügelte Preßfreiheit und unfontrolirtes Verſammlungsrecht auf.'°) Er nennt 
jie „antizipirte Bruchjtücde eines zukünftigen Nechtszuitandes, welche, wo ihnen 
die Ergänzung durch Repreſſivgeſetze fehlt, jede Regierung zu einem fort 
währenden Striegsfuße gegen den Aufruhr möthigen.“ Ganz beſonders aber 
legt er damals gegen das unumſchräukte Vereinsrecht Protejt ein.) Wenn 
ihm „alle diefe Grundrechte als Eroberungen der Revolution auf Kojten des 
allgemeinen Grundrechts des friedlichen Bürgers auf ungeftörten Schuß durch 
die Obrigfeit” erjcheinen, jo fiebt er „gerade in dem Vereinsweſen die ge— 
rährlichite Waffe der Geifter, die verneinen, gegen jede obrigfeitliche Autorität." 
In draſtiſcher Weije bezeichnet er es geradezu als die „Schneide jener Schere, 
mit welcher die fonjtitutionelle Delila dem Simjon der Monarchie die Loden 
verichneidet, um ihn den demokratischen Philiſtern mwehrlos in die Hände zu 
liefern.“ Aber auch jpäter, im Jahre 1867, hebt er rühmend hervor, daß 
jelbjt die franzöfiiche „Erklärung der Meenjchenrechte” v. Jahre 1791 die Frei— 
beit der Meinungsäußerung nur unter der VBorausjegung anerkannt habe, daß 
Andere nicht dadurch geichädigt würden: ein Standpunkt, von dem aus Big: 
mard jeinerjeit3 jich gegen die verantwortungsfreie Veröffentlichung der Barla= 
mentäberichte wendet. '°*) 


10, Dal. die Note 161 citirte Stelle. 
5 g Seite Abtbeilung; in der mir vorliegenden Gotta’ichen Nusgabe I (1860) ©. 249, 
Spalte 

ww Mal. oben $ 10. 

108) Mepe in der II. Kammer des Yandtags v. 21. 111. 49 H. K. I 70. 

107, Mede im deutichen — —— zu Erfürt v. 17. IV. 50 (HK. 1 244. 246). 

6°) Meichstagsrede v. 29. 67 H. K. III 256 a. E. Val. zu dieſem Gegenftande 
jest Hubrich, Immunität * — Berichterſtattung, in den „Annalen des 
Deutſchen Reichs“ 1897 S. 58. 
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Nach einer Richtung freilich iſt Bismard auf diefem Felde der Grund: 
rechte auch pofitiv bedeutjam hervorgetreten: nämlich in Bezug auf das be- 
rühmte Grundrecht auf Arbeit, welches er in der Neihstagsfigung vom 9. Mai 
18841°%) aus 8 2 Theil II Titel 19 des preußischen „Allgemeinen Land» 
rechts” ableiten wollte. Es muß bier dahingeftellt bleiben, ob es Bismarck 
gelungen ift, das Recht auf Arbeit wirklich als einen Beitandtheil des poſi— 
tiven preußifchen Rechts zu erweilen: jedenfalls hat er durch jeine fühne Be— 
hauptung in hohem Maaße anregend auf die Behandlung des Gegenitandes 
eingewirkt.'°%) Bei dieſer hat nur, jo viel ich ſehe, die deutiche, dem All— 
gemeinen Landrecht vorausgehende und ihm zur Grundlage dienende natur: 
rechtliche Literatur zu wenig Beachtung gefunden, deren Hauptvertreter Chrijtian 
Wolff'”") gerade dem Leiter des Staates die Pilicht auferlegt „.curandum, 
ne cuiquam desit labor, qui laborare vult.“ 


22. Staalsformen. Cäfarismus. Man unterjcheidet die Staaten nach der 
Structur ihrer oberjten Organe und nach der Art, wie diejelben bei der Bild: 
ung des Staatswillens zufammenwirfen. Bon den hiernach fich ergebenden „Staats- 
formen,“ wie man furz jagen fann, werden bei Bismard vorzugsweije vier er- 
mwähnt: die abjolute Monarchie (Abjolutismus), die fonftitutionelle Monarchie 
(Konftitutionalismus), die parlamentarische Monarchie (Parlamentarismus) und die 
Republik. Eine fünfte, der Cäſarismus oder, wie fie neuerdings genannt worden 
iſt!“), Die Demofratiiche Tyrannis, wird nur gelegentlich und flüchtig geſtreift, doch 
nicht, ohne daß auch hier mit fcharfem Blicke charakteriftiiche Eigenſchaften der- 
jelben erfaßt werden. So, wenn bei Bertheidigung des der norddeutichen Verfaſſung 
einzuverleibenden allgemeinen Wahlrechts der Verdacht zurückgewieſen wird, 
als hätten die verbündeten Negierungen mit demfelben ein tief „angelegtes 
Komplott gegen die Freiheit der Bourgeoifie in Verbindung mit den Maſſen 
zur Errichtung eines cäfarischen Regiments beabfichtigt“ 175; jo ferner, wenn 
von Napoleon III., dem Hauptvertreter des modernen Cäſarismus, bemerkt 
wird, man fünne von ihm troß des demokratischen Urfprungs feiner Herrichaft 
nicht jagen, daß er im Beſitze derjelben „dem Prinzipe der Volfsfouveränetät 
faktisch zu huldigen fortführe und von dem Willen der Maſſen das Geſetz 
empfinge, wie das in England mehr und mehr üblich werde” ''*). Die demo: 
fratiiche und revolutionäre Grundlage des Cäſarenthums, das, geftügt auf 
das Plebiszit umd die Maſſen, den befigenden und intelligenten Klaſſen in 
ihrem Streben nad) Einfluß im Staate ein Paroli bietet, andererfeits aber doch 
wieder, indem es jich jelbit kraft der Wahl durch die Nation als deren un: 
mittelbarjten Vertreter ausjpielt, auch der Demokratie nur einen Schein ihres 
Rechtes läßt: Alles das tritt in jenen kurzen Sägen mit jcharfen Schlag: 
lichtern in die Erſcheinung. 


23. Haupteintheilung der Staatsformen. Wefen der parlamentarifchen 
Monarchie. Was num die vier anderen Staatsformen anlangt, jo pflegt man 


»#, H. K. X 109. 118; dazu Parlamentarier I. S 259 fi. 262. 

, Mor Allem: Singer, das Recht auf Arbeit in geichichtliher Darftellung, 1895. 
Dort ©. 63 ff. über Bismard und das Allgemeine Landrecht; weitere Literatur S. 67 f. 

"ı), Jus naturae methodo scientifica pertractatum VIII & 422. 

+) Bornhat, Allgemeine Staatslehre S. 62 ff. und die dort gegebene interejiante 
Charalkteriſtik dieſer Staats- bezw. Negierungsform. 

"s Meichstansrede v. 28. III. 67 H. K. III 247). Vgl. aber dazu auch unten $ 29 

's Gigenhändiges Memoire, betr. die Beziehungen Preußens zu Frankreich v. 2. VI. 57 
Bundestagsberichte IV S. 278). 
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diefelben gewöhnlich durch einen tiefen Schnitt derart zu jcheiden, daß man 
die abfolute, Eonftitutionelle und parlamentarische Monarchie auf die eine, die 
Republik aber auf die andere Seite ftellt. Als prinzipielliten Gegenjag be- 
handelt man danach den zwiſchen Monarchie und Nepublif, wie man auch im 
Weiteren die juriftiichen Kriterien desjelben definiren mag. Auch Bismard 
verfennt nicht die Wichtigfeit des im Monarchen dem Staate eingefügten per: 
jönlichen Elements und er bringt es da zur Geltung, wo er auf die indi— 
viduelle Würdigung des Staatöhauptes das enticheidende Gewicht zu legen 
hat. Es handelte jich bei der dritten Leſung des norddeutſchen Strafgejeß- 
buches um die Beitrafung des Mordverjuchs gegen Bundesoberhaupt und 
Bundesfüriten, wo Fürſt Bismard für die Strafandrohung des Todes mit der 
Ausführung eintrat,'"?) daß ein Grundprinzip der Monarchie '‘") und damit 
auch der fonftitutionellen Monarchie in der „bejonderen Unverleglichkeit, dem 
ausnahmsweilen Schuge“ des Monarchen zu finden jei. „Die Regierungen,“ 
jo jagt er, „haben die Ueberzeugung gehabt, daß fie hier an der feinen Grenz: 
(inte jteben, die das fonftitutionell-monarchiiche Prinzip von dem republifant- 
ichen unterjcheidet.“ 
Allein in Bezug auf die ftaatsrechtliche Betrachtung des Staates im 
Ganzen iſt es für Bismard doch nicht die Fürperliche Unverleglichfeit des 
Monarchen, die ihm in legter Linie das Unterjcheidungsprinzip abgibt, jondern 
das Maaß der Unbejtimmbarkeit des monarchiichen Willens. Danach aber 
geht für ihn!“) die prinzipiellfte Scheidelinie nicht zwiſchen parlamentarifcher 
Monarchie und Nepublif, jondern zwischen Konftitutionalismus und Parla— 
mentarismus hindurch. Das enticheidende Sriterium, welches diejes Urtbeil 
rechtfertigen soll, beiteht für Bismard darin, dal; in der parlamentariichen 
Monarchie der Monarch zu pofitivem Thun, „ad faciendum“, zur Entlaſſung 
von Meiniftern, zur Herjtellung ftaatlicher Einrichtungen genöthigt werden 
fann'’*%). Ob Ddiefer Zwang ein ſofort oder mit Befriftung wirffamer ift, ift 
dabei gleichgiltig: aucd die Monarchie mit blos ſuſpenſivem Veto des Königs 
gegen Parlamentsbefchlüfje '°) ſteht mit der fchlechtbin parlamentarifchen auf 
einer Stufe'%. Es handelt fich bier in Wahrheit nicht mebr um eine 
Monarchie, fondern um eine verichleierte Nepublif, gleich der wahren Republik 
um einen Staat der Volfsjouveränetät'‘), welcher immerhin mit äußeren 
monarchifchen Formen beſtehen fann, wie fie die ehemalige „polnifche We: 
vublif,“ wie fie heutzutage die „engliiche ariftofratiiche Republik mit erblichem 
Präfidenten, der König oder Königin ift,“ aufweiſt.!““) Hier ift der Monarch 
nicht mehr der enticheidende Faktor des Staatslebens, wie noch in der fon- 


am, — N . 24. V. 70 (H K. IV 877.. 

116, H. 379. 

4 — Standpunkt theilt neueltens (1896) Bornhat S. 52 ff, der auch 
die ee Monarchie mit der Republik und der demofratiichen Tyrannis dem Ge— 
iammtbegriff des „Staates der Volksſouveränetät“ unteritellt. 

#, Meichätagärede v. 26. XI, 84 II. K, X 267). 

90 Bismarck bezieht ſich bier auf die von der Brauffurter Nationalverfammlung be 
chloſſene Verfaſſun des deutſchen Reiches v. 28. III. 49 8 101 Abſ. 2: „it von dem 
Reihstage in drei ſich unmittelbar folgenden Sigungsperioden derjelbe Beichluß unverändert 
gefaßt worden, io wird derjelbe, auch wenn die Zuftimmung der Reichsregierung nicht er— 
tolgt, mit dem Schlujje des dritten Reichstages zum Gejeh.“ 

Rede in der II. Kammer des Yandtags v. 21. IV. 49 (H. K. 1 88). 

‚ Mal. Note 180. 

i⸗ H. K. X 267 ivgl. Note 178); dazu auch Meichätagsrede v. 28. XI 85 
H. K. XI 296, 
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ftitntionellen Monarchie, wo die Volfzvertretung nur ein „votum negativum‘', 
nur die Macht hat, „den beſtehenden Rechtszuſtand feitzubalten,“ nicht aber 
einen neuen „dem Landesherrn aufzudrängen*.'°) Beim Konjtitutionalismus 
beiteht noch „parlamentarische Mitwirkung,“ beim Parlamentarismus jchon 
„parlamentarische Herrichaft”: dort „verhindert“ das PBarlament, was es für 
unrichtig bält, bier „regiert“ e8'**). Daher kann mit dem Fonftitutionellen 
Spitem noch ein wahres Gottesgnadentbum bejteben '*°), ein ſtarkes!) felbit- 
regierendes '*') Königthum: mit dev Volksſouveränetät des Parlamentarismus 
iſt es umverträglihd. Wer daher politiih den Parlamentarismus für Deutich- 
fand erjtrebt, it nach diefer Auffaſſung in Wirklichkeit nicht mehr monarchiich 
gefinnt, ſondern „antimonarchiich und Eryptorepublifanijch.“ '**) 


24. Politifhe Würdigung der Staatsformen. Keine abfolut vorzügliche 
Berfallungsform. Gebt man nun daran, die politiichen Werthurtheile jich zu 
vergegenwärtigen, welche Bismard über die verjchiedenen Staatsformen fällt, 
jo muß man jeine Meußerungen folgendermaßen jcheiden. Nein für ſich be— 
trachtet, bevorzugt er, wie es feinem jeder vorgefaßten Theorie abgeneigten 
Charakter entipricht, Feine derjelben: eine abjolut vorzüglichite Staatsform 
gibt es fir ihn nicht. Es fommt auf die „Umftände,” auf Gejchichte, Volks— 
charafter und Fürftenhaus, auf die fozialen und politiichen Bedingungen an, 
unter denen jich das Leben eines Staates und Volfes entfaltet. In diefem 
Sinne iſt es zu verjtehen, wenn er gelegentlich eines politischen Geſprächs mit 
Bluntichli feititellt, „perfönlich Fein Anhänger irgend eines Verfaſſungsſyſtems 
zu ſein“, und befonders hervorhebt, daß man „einen Staat mit Erfolg auch 
abjolut regieren könne“*“). In der That hat ja auch Bismarck mit dem Be: 
kenntniß nicht zurückgehalten, daß nach dem Kriege von 1866, als mit der 
Trage der „Indemnität“ auch die nad „Erneuerung des Abjolutismus” wieder 
hervortrat, er „ganz unbedingt und gewillenlos zum Abjolutismus geratben 
haben würde, wenn er geglaubt hätte, daß eine Diktatur in Preußen, daß der 
Abſolutismus in Preußen der Förderung des deutschen Einigungswerfes nütz— 
licher gewejen wäre.“!““) Und auf der entgegengefegten Seite bezeichnet er 
wiederum einmal geiprächsweile '"') das von ihm in praxi fo oft und jo 
Scharf befämpfte parlamentarische Syitem Englands als „jein Ideal,“ augen 


) Schreiben an den Fürſten zu Lippe Tetmold betr. die dortige Verfaſſungs— 
angelegenbeit, v. 23. XII. 53 Bundestagsberichte 1 342). 
— '") Reichstagsrede v. 15. III. 84 II. K. X 46), ſowie die Note 178 und 183 eitirten 
Stellen. 

>), Mede in der II. Kammer des Yandtags v. 22. 111. 49 H. K. 1 79): gegen das 
Vorurtheil, „daß ein fonjtitutioneller König kein König von Gottes Gnaden fein könne.“ 
Dagegen 5.77 über die beiden, einander von Haufe aus ausichließenden Prinzipien: Volks— 
wille iin Wahrheit Fauitrecht der Barricaden) und Obrigkeit von Gottes Gnabden. 

°, Mede in der II Hammer des Yandtags v. 24. IN. 49 H. K, I 128). 

'7) Meichstagsrede v. 24. 1. 82 (H. K. IN 225): gegen das franzöfiiche: „le roi 
regne, mais il ne gouverne pas.“ 

ss Mede im Abg-Haus vom 24. I. 87 H. K. XII 306): „Ich ſtehe alio nicht an, 
die Zwede und die legten Ziele der Fortichrittspartei als unverträglich mit den monardji= 
ſchen Einrichtungen zu bezeichnen, als antimonarchiich und als kryptorepublikaniſch.“ Dazu 
©. 305 a. €. und die ferneren dort Note 3 zitirten Stellen. S. 307: Verſuche eines mit 
der preußilchen Verfaſſung nicht übereinitimmenden „Mitregierens.” 

189. Parlamentarier II S. 125. (1868). 

wo, Meichstagsrede v. 9. VII. 79 (H. K. VII 146), verglichen mit der in Note 189 
zitirten Stelle. 

"1, Rarlamentarier I 5. 139 1878). 
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Iheinlid in dem Sinne’), daß durch dasjelbe da, wo die Verhältniſſe, ins- 
bejondere das ausschließliche Bejtehen zweier großen, fich ergänzenden politi= 
ihen Parteien, es ermöglichen, das geringfte Maaß von Reibung zwijchen 
Regierung und Volfvertretung gewäbrleiftet ift, „le jeu de nos institutions“ 
am leichtejten ſich abjpielt. 


25. Vorzüge der konflitutionellen Monarchie für Deutfchland. Alſo nicht 
„aus Liebe zum conftitutionellen Syſtem“!“*), da ja auch „der Abjolutismus 
an ich jo übel nicht wäre“ '**), jondern „nad forgfältigem Nachdenten“ über 
das Durch die concreten Verhältniſſe Geforderte und durch die Gejchichte Ger 
zeitigte fommt Bismard dazu, für Preußen und die deutichen Staaten die 
conjtitutionelle Monarchie als die „einzig mögliche”) und „vernünftigfte 
Regierungsform“!““ Hinzuftellen. Hier in Deutichland fommen nach den 
gegebenen Verhältniſſen die Vorzüge, welche ihr gegenüber den anderen Ver: 
faflungsformen und Negierungsiyitemen nach beiden Seiten hin eigen find, zur 
vollen und vortheilhafteiten Geltung. 

Bor dem Abjolutismus bat die conjtitutionelle Monarchie für ung den 
Vorzug voraus, weniger abhängig zu jein von der individuellen Perjönlichkeit 
des einzelnen FFürjten!”‘) und den auf Diele wirkenden Einflüſſen. Gerade 
auf den legten Punft fommt Bismard zu den verichiedeniten Zeiten immer 
wieder zurüd, indem ec bervorhebt, daß durch die conjtitutionellen Einricht- 
ungen die in abjoluten Staaten Häufig unfontrolirbaren Einflüſſe unberufener 
und unverantwortlicher Berjonen, von „der Bureaufratie und dem General: 
adjutanten“'"*), von der „geheimräthlichen Allgewalt und dünfelbafter Pro— 
feliorenweisheit“ '**) bis herab zum „raffinivten Kammerdiener“*°®), in ihrer 
Wirkjamfeit bejjer hintangehalten werden fünnen. Dieje Gefahr unfontrolir: 
barer Einflüjje, bei denen man oft gar nicht weiß, „in welcher Hand 


2, al. dazu Meichtagsreden vom 29, XI. 81 H. K. IX 157) und v. 14. VI. 82 
H. K. IX 407). 

"=, 11. K. VIII 146 (vgl. Note 190. 

"9. Parlamentarier I ©. 232 a. E. 1881. 

» 1. K. VII 146 (vgl. Note 190); dazu MNeichstagsrede v. 29. XI. 81 H. K. 
IX 147: „Ich bin weder Neaktionär, noch Abjolutiit, ich halte den Abiolutismus für eine 
er Sache”, Ferner noch Reichstagsrede v. 15. 111. 84 (II K. X 46), fowie unten 

ote 198. 

’o, Rarlamentarier I S. 232 (1881). 

=, Barlamentarier Il 125. Bluntſchli: „Der Abiolutismus ift nur möglich, wenn 
große, allen weit itberlegene Individuen ihn ausüben. Dafür aber haben die Völker gar 
feine Gewähr.“ Bismard: „Allerdings nicht und auch dafür nicht, daß Diele Individuen 
gut find.“ 1868.) 

” Mede im Abg.-Daus v. 24. I. 87 (H. K. X11 306: „Wir find weit entfernt 
davon, der abfoluten Monarchie zuzuitreben ; ich halte dieſelbe überhaupt fir eine unmög- 
liche Einrichtung, denn dann regiert entweder der Bureaukrat oder der Generaladjutant, 
oder irgend Jemand, der das Geichäft nicht kennt.“ 

’"o, Mede in der II. Kammer des preuß. Landtags v. 14. 11. 51 (H, K. I 308): 

Ter Abjolutismus fällt bei uns nach den gegebenen Zuſtänden zulammen in meiner Auf 
aſſung mit der Idee gebeimrätblicher Allgewalt und düntelbafter Profeſſorenweisheit binter 
dem grünen Tisch, ein Produkt, und, ich wage zu behaupten, ein notbwendiges Produkt 
derjenigen preubiichen Erziebungsmethode, die dem Individuum, welches ihren Crperimenten 
auf den Gymnasien und Univerlitäten unterworfen wird, den (Glauben an jede Autorität 
in diejer und jener Welt nimmt und ibm nur den Glauben läßt an die eigene Weisheit 
und Unfehlbarkeit. Dieſes Produkt, die Bureaufratie, babe ich nie geliebt.“ 

©) Parlamentarier II ©. 50: „Sie glauben nicht, welchen Antheil an den Geichiden 
—— regierten Yandes oft der Einfluß eines raffinierten Kammerdieners befitt.“ 
(20. XI. 66‘. 
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die Regierung iſt“?“), erfcheint für Bismark jo groß, daß er um ihretwillen 
gelegentlich den Abjolutismus als die für ung „unglücklichſte aller Staats— 
formen“ bezeichnet und ſelbſt den von ihm ſo tief verehrten König Wilhelm J. 
„nicht als abſoluten Monarchen ſehen möchte.“?°?) Einen poſitiven Vortheil 
aber gewährt das Beſtehen einer Volksvertretung gerade für Staaten mit 
politiſch gemiſchter Bevölkerung, wie es das vergrößerte Preußen im Jahre 
1867 war?“), indem fie als „wirkſamſtes Bindemittel die Verſchmelzung der 
widerſtrebenden Elemente durch die gemeinſame Arbeit an gemeinſamen Auf— 
gaben fördert“?“). Und ſogar im Intereſſe des Monarchen ſelbſt kann der 
Ktonftitutionalismus empfohlen werden; denn der Monarch taufcht für die Ber 
ichränfung feiner Machtbefugniiie den in unſerer heutigen fritiichen Zeit ganz 
wejentlichen Vortheil ein, im der Wolfzvertretung einen Mitträger der Ver— 
antrvortlichkeit für die erlafjenen Gejege zu finden und bei mißfälligen Gejegen 
die Unzufriedenheit auf die Majorität der Stände abgeleitet zu ſehen?“). 

Daß auf der anderen Seite für den Parlamentarismus es bei uns jchon 
an den nöthigen politiichen Vorausſetzungen fehlt, ift bereits mehrfach hervor: 
gehoben worden.?“ Bor Allem aber iſt es das jtarfe Königthum, das wir 
nach Außen, wie im Innern unſeres Volkslebens nicht miſſen können. Wie 
wichtig gerade für Preußen nach feinen „geichichtfichen Fundamenten und feiner 
europäiſchen Stellung”, mit feinem „Bedürfniß einer europäiſchen Machtitellung“ 
ein „einheitliches und starkes Regiment“ ift, hat Bismard frühzeitig erfannt 
und ausgejprochen’®‘). Dabei jteht ihm aber nicht blos die energiichere Kon⸗ 
zentrirung der geſammten Staatskraft in einer ſtarken Hand vor Augen, ſondern 
auch andererſeits die, gelegentlich des Karolinenſtreites mit Spanien von ihm 
hervorgehobene Thatſache, wie viel leichter eine von Volksſtrömungen abhängige 
Politik präjudiziell engagirt wird, als eine vom Monarchen ſelbſtſtändig ge— 
leitete. Letztere könne ſich ungefährdet zurückziehen und ſogar, wenn ſie es 
nothwendig halte, einige Schritte rückwärts gehen und brauche ſelbſt den 
Verluſt einer Poſition nicht unbedingt zu ſcheuen, an dem die Volksregierung 
nothwendig ſcheitern müſſe.““,) Im Innern unſerer ſozial bewegten Staaten 
aber iſt es wiederum die ſtarke Monarchie, welche beſſer als das geſellſchaft— 
lich zerklüftete Parlament den Schutz der Schwachen und damit eine weſent— 
liche Sicherung unſeres Staates überhaupt zu erreichen vermag. Der monarch— 
ische und der „Landesväterlich regierte Staat“ find fir Bismarck identijche 
Begriffe. ?°®) 


26. Schattenfeiten der Parlamente. Zufall der Abfimmung. Gefahren 
der Beredfamkeit. Sowie aber die Fonjtitutionelle Monarchie die Gefahren 


= ————— > 232 a. E. 4881). 


» Val. Note 200. 

>, Wie ſehr man auch in Süddeutſchland in der Herſtellung conſtitutioneller Ber: 
faſſungen ein Mittel erblickte, die verſchiedenartigen Landestheile, welche die politiſchen Be— 
wegungen zuſammengeführt hatten, mit dem Gedanken eines einheitichen Staates zu durch ; 
dringen, vgl. Roſin, badiſche Verfaſſungsgeſetze 1887 S. 7. 

204) Herrenhausrede v. 15. 1. 67 (Hl. K. 111 123. 

=, Schreiben an den ‚Fürften zu Lippe⸗ Detmold v. 23. XII. 53 (Bundestagsberichte 
1 342: mit „Barlamentarier“ II ©. 125 1868. 

208, Vgl. oben Note 16 

von, Ganz vertraulicher Bericht betr. die Verfaſſungs— —— der Stadt Frank— 
furt am Main, v. 5. Nil 53 Bundestagsberichte 1 S. 331 

®0, Marlamentarier I 2. 298 1889). 

209, Meichätagärede v. 2. IV, 81 H. K. IX 16), 


nach dei politiichen Reden und Schrifritüden des Fürſten Bismarchk. 1009 


des einjeitigen Monarchismus vermeidet, jo mildert fie andererjeit3 auch die— 
jenigen Bedenken und Unzuträglichkeiten, welche nach Bismarck's Auffafiung mit 
der Einrichtung einer jeden Volfsvertretung verbunden find. Zu diefen rechnet 
er zumächit den Zufall der bei der Abſtimmung fich vollziehenden Majoritäts- 
bildung innerhalb der Parlamente. Gegenüber einer Abjtimmung im preuß- 
ischen Yandtage von 1849, bei welcher ein Antrag mit Stimmengleichheit von 
152 Stimmen abgelehnt worden war, verfpottet er jene „höchite politische 
Weisheit“, welche die „Enticheidung unjerer Lebensfragen davon abhängig 
madt, ob von 153 Menjchen, die aus den Zufällen der Wahl hervorgegangen 
find, Einer an einem bejtimmten Tage an Rheumatismus leidet oder einen 
Termin abhalten muß.“ *'®) 

Sodann aber fommt Bismard immer wieder auf den nicht jelten höchſt 
nactheiligen Einfluß zurüd, den in den Volksvertretungen eine nur auf fich 
jelbit geitellte und nur durch jich ſelbſt wirſſame Beredjamfeit ausübt, Den 
Redner in diefem Sinne, den „Redekünſtler“ — und als einen jolchen zu 
gelten, lehnt er wiederholt ausdrüdlich ab?) — jtellt er dem fühlen Politiker 
in höchit pointirter Parallele gegenüber. Er vergleicht ihn mit einem Mufiker, 
Improviſator oder Dichter, der mehr Gemüthsmenſch jein muß, als Verſtandes— 
mensch, weil er auch mehr durch das Gemüth, als durch den Berjtand zu 
wirken beabfichtigt; er jegt bei ihm eine gewilje Yeichtigkeit in der Behandlung 
der Wahrheit voraus, mit der er es nicht allzu genau nehmen darf, und 
ichildert draftiich unter Vorführung tbatfächlicher Beilpiele aus der Geichichte 
des Barlamentarismus, wie verjchieden eine politiiche Nede bei unmittelbaren 
Anhören und bei jpäterem Xejen zu wirken im Stande it. Darum liegt 
etwas „ſehr Gefährliches in der Nednergabe“; fie vermag die Fraktionen nad) 
ih zu ziehen und „augenblidliche Entichließungen der Parlamente“ herbei: 
zuführen, ohne doch die Fähigkeit zu enthalten, „das Steuerruder des Staates” 
mit „voller fühler Ueberlegung zu leiten.““*) 


27, Mangel einer wahren Bolksrepräfentalion. Anı meilten aber — 
und das iſt wohl der heutzutage am lebhaftejten erörterte Punkt bei der Ge: 
ſtaltung unferer Parlamente — nimmt Bismard gegen diejelben ein, daß fie 
nach jeiner Anjicht in Wahrheit feine wirflichen Bolfsvertretungen daritellen. 
Er nimmt den Ausdrud „Vertretung“ dabei in dem Sinne der Worte, Die 
ehemals jchon Mirabeau gebraucht hat und die auch heute noch von den Bor- 
kämpfern der jogenannten Verhältnigwahlen als ihr Motto auf den Schild 


10, Rede in der II. Kammer des Yandtags v. 15. XI. 49 (H. K. I 161). 

*HReichstagsrede v. 26. III. 86 (H. K, XI 379: Ich mache nicht den Anſpruch, 
ein Kedner und ein Redekünſtler zu fein, ich bin Minifter, Tivlomat und Staatsmann umd 
a mich für gefränft len wenn man mic einen Nedner nennte.“ Reichstansrede v 
24. I. 82 (H. K. IX 250): Ich bin zu wenig Rhetoriker und ich lege zu wenig Gewicht 
auf —— Effekte u. ſ. w.“ Rede im Abg-Haus v. 3. II. 66 H. K. 111 23: „Ich 
bin lein Redner. Ich vermag nicht, mit Worten ſpielend, auf Ihr Gefühl zu wirken und 
damit Ihatjachen zu verdunfeln. Weine Nede it einfach und Kar.“ Dazu Bogel, Zur 
Charakteriſtik der politischen Heben Bismarck's, a 111 S. 339. 

12, Meichätagsrede v. 21. V. 69 (H. K. IV 233 iff. Exemplifizirung auf v. Nado- 
wis). Reichstagsrede v. 8. V. * H,K. VII Br. : „Webertegene Beredſamkeit“ von Yaster 
und Anderen. Reichstagsrede v. 29. IV. 81 (H. K. IX 56 : Gin guter Redner jelten ein 
guter Whiitivieler, ſelten ein guter Schachſpieler, noch Seltener ein ficherer Staatsmann. 
Rarlamentarier . S. 298: Nüslichkeit der monarchiichen Regierung gegenüber der par- 
lamentariichen; bei dieler verhelfe nur zu leicht die große Habe einer glänzenden Beredſam— 
feit zum parlamentariihen Siege über Sachkenntniß und thatſächliche Verhältniſſe. 
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erhoben werden?'°®): „Les assemblees sont pour la nation ce qu’est une 
carte reduite pour son etendue physique; soit en partie, soit en grand, 
la copie doit toujours avoir les memes proportions que l’original.“ 
In diefem Sinne ijt für Bismarck jchon im Fahre 1849 eine wahre Volks— 
vertretung nur eine jolche, welche, wie er jagt, „die Zuftände und Bedürf— 
nifje des gefammten Volkes und jedes einzelnen Theiles, wenn auch nicht mit 
der Treue eines Daguerrotyps, jo Doch mit der Achnlichkeit einer oberfläch— 
lihen Skizze wiedergiebt”*'*), die Gliederung und die politiiche Meinung des 
Volkes en miniature photographirt?'®), kurz ein jolches Parlament, „deſſen 
Majoritäten und Minoritäten in entiprechenden Bruchtheilen den Willen des 
Bolkes repräjentiren"?'°). Eine ſolche Bolfsvertretung ergeben allerdings unfere, 
auf Majoritätswahlen beruhenden Parlamente nicht, und wiederholt jtellt 
Bismard zum Beweiſe dejjen das Nechenerempel an, wie der deutjche Reichs: 
tag nur etwas mehr, als die Hälfte der Wähler, der indirekt gewählte preuß- 
ische Landtag nur etwas mehr, als ein Viertel derjelben repräjentirt”'?), und 
twie daher die mit Stimmenmehrheit zu Stande gekommenen Geſetze und Bes 
ichlüfjfe nur ’/, oder gar '/, des ganzen Volkes hinter ſich zu haben brauchen. ?'®) 


28, Proportionalwahlen, insbefondere nad Berufsgenofenfchaften. Die 
Herftellung einer foldhen wahren und gerechten Wolfsvertretung, für welche 
Bismard, wie fi) aus dem Zuſammenhang feiner Worte ergiebt, in der That 
eine gewilje „maturrechtliche Berechtigung der Einzelnen“ anerkennen möchte, ?'®) 
bält er noch im Jahre 1849 nicht für ausführbar und für eine „Zirkel— 
quadratur", in Ermangelung derjelben aber die Zufammenfegung unſerer Par: 
lamente für Zufallsfache?‘") und Lottofpiel.”*') Aber es darf nicht Wunder 
nehmen, daß von feinem Grundgedanken aus Bismarf fich zu den auch in 
Deutjchland ſpäter lebhafter erörterten Ideen der Mlinoritätenvertretung und 
Proportionalwablen hingezogen fühlt, welche allen Parteien eine ihrer Stärke 
entjprechende Vertretung im Parlamente zu fichern jtreben. Schon in der 
oben??*) citirten Nede vom Jahre 1849, in der er als wahre Volfsvertretung 
eine folche bezeichnet, „deren Moajoritäten und Minoritäten in entiprechenden 
Bruchtbeilen den Willen des Volkes vepräfentiren“, tritt das deutlich hervor, 
und im Jahre 1881 empfiehlt er ausdrücklich, wenn auch nur geſprächsweiſe, 
ein Wahlſyſtem in der Art, daß jeder Partei auf 25000 Stimmen ein Mandat 


1°, Mirabeau, Discours I, 31. Val. Roſin, Minoritätenvertretung und Propor— 
tionalwablen (1892) S. 33, 53 Vote 57. 

>14 Mede in der II. Kammer des Yandtags v. 24. N. 49 (TI. K. I 145. 

1°) Rede in der II. Kammer des Yandtags v. 14. II. 51 (H.K. I 302; Neichstags- 
rede v. 23. III. 67 <H. K. 111 247. 

15), Mede in der II Kammer des Yandtags v. 21. UI. 49 (IT. K. 173). 

7, Man vergegenwärtige fich: 1000 Urmäbler haben 10 Wahlmänner, dieſe wieder 
1 Abgeordneten zu wablen. Bei der Wahlmännerwabl ſiegt die eine Yilte mit 501 Stimmen, 
jo daß jeder der gewählten Wahlmänner, matbematiih ausgedrüdt, 50910 Urwähler repräs 
jentirt. Angenommen nun, dieſe Wahlmänner wählen wieder per majora mit 6 gegen 
4 Stimmen einen Abgeordneten, jo repräſentirt diefer von 1000 Urwählern nur 300°;1%. 

=, H. K. 173 {vgl. Note 216; 1 302 (vgl. Note 215 ; Rede im Abg.-Daus v 
29. 1,63 (H. K. 11 94 f.), wo zugleich noch auf die möglicherweiie ſehr geringe Wahl- 
betbeiligung bingemwielen wird; Neichstagsrede 28. III. 67 (IL, K. 111 249); Heichötagsrede 
v. 26. 111. 86 (H. K. XI 363. 

219% II. K. I 145 ivgl. Note 214). 

22), 1], K. 1 161 (vgl. Note 210. 

=») Rede in der II. Kammer des Yandtags v. 21. IV. 49 /H, K. I 90). 

22) II. K, 173 (vgl. oben Note 216. 
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zugewiejen werde, weil es ein Unſinn jei, daß, wenn die Parteien fajt gleich 
jtehen, die eine vollitändig ausfallen joll.””*) Als Vortheile jolcher Verhältniß- 
wahlen hebt Bismard namentlich, wie auch jonjt öfters geichieht, den Wegfall 
der „Kirchthurmsinterejjen, Perjönlichkeiten und der widerlichen und ftörenden 
Stihwahlen“ hervor. 

Uebrigens läßt fich doch aus der Fortſetzung derjelben Aeußerung mit 
einiger Sicherheit erkennen, daß Bismarck als Ideal nicht das reine mathe: 
matiiche Proportionalſyſtem, welches nur auf die abitrafte Zahl fich gründet, 
als vielmehr ein auf berufsgenofjenschaftlicher Gliederung??*) des Volkes aufs 
gebautes Verhältnißwahlſyſtem vorſchwebt. Daß ihm eine jolche Gliederung 
nach corporativen Intereſſengruppen, wie LYandwirtbichaft, Induftrie, Handel, 
Handwerf u. j. w., während feiner Amtszeit vielfach und insbejondere zu Wahl: 
zweden im Sinne gelegen bat?”’) und daß diefe Jdee auch bei dem berufs- 
genofjjenjchaftlichen Aufbau der deutichen Unfallverficherung mitgejpielt bat, it 
ja befannt. Denkt man fich diejelbe vollfommen durchgeführt und jeder Gruppe 
eine ihrer Zahl entiprechende Summe von Mandaten zugemiejen, jo gelangt 
man zu einer berufsgenojienjchaftlichen Proportionalwahl, die allerdings, wie 
es jcheint, vor der meiſt vertheidigten rein arithmetischen das voraus haben 
würde, daß Sich bei ihr die Wählergruppen nicht erjt bei der jedesmaligen 
Wahl durd die Einwirkung des Wahlſyſtems jelbit bilden, jondern auf organ 
ischer Grundlage dauernd und zu dauernden Zwecken bejtehen und in der Wahl 
jelbjt nur eine einzelne konkrete Gelegenheit ihrer Interejjenbetbätigung erhalten. **®) 


29. Allgemein gleiches, directes und geheimes Wahlrecht. Was im 
Uebrigen die Fragen des Wahlrecht anlangt, jo ijt denfelben Bismard da= 
durch insbejondere näher getreten, daß er das veichsdeutiche Wahlſyſtem, 
welches befanntlich allgemein gleiche, Ddirefte und geheime Wahlen bat, im 
Vergleiche zum preußifchen würdigt, das die Wähler nach der Steuerleitung 
in Klaſſen eintheilt und fie zu indirecten und öffentlichen Wahlen beruft. 
Bismard hebt nun zwar häufig bervor, daß für die Geftaltung des Neichs- 
tagswahlrechts die geichichtliche Ueberlieferung ſeit 1849 maßgebend in Betracht 
gefommen jei?*‘) und daß er dasfelbe nicht ohne Bedenken und „mit gewiſſem 





2°), Barlamentarier I S. 237 Note 1, verglichen mit ©. 53 Note 54 meiner Schrift 
über „Mlinoritätenvertretung und Provortionalmahlen.” 

=) Dal. auch II K. I 302 (Note 215), wo von einer „Abipiegelung des Woltes“ 
„nach feiner lebendigen Gliederung und feinen praktischen Bedürfniſſen“ geiprochen wird. 

2°), Mol. die Beltätigung in der am 17. April 1895 vor den Vertretern der deutichen 
Innungen gehaltenen Anſprache Jahrbuch 11 S 492): „— Aſſociationen, wie ich Keime 
davon mir gegenüber ſehe, die fich als Genoſſenſchaften organifiren, die ihrerjeits die Ge— 
feggebung richtig stellen — und auch ihre Abgeordneten in diefem Sinne dirchbringen. 
— Ich habe früber genlaubt, dab man unfere Wahlgefebgebung in Breußen Sowohl wie im 
Reiche auf dergleihen Berufägenoiienichaften begründen könnte, daß jede Berufsgenoiien- 
ſchaft ibrerieits das Recht bat, ich durch felbitändige Abgeordnete vertreten zu lafien.“ 

26, al. Dazu einigermaßen v. Hirichfeld: Die proportionale Berufsklaſſenwahl, 1835. 

27, Meichstagstede v. 28. III. 67 (II. K 111 246): „Tas allgemeine Mabtrecht iſt 
uns gewiliermaßen als ein Erbtheil der Gntwidelung der deutichen Ginbeitsbeitrebungen 
übertommen.“ Bezugnahme auf die Frankfurter Neichsverfaiiung, ſowie darauf, daß „mir 
es im Jahre 1863 den damaligen PBeitrebungen Deiterreichs in Frankfurt entgegengeſetzt 
haben“ (Vgl. dazu den bei H. K. Note 1 abgedrudten Bericht des Staatsminifteriums an 
den König v. 15. Sept. 1863). — Neichstagsrede v. 17. IX. 78 II. K. VII 260): „ch 
En das allgemeine Wahlrecht acceptirt mit einem gewiſſen Widerftreben als Frankfurter 

radition. In den deutichen Rivalitäten mit den Gegnern Des Reiches war die Harte 

einmal ausgetpielt, und wir haben jie als auf dem Tiich liegende Hinterlafienichaft mit 
gefunden.“ 
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Widerſtreben“*) acceptirt babe: aber er befennt doch auch, dah es ihm immer 
noch zur Zeit als das relativ bejte und namentlich ala das beſſere gegenüber 
dem preußiichen erichienen ſei.?) In diefem Sinne fpricht er fi in erjter 
Reihe gegen Zenfus und Klafjeneintheilung bei der Wahl aus. Cr findet „in 
jedem Zenjus Willkür und Härte“, da er die Nechte des Bürgers am Staat 
nur twegen geringerer Yeiltungen jchmälert, die der Vetreffende ja gern über: 
nehmen wollte, wenn ihm nur das der Steuerleiltung entjprechende Vermögen 
gegeben wiürde.?”) Die Klafjeneintheilung blo8 nad) dem Vermögen „reiße 
Hufammengeböriges auseinander und würfle“ Getrenntes zufammen und führe 
insbejondere in Preußen dazu, day in jeder Wahlkommune die Wähler mit 
anderen Maße gemefjen würden.““) So jteht Bismard nicht an, feine „Ab- 
neigung“ gegen das preußische Wahliyitem wiederholt Fund zu geben“*), es 
als „theoretisch und praftiich unhaltbar“?*), ja jogar ala im höchiten Grade 
„widerſinnig“ zu bezeichnen.**') 

Auch das indirefte Wahlivftem verwirft er zu Gunſten des direkten. Ab— 
gefehen von dem ſchon oben erwähnten Grunde jeines Urtheils, daß das 
indirefte Wahlſyſtem durch den ihm eigenen doppelten „Dejtillationsprozeß“ 
nur die Majorität einer Majorität von Wählern zur Geltung gelangen läßt?*?), 
wird ihm im Zuſammenhange damit aud) dag von Bismard vorgeworfen, 
daß es dem Stontaft der Negierung mit den unmittelbaren Elementen des 
Volfes verhindere. Bismarck verwirft es daher insbejondere dort, wo Die 
Hauptmaſſe umd der Stern des Volkes gefund, monarchiſch und loyal gefinnt 
ift, während die dünne Schicht der oberen Volksſtände, aus der die von den 
Urwählern gewählten Wahlmänner hervorgehen, der Regierung oppofitionell 
gegenüberjtebt. Diejen Zujtand nimmmt er nach feinen Erfahrungen beim 
preußiichen Militär: und Berfallungsktonflift im Fahre 1866 für Preußen als 
gegeben an, weshalb er fir diefe Zeit und dieſen Staat das allgemeine Stimm 
recht in einem an den Grafen Bernjtorff gerichteten Schreiben bejonders em— 
pfiehlt.“) Das Urtheil kann alfo, im Sinne Bismards jelbjt, in dieſem 
Punkte nur als ein relativ gültiges erachtet werden, wie denn auch in dem— 
jelben Schreiben ausdrücdlich anerfannt wird, daß in Ländern, wo die Mafjen 
revolutionär fühlen, das allgemeine Wahlrecht zu anarchiſchen Wahlen hin- 
drängt. Dagegen jcheint er einem anderen, von ihm gleichfalls als Vorzug 
der direkten Wahlen bezeichneten Momente allgemeinere Bedeutung zujchreiben 
zu wollen, dem nämlich, daß fie geeignet jeien, bedeutendere Kapazitäten in 


==) H. K. VII 260 (vgl. die vorige Note). 

=), H. K. 111 246 a. ©. (vgl. Note 227): „ich kenne wenigftens fein beſſeres 
Wahlgeieg." Rede im Abg-Haus v. 6. II. 68 (H, K. III 460): „das wenigitens theoretiich 
fomparativ u allgemeine Wablrecht.” H. K. VII 260 f. (vgl. Note 227). 

230) 1, III 248 (vgl. Note 227). 

”»ı) Der Brand ltegt darin, daß in jedem MWablbezirke für fich die auffommende Ge- 
jammtjumme der Steuern berechnet und in 3 gleiche Theile getheilt wird, deren jeder einer 
Wählerklaſſe entſpricht. Die Höchitbeitenerten fommen_ in die erite, die Mittelbeiteuerten in 
die zweite, Die Mindeſtheſteuerten in die dritte Klaſſe. Art. 71 der preuß. Verfaſſung. 
Beifpiele werden von Bismard ſelbſt (IT. K. III 248) vorgeführt. 

a ar den zitirten Stellen noch ausdrüdlih Rede im Abg.-Haus v. 28. I. 69 
i 

=), 4. K. III 460 (vgl. Note 229). 

”, ‚Ein — elenderes Wahlgeſetz iſt nicht in irgend einem Staate aus— 
gedacht, worden.“ II. K. 111 248, 

») H. K. I 302 (vgl. oben Note 215 und andere dort zitirte Stellen). 

© Zchreiben v. 19. „Ir. 66 (Steinig IS. 233) und dazu v. Sybel, Begründung 

des deutichen Reiches IV 318 j. 
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die Bolfsvertretung gelangen zu lajjen, weil hier zum Gemwähliwerden „Ans 
jehen in weiteren Kreifen“ erforderlich jei und nicht „das Gewicht Lokaler 
Gevatterichaften” entſcheide.?““) 

Steht aber an diefen beiden Punkten der allgemein gleichen und der 
direften Wahlen Bismard wohl noch heut für das deutjche Neichstagswahlrecht 
überwiegend ein, jo hat er fich dagegen neuejtens in den „Hamburger Nach: 
richten“, unter Berufung anf den Gang der parlamentarischen Verhandlungen 
und insbejondere auf den Inhalt der Regierungsvorlage zur norddeutjchen 
Bundesverfajlung, wie man wohl jagen fann, dagegen verwahren laſſen, aud) 
der Bater des (verfaliungsmäßig) geheimen Stimmrechts zu ſein.“s) Es muß 
dahingeitellt bleiben, ob auch die weiteren Ausführungen diefer Artikel Bismards 
eigene Anſchauungen wiedergeben, namentlich diejenigen, nach denen das Ge— 
heimniß der Wahlen, wie alle Heimlichkeiten in der Politik, dem germanischen 
Selbitgefühl widerjprechen und geeignet jein joll, die jozialen Klaſſengegenſätze 
noch zu verfchärfen, indem es Die wirtbhichaftlih abhängigen Klaſſen, ins— 
befondere die Arbeiter zum Mißtrauen gegen ihre Arbeitgeber aufruft. 


30. Diätenfrage. Es ijt befannt, daß als ein Gegengewicht gegen Die 
noch unerprobte Verbreiterung des Wahlrechts in der norddeutichen Bundes: 
verfaſſung die Diätenlofigfeit der Neichstagsabgeordueten Aufnahme gefunden 
bat. Bismard beftätigt Ddiefen Zufammenhang wiederholt offiziell und in- 
offiziell.) Uber er gibt doch auch, an und für ſich betrachtet, der Diäten- 
lofigfeit den Vorzug, wie er ſchon im Jahre 1851 im preußiichen Landtag 
die Diäten der Kammer als ein Uebel bezeichnet hat.) Als Grund diefer 
Auffaſſung tritt der zu Tage, daß der Mangel der Diäten auf fürzere Sigungs- 
perioden hinwirkt, die ihrerjeitS wiederum es den für eigene Nechnung ar: 
beitenden Gejchäftsleuten im Wolfe, „Die nicht blos von Gehalt, Honorar und 
Kapital leben“, eher ermöglichen, in die Volfsvertretung einzutreten.*') Das 
durch „die Uebertreibung und Häufung der parlamentarifchen Sitzungen“ ge- 
züchtete Berufsparlamentarierthum“*) geißelt Bismarck wiederholt ala eme 
neue Spezies der Bureaufratie, welche ebenjo, wie die alte, die Fühlung mit 
dem Volksleben und den Bli für dejien wahre Intereſſen verliert. „Erbliche 
Parlamentarierfamilien“, ähnlich den ſchon vorhandenen erblichen Beamten: 
familien, in denen die Kinder jchon erklären: „Ich will Abgeordneter lernen“, 
find der Schreden Bismards, dem er jeinerzeit auch durch eine Verlänger: 
pa der verfallungsmäßigen Legislatur: und Etatsperioden entgegenzumirfen 

offte.”*°) 


257) Meichstagsrede v. 28. III. 67 (H. K. III 250). 

23°) Hamburger Nachrichten v. 23. IV. 95 Jahrbuch II S. 663) und v. 5. V. 95 
(ebenda ©. 666 |.) Dal. dazu Frensdorff, die —— des — Wahlrechts 
in das öffentliche Recht Deutſchlands (Göttinger seftgabe für Yhering 1892) S. 187. 

=>, Srflärung „im Namen und Auftrage der verbündeten ee ‚ abgegeben 

im Reichstage am 80. III. 67 (H. K. III 261). Reichstagsrede v. 26. K.X 248). 

240) Mede in der II, Kammer des Candtags v. 11. J. 51 (H. K. I 281). 

a) gern v. 19. IV. 71 (H. K. x 36): „Nur furze Parlamente machen es 
möglich, dab alle Berufskreife, und gerade die Tüchtigften und Treueiten in ihrem bürger- 
lihen Beruf, ich die — abmüßigen können, daß ſie dem Vaterlande auch hier an dieſer 
Stelle ihre Dienſte weihen. 

22) Mol. dazu oben Note 86. 

» Neichstagsrede v. 5. V. 81 (H. K. IX 77), gehalten zur Vertheidigung des Ge- 
fegentwurfs auf Einführung vierjäbriger Legislatur- und zweijähriger Etats- und Berufungs 
perioden (vgl. oben Note 116), Meichstagsrede v. 8. V. 79 H K. VIII 36). 

Annalen dei Deutſchen Reicht. 1898. 8 
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31. Vortheile eines Pberhaufes. Neben der Gejtaltung des Wahlrechts 
ift es mwejentlich das Einfammerfyiten, welches dem deutjchen Reichstage fein 
charakteriſtiſches Gepräge verleiht. Bei der Berathung der norddeutichen Bundes: 
verfaflung ijt der Gedanke, dem Neichstage ala Volkshaus ein Oberhaus, eine 
Pairsfammer an die Seite zu ftellen, allerdings erwogen, allein von Bismard 
aus guten, mit der bejonderen Struftur unſerer NReichsorganijation zuſammen— 
hängenden Gründen zurüdgewiefen worden.““. Bei dieſer Gelegenheit aber 
hat er doch zugleich zum Musdrud gebracht, daß er vom Standpunkte des 
allgemeinen Staatsreht3 aus die Vorzüge einer Zweitheilung des Bar: 
lamentes und insbejondere eines Oberhaufes durchaus nicht unterjchägt. Das 
Beitehen eines jolchen in unferen größeren Einzeljtaaten betrachtet er als „die 
Uebertragung eines dev wejentlichjten Vorzüge der englischen Einrichtungen auf 
unfere Zuftände.“ Gr bezeichnet es als „einem Hemmſchuh, der an der 
Fortgleiten zu hindern“; es bedeutet ihm eine „stärkere Betheiligung derjenigen, 
die etwas zu verlieren haben, an dem Staatswejen, Derer, die nicht geneigt 
find, auf Koften und Gefahr des Staates zu hoch zu jpielen, weil der eigene 
Einfag zu ſtark iſt“. Das engliiche Oberhaus it ihm eine Berfammlung 
„gänzlich desinterejlirter Eriftenzen, die auf dieſer Welt nichts Erhebliches zu 
wünjchen haben, was fie verleiten fünnte, anders als nad) ihrer wohlbedachten 
ruhigen Ueberzeugung vom Bejten des Staatswohls zu urtheilen, befriedigter 
Grijtenzen, denen der Trieb fehlt, auf dem politischen Gebiete die Befriedigung 
jozialer und finanzieller Beitrebungen zu ſuchen.“ Und als Folge einer jolchen 
Einrichtung ergibt ſich, daß „dort nicht jo leicht experimentirt wird“, weil, 
wie Bismard nochmals betont, „Diejenigen, die Dort erperimentiren jollen, zu— 
fammen einen gewaltig hohen Einfag von Vermögen und Wohlfein zu ver: 
lieren haben.“ 


32. Parlamentsgewalt und Krongewalt im konflitutionellen Itaate. Für 
die Nechtsitellung der VBolfsvertretung und das Verhältniß von „Parlaments: 
gewalt und Strongewalt“ **°) ift, wie bereits feitgeitellt, nach Bismard in erfter 
Reihe der Gegenſatz von parlamentarischer und blos Fonjtitutioneller Monarchie 
entjcheidend. Die erjtere mag in England, Frankreich oder Belgien bejtehen 
oder beſtanden haben; aber nur die letztere beiteht in Deutjchland und nament- 
lih in Preußen auf Grund des geltenden Rechts, welches bier zugleich einen 
adäquaten Ausdruck der geichichtlichen Thatſache bildet, daß die Krone durch 
die Gewährung der Berfallung ihre Vollgewalt jelbit bejchränft, aber nicht 
ihre Nechte unter bejtimmten Bedingungen aus den Händen der Revolution 
überfommen hat.““) 8 ergibt ſich daraus der wejentliche Gegenjag, daß in 
der Eonftitutionellen Monarchie Deutichlands der Monardy nicht blos diejenigen 
Nechte bejigt, welche ihm im der Verfaſſungsurkunde ausdrüdlich zugewieſen 
find: der Artikel 75 der belgischen Verfaſſung, welcher einen dabingehenden 
Rechtsſatz enthält, iſt im die preußiſche, troß ihres ſonſtigen Anfchlufjes an das 
belgische Vorbild, nicht mit übernommen worden.““) Vielmehr ſteht der Krone 
4) Insbeſondere ift es für Bismard der Bundesrath, der einerjeits die Einſchiebung 
eines Oberhauſes in das Neichsgefüge nicht geitattet, andererjeits aber auch entbehrlich macht, 
weil er „bis zu einem gewiſſen Grade jelbit ein Oberhaus repräfentirt.“ Reichtagsrede v. 
28 III. 67 (H. K. III 250 f.). 

=, Erklärung in der Budgetlommiifton v. 80. IX. 62 H. K. II 25). 

* al. die oben Note 18, 19 zitirten Stellen. 

34°, Mede im Abg-Haus v. 3. 11.66 <H, K. III 19. 
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die Staatsgewalt im prinzipiellen Geſammtumfange und mit der Vermutung 
der Berechtigung zu ***), während umgekehrt die Bolfsvertretung auf diejenigen 
Rechte beichränft ist, welche ihr in der Verfaſſung ausdrüdlich fonzedirt find ***) 
und welche jie in den Grenzen parlamentarischer Mitwirkung halten, ohne eine 
parlamentarische Herrichaft zu gejtatten. 


33. Monarch und Staat. Die Pflihiftellung des Monarden. In diefem 
Sinne, aljo in dem Sinne, daß alle Rechte des Staates prinzipiell fich in der 
Hand des Monarchen fonzentriren, verwirft Bismard für Preußen und das 
ihm folgende fonftitutionelle Staatsrecht die „Trennung von König und Staat“ 
als „rechtlich, faktiſch und politiich in feiner Weiſe durchführbar." 2°) In 
dieſem Sinne iſt ihm Necht und Beſitz des Staates zugleich Recht und Bejig 
des Königs, ?®') in diefem Sinne der „Dienjt des Fürſten“ nicht zu „ſcheiden 
von Dienſt des Vaterlandes.“?“) Aber keineswegs darf aus dieſer energiſchen 
Betonung der Untrennbarkeit von Staat und Fürſt, vermöge deren ſich der 
eritere in dem legteren gleichham phyſiſch verkörpert und der Monarch, wie 
man jagen kann,““) als menſchlicher „Träger der Staatögewalt“ erſcheint, 
der Schluß gezogen werden ?°*), daß Bismard im feiner theoretischen Auffaſſung 
denen zuzurechnen fei, welche im Widerjpruch mit dem modernen Staatsgedanfen 
die organische Gejammtperjönlichkeit des Staates als eine unbrauchbare Fiktion 
zu Gunjten der phyfiichen Perſon des Herrichers gänzlich auf die Seite werfen 
wollen.*) Das wäre unvereinbar mit den Anſchauungen, die Bismard über 
den Staat ala Perjönlichkeit, ald Organismus und namentlich auch als Ge— 
meinwejen Eundgegeben bat°””), und vermöge deren er gerade auch den Mon— 
archen als zum Volke gehörig,““) daher als ein, wenn auch einzig gewerthetes, 
Glied dieſer organifirten Volfsgemeinjchaft in Anjpruh nimmt. Im Gegen: 
theil zeigt Fi, wie die Anerkennung des Staates als Gemeinwejen, deſſen 
Glied, Organ und Haupt der König iſt, und die Feithaltung des jelbitregieren- 

=) H. K. III 19: „Deshalb bat der König bei uns alle diejenigen früheren Rechte 
der Krone, welche nicht durch den ausdrüdlichen Shalt der Verfaſſung oder durch ein auf 
Grund der Verfaſſung zu Stande gekommenes Geſet auf andere Faktoren übertragen worden 
find.“ Cine Anwendung dieles Grundjabes wird bier in Bezug auf die Verfügung „über 
Groberungen der Kgl. Kriegsmacht“ Lauenburg) itatuirt. Dazu die bereits citirten Stellen. 
Zum Vergleiche: Art. 57 der Wiener Schlußatte vom 15. Mai 1820 und 3. B. Art. 5 der 
badischen Verfaſſung v. 22. VIII. 1818: „Der Großberzog vereinigt in ich alle Nechte der 
Staatsgewalt und übt fie unter den in dieſer Verfaſſungsurkunde feſtgeſetzten Beſtimmungen 
aus.“ Die preußiſche Verfaſſung enthält einen ſolchen programmatiſchen Satz allerdings 
nicht: um ſo wichtiger iſt hier die allgemeine — ————— Aus der Litteratur 

z. B. G. Meyer, Lehrbuch des Staatsrechts 4. Aufl. S + Note 7, 8 und die dort Ans 
geführten; Arndt Commentar zur preuß. Berfallung 3. uf 93 f. 

" Mede in der II, Kammer des Yandtags v. 14. IL. 51 u. K. I 302): mit ganz 
beitimmten eingegrenzten_ Attributen ausgerüftet.“ igenhändiger Bericht v. 39. IX. 51 
(Bundestagsberihhte IV S. 39): „nur ſolche Veränderungen des früheren Rechtszuftandes 
anzuerlennen, welche nad) itrikter Austegung der Verfaflungsparagraphen, expressis verbis 
und zweifellos in leßteren anerfannt find.” Bol. G. Meyer S 96 Vote 13. 

**Bgl. die Note 247 citirte Stelle. 

zn Vol. in Bezug auf die preußiiche Hälfte von Lauenburg H. K. TII 19. 

25%), Mede im der II. Kammer des Landtags v. 24. X. 49 H. K. 1149). 

25) G. Meyer, Staatsrecht 8 94 Note 5. 

> Mie ibn wohl Arndt Verfaſſungsurkunde S. 94 ziehen möchte. 

55) Ep namentlich, wenn auch im ingelnen abweichend, Seudel Grund —F einer 
allgemeinen Staatslehre ©. 5 ff.; Bornhak, Allgemeine Staatslehre S. 18, Preußiſches 
Staatsreht I ©. 66, 128. Vgl. fernere Angaben bei G. Meyer $ 3 Note 8, 5 84 Note 5. 

356) Mal. oben die 88 11, 14, 15. 

= Sal. oben Note 82. 
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den Königthums in der fonftitutionellen Monarchie bei Bismard ſich zu einem 
erhabenen Gejammtbilde vereinigen, welches er von der Pflichtſtellung des 
Fürften entwirft und namentlich in Kaifer Wilhelm I. verkörpert findet. 

Denn iſt auch der Monarch ein Glied des Staates, wie der einzelne 
Bürger, jo fteht auch bei ihm die Pflicht gegen den Staat in erjter Reihe.””*) 
Unendlich mal mehr bedeutet er für den Staat, wie der einzelne Unterthan, 
und unendlich mal größer find feine Pflichten. Auch das Königthum ift in 
erjter Reihe Pflicht, und Pflicht, es perjünlich auszuüben. Dieje Pflicht kann 
der Monarh auf fein Parlament und auf feinen Miniſter übertragen, und 
deshalb ijt gerade die Behauptung des felbitregierenden Königthums bei Big» 
marck zugleich die entjchiedenite Anerkennung der Pflichten, welche der Monarch 
dem Staate gegenüber zu tragen hat. In feinen Rechten kann Bismard den 
Monarchen mit dem Staate identifiziren, im jeinen Pflichten jtellt er ihm den 
Staat als heifchende Perfünlichkeit gegenüber. Das ift der Gedanfengang, wie 
er in der Neichdtagsrede vom 24. Januar 1882 zur Erläuterung des könig— 
(ihen Erlaiies vom 4. desselben Monats deutlich hervortritt.”?’) „Die Ber 
fafjung Preußens“, jo jagt der Erlaß, „it der Ausdruck der monarchiſchen 
Tradition dieſes Landes, deſſen Entwicklung auf den lebendigen Beziehungen 
feiner Könige zum Volke beruht.“ Und Bismard fügt, indem er die Selbſt— 
regterung des Königs in allen Einzelheiten verfafjungsmäßig feititellt, die Worte 
hinzu: „Die preußischen Traditionen entjprechen auch vollftändig den Bes 
jtimmungen der Verfajjung; es iſt von den preußiichen Königen ihre Stellung 
niemal3 in erjter Linie aus dem Gefichtspunfte der Nechte, jondern in erjter 
Linie aus dem Gefichtspunfte der Pflichten aufgefaßt worden. Unſere Könige, 
bis zu den Kurfürsten zurüd, haben nie geglaubt, daß fie fruges consumere 
nati wären ımd zu ihrem Vergnügen an der Spite des Staates jtänden, jon= 
dern fie haben das jtreng Ddienjtliche Gefühl der Negentenpflicht gehabt, wie 
Friedrich der Große es in feinem Ausspruch bethätigt, daß er fich ſelbſt für 
den erjten Diener des preußischen Staates erklärte.“ „Dieje Lehre“, jo äußert 
jich gleichen Sinnes Bismard im Privatgeſpräch, „haben die Hohenzollern nicht 
vergejien; in dieſem Geifte werden fie erzogen und er ijt in ihr Blut über- 
gegangen.“?’) Im diefer Anerkennung ihrer Pflichten Liegt auch die Wurzel 
ihres Gottesguadenthums?‘'), das durch die Verfaſſung nicht gemindert üft. 
So jagt?*?) denn Bismard: „Es ift ein weitverbreitetes Vorurtheil, daß ein 
fonftitutioneller König‘ fein König von Gottes Gnaden fein könne. Sch bin 
der Meinung, er ift e8 gerade recht". 


34. Die Minifter als Diener des Monarchen. Much in der fonjtitutios 
nellen Monarchie iſt der Monarch unverleglich und für feine Regierungsakte 
underantwortlich; die Verantwortung trägt jtatt feiner, auch dem Parlamente 
gegenüber, der fie gegenzeichnende Miniſter. Aber nichts deſtoweniger bleiben 
ſie Negierumgsbandlungen des Monarchen. Das jelbitregierende Königthum 


»%) Nal. oben $ 18. . 

. BE a Erlaß an das Staatsminifterium bei H. K. IX 219; die zitirten Worte 
Bismarck's ebenda ©. 231. 

» Unterredung mit Bluntſchli v. 30. IV. 68 (Barlamentarier II ©. 122): Auch 
der un. der preußiichen Könige hat doch dem Staate gedient, nicht ihren Per— 
jonen u. I. mw. 

»°», Rede im eriten vereinigten Yandtag v. 15. VI. 47 (1. K. I 24); dazu auch Be- 
richt v. 23. IN. 52 Bundestagsbericte IV S. 113). 
m Mal. oben Note 185. 
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ſchließt nicht blos die Barlamentsregierung, jondern auch jede Minijterregierung 
aus, während in der parlamentariihen Monarchie das Minijterium ein die 
Regierung führender Ausichuß der Parlamentsmajorität ift und der Künig 
hinter ihm verichtwindet. Dieſes Ariom der parlamentarischen Monarchie, das 
jich in dem Sate: „le roi regne, mais il ne gouverne pas“ ausprägt, bei 
ung nicht auffommen zu laſſen, hat fit) Bismarck zur vornehmſten Aufgabe 
gelegt.) Perſönlich leitet, wie er ftet3 ausdrüclich Eonftatirt, unjer Monarch) 
die —* des Staates?"*) und der Miniſter vollzieht ſeine Befehle, jo lange 
er nach jeiner eigenen Verantwortlichkeit e3 kann und nicht der Fürſt aus 
jelbitändigem Entjchlufje einen andern Minijter an feine Stelle beruft. Minifter 
des Königs fühlt jih Bismarck und nit Minifter irgend einer wechjelnden 
Barlamentsmehrbeit.*"?) 

Darum läßt er auch gewiſſe andere Prinzipien und Sätze des parlamen: 
tarischen Regierungsſyſtems nicht gelten, welche diefes Verhältniß zu verdunfeln 
geeignet jind. Der Saß: „the king can do no wrong“, foweit er mehr 
ausdrüden joll, als blos das Prinzip der Umverantwortlichkeit des Monarchen, 
it ihın eine „Eluge Erfindung der englischen Ariftofratie“, um „den König 
mundtodt zu machen“; denn „dann kann der König gar nichts thun, wenn er 
fein Unrecht thun kann.““) Und aud das Prinzip, die „Perſon des Mon- 
archen nie und unter feinen Umſtänden in die Debatte zu mijchen“, iſt ihm 
eine „Eonstitutionelle Fiktion, die dazu erfunden ift, den Monarchen möglichit 
unschädlich zu bejeitigen. Einer, von dem nicht die Nede jein darf, der hat 
auch feinen Willen, der hat auch nicht mehr mitzureden.“?*') Bismard aber 
will es jich, indem er fich „an die Verfafjung hält“, nicht nehmen laſſen, vom 
Könige zu reden, jo oft al3 „er berufen ift, den perjönlichen Willen desjelben 
geltend zu machen, der für ihn ein wejentlicher Entfcheidungsgrund ift." **®) 

Eine höchſt praktische Konjequenz für die Minijter ald Diener des Mon- 
archen iſt es aber endlih, daß fie fich durch die Vorausficht der Ablehnung 
eines Gejegentwurfs, den der Monarch gebilligt, nicht abhalten lafjen dürfen, 
ihn im Parlamente einzubringen. Ganz abgejehen von der umficheren Son: 
jefturalpolitif, die anderenfall® getrieben wirde, würden fie damit den „mon— 
archiichen Boden verlafjen und die republifanifche Selbjtregierung der gejeß: 
gebenden Verſammlung“ janktioniren, nicht mehr Minifter des Königs, jondern 
des PBarlamentes jein. Das legtere mag den Entwurf ablehnen, die Regierung 
muß ihre Pflicht thun und den Willen des Monarchen erfüllen, und kann fich 
dabei nicht „der Leitung einer, jogar noch nicht einmal vorhandenen, jondern 
nur muthmaßlichen Majorität mechanisch unterordnen.” *°*) 


35. PBrganifation der Minifterien, Kanzler oder Staatsminilerium ? 
Ueber die Organifation der Miniiterien ſpricht ſich Bismarck im Rahmen des 
allgemeinen Staatsrechts beſonders oft in der Richtung aus, ob einer ein— 

*) Reichstagsrede v. 24. I. 82 (H. K. IX 225 ff.). 

m. ee im AbgHaus v. 13. V1.65 H.K. II 381) ‚ Neichstagsrede v. 29. XI. 81 

ee) — im Abg.-daus vom 27. I. 63 (H. K. II 79). 

K. IX 147 (vgl. Note 264) 

ar, Neichötagerede v. 28. XI. 85 (H. K. XI 296). 

- Rede im Abg.-Haus v. 24. I. 87 (H. K. XII 312). 

”*9, Meichätagärede v. 9. II 76 (H. K. VI 334), Vertraulicher Erlaß an Geh. Ober: 
tegierungsrath Ed vom 18.X. 68 Wirtbichaftspolitif I ©. 120.a.€.). Votum v, 4. III. 73 
ebenda S S. 183). Schreiben an den Sandwirtbichaftsminifter Dr. Lucius vom 29. XII. 81 
(ebenda 5. 89). 
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heitlichen Spige, wie fie das deutſche Reich im Reichskanzler bejigt, oder 
einer Eollegialiichen Organijation, wie fie im preußiichen Staatsminifterium 
ſich darftellt, der Vorzug zu geben jei. Dabei tritt er energiih gegen das 
Syſtem follegialer Nefjortminifterien auf, deren Friftionen er in feiner Stell- 
ung als preußischer Minifterpräfident fortgejegt empfindet und nur widerwillig 
erträgt. Er bezeichnet es geradezu als einen „itaatsrechtlichen Fehler und 
Mißgriff“ und empfiehlt Preußen, dasjelbe zu Gunften des Reichsſyſtems auf: 
jugeben ®’). Dabei ftellt er dem leßteren aber im Wefentlichen ein Syſtem 
zjleich, wie er es im englischen Nechte wiederfindet, bei welchem unter mehreren 
Miniftern dem Meinifterpräfidenten doch nicht, wie in Preußen, als einem 
blos „ornamentalen Gliede“ nur die geichäftsordnende Leitung ohne Ber: 
fügungsgewalt °*'), ſondern auch das formelle Necht, jedenfalls aber die that= 
jächlihe Macht zuſteht, auch ohne Grundangabe jeden Miniſter aus dem 
Kollegium zu entfernen, jo daß fein Wille in Bezug auf den materiellen Sitz 
halt der Staatsregierung unbedingt entjcheidet *'?). Daß dieſe Stellungnahme 
jur Frage der ganzen Natur des großen Staatsmannes fongenial ift, erhellt 
von vornherein. Im Neiche Tann jeine gewaltige Natur unbedingt gebieten, 
im preußiichen Minijterialorganismus muß er „bitten, überreden, korreſpon— 
diren, fich bejchweren,“ ohne troß jeiner größeren moralischen VBerantwortlichkeit 
jtaatsrechtlich einen höheren Einfluß zu befigen ?'?). Allein es ift doch befonders 
interejjant zu jehen, wie jene Würdigung der follegialen Organiſation des 
Minifteriums mit dem allgemeinen abfälligen Urtheil zufammenhängt, welches 
Bismarck überhaupt auf dem Gebiete der Verwaltungsorganijation *’*) dem 
Kollegialfyitem zu Gunften eines Syjtems von Einzelbeamten (denen eventuell 
in Form des jogenannten Bureaufyitems abhängige Gehilfen beigegeben jein 
fünnen), entgegenbringt. 


36. Einzelbeamter oder Kollegium im Allgemeinen? Bas Gefühl der 
Berantwortung. Dem Einzelnen, der ungehemmt durch ein Kollegium, dem er 
angehört, feine Geichäfte führt, Schreibt Bismard durchweg mehr Initiative” ’®), 
ja jogar, mindeftens im Hinblid auf die durchfichtigere Kontrole, mehr Un- 
parteilichkeit zu, da erfahrungsgemäß in Majoritätsverfammlungen die Partei: 
anfichten mit größerer Schärfe hervorzutreten pflegen ***). Sehr draftiich jchildert 
Bismard ferner, wie jo häufig in Kollegien, damit nur eine Sache überhaupt 
zu Stande komme, gewiſſermaßen „Kopf und Schrift geſpielt“ werden muß 


ie Reichstagsrede v. 16. IV, 69 M. K. IV 185). 

2) Meichstagsrede v. 1. XII. 74 M. K. VI 210). 

» Neichstagsrede v. 16. IV. 69 (H. K. IV 195) mit Bezug auf die vorangegangene 
Grflärung Lasker's: „Der eine leitende Miniiter ift in England die Seele des Miniſte— 
riums, und er bat darauf zu achten, daß ‚jeder aus dem Minifterium jcheide, der mit feiner 
leitenden Politik fich nicht in Finklang zu ſehen weiß." Nähere Ausführung in der Reichs: 
:agsrede v. 5. III. 78 II. K. VII 176), unter Bezugnahme auf das Zeugniß Yord Palmer: 
iton’s „Bei dejjen eigenem Konflikt mit Dei Premier Yord Ruſſel im Sabre 1850. 

) Mede im Abg.- Haus v. 25. 1. 73 (H. K. V 362), ferner H. K. VI 210 (vgl. 
oben a 271). 

4) Anders auf dem Gebiete der Nechtiprechung. Val. die berühmte Inſtruktion, 
welche in der Herrenhausiigung v. 21. II. 81 der Geh. Oberregierungsratb Rommel in 
Bismard’s Namen verlas und in welcher namentlich gegen eine kollegiale Organifation der 
taatlichen Auffichtsbehörden über die ländliche Konmunalverwaltung Stellung genommen 
war. Sie hatte belanntlich die Demiſſion des Minifters des Innern, Grafen Botho zu 
Eulenburg, zur Folge (H. K. VIII 287 fi., bier 288 

ne Keicstagsrebe v. 18. ni 77 U. K. VII 56. 

ng, VIIT 288 vgl. Note 274). 
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darüber, was endlich bejchlofjen werden joll. Gerade je tüchtiger die Charaf- 
tere, deſto jchwerer die Einigung, bis endlich, wenn alle des Streite8 müde 
find, Einer und nicht immer der Klügite kommt und jagt: „So foll es fein“, 
und die Uebrigen beiftimmen, um überhaupt zu einem Nejultate zu gelangen ?"”) 
Bor Allem aber empfindet Bismard, was für fonftitutionelle Minijterien . 
jonders in Betracht fommt, die Schwächung des VBerantivortlichkeitsgefühls, 
welche der gegenfeitige Verlaß im Kollegium und die Unkontrolirbarfeit der 
Abſtimmung nothwendig bei jedem Meitgliede eines Kollegiums hervorrufen 
müſſen?). Die Art, wie Bismard die Verantwortung würdigt, aber aud) 
jederzeit zu tragen bereit iſt, fie it es vor Allem, die ihn als großen Staats— 
mann fennzeichnet. So wie nach dem Worte eines berühmten Militärjchrift- 
jteller3 der Muth der Berantwortlichkeit den großen Feldherrn macht, jo it 
auch für Bismard das Bewußtjein der Verantwortung das Wejentlichite jo: 
wohl bei Würdigung jeines eigenen politiichen Handelns, wie in Bezug auf 
die Thätigfeit Anderer ?’’). Er will bei jeinen Untergebenen, daß jie nicht 
lediglich mit dem Namen des Amtes, das fie führen, ihre Schriftitücde zeichnen, 
jondern mit ihrem perjönlichen Namen für deren Inhalt einſtehen?“). Er 
nimmt es aber auch jelbjt nicht leicht mit feiner Verantwortlichfeit, weder ex: 
tenfio, noch intenfiv **'), und genau weiß er, daß gerade dieſes Schwergewicht 
ſeiner Thätigkeit, dieſes ewige Gefühl der Verantwortung für einen ganzen 
Staat es ijt, in dem, und nicht im der Fülle der Gejchäfte, das eigentlich 
„NRervenabnugende“ °°*) für den Staatsmann gelegen it. 


37. Kontitutionalismus und Beamtenredht. Burcaukratie. Auch auf die 
ftaatsrechtliche Stellung der Beamtenjchaft jollte nach Bismard die Staatsform 
nicht ohne maßgebenden Einfluß bleiben. Es ijt ein programmatiicher Saß, den er 
bei Nerathung von Art. 21 des Entwurfs einer norddeutichen Bundesverfafjung 
aufjtellt: „Je mächtiger die parlamentarifchen Einflüſſe auf das Staatsleben 
einmwirfen, deſto nothwendiger it eine ftraffe Disziplin in dem Beamten: 
jtande.“ °*?) Unter dem befonderen Eindrude‘ der Thatfache, daß beim Be- 
ginn der parlamentariichen Aera in Preußen und auch zur Zeit des Ber: 
faſſungskonflikts die liberale Kammeroppofition einen jtarfen Zuzug aus den 
Neihen des höheren Beamtenftandes erhielt, geht Bismarck in den jechziger 
Jahren foweit, die Unabjeßbarfeit der Beamten für den fonjtitutionellen Staat 
wenigitens theoretiich ganz zu verwerfen. In zwei wejentlich gleichlautenden, 
obgleich ihrem Charakter nach ganz verjchiedenen Kundgebungen ?**) bezeichnet 
er fie als einen „Reit der Einrichtungen des abjoluten Staates,“ in welchem 
jie ein berechtigtes „Segengewicht,“ eine „Schugwehr gegen Willfiir“ bildete, 
En — ’ 

#7) H. K. IV 185 (vgl. Note 272). 

© HK. IV 185, VI 210 (vgl. Note 271): Verantwortlichkeit nur bein Indivi— 
duum, nie beim Kollegium“: „bier Au Fiktion“ : Reichstagsrebe v ‚22. XI. 75 (H.K. VI303 
VIII 288; Reichstagsrede v. "28. TIL. 81 (H. K. VIII 401). 

=’, ‚Muth der Nerantwortlichkeit und der Meinung“: NReichstagsrede v. 1. V. 72 
H. K. V 329). 

— Kampf gegen — Neutrum und Eintreten für die Perſönlichkeit: Reichstagsrede 
v. 13. UI. 77 ıH. I 4 47). 

* Ueber den — jeiner Verantwortlichkeit ſpricht ſich Bismarck z. B. aus H. K. VI 
209. 305, im binfichtlich des — der Reichsgeſehe V 327. 

H. II 54 (vgl. Note 280 

* —Sſ— v. BB. II. 67 ir K. VIII 252). 

2%), Die eine ift die_ oben Note 20 zitirte Information fiir die auswärtige Preſſe vom 
Sabre 1862, Jahrbuch TS. 30, die andere die ın voriger Note zitirte Neichstagsrede ©. 252. 
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während fie mit der modernen Eonftitutionellen Verfaſſung unverträglid ſei. 
Sit aber der Weg ihrer Befeitigung, der, wie Bismard wohl erkennt, jeiner- 
jeitö bedeutende Gefahren für die Jutegrität des Beamtenftandes mit ji 
bringen würde **°), jedenfalls für Deutfchland nicht gangbar, jo müßte wenig: 
ſtens die Wählbarfeit der Beamten zum Parlamente — entfprechend dem oben 
angeführten Verfafjungsentwurf — verneint werden. In Bezug auf Verwalt: 
ungsbeamte ift es dabei gerade die Lockerung der Disziplin, die ihn abjtößt, 
wenn der Beamte feinem Minifter und Chef in der freien Stellung und mit 
der Nedefreiheit des Abgeordneten gegenübertreten darf, während Hinfichtlich 
der Nichter auch noch das Moment hinzufommt, daß auf fie „Die Betheilig— 
ung an den Parteifämpfen einigermaßen mehr zurüdwirkt, als mit der Un: 
parteilichfeit der richterlihen Stellung verträglich ijt“ **). Es iſt übrigens 
befannt, daß Bismard mit diefer feiner Anfchanung, welche er auch noch ſpäter 
wiederholt vertreten hat?“), nicht durchgedrungen ift und daß der Artikel 21 
der geltenden Neichsverfaffung den Ausschluß der Beamten von der Wählbar: 
feit nicht fennt. Dagegen hat er erfolgreich zu anderer Zeit der Annahme 
einer Öefegesbeftimmung Widerftand geleiftet, in welcher er gleichfalls eine 
Ihädliche Einwirkung des Konftitutionalismus auf die „Disziplin der Bes 
amten und ihren Zufammenhang mit der Regierung” erblidte. Es war das 
die vom Neichstage im Jahre 1867 in den Geſetzentwurf, betreffend die Ber: 
waltung des norddeutichen Schuldenwefens eingeftellte, wonach bei Mängeln 
in der Schuldenverwaltung die daraus hergeleiteten Anſprüche vom Reichstage 
Direft gegen die betreffenden Beamten jollten verfolgt werden Dürfen. Das 
Amendement und mit ihm der ganze Entwurf iſt micht Geſetz geworden, indem 
im Bundesrath der Bismarck'ſche Standpunkt durchdrang, daß „eine geurdnete 
Berwaltung mit einer direften und unabhängigen VBerantwortlichkeit” der unter 
dem Minifterium ftehenden Beamten gegenüber dem Parlamente „nicht be 
jtehen kanu.“*) — 

Daß Bismard im Allgemeinen die Vorzüge des preußiichen Beamten: 
thums, „eine Integrität, fein Anfehen, fein Gefühl der Würde, was ihn bei 
Ichlechter, oft unzulänglicher Beſoldung über Verſuchungen hinweghebt,“ willig 
anerfennt, geht gerade aus dem Zufammenhange der öfters zitirten Rede ber: 
vor.“) Aber „nie geliebt“ hat er jene Ausjchreitung des berufsmäßigen 
Beamtenthums, welche als Bureanfratie die berechtigte Autorität zum ſchranken— 
loſen Machtbedürfniß und die anerfennenswerthe Tüchtigkeit zum Unfehlbar: 
feitsdinfel „geheimräthlicher Allgewalt“ fteigert °”). Die damit gegebene 
Neigung zum „Buwielregieren“ ?°'), zur „Nivellirung und Zentralifirung“ **) 
muß mit Nothivendigfeit die Bevölkerung abſtoßen und die berechtigten Sonder: 
interejjen der einzelnen Volksgruppen und Landestheile verlegen. 

285, 4, K. III 258. 

ae 4, K. III 254. 

2%) Meichstagsrede v. 3. III. 81 (MH. K. VII 333, mit befonderer Beziehung auf 
die Richter. 

»"*) Meichstagsrede v. 22, IV. 68 (H. K. IV 33); vgl. E. Meier Artikel „Staats: 
ſchulden — Rechtslexikon III 5. 765. 

} . . U). 





0) gl. die Note 199 zitirte Stelle und daneben auch die ſtarken Ausdrüde im 
Briefe an 9. Wagener v. 30. Vl. 50 (Steinig 16, wo jevod das Datum falich angegeben 
it: vgl. Hort Kohl Regeften I S. 87 

*1) Meichstagsrede v. 21. 11. 79 (H. K. VII 423 in Bezug auf die Aſſimilirung 
der Reichslande. 

2, Mede in der II. Kammer des Landtags v. I8. N. 49 (HM. K, 1185 
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während fie mit der modernen Eonftitutionellen Verfaſſung unverträglich fei. 
Sit aber der Weg ihrer Bejeitigung, der, wie Bismard wohl erkennt, jeiners 
jeit3 bedeutende Gefahren für die Integrität des Beamtenjtandes mit jich 
bringen mwürde**°), jedenfalls für Deutfchland nicht gangbar, jo müßte wenig: 
jteng die Wählbarkeit der Beamten zum Parlamente — eutiprechend dem oben 
angeführten Verfafjungsentiwurf — verneint werden. In Bezug auf Verwalt— 
ungsbeamte iſt es dabei gerade die Loderung der Disziplin, die ihn abjtößt, 
wenn der Beamte feinem Minifter und Chef in der freien Stellung und mit 
der Nedefreiheit des Abgeordneten gegenübertreten darf, während Hinfichtlich 
der Richter auch noch das Moment hinzukommt, daß auf fie „Die Betheilig- 
ung an den PBarteifämpfen einigermaßen mehr zurüdwirft, als mit der Un— 
parteilichfeit der richterlichen Stellung verträglich iſt“**). Es it übrigens 
befannt, daß Bismarck mit diefer feiner Anfchanung, welche er auch noch jpäter 
wiederholt vertreten hat?*”), nicht durchgedrungen iſt und daß der Artikel 21 
der geltenden Neichöverfaffung den Ausschluß der Beamten von der Wählbar- 
feit nicht feunt. Dagegen hat er erfolgreich zu anderer Zeit der Annahme 
einer Gejegesbejtimmung Widerftand geleiftet, im welcher er gleichfall® eine 
Ihädliche Einwirkung des Konftitutionalismus auf die „Disziplin der Bes 
amten und ihren Zuſammenhang mit der Negierung” erblidte. Es war das 
die vom Neichstage im Jahre 1867 in den Gefekentwurf, betreffend die Vers 
waltung des norddeutichen Schuldenwejens eingeftellte, wonach bei Mängeln 
in der Schuldenverwaltung die daraus hergeleiteten Anfprüche vom Reichstage 
dDireft gegen die betreffenden Beamten follten verfolgt werden dirfen. Das 
Amendement und mit ihm der ganze Entwurf ift nicht Gejeß geworden, indem 
im Bundesrath der Bismard’sche Standpunkt durchdrang, daß „eine geordnete 
Berwaltung mit einer direften und unabhängigen Verantiwortlichkeit" der unter 
dem Minifterium ftehenden Beamten gegenüber dem Parlamente „nicht be: 
jtehen kann.“ ***) — 

Daß Bismard im Allgemeinen die Vorzüge des preußischen Beamten: 
thums, „jeine Integrität, fein Anjehen, fein Gefühl der Würde, was ihn bei 
Ichlechter, oft unzulänglicher Befoldung über Verfuchungen hinweghebt,“ willig 
anerkennt, geht gerade aus dem Zuſammenhange der öfters zitirten Rede her: 
vor.“) Aber „nie geliebt“ hat er jene Ausfchreitung des berufsmäßigen 
Beamtenthums, welche als Bureaufratie die berechtigte Autorität zum ſchranken— 
lojen Machtbedürfniß und die anerfennenswerthe Tüchtigkeit zum Unfehlbar: 
feitsdünfel „geheimräthlicher Allgewalt“ fteigert *"). Die damit gegebene 
Neigung zum „BZuvielregieren” ?’'), zur „Nivellirung und Zentraliſirung“?*) 
muß mit Nothwendigfeit die Bevölkerung abjtoßen und die berechtigten Sonder: 
interejjen der einzelnen Volksgruppen und Landestheile verlegen. 

25) H. K. III 253. 

ꝝ H, K. III 254. 

97), Meichstagsrede v. 3. III. 81 (H. K. VIII 333), mit befonderer Beziehung auf 
die Michter. 

3°) Meichstagsrede v. 22. IV. 68 (H. K. IV 33); vgl. E. Meier Artikel „Staats- 
ichulden“ in v. Holkendorff's Nechtslerifon III 5. 765, 

»s») ][. K. II. 258. 

0, Mal. die Note 199 zitirte Stelle und daneben auch die itarfen Ausdrüde im 
Briefe an 9. Wagener v. 30. VI. 50 (Steinig 16, wo jedod das Datum faljch angegeben 
it: vgl. Horſt Kohl Regelten I S. 87 

ı) Meichstagsrede v. 21. III. 79 (H. K. VII 423) in Bezug auf die Aſſimilirung 
der Neichslande. 

» Rede in der II. Kammer des Landtags v. 18. X. 49 (H. K. 1 135). 
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38. DBezentralifation und Selbfiverwaltung. Denn troß des ftarfen Ge— 
fühl® der Berantwortung, das ihn bejeelt, und troß des damit verbundenen 
Bedürfniſſes unbedingter Folgeleiftung, find es doch nur die mejentlichiten 
Intereſſen des Staatöganzen, in denen Bismard dasjelbe zur Geltung bringt. 
Er iſt daher fein Anhänger unbedingter Zentralifation, bei welcher „über jeden 
Baun und jede Brüdenbohle durch fünf Inſtanzen bis nad) der Hauptjtadt 
gegangen wird und wo jchließlich die beiden äußerjten Pole, dev Bezirks— 

endarm und die geheimräthlichen Streife des Miniſteriums die eigentlicdy Ent: 

Fheidenden in jeder jpeziellen Sade ſind“*). Gr befürwortet im Gegen 
theil die Dezentralijation ?°*); er verwirft die Omnipotenz des Staates ?") und 
gönnt, wie ſchon in anderem Zuſammenhange zur Sprache gelangt it ’**), 
jedem engeren Kreiſe im Staate die mit dem Wohle des Ganzen nur irgend» 
wie verträgliche Selbjtändigkeit und Freiheit. Er verlangt allerdings, daß 
nicht in Ermangelung einer fejten Staatsautorität die Dezentralijation in eine 
„Detompofition des Staatsverbandes" übergehe und ein Zerfall des Staates 
„in kommunale Republifen“ eintrete*®*), er hält auch die praftiiche Einrichtung 
der Selbjtverwaltung, namentlich ein Mehr oder Weniger in der Verwendung 
perjönlicher Ehrenämter, für eine disfutable Frage““); aber für dieje jelbit, 
möge fie fich im Kreiſe der Ortsgemeinde oder dem der weiteren Kommunal— 
verbände *°°), in politiichen oder jozialpolitiichen Körperichaften ’°°) entfalten, 
it er ſtets und entichieden mit Bezug auf alle diejenigen Verwaltungsangelegen- 
heiten eingetreten, welche „beſſer“ vom lofalen, „provinziellen“ oder berufs- 
genofjenichaftlihen „Standpunkte, ala vom zentralifirten aus gejtaltet werden 
können“ °°*), 

39. Staat und Gemeinde. Die Zwecke der Gemeinde. Was insbejondere 
das Berhältniß der Gemeinde (Ortsgemeinde) zum Staate anlangt, jo erkennt 
Bismard hiermit der erjteren einen eigenen Wirkungsfreis zu, den er auf 
einem natürlichen Unterfchiede zwijchen den Zweden der Staatsgefammtheit 





v3, Mede im Abg.-Daus v. 5. II. 68 H. K. III 451). 

+, Mal. außer Note 293 noch die Nede im Abg. Haus v. 4 II. 68 (H. K. III 440. 
445: „Tezentralifation — Spjtem der Zentraliſation“). Neichstagsrede v. 16. IV. 69 
H.K. IV 190: „Zentralilation mehr oder weniger eine Gemaltthat.”); 

295), Meichstagsrede v. 28. III. 81 (H. K. VII 401). 

so, Pal. oben $ 9. 

=”, Mol. Note 295. 

»»*, 1. K. VIII 401: Werichiedene Anficht (gwiichen Bismard und Eulenburg; vgl. 
oben Note 274) „über die Ausdehnung, das Maß und die Form der Selbitverwaltung”. 
H. K. III 450 f. ‚vgl. Note 293): „Modalität der Ausführung,“ insbefondere nach dem 
Maße der „Bereitwilligteit zur Uebernahme unbeloldeter Ehrenämter“; eventuell die Noth— 
mwendigfeit, nicht ausichließlich auf ſolche zu vefurriren, fondern den „unabhängigen Körper: 
ſchaften rechts: und jachlundige Beamte beizugeben.”“ 

°, Provinzielle Selbitverwaltung in Hannover: FH. K. III 440 ff. (vgl. Note 294, 
293. H. K. 1V 190 (vgl. Note 204): „provinzielle und lofale Selbitändigteiten ſchaffen.“ 

0°, Anmerkungen zu dem eriimalig untgearbeiteten Unfallverficherungs - Gelegentwurf 
vom November 1881 (Wirtbichaftspolitit IV ©. 75, auch H. K. X 33): „Mit der Negels 
ung der Infallverfiherung auf der Bajis von Ywangstorporationen wird die Grundlage 
zu einer jozialen Selbitverwaltung gelegt, welcher feiner der Bedenken entgegenfteht, die 
gegen die politiiche Selbitverwaltung ſprechen.“ Ueber politiiche und jozialpolitiiche Selbit- 
verwaltung vgl. Rofin, Recht der Arbeiterveriicherung 1 5 88. 

set, H. K. III 440. 
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und den eigenthünnlichen °°°), „unmittelbaren Aufgaben” *) der örtlichen Ge— 
meinjchaften, an deren Erfüllung die Gemeinde von fich aus interejfirt iſt ), 
aufbaut. Neben demjelben aber beiteht, um einen herkömmlichen wiſſenſchaft— 
lihen Ausdrud zu gebrauchen, ein übertragener Wirkungskreis der Gemeinde, 
diejenigen Angelegenheiten umfajiend, welche zwar „der Staat durch die Ge— 
meindeorgane, durch die Gemeinden als jeine ftaatlichen Organe ausüben 
läßt”°%), die aber „ihrem Uriprunge nach” entweder gang oder doch über: 
twiegend “*) „Staatslajten” jind°‘), weil „sie den Beitand und die gedeih- 
liche Fortentwidlung der Staatsgejammtheit in unmittelbarer Weije be— 
rühren.“ “) Dieſem Gegenfage nachzugehen, war Bismarck namentlich da— 
durch veranlaßt, dal er eine weſentliche Aufgabe der von ihm geplanteu finan— 
ziellen Reformen darin erblidte, den Gemeinden für diefe vom Staate auf fie 
„per fas et nefas abgemwälzten“ ») Berwaltungsangelegenheiten einen wenig— 
jtens zum Theil entjprechenden Zuſchuß aus den ftaatlichen Revenuen zu ge: 
währen ’'’). Dabei it es- insbejondere die Elementarjchullajt *"), die Armen: 
lajt *'*), die Bolizeilaft, unter der „die präventive Ueberwachung der Geſetzes— 


»o2, „Reich, Staat und Kommunen lölen die einem jeden von ihnen eigenthüme 
lichen Aufgaben”: Worte aus dem allgemeinen Theil der Begründung zum Geiehentwurf, 
betreffend das „NReichstabafsmonopol,” welcher durch Schreiben Bismard’s d. d. Friedrichs— 
rub den 27. IV. 82 dem Reichstage zuging (IT. K.IX 323, vgl. mit Negeiten II S. 277. 
_ Schreiben an den Miniiter v. Puttkamer v. 8. V. 81 (Wirtbidhaftspolitit IV, 
5.58:.. 

) Val. den Gegenjab unten Note 307. 

305), Meichstagsrede v. 8. 1.85 (II. K. X 349. 

>, Fine derartige Einſchränkung („der Dauptfahe nad“ H. K. N 349; „zum großen 
Theil” II. K. VIII 365 oben) findet lich öfters. 

», Meichstagsrede v. 4. III 81 (MH. K. VIII. 364, Aehnliche Redewendungen auch 
ſonſt: „ihrem Uriprung und ihrer Natur nach von Rechtswegen den Staat treffend”: 
Schreiben des Geh. Raths Dr. v. Rottenburg an den Staatsminilter v. Bötticher betr. Be: 
merkungen des Fürſten Bismard zu einem Promemoria über eine Reform der Armen 
u. j. w.-Öejeßgebung, v. 11. XI. 81 (Wirtbichaftspolitit IV S. 78); „Ztaatszweden dienend“ 
Denklſchrift zu den am 17. Ill. 81 dem Briplen vorgelegten Steuergeſetzen, zu der ſich 
Bismarck in der Rede v. 28. II 81, H. K. VIII 402 an Stelle einer Einleitungsrede 
vollinhaltlidy befennt; auch Wirthichaftspolitit IV 5.58, oben Note 303); ein „Intereſſe des 
Staates” bildend: Barlamentarier IS. 198. 

>, H. K. VIII 397 die Note 307 zitirte Denkichrift). 

Reichstagsrede vom 4. III. 81 M. K. VII 364); „abgebürdet“: Reichstagsrede 

2. IV. 81T. K. IX 25, ebenio Denkſchrift H. K. VIII 397; „aus PVequemlichkeit und 
Fistolii auf die Irtsgemeinden abgeihoben“: Wirthichaftspolitit IV S. 78. 

HK. VII 364 (vgl. Note 309). Der Staat muß den Gemeinden dieſe Laſten 
ganz oder zum größten Theil „abnehmen“: ebenda S. 381, ſie ihnen „erleichtern“: Reichs⸗ 
tagsrede v. 28. III. 81 H. K. VIII 410), „ihnen mit ausgleichender Unterjtügung. zu Hilfe 
fommen“: Dentſchrift S 397. 

m Sie iſt eine Staatslaſt, weil der Staat durch ſein Geſetß „den Unterricht fordert,“ 
weil er „befoblen hat, daß Febermann ſchreiben und leſen können ſolle,“ er ein Intereſſe 
daran hat, „dab die Yeute etwas lernen, während es der Gemeinde gleichgiltig“ fein kann. 
So H. K. VIII 364, X 349 (vgl. Note 305°, Parlamentarier I S. 198. Vgl. ferner 
H. K. VIII 381. 397. 401. 410; Wirtbichaftsvolitit IV 58; Votum an das Staatsmini= 
iterium v. 18. VI. 81 (ebenda 5. 60); Erlaß an den Staatsfetretär Scholz v. 2. VIII. 81 
(ebenda S. 62). 

2) Denn es liegt nicht im der Geichichte und in dem Naturredht, daß die Pflicht 
* Armenpflege exiſtirt, ſondern es iſt die Geſezgebung des Staates, der das Geſetz ge— 
chaffen hat, daß Niemand verhungern ſoll. Vor Erlaß des preußiſchen Landrechts konnte 
Jeder das bejorgen, wie er wollte, und es gibt heute noch zn ohne Armenrecht“ : 
H. K. VIII 365. ferner H. K. VIII 381. 397. 410, IN 25, X 349; Wirthichaftspolitif 
IV €, 58. 60. 62. 78; Barlamentarier T 198, 
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befolgung” verjtanden wird ’'°), und die Standesamtslaft?'‘), welche wenigitens 
a potiori auf die Zwangsgejeßgebung und das Intereſſe des Staates zurück— 
geführt werden. 


40. Die Mittel der Gemeinde. Ihre Hoheitsredhte als Delegationen der 
Staatsgemwalt. Iſt aber jo für das Verhältniß von Staat und Gemeinde und 
für die Abgrenzung des eigenen und übertragenen Wirfungsfreijes der letzteren 
zunächit der Gegenjab der Zwecke enticheidend, jo wird doch nah Bismard 
an zweiter Stelle auch die Verichiedenheit der Mittel maßgebend, welche für 
die Erreichung der öffentlichen Aufgaben zur Verwendung gelangen. Bismard 
verallgemeinert bier einen Standpunkt, welcher mit bejonderer Schärfe der 
preußiichen verwaltungsrechtlichen Gejeggebung eigen ift, und der in der That 
auch als ein allgemeingiltiger in der neueren Wifjenichaft, wenn auch nicht 
ohne Wideripruch, verfochten worden ift’'’). Nach diefer Auffafjung iſt die 
Gemeinde prinzipiell nur ein wirtbichaftlicher Verband, deilen eigene Funktionen 
ih in der Sammlung und Verwendung materieller Meittel erichöpfen: die 
Herrichaft, der Befehl iſt ausjchlieglich Sache des Staates und kann daher 
bon der Gemeinde nur im Namen und Auftrage des legteren zur Verwendung 
gelangen. In Preußen it danach zweifellos die Ortspolizei, im Sinne einer, 
wenn auch für örtliche Intereſſen wirkſamen, Befehls: und BZwangsgemalt, 
mag fie immerhin von Gemeindeorganen geübt werden, nur Theil des über: 
tragenen Wirkungskreiſes. In derjelben Richtung erfennt aber auch Bismarck 
der Gemeinde zwar eine eigene Finanzwirtbichaft, aber nicht eine eigene 
Finanzgewalt zu, was er namentlich in der Frage der Steuerfreiheit des ört— 
lihen Reichseinfommens zu Gunſten derjelben verwerthet. Der Staat regelt 
und begrenzt für ihn nicht blos die Steuergewalt der Gemeinde, jondern_er 
Ihafft fie, indem er ihr einen Theil feiner eigenen Stenerhoheit delegirt. „Die 
Kommunen können ihr Recht zur Steuerhebung nur auf Delegation von der 
Staatögewalt gründen, deren einen Theil jet das Neich darftellt.“ *'*) „Das 
Steuerrecht der Kommune iſt nur ein abgezweigter Theil der Landeshoheit des 
Einzeljtaates. Jeder Gemeindejtener muß ein Staatsgeleß zu Grunde liegen 
und ein Gemeindeftenerrecht ohne die Quelle des Staatsjtenerrechts ift nicht 
denkbar” °'’). So iſt jede Gemeindejtener eine „Lünigliche Hebung,“ möge ihr 
Ertrag im Uebrigen „zu kommunalen oder jtaatlichen Zwecken verwendet 
werden” °'°), 


41. Besentralifirter Staat und Perfonalunion. Der dezentralifirte Staat 
bildet einen gewiljen Uebergang zur Staatenverbindung. Bei jeinen Ausführ— 
ungen über die nothiwendige Selbitändigfeit der preußischen Provinzen kommt 
Bismarf auch auf diefen Gedanken, indem er die Stellung, welche die Pro— 
vinz Schleſien nach dem ſiebenjährigen Kriege einnahm, wo ſie „ein eigenes 

sis) H. K. VIII 397 ‚Dentichrift), feıner 364. 410; Wirtbichaftspolitit IV 58. 60 {hier 
aber nur: „vielleicht auch die Polizeilaſten“); Barlamentarier I 198 

J—— H. K. VIII 397. 410; Wirtbichaftspolitit IV 58, wo auch noch von „ähnlichen 
Laſten die Rede iſt. 
Dafür namentlich Laband, Reichsſtaatsrecht, 3 Aufl. IS. 62 und Jellinet, 
Geſetz ER Verordnung ©. 191. 201, Syſtem der jubjeftiven dienen Rechte ©. 273 
oben. Dagegen namentlih Rofin in den „ Annalen des Teutichen Reiches“ 1883 ©. 276 ff. 
284 ff.; Gierfe in Schmoller’s Jahrbuch Vs. 1163; Hänel, deutiches Staatsrecht I 
S. 800: G. Meyer Staatsreht S. 6 Note 9. ; ee 

5) Rotum an das Staatsminilterium v. 17. IV. 82 (Mirthichaftspolitit IV S. 110). 

17, Meichstagsrede v. 21. XI, 74 (HM. K. VI 197, — u 

s” Votum an das Staatsminifterium v. 3. NIT. 80 Wirthſchaftspolitit IV S. 32 
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ſchleſiſches Miniſterium“ bejaß und ihre Erträgniſſe, „ſoweit jie nicht von der 
Urmee und den allgemeinen Staatszweden abjorbirt wurden, vorzugsmweife“ 
jelbjt genoß, mit einer „Art von Perſonalunion“ vergleicht *'"). Bekanntlich 
hat ſich die Einheit des preußiichen Staates durch die Idee der Union bin- 
durchringen mühjen °*°), wofür noch heute das „Allgemeine Landrecht und Die 
Geſetzſammlung für die Königlichen preußiichen Staaten” Zeugniß ablegen. 
Auch hat die Einverleibung des Herzogthbums Lauenburg ihren Weg über die 
Perjonalunion genommen. Dagegen hat es Bismard entichieden abgelehnt, 
auch für die neuen, im Jahre 1866 erworbenen Provinzen die Form einer 
bloßen Staatenverbindung mit Preußen zu wählen, indem er die „Perjonal« 
union **') als auf die Dauer nicht wünſchenswerth und zur Entwidelung 
wahrer nationaler Kraft nicht geeignet“ betrachtet °**). 


42. Staatenbund und Bundesltaat. Das Deutfhe Reih. Im Uebrigen 
beichränfen fich in der Lehre von den Staatenverbindungen die Erörterungen 
Bismard’s auf Staatenbund und Bundesjtaat, einen Gegenfaß, der in Wahr: 
beit jo groß ift, daß er nahezu den Inhalt jeines thaten- nnd gedanfenreichen 
Lebens in ih faßt. Der deutfche Bund war ein Staatenbund, der nord— 
deutjche Bund und das deutjche Reich find nach der durchaus überwiegenden 
Auffaſſung der heutigen Wiljenfchaft Bundesſtaaten. Auch Bismard erkennt 
diefen Gegenſatz an **). Der deutsche Bund ift ihm, den Erflärungen feiner 
Grundurfunden entiprechend, „ein zu bejtimmten Zweden gebildeter völfer- 
rechtlicher Verein (fonveräner) Staaten“ °**), eine „Aſſekuranz“ derjelben. **°) 
Das Deutjche Neich it für ihn zwar auch ein „Bund,“ es beruht auf einem 
„Bundesverhältniß,“ welches auch „fortdauernd ala Grundlage gedacht” wird 
und welches jich namentlich da bewährt, „wo mehr die Nechte der einzelnen 
Staaten, der Bundesglieder in den Vordergrund treten“ ***): aber es iſt da— 
neben doch zugleih ein „Reich,“ das heißt aber, wie ich meine, auch nad) 
Bismard ein eigener Staat ’*”) mit eigener „Souveränetät“ **), mit einem „Ins 


19), Mede im Abg.-Daus v 4. II. 68 H. K, Ill 444), 

=) Bornhaf, preuß. Staatsrecht I ©. 23. 68. 

*2) Zwiſchen Berional- und Realunion untericheidet Bismard bier offenbar nicht. 

22) Erklärung in der Kommiſſion des Abg.-Daufes v. 25. VII. 66 M. K. III 71. 

»ꝛ) (Segenüberftellung des deutichen Bundes und „Amerika's, der Schweiz und anderer 
Bundesitaaten“ : Bundestagsbericht v. 2. I. 58 (III S. 198). Empfohlene Ausnügung der 
Bollvereinstriiis, um politische Wortheile zu Gunsten einer „bundesitaatlichen Vereinigung“ 
daraus zu gewinnen: Rede im Abg -Daus v. 1. VI. 65 H. K. II 360). Der norddeutiche 
Bund ein „Bundesitaat”: Neichstagsrede v. 11. III. 67 H. K. III 178). 

4, Bundestagsberichte III S. 193 (vgl. Note 323). „Vertrag ſouveräner Staaten“: 
Erflärung in der Kommiſſion des Abg.Hauſes v. 21. 1.64 (HI K. II 250. Dazu Wiener 
Schlußalte Art. 1 und Bundesakte Art. 1. 2 

»°, IT. K. II 249 vgl. Note 324). 

*°) Meichstagsrede v. 1. IV. 71 11. K. V. 8 a. €; dazu H.K. III 170 \wgl. unten 
Note 340), III 390. 388 (vgl unten Note 333. Hierber gebört auch die von Seydel, 
Kommentar zur Reichsverfaſſung, 2. Aufl. S. 23 zitirte und auf den Fürſten Bismard 
zurüdgeführte Erklärung der preußiihen Regierung im Bundesrathe v. 5. April 1884 
(Annalen des Deutichen Reichs 1886 S. 350 tf.). 

=) Nol. dazu die Ausführungen zu Art. 55 der preuß. Verfajiung) über den Be— 
griff des „Neiches“ als eines „Staates“ von erheblicher Größe und politiicher Bedeutung: 
Rede im Abg.-Haus v. 3. IT. 66 H. K. III 16 f.). Die Glieder des Keiches find „Bundes- 
ftaaten,” aber doch auch „Einzelitaaten“ (z. B. Reichstagsrede v. 19. IV. 71, H.K. V 40f.), 
was den Gegenſaß zum Gelammtitaat nabelegt. Tazuı auch der Ausdrud „Staatsgemein: 
ſchaft“ in der Thronrede bei Gröffnung des preuß. Yandtags am 29. IV. 67 H. K. 111296). 
Val. auch oben Note 316. 


son 


) „Sonveränetät des geſammten Reiches“: H. K. V 40 vgl. Note 327. 
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begriff auf die Gefammtheit übertragener ftaatlicher und hoheitlicher 
Attribute“ 9°), dementiprechend „fein bloßer Anbau an das Gebäude der Ein- 
zeljtaaten, jondern die umfaſſende Wölbung, unter der die einzelnen Staaten 
in ihrer Gejammtheit wohnen“ *’). Die vertragsmäßigen Grundlagen und 
die eigene jtaatliche Eriftenz des Reiches jind hiernach allerdings, wenn ich 
recht verjtehe, für Bismard feine unvereinbaren Gegenjäge, jondern die [eßtere 
iſt nur ein Mehr, welches zu den Verträgen Hinzutritt, ohne fie doch entbehr: 
lich zu machen.°®'). 

Aus der jtaatlihen Natur des Neiches und feiner Souveränetät zieht 
Bismard auch nicht die Folgerung, daß die Einzeljtaaten fouverän zu fein 
aufgehört haben. Er ſieht vielmehr augenscheinlich die Souveränetät als eine 
Summe jtaatlicher Hoheitsrechte und damit als theilbar nnd beſchränkbar an. 
Daber prict er davon, daß „die Souveränetät, die Zandeshoheit, die Terris 
torialhoheit bei den einzelnen Staaten verblieben“ °*?), ja ihnen durch die 
Bundesverfajjung „garantirt“ ſei), aber andererjeit3 doch auch davon, daß 
die „bundesjtaatliche Bereinigung“ eine „Souveränetätsverminderung der Fürften“ 
mit jich bringe ®®*), bei welcher fie fich nur das „Maß der Souveränetät 
wahren, welches mit dem Bundesverhältniß vereinbar iſt.“““) Demnach be= 
figen nad Bismard die zu einem Bundesftaate vereinigten, insbejondere die 
deutichen Kinzelitaaten eine durch die Unterordnung unter das Reich und 
dejjen Kompetenz verminderte Souveränetät. Der Unterichied des Bundes: 
jtaates und des Staatenbundes ijt bei eimer jolchen Auffafiung des Souve: 
ränetätsbegriffes an dieſem Punkte allerdings nur ein quantitativer, indem 
Bismard auch beim Staatenbunde eine „Einfchränfung der vollen Souveränetät 
der verbündeten Staaten durch die Bundesverträge“ annimmt ??°). 

Die „Souveränetät des Reiches“ aber wiederum d. h. deſſen übergeordnete 
Staatögewalt auf den ihm zugewieſenen Yebensgebieten „ruht nicht beim Kaiſer, 
jondern bei der Gejammtheit der verbündeten Regierungen.““s“) Das deutjche 
Neich hat daher als folches eine „föderative“*), eine Art „republikaniſche“*), 
aber feine „monarchiſche Spitze“, mit der „fein Bundesverhältniß mehr“, 
jondern „Mediatifirung”“ der Einzeljtaaten gegeben wäre.““) Bei der gegen= 
wärtigen Organijation des Reiches dagegen erhält jede Regierung fir dem fie 


»2=®, H. K. V 9 (vgl. Note 326). Dazu oben $ 40. 

so, Reichstagsrede v. 13. VI. 83 (H.K. VI 85): dazu auch unmittelbar vorher: 
Die Reichseinrichtungen kein Zubehör der Bartitulareinrichtungen.“ 

»i) Nol. auch ! Reichstagsrede v. 9. VII, 79: die „verfallungsmäßige Definition des 
Reiches befinbet fih in dem einleitenden Sat zur VBerfaifung über den Bundes— 
vertrag, den die verbündeten Regierungen unter einander abgeichlofien haben, und der 
da lautet, daß der König von Preußen und die llebrigen einen ewigen Bund jchließen; 
dieſer Bund in den Namen „Deutiches Reich führen und nachltehende Verfaſſung 
baben.“ (H. K. VIII 152). — Zur Orientirung in der einfchlägigen Yiteratur des Reic)s- 
ftaatsrechts, in welcher regelmäßig von dem Gegenſatz des vertragsmäßigen Rechtsver— 
bältmifies und der ſtagtlichen Rechtsſubjektivität ausgegangen wird, vgl. z. B. Laband 
ae a 3. Aufl. I S. 50 Mi Sendel Kommentar ©. 6 ff, 15 ff. 

K. V 9 (vgl. Note 8 
ss =) Dee m * Haus — XII. 67 M. K. III 389), 
. K. II 361 (vgl. Note 323), 

* K. Ir 388 (vgl. Note 333). 

sse, H, K. II 250 ont. Note 324), ebenio Neichstugsrede v. 1. IV. 67 (H. K. III 264. 

»”, H. K. V 41 (vgl. Note 327). 

ss” H. K. V 40. 

se Meichätagsrede v. 28. III. 67 (H. K. III 247). 

>, Meichätagsrede v. 11. III. 67 (HM. K. III 170. 
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treffenden Ausfall an Souveränetätsrechten Erfag durch ihre verfafjungsmäßige 
Theilnahme an der Suuveränetät des Neiches und bewahrt dadurch das 
„Gefühl der umverlegten Souveränetät“.“) In diefem Sinne kann dann 
auch Bismard jagen, daß im Bundesrathe, dem VBertretungsorgan der ver— 
bündeten Negierungen, in welchem „der König von Preußen primus inter 
pares“ ijt’‘?), die „Sonveränetät einer jeden Negierung (eines jeden Einzel: 
jtaates) fortfäbrt, ihren unbeſtrittenen Ausdruck zu finden.“?) Es verkörpert 
fih, wie der Einzeljtaat im Monarchen, jo das Meich in den verbindeten 
Negierungen. „Die verbündeten Regierungen find das Reich und das Weich 
bejtcht aus den gefammten verbimdeten Negierungen.“ So fommt auch bier 
twieder die Einheit des Neichs und Die Vielheit der „verbindeten Staaten“, 
die verfallungsmäßige Pflicht gegen das Reich und die vertragsmäßige 
„Bundespflicht“ zu untrennbarer Erjicheimug.°'*) 

Was aber endlich das Prinzip der tompetenzabgrenzung zwiichen Reich 
und Einzeljtaat betrifit, jo greift auch bier wieder der jchon im Allgemeinen 
erörterte‘*’) Grundſatz Bismards Plab, den Gliedern eines Ganzen jo viel 
Spielraum und FFreibeit zu belafien, als mit dem Intereſſe des letzteren irgend— 
wie verträglich iſt. Gerade fir dem deutschen Geiſt it nicht der Unitarisınus 
das Erſtrebenswerthe“* und „im germanischen Staate nicht zu fragen, wie 
weit fann der große Mund des Gemeimwejens hineinbeißen in den Apfel, 
fondern was muß abjolut gemeinfam jein,“ wobei „dasjenige, was nicht ge: 
meinfam zu jein braucht, der jpeziellen Entwicklung“ und der Stammesjelbit- 
ftändigfeit überlajjen bleibt.““) Bismard eremplifizirt dabei auch auf andere 
Bundesitaaten, die Union und die Schweiz, verweiſt aber namentlich auf die 
ehemalige Verfafjung der vereinigten Niederlande, denen er bier am meijten 
Analogie mit dem deutſchen Reiche zuſchreibt.“) — 

Mit diefer, auch für das allgemeine Staatsrecht nicht entbehrlichen Er: 
örterung ift zugleich die Darjtellung in das pofitive Staatsrecht des deutjchen 
Neiches eingemündet und damit zu ihrem Ende gelangt. Die Darjtellung: 
dem nur dieſer, im Wejentlichen aber nicht der Kritik, ift das Wort gelajjen 
worden. Die lebtere wird fpäter in ihr Necht zu treten haben, nachdem vor: 
erit die wiſſenſchaftliche Sammlung und Durddringung des Materials, zu 
der hier nur dev Verſuch gemacht wurde, ihre Arbeit gethan hat. Mag dann 
immerhin Manches in des Fürſten Bismard Gedanken, wie in jeinen Hand— 
lungen, der Anfechtung unterzogen werden: der Anerkennung jeiner Geiftes- 
größe wird das feinen Schaden thun. Denn es wird fich dann nur deſto 
klarer zeigen, daß er Eines beſitzt, was ich als das wejentlichjte, ja ich möchte 
jagen, als das einzig untrügliche Kriterium des großen Geiftes bezeichnen möchte: 
daß man auch von jeinen Irrthümern und Fehlern lernen kann. 


sun Reichstagsrede v. 27. III. 67 (H. K. III 238). 

242) II. K. III 251 (vgl. Note 339). 

“ H. K. Io. 237 a. €. 251. 

se) H. K. VIII 151 (vgl. Note 331). 

>45) Mal. oben $ 9. 
g ven ‚Reichstagsrede v. 16. IV. 69 (H, K. IV 188), ferner H. K. VIII 150 (vgl. 

ote 331) 

»#) 4. K. IV 191 (val. Note 346). 

»#) HM, K. IV 190. Dazu die von Bismarck's Aeußerung ausgehende Er von 
Weſterkamp, das Wundesrecht der Nepublif der vereinigten Niederlande. (1890). 


Nochmals: „Die Eijenbahnpolitif Franfreichs”. 


Eine 


Shlußabredhnung 


von 
Richard von Kaufmann. 


Während des Novembers 1896 it mein Buch „Die Eijenbahnpolitif 
Frankreichs“ (Stuttgart, 1896, II Bände, 488 und 831 ©.) erichienen. Das— 
jelbe wurde bereit3 in dem Januar 1897 ausgegeben Heft I des „Archivs 
für Eiſenbahnweſen“ (S. 138 ff.) von dem Herrn Geh. Oberregierungsrath 
v.d. Leyen einer jehr eigenthümlichen Kritik unterzogen, welche mit Abänderungen, 
Zujägen und Kürzungen in das Il. Heft der „Preußiſchen Jahrbücher 1897“ 
©. 363 ff. übernommen wurde. Die vielfachen Irrungen und unrichtigen An— 
gaben diejer Kritif habe ich in einer eingehenden Antifritif in diejer Zeitſchrift 
(1897, S. 250 ff.) und nochmals in angepaßter Form in dem Beiheft zu 
Band 88, Heft 1, der „Preußischen Jahrbücher" widerlegt und auferdem in 
einer „Ihatjächlichen Berichtigung“ im Heft 3 des „Archivs für Eijenbahne 
wejen“ 1897, ©. 584 ff., welche jich auf die Anführung von Stellen meines 
Buchs oder anderer Quellen gegenüber den Ausführungen der Kritik bejchränfen 
mußte, richtig geitellt. 

Herrn v. d. Leyen iſt e3 dann gejtattet worden, ſowohl meiner Antifritif 
in den Preuß. Jahrbüchern wie meiner Berichtigung im Archiv für Eijenbahn- 
weſen ummittelbar je eine zugleich mit jenen erjchienene Replik anzubängen, 
wobei die in Perjonalunion mit dem Stritifer jtehende Redaktion des legteren 
amtlichen Organs in einer Anmerkung (a. a. O. ©. 534) ſich nicht nur mit dem 
Kritifer identifizirt, jondern auch erklärt hat, dab ſie mit dem Abdruck 
meiner Berichtigung umd der ihr angefügten Entgegnung meines Kritikers 
„Dieje Angelegenheit als endgültig abgeichlojien betrachtet“, 
m. a. W. mir vor ihren Lejern das Wort abzujchneiden für gut befinde. Die 
Redaktion der preußischen Jahrbücher binwiederum hatte zwar in einer Ans 
merfung zu meiner Antikritif erklärt, jie wolle mir „mach den Gewohn— 
heiten ihrer Zeitſchrift die Vertheidigung nicht verjagen“; 
trogdem ijt mir die Aufnahme eimer Duplif auch hier verweigert worden und 
babe ichh mich gezwungen gejehen, dem Verſuch zu machen, die Aufnahme einer 
„thatjächlichen Berichtigung“ der v. d. Leyenſchen Neplik in die Preußiſchen 
Jahrbücher auf gerichtlichem Wege zu erreichen, dejjen abſchüſſige Enge nur der 
ermejjen fann, der jich je damit hat beichäftigen müſſen, in Berichtigungsjachen 
zu Hagen. Die Beichreitung desjelben Weges gegen die Nedaftion des Archivs 
für Eiſenbahnweſen war mir injofern abgejchnitten, als diejes amtliche Organ 
nur jehsmal im Jahre erjcheint, jomit feine „periodiſche Zeitjchrift“, wenn auc) 
nicht im Sinne, jo doc nach dem Wortlaut des Preigejeges ift. 
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Gleichwohl hätte ich mich bei meiner Beantwortung der Kritik durch 
meine Antifritit und Berichtigung um jo mehr beruhigen können, als ſich die 
inzwijchen in der FFachlitteratur und in wiljenjchaftlichen Zeitichriften erjchiene: 
nen Sritifen meines Werfes gerade auch über deſſen von Dr. v. d. Leyen 
am beftigiten befehdeten Punkte in entgegengejegter Weije wie jener ausge: 
Iprochen haben.') 

Wenn ich trogdem nochmal® auf die ganze Disfuffion zurückkomme, jo 
geichieht das aus zwei Urjachen: 1) weil die Kritik ebenjo wie die eine Replik des 
Dr. v. d. Leyen in einem amtlichen, „im Auftrage des Königl. Mini- 
fteriums der öffentlichen Arbeiten” herausgegebenen Organ ericheinen konnten, 
wodurch jie den Charakter einer unter dem Bewußtſein amtlicher Verantwort— 
lichkeit jtchenden Beurtheilung zu tragen ſchienen; 2) weil Dr. v.d. Zeyen 
in jeinen beiden Replifen mit ſowohl von ihm wie von mir geſchehenen 
Aeußerungen d. i. mit Thatſachen, rejp. mit der Wahrheit in einer Weiſe 
umgegangen ift, Die nicht unbeantwortet bleiben darf. 


In erjterer Beziehung bin ich allerdings, als mein Geſuch um Auf— 
nahme einer Duplik in das Archiv abjchläglich bejchieden wurde, amtlich 
dahin verjtändigt worden, „daß die im Archiv für Eijenbahnwejen mit dem 
vollen Namen der Verfajjer veröffentlichten Aufſätze und Kritifen lediglich 
als private Arbeiten der Verfaſſer zu gelten haben und jedes 
amtlichen Ebarafters entbehren“. 

In zweiter Hinficht aber kann die Art des Vorgehens des Dr. v. d. 
Leyen in feinen Neplifen nur daraus erflärt werden, daß er jich darauf ver: 
lieg, mir würde an beiden Stellen, welche ihm jofort das Wort zur Replik 
geitattet hatten, die Gelegenheit zu weiterer Bertheidigung verjagt werden, 
daß er jomit dort das legte Wort behalten würde. Konnten aber die Aus: 
führungen der Kritif des Dr. v. d. Leyen noch für einen Ausflug des Gegen- 
theil8 der jouveränen Kennerjchaft, die er für fich in Anjpruch genommen 
hat, und daher jeine dortigen Schlußurtheile noch für einen Ausfluß jeines 
Verfennens der meilten mit der Eijenbahnpolitif Frankreich! zujammene 
hängenden Fragen gehalten werden, jo gewinnen jeine in den Replifen wieder: 
holten Schlußurtheile nach der unterdejjen meinerjeits erfolgten authentiſchen 
Widerlegung jeiner Ausitellungen und Vorwürfe einen unzweideutigen 
Charafter. 

Die nachfolgenden Blätter jollen das Vorgehen des Herrn v. d. Leyen 
als jolches nochmals beleuchten und zeigen, daß die „wiljenichaftliche 
Hauptfraft des Minifteriums der öffentlichen Arbeiten“, wie 
Herr v. d. Leyen noch jüngft genannt worden tjt,*) ſich ſelbſt nur fälſchlich als 
einen „Kenner” zumal außerdeutjcher Eijenbahnverhältniffe bezeichnet hat und 
als „Autorität“ bei deren Beurtheilung ausgegeben worden ijt. 

Die Keunerjchaft des Dr. v. d. Leyen dofumentirt ſich zunächit 
3. B. in den beiden Stellen jeiner Kritik (Archiv f. E. ©. 147 und 156, 
Preuß. Jahrb. ©. 371 und 378, 379), in welchen er jelbjt eingejteht, von 








') Abgejehen von der franzöſiſchen Litteratur vgl. u.a:v. Scheel in den „Jahr— 
büchern für Nationalök. u. Statiſtik“ III. Folge, 1897, ©. 918; L. Francke in der „Zeit 
ichrift des Königl. preuß. ftatift. Bureaus“ 897 < S. — a N. van der Borgbt in der 
„Delterreich. Cifenbahnzeitung“ 1897. XX. ©. 108 ff.; vd. Meihe- -&lon) im „Litterari- 
ichen Gentralblatt” 1897, Nr. 6, ©. 205 2 

) Vgl. Deutfche Rumdichau, 23. Yahra., Heft 8, ©. 813. 
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mir in meinem Buche angeführte, den allerbefanntejten offiziellen jtatiftiichen 
Publikationen entnommene Zahlen nicht zu fennen und daher nicht fon- 
trolliren zu können (vgl. Antikritif, „Annalen“ ©. 286, Preuß. Jahrbücher 
©. 26 und 56), jodann in einer Anzahl von Aeußerungen über das frans 
zöſiſche Eijenbahnwejen reip. das Eijenbahnwejen im Allgemeinen, welche 
ih ihm in meinen Entgegnungen als den thatjächlichen Verhältniſſen nicht ent= 
jprechend nachgewiejen habe und auf welche Nachweije cr in jeinen Replifen 
feine Antwort gefunden hat: 

1) In meiner Antikritif, „Annalen“ ©. 251, Preuß. Jahrb. ©. #'), hatte 
ih Dr. v. d. Leyen darauf bingewielen, wie unlogiich er in jeiner Kritik 
(Archiv ©. 140, Preuß. Jahrb. ©. 365, 366") das franzöfiiche Saatsbahn- 
ne in einem Sabe einerjeits als eine Verlegenheitsihöpfung, ein Provijorium, 
und andrerjeits als den beabjichtigten Kern eines großen, dem der Ge— 
jellichaften ebenbürtigen Staatsbahnneges bezeichnet habe und wie wenig dieſe 
unmögliche Zuſammenreimung und jeine weitere Behauptung: daß die all: 
mäbliche Verſtaatlichung jümmtlicher Bahnen „den Leitern der franzöfifchen 
Regierung“ „damals als Biel vorgefhmebt” haben jollte, den Thatjachen ent: 
jpreche. 

2) An derjelben Stelle jeiner Kritif hat v. d. Leyen auch die Jnaugurir: 
ung des Freycinet'ſchen Programms mit der angeblichen Intention der da- 
maligen Leiter der franzöfiichen Regierung, eine radifale Verftaatlichung der 
Bahnen einzuleiten, in Zuſammenhang gebradt. Die mit den Thatjachen 
ganz umd gar micht zu vereinbarende Darjtellung dv. d. Leyen's habe ich 
Antifritif ©. 251, 252 rejp. 5 durch den Hinweis auf die Beweisftellen in den 
Kapiteln 9 bis 12 meines Buches und bejonders auch auf den in demjelben, 
Bd. I ©. 483, abgedrudten Brief Leon Say's berichtigen können, welcher 
legtere unumſtößlich erweilt, dab die Väter des großen Programms rejp. die 
damaligen Leiter der franz. Negierung mit jenem Programm nichts weniger 
als die Einleitung einer allgemeinen Eiſenbahnverſtaatlichung beabjichtigten. 

3) In der Kritik ©. 142 bzw. 366 hatte v. d. Leyen gejagt: „der 
Ausbau des durd die Gefeße von 1383 umgrenzten Netzes erfolgt auf Koften 
des Staats unter Betheiligung der Geſellſchaften“. Demgegenüber babe ic) 
Antifritit S. 253 rejp. 7 darauf aufmerfiam machen müjjen, daß in dem in 
jenen Verträgen umgrenzten Nee auch eine ganze Anzahl jchon früher fon: 
zejlionirter, damals noch nicht vollendeter Bahnen enthalten waren, welche die 
Gejellichaften noch wie vor ausjchließlich auf eigene Kojten zu bauen 
hatten, und daß jener Sat der Kritif jomit wiederum nicht den thatjächlichen 
Verhältniſſen entipreche. 

4) Eine weitere Unvertrautheit mit den für die Gegenwart bejonders 
wichtigen Verträgen von 1883 hatte v. d. Leyen darin dofumentirt, daß er 
— Kritik S. 146 bzw. 370 — bei der Beiprechung meiner lediglich die Gejell- 
ichaftslajten in Betracht ziehenden Wahrjcheinlichkeitsrechnung behauptet, Die 
Vermehrung der Gejellichaftsichulden für die bis 1906 nod) auszuführenden 





) Ich werde im Folgenden die Seitenzablen der Kritik und Antifritif wie der Replifen, 
wo zwei Zeitichriften, in denen dieſelben erichtenen find, in Betracht kommen, unter Fort— 
laſſung der Bezeichnung der einzelnen Zeitichrift jo citiren, dab an erfter Stelle die Seitenzahlen 
der „Annalen“ reip. des Archivs f. E, an zmeiter Stelle die auf die Preuß. Jahrbücher be- 
züglichen Seitenzablen ericheinen; wo nur eine dieſer Zeitichriften in Betracht fommt, wird 
dagegen deren Bezeichnung der Seitenzahl vorangeitellt. Die Seitenzablen meiner „Be: 
bung“ beziehen fich fämmtlich auf das Archiv f. E. 

Annalen bed Deutichen Reicht. 1898. 9 
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Neubauten jei ein ganz unberechenbares Element. — v. d. Xeyen wußte 
aljo jelbft nach der Lektüre meines Buches noch nicht, daß die Beiträge der 
Gejellichaften für die 1883 fonzeffionirten Bahnen, worauf ic ihn Antifritik 
©. 259 bzw. 15 und Berichtigung ©. 592 No. XI hingewiejen habe, in jenen 
Verträgen feft normirt find und fich jo nad) der jemweilig noch fertigzu- 
jtellenden Kilometerzahl mit voller Sicherheit berechnen lajjen. 

5) Bei der Beiprechung des ZTarifmwejens hatte jich v. d. Leyen — 
Kritit ©. 152 bzw. 376 — die Behauptung geleitet: die franzöfiichen Eijen- 
bahngejellichaften hätten den von ihnen „bei Gelegenheit“ der Verträge von 
1883 bezüglich der Herabjegung der Perjonentarife und Ordnung der Güter: 
tarife eingegangenen Berpflichtungen erſt „nah Jahre langem paſſivem Wider- 
Rand endlich genügt“. Dieje Behauptung jteht, wie ich in meiner Antikritif, 
Preuß. Jahrb. ©. 54, 55 feitgeftellt habe, in Widerjpruch einmal mit der 
Thatjache, dab die Neuordnung der Gütertarife i. 3. 1883 bereit3 im 
Gange war und in den mächjtfolgenden Jahren vollendet wurde, und andrerjeits 
mit den Beitimmungen jener Verträge über die Berjonentarifreform, nad 
welchen die Gejellichaften in dieſem Punkte volljtändig von den Maßnahmen 
des Staates abhängig waren, ohne diejen und den aus denjelben für fie 
unmittelbar folgenden Verpflichtungen überhaupt irgend welchen Widerjtand 
entgegenjegen zu können. v. d. Leyen fannte alſo auch in diefem Punkte 
die Verträge von 1883 nicht, als er fich mein Buch zu fritijiren anjchidte. 

6) In feiner Kritik ©. 143 bezw. 367 will v. d. Leyen aufzählen, was 
der franzöjiiche Staat als „Entgelt“ für die von ihm zu gunjten des Eijen- 
bahnweſens übernommenen Laſten zu erwarten habe, vergißt dabei vollitändig, 
worauf ich ihn im der Antikritif, Preuß. Jahrbüch. S. 10, und Berichtigung 
S. 589 No. VIII aufmerfjam gemacht habe, daß dem Paſſivum in diejer 
Beziehung als allererjtes Aktivum die Garantievorſchüſſe gegenüberjtehen, 
welche die Gejellichaften, vor jeder Steigerung ihrer Dividende, jammt 4°/, Zinjen 
zurüdzuzahlen verpflichtet find, und welche zudem, und zwar jpeziell 
auch wieder durch die Verträge von 1883, auf das Pfandrecht des Staates 
an dem gejammten mobilen Eigentyum der Gejellichaften jundirt find. 

7) Antifritift ©. 252, 253 bzw. 6, 7 habe ich wiederum meinen Stritifer da= 
rauf aufmerfjam machen müfjen, daß fein Ausdrud — Kritik ©. 142 reip. 
366: „nad Ablauf der Pachtzeit ... tritt das fog. Heimfallsreht ein“ 
falſch ift, indem derjelbe überjieht, daß diejes Heimfallsrcht von Anbeginn 
der Konzeſſionen vorhanden ijt und unter gewiſſen in denjelben vorgejehenen 
Umftänden jeden Augenblid in Kraft treten kann, und day jomit jener Aus— 
druck die mwejentliche Bedeutung jenes Nechtes für die ganze Entwidelung der 
franzöfischen Eijenbahnpolitif ignorirt. 

8 Bei Gelegenheit der Bejprechung meiner Wahrjcheinlichfeitsrechnung 
äußert vd. d. Leyen — Kritik ©. 146 bzw. 370 — die Anficht: nad) 
Sertigitellung des franzöfiihen Eijenbahnneges würden die filometrijchen 
Ueberſchüſſe desſelben von da ab „vielleiht ſchneller fortfdreiten, als 
bis zu diefem Zeitpunkt.“ Der „Stenner” v. d. Leyen operirte aljo 
mit der, wie ich ihm Antikritit S. 263 bzw. 20, 21 nachgewiejen habe, voll- 
ftändig faljchen Vorftellung, daß die kilometriſchen Ueberjchüffe der franzöfischen 
Eijenbahnen auch bisher jchon Fortgejchritten ſeien, obgleich fie thatjächlich 
— wie das überhaupt eine ſattſam befannte und bei dem Werden der Eijenbahnnege 
faſt überall beobachtete Erjcheinung ift — während der ganzen dreißigjährigen 
Foolution des Schienenneges jeit 1865 beinahe bejtändig gejunfen find. 
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9) Gelegentlich) der Frage der Betriebskogffizienten hatte v. d. Leyen 
— Kritik ©. 152 bzw. 375 — den lehrhaften Sat aufjtellen wollen: „Auf 
einem Eifenbahnneb mit dichtem Berkehr und hohen Einnahmen ift an ſich das 
Berhältnig der Einnahmen zu den Ausgaben Rets günfliger, als auf einem 
Hebe mit geringem Verkehr.“ Im meiner Antikritit, preuß. Jahrb. ©. 50, 
51, und Berichtigung ©. 605 Nr. XXIV habe ich demgegenüber durch ein- 
fache Vorhaltung der betr. franzöfijchen, deutjchen und preußiichen Zahlen, 
welche der „wiljenjchaftlichen Hauptfraft im Minifterium der öffentlichen Arbeiten“ 
und dem Stenner des Eijenbahnmwejens, zugleich Kritiker eines Werkes über das 
franzöfiiche Eiſenbahnweſen am nächjten liegen mußten, gezeigt, daß jener mit 
jolcher Allgemeingiltigfeitt ausgejprochene LXehrjag meines Kritikers in den 
Thatſachen feine Betätigung findet. 

Auf dieje Blüthenleje von Verichtigungen falſcher Anfichten rejp. Behaupt- 
ungen meines Kritifers, welche derjelbe über Erjcheinungen des Eijenbahn- 
weſens im Allgemeinen und des franzöfiichen im Bejonderen aufgeftellt hatte, 
bat derjelbe, wie gejagt, überhaupt nicht geantwortet — man müßte 
denn als eine Antwort darauf die Sätze jeiner Neplif in den preuß. Jahr: 
büchern, ©. 60 unter 3), aufzufafien haben: 

„Meine wenigen Zätze über die Entwickelung der franzöfifhen Eifenbahn- 
politik waren für das Verſtändniß meiner Kritik m. E. nidt zu entbehren. 
Es find meine Anſichten, die ic vortrage. Die Meinungsverfgiedenheiten, 
die Kaufmann aus meinen Worten herauslieft, laffe id dahingeſtelt“ — cine 
Erwiderung, welche die Ueberhebung des Dr. v. d. Leyen im ihrer ganzen 
Größe fennzeichnet, indem er danach eingejtandener Maßen feinen Anſtand 
genommen bat, ſeinen Leſern die Kritik eines Werfes über die geſchichtliche Ent— 
widelung und das Syſtem des jo gewordenen franzöſiſchen Eiſenbahnweſens 
vorzujegen, ohne es für nothwendig zu finden, jich zunächjt mit den von 
jeinen angeblich eigenen abweichenden Anfichten des Verfaſſers über die Ent— 
widelung und Die Srundgüge diefes Eijenbahnmwejens auseinander zu jeen 
rejp. Ddiejelben zu widerlegen. Das aber hat dv. d. Leyen offenbar nur darum 
vermieden, weil er hatte jelbft einjehen müſſen, daß er ji) geirrt habe. So 
hat derjelbe es auch unterlafjen müjjen, jich über alle die Ausstellungen 
auszujprechen, die ich in meinem Buch (4. B. Bd. I ©. 22, 109, 247, 
305, 320, 390, 394, 398) zu jeinen früheren vielfachen Berichten über die 
Geſchichte des franzöfiichen Eijenbahnmwejens und über die ihm dort unter— 
laufenen Fehler gemacht hatte. 

Eine Anzahl anderer Berichtigungen, welche ich jaljchen Behauptungen 
der Kritik des Dr. v. d. Leyen über den Inhalt meines Buches entgegen- 
zujtellen hatte, und welche mindejtens die Flüchtigkeit jeiner Lektüre 
desjelben beweijen, hat er ebenfalls unbeantwortet gelajien, nämlich: 

10) In jeiner Kritik ©. 155 bzw. 378 hatte mir dv. d. Leyen vorge 
worjen, daß ich den Inhalt eines Berichtes Waddingtons vom 17. Mai 18 
über das Tarifmejen „todtgefhwiegen” haben jollte, während ich in der Anti- 
kritik ©. 37 bzw. 285 nachweije, daß ich den Inhalt auch dieſes Berichtes 
erwähnt habe. 

11) ©. 154 bzw. 379 jeiner Kritik hatte v. d. Leyen die Ausführungen 
meines Buches, mit welchem Entgegenfommen Die franzöſiſchen Bahnen ſich den 
Bedürfniſſen des Verkehrs und der heimiſchen Gewerbe in ihren Gütertarifen 
anzupafjen verjtünden, und wie diesbezüglich bet uns vielfache, auch durch 
wirthichaftliche Thatjachen erhärtete Klagen bejtänden, als eine Herabjegung 
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unferer deutſchen Zuftände denunziren wollen: ich hätte auch ähnliche niedrige 
Tarife, wie fie bei uns für einzelne Rohſtoffe (n. b. neben unjerer hohen Ab- 
—— — ) beſtehen, angeben müſſen. Auf meinen Hinweis (Antikritik 

S. zw. 53), dab v. d. Leyen dieſe Ausführungen meines Buches 
durchaus ———— charakteriſirt habe, und auf meinen beigebrachten 
aktenmäßigen Beweis, daß auch in anderen Theilen Deutſchlands ähnliche 
Klagen erhoben würden, wie ich fie in meinem Buche Frankreich gegenüber 
zumal für den Wejten ing Auge zu faſſen Hatte, hat v. d. Leyen nichts 
zu erwidern gehabt. 

12) Stritit ©. 151 bzw. 375 wollte v. d. Leyen die Ausführungen 
meines Buches über die jog. Eijenbahnausjtattungsziffer Frankreichs 
fritifiren und thut das in einer Weiſe, als hätte ich dieſe Ausftattungsziffer 
lediglich in dem Verhältniß der Bevölkerung zur Eiſenbahnlänge geſucht und 
danach Frankreich einen beſonders hervorragenden Platz unter den Kulturſtaaten 
angewieſen. Demgegenüber habe ich in der Antikritik S. 280 reſp. 46, ohne 
daß dv. d. Leyen darauf hätte antworten können, nachgewieſen, daß ich die 
Eijenbahnausftattungsziffer unter Drei verjchiedenen Gejihtspunften 
betrachtet und Frankreich neben England und Deutichland jedesmal genau die 
ienige Stelle angemwiefen habe, die ihm nach den betr. authentiichen Zablen 
ufam. 

: 13) Kritik ©. 152 bzw. 375 hatte v. d. Leyen mir imputiren wollen: 
„Daß die franzöfifchen Bahnen beffer wirthſchaften, als die preußifhen, will 
Kaufmann daraus folgern, daf der Betriebskoäflizient der erfleren 
günfliger ſei.“ Ich habe Antifritit S. 281, 282 reſp. 48, 49 und Berichtigung 
S. 604 Nr. XXIII nachweiſen können, daß ich in meinem Buche die Betriebsführ— 
ung der Bahnen unter ganz anderen Geſichtspunkten von den verſchieden— 
ften Seiten her betrachte, und daß die Behauptung: ic) „folgere* aus den 
Betriebstoeffizienten auf die größere Wirthichaftlichfeit der franzöſiſchen Bahnen, 
unwahr it, weil ich umgefehrt die Verjchiedenartigkeit der Betriebsfoeffizienten 
vielmehr als eine Folge von Berjchiedenheiten in Betrieb und Anlage der 
Bahnen dargejtellt habe. 

14) Kritik ©. 146, 147 bzw. 370, 371 will v. d. Leyen meine Schäß- 
ungen der muthmaßlichen fünftigen Zunahme des Verkehrs als irrig hinjtellen ; 
zu dem Zwecke jtellt er wiederum eine Behauptung auf und jucht diejelbe 
durch Anführung der Filometrijchen Verfehrszahlen von 1875 und 1895 zu 
ftügen, ohne zu bemerfen, dad, wie ich Antikritit ©. 266 rejp. 24 nachgewiejen 
babe, einmal jeine Zahlen zu jeinem Satz überhaupt nichts beweijen, und dab 
er jich durch jeine Ausführungen zu Ddiejen Zahlen geradezu in Widerjpruch 
mit jeiner Behauptung jebt, welche ich außerdem noch an jener Stelle als 
durch die Thatjachen nicht beftätigt nachweije. 

15) Die Ausführungen meines Buches über die Frage, ob das franzöfiiche 
Hauptbahnnetz, welches nad) den jegt gegebenen Borausjegungen ungefähr vom 
Jahre 1906 ab nicht mehr wejentlich erweitert werden dürfte, den zufünftigen 
Verkehr werde bewältigen können, Eritifirt v. d. Leyen — ©. 147 bzw. 371 
— in einer Weije, als ob ich in meinem Buche angenommen hätte, „daß ſich 
im Jahre 1950 der Berkehr über ganz Frankreid ganz gleihmäßig vertheilen 
wird.* Im meiner Antifritit ©. 269 bzw. 27 und Berichtigung ©. 596 
Nr. XV habe ich aber nachgewiejen, daß in meinem Buche gerade das Gegen: 
theil einer jo widerfinnigen Behauptung zu finden und daß gerade aud) dieje 
Frage in demjelben eingehend behandelt it. Bei diejer Gelegenheit habe ich 


R. v. Kaufmann: Die Eifenbahnpolitit Frankreichs. 133 


v. d. Leyen zugleich abermals darauf aufmerfjam machen müfjen, wie er 
mit jeinem Hinweis darauf, daß heute nur jehr wenige Linien mit einem Ver— 
fehr in der Höhe des von mir angenommenen durchichnittlichen künftigen be: 
laitet jeien, nur meine eigenen Ausführungen über die Möglichkeit der Be- 
wältigung des Zufunftsverfchrs jtügt und wie er ich dadurch wiederum damit 
in Widerjpruch jet, was er an jener Stelle jeiner Kritif mir gegenüber beweijen 
wollte. — 

Indem ich nochmals fejtftelle, daß v. d. Leyen zu den vorjtehend an— 
erührten fünfzehn Bunften in jeinen Replifen fein Wort der 
rwiderung gefunden hat, fomme ich nunmehr zu denjenigen Punkten 

unjerer Diskujjion, welche v. d. Leyen in jeinen Replifen beantworten zu 
fünnen geglaubt hat und bei deren Beantwortung er fich nicht nur fortgejegt 
als ein „Kenner“ von der weiter oben bezeichneten Art, jondern auch noc) 
von ganz anderen Seiten, wie Eingangs angedeutet, gezeigt hat. 

16) Kritik ©. 147 bzw. 371 war es v. d. Leyen pafjirt, daß er Die 
oben unter 14) erwähnten filometrijchen Verfehrszahlen für 1875 falſch an- 
gegeben und die für 1895, wie er in der Neplif des Archivs ©. 614 ein— 
geiteht, nach den betr. meinem Buche entnommenen abjoluten Zahlen falſch 
berechnet hatte, weil er die Netzlänge der 6 großen Gejellichaften mit der: 
jenigen der gejammten „Dauptbahnen“ verwechielte. Darauf in der Antifritif 
©. 267 bzw. 25 und Berichtigung ©. 595 Nr. XIV aufmerfiam gemacht, er= 
flärt v. d. Leyen an der genannten Stelle jeiner Archiv-Replif: „Ob die 
Bahlen auf's Haar Rimmen, if für meine Beweisführung ganz unerheblich“ — 
die Differenzen, um die ſich v. d. Leyen geirrt hatte, betrugen für 1875 rund 
5000 Berjonen: und 8000 Tonnenfilometer, für 1895 rund 36000 Berjonen- 
und 39000 Tonnenfilometer n. b. auf 1 km Betriebslänge! v. d. Leyen 
fügt dem Obigen aber noch den weiteren Sat hinzu: „Bei Einflellung aud 
der Kaufmann’fhen Bahlen bleibt das Schlußergebniß unverändert.“ Das 
Schlußergebniß jener Deduftionen meines FKritifers war nämlich, worauf oben 
unter 14) hingewieſen it, daß diejelben überhaupt auf das Gegentheil von 
dem hinausliefen, was v. d. Leyen dort beweilen wollte! Derjelbe bat jich 
alio auch hier darauf verlaſſen, daß jeine Lejer jich nicht die Mühe geben wür— 
den, wenigitens meine Antikritit zu lejen. 

17) In jeiner Kritik ©. 142 bzw. 366 hatte v. d. Leyen einfach von 
der „Verpachtung“ der franzöjiichen Bahnen an die Gejellichaften gejprochen, 
als ob deren Rechtsverhältniß zum Staate dieſem Begriffe in jeiner landläufigen 
Bedeutung entipräche. Antikritit ©. 252 rejp. 6 und Berichtigung ©. 587 Air. IV 
durch Eitat aus meinem Buche darauf aufmerfiam gemacht, daß dieje jeine 
Ausdrucdsweije feinenfall® meine Daritellung jenes Nechtsverhältniffes wieder: 
ebe, will v. d. Leyen in der Replik, preuß. Jahrb. ©. 60, jich für jeine 
Ausdrudsweije jogar auf mich jelbjt berufen, indem er behauptet: „Kauf- 
mann nennt das Rechtverhältnig eine Art Pachtverhältniß.“ Dies it einfach 
niht wahr, wie durch eine Vergleihung dieſer Ausdrudsweile mit dem 
Gitat aus meinem Buche an den oben genannten Stellen meiner Entgegnungen 
ohne Weiteres zu erjehen iſt. Wenn v. d. Leyen dagegen in jeiner Archiv: 
Replit S. 609 ſich ſchon vorfichtiger dahin ausdrüdt: „Kaufmann befchreibt 
aber ſelbſt das Berhältnig des Staates zu den Bahnen als eine Art Padt- 
verhältniß**, jo fommt er damit der Wahrheit wenigitens näher und bejtätigt 
durch dieje von jeiner anderen Replik divergirende Ausdrucksweiſe mur, daß 
meine Borhaltung berechtigt mar. 
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18) Kritik S. 142, 143 bzw. 367 läßt v. d. Leyen — n. b. an eriterer 
Stelle unter Seitenangabe aus meinem Buche — den franzöfiichen Staat Ende 
1894 mit 4080 Mill. Zr. an den Anlagekoften der „großen Bahnen‘ betheiligt 
jein. Nachdem ich ihn, Antikritif S.254 rejp. 8 und Berichtigung ©. 587 Nr. VL 
darauf aufmerfjam gemacht habe, daß, da an jener Stelle unter den „großen 
Bahnen“ offenbar die der ſechs großen Gejellichaften zu verjtehen find, jene jeine 
Angabe unrichtig jei, weil die betr. Zahl fich zugleich auch auf die jog. ſekun— 
dären Hauptbahnen beziehe, erklärt v. d. Leyen in der Replik, Archiv ©. 609, 
da er an jener Stelle einmal „große Bahnen“ für „Hauptbahnen‘ gejagt 
habe, will alio wirklich die gefammten Hauptbahnen gemeint haben. Das iſt 
wiederum unrichtig; denn v. d. Leyen jpricht an jener Stelle jeiner Kritik 
unmittelbar vorher von den Kojten des Ausbaus des „durch die Verträge von 
1883 umgrenzten Netzes“ und unmittelbar nachher von den „Zinsgarantie— 
zujchüffen aus den Verträgen von 1859“, aljo von Dingen, die lediglich die 
jechs großen Gejellichaften angehen, und er hat zudem jenen ganzen Paſſus jeiner 
Kritif mit dem Sate eingeleitet: „Die Gefchichte und die Politik der franzö- 
fifchen Eifenbahnen im engeren Sinne if die der fehs großen Gefellfchaften.* 
v. d. Leyen hatte aljo thatjächlich an jener Stelle unter den „großen Bahnen“ 
die der ſechs Gejellichaften gemeint und demnach thatjächlich eine für die legteren 
faliche Zahl angegeben. 

19) Bei Gelegenheit der jchon oben unter 9) berührten Frage der Be 
triebsfogffiztenten hatte ich, Antikritik ©. 282 bzw. 49 und Berichtigung 
©. 606 Nr. XXVI, Herrn v. d. Leyen auch vorgehalten, daß es falſch 
jei, wenn er die deutſchen normaljpurigen Nebenbahnen den franzöfijchen Lokal— 
bahnen gleichjtellen wolle. Darauf hat v. d. Leyen im Archiv S. 609 er- 
widert: Die chemins de fer d’interet local jeien „begriffli nad den Ge- 
fegen von 1865 und 1880 und thatfächlic im weſentlichen Eifenbahnen der 
Art, die in Deutfcland als Nebenbahnen bezeichnet werden.* Beides iſt troß 
der Kennerjchaft des Dr. v. d. Leyen faljch, denn der Unterjchied der 
deutjchen normaljpurigen Nebenbahnen von den Hauptbahnen, mit denen fie 
in der offiziellen Statiſtik auc) jtetS zufammengefaßt werden, ift lediglich be— 
triebs- und verfehrstehnijcher Art, die franzöſiſchen Gejege von 1865 
und 1880 liefern dagegen für die Behandlung der dortigen Lofalbahnen, wie 
in meinem Buche eingehend dargejtellt ift, verwaltungsrechtliche Unter: 
iheidungsmerfmale, und jind die franzöfiichen Lofalbahnen im übrigen zum 
größeren Theil Schmaljpurbahnen, aljo auch thatjächlich etwas anderes 
als die deutjchen normalipurigen Nebenbahnen. 

20) Ebenfalls bei Gelegenheit der Betriebsfoeäffizientenfrage 
hatte v. d. Leyen, Kritik ©. 152 bzw. 375 die von mir für die geſamm— 
ten franzöfiichen Hauptbahnen angeführten Betriebskogffizienten für jolche der 
ſechs großen Gejellihaften gehalten bezw. hingejtellt und daran für 
mein Buch den Vorwurf von Umnrichtigfeiten geknüpft. Diejen jeinen Irrthum 
mußte er in jeinen Neplifen, preuß. Jahrb. S. 62 unter 8) und Archiv ©. 609, 
eingeitehen. Mn legterer Stelle gibt er daher auch wenigjtens zu, daß 
„ein Theil‘* der an jeinen Irrthum gefmüpften Ausführungen nicht richtig jei; 
an der erjteren Stelle will er dagegen, indem er zwei jener Süße aus der 
Kritik wiederholt, in diejen Ausführungen „nichts anderes gefagt* haben, „als 
daß fid der Betriebskoäffizient der preußifchen Staatsbahnen in dem Jahr 1895 
wefentlic gebeſſert habe.“ Hätte v. d. Leyen überhaupt nur die Beſſerung 
des preußiichen VBetriebsfogffizienten fonjtatiren wollen, jo hätte e8 dazu 
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des Vergleichs mit den früheren preußijchen und nicht den früheren 
franzöjiichen Koeffizienten bedurft. Es iſt aber wiederum unmwahr, daß 
v. d. Leyen das gejagt hätte, was er nach jeiner Replik gejagt haben will; 
denn er hat daraus, daß der preußische Betriebsfoeffizient von 1895/96 gün- 
jtiger als der franzöjiiche der früheren Jahre 1892, 1893 und 1894 jei, 
in jeiner Kritift ganz unzweideutig den Schluß gezogen, daß der preußiiche 
Koeffizient jih überhaupt bejjer als der franzöjiiche jtelle und im dieſem 
Sinne jeinen beiden von ihm allein wiederholten Säßen den dritten hinzugefügt: 
„Alſo auch diefer Beweis einer Ueberlegenheit der franzöſiſchen Privatbahnen 
hält vor den Thatfahen nit Stand.‘ 

Trotz diejer Verdrehung der Thatiachen hat v d. Leyen bei diejer Gelegen- 
heit (preuß. Jahrb. a. a. D.) aber noch die Kühnheit, zu behaupten, ich hätte mit 
dem Hinweis auf die Unzuläjligfeit der von ihm thatſächl ich gezogenen Schluf- 
folgerung jeiner Kritik eine unberechtigte Unterftellung gemacht. 

21) In meiner Antifritif ©. 253 reip. 7 und Berichtigung ©. 587 Nr. V habe 
ich nach meinem Buche und unter Hinweis auf die betreffenden Bertragspara- 
graphen gezeigt, day v. d. Leyen’s Satz (Kritif ©. 142 bzw. 366): „In 
den Berträgen von 1883 tritt an Stelle der Binsbürgfhaft die Bürgfchaft 
einer Minimaldividende‘, formal nach dem Wortlaut der Verträge und materiell 
nach deren Effeft falſch it. Darauf weiß v. d. Leyen nichts weiter zu 
antworten als preuß. Jahrb. ©. 60: „jener Saß fei im Bufammenhange mit 
dem unmittelbar vorhergegangenen, * in welchem er das „früherbefehende Sadı- 
verhältniß* auseinanderjege, „klar, vertändlid und rihtig,* und Archiv 
©. 609: „den grundfäglihen Unterfhied der Ertragsbürgfchaften der Ber- 
träge von 1359 und 18853 .... habe id gleichfalls durdaus richtig dar- 
geſtellt.“ Ich stelle unter Himveis auf die Ausführungen meiner Antifritif 
nochmals feit, daß nad dem Wortlaut der Verträge vom Jahre 1883 die 
Dividendengarantie nicht „an die Stelle, jondern zu der nicht aufgehobenen 
Zinsgarantıe hinzugetreten ift, und daß amdererjeit3 materiell durch den 
Mechanismus der älteren Verträge die Mindeitdividende den Aktionären auch 
damals jchon gefichert war, daß jomit v.d. Leyen's beweisloje Wieder: 
holung jeiner falihen Behauptung dieſelbe zu feiner richtigen hat 
maden fönnen. 

22) Kritik ©. 143 bzw. 367 hatte v.d. Leyen gelagt: „An Binsgarantie- 
zuſchüſſen aus den Verträgen von 1353 hat der Staat bis zur Aufhebung 
diefer Derträge gezahlt (einfchließlid Binfen) 673 405 803 Srancs*, In der 
Antıkritit S. 254 bzw. 8 und Berichtigung ©. 583 Nr. VII habe ich nad)- 
gewviejen, dab dieſe Summe nicht die vom Staate „gezahlten“ Bujchüffe, 
ſondern die dafür von den Gejellichaften jammt 4°/, Binjen zurüdzuzahlende 
Summe darjtelle, daß jomit als vom Staate gezahlter Zuſchuß von 
v.d. Leyen eine falſche Zahl angegeben jei. Darauf erwidert dv. d. Leyen 
in den preuß. Jahrb. ©. 60 einfach: „Ich ( nenne die Gefammtfumme 
der Binsgarantiegufhüle aus den Verträgen von 1859 (einfchlieglid Binfen) 
673 408 3803 Sres. Das genügte für meine Lefer*; im Archiv ©. 609 
dagegen: er habe „die richtigen Gefammtzahlen wiedergegeben, auf die es in 
diefem Bufammenhange mir (d. h. ihm) allein ankam.“ Dieje Beru- 
fung auf den angeblichen Zujammenhang enthält wiederum eine Unwahr— 
beit, denn v. d. Leyen hat am jener Stelle feiner Kritif nach feinen 
eigenen Worten, die dem Staate aus feiner Betheiligung an dem Eijenbahn- 
weſen erwachienen „talten* und dem entivrechend dic „gezahlten“ Garantie: 
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„Bufhüfe* angeben wollen; zu beiden gehören aber nicht die Zinſen, welche 
die — —— für jene Zuſchüſſe dem Staate zahlen müſſen, und 
hat daher v. d. Leyen auch in jenem „Bufammenhange* eine falſche Zahl 
angegeben. — 

Eine ähnliche Blüthenlefe, wie die vorjtehende, liefert die Kontroverje 
über die in meinem Buche durchgeführte Wahrſcheinlichkeitsrechnung, 
über deren Berechtigung an fich ich mit dem Dr.v.d. Leyen mich heute nicht 
mehr abzufinden brauche, da diejelbe mir von einer auch für ihn fompetenten 
Seite anftandlos zugejtanden worden ift (cf. Zeitjchrift des fgl. preuß. ftatijt. 
Bur. 1897, ©. 319). 

23) Zur Kritik jener Rechnung behauptet v. d. Leyen in jeiner Ne 
plik, ee S. 610, wieder unter Berufung auf den „Bufammenhang“ der 
Ausführungen jeiner Kritik S. 143—145, daß er „ganz richtig die Grund- 
lagen derfelben wiedergegeben habe". Ich konſtatire, daß v. d. Leyen im 
Archiv S. 143 überhaupt nicht von der Wahrjcheinlichkeitsrechnung und auf 
©. 144 nicht von den Grundlagen derjelben jpricht, jondern nur deren äußeren 
Aufbau jchildert. Erſt auf S. 145 bringt er jeine Bedenken gegen Die 
„Grundlagen“ vor und zwar als erftes: ich hätte angenommen, daß von 1906 
bis 1950 uch für Ergänzungsbauten nichts mehr werde ausgegeben 
werden. Dieje Behauptung habe ich in meiner Antifritit ©. 256, 257 bzw. 
11 bis 13 und Berichtigung ©. 589 Nr. IX als pojitiv faljch nad): 
gewieſen; jomit enthält die obige Behauptung der Neplif von der angeblich 
richtigen Wiedergabe der Grundlagen zunächſt bezüglich diejes Punktes aber: 
mals eine thatjächliche U nwahrheit. 

24) Weiter hatte v. d. Leyen in ſeiner Kritik S. 145 bzw. 369 von 
der Aktienamortiſation behauptet, ich legte der Berechnung derſelben in 
meiner Wahrjcheinlichkeitsrechnung weder fonzejlionsmäßige oder gejegliche, 
noch) die bisher thatjächlich erfolgten Tilgungen zu Örunde. An meiner Antt- 
kritit ©. 258, 259 rejp. 13 ff. und Berichtigung ©. 591 Nr. X habe ich 
v. d. Leyen dapin widerlegt, daß meine Berechnung in der Ihat auf beiden 
Grundlagen fußt. Nunmehr leugnet der Kemer v. d. Leyen in jeiner Replik 
das Borhandenjein der Zwangsamortijation für Die franzöſiſchen Eiſenbahn— 
geſellſchaften überhaupt ab, indem er, preuß. Jahrb. S. 64, ſagt: ich hätte 
in meinem Buche „nicht bewieſen,“ „daß nad Lage der Konzeffionen, der 
Statuten, der Gefehe diefe Tilgung thatfählid (sel. bei Ablauf der Kon— 
zeſſionen) erfolgt ſein müſſe.“ Dasſelbe behauptet er, wenn anders der be— 
treffende Satz überhaupt einen vernünftigen Sinn haben ſoll, im Archiv S. 613 
unter a), indem er hier auf die in ſeiner Kritik Archiv S. 145 und 146 
zitirten Stellen meines Buches hinweiſt, in welchen der Leſer einen ſolchen 
Beweis für das Vorhandenſein der Zwangsamortiſation nicht finden werde. 

ai diejer legtere Seitenhinweis geradezu eine Irreführung des Lejers, 
da v.d. Leyen auf dem beiden genannten Seiten jeiner Kritif nur Stellen aus 
der Durchführung meiner Wahrjcheinlichkeitsrechnung zitirt hat, während 
die Belege für das Vorhandenjein der zum Syſtem der franzöfiichen Eijen- 
bahnpolitift gehörenden BZwangsamortijation jelbjtverjtändlich bereits in der 
Darlegung diejes Syitems ſelbſt von mir hatten gegeben jein müſſen — 
jo iſt die Ableugnung des Vorhandenſeins diejer Belege in meinem Buche an 
fi eine Unwahrheit, denn diejelben find dort Band II ©. 20/21 in dem 
Artikel 36 des Bedingnißheftes, aljo eines Staatsgeſetzes, glei 2. 
jeder Eiſenbahnkonzeſſion d’interet general, ferner Bd. II ©. 6/7, Bd. 
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©. 363 bis 365 in den betreffenden Paragraphen der Verträge von 1883, 
Bd. II ©. 337 unten mit Anmerkung 1 und in der Tabelle II ©. 477, 
endlich in den ganzen Ausführungen Bd. II ©. 336 bis 340 gegeben. — 

25) Meiner Fortſchreibung der Betriebsüberjchüjje hatte 
v. d. Leyen in jeiner Kritik S. 146 rejp. 370 die Forderung entgegen— 
geitellt, ıch hätte die kilometriſchen anjtatt der abſoluten Betriebsüberjchüffe 
fortichreiben müſſen. Ich habe dieſe Forderung Antifritit S. 260 ff. reip. 
S. 17 fi. und Berichtigung ©. 592 Wr. XII al8 unberechtigt widerlegt. 
In der Replif der preuß. Jahrb. S. 64 thut v. d. Leyen dieſen Vor: 
gang, nachdem er die Behauptung aufgejtellt hat, ich hätte das wirkliche Ein- 
treten der in meiner Wahrjcheinlichfeitsrechnung fortgejchriebenen Betriebs- 
überichüffe beweijen (sie!) müfjen, mit dem Sage ab: „er fühle um fo weniger 
die Verpflichtung,“ mir „auf die Frage, auf welder befferen Grundlage id 
denn diefen Beweis hätte aufbauen follen,* zu antworten, als er einen jolchen 
Beweis für unmöglich halte. 

Ich jtelle jeit, daß es nicht wahr ift, daß ich eine jolche Frage an 
den Dr. v. d. Leyen gerichtet hatte; ich habe ihm vielmehr Antifritif 
©. 262 vejp. 18 nach meinen dortigen zahlenmäßigen Darlegungen nur in 
Form einer Frage bewiejen, dab ſeine Forderung der Fortichreibung der 
filometrijchen Betriebsüberjchüffe undurchführbar jet. 

In Seiner Replif Archiv S. 614 bemerkt v. d. Leyen zu obigem Bor: 
gang: „Hätte R. ſich früher meine Bedenken vergegenwärtigt und den Verſuch 
mit den kilometrifhen Ueberfhüffen gemadt, fo würde er fi vielleiht aud) 
überzeugt haben, daß eine ſolche Ertragsberehnung überhaupt unmöglid 
it.“ Ich bemerfe, daß dies einfach ein logischer Fehlichuß ift, weil, wenn es 
unmöglich it, die Filometriichen Ueberſchüſſe, d. h. eine Abjtraftion aus den 
in Wirklichkeit zuerjt gegebenen abjoluten fortzujchreiben, e8 deswegen nod) 
nicht unmöglich zu jein braucht und es thatjächlich nicht ift, die abjoluten 
Ueberſchüſſe fortzujchreiben, wie ich jolches unter „vorjichtiger” und „gewiſſen— 
hafter“ Berüdjichtigung aller einjchlägigen Faktoren gethan habe. 

26) Im jeiner Kritif S. 147, 148 bzw. 371 hatte v. d. Leyen ſich 
u. A. im der umnbejtimmten Weiſe über die „Cilgung der franzöſiſchen Eifen- 
bahnkapitalfhuld“ und das „Fchuldenfreie Eifenbahnnet‘* als das angebliche 
Schlußergebniß meiner Wahrjcheinlichfeitsrechnung ausgedrückt, wie in meiner Antis 
fritit ©. 269 bzw. ©. 28 nachzulejen ift. In den preuß. Jahrb. ©. 64 will 
num d. d. Leyen erklären, er habe „den Gefammtbetrag der Aufwendungen 
des franzöfifhen Staates für Eifenbahnzwedke ... kurz als Eifenbahnkapital- 
ſchuld des franzöfifchen Staates bezeichnet“; daß dieſe „ur Beit des Heim- 
falls nicht höher fein würde „als die Gefammtfumme der Gemwinnantheile 
des Staates an den Erträgen der großen Gefellfchaften,* hätte ich beweijen 
müjjen, „ven Beweis hierfür aber „überhaupt nicht angetreten. Bier wie 
in der Replik Archiv ©. 613 jucht v. d. Leyen meinem Buche Beweis: 
pflichten unterzujchieben, welche demjelben gar nicht oblagen. Er bringt da® 
zu Stande, indem er l. c. ©. 613 nad) einer Stelle meines Buches Bd. II 
©. 560 erklärt, ich hätte ald das Ergebniß meiner Wahrjcheinlichfeitsrechnung 
den „Thuldenfreien Befit des ganzen Haupteifenbahnneßes* ſeitens des 
Staates bHingeitellt. Dies ift wiederum nicht wahr, denn ich drücke mich 
1. an jener Stelle meines Buches in einem jehr wejentlichen Punkte ganz 
anders aus, indem ich jage, daß der Staat, neben dem nach meiner Nechnung 
für ihm fich ergebenden Baarjoldo „in den ſchuldenfreien Beſitz kommt‘, und 
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ich jage zwei Seiten weiter (II ©. 562), das Ergebnig meiner Unterfuchungen 
und meiner Rechnung präzilirend, noch deutlicher: es „werden die Hehe der 
ſechs Kompagnien, das if das rigentlihe Hauptbahnnetz Frankreichs, nad) 
volltändiger Amortifation ihres Eifenbahnkapitals bei Ablauf der Kon- 
zeffionen FSchuldenfrei zufallen etc* Ich habe aljo nicht gejagt, daß 
der Staat die Hauptbahnen dann jchuldenfrei bejigen werde, jondern, daß 
die bis dahin den Privatgejellichaften gehörenden Bahnen dem Staate frei von 
deren Schulden zufallen werden, zu denen etwa vorhandene Schulden des 
Staates für Eiſenbahnzwecke doch nicht gehören; jenes aber muß, Dank 
der, von dv. d. Leyen allerdings ignorirten, Jwangsamortijation ftattfinden. 
Bon dem außerdem für den Staat ſich ergebenden Baarjaldo habe ich daher 
gar nicht zu behaupten brauchen und thatjächlich nicht behauptet, daß es 
die bis zum Zeitpunfte des Heimfalls vom Staat für Eijenbahnzwede ges 
machten Aufwendungen ausgleichen werde, jondern an jener Stelle meines 
Buches ausdrüdlic) gejagt, jenes Baarſoldo werde dem franzöfiichen Staate 
„das Kapital der von ihm bis jet (d. h. 1895) beigefteuerten Baufub- 
ventionen voll erfehen“ Mit dieſer wie vorjtehend gefennzeichneten uns 
wahren Behauptung des Dr. v. d. Leyen über das, was ic) angeblich als 
das Schlußergebniß meiner Wahrjcheinlichfeitsrechnung angegeben haben joll, 
werden aber auch die ganzen Ausführungen gegenjtandslos, welche er in jeiner 
Replik an jene Behauptung fmüpft. 

27) Außerdem aber hat v. d. Leyen, preuß. Sahrb. ©. 63, 64 unter 
Bezugnahme auf zwei Stellen meines Buches und auf den Sat meiner Antis 
fritif ©. 257 bzw. ©. 12, in welchem ich nochmals die Formel — und aus 
drüclich nur dieſe — meiner Wahrjcheinlichkeitsrechnung präzifire, von letzterem 
behauptet: „Diefer hypothetifhe Sat lautet etwas anders, als die fehr kate- 
gorifche Behauptung des Buches.“ Dieſer von v. d. Leyen fonjtruirte 
Gegenſatz zwiſchen meiner Antifritif und meinem Buche ijt wiederum eine 
von ihm vorgebrachte Unrichtigfeit; denn wer jene beiden Stellen meines 
Buches wirklich lieſt und die Anmerkungen beachtet, wird finden, daß ich dort, 
wie überhaupt in meinem Buche (vgl. 3. B. II S. 395 Anmerf. 1 und m 
E. 397 Anmerf. 2) jtet3 nur von einer Wahrjcheinlichfeitsrechnung — 
wie Herr dv. d. Leyen a. a. O. ©. 63 am Eingang jenes Abjages jelbjt jagt — 
gejprochen habe, daß aljo die Erflärungen meines Buches nicht fategorischer 
lauten fönnen, als die meiner Antikritif; hatte Herr v. d. Leyen mich doch 
in jeiner Kritik wegen meines „möchte,“ „könnte,“ „dürfte“, d. 5. meiner 
Borjiht bei Aufitellung der Grimdlagen zu jener Wahrjcheinlichkeits- 
rechnung verjpotten zu dürfen geglaubt! 

23) Kritik ©. 148 bzw. 372 hatte v. d. Leyen meine Beurtheilung der 
jeiner Zeit von Francq uevilte angeitellten Borausberechnung des Garantie 
bedarfs als „‚verhältnigmäßig präzis‘ dadurch bemängeln wollen, dab er einfach 
die im der betreffenden QTabelle meines Buches unter den bezüglichen Zahlen: 
reihen befindlichen Schlußjummen derſelben verglih. v. d. Leyen hatte 
jich darin, wie cr Replik ©. 61 bzw. 611 zugeben muß, gründlich ver: 
griffen, weil dieſe Schlußſummen ich auf verjchieden lange Zeiträume bes 
ziehen. In jeinen Repliken jucht er aber diefen von ihm begangenen Fehler dadurch 
zu bemänteln, daß er meiner Tabelle den für jeden Statiftifer lächerlichen Vor— 
wurf macht, jie enthalte in jener IThatjache der Summirung zweier abjoluter, 
an jich jummirbarer Bahlenreihen einen „ſozuſagen logifchen Fehler‘; weil 
die Schlußſummen fich nicht ohne weiteres vergleichen laſſen, „hätten fie daher 
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in der Tabelle nicht nebeneinander gefellt werden dürfen‘ — warum denn 
niht? Etwa nur, um den Dr. v. d. Leyen davor zu bewahren, aus 
slüchtigfeit von diefen Summenzahlen einen faljchen Gebrauch zu machen ? 
Seinen Vorwurf gegen meine Beurtheilung jener Vorausberechnung jucht num 
v. d. Leyen (Replif a. a. D.) weiter dadurch zu ftügen, daß er jegt die Zahlen 
der einzelnen Jahre mit einander vergleicht und danach den Zahlen der 
Vorausberechnung die verhältnigmäßige Präziſion abipricht. v. d. Leyen 
überjieht dabei wieder, daß, wenn Schägung und Wirklichkeit in den einzelnen 
Jahren jtimmen jollten, daS eine abjolute Präzijion jener wäre, wo— 
egen ich thatjächlich nur von einer „verhältnigmäßigen“ in meinem 
Buche gejprochen und außerdem dort auf die Gründe der Divergenz 
in den einzelnen Jahren jehr ausführlich aufmerfjam gemacht habe '). 

29) Replif ©. 61 bzw. 611 will v. d. Leyen eine Zurücdweifung meiner 
Antifritif, S. 277 bzw. 36 (joll heiten ©. 37) und Berichtigung ©. 597 
No. XVII, damit umgehen, daß er erklärt: er habe „in dem dortigen Bu- 
fammenhang” (Kritik S. 149 bzw. 373) „keinen Anlaß“ gehabt, „von den 
Befigern der Obligationen zu ſprechen“. Dies Belieben hatte ich ihm 
jelbjtredend in meiner Entgegnung gar nicht verwehren wollen, wohl aber mich 
dagegen zu verwahren gehabt, daß v. d. Zehen an jener Stelle mich — „wenn 
Kaufmann wiederholt bemerkt — von den Aftieninhabern etwas jagen läßt 
— jie erhielten „das, was fie an Steuern zahlen, an Dividenden zurück“ —, 
was ich thatjächlicdy nicht von dieſen, jondern, jelbitverjtändlic;h mutandis 
mutatis, von den Obligationeninhabern gejagt habe. Alſo wiederum 
in der Kritik eine Flüchtigfeit, in der Neplit eine thatjächliche Unwahrheit. 

30) Replif Preuß. Jahrb. ©. 59 jucht v. d. Leyen eine thatjächliche 
Berichtigung meiner Antifritit (S. 250 bzw. 3, auch Berichtigung ©. 584 No. I) 
dadurch zu umgehen, daß er erklärt: er „habe nicht gefagt“, daß die betreffende 
in jeiner Kritik angezogene Stelle meines Buches „die einzige direkte Mit- 
theilung aus dem franzöfifhen Miniſterium Fei“. Ich Eonjtative, daß ich 
meinem Kritiker auch gar nicht imputirt hatte, dergleichen gejagt zu haben. 
In der Neplif Archiv S. 610 wiederum will v. d. Leyen meine thatjächliche 
Berichtigung dadurch umgehen, daß ev dort erklärt, jene Stelle jeiner Kritik 
babe „in diefem Bufammenhang nidts weiter befagt, als daß ih nur 
diefe eine, einigermaffen erheblide, bisher nit bekannte Chatſache 
mit Hilfe der franzöfifhen Behörden aus deren Archiven ermittelt habe.“ In 
der Kritik aber hatte v. d. Leyen im „Zuſammenhange“ und ohne Untere 
iheidung von erheblichen und unerheblichen IThatiachen mit dürren Worten 
behauptet: „Seine (d. h. meine) Darflellung beruht ausſchließlich auf den 
veröffentlichten, jedermann zugänglichen Auellen. . . Wur einmal (II ©. 376 
Anm.) erfahren wir, daß etc“, womit die in meinen Entgegnungen ange 
führten Stellen meines Buches zu vergleichen find. Aljo wiederum in der Kritik 
eine Flüchtigkeit, in der Replik eine thatſächliche Un wahrheit. 

31) In ſeiner Kritik S. 150 bzw. 374 hatte v. d. Leyen behauptet, 
ich hätte in meinem Buche „II ©. 339" für Frankreich die Verrechnung 
vorhandener Mittel auf bewilligte Anleihen als eine Tilgung dargeftellt. 
Demgegenüber habe ich in meiner Berihtigung ©. 598 No. XIX nachgewicjen, 
daß ıch auf jenen Seiten meines Buches nichts derartiges gejagt, jondern 
vielmehr von der Einflußnahme der franzöfiichen Eifenbabngeiellichaften auf 
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den Kapitalmarkt gejprochen habe. In der Neplif im Archiv S. 614 behauptet 
nunmehr dv. d. Leyen von denjelben Seiten meined Buches: ich „erklärte es 
für ganz ſelbſtverſtändlich, daß, wenn man die wirklihe Belafung der Gefell- 
ſchaften durd) die Ausgabe neuer Titel feſtſtellen wolle, man die getilgten Werthe 
von den neu ausgegebenen abziehen müſſe.“ Es iſt wiederum unwahr, 
daß ſich derartiges an jener Stelle meine® Buches vorfände, wie e8 auch 
nicht wahr it, daß ich überhaupt in meinem Buche einen derartigen Nonjeng 
(außer der Differenz der Werthe fommen für die Belaftung doch auch Die 
jeweiligen Berjchiedenheiten der Emiffionskturje und der Zinsfüße in Betracht) 
ausgejprochen hätte. — 

32) In feiner Kritik ©. 140 bzw. 365 hat v. d. Leyen die ſehr ein- 
gehende Darjtellung meines Buches von der Epijode der franzöſiſchen Eiſen— 
bahnpolitik von 1877 bis 1882 und der damaligen Verſtaatlichungsbeſtrebungen 
mit der einfachen Behauptung abgeurtheilt: „Alle die Männer, welche damals 
gegen das Privatbahnfpfiem ankämpften, werden von Kaufmann mit Spott 
und Hohn, als Phrafendrefher und unwiſſende Maulhelden gegeißelt.“ Dem- 
gegenüber habe ich im meiner Berichtigung, Archiv ©. 585 No. II, alle die 
jenigen Stellen meines Buches wörtlich citirt, in welchen ich die Verjtaatlihungs 
beitrebungen jener Epoche zujammenfaffend charafterijire. Nunmehr will v. 
d. Zeyen, Replik ©. 60 rejp. Archiv S. 610, nachdem er im Archiv hat 
zugeben müflen, daß ich mich an „einigen Stellen meines Buches aud 
wohlmwollend über die Gegner der Privatbahnen ausgefproden habe“, 
er mit dem „alle die Männer ꝛec.“ jeiner SKritif demnach eine Unwahrheit 
vorgebracht hatte, durch einige, wie er jelbit jagt — „aufs Gerathewohl“ aus 
meinem Buche und aus ihrem Zuſammenhange herausgegriffene Stellen be- 
weiſen, daß ich „theils dem Sinne, theils dem Wortlaute nad) von den PBer- 
tretern des Staatsbahngedankens fo geſprochen“ hätte, wie oben nach der 
Kritik angegeben ift. 

Zu diejen fünf von dv. d. Leyen als Beläge für jein Urtheil angeführten 
Stellen habe ich folgendes zu berichtigen: 

a) „Ganz abgefehen davon“ — jagt dvd. d. Leyen — „dal er (d. h. 
ich) an der zweiten von ihm felbft angeführten Stelle (sel. Archiv S. 585 
unter II, 2) diefe Herren (d. 5. nach dem unmittelbar vorhergehenden Sabe 
des Herrn v. d. Leyen unterſchiedslos „die Gegner der Privatbahnen“) als 
auf ihren „„Bortheil bedachte Ipekulanten”” und „„fkrupellofe Streber““ 
bezeichnet” —. 

Ih berichtige, auf jenen, im Archiv a. a. DO. ©. 585 wiedergegebenen 
Sat meines Buches verweijend, daß ich im demjelben nicht unterſchiedslos 
„„alle““ „die Gegner“ der Privatbahnen, jondern eben nur diejenigen 
unter ihnen mit den von v. d. Leyen hervorgehobenen Bezeichnungen belege, 
die jich der damaligen Agitation für die Verjtaatlichung aus Eigennuß ans 
geichlofjen hatten. Diejer Thatbeitand wird um jo deutlicher, als ich in eben 
demſelben Sape die übrigen Vertreter der Staatsbahnidee durch die Worte 
„ehrlicher Doktrinarismus relp. die Heberzeugung von beiten Münſchen für ihr 
Vaterland befeelter Staatsmänner“ fennzeichne. Sollte aber v. d. Leyen 
hierin der Meinung haben Ausdruck geben wollen, daß ihm Streberthum 
und Eigennutz in dem Falle chremverthe Bundesgenojjen wären, wenn es 
lich um eine Agitation handele, jo wäre das Sache jeines Gejchmads, um 
dejjen willen er andern nicht wird vermehren dürfen, jolche Leute troßdem 
dafiir zu halten, was fie ſind. 
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b) „I ©. 239“, fährt v. d. Leyen 1. c. fort, nennt er (d. h. ich) 
die Verfechter des Staatsbahngedankens: „„eine Gruppe politifcher Dok- 
trinãre.““ 

Ich berichtige, daß ich mit dieſem Ausdruck jene Männer umſoweniger 
„mit Spott und Hohn als Phraſendreſcher und unwiſſende Maulhelden ge- 
geifelt“ habe, als ich an den vorjtehend citirten Stellen dieſen Doftrinaris- 
mus als „ehrlichen,“ als „chrenhafte Heberzeugung“ und als die „Weber- 
zeugung von beften Wänſchen für ihr Vaterland befeelter Staatsmänner” 
bezeichne; auch ıjt der Ausdrud „Doktrinär" und „Poktrinarismus“ nach 
dem deutſchen Sprachgebrauche nicht gleichbedeutend mit „Phrafendrefcher 
und — Maulheld.“ 

e) „I ©. 249” — jagt v. d. Leyen — „bezeichnet er (d. h. ich) die 
Ausführungen der Abgeordneten, die für die Berftaatlihung ſprechen 
als „„unklares Gerede.“” 


Ich berichtige, daß ih a. a. D. in diefer Weije thatjachlich nicht Aus: 
führungen für Die Verjtaatlichung, jondern beitimmte, an jener Stelle 
unmittelbar vorher angegebene Borjchläge zweier Redner gekennzeichnet habe, 
nämlich den des einen dDahingehenden: man müfje mit jämmtlichen Arten 
der Behandlung des Eijenbahnwejens gleichzeitig erperimentiren, 
und den des anderen: man jolle zumächit die Bahnen anfaufen, ohne fich 
vorerft über die Betriebsfrage jchlüflig zu machen. Solche jpezielle Bor: 
ichläge habe ich mit dem citirten Worten gefennzeichnet, welche aljo that- 
Jächlich nicht Dem Sinne entjprechen, in welchem ich nach Herrn v. d. Leyen 
von „allen“ Vertretern der Staatsbahnidee in Frankreich geſprochen 
haben joll. 

d) „I ©. 250“ — jagt v. d. Leyen — „wird der Abg. Bethmont 
herabgefebt als: „„der Beputirte der zumal intereffirten Departements." 

Ich berichtige, daß der angezogene Sat meines Buches, welcher lautet: 

„Nachdem der Berichterflatter . . . abermals das Wort genommen hatte, 
verlangte Bethmont, der Beputirte der (sel. durch den zur Verhandlung 
jtehenden Gegenitand) zumal intereffirten beiden Charentes-Departements, 
gebieterifchh entweder die Verſtaatlichung fämmtliher Eifenbahnen, oder 
wenigſtens ein Unterkübungsgefeß zur Confolidirung der kleinen Wehe“ — 
eritens thätjächlich feinerlei Urtheil, aljo auch feine „Herabjegung” 
enthält, jondern einfach Thatjachen regijtrirt, und daß es fich zweitens 
in diefem Satze wiederum nicht („entweder“ — „oder*) um ein Blaydoyer für 
die Staatsbahnidee handelt, derjelbe aljo thätjächlich nichts mit der Anjicht 
des Herrn v. d. Leyen gemein hat, mach welcher ich „alle die Männer, 
welde damals gegen das Privatbahnfyhem ankämpften“, „mit Spott und 
Hohn ꝛc.“ behandelt haben joll. 

e) „I ©. 340* — jagt endlich v. d. Leyen — „werden die Keden 
der Mitglieder der Deputirtenkammer gegen die Verträge von 1883 als 
„„endlofe Diskuſſion““ bezeichnet, denen gegenüber der Berichterfatter 
des Senats „„ohne alles Phrafengeklirr”“ geredet habe.“ 

Ich berichtige: Ich habe in den hier zitirten vorangehenden Ausführ— 
ungen meine® Buches I S. 325—340 nicht nur die Neden gegen Die 
Verträge von 1883, jondern eingehend auch diejenigen für diejelben ge 
ichildert (daher „Biskufion“) und fahre darauf in dem von v. d. Leyen 
angezogenen Sage wörtlich fort, wie folgt: 
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„Mach endlofer Diskuffion, die an keiner Stelle“ (aljo doch aud) 
nicht in den Neden für die Verträge) „neue Gefihtspunkte hervorbradte, 
und nad Ablehnung einer Unmaſſe von Amendements wurde der Gelehes- 
vorſchlag Fchlieglih mit großer Mlajorität in der Deputirtenkammer ange- 
nommen und an den Senat weitergegeben, deffen Berichterflatter, Gafton 
Bazille, die Sachlage ohne alles Phrafengeklirr ins Auge fahte und ꝛc.“ 

Ich habe jomit nicht die Neden gegen die Verträge, jondern jene 
ganze Verhandlung der Deputirtenfammer als „endloje Diskuſſion“ 
bezeichnet und laſſe den Berichterjtatter des Senats nicht gegenüber den 
Neden gegen die Verträge, jondern gleichfalls gegenüber jener ganzen 
Debatte (sel. Diskufjion) die Sachlage ohne alles Phrajengeklirr in's 
Auge fajjen, wonadh ich das „NB* v. d. Leyen’s dahin berichtige, daß 
mein Gebrauch des Wortes „Phrajengeflirr“ an dieſer Stelle thatjächlich 
nicht identijch mit jeinem Urtbeil ift: ich hätte „alle die Männer, die 
damals gegen das Privatbahnſyſtem ankämpften, ꝛc. . . .. als „„Phraſen- 
dreſcher““ . . . gegeißelt.“ 

Sch ftelle feſt:Leyen hatkeine Stelle meines Buches auffinden 
fünnen,diejein „Urtheil“: „alle die Männer ꝛc.“, ſtützen könnte; ſeine 
fäljchlich angezogenen Citate beweiſen ſämmtlich gegen ihn! 

33) Kritik S. 151 bzw. 375 hat v. d. Leyen cd mir als einen, nod) 
dazu Preußen „im ungünfigen Lichte zeigenden Fehler“ vorwerfen wollen, dat 
ich die Verhältnißziffer der preußiichen Eijenbahnlänge zum Flächeninhalte, die 
jog. Ausftattungsziffer nicht genau nad) einem Aufſatz im Archiv f. E. nad) 
gedruct hätte, jondern dieſelbe n. b. in einer bejonderen Anmerkung und 
nur in Worten) der franzöjiichen, gegenüber derjenigen für Gejammtdeutjchland 
gleichgejtellt habe. Dies jollte auch deswegen ein grober Verſtoß jein, weil 
ich mich angeblich für die preußische Zahl auf das Archiv berufen hätte. Im der 
Antikritit S. 280, 281 bzw. 46, 47 und Berichtigung S. 603 No. XXII habe 
ich demgegenüber nachgewiejen: 1) daß meine Berufung auf das Archiv in 
einer anderen Anmerkung auf der vorhergehenden Seite meines Buches jteht 
und, ganz wörtlich genommen, ſich nicht auf jene andere, die preußiſche 
Ausjtattungsziffer berührende Anmerkung beziehen läßt, und 2) daß ich gar 
nicht in der Lage war, die im Archiv für Preußen angegebene Zahl als 
mahgebend anzunehmen, weil die im Archiv angegebenen Grundzahlen diejer 
Ziffer nicht mit den mir in offiziellen Quellen dargebotenen Grundzahlen 
übereinftimmten. In den preußischen Jahrb. S. 61 unter 7 will v. d. Leyen 
trogdem jeinen Verwurf einfach aufrecht erhalten, ich Hätte mich für die Preußen 
betreffende Angabe auf das Archiv berufen. Im der Replit Archiv S. 612 
äußert ſich v. d. Leyen wörtlid) ebenjo, fügt dann aber noch den unquali— 
fizirbaren Saß hinzu: „wenn Kaufmann, was er jet behauptet, ſelbſtſtändige, 
vom Ardiv unabhängige Berechnungen anftellen wollte, fo durfte er fid) minde- 
flens nicht auf das Archiv berufen.“ Diejer Sag enthält nicht weniger als 
zwei Unwahrheiten. Einmal ift es, wie erwähnt, nicht wahr, daß ich 
mich für die Preußen betreffende Anmerkung auf das Archiv berufen hätte, und 
zweitens mußte v. d. Leyen als Kritifer meines Buches, das „jekt“ anlangend, 
wiſſen, daß die Grundzahlen für die Berechnung der preußischen Ausjtattungs- 
ziffer, d. j. die preußischen Eijenbahnlängen ſich in meinem Buche angegeben 
finden, daß ich aljo jchon bei Abfaſſung des letzteren verpflichtet war, eine 
preußijche Ausjtattungsziffer ebenfowenig wie eine franzöftiche unbejchen aus 
einem anderen Buche zu übernehmen. 
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Wenn v. d. Leyen in der Neplifitelle der preuß. Jahrbücher ©. 62 
außerdem hinzugefügt: „Was follen dem gegenüber die künftlihen Berechnungen 
der Antikritik ?" — jo iſt dies eine dritte Unmwahrheit, injofern ich im 
meiner Antifritif überhaupt Feine diesbezüglichen Berehhnungen, aljo auch 
feine „künſtlichen“ angejtellt, jondern eben nur die offiziellen Zängen- und 
Flächenzahlen den im Archiv angegebenen gegenübergeftellt habe. — 

Nicht weniger bedenklich als in all dem vorjtehend erwähnten Punkten 
it dv. d. Leyen im denjenigen vorgegangen, bei denen er die allerjchwerften 
Vorwürfe gegen mein Buch zu richten verjucht. 

34) Kritif ©. 153 bzw. 377 hat er meinen Vergleich der in Frankreich 
und Dentichland gezahlten durchichnittlihen Transportpreije im Ein: 
zelnen beanjtanden und unter Ausdrüden fritijiren wollen, in denen er mir 
„Spekulation auf die Gedankenlofigkeit der £efer* und „Kunſtſtückchen“ vor: 
warf, indem er die von mir vor Anjtellung des Vergleichs vorgenommene 
Ausſcheidung der betreffenden Zahlen für die norddeutjche vierte Wagen: 
flajje mit den Worten bemängelt: „der einfichtige Lefer wird fid) fofort fagen, 
dap die 4. Wagenklaffe einen organifhen Befandtheil des (welches?) 
Perfonentariffpfiems bildet. Wäre fie nicht vorhanden, fo wären wahrfdeinlid) 
die Preife, Sicher aber der Berkehr der drei anderen Klaffen ganz anders." 
Als den von mir angegebeuen Grund für die Ausjcheidung der vierten Klaſſe 
gibt v. d. Yeyen an: „weil in „„Frankreich““ eine vierte Wagenklaffe nicht 
beſteht.“ Mit leterem rechnet v. d. Leyen abermals darauf, daß die Lejer 
jeiner Kritif mein Buch nicht erjt zur Hand nehmen würden, denn in dem— 
jelben finden ji) auch noch andere Gründe für das Ausjcheiden der vierten 
Klajje angegeben, welche unmittelbar zeigen, daß vielmehr der zuerſt zitirte 
Sat v. d. Leyen’s eine Spekulation auf die Gedanfenlofigfeit ſeiner Lejer 
it, denn: es gibt nicht nur in Frankreich, jondern auch in ganz Süd— 
deutichland feine vierte Wagenflajje; es erjtreden fich daher nicht nur 
im Frankreich, jondern auch in ganz Süddeutjchland die für die drei oberen 
Klaſſen beitehenden Tarifvergünjtigungen (Rüdfahrtfarten, Nundreijebillets, 
Fahrſcheinhefte, Saijonbillet3 u. a.) auf den gejammten, in Norddeutſch— 
land dagegen nur auf einen Theil des Perjonenverfehrs; v. d. Zeyen führt 
feinen Grund an, weßwegen, wenn etwa in Norddeutichland die vierte Klaſſe 
bejeitigt würde, auch in Süddeutjchland die Tarife und der Verkehr der dort 
auch bisher nur bejtehenden drei Klaſſen ich ändern müßten. Es ift jomit 
für Deutjchland allein — ganz abgejehen von jedem Vergleich) mit andern 
Ländern — methodijch gar nicht zuläſſig, einen durchſchnittlichen 
Berjonentransportpreis aus allen Wagenklaſſen, wie jie hier beftehen, dort 
nicht bejtehen, berechnen zu wollen, um jo mehr aber it es bei Vergleichen mit 
jolden Transportpreijen anderer Länder geboten, und fein „Kunſiſtückchen“, 
die umvergleihbaren Elemente vor Anftellung des Vergleichs aus den 
abjoluten Zahlen auszujcheiden. 

Auf Alles dies im meiner Antikritit S. 284 bzw. 52 aufmerkſam ge 
macht, weiß dv. d. Leyen in feiner Replik, preuß. Sahrbücher S. 62, nichts 
anderes zu jagen, als daß meine Rechtfertigung für das Ausjcheiden (v. d. 
Leyen jagt „Befeitigung‘) der vierten Wagenklaſſe „keiner Erwiderung be- 
darf.* Trotzdem wiederholt er in dem Schlufje jeiner Neplif, preuß. Jahre 
büh. S. 65, daß ich auch die heimische Tarifpolitif „„. Ch. unter Anführ- 
ung unrichtiger Thatſachen in einem niel zu ungünflign Lichte dar- 
geſtellt‘ hätte — und im Archiv ©. 618: es jeien „nad alle dem* „wirkliche 
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Unrichtigkeiten* — d. h. nach der am Schluß derjelben befindlichen Beruf: 
ung auf das Schlußurtheil der Kritif „unrichtige Thatſachen“ — „die in 
K.'s Buch über unfere deutfchen Qarife verbreitet werden.“ Das ijt wieder: 
um in jeder Beziehung eine Unwahrheit: einmal, weil ich meine Zahlen 
ausichlieglich den offiziellen Quellen und zwar richtig entnommen habe 
(v. d. Leyen hat mir feine einzige angeführte falſche Zahl nachweilen fünnen) 
und jomit „unrichtige Thatfahen nicht verbreitet habe, und zweitens, weil 
id) von dem in meinem Buche gefundenen durchichnittlichen deutichen Perſonen— 
transportpreis Bd. II S. 763 ausdrücklich jage: „ſo ergibt ih für die 
drei oberen Klaffen ein Burdfchnittsfab von 3,35 Pf. und auf der 
folgenden Seite, II. ©. 764, in der Zuſammenſtellung der gefundenen Transports 
preije wiederum ausdrüdlich jage: „pro Perfonenkilometer (I.—III. Rlaſſe) 
in Srankreid . . in Deutfchland.* Sch babe jomit meine Lejer bei 
AUnführung diejfer Transportpreije an feiner Stelle im Zweifel 
darüber gelajjen, daß ich meinen Vergleich nur mit Nücdjicht 
auf die drei oberen Wagenklaſſen ziehe, und habe daher mit diejer 
Bergleihung der ausdrücklich bezeichneten Klaſſen auch feine „Unrichtigkeit‘* 
begangen; v. d. Leyen aber hat aud in diejem Punkte jeine Kritif 
wie Replik mit einer thatſächlichen Unwahrheit geihlojien. — 

35) In der Diskuſſion über meine Vergleichung der auf franzöfiichen 
und deutihen Bahnen Verletzten hatte v. d. Leyen (ftritif ©. 155 
rejp. 379) gejagt: ich hätte „bemerkt, die Zahl der im Jahre 1894/95 
in Deutfchland im Eifenbahnbetriebe verlebten Perfonen fei gegemüber 
der im Sahre 1893 auf den framgöfifhen Bahnen verlegten fehr hoch.“ In 
meiner Antikritif &. 286 rejp. 56 und Berichtigung S. 607 Nr. XXVIL 
darauf hingewieſen, daß ich nicht, wie v. d. Leyen mir das in dem vorjtehend 
zitirten Sat ausdrüclic in den Mund gelegt hat, die Zahl der jämmtlichen ver: 
legten Perfonen, jondern nur die der verlegten Bahnbedienjteten und zivar 
für Deutjchland nur die der nicht während der Fahrt, für Frankreich aber 
die aller verlegten Bahnbedienfteten zum Vergleich herangezogen babe, er: 
widert v. d. Leyen in jeiner Neplit im Archiv ©. 612: „daß die Per- 
fonen, von denen ich (d. h. er) Fprede, nur die Bahnbedienfeten find, 
ergebe jich aus dem Seitenzitat meines Buches, welches er jenem Satze hinzu— 
egügt hatte. Merkwürdig: jollte v. d. Leyen der Meinung jein, dab jene 

ejer, wenn er von Perſonen überhaupt unter Beijegung eines Seitenzitats 
Ipricht, jofort annehmen würden, der zitirte Autor habe an jener Stelle jicher: 
[ih von etwas Anderem gejprochen, als v. d. Leyen jage? — 

Bei diejer Gelegenheit fommt Dr. v. d. Leyen im Archiv f. E. ©. 612 
auch zu der eigenthümlichen Behauptung: „für meinen Zweck if es ganz gleid- 
gültig, ob hier nur ein heil oder alle Verlebten einander gegenübergeftellt 
werden; ein Berletter if eben in Deutfhland etwas anderes als 
in Frankreid,* wober er das Wort „‚Berlebter‘‘ unterjtreicht; in jeiner 
Kritif Hatte er verfichert: „„ein Verletzter“ jei „ebenfowenig ein Ratiftifch 
fapbarer Begriff, wie ein „„Unfal*. — Wie mag es dann nur die amt: 
liche Statijtif fertig befommen, alljährlich jowohl in der Morbilitäg- wie in 
der Mortalitätsjtatijtif die Verlegten ganz deutlich von den übrigen Perſonen 
zu unterscheiden? Und jollten die Vertreter der medizinischen Wiſſenſchaft in 
Deutſchland, wenn ſie den erjteren Sat des Geh. Dberregierungsraths Dr. 
v. d. Leyen über die Berjchiedenheit verlegter Deutjcher und Franzoſen lejen, 
über ihre Kollegen in Frankreich nicht verwundert den Kopf jehütteln, oder 
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jollten fie vielmehr diejen Eat des Dr. v. d. Leyen vielleicht jür eine 
„Spekulation auf die Gedanfenlvjigfeit jeiner Leſer“ zu halten 
haben? Wenn im Uebrigen v. d. Leyen hierbei bejonders betont, daß ic) 
nicht nur die verlegten Bahnbedienfteten, jondern auch Eiſenbahnunfälle 
Frankreichs und Deutichlands „aus einem verfhiedenen Zahre“ angeführt hätte, 
jo mußte der „Kenner“ und Geh. Oberregierungsrath im Minijtertum der 
Öffentlichen Arbeiten Dr. v. d. Leyen wiljen, daß es jachlich ganz gleich 
blieb, ob ich die, auf den deutjchen Vollipurbahnen gezählten 437 Entgleiiungen 
von 1894/95 oder die 444 von 1893/94, die 300 Zujammenftöße von 1894/95 
oder die 265 von 1893/94, die 2831 jonftigen Betriebsunfälle von 1894/95 
oder die 2832 von 1893/94 franzöfiichen Zahlen für das Jahr 1893 gegen: 
überftellte. Gerade aber auf dieje zeitliche Inkongruenz bezieht jich der 
einzige Vorwurf, den mir dv. d. Leyen ſowohl im jeiner Kritik wie in jeinen 
Repliten wegen der in meinem Buche enthaltenen Unfallzahlen machen zu künnen 
geglaubt hat.') 

36) Auf die Frage nach der Tilgung der Eijenbahnjchulden des 
preußiichen Staates brauche ich hier nicht näher einzugehen, da ich mid) 
darüber in einem joeben erjcheinenden Artikel im „Finanzarchiv“?) ausjpreche, 
welcher nicht nur die bezüglichen kurzen Auslajjungen in meiner „Eijenbahnpolitif 
Frankreichs“ fommentirt, jondern auch alles das ausführlich behandelt, was in 
jenes Werk füglich nicht Hineingehörte und was in demjelben zu erörtern ich 
daher feine Beranlafjung hatte. Allerdings iſt mir gerade auch wegen der 
Tilgung von dem Dr.v.d. Leyen der Vorwurf „des Verſchweigens und der 
Verbreitung unrichtiger Thatfahen“ gemacht worden, worüber u. a. die An— 
merfung 1 auf ©. 22 meines genannten Aufjages zu vergleichen iſt. Um die 
Bedeutung dejien, was v. d. Leyen in der gegen mich gerichteten Polemik über 
dieje Frage vorbringt, zu charafterifiren, will ich daher hier nur jejtitellen, 
daß wie er durch den Sat jeiner Replik, Preuß. Jahrb. ©. 65: „Welder 
Theil der preußifchen Staatsfchuld ſtatiſtiſch (jo?) und budmäffig als Eifen- 
bahnkapitalfchuld zu gelten hat, darüber kann nad) dem Gefeh vom 27. Mai 


) Die in meinem Buch gebrachten franzöfiichen Eifenbahnunfallzahlen laſſen fich, was 
Herrn v. d. Leyen allerdings, wie ih ausdrüdlich feititelle, ſowohl in jeiner Kritik 
wie in feinen Repliken, entgangen ift, heute ergänzen. Die offizielle franzöfiiche Eiſen— 
bahnitatistit veröffentlicht nämlich neuerdings die Zahlen auch folder Eifenbahnunfälle, 
welche mit feinen Berlegungen von Werfonen verfnüpft waren, mährend die mir bei 
Abfafiung meines Buches zu Gebote ſtehenden lebten Zahlen für 1893 des Bulletin du 
Minist. des trav. pub], (ericheint jeit Ende 1894 nicht mehr) und gleichlautend des Annuaire 
stat, de la France die fänmtlichen Eifenbahnunfälle nur infofern berüdfichtigten, als fich 
bei denjelben Tödtungen oder Verlegungen ereignet hatten. ch trage deinnach aus der 
ioeben (Herbit 1897) erichienenen Statistique des ch. de fer frang., Documents divers 
pour l'annde 1895 nad, daß auf den franzöliichen Bahnen d’interet general betragen 
haben: 1894 die Entgleilungen 109, Zufammenftöße 111, andere Betriebsunfälle 1777, 
ulammen Unfälle 1977 bei 290161896 Zugfilometern; 1895: Entgleilungen 127, Zujammen- 
öße 111, andere Betriebsunfälle 1920, zufammen 2158 Unfälle bei 292 382292 Zugfilometern. 
Auf den gleichwertbigen deutichen Bahnen haben in den entiprechenden Betriebsjahren 
1894/95 und 1895/96 fich ereignet: Entgleifungen 487 bezw. 447, Zuſammenſtöße 300 
bezw. 261, andere Betriebsunfälle 2831 bezw. 2183, zulammen Unfälle 3618, bezw. 2891 
bei 369 709212 bezw. 382052881 Zugfilometern. Das ergiebt im Durchichnitt dieſer Bes 
triebsjahre auf den franzöfifchen Bahnen 2077 auf den deutichen 3169 Unfälle pro 
Jahr, jo dab in denjelben Jahren 1 Unfall durcdhichnittlih dort auf 140191, bier auf 
115495 Bugfilometer kam. 

7, R. von Kaufmann, „Die Amortiiation der preubiichen Staatsichulden und das 
zu. tilgungsgeies vom 8. März 1897", Finanzarchiv, XIV, Jahrg. 1897, Band II, 
S. 1 bis 55. 
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(n. b. März) 1882 kein Bmeifel obwalten” — jowie durch jeine ganzen Aus- 
führungen in der Replif des Archivs beweilt, der Geheime Ober Regierungsrath 
in diejer Frage feinen andern Standpunkt für überhaupt zuläjlig hält als den 
unter dem refjortmäßig begrenzten Horizont der Cijenbahnverwaltung vom 
Gejichtspunft jenes Garantiegejeges aus, dejjen gerade auch von v. d. Leyen 
verfannte Bedeutung ich in dem genannten Aufjage Elargejtellt habe. 

v. d. Leyen geht aber jogar noch über die gewöhnliche Grenze der 
Verfennung jenes Gejeges hinaus, wenn er (Archiv ©. 615 ff.) die Abjchreib: 
ungen im Anlagefapitalfonto der Eijenbahnverwaltung, welche nach jenem 
Gele auf Grund der zur „Berrechnung auf bewilligte Anleihen“ verbrauchten 
Eijenbahnüberjchüffe gemacht werden, für eine effektive Schuldentilgung und 
Ichließlich (a. a. D. ©. 617) jogar für eine Tilgung der alten Schulden erklärt 
und diejen falſchen Sat dann, ihn in 5 von 8 Thejen lediglich permutirend, 
gegen mich auszujpielen jucht.") 

Es iſt auffallend, welche Uebereinftimmung hierin, jowie an jehr vielen 
anderen Stellen feiner Kritik, zwijchen den Ausführungen der Leyen'ſchen 
Neplif und einem Artikel der Norddeutichen Allg. Zeitung vom 16. November 
1896 herricht, deſſen Verfafjer die Summen der wirklichen Tilgung und die 
der Verrechnung für Anleihen in einer Tabelle addirt und die jo gewonnenen 
Gejammtzahlen dann ausdrüdlich al den „Gefammtbetrag der effektiven 
Tilgung bezeichnet.” Merkwürdig iſt auch, wie die Prozentjäge der angeblichen 
„thatfählihen Tilgung der Eifenbahnkapitalfhuld“, welche v. d. Leyen 
Arhiv S. 615 ohne die denjelben zu Grunde liegenden abjoluten Zahlen 
anführt, genau diejelben find, welche jener Artifelichreiber der Nord. Allg. 

eitung in jeiner Tabelle als die Prozentiäge jener „effektiven“ Gejammt: 
tılgung angiebt?). Sollte hiernach v. d. Leyen auch im jeiner Replik auf 
jenem rtifelichreiber der Nord. Allg. Zeitung jußen, wie er ſich bereits im 
der Kritik auf denjelben bezogen hatte, jo bedaure ich dennoch nichts von dem, 
was ich in meiner Antikritit ©. 277 bzw. 37 über die Kenntnißloſigkeit jenes 
Artifelichreibers gejagt habe, zurüdnchmen zu fünnen. 

Im Einzelnen will ich das Bild, welches auch diejer Theil der Leyen— 
chen Neplit von deſſen Zuverläjjigfeit als Stritifer gewährt, nur noch 
durch folgende Bemerkungen ergänzen. 

In jeiner Kritif ©. 150 bzw. 374 war v. d. Leyen, nachdem er gejagt 
hatte, daß von der preußiichen Eijenbahnfapitaljchuld von 1882/1883 bis 
1895/1896 rund 700 Mill. ME. „getilgt“ worden jeien, unmittelbar darauf 
fortgefahren: „Weber die preufifhe Staatsfchuld werden übrigens dDiefelben 
Bahlen aud mitgetheilt in der ... Borlage des Gefehentwurfs, betreffend die 
Zilgung der Staatsfhulden.“ Darauf hatte ich ihm im meiner Berichtigung, 
Arhiv S. 598 No. XX, alle diejenigen Stellen aus den Motiven jenes Gejeß- 
entwurfes entgegengehalten, welche überhaupt Tilgungszablen enthalten, um 
ihm zu zeigen, daß jeine Berufung auf diefe Zahlen hinfällig war, jchon des— 
halb, weil die Zahlen der Begründung ſich auf andere Zeiträume beziehen als 
die v. d. Leyen’. Gleichwohl jucht derjelbe, Archiv ©. 616, das „diefelben“ 
in jeiner Berufung auf diefe Zahlen jo zu erflären, daß jenes „diefelben“ 
ji nicht nur auf die 700 Mill. Mark angeblicher Gejammttilgung, jondern 

!) Vgl. hierüber Finanzarchiv a. a. O. 5. 39 ff. umd fpeziell S. 41 Anmerf. 8. 


”) Ueber die Berechnung eines durchichnittlichen Jahrestilgungsſatzes aus diefen Procent- 
fägen, wie fie v. d. Leyen vornimmt, vgl. Finanzarchiv a. a. ©. ©. 12 Anm. 2. 
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„auf den ganzen vorhergehenden Abſatz“ bezogen habe; — die übrigen von v. d. 
Leyen in jenem Abjag angeführten Zahlen weichen aber noch mehr als 
jene 700 Millionen in den Zeiträumen, auf die ſie ſich beziehen, von dem in 
der Begründung behandelten Zeitraume ab! Am Sclufje jeiner Replik hat 
v. d. Leyen aber dieje jeine Wendung bereit vergeſſen und jtellt, da er in- 
zwiſchen die Divergenz der Zeiträume entdedt hat, auf ©. 618 jeine Thejen 
7 und 8 in einem Sinne auf, als hätte ich jene Zahlen zuerjt gegen ihn 
(nicht er gegen mich) ins Feld geführt und daher ich die Verpflichtung 
gehabt, auf die Divergenz der Zeiträume aufmerfiam zu machen; v. d. Xeyen 
bat dabei noch die Liebenswürdigfeit, mir den Mangel „aud nur der gering- 
Ren Aufmerkfamkeit“ vorwerfen zu wollen, weil ich ihn darauf hatte verweijen 
müſſen, daß er divergirende Zahlenangaben durcheinandergeworfen hätte! Selbit- 
verjtändlich jühle ich mich nicht verpflichtet, für den Herrn v. d. Leyen Auf 
merfjamfeit zu präjtiren; wollte ex zuerft, micht ich, ſich in jeiner Kritik 
auf jene Zahlen der Gejegesbegründung berufen, jo war es jeine Sache, 
dabei die nöthige Aufmerfjamfeit walten zu laſſen. 

Diejelbe Zeitdivergenz jpielt auch noch an einer anderen Stelle der Re— 
plik v. d. Leyen's, dort allerdings wieder eine andere Rolle. Nachdem er 
Archiv S. 616 jeinen Prozentjat der angeblichen Jahresdurchſchnittstilgung 
der Eijenbahnfapitalihuld von 0,96"/, berechnet hat, während die Begründung 
des Schuldentilgungsgejeges einen Durchichnittsprozentiag von 0,75 Prozent 
berechnet, müht er ich in bewundernswerther Weile ab, die jehr bedeuteude 
Differenz jener beiden Prozentſätze daraus zu erflären, daß derjenige der 
Motive aus einem um zwei Jahre längeren Zeitraum rejultiere, obgleich 
diefer Grund für eine Durchichnittsberechnung der allerunbedeutendite wäre, 
da in jenen beiden Jahren, auf welche fich die Zahlen der Begründung mehr 
beziehen, doch auch getilgt worden iſt. v.d. Leyen fommt es dabei gar nicht 
in den Sinn, daß er im feinen 0,96%, einem Prozentſatz für die Tilgung 
von Eijenbahnjculden berechnet haben will, während die Motive den Sat 
von 0,75°/, für die Tilgung der gejammten Staatsjchuld berechnen; 
v. d. Leyen ift jo übereifrig oder io fenntnißlos, daß ihm die preußiſchen 
Eijenbahmjchulden und die preußifchen Staatsjchulden identiich find; er 
it außerdem jo flüchtig, gar nicht zu bemerfen, in wie grundverjchiedener 
Weiſe zudem beide Prozentjäge berechnet find‘). Oder ſollte ich vielleicht 
auc) bier die Verpflichtung gehabt haben, für den Dr. v. d. Leyen die nöthige 
Aufmerfjamfeit walten zu laſſen? 

Die Behauptungen v. d. Leyen's in feiner Kritif, Archiv ©. 150; ich 
hätte „kühn behauptet, dag von der preußifchen Staatsbahnkapitalsfchuld 
von 1882/83 bis 1892/93 thatfählid nur 44,5 Millionen Mark getilgt 
feien’; ich hätte in meinem Buche die direft von der Eijenbahnverwaltung 
von 1882/83 bis 1893/94 getilgten 113,8 Millionen Prioritäten „verfhwiegen‘; 
ich hätte die in einigen Jahren gejchehene wirklich außerordentliche Tilgung von 
Eijenbahnjchulden als jolche abgelengnet — habe ich in der bereits einmal 
zitirten Anmerfung 1 zu ©. 22 des Finanzarchvis als unzutreffend dargelegt. 

Schließlich wendet jich v. d. Yeyen Archiv S. 614, Abſ. 3 gegen den 
Punft XXI. (Archiv ©. 602) meiner Berichtigung, indem er den Cab ans 
führt, welcher die Betrachtungen der Anmerkung meines Buches II ©. 4UL ff. 
abjchliegt, und jodann jagt: „Er (d. h. ich), fährt dann fort, dan Ulrich mit 
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diefer Auffaſſung übereinflimme, und führt zum Beweife die erfie Hälfte 
eines von Ulrich gefchriebenen Sabes an (ich jtelle gleich feit: eben des Satzes, 
den ich in meiner Berichtigung S. 602 angeführt habe), aus deffen zweiter 
Hälfte hervorgeht, daß Ulrich eben mit diefer Auffaflung nicht über- 
einflimmt; denn aus diefer zweiten Hälfte des Ulrich'ſchen Satzes 
ergibt fih, dan diefer eine foldhe Berrehnung (nämlich von Eijen- 
bahnüberjchüffen auf bewilligte Anleihen) für eine außerordentlihe Schulden- 
tilgung erflärt. Kaufmann beruft ich alfo mit Unrecht auf Hlrid 
als Gewährsmann für feine Anfiht. Das habe ih ihm vorgehalten.“ 

I. Sch berichtige zunächit das „das habe ich ihm vorgehalten dahin, daß 
v. d. Leyen im jeiner Kritik S. 150 des Archivs thatlächlich ganz anderes 
gejagt hatte und zwar: Ulrich fpridt zwar an der von Kaufmann an- 
gezogenen Stelle von einer wirklihen Lilgung von 40 Millionen Ak. (zur 
damaligen Beit), fügt aber in demfelben Sabe auf Seite 112 hinzu, daf 
403", Millionen zur außerordentlihen Lilgung und Berrehnung auf be- 
willigte Anleihen verwendet fein. Lesteres verfhweigt Kaufmann 
(„letteres,‘ d. h. die Angabe der Verwendung der Eijenbahnüberjchüffe 
zur außerordentlichen Tilgung und Berrechnung auf bewilligte Anleihen). 
„Mit anderen Worten, damit die franzöfifchen Bahnen in glänzender Be- 
leuchtung erfcheinen, werden über die preußifchen Bahnen unvollftändige und 
unridtige Zahlen in’s Feld geführt. (Die Worte „unvolljtändige und uns 
richtige Zahlen“ hat Herr v. d. Leyen jelbit durch Sperrdrud hervorgehoben. 

Das vorjtehende Zitat aus der Kritif des Herrn v. d. Leyen beweilt, 
ohnedaßirgend ein Zweifel mehr möglich wäre, daß jene Stelle der 
urjprünglichen Kritik darauf hinzielte, ich hätte die Zahlen der zur außer: 
ordentlichen Tilgung von Staatsjchulden und zur Verrech— 
nung auf bewilligte Anleihen verwendeten Eijenbahnüber- 
ſchüſſe, die Ulrich für Ende 1891/92 angibt, verjchwiegen. Einem 
derartigen Vorwurf habe ich in meiner Berichtigung im A. f. E. unter XXI 
mit dem Nachweije entgegentreten fönnen, dab ich in meiner Anmerkung zu 
Band II S. 401 ff. auf S. 403 über die Verwendung der Eijenbahn= 
überjchüjje genau diejelben Angaben und für ein Jahr jpäter auch 
genau in Demjelben Umfange wie Ulrich thatjählih gemacht habe, 

II. Das aber, was v. d. Leyen mir nach jeiner neuerlichen Ausführung 
vorgehalten haben will, berichtige ich, indem ich mid) auf meine Anführung 
des Ulrich’jchen Sabes auf S. 602 des Archivs für Eijenbahnwejen beziehe 
und daher nur die Worte aus demjelben, auf die es bier anfommt, wieder— 
hole, wie folgt: 

Ulrich behandelt in jenem Satze nicht die Tilgung der preußiichen 
Staatseifenbabnichulden als ſolche, jondern die Art, wie „dir Weinerträge* 
der Staatsbahnen „Verwendung gefunden haben,* und referirt über 
dieſe Verwendung einfach nach dDerjelben Quelle wie ich, d. i. der jährlichen 
Tabellenanlage zum Cijenbahnetat über die Ausführung des Gejeges vom 
27. März 1882, daß Ddieje Neinerträge verwendet jeien: a) „Zur wirklichen 
Tilgung der Eifenbahnfchuld; b) „zur Deckung anderweitiger etatsmäßiger Staats- 
ausgaben; c) ‚zur außerordentlihen Tilgung von Staatsfhulden und zur Ber- 
rechnung auf bewilligte Anleihen; d) „zur Ausgleihung eines Befijits im 
Staatshaushalt.‘* Ulrich referirt demmach lediglich über die Verwendung 
der Eijenbahnüberjchüjje und zwar in dem zweiten Theile jeines 
Satzes von b) ab fich genau an den Wortlaut feiner Quelle haltend. Ulrich 
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ftellt aber in jeinem Referat die beiden Berwendungszwede „außerordentliche 
Tilgung von Staatsſchulden und Verrechnung auf bewilligte Anleihen“ nur darum 
durch ein „und“ verbunden in einem Punkte zujammen, weil er jie im jeiner 
Quelle nicht getrennt vorfindet. Auch fügt Ulrich bier nicht ein einziges 
Wort hinzu, das erfennen ließe, ob er die Verrechnung auf bewilligte Ans 
leihen einer Tilgung von Eiſenbahnſchulden gleichachte oder nicht. 

Daher berichtige ich die oben zitirte neuerliche Behauptung in der 
Replik des Herrn v. d. Leyen: „denn aus Diefer zweiten Hälfte des 
Ulrich'ſchen Satzes ergiebt jih, daß diejer eine joldhe Verrech— 
nung für eine außerordentlihe Schuldentilgung erklärt“ dahin, 
daß Ulrich gerade in diefem zweiten Theile jeines Sages nichts derartiges 
erflärt und jich auch nicht3 derartiges aus dieſem zweiten Theil ergiebt. 

Dagegen gebraucht Ulrich in der erjten oben unter a) bezeichneten 
Hälfte jeines Satzes an Stelle des Ausdruds jeiner Quelle „planmäßige 
Amortifation“, dejien auch ich mich in der angezogenen Anmerkung meines 
Buches bedient habe, im jehr bezeichnender Weiſe den von ihm jelbjt gewählten 
Ausdruck „wirkliche Tilgung der Eifenbahnfhuld“, und war ich, wie 
ih v. d. Zeyen’3: „Kaufmann beruft ſich alfo mit Unrecht ꝛc.“ berichtige, 
eben daher um jo eher berechtigt, mich für meine Anjicht gerade auf 
dieſen erſten Theil des Ulrich’ichen Satzes zu berufen, — al$ ich die— 
jelben thatjächlichen Angaben welche Ulrich anführt, wie ich bereits oben 
aus meiner Berichtigung der dv. d. Zeyenjchen Kritik wiederholt habe, in 
meinem Buch ebenfall3 angeführt, mit nichten „verjchwiegen“ habe. 

37) Wenn jchlieglich v. d. Leyen in jeiner Neplif in den preuß. Jahr: 
büchern ©. 61 noch erklärt: „Die von K. ausgegogenen Säße des Colſon'ſchen 
Zuches beweifen, daß ich deffen Barftellung richtig darakterifirt habe“ (vgl. 
darüber meine Zitate in den preuß. Jahrb. ©. 43 bis 45 und ein aus den— 
jelben wiederholtes Zitat in meiner Berichtigung, Archiv ©. 607 No. XX VIII) 
— jo will ich es nach allem VBorjtehenden dabingejtellt jein lajjen, ob die 
obige troß meiner Anführungen von dv. d. Leyen aufgeitellte Behauptung für 
einen Ausflug jeines Wagemuths oder jeiner VBertrautheit mit der franzöſiſchen 
Sprache zu halten jei. 


Ich bin mit Herrn v. d. Leyen nunmehr fertig. Auch verzichte ich 
darauf, mich darüber auszujprechen, welcher Werth dem Urtheil eines Herren 
beizulegen ift, dem ich oben, ähnlich wie bereit in meinen bisherigen Er- 
widerungen auf den rund 30 Seiten jeiner in die Form von einer Kritif 
und zwei Repliken gebrachten Ausführungen unter 37 Punkten die fajt 
dreifache Anzahl von Flüchtigfeiten, falſchen Angaben und that- 
ſächlichen Unwahrheiten habe nachweijen fünnen, wegen deren fich eins 
zeln und eingehend zu rechtfertigen Herr vd. d. Leyen nur verjuchen möge. 
— Derjelbe ift in ſeinen Antworten auf meine Widerlegungen der Angriffe 
jeiner Kritif bisher anders vorgegangen: Auf meine Antikritif in den preuß. 
Sahrbüchern hat er ebendort anjcheinend in einzelnen Punkten replicırt, das 
bei aber die überwiegende Mehrzahl meiner Widerlegungen (vgl. oben ©. 133) 
unbeantwortet gelajjen; meine Berichtigung in dem Archiv F. E. dagegen, 
welche ihrem Charakter entjprechend ausdrüdlich in XXVIII Abjchnitte ein— 
getheilt war, hat v. d. 2. umgefehrt mit allgemein gehaltenen Ausführungen 
zu beantworten verjucht, welche abermals auf die Mehrzahl der vorgehaltenen 
Beritigungen nicht eingehen, während er andere mit dev beweislos ges 
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. bliebenen Behauptung (Ardhiv ©. 609) erledigen zu fünnen geglaubt hat: fie 
zeigten fich als „gegenſtandslos“, oder ihr Sinn ſei ihn „unklar“ geblieben 
(Ardiv ©. 610), gleichzeitig aber jelbjt hat zugeſtehen müjjen, er habe 
ſich bei der „wiſſenſchaftlichen“ und „Itreng jachlichen" Würdigung (Archiv 
©. 139) eines nad) ihm jelbit (Archiv ©. 139) „auf wifjenjchaftliche Be 
deutung Anſpruch erhebenden Werts“: an der einen Stelle „geirrt“ (Archiv 
©. 609), an einer anderen Stelle, ihm jei etwas „entgangen“ (a.a.D. ©, 611). 
an wiederum einer anderen habe er etwas „verjehentlich gethan“ (a. a. O. 
©. 617) und er habe an vielen der von mir berichtigten Stellen etwas jagen 
„wollen“, was er thatjächlich nicht gejagt hat. Wenn dann jchlieklic) 
Herr v. d. Leyen jene Neplif im Archiv mit 3 Theſen jchließen zu jollen 
glaubte, jo permutiren 5 derjelben, wie oben ©. 146 erwähnt ift, immer den— 
jelben, überdied noch irrthümlichen Sag, beftätigt Theje 3 nur An— 
gaben meineseigenen Buches und haben die legten beiden Thejen vor— 
ſtehen auf ©. 147 ihre Abfertigung gefunden. 

Sch darf für mich in Anſpruch nehmen, daß, jolange ich in Herrn v. 
d. Zeyen nur einen Gegner vor mir zu jehen glaubte, der fich in Ueber— 
eifer und Flüchtigfeit gründlich verhauen hätte, ich denjelben in meinen 
Erwiderungen trog aller der jahlichen Blößen, die er fich gegeben, möglichit 
ihonend behandelt und feine perjünlichen Angriffe mit Stilljchweigen über: 
gangen habe — fonnte es mir doch jeiner Kritik gegenüber genügen, den Be— 
weis erbracht zu haben, daß Herr v. d. Leyen mir fein einziges Ver— 
jehen in meinem Buch hat nachweijen fünnen und jomit feine mir gemachten 
Borwürfe durchaus unberechtigt jeien. 

Wenn Herr v. d. Leyen aber in feinen Repliken den größeren Theil 
jeiner ihm von mir nachgewiejenen Flüchtigkeitsfehler nicht hat eingeftehen, 
jondern à tout prix auf jeinem hohen Pferd hat fiten bleiben und mir vor 
jeinen Lejern das Wort hatte abjchneiden wollen, jo gebührte ihm eine etwas 
deutlichere Zurechtweiſung. 

Berlin, den 18. Oftober 1897. 


De Ä 
Schaffung eines Beichsmilitärgericdhtshofes 
und Die 


bayeriſchen Nejervatrechte. 
Von Mar v. Seydel. 


— 


Ich habe es in meinem „Bayeriſchen Staatsrecht“ (2. Aufl. III. ©. 708) 
und ebeufo in meinem Kommentar zur Neichsverfafjung (2. Aufl. ©. 297) 
ald ganz zweifellos erachtet, dab zufolge der bayeriichen Refervatrechte die 
Gerichtsbarkeit eines Oberſten Militärgerichtshofes des Reiches auf Bayern 
ohne die Zujtimmung dieſes Staates nicht erjtredt werden fünne. In einem 
Artikel des Morgenblattes der „Münch. Neueft. Nachr.“ vom 9. Oftober wird 
dieſe Anficht „Seydels, der in dieſen Fragen gerne als Autorität angerufen 
wird“, als unbegründet bezeichnet und der Berfafjer glaubt, eine „Eurze Unter: 
fuhung der in Betracht kommenden Beltimmungen des Bündnifvertrages vom 
23. November 1870 bezw. der Reichsverfaſſung“ ergebe dies. 

Sch habe nicht den Ehrgeiz, ald Autorität gelten zu wollen. Ich gebe 
jelber nichts auf Autoritäten, fondern nur auf Gründe Da es ſcheint, als 
jei ich in der Darlegung meiner Gründe, weil ich die Sache für an fi Far 
hielt, zu fnapp gewejen, will ich diefelben mweitläufiger auseinanderfegen Daß 
in dieſer Frage für den umbefangenen Staatsrechtsgelehrten Feine zweierlei 
Meinungen möglich find, wird fich daraus mit Sicherheit ergeben. Ob diejes 
Ergebnis den Einen oder Andern politisch genehm ift oder nicht, braucht den 
Juriſten nicht zu kümmern. 

Zunächſt iſt zu umterfuchen, auf Grund welcher Berfafjungsbeitimmung 
das Reich zum Erlafje einer Militärjtrafprozegordnung zuftändig iſt. Nach 
Art. 4 Ziffer 13 und 14 der Reichsverfaſſung unterliegen der Reichszuftändigfeit: 
13. die gemeinfame Gejeggebung über das geſammte bürgerliche Necht, das 
Strafrecht und das gerichtliche Berfahren; 14. das Militärwejen des Reichs 
und der Kriegsmarine. Die maßgebende Zuftändigkeitsnorm iſt zweifellos die 
in Art. 4 Ziffer 14. Cine gegentheilige Anficht wäre vor Allem ganz unges 
Schichtlih. Denn fo lange es jtehende Heere gibt, hat in Deutichland Militärs 
Strafreht und Strafrechtspflege als Beitandtheil des Heerwejens gegolten; 
zumal in Preußen. Daß dies auc die Meinung der Reichsverfajlung ift, 
zeigt der Art. 61, der Militär-Strafgeſetzbuch und Militär-Strafgerichtsordnnung 
zur „preußiichen Militärgefeggebung“ rechnet. 

Die Errichtung eines oberjten Militärgerichts kann alfo nach der deutjchen 
Rechtsgeſchichte ſowohl wie nach dem Klaren Text der Neichsverfaflung nur 
als Akt der Militärhoheit,. nicht als Akt der Juſtizhoheit in Betracht kommen. 
Die Neichägefeggebung ift in der Entjcheidung darüber nicht bejchränft, wie 
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weit fie die Grenzen der Zivilftrafrechtspflege gegenüber der Militärftrafrechts- 
pflege ziehen will und fofern fie etwa für gut fände, gewilje jtrafbare Hand— 
lungen der Militärperfonen der gewöhnlichen Strafrechtspflege zu überweifen, 
wäre zweifellos nur das Neichsgericht hiefür der Oberite Gerichtshof; ſoweit 
aber eine bejondere Militärjtrafrechtspflege bejteht, gehört fie dem Heerweſen, 
nicht dem Juſtizweſen zu. 

Aus Abſchnitt XI der Neichsverfaffung ergibt fich, wie weit das Reich, 
beziv. Namens desjelben der Kaiſer, befugt it, unmittelbar ſelbſt auf militär- 
iichem Gebiet thätig zu werden. Es handelt ſich im Allgemeinen um bejtimmte 
einzelne Nechte, die in die Militärhoheit der Staaten, die grundjäglich aufrecht 
erhalten ilt, eingreifen. Die GerichtSherrlichkeit, die ein zweifelloſer Beſtand— 
theil der Kontingentsherrlichkeit ift, befindet ſich darunter nicht. 

Für Bayern iſt der Bündnißvertrag III 8 5 entjcheidend. Durch den 
Inhalt diejes Vertrages wird in Bezug auf das Heerwejen die Neichszuftändig- 
feit Bayern gegenüber eingejchränft. Jedes gemäß Art. 4 Ziffer 14 ergebende 
Neichsgefep muß fich alfo im Verhältnifje zu Bayern in den Grenzen halten, 
die ſich aus den Nejervatrechten ergeben. 

Nun jagt der hier befämpfte Auffaß: Der Bündnißvertrag enthalte über 
die Militärftrafgerichtsbarfeit gar nichts. „Man follte num meinen, daß Seydel 
aus diefem Schweigen des Bindnißvertrages die naheliegende Folgerung gezogen 
hätte, daß Bayern in Bezug auf die Militärgerichtsbarfeit einfchließlich der 
Frage eines oberjten Neichsgerichts in Militärjtraffachen gerade fo dem Reiche 
gegenüberjtehe wie alle anderen deutichen Staaten.“ Ich kann zu meinem Bedauern 
dieje Folgerung nicht als naheliegend anjehen, halte fie vielmehr für ganz falich. 

Der Hauptjaß des Bündnißvertrags iſt der Sag III $ 5, ILL, welcher 
lautet: „Das bayerische Heer bildet einen in fich geſchloſſenen Beitand- 
theil des deutichen Bundesheeres mit felbftändiger Verwaltung unter 
der Militärhoheit Sr. Majeität des Königs von Bayern, im Kriege — 
und zwar mit Beginn der Mobilifivung — unter dem Befehl des Bundes: 
feldherrn.“ 

Man kann diefen Cat kaum ärger mißverjtehen, als in jenem Artikel ges 
ichieht, der da meint, der Bindnißvertrag gejtehe dem König von Bayern 
eigentlich dem Grundſatze nad nichts Anderes zu, als den übrigen Bundes: 
fürften. Die Militärhoheit hätten Lebtere jo gut wie Erjterer. Der Aus— 
übung nach eben nicht. Was der Bündnißvertrag meint, ijt die volle 
Militärhoheit des Königs von Bayern im Gegenjaß zur bloßen Kontingents= 
herrlichfeit der anderen Bundesfürften. Und das iſt ein jehr großer 
Unterjchied. Abgefehen von der Gefeggebungszuftändigfeit des Neiches hat 
der König von Bayern über feine Truppen in Krieg und Frieden alle Nechte 
eine oberjten Kriegsherrn, der Kaifer hat nur den Oberbefehl im Kriege. 

Darüber aber, daß zur Militärhoheit auch die Militärjuftizhoheit gehört, 
kann fein Zweifel fein. Und jo erklärt es fich auf eine in der That jehr 
naheliegende Weife, warum von leßterer im Bündnißvertrage nicht ausdrüdlic) 
die Nede iſt. Wenn man den klaren und unziweideutigen Grundſatz ausge 
ſprochen hat, braucht man nicht alle einzelnen Folgerungen noch eigens auf: 
zuführen. Nach dem Bündnifvertrage kann es für Bayern nur Militärgerichte 
geben, die im Namen des Königs von Bayern, als des alleinigen und aus— 
ichließlichen Inhabers der Militärhoheit, Necht fprechen. Daraus ergibt fich, 
daß ohne AZuftimmung Bayerns ein Neichsgejeg niemals dieſe bayerijche 
Militärjuftizhoheit oder einen Theil derfelben auf das Neich übertragen kann. 
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Dean beruft fich gern auf III 8 5 Ziffer I des Bündnifvertrages und 
meint, hieraus ergebe jich die Haltlofigkeit der bayerischen Anſprüche. Es 
heißt dort: „Bayern behält zumächit feine Militärgefeßgebung . . . . bis zur 
verfafjungsmäßigen Beichlußfajjung über die der Bundesgefeßgebung anheim— 
fallenden Materien.“ Bayern müſſe fich daher eine Reichs-Militärſtrafprozeß— 
ordnung gefallen Lajien. 

Das bejtreitet aber fein Menſch, während für die hier zur Grörterung 
ftehende Frage die angeführte Ziffer I jchlechterdingg gar nichts bemeilt. 
Die Sache liegt hier genau fo, wie überall da, wo in einem Gebiete der 
Reichsgejeßgebung ein Nejervatrecht beſteht; die Neichsgefeggebung darf dann 
feinen Inhalt haben, der das Reſervatrecht verlegt. So gut die Reichspoit: 
gejeßgebung das bayerische Poſtreſervatrecht reſpektiren muß, jo auch die Reichs» 
Militärgefeggebung das bayerische Militär-Reſervatrecht. 

Das Reich ift nicht gehindert, die Verfaſſung und das Werfahren der 
Militärgerichte zu ordnen; es Fünnte auch gegebenen Falls bejtimmen, wie das 
bayerische oberite Militärgericht gebildet werden joll, gerade jo wie es Dies 
bezüglich der Untergerichte fann. Was aber das Neih nicht fann, ift: fich 
die bayerijche Militärgerichtsbarfeit aneignen. Das Neich hat Bayern 
gegenüber das Recht, die Rechtsnorm für die militärische Strafrechtspflege 
aufzuftellen; aber es hat nicht das Recht, dieſe Nechtspflege jelbit durch ein 
Geriht auszuüben. Das ift gerade fo umitatthaft, als es unjtatthaft wäre, 
das Neichspojtamt zur oberjten Poftverwaltungsftelle für Bayern zu machen. 

So jteht die Sache von Rechts wegen. Es ijt darüber all die Zeit her 
ein Yärm gemacht worden, der meines Erachtens ganz außer Verhältniß zu 
der Wichtigkeit jteht, welche der Angelegenheit für das Neicy zufommt. Un— 
gleich wichtiger jcheint mir die Frage, ob ein brauchbarer Entwurf einer 
deutſchen Militärftrafprozeßordnung zum Borjcheine kommen wird. Bielleicht, 
day ſich nach diefer Nichtung größere Schwierigkeiten ergeben werden, als mit 
den bayerischen Nejervatrechten. 

Doch mag dem fein wie ihm wolle, es jchiene mir im Intereſſe der politi- 
ihen Moral wünjchenswertb, daß man klares Necht eines Bundesstaates, jelbjt 
wenn e3 unbequem ijt, nicht leugnet, umd nicht den Verfucht macht, auf eine 
Art darum herumzufommen, die den Gedanken nicht an juriftische Kunft, ſondern 
an rabuliftiiche Künjte wachruft. 


Miszellen. 


Die Arbeitseinſtellungen und Ausſperrungen im Gewerbebetriebe in Oeſter— 
reich während des Jahres 1895. Zum zweiten Mal hat das Statiſtiſche Departe— 
ment im öjterreichifchen Handelsminijterium auf Grund des Materiald, dad durch 
neu geregelte Erhebungen der Behörden gewonnen wird, einen eingehenden Bericht 
über die Arbeitseinjtellungen und Ausjperrungen im Gewerbebetriebe Dejterreich3 ?) 
erjtattet; die 300 Seiten füllende Daritellung, welche den Miniſterialrath, Profeſſor 
Dr. Bictor Mataja zum Berfafjer hat, gibt wiederum Kunde von einer Zunahme 
der Fälle von Konflikten zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern. 

In den im Reichsrathe vertretenen Nönigreihen und Ländern fanden im 
Jahre 1895 im Ganzen 205 Arbeitseinjtellungen jtatt gegen 159 im Sabre 
1894, 172 im Jahre 1893, 101 im Jahre 1892 und 104 im Sahre 1891. 
Die vergleichtweife Ausdehnung der Ausjtandsbewegung in den Jahren 1891 
bis 1895 erhellt aus der folgenden Ueberficht; es wurden gezählt: 
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Nicht mit einbegriffen in den für 1895 angegebenen Zahlen find die Etrifes in 
10 Berlmutterfragenfnopfs und 32 Modefnopf-Drechslereien in Wien, in denen 
die Meijter gemeinfam mit den Gehilfen jtriften, exjtere um beſſere Preife bei 
den Erporteuren, leßtere um dementjprechend höhere Löhne bei den Meiftern zu 
erzielen, die betreffenden Arbeitseinjtellungen aljo ſich nicht gegen die Juhaber 
der Unternehmungen, jondern gegen die Erporteure, d. i. die Abnehmer der 
jtrifenden Meifter, richteten. — Neine Arbeitseinjtellung hat im Jahre 1895 in 
Krain und Dalmatien jtattgefunden, Der Antheil der übrigen Verwaltungsgebiete 
an der Zahl der Ausjtände stellt ſich, wie folgt: Nieder-Dejterreich 45,85 °/,, 
Böhmen 27,81, Mähren 8,78, Galizien 5,37, Steiermark 3,90, Ober:Dejterreich 
1,95, Tirol und Vorarlberg 1,95, Küſtenland und Schlejien je 1,46, Salzburg, 
Kärnthen und Bukowina je 0,49% ,. -Für das ganze Staatögebiet ijt nach der 
obenjtehenden Ueberjicht bei einer Vergleichung des Jahres 1895 mit 1894 nur 
in der Anzahl der Arbeitseinitellungen eine Steigerung wahrzunehmen, während 
die Zahl der betheiligten Unternehmungen und der jtrifenden Arbeiter einen 
bedeutenden Rückgang aufweiſen. Derjelbe erjcheint insbefondere für Nieder: 
Deiterreih groß, in dem namentlich der Antheil Wiens in Betracht fommt, da 
von den 94 auf Nieder-Deiterreich entjallenden Ausjtänden 72 Wien betreffen. 
Bicht man freilich) den Antheil von Nieder-Oeſterreich ab, jo ergiebt ji für das 


') Tie Arbeitseinitellungen und Ausſperrungen im Gewerbebetrieb in Oeſterreich 
während des ‚jahres 1895. Herausgegeben vom Statitiihen Departement im K.K. Handels: 
Minifterium. Wien, Verlag von Alfred Hölder, 1897. 
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gejammte übrige Staatsgebiet eine Zunahme der Arbeitseinjtellungen von 87 
auf 101, der betroffenen Unternehmungen von 320 auf 559, der jtrifenden 
Arbeiter von 10,613 auf 15,492, jomit eine wejentliche Steigerung der Aus— 
ftandsbewegung im jeder Hinficht. Unter den Ländern, die 1895 mit einer 
größeren Zahl von jtrifenden Arbeitern als 1894 vertreten ericheinen, Sind bes 
fonderd Steiermark, Galizien, jo Tirol und Worarlberg bemerfenswerth. Unter 
den Städten nimmt — abgejehen von Wien — Brünn wie im Borjahre die 
erite Stelle ein. Durchſchnittlich betraf 1895 eine Arbeitseinitellung 136 (1894: 
277) ſtrikende Arbeiter, und das Verhältniß der Arbeitseinjtellungen zu der 
Anzahl der betroffenen Unternehmungen jtellt ji wie 1:4,24 (1894 wie 
1:15,52). Die durcjchnittliche Ausdehnung war ſomit 1894 wejentlich größer. 
Bon den Arbeitseinjtellungen betrafen 1895 35, d. i. 17,07°/, aller Strifes, 
mehrere Betriebe, zählen aljo als jogenannte Öruppenitrifes; 1894 war dies bei 
27 Arbeitseinjtellungen, d. i. 16,98 °/, aller vorgefallenen Strifes, der Fall. 1895 
entfielen ferner 15,514, d. i. 55,36°/, aller jtrifenden Arbeiter, 1894 29,648, 
d. i. 67,27 °/, auf die Öruppenjtrifes. 1895 zählte man 170 (1894: 132) Einzels 
ſtrikes, d. i. 82,93°/, (1894: 83,02°/,) aller Ausjtände; an ihmen waren 12,512 
(1894: 14,427) jtrifende Arbeiter, d. i. 44,64, (1894: 32,73 °/,), betheiligt. 

Bon den 1895 durch Abeit3einitellungen betroffenen 869 Unternebmungen 
find 198 als fabrifmäßige zu bezeichnen. Welche Gewerbszweige am jtärfiten in 
den vergangenen zwei Jahren an den Ausjtänden betheiligt waren, zeigt nach— 
jtehende Zufammenitellung: 
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Induſtrie in Steinen, Erden, Thon und Glas | 1455 | 35,48 548 | 81,18 
Metallverarbeitung . ee Bee A har in de A 13,18 6,69 18,35 
Induſtrie in Holz, Schnigwaaren umd | 
Kautſchtt  E 22 21 8,34 49,85 18,24 
Tertilinduſtrie. 14,33 14,58 805 | 11,36 
Baugewerbe >: 22 33,98 19,13 23.24 9,58 
Alle übrigen Gewerbszweige... 869 9,29 6,79 | 11,29 


Namentlih erweiſt ſich der Antheil der Ziegelwerke, der Tischlereien und 
Möbelfabrifen, der Spinnereien und Webereien, jowie der Baubetriebe als ein 
bedeutender. — Was die an den Strifes betheiligten Arbeiter anbelangt, fo 
waren von der fejtgejtellten Geſammtzahl von 28,026 78,47°/, männlichen, 
21,53°/, weiblichen Geſchlechts. An den 205 Arbeitseinjtellungen haben 150 mal 
nur männliche, 4 mal nur weibliche Arbeiter und 51 mal männliche und weibliche 
Urbeiter theilgenommen, während ſich unter den in den betroffenen Betrieben 
überhaupt Bejcäftigten 204 mal männliche und 107 mal weibliche Arbeiter ver= 
zeihnet vorfanden. Wichtig für die Beurtheilung der Strifebewegung iſt die 
Unterjcheidung zwijchen gelernten und ungelernten Arbeitern. Die Erhebung bat 
in diefer Hinjiht ergeben, daß unter den männlichen jtrifenden Arbeitern die 
gelernten überwogen, unter den weiblichen die ungelernten; die männlichen Lehr— 
linge madten 1,5°/, die weiblichen 0,04° , aller jtrifenden Arbeiter aus. Die 
Arbeiter unter 16 Jahren bildeten 1,89°/,, die über 16 Jahre alten 98,11°/, 
der Streifenden. . Bei 19 Etrifes unter den überhaupt 1895 vorgefallenen 205 
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befanden jich die weiblihen, bei 46 die ungelernten Arbeiter in der Mehrheit. 
150 Strikes betrafen überhaupt nur männlide, 4 nur weiblide, 109 nur ge= 
lernte, 31 nur ungelernte Arbeiter. Indirekt betheiligt, d. h. genöthigt zur 
Unterbrehung der Arbeit infolge des Ausſtandes anderer Arbeiter in denjelben 
Betrieben waren 2005 Arbeiter. 

Shrem Beginne nach fielen 1895 in das Frühjahr (März bis Mai) 65 
Arbeit3einitellungen mit 12,610 jtrifenden Arbeitern, in den Sommer (Juni bis 
Augujt) 77 Arbeitseinftellungen mit 10,844 Arbeitern, in den Herbjt (September 
bis November) 32 Arbeit3einjtellungen mit 2864 Arbeitern, in den Winter 
Dezember bis Februar) 31 Arbeitseinitellungen mit 1708 Arbeitern. Während 
im Sahre 1894 die mahgebende Rolle dem Frühjahr zukam, jteht diejes im 
Sabre 1895 nur Hinfichtlich der Zahl der jtrifenden Arbeiter obenan; die höchſte 
Ziffer der Arbeitdeinitellungen jelbjt aber it im Sommer zu verzeichnen, und 
es bleibt — entgegen der im Sahre 1894 gemachten Beobachtung — auch die 
auf die Sommerjtrifes entfallende Arbeiterzahl nur wenig Hinter der des Frühe 
jahrs zurüd. — Betrachtet man die Arbeitseinjtellungen ihrer Dauer nad, jo 
ergiebt fich die folgende Zufammenjtellung: Es dauerten im Jahre 1895 unter 
den Arbeitseinſtellungen 1—5 Tage 51,70°/, (gegen 50,31°/, im Borjahre), 
6—10 Tage 16,59 (22,01), 11—15 Tage 8,78 (10,06), 16—20 Tage 4,88 
(5,03), 21—25 Tage 1,46 (1,89), 26—30 Tage 1,46 (1,26), 31—35 Tage 
3,90 (1,26), 36—40 Tage 0,98 (1,89), 41—45 Tage 1,95 (0), 46—50 Tage 
0,49 (1,25), 51—60 Tage 2,44 (1,89), 61—70 Tage 3,41 (0), 71—80 Tage 
0,49 (0), 81—90 Tage 0,98 (0,63), 91—100 Tage O (0,63), über 100 Tage 
0,94°/, (1,49 °/,). Während aljo die Arbeitseinjtellungen in der fürzeiten Dauer 
(1—5 Tage) in beiden Jahren mit der annähernd gleichen Ziffer vertreten find, 
ergiebt ji in den folgenden Kategorien 1895 eine Verſchiebung zu Gunjten des 
Strifes mit längerer Dauer. 1894 dauerten 40,25°/, aller Ausitände 6— 30 
Tage, 1895 33,17°/,, über 30 Tage aber 1894 nur 9,44°/,, 1895 15,13 °],. 
Die durdhichnittlihe Dauer war 1894 11,68, 1895 13,10 Tage. Unter den 
territorialen Gebieten ragt insbejondere Wien durch vergleichsweiſe längere Dauer 
der Strifes hervor; hier dauerten 25°, der Ausitände über 20 Tage und 
20,83°/, über 30 Tage. Unter den einzelnen Gewerbszweigen Famen relativ 
am meijten länger dauernde Strifes bei der Metallverarbeitung, ſowie der In— 
dujtrie in Holze und Schnigwaaren vor. Die Einzeljtrife8 waren jowohl 1894 
wie 1895 in Allgemeinen von kürzerer Dauer als die Gruppenjtrifes. Bei ihnen 
währten 1895 überhaupt 88,23°/, nur bis zu 30 Tagen, während von den 
Gruppenitrifes 68,55 °/, 30 oder weniger Tage dauerten. Der längite Strife 
währte 1895 122 Tage. 

Ueber die Frage, welche VBeranlajjungen bezw. Forderungen am meijten 
zu AUrbeitseinjtellungen führten, giebt der Bericht gleichfall® Auskunft. Die erite 
Nolle jpielte die Unzufriedenheit mit der Lohnhöhe, die bei nicht weniger als 
86 Ausjtinden als Motiv verzeichnet erjcheint. Ihr am nächſten kommen Unzu— 
friedenheit mit der Arbeitsdauer (31 Fälle) und Entlaſſung von Arbeitern 
(30 Fälle). Vergleicht man die Ziffern, welche für die nur fabrikmäßige Betriebe 
berührenden Arbeitseinitellungen ausgewiejen jind, mit jenen, die bei den nur 
nicht fabrifmäßige Unternehmungen betreffenden Ausitänden gelten, jo zeigt ſich, 
daß bei den eriteren die Unzufriedenheit mit den Löhnen und die Unzufriedenheit 
mit der Arbeitsdauer in verhältnigmäßig geringerem Maße vertreten find, während 
die Veranlafjungen „mißliebige Vorgeſetzte“ und „Entlafjung von Arbeitern“ 
verhältnigmäßig häufig bezeichnet erjcheinen. Bei den Strifes mit überwiegend 
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weiblichen Arbeitern it die VBeranlaffung „Reduction der Löhne“ jtark vertreten. 
Bei den Arbeitseinftellungen mit überwiegend gelernten Arbeitern fommen relativ 
häufig Reduction der Löhne und Entlaffung don Arbeitern ind Spiel, während 
bei den Strifes mit überwiegend ungelernten Arbeitern diefe zwei Veranlafjungen 
itarf zurüctreten und Unzufriedenheit mit dev ArbeitSdauer verhältnigmäßig häufig 
vorkommt. Uebrigens wird bei einer großen Anzahl von Arbeitseinitellungen nicht 
bloß ein Beweggrund, jondern eine Mehrheit von Motiven als Beranlafjung angeführt, 

Die Forderungen der Strifenden find in dem Bericht in drei Gruppen 
geteilt, je nachdem ſie ji) auf die Lohnhöhe, die Arbeitszeit oder andere Gegen: 
jtände bezichen. Am häufigiten kommen Forderungen in Betreff der Lohnhöhe 
vor, nämlich bei 130 Mrbeitseinjtellungen mit 22,518 jtrifenden Arbeitern; 
Forderungen in Betreff der Arbeitszeit wurden bei 60 Strife® mit 16,750 
Arbeitern geitellt. Unter den Fällen mit Lohnforderungen find jene die bei 
weitem hänfigeren gewejen, bei denen das Begehren auf Erhöhung der Löhne 
gerichtet war, jei e3 in Form der Erhöhung der Taglöhne oder Accordſätze, ſei 
es — was zwar eine geringere, aber troßdem jehr belangreiche Rolle jpielt — 
durch Bezahlung der Feiertage, höhere Bezahlung der Heberjtunden u. dgl.; viel 
jeltener handelte es jich bei den Forderungen lediglich um Aufrechterhaltung der 
beitehenden Löhne, nämlih 21 mal gegemüber 109 Fällen mit Forderungen einer 
Yobnerhöhung auf dieſe oder jene Weiſe. Aehnlich iſt es bei den Forderungen 
der Fall, die mit Der Arbeitszeit zufammenhängen. Auch bier ijt die Forderung 
der Yufrechterhaltung der bejtehenden Arbeitszeit nur in vier Fällen zu ver= 
zeichnen, während die Berfürzung der täglichen Arbeitszeit in 50 Fällen gefordert 
wird und noch andere Forderungen, welche gleichjall$ auf eine Verkürzung der 
Arbeitsdauer, wenn auch nicht an jedem Tage, hinauslaufen, wie Abſchaffung 
oder Beſchränkung von Ueberjtunden oder Sonn= und Feiertagsarbeit ıc., wieder— 
holt vorfommen. Beachtenswerth it auch, daß die Zahl der zwecks Grzielung 
einer Lohnerhöhung oder Arbeitszeitverfürzung Strifenden die Zahl der behufs 
Aufrechthaltung der Löhne oder Arbeitsdauer Strifenden bei weitem mehr übers 
trifft, als die Zahl der Ausjtände mit erjteren Forderungen jene der zweiten 
Art. ES handelte fih alfo bei durchichnittlich Eleineren Strife® um Forderungen 
der Hintanhaltung einer Verſchlechterung des Arbeitsverhältnifjfes. Unter den 
jonjtigen Forderungen erjcheinen bejfonders häufig folche, welche Wiederaufnahme 
Entlajjener oder Schuß der Strifenden gegen Entlaffung oder Fragen der Arbeits— 
ordnung betreffen. Während die mieilten der häufig vorfommenden Forderungen 
1894 und 1895 annähernd verhältnigmäßig gleich oft gejtellt wurden, ijt bei 
der Forderung der Freigabe des 1. Mai ein bedeutender Rückgang zu verzeichnen, 
indem diefe 1894 bei 159 Strifes 24 mal, 1895 bei 205 Strikes nur 13 mal 
erhoben erjcheint. In Uebereinjtimmung mit dem oben über die relative Häufigkeit 
der einzelnen Veranlaſſungen Gejagten ijt bei den nicht fabrifmäßige Unternehme 
ungen betreffenden Ausjtänden oft die Erhöhung der Löhne oder die Verfürzung 
der Arbeitszeit gefordert werden, während bei den Strifes in fabrifmäßigen 
Betrieben relativ häufig Forderungen in Betreff der Arbeitsordnung oder Wieder- 
aufnahme Entlaſſener gejtellt erjcheinen. Bei den Strifes mit überwiegend 
weiblidyen Arbeitern handelte es ich zumeijt um die Forderung einer Lohnerhöhung 
oder einer Verkürzung der täglichen Arbeitäzeit oder um Fragen der Arbeits— 
ordnung. Bei den Ausjtänden mit überwiegend gelernten Arbeitern treten die 
Forderungen der Aufrechterhaltung der Löhne, einer Verbejjerung der Arbeits— 
ordnung und der Wiederaufnahme Entlajjener, bei den Strifes mit überwiegend 
ungelernten Arbeitern die übrigen Forderungen hervor. 
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Was den Erfolg der Arbeitseinjtellungen anbetrifft, jo endeten für Die 
Strifenden im Jahre 1895 55 Fälle oder 26,83°/, aller Arbeitseinjtellungen 
mit 3489 jtrifenden Arbeitern oder 12,45°/, der Gejammtzahl der ausjtändigen 
Arbeiter mit vollem Erfolg, 99 Fälle oder 48,29 °/, mit 7227 jtrifenden 
Arbeitern oder 25,79 °/, ohne Erfolg, 51 Fälle oder 24,88°/, mit 17,310 aus— 
ftändigen Arbeitern oder 61,76°/, mit theilweifem Erfolg, und zwar unter diejen 
legteren mit einem Erfolg, der ſich auf Lohnhöhe oder Arbeitszeit oder auf 
Beides bezog, 44 Fälle oder 21,46 °/, mit 16,212 jtreifenden Arbeitern oder 
57,85°%,. Es zeigt ſich alfo, wie jchon im Jahre 1894, die beachtenswerthe 
Erjcheinung, daß die Procentzahlen der Strikes, die mit vollen Erfolg endeten, 
jene der auf ſie entfallenden jtrifenden Arbeiter merklich übertreffen, daß aljo 
dieje erfolgreichen Strifes durchjchnittlic) einen geringeren Umfang hatten. Während 
hingegen die erfolglojen Strife8 1894 eine relativ große Arbeiterzahl betrafen, 
iſt dies — und zwar in bejonders jtarfem Maße — 1895 bei den Ausjtänden 
mit theilweifem Erfolg der Fall. Auf die Erſcheinung, daß ſich die Ergebnifje 
der Strifes im Jahre 1895 günjtiger für die Strifenden als im Worjahre dar= 
jtellten, it insbefondere der Ausgang der Wien betreffenden Arbeitseinjtellungen 
von Einfluß, wo von den 42 Strikes 24 mit vollem Erfolg und nur 33 mit 
1022 Arbeitern gänzlich ohne Erfolg endeten. Für das übrige Staatsgebiet als 
Ganzes genommen war dagegen der Ausgang der Strifes vom Standpunkte der 
Strifenden aus nicht wejentlich günftiger al8 im Jahre 1894, indem allerdings 
der Prozentjaß der erfolglos Strifenden abgenommen hat, dafür aber aud) jener, 
welcher auf diejenigen Arbeiter entfällt, die ihre Forderung volljtändig durch— 
gejebt haben. Im allgemeinen war der Erfolg der Ausjtändigen bei den voll— 
ſtändigen Arbeit3einftellungen, d. h. bei Betheiligung aller Arbeiter des Betriebes 
am Ausjtande, ein wejentlih größerer. Von den jtrifenden Arbeitern nahmen 
die Arbeit wieder auf: a. nad) voller Durdjegung der beim Strike gejtellten 
Forderungen 3289 oder 11,74°/,, b. nad) theilweifer Durchjeßung der Forderungen 
16 693 oder 59,56 °/,, ce. ohne Durchſetzung der Forderungen 5703 oder 20,35°/,; 
entlafjen wurden 1624 oder 5,80°/,, freiwillig verließen den Betrieb 679 oder 
2,42 °/,, und der „jonjtige Abgang“ betrug 38 oder 0,13°%/,. Won den Unter: 
nehmungen waren 183 von vollitändig erfolgreihen und 387 von erfolglofen 
Strifes betroffen. — Was endlid den Erfolg anbelangt, welcher ſich hinſichtlich 
der einzelnen Forderungen ergab, jo wurde derjenigen der Aufrechterhaltung 
beitehender Löhne nur in 47,62 °/, der Fälle mit 15,14 °/, der Strifenden voll= 
ſtändig willfahrt; in 42,86 °/, der Fälle mit 74,97 °/, der Strifenden iſt fie 
hingegen gänzlidy ohne Erfolg geblieben. Bon den zwecks Erzielung einer Lohn 
erhöhung jtrifendeu Arbeitern hatten 11,34 °/, vollen, 60,37 °/, theilweijen und 
28,29°/, feinen Erfolg zu verzeichnen. Mit der Forderung einer Verkürzung 
der Arbeitszeit erzielten 77,75°/, der wegen dieſes Motivs jtrifenden Arbeiter 
vollen Erfolg. Ein relativ ungünftige® Ergebniß weiſen folche Forderungen auf, 
welche auf die innere Disziplin in den Werkitätten Bezug haben, wie die Be— 
feitigung von Vorgeſetzten, Entlafjung von mißliebigen Arbeitern, Freigabe des 
1. Mai, Wiederaufnahme Entlafjener, Im Ganzen wurde eine Erhöhung der 
Taglöhne oder Accordjäge mit vollitändigem oder theilweifem Erfolg in 54 Fällen 
und zwar um 3—43°/, durchgejeßt, eine Verkürzung der täglichen Arbeitszeit 
in 26 Fällen und zwar um '/, bi 4 Stunden. Bei der Hälfte diejer legteren 
Bälle handelte es fih um die Herabjegung der täglichen Arbeitszeit auf 10 
Stunden (darunter 7mal von 11 Stunden, 3mal von 10°), Stunden, 3mal 
von einem längeren Arbeitstage als 11 Stunden auf 10 Stunden). Einmal 
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betraf die bemwilligte Forderung die Herabjegung eines zehnjtiindigen Arbeitstages 
auf 9 Stunden einjchließlih der PBaufen, je Imal wurde eine Reduction von 
9!/, bezw. 10 Stunden auf 9 durchgeſetzt, 1 mal die von 10'/, auf 9'/, Stunden, 
3mal die Herabjegung von 11 auf 10'/, Stunden, Imal die von 11 auf 10°/, 
Stunden. 2 mal handelte es ſich um die Neduction der Arbeitszeit von 12 bis 
15, bezw. 12 bis 17 Stunden auf 11. Die übrigen 3 Fälle betrafen eine 
Herabjegung von 14 auf 12'/,, von 15 auf 12, von 17 auf 13 Stunden. An der 
Neduction der Arbeitszeit in diefen 26 Fällen erjcheinen 204 Betriebe betheiligt. 
Eine wichtige Frage, melde bei Betrachtung der Arbeitseinitellungen aufs 
taucht, ijt die nach den Verlujten und Opfern, welche die Ausitände den Unter— 
nehmern und den Arbeitern verurfacht haben. Die öfterreihifche Statijtif giebt 
auf dieſe Frage keine erjchöpfende Antivort, gewährt jedoch hierzu einige Anhalt3= 
punkte. Es jind 28026 jtrifende unn 2004 gezwungen feiernde Arbeiter, für 
eritere 297845, für letztere 25119 und ſomit indgefammt 322963 im Jahre 
1894 verjäumte Arbeitstage gezählt worden. Im Ganzen fielen 29 Ausjtände 
vor, bei denen die gefammte Arbeiterfchaft der betreffenden Unternehmungen die 
Arbeit einjtellte, und 18, bei denen die Arbeit3einjtellung der Streifenden die 
gejammte übrige Arbeiterjchaft zum Feiern nöthigte; es gab aljo 47 Fälle, in 
denen eine Betriebsunterbrehung jtattgefunden hat. Die Berechnung des durd) 
diejelbe verurjadhten Lohnausfalles — unter VBerüdjichtigung der Anzahl der 
betheiligten Arbeiter in den einzelnen Strifephafen bei Arbeitseinitellungen mit 
mwechjelnder Betheiligung — hat für alle jtrifenden Arbeiter den Betrag von 
rund 341000 Gulden ergeben, wovon ca. 26000 Gulden auf die vollitändig 
erfolgreichen, 170000 Gulden auf die theiweije erfolgreichen und 145 000 Gulden 
auf die erfolglojen Strifes entfallen. Auf die Arbeit in dem Betriebe wieder 
aufnehmenden Arbeiter kommen im Ganzen vom genannten Betrage 300 000 
Gulden, und zwar ca. 24000 Gulden bei den vollitändig erjolgreihen, 160000 
Gulden bei den theilweife erfolgreichen und 116000 Fl. bei den erfolglojen 
Ausjtänden. Bei 81 unter den 202 vorgefallenen Arbeitseinitellungen werden 
Arbeiterentlajjungen verzeichnet. Die Anzahl der Entlafjenen beträgt 1624, Die 
der aus anderen Gründen ausgejchiedenen 717, diejenige der neu aufgenonmen 
1061. Der aus Anlaß der Ausjtände der entitandene Arbeiterwechjel, der nicht 
bloß als die Intereſſen der Strifenden ſchädigend gelten kann, jondern aud als 
eine dem ndujtriebetrieb erwachiene Benachtheiligung in Betracht fommt, war 
demnady durchaus nicht unbedeutend. In 40 Fällen waren Arbeiter infolge der 
Arbeitseinjtellungen Anderer zum Feiern genöthigt. Ihre Gejammtzahl betrug 
2005, ihr Lohnverluft — unter Aufjerachtlafjung jenes Arbeitsentganges, für 
welchen der Arbeitgeber freiwillig oder infolge gefeßlicher Beitimmung aufkam — 
bezifferte jich nach den erjtatteten Mittheilungen auf rund 35000 Gulden. 
Ausjperrungen famen 1895 in 17 Betrieben vor, und es erjcheinen 
von ihnen unter oden 4521 Bejchäftigten der bezüglichen Unternehmungen 2317 
betroffen. Die am häufigiten vorkommende Veranlaſſung bot das Fernbleiben 
der Arbeiter von der Arbeit an beitimmten Tagen, namentlih am 1. Mai. Es 
handelte fich daher zumeist nicht um Ausjperrungen im eigentlichen Sinne, d. h. 
um von den Betriebsinhabern behufs Durchjegung ihrer Wünjche gegenüber den 
Arbeitern verfügte Schliefungen der Werkitätten, jondern mehr um Maßnahmen 
der Bergeltung für ein als unberechtigt angejehenes Vorgehen und zur Eins 
wirfung auf den Arbeiterjtand für die Zukunft. Von den ausgejperrten Arbeitern 
nahmen 2183 die Arbeit wieder auf; 134 wurden entlajjen. (R.Anz.) 
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Die Ernte-Ergebniffe in Deutſchland 1891—1897. Die Exnte-Erträge 
innerhalb eines großen Gebietes genau und zuverläfiig zu ermitteln, iſt den 
Mitteln, welche die Statiftif an die Hand gibt, unmöglid. Bekanntlich bejchränft 
ſich die deutiche Reichs-Statiſtik nach dieſer Richtung auf Schätzungen; es 
werden bezirksweiſe Probe-Erdrüſche vorgenommen, der Ertrag eines Hektar und 
die Anbauflächen der einzelnen Feldfrüchte zu ermitteln geſucht. Im allgemeinen 
darf angenommen werden, daß die Zahlen der Ernte-Erhebungen zwiſchen 10 bis 
20 Proz. von der wirklich geernteten Menge nach der oberen und unteren Örenze 
bin abweichen können, obwohl auch hier die Wahrjcheinlichfeit dafiir Spricht, daß 
ih die Fehlerquellen innerhalb größerer Bezirke häufig ausgleihen. Dieje kurzen 
Bemerkungen vorausgefchidt, veranjchaulichen die Erhebungen der Reichs-Statiſtik 
die Gejammterntemengen bezüglich der wichtigiten Feldfrüchte folgendermaßen ; es 


wurden geerntet: in taufend Tonnen 
Jahr Weizen Roggen Hafer Gerſte 
1891/92 2354 4783 5279 2517 
1892/93 3163 6828 4743 2421 
1893 94 2995 7460 3242 1947 
me 3012 7075 5250 2433 
1895/96 2808 6596 3253 2412 
1896/97 3008 1232 4968 2317 


Aus diejer Tabelle erjieht man, daß das Erntejahr 1896/97 ein jehr günjtiges 
war; es wird im allgemeinen erreicht hinjichtlich der Erträge vom Jahre 1894/95. 
Hallen aud die Witterungsverhältnifie für die Höhe der Erträge erheblich ins 
Gewicht, jo wird man doc) nicht unterichägen dürfen, daß auc die Intenſität der 
Vodenbearbeitung mit den fallenden Getreidepreifen gejteigert worden ült. 

Die Durdihnittserträge pro Hektar an Weizen, Noggen, Dafer und 
Gerſte im Deutſchen Neich aus der Ernte 1896 übertrafen die 1Ojährigen Durch» 
jchnittSerträge der vier Getreidearten von 1895/94. Der Durchſchnittsertrag 
an Weizen pro Hektar 1896 betrug weniger als der 1Ojährige Durchſchnitts— 
ertrag in Hohenzollern, Bayern, Württemberg, Baden, Reuß j. L., Schaumburg= 
Lippe, Bremen, Hamburg, Unter-Eljaß. Der kleinſte Durchjchnittsertrag an 
Weizen pro Hektar wurde im Negierungsbezirt Gumbinnen mit 1.03 Tonnen 
oder 20.6 Zentner pro Hektar ermittelt, der größte in Anhalt mit 2.72 t oder 
54.4 Bm. pro Hektar. Bei Noggen ſank der Durdjchnittsertrag pro Hektar 
1896 unter den 10jährigen Durchſchnittsertrag der einzelnen Bezirke in Hohen— 
zollern, Bayern, Württemberg, Medlenburg: Schwerin, Sachſen-Weimar, Medlen= 
burg-Sttelip, Braunjchweig, Sahjen-Meiningen, Sadjen-Altenburg, Schwarzburgs 
Nudoljtadt, Neuß älterer Linie, Schaumburg:Lippe, Lippe und Hamburg. Den 
kleinſten Durchichnittsertrag an Noggen lieferte Hohenzollern mit 0.71 t oder 
14.2 Etr. pro Heltar, den größten Schaumburg:Lippe mit 2.11 t oder 42,2 Ztr. 
pro Hektar. Bei Hafer erreichte der Durchjchnittsertrag pro Hektar 1896 nicht 
den 10jährigen Durchſchnittsertrag der einzelnen Bezirke in Oſtpreußen, Weſt— 
preußen, Pommern, Bayern, ‚Deilen, Medlenburg:Strelig, Oldenburg, Braunjchweig, 
Sachſen-Altenburg, Neuß j. L., Lippe, Bremen, Hamburg, Eljaß-Lothringen. Den 
kleinſten Durchichnittsertrag pro Hektar lieferte der Negierungsbezirt Köslin mit 
0.77 t oder 15.4 Ztr. pro Hektar, den größten Anhalt mit 2.12 t oder 42.4 
Zr. Der Durchſchnittsertrag pro Hektar an Gerjte blieb 1896 unter dem 
10jährigen Durhjchnittsertrag in Oftpreußen, in Bayern, in Württemberg, Braun 
ihweig und Sachſen-Altenburg. Der Heinjte Durchjchnittsertrag an Gerſte wurde 
1896 in der Provinz Djtpreußen mit 0.83 t oder 16.6 Str. pro Hektar er— 
mittelt, der größte in Anhalt mit 2.46 t oder 49.2 Ztr. pro Hektar. (Allg. Ztg.) 


Der Streit | 
um die Verſtaatlichung der Reichsbank. 


Vortrag 
gehalten am 19. November 1897 im Sozialwifjenfhaftlichen Verein zu München. 
Bon Dr. Walther Sob. 


I. Iſt durch Verſtaatlichung der Reichsbank eine Mehreinnahme 
für das Neich zu erzielen? 


Die deutjche Reichsbanf ging am 1. Januar 1876 aus der Preußischen Bank 
hervor. Die Preußiiche Bank war weder eine gewöhnliche private Aftiengejell: 
\haft, noch eine reine Staatsbanf. Der größte Teil des Kapital® war von 
Privaten beichafft, der preußiſche Staat war nur mit einer Sapitaleinlage 
von jchließli 5 720400 Mk. beteiligt), die ihm am 1. Januar 1876 
jurüdgezahlt wurde. Die Beamten der Preußiſchen Bank — eines bis 1846 
rein — Inſtituts — hatten die Eigenſchaft preußiſcher Staatsbeamten 
gehabt. 

Die Mittel der Reichsbank find ausſchließlich von Privaten beſchafft 
worden: ſowohl die 120 Millionen Mark Grundkapital wie anderſeits der 
Reſervefonds ſind ohne Aufwendung irgend welcher Reichsgelder aufgebracht 
worden. Das Grundkapital beträgt noch gegenwärtig 120 Millionen Mk., 
der Nejervefonds hat die gejeglihe Höhe von 30 Millionen Mi. erreicht. 
Außer dieſem Rejervefonds ijt eine Spezialrejerve für zweifelhafte Forderungen 
begründet worden, die Ende 1896 mit 919400 Mk. ausgejtattet war. 

Für Berlufte der Reichsbank haftet nicht das Neich, jondern das von 
den Anteilgeignern aufgebrachte Stammvermögen jamt Reſerven. Als Ans 
teildeigner waren am 31. Dezember 1896°): 

6 201 Inländer mit 29 698 Anteilen, 
1 777 Ausländer „ 10302 “ 
insgejamt 7 978 Berjonen, auf die fich 40 000 Anteile verteilten, 
eingetragen. 

Die Anteilseigner haben zwar die Mittel der Reichsbank bejchafft und 
für etwaige Verlufte mit ihren Anteilen zu haften, jie beziehen aber nicht den 
vollen Gewinn der Bank und Haben auch nicht — wie die Aktionäre der 
Aftiengejellichaften — auf die Wahl der leitenden Perjonen irgend welchen 
Einfluß. Vom Gewinn der Neichsbanf ist ein jehr erheblicher Bruchtheil an 
die Reichskaſſe abzuführen; und zwar fließt dem Neiche gegenwärtig, nachdem 
die Anteilseigner 3'/,°/, vom Grundkapital erhalten haben, die Hälfte des Reſt— 
gewinnes zu, jolange nicht die Gejamtdividende der Anteilseigner 6 Prozent 
überjteigt. Iſt mehr verdient worden, jo daß nach Ausjchüttung einer 6°/, igen 





) Mol. W. Los, Geichichte und Hritit des Deutihen Bantgeieges vom 14. März 1875, 
Leipzig 1888, S. 237. 

, Vgl. Geichäftsbericht der Neichsbank für 1896. Die nicht im Reichsgebiete wohnen- 
den Anteilseigner find zu den Vertretungen (Centralausſchuß u. ſ. 1.) nicht wählbar, können 
alfo feinerlei Einflus ausüben. 

A⸗aalen bes Deutfchen Reicht. 1898, 11 
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Gerammtdividende an die Anteilseigner und nach Abjührung von 2'/,%/, des 
Kapitald an das Neich noch Gelder zum Verteilen übrig bleiben, jo iſt von 
delle — nur '/; den Anteilseignern, *. dagegen dem Reiche zu— 
zuteilen. 
Die Verrechnung geftaltete ſich beifpielsweije für das Gefchäftsjahr 1896 
folgendermaßen: 
An Reingewinn waren erzielt Mt. 17 409 232,30 
dazu umverteilter Reit aus 1895 „ 4254,84 
Summa Mt. 17 413 487,14 





Hiervon wurden bezahlt: 


Privatlapital Neich 
1) als 3'/,°/, Bordividende an die Ans 
teildeiguet © 2 2 2 20000. ME. 4200 000 
2) Von weiteren 6 000 000 Me. '/; 
al3 Gewinnanteil des Reiches Mt. 3 000 000 
!/, als weitere 2'/,°/, Dividende an 
die Anteildeigner . » 2 +.» ME. 3 000 000 
3) Bom veitfiden Ueberihuß von 
Mt. 7209 233,30, °/, als weis 
teren Gewinnantheil des Neiches . Mt. 5 406 924,23 
1/, als Reftdividende an die Anteils— 
eigner gleich Mi. 1802 308,07 
plus Vorjahrsrejt von Mf. 4254,84, 
aber unter Rüdbehaltung eines jpäter 
zu  verrechnenden unverteilbaren 
Reftes von ME. 6562,91 . . . ME. 1800000 
Mt. 39000000 Mi. 8406 924,23 
Die Anteilseigner erhielten ſomit 1896 7'/,%/,, das Reich ohne Haftung 
und Vermögensaufwand rumd 7°, Gewinn vom Grundkapital. 
Im Durchichnitt der Jahre 1876—1896 haben die Anteilseigner jähr: 
(ich 7 774 580,37 ME. — 6,45°/, des Orundfapitals an Dividende, dag Neid) 
jährlich Mi. 3401776,15 = 2,5%, des Grumdfapital® an Oemwinnanteil 
bezogen. Zerlegt man aber diejen Zeitraum in Die zwei Perioden vor und 
nach Geltung der neuen Ordnung von 1889, jo zeigt fich ein wejentlich anderes 
Bild. Bon 1876—M empfingen im Jahresdurchjchnitt 
die Anteilgeigner Mf. 7 594 147,03 = 6,,,°/, des Grundfapitals, 
das Nil . -» „ 23189994 — 1,5° u — 


at dem gegenwärtigen Syjtem empfingen im Jahresdurchſchnitt 1891 
bis 189 


die Anteilseigner Mf. 8225 663,76 — 6,,,°/, des Grundfapitals, 
das Reid . - „ 6108701,25 — 5,5 u = 





!) Bis der Refervefonds auf die gefetliche Höhe von 80 Millionen ME. gebracht war, 
(d. h. bis einschließlich 1891) war auch dem Neiervefonds ein Teil des Gewinnes zuzuführen. 
Bis die Novelle vom 18. Dezember 1889 in Kraft trat, aljo vom 1. Januar 1876 bis Ende 
1890, erhielten die Anteilseigner 4"/2°/o vorweg. Vom Rejtgewinn wurden damals 20°/o 
dem Refervefonds, das übrige zu gleihen Teilen dem Reiche und den Anteilseignern über— 
wiefen. Erreichte die Gejammtdividende der Anteilseigner 8°/ — was nur 1890 eingetreten 
ift —, fo war von da ab ein Biertel den Anteilseignern, drei Viertel dem Reiche zuzuführen. 
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Daß das Reich feit 1891 jehr viel mehr an Gewinn bezogen hat, als 
im Durchichnitt der früheren Jahre, it hiernach einleuchtend; ebenjo daß troß 
der größeren Leitungen an das Reich die durchichnittliche Dividende der An- 
teilgeigner gegen früher nicht mur nicht verringert, ſondern gefteigert worden 
üt. & wäre jehr voreilig, hieraus ohne weiteres für die Zukunft Schlüffe 
ziehen zu wollen. Bleibt natürlich der Neingewinn derjelbe wie im Durch: 
ſchnitt 1891—96 oder jteigt er fünftig, jo fünnten den Neichsbantanteileignern 
größere Opfer zugemutet werden, und fie würden noch immer die Dividende 
von 6,,5°/o beziehen, die im Jahresdurchichnitt 1876—96 ausbezahlt wurde. 
Es fallen jedoch in die Zeit 1891—96 einige für Handel und Induſtrie 
bejonders günjtige Jahre. Wenn eine Depreſſion folgen würde, bliebe jedenfalls 
weniger Gewinn überhaupt zum Verteilen übrig, wie auch immer das Abkommen 
lauten mag. 

Bedenft man, daß zahlreiche, des Notenprivilegs ſich nicht erfreuende 
Banken jährlic, eine Dividende von 8°/, und mehr in der gleichen Zeit ver- 
teilen konnten und vergleicht man die Dividenden der Notenbanfen im Aus- 
fande') mit denen der Reichsbank, jo iſt die Anlage in Neichsbanfanteilen 
al3 eine für das Privatfapital bejonders einträgliche nicht zu bezeichnen. Der 
Kurs der Anteile jteht zwar immer über pari, 3. B. Ende 1896 auf 159... 
bleibt aber hinter dem Kurs der Aktien vieler Banken, die das Notenprivileg 
nicht haben, 3. B. der Disconto-Gejellichaft, Deutjchen Bank, Bayer. Hypothefen- 
und Wechjelbanf erheblich zurücd. 

Das Reich hat bei dem gegenwärtigen Berteilungsmodus eine jtark ſchwan— 
fende Einnahme — ein Umjtand, der finanziell nicht erwünscht iſt. Es iſt fein 


1) Bividende einiger Centralnotenbanken feit 1880: 








| | | 
Deitereichifche | Bant | 

| ungarijche Reichsbank von Bank von England 
Jahr Bant \ Frankreich 











In Procenten des Aktien-Kapitals 











1880 m | | 9a | 18808 
1881 Go | 6 B- | m | 1881/82 
1882 Tem | Do |) 9. | 10'/s 1882/83 
1883 7.1807 6.250 22. 10 1883/84 
1884 Too | 6.0 | 21 | 9’ 1884/85 
1885 6.4500 | 6.200 ı 185 | 9°/s 1885/86 
1886 6a | 5.00 ı 1 | 9°/% 1886/87 
1887 6.0s38 RT 15⸗0. 1887/88 
1888 7.1833 5.400 14.. 10's 1888/89 
1889 7.2000 ı- 1 1 ‚10% 1889/90 
1890 7.3833 8.810 | 15. 11 1890/91 
1891 7.1883 7.550 ı 15» ı 10% 1891/92 
1892 7.0861 6.350 J 38— | 9/4 1892/98 
1893 7.2833 m) 1 | 9 1893/94 





Diefe Ziffern find dem Auflage des Herrn E. v. Mecenſeffih: Wert und Preis des 
Privilegiums der oeit.-ungar. Bant, Wien 1894, ©. 83 entnommen. Mit Ausnahme des 
Jahres 1893 vertheilte die Reichsbant die niedrigften Dividenden von allen vier Banten. 
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Bweifel, daß, wenn der durchjchnittliche Gewinn der Reichsbank der gleiche, 
wie bisher, fünftig bliebe, das Neich eine höhere, wenn auch ebenfalls ftarf 
ihwanfende Einnahme fich durch Verjtaatlichung der Reichsbank fichern fünnte. 
Diefe Erwägung liegt jo nahe, daß jeder, der das Reichsbankgeſetz einmal 
gelejen hat und des Rechnens nicht ganz unfundig ift, das Exempel aufftellen 
fann. Diejenigen, welche die in diefem Falle gegen Berjtaatlichung jprechenden 
Bedenken gering jchägen, haben fich die Gelegenheit zu diefem Nechenerempel 
jelbjtverftändlich nicht entgehen laſſen, als 1889 die Verlängerung des Reiche: 
banfprivilegs zur Debatte ſtand. Da fich wiederum die Möglichkeit eröffnet, 
durch Kündigung, die jpätejtens am 1. Januar 1900 erfolgen muß, die Ver: 
jtaatlichung der eichebnnt zum 1. Januar 1901 herbeizuführen, jo werden die 
Anhänger der Verftaatlihung wiederum die falkulatorijche Richtigkeit ihrer For— 
derung zu beweijen juchen. Welche Grundlagen find für dieje Nechnung gegeben ? 

Auf Faijerliche Anordnung kann, im Einvernehmen mit dem Bundesrat, 
der Neichsfanzler zum 1. Januar 1901 

entweder a) die Reichsbank aufheben und die Grundjtüde derjelben gegen 
Erjtattung des Buchwerthe8 (Ende 1896 33196 700 ME.) erwerben over 
b) die jämtlichen Anteile der Neichsbanf zum Nennwert erwerben. In 
beiden Fällen geht der bilanzmäßige Nejervefonds, joweit derjelbe nicht zur 
Deckung von Berlujten in Anſpruch zu nehmen it, zur einen Hälfte an die 
Antheilseigner, zur anderen Hälfte an das Neich über. 

Wird von dem Kündigungsrecht Gebrauch gemacht, jo it Hierzu Zujtim- 
mung des Neichstages nicht erforderlich.) Soll Hingegen „die Frijt“ ver— 
längert werden, jo iſt Zuftimmung des Neichstags notwendig.) Da gegen: 
wärtig jeweil3 von zehn zu zehn Jahren die Kündigung ausgeübt werden 
fann und für deren Unterlaffung jedesmal Zujtimmung des Neichstags er: 
forderlich ift, beiteht — jolange dieje Gejegesbeitimmung erhalten bleibt — die 
Möglichkeit, daß in jedem Jahrzehnt die Verfaſſung der Neichsbanf in Frage 
geftellt wird. 

Man denkt jeitens der Anhänger der Verftaatlichung ernftlich nur an die 
sub b) genannte Möglichkeit, die Anteile zum Nennwert zurüdzufaufen. Hierzu 
wären 120 Millionen Marf, ferner zur Begleichung der Anjprüche am Rejerve- 
fonds weitere 15 Millionen Mark vom Weiche aufzubringen”), jofern die 
) Gegen den Willen der Reichstagsmajorität kann die Reichsregierung thatſächlich 
auch nicht das Kündigungsrecht ausüben, da wohl eine Anleihe bei der Verftaatlihung um: 
umgänglich wäre und diefe vom Reichstag mitbewilligt werden müßte. 

?), Der Sinn des $ 41 Abi. 3 des Bankgeſetzes kann nicht fein, daß zur Schaffung 
längerer als der zehmjährigen Friſten, in denen jeweils gefündigt werden kann, Reichstags- 
ger, Narriarie: ift. Denn dieje wäre bei Gejeßesänderungen ſelbſtverſtändlich nötig. 
Nol. auch Nr. 195 des Deuſchen Reichstages 2. Leg. Per. II Seſſion 1874, ©. 53 ft. 

9 Nach dem Wortlaut des Banlgeiehes müßte den Anteilseignern wohl auch die Hälfte 
des Meiervefonds für zweifelhafte Forderungen ausbezahlt werden. Im Jahre 1889 
wurde von Dr. Arendt ausgerechnet, dab das Reich nur eine Anleihe von 120 Millionen 
minus !/s MRefervefonds aufbringen müſſe. Der Geichäftsbetrieb der Neichsbanf hat jeitdem 
fo zugenommen, daß es böchit bedenklich ericheinen müßte, die Nejerven aus der Banf 
herauszuziehen. Nach der Bilanz; vom 81. Dez. 1896 waren in Grundftüden 33196 700 Mt. 
feftgelegt; die Anlage in Lombardforderungen betrug 197 202600 Mt. Daß demgegen- 
über 150 Millionen Kapital und Reſerve recht wohl mwünfchenswert find, auch bei ftaat- 
lihem Betrieb, leuchtet ein. Die Lombardforderungen find zur Notendedung geleglich nicht 
zu brauchen, zur Dedung der Giroverbindlichkeiten find fie jedenfalls nur mit Vorficht zu 
verwenden, und höchſtens mit 80 Millionen Markt. Die reitlihen 117 Millionen Yombard- 
—— ſamt den 33 Millionen Grundbefig find nur als Anlagen von Kapital und 

eiervefonds zu rechtfertigen. 
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Beſtände der Neichsbant nicht geichwächt werden ſollen. Je nachdem das 
Neich diefe Summe mit 3'/,%, oder 3°/, effektiver Verzinfung auf dem 
Anleihemweg erlangen kann, vermag es fich eine Mehreinnahme zu jchaffen, Die 
um jo größer ift, je mehr der fonft an die Anteilseigner zu verteilende Ge- 
winn 3'/,%/, oder 3°/, überfteigt. Würde z.B. künftig von der Neichsbanf 
jo viel verdient wie im Durchichnitt der Jahre 1891 bis 1896, nämlich jährlich 
14 495 529,76 ME., jo würde das Neich fünftig ungefähr 3,8 bis 4,2 Mil- 
Ionen Mark durchichnittliche Mehreinnahme ſich fichern fünnen. Wäre es 
wirklich wahr, daß feine wejentlichen Bedenken gegen die Berftaatlichung vor— 
gebracht werden fünnen, und daß ein durchichnittlich gleich hoher Gewinn wie 
bisher auch Künftig zu erwarten, die Verluſtgefahr aber unerheblich fei, jo 
müßte allerdings gejagt werden: ein Intereſſe der Gejamtheit jpricht für die 
Verjtaatlihung. Zwar die Hoffnung, daß die Mehreinnahme zu Steuer: 
berabjeßungen benutzt würde, hat wenig für ſich. Aber es gibt immer eine 
Menge von neuen Ausgaben, für deren Dedung die durch Verftaatlihung der 
Reichsbank gewonnene Mehreinnahme verwendet werden fünnte. Sofern die 
Mehreinnahme nicht zu unnügen Ausgaben anjpornt, wäre die VBerjtaatlichung 
dann immerhin finanziell einträglih. Für die Ordnung der Neichsfinanzen 
wäre freilich nach wie vor das Schwanfen der vom Disfontjage abhängigen 
Einnahmen der Neichsbank jtörend, gerade wie das Schwanfen der Eijenbahn- 
vente tört.') 


I. Was würde durch Verftaatlichung der Reichsbauk 
geändert werden? 


Das bisher betrachtete Nechenerempel iſt ein jo einfaches, daß man fich 
ummvillfürlich fragen muB, weshalb denn andere Nationen, die auch vom Rechnen 
einiges verftehen und gelegentlich über Verlängerung des Privilegd der Haupt: 
notenbanf zu entjcheiden haben, mit Rückſicht auf dies Erempel nicht zur Ver- 
ftaatlichung geichritten find. Wie fommt es, daß die europäischen Großftaaten 
mit alleiniger Ausnahme Rußlands und Schwedens — am Privatcharafter der 
Zentralnotenbank feithalten? Es find politische Nüdjichten verjchiedener Art, 
welche in Staaten, die nicht wie Rußland autofratifch regiert werden und nicht 
wie Schweden der großen Politik etwas ferne ftehen, gegen das reine Staatsbanf: 
Igitem geltend gemacht werden: 1) Je weniger jich der Einfluß des Finanzminifters 
und vor allem der Barteien gegenüber der Banfverwaltung geltend machen Tann, 
um jo bejjer für die Sicherung des Notenumlaufs.?) 2) Eine leiftungsfähige 


)Y G. 9. Kämmerer bezweifelt in feiner 1897 in Berlin erfchtenene Broſchüre „Reichs- 
bank und Geldumlauf“, daß überhaupt bei der Verjtaatlihung ein fisfaliicher Vorteil erzielt 
werden fönnte, da man mit der Möglichkeit rechnen müſſe, dat dann die Privaten ihre Gut- 
haben von der Reichsbanf zurüdziehen würden. Es find dabei die Vorteile des Filialennetzes 
der Reichsbank für den Giroverfehr m. E. zu wenig berüdjichtigt. Ebenſo ift in der fonit 
trefflichen Schrift die Berechnung auf S. 80, wonach die Reichsbank vom Notenprivileg 1896 
niht Gewinn, jondern Verluſt gehabt hätte, unzutreffend, jchon deshalb, weil der für den 
Giroverfehr nötige Barbeitand ſehr unterichäßt ift. 

2, In dem Motivenbericht zum Geſetzentwurf betr. die Verlängerung des Privilegiums 
der Bank von Frankreich von 1891 befürwortete fogar die franzöftiche Hegierung, dab mit 
Rüdfiht auf die Selbitändigfeit der Bank nicht eine quotale Beteiligung des Staat? am 
Reingewinn der Bank von Frankreich, jondern eine jährliche gleichbleibende Yeiltung der 
Bank an den Staat eingeführt werde. „Das zweite Syſtem erſchien in doppelter Hinficht 
vorteilhafter: einerieits fichert es dem Budget eine fire Einnahme an Stelle einer eventuellen 
und veränderlichen: amdererieits fcheint dadurch die gegenseitige Unabhängigkeit der Bank 
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Notenbank, mit Wechjeln erften Ranges im Portefeuille und einem reichlichen Gold⸗ 
ichag, ift für die finanzielle Mobilmachung bei Kriegsausbruch jedenfalls beſſer 
zu verwenden, wenn fie Privatbank ift. Das beweist das Beijpiel Frankreichs 
1870. Ob eine reine Staatsbanf ebenjo leiſtungsfähig jein würde, iſt mehr 
al3 zweifelhaft. Es ift unvermeidbar, daß beim Ausbruch des nächjten Krieges 
der Staat ſowohl in Deutjchland wie in Frankreich den Kredit in Beträgen 
von Milliarden in Anfpruch nimmt. Soll es da gleichgültig jein, ob neben 
dem Staat, defjen Kredit vom Ausfall der Schlachten abhängig üt, noch eine 
unabhängige Kreditmacht vorhanden ift, an die fich ſtets die Gejchäftswelt und 
dann noch der Staat wenden fan, wenn des Staates eigener Kredit nicht 
ausreichen jollte? Bleibt der Dreibund bejtehen, jo wird wahrjcheinlich bei 
Kriegsausbruch der deutjche Geldmarkt nicht bloß für den deutjchen, jondern 
auch für den öfterreichiichen und italienijchen Staatsbedarf mit in Anfpruch ges 
nommen werden. Wäre es da nicht jogar das Beſte vom Standpunft der 
finanziellen Mobilmachung, die Trennung der Neichsbanf vom Staate in 
Deutſchland ſchärfer als bisher durchzuführen, um im Interefje der erwerbenden 
Stände wie der Neichsfinanzen eine Inftanz zu haben, die noch Kredit geben 
fann und Kredit genießt, jelbjt wenn der ftaatliche Kredit ind Wanfen käme? 

‘ Eine nicht umvejentliche Seite diefer Frage ift ferner die, ob im Falle 
eines Vordringens der Feinde auf deutjches Gebiet eine private Notenbanf den— 
jelben Gefahren wie eine Staatsbank ausgejeßt wäre, Die Franzoſen find 
durch die Prüfungen des Jahres 1870/71 vorfichtig getvorden und erwogen 
jegt bei Erörterung der Banffrage auch den —* eines unglücklichen Kampf— 
ausgangs. Deutſchland darf nicht leichtherzig ſein, dieſe Möglichkeit ganz außer 
Betracht zu laſſen. Erſt kürzlich wies antähtich der auf — * der 
Bank von Frankreich gerichteten Beſtrebungen Jules Roche im — 
darauf hin, daß im Krieg 1870,71 die von einem deutſchen Militärbeamten 
irrtümlich verfügte Beſchlagnahme des Inkaſſos der franzöſiſchen Bankfiliale 
in Reims umgehend vom Kronprinzen Friedrich Wilhelm rückgängig gemacht 
worden iſt, nachdem ſich der Kronprinz überzeugt hatte, daß die Bank von 
Frankreich ein Privatinſtitut ſei.) Die Ausführungen des Grafen v. Mirbach 
in der Reichstagsſitzung vom 29. November 1889, wonach er glaubte, beim 
heutigen Zuftand der Neichsbanf die Zuläjjigfeit emer Bejchlagnahme von 


und des Staates bejier gewahrt, indem dem leßteren die Gelegenheit genommen wird, fich 
in Fragen der inneren Verwaltung einzumengen. jede Toldye Einmengung it aber in 
Wirklichkeit nur geeignet, dem Kredite einer Bank zu ſchaden, die in einem ſolchen Falle 
leicht in den Verdacht gerät, fich zu ihrem eigenen Nachteile den sorderungen des Staates 
willfährig zu zeigen.“ Bol. S. 41 der Broichüre von Emil v. Mecenſeffij: Wert und 
Preis des Privilegiums der öfterreihiichungariichen Banf. Das Minifterrum Meline hat 
an dem Grundjag, eine feite Mente von der Banf auszubedingen, nicht feitgehalten. 

i) Nah Zeitungsmitteilungen lautete der Befehl, welcher auf die Beſchwerde des 
Direftors Wittmann betr. Beichlagnabme des Inkaſſos der Bankfiliale in Reims ergieng, 
folgendermaßen : 

. „Laut ihren Sahungen, von denen ich Kenntnis genommen, ift die Filiale 
der Bank von Frankreich in Reims ein Privatinftitut, das nur den Zweck bat, 
dem Handel und der Induſtrie beizuitehen. Deshalb können die Gelder, die ſich 
in jener Anftalt befinden, weder beſchlagnahmt noch eingezogen werden, fo lange 
fie nicht dazu beftimmt find, die franzöftiche Armee zu unterjtüßen. 

Im Hauptquartiere zu Neims, 

den 7. September 1870, 
Der Befehlshaber der 3. Armee: 
Friedrich Wilhelm, _ 
Kronprinz von Preußen.“ i:j 
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deren Fonds rechtfertigen zu können, find juriftiich unhaltbar und erſt Fürzlich 
von ©. 9. Kaemmerer treffend zurücgewiejen worden.‘) Ohne Verlegung 
des Völferrecht3 Fönnte beim heutigen Zuftand der NReichsbankverfaffung der 
‚send nur die bei der Reichsbanf eventuell vorhandenen Staatsguthaben, nicht 
aber deren jonjtige Mittel konfiszieren. 

Diejenigen, die in Deutjchland troßdem eine Verjtaatlichung der Reichs: 
banf fordern, fann man in vier Gruppen jondern: 1) jolche, die mit der Technik 
des Notenbankbetriebes nicht näher vertraut find und irrtümlich annehmen, 
daß durch Ueberlafjung des Nechts der Notenausgabe an das Privatfapital 
dem leßteren ein — Gewinn zugewendet werde; 2) ſolche, die als un— 
bedingte Bewunderer der Staatseiſenbahnen die Verſtaatlichung der Reichsbank 
fordern, obwohl ihnen die techniſchen Verhältniſſe des Zettelbankweſens ſehr 
wohl bekannt ſind. Sie glauben, daß damit nichts von den bewährten Ein— 
richtungen der Reichsbank aufgegeben und beſſeres erreicht werde; 3) diejenigen, 
die den parlamentariſchen Einfluß der Landwirte gegenüber der verſtaatlichten 
Reichsbank wirkſamer auszunügen hoffen, als dies gegemüber der jegigen Ver— 
waltung möglich ijt; 4) diejenigen, welche mit der Stellung der jegigen Reichs— 
bankverwaltung zur Währungsfrage unzufrieden find und auf die Reichsbank, 
wenn ſie verftaatlicht ift, eher einen Druck zu Gunften des Silbers ausüben 
zu können hoffen. 

1) Als typischen Vertreter derjenigen, die der Meinung find, daß durch 
das Recht der Notenausgabe dem Privatkapital auf Koften der Gejamtheit 
ein ungerechtfertigter, unmäßiger Gewinn zugewendet werde, wollen wir einen 
zur Zeit recht einflußreichen, deutichen Parlamentarier mit jeinen eigenen Worten 
reden lafjen. Derjelbe jchrieb 1895: °) 

„Das Anlagekapital der Neichsbanf, welche das Monopol der Ausgabe 
von Noten für das ganze Reich faſt ausjchliehlich (sic!) bejigt, beträgt die 
geringe Sunme von 120 Millionen Mark. Die Neichsbanf kann aber über 
dieje Höhe hinaus Noten ausgeben und gewinnt damit die Zinfen der ungededten 
Noten. Mit den übrigen Zettelbanfen im Deutjchland kann die Reichsbank 
für 385 Millionen Mark ungededte Banknoten ausgeben, ohne irgend eine 
Steuer entrichten zu müſſen. Gegen fünf Prozent Steuer Fünnen darüber 
hinaus jo viel Banfnoten ausgegeben werden, al3 unterzubringen find. Dieje 
385 Millionen Mark ungededter und umverfteuerter Banknoten find ein reines 
Geſchenk an die Banken, eine direfte Staatshülfe für die armen 
Millionäre, welche ihnen 20—25 Millionen Mark Binjen einbringt und 
wofür fie lediglich die Drudfoften und die Ausgabe für die Lumpen, aus denen 
die Banknoten gemacht find, aufzumenden haben. 

„Arbeit und Kapital fliehen ſich heute nicht jelten, anftatt fich zu befruchten, 
weil das Kapital nur unter Bedingungen zu haben ijt, welche die Liebe zur 
Arbeit ertöten und den Unternehmungsgeift von weitabjehenden Plänen zurüd: 
halten müſſen. Für die Agiotage iſt Geld in Hülle und Fülle vorhanden, 
aber für produftive Zwede ijt fein Kapital aufzutreiben. Nach der Gewerbe- 
aufnahme von 1875 gab es in Preußen 1799601 jelbjtändige Gejchäftsbe- 
triebe für Handel und Gewerbe. Davon genojjen nur 2316, aljo 0,13 Prozent 
bei der Reichsbank Kredit, und von diefen 2316 waren 859 Banken und 


r) Bal. ©. H. Kaemmerer, a. a. O. ©. 66. 
) Val. G. Ratzinger, Die Vollswirtfchaft in ihren fittlichen Grundlagen. 2. Aufl. 
Freiburg 8. 1895, ©. 420, 421. 
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Bankiergefchäfte. Bon den Grundbefitern waren 1879 nur vier, welche fich 
des Reichsbankkredits bedienten, darunter H. v. Scheel: Blefjen und zwei jüdische 
Grundbejiger in der Provinz Poſen. Es jind die Bankgeſchäfte, welche für 
die Agiotage die Reichsbank benugen; für die Millionen von Produzenten, 
welche in Landwirtichaft und Gewerbe thätig find, eriftiert die Reichsbank 
nicht. Wollen fie von der Neichsbanf Geld, jo erlangen fie e8 nur durch 
Bermittlung von Banfgejchäften, aus zweiter oder dritter Hand gegen ver— 
teuerten Zins. Es ift darum jehr erflärlich, daß von jeiten der produftiven 
Arbeit nach dem Gelde der Reichsbank wenig Nachfrage ijt.* 

Es iſt nicht zu erjehen, ob der eben zitierte Politiker die Reichsbank ver: 
jtaatlichen oder alle Zettelbanfen ganz abjchaffen will; jedenfalls findet er den 
jegigen Zujtand durchaus verwerflich und entwickelt dabei Anjchauungen, denen 
en bei einer ganzen Anzahl von Anhängern der Neichsbankverftaatlichung 

egegnet. 

Die Neichsbanf joll angeblich) „das Monopol der Ausgabe von Noten 
für das ganze Neich jaft ausjchließlich“ bejigen. Thatjächlich fteht der Reichs» 
bank weder ein Monopol der Notenausgabe überhaupt, noch ein Monopol 
der Notenausgabe für das ganze Neich ausschließlich oder faſt ausſchließlich 
zu. Neben der Neichsbanf gibt es 7 Privatnotenbanfen. Die Noten von 
6 Privatnotenbanfen find zum Umlaufe im ganzen Neiche zugelaffen. Die 
Reichsbank hat Filialen im ganzen Neiche, die Privatnotenbanfen haben ihre 
Gejchäftsitellen in gejchlojjenen Gebieten. Daß aber Noten derjelben auch 
außerhalb ihres Heimatsjtaats in Umlauf fommen, ift durchaus nicht ausge: 
ichloffen. Für ME. 14160 000 Noten der Bayerischen Notenbank wurden in 
Frankfurt a. M. im Laufe des Jahres 1896 eingelöft. Diefelben müfjen alſo 
außerhalb Bayerns vor der Einlöjung zirkuliert haben. Einige weitere Ziffern 
mögen das bisher Ausgeführte näher erläutern. Der Notenumlauf der jämt: 
lichen deutjchen Zettelbanfen betrug im Durchichnitt des Jahres 

1893 Me. 1 158 320 000 
1894 „ 1173629000 
1895 „ 1273 799 000 
1896 „ 1261611000. 


Im Jahre 1896 Hatten durchichnittlich die einzelnen Banken folgenden 
Notenumlauf?): 


Reichsbank Mt. 1083 497 000 
— Bank 13 043 000 

ayerische Notenbant Bi 63 692 000 
Sächſiſche Bank z 49 630 000 
Württembergiſche Notenbant „ 21 926 000 
Badiiche Banf 13 538 000 


Bank für Süddeutfchland?. , 13732 000 
Braunſchweigiſche Bant „ 2 553 000. 


Die Noten jämtlicher Banken mit Ausnahme der Braunſchweigiſchen dürfen 
in ganz Deutjchland verausgabt und genommen werden; die Reichsbanf und 
die Privatnotenbanfen find verpflichtet, an ihrem Sie und bei den Zweig— 
anftalten in Orten von mehr als 80 000 Einwohnern ihre Noten gegenfeitig 
in Zahlung zu nehmen. Es ift allerdings für das Publikum, wenn es mit 





») Bol. Stat. Jahrb. d. deutichen Reichs für 1897, ©. 131. 
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Privatbanknoten zahlen will, unbequem, daß nicht alle Staatskaſſen in Deutſch— 
land fämtliche Privatbanfnoten annehmen, daß ferner die Neichsbanffilialen 
in Orten unter 80000 Einwohnern die Brivatbanfnoten nicht zu nehmen 
brauchen. Aber von einem „fait ausjchlieglic; der Reichsbank zuftehenden 
Monopol“ der Ausgabe von Noten für das ganze Reich kann beim derzeitigen 
Zuftand nicht gejprochen werden, wenn man anders Uebertreibungen vermeiden 
will. 


Der Grundirrtum jedoch liegt in der Behauptung des oben zitierten 
Autors, daß die Neichsbant für 385 Millionen ME. ungededte Banfnoten 
ausgeben könne, ohne irgend eine Steuer entrichten zu müſſen, daß dies ein 
Geſchenk an die Banken, eine Ddirefte Staatshilfe für die armen Millionäre 
bedeute und daß lediglich die Drudkoften und die Ausgabe für die Qumpen 
aufzumenden jeien. 

Ob die Banken, wenn fie bis 385 Millionen Mark metallifch ungededte Noten 
emittieren, Steuer entrichten müfjen oder nicht, ift zumächit für die Solidität 
der Banken nebenfählih. Wie viel von den einzelnen Notenbanfen Ge: 
werbejteuer u. j. mw. entrichtet wird, joll jpäter erörtert werden; jchon ein 
rlüchtiger Blick in die Bankberichte lehrt aber: daß einzelnen Notenbanfen 
bejondere Staatslaften auferlegt find, die die Dividende verringern, 2) daß 
durchaus nicht alle deutjchen Notenbanfen glänzende Gejchäfte machen. Die Reichs— 
banf, welche von ihrem Gewinn für 1896 insgefamt Mi. 8407 924 ,, an 
die Reichskaſſe — abgejehen von aller Notenſteuer — abzuführen hatte, muß 
außerdem jährlich auf Grund früherer Verpflichtungen ME. 1865 730 an den 
Preußifchen Staat abführen. Die Bayerijche Notenbank, zu deren Haupt: 
aftionären der Bayeriſche Staat gehört, führt jährlich, außer der auf Die 
ftaatlichen Aktien fallenden Dividende, an den Bayerijchen Staat Mi. 53 150 
nach dem gegenwärtigen Uebereinfommen ab. Die den Aktionären zufallenden 
Dividenden betrugen 


1895 1896 
bei der Reichsbank 5,880), 7'/2 — 
”" » Bayerijchen Notenbanf 5b °, 7 % 

MWürttembergijchen Notenbant 3'/, 9/, 5'/, °/o 
„„ Badiſchen Bant 4 % 5'/, No 
„» » Bank für Süddeutjchland 3'/, %o 4'/, 0 
FR Sächſiſchen Bank 4°/, % 5°, % 
» » Frankfurter Bant 7 4 To 


R Braunfchweigiichen Bank 4/,% 5% 

Gerade unjittlich Hohe Dividendenjäge wird man dies faum nennen fönnen. 
Werden dieje Dividenden aber etiwa jo verdient, daß man bis Mk. 385 Milli- 
onen Banknoten ungedeckt ausgiebt und die Zinjen im Betrag von angeblich 
Mei. 20—25 Millionen einfafftert? Dieje Annahme würde von völliger Ber: 
fennung der Banktechnit und des Banfgejeges zeugen. 

Das, was hier mißverftanden wird, iſt $ 9 des Bankgeſetzes. Darin ift 
beitimmt, daß, wenn der metallijch ungededte Notenumlauf der einzelnen 
Notenbanfen eine beitimmte Summe überjteigt, der Überjchuß mit 5°/, zu 
verſteuern ijt. Richtig in Ratzingers Ausführungen ift, daß der Betrag der 
von Der Notenfteuer befreiten Sontingente aller Banken 385 Millionen Mart 
für Deutjchland beträgt. Thatjächlich bleibt aber der metalliich ungededte 
Umlauf im Jahresdurchichnitt jehr erheblich unter den gemäß $ 9 des Bank— 
gejeges zuerteilten Kontingenten. Im Simte des Geſetzes betrug der metallijch 
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ungedecte Umlauf fämtlicher Banken 1896 durchichnittlich 240, im Jahre 1894 
gar nur 107,, Millionen.‘) Da zur Dedung der nicht bar gededten Noten 
nur disfontierte Wechſel verwendet werden dürfen, der durchichnittliche offizielle 
Disfontojat aber 1896: 3,555 9/0, 1894: 3,117 °/, betrug, jo ergiebt fich mit 
Notwendigkeit, daß an dem im Sinne des Banfgejeges nicht metalliich ge 
deckten Notenumlauf an Zinjen 1896 nur 8,,, 1894 nur 3,, Millionen Mark 
vereinnahmt werden konnten. Thatſächlich wird oft weniger als der offizielle 
Bankſatz verdient, da die Reichsbank und andere Notenbanfen Wechjel beiter 
Qualität oft nur zum Privatdisfontjag, d. b. unter dem Bankſatz eriverben fünnen. 

Dieje Berechnung ift von Ratzingers Standpunkt aus die einzig mögliche, 
jie führt aber zu ganz anderen Summen, ala 20—25 Millionen Mark Gewinn. 
Indes möchte ich diefe Methode der Berechnung feineswegs empfehlen. Die 
Beitimmungen über die Notenfteuer gehen von einer willfürlichen, heute nicht 
mehr zutreffenden Vorausfegung aus. Aller Barbeftand, den die Zettelbanfen 
halten, wird als Dedung der Banfnoten verrechnet. Da die meiſten Zettel: 
banfen außer den Banknoten noch andere ftet3 fällige Paſſiva haben, jo müffen 
fie eine Quote ihrer Barbeitände für Dedung der lehteren ohnehin halten. 
Sie dürfen aber auch dieje Barbejtände bei der Steuerberechnung als Bar: 
deckung der Noten buchen. Es handelt fich hier insbejondere jeit der gewaltigen 
Entwidlung des Girogeſchäfts der Neichsbant um viele Millionen. Die 
Summe der täglich fälligen Paſſiva außer den Banfnoten betrug bei allen 
Bettelbanfen Deutichlands im Jahre 1896 durchichnittlich 527,,, bei der Neichs- 
banf allein 484,, Millionen Mark. Je mehr eine Notenbank das Gtrogeichäft ent: 
widelt, um jo weniger beengen jie die Beitimmungen bezüglich der 5°/,igen 
Notenitener. Diefe Wirkung iſt feine bösmwillige Umgehung des Geſetzes, fie 
wurde vielmehr von den Negierungsvertretern bei Beratung des Banfgejehes als 
wünjchenswert bezeichnet. 

Nichts ijt aber überhaupt irreführender, als der Ausdrud „ungededte 
Banknoten”. Die deutjchen Zettelbanfen dürfen nicht eine einzige 
Banfnote — weder bi3 385 Millionen Mark, noch darüber hinaus — ohne 
Dedung ausgeben Für jede Note muß bankmäßige Dedung vor: 
handen fein, denn jede Banknote muß dem Inhaber jederzeit in deutjcher Münze 
eingelöft werden. Als bankmäßige Dedung aber werden für die Neichsbanf 
und die ſechs Privatbanfen, deren Noten im ganzen Reiche umlaufen dürfen, 
bloß bares Geld und Werte jo aut wie bar Geld zugelaffen: nämlich deutjche 
Münzen, Barrengold, ausländiiche Goldmünzen, Neichskaffenjcheine und qute 
Wechſel mit böchjtens drei Monaten Verfallfrift. Mindeſtens ein Drittel der 
Banfnotendedung muß aus Metall und Reichskaſſenſcheinen bejtehen. Die 
Banknote iſt demnach nicht3 weiter als ein allgemein brauchbares Zahlungsmittel, 
welches minder brauchbare Zahlungsmittel vertritt, die bereits eriftieren. Die 
minder brauchbaren Zahlungsmittel, welche durch Banknoten vertreten werden, 
ind: Die für große Zahlungen unbequemen Münzen, ferner Barrengold und 
die außerhalb eines engeren faufmännijchen Kreiſes nicht verwendbaren Wechiel. 
Nur wenn die disfontierten Wechjel in kurzen Friſten fällig find und prompt 
bezahlt werden, befommt die Banf zu ihrem Barvorrat fortwährend jo viel 
Verftärfung, um ftets ihre Noten einlöfen zu können. 

Für gewöhnlich würde fich bei der heutigen Entwidlung Deutichland be- 
reit3 leidlich ohne metalliich ungededte Noten überhaupt behelfen fünnen. Die 
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Kreditverbilligung durch die Banknote ift in normalen Zeiten für Deutjchland 
nicht mehr die Hauptſache. Wir brauchen aber eine Centralnotenbanf mit 
ausdehnungsjähigem Umlauf allerdings in Zeiten der Panik oder bejonderer 
Verwidlungen. Damit in, jolchem Falle die Notenbanfen nicht zu billig dis- 
fontieren, jollen jie bei Überjchreitung des Kontingents die befannte 5°/,ige 
Steuer von dem im Sinne des Gejeges metallijch ungededten Notenumlauf 
entrichten. Über die Nützlichkeit diefer Bejtimmung wird geitritten. Sehr groß 
ift die praftiiche Bedeutung nicht. Im Etatjahr 1895/96 vereinnahmte das 
Reich 228600 Mark an Banknotenſteuer, darunter rund 224000 Marf von 
Reichsbank. (Bergl. das Nähere im Anhang.) 

—Die Gegenleiſtungen der Notenbanfen gegenüber dem Staate bejtehen aljo, 
was die Neichsbanf und die Bayeriiche Notenbanf anlangt, viel weniger in 
der von Ratzinger allein erwähnten Notenftener, als in dem an das Neich 
von der Reichsbank abzuführenden Gewinnanteil, jowie in den von der Reichs: 
banf an Preußen und von der Bayeriſchen Notenbank an Bayern abzuführenden 
Renten. Es ift aber außerdem irrig, anzunehmen, daß feine Steuern außer 
der Notenfteuer zu entrichten feien. Die Neichsbanf ift zwar von Staats: 
jteuern, nicht aber von Gemeindeſteuern befreit. Die Reichsbank entrichtete 1896 
an Steuern und Abgaben an die Kommunen 527 065 Marf. Sie hat 1876—96 
aus ihrem Gewinn insgefamt an das Reich, an Preußen und an die Kommunen 
mehr als ihr Grundkapital, nämlich 120 175 516,56 Mark abgeführt.) Die 
Bayerische Notenbank genießt feinerlei Steuerfreiheit. Daß fie an Staats— 
jteuern und Umlagen einen recht ftattlichen Betrag, etwa 30 000 bis 40 000 Marf, 
entrichten muß, ergiebt jich von ſelbſt nach den Steuergejegen. 

Irrig wäre es außerdem, anzunehmen, der gejamte Gewinn der Noten- 
banfen werde dem Notenprivileg verdankt. Ein Teil des Gewinnes entjtammt 
dem Girogejchäft, ein beträchtlicher Teil des Gewinnes der NReichsbanf ferner 
den Gebühren für Aufbewahrung und Verwaltung der Wertpapiere. Die Reiche: 
bank vereinnahmte für Verwaltung von offenen Depots im Nahre 1896 
2'/, Millionen Marf. 

Endlich ift die Annahme unzutreffend, dab von dem Gewinn der Noten: 
banfen bloß die Kojten für Anfertigung der Noten in Abzug zu bringen feien. 

Die Koſten für Anfertigung der Banknoten jind allerdings gegenüber dem 
Gewinne der Reichsbank nur ein fleiner Posten. Aber hierin erichöpfen ſich 
die Unfoften keineswegs. Die Neichsbanf beichäftigte Ende 1896 einen Be: 
amtenftab von 1894 PBerjonen, die an 282 Plägen des Neiches zu arbeiten 
hatten. Bei recht jparjamer Wirtjchaft betrugen die Verwaltungstoften der 
Reichsbank 1896 9'/, Millionen Mt. Hiervon entfällt durchaus nicht alles, 
aber eim recht beträchtlicher Teil auf den mit dem Zettelbanfbetrieb in erjter 
Linie zujammenhängenden Disfontierungsverfehr. 

Auch Verlufte find mit dem Betrieb eines jolchen Inſtituts bisweilen ver: 
bunden, jo waren 594 000 ME. im Jahre 1896 fir einen Kaſſendefekt bei 
der Reichsbanfnebenftelle in Konſtanz abzujchreiben. Die beim Disfontier: 
ungs- und Lombardgejchäft infolge Nichtzahlung jchlieglich erlittenen Verluſte 
jind allerdings minimal gewejen. Indes ift es jelbjt bei dem überaus vor: 
jihtigen Betrieb der Neichsbant 1896 nicht zu vermeiden gewejen, daß von 
den angefauften Wechjeln 151 249 Stüd, über 65 621 830 ME. lautend, nicht 


») Diefe Ziffern wurden mir auf Anfrage vom Reichsbankdirektorium mitgeteilt. 
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rechtzeitig oder überhaupt nicht eingelöft wurden, was immerhin die Liquidität 
beeinträchtigt, wenn auch jchlielich nicht3 dabei verloren wird. 

Das gewaltige Riſiko, welches mit Verwaltung und Aufbewahrung von 
2700 bis 2800 Millionen ME. hinterlegten Wertpapieren verbunden ift, muß 
ebenfall® berücfichtigt werden, wenn die Schwierigkeit der Banfverwaltung ge 
recht beurteilt werden foll. 


Wie fteht es aber mit der Theje, daß angeblich die Reichsbanf den pro- 
duftiven Ständen nicht? nüge und blos die Agtotage der Bankiers begünjtige? 
Die oben angeführten Behauptungen Ratzingers für 1879 bin ich nicht in der 
Lage, au fontrollieren. Für die Gegenwart find bdiejelben jedenfalls völlig 
falſch. Der Reichsbankpräſident hat in der Neichstagsfigung vom 26. März 1895 
auf Grund einer die Zeit vom 1. April 1893 bis 1. April 1894 umfaffenden 
Erhebung folgende Mitteilungen gemacht: 

a) Wo in der Landwirtjchaft, wie z. B. bei der Viehmajt, jchnelle Um— 
jäge möglich find, werden auch die daraus hervorgegangenen Wechjel dis— 
fontirt. 

b) Von 54 641 Perſonen und Firmen, die direkt oder indirekt zum Dis— 
font bei der Reichsbank zugelaffen waren, jeien 6414 = 11,,°/, jelbitändig 
Landwirtichaft treibende Perſonen. In den vier öftlichen Provinzen entfielen 
von 9421 überhaupt normierten Firmen und Perjonen 31,,°/, auf Landwirt: 
Ihaft, in manchen Gegenden noch mehr, z. B. in Tilfit 49/,. 

c) 1893 94 jeien für 23 Millionen ME. Lombard-Darlehen an Landwirte 
gewährt worden. Am meiften jei dies in Sachſen und Thüringen in An— 
Ipruch genommen worden. 

d) 1893 94 jeien für 23,, Millionen ME. direfte Wechjel von Landwirten 
bei der Reichsbank disfontiert worden. 216 Millionen ME. Wechjel mit Unter: 
ihriften von Landwirten, Tandiwirtjchaftlichen Betriebsinhabern und ländlichen 
Genoſſenſchaften jeien angefauft worden. Davon entfielen 66°/, auf die jechs 
öftlichen Provinzen Preußens. In Köslin betrug der Anteil der disfontierten 
Summen aus landwirtichaftlichen Kreifen 50°/,, in Infterburg 47°/,, in Stolp 
4 Es jeien dies meilt Platzwechſel. 

) Nur für eine Minorität der Landwirte, nämlich die größeren N 
jei rätlich, ſich perſönlich am Wechſelverkehr zu beteiligen. ‘).., Für die 
kleineren Landwirte ſei das natürliche, daß ſie ſich zu Genoſſenſchaften zu— 
ſammenthun, die ihrerſeits wieder mit der Reichsbank in Verbindung treten 
können. Die Reichsbank habe an Genoſſenſchaften, die am 31. Mai 1894 
502 451 Mitglieder umfaßten, im Jahre 1893/94 151 717 716 ME. in Wechſel— 
und Lombardfredit gegeben. Davon entfielen auf ländliche Genofjenjchaften 
60 064 659 ME., und zwar mehr als 24 Millionen auf die öjtlichen Pro: 
vinzen. 

f) Die Reichsbank habe endlich zum Vorteil der Landwirte bei Konver: 
en von Pfandbriefen mitgewirkt. 


') Die diesbezüglich vom Reichsbantpräftdenten am 26. März 1895 mitgeteilten Ziffern 
der Berufsſtatiſtik jind nicht recht verftändlih. Es kommt bier doch in eriter Linie in Be— 
tracht, daß in Deutjchland nur 24991, (im jahre 1882) bezw. 25057 (im Jahre 1895) Be: 
triebe 100 Hektar und mehr landwoirtichaftlich benuste Fläche aufweiſen. 
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Zu diejen die Reichsbank betreffenden Ziffern bemerkte Graf v. Mirbadh, 
es müſſe erjt geprüft werden, wie viel Pjeudolandwirte unter den Kredit— 
nehmern jeien. Eine Widerlegung wird man das faum nennen können. 

Nach Erkundigungen, die ich bei der Bayeriichen Notenbank eingezogen 
habe, jteht auch diejes Inſtitut den Landwirten durchaus nicht jo ferne, als 
man vielfach annimmt. Mehr als ein Drittel der in den bayerijchen Kredit— 
lijten der Banf verzeichneten Firmen und Perſonen waren Landwirte, nämlich 
von insgejamt 15 744 : 5 503. 

Es iſt dies zur Richtigitellung von unzutreffenden agrarijchen Behaupt- 
ungen hervorzuheben. Wer behaupten wollte, daß die Reichsbank für Indu- 
jtrie und Warenhandel nichts leiftet, würde jich ebenjo bei allen Kennern des 
praftijchen Lebens lächerlich machen, al8 wer glauben wollte, daß die Disfon- 
tierung der von Banfiers an die Reichsbank gebrachten Wechjel im wejentlichen 
eine Begünjtigung der Agiotage bedeute. Die Zurücdweilung von Banfıer- 
wechjeln im Herbſte 1897 hat ohmedies gezeigt, daß die Reichsbankverwaltung 
feineswegs im Dienjte der haute banque jteht. 

Im übrigen ift e8 aber eine ganz jchiefe Auffaffung, die Reichsbank als eine 
Verforgungsanftalt aufzufajjen, bei der alle Stände jederzeit nd Re 
billigen Kredit erheben fünnten. Die Notenbanten fönnen nur furzfrijtigen Kredit 
gewähren und fünnen an alle Berufsziweige diejen nur geben, jofern diejelben 
Geſchäfte machen, bei denen ein rajcher Kapitalumjag möglich ijt. Es wäre der 
ſchwerſte Vorwurf, der gegen eine Notenbank erhoben werden könnte, wenn nach— 
gewiejen würde, daß bei ihr Leute Kredit finden, die denjelben Kredit nicht aud) 
anderwärts finden können. Die Sicherheiten für die Kreditgewährung einer 
Notenbank müfjen ſolche jein, dab jie jederzeit an den Marft gebracht werden 
könnten und daß fie die jtrengjte Prüfung vertragen. Bei der Arbeitsteilung, 
die in unjerm Bankweſen herrjcht, wäre es ein jtarfer Rüdjchritt, wenn die Reichs— 
banf etwas anderes als die legte Injtanz des Bankverfehrs jein wollte. Daß die 
Banken bei ihr disfontieren, bedeutet nicht, daß fie jonjt fein Geld finden 
würden, jondern daß fie der Erjparnis wegen einen Zeil der Kaſſe — ftatt 
in Münze — in jolchen Wechjeln halten, die bei der Reichsbank in Noten wie 
auch an der Börje in Geld jederzeit umzutaujchen find. Daß eine Zentralnoten- 
banf unter anderem Diskontomaterial von den großen Banfhäujern befommt, 
iſt ebenjo jelbjtverjtändlich, wie dap am Abrechnungsverfehr im Clearinghouſe 
nicht die Krämer, nicht die Gutsbefiger, nicht die Induſtriellen, nicht die 
Großhändler, jondern die Kajjaverwalter all diejer Berufsklajjen, die Banfiers, 
teilnehmen. 

Mehr noch als im Ktreditgewährungsgeichäft leilten die Reichsbank und 
diejenigen Brivatnotenbanfen, welche ein Filtalenneg bejigen, für alle Erwerbs: 
flafjen im Giroverfehr. An diejem nehmen alle möglichen Berufsjtände teil. 
Die Vorteile desjelben jind genugjam dargeftellt worden. Leider ijt in den 
Berichten der Bayerifchen Notenbank nicht die Zahl der Girofunden, in den 
Berichten der Reichsbank nicht die Berufsjtellung der 12292 Juhaber von Giro: 
fonten, die Ende 1896 mit der Neichsbanf arbeiteten, mitgeteilt. Wir erfahren 
nur, daß unter den Girofunden der Neichsbanf zahlreiche Staatskajjen ich 
befanden, und dies iſt erfreulich. Private, die mit einem Bankhauſe arbeiten, 
haben übrigens vom Neichsbanfgiroverfehr ſchon Nugen, wenn ihr Banfier 
Sirofunde der Neichsbanf it. Es würde nicht im geringjten bedenklich jein, 
wenn bei der heute herrjchenden Arbeitsteilung vorwiegend Bankhäuſer und 
Kreditgenofjenjchaften Girofunden der Reichsbank wären. 


174 Prof. Dr. Walther Log: 


Bedenken wir, dab all die Mikverjtändniffe, von denen joeben die Rede 
war, einem hervorragenden Politiker, der auf Bayerns wirtjchaftliche Maß: 
nahmen öfters Einfluß geübt hat, nachgewiejen werden konnten und daß bei 
der populären Agitation von minder unterrichteten Bolitifern noch größere Irre 
tümer über Notenbanfwejen bisweilen verbreitet werden, jo muß es einleuchten, 
daß, wenn die Verftaatlichung erfolgt und die Parteien mehr Einfluß wie 
bisher auf die Neichsbanf gewinnen, recht verhängnisvolle Dinge eintreten 
fönnen. 

2) E3 gibt jedoch auch Männer, und zwar in allen Parteien von der 
äußerten Rechten bis zu den Sozialiften, die nach eingehender Kenntnis der 
heutigen Bankverfafjung die Verjtaatlichung der Neichsbanf fordern. Dabei 
jpielen folgende Argumente die Hauptrolle: 

a) Die Verftaatlichung der Eijenbahnen ſei viel jchwieriger, als die der 
Reichsbank gewejen, und unjer Beamtentum habe fie erfolgreich durchgeführt. 
Die Neichsbanf jei ja jchon unter Neichsaufficht und von Neichsbeamten ver: 
waltet. Eine neue Bureaufratie jei aljo nicht zu jchaffen. Der jegige Zujtand 
jet eine Halbheit, die Verſtaatlichung verbejjere die Finanzen und führe Klar 
ein bis jegt unklar entwidelte® Prinzip durd). 

b) Die Anteilseigner leifteten zu wenig für ihre Dividende. Das, was 
der aus den Anteilseignern gebildete Beirat der Reichsbank leiſte, könne gerade 
jo gut durch Vertreter der verjchiedenen Berufszweige, die nach Art der Eijen- 
bahnräte zu berufen jeien, geleiftet werden. Die Bank bleibe dann jogar bejjer 
in Fühlung mit dem Publiftum. Statt in erjter Linie von Banfiers beraten 
zu werden, trete jie mit Bertrauensmännern aller Schichten in Beziehung. 

ec) Die Verſtaatlichung der Reichsbank ermögliche eine Bejeitigung des 
Notenprivilegs der noch beſtehenden Privatnotenbanfen. Damit werde Die 
Neichsidee gefräftigt, die Einheit des Umlaufs erreicht, endlich ein Durchkreuzen 
der NReichsbank-Diskontopolitif durch Unbefugte unmöglich gemacht. 


Dieje Argumente Haben in der That manches Beitechende. Dennoch it 
recht viel gegen Ddiejelben einzuwenden. Zunächſt ift das Entzüden über die 
Snterejjenvertretungen, deren Anhören die Eijenbahnverwaltung vor Bureau— 
fratismus bewahren joll, nicht allgemein verbreitet. Es giebt Fachleute, welche 
annehmen, daß auch nad) Anhören der Eijenbahnräte manches bei den Staats: 
bahnen recht bureaufratiich geordnet bleibt und daß ferner der Blick für Die 
Interejjen der Gejamtheit den der Staatsbahnverwaltung beigeordneten Inter: 
ejjenten nicht jelten gemangelt habe.) Man wendet wohl ein: wenn auch ein 
aus Interejjenvertretern berufener Beirat der verjtaatlichten Neichsbanf Sonder: 
wünjche Einzelmer vortrage, jo kämen dann doc) wenigjtens die Wünjche der 
Landwirte und Imdujtriellen zur Kenntnis der Neichsbankfverwaltung, während 
jegt unter den Beiräten die Banfintereffen ungebührlich überwögen.?) Che wir 
auf diejen Einwand näher eingehen, müfjen wir die Bedeutung der bei der 
Neichsbank eingerichteten Bertretungen näher betrachten. 

) Vgl. für letztgenannten Punkt Friedr. Frhr. zu Weichs-Glon, Das finanzielle 
und joziale Weien der modernen Berfehrämittel, Tübingen 1894, ©. 24, 25. 

2) Dies Argument findet ſich z. B. in der Brofchüre von Arnold Markwald, Soll 
die Reichsbank verftaatlicht werden ? vertreten. Diele 1889 zuerit erichienene Broſchüre wurde 
1897 in zweiter unveränderter Auflage ausgegeben, obwohl alle Zahlen veraltet ſind. 
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Die Anteilseigner der Neichsbanf haben thatjächlich recht bejcheidenen 
Einfluß. Die Generalverjammlung wählt den in Berlin zujammentretenden 
Zentralausſchuß aus der Zahl derjenigen Anteilseigner, die mindejtens drei 
auf ihren Namen lautende Anteiljcheine befigen und in Deutjchland wohnen. 
Der Gentralausjchuß iſt mindejtens einmal monatlich einzuberufen. Aus der 
Zahl der 15 Mitglieder des Zentralausjchuffes jind drei Deputierte zu wählen. 
Bei den größten Zweiganftalten, den Neichsbankhauptjtellen, wird — ebenfalls 
aus den Anteilseignern — ein Bezirksausſchuß gebildet, auf dejjen Zujammen- 
jegung jedoch nicht bloß die Anteilseigner Einfluß haben. 

Im wejentlichen haben die Bertreter der Anteilseigner in Berlin und an 
den Zweiganjtalten von den Dingen Kenntnis zu erhalten, die bei einer Aftien- 
em dem Aufjichtsrate periodijch mitgeteilt werden. Die Deputierten in 
Berlin haben die weitejtgehende Information über alle laufenden Gejchäfte zu 
beanjpruchen und find gejeglich zur Ausübung ihrer Kontrollbefugnijje ver 
pflichtet. Während aber die Auflichtsratsmitglieder einer privaten Aktien— 
gejellichaft auch Beſchlüſſe zu faſſen haben, bejteht die Befugnis des Zentral- 
ausichuffes und der Bezirksausſchüſſe im wejentlichen nur in Begutachtung. 
Beihlüfje von verbindlicher Kraft kann der Zentralausjchuß in zwei Fällen 
der Bankverwaltung aufzwingen: wenn es fic) um Berhinderung des Aukaufs 
von Effekten für Nechnung der Bank, ſowie wenn es ſich um außerordentliche 
Gejchäfte mit Finanzverwaltungen des Reichs oder deutjcher Bundesjtaaten 
handelt. 

Legtere nicht umwichtige Befugnis einem von der verjtaatlichten Reichs— 
banf etwa zu berufenden Beirat zu erteilen, wäre natürlich jinnlos. Eine 
Schwierigfeit liegt außerdem darin, dal die zur Mitwirkung bei der Neichs- 
banf berufenen Anteilseigner zur Wahrung des Banfgeheimnifjes — und zwar 
aus jehr begreiflichen Gründen — verpflichtet werden. Die gleiche Pflicht 
müßte jelbjtverjtändlich auch Interejjenvertretern, die als jolche berufen würden, 
auferlegt werden. Wenn legtere aber ihren Auftraggebern bei Wahrung des 
Banfgeheimnifjes nicht Nechenjchaft ablegen können, würde ihnen wieder Die 
nötige Fühlung mit den zu vertretenden Intereſſenten jehr erichwert. Durch) 
das Banfgeheimnis liegt die Angelegenheit wejentlich anders, wie beim Eijen- 
bahnrat! Bor allem aber unterjchiede die Interefjenvertreter bei der verjtaat- 
lichten Banf ein Umjtand von den jegigen Beiräten der Bank: Die jeßigen 
Beiräte jind — als Anteilseigner der Banf — mit einem — allerdings meift 
fleinen — Teil ihres eigenen Vermögens interejjiert, unentgeltlich ihren jach- 
fundigen Nat der Banfverwaltung zur Verfügung zu jtellen. Nach der Ver: 
jtaatlihung fehlt dies eigene Intereſſe, und bloß das Interejje, die Bank für 
irgend eine Bevölferungsjchicht in Anjpruch zu nehmen, bliebe möglicherwetje 
übrig. Daß Bankiers von der „Bank der Banken“ bei der Disfontopolitif in 
erjter Linie gehört werden müfjen, it jonnenflar. Das hindert nicht — auch 
bei der Beibehaltung der Privatbankform —, dab die Neichsbanf die organi— 
jierten Landwirte und Induſtriellen, welche ja nicht ganz ungeübt im Formu— 
lieren von Wünſchen jind, — jei e8 ohne Förmlichkeit, jei es jelbft in feier: 
lihen Konferenzen — jo oft als nötig zu Ratſchlägen heranziehen könnte. 
Es wäre vielleicht gar nicht unzwedmäßig, eine jtändige Vertretung von 
Handel, Landwirtichaft und Induſtrie als beratendes Drgan neben dem 
Zentralausſchuß der Anteilseigner zu jchaffen. Aber dies Komitee würde 
den Zentralausihuß durchaus nicht erjegen, durchaus nicht entbehrlich machen, 
und auch ohne Berjtaatlihung gejchaffen werden fünnen. Die Bedeutung 
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des entralausjchujfes im feiner jegigen Zujammenjegung läßt fich nicht 
treffender charafterifieren, als es Ribot in der Gitung der franzöfiichen 
Deputiertenfammer am 31. Mai 1897 gethan bat: „En effet il vaut misux 
avoir ces grands financiers dans le Conseil que comme antagonistes.‘“') 
Die großen im Centralausſchuſſe derzeit vertretenen Bankhäuſer würden eine 
Macht bleiben, auch wenn fie nicht der Reichsbank ihren Nat zu Dienjten Stellen. 

Aber ift denn nicht, jo wenden manche ferner ein, die Neichsbank ſchon 
ohnehin ein etwas bureaufratijch geleitetes Inititut, zwar mit den Nachteilen 
behaftet, die die Verftaatlichung allenfalls bringen fann, aber der parlamen- 
tarijchen Kontrolle in wichtigen Dingen mehr entzogen, als ſonſt alle von 
Beamten verwalteten Inititute? Der Neichsfanzler ift Chef der Bank, eine 
aus Beamten gebildete Kommijfion, das Reichsbankkuratorium, ift Aufjichts- 
injtanz, die Bankbeamten find Reichsbeamte. Warum die Bedenken gegenüber 
fonjequenter Berftaatlichung aufrechterhalten? Ehe wir hierauf eingehen, müfjen 
wir einiges Thatjächliche der gegenwärtigen Verfaſſung prüfen. Die Einfluß- 
nahme des Reichskanzlers und des Neichsbankkuratoriums find in der Praris 
für den täglichen Geichäftsgang kaum zu empfinden. Wenn es jich um eine 
frage der auswärtigen Politik, wie Beleihung ruſſiſcher Werte, handelte, hat 
der Neichsfanzler eingegriffen, ſonſt aber ließ er, und zwar jehr mit Recht, 
die Bankverwaltung jelbftändig handeln. Vielleicht ijt die Reichsbank in ihrer 
jegigen Berfafjung ein Staat im Staate. Che man die aber ändert, joll 
man ein Bedenken widerlegen, welches der ernitejten Erwägung bedarf. 

Die Reichsbankbeamten jind zwar gegenwärtig Neichsbeamte. Sie werden 
aber nicht nad) dem für jonjtige Reichsbeamte üblichen Gehaltsjchema bezahlt; 
dem Einflufje des Neichstags tt nur der Bejoldungs: und Penjiongetat des 
Neichsbanfdirektoriums unterjtellt, da er durch den Reichshaushalts:Etat feitzujegen 
it. Der Etat der übrigen Reichsbankbeamten it ohne Mitwirkung des Reichs: 
tags durch den Kaiſer ım Einvernehmen mit dem Bundesrath auf Antrag des 
Neichsfanzlers feitzujegen. Bekommen wir eine Berjtaatlihung, jo ſind — 
wie die Armee, Marines, Poſt-Gehalte — auch die Gehalte der Reichsbank— 
beamten aller Inſtanzen dem Neichstage im Etat vorzulegen. Wollen die 
Unterbeamten eine Aufbejjerung, jo müjjen fie die Unterftügung der Barteien 
des Neichstages erjtreben. Die Debatten über Bezahlung in der Reichsbank 
treten neben die über Poftbeamtengehalte. Es ijt dies eine natürliche Kon— 
jequenz der völlig durchgeführten Verſtaatlichung. Dabei würden vermutlich 
die niederen Beamten eher berüdjichtigt werden als diejenigen in leitender 
Stellung. Die Reichsbank fann natürlich, auch wenn fie verjtaatlicht iſt, 
nur Direktoren brauchen, die auch fähig wären, in Privatbanfen etwas zu 
leijten. Schon heute fommt es vor, daß jie hervorragende Kräfte verliert, weil jie 
ichlechter zahlt als die konkurrierenden Privatinftitute. Insbejondere die Einnahmen 
derjenigen Beamten, deren Etat jchon gegenwärtig der Beichlußfaflung des Reichs— 
tags unterliegt, der Mitglieder des Reichsbankdirektoriums in Berlin, ftehen hinter 
der Bezahlung ähnlicher Leijtungen in Privatbanfen weit zurüd. Abgejehen 
vom Präfidenten und Vicepräfidenten beziehen die Mitglieder des Neichsbanf- 
direftoriums nach dem Etat 9000 bis 15000, durchſchnittlich 12000 ME. Gehalt 
und 1500 ME. Wohnungsgeldzujchuß. Das ift viel weniger, als hervorragende 
Profurijten, geſchweige denn Direktoren einjchließlich der Nebeneinkünfte in Aftien- 


) Mitgeteilt nach dem Berichte de$ Journal des Debats bei &. H. Kämmerer, 
a. a. O. S. 88. 
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banfen und bei der Anduftrie in Berlin verdienen. Nelativ günftiger als die 
Direktoren in Berlin find durch das Tantiemeſyſtem einige Direktoren von Zweig: 
anftalten der Reichsbank geitellt. Der Bundesrat hat feinen Anlaß, biergegen 
einzufchreiten, jolange die Anteilseigner die Koften der Bezahlung aus ihren 
Mitteln tragen helfen. Die Verftaatlichung "ändert diefen Zuftand. Die 
Reichsbank verliert ihre bisherige Sonderstellung, jowohl gegenüber den Par: 
teien des Neichstags wie auch gegenüber Eingriffen der Bureaufratie. Man 
fann alsdann ein vermeintfiches fisfalisches Intereffe geltend machen. Der 
Staat könne nicht dulden — jo wird man jagen — daß Neichsbanfbeamte 
ein höheres Einfommen beziehen als Nichter und Wermwaltungsbeamte einer 
höheren Rangſtufe. Solche Araumente find in Deutjchland jehr wirkungsvoll. 
Den jonitigen Befoldungsgrundiäten der Bırreaufratie widerjpricht außerdem 
insbefondere das Tantiemeiyitem. Diejelben Strömungen, welche gegen Die 
Kolleggelder der Profefforen find, werden auf Menderung der Bezahlung der 
Reichsbankbeamten hindrängen. Es wäre freilich überaus verhängnisvoll, das 
Tantiemeſyſtem bier abzuschaffen: Das Selbftintereffe der PBeamten, dem 
Publikum entgegen zu fommen, anderjeitS die Möglichfeit, bei Verluſten die 
ihuldigen Beamten in Anspruch zu nehmen, würden jchtwinden. Bejeitigt man 
das Tantiemeſyſtem, jo wird die Banf durchaus bureaufratifiert. Verringert 
man — entiprechend den bureaufratiichen Strömungen — dabei die Einkünfte 
der Reichsbankbeamten, fo leidet die Reichsbank vollends den größten Schaden. 
Als Arbeitgeber fteht fie vor und nach der Werjtaatlichung im Wettbewerb 
mit den Privaten. Die Tüchtigiten finden dann in Privatbanfen Stellung, 
und nur die normale Mittelmäßigfeit verbleibt im jolchem Falle ficher ale 
dauernder Beitand der Neichsbanf. Gewinnen aber nach der Verstaatlichung 
die Tendenzen, welche auf Gleichſtellung der Neichsbankbeamten mit jonftigen 
Neichsbeamten abzielen, nicht die Herrichaft, jo droht wiederum eine andere 
Gefahr. Pisher ergänzt die Reichsbank ihren Bedarf an höheren Beamten 
fait durchaus aus Leuten, die fie jelbit berangebildet bat. Werliert fie ihre 
Sonderftellung gegenüber der Bureaufratie, jo fann es jehr wohl vorfommen, 
daß politische böbere Beamte ohne Bankſchulung, entlaffene Geheimräte, 
möglicherweiie auch Militärs in die Reichsbanf hinein verlegt werden. Dabei 
fann der wohlmeinende Gedanke der Verforgumg jehr zum Schaden der Bank 
wirfen. Selbſt wenn aber nicht folche Gedanken mitwirfen, fünnte es jogar 
vorfommen, dak nach der Verstaatlichung 3. B. die preußifche Steuerverwaltung 
und die Reichsbanf Beamte austauschen. Wie dies auf das Zutrauen des 
Publikums zur Reichsbank wirken würde, bedarf kaum einer Andentung. Daß 
ein großer Teil der offenen Depots, die Ende 1896 2798 Millionen betrugen, 
beim geringsten Argwohn einer Beziehung zwiſchen Meichsbanf und Steuer: 
verwaltung zurücgezogen würde, wäre die nächitliegende Folge. 

Daß zudem, wer einen Verfaſſungskonflikt für jeden Fall der Zukunft 
vermieden zu wiſſen münjcht, die Garantien nicht Teichtherzig aufgeben wird, 
welche die jegige Drganijation der Reichsbank gegen unbefugte Inanspruchnahme 
ihres Kredit3 durch die Verwaltung bietet, veriteht ich vollends von ſelbſt. 

Gar manche achten aber dieſe politische Seite der Frage gering und legen 
mehr Wert darauf, daß bei Verstaatlichung der Reichsbank eine Einheit des 
Banfnotenumlaufs, eine Bejeitigung der Privatnotenbanfen, eine Stärkung des 
Einheitsgedanfens erreicht werden könne. 

Würde dies in der finanziell wirkfamften Weile verjucht, nämlich durch 
baldige Kündigung des Notenprivilegs der Privatnotenbanfen ohne weitere 
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Entjhädigung derjelben, jo würden einige Privatnotenbanfen wohl ſich auf- 
löſen möten, andere vielleicht ohne Notenausgabe forterijtieren fünnen. Ob 
die Schädigung der bisherigen Notenbanken, die den Geſchäftsgewohnheiten Süd— 
deutjchlands und Sachjens ſich durch langjährige Prarıs angepaßt haben, ob 
ferner die — bei Ausdehnung der von Berlin aus geleiteten Reichsbank in 
Süddeutjchland unvermeidlichen — Mißverſtändniſſe zur Stärkung des Reichs— 
gedankens angeſichts der jegigen politijchen Lage beitragen würden, iſt mindejtens 
jo zweifelhaft, wie die Schädigung der bayerischen Finanzen bei Bejeitigung 
der Bayerijchen Notenbank jicher jein würde. 

Will man aber die Verjtaatlihung der Reichsbank und die Vereinheit- 
fichung des Notenbanfwejens derart durchführen, daß das Reich die Aktien der 
PBrivatnotenbanfen anfauft und deren Betrieb ohne weiteres übernimmt, jo 
werden Gelder durch Anleihe aufzubringen jein, die ſich feineswegs jo glänzend 
wie die auf Ankauf der bisherigen Neichsbanf verwendete Summe verzinjen 
können. Die ejamteinnahine des Reichs aus dem Bankweſen wird dann 
ſtark geichmälert werden. Denn die meijten Brivatnotenbanfen ventieren feines: 
wegs glänzend. 

3) Bisher wurde vorausgejegt, dab bei Berjtaatlihung der Reichsbank 
feine Einmiſchung in deren Gejchäftsgebahrung und Kreditgewährung jeitens 
irgend welcher politijch einflußreicher Sonderinterejjen beabjichtigt wırd. Es 
giebt aber jehr eifrige Anhänger der Verjtaatlihung, welche hoffen, daß gegen- 
über der verjtaatlichten Neichsbanf ein parlamentarigcher Drud ausgeübt werden 
fönne, um fie zu größerer Pflege des landwirthichaftlichen Kredit zu veran- 
lafjen. Landwirtichaftliche Wortführer, welche 1889 die Verftaatlihung em- 
pfahlen, betonten allerdings damals, daß jie mehr das fisfalijche Moment 
al3 wirtjchaftspolitiiche Gefichtspunfte im Auge hätten. Seitdem ijt aber m 
der Neichstagsfigung vom 24. März 1896, als es jih um die Forderung 
eines ermäßigten Lombardzinsjages für landjchaftlihe Pfandbriefe handelte, 
von Hrn. v. Kardorff der agrarische Standpunkt in der Berjtaatlichungspolitif 
offen zugejtanden worden. Hr. v. Kardorff jchloß jeine Rede wörtlich: „Wer 
noch bezweifelt unter den Landwirten, daß die Reichsbank einmal verjtaatlicht 
- werden muß, der wird außer Zweifel jein, was der emdliche Erfolg jein muß 
bei einer jolchen Haltung gegenüber der Landwirtichaft.” Die Haltung der 
Reichsbank, welche angegriffen wurde, bejtand darin, daß jie aus bankpolitiichen, 
vom Neichsbankpräfidenten eingehend dargelegten Gründen jich weigerte, land» 
Schaftliche Pjandbriefe '/,; Prozent unter dem normalen Zinsjag zu lombardieren. 
E3 muß aljo hiernach die Hoffnung bei den landwirtjchaftlichen Führern vor: 
handen jein, daß 3. B. auf die Zinsjäge und die Würdigung der von der 
Reichsbank zu nehmenden Sicherheiten die Neich$tagsmajorität gegenüber einer 
rein ftaatlichen Banf mehr Einfluß gewinnen werde. Denn jonjt wäre es 
ſinnlos gewejen, die Verftaatlichungsfrage mit der des Lombardzinsfußes in 
Verbindung zu jeßen. 

Allerdings ift zuzugeben, daß es gelegentlich der Verlängerung des Privi- 
legs Aufgabe der Reichsbankverwaltung jein wird, nachzumeijen, ob innerhalb 
der für eine Notenbank möglichen Grenzen jo viel an Entgegenfommen gegen: 
über den Landwirten geübt worden iſt, als möglich war. Die Gefahr ijt jedoch), 
dab das Entgegenfommen, wenn die Reichsbank von der Parteien Gunjt ab- 
hängig wird, auch weiter getrieben wird, als es die Technif des Zettelbank— 
betriebes und die Fürſorge für die ftete Einlösbarfeit der Banknoten zuläßt. 

Man wendet wohl hiegegen ein, vom deutjchen Beamtenthum jei eine 


Der Streit um die Verftaatlihung der Neichsbant. 179 


Nachgiebigfeit bedenklicher Art gegen unberechtigte agrarijche Anjprüche, die 
an die Reichsbank geftellt wurden, nicht zu erwarten. Es J allerdings ſehr wohl 
u hoffen, daß wir eine Einmiſchung zu Gunſten einzelner, freditunmwürdiger 
—— nicht zu fürchten haben, daß alſo italieniſche Erfahrungen uns 
erſpart bleiben werden. Es iſt ferner durch das Bankgeſetz dafür geſorgt, daß 
Hypothekengeſchäfte ſchlechterdings nicht von der Reichsbank gemacht werden 
dürfen. Sind wir denn aber ſicher, daß in aller Zukunft nach Verſtaatlichung 
der Reichsbanf die Regierungen — wenn Reichstagsmehrheiten jich darüber aus: 
jprechen, welche Zombardpfänder, welche Wechſel zu beleihen jind, welcher 
Disfontojah zu erheben ijt — ſolchem Drängen Widerjtand leiſten werden? 
E3 gibt eine Menge Fälle, in denen nicht mathematijch bewiejen werden fann, 
ob eine Neuerung jchädlich wirfen wird, die Vorjicht aber von Experimenten 
jolange abhält, wie die Regierung ohne politijche Rüdjichten entjcheiden kann. 
Die verbündeten Regierungen wollten 1896 anfänglich nicht das gejegliche Ber: 
bot des Öetreideterminhandel® ausjprechen. Gegenüber der Reichstagsmehrheit 
änderten die Regierungen ihre urjprüngliche Stellungnahme. Werden die Maß— 
nahmen der Bankpolitif politiiche Fragen, ſo kann es, ohne daß damit ein 
Mißtrauen gegen die jetzige Regierung geäußert werden ſoll, ſehr wohl vor— 
kommen, dab Nüdjichten auf PBarlamentsmehrheiten mehr als bisher für Die 
Gebahrung der Reichsbant Einfluß gewinnen. Wo die Führer der Parlaments: 
mebrheit — wie in England — eventuell die Minifterpojten übernehmen müſſen, 
wirft bei den politijchen Führern das Gefühl der drohenden Verantwortung 
mäßigend. Trotzdem verjtaatlichen aus Furcht vor Parteieinflüffen die Eng» 
länder ihre Zentralnotenbank nicht. Biel ernjter wäre die Gefahr bei ung, wo 
die Führer einer Majorität, welche Erperimente durchjegt, nicht verantwortlich 
find und die verantwortlichen Miniſter jich wiederum durch die vielföpfige 
Majorität deden fünnen. Es dient nur dem Anjehen des Parlamentarismus In 
Deutjchland, wenn die Einmijchung der Interejjenpolitif von der Reichsbank 
möglichjt jerngehalten und gerade angejichts der gegemvärtigen Strömungen 
die — S der Reichsbank vermieden wird. 

4) Es gibt noch eine legte Gruppe, welche mit bejonderer Lebhaftigkeit ſeit 
lange bie Verſtaatlichung der Reichsbank gefordert hat, das jind die Doppel- 
währungsmänner. Der jegige Präjident der Reichsbank hat mit Zähigfeit 
und Energie den Wünjchen der Doppelwährungsmänner Widerjtand geleijtet. 
Die Reichsbank hat zur Aufrechterhaltung und Fortbildung unjerer Goldvaluta 
in den legten zehn ri eifrig mitgewirkt. Es ift fraglich, ob ein bimetalli- 
ſtiſcher Bankpräſident jehr viel anders hätte handeln fünnen. Es it gerade 
jegt die Erfüllung des Traums der internationalen Doppelwährung weiter denn 
je binausgerüdt. Immerhin wird die Doppelwährungsagitätion auch in Zus 
funft faum in Deutjchland verjchwinden. Es iſt vom Standpunkte der Doppel- 
währungsfreunde begreiflih, dab fie lieber einen der Ihrigen, jtatt einen 
Goldwährungsmann, an der Spige der NReichsbanf jehen möchten. Die Aus— 
jicht dies zu erreichen, ift um jo mehr gegeben, je mehr die Reichsbank vom 
Neichstage abhängig wird. Die Abhängigkeit der Neichsbanf wird durch Die 
Verjtaatlihung verftärft. Wer die Beunruhigung durch Währungserperimente 
dem deutjchen Erwerböleben eriparen will, wird den Verjtaatlihungsgedanfen 
gegenwärtig noch immer bedenklich finden. Früher — gelegentlich des 
Berjtaatlihungsfeldzugs von 1889 — verhüllten die Bimetalliften die währ- 
ungspolitijche Bedeutung der Maßregel und betonten vor allem das Finanz— 
interejje des Reichs an den durch die Verftaatlichung zu gewinnenden Mehr: 
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einnahmen. Dr. Arendt jchrieb am 7. November 1889 im „Deutſchen 
Wochenblatt: „Mit dem Bimetallismus vollends hat die Bankfrage nicht den 
geringften Zuſammenhang; daß viele Gegner der Goldwährung die Verftaat- 
lichung der Reichsbank anftreben, hat jeinen Grund einfach darin, daß fie Die 
Goldwährung befämpfen, weil diefe die Uebermacht des mobilen Kapital ver- 
ſtärkt.“ Seitdem haben Hr. v. Kardorff, und Graf v. Mirbach und zwar in der 
Reichstagsiigung vom 26. März 1895 deutlicher ausgefprochen, weßhalb fie 
als Bimetalliiten gegenwärtig fich jo eifrig für Verftaatlichung der Neichsbant 
interejfiren. Graf v. Mirbach beflagte, der gegenwärtige Neichsbankpräfident laſſe 
in der Währungsfrage die gebotene Neutralität vermiffen. Herr v. Kardorff 
gejtand offen ein, dab jeine Stellung zur Frage der PVerftaatlihung dadurd) 
beeinflußt werde, daß der jetzige Neichsbankpräfident Dr. Koch dem Silber 
weniger günftig gefinnt ſei als jein Vorgänger v. Dechend. v. Kardorff 
nahm 1895 an, daß in währungspolitifcher Hinjicht Dr. Koch fich zum Reich: 
ichagfefretär in Gegenſatz befinde, und jchloß wörtlich: „Und das führt mich 
darauf Hin, daß es vielleicht nützlich jein fünnte, die Reichsbank zu verſtaat— 
lichen und daß, namentlich jorweit agrariſche Intereffen in Betracht kommen, es 
vielfeicht nüßlich jein wird, bei den nächiten Reichstagstwahlen jeden Kandidaten 
die Frage vorzulegen: Wie ftehft Dur zur Frage der Verftaatlichung der 
Reichsbank?“ Hierzu fügte jpäter Herr v. Kardorff die Bemerkung, er jei für 
Berjtaatlihung, da der Neichsbantpräfident in jeinem gegenwärtigen Verhältnis 
einem Verkehr mit der haute finance immerzu ausgejeßt jei. Die haute finance 
halte jehr ftreng an der Goldwährung feſt und werde auf Leben und Tod für 
die Goldwährung fümpfen. 

Diefe Ausführungen klären einen jonft ſchwer verjtändlichen Widerjpruch 
auf. Diejer Widerjpruch liegt darin, daß dieſelben bimetalliſtiſch-agrariſchen 
Politiker, welche in Fragen der Branntwein- und AZucerbeftenerung durchaus 
nicht fiskaliſch gejinnt find, überaus warm für die fisfalische Bereicherung ein- 
treten, — die — ihrer Meinung nach ohne Gefährdung der Grundlagen unjeres 
gejchäftlichen Kredits und Zahlungsverfehrs — bei Verftaatlichung der Reichs- 
banf erzielt werden fünne, ja daß jie geradezu eine Verjchleuderung öffentlicher 
Einnahmen darin jehen, daß das Neich bisher auf die Verftaatlichung ver: 
zichtet habe. Die Anhänger der beitehenden Währung fünnen nur dankbar 
jein, daß bimetalliftijche Führer e8 offen ausgejprochen haben, daß fie außer 
fisfalijchen Vorteilen jich noch etwas anderes, was ihnen beſonders am Herzen 
liegt, von der Berjtaatlichung der Reichsbank veriprechen. 


Ueberbliden wir die Argumente für und wider Verjtaatlihung, To zeiat 
ich als alleiniger Vorteil der Verftaatlichung vom Standpunkt der Gejamt: 
heit die — übrigens nicht jichere — Ausficht auf einige Millionen Mehrein: 
nahme. Es wurde verjucht nachzuweiſen, daß diefes nur durch Verſchlechter— 
ung der jegigen Verfaſſung und unter Gefährdung des Geſchäftslebens — 
wahrjcheinlich auch unter Gefährdung unſeres politiichen Lebens — zu 
erfaufen wäre. 
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Gewiß ift bei Verlängerung des Reichsbankprivilegs der Zeitpunkt, Wünjche 
des Erwerbslebens auf Reformen des Notenbankweienz geltend zu machen.’) 
Es joll gar nicht beftritten werden, das in manchen Einzelheiten Reformen 
möglich jind. Darüber mögen Sachverjtändige befragt werden, die im 
Ermwerbsleben jtehen und mit der Reichsbank zu arbeiten haben. Zweck 
meiner Ausführungen war nicht, diefe Neformen zu befämpfen oder im ein— 
zelnen dafür Vorjchläge zu machen, jondern davor eindringlich zu warnen, 
daß man etwa die Verfafjung der Reichsbank — dem Schlagworte der Ver— 
jtaatlichung folgend — verichlechtert. Die Zeit, in der Geift und Mut dazır 
gehörte, gegenüber dem Manchejtertum die Ausdehnung der Staatsthätigfeit 
zu rechtfertigen, it in Deutjchland vorüber. Jetzt it es ein Schlagwort ge: 
worden, nach BVerftaatlihung irgend welcher Einrichtungen zu rufen. Auf 
die verwidelten Fragen der Fatenbanfberiaffumg angewendet führt das Schlag— 
wort der Verftaatlichung zu Verirrungen, mindejtens zu ernften Gefahren. Ein 
franzöfiicher Staatsmann äußerte kürzlich: ein Experimentieren mit der Bank: 
verfajjung bedeute leicht ein Rütteln an den Fundamenten des Kredits des 
Vaterlandes. Selbjt wenn wir für Deutjchland die Sache nicht jo tragijch 
nehmen, müſſen wir jedenfall3 betonen: Die Verftaatlichung der Neichsbant 
wäre gegenwärtig ein Schritt weiter auf dem Wege der Bolitif der Sonder- 
interefjen. Dieje aber führt nicht zur Erhaltung, jondern zur Zerſetzung 
Deutjchlands 





Vorſchläge, auf Abänderung des Syſtems der Noteniteuer bezw. auf Vergrößerung 
des Stammfapitals der Reichsbanf gerichtet, find z. B. erörtert von K. Helfferich im 
Schanz’shen Finanzarchiv 1896, S. 520 ff., ferner im Handelsteil der Frankfurter Zeitung 
im November 1897. Andere Vorichläge vgl. bei G. H. Kämmerer, a. a. D._jomwie in 
meinem 1888 erichienenen Bud: Geſch. und Kritik des deutichen Banfgeiehes, S. 319 ff. 
Bol. auch Ad. Wagner in Schönbergs Handbuch d. politischen Tefonomie. 4. Aufl. 1896 
Tübingen, ©. 583. 
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Würden künftig jährlih 14'/ Millionen Marl Reingewinn ı 


1. nad) dem bisherigen Verteilungsmodus : 
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Bes im |; 07, nor || Petra 
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°o l Ri A M | N 
3 62 6 '/s 183 75 977046 | 80 
5 61 6,:0 188 70 1074046 | — 
87 6,30 189 = 1078125 | 38 
#3 | 87 3,— 150 — 304 823 | 73 
wu 6— 180 — 896 253 | — 
50 ' 07 6,°/s 200 — 1299 295 10 
5715 7,03 211 50 1 532153 | 74 
| S0 6,2 187 50 1052099 | 62 
8 | 70 6,25 187 50 1048 170 | 95 
| 44 6,4 187 20 1041435 | 86 
9 | 30 5,20 158 70 474 214 | 42 
| 73 3 6% 186 >= 1021616 72 
130 | 27 5,40 162 — 540 933 76 
27 | 82 7— 210 — 1500048 | 77 
2 | 42 8, 264 s0| 3068154 | 59 
3 | 88 7,55 226 50 997 090 | 56 
331 | 80 6,38 191 40 — = 
131 | 13 7,53 225 90 - — 
BE 68 |! 17 | — 
254 84 5, 176 40 — — 
62 | 91 7, 225 kerz = 8% 


87 82 186,05 
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205 45 | 94.0 
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2 846 15 | 16908418 


r 189 74 
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er Gewinn der Privaten der Reihhsanteil 


4 4 200 000 MM — 
„ 3000 000 „ 3000 000 
„1075 000 3 225 000 


“A 8275 000 % 6225 000 


: # 4050 000 — bleibt dem Reich M 10 450 000 
_„ 4500 000 — _, »__„ 10 000 000 


a: % 4225000, besiv. im vsalle b: M. 3 775 000. 


das Etatsjabr des Reichs enwärtig vom 1. April bis 
J — Ur von der Reihebant Besablten Notenftener 


In den Jahren 1876—1896 wurden ge 
zahlt: 
a Aus dem Reingewinn: 
an den Reiervefunds . .# 17 905 509, — 
. an die Anteilseigner . „163 266 187.82 
. an das Neid) . „71437 199.22 


[ee — 


I) Aus dem Bruttogewinn: 

1. an das Neich für Noten- 

tete 2 2 2 Al 1488 806 34 
2. an den Preußiichen Staat 

gemäß $ 6 des Vertrages 

vom 17./18. Mai 1875 

21 x MM 1865730 —= „ 39 180 330.— 
3. an die Kommunen für 

Stenern und Abgaben*; „ 8122 181.— 
mithin zuſammen an 

Reich, Preußiichen Staat und Kommunen 

a: 51,8 9: 
me 120 175 516,56. 


* Int Iabre 1896 wurden ar teuer und Ab⸗ 

gaben au die Kommunen gezahlt: 
WE. 527065. —. 

Die bisher nicht veröffentlichten Ziffern ber. die 
von der Reichsbank bezahlten Kommunglſteuern und 
See wurden auf Anfrage dem Werfaffer vom 
Rehsbankdirektorkm mitgeteilt. 
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Die äffentlichrechtliche Derjährung 
nad 


den Abgabengeſetzen des Deutichen Reiches 


von 


Dr. Albredt Hofmann, Aſſeſſor in Dresden. 


Einleitung. 


Sp umfänglich unfere Litteratur der Reichsfinanzwiſſenſchaft it und 
jo werthvolle Arbeiten über diejenigen Theile unſeres Reichsfinanzrechtes 
vorhanden find, die ein allgemeines jtaatsrechtliches Intereſſe in Anfpruch 
nehmen, fo jehr gebricht e8 noch an einer mwiljenjchaftlichen Einzelbearbeitung 
desjenigen Gebietes des Neichsfinanzrechtes, das fich entiprechend der im 
bürgerlichen Rechte jtehend gewordenen Eintheilung al® der allgemeine Theil 
des öffentlichen Forderungsrechtes bezeichnen läßt. Der Grund hiervon ift 
offenfichtlih. Unſere Reichsfinanzgeſetzgebung, ſoweit auch ihre Wurzeln über 
die Anfänge des Neiches in die Finanzgefeggebung jeiner Einzelglieder zurück 
reichen, ijt noch jung, und die finanz- und volf3wirthichaftlichen Bedürfnifie, 
deren Befriedigung dem Gejetgeber ohnehin faum zu bewältigende Schwierig: 
feiten finanztechnifcher und politifcher Art boten und noch immer bieten, haben 
die gefeßgebenden Faktoren bisher jo ausfchließlih in Anfpruch genommen, 
daß gegenüber dieſen finanzpolitiichen Sorgen die Anregung zu einer ein- 
gehenden gefeglihen Normirung allgemeiner Rechtsbegriffe nothivendig einen 
doftrinären Beigefhmad hätte an fi tragen ‚müfjen. Der Mangel gejeglicher 
Normen aber und der Umſtand, daß die Finanzverwaltung, wenn nicht etwa ein 
Strafprozeß wegen Gefälleübertretung einen Einblid in fie gewinnen läßt, ab- 
ſeits jtehend von der Deffentlichfeit des Gerichtsjaales fich den Augen des 
Berufsjuriften fajt vollftändig entzieht; vielleicht auch die Erwägung, daß das 
auf dem Gebiete der Verwaltung herrichende freie Ermejjen uneingeengt durch 
die Rechtskraft des richterlihen Spruches eine wiljenjchaftliche Durcharbeitung 
nicht Lohne; endlich aber der verhängnigvolle Irrthum, der die privatrechtlichen 
Rechtsinftitute und Rechtsbegriffe ohne weiteres auf das Gebiet des Abgaben: 
rechtes übertragen zu können glaubte, hat auch die Willenfchaft bisher mit 
wenigen Ausnahmen von einer Behandlung der allgemeinen Nechtsbegriffe des 
Abgabenrechtes abgehalten. Und doch bietet auch dieſer Theil des Finanz— 
rechtes auch der rein twiljenfchaftlichen Betrachtung nicht wenige interefjante 
Seiten dar, und jelbjt das praftiiche Interejje mangelt da nicht, wo es ſich 
darum Handelt, die Grenzlinien zu bejtimmen, die dem Rechte des Staates 
zu fordern an den rechtlich anerkannten Intereſſen des Individuums eine 
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Schranke jegen. Hier ift alsdann auch für das freie Ermejjen der Verwaltung 
fein Raum, und wenn auch das Korreftiv des Nichterfpruches fehlt, iſt Die 
Verwaltung bier doch an eine ftrifte Auslegung des Geſetzes gebunden, und 
fie wird, gerade weil bier alles in die unfontrofirte Gewiljenhaftigkeit der 
Behörde gelegt it, e8 mur dankbar begrüßen, wenn die Wiljenjchaft von einem 
objektiven Standpunkte aus den mur angedeuteten Gedanken des Geſetzgebers 
entwidelt, wo Widerfprüche und Yücen ſich zeigen, diefe aufdedt und, wie jie 
ihren Stoff von der Gefeggebung empfängt, der künftigen Gejeggebung durch 
die Ergebnifje ihrer Forſchung die Wege weift. 

Ein Abjchnitt aus diefem allgemeinen Teile des öffentlichen echtes ift 
die Verjährung. Auf dem Boden des Neichsabgabenrechtes ift eine bunte 
Manichfaltigkeit von Anfprüchen erwachſen: neben den eigentlichen Abgaben: 
forderungen (dem Zolle, der Salz, Brau-, Branntwein-, Tabak, und Zucker— 
fteuer, dem Wechjel: und Spielfartenftempel und den übrigen Reichsſtempel— 
abgaben) die Gebührenforderungen, insbefondere die jtatiftiiche Gebühr, und 
9— der Seite des Abgabenpflichtigen Erſtattungs- und Vergütungsanſprüche 
der verſchiedenſten Art. Es fragt ſich, ob alle dieſe Anſpruͤche auch zeitlich 
unbegrenzt ſollen geltend gemacht werden dürfen, oder ob nicht gewichtige 
Gründe dafür ſprechen, ihre Geltendmachung an eine zeitliche Schranke zu 
binden. Das bürgerliche Recht hat die Anſpruchsverjährung faſt ausnahmlos 
anerkannt, und es hat ſich dabei leiten laſſen einmal von der tief im menſch— 
lichen Gemüthe ruhenden Anſchauung, daß ein Zuſtand, der lange beſtanden 
bat, uns blos deswegen, weil er beſtanden hat, als etwas Feſtes, Unumftöß- 
liches ericheint, und weiter von der Thatiache, daß die Zeit nicht nur heiligt, 
jondern auch verdunfelt, daß es danach im Intereſſe der Rechtsſicherheit Liegt, 
wenn nach einer gewiſſen Zeit die rechtliche Anerkennung des beftehenden Zu: 
ſtandes an die Stelle des durch die Länge der Zeit zweifelhaft und unbeweisbar 
gewordenen Rechtes tritt.') Dieje Erwägungen haben nneingejchränfte Geltung 
auch für das Gebiet des öffentlichen Mbgabenrechtee. Zu dem Momente der 
Nechtzficherheit tritt aber, wenigjtens bei den indireften Abgaben, noch ein 
neues wichtiges Moment, das der Verkehrsſicherheit. Der Steuerpflichtige 
bei der indireften Abgabe iſt regelmäßig der Gewerbetreibende, der die Waare, 
auf der die Abgabe laftet, nicht behält, jondern weiter veräußert, der bei der 
Kalkulation des Preijes der Waare demnach die Abgabe, die auf ihr ruht, 
berüdjichtigen muß und insbejondere bei einer gewiſſen Höhe des Zolles die 
Waare mit Vortheil vom Auslande zu beziehen nicht mehr im Stande ift; 
oder er jteht, wie der Kommijjionär, der Spediteur und der Frachtführer, 
überhaupt nur in einer vorübergehenden Beziehung zu der ihm fremden Waare. 


Dal. Windfheid, Lehrbuch des Bandeftenrechtes Band IS 105. Die Motive zum 
Entwurfe eines Bürgerlichen Gefeßbuches f. d. D. R. Band I Seite 291 betonen insbe: 
fondere den letzteren Punkt: Anforderungen, die jih auf lange verfchwiegene, in der Ver: 
gangenbeit vielleicht weit zurüdliegende Thatſachen ſtühen, iind der Negel nach innerlich 
unbegründet oder bereits erledigt. ‚in der Verjährung ſoll den Berpflichteten ein Schuß: 
mittel gegeben werden, jich gegen ſolche voraussichtlich unberechtigte Anfprüche ohne ein 
Eingehen auf die Sache zu vertbeidigen. „Geſchieht im einzelnen Falle der materiellen 
Gerechtigkeit Eintrag, gebt der Berechtigte jeines mohlbegründeten Anſpruchs verluftig, fo 
ift dies ein Opfer, das der Vetroffene dem Gemeinmwohle bringen muß. Gegenüber der 
bebarrlichen Nichtbethätigung des Anipruchs, ohne die die Verjährung nicht möglich, und 
dem daraus abzuleitenden geringen Intereſſe des Berechtigten an dem Inhalte des Anſpruchs 
mird diejes Opfer faum als folches angeiehen werden können, welches bejonders hart em- 
pfunden werben bürfte“, 
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Auch der Geſetzgeber ſelbſt geht regelmäßig") bei der Einführung einer in- 
direften Steuer von der Borausfegung aus, daß fie fchließlih auf den Kon— 
jumenten abgewälzt wird. Soll alſo der Gewerbetreibende, dejjen Rüdgriffs- 
recht gegen * Kunden ſelbſt in der Regel an eine kurze Verjährungsfriſt 
gebunden ift, nicht zu einem vom Gejeßgeber felbit nicht gewollten Schaden 
fommen, jo muß er wenigjtes von einem bejtimmten Zeitpunkte ab vor jeder 
Nachforderung gefichert fein, und wenn er fi) auch Nachforderungen innerhalb 
der Verjährungsfriſt gefallen laſſen muß, fich wenigſtens möglichit früh in die 
Lage verjeßt jehen, jeinen Gejchäftsbetrieb fünftig ohne die Gefahr weiterer 
Berlufte anders einzurichten. Dieje Erwägungen entjprechen um jo mehr der 
Billigkeit, al3 dem AWbgabenpflichtigen gerade in den Fällen, die zu Nach: 
forderungen den Anlaß geben, wenn nämlich die abgabenpflichtige Waare irr: 
thümlich abgabenfrei oder doch gegen einen geringeren als den richtigen Tarif- 
ja abgefertigt worden ift, ein Einfluß auf die Feſtſetzung der Verwaltungs: 
behörde nicht zufteht, da die Feitfegung zu feinen Gunſten iſt, es einer etwaigen 
Beichwerde alfo an dem gravamen litis fehlen würde. — Für den Srundlat 
der Verjährbarkeit der Erjtattungsanfprüche des Abgabenjchuldners aber jpricht 
außer den angegebenen allgemeinen Gründen noch der, daß es im Intereſſe 
einer geordneten Verwaltung liegen muß, die Anfprüche aus einer bejtimmten 
Zeit auch nach einer bejtimmten Zeit erledigt zu haben.?) 

Die Abgabengejege des Reiches haben denn auch von Fall zu Fall die 
Berjährbarfeit der Gefälleforderungen und der Erjtattungsanfprüche anerfannt. 
Freilich, jie enthalten auch nicht viel mehr als die Anerkennung des Prinzipes 
und auch diefe nicht einmal für alle Anfprüche. Für die Praxis, der die An— 
wendung des Prinzipes obliegt, ergeben fich hieraus eine Reihe erheblicher 
und zum Theile nicht leicht zu Löjender Zweifelsfragen. Ihre Beantwortung 
auf ſyſtematiſcher Grundlage joll hier verjucht werden. Zunächſt bedarf es 
hierzu aber einer Erörterung darüber, inwieweit die reichsrechtlichen Geſetzes— 
beftimmungen der Ergänzung fähig und woher diefe Ergänzungen zu ſchöpfen find. 


$ 1. Das objektive Recht. 


I. Eine Zufammenftellung der wenigen in den Abgabengefegen enthalte: 
nen Berjährungsrechtsfäße, die übrigens, troßdem fie augenjcheinlich einander 
nachgebildet find, in einzelnen beachtenswerthen Punkten von einander ab- 
weichen, zeigt auf den erjten Blick, wie unvollftändig der Gejeßgeber die Materie 
der Verjährung geregelt hat, umd im welchen Nichtungen die folgenden Er- 
örterungen fich daher hauptjächlich zu bewegen haben werden. 

1. Das Bundesgefeg vom 12. Oftober 1867, betreffend die Erhebung 
einer Abgabe von Salz (Bundesgejepblatt 1867 Seite 41 ff.) hat die Trage 
der Verjährung vollftändig übergangen. Es enthält in diefer Richtung auch 
feine irgend welche Verweiſung auf andere Geſetze. 

- 2. In dem jet im gejammten Neichsgebiete geltenden Gejege vom 
10. Juni 1869, betreffend die Wechjelftempeliteuer im Norddeutjchen Bunde 
(Bundesgejegblatt 1869 Seite 193 ff.) ift nur von der Verjährung der Wechjel- 


) Unter unjeren Reicheitenern tft dies nur bei der Brenniteuer und der Juderbetriebs 
iteuer nicht der Fall. Sie follen zu Guniten der Konkurrenzfähigkeit der kleineren Betriebe 
ven großen Betrieb als ſolchen treffen. 

) So für das bayerische Recht Mar v. Seydel, Bayer. Staatsrecht 2. Aufl. II S. 372, 
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ftempelhinterziehungen die Rede. Die fie betreffenden 88 17 und 15 feien, 
da auf fie zurüdzufommen ift, hier wiedergegeben. 

($ 17.) Wechjelitempel: ei ($ 15) verjähren in fünf 
Jahren, von dem Tage der Ausſtellung des Wechjels an gerechnet. Die 
Verjährung wird durch jede auf Verfolgung der Hinterziehung gegen den 
Angefchuldigten gerichtete amtliche Handlung unterbrochen. 

($ 15.) Die Nichterfüllung der Berpflichtung zur Entrichtung der 
Stempelabgabe wird mit einer Geldbuße beftraft, die dem fünfgigfadjen 
Betrage der hinterzogenen Abgabe gleichlommt. 

3. it am eingehendften regelt die Verjährung das Vereinszollgefeg vom 
. Juli 1869 (Bundesgefegblatt 1869 S. 317 ff). Es bejtimmt in 

($ 15.) Alle Forderungen und Nachforderungen von Bollgefällen, des— 
gleichen die Ansprüche auf Erjag wegen zuviel oder zur Ungebühr ent- 
richteter Gefälle verjähren binnen Jahresfrift von dem Tage an gerechnet, 
an welchem die Waare in den freien Verkehr gefegt oder an welchem der Zoll 
für die auf Privatfreditlager abgefertigten Waaren fejtgeftellt oder die Ab— 
fertigung auf Begleitichein II erfolgt ıft. Auf das Regreßverhältniß des 

Staates gegen die Zollbeamten und auf Nachzahlung Hinterzogener (de: 
fraudirter) Gefälle findet dieſe abgefürzte Berjährungefrit feine Anwendung. 

($ 164.) Die Vergehen der Stontrebande und der Defraudation ($$ 134 
und 135) verjähren in drei Jahren... von dem Tage an gerechnet, an 
welchem fie begangen find. 
got Der Anſpruch auf Nachzahlung defraudirter Gefälle verjährt in fünf 

ahren. 

4. Die Berjährungsbeftimmungen des Reichsgeſetzes vom 31. Mai 1872 
Den Erhebung der Braufteuer Reichsgeſetzblatt 1872 ©. 153 ff.) find ent- 
alten in 

($ 8) Alle Forderungen und Nachforderungen von Braufteuer, des- 
gleichen die Anfprüche * Erſatz wegen zuviel oder zur Ungebühr ent— 
richteter Steuer verjähren binnen Jahresfriſt, von dem Tage des Eintrittes 
der Zahlungsverpflichtung beziehungsweiſe der Zahlung an gerechnet. 

Auf das Regreßverhältniß u. w. (wie Satz 2 des 8 15 des Vereins- 
zollgejeßes). 

($ 40.) Die Strafverfolgung von Defraudationen gegen die Brau- 
fteuer (SS 27 bis 29) verjährt in drei Jahren... von dem Tage an ge: 
rechnet, an welchem jie begangen find. 
deh Der Anſpruch auf Nachzahlung defraudirter Gefälle erliſcht im drei 

ahren. 

5. Das Neichdgeje vom 3. Juli 1878 betreffend den Spielfartenftempel 
(Neichsgefeßblatt 1878 Seite 133 ff.) beſchränkt ſich auf die Beitimmung in 

($ 20.) Die Strafverfolgung von Zumiderhandlungen gegen die Sur. 
Ichriften über den Spielfartenftempel jowie der Anspruch auf Nachzahlung 
der hinterzogenen Abgaben verjährt in drei Jahren. 

6. Der von der Verjährung der Tabadjteuer handelnde $ 29 des Reichs- 
gejeges vom 16. Juli 1879, betreffend die Beſteuerung des Tabads Reichs— 
gejegblatt 1879, Seite 245 ff.) ftimmt mit 8 8 des VBraufteuergefeges und 
der die Verjährung der defraudirten Tabadfteuer betreffende $ 45 mit 8 40 
des Brauftenergefeges bis auf das jtatt Brauftener gebrauchte Wort Tabad- 
jteuer wörtlich überein. 

7. Die Verjährung der ftatiftiichen Gebühr hat in dem von ihr handelnden 


— 
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Reichsgeſetze vom 20. Juli 1879, betreffend die Statiftit des Waarenverlehrs 
des deutfchen Zollgebietes mit dem Auslande (Reichsgejegblatt 1879 ©. 261 ff.) 
feine Regelung erfahren. Die Verweifung in $ 17 auf die Zollgefege bezieht 
ſich ausschließlich auf das Strafverfahren und $ 15 lediglich * die für die 
Kontrolirung der Zölle beſtehenden Vorſchriften. 

8. Das Neichsgefe vom 24. Juni 1887, betreffend die Beſteuerung des 
Branntweins in der Faſſung des —7 vom 16. Juni 1895 Reichsgeſetz 
blatt 1887 Seite 253 ff., 1895 Seite 276 ff.) trifft bezüglich der Branntwein- 
verbrauchsabgabe und der Brennftener ($ 43a vgl. 43d) in 

($ 16 Sat 1) wörtlich die gleiche Beltimmung über die Verjährung 
wie 8 8 des Braufteuergefehes. Sab 2 lautet: Der Unfprud auf Nach— 

. aahlung defraudirter Gefälle verjährt in drei Jahren. 

(Abi. 2.) Auf das Regrekverhältniß des Staates gegen die Steuer: 
beamten finden diefe Verjährungsfriften feine Anwendung. 

. 9. Das Bundesgejeg vom 8. Juli 1868, betreffend die Bejteuerung des 
Branntweins in verfchiedenen zum Norddeutichen Bunde gehörenden Staaten 
und Gebietätheilen (Bundesgejegblatt 1868 Seite 384 ff.), dejien Wirkjamfeit 
durch $ 40 des zu 8 genannten Geſetzes auf das geſammte Gebiet der Brannt- 
mweinfteuergemeinjchaft ausgedehnt worden iſt, hat für Die — der 
Maiſchbottich- und Branntweinmaterialſteuer feine Grundſätze aus 8 3 des 
Preußischen Gefeges über die Verjährungsfrijten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 entnommen und bejtimmt danach in 

($ 15.) Zu viel erhobene Gefälle werden zurüdgezahlt, wenn binnen 
Jahresfriſt, vom Tage der Verſteuerung an gerechnet, der Anfpruch auf Er: 
faß angemeldet und begründet wird. Wenn der Anjpruch ganz oder theil- 
weiſe zurückgewieſen wird, jo ift dagegen der Rekurs an die vorgejegte 
Behörde binnen einer Präklufivfrift von ſechs Wochen zuläſſig. Wendet 
9 der Reklamant an eine inkompetente Behörde, ſo hat dieſe das Rekurs— 
geſuch an die kompetente Behörde abzugeben, ohne daß dem Reklamanten 
die Zwiſchenzeit auf die Friſt anzurechnen iſt. 

Zu wenig oder gar nicht erhobene Gefälle können gleichfalls innerhalb 
Jahresfriſt, vom Tage des Eintritts der Zahlungsverpflichtung an gerechnet, 
nachgefordert werden. Nach Ablauf des Jahres iſt jeder Anſpruch — Burüd: 
erftattung oder Nachzahlung der Gefälle beziehungsweile gegen den Staat und 
den Steuerfchuldigen erlofchen. Dem Staate bleiben jedoch jeine Rechte auf 
Schabdenerjaß gegen die Beamten, durch deren Schuld die Gefälle gar nicht oder 
unrichtig erhoben worden, jederzeit vorbehalten, ohne daß die Beamten befugt 
jind, den Steuerfchuldigen wegen Nachzahlung der Gefälle in Anfpruchzu nehmen. 

Bon der Verjährung der defraudirten Abgabe jpricht das Gejeg nicht. 
In $ 68 wird lediglich wegen der Verjährung der Strafen auf dag Zollitraf: 
gejeg verwieſen. 

10. Das Reichsgeſetz, betreffend die Beiteuerung des Zuckers in der 
Faſſung des Gejepes vom 27. Mai 1896 (Reichögefegblatt 1896 ©. 117 ff.) 
wiederholt bezüglich der Verjährung der Zuderjteuer und der Zuckerbetriebs— 
jteuer in $4 vbd. m. $ 69 wörtlich die Beitimmungen des $ 16 de3 Brannt: 
meinftenergefepes vom 24. Juni 1887. 

11. Das Neichögeie vom 27. April 1894, betreffend die Erhebung von 
Reichsſtempelabgaben (Reichögejegblatt 1894 Seite 331 ff.) endlich kennt eine 
Verjährung diefer Abgaben nicht. In $ 36 ift Lediglich hinſichtlich der Ver— 
jährung der Strafverfolgung auf das Mechjelftempelfteuergejeg verwieſen. 
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Wie diefe Ueberſicht ergiebt, ift der Gejeßgeber bei der Normirung der. 
Berjährbarfeit der Forderungen keineswegs gleichmäßig verfahren. Wo er 
fie für die Abgabenforderungen anerkannt hat, ift es vereinzelt mur für Die 
unerhobene Abgabe oder nur für die Hinterzogene Abgabe gefchehen und von 
den Erftattungsanfprüchen erwähnt er nur die Anfprüche wegen zuviel oder 
zu Unrecht erhobener Abgaben. Ueber den Anfangszeitpunft der VBerjährungs- 
frift hat er jehr erhebliche Ameifel gelafjen und die außerordentlich wichtigen 
ragen der Hemmung und der Unterbrechung der Verjährung bat er voll: 
ftändig mit Stillfchweigen übergangen. Auch weiche Wirkung der vollendeten 
Berjährung beizumefjen ift, hat er durchaus nicht in unzweifelhafter Weife er: 
fennen lajjen. Und doch müſſen alle dieſe Rechtsfätze im geltenden Rechte 
vorhanden fein, da ohne fie der Grundſatz der Verjährung der Anfprüche ohne 
allen Sinn wäre. 

Il. Es liegt ungemein nahe, die fehlenden Rechtsſätze demjenigen Rechte: 
gebiete zu entlehnen, das bereit3 ein ausgebildetes Verjährungsrecht bejikt, 
dem bürgerlichen Rechte. Allein wer fich darüber Har geworden ift, daß die 
Schöpfung einer befonderen öffentlichen Rechtsordnung neben der Privatrechts- 
ordnung nicht auf einem bloßen Schematismus beruht, jondern ihren fehr 
praftifchen Grund darin hat, daß die Bejonderheiten der ein öffentlich- oder 
privatrechtliche® Rechtsverhältnig ausmachenden Beziehungen nothwendig eine 
Berichiedenartigfeit der Normen erfordert, wird ohne meiteres zugeben, daß 
jelbjt eine analoge Anmendung von Privatrehtsfäßen im öffentlichen Rechte 
überhaupt nır dann möglich ift, wenn, wie in jedem einzelnen Falle zuvor 
unterfucht werden muß, eine völlige Uebereinftimmung der Borausfegungen 
vorhanden ift.‘) Won einer unmittelbaren Anwendung de3 bürgerlichen Ber: 
jährungsrechtes fann aber demnach nur bei folchen Anſprüchen die Rede fein, 
die der Privatrechtsordnung jelbit angehören, und darüber, ob dies der Fall 
it, herricht von den bier in Betracht fommenden Anfprüchen bezüglich der 
Anfprüche auf Erfaß wegen zuviel oder zur Ungebühr erhobener Abgaben 
allerdings lebhafter Streit. Die Rechtiprechung auf dem Gebiete der partifular- 
rechtlichen Abgabengeiege hat im weſentlichen die privatrechtliche Natur diefer 
Eritattungsansprüche bejaht,?) und das Gleiche hat das Neichsgericht bezüglich 
der Ansprüche auf Erfab wegen zu Unrecht erhobener Reichsabgaben gethan?). 
Auch das Einführungsgeieg zum Deutichen Bürgerlichen Geſetzbuche ſcheint 
ſich auf denjelben Standpunkt zu ftellen, indem es in Artikel 104 bezüglich 
diejer Anfprüche die Kompentenzfrage regelt, ob das bürgerliche Reichsrecht 
oder das Landesrecht Anwendung finden foll. Indeſſen blos theoretifche An: 


Es iſt nicht zu leugnen, dab, wie Mar v. Seydel a. a. ©. Bd. II Seite 684 
bervorhebt, bei der früheren Unflarheit über die Grenzen des Öffentlihen und des privaten 
Rechtes bei den älteren bürgerlichen Gejeßbüchern als im Willen des Geſetzgebers liegend 
angeiehen werden muß, daß die Regelung folcher Rechtseinrichtungen, die auf das bürger— 
lie und öffentliche Recht gleichmäßig anwendbar find, auch für das leßtere Geltung haben 
jolle, und dab zu dieſen gemeinfamen Rechtseinrichtungen die Berjäbrung zu zählen ift. Für 
die Verjäbrung nach dem Heichsabgabenreihte bleibt dies indejlen außer Betracht, da wie unten 
zu III zu zeigen ift, das Landesrecht für die Ergänzung des Reichsredhts überhaupt nicht 
in Frage fommt, und das Deutiche Bürgerliche Geſetzbuch auf dieiem veralteten Standpunkte 
‚zweifellos nicht mehr ſteht. 

”) Dal. bierüber und zum Folgenden W. Gläſſing, das Recht der Nüdforderung im 
Gebiete des deutichen öffentlichen Rechtes in den „Annalen“ 1896 Seite 46 ff., 81 ff., 279 ff. 

*) Entiheidungen des Reichsgerichts in Bivilfachen Band 11 Seite 67 ı Reichsitemvel: 

abgaben betr.) und Reger Unticheidungen Band 12 Seite 105, 
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ſchauungen des Gefehgebers, foweit er nicht praftiiche Folgerungen daraus 
zieht, binden nicht, und die Öffentlichrechtliche Natur diejer Eritattungsanfprüche 
ift in der That nicht zu verfennen. Daß der Anfpruch zunächft, wie W. Gläffing, 
das Recht der Nüdforderung im Gebiete des deutjchen öffentlichen Rechtes‘) 
treffend nachgewiefen hat, nicht privatrechtlicher Natur jein fann, ergibt ſich 
daraus, daß ihm wefentliche Borausjegungen der condietio indebiti und der 
condictio sine causa, unter deren Formel er allein gebracht werden kann, 
mangeln. Denn der Erftattungsanfpruch beruht lediglich auf dem Thatbeitande 
einer Zahlung, die zur Erfüllung einer Abgabenverbindlichfeit bewirkt wurde, 
obwohl eine jolche Verbindlichkeit nicht beitand. Es ift ihm aber weder das 
Moment des Irrthums wie bei der condietio indebiti (D. B. G. B. 55 814, 
812), noch das der Bereicherung wie in beiden Kondiktionsfällen (D. B. ©. 8. 
8 818) wefentlih. Daß das Nücdforderungsrecht vielmehr pofitiv dem öffent: 
lichen Rechte angehört, ergiebt jich daraus, daß das Rechtsverhältniß, deſſen 
eine Seite es darftelkt, öffentlichrechtlicher Natur it. Der Erftattungsanfprucd) 
ift der Revers der Abgabenforderung, und dieje ift, wie von feiner Seite be 
ftritten wird, öffentlichen Rechtes.) Im gegebenen Falle handelt es fich frei- 
(ih um eine ungültige Abgabenforderung; aber auch der ungiltige publiziftiiche 
Anfpruch, d.h. der Anfpruch, der wenn er gültig wäre, dem öffentlichen Rechte 
angehören würde, gehört dem öffentlichen Nechte an, obwohl er ungültig ift. 
Wenn der Staat zu Unrecht eine Abgabe erhoben hat, Liegt ficher mehr als 
ein bloßes Nichts vor: Es ift ein Thatbeitand geichaffen, eine Beziehung zwiſchen 
Staat und Unterthan (im weiteften Sinne) auf Grund des zwiichen ihnen 
beitehenden Gewaltverhältnifjes. Was der in Anfpruch genommene angeblid) 
Abgabenpflichtige zurücfordert, fordert er in gleicher Weile auf Grund des 
bejtehenden Gemwaltverhältniijes zurüd. Es find im beiden Fällen durchaus 
die gleichen Beziehungen, es ift das gleiche Rechtsverhältniß, deijen Bejonderbeit 
die Gewaltunteriworfenheit ift. Daß dieje nicht an Rechtsſätzen gemeſſen werden 
kann, die fich auf das Verhältniß des Einzelnen zum Einzelnen beziehen, jollte 
jih von ſelbſt verftehen. So jcheiden die Rechtsſätze des bürgerlichen Rechtes 
über die Verjährung auch hinjichtlich der Eritattungsanfprüche zur Ergänzung 
des NReichgabgabenrechtes aus. 

III. Hiernächſt fommt in Frage, ob etwa das Landesitaatsrecht geeignet 
ift, in die vorhandene Lücke einzutreten. An partitularrechtlichen Beitimmungen 
über die Verjährung auf dem Gebiete des öffentlichen Abgabenrechtes fehlt es 
nicht. SHerausgehoben feien nur das preußifche Gejeg über die Verjährungs— 
friften bei öffentlichen Abgaben vom 18. Juni 1840 (Gejegfammlung Seite 
140 ff.), das bayeriſche Finanzgeſetz vom 28. Dezember 1831 (Gefegblatt 
Seite 121) und das großherzoglich badische Geſetz über die Verjährung der 
öffentlichen Abgaben vom 21. Juli 1839 (Reg. Blatt Seite 175). 

Für die Reichsabgabengeſetze gilt bezüglich unfrer Frage, was für die Reiche: 
gejege überhaupt gilt. Da nad Artifel 2 der Neichaverfaflung Weichsrecht 
Landesrecht bricht und nach Artikel 4 Ziffer 2 die Zölle umd die für die 

wede des Neiches zu verwendenden Steuern der Reichsgeſetzgebung unter: 
liegen, ift eine Ergänzung der Beitimmungen der Neichsabgabengefege durch 


) A. a. D. Seite 66 ff. 

”) Bezüglich der Kriterien des öffentlichen Nechtes nimmt das Folgende die von Wach, 
Handbuch des deutichen Yivilprozeiies 1885 Band I Seite 86 ff., 93 ff. begründete Anficht 
ge Grundlage. Für das Abgabenrecht it fie ficher zutreffend, während fie in anderen 

eziehungen (Beamtenrecht) einiger Modifikationen bedürfen mwird. 
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Landesrecht nur inſoweit möglich, als das Reichsgeſetz jelbit durch das Landes: 
recht ergänzt fein will; und dies ift dann nicht der Fall, wenn das Geſetz 
erfennen läßt, daß es eine bejtimmte Materie unter Ausjchluß landesrecht— 
licher Beſtimmungen vollftändig Hat vegeln wollen, mag ihm thatfächlich die 
Löfung feiner Aufgabe auch nur unvollfommen gelungen jein. Für unfere 
Materie gibt hier Artikel 35 der Neichsverfafjung den Standpunkt des Ge— 
jeggeberö zu erfennen: „Das Neih ausfchließlich hat die Geſetzgebung 
über das gefammte Bollwejen, über die Beiteuerung des im Bundesgebiete 
gewonnenen Salzes und Tabads, bereiteten Branntweins und Bieres und aus 
Rüben oder anderen inländiichen Erzeugnifjen dargejtellten Zuders und Syrups.“ 
Für die Reichsftempelgefege muß dasjelbe gelten.) Damit ift nicht nur be- 
jtimmt, daß auf dieſen Gebieten die Einzeljtaaten gleihe Abgaben nicht er- 
heben dürfen, fondern auch, daß die gejegliche Regelung der reichgrechtlich 
eingeführten Abgaben unter Ausſchluß ergänzenden Landesrecht nur durch 
die Reichsgeſetzgebung erfolgen fann.?) 

Daß fich die Worte „ausjchlieglih“ und „gefammt“ nicht nur auf die 
ipeziellen Rechtsſätze für die einzelnen Abgabenforderungen beziehen, jondern 
auch auf Rechtsmaterien, die wie die Verjährung allgemeiner Natur find und 
über den Nahmen des einzelnen Abgabengejeges hinaugreichen, ergiebt ſich 
ihon daraus, daß die allgemeinen Grundſätze über die Entjtehung, Veränder— 
ung und den Untergang der Abgabenrechte unmittelbar beftimmend find für 
den Umfang des Anjpruches des Reichs gegen den Gliedjtaat auf den Ertrag 
der Abgabe (Artikel 38 der Reichsverfajjung) und hierüber der Einzeljtaat 
naturgemäß nicht einfeitig beitimmen kann. Nach dem durch Artikel 40 der 
Reichsverfaffung als Reichsrecht rezipirten Artikel 13 des Bollvereinigungs- 
vertrag vom 8. Juli 1867 jind die Einzelftaaten zwar befugt, wenigjtens 
mit bindender Kraft zwiſchen fih und dem Abgabenpflichtigen, wenn jchon 
unbefchadet der Anfprüche des Reiches, „für privative Rechnung“ wie der Aus: 
drud lautet, Bergünftigungen für Gewerbetreibende hinfichtlich der Zollentrichtung 
einzuführen, es iſt diefe Befugniß auch von einigen hier nicht in Betracht 
fommenden Ausnahmen abgejehen, nach feiner Richtung hin eingejchränft 
worden;?) indefjen ift Hier ſicher an erleichternde Rechtsſätze für Inſtitute jo 
allgemeiner Natur wie das der Verjährung nicht gedacht worden, und jeden- 
falla haben die Einzelftaaten in dieſer Richtung feine irgend welchen Bejtim- 
mungen getroffen. 

Ausnahmslos gilt indejjen der aufgeftellte Grundjag über den Ausschluß 
des ergänzenden Landesrechtes für das Verjährungsrecht doch nicht. Eine 
eigenthümliche Ausnahme folgt für das Salziteuergejeg aus der Bejonderheit 


) So bezüglich des Wechielitenipelfteuergefeges: Enticheidung des Obertribunals Berlin 
vom 9. April 1873, Oppenboff, Rechtſprechung des Obertribunals XIV, 269. 

P Vgl. Laband, das Staatsrecht des deuichen Reiches Band I $ 59 Seite 594 
(3. Aufl.) „Auf diefen Gebieten find geieglihe Vorjchriften der Einzelftaaten unftatthaft und 
rechtlich unmirffam auch hinsichtlich ſolcher Punkte, die das Reich geieglich nicht geregelt 
bat.” — Mar v. Seydel, a.a. DO. Band II Seite 526. „Für all’ dieſe Gegenftände kann, 
von den jonderrechtlihen Ausnahmen abgejeben, eine Thätigkeit der Yandesgejeggebung 
überhaupt nicht Plab greifen.” 

) Nach dem gleichfalls noch Geltung beanipruchenden $ 23 der Protokolle der Münchener 
Vollzugskommiſſion jollen Begünftigungen für Gewerbetreibende hinſichtlich der Steuerent- 
richtungen für privative Rechnung nur nicht zur Erichwerung der Konkurrenz anderer Fabri— 
tanten, die Angehörige der Vereinsftaaten find, ftaltfinden. gl. außerdem Artifel 13 
Abjag 2 des BZollvereinigungsvertrags. Delbrück, der Artikel 40 der Reichsverfaſſung, 
Berlin 1881, Seite 59 f.). 
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der jtaatsrechtlichen Lage des Zollvereins im Jahre 1867’). Das Salziteuer- 
geſetz iſt wie das Wereinszollgejeg nicht als Neichögejep ergangen. Aber 
während das Bereinszollgejeg auf Grund des BZollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 wenigſtens als Vereinsgeſetz durch die übereinftimmenden Be: 
ichlüffe des Bundesrathes, des Zollvereins und des Zollparlaments zu Stande 
gefommen und von den vertragenden Theilen als folches für ihre Gebiete 
publizirt worden ift”), it das Salziteuergejeb noch vor dem Inkrafttreten des 
Bollvereinigungsvertrages (1. Jannar 1868) und daher ohne Mitwirkung der 
genannten gejeggebenden Faktoren des Vereins fir die jüddentichen Staaten 
als echtes Landesgeſetz erlajlen worden’), und nur im Gebiete des Nord: 
deutjchen Bundes ift feine Verkündung, nachdem inzwiſchen Die Verfaſſung des 
Norddeutichen Bundes in Kraft getreten war (1. Juli 1867), von bundes- 
wegen erfolgt (Bundesgejeg vom 12. Oftober 1867). Hieraus ergibt ſich die 
wichtige Folgerung, daß zwar fiir das Gebiet des Norddeutichen Bundes, der 
jih in jeiner Verfaſſung das ausschließliche Necht der Geſetzgebung über die 
Beiteuerung des Salzes vorbehalten hatte, ergänzendes Yandesrecht aus- 
geichlojjen war, daß das Gleiche aber für die ſüddeutſchen Staaten nicht der 
all geweien ift. Denn wenn jie auch durch Artikel 3 S 3 des Bollvereinig- 
ungsvertrages gebunden waren, Das Gele umverändert in der vereinbarten 
Faſſung für ihre Gebiete zu erlajien, ſtand doch Feine Beitimmung entgegen, 
wonad eine Ergänzung des Geſetzes durch die im diejen Staaten geltenden 
allgemeinen öffentlich «rechtlichen Beitimmungen ausgejchlofien gewejen märe. 
Das Reichsrecht aber hat, indem es das Bundesgeſetz über die Galzabgabe 
vom 12. Dftober 1867 in den Südftaaten als Reichsgeſetz nicht eimführte, 
jondern nur die angeführte Beitimmung in Artikel 35 der Neichsverfajjung 
traf, die Rechtslage jo rezipirt, wie fie zur Zeit des Inkrafttretens der Reichs— 
verfajjung war. Alſo haben in den ſüddeutſchen Staaten die Landesrechtlichen 
Rechtsſätze über die üffentlichrechtliche Verjährung bezüglich der Salzabgabe 
und der Erjaganjprüche wegen zu Ungebühr erhobenen Salzabgabe in dem 
Umfange und in der Form Geltung, wie fie zur Zeit des Inkrafttretens der 
Neihsverfajlung bejtanden haben. ‘) 

Eine weitere Modifikation des Grundjages ergibt fich aber auch noch 
dadurd, daß das Landesrecht naturgemäß auf die Musgejtaltung des Inſtitutes 
der Berjährung injoweit von Einfluß fein muß, als diejes die Regelung von 
Nechtsverhältnijjen, deren Normirung ausschließlich dem Landesrechte vor- 
behalten ift, zur Borausjegung hat. So ijt für die Verfolgung der Eritattungs- 
anprüche im Verwaltungs: und Rechtswege nach Artikel 36 der Reichsver— 
fafjung ausjchlieglic” das Landesrecht maßgebend und die Art und Weiſe der 

) Ueber die Vorgeichichte des Salziteuergejehes jiehe den bei Koller, Archiv des 
Norddeutihen Bundes und des Zollvereins Berlin 1868 Band I Seite 37 ff. abgedrudten 
Bericht des Bundesrathsausſchuſſes für Holle und Steuerweien vom 10. September 1867 
über den Antrag des Bundespräfidiums, die Erlaſſung eines Gejeges über die Abgabe von 
Salz betreffend. 

») Diejen jehr weientlihen Unterichied übergeht Yaband a. a. O. Band II ©. 871 fr. 
3. Aufl.) Nach ihm joll in Aniehung der Entitebungsgeichichte vom Salziteuergeiehe das 
Gleiche gelten wie vom Vereinszollgeiepe. 

°) Bayeriiches Gejeh vom 16. November 1867, Wiürttembergifches Geieh vom 25. No: 
vember 1867, Badiiches Geſetz vom 25. Oft. 1867 und Heifiiches Geſeß v. 6. November 1867. 

Inſoweit muß demnad das, was Georg Meyer, Lehrbuch des deutichen Ver— 
waltungstechts 1894 Band II Seite 356 Note 5 und Yaband a. a. O. Band U ©. 872 
8. — über die Wirkung dieſer Bartitulargelehe als Reichsrecht ſagen, eine Einſchränkung 
erfahren. 
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Geltendmachung diefer Ansprüche ift bejtimmend dafür, in welcher Weife allein 
die Verjährung diefer Anfprüche unterbrochen werden Fann. 

Aber dieß find in der That die einzigen Ausnahmen. 

IV. Es bliebe hiernach noch die Möglichkeit, daß etwa auf dem Wege 
der Ausführungsverordnung der Bundesrath in der Lage ijt, Die reichsgejeg- 
fihen Vorichriften über die Berjährung des Abgabenrechtes weiter auszugeftalten. 
Thatfählih Hat der Bundesrath in zwei Fällen über die Abgabenverjährung 
Beitimmung getroffen. Da das Geſetz über die Statijtif des Waarenverfehrs 
vom 20. Zuli 1879 über die Verjährung der ftatiftiischen Gebühr feine Vor: 
Schrift enthält, ift in $ 41 der Dienftvorjchriften zu dieſem Geſetze (Bundes: 
rathabeichluß vom 29. Dftober 1896 8 569 der Protofolle, Neichszentralblatt 
von 1896 Seite 561) bejtimmt, daß auf die Verjährung der jtatijtischen Ge: 
bühr $ 15 des Vereinszollgefeges Anwendung zu finden habe. Der zweite 
all betrifft eine Erweiterung der Verabredung in $ 42 des Hauptprotofolls 
der 1 Generalfonferenz vom Jahre 1836. Hiernach follte ein zu Unrecht er: 
bobener Zollbetrag dann der Staats, bezw. Neichsfajje verfallen fein, wenn 
der Berechtigte, nachdem die Nüdzahlung des überhobenen Betrages angewiefen 
war, ein Jahr habe verjtreichen lajjen, ohne das Geld zu erheben. Durch Be: 
ichluß des Bundesrathes vom 11. März 1890 $ 148 der Protokolle Preuß. 
Zentralblatt von 1840 Seite 60) ijt dieſe Beſtimmung, die durch Artikel 40 
der Reichsverfaſſung reichsgefegliche Kraft erhalten hatte, übrigens aber durch 
$ 15 des WVereinszollgefeges gededt ijt, auf die übrigen Reichsabgaben aus: 
gedehnt worden und damit die Verjährbarfeit der Erjtattungsaniprüche auch 
bezüglich derjenigen Abgabenzweige ausgeiprochen worden, für die in den fie 
betreffenden Gejegen eine Verjährungsvorichrift nicht vorgejehen iſt. 

Bei Beantwortung der vorliegenden Frage ift davon auszugehen, daß die 
Süße über die Verjährung Rechtsſätze (im Gegenjage zu VBerwaltungsvor: 
Ichriften) find. Denn fie beziehen fih auf die Abgrenzung der Machtiphäre 
des Staate3 gegen diejenige des Einzelnen, fallen alfo nicht in das der Ver- 
waltung vorbehaltene Gebiet freier VBerwaltungsthätigfeit Die Statuirung 
von Rechtsſätzen kann aber, wenn im Verordnungswege überhaupt, nur durch 
Rechtsverordnung (im Gegenſatz zur VBerwaltungsverordnung) geſchehen. Nad) 
der von Laband begründeten!) herrfchenden Anficht, der beizutreten ift, ent— 
hält nun aber Artikel 7 Ziffer 2 der Neichsverfajjung, wonach der Bundes— 
vath „über die zur Ausführung der Neichsgejege erforderlichen allgemeinen 
Verwaltungsvorſchriften und Einrichtungen zu bejchließen bat, ein allgemeines 
Recht des Bundesrathes zum Grlajje von Nechtsverordnungen nicht. Es be: 
darf mithin einer bejonderen gejeglichen Ermächtigung des Bundesrathes in 
jedem einzelnen Falle, wenn er zum Erlaſſe von Rechtsverordnungen befugt 
jein fol, und an einer folchen Ermächtigung fehlt es im unferen Abgabe— 
gefegen im Allgemeinen.?) Insbeſondere ijt jie in der Befugniß des Bundes— 
rathes zum Erlaſſe von Regulativen nicht enthalten. ®) 


) Laband, a. a. O. Band I Seite 562 ff., insbei. 569 ff. (3. Auflage). 

*, Nur das Wechielitempeliteuergeieh $ 28 vgl. $ 13, ſowie das Brauiteuergeieh 5 43 
enthalten eine beſondere Ermächtigung zum Erlaſſe von Ausführungsbeitimmungen. 5 167 
Abſatz 2 des NWereinszollgeiehes bezieht fih wur auf Verwaltungsvorichriften, vgl. Mar von 
Seydel, Gommentar zur Verfaſſungsurkunde für das Deutiche Reich, 2. Auflage Seite 232. 

2) Darüber, ob die Regulative Nechtsfäge enthalten können und wenn es ber Fall iſt, 
worauf die Rechtsgültigkeit dieier Nechtsiäge beruht, herricht Streit. Wie Otto Mayer, 
Deutiches Verwaltungsrecht 1895 Seite 435 ff. eingehend begründet, find die Beitimmungen 
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V. Iſt nach alledem das Ergebniß der Unterfuchung im wejentlichen ne= 
gativ, jo erübrigt nur, die fehlenden Nechtsjäge auf dem Wege der Rechts: 
analogie aufzufuchen. 


$ 2. Die Berjührbarkeit der Abgabenforderungen und der Eritattungsanfprüde. 


I. Indem der Gejeßgeber die Verjährbarfeit der Anfprüche des Abgaben: 
rechtes nicht allenthalben ausgejprochen bat, hat er zwar nicht zu erfennen 
gegeben, daß er für die Anfprüche, bei denen er es nicht gethan hat, die Ber: 
jährung habe ausjchließen wollen. Denn wenn auch die Verjährung im öffent- 
lichen Rechte keineswegs allgemein als Grund des Nechtöverluftes anerkannt 
ift, kann doch für die Öffentlichen Anfprüche des Abgabenrechtes die Verjährbar: 
keit als ein Grundſatz des allgemeinen deutſchen Staatsrechte® behauptet 
werden.) Auch unterjcheiden fich die Forderungen, für die die Frage der 
Verjährung in den Abgabengejegen unberührt gelajien worden ift, von denen, 
die fie für verjährbar erklärt haben, weder in ihrem Wejen, noch in ihrer 
rechtlichen Ausgeitaltung. Nach dem fajt volljtändigen Schweigen der Motive, 
Kommiſſionsbericht und Neichstagsverhandlungen über diefen Punkt, läßt ſich 
vielmehr nur annehmen, daß der Gejeggeber die Materie der Verjährung zu 
regeln einfach überjehen hat. Allein, wenn nad) dem Gejagten auch die Ber: 
ſuchung nahe liegt, gerade hier mit dem Hülfsmittel der Nechtsanalogie ein: 
zujegen und die vorhandenen Berjährungsvorjchriften wegen der Gleichheit des 
Grundes auch auf die übrigen Anſprüche des Neichsabgabenrechtes auszu: 
dehnen, fönnte dieß unbedenklich doch nur dann gejchehen, wenn die Fälle, 
wo die Verjährbarkeit anerkannt ift, nicht nur bloße Anwendungsfälle eines 
allgemeinen gejeggeberifchen Prinzipes wären, jondern fi” auch als jolche 
bloße Anwendungsfälle erfennen ließen. An einem genügenden Ausdrude 
hierfür aber fehlt e8 im den Gejegen. Im Uebrigen erjcheint es erforderlich, 
die einzelnen zweifelhaften Fälle einzeln durchzugehen. 

1. Die Salzabgabe, joweit das Gebiet de vormaligen norddeutſchen 
Bundes in Frage kommt?) Die jämmtlichen übrigen Verbrauchsjteuergefege 
jowie das ſonſt vom Salzjteuergejege angezogene Zollgejeg enthalten zwar Ver: 
jährungsbeitimmungen, jprechen aber immer nur ausdrüdlich von der Verjähr: 
ung der von ihnen geordneten Abgaben’). Ihre Ausdehnung auf die Salzabgabe 
und die mit ihr zufammenhängenden Erſtattungsanſprüche erjcheint hiernach 


der Regulative nicht Rechtsſätze, ſondern lediglich Nerwaltungsvorjchriften, auch wo fie fich 
an Nichtbeamte wenden. Denn fie find nicht Beitimmungen allgemeiner Natur „für jeden, 
den es angeht,“ jondern fie richten fich immer an Perſonen, die in ein befonderes Gemalt- 
verhältuiß zum Staate getreten find. Dieſes Gemwaltverhältniß ift einmal (für den Be— 
amten) durch die Dienftgewalt gegeben, oder es wird dadurch hergeitellt, daß der einzelne 
bei Benugung beionderer Einrichtungen fih damit ohne weiteres unter die Nontrolgewalt 
des Staates jtellt; die Ausübung diefer Nontrolgewalt it freie Verwaltungsthätigkeit. Wo 
ein folches Gewaltverhältniß nicht vorliegt, es fich insbejondere nicht um die Benüßung be= 
ſonderer Verwaltungeinrichtungen handelt, fann auch der Bundesrath Beitimmungen nicht 
treffen, und wenn er es thut, find fie nicht verbindlich). 

) Vgl. Loening, Lehrbuch des Deutichen Verwaltungsrechts 1884. 5. 16; Otto 
Mayera. a. D. Seite 420; Mar v. Seydela. a. D. Band U Seite 684. 

?, Wegen der Süpftaaten fiche oben $ 1 zu Anm. 12. 

*) Anders läge die Sache ſchon dann, wenn die jpäteren Geſetze fich bezüglich der 
Verjährung auf die entiprechenden Beitimmungen des früheren Geſehes bezogen hätten ; 
dann fehlte e8 nicht an dem geieglihen Ausdrude, daß in diefem ein allgemeines Prinzip 
jeine Regelung erfahren habe. So aber wird in jedem Gelege die Verjährungsfrage von 
Neuem jelbjtändig geregelt. 
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Ihon deßhalb nicht angängig. Sodann aber jind in ihnen die Verjährungs- 
frijten wenigjtens in Anfehung der defraudirten Gefälle nicht gleichmäßig be- 
mejjen, es ließe ſich aljo gar nicht erjehen, welche Verjährungsfriſt für die 
defraudirte Salzabgabe Geltung haben jollte. Selbjt wenn man aber aud) 
in der Uebereinjtimmung der jonjtigen Verjährungsvorfchrijten ein allgemeines 
Prinzip ausgejprochen finden wollte, müßte zu feiner Anwendbarkeit auch auf 
das Salzjteuerrecht doch noch ein gejeglicher Ausdrud dafür gefordert werden, 
daß diefer Grundfag mit rückwirkender Kraft fich auch auf dieſes älteſte der 
Verbrauchsabgabengejege zurüdbeziehe. Da dieß nicht der Fall ift, muß die 
Unverjährbarfeit der auf dem Salzjteuergefege beruhenden Anfprüche für den 
genannten Reichsgebietstheil behauptet werden. 

2. Die Wechjeljtenipeljteuer. Der oben zitirte $ 17 des Wechjelitempel- 
jteuergejeges über die Verjährung der Wechjeljtempelhinterziehung ftellt fich zu— 
nächſt als ein Grundſatz des Strafrechts dar und etwas weiteres lafjen auch 
die Motive nicht erfennen.') Erwägt man indejien, daß bei der Wechiel: 
jtempeljteuer wie ſonſt bei feiner anderen Abgabe das Vergehen der Hinter: 
ziehung mit der Gntjtehung der WAbgabenpflicht ohne Abgabenentrichtung 
ihlechterdings und ohne Nüdfiht auf das Vorhandenfein eines Verſchuldens 
zufammenfällt, und zieht man amdererjeits in Betracht, daß auch bei allen 
übrigen Abgaben mit alleiniger Ausnahme des Zolles die Verjährungsfrift für 
das Delift und für die hinterzogene Abgabe gleich bemejjen ift, jo läßt jich 
die Annahme rechtfertigen, daß das, was bei den übrigen Abgaben als jtaat- 
licher Anjpruch auf die Strafe und als jtaatlicher Anſpruch auf die hinter- 
zogene Abgabe auseinandergehalten wird, hier in dem Worte „Wechjelitempel- 
hinterziehung“ zufammengefaßt ift, und daß die fünfjährige VBerjährungsfrift 
für das Delift auch als Verjährungsfrift für die Abgabe gilt. In diefer An: 
nahme muß man vor Allem dadurdy bejtärft werden, daß hier der fonjt ge- 
brauchte Ausdrud „Vergehen der Hinterziehung“ vermieden und ftatt deſſen 
hinter dem Worte „Wechjeljtempelhinterziehfung” auf $ 15 (die Nichterfüllung 
der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe) verwiejen wird. 

3. Der Spielfartenftempel. Das Geſetz über den Spielfartenjtempel 
jpriht in $ 20 nur von der Verjährung der hinterzogenen Stempelabgabe. 
Die Motive (Drucdjachen des Bundesrathes 1877 Nr. 117) begründen dieß 
auh. Sie jagen: „Ueber die Verjährung des Anſpruchs auf die Abgabe (nach 
5 15 des Bollgejeges ein Jahr) jcheint eine Beſtimmung entbehrlich. Iſt 
die Abgabe durch Stempelung nicht entrichtet, jo liegt eine Defraude vor.“ 
Die Motive irren da. Nach S 11 it es möglich, daß die Nichterfüllung der 
gejeglichen Verpflichtung, auch wenn jie die Nichtentrichtung der Abgabe zur 
Folge hatte, eine bloje Ordnungswidrigfeit involvirt. Und weiter ijt, wenn 
auch bei der Einfachheit der Abgabenerhebung die Gerahr Hierzu nicht nahe 
liegt, die Möglichkeit gegeben, daß die Kartenjpiele zwar zur Abjtempelung 
richtig angemeldet und richtig abgejtempelt werden, die Abgabe aber in Folge 
eine® Schreib: oder Nechenfehlers für zumenig Spiele berechnet und erhoben 
wird, oder daß die Verwaltungsbehörde zur Stempelung angemeldete arten, 
weil fie irrthümlich dieje Art von Spielfarten als nicht unter Das Geſetz fallend 
erachtet, als jtempelfrei zurüdgibt. Hiernach kann das Gejeg nicht aus den 

) Die Motive (Drudjachen des Reichstags, 1. Legislaturperiode, Situng 1869 
Nr. 154) jagen zu 5 17 ſehr latoniih: Mit diefem Paragraphen wird eine gleichmäßige 
Verjährung der Wechjelitempelhinterziehung für das ganze Bundesgebiet bejtimmt. 


18* 
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Motiven, fondern muß aus fich ſelbſt erläutert werden. Da nun der Anſpruch 
auf die defraudirten Gefälle inhaltlich Fein anderer ift als der auf die fonjt 
efchuldete Abgabe und man dem Geſetzgeber nicht die Abjicht unterjtellen 
ann, daß er den ehrlichen Abgabenjchuldner jchlechter habe jtellen wollen 
als den argliftigen, in dem „mehr“ vielmehr das „meniger“ enthalten fein 
muß, wird man nicht umbin fünmen, den im Geſetz für die Hinterzogene Ab— 
abe aufgejtellten Grundfag der Verjährbarfeit binnen der geſetzten dreijährigen 
Fit auf den gefchuldeten Spielkartenjtempel jchlechthin auszudehnen. 

4. Umgekehrt muß auf die Verjährung der defraudirten Maijchbottid): 
und Branntweinmaterialjteuer, da das Geſetz vom 8. Juli 1868 einen Unter: 
ſchied zwijchen der hinterzogenen und der jonjt umerhoben gebliebenen Abgabe 
in dieſer Beziehung nicht macht, die Verjährungsvorſchrift in $ 15 des Ge— 
ſetzes ebenfalls Anwendung finden. 

5. Die Neichsftempelabgaben. Tür die Keichsftempelabgaben i. e. ©., 
deren Verjährung das Gejeg vom 27. April 1894 nicht geregelt hat, und von 
denen die in dem zum Geſetze gehörenden Tarife unter Nr. 1--3 und 5 auf: 
geführten ähnlich dem Spielfartenjtempel und die zu 4 des Tarifes genannten 
ähnlich dem Wechjelftenipel erhoben werden, läßt fich eine analoge Anwend— 
ung der im Spielkarten: und Wechjeljtempelgejeße getroffenen ‚Scrlährunge- 
beftimmungen nicht begründen. Die Verweifung auf das letztere Geſetz in S 36 
bezieht ſich ausdrüdlich mur auf die Verjährung der Strafverfolgung. "Im 
übrigen legt zwar 8 14 des Gejepes, wonad die Schlußnoten der Beitfolge 
nach nummerirt fünf bezw. ein Jahr lang aufzubewahren find, die Vermuth— 
ung nabe, daß wenigitens Nachforderungen an Schlußnotenftenpel nad) Ab— 
lauf diefer Zeit nicht jollen erhoben werden dürfen. Indeſſen erjcheint dieſer 
Anhalt feineswegs genügend, um einen Grundſatz der Verjährbarfeit daraus 
berzuleiten. Die Neichsjtempelabgaben i. e. ©. unterliegen daher einer Ver— 
jährung nicht. 

6. Dasselbe eudlich ift von der ftatiftiichen Gebühr zu jagen, da es für 
jie an analogen Anmwendungsgebieten fehlt’) und fich die Verweiſung auf das 
Bereinszollgejeg in S 17 des Geſetzes vom 20. Juli 1879 nicht auf die Ver— 
jährung der Abgabe bezieht. 

Für alle übrigen Neichsabgaben ift der Grundjag ihrer Verjährbarkeit 
ausdrücklich ausgeſprochen. Hierbei ijt für die Braus, Branntwein: und Tabad: 
jteuer bejonders Hervorzuheben, daß dann, wenn diefe Abgaben im Wege 
der Fixation, d. h. durch eine im voraus fir eine ganze Betriebsperiode 
bindend feitgelegte Abfindungsſumme entrichtet werden, der jtaatliche Anſpruch 
auf die Firationsfumme derjelben Berjährung unterliegt, die für die Bra, 
Branntwein- und Tabadjteuer überhaupt geregelt iſt. Denn die — 
ſumme iſt Steuer Brau-, Branntwein-, Tabackſteuer). Dieb verſteht ſich da 
von ſelbſt, wo wie bei der Branntweinverbrauhsabgabe und der Tabad: 
gewichtsjteuer”) die Firation an Stelle der Einzelverftenerung ohne Mitwirk: 
ung des Stenerpflichtigen einfeitig von der Berwaltungsbehörde bejtimmt twird. 
Dier — die Abfindung ohne weiteres als eine unmittelbar im Geſetze 


—* ſich die ſtatiſtiſche Gebühr auch, da ſie vom Verpflichteten nicht für eine von 
ibm in feinem Intereſſe erforderte behördliche Thätigkeit erhoben wird, alſo eine Ge— 
bühr im Rechtsſinne nicht iſt, vielmehr als ein mäßiger Ein- und Ausfuhrzoll daritellt 
(Laband, a. a. O. UI Seite 905 Anım. 3), it fie vom Belehneber doch nicht als ſolcher auf- 
gefaßt, und im einzelnen ausgeſtaltet worden. 

53 13 des Branntweinſteuergeſehßes vom 24. Juni 1887, Tabadjtenergeieh $ 
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begründete bloße Modalität der Mbgabenentrihtung. Dasfelbe gilt aber auch) 
dann, wenn wie bei der Branntiweinmaterialftener und der Braufteuer die Ab: 
findung von dem freien Webereinfommen der Verwaltung mit dem Steuer: 
pflichtigen abhängt.) Denn der fogenannte Firationsvertrag begründet nicht, 
wie etwa im Zivilrechte der Neuerungsvertrag, einen vom uripefingfichen Ber- 
pflihtungsgrunde völlig losgelöften neuen Anspruch, auf den die allgemeinen 
Grundſätze für den Steueranfpruch Feine Anwendung finden könnten. Biel: 
mehr ift beim firirten wie beim nicht fixirten Betriebe die Verpflichtung zur 
Zahlung ausschließlich in der Vornahme fteuerpflichtiger Afte begründet, und nur 
die Art und Weiſe der Entrichtung der davon gefchuldeten Abgabe ift im Falle 
der Fixation der Vereinbarung zwifchen der Verwaltung und dem Steuer: 
pflichtigen überlafjen. Der Firationsvertrag ift nicht ein Vertrag über die 
aa fondern auch hier nur Vertrag über die Modalität der Steuer: 
erhebung. ’) 

II. Bei Beantwortung der Frage nach der Verjährbarkeit der in den 
Abgabegefegen enthaltenen Maſſe von Erftattungsanfprüchen ijt von dem für 
fie auch ſonſt bedeutfamen Unterfchiede auszugehen, wonach die Erftattungen 
entweder in das freie Ermefjen der Verwaltung geitellt find oder für die Er- 
ftattung unmittelbar im Geſetze ein rechtlicher Anſpruch begründet ift. 

l. Zu der erjteren Kategorie gehören die Fälle, wo nach den Gejegen eine 
Erftattung oder Vergütung — werden „kann“ oder „darf“. Beiſpiele 
jolcher Fälle enthalten der $7 des Braufteuergefeges und $ 14 des Brannt- 
weinftenergefeges vom 8. Juli 1868, SS 112—118 des Bereinszollgejeßes 
und 8 31 (vgl. dagegen $ 30) des Tabaditenergefeges, ſowie das Geſetz, betreffend 
die Vergütung des Kakaozolles vom 22. April 1892. Das freie Ermeſſen der 
Berwaltung bezieht jich Hier nicht blos auf die Entjcheidung darüber, ob ein 
Erftattungsfall als gegeben anzuerkennen ift, dergeitalt, daß von der bejahenden 
Enticheidung ab ein vom Ermejien der Behörde losgelöſter Rechtsanfpruch auf 
die Erftattung entjtanden ift, auf den nun die allgemeinen Rechtsgrundfäge und 
insbejondere auch die der Verjährung Anwendung zu leiden hätten. Dem Er: 
meſſen unterliegt vielmehr das ganze Verfahren auch bezüglich der Behandlung 
des anerfannten Erftattungsanipruchs, und es kann der Verwaltung nicht das 
Recht beftritten werden, der Geltendmachung des Anspruchs nad) ihrem Ermeſſen 
‚stiften zu jegen. Für die vorliegende Erörterung jcheiden diefe Anfprüche daher 
ans. Die Frage ihrer zeitlichen Geltendmachung verliert übrigens zum Theile 
dadurch fehr erheblich an praftiichem Interejfe, al die Anbringung des An: 
jpruchs theilweile an kurze Präflufivfriften (nach S 7 des Brauftenergejeßes 





2 8 41 Abſ. 3 des Branntweinſteuergeſehes vom 8. Yuli 1868, $ 4 des Brauiteuer 
geſetzes vom 31. Mai 1872. 

9 Bei der Einzelverfteuerung bildet die dem fteuerpflichtigen Einmaiſchungsakte vor- 
ausgehende Anmeldung des Steuerpflichtigen (Braudellaration, Vetriebsplan die Grundlage 
der Abgabenerhebung, bier die Vereinbarung des Pauſchale. Auch im erfteren Falle iit die 
Steuer von Rechts wegen geichuldet, jelbit wenn die Einmaiichungen aus irgend welchem 
Grunde binterher nicht vorgenommen werden können. Man kann alfo daraus, daß bei 
der Fixation der Steuerpflichtige unter Umftänden zur Zahlung eines mehreren verpflichtet 
ift, als dem thatſächlichen Ergebniß des PVetriebes entipricht, nicht folgern, daß der Anipruch 
aus dem fFirationsvertrage ein von der uriprünglichen Steuerpflicht losgelöftes neues iForder- 
ungsrecht daritellt. Man braucht aber andererjeits, um die Natur der Firationsiumme als 
einer Steuer zu begründen nicht wie Otto Mayer a. a. O. Band I Seite 427 f. tbut, jo 
weit zu geben, daß man den FFirationsvortrage die rechtliche Natur eines Öffentlichen Ver— 
trages überhaupt abipridt. 
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3. B. 24 Stunden nach der beflarirten Einmaifchungszeit) gebunden ift, es 
—* alſo thatſächlich nur noch darum handelt, innerhalb welcher Zeit der zur 
Rückzahlung angewieſene Betrag erhoben ſein muß. 

2. Die zweite Kategorie bilden die Fälle, wo der Erftattungsanfprud) 
unmittelbar auf dem Gefeße beruht. Die Menderung des Anfpruch® und ins: 
befondere fein Untergang durch Verjährung kann hier grundfäglich auch nur 
durch Geſetz beftimmt werden. 

a) Hier find zunächft die Steuervergütungen und die fich ihnen anjchließ- 
enden Ausfuhrzufchüffe zu nennen, ſoweit die erfteren nicht unter die zu 1) ge: 
nannte Kategorie fallen. Für den Unterjchied gegenüber den zu 1 genannten 
Fällen bezeichnend find die SS 31 und 30 des Tabafiteuergefeßes. Dort heißt 
es: „Inländiſchen Tabadfabrilanten fann bei der Ausfuhr ihrer Fabrikate 
are eine Vergütung gewährt werden. $ 30 fagt: „Wer aus dem 
freien Verfehre Rohtaback .. .. ausführt ...., fann eine Steuervergütung 
beanipruchen.“ So beißt e8 auch in den anderen Fällen, daß bei der 
Ausführung die Vergütung oder der Zuſchuß „gewährt wird,“ nicht blos „ges 
währt werden fann“ (3. B. $ 6 des Brauſteuergeſetzes, $ 5 des Branntwein— 
ſteuergeſetzes vom 8. Juli 1868, 8 77 des Zuderfteuergefeges vom 27. Mai 1896). 
Die Gefeße haben bier in feinem Falle eine Verjährungsfrift vorgejehen und 
jo muß grundfäglich angenommen werden, daß ihre Geltendmachung auf einen 
beftimmten Zeitraum nicht beichränft ift. Der Bundesrath hat indejjen in ein- 
zelnen Fällen (nicht überall) Friften für die Geltendmachung diefer Anfprüche 
eingeführt, jo in $ 13 der Anlage II zu Nr. 5 der Ausführungsvorfchriften 
zum Braufteuergefege, vom 11. Auguft 1888, und zwar zum Theile in der 
Weile, daß er fie an auf den Inhaber geitellte Papiere (Vergütungsfcheine, 
Zufhußfcheine) fnüpft und den Anfpruch aus den Papieren nach einer be= 
ftimmten Zeit erlöjchen läßt. ') 

b) Zum anderen gehören hierher die Aniprüche auf Erjtattung zu Un 
recht erhobener Abgaben. Nach der oben gegebenen Zufammenftellung ift ihre 
Berjährbarkeit ausdrücklich anerkannt beim Zolle, der Brau- und Tabaditeuer 
und den verfchiedenen Branntwein- und Zuckerſteuern, nicht anerfannt bei der 
Salzabgabe, der ftatiftiichen Gebühr und bezüglich der fämmtlichen Stempel: 
abgaben. Was oben unter I, 1 von der Salzſteuer gejagt ift, muß auch bier 
für die zulegt genannten Erjtattungsanfprüche behauptet werden: es fehlt an 
einem genügenden Ausdrude dafür, daß die als verjährbar anerkannten An- 
iprüche bloße Anmwendungsfälle eines allgemeinen aejegaeberiichen Grundjaßes 
find, eine Ausdehnung der für dieſe getroffenen Rechtsſätze auf jene Erſtatt— 
ungsanfprüche demnach nicht zuläffig erjcheint. Die Stellung des Bundes— 
rathes zu dieſer Frage iſt oben $ 1 unter IV erörtert. 

III. Soweit die Gefetgeber die Verjährung im Abgabenrechte anerkannt 
hat, darf angenommen werden, daß er fich hierbei von den in der Einleitung 
dargelegten Beweggründen hat feiten Taljen. Danach aber wirft die Länge 
der Beit Recht unabhängig von dem und felbit gegen den Willen des Be- 
rechtigten, der feinen Anſpruch geltend zu machen unterläßt. E83 ergibt fich 
aus jenen Erwägungen, daß das Geſetz mit der Anerkennung der Verjährung 
einen Rechtsſatz des jtrengen, der Parteiwillkür entzogenen —** geſchaffen 
hat. Daher kann die Verjährung weder ausgeſchloſſen werden durch einen 


) Val. z. B. 8 — und Muſter 22 der Ausführungsbeſtimmungen zum Zuderfteuer- 
gefege vom a. Mai 1896, 


nach den Abgabengefehen des Deutſchen Reiches. 199 


einfeitigen Vorbehalt des Berechtigten, die Forderung fpäter geltend machen 
zu wollen, noch durch eine Vereinbarung des Inhaltes, daß die Verjährung 
ausgeichlofjen fein folle, noch endlich durch einen Verzicht auf die Einrede der 
Verjährung. Alle diefe Handlungen find rechtlich unwirkſam. Daß es aud 
den Verzicht auf die durch die vollendete Verjährung erworbene Rechts: 
jtellung ift, ijt weiter unten zu zeigen.') 


$ 3. Bom Beginne der Verjährung. — Die Entftehung der öffentlichen 
Forderungen des Abgabenredtes. 

I. Damit Verjährung möglich fei, der Lauf der Verjährung beginnen 
fönne, ift erforderlich, daß der Anfpruch entitanden und daß er troß des Ent- 
ſtandenſeins unbefriedigt ijt. Mit der Entjtehung der Forderung beginnt der 
Lauf ihrer Verjährung und entftanden ift die Forderung, ſobald der That: 
beitand, an den das Recht den Anfpruch anknüpft, eingetreten ift. 

II. Diefer Thatbeftand kann eine einzelne Thatfache fein, dann liegt die 
Sache im Allgemeinen einfach. 

1. So ift die Entitehung des Steueranspruch® bei der Braufteuer, der 
Maifchbottichjteuer und der Branntweinmaterialiteuer an die vor die Bor: 
nabme des jteuerpflichtigen Aftes vom Geſetze eingefchobene Anmeldepflicht (Brau— 
deflaration, Einreihung des Betriebsplanes) gefnüpft, dergeftalt, daß damit die 
Perjon des Steuerpflichtigen und Gegenftand und Umfang der Steuerpflicht, 
bei der Braufteuer auch gleichzeitig der Fälligkeitstermin bejtimmt ift, während 
diefer Termin bei den genannten Branntmweinfteuern bis zum legten Tage des 
Monats, in dem der Brennereibetrieb ftattgefunden bat, hinausgeſchoben ift. 
Bei der Braufteuer gibt daher der Tag der Brauanmeldung bezw. der be= 
richtigten Brauanmeldung, bei den Branntweinftenern der lebte Tag des Be— 
trieb3monat3 den Beitpunft für den Beginn der Verjährung ab. Ebenfo ver: 
hält es ſich mit der Tabadflächenfteuer, bei der der Fälligkeitstag der 15. Juli 
des auf das Erntejahr folgenden Jahres iſt.“) 

2. Auch bei der Wechielitempelfteuer bildet eine einzelne Handlung den 
Entjtehungsgrund der Stempelpfliht. Die hauptfächlichite Handlung ift das 
aus den Händen geben des Wechſels. Da fich indejfen der Zeitpunkt der Vor: 
nahme des die Stempelpflicht begründenden Aktes nachträglich regelmäßig nur 
ſchwer feititellen läßt, hat der Gefeßgeber einen feiten Zeitpunkt, den Aus— 
jtellungstag des Wechſels, als Anfangspunft für die Berechnung der Ver— 
jährungsfrift beftimmt.®) Das bedeutet jelbjtverjtändlich nicht, daß die Ver: 
jährung mit dem Wusftellungstage und alfo unter Umftänden vor der Ent— 
ftehung der Stempelpflicht zu laufen beginnt. Denn das ift ein logiſcher 
Widerjpruch.*) Vielmehr beginnt die Verjährung hier wie in jedem anderen 

') Siehe $8 II. 

) 88 16 umb 17 des Brauſteuergeſeßes, 8 13 des Branntweinſteuergeſetzes vom 
8. Juli 1868, 88 283, 24 des Tabaditeuergeiches. 

) 8 17 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes. Die die Stempelpflicht begründenden Akte find 
in 88 6, 9, 10, 11 enthalten. 

* So jedoch Stenglein, die itrafrechtlichen Nebengefehe des Deutichen Neiches, 
2. Aufl. Seite 827, Anmerkung 2 zu $ 17 des MWechielitempeliteuergeiehes. Wäre es der 
Fall, jo müßte auch die Unterbrechung der Verjährung bereits vor Entitehung der Forder— 
ung — fein. Im Falle des $ 16 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes würde das zu fol⸗ 
gender Konſequenz führen: Der Akzeptant eines unterm 20. Januar 1897 ausgeftellten, bis 
auf die Unterfehrift des Ausitellers fertigen Wechfels gibt diefen unverfteuert aus den Händen 
und wird deßhalb von der Steuerbehörde wegen Nachentrichtung des Stempels am 1. April 
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Falle mit der Entftehung der Steuerpfliht. Es ijt aber der Zeitraum, in 
dem fie fich vollendet, nach dem Gefege ein wandelbarer. Die Verjährungsfrift 
umfaßt jeweilig den Zeitraum, der erforderlicdy ift, um die von der Ausſtell— 
ung des Wechjels bis zur Entitehung der Stempelpflicht verflofjene Zeit zu 
einem Zeitraum von fünf Yahren zu ergänzen. Wird, wie dieß bei Sicht: 
wechieln, die als Sicherheit für ein Gefälligkeitsdarlehen gegeben find, that: 
jählih vorfommt, der Wechjel erſt nach der fünfjährigen Friit ausgegeben, 
jo entjteht eine Stempelforderung überhaupt nicht. 

3. Der Anſpruch auf Erjtattung zu Ungebühr erhobener Abgaben ijt als 
entftanden anzujehen mit dem Beitpunkte der freiwillig oder zwangsweiſe er: 
folgten Zahlung. Denn die der Einziehung der Abgabe vorhergehende Be- 
vehnung und FFeitftellung der Abgabe durch die Verwaltungsbehörde hat 
nicht bereits die Wirkung einer den Steneranfpruch erzeugenden Entjcheidung. 
Sie iſt durch die Behörde, die fie getroffen hat, ſelbſt ſei es auf Beſchwerde 
bin, fei es ohne folche abänderlich, He ift lediglich deflaratorifcher, nicht kon— 
jtitutiver Natur und ändert in der Rechtslage des Abgabepflichtigen überhaupt 
nichts. ') Die Abgabengejege jagen denn auch mit einer einzigen Ausnahme 
übereinftimmend, dab die Verjährung der Erftattungsanjprüche vom Tage der 
Zahlung an gerechnet, beginne’), — Diefe Ausnahme findet fih im Boll: 
rechte. Wie weiter unten in 8 4 bei der Entjtehungsgejchichte des $ 15 des 
Vereinszollgeſetzes zu zeigen fein wird, hatte auch das alte Zollrecht die Ver: 
jährung des Grjtattungsanfpruchs von der Berzollung an laufen laſſen. Das 
Vereingzollgefeg hat aber entitandene Zweifel darüber, wie es im alle der 
Kreditirung des Zolles zu halten fei, in 8 15 dahin entjchieden, daß alsdann 
in der That der Tag der Abfertigung und nicht der Tag der Zahlung den 
Zeitpunkt des Verjährungsbeginnes bejtimmen ſolle. Augenjcheinlich ift hierbei 
der Gefeßgeber von der Erwägung ausgegangen, daß der Abgabenpflichtige 
während der Dauer der Kreditfriit gemügende Möglichkeit der Nachprüfung 
der amtlichen Feſtſtellung habe, eine in der Fünftigen Einziehung des zu Un: 
recht feitgefegten Zollbetrages durch Neflamation vorzubeugen, und daß ihm 
Daher bie Beit in die Berjährungsfrift einzurechnen ſei. Thatſächlich hat der 
Geſetzgeber damit freilich die ganze Grundlage der Frift verfchoben und die 
Verjährungsfrift für den materiellen Anfpruch auf Rückzahlung der zur Uns 
gebührt entrichteten Gefälle in eine präffufivische Neflamationsfriit gegen 
die unrichtige Zollfeitiegung verwandelt. Er hat damit auf ein Gebiet hin- 
übergefpielt, das er ſonſt grundfäglich der Tandesgejeglichen Regelung über: 
laffen hat. Auf die übrigen Erftattungsanjprüche ijt der bier für den Fall 
der Sreditirung ausgeiprochene Grundſaß nicht auszudehnen. 

_ III. Der Thatbeftand, deſſen VBorhandenjein den Anspruch entjtehen, den 
Lauf der Verjährung beginnen läßt, kann zum anderen ein zufammengefeßter 
fein. Dann ergibt fich für den Fall, daß die ihn ausmachenden mehreren 
Thatfachen zeitlich auseinanderfallen, eine befondere rechtliche Beurtheilung. 


1897 herangezogen, wiewohl zunächſt mit Unrecht, da ein fertiger Wechſel und alio eine 
itempelpflichtige Urkunde noch nicht vorliegt. Nachträglich wird der Wechjel durch die Unter 
ſchrift des Ausitellers vervollitändigt und damit auch für den Alzeptanten die Stempel: 
pflicht erzeugt. Wollte man die Verjährung tbatlähhlih vom Ausitattungstage an laufen 
laljen, jo müßte man auch die Handlung der Verwaltungsbehörde als eine durch die nadı- 
trägliche Vervollitändigung des Wechſels geheilte giltige Unterbrechungsbehandlung gelten, 
und die eine neue Verjährung vom 1. April 1897 laufen lafien. 
J Uebereinftimmend Otto Mayer a. a. O. Seite 401, 406. 
Siehe oben $ 1, I. 4, 6, 8—10. 
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Die Fälle, die hierher gehören, find der Zoll, die VWerbrauchsabgaben und der 
Spielfartenftempel, der troß der Eigenartigfeit der Erhebungsweife juriſtiſch 
den Berbrauchsabgaben zuzuzählen ift. Die erſte Vorausfegung bildet beim 
Holle die Einbringung des Gegenstandes über die Zolllinie zu einer Zeit, wo 
für Waaren diefer Art eine Zollpflicht gefeglich normirt war,') beim Spiel: 
fartentempel für ausländische Spielkarten ihre Einbringung in's Bundesgebiet, 
bei den Verbrauchsabgaben und dem Spielfartenftempel für inländische Karten 
die Erzeugung des abgabenpflichtigen Gegenftandes im Inlande. Die zweite 
Borausfegung bildet in allen diefen Fällen die Ueberführung der Waare in 
den freien Verkehr, vorausgeſetzt, daß auch zu diefer Zeit noch die Abgabe- 
pflichtigkeit für den Gegenftand oder für den Fall einer beitimmten Verwend— 
ung des Gegenftandes bejteht. Nur für die Tabadftener, auf die im Uebrigen 
das Gejagte uneingefchränft Anwendung findet?), gilt das Befondere, daß wenn 
die Waare bis zu einem bejtimmten Zeitpunkte nicht in den freien Verkehr 
gejegt ift, das Heranfommen dieſes Beitpunktes die Steuerpflicht begründet. °) 
Wirfliche Ausnahmen bilden dagegen die Brennfteuer und die Zucderbetriebg: 
jteuer, bei denen wir e8 übrigens bereits mit echten direften Steuern zu thun 
haben. Hier entjteht die Steuerpflicht mit dem Zeitpunkte, wo die erzeugte 
Altoholmenge in der Brennerei amtlich feitgeftellt ijt, der Zuder die Fabrik 
verläßt, gleichviel, ob der Gegenftand der Beitenerung in den freien Verfehr 
tritt oder nicht. *) 

1. Der Eintritt der erſten Vorausſetzung begründet für fich allein Die 
Abgabenpflicht nicht. Was er begründet, ijt allein eine Gebundenheit des 
jteuerpflichtigen Gegenjtandes und feines Inhabers biß zu dem Zeitpunfte, two 
die zweite Vorausfegung eintritt oder es gewiß geworden ift, daß fie nicht 
eintreten wird.) Erſt mit der Erfüllung der zweiten Vorausfegung iſt die 
Entftehung der Abgabenpflicht und damit der Anfangspunft für den Lauf der 





!) Befteht zu diefem Zeitpunfte für die MWaare Bollfreibeit, fo wird für die Waare 
eine Zollpflicht quch nicht dadurch begründet, daß fie etwa auf Begleitichein I abgefertigt 
und erft zu einer Zeit in den freien Verfebr geſeht wird, wo inzwiichen für Waaren diefer 
Art die Hollpflicht eingeführt worden ift. Die Zollkontrole hat in Fällen dieſer Art nicht 
den Zmed, einen künftigen Zollanfpruch zu fichern, Sondern nur die Abfertigung auf eine dem 
Empfänger gnelegenere Zeit oder an einen ihm gelegeneren Ort zu verlegen. Die Waare 
it z. B. mit zollpflichtigen Waaren zufammengepadt oder fo empfindlich, daß für den im 
Se mwohnenden Empfänger die Ablertigung an feinem Wohnſitze wünſchens— 
werth ift. 
; NY M. Otto Mayera.a. O. I Seite 417, der annimmt, daß bei der Tabad- 
ſteuer die Verwiegung den Steueranſpruch zur Entitebung bringe. Das Tabadfteuergeieh, 
insbejondere auch $ 17, untericheidet fih von den anderen Verbrauchsabgabengeiegen nur 
im Ausdrude, nicht in der Sache. Auch bei der Tabaditeuer befindet ſich die Steuerpflicht 
in der Beit nach der Verwiegung bis zur Ueberführung des Tabads in den freien Ber- 
fehr in demfelben Zuſtande des Schwebens wie bei dem unter Bolltontrole ftehenden Boll: 
gegenftande, oder dem aus der Brennerei oder Auderfabrit zur weiteren ſteuerlichen Be- 
handlung abgefertigten Branntwein oder Zuder. ejentlich ih insbejondere, daß im Falle 
des zufälligen Untergangs des Tabaks nach der Berwiegung, wenn auch nur nad dem Er- 
meflen ber Behörde, die Abgabe unerhoben bleibt ($ 16 Abi. 3). Daß für den Umfang der 
Steuerpflicht im Allgemeinen der Beitpunft der Verwiegung maßgebend ift, it feine Be- 
onderheit der Tabadſteuer. 

) Tabackſteuergeſeß $ 16 Abi. 2. 

* Branntweinit DA pe IE6T 5 jen, Buterflenergel 27. Mai 

) Branntweinfteuergefeg vom 16. Juni 1895 $ 43b, Zuderitenergeieg vom 27. Mai 





1896. 8 69. 
*) Vgl. die treffenden Ausführungen bei Otto Mayer a. a. D. 1406 ff. Er fpricht 
von einer „ſchwebenden Steuerpflicht”, 
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Verjährung gegeben. Regelmäßig hat der Ueberführung in den freien Ber: 
fehr zwar die amtliche Feititellung der Abgabe vorauszugehen, aber wie jchon 
oben berührt, ift fie nicht in dem Sinne ein mwejentliches Moment, daß durch 
fie erft die Abgabenpflicht begründet würde.) Wenn die Waare ohne folche 
Feſtſtellung, fei e8 in der Mbficht der Hinterziehung, jei es ohne folche 
(weil Unfenntniß oder Verſehen die Urjache waren), in den freien Verkehr ge— 
feßt wird, fo ift damit unmittelbar die Abgabenpflicht begründet und die Ver: 
jährung läuft von da ab. Der Zeitpunkt ber nachträglichen Berechnung ift 
gleichgültig. Unzweifelhaft drückt ſich bier $ 15 des Vereinszollgeſetzes aus, 
die Verjährung laufe „von dem Tage an gerechnet, an dem die Waare in den 
freien Berfehr tritt.” Nur fcheinbar abweichend $ 21 des Tabaditeuer- 
Geſetzes. 

2. Die zweite Vorausſetzung gilt aber ſchon dann als gegeben, wenn 
auch nur ein Unternehmen vorliegt, das darauf gerichtet iſt, die Waare unter 
Umgehung der Abgabenentrichtung in den freien Verkehr zu ſetzen, auch wenn 
durch die ſtrafbare Handlung (die Defraudation) dieſer Effekt, d. h. die Ueber— 
führung in den freien Verkehr nicht herbeigeführt worden iſt. Die Abgaben: 
defraudation bildet al3 ſolche einen jelbjtändigen Entjtehungsgrund für die Ge- 
fälleforderung. ?) Für die Hinterzogene Abgabe läuft daher die Verjährung 
von dem Tage an, an dem die ftrafbare Handlung begangen worden ilt. 
fih übrigens die auf die Verkürzung der Steuer gerichtete ftrafbare Handlung 
ala Defraudation oder al8 Betrug?) charakterifirt, iſt ſowohl für die Ent» 
ftehung der verkürzten Steuer wie für die Anwendbarkeit der gejeglichen Be— 
ftimmungen über die Verjährung, in denen allerdings nur von einer Ver— 
jährung der „hinterzogenen“ Abgabe im technifchen Sinne diejes Wortes Die 
Nede ift, gleichgültig. Das bier zu 2 Gefagte findet nur dann nicht An: 
wendung, wenn zur Zeit der Verübung der Defraudation die abgabenpflichtige 
Waare überhaupt noch nicht vorhanden war, ihr Vorhandenfein auch nicht 
gefeglich präfumirt worden ift. Denn in diefem Falle fehlt e8 an der erften 
der oben genannten Borausfegungen‘) für die Entftehung der Abgaben- 
pflicht. 

N Unrichtig Laband, a. a. O. II Seite 898 f. „mit der Freititellung des Petrages 
werde die Zollichuld perfekt“. 

) Dal. — 88 135, 153, Brauſteuergeſetß $ 8 38 II; Branntwein- 
fteuerneie vom 8. Juli 1868 88 51, 66 II; Tabadftenergefeh 8 —9 Blanntweinfieuergefeh 
vom 24. Juni 1887 8 21, Zuderfteuergeieh vom 27. Maı 1896 $ 47. Daß die Defrauda- 
tion ber tftehungsarund der Gefälleforderung ift, ergibt fih am unzweifelbafteften daraus, 
daß der Thäter als folder die Abgabe zu entrichten hat. Stenglein, a. a. O. ©. 903 
Anm_5 zu $ 38 des Brauſteuergeſetzes will freilich daraus, dab die Abgabengeiehe lagen, 

„die Steuer ſei unabhängig von der Strafe zu entrichten,“ folgern, daß fte vom eigentlichen 
Steuerpflichtigen zu entrichten ſei. Aber ein folcher ift unter Umſtänden noch gar nicht 
vorhanden, da die defraudatoriiche Handlung (3. B. die unrichtige Deklaration) nicht noth- 
wendig in einer Handlung befteht, die an und für fich die Steuerpflicht begründet. „Uns 
abhängig von der Strafe” joll heißen: Die Entrihtung der Strafe befreit nicht von der 
Pflicht, die Abgabe nachzuentrichten. Ausnahmsweiſe fann dieh ja allerdings nämlich dann 
der Fall fein kann, wenn die hinterzogene Abgabe ſich nicht feititellen läßt und an Stelle 
der abjoluten Strafe eine die Abgabe in fich ſchließende relative Strafe tritt, wie in $ 31 
des Braufteuergeieges. Die Praris ift in der vorliegenden Frage nie zweitelbaft newejen. 

’) Nach der Enticheidung des WMeichsgerichts vom 4. April 1881 Enticheidungen 
Band IV Seite 50 ift Betrug, nicht Defraudation vorliegend, wenn ein unter der VBeding- 
ung der Nachverfteuerung firirter Brauer faliche Einträge in's Brauregifter macht, in der 
Abſicht, von der Nachverſteuerung befreit zu werden. 

Vol. Urtheil des Meichsgerichts IV Strafienat vom 30. Dezember 1895 (Beilage 
zum Meichsanzeiger 1896 Seite 165 ff), wo ein Verfuch ein höheres Branntmweinfteuer- 
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3. Die Abgabenpflicht kann bedingt fein. Sie kann unter einer auffchie- 
benden Bedingung beftehen. Hierher gehören die zahlreichen Fälle, in denen 
der Geſetzgeber die Abgabenpflicht nicht jchlechthin an den Eintritt in den 
freien Verkehr knüpft, fondern die Ablafjung der Waare für beftimmte Ver- 
en ohne oder Doch gegen eine geringere Abgabe geftattet‘), und 
die Abgabenpflicht ſomit an die Bedingung knüpft, daß der abgabenpflichtige 
Gegenſtand einem anderen al3 dem begünjtigten Verwendungszwecke zugeführt 
wird.?) Gefchieht dieß, wird die aufichiebende Bedingung alfo erfüllt, fo ift 
die Abgabenpflicht mit dem Beitpunfte entftanden, wo die Waare einer anderen 
Beitimmung zugeführt wird. Won da ab läuft die Verjährung. 

4. Die Abgabenpflicht kann auch unter einer auflöfenden Bedingung be: 
ftehen, d. h. fie fann in der Weife bedingt fein, daß fie zwar mit dem Ein- 
tritte der Waare in den freien Verkehr entiteht, gleich als wäre fie nicht be: 
dingt, daß fie aber hinterher mwegfällt, wenn innerhalb einer bejtimmten Friſt 
eine beftimmte Thatfache (regelmäßig die Ausfuhr oder die Niederlegung in 
eine Niederlage) als eingetreten nachgewiefen wird. Hierher gehören die Fälle 
der 88 110 und 112—115 des Pereinszollgefeges?). Fällt die auflöfende 
Bedingung weg, d. 5. wird innerhalb der beftimmten Frift die Waare nicht 
ausgeführt, jo bleibt Die ———— beſtehen, gleich als wäre ſie nie be— 
dingt geweſen. Für den Beginn der Verjährung iſt hierbei weſentlich, daß 
die unter einer auflöſenden Bedingung entſtandene Abgaben-(HZoll-⸗)pflicht gleich— 
zeitig ſtets mit einer aufſchiebenden Befriſtung behaftet iſt, d. h. die ſogleich 
entſtandene Steuerpflicht kann, wenn ſie nicht etwa hinterher in Folge des 
Eintrittes der auflöſenden Bedingung überhaupt wegfällt, erſt von einem be— 
ſtimmten —— an (nämlich demjenigen, bis zu dem die Ausfuhr nach— 
gewieſen ſein muß), geltend gemacht werden. Die Verjährung beginnt daher 
erſt von dieſem Zeitpunkte an zu laufen, auch wenn es bereits vor dieſem 
Zeitpunkte ſicher geworden iſt, daß der Nachweis der erfolgten Ausfuhr nicht 
wird erbracht werden können. 

IV. Iſt die Forderung entſtanden, ſo beginnt die Verjährung mit dem 
Beginne desjenigen Tages, der auf den Tag folgt, auf den das den Anſpruch 
begründete Ereigniß fällt. Die Abgabengefege, ſoweit fie einen Anfangszeit: 
punkt für die Verjährung überhaupt angeben‘), drücken ſich übereinjtimmend 
dahin aus, daß die Abgabe, das Niückforderungsrecht, der Anſpruch auf die 


fontingent zu erlangen, als Defraudation erachtet worden it. In dielem alle ftebt es 
einftweilen noch gar nicht feft, ob der Thatbeftand eintreten wird, der am jich die Entiteh- 
ung der Steuerpflicht a. Folge hat. — Gefegliche Prälumtionen der im Terte genannten 
Art finden fih $ 31 Braufteuergeiek und $ 2 des —— — von 1887. 

i) So find Gewürze zollfrei, wenn fie zur Darſtellung ätheriſcher Oele beſtimmt find. 
Branntwein iſt abgabenfrei bei ſeiner Verwendung zu gewerblichen, Heil- und wiſſenſchaft— 
lichen Zwecken, Salz und Zucker bei ihrer Verwendung zur Viehfütterung. 

7 * Otto Mayer a. a. O. I Seite 415 f. deſſen Anſicht, daß die erfüllte aufs 
ichiebende Bedingung rückwirkende Kraft habe, übrigens nicht beigetreten werden fann. Mit 
der Praxis fteht fie nicht im Einklange. Die einzige Ausnahme bildet Ziff. 27 Cab 2 
der Anmeilung zur Ausführung des PVereinszollgeieges. 

) In den Fällen der $ 112—115 B.3.-G. nimmt Otto Mayer a. a.O 16.416 
an, dab die Steuerpflicht mit einer negativen aufichiebenden Bedingung bebaftet ſei. Die 
— — die er zieht, ſprechen aber für den im Texte eingenommenen Standpunkt. 

* Keinen Anfangspunft —— für den Lauf der Verjährung der defraudirten 
Gefälle das Spielfartenftempelgeieg $ 20 und das Branntweiniteuergeies von 1887 5 16 
vbd. mit $ 35. In den übrigen Geſetzen ift die Beitimmung über den Beginn der Ver- 
jährung der Strafverfolgung auch auf die Gefälleverjährung zu beziehen, 
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Nachzahlung defraudirter Gefälle „von dem Tage an" verjähre, an dem die 
Zahlungsverpflichtung eingetreten, die Zahlung erfolgt, die Handlung begangen 
iſt. Die hier gegebene Auslegung entfpricht nicht nur dem Sprachgebrauche, 
wonach bei der Redewendung „von . . an* dann, wenn damit nicht blos der 
Anfangspunkt einer Handlung oder eines Zuftandes, jondern der Anfangs: 
punft einer Frift bezeichnet werden fol, der Tag von dem an die Friſt laufen 
joll, nicht mitgezählt wird; fondern es ftimmen hiermit auch die im bürger- 
lihen Rechte aufgeftellten Auslegungsgrundſätze und die Frijtberechnungen 
unjerer Prozeßordnungen) überein. Hervorzuheben it nur, daß der Anfangs: 
und der Endpunkt des Laufes der Verjährung des Anspruchs auf Nachzahl: 
ung defraudirten Spielfartenftempel3 und dejraudirter Branntweinverbrauchs— 
abgabe von dem Anfangs: und Endpunfte der Verjährung der Strafverfolg- 
ung diefer Delikte um einen Tag abweichen, da für die Defraudation diejer 
Abgaben in den betreffenden beiden Gejegen ein Anfangszeitpunkt für den Be— 
ginn der Verjährung der Strafverfolgung nicht vorgeſehen ift, nach dem hier: 
nad) Platz greifenden S 67 Abſatz 4 des Strafgejeßbuches aber der Tag der 
begangenen That als erſter Tag der Verjährungsfrift gilt.?) 


$ 4. Hemmung der Verjährung. 


Das bürgerliche Necht kennt gewiffe Gründe, infolge deren die Ver— 
jährung, trogdem der Anjpruch entjtanden iſt, nicht zu laufen beginnen, die 
begonnene Verjährung nicht weiter laufen kann: die Verjährung ift gehemmt. 
* Theil dieſer Gründe kommt auch für das öffentliche Abgabenrecht in 

rage. 

1. Als Hemmungsgründe ſind in den meiſten bürgerlichen Rechten und 
jo auch im Bürgerlichen Geſetzbuche f. d. D. R. $ 203 der Stillſtand der 
Nechtspflege und höhere Gewalt, infolge deren der Berechtigte an der Ber: 
folgung feines Anspruchs verhindert ift, anerkannt. Ein Rechtsſatz des letzteren 
Inhaltes kann für das geltende Abgabenrecht nicht behauptet werden. Dagegen 
muß der Stillitand der Rechtspflege feine Verjährung hemmende Wirkung 
auc für die Anfprüche des Abgabenrechtes da ausüben, wo deren Geltend: 
machung auf den Nechtsweg, fei e8 auf den Zivilrechtsweg, wie bei den Er: 
jtattungsanfprüchen (unten 8 5 B), fei es auf den Strafrechtsweg wie bei 
dem Anfpruche auf die Hinterzogene Branntwein- und Zucerjteuer gegen den 
jubjidiär Verhafteten?) verwieſen ift. 

2. Der in den bürgerlichen Rechten meist anerkannte Grundjaß (vgl. aud) 
8.6.8 f. d. D N 8 206 und fähl. B. ©. B. $ 154), daß gegen 
Minderjährige, für die eine gefetliche Vertretung nicht ftattfindet, feine Ver: 
jährung läuft, ift für das Gebiet der öffentlichen Abgaben des Reichs minde- 
ſtens nicht al8 ein Grundſatz des geltenden Rechtes anzuerkennen, da er fich 
nicht als eine nothwendige Folgerung aus beftehenden allgemeinen Grund: 


7 Sal. Bürgerlihes Geſetzbuch f. d. D. R. 8 187, Handelsgeſetzbuch Artikel 328 
Ziffer 1, Wechſelordnung Artikel 32 Ziffer 1. Zivilprozeßordnung $ 199, 200, Strafprozeß— 
ordnung 8 42, 48. 

) Mideriprechend legt Stenglein, a. a. OD. Seite 827 und 903 die Wendung „von 
an” aus, indem er Anmerkung 3 zu $ 17 des Wechſelſtempelſteuergeſetzes den Ausitellungs- 
tag aus der Verjährungsfriſt ausichlieht, Anmerkung 1 zu $ 40 des Prauftenergefehes den 
Tag der — Handlung dagegen mit einrechnet. 

5) Sal $ 66 III Abſ. 2 des Branntweinfteuergefeßes vom 8. Juli 1868 und $ 58 
III. Abſ. 2 des Zuderfteuergefeges vom 27. Mai 1896, 
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jägen darftellt, fondern lediglich auf Erwägungen der Billigkeit beruht, alfo 
eines beſonderen gejeglichen Ausdruds bedürfte. Uebrigens ijt der Schuß des 
Minderjährigen gegen den Lauf der Verjährung bereit3 im partifulären Ab- 
gabenrechte durchaus nicht durchgängig anerkannt. Zwar gejtattet das bayer: 
iſche Recht eine Wiedereinjegung in den vorigen Stand gegen die Finanz— 
verjährung zu Gunften minderjähriger phyſiſcher Perſonen,). Dagegen bat 
das preußische Geſetz über die Verjährungsfriſten bei öffentlichen Abgaben vom 
18. Juni 1840 in 8 11 ausdrücklich beftimmt, daß die im Geſetze feitgefegten 
Friſten auch gegen minderjährige und bevormundete Perjonen fowie gegen 
— Perſonen laufen, denen geſetzlich die Rechte der Minderjährigen 
zuſtehen. 

3. Von hervorragender Bedeutung iſt die Frage, ob die Stundung, wie 
im bürgerlichen Rechte (vgl. $ 202 des B. ©. B's. f. d. D. R) fo auch 
für die Abgabenforderung Hemmung der Verjährung bewirkt. Einen Anhalt 
ſcheint hier $ 15 des Vereinszollgeſetzes zu geben, der zwei Fälle der Stundung 
des Zolles im Zufammenhange mit dem Laufe der Verjährung erwähnt. Der 
erite Fall ift der, wo dem Bollpflichtigen die Waare zunächſt ohne Zollent— 
richtung aber mit der Nuflage ausgeantivortet wird, die Waare zunächit bei 
ih in ein Lager (Privatfreditlager) niederzulegen. Hier tritt eine Stundung 
in der Weife ein, daß der Zoll erſt am Halbjahrsichluffe für die Waaren 
erhoben wird, die ſechs Monate gelagert haben oder bereit vorher aus dem 
Yager in den freien Verkehr entnommen worden find.?) Den anderen Fall 
bildet die Abfertigung auf Begleitfchein II: Der Abgabenichuldner erhält die 
Waare ohne Abgabenentrichtung unter der mit Annahme des Begleiticheins II 
übernommenen Berpflihtung, den fejtgeftellten Zollbetrag bis zu einem be: 
jtimmten Termine bei einem anderen Amte als dem der Abfertigung einzu— 
zahlen ($ 33 des Vereinzzollgefeges). Zweck des Begleiticheines II ijt zwar 
nicht die Stundung, ſondern die Ueberweiſung der Erhebung des Zolles an 
einen anderen dem Abgabenfchuldner genehmeren Ort. Aber e3 ijt mit diefer 
Ueberweifung nothwendiger Weile eine Stundung des Zolles bis zu dem im 
Begleitichein angegebenen Termine verbunden und jo jpricht auch S 51 des 
Vereinszollgefeges ausdrücklich vom „geitundeten“ Eingangszolle. Wenn e8 nun 
in $ 15 dieſes Geſetzes heißt, daß die Verjährung bereits von dem Tage an 
beginne, an dem der Zoll für die auf Privatfreditlager abgefertigten Waaren 
fejtgeftellt oder die Abfertigung auf Begleitichein IL erfolgt iſt, gewinnt es 
den Anschein, als ob die Stundung auf den Lauf der Verjährung einflußlos 
fei, ihr alfo eine die Verjährung hemmende Wirkung nicht zufomme. Daß 
dies indejlen nicht der Fall jein fann, ergibt ſich ſchon daraus, daß nad 
$ 108 W368. die Stundung des Zolls für die auf Privatfreditlager ab- 
gelafiene Waare ausnahmsweile big zum Ende des Kalenderjahres des Ein: 
gangs und alfo unter Umſtänden für die Dauer der Verjährungsfriſt ausge: 
dehnt werden fann. 

Der Sinn des $ 15 ergiebt fich aus feiner Entſtehungsgeſchichte. In 
dem unter den Lollvereinsregierungen im Jahre 1833 vereinbarten Zollge— 
jege?) hatte die Beitimmung über die Verjährung dahin gelautet: 


—————— 


') Bgl. Max v. Seypdel, a. a. D. IL, Seite 374. 
”) Bl. 8 108 des Vereinszollgejeges und SS 10, 23 und 16 des Privatlagerregulativs. 
) Dgl. „Annalen des Deutihen Reiches“ Jahrgang 1868 Seite 51 fi. 
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„Für die Erhebung der Zollgefälle findet fowohl gegen den Staat als 
gegen den Zollpflichtigen eine einjährige Verjährung in der Art ftatt, daß 
nur binnen Zahresfriit vom Tage der geleifteten Berzollung an ein Anſpruch 
auf Erjaß wegen zuviel entrichteter Gefälle angebracht und binnen gleicher 
Frift vom gleichen Zeitpunfte an eine Nachforderung an den Boll: 
pflichtigen wegen zuwenig erhobener Zollbeträge geitellt werden fann.“ 

Die Denkſchrift zum Entwurfe eines Vereinszollgejeges') hob mit Recht 
hervor, daß dieje Fallung Zweifel darüber lajje, ob im Falle Zölle freditirt 
jind, die einjährige Verjährungsfrift [für den zuviel oder zuwenig erhobenen 
Betrag] von dem Tage, an dem die Zölle zum Kredite angejchrieben werden 
oder vom Tage der geleijteten Zahlung an laufe. Der Entwurf erjegte daher 
die Worte „von dem Tage der geleijteten VBerzollung an” durch die Worte 
„von dem Tage an gerechnet, an dem die Waare in den freien Verfehr gejegt, 
oder an welchem für die auf Privatfreditlager abgefertigten Waaren der Zoll 
feitgeftellt worden oder die Abfertigung auf Begleitichein II erfolgt ift“. Die 
Denkichrijt verhehlte jich weiter nicht, daß die Faſſung im alten Zollgeſetze 
dem MWortlaute nach nicht auf den Fall pafje, in denen Zölle, die zu ent: 
richten waren, gar nicht erhoben, oder in denen Zölle zur Ungebühr erhoben 
worden jind. Daher fügte der Entwurf Hinter das Wort „zuviel“ die Worte 
„zu Ungebühr* und Hinter dag Wort „zumenig* die Worte „oder gar nicht“ 
ein und formulirte den $ 15 demnach dahin: 

„Für die Erhebung der Zollgefälle findet eine einjährige Verjährung dahin 
statt, daß nur binnen Jahresfriit von dem Tage an gerechnet, an dem Die 
Waare in den freien Verkehr gejegt, oder an welchem für die auf Privat: 
freditlager abgefertigten Waaren der Zoll fejtgejtellt worden oder die Ab— 
fertigung auf Begleitjchein II erfolgt ıft, ein Anſpruch auf zuviel oder zu 
Ungebühr entrichteter Gefälle angebracht und nur binnen gleicher Friſt eine 
Nachforderung an den Bollpflichtigen wegen zuwenig oder gar nicht er= 
hobener Zollbeträge gejtellt werden darf.” 

Was der Entwurf gegenüber der Faſſung im alten Zollgejege ausdrüden 
wollte, war alfo dies: 1) Die einjährige Verjährung findet nicht nur ftatt, 
wenn für eine zollpflichtige Waare zu viel oder zu wenig, fondern auch dann, 
wenn für eine zollpflichtige Waare gar nicht oder für eine zollfreie Waare 
Zoll zu Ungebühr erhoben worden iſt. 2) Wenn für eine zollpflichtige Waare 
ein zu hoher oder zu niedriger oder für eine zolljreie Waare zu Ungebühr ein 
Bollbetrag bei der Abfertigung ausgeworfen worden ift, jo läuft für das zuviel, 
zumenig oder zu Ungebühr die Verjährung vom Tage der Abfertigung, 
nicht der Vereinnahmung des Zolles. Dagegen hat audy der Entwurf die 
uns bier interejjirende De 3) von warn ab für den richtig berechneten 
Zoll im Falle der Stundung die Verjährung laufe, ob vom Tage der Ent- 
jtehung der Forderung oder vom Tage des Ablaufs der Stundungsfrijt, Feine 
Entjcheidung getroffen. — Durd das ohne Begründung eingebradhte Amende— 
ment des Abgeordneten Dr. Weigel und Genojjen‘), das in der Schlußbe- 
rathung ohne Debatte angenommen wurde, ift dann dem $ 15 jein jegiger 
Wortlaut gegeben worden, der die Faſſung des Entwurfes noch mehr zufammen: 
zog en nun die urjprünglich gewollten Unterjcheidungen nicht mehr erfen- 
nen läßt. 


i ) Abgedrudt in den „Annalen“ 1869 Seite 561 ff. — Sammlung fämmtlicher Drud: 
lachen des deutichen Bollparlaments 1869 Anlage Nr. 4. 
) Drudjachen des Zollparlaments 1869 Nr. 27, 4, 
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Ob die Stundung im Abgabenrechte als ein Grund der Hemmung der 
Verjährung anzufehen jei, fann hiernach nicht unmittelbar aus dem Gefege, 
jondern nur aus dem Wejen der Stundung beantwortet werden. 

Die Fähigkeit der Stundung, auf den Lauf der Verjährung hemmend 
zu wirken, fann für das bürgerliche Necht einmal in der im Stundungs- 
vertrage liegenden Anerkennung der Forderung durch den Schuldner oder in 
dem darin liegenden VBerzichte des Schuldners, von der Einrede der Berjähr: 
ung auf die Dauer der Stundung Gebraud) zu machen, oder endlich darin 
gefunden werden, daß die Stundung eine Hinausſchiebung des Fälligkeits— 
termines bedeutet. Die beiden erjten Punkte fommen für die öffentlich-recht- 
liche Verjährung nicht in Betracht. Denn es ift die Anerkennung der Abgaben- 
forderung jeitens des Steuerpflichtigen für deren Beſtehen überhaupt gleichgültig, 
und jedenfall3 braucht das Stundungsgefuch nicht nothwendig in Anerkennung 
der Richtigkeit der Abgabenforderung gejtellt zu fein, es kann ebenjogut zur Ber: 
meidung einer andernfalls drohenden Zwangsvollſtreckung und unter Proteſt 
gegen die amtliche Feitjegung angebracht fein. Ein Verzicht auf die Einrede 
der Verjährung aber ijt nach dem oben $2 a. E. Gejagten überhaupt nichtig. 
Bon Bedeutung kann hiernah nur das Moment fein, das in der Hinaus— 
Ihiebung des an fich eingetretenen Fälligkeitstermines liegt. Iſt die Ber: 
waltung hierbei in der Weile gebunden, daß fie fraft des Geſetzes während 
der Stundungsfrijt nicht fordern darf, fo iſt es Mar, daß mährend dieſer 
Zeit eine Verjährung nicht laufen kann. Dies ift der Fall beim Begleit- 
jcheine II. In allen anderen Fällen aber wird die Stundung nur gewährt 
unter dem Borbehalte des beliebigen Widerrufes, jei es daß fie die Stundung 
für den einzelnen Fall widerrufen kann, oder daß fie die Gejtattung der Bes 
nügung gewiljer Stundungseinrichtungen wie beim Privatkreditlager und da— 
mit erjt mittelbar die Stundung für den einzelnen Fall, widerrufen muß. 
Indem hier die HZollverwaltung rechtlich jederzeit in der Lage ift, ihre An— 
ſprüche geltend zu machen, fobald dies mit Rückſicht auf die Unficherheit der 
Berfon des Schuldners oder ſonſt im fisfalischen Intereſſe, wie etwa im 
Falle drohender Kriegsgefahr, geboten erjcheint, liegt Fein Grund vor, warum 
die Verjährung, wenn die Verwaltung unthätig bleibt, nicht laufen follte. 
Was gleihwohl auch in diefen Fällen regelmäßig eine Hemmung der Der: 
jährung herbeiführt, ift die mit der Stundung in der Hegel Hand in Hand gehende 

4) Sicherheitsleijtung für die gejtundete Abgabe. Wenn der Schuldner, 
jei e8 freiwillig, fei e8 zur Vermeidung der Zwangsvollitrefung und unter 
Protejt, dem Staate die Mittel, jich für feine Forderung zu befriedigen, in 
die Hände gibt, jo befindet ſich der Staat, jolange die Sicherheit bejteht, in 
der Ausübung feines Anſpruchs, den er jederzeit aus der Sicherheit befriedigen 
fann. Es ijt für ihn nicht möthig, zu feiner Befriedigung bejondere Schritte 
zu thun. Hierbei iſt e8 gleichgültig, ob der Staat volle, oder was Die Kegel 
ift, nur theilweife Sicherheit in Händen Hat. Denn es jteht bei ihm zu be: 
jtimmen, zur Dedung welchen Theiles jeiner Forderungen er die Sicherheit 
verwenden will. Die Sicherheit hajtet für jeden Theil der Abgabenjchuld 
und für die Abgabenſchuld als Ganzes. 


$ 5. Unterbrehung der Verjährung. 
Die Verjährung kann unterbrochen, d. h. der Lauf der begonnenen, aber 
noch nicht vollendeten Verjährung kann aufgehoben werden. Die Abgaben: 
gejege jprechen davon zwar an feiner Stelle. Es folgt dies aber aus dem 
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Begriffe der Verjährung als eines Nechtsverluftes infolge davon, daß der 
Anſpruch eine bejtimmte Zeit hindurch unausgeübt bleibt. Ausübung des 
Anspruchs unterbricht fomit die Verjährung. Daß aber, um diefe Wirfung 
herbeizuführen, der Berechtigte Befriedigung für feinen Anſpruch erlangt haben 
müſſe, kann Schon um deswillen nicht gefordert werden, weil jonjt die bloſe 
Inſolvenz des Schuldners während der Verjährungsfrift zum Erlöſchungs— 
grumde für den Anfpruch werdeu würde. Es muß vielmehr zur Unterbrechuug 
der Verjährung jede Handlung als genügend angejehen werden, die auf eine 
Befriedigung der Abgabenschuld gerichtet und in ihrem Fortgang geeignet 
ift, zur jchließlichen Befriedigung zu führen. Bei dem vollftändigen Schweigen 
der Quellen ift es indeſſen nicht Leicht, für das geltende Recht zu jagen, welche 
Handlungen im einzelnen zur Unterbrehung geeignet find. Es ift zunächſt 
zu unterjcheiden zwijchen der Abgabenforderung und dem Erftattungsanfpruche. 


A. Die Unterbrehung der Gefälleverjährung. 


I. Die Unterbrehungshandlung muß ausgehen von der den forderungs: 
berechtigten Staat vertretenden zuftändigen Behörde oder von einer Behörde 
eines anderen Bundesjtaates, die auf Grund des Neichsgejeges über den Bei- 
ſtand bei Einziehung von Abgaben und Bolljtrefung von Vermögensſtrafen 
vom 9. Juni 1895 (Neichsgefegblatt 256) um die Vornahme der Unter: 
brehungshandlung erjucht worden ift. Zuftändig zur Vornahme der Unter: 
brehungshandlung find zunächſt die mit VBollffredungsgewalt ausgejtatteten 
ordentlichen erjtinftanzlichen Behörden (Hauptitenerämter, Hauptzollämter), aber 
auch Die mit Hebebefugniljen ausgejtatteten Unterjtellen, joweit es fich nicht 
um Erefution handelt. Zuſtändig jind auch, obwohl nicht Erefutivbehörden, 
die oberjten Landesfinanzbehörden und die Direftivbehörden, da die Unter: 
behörden unmittelbar an ihre Weilungen gebunden find. Nicht zuftändig ift 
dagegen der Strafrichter, der mit der Zoll- und Steuerjtraffache befaßt ijt. Ein 
etwaiger Ausſpruch im Strafurtheile oder der Strafverfügung, daß die hinter: 
zogene Abgabe nachzuentrichten jei, it deshalb wirfungslos.') Eine Ausnahme 
findet nur dann ftatt, wenn nach dem Geſetze auf die Verpflichtung zur Ent— 
richtung der binterzogenen Abgabe nur durch Richteripruch erkennt werden 
kann, wie dies gegenüber dem fubfidiarisch verhafteten Brennereiinhaber und 
Zuderfabtifanten nah 8 66 III Abſatz 2 des Branntweinitenergejeges vom 

8. Juli 1868, $ 32 Abſatz 2 des Branntweinjteuergefeßes vom 24. Juni 1887 
und 8 58, III des Buderjteuergefehes in der Faſſung des Geſetzes vom 
27. Mai 1896 der Fall ift. Hier kann umgekehrt ein Verwaltungsaft vor 
rechtsfräftigem richterlichen Erfenntnifje zu einer Unterbrechung der Verjährung 
nicht führen, da er ohne den Nichterjpruch nie zu einer rechtmäßigen Be: 
friedigung führen fann. Abgeſehen von diefem Falle wirkt noch die rechtäfräftige 
Feſtſtellung im Stonfursverfahren Unterbrechung der Verjährung.?) 

Il. Die Unterbredungshandlung muß gerichtet fein gegen den Zahlungs: 
pflichtigen. 

1. Wer als Zahlungspflichtiger überhaupt nur in Frage fommen fann, 
bejtimmt fich einmal nad der Nechtsfähigkeit. Denn nur wer fähig ift, Ver: 


) Dagegen hat die im Strafbeicheide der Verwaltungsbehörde ausgeiprochene Nadı- 
Forderung der Gefälle allerdings Unterbrehungswirkung. 
) Nah $ 214 des Bürgerlichen Geſetzhuchs f.d. D_R. wird indellen künftig die 
durch die Anmeldung zum Konkurſe (unten III, 3) berbeigeführte Unterbredung der Ver— 
jährung überhaupt fortdauern, bis der Konkurs beendigt ült. 
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mögengrechte zu haben oder auszuüben, ift geeignetes Subjekt für die Steuer: 
pfliht. Das Abgabenrecht hat hierbei die Nechtsfäge des Privatrecht über 
die Rechtsfähigkeit rezipirt, dejien Perſonen fie als fertige Rechtsgebilde vorfand. 
Hiernad kommt neben der phyjiichen Perfon nicht nur die juriftiiche Perſon, 
jondern jede Perſonengemeinſchaft in Frage, die wie die offene Handelsgeſell— 
Ihaft als ſolche Rechte erwerben und Berbindlichfeiten eingehen, Klagen und 
verklagt werden kann (Handelsgejeßbuch Artikel 111). Die Unterbrechungs- 
handlung ift daher auch gültig bewirkt, wenn fie gegen die Gefellichaft als 
ſolche und nicht gegen die Gejellichafter gerichtet ift. Umgekehrt müjjen, wenn 
ein Gejellichafter ausgeschieden oder ausgeſchloſſen worden oder Die offene 
Handelsgefellichaft aufgelöft worden ijt, die Nechtsfäge in $ 148 des Handels: 
gefebbuchs (vgl. 8 160 des neuen Handelögejegbuches vom 10. Mai 1897, 
Reichsgeſetzblatt S. 219 ff.) über die Unterbrechung der Verjährung den einzelnen 
Gejellichaftern gegenüber auch für die Unterbrechung der Verjährung des zu- 
nächſt gegen die offene Handelsgefellichaft ala folche entjtandenen Steuer: 
anjpruch® gelten — nicht weil das bürgerliche Verjährungsrecht auch für die 
Verjährung der öffentlichen Forderungen gilt, fondern weil die Rechtsſätze 
über den Umfang der Haftung der Gejellichafter für die Gejellichaftsichuld 
mittelbar Nechtsfäge find über das Maaß der Recdhtsfähigfeit der Gejellichaft. 
Danadı wird die Verjährung der Steuerforderung zu Gunſten eines aus: 
geichiedenen oder ausgejchlofjenen Gejellichafters nicht durch NRechtshandlungen 
unterbrochen, die gegen die fortbejtehende Gejellichaft oder einen anderen Geſell— 
ichafter vorgenommen werden; und die Verjährung zu Gunſten eines bei der 
Auflöfung einer Gefellichaft zu ihr gehörigen Gejellichafterse wird nicht durd) 
Nechtshandlungen gegen einen anderen Gejellichafter, wohl aber durch Rechts— 
bandlungen gegen die Liquidatoren unterbrochen. 

2. Wer von den zu 1 genannten Perjonen im konkreten Falle als der 
Zahlungapflichtige anzujehen ift, gegen den die Handlung, um die Verjährung 
gültig zu unterbrechen, gerichtet jein muß, bejtimmt ſich nach den Abgaben: 
gejegen und ergiebt fich im allgemeinen aus dem in $ 3 Gejagten: Wer die 
Handlung vornimmt, am die der Eintritt der Steuerpflicht anfnüpft, der iſt 
der Abgabenpflichtige. Bei den Zöllen und den Verbrauchsiteuern insbejondere 
ift e8 demnach derjenige, für den die Waare in den freien Verkehr abgefertigt 
wird, oder der fie ohne amtliche Gejtellung, jei es in defraudatoriicher Abficht, 
jei e8 ohne folche, in den freien Verkehr jegt. Die Gejege drüden den eriten 
Fall zum Theile jo aus, daß fie als den zur Entrichtung der Abgabe Ver: 
pflichteten denjenigen bezeichnen, „der die Waare zur freien Verfügung erhält”.') 
Nicht anders liegt die Sache für die Zollichuld. Wenn in 8 13 des Verein: 
zollgejeges als der Bollpflichtige der Inhaber (natürliche Beſitzer) des zoll- 
pflichtigen Gegenstandes zur Zeit der Abfertigung bezeichnet wird, jo bat 
damit offenbar nichts Anderes gejagt fein follen, als daß die Zollbehörde bei 
der Abfertigung in eine Prüfung der Beſitzverhältniſſe nicht einzutreten hat. 
Sie verabfolgt die Waare dem, der fie ihr gejtellt, und fie verabfolgt jie ihm 
nicht eher als bis der Zoll erlegt ift. Wenn aber die Wuare hiernächſt aus 
dem Zollnerus entlafjen worden ift, und für eine hinterher ſich herausſtellende 
Nachforderung mithin nur noch ein perfönliches Schuldverhältniß übrig geblieben 


», 8 3 des Branntweintenergeiehes vom 24. Yuni 1887, $ 3 des Zuderiteuergeiches. 
Nur im Ausdrude verschieden iſt $ 19 des Tabaditeuergeieges. Daß auch hier nichts anderes 
geſagt fein joll, ergiebt fich bejonders aus Saß 6 dieſes Paragraphen. 
Annalen des Deutisen Reichs. 1898, 14 
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ift, wird die Zollbehörde dann, wenn der die Waare Geitellende ausdrücklich 
bei der Abfertigung zu erkennen gegeben hat, daß er die Abfertigung für 
dr Dritten (den Empfänger) begehre, diefen als ihren Schuldner anerkennen 
müfjen. 

3. Die Abgabenpflicht kann unter Umſtänden für mehrere entjtehen. Dies 
ijt zunächjt der Fall bei der durdy mehrere begangenen Defraudation. Da 
die jtrafbare Handlung als ſolche die Abgabenpflicht erzeugt, entjteht für den 
Staat eine Mehrheit von jelbjtändigen Anjprüchen, nur daß fie, da die Abgabe 
nur einmal zu entrichten ijt, auf denjelben Gegenjtand gehen. Für die Unter: 
brechung der Verjährung ergiebt fich hieraus, daß die Unterbrechungshandlung 
gegen jeden Theilmehmer bejonders gerichtet werden muß. Die Unterbrechung 
der Berjährung wirkt nur zum Nachtheile desjenigen, gegen den die Unter: 
brechungshandlung gerichtet war, wie umgekehrt die Verjährung nur zu Gunften 
desjenigen wirft, in deſſen Perſon fie eingetreten ift. 

4. Der zweite Fall einer Mehrheit der Abgabenjchuldner liegt vor, wenn 
HBollgüter im Begleitzettelverfahren (Vereinszollgefeg 5 63), oder wenn zoll- 
oder verbrauchsabgabepflichtige Güter mit jog. Begleitpapiere I (Boll, Salz-, 
Zuderbegleitjchein l, Tabad:, Branntweinverjendungsjchein I) abgefertigt werden. 
Wenn nämlich die Waare nicht ſofort bei Weberjchreitung der Grenze bezm. 
dem DBerlajjen der Fabrik verzollt oder verjteuert, jondern ohne Abgaben 
entrichtung im Lande verjchiet werden joll, fann jich der Staat zur Sicherung 
der etwa fünftig entjtehenden Abgabenpflicyt mit der oben $ 3, ILL, 1 erwähnten 
gejeglichen Gebundenheit der Waare und des Waarenführers, an den er fich 
ohnehin wegen der Abgabe nur im Falle defraudatorijcher oder doc ordnungs— 
widrigen Verhaltens halten fann, nicht begnügen. Er fann das Riſiko nicht 
übernehmen, daß die auf dem Transporte befindliche unverzollte oder unverjteuerte 
Waare verjchwindet oder verändert wird, und jo überträgt er das Rififo fraft 
Geſetzes ($ 44, 46, 96, 64 Vereinszollgejeges, auf das die Regulative bezüglid) 
der Berbrauchsabgaben Bezug nehmen) auf denjenigen, der die Vergünjtigung, 
die Entjcheidung über die Entjtehung der Abgabenpflicht noch Hinauszujchieben 
für fih in Anſpruch nimmt.“) Das kann der Waarenführer, es fann ein 
beliebiger Dritter jein. Die Verpflichtung num, die den Ertrahenten des Begleit: 
papieres (demjenigen, der die Verichidung der Waare ohne Abgabenentrichtung 
ausgewirkt hat) neben dem eigentlichen Abgabenjchuldner trifft, iſt nicht eine 
Haftung etwa nach Art der zivilrechtlichen Bürgſchaft oder Schadlosbürgjchaft 
für den fünftigen Abgabenjchuldner. Denn unter Umjtänden erlöjchen die 
Pflichten des Ertrahenten jchon vor der Entjtehung jeder Abgabenpflicht, nämlich 
dann, wenn am Beitimmungsorte zur Weiterverſchickung der Waare an einen 
dritten Ort ein neuer Begleitichein extrahirt oder die Waare zur öffentlichen 


) Die Verpflichtungserflärung im Begleitpapiere it völlig überflüflig. Sie bejagt 
nicht mehr, als daß Ertrabent ſich verpflichte, wozu er kraft Geſetzes verpflichtet if. Cs 
genügte, einfach die Perſon des Extrahenten etwa durch eine unterjchriftliche Grllärung des 
Inhalts, daß er den Begleitichein annehme, feitzuftellen — Das in der nächiten Anmerkung 
zu zitirende Neichsgerichtsurtheil jpricht bier von einer freiwillig übernommenen vertrags- 
näfigen \l) Verpflichtung. 

In gan unbegreiflicher Weiſe jagt das Urtheil des Neichsgerichts, III. Senat vom 
7. Juni 1886 Entſcheidungen in Straffachen Band 14 Seite 198): „Wie verfahren werden 
joll, wenn die auf Begleitichein eingegangenen Waaren gar nicht zur Reviſion und Boll- 
abfertigung im Inlande gelangen, Toner etwa unterwegs durch Zufall oder jchuldhafter 
Weiſe verihmwinden, darüber verfügt 5 44 Bereinszollgefeßes nichts“. Gerade diejen all 
hat der 5 44 bauptiächlich im Auge. Zutreffend Haventtein, Zollgeieggebung 1892 zu $ 44. 
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Niederlage gebracht und infolge deſſen der urſprüngliche Begleitſchein erledigt wird. 
Auch wenn am Beſtimmungsorte über die Waare überhaupt nicht verfügt wird, 
wird der Begleitſcheinextrahent nicht herangezogen.“ In dieſem Falle wird viel— 
mehr die Waare von amtswegen zur Niederlage deklarirt und gegebenen Falls mit 
ihr nach $ 104 des Vereinszollgeieges verfahren. Wird aber endlich die Waare 
am Beitimmungsorte zum jreien Verkehre abgefertigt und fie hierbei irrthüm- 
licher Weiſe zollfrei abgelajien oder doc zu einem zu niedrigen ZTarifjage 
vernommen oder fann der Freditirte Zollbetrag vom eigentlichen Zollſchuldner 
nicht eingebracht werden, jo findet auch hier ein Rüdgriff auf den Ertrahenten 
nicht ftatt. Die Verbindlichkeit des Ertrahenten ijt vielmehr eine jelbjtjtändige, 
in ihrer Entjtehung von der fünftigen Abgabenſchuld unabhängige Ber: 
pflihtung.*) Sie bejteht in der Gejtellungspflicht, d. i. der Pflicht, die im 
Begleitpapiere bezeichneten Waaren in umveränderter Gejtalt und Menge und 
unter Erhaltung des amtlichen Berſchluſſes in dem bejtimmten Zeitraume und 
an dem bejtimmten Orte zur Abfertigung zu jtellen (S 44, 96 BZG). Erfüllt 
er dieje gejegliche Verbindlichkeit nicht (jei e8 mit, ſei es ohne jein Verſchulden, 
er trägt eben das Riſiko), jo wandelt ſich der ftaatlihe Anſpruch auf die 
Gejtellung in einen Anjpruch auf dasjenige, was dem Staate infolge einer 
ordnungsiwidrigen Gejtellung oder im Falle der Nichtgejtellung entgeht, richtiger 
auf dasjenige, was er gehabt haben würde, wenn die Waare jogleicd zur 
Berzollung oder Verjteuerung gejtellt worden wäre, d. i. auf den Eingangszoll 
bezw. die Verbrauchsabgabe nad) Maaßgabe des amtlichen Revifionsbefundes 
beim CEingange oder der jonjtigen erjten Abfertigung, und wenn es jich um 
Gegenjtände handelt, die nach der Eingangsdellaration zollfrei jind, nad) dem 
höchſten Erhebungsjage, den der Tarif überhaupt fennt. Nur wenn fejtgejtellt 
worden ijt, daß der Anſpruch für die nicht gejtellte Waare infolge ihrer Ueber: 
führung in den freien Verkehr vor der Gejtellung bereits und zwar in einem 
geringeren Umfange entjtanden ijt, wird der Extrahent darüber hinaus frei. 
Es bedurfte diejer Ausführungen, um bezüglich der Frage der Unterbrechung 
der Verjährung dem Ertrahenten des Begleitpapieres gegenüber folgende Rechts— 
ſätze feititellen zu fünnen: Auch der Anſpruch aus der gewandelten Gejtellungs: 
pflicht ijt Anjpruch auf die Abgabe, und jeine Verjährbarkeit muß daher in 
demjelben Umfange anerkannt werden, der jonjt für die Verjährung der be= 
treffenden Abgabe gilt, und zwar läuft die Verjährungsfriit von dem Tage 
an, an dem die Transportfrijt ergebnißlos ablief, oder falls bereits früher 
rejtjteht, daß eine ordnungsmäßige Geſtellung nicht werde erfolgen fünnen, von 
diejem Tage ab. Da aber der Anjpruc aus der gewandelten Gejtellungspflicht 
uud der andermweit Durch Ueberführung der Waare in den freien Verkehr gegen 
den Scyuldigen entjtaudene Abgabenanſpruch infolge des verjchiedenartigen 
Entjtehungsgrundes jelbjtändig nebeneinander bejtehen, ergibt ſich, daß Die 
Unterbrehung der Verjährung des einen Anſpruchs auf die Verjährung des 
anderen Anjpruchs ohne Einfluß iſt. Es wirft aljo beijpielsweije die Unter: 


) Anders allerdings nad $ 47 des Begleitſchein-Regulativs, einer Beitimmung, Die 
mit weder mit $ 44 des Vereinzsollgeieges nocd mit den Grumdjäßen über die Entitehung 
der Zollpflicht in Einklang zu ſtehen ſcheint. Vgl. übrigens zum KNonterte 5 2 des Wieder- 
lage-!hegulativs. ö 

A. mM. Otto Dlayer a. a. O. I Seite 408: Die Pflicht des Ertrahenten it feine 
Bahlungspflicht, fondern eine Haftpflicht. Sie geht darauf, einzuftehen dafür, daß der auf 
die Waare nac) ihrem gegenwärtigen Beltande zu entrichtende Zoll jeinerzeit als nicht 
geichuldet nachgewieſen oder gehörig entrichtet werde. In Anmerkung 5 bezeichnet er jodann 
dieje Haftprlicyt als „nur eine Seite der ſchwebenden Steuerpflicht.” 


14* 
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brechung der fünfjährigen Verjährungsfrift gegen denjenigen, der das Zollgut 
auf dem Transporte beraubt hat, nicht die Unterbrechung der einjährigen 
Berjährung, die gegen den Begleitjcheinertrahenten Läuft. 

5. Der dritte hierher gehörige Fall einer Mehrheit der Abgabenfchuldner 
ift endlich durch die fubfidiariiche Vertretungsverbindlichkeit gewiſſer Perſonen 
für die in der Perſon eines Dritten durch deſſen gejegwidriges Verhalten ein: 
getretene Abgabenpflicht gegeben. ') Wie man auch immer die rechtliche Natur 
der fubfidiariichen Bertretungsverbindlichkeit für die Finanzftrafe konftruiren 
mag: Die fubjidiariiche Vertretungsverbindlichkeit für die Abgabe ijt weder 
eine Straffolge, noch eine jonjtige Folge eines Verſchuldens des jubfidiariic) 
Haftenden. Denn er haftet für die Gefälle auch dann, wenn er nachweijen 
fann, daß der Dritte das Vergehen ohne fein Willen verübt hat (VBereingzoll- 
geſetz $ 153 Abſatz 3, Spielkartenſtempelgeſetz S 18, Tabaditeuergejeg 8 43), 
oder daß er es nicht unterlafien hat, die zu vertretende Perjon von der Zu: 
widerhandlung gegen die geſetzlichen Vorſchriften abzuhalten (Branntwein- 
jteuergefeß vom 24. Juni 1887 8 32) und auch dann, wenn e8 an dem Nach: 
weije fehlt, daß er bei Auswahl, Snhellung und Beauffichtigung feines Hilfe: 
perjonals nicht mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geichäftsmannes zu Werke 
gegangen jei (Branntweinfteuergefeg vom 8. Juli 1868, $ 66 III, Zuder: 
jteuergejeg vom 27. Mai 1896 S 58 III, Braufteuergefeg 8 38°). Das 
Motiv, gewiſſe Handels- und Gewerbetreibende in der angegebenen Weile für 
haftbar zu erklären, ijt dasfelbe wie im Falle zu 4. Darin, daß dieje Per: 
jonen in ihrem Gewerbe, in denen zolle und jtenergejegliche Vorſchriften zu 
beobadıten find, Hilfsfräfte beichäftigt werden, liegt eine Gefährdung der 
Sicherheit des Steuerauffommens und dieſes Rififo überträgt der Staat aud) 
hier fraft des Geſetzes auf denjenigen, in deſſen Geichäftsbetriebe die geſetz— 
lihen Borjchriften zu beobachten waren. Er darf dieß um jo unbedenklicher 
thun, als die unterbliebene Entrichtung der Steuer regelmäßig dem Gejchäfte: 
inhaber zu Gute fommen würde. Aber während in dem Falle zu 4 die 
Nichterfüllung einer pofitiven Verbindlichkeit, der Gejtellungspflicht den Ver— 
pflichtungsgrund bildete, liegt diefer Hier lediglich in dem vertragsmäßigen 
oder Gewaltverhältnifje, im dem der jubjidiariich Verhaftete zu demjenigen 
jteht, durch dejjen rechtswidriges Verhalten die Abgabenpflicht zur Entjtehung 
gekommen iſt. Das Schuldverhältniß gleicht von den zivilrechtlichen Inſti— 
tuten am meijten demjenigen, das durch das Haftpflichtgejeg vom 7. Juni 1871 
begründet worden ift. Es liegt ein einiges Schuldverhältniß mit einer Mehr: 
heit jubjeftiver Beziehungen, mit mehreren Schuldnern vor. Es läuft deß— 
halb gegen den fjubjidiariich Haftenden diefelbe Verjährungsfrift wie gegen den 
Sculdigen, aljo die ein= oder dreis bez. fünfjährige Frift, je nachdem eine 
bloje Ordnungswidrigfeit oder eine Defraudation vorliegt. Da er aber nur 
jubjidiarifch, d. h. nur für den Fall haftet, daß die Abgabe vom Hauptichulder 





') Die jubfidiarifche Vertretungsverbindlichfeit der Abgabengejege hat bisher nur nad) 
der jtrafrechtlichen Seite bin eine wiſſenſchaftliche Würdigung — Sieh Haimann, 
die rechtliche Natur der ſuhſidiariſchen Vertretungsverbindlichkeit dritter Perſonen u. ſ. w. 

München 1892 (vgl. aber $ 8 dieſer Schrift) und die dort abgedrudte Yiteratur. Hierzu 
neuerlih noh Stenglein, a. a. D. bei den einzelnen Abgabengejegen und Otto Mayer 
a. a. D. I Seite 465, 467. 

Nur nach dem zulegt im Texte genannten Branntwein- und Zuderfteuergejehe joll 
dann, wenn die Berechnung der vorenthaltenen Steuer auf Grund geiehlicher Vermuthung 
erfolgte, die Beftpfliät des Gewerbetreibenden mur eintreten, wenn ihm felbit eine Fahr 
läſſigkeit zur Laſt fällt 
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nicht beigetrieben werden kann, genügt zur Unterbrechung der Verjährung gegen 
ihm nicht Schon eine gegen den Hauptjchuldner vorgenommene Unterbrechungs- 
handlung. Es muß vielmehr auch ihm gegenüber der Wille, ihn in Anſpruch 
zu nehmen, ausdrüclich bethätigt werden. Andererſeits ift indejjen die Wirkſam— 
feit der Unterbrechungshandlung nicht davon abhängig, daß zuvor gegen deu 
Hauptfchuldner ein Verfuch, die Forderung beizutreiben, gemacht worden: ift. 
Ya, auch das ift nicht erforderlich, daß es überhaupt zuvor zu einer Verurtheil- 
ung des Hauptfchuldners gekommen ift. Wenn das Vereinszollgefeß in $ 153 
abweichend von den übrigen Gefegen von einer Haftung für die Zollgefälle 
ipricht, „in die die folcher Gejtalt zu vertretenden Perſonen verurtheilt 
worden find,” jo ift diefer Ausdruck Iediglich der Kürze wegen mit Rückſicht 
auf die gleichzeitig wegen der Geldbuße und Prozeßkoſten ausgefprochenen 
Haftung gewählt. Denn auch bier will ja der Staat gerade für den Fall, 
daß eine Durchführung des Strafverfahrens aus Gründen, die in der Perſon 
des Hauptfchuldners liegen, nicht möglich ift, fich durch die Inanspruchnahme 
des jubfidiarisch Haftenden jchadlos halten. — Umgekehrt folgt aus dem Ge— 
jagten, daß eine Unterbrechung der Verjährung gegen den jubfidiarifch Haftenden 
den Lauf der Verjährung zu Gunften des Hauptichuldners nicht unterbrechen 
kann. 

III. Die gegen den Schuldner gerichtete Unterbrechungshandlung muß 
dieſen auch wirklich erreicht haben.') Bei Zufertigungen muß alſo nicht nur 
der Tag ihres Erlafjes, fondern auch der Tag der Zuſtellung in die Ver: 
jährungsfrift fallen. Iſt die Perfon des Schuldners oder fein Aufenthaltsort 
— ſo iſt auch eine Unterbrechung der Verjährung gegen ihn nicht 
denkbar. 

IV. Die Unterbrechungshandlung muß eine Ausübung des Anſpruchs 
enthalten. Sie muß in ihrer Fortführung geeignet fein, zur Befriedigung des 
Anſpruchs zu führen. ?) — Hierzu genügt der blofe Vorbehalt fünftiger Nach— 
forderung nicht. Zur Unterbrechung geeignet ijt 

1. Die Zahlungsaufforderung, gleichviel, ob fie unter Androhung der 
Zwangsvollſtreckung gefchieht oder nicht. Erforderlich ift aber, daß fie auf 
eine bejtimmte Forderung und auf einen beftimmten Betrag lautet. Der 
Schuldner muß danach wiljen, worauf und auf wie viel er belangt wird. 
Lautet die Zahlungsaufforderung auf einen zu niedrigen Betrag, jo unter— 
bricht fie die Verjährung auch nur in diefer Höhe. 

2. Jede Zwangsvollſtreckungshandlung, wozu aber die bloſe Ausfertig— 
ung des Pfändungsbefehl3 oder das Erſuchen an die auswärtige Behörde um 
Vornahme der ———— nicht gehört, da ſie nur den Schuldtitel 
darſtellen, auf Grund deſſen die Zwangsvollſtreckungshandlung vorgenommen 
werden kann. 

3. Die Anmeldung der Forderung im Konkursverfahren, vgl. 88 13, 1, 
2, 54 Ziff. 2 und 6 der Konfursordnung. Da der Staatsfisfus nach diejen 
Beftimmungen gewöhnlicher Konkursgläubiger ift ®), er fich nach $ 10 und 11 der 


) Butreffend Otto Mayer a. a. O. J. Seite 421. Die Handlung müffe den Schuldner 
auch wirklich erfaßt haben. 

*) Zu weit Dtto Mayer, a. a. O. I. Seite 421. Nach ihm foll jede Handlung 
zum Zwecke der Erhebung der Steuer genügen, durch die die Steuerverwaltung aufhört, 
dem Schuldner gegenüber untbätig zu fein. 

®) Zu einer zivilrechtlichen Forderung wird aber die Steuerforderung, mie Otto 
Mayer a. a. ©. I Seite 111 meint, damit keineswegs. Die VBefonderheit des Verfahrens 
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Konkursordnung daher nur im Konkursverfahren befriedigen fann und während 
der Dauer des Konfursverfahrens Arreft und Zwangsvollſtreckungen zu Gunften 
einzelner Konfursgläubiger weder in das zur Konfursmafje gehörige noch in 
das fonftige Vermögen des Gemeinichuldners ftattfinden, kann auch für Die 
Dauer des Konkursverfahrens die Berjährung der Abgabenforderung weder 
durch eine Zahlungsaufforderung noch durch fonftige Vollftredungsmaßregeln 
im Verwaltungswege unterbrochen werden, da diefe Handlungen zu einer recht3- 
wirffamen Befriedigung auf die Dauer zu führen nicht vermögen. Doch fteht 
es der Zollverwaltung frei, zollpflichtige Gegenftände auch in der Konkurs: 
maſſe noch mit Beichlag zu belegen und ſich dadurch ein Abjonderungsrecht 
zu fichern, und wenn der Gegenftand dem Zollſchuldner gehört, gegen ihn 
damit die Verjährung zu unterbrechen (Bereinszollgefeg $ 14). Der $ 12 der 
Konkursordnung fteht wegen $ 3 des Einführungsgefeges zur Konkursordnung 
nicht entgegen. 

4. Daß die Anerkennung des Schuldner? und das einfeitige Stundungs- 
gefuch, wenn e8 — was durchaus nicht nöthig ift — eine Anerkennung ent- 
hält, zur Unterbrechung der Verjährung geeignet wäre, muß mindejtens in 
Ermangelung einer pofitiven gejeglichen Beitimmung verneint werden. Denn 
da im öffentlichen Abgabenrechte anders als im Zivilrechte die Anerkennung 
weder als jelbftändiger Entitehungsgrund des Steueranſpruchs noch auch nur 
als Beweismittel für das Beitehen des Anſpruchs in Frage fommt, erhält der 
Staat durch die Anerkennung auf feinen Anfpruch nicht mehr als er bisher 
gehabt hat; feine rechtliche und thatfächliche Lage wird durch die Anerkennung 
in nicht3 gebefiert. Was dagegen 

d. die Stundung und 

6. die Sicherheitsleiftung angeht, fo find fie in demfelben Maße, in dem 
fie die Verjährung des Anſpruchs zu hemmen im Stande find, auch die bereits 
laufende Verjährung zu unterbrechen geeignet. 


B. Die Unterbrehung der Verjährung der Erftattungsanfprüche. 


I- Der erhobene Erftattungsanfpruch bietet der rechtlichen Betrachtung 
eine doppelte Seite dar. Er ilt materiell Anspruch auf die Zurüdgewährung 
eines zu Unrecht eingehobenen Betrages; er iſt formell, da die Vereinnahm- 
ung des Betrages für den Staat ein formales Recht darauf, die gezahlten 
Beträge zu behalten und die Steuerpflicht ala gegeben zu erachten, jolange 
begründet, al3 nicht eine Außerfraftiegung des Hebeaftes auf irgend welche 
Weije bewirkt worden ift'?), zugleich ein Rechtsmittel gegen den behördlichen 
Akt, auf dem die Einziehung beruhte. Da die materielle Seite des Anſpruchs 
nah dem oben zu $ 1 Gefagten nur durch das Reichsrecht normirt werden 
fann, und ſowohl die Rechtsjäge über die Verjährungsfriften wie über die 
Unterbrehung der Verjährung dem materiellen Nechte angehören, fo ift zwar 
die Anwendung partifularen Rechtes, joweit es für die Geltendmachung des 
Rechtsmittels Präflufivfriften gefegt haben follte, nicht nur dann ausgefchlofjen, 
wenn die reichsrechtlichen Verjährungsfriften länger find als die landesrecht- 
lichen Bräflufivfrijten, fondern auch dann, wenn das Reichsrecht Verjährungs: 





ändert an der Beionderheit der Beziehungen von Staat und Untertban, die die publiziftiiche 

Natur des Anspruchs ausmachen, nichts. Beweis ift die im nächſten Sage des Kontertes 

erwähnte Befugniß zur Beichlagnabme, Beweis ift ferner das fortdauernde Verbot der Auf- 

rechnung gegen die Steuerforverungen des Fisfus u. a. mehr (ieh unten $ 6, III, $8, N. 
) So W. Gläffing a. a. DO. Seite 62, 
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friften überhaupt nicht gefeßt hat. Denn es würde im erften Falle die Geltend- 
machung des Anjpruches innerhalb der Verjährungsfriit die Verjährung auch 
dann noch unterbrechen können, wenn fie nach Ablauf der PBräflufivfrift ge: 
Ichieht, und im zweiten Falle würde die Geltendmachung des Anspruchs ohne 
Rüdfiht auf die partifularrechtliche Präflufivfrift zeitlich unbeſchränkt fein. 
Soweit dagegen das Bartikularrecht die Art und Weife der Einlegung des 
Nechtsmitteld regelt, wird es für die Unterbrechung der Verjährung der Er: 
jtattungsanfprüche allerdings von Bedeutung. Denn dieje Unterbrechung kann 
ih gültiger Weife nur in denjenigen Formen vollziehen, die für das Ber: 
fahren bei Einlegung des Rechtsmittels vorgejchrieben find. Da aber nad) 
Artikel 36 der Neichsverfafjung die Erhebung und Verwaltung der Zölle und 
Verbrauchsſteuern ein verfaljungsmäßiges Recht der Einzeljtaaten ift, jo ftehen 
die Verfügungen der Yandesbehörden mangels reichsrechtlicher Normirung unter 
den jtaatsrechtlichen Regeln, die in dem YBundesjtaate gelten, von deſſen Be— 
börden fie ergangen find, insbejondere auch Hinfichtlich der gegen folche Ber: 
fügungen zulälfigen Beſchwerden und Rechtsbehelfe.) it der Erjtattungs- 
anſpruch aber danach ordnungsmäßig angebracht, fo ijt der Reklamant dann 
jelojtverjtändlih an die Beobachtung der landesrechtlihen Vorjchriften über 
das weitere Verfahren und damit auch an die Präflufivfriften für Die weiteren 
Rechtömittel gebunden und er fann fich nicht darauf berufen, daß er das meitere 
Rechtömittel zwar nad) Landesrecht verjpätet, aber noch innerhalb der Ber: 
jährungsfrift eingelegt habe. — Nach Artikel 7 Ziffer 3 und Artifel 36 Ab— 
ja 3 der Reich3verfaffung unterliegt auch die Entjcheidung der oberften Landes: 
finanzbehörde noch der Abänderung durch Bundesrathsbeihluß. Der Bundes- 
rath wird die Entfcheidung über den Erftattungsanfpruch abzulehnen haben, 
wenn der Inſtanzenzug nicht eingehalten ift. Iſt dagegen der Inftanzenzug 
erichöpft, jo würde von dem Erlafje der Enticheidung der oberjten Landes: 
finanzbehörde in Ermangelung einer geordneten Präflufivfrift für die Beſchwerde 
an den YBundesrath die für den Erjtattungsanjpruch gefeglich bejtimmte Ver: 
jährungsfrift von neuem zu laufen haben, und wenn die Beichwerde danach 
nicht rechtzeitig angebracht ift, nur eine Erjtattung aus Billigkeitsgründen in 
Trage kommen fünnen. 

II. Im Einzelnen ift noch Folgendes zu jagen. Die Verjährung des 
Erftattungsanipruchs wird unterbrochen: 

1. durch die Anbringung des Anfpruchs bei der zuftändigen Verwalt— 
ungsbehörde innerhalb der Verjährungsfrift, auch wenn daneben der Rechts— 
weg zugelajien ift. Sit der Erftattungsanfpruch irrthümlih an eine nicht zu: 
jtändige Behörde gerichtet, fo ift die Verjährung unterbrochen, wenn die Ab— 
gabe des Antrags an die zuftändige Behörde noch innerhalb der Verjähr— 
ungsfrift erfolgt. Zuftändig find nicht nur die ordentlichen unteren Inſtanzen, 
jondern auch die Direftiv- und die oberften Landesfinanzbehörden, da fie gleich: 
mäßig den in Anjpruch genommenen Staat vertreten. Eine Eingabe an den 
Bındesrath würde dagegen, da er den fchuldnerischen Staat nicht vertritt, eine 
Unterbredungswirfung nicht ausüben fünnen. Nach 8 15 des Branntwein: 
jteuergefeßes vom 18. Juli 1868 ift der Anfpruch bei der Anbringung gleich: 
zeitig zu begründen. Abgefehen hiervon ijt im Zweifel für die Geltendmad)- 
ung des Anfpruchs eine befondere Form nicht erforderlich, insbeſondere kann 
fie auch mündlich geſchehen. 


N) Entfcheidungen des Reichsgerichts in Bivilfahen Band 5 Seite 34 ff. 
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2. Wo nad; Landesrecht der Rechtsweg zugelafjen ift'), wird Die Ver— 
jährung durch die Anbringung der Klage unterbrochen. 

3. Auch wenn der in Antoruc genommene Abgabenpflichtige ohne Geltend- 
machung des Anſpruchs auf feine Forderung etwas erhält, wird dadurch die 
Berjährung unterbrochen. Dies ift der Fall, wenn die Verwaltungsbehörde, 
fei e8 im Wege der Regifterrevifion, jei e8 auf andere Weije felbit findet, daß 
ein Steuerbetrag zuviel oder zu Unrecht erhoben worden ift und deßhalb die 
Nücdzahlung von amtswegen anordnet. Als unterbrochen gilt die Verjähr— 
ung aladann von dem Zeitpunfte an, wo dem Empfangsberechtigten der über: 
hobene Betrag zur — angewieſen war. Su auch der Bundesraths— 
beſchluß vom 10. März 1890 8 148 der Protokolle (Preußiſches Zentral: 
blatt Seite 60), der von da ab eine neue einjährige Friit laufen läßt. Die 
Anweifung des überhobenen Betrages von amtswegen foll danach aber nur 
ftattfinden, wenn der zu erftattende Betrag 3 ME. und darüber beträgt. 


$ 6. Die Unterbrechung der Verjährung (Fortfegung). 


I. Werden die im vorigen Paragraphen genannten Unterbrechungshand— 
lungen rüdgängig gemacht, die Anmeldung zum Konfurfe, der Pfändungs: 
befehl zurüdgezogen, ein erhobener oder zwangsweiſe beigetriebener Betrag 
zurüdgezahlt, die Klage auf Erftattung zurüdgenommen, fo fällt damit aud) 
die Unterbrehungswirkfung weg und es ift jo anzujehen, als ob eine Unter: 
brechung der Verjährung nie jtattgefunden hätte. Die Zurüdgabe einer er- 
langten Sicherheit hat dieje Wirfung aber naturgemäß nur dann, wenn fie 
geichieht, weil der Anſpruch, der ficher geftellt werden follte, nach einer ver: 
änderten Anficht der Behörde nicht befteht. 

II. Die Unterbrechung der Verjährung vermag nicht mehr, als den bis- 
berigen Lauf der Verjährung aufzuheben, alfo den Zuftand Herzuftellen, wie 
er bei der Entjtehung der Forderung war. Dal; nach der Unterbrechung die 
Berjährung von Neuem zu laufen beginnt, wenn die Vorausfegungen hierfür 
ar ah find, dafür jprechen diefelben Gründe, die für den Lauf einer 
Berjährung überhaupt prechen. Die Vorausſetzungen hierfür find aber nicht 
gegeben, jolange für die Forderung eine Sicherheit bejtellt ift, und fie follen 
nach $ 214 des Bürgerlichen Gejegbuchs f. d. D. R. bezüglich der im Kon— 
furöverfahren angemeldeten Ansprüche nicht gegeben fein für die Dauer des 
Konkursverfahrens. Da im Verfahren vor der Verwaltungsbehörde ein Partei: 
betrieb nicht ftattfindet, der Bejchtwerdeführer auf den Fortgang des Ber: 
fahreng mithin feinen Einfluß hat, muß auch für die Erjtattungsanfprüche, 
die im Verwaltungswege verfolgt werden, gejagt werden, daß eine neue Ver: 
jährung nicht beginnen fan, folange die Sache bei der Verwaltungsbehörde 
anhängig ift. 

Il. Die von neuem beginnende Verjährung ift feine andere, als die zu 
Anfang lief, fie vollendet fih daher auch in derjelben gefeglichen Friſt, die 
für die zuerst laufende Verjährung galt. Die Beitimmungen des bürgerlichen 
Rechtes über die Prozeßverjährung und die Verjährung des Anspruchs aus 
der rechtöfräftigen Enticheidung da, wo der ordentliche Rechtsweg für den Er: 
ftattungsanfpruch zugelaifen ijt oder e8, wie im Konfursverfahren möglich ift, 
zum Bivilprozefje auch über den Steueranſpruch kommen fann, für die Forder— 


*) Weber das Partitularreht vgl. Gläffing a. a. DO, Seite 102 ff., 297 ff, 
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ungen des Abgabenrechtes anzuwenden, muß bedenklich fallen, da diefe An— 
fprüche, trogdem ihre Verfolgung auf den Zivilrechtöweg vermwiefen worden ijt, 
doh Ansprüche des öffentlichen Nechtes bleiben, nicht Anfprüche des bürger- 
lichen Rechtes werden. ') 


$ 7. Die Berjührungsfrijten. 


Damit die Verjährung eintreten könne, muß die Geltendmachung des An: 
ſpruchs eine beftimmte Zeit hindurch unterblieben fein. 

I. Bei Bemeſſung der Verjährungsfriften für die Gefälleforderungen hat 
der Geſetzgeber faſt durchgängig einen Unterfchied zwiſchen den hinterzogenen 
und den ordentlichen Gefällen gemacht. Es erjchten geboten, die Werjähr- 
ungsfriften für die erjteren weiter auszudehnen, da fich ihre Entjtehung der 
Kenntniß der Verwaltungsbehöde naturgemäß leichter entzieht, diefe alfo ſchwerer 
in der Lage ift, den ihr erwachienden Anſpruch geltend zu machen. Hierbei 
ind mit Ausnahme des Zolles die Friſten für die Verjährung der defraudirten 
Abgaben in Uebereinftimmung gebracht mit denjenigen fir die Verjährung der 
Strafverfolgung wegen der begangenen Defraudation. Denn jolange der 
Staat troß des Ablaufs einer gewiſſen Zeit noch die ftrafrechtliche Sühne für 
die Hinterziehung nicht nur beaniprucht, fondern fie auch im konkreten Falle, 
weil der Thatbeitand fich noch bat feftitellen laſſen, erhält, iit fein Grund 
vorhanden, warum er auf die Geltendmachung des aus der Hinterziehung ent— 
jtandenen Gefälleanſpruchs verzichten ſollte. Gleichwohl it e8 auch nach dem 
geltenden Rechte wicht ausgefchlofien, daß die Verjährung der Hinterzogenen 
Gefälle eingetreten ift, während die Strafverfolgung der Hinterziehung noch 
nicht verjährt ift. Dieß ift einmal dann der Fall, wenn bei einer durch Jahre 
hindurch verübten Defraudation wegen des vorliegenden fogenannten Fortſetz— 
ungszufammenhanges eine einheitliche That und die Verjährung der Straf: 
verfolgung erft vom legten Defraudationsfalle ab anzunehmen ift, und zum 
andern dann, wenn zwar die Strafverfolgungsverjährung rechtzeitig hat unter: 
brochen werden fünnen, nicht aber die Verjährung der Gefälleforderung, weil 
deren Umfang fich erit im Laufe des Strafverfahrens herausitellt. Das Re 
jultat, daß bier wegen der Hinterziehung eine Beſtrafung eintritt und gleid)- 
wohl die hinterzogenen Gefälle, ſoweit fie über drei Jahre zurücdliegen, nicht 
eingezogen werden dürfen, kann nicht befriedigen. Es wäre daher als wünſchens— 
werth zu erachteu, wenn der Gejeßgeber eine Beitimmung dahin treffen wollte, 
daß eine Verjährung der hinterzogenen Gefälle in keinem Falle früher ein- 
tritt wie die Verjährung der Strafverfolgung wegen der Defraudation, wie er 
ja ähnlich in $ 71 des Strafgeſetzbuchs ausgefprochen hat, daß die Volljtred- 
ung einer wegen derfelben Handlung neben einer Freiheitsitrafe erkannten 
Gelditrafe nicht früher verjährt als die Vollftredung der Freiheitsſtrafe. Im 
übrigen ergibt ſich das geltende Recht wegen der Verjährungsfriſten der Ab— 
gabenforderungen aus dem im Laufe der Abhandlung Gefagten. 

1. Die ordentlichen Gefälle verjähren beim Zolle und den Verbrauchs: 
abgaben in einem Jahre (oben $ 1 I) umd nur beim Spielfartenftempel im 
drei Jahren (oben 8 2, I, 3). 

2. Die hinterzogenen Gefälle verjähren beim Zolle und dem Wechfel- 
jtempel in fünf Jahren, bei den Verbrauchsabgaben und dem Spielkarten: 
jtempel in drei Jahren (oben $ 1, Lund 82, I, 2) und nur bei der Maijch: 


) Siebe oben $ 5 Anmerkung 11, 
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bottich= und Branntweinmaterialfteuer in einem Jahre (oben $ 2, I, 4). Für 
die verfürzte Braufteuer iſt es Hierbei gleichgiltig, ob die Verkürzung in Folge 
einer Hinterziehung oder eines Betruges eingetreten ift (oben $ 3, III, 2). 

II. Die Verjährungsfrift für die ala verjährbar anerkannten Erftattungs- 
anfprüche beträgt durchgängig ein Jahr. 


$ 8. Die Wirkung der Verjährung. 


I. Die Wirfung der öffentlich = rechtlichen Verjährung befteht darin, daß 
die Abgabenforderung, der Erftattungsanfpruch untergeht, nicht blos wie das 
Forderungsrecht des bürgerlichen Nechtes mit einer feine Geltendmachung aus: 
Ichließenden Einrede behaftet wird.) Die Abgabengefege jagen zum Theile 
ausdrücklich, daß der Anſpruch mit Ablauf der Verjährung „erlöfche,“ fo das 
Branntweinjtenergefeb vom 8. Juli 1868 in $ 15 Abſatz 2, das Brauifteuer: 
gefeg in S 40 Abſatz 2 und das Tabaditenergejeg in S 45 Abſatz 2, umd wo 
fie e8 nicht thun, darf der Grund dazu Tediglich in der verfchiedenen Formu— 
firung des Ausdruds, nicht in der Sache ſelbſt gefucht werden. Der aud) 
hier zwiſchen dem öffentlichen und dem privaten Nechte zu Tage tretende 
Unterschied bat vielmehr feine innere Begründung, und fie liegt in der Ver: 
Ichiedenartigfeit des Entftehungsgrundes der Anfprüche des bürgerlichen und 
des öffentlichen Rechtes. Jene beruhen entweder auf einem Willensafte oder 
einem Verschulden des Forderungsſchuldners (Kontrakte, Duafitontrafte; Delikte, 
Uuafidelikte), und daß diejer fein Wort einlöfe oder jein Verſchulden gut- 
mache, wenn mur die Berechtigung der Forderung troß des Zeitablaufes un- 
zweifelhaft feititeht, ift eine Anftandspflicht, die anzuerkennen ſich auch das 
Recht nicht verfagen kann. Der Richter hat daher die Verjährung nicht von 
amtöwegen, fondern nur foweit fie einredeweife geltend gemacht wird, zu be- 
rücfichtigen. Die Abgabenforderung aber entjteht ohne und ſelbſt gegen den 
Willen des Abgabenfchuldners, und wie der Staat nicht verlangt, daß diefer 
die Steuer gern und willig zahle, fo erwartet er auch nicht, daß der Schuldner 
die verjährte Forderung troß der Verjährung freiwillig entrichte. Zur Zahl: 
ung der verjährten Abgabenforderung befteht auch nicht einmal eine obligatio 
naturalis. Für den Eritattungsanjpruch ergibt fich andererfeit® von ſelbſt, 
daß, da der Schuldner in der Forderung, der Staat, über die Verechtigung 
des gegen ihn erhobenen Anfpruchs ſelbſt zu enticheiden hat, der ihn ver- 
tretende Beamte die dem Anfpruche entgegenftehende Verjährung kraft feiner 
Amtepflicht berüdiichtigen muß. Iſt die Verjährung im Abgabenrechte hier- 
nah von amtswegen jederzeit zu berückfichtigen, jo ergibt fich hieraus, daß 
dieß, wenn über den Anfpruch im Sivilrechtswege zu enticheiden ift, auch der 
Richter zu thun hat. 

II. Daraus, daß der Anſpruch durch die Verjährung zu Grunde geht, 
folgt, daß, wenn der Abgabepflichtige troß der Verjährung zahlt oder von 
ihm die Abgabe troß der Verjährung beigetrieben wird, er einen Erſtattungs— 
anfpruch in ganz der gleichen Weife hat, als hätte die Abgabenpflicht über: 
haupt nicht bejtanden. Der Erſtattungsanſpruch iſt darum, wie bereits oben 
$ 1, II hervorzuheben war, auch nicht etwa davon abhängig, daß der Zahlende 
in Unfenntniß der Verjährung die Abgabe entrichtet habe. Denn der Irrthum 
über die Zahlungspflicht würde nur dann eine weſentliche Vorausſetzung für 
den Erjtattungsanjpruch bilden können, wenn es bei der Entrichtung der Ab— 


So auch nach Bayerifchem Recht, fiehe Mar v. Sendel a. a. DO. U Seite 372. 
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gabe auf eine beftimmte Willensrichtung des Abgabepflichtigen, in&bejondere 
darauf anfäme, ob er in Anerkennung des Beſtehens der Forderung geleijtet 
habe oder nicht. Dieß ift aber, wie gleichfalls ſchon dargethan worden ift 
(oben $ 5, III 4), nicht der Fall.) Da der Unterthan auch dur An— 
erfennung einer Nichtichuld einen Gefälleanipruch gegen fich nicht begründen 
fann, ift der Erjtattungsanfpruch für ihn ſelbſt dann gegeben, wenn er nicht 
blos zwangsweiſe, Sondern auch freiwillig in Kenntniß der eingetretenen Ver: 
jährung geleistet hat, mit anderen Worten: auch der Verzicht auf die durch 
die eingetretene Verjährung erlangte Rechtsstellung ift nichtig. 

III. Durch den Untergang des Gefälleanfpruch® in Folge der Verjähr- 
ung geht übrigens unter Umständen das Recht, deſſen Ausdrud er ift, nicht 
ohne weiteres unter. Es ift bier nicht gedacht an die oben behandelten Fälle 
einer Mehrheit von Abgabenfchuldnern für ein und diefelbe Schuld; auch bier 
tritt die Verjährung allerdings nur zu Gunften desjenigen Schuldners ein, in 
defien Perfon fie fich vollendet hat, und es bleibt der Anspruch gegen die 
übrigen beftehen. Aber auch dann, wenn ein einziger Abgabenpflichtiger in 
Trage fommt und wenn der Gefälleanſpruch gegen diefen verjährt iſt, bleibt 
unter Umständen das ftaatliche Recht, vom zollpflichtigen Gegenitande die Ab- 
gabe zu fordern, fortbeitehen. Man denfe an den Fall, daß eine zollpflichtige 
Waare über die Grenze gefchmuggelt, dann jedoch aus irgend welchem Grunde 
im Örenzbezirfe derelinguirt und mun zu einer Zeit aufgefunden wird, wo der 
Anipruch auf die hinterzogene Abgabe gegen den Defraudanten längſt verjährt 
ift. Nach 8 157 des Vereinszollgefeges darf die Waare hier nicht ohne Ent- 
richtung des Zolles in den freien Verkehr gelebt werden. Ebenſo verhält es 
jih, wenn das Zollgut fih nach Ablauf der Verjährung gegen den Abgaben: 
pflichtigen aus irgend einem anderen Grunde noch in den Händen der Boll: 
verwaltung befindet. Selbit wenn das Eigenthbum an dem Zollgute in Folge 
der Konfisfation auf den Staat übergegangen ift, die Abgabe aber von De: 
fraudanten wegen eingetretener Verjährung nicht beigetrieben werden fann, ift 
aus dem Erlöje des Konfisfates zunächit der entfallende Zollbetrag zur Boll- 
kaſſe abzuführen?), und das Konfisfat darf, wenn der Erlös zur Dedung der 
Gefälle nicht ausreicht, überhaupt nicht in den freien Verkehr geſetzt werben. 
Auch iſt $ 14 des Nereinszollgejeßes und 8 19 des Tabaditenergeieges, mo: 
nach der zollpflichtige Gegenitand und der Tabak folange die Entrichtung der 
Abgabe nicht erfolgt ift, mit Beichlag belegt werden kann, jchlechterdings auch 
dann anwendbar, wenn der gegen eine bejtimmte Perſon entitandene Gefälle: 
anſpruch bereits verjährt iſt. Es hat in diefen Fällen (alfv beim a der 
Tabackſteuer) das Gejet neben dem in concreto entitandenen durchaus obli: 
gatoriichen Gefälleanſpruch ein ſelbſtändiges öffentliches dingliches Recht 
am Gegenſtande der Beſteuerung begründet, das ſich als ein Recht auf Inne— 
babung*?) darſtellt, und das ebenſowenig von den an der Sache ſtattfindenden 
Privatrehten und den mit diefen vorgehenden Veränderungen berührt wird, 
wie es feinerjeit3 auf dieſe Privatrechte ohne Einfluß iſt, ſoweit nicht eben 
deren Begründung und Ausübung die Innehabung zur nothwendigen Voraus: 
jegung bat. Diejes öffentliche dingliche Recht endet nur mit der Erfüllung des 
Bwedes, dem e3 dient, nämlich die Waaren folange vom freien Verfehre des 


N Uebereinftimmend W. Gläſſing a. a. D., Seite 68. 

So au Anmeifung zur Ausführung des Vereinszollgefeßes Ziffer 36. 

) Wie wir e8 auf anderen Gebieten und zu anderen öftentlichen Zweden z. B. in der 
Strafprogeßordbnung $ 94, 111 wieder finden. 
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Inlandes auszuschließen, ala nicht ein in concreto entjtandene Gefälleanſpruch 
durh Zahlung materielle Befriedigung gefunden hat, oder die Ueberführung 
der Waare in den freien Verkehr, fei es durch Untergang, ſei es durch Aus: 
fuhr, unmöglich geworden ijt. ') 

1V. Durch) die Verjährung der Abgabenforderung ift, da diefe damit 
untergegangen ift, auch der Anſpruch des Reiches gegen den Einzeljtaat auf 
den Ertrag der Abgabe, d. i. die aufgefommene Einnahme erlofchen (Art. 38 
der Neichsverfaffung). Auf den Grund der Verjährung, ingbejondere darauf, 
ob ein Verfchulden eines Beamten vorliegt, kommt es nicht an. Nur dann, 
wenn ein Beamter die Verjährung vorfäglich oder duch durch grobe Fahr— 
(äffigfeit Hat eintreten lafjen, hat der Einzeljtaat dem Reiche gegenüber zu 
haften (Artikel 16 Abjag 2 des Zollvereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 
vbd. mit Artikel 40 der Neichsverfaflung). Ein Regreß des Einzelftaates 
gegen jeinen Beamten fann daher auch nur im diefem Umfange anerkannt 
werden. 


", Alle Berfuche, den Zollanſpruch und das Recht am Bollgute als ein einbeitliches 
Recht zu konftruiren (Qaband, a. a. ©. I. Seite 895 ff.), müſſen nothwendig jcheitern. 


Inr Entwirkelung 
der Unabhängigkeit der Rechtſprechung. 


Don Gufav Siegel (Hannover). 


1. Die volfsthümliche Bewegung, welche ficb zum Ziele jeßte, eine 
geordnete Nechtspflege zu fichern, Kabinets- und Verwaltungsjuſtiz zu befeitigen, 
die Rechtsſprechung der Gerichte dem Einfluffe anderer politifchen Gewalten 
völlig zu entziehen und gejegliche Grenzen zwiſchen Juſtiz und Verwaltung 
berzuftellen, hängt in Deutjchland aufs engite zuſammen mit der Entwidlung 
des territorialen Staats. Die Urfachen diefer Bewegung gehen bis zu den 
Anfängen des modernen Staatswejens zurüd. Sie nimmt ihren Ausgang von 
der Umgeftaltung der territorialen Organe für Rechtsfprechung, welche, im 
Gefolge von fozialpolitiichen Wandlungen ſchon während des Mittelalters 
beginnend und fortfchreitend, im Laufe des jechzehnten Jahrhunderts unter 
einer kräftigen Ausbildung der Landeshoheit und im Vereine mit dem fiegreichen 
Eindringen des römischen Rechtes überall in den deutjchen Landen fich voll- 
zogen hatte. 

Die alte Gerichtsverfafjung war gegen Ausgang des Mittelalters allmählig 
in Verfall gerathen. Die Umwandlung der Gefellichaft, der Rückgang der 
vollfreien Bevölkerung, die Conſolidation der Herrenhöfe, die Zerfplitterung 
der Gaue und Territorien, die twucherartige Ausbildung des Lehensweſens, 
die Gewöhnung der waffentüchtigen Stäude an Eelbjthülfe, die häufigen Yand- 
fehden, alles trug dazu bei, das alte Gerichtswejen in der Mehrzahl der 
deutfchen Landgebiete aufzulöfen. Die Zuftändigfät der Landgerichte, in denen 
die Schöffen urtheilten, war räumlich, fachlich und perſonell allmählich jtarf 
eingejchränft. Gerichte unter der Bezeichnung Yandgerichte bejtehen zwar noch 
lange Zeit fort und fie find noch im fiebenzehnten Jahrhundert in weit größerer 
Zahl vorhanden als in der farolingischen und nachkarolingiſchen Zeit, aber fie 
ind nur noch Stüde der alten Landgerichte, fie find längſt nicht mehr die 
Gerichte des Gaues, der eben als politiiche Einheit nicht mehr bejtand; fie 
find zertrümmert, nur noch Ueberbleibfel einer vergangenen Rechtsbildung, meiit 
berabgefunfen zu Rügegerichten. Die vollfreie Bevölkerung des Gaues war 
die politiijche Grundlage für die große urjprüngliche Zujtändigfeit der Land— 
gerichte gewejen; jet waren andere Stände auf dem Boden einer neuen Ge: 
jellichaftsordung emporgefommen, deren Mitglieder fich von der Unterordnung 
unter das Landgericht zu befreien wußten. Unter dem Einflujje der politiichen 
und wirthichaftlihen Nenbildungen traten jchon während des Mittelalters 
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Sondergerichte an die Stelle der Landgerichte. Sie bildeten fich überall, 
wo nicht nad) Landrecht jondern nad) bejonderem Rechte, nad) Standesredht, 
zu richten und zu urtheilen war; ebenjo zogen die geijtlichen Gerichte manche 
Gattungen von Rechtsſachen, die vor die Yandgerichte gehörten, vor ihr Forum. 
Auch die Städte jchieden, joweit jie auf Grund von Privilegien über ihre 
Bürger Gerichtsbarkeit erlangt hatten, au8 dem Laudgerichtsverbande aus. 
Die Gerichtsbarkeit, d. h. die Gerichtäherrlichkeit, damals die Summe der 
Negierungsrechte, Die auch Polizei und Finanz in fich begriff, war ein Gegen: 
jtand privatrechtlicher Gejcyäfte geworden, fie wurde verkauft, vertaujcht, 
verfchenft, verliehen und verpfändet wie jedes andere nußbare Recht. So 
gewannen Klöſter, Stifte, Mannen und Städte mit den Ländereien, deren Beſitz 
ihnen auf Grund irgend welchen Vertrags überlajjen war, häufig auch die 
Gerichtsbarkeit, das Gericht, und nicht allein das niedere, jondern nicht jelten 
auch das hohe Gericht. Die zunehmende Häufigkeit diefer Gejchäfte trug nicht 
wenig dazu bei, die alten Gerichte zu zerjtüdeln. 

Vom fünfzehnten Jahrhundert an find es zwei Momente, welche die 
Auflöfung der alten Gerichtsverfajjung und eine Neugeftaltung des Juſtiz— 
wejens bejchleunigten: Die durch die geijtliche Gerichtsbarkeit geförderte Aus— 
breitung des römtjchen Nechts in Deutjchland und die Entwidelung des Terri- 
toriums zum Staat. Die Unwendung des römischen Nechts jegte rechtögelehrte 
Urtheiler voraus, die in deu Volkskreiſen, aus welchen die Schöffen entnommen 
wurden, nicht zu finden waren. Daher konnten namentlich in Eivilrechsitreitig- 
feiten die Yandgerichte ihrer Funktion nicht mehr gerecht werden. Eine Hecht: 
weilung durch den Borjigenden, den Richter, war ausgejchlojjen, weil derjelbe 
jelbjt in dem fremden Rechte nicht vorgebildet war. In peinlichen Saden 
konnten ſich allerdings viele Schöffengerichte noch längere Zeit in hergebrachter 
Thätigfeit erhalten; in dieſer Beziehung trat bei jolchen Gerichten, die als 
Nachfolger der echten Grafendinge von Alters her das Recht des Blutbanns 
hatten, abgejehen von der räumlifchen Kompetenz lange Zeit hindurch noch feine 
Aenderung ein. Noch im fjiebenzehnten und auch noch im achtzehnten Fahr: 
hundert jind in ſolchen Land-, Hals-, Hochgerichten Urtheile unter Mitwirkung 
von Schöffen ergangen, Die ohne rechtsgelehrte Bildung waren 

Bon größter Wichtigkeit für die Umbildung des Juſtizweſens aber war 
die wachjende Stärfe der Territorialmadt. Aus Jahrhunderte langen Kämpfen 
hatte jid) der Landesherr zur anerkannten Autorität über alle Gewalten des 
Yandes erhoben, in feiner Perſon fonzentrirte ji) die Landesobrigfeit, mochten 
einzelne Bewohner oder einzelne Klajjen von Untertdanen auch noch jo weit: 
gehende Herrichaftsrechte und Privilegien bejigen. Wie die KYandesherren darauf 
bedacht waren, alle die verjchiedenen echte, welche den Fubegriff der landes— 
herrlichen Gewalt darjtellten, zujammenzufajien und ein einheitliche® Regiment 
— eine Negierung — einzujegen, auch jich nicht jcheuten, vom Hofe aus 
unmittelbar einzugreifen, wenn e3 jich um eine Ausdehnung ihrer Herrſchafts— 
rechte handelte, jo waren jie auch darüber aus, das Gerichtswejen, Dejjen 
Nerormbedürftigkeit offenbar war, in neue Bahnen zu lenken und im höheren 
Maaße als zuvor ihrem Einfluſſe zugänglich zu machen. Soweit ihre Be— 
jtrebungen darauf gerichtet waren, den Wirrwarr des bejtehenden Zuſtands zu 
bejeitigen und eine Neuordnung des Gerichtswejens herbeizuführen, wurden jie 
von der Neichsgewalt unterjtügt und gefördert. In andrer Weile famen die 
Unterthanen jelbjt ihren Bejtrebungen vielfach entgegen. Man brachte entweder 
unmittelbar oder nach Entjcheid des ordentlichen Gerichts, jet es im Wege der 
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Appellation oder im Wege der Supplif den Nechtsfall zur definitiven Sentenz 
an den Landesherrn, der dann entweder in eigener Perſon mit feinen Räthen 
oder durch verordnete Näthe der Verhandlung und Entjcheidung fich unterzog. 
Es war das ein weiter Schritt vom bergebrachten Wege und eine völlige 
Entfremdung von altdeuticher Nechtsauffajiung. Denn Urtbeiler, Rechtsfinder 
waren nach alter Ordnung jtets die Standesgenofjen der einzelnen Unterthanen= 
klaſſen gewejen, nicht allein bei den hohen Land- und Gentgerichten, jondern 
auch jpäter bei den neuen weltlichen Sondergerichten (Lehen, Hof-, Stadt: 
gerichten). Weder der Graf noch der Schultheiß noch der Voigt noch der 
jonftige Gerichtsherr urtheilten felbit; jie führten nur den Vorjig in der Gericht: 
verhandlung, leiteten, „hegten” das Gericht und ließen das Urtheil volljtreden. 
Im ſpäteren Mittelalter fam dann aber in Folge des Berfalld und der Zer- 
jplitterung der Gerichte, der verworrenen Gompetenzverhältnifje und der schwachen 
Erecutive, unter der das Anſehen vieler in Lehens- und Pfandhand befind- 
licher Gerichte litt, die Hebung auf, wichtige Streitſachen dem Schiedsjpruche 
mächtigen Herren, insbejondere des Landesherrn, zu unterbreiten. Man hatte 
da3 Zutrauen zu dem Landesherrn, daß er den Nechtsfall einfichtSvoller entjcheide 
als die Schöffen des ordentlichen Gerichts, denen zwar die Gewohnheiten ihres 
Bezirkes befannt waren, die ſich aber in der Beurtheilung eines ungewöhnlichen 
Nechtsitoffes häufig als unzulänglich erwiejen haben mochten. Daneben wird 
der Gedanke an die Autorität des fürjtlichen Spruches, dem der Unterliegende 
williger folgen würde, ald dem Spruche des ordentlichen Gerichts, viele Fälle 
an den Hof des Landesheren gezogen haben. Auch die andere im Mlittelalter 
ſchon früh aufgefommene, an das Urtheilichelten der älteren Zeit ji an- 
Ichnende Sitte, daß Gerichte in Fällen von jchiwieriger Rechtslage ſich bei 
anderen Gerichten Rath und NRechtsbelehrung einholten und jolde als Norm 
für ihr Urtheil anzuerfennen hatten, jowie die hieraus ſich entwidelnde Appel: 
lation an jene Gerichte — die Oberhöfe — kam den Landesherren in ihrem 
Streben nad Stärkung ihres Einflujjes auf die Jujtizpflege zu Statten. Se 
mehr die Landesgewalt ſich fejtete, um jo leichter fand der Yandesherr Gehör, 
wenn er an Stelle des vielfach landesiremden Oberhofes ſich und feine Regierung 
jelbjt als zweite Inſtanz ſetzte. Verbote des Gangs an die Oberhöfe finden 
fih ſchon im fünfzehnten und ſelbſt im vierzehuten Jahrhundert, Dagegen 
Ichritt man von Negierungswegen gegen einen anderen Gebrauch, der ſich ein- 
gebürgert hatte, nämlich gegen die Aftenverjendung an die jurijtiiche Fakultät 
einer Univerjität (Initanz für Nechtsbelehrung) erit viel jpäter ein. Für peinliche 
Sachen jchrieb zwar 1521 die Carolina vor, daß die Gerichte (Schöffengerichte) 
in Zweifelfällen ſich bei ihren Oberhöfen („da fie aus altem verjährtem Gebrauch 
bisher Unterricht begehrt”) Rath juchen jollten; allein praftijch wurde dieſe 
Beſtimmung wohl nur für failerlihe und kleinere Territorien, die ihren Ober: 
hof bei einem Gerichte hatten. Größere Territoriatsherren, die eine mit rechts— 
gelebrten Perſonen wohlbejegte Hoffanzlei hatten, kehren ſich bald nicht mehr 
daran und bejtellten als Rechts- und zweite Inſtanz dieſe ihre Regierung oder 
ein davon abgezweigtes Juſtizkollegium. Sie konnten ſich dabei nothdürftig 
auf die weitere Anordnung der Carolina berufen, daß in Ermangelung eines 
Oberhofes das Gericht bei jeiner „Oberkeit“ in Zweifelfällen um Rechts— 
belehrung nachzuſuchen habe. 

Auch‘ eine fräftige Reichsgewalt hätte übrigens den Banferott des alten 
Gerichtsweſens nicht aufzuhalten vermocht. Als das römische Recht jeinen 
Sieg über das germanische Recht vollendet hatte und die faijerlichen echte 
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in Deutjchland gemeines Recht geworden waren, ergab fich die Unzulänglichkeit 
der Boltsfchöffengerichte von jelbjt. Die Rezeption des fremden Nechts war 
der Todesſtoß für die alte einfache Gerichtsverfafjung. Die Landesherren fanden 
in ihr zugleich eine willkommene Unterjtügung in ihrem Streben nad) Aus- 
dehnung der obrigfeitlichen Gewalt auf dem Gebiete der Rechtspflege. Außer 
an den Univerjitäten gab es nur an ihren Höfen Berfonen, welche das fremde 
Recht beherrichten, diefe Perfonen waren ihre Beamten. 

Die nothwendige Neugejtaltung des Juſtizweſens vollzog jih nur in 
oberfter Inftanz durch das Reich, jonjt auf territorialem Rechtsboden, aber 
freilich meijt in Anlehnung an die Reichsjujtizorganijation. Der Kaijer war 
zwar die Quelle aller Gerichtsbarkeit im Weiche, die Landesherren waren nur 
als Nachfolger der Grafen die belehnten Inhaber der Gerichtsbarkeit. Aber 
die politiiche Entwidelung in Deutjchland war bereit dahin gediehen, daß 
der Schwerpunkt der Reichsgewalt in dem Corpus der Neichsjtände lag, und 
hier war man keineswegs geneigt, die Errungenjchaften der landesfürjtlichen 
Macht im Territorium durch eine von Reichswegen angeordnete Uniformirung 
des Juſtizweſens zumal auf der Baſis von Faijerlichen Kontrol- und Auffichts- 
rechten in Frage zu ftellen. Die Keichsjtände, und namentlich die größeren 
Landesherren, jträubten jich gegen alle Einrichtungen, die irgendwie geeignet 
fein konnten, dem Kaiſer einen höheren Einfluß auf ihr Verhältniß zu den 
Unterthanen ihres Landes zu gejtatten, und jie waren fich wohl bewußt, daß 
eine Zuftizreform von Neihswegen der weiteren Konzentration ihrer Regierungs— 
gewalt erhebliche Hindernijje bereiten konnte. Sie veritanden es, die Reichs: 
gewalt von allen Maßregeln, welche auf eine Umgeſtaltung des Zerritorial- 
juftizwejens von Reichswegen binzielten, thunlichjt fern zu halten. Die Art 
der Verichtöreform im Territorium blieb Territorialfache, zumal das gemeine 
Herfommen und die Rechtsvorjtellungen im Volfe nur gehörig bejegte Gerichts: 
bänfe verlangten. Das Reid gab daher außer der Bildung von zwei fons 
furrirenden oberjten Reichsinjtanzen (Neichsfammergericht und Neich&hofrath), 
denen allerdings auch diejenigen Fürſten, die nicht ein Privilegium de non appel- 
lando erwirkt hatten, umterivorfen waren, über die Ordnung des Territorial- 
juftizwefens nur wenige allgemeine Direftiven, ohne weiter die Neichsftände 
in ihrem Grmejjen über die etwa erforderlichen Einrichtungen zu bejchränfen. 
Sp bejtimmte die Neichsfammergerichtsordnung, daß „ein Jeder feine Unter 
thanen in feinen ordentlichen Gerichten, Rechten und Oberfeiten bleiben laſſen 
und halten“ jolle, auch jollten die Stände ihre Unterthanen nicht zu Aufgabe 
ihres Nechtes auf Appellation andie Neichsgerichte zwingen dürfen. Damit 
war das Verbot der Kabinetsjuftiz ausgejprochen; der Fürft follte nicht allein 
und perjönlich entjcheiden. Im Neichsdeputationsabichievde von 1600 forderte 
der Kaijer dringend auf, „die Unter, Ober- und Hofgerichte, in denen Orten 
es noch nicht geichehen, mit verjtändigen alſo damals noch nicht unbedingt 
rechtögelehrten) Urtheilern zu bejegen, und im jüngften Neichgabfchiede von 1654 
erinnerte er die Kurfürjten und Stände daran, ihre Gerichte mit „qualifizirten 
Leuten“ aljo zu beitallen, daß fich Niemand darüber bejchweren fünne, als 
„wären diejelben im Reiche hin und wieder übel bejeget“. In diejen Ab— 
jchiede wurde jogar gedroht, daß, wenn jich „aus denen vom Kammergerichte 
durch Appellation oder jonjten eingebrachten Nechtfertigungen von wegen Erſatzung 
der Gerichte oder Adminijtration der Juſtiz einiger Mangel befinden würde“, 
— — „gegen die jchuldhafte Obrigkeit jomwohl als gegen deren geordneten 
Unterrichter gebührende Beitrafung vorgenommen werden jollte“, 
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2. So verichieden nun im Einzelnen die territoriale Juſtiz organifirt 
wurde, jo gejtaltete jich die Entwidelung doch in den mwejentlichen Runften 
gleichmäßig. Das Schöffenelement, auf dem die Selbitjtändigfeit der Gerichte 
beruhte, wurde allmählig verdrängt; die Gerichte wurden abhängige Beamten: 
erichte, in denen landesherrliche Beamte Recht Sprachen, dieſe Funktion der 
Suftiz, welche von altgermanischer Zeit her in den Händen des Volkes rubte, 
wurde eine Funktion der Megierungsgewalt, der Landesobrigfeit, durch welche 
die Unterthanen in ein neues und jtarfes Band der Abhängigkeit zur Landes- 
berrichaft gebracht wurden. Richter und Urtheiler wurden eine Perfon. Aus 
dem oberiten Richter im älteren Sinne, aus dem Gerichtsherrn, entwidelte ſich 
* Landesherr zum oberſten Richter im modernen Sinne, zum oberſten Ur— 
theiler. 

Die Auffaſſung, daß der Landesherr oberſter Richter im Lande ſei, nämlich 
oberſter Richter im modernen Sinne, war bald geläufig und unbeſtritten. In 
der Kurmark bezeugt das ſchon die Joachimica von 1527 und der Landtags: 
rezeß von 1534. Der Hinblid auf die zunehmenden Fülle der Landesherrlichen 
Gewalt ließ diefen Gedanken um fo leichter auffommen, je jchwächer die 
Bentralgewalt fich erwies und je mehr der Bevölkerung das Bewußtjein von 
der älteren Nechtsidee, daß Urtheile und Rechtsangelegenheiten nur aus dem 
Volke heraus geiprochen werden könnten, allmählich abbanden fam. Hatte 
man den Landesherrn zuerit nur als Vergleichsinftang angerufen, jo mußte man 
jest Schon in ihm die Macht jehen, deren Ausſprüchen alle Unterthanen des Landes 
auch in Rechtsangelegenheiten Gehorfam ſchuldeten. Aber noch bildete fich nicht die 
Rechtsüberzeugung, dab der Landesherr aus eigner Machtvolllommenheit ohne 
Zuziehung feiner Näthe und unter Hintanfegung der Formen des geordneten 
Berfahrens NRechtsfälle enticheiden könne; Verfahren und Urtheil mußte im 
Wege der im Territorium vorgejchriebenen oder üblichen Rechtsformen vor fich 
gehen. Dagegen ftieß e8 im Principe nirgends auf Widerjtand, daß der 
Landesherr ala Inhaber der Gerichtsbarkeit im Lande zur Rechtsſprechung 
bejondere Behörden verordnete und fich jelbit die Mitwirkung bei Enticheidungen 
von Rechtöfällen in der oberiten Inſtanz vorbehielt, daß er feinen Beamten die 
Urtheilsfällung übertrug, bier Gerichte aufhob, dort neue beitellte, rechtsgelehrte 
Richter an Stelle der Schöffen jegte und Zuftändigfeiten unter den verjchiedenen 
Arten der Gerichte nach feinem Ermejjen regelte. So lange freilich ſtändiſche 
Körperichaften noch ein politisches Gewicht gegenüber der Landesgewalt behalten 
hatten, mußte der Landesherr auch bei DOrganijation des Juſtizweſens mit 
diefen rechnen und wurde in dieſer Beziehung zeitweilig, bier auf längere, dort 
auf kürzere Zeit bejchränft. 

Die Landesherren leiteten die Reform des Gerichtswejens abjichtlich in 
diefe Wege, die ihnen eine beträchtliche Stärkung ihrer Autorität verhießen. 
Hätten fie nicht gerade darin ein vortreffliches Mittel zur weiteren Ausbreitung 
der Landesgewalt erblidt, jo hätten fie neue Wege einschlagen können, Die 
von der älteren Rechtsauffaſſung fich nicht jo weit entfernt bätten. Es war 
feineswegs geboten, das Schöffeninſtitut als ſolches zu beſeitigen; man konnte 
ſich darauf beſchränken, dasſelbe zeitgemäß umzugeſtalten, etwa die zum Schöffen— 
amte tauglichen Perſonen nach zweckentſprechenden Grundſätzen ſorgfältiger 
auszuwählen, und rechtsgelehrte Vorſitzende, denen insbeſondere die rechtliche 
Unterweiſung der Schöffen zugefallen wäre, an die Spitze der Gerichte zu 
jtellen, wie es in England geichehen iſt. In der That findet fich auch ein 
jolher Gang der Entwidlung in mehreren deutjchen ZXerritorien, aber nur 

Annalen det Deutſchen Reicht, 1808. 15 


226 G. Siegel: Zur Entwickelung 


übergangsweiſe. Er wurde bald verlajien, da er dem Herrichaftsünterejje der 
Landesherrn nicht dienlich war. j 

3. Ohne Kämpfe mit den Ständen ging es bei den Gerichtsreformen 
nicht ab. Sie wiederholten fich noch im fiebenzehnten, in einzelnen Territorien 
jelbit im achtzehnten Jahrhundert. Immer dreht ſich der Streit um das 
Maß des Einfluffes, welchen einerjeit3 die Landesherrichaft, andrerjeit3 Die 
Stände bei der Beſetzung der höheren Gerichte beanspruchten, daneben um 
die Kompetenz und in der eriten Zeit um die Belegung mit rechtsgelehrten 
oder ungelehrten, aus dem Mittel der Stände zu entnehmenden Mitgliedern. 
Damit fteht auch die jeltiame Erjcheinung im Zuſammenhange, daß fich in 
den meiften größeren Territorien zwei in Sivilrechtsjtreitigkeiten und hie und 
da in anderen Gattungen von Rechtsangelegenheiten konkurrirende obere Inſtanzen 
bildeten. Beide gingen vom Hofe aus, die eine von dem Lehenshofe, die 
andere von dem Kanzleramte. 

Dasjenige Gericht, an welches bei der Organijation der neuen Obergerichte 
zunächſt angefnüpft wurde, war das Lehnhofgericht, in welchem unter Vorſitz 
des Landesherrn oder feines Stellvertreter (des jpäteren Hofrichters) Privat: 
rechtöftreitigfeiten feiner Mannen in Lehenſachen und Streitigkeiten der Mannen 
mit Andern in Lehnsfachen abgeurtheilt wurden. Das Gericht trat jchon 
gegen Ende de3 Mittelalters über den Rahmen eines Spezialgerichtshofes 
für Lehensſachen heraus, indem die landjäßige Ritterſchaft fich in allen Rechts— 
jtreitfachen feiner Zuftändigfeit unterwarf. Ausſchließlich Standesgenofjen der 
jtreitenden Ritter und Edelfnappen jaßen als Urtheiler in diefem Gerichte; 
im Landgerichte dagegen jaßen Urtheiler aus verjchiedenen Ständen, wenn 
dort auch wohl jtet3, wenn ein Ritterbürtiger Partei war, NRitterbürtige ala 
Schöffen mitzugezogen wurden. Aus diejer Berfchiedenheit in der Bejegung 
der Schöffenbanf erklärt fich das Streben der Ritterfchaft, fi) von der Unter: 
ordnung unter das Landgericht los zu machen und lediglid) vor dem Hof: 
gerichte Recht zu nehmen. Dadurch wuchs das Anfehen diefes Gerichts, und 
e8 wurde begreiflich, daß auch die anderen beiden Stände (Prälaten und Städte) 
Einfluß auf dasjelbe zu gewinnen juchten. Diejes erweiterte Hofgericht, das 
meilt diefen Namen behielt, jpäter aber auch hie und da andere Namen führte, 
erhob fich faft überall zum Obergerichte im Lande; es wurde erjte Inſtanz für 
die Mitglieder der Nitterfchaft, zweite Inſtanz über den Land, Stadt- und 
Patrimonialgerichten, ſowie den jpäteren Aemtern Vogteien u. ſ. w. Wenigſtens 
ift das die Regel, es kommen jedoch in verjchiedenen Territorien auch andere 
Zuftändigfeitsverhältniffe vor. Das MNeichsfammergeriht wurde meiſt das 
Mufter für die Einrichtung der modernifirten Hofgerichte, namentlich wurden 
die Hofgerichtsordnungen nach der Neichgfammergerichtsordnung fopirt. 

In der eriten Hälfte des 17. Jahrhunderts find diefe Hofgerichte in den 
meijten deutjchen Ländern errichtet, wenn auch nicht immer unter demfelben 
Namen; an einigen Orten heißen fie Quatember:, Duartalsgericht, auch Land— 
und Hofgeriht, Hof und Kammergericht, Bezeichnungen, die auf eine Ber: 
Ichmelzung zweier verjchiedenen Gerichte hindeuten. Die Erhebung des Hof- 
gerichts zum oberen Zerritorialgerichte und zum Hauptgerichte der adeligen 
Landſaſſen (vielerwärts® auch der Prälaten und Städte) war eine politijche 
Konzeſſion des Landesherrn an die Landſtände, insbeſondere an die Ritterichaft. 
In allen Territorien, wo der Kandesherrichaft noch Landſtände gegenüberjtanden, 
die einige Macht und Regſamkeit bejaßen, wachten dieje mit Eiferfucht darüber, 
daß bei der Organijation der Hofgerichte ihre Gerechtſame und Privilegien 
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nicht gejchädigt würden. In manchem Lande gelang es ihrem Einfluſſe, die 
Hofgerichte eine Zeit hindurch faft ganz in die Hand befommen. Namentlic) 
war das in den mecklenburgiſchen und braunfchweigslüneburgiichen Landen der 
Tal. So unterhielten im Anfange des 17. Jahrhunderts, wie aus den Landtags 
abjchieden von 1607 und 1610 zu erjehen, die Lüneburgiichen Stände das 
Hofgeriht auf ihre Koften allein: vom SHofrichter bis zum Gerichtsboten 
herunter wurden alle Beamten desjelben aus dem jtändischen Landſchatze bezahlt. 
Im Anfange des 16. Jahrhunderts war das Hofgericht zu Pattenjen (auch) 
Duatemberobergericht genannt) außer dem Hofrichter bejegt mit zwei Abge— 
ordneten der Prälatur, zwei Abgeordneten der Ritterfchaft, dem Biürgermeijter 
und dem Stadtjchreiber der Städte Hannover und Hameln und einem Bürger: 
meijter der fleineren Städte; zu derjelben Zeit bejtand des Landgericht zu 
* Uelzen, welches damals unter diejer beibehaltenen Bezeichnung in ein Hof 
gericht umgewandelt wurde, aus dem Abte des Kloſters St. Michaelis zu 
Lüneburg, zwei Richtern geiftlichen Standes und drei Mitgliedern der Nitter- 
ſchaft, war aljo auch rein ſtändiſch. 

Ganz bejonders wehrten ſich die Stände gegen das Eindringen rechts— 
gelehrter Richter (doctores) in das Hofgericht, jedoch angeſichts der Aus— 
breitung des fremden Rechtes und der landesherrlichen Macht nirgends mit 
dauerndem Erfolge. Aber es mwährte geraume Zeit, ehe die ungelehrten Bei— 
jiger in den Hofgerichten von den Gelehrten ganz verdrängt wurden. 

Einzelne Fürjteu freilich tbeilten ſchon früher ihren Hofgerichten eine 
Mehrzahl von Doktoren zu, jo die Herzöge von Bayern- München am 
Ausgange des 15, Jahrhunderts. Auf die heftigen Bejchwerden ihrer Stände 
aber mußten diefe Herzöge ſich vorläufig bequemen, „mehr Landleute als 
Doktoren“ zu Hofgerichtsbeiiigern zuzulaſſen; das ließen ſich die Stände im 
Landtagsabjchiede von 1501 ausdrüdlich verbriefen. Zu derjelben Zeit gelang 
e3 den württembergijchen Ständen, ihre Beichwerden wegen den Doktoren am 
Hofgerichte bei dem Herzoge Ulrich durchzuſetzen: in der confirmatio privi- 
legiorum um 1501 verſprach der Fürſt, „des Hofgerichts halber, nachdem 
Prälaten und gemeiner Landichaft an Haltung und Vollziehung desjelben 
merfliches gelegen, folches fürder im Yande mit ehrlichen frommen gejchikten 
verjtändigen Perjonen vom Adel und der Landichaft bejegen und desſelbig 
mit doctoribus nit überladen.“ Kurjachjen hatte jchon im Anfange des 
16. Jahrhunderts zwei Hofgerichte, eins in Leipzig eins in Wittenberg; 
jie waren bejegt mit Univerjitätsprofejjoren und Adeligen, vor ihnen wurden 
die Prozejje der Ritterſchaft und jonjtiger jchriftiäßiger Perſonen verhandelt. 
Aber über ihnen jtand bald (jeit 1517) eine Appellationsinjtanz, der „Hofrath-“ 
(Juſtiz- und Negierungstollegium), dejjen Mitglieder ausichlieglich Nechtsgelehrte 
waren. Das Leipziger Schöffengericht war jeit jeiner Neubegründung im 
Sabre 1574 ausſchließlich Kriminalgerichtshof; er beitand geranme Zeit aus 
drei Bürgermeijtern, drei rechtsgelehrten Doftoren und einem Laien. Die 
Landjtände wurden von Kurfürſt Auguſt bei der Neuordnung nicht befragt. 
Dem Hofgerichte zu Wolfenbüttel jah im 16. Jahrhundert ein Hofrichter aus 
der Nitterfchaft vor, Beifiger waren vier Doctores juris, zwei Deputirte der 
Nitterjchaften, zwei Deputirte der Städte. Das obengedachte Yandgericht 
Uelzen bejtand nach der Reformation ang einem adeligen Hofrichter, zwei adeligen 
und vier „gelehrten“ Beifigern; es war Obfervanz, die legteren zur Hälfte aus 
den Hofräthen zu entnehmen, die deshalb ihrer übrigen Eide gegen die Yandes- 
herrſchaft entlajjen wurden, die anderen beiden waren regelmäßig landes- 
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fremde juris consulti. Gegen Ende des 16. Jahrhundert wurde das braun: 
Ichweigslüneburgifche Hofgericht zu Gandersheim auf Verlangen der Stände 
refonjtruirt; dieſe verlangten namentlidy die Berufung von jtändiichen Ver: 
tretern, um dem Nepotismus und der Bejtechlichkeit vorzubeugen, und erreichten 
e3, daß das Gericht mit einem adeligen Hofrichter, ſechs bis acht Rechts: 
gelehrten, vier Mitgliedern der Ritterfchaft und vier ſtädtiſchen Beifigern bejtellt 
wurde. Mehnliche Kompromiſſe wurden zwijchen der Yandesregierung und den 
Ständen anderwärts gejchloffen. So befanden ſich im 16. Jahrhundert im 
Hofgerichte zu Marburg neben drei doctores juris neun ritterfchaftliche Mit: 
glieder; im Hofgerichte zu Hildesheim ſaßen um dieſelbe Zeit ritterfchaftliche 
und geiftliche Beifiger. Im Fürſtenthum Calenberg follten am Hofgerichte 
zu Hannover nach der Hofgerichtsordnung von 1639 zum Hofrichter ein „vedlic) 
Verſtändiger“ aus der Kitterfchaft, fünf wohlerfahrene Perjonen, darımter ein 
Gelehrter und ein Mdeliger zu ordentlichen Aſſeſſoren, dagegen zu außerordent- 
lichen Wijejioren der Negel nad) Adelige ernannt werden, außerdem waren zu 
jeder Audienziwoche zwei aus der Nitterjchaft und zwei aus den Städten zu 
„verichreiben“. Auch beim bremijchen Hofgerichte fungirten noch im jieben: 
zehnten, auch noch im achtzehnten Jahrhundert neben den bifchöflichen (jpäter 
hannoverſchen) Hofräthen Werordnete des Kapitels (in der biichöflichen Zeit), 
Vertreter der Landichaft und der Städte ala Beifiger und überhaupt hielt fich 
das jtädtiiche Element in den geiltlichen Territorien des Weſtens verhältniß- 
mäßig lange Zeit in den höheren Gerichten. In Brandenburg-Breußen wurden 
die ungelehrten Richter erjt unter Friedrich I. und Friedrich Wilhelm I. in den 
re allmählich bejeitigt, ungelehrte Präfidenten kamen aber noch 
päter vor. 

Während die Hofrichter meiftens, die gelehrten Beiliger (die „gemietheten“ 
Doktoren) immer von dem Landesherrn ernannt wurden, gelangten die ſtändiſchen 
Beifiger faft überall in einem längeren Zeitraum durch jtändische Wahlen auf 
ihre Boften. Sie wurden zu den Sigungen als ftändiiche Vertreter „Deputirt“ ; 
erjt jpäter verflüchtigte fich das jtändiiche Wahlrecht in ein Bräfentationgrecht. 
In einigen Landen freilich, namentlich in der Mark Brandenburg, bejeßte der 
Landesherr Schon früh alle Stellen des Gerichts, ohne jich an den Widerjpruch 
der Stände zu fehren. Aber jelbjt in der Mark wurde der größte Theil der 
Kammergerichtsmitglieder vom Kurfürften herkömmlich bis zum 17. Jahrhundert 
aus der Mitte der Stände entnommen; es waren ungelehrte Mitglieder der 
Nitterichaft, die vom Kurfürjten jedesmal zu dem ordentlichen Audienzen „ver: 
ordnet” murden. 

Am erbittertiten fämpfte überall die Nitterichaft gegen das Eindringen 
der rechtsgelehrten Richter in das Hofgericht, wie jie auch gegen das Vor- 
dringen de3 römischen echtes den heftigften Widerftand leiſtete. Sie hing 
am Alten, an den deutichen Einrichtungen und Saßungen, nicht lediglich aus 
fonjervativer Gefinnung, fondern im gerechter Beſorgniß um die Erhaltung 
ihres politifchen Einfluſſes. Weder das fremde Recht noch die modernen, meiſi 
aus bürgerlichen Kreifen jtammenden Juriſten, mit denen der Landesherr Die 
Regierung leitete und die er überall in feine Landesfollegien einjchob, waren 
den feudalen Anjprüchen geneigt. Weniger abgünftig zeigten fich dem gelehrten 
Richterthum, dem Beamtenthum gegenüber, die Städte und die Prälatur der 
geiftlichen Lande; bei den größeren Stadtgerichten waren früh gelehrte Richter 
thätig und gerade der höhere Bürgerſtand hat lange Zeit hindurch die große 
Mehrzahl der Doktores an den Höfen geftellt. Dauernd fonnten die feudalen 
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Stände fich des Durchdringens der Hofgerichte mit Nechtsgelehrten nicht er 
wehren. Je mehr fich in der Folge diefer Prozeß vollzog, um jo häufiger 
twidmeten ſich dann junge Leute von Adel dem Rechtsſtudium, weil — 
die Hofgerichte in den meiſten Territorien dem eingeſeſſenen Adel unter der 
Vorausſetzung juriſtiſcher Vorbildung noch vorzugsweiſe zugänglich blieben. 
Ueberhaupt war die Verfaſſung der Hofgerichte häufig Gegenſtand der Land— 
tagsverhandlungen; Anträge auf Aenderung ihrer Verfaſſung, Beſchwerden über 
landesherrliches Eingreifen in dieſelbe, Verhandlungen über Reformen der— 
ſelben kehrten auf den Landtagen im 16. und 17. Jahrhundert immer wieder. 
Namentlich der Adel vertheidigte die ihm garantirten Rechte auf Beſetzung 
eines Theils der Stellen und ſonſtiger Befugniſſe auf's Heftigſte und in manchen 
Territorien mit bleibenden Erfolgen. Mußte doch ſelbſt Friedrich II. noch 
bei der Juſtizreform von 1747/1748 den Ständen das freilich ſchon durch— 
brochene Indigenatsrecht betätigen und ihnen in Juftizangelegenheiten eine 
Art von Auffichts: und Beſchwerderecht gewähren. 

Neben dem Hofgerichte enttwicelte ſich ſchon früh eine zweite obere In— 
tanz in den Territorien. Diefelbe nahm ihren Ausgang vom Sanzleramte. 
Als die Fürſten begannen, fich rechtsgelehrte Kanzler und namentlich Kanzler 
weltlichen Standes zu halten, übertrugen fie diefen entweder allein oder mit 
anderen verordneten Räthen von Fall zu Fall die Verhandlungen und Ent: 
Iheidungen derjenigen Nechtäftreitigkeiten, welche durch Parteiprorogation an 
den Zandesherrn gelangten. Je häufiger diefe Fälle wurden, um fo eher wurde 
es jtändige Einrichtung, daß die Kanzlei, d. h. der Kanzler mit den Kanzlei— 
gehilfen auf Anrufen von Landesobrigkeitswegen in Rechtsftreitigfeiten entjchied. 
Die Kanzlei war aber nicht wie das Hofgericht ein Drgan für Augübung 
richterlicher Hzunftionen, jondern fie war weſentlich Negierungsorgan des Landes: 
berrn. Bevor die Anſchauung geläufig wurde, daß der Landesherr nicht nur 
als Kompromißinftanz, fondern kraft feiner höchiten Gewalt im Lande Recht 
zu fprechen und auch Recht zu finden befugt fei, war die Kanzlei als Ber: 
handlungs- und Urtheilsinjtang nur auf befondere Berufung des Landesherrn 
thätig, der Landesherr konnte mit folchen Aufgaben auch Andere von feinen 
Räthen betrauen, und er hat das während des Kampfes zwiſchen deutjchem 
und römischem echte auch oft genug gethan. Jene richterliche Thätigfeit war 
nur ein Theil der Thätigfeit der Kanzlei, im übrigen lag in ihren Händen 
die gefammte obere Verwaltung des Landes. Als jedoch mit der Ausbildung 
des Territorialftaates und der Konzentrirung der landesherrlichen Rechte die 
Zandesverwaltung immer umfangreicher und verwidelter wurde, übertrug man 
die NRegierungsgejchäfte der Kanzleien vielerwärts auch anderen Behörden, die 
jih von ihnen abzweigten, 3. B. auf Finanzlammern, Geheimrathskollegien, 
Yandesregierungen und bejchränfte die Kanzlei (auch fürftliche Rathsſtube, 
Hofräthe, d. h. Hofrathsfollegium, Regierung genannt) wejentlih auf die 
Nechtsjachen. 

Erit allmählig wurden die Kanzleien ordentliche Gerichte und Fonfurrirten 
als ſolche mit den Hofgerichten, namentlich in Givilfahen. Die Entwidlung 
ging nicht ohne Kampf vor fich; wie die Reichsſtände die Ausdehnung der 
Juſtizpflege des Neichshofraths mit fcheelen Augen anfahen und befämpften, 
jo wiederholten ſich auch die Klagen und Protejtationen der Landitände gegen 
die Ausdehnung des Geichäftskreifes der Juſtizkanzleien in Nechtsfachen. Gleich: 
wohl wurde oft das Bemühen der Yandesherren, die Zuftändigkeit ihrer Kanz- 
feien auf Koften der Hofgerichte und der etwa noch vorhandenen höheren Land: 
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erichte zu vermehren, mit Erfolg gekrönt. Dem kam zu Statten, daß die 
ee pr früher und reicher mit vechtögelehrten Mitgliedern befegt waren ala 
die Hofgerichte, und daß fie leichter in Anspruch genommen werden fonnten und 
die Prozeſſe rajcher erledigten, als die Hofgerichte, welche ähnlich wie unfere 
Schwurgerichte, nur zu gewillen Zeiten des Jahres tagten. Im Allgemeinen 
fann man jagen, daß, je mehr die politische Geltung der Landftände im 
Territorium abnahm und je autofratiicher die Iandesherrliche Gewalt wurde, 
um jo mehr ſich das Anfehen der auch in ihrem Gejchäftsfreife allmählig ge: 
ſchmälerten Hofgerichte verminderte. Zu Zeiten, wo ſich die beiden politifchen 
aktoren in Schach hielten, kam es in manchen Landen vor, daß die Be- 
örden — Hofgericht, Hoflanzlei und auch wohl Konftiftorium — ſich troß 
aller Mandate Serenissimi die Kompetenz ftreitig machten, daß eine Behörde 
Sadhen annahm, die von der anderen bereits entichieden waren und daß es 
weitläufiger Verhandlungen auf den Landtagen bedurfte, um der dadurch ent- 
ftandenen Verwirrung der Rechtspflege abzuhelfen. In den meisten Landen 
wurden die Juftizkanzleien ausschließliche Appellationsinftanz für Straflachen, 
aber es fam auch wenigiteng zeitweilig vor, daß fie ala Appellationsinitanz 
gegen hofgerichtliche Enticheidungen in Bivilfachen anerfannt wurden. Immer: 
hin behielten die Kanzleien, hier weniger, dort mehr, auch in ihrem neueren 
Stadium neben ihren gerichtlichen Gejchäften Verwaltungsgefchäfte bei, Die 
heute als Regierungsangelegenheiten angejehen werden. Im Bisthum Minden 
3. B. führte die Kanzlei bi8 zur Angliederung an Brandenburg die gefammte 
eg einschließlich der Juſtiz, und denjelben Umfang hatte lange 
eit die von Brandenburg dort eingefegte Negierung. Auch in den übrigen 
preußifch = brandenburgifchen Territorien hatten die meijten „Regierungen,“ die 
urfprünglich Landeszentrafitellen für Juſtiz und Verwaltung gemejen waren, 
auch ſpäter noch eine Anzahl Verwaltungsgeichäfte neben der Zuftizpflege zu 
erledigen, jelbjt dem Kammergerichte wurden im Jahre 1658, aus dem Geheim- 
rechte die „militärischen und Kontributionsfachen” übertragen und alle Regier- 
ungen hatten bis in die Zeiten Friedrich Wilhelm's I. 3. B. die Aufficht über 
die Städte, namentlich das Necht der Beſtätigung der gewählten Magiftrats- 
mitglieder. In anderen Yanden, jo im Hochſtifte Hildesheim, in Cleve und 
in den Braunſchweig-Lüneburgiſchen Fürftenthümern waren ihnen die Feudal— 
ſachen vorbehalten. Es gab freilich auch Hofgerichte, die nicht ausschließlich 
auf Rechtsſachen beichränft waren. Ueberhaupt war der damaligen Zeit die 
heutige jtrenge Unterjcheidung zwiichen Berwaltungs: oder Negierungsbehörden 
und Gerichtsbehörden fremd. Gemischte Kollegien, in denen die Juſtiz durch 
eine befondere Abtheilung verwaltet wurde, waren in den fleinen Territorien 
und auch jelbit in größeren (wie Württemberg) auch im Ausgange des vorigen 
Jahrhunderts nicht ſelten. Die unteren Landesbehörden (Memter, Vogteien, 
Hauptmannschaften u. ſ. mw.) zumal waren ja überwiegend zugleich Verwalt— 
ung und Juftizorgane und find es bis in biefeß Jahrhundert hinein geblieben 
(Gerichts- und Juſtizämter im Sächſiſchen, Landgerichte in —— landes⸗ 
herrliche Aemter im Hannöver'ſchen und Mecklenburg u. ſ. w.). 

In erſter Inſtanz insbeſondere für Rügeſachen duchen, wie ſchon oben an- 
gedeutet, die Schöffengerichte in vielen Territorien noch lange Zeit beſtehen; ſie 
wurden zum Theile erſt in dieſem Jahrhunderte durch Beamtengerichte völlig erſebt 
Am früheſten verſchwanden ſie in den öſtlichen Theilen Deutſchlands, was ſeinen 
Grund hatte in der Zerſplitterung der Gerichtsbezirke, die ſchon im 16. Jahr— 
Hundert nicht mehr die nöthige Zahl der Schöffen liefern fonnten. Am längjten 
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erhielten fie fich in den Heinen und mittleren Territorien Weftdeutichlande, auch 
in Württemberg und in hannöver'schen Landestheilen, freilich mit verfchiedener und 
wechfelnder Kompetenz. Ihr Anjeben ſank indejien faſt überall; die niedere 
Bevölkerung, mit der fie e8 mefentlich zu thun hatten, denn die höheren Klaſſen 
waren „kanzleiſäſſig“, wandte fih mit Vorliebe ftatt an fie an die landes— 
herrlichen Beamten und die Landesherrichaft unterftügte diefe Neigungen. Der 
Abfolutismus war Diefen Reiten der alten Gerichtsverfaffung, Die in der 
Rechtsſprechung und vielfach auch in der Verwaltung der Juſtizpflege von der 
Landesregierung unabhängig waren, nicht hold. Die meiften von diejen übrig: 
gebliebenen Schöffengerichten wurden im 18. Jahrhundert bejeitigt. An ihre 
Stelle traten die landesherrlichen, Mediat: und Batrimonialbeamten (Droften, 
Amtmänner, Hauptleute, Juftitiare), die jeßt jämmtlich in den Nechten vor: 
gebildet waren. 

In den legten Jahrhunderten drehte fich der politiiche Kampf zwifchen 
der Zandesherrichaft und den feudalen Ständen auf dem Gebiete der Gerichts- 
barkeit nicht fowohl um die Beibehaltung des Laienrechtsipruchs, jondern um 
den Einfluß auf die Bejegung der höheren Gerichte. Für die Schöffenver: 
fajjung der niederen Gerichte interejfirte fich der landſäſſige Adel, der unter 
den Ständen das große Wort führte, nicht mehr, er hatte ſelbſt feinen Ieb- 
haften Widerfpruch gegen das Gebot, die Nichtertellen auf feinen Befigungen 
mit ftudirten Perſonen zu bejegen. 

Die Hofgerichte waren, weil der landftändische Einfluß in ihnen überwog, 
der Landesgewalt gegenüber mehr oder minder jelbitändig, im weit höherem 
Grade als die Kanzleien, die ja nur aus landesherrlichen Beamten bejtanden 
und im Grunde die Regierung felbjt oder wenigſtens einen Theil derjelben 
ausmachten. Jene waren von den Landjtänden abhängig, da diefe in irgend 
einer Geftalt über die Nichterftellen, mindeftens über eine gewilje Anzahl der: 
jelben, verfügten, die Kanzleien dagegen fühlten fich ſeit ihrer Entjtehung als 
Drgane des Landesherrn. Je mehr das altitändische Weſen, die Privilegien 
der Ritterfchaft und die Freiheiten der Städte dem felbitherriichen Regimente 
des Landesfürjten weichen mußten, um jo mehr dehnten die Kanzleien unter 
ausdrüdlicher oder doch jtillfchtweigender Billigung der Territorialgewalt ihre 
Macdtiphäre aus und um jo eher verfümmerten die —— Die häufigen 
Klagen der Landſtände im 17. Jahrhundert, daß die Kanzleien ſich der ſtändi— 
ſchen Unterthanen und deren Streitigkeiten mit dem Gutsherrn zum Nachtheile 
der letzteren über Gebühr annehmen, laſſen zugleich erkennen, wie das Ver— 
trauen der niederen Bevölkerung zu den Hofgerichten abgenommen hatte. 

In einzelnen Landen wurden die Hofgerichte im Laufe der Zeit von den 
Kanzleien gänzlich erfegt (Köln, Helen), in anderen wurden beide fombinirt, 
in anderen jtellten fich die Kanzleien als Reviſions- oder Appellationsinjtanz 
über das Hofgeriht (Sachen, Württemberg); ausnahmsweile allerdings erhob 
ih das Hofgericht über die fürftlichen Zuftiztanzleien, wie in Meclenburg, 
wo die NRitterfchaft mehr galt als der Landesherr. In den meilten Staats 
gebieten, wo noch Landftände in Wirkſamkeit waren, traten im 18. Jahr: 
hundert die Streitigkeiten zwiſchen Kanzleien und Hofgerichten zurüd, nament: 
ih nachdem die Stände es durchgefegt hatten, daß ihnen auch bei Belegung 
einer Anzahl von Kanzleiafjeljoren ein Präfentationsrecht eingeräumt wurde, und 
nachdem faft überall bei den höheren ZTerritorialbehörden neben der Gelehrten: 
banf eine adelige Bank errichtet war. Hatte doch jelbit der große Kurfürft 
in dem Neimberger Rezeſſe von 1667 ſchon fich verpflichten müſſen, in der 


232 G. Siegel: Zur Entwidelung 


Minden’schen Regierung, die aus Kanzler und vier Räthen bejtand, ftets einen 
Negierungsrath aus dem Domkapitel und einen aus der Ritterfchaft anzuftellen, 
woran fich jein Nachfolger freilich nicht mehr fehrte. Der Adel hatte, feitdem 
feine Vertreter feften Fuß in den Kanzleien gefaßt hatten, fein befonderes 
Interefje mehr an der Aufrechterhaltung der Hofgerichte, die Städte jchon längſt 
nicht; gleichwohl blieben viele Hofgerichte, allerdings reformirt und moderni— 
jirt, biß in dieſes Jahrhundert bejtehen, die meiften aber hatten von den älteren 
Hofgerichten nichts als den Namen behalten. 

4. Daß der Landesherr die oberen Gerichte aller feiner Gebietstheile in 
jeine Hand befam, diente zur Weiterentwidlung der Landeshoheit und zur 
Förderung des ZTerritorialftaatsbegriffs in nicht geringem Maaße. Es waren 
jeine Beamten, die Necht fprechen und wenn die domini terrae des Landes 
im älteren Sinne, die Städte, Klöfter, Kicchen und Grundherren, ihre Patri— 
monialgerichte auch beibehielten, jo waren dieſe doch nur — und auch das 
nicht ohne Einjchränfungen — erite Inftanz; von ihnen ging der Weg jtets 
zu dem in feinen oberjten Serichtsbehörden verförperten Landesherrn. Mediate 
Herrichaftsgebiete von bejonderer Macht und politischer Bedeutung im Terri— 
torium, Städte, wie Grundherrichaften und Stifter, Haben wohl Berfuche ge: 
macht, ihre Juſtiz auch in höherer Inftanz zu organifiren und ihre Unter: 
thanen der Juftizgewalt des Landesheren zu entziehen, aber dauernden Erfolg 
haben diefe Bemühungen nirgends gehabt. 

Im Gerichtswejen hatte ſich das altdeutfche Genofjenschaftsprinzip Lange 
erhalten. Als jchon der durch das Lehnsweien auf die Spitze getriebene 
Herrſchaftsbegriff alle Kreiie des Volkes durchdrungen Hatte, blieb die alte 
Weife der genoſſenſchaftlichen Rechtſprechung noch unangetafte. Dann aber 
war auch hier allmählig das Herrichaftsprinzip an die Stelle des genojjen- 
ſchaftlichen Prinzips getreten. Die Amtsperfonen, welche das Rechtiprechen 
im Lande übernahmen, waren die Vertreter der höchſten Landesgewalt und 
ſprachen Recht in deren Namen. Jederzeit konnte der Yandesherr fich perfünlich 
an der Verhandlung und dem Nechtsipruche betheiligen, und er hat das auch 
in Fällen, die ihm wichtig genug erjchienen, in vielen Landen bis in das 
18. Jahrhundert hinein gethan. 

Man kann nicht jagen, daß die Landesherren auf dem Wege der Ufurpa= 
tion die Funktion des Nechtiprechens an fich gezogen haben. Urſprünglich 
trat, wie jchon oben bemerkt, dieſe Funktion in Form von Schiedsfprüchen auf, 
die von den Unterthanen ſelbſt unter Uebergehung des ordentlichen Gerichts 
veranlaßt wurden, der Landesherr und feine „Verordnete“ fprachen nicht von 
Rechtswegen, ſondern in der Güte, fpäter erjt von Amtswegen, von Landes: 
obrigfeitäwegen, als die Territorialberrichaft fich Eonfolidirt hatte. Die Aus- 
bildung der Obrigfeitsidee und die Konzentrirung der Nechtsordnung im Ter- 
ritorium bat neben dem Gindringen des römischen Nechts und dem Auf: 
fommen des fchriftlichen Prozeſſes die Genofjenjchaftsgerichte, die chen in 
Folge der Zeriplitterung der Gerichtsbezirfe in vielen Gegenden verfümmert 
waren, in den Hintergrund gejchoben und dann allmählig bis auf geringe 
Spuren befeitigt. Die Nectiprechung, die noch im Mittelalter Volksſache 
gewefen war, wurde bereits im 16. Jahrhundert wenigſtens in Anſehung des 
letzten Spruches als Negentenfache betrachtet. Der Landesherr erjchien feinen 
Untertbanen als oberjter Richter im modernen Sinne. Als folder nahm er 
auh das Recht in Anspruch, die in feinem Lande gefprochenen Urtheile kraft 
jeiner Landesgewalt mit feinen Rüthen zu caffiren und abzuändern. Aus jeiner 
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Stellung als oberfter Herr im Lande folgerte er die Befugniß, die Zwiftig- 
feiten feiner Unterthanen auf Anrufen durch feine Organe zu ordnen. In 
Kriminalfachen nahm er dasſelbe Necht der endgültigen Entfcheidung ala Herr 
der Zandespolizei in Anſpruch. Die Juſtiz war mur ein Theil jeiner Ver: 
waltung, wie das Finanz-, Militär und Polizeiweſen; ihre Grenzen und Die 
Grenzen der Zuftändigfeit der dazu verordnneten Behörden zu beftimmen, war 
im Großen und Ganzen, da Reichögefege ihn nur in geringem Maaße be: 
Ichränften, feinem Ermeſſen überlajjen. 

Die juriftiich vorgebildeten Beamten des Landesheren baben viel dazu 
beigetragen, das fortgefeßte Streben des Fürſten nach autofratifcher Gewalt 
im Lande zu unterftügen und die fich diefem Streben entgegenjegenden Volks— 
elemente (die Stände) unfchädlich zu machen. Bei ihnen fanden auch die 
wiederholten Anläufe der Stände gegen die Landesherrliche Juftizgewalt und 
namentlih das Verlangen des Adels nach Verſtärkung feines verfallungs- 
mäßigen Einfluſſes auf die Beſetzung der höheren Gerichte hartnädigen und 
meijt erfolgreichen Widerftand. In der Mark wurde jchon im 16. Jahrhundert 
die Forderung des Adels, die adeligen Mitglieder des Slanımergerichts ſelbſt 
zu wählen, definitiv zurückgewieſen. Im Kurfürftentbum Hannover twurde 
zwar bei Einrichtung des OberappellationsgerichtS zu Celle (1714) den Ständen 
eine Mitwirkung bei den Bifitationen dieſes Gerichts zugefichert, allein das 
war ohne erhebliche praftifche Vedeutung. Mit Ausnahme der medlenburgi- 
ihen Lande, wo die Stände in dem Landesexceſſe von 1755 den Landes— 
herrn gegenüber werthvolle Rechte in Anjehung der Juftizverwaltung fich ge- 
währleiſten ließen, konnten die Stände dauernder Erfolge auf diefem Gebiete 
ſich nirgends rühmen. 

Das Reich war in Hinficht auf die administrative Ordnung der obrigfeit- 
lichen Gewalt, zu der auch die Nechtspflege gehörte, mwenigftens den größeren 
Reichsſtänden gegenüber völlig machtlos und es fümmerte fich auch den Eleineren 
gegenüber nur dann um diejelbe, wenn ganz beionders jchreiende Mikftände 
an die Deffentlichkeit gelangten. Eingriffe des Reichs in die Gerichtsbarkeit 
wehrten die Landesherren (einschließlich der freien Städte und der reich®- 
unmittelbaren Nitterfchaft), durch das den Kaiſern in den Wahlfapitula- 
tionen abgerungener privilegium de non evocando ab, nach welchem in 
eriter Inſtanz weder Kriminal- noch Zivilſachen an die Neichsgerichte gezogen 
werden durften, ımd in den größeren Territorien twaren die Neichsgerichte, ab: 
gejehen von den Beichtwerden wegen Juſtizverweigerung oder Juſtizverzöger— 
ung in ‘Folge der privilegia de non appellando nicht mehr zugänglid) ; 
überdieß jand in Kriminals und geiftlichen Sachen überhaupt feine Appellation 
an die Reichsgerichte ftatt. 

5. Die Ungebundenheit der deutichen Neichaftände hatte nach Beendigung 
der großen Neligionswirren ihren Höhepunkt erreicht. Ihre Machtfülle in der 
Territorialftaatsgewalt war durch die Anerkennung ihrer droits de souverainet£, 
durch die Gewalt über ein völlig abhängiges Heer, den ftaatsrechtlich ſanktio— 
nirten Rüdgang der kaiferlichen Machtbefugnilie bedeutend gewachlen und das 
in Folge des Dreißigjährigen Krieges erfchöpfte Land konnte fie micht mehr 
hindern, ihre bereit3 von einem Theile der Publiziftit genährten abſolutiſtiſchen 
Tendenzen, denen die abjolute Monarchie in Frankreich zum Worbilde diente, 
in die Wirklichkeit zu überfegen. 

Schon im 17. Jahrhundert gab es Publiziften, welche die Yandeshoheit 
in Deutfchland als eine fubjizirte Staatsgewaltbetrachteten und für die nicht 
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ftäbtifchen Territorien eine monarchifch-abfolutistische Auffaffung vertraten. Zwar 
dem Neiche aegenüber erfchien das Territorium nicht als Staat, fondern als 
Glied eines Staates; aber man fonnte im Hinblide auf die allmähliae Ge— 
ftaltung der Landeshoheit, nicht verfennen, daß diefe immermehr den Staats: 
beariff in fich aufgenommen batte. Worbehaltlich der Unterordnung unter die 
Neichsgeiebe und der den größeren Partikularſtaaten gegenüber nur nominellen 
Dberauffichtrechte des Reichs ſowie der wenigen Failerlichen Refervatrechte 
nahmen die Fürften (und auch die freien Städte) innerhalb ihres Gebiets eine 
fouveräne Machtvollkommenheit in Anspruch, die nur in wenigen Landen noch 
vor den zu Privilegien geſunkenen Nechten der jtändiichen Korporationen Halt 
machten. Die gefällige Doftrin des römischen Rechtes und deſſen Vertreter 
vindizirten den Landesherren die Macht des römischen Princeps. Schon 
Carpzow, Gail u. W. folgerten aus ihren ſtaatsrechtlich-philoſophiſchen 
Anfhauungen, daß das Necht der deutfchen Fürften ein abfolut monarchiſches 
fein dürfte In den juriftifchen Fakultäten faßen jener Zeit — wie Häberlin 
fich fpäter ausdrückte — die Prediger des Deipotismus. Nach Pufendorf, 
der der Hobbes'ſchen Theorie folgt, hat das Volk feine Perfönlichkeit, es iſt 
ohne den Herricher feine Perfon, fondern mur eine Menge: rex est populus. 
Thomafius entwidelt ähnliche Gedanken. Die Territorialfegiiten, welche 
diefelben Anſchauungen verfochten, zählten unter den einflußreichen Beamten der 
Höfe um fo mehr Anhänger, als der Befuch der Univerfitäten in fteigendem 
Maaße die Noransfegung für den Eintritt in die mit obrigfeitlicher Gewalt 
ausgeitatteten Nemter geworden mar. 

Das durch die Lehren der Hofjuriften und ein abhängiges Beamtenper- 
fonal unterſtützte abfolute Regiment verfuhr mit der Juſtiz nicht weniger eigen= 
mächtia al3 mit allen anderen öffentlichen Einrichtungen im Lande. An eine 
Selbitändigkeit des Nichteramt3 im heutigen Sinne war nirgends zu denken; 
die Nechtspflege war von der NRegierungsgewalt durchaus nicht unabhängig. 
Nicht allein, daß der Landesherr fich für befugt hielt, jeden Zivilrechts- und 
jeden Kriminalrechtsfall kraft feiner Stellung als oberster Richter und Herr 
nach dem Spruche der oberften Landesgerichtsinftang noch einmal zu prüfen 
oder durch feine Bentralregierung (Geheime Räthe, Kabinett) zu revidiren umd 
andermweit zu entſcheiden, was lange Zeit an den größeren Höfen ala ein gutes 
Recht des Füriten galt und von der Hofpubliziftit vertheidigt wurde: es 
wurden auch gewiſſe Gattungen von Nechtäftreitigkeiten nicht felten willkürlich 
den ordentlichen Gerichten des Landes im Verordnungswege entzogen und 
anderen Behörden zur Erledigung übertwiefen, und nicht weniger felten geſchah 
e3 unter Berufung auf die unumfchränfte Machtitellung des Landesherrn, daß 
diefer oder mit feiner Genehmigung der Geheime Rath ſchwebende Rechtsfachen 
den damit befaßten Gerichten entzog und ſelbſt endaültig entichied. Feſte 
Grundſätze zur Sicherung der Yuftizpflege wurden wohl aufgeftellt, aber die: 
jelbe Machtvolllommenheit des Landesherrn, die fie verfündet hatte, hob fie 
wieder auf. Kein Untertban war ficher, daß fein Nechtäfall vor den ver: 
faſſungsmäßigen Gerichtsbehörden des Landes zur definitiven Sentenz gelangte, 
und, wenn derjelbe dort entichieden war, daß nicht durch einen Machtipruch 
des Regenten die Vollitrekung des Spruches verfagt wurde. Zumal in feinen 
Territorien, wo der Fürſt oder Graf das Land als fein Patrimonialgut an- 
ſah, war die Willfür an der Tagesordnung; indeffen trat doch bier vielfach 
Remedur von Seiten der Reichsgerichte ein. In einigen Bartikularftaaten, wo 
noch die Stände in aktueller Geltung waren, wurden menigitens'-fchiwere Ueber: 
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griffe gerügt und deren Abjtellung durchgefegt, Freilich meift nur, wenn Die 
befonderen Intereſſen des Landadels in Frage kamen. Negenten der großen 
Territorien dagegen durften fich in ihrer Ungebundenheit über alle Schranfen 
hinwegſetzen. Gerade in diefen größeren Staaten wurden, wie ſich des Näheren 
im weiteren Berlaufe der Darjtellung ergeben wird, fisfalifche und ſonſtige 
Berwaltungsbehörden mit Vorliebe zu richterlichen Kollegien in Rechtsſtreitig— 
feiten beftellt, bei welchen fiskaliſche oder angeblich höhere politische Intereſſen 
im Spiele waren. Anderjeit3 waren viele kleine Landesherrichaften außer 
Stande, ihr höheres Gerichtöfolleg (Hofgericht oder Kanzlei) mit Perfonen von 
ausschließlich richterlichen Funktionen zu befeßen: dieſelben Leute, Die im Ge— 
richtsfolleg ihren Sit hatten, waren zugleich Mitglieder eines oder mehrerer 
Verwaltungsfollegien oder auch des jogenannten Geheimen Natbes; nur dem 
Namen nach wurde dort ein höchites Landesgericht gehalten. Im Fürſten— 
thum Grubenhagen war im 17. Jahrhundert Landroft, Hofrichter, Berghaupt- 
mann wiederholt eine und dieſelbe Perfon. Aber auch in größeren Staaten 
nahm man feinen Anftoß daran, daß die Mitglieder der höheren Gerichte zu- 
gleich eine Hof: und Berwaltungsitelle befleideten; das war ſelbſt in Preußen 
und in Dejterreich nicht jelten. In Preußen waren die Juſtizminiſter, deren 
Geſchäftskreis und Amtsjtellung freilich von denen eines heutigen Juſtizminiſters 
jehr verjchieden war, häufig Chefs des Kammergerichts und des Oberappella- 
tionsgerichts, ebenfo war der Chef einer diefer Gerichtshöfe meiſt Mitglied 
des Geheimen Rathes, aljo des oberiten Negierungskollegiums. Tür das Be- 
denfliche ſolcher Doppelftellungen im Hinblide auf die Handhabung der Juſtiz 
hatte man an maßgebender Stelle wenig Sinn. 

6. Juſtizmißbräuche und Akte der Kabinetsjuftiz konnten ſich unter dem 
abſolutiſtiſchen Regimente der Yandesfüriten ohne Ahndung häufen und manche 
ichlimme Schäden, an welchen die Juftizpflege in den deutfchen Landen während 
der legten Fahrhunderte des Reiches krankte, find mit auf dieſes Regiment 
zurüdzuführen. Der Mangel an einer mit kräftiger Erefutive ausgeitatteten 
Neichsgewalt, die im Stande gewefen wäre, die jelbitherriiche Regierungsweiſe 
einzudämmen, ein Mangel, der befonders den mächtigen Neichstürften zu Statten 
fam, und andrerfeit3 die geringen Schranken, die den Herricherwillen im eigenen 
Lande entgegenjtanden, ermöglichten ein eigenmächtiges, willfürliches Eingreifen 
und Durchgreifen der Negierungsgewalt in allen Angelegenheiten, welche nad) 
des Reiches Grumdgejegen nur auf gerichtlichem Wege bätten zum Austrage 
fommen dürfen. Auch dort, wo noch Landſtände in Thätigkeit waren, küm— 
merten fich die Yandesherren immer weniger um deren Boritellumgen und Pro- 
tejte, die allerdings nicht jelten auf Konjervirung von Zuſtänden hinausliefen, 
die nur ihnen von Nutzen waren, feineswegs aber dem ganzen Lande. 

Es mag faum ein Territorium geben, deſſen Gejchichte ans dieſer Beit 
nicht eine Reihe von Kabinetsjuftizmißbräuchen zu verzeichnen hätte, umd es 
liegt in der Natur der Sache, daß nur diejenigen Mißbräuche zur öffentlichen 
Disfuffion gelangten und der Aufzeichnung werth gehalten wurden, welche 
durch befondere Umjtände ein erhöhtes Anterefje hervorgerufen hatten. Es 
waren twefentlich die Akte der brutalen Kabinetsjuftiz, die Aufjehen erregten 
und öffentlichen Tadel fanden. Nicht immer äußerte fich die Kabinetsjuftiz 
fachlich ungerecht, fie enthielt zumeilen gegenüber dem Legtinftanzlichen Ge: 
richtsfpruche die materielle Gerechtigkeit. Sie war dann eine herbe Kritik der 
mangelhaften Gerichtsorganifation und Gerichtäverwaltung und zeugte jomit 
indireft wieder gegen den Landesheren ſelbſt. Es kann auch nicht auffallen, 
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daß manche Akte der Kabinetsjuftiz bei dem jchlechten Gerichtsverfahren in 
vielen Ländern und Ländchen, bei dem durchweg jchleppenden Gange der Pro: 
zefle, bei der wirklichen oder vermeintlichen Befangenheit der Richter im Wolfe 
jelbit mit Genugthuung begrüßt wurden, namentlich wenn ſie fich gegen hobe 
Perſonen richteten, denen auf dem ordentlichen Gerichtswege nur ſchwer bei- 
zufommen war. 

Die Reichsgerichte billigten die Einmifchung der Landesherren und deren 
Kabinete in die Landesrechtspflege keineswegs. Schon im Jahre 1694 hatte 
das Reichöfammergericht gelegentlich der Enticheidung eines Nechtsfalles den 
Grundſatz ausgeiprochen, „daß, wenn ein Landesherr nicht durch die von ihm 
beitellten Gerichte, fondern aus feinem fürftlichen Kabinete den vorgefommenen 
Streit für fi und per resolutiones enticheide, die darunter ausgefallene 
Meinung in die Rechtskraft nicht trete.“ Auch im 18. Jahrhundert ift diefer 
Grundjag unter Berufung auf Fundamentalfäge des Reichsrechts in Beichlüfjen 
beider Neichsgerichte auf Beichwerden von Unterthanen öfter betont worden. 
Der Eindrud folcher Beicheide wäre vielleicht gewaltiger geiwejen, wenn Das 
ein Reichsgericht, der Neichshofrath, der zugleich oberſte VBerwaltungsbehörde 
des Kaiſers war, nicht jelbit zumeilen rechtshängige Sachen mißbräuchlich an 
lich gezogen und fogar Urtbeile des ihm gleichgeordneten Reichsfammergerichts 
ex mandatu imperatoris fufpendirt hätte. Cine nachhaltige Wirkung aber 
fonnten jene reichsgerichtlichen Bejcheide um fo weniger ausüben, als die Reichs— 
gerichte in den meiſten Fällen folcher Art außer Stande waren, die Ausführ: 
ung ihrer Sentenzen zu erzwingen. Es fam gar nicht jelten vor, daß die 
freisausfchreibenden Tyürften, denen die Erefution des Spruch® übertragen war, 
den Befehl außer Acht Tießen, und mächtigen Fürſten gegenüber, die dem 
Spruche des Neichsgerichts ſich micht gutwillig fügten, hätte man gar nicht 
wagen dürfen, zwangsweiſe vorzugehen. Zudem gebot das Berfahren der ob- 
jiegenden Partei, die often der Erefution vorzuſchießen, eine Bejtimmung, die 
von vornherein die Vollſtreckung der Sentenz in Frage ſtellte. Ueberhaupt aber 
wurde nur eine Fleine Minderheit der Eingriffe des Landesherrn in die Fuftiz 
vor den Reichshofrath oder an das Neichsfammergericht gebracht; das Un- 
vecht mußte jchon ganz beſonders fchreiend fein und maßgebende oder doc) 
wenigitens zahlungsfähige Kreife und Berfonen treffen, wenn der weitläufige, mit 
großem Koftenaufiwande verbundene Weg der Beichwerden an die Reiche: 
injtanzen, der gerade im Falle des Obfieges die landesherrliche Ungnade für 
die Querleanten faſt ficher im Gefolge hatte, gewählt werden ſollte. Meiſt 
fonnten nur Korporationen oder ein hervorragender Landſtand der Koſten und 
der Mißhelligkeit wegen den Beichwerdegang an ein Meichsgericht wagen. 

Es wäre übrigens ein Irrthum, zu behaupten, daß die Neichsgerichte 
gegen die Gewaltakte der Landesherren auf dem Gebiete der Rechtspflege im 
Allgemeinen zaghaft eingejchritten wären. Das war nicht der Fall, auch nicht 
den mächtigsten Reichsitänden, den Kurfürjten gegenüber. Allerdings war Die 
Rechtſprechung diefer Gerichtshöfe in jenen Fragen nicht immer eine gleich: 
mäßige, und Sie find auf manche Beſchwerden wegen Sabinetsmaßregeln, 
die mwir heute als offenbare Juſtizmißbräuche bezeichnen würden, nicht ein- 
gegangen, aber von beiden Gerichten und namentlich vom Neichshofrathe, der 
wegen feiner näheren Beziehungen zum Staifer und daher auch in Erwartung 
prompterer Erekution in Beſchwerden dieſer Art häufiger angegangen wurde, 
al® das Neichsfammergericht, liegt eine ganz ftattliche Reihe von Bejcheiden 
vor, in denen nachdrüdlichit der Gewaltaft der Territorialherren zum Theile 
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unter Androhung von namhaften Geldftrafen, getadelt und Abjtellung begehrt 
wurde. Die Form der an den betreffenden Reichsſtand — ſtets im Namen 
des Kaiſers — erlalienen Rejkripte war zwar jehr verfchieden, je nachdem es 
fih um Kurfürjten, größere oder Kleinere Landesherren oder Reichsſtände 
handelte; die Kurfürften wurden am glimpflichiten, die Neichsitädte mit derben 
Worten begrüßt. Nachſtehend einige Beispiele. Im Jahre 1725 eröffnete 
der Reichshofrath dem Landgrafen von Heſſen-Kaſſel: Ihre Faiferliche Majeſtät 
fönnte nicht abjehen, aus was Urjachen dem appellanti fein erjtrittenes Recht 
durch außergerichtliche Verordnungen wolle gehemmt werden; und verſehe ſich 
daher Allerhöchit dDiejelbe zu des Herrn Landgrafenbefannter Gemüthsbilligkeit, es 
werde derjelbe dieſer Sache ihren geraden Lauf laſſen u. ſ.w. In demjelben 
Styl, zum Theil mit denjelben Worten erjuchte der Neichshofrath im Jahre 
1733 den Kurfürjten von Köln ala Fürftbiichof von Hildesheim, „in der qu. 
Streitfache nicht via facti, .jondern via juris zu verfahren.“ Schärfer reſkri— 
birte diefelbe Behörde im Jahre 1742 dem Herzoge von Sachſen-Weimar, der 
einen Unterthanen ohne legales Verfahren in jchwere Haft genommen und die 
Beichlagnahme des Vermögens desjelben verfügt hatte: Bei Vermeidung faifer: 
licher Ungnade und nachdrücdlicher Ahndung wurde dem Herrn Herzoge auf: 
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zulaffen und die Beichlagnahme aufzuheben. Ebenſo wurde dem Grafen von 
Dettingen-Wallerftein im Jahre 1724 eröffnet: daß Kayferliche Majeftät mit 
befonderem Mißfallen deſſen hochverbotene Vergewaltigung vernommen und 
demjelben bei 10 Mark Goldes Strafe befehle, die Gefangenen aljofort des 
Arreſtes unentgeldlich zu entlajlen. Dem Stadtrathe zu Köln aber wurde im 
Sahre-1725 wegen „via facti unternommener Thätlichkeiten“ ohne Weiteres 
eine Gelditrafe von 10 Mark Löthigen Goldes und zwar „aus eigenen Mitteln 
des Magiftrates“ auferlegt. 

Wie wenig wirkungsvoll alle diefe Verbote, Befehle und Androhungen 
waren, fann man daraus entnehmen, daß die Rügen und Bejchwerden über 
Kabinetsjuſtiz, Gewaltafte und rechtswidrige Behandlung der Unterthanen, 
über Juftizhinderungen und Auftizverzögerungen, namentlich über Avofation 
einzelner Nechtsfachen von den Gerichten an das Kabinet die Neichägerichte 
alljährlich bis zur Auflöfung des Reichs befchäftigten. Noch im Fahre 1797 
verwies der Neichshofrath dem Fürftbifchofe von Paſſau „in kaiſerlichen Un- 
gnaden die unerlaubten und an fich ſchon reichsgefegwidrigen Kabinetsrefolu- 
tionen,“ und im folgenden Jahre erließ das Neichsfammergericht an den Fürſt— 
biichof von Bamberg den Befehl, fich aller unmittelbaren Einjchreitungen in 
Juſtizſachen zu enthalten. Dasjelbe Gericht jchrieb im Jahre 1799 dem Grafen 
von Neuß in Gera, das „Kayſerliche Majejtät mibfällig geſehen,“ daß der 
Graf in die Rechtspflege eingreife und fogar rechtskräftige Erfenntnifje nieder: 
ſchlage; er würde „ernſtgemeſſenſt erinnert,“ jich in Zukunft in den bei den 
Gerichten anhängigen oder dahin gehörigen Rechtsſachen aller Kabinetsrefolu: 
tionen jchlechterdings zu enthalten.” Sehr milde ſah das Neichsfammergericht 
im Jahre 1800 den Grafen Fienburg:Büdingen an, indem es ihm voritellte: 
man verjehe fich zu des Herrn Grafen Gerechtigfeitsliebe, daß derjelbe die 
Kabinetsentfchliegung einzuziehen von jelbjt geneigt fein werde. Und noch im 
Jahre 1805 zog das Neichsfammergericht den Grafen von Sayn-Wittgenftein 
zur Verantwortung, weil er fich angemaßt hatte, eine „im revisorio“ bei 
jeiner Regierung (d. h. Juftizbehörde) entjchiedene Sache „in fein Kabinet zu 
ziehen und zu veformiren." Wehnlich lag der Fall gegen den Biſchof von 
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Eichftätt, der im Jahre 1774 ein Urtheil feiner Regierung, die als ordentliches 
Juſtizkollegium entichieden hatte, durch Kabinetsbefehle reformirte — der Reichs: 
hofrath hob den Befehl auf und bejtätigte das Urtheil der Regierung —, und 
der Fall gegen den Fürjten Solms-Braunfels, der in „anmaßlich dritter Inſtanz“ 
von Kabinetswegen eine Entjcheidung gefällt hatte — der Fürſt wurde be 
deutet, „ſich Appellationen an jein Kabinet fürder nicht anzumafjen.“ 

Die jogenannte Kabinetsjuftiz fam in verjchiedenen Arten und Formen 
vor. Die jchlimmjte Ausartung war die in Kriminaljachen; jie erregte auch 
naturgemäß das größte Aufjehen und erfuhr meiſt allgemeine Mißbilligung- 
Die Ausübung derjelben war jtets ein Willfürakt, der nicht jelten aus Haß, 
Rachſucht oder Feindſchaft diftirt war. Die zahllofen Einferferungen von 
Unterthanen und die Gütereinziehungen in Sachſen unter dem Regimente des 
Srafen Brühl, die vielen Mißbräuche der Kabinetsjuftiz und — nach dem 
Zeugniſſe des Ritter von Lang — jelbjt Juftizmorde in Bayern hatten durch: 
weg ihren Urjprung in jchlimmen und niedrigen Beweggründen, wenn nicht 
des Landesherrn, jo doch feiner einflugreichiten Günftlinge und deren Kreaturen. 
In anderen Fällen waren die Willfürafte auf diefem Gebiete auf Erwägungen 
vermeintlicher Staatswohlfahrt zurüdzuführen und dann wurde diefes Vor: 
gehen, eben weil es aus dem Landes und Neichsrechte nicht zu rechtfertigen 
war, mit der Staatsraifon, dem jus eminens begründet. Die zuftändigen 
Inquiſitions- und Spruchgerichte wurden bei Seite gejchoben, das gejeßliche 
Prozeßverfahren wurde nicht gewährt, weil man Mißtrauen in die Unbefangen- 
heit oder dag politiiche Verſtändniß der ordentlichen Richter ſetzte, oder es 
wurde durch Machtſpruch des Negenten das von dem ordentlichen Gerichte 
bereits geiprochene Urtheil umgejtoßen, weil es der Nechtsmeinung, die jich 
über den Fall an höchjter Stelle gebildet Hatte, nicht entſprach. Unter folchen 
Gefihtspunften find die Fälle Katt, Helle und von Schlubuth unter Friedrich 
Wilhelm I., Müller Arnold unter Friedrich IL., Prediger Schulg unter Friedrich 
Wilhelm II., die Bermögenstonfisfation im Verfahren gegen die Gräfin 
Lichtenau unter Friedrich Wilhelm ILL. zu erklären. Viel niedrigere Motive 
waren es, welche den despotijchen Herzog von Württemberg veranlaßten, 
Schubert und 3. 3. Mofer ohne Urtheil und Recht längere Zeit gefangen 
zu halten. 

Den Fürjten erjchien die Befugniß, die Sprüche ihrer Gerichte, die ja 
nach umbejtrittener Nechtsauffafjung lediglich ihre Organe waren und in ihrem 
Namen handelten, jowohl in Zivil als in Straffachen gegebenenfall3 auf An— 
rufen oder auch von Amtswegen zu veformiren, unbedenklich als unbejtreit- 
barer Ausfluß ihrer Souveränetätsrechte. In dieſer Meinung ließen ſich die 
größeren Reichsſtände wenigſtens weder durch das entgegenjtehende Reichsrecht, 
noch durch entgegenjtehenden Beſcheid der Neichsgerichte irremachen. Nicht 
als Richter jprachen fie von ihrem Kabinete aus, jondern als Inhaber der 
Zandesobrigfeit, die jegt einen anderen Inhalt hatte als ehedem, fie gaben 
feine Nichterfprüche ab, jondern Machtiprüce. Je nach der größeren oder 
geringeren Unabhängigkeit von der Neichsgewalt trat dieſe Aeußerung der 
Selbjtherrlichfeit auf dem Boden der Juſtiz jtärfer oder jchwächer hervor. In 
älterer Zeit jagen die Landesherren noch in wichtigen Sachen nicht jelten ihrem 
höchſten Gerichte in Perſon vor — in Preußen hat noch Friedrich I. zumeilen 
präſidirt — oder fie ließen fi) vor dem Spruche von ihrem Kanzler oder einem 
anderen hohen Beamten Vortrag halten. Als aber über den einzelnen Rejjorts jich 
ein Geheimrathsfollegium entwidelte, das in enger Verbindung mit dem Landes— 
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herrn umd unter dejjen Leitung die Zentralregierung führte, wurde dieje aud) 
bald Ertrajudizialinjtanz über den Gerichtshöfen und entjchied theils nach 
Rückſprache mit dem Landesherrn, theil® als jtändige Kommiſſion desjelben 
ohne ihn als Supplifationge oder Nevifionsinjtanz über Prozeſſe, welche von 
den Landesgerichtshöfen definitiv abgeurtheilt waren, und zog auch in manchen 
Landen auf Befehl des Fürſten die Betätigung der Strapurtheile in Stapital- 
jachen an fih. So wurde denn hie und da eine Geheimraths-, jpäter Kabinets— 
injtanz über den „verordneten“ Gerichten als dauernde Einrichtung organijirt, 
jie wurde alsbald ohne Rückſicht auf die Neichsgejege als landesverfajjungs- 
mäßig betrachtet. Dieje Einrichtung wurde nicht gerade beliebt, um die Juſtiz 
zu jchädigen, obwohl jie allerdings im Effekte das Anjehen der Gerichtshöre 
jtarf beeinträchtigte,; im ©egentheile jollte jie dazu dienen, eine nochmalige 
gründliche Unterjuchung des Falles zu ermöglichen und die Gerichte zu fon- 
troliren. Allein die Männer, weldye die Kabinetsinjtanz bildeten, waren, wenn 
ihon meiſt von Bildung Juriſten, doch in erjter Linie Bolitifer und Ber: 
waltungsmänner; jie uriheilten daher namentlich in Yechtsjtreitigfeiten, bei 
denen der Staat oder der Herr interejjirt war, nicht jelten mehr nach politi- 
jchen Erwägungen und nad) Berwaltungsmarimen als nach jtrengen echte: 
grundjägen und waren auch höfiſchen Einflüſſen noch mehr zugänglich) als die 
ordentlichen Gerichte. 

Das landesherrlihe Supplifationswejen bildete jich namentlich in Branden- 
burg — Preußen in weitejtem Umfange aus. Es erjcheint wie in anderen 
Ländern jchon im 16. Jahrhundert. Im 17. Jahrhundert häuften fich die 
Supplifationen theils in Folge unglüdlicher Verordnungen der Kurfürjten, 
theils in Folge des mangelhaften und weitläufigen Verfahrens der Gerichte, 
theil8 auf Betrieb der Advokaten und Rechtsbeiſtände. Wer fein Vertrauen 
zu dem zujtändigen Gericht hatte, wem der Gang des anhängigen Prozejjes 
nicht gefiel, wer mit dem Endjpruche des angegangenen Gerichts unzufrieden 
war und fich in jeinem Rechte gefränft fühlte, wandte ſich mit jubjeftiv ge— 
färbter Sadydarjtellung an den Landesherrn um Abhülfe. Zahlreich waren 
die Neffripte, welche auf Grund faljcher Angaben der Supplifanten und der 
Advokaten in das gerichtliche Verfahren eingriffen. Gerade dieſe Art des 
Supplifenwejens wurde noch unter dem großen sturfürjten und unter Friedrich I. 
als ein Krebsjchaden empfunden; gleichwohl waren die vielen dagegen ges 
richteten Erlajje, weil fie eben nicht radifal genug waren, ungeeignet, dem 
Uebel zu jteuern. Selbſt der Großfanzler Cocceji vermochte, jo jehr er bes 
müht war, das Slabinetsrejfriptwejen in Juſtizſachen einzudämmen, doch den 
Supplifationsunfug nicht abzujchaffen. Grundjäglic wurde die Supplifationg- 
injtanz des Kabinets erjt nach dem Schlujje des Jahrhunderts aufgehoben, 
wenn auch jchon früher wenigſtens die Einmifchung des Kabinets in ans 
hängige Rechtsſachen bejeitigt war. Selbjt über dem im Fahre 17U3 für 
die Deutjchen Provinzen eingerichteten Oberappellationsgerichte zu Berlin und 
über dem ojtpreußiichen Oberappellationsgerichte zu Königsberg jtand Die Hop: 
injtanz. Durch die Einrichtung und Ordnung diejer Gerichtshöre, Die keineswegs 
eine Berminderung Der hergebrachten Rechte des Monarchen in Juſtizſachen 
bedeuten jollte, wollte der König ſich nicht etwa der Möglichkeit berauben, ge- 
eignetenfalls perjünlich mit jouveränen Machtjprüchen in die Hechtshändel einzu— 
greifen. In der Reviſionsordnung für den Königsberger Gerichtshof vom Jahre 
1720 wurde ausdrüdlich von den Urtheilen des Oberappellationsgerichts die Re— 
viſion „an Unfern Hoflager“ zugelajjen und der König erklärte jich für befugt, nicht 
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wohlgefprochene Sentenzen“ des Gerichts aus — ſouveräner Macht zu de— 
klariren und zu ändern.“ Friedrich Wilhelm I. ſprach wiederholt aus, daß er 
in Bivilftreitigkeiten Machtiprüche erlafien werde, und Hat jolche auch nicht 
jelten anf erhobene Supplifation gegen Entjcheidungen des Oberappellationg: 
gerichts erlaſſen. Cocceji, der überhaupt die Kabinetsinftanz in Zivilſtreitig— 
feiten mißbilligte, konnte nur gewilie Auswüchſe des Supplifationswejens ab» 
ſchneiden; die jtaatsrechtlich feitftehende Befugniß des Monarchen zu Madıt- 
jprüchen im Prinzipe zu bejeitigen, war er weder vermögend, noch willens. 
Noch Friedrich IL. wies in der erjten Zeit feiner Regierung aus politiichen 
Gründen einige Gerichte an, im welcher Richtung fie materiell entjcheiden 
jollten; ſpäter allerdings that er den Ausſpruch, daß „er es verabjcheue, in 
Rechtsſtreiten Machtiprüche abzugeben.” 

In den Landen mit jtändischer Verfaſſung war es im 16. und 17. Jahr: 
hundert eine tete Forderung der Landjtände, daß der Juſtiz „ftrader Lauf“ 
gelafjen und „Niemand mit Ertrajudizialdefreten, Mandaten, Rejkripten u. ſ. w. 
bejchwert werde." Viele Landeserlajje enthalten im dieſer Richtung bündige 
Zufagen, aber die Häufige Wiederfehr der Klagen zeigt, wie jelten die Fürjten 
ihre Zuſagen bielten und wie jchwer es bielt, die gerügten Mißſtände aus: 
zurotten. Indeſſen fehlte es nicht an Regenten, welche die VBerwerflichkeit der 
Einmiihung des Kabinet® in die Rechtspflege erkannten und diefen Gedanken 
amtlich zum Ausdruck brachten. Namentlih braunjchtweig - wolfenbüttlifche 
Herzöge äußerten ſich und handelten in diefem Sinne. Schon der Herzog 
Auguft ſprach fich in feiner Kanzletordnung von 1651 dahin aus, daß weder 
durch Rejfripte noch durch Ertrajudizialbefehle in die Thätigfeit der Gerichte 
eingegriffen werden jolle, und bemerfenswerth ijt ein Reſkript der Herzöge 
Rudolph Auguft und Anton Ulrich vom Fahre 1699, welches fetjtellte, daß in 
eivilibus und criminalibus weder der Geheime Rath) noc) die fürjtliche Kammer, 
noch ein anderes Kolleg in die zur ordentlichen Adminijtration der Juſtiz ein— 
gejeßten Behörden eingreifen, daß alle bei den Fürſten einlaufender Supplika— 
tionen und Beichwerden dem Juftiztolleg überwiejen werden follten und daß 
die Fürſten fich in folchen Sachen zu feinerlei Ertrajudizialdefreten wollten 
bewegen lajjen. Im Hannöver'chen erklärte der Landesherr in der Appella— 
tionsgerichtsordnung von 1713 mit ftaatgrechtlicher Verbindlichkeit, daß er beim 
Dberappellationsgerichte Celle anhängige oder dorthin gehörige Sachen nicht 
davon revoziren, jondern bei demjelben der Juſtiz „allerdings“ freien Lauf laſſen 
wolle; feiner follte jich überhaupt unterjtehen, eine Juſtizſache an andere Be— 
hörden zu bringen als an die verordneten Gerichte. In Ddemjelben Jahre und 
jpäter in den Jahren 1725 und 1734 wurden die an den in London refidir- 
enden Landestürjten gerichteten Supplifationen jtreng verboten und alle Be- 
Ichwerden in Juſtizſachen an die vorgejegten Gerichte verwiefen, freilich aber 
nicht etwa im der Einjicht von der Verwerflichkeit der Kabinetsjuftiz, jondern 
aus dem Grunde, weil der König durch die Supplifanten allzufehr behelligt 
wurde. Der Landgraf von Heſſen-Kaſſel verkündete im Oberappellationgedifte 
vom 26. November 1743, daß feine Sache, welche in die Zuftiz einfchlage, 
anderswohin, als vor die ordentlich hiezu bejtellten Juftiztollegien gezogen 
und alle Andere, was Dagegen gejchehe, als ungültig, null und nichtig be= 
trachtet werden jolle; Verordnungen, welche gegen gerichtliche Ertenntniffe er: 
theilt würden, follten als erfchlichen oder aus Irrthum und Mißverjtand er: 
gangen, angejehen werden. Eine feite Garantie gegen das gelegentliche Ein: 
greifen des Kabinets in Juſtizhändel bildeten aber derartige feierliche Erklär— 


der Unabhängigkeit der Rechtsiprechung. 241 


ungen feineswegs. Wehnliches hatte ſchon Friedrich Wilhelm I. von Preußen 
in der Verordnung von 1713, betreffend die Verbeſſerung des Juſtizweſens, 
faſt mit denjelben Worten gejagt und Friedrich II hatte es in feinem codex 
Friederieianus im Jahre 1748 wiederholt. Auch von anderen Fürften werden 
Ausſprüche diefes Inhalts berichtet, noch 1777 vom Kurfürjten von Bayern, 
der jogar in einem Falle fich dahin äußerte, daß „Machtiprüche in causis 
Justitiae inverso jure nicht in jeinen Mächten“ jtänden. Dennoch nahmen 
die Uebergriffe des Kabinets in die Jujtizpflege und die perfönlichen Entfcheide 
des Landesherrn in Mechtsfachen, für die er beſonders intereffirt wurde, fein 
Ende. Die Erjcheimungen despotiicher Willfür zwar minderten fich, dank des 
Einflufjes der Publiziſtik auf die öffentliche Meinung, die man zu fürchten 
begann; aber mangels jtaatsrechtlicher Verbote der Kabinetsjuftiz wurden doc) 
die Fälle des Eingreifens von Seite des Souveräns, welche aus Mißtrauen 
gegen die Unbefangenheit der Gerichte, aus Gründen der jogenaunten höheren 
Politif oder auch mit Rückſicht auf die betheiligten Perſönlichkeiten dieſen ver 
anlaßten, unter Berufung auf jein oberjtrichterfiches Amt einzufchreiten, nicht 
viel geringer. 

Immerhin begann jchon nach der Mitte des vorigen Jahrhunderts an 
den Höfen durchweg die Auffafiung fih mehr vder minder stark geltend 
zu machen, daß die Kabinetzjuftiz wenigſtens im Prinzipe in jeder Gejtalt 
zu mißbilligen je. Man geſtand ich ein, daß der Souverän weder allein 
nod mit jeinen Kabinetsräthen und Staatsminiftern zur Oberprüfung von 
Redhtsjachen, die in den Gerichtshöfen des Landes wiederholter Prüfung unter: 
zogen waren, eine hervorragende Garantie fiir gerechte Sprüche bieten fünne 
und daß die von einer unverantwortlichen, unjachlichen Einflüfien zugänglichen 
Stelle ausgegangenen Beicheide für das rechtjucheude Publikum von geringerer 
materieller Autorität jeien als die im geordneten Verfahren ergangenen wohl: 
motivirten Erfenntnifje der geprüften und erfahrenen oberiten Wichter des 
Landes. Die maßgebenden Kreife fingen an, zu erfennen, daß jeder Macht: 
ijpruch, jede Aenderung der Sentenzen des höchſten Gerichtshofes, jede Ver: 
weigerung und Berfagung des geordneten Rechtswegs, jede Hemmung der 
Erefution gerichtlicher Sprüche durch eine unfontrollirbare Kabinetsinftanz auf 
das Anſehen der Gerichte, auf die Sicherheit der Zuftizpflege, nicht minder aber 
auf das Nechtsgefühl im Volke und damit auf das Staatswejen jelbjt un— 
heilvolle Wirkungen ausübe. Unter diefen Erwägungen wurde vielerwärts 
gegen Ende des Jahrhunderts die Kabinetsjuftiz, wenn nicht thatſächlich ab: 
geichafft, jo doc) erheblich eingedämmt und, was freilich auch Ichlimm genug 
war, nur in Fällen ausgeübt, die dem Machthaber von hochpolitiſcher Be⸗ 
deutung erſchienen und ihm die Geltendmachung des jus eminens rechtfertigten. 

Den größten Einfluß auf dieſe Aenderung der Dinge hatten franzöſiſche 
Philoſophen und Publiziſten, deren Ideen nicht allein in die deutſche Wiſſen— 
ſchaft eingedrungen waren, ſondern, was weit wichtiger war, auch an den Höfen 
ſich verbreitet hatten. Die Forderungen, welche Montesquieu in ſeinem es- 
prit des lois an die Jujtizpflege in der Monarchie ftellte und die mißfälligen 
Ausſprüche dieſes Schriftitellers über Monarchen- und Miniſterjuſtiz waren 
auch jchon früher in Deutjchland laut geworden, aber fie hatten bei den Höfen 
nur jelten und nicht nachhaltig einen Widerhall gefunden. Weichshofrath und 
Neichsfammergericht mochten noch jo energifche Sprüche gegen die Verfaſſungs— 
mwidrigfeit der Kabinetsinftanzen abgeben, die mächtigen Reichsfürſten achteten 
ihrer nicht. Ebenſo gering war dort das Anſehen deuticher Publizijten, die 
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ih in ihren Schriften gegen die perfünliche Nechtiprechung des Regenten 
wandten. Eine Schrift, wie die des ſchwediſchen — im Bremiſchen, des 
Dr. Nikolaus, — ein responsum vom Jahre 1657 —, in der ſcharfſinnig 
ausgeführt wurde, daß, wenn die fürftlichen Nechtsfollegien nicht in Verwirr— 
ung gerathen jollten, in Juſtizſachen Ertrajudizialdefrete und Hofdekrete 
ichlechterdings unterbleiben müßten, war, wie fpätere von anderen Gelehrten 
ähnlichen Inhalts, zwar von manchem Staatsmanne mit Beifall aufgenommen, 
allein auf die Höfe übten derartige Publikationen feinen nennenswerthen Ein: 
fluß aus. Das abjolute Regiment, das die deutjchen Fürften führten und in 
dem fie auch durch die noch etwa in Aktivität befindlichen Landſtände wenig 
gehindert wurden, konnte ebenjowenig wie der auf das Höchſte geiteigerte 
Souveränetätäbegriff daran denken, die Verwaltung der Juſtiz mit verfaſſungs— 
mäßigen Schranken zu umgeben, vor denen der Wille des Staatsoberhaupts 
Halt machen follte. Auf dem ganzen Gebiete des Rechts hielt fi der Sou— 
verän für ommipotent; er wurde, wenn er nicht gerade zu den Duodezfürten 
gehörte, von höfiſchen Juriſten und Bolitifern, auch von den Gelehrten jeiner 
Landesuniverfität, in diefer feiner Meinung durch Wort und Schrift unterjtüßt, 
von der Reichsgewalt aber troß gelegentlicher mißbilligender Sentenzen des 
Reichshofraths mwerfthätig nicht gehindert, nach feinem Ermeſſen und Belieben 
auf dieſem Gebiete zu handeln. Jedenfall® war man gerade in der erjten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts, auch in den Kreifen der politiichen Schrift: 
jteller, weit davon entfernt, das Gerichtsweſen ala ein jelbjtjtändiges von dem 
Hofe und dem SKabinete unabhängiges Gebiet anzufehen und nur die Aus— 
wüchfe der Kabinetsjuftiz wurden befämpft; fie grundfäßlich zu befämpfen, 
wagte Niemand. Selbſt ein Mann, wie Samuel von Cocceji, dachte nicht 
daran, die Kabinetsinſtanz in Kriminalfachen abzujchaffen oder auch nur zu 
beichränfen. 

Montesquieu ſprach in geiftreicher Form und mit jcharffinniger Kritik 
der bejtehenden Zuftände Gedanken aus, die von deutichen Publiziften nur 
jelten und auch nur verhüllt angedeutet waren; deutjche Gelehrte hatten Rück— 
fihten zu nehmen, die der Franzoſe nicht Fannte, und deutſche Publiziften 
fanden damals jchon wegen ihres gelehrten Styls fein großes Publikum. 

Dans les etats despotiques, jagt Montesquicu, le prince peut juger 
lui-möme; il ne le peut dans les monarchies: la constitution serait 
detruite; les pouvoirs intermediairs dependans, andantis, on verrait 
cesser toutes les formalites des jugements; la crainte s’emparcrait de 
tous les esprits, on verrait la päleur sur tous les visages; plus de 
confiance. plus de monarchie — — — le prince est la partie, qui 
poursuit les accuses, et les fait punir ou absoudre; s’il jugerait lui- 
möme, il serait encore le juge et la partie. Und weiter: Veut-il faire 
la fonction des tribunaux, il travaille pas pour lui mais pour les seduc- 
teurs contre lui. Dann von der außergerichtlichen Beamtenjuftiz: C’est un 
grand inconvenient dans la monarchie que les ministres des princes 
jJugent eux-m&mes les affaires contentieuses,. Nous voyons encore 
aujourdhui des etats, oü il y a des juges sans nombre pour decider 


les affaires fiscales et olı les ministres — qui le croirait! — veulent 
encore les juger. — Il y a par la nature des choses une espece de 
contradietion entre le conseil du Monarque et ses tribunaux. Le conseil 
des tribunaux de judicature en demandent beaucoup. — — Il faut 


des tribunaux de judicature de sang-froid. -- — 
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In der gebildeten Welt Deutfchlands fielen dieſe Worte anf fruchtbaren 
Boden. Der hier unter dem Einflufje der franzöfifchen Philofophie, namentlich 
auch unter dem der Encyflopädijten lebendig werdende Geiſt der Kritif und 
des Freimuths, der in immer breiteren Schichten des Volkes erwachende Sinn 
für Menjchenwürde, der lauter erjchallende Ruf nach gejeglicher Beſchränkung 
der abjoluten Monarchengewalt, alles das vereinigte jih, den Gedanken des 
geiftvollen Franzoſen über die Sicherheit und die Unabhängigkeit der Juſtiz 
von den übrigen Verwaltungsorganen und der oberjten Gewalt de3 Staates 
auch in maßgebenden Kreifen Eingang zu verjchaffen. Auf den Univerjitäten, 
in der Publiciftif und überhaupt in den höheren Schichten der Gefellichaft 
bis Hinein in die höfiichen Kreife und die Regierungszentren gewann allmählich 
die Anjicht über die Verwerflichkeit außergerichtlicher Einmiſchung in Rechts— 
angelegenheiten die Oberhand. Schon der hannoverjche Vicekanzler Streben 
billigte den Sat Montesquieus, daß Juſtizſachen nicht vor den Staatsrath 
oder Geheimen Rath gehörten, und die im Jahre 1765 erjchienen reflexions 
philosophiques et historiques d’un juris consulte, als deren Berfafjer der 
preußiiche Großfanzler Jariges genannt wird, geben an manchen Stellen die 
Gedanken Montequieu’s auf jenem Gebiete nieder. Je freier man allmählich 
auch in Deutjchland über politiiche Dinge zu denken begann, und je mehr 
man fi hier in den Streifen der gebildeten Gejellichaft mit den Aufgaben 
des Staates und mit dem Staatswohle von philofophifchen und politischen 
Geſichtspunkten aus bejchäftigte, um fo lauter wurde der Auf nach einer von 
Kabinetswilltür geficherten Rechtspflege. Die Mofer, Schlözer, Schi, Leift, 
Haeberlin, Jujtus Möſer und andere namhafte Publiziiten und Rechtslehrer 
wurden nicht müde, dieſen Auswuchs als Abjolutismus zu befehden. Selbit 
der fühle und vorfichtige Gönner, der es nicht unzuläßig fand, wenn ein Fürſt 
in gewiſſen Fällen jein Kabinet in einen Gerichtshof umgejtaltete, ſprach ſich 
do dahin aus, daß der Fürſt nicht ſelbſt Nechtsjtreitigkeiten entjcheiden dürfe. 
Aber jo ganz allgemein waren dieje Anfichten gegen Ende des Jahrhunderts 
doch noch nicht. Es gab eine —— von Staatsrechtslehrern und Schrift— 
ſtellern, die noch immer das abſolute Recht des Monarchen, ſich nach Belieben 
in Rechtsſtreitigkeiten einzumiſchen, vertheidigten, und die ſich für die Fort— 
dauer dieſer Befugniß auf den beſtehenden Rechtszuſtand im Lande und auf 
die Grundſätze des römiſchen Rechtes über die Stellung des Princeps be— 
rufen konnten. Noch im Jahre 1770 ſchrieb Kreitmeyer in ſeinem deutſchen 
Staatsrechte: Die hohe und niedere Gerichtsbarkeit pflegt wegen der Menge 
der Juſtizhändel nicht leicht von den Regenten jelbit (!), ſondern von dicasteriis 
etc. abminijtrirt zu werden, aber der Regent bleibt allzeit fons omnis juris- 
dietionis und das desfallfige Majeftätsrecht äußert ſich „jonderbahr“ in dem 
jure recipiendi appellationes, supplicationes vel revisiones und dem jowohl 
in ceivilibus als eriminalibus offenftehenden Recurſe ad prineipem, item in 
den Rechtsjprüchen, welche er ex plena postestatis joweit ergehen laſſen kann, 
als es utilitas oder necessitas publica erfordert. In Kurſachſen hatte nach 
von Römer, Staatöreht des ChurfürftentHums Sachen (1788), der Kurfürſt 
die „Gewalt“, die Rechtsſachen von den Gerichtshöfen abzurufen und zu jeiner 
böchjten Erwägung und Entjcheidung zu ziehen, „auch außer der vorgejchriebenen 
Ordnung“. Bon den Macdhtiprüchen jagt derjelbe Staatsrechtölehrer, dal; Ddieje 
ſich durch nichts anderes als durch die oberftrichtliche Gewalt rechtfertigen. 
Es jei nicht zu leugnen, daß jeder deutjche Fürſt das Recht habe, die bei 
jeinen Gerichten anhängig gewordenen Rechtsſachen vor feinen höchſten Richter: 
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ftuhl zu rufen, und fie ohne alle alle Formalität zu entjcheiden. Er gefteht 
jedoch zu, daß diefe Sprüche „oft die bitterfte Ungerechtigkeit an der Stirm 
tragen” und will daher deren Anfechtung durch die Nichtigfeitsbefchwerde und 
Begwerde wegen vermweigerter Juſtiz nicht geradezu verwerfen. 

In Preußen waren allmählig alle hohen Juftizbeamten Gegner der fönig- 
lihen Machtſprüche in Rechtsftreitigkeiten geworden. Die Kanzler, die Juſtiz— 
minifter, die Mitglieder der im Jahre 1756 eingejegten Jurisdictionscommiffton, 
eine Vorläuferin des jpäteren Stompetenzgerichtshofes, waren darüber aus, 
diefes jtörende Beiwerk der Rechtspflege in Wegfall zu bringen, und Fürft, 
Carmer, Suarez, Kircheifen verjuchten, dasjelbe aus dem preußiichen Der: 
fafjungsrechte durch Gejeb auszumerzen. Carmer’3 Entwurf eines Gejeßbuches 
enthielt den Satz: durch Machtiprüche darf Niemand in jeinem Rechte gefränft 
werden, und nur formelle Bedenken waren eg, welche jchließlich die Aufnahme 
dieſes Satzes in das Landrecht verhinderten. Suarez hielt dem Kronprinzen 
dem nachmaligen Könige Friedrich Wilhelm III.) Vorträge, in denen er die 
föniglihen Machtiprüche als Ungerechtigfeiten bezeichnete und fich dabei auf 
Friedrich II. berief, der die Machtiprüche ausdrücdlich verabfcheut habe. Kirch— 
eifen behandelte ala Chef des Kammergerichts, als der Kronprinz einer Sigung 
diefes Gerichtshofes beimohnte, in einer Anjprache dasjelbe Thema in dem: 
jelben Sinne. Gleichwohl ereigneten ſich noch immer hie und da Fälle, in 
welcher der füniglichen Wille in der einen oder anderen Form mehr oder 
weniger verhüllt in Die Juftizpflege eingriff. Das gefchah bis zur Einführung 
der modernen Sonftitution nicht nur in Preußen, fondern überall. Auch die 
feierlichften Erklärungen über die Unftatthaftigkeit jolcher Einrichtungen wurden 
gelegentlich vergejjen. Wie viel wurde noch auf diefem Gebiete in Dejterreich 
während der erjten Hälfte diefes Jahrhundert? gejündigt, in demſelben Lande, 
wo Kaiſer Joſef II. in einem an das jchlefiich-mähriiche Appellationsgericht 
1795 gerichieten Erlafje fich dahin geäußert hatte, daß „in den bloßen Privat: 
juftizjachen feine andere Erledigung als durch die ordentlichen, von dem 
“Landesfürften durch feine Geſetze aufgeftellten Gerichtabehörden jtatthaben 
könne.“ 

Am längſten ſträubten ſich die Kabinette, ihre Superreviſion gerichtlicher 
Strafurtheile aufzugeben. Das hing zuſammen mit der Entwickelung, welche 
die Kriminalgerichtsbarkeit in den Territorien genommen hatte und die es mit 
ſich brachte, daß die Landesherren auf dieſem Gebiete ihre Auffaſſung von den 
Befugniſſen des oberſten Richters zähe feſthielten. Urtheile in Kapitalſachen 
unterlagen herkömmlich wohl überall dem Beſtätigungsrechte des Regenten, 
und das Begnadigungsrecht ſtand im weiteſten Umfange jedem Landesherrn 
zu, namentlich auch das Recht der Abolition, d.h. das Recht, ein bereits ein— 
geleitete Unterfuchung niederzufchlagen oder im Einzelfalle die Einleitung des 
Strafprozejjes überhaupt zu unterjagen. Aber auch die Befugniß, erkannte 
Kriminaljtrafen aus eigner Machtvollkommenheit als oberfter Richter zu ſchärfen, 
nahmen die Kabinette in Anfpruch, und e8 gab manche Rechtslehrer, welche 
diefe Anſprüche vertheidigten. Gegen Ende des achtzehnten Jahrhunderts wurde 
freilich diefes Recht von den meilten Staatsrechtslehrern lebhaft beitritten ; 
Haeberlin jagt: jchärfen kann der Landesherr die zuerfannten Strafen nicht, 
thut er dies, jo überjchreitet er feine Grenzen, und wehe dem Staate, wo dies 
gefchieht! Dennoch war dieſe Befugniß des Monarchen damals vielerwärts, 
namentlich in Preußen und Dejterreich anerfannten Nechtens. Joſef II. ſchärfte 
wiederholt Urtheilsjprüche der kompetenten Strafgerichte, wie in dem bekannten 
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Falle Scekely. Dasfelbe thaten die preußifchen Könige, denen von Alters 
ber, wie ein Reſeript vom 2. März 1717 bezeugt, gegen des Mordes ange: 
ichuldigte Perſonen allein die legte Kognition zuftand. Die Urtheile in „Hals: 
und Blutfachen“ ſowie in gewiſſen anderen peinlichen Fällen mußten dem 
Könige eingefandt werden, damit diefer Gelegenheit habe, Ddiefelbe nach jeiner 
„umfafienden Einficht und Machtvolllommenheit” zu lindern oder auch zu 
ihärfen. So war die Schärfung des Urtheils gegen Katte durch Friedrich 
Wilhelm I. nach preußiichem Staatsrechte nicht illegal, ebenjowenig, wie jeltfam 
uns das heute erfcheint, der perfönliche Spruch Friedrichs II im Verfolg des 
Arnoldfhen Nechtshandels gegen die einigen Näthe des Kammergerichts. Noch 
Friedrich Wilhelm III. erflärte anläßlich eines befonderen Falles in einer 
Kabinetsordre vom 2. Januar 1801, daß die Befugniß, Strafen zu jchärfen 
oder zu mildern oder zu verwandeln, Vorbehalt der Krone fei, und nod) 
1807 erhielt von Königsberg aus die Berliner Immediatkommiſſon vom Könige 
die Ermächtigung, in den „vorausfichtlich fich mehrenden“ Diebftahls-, Morbd- 
und Raubfällen auch auf Schärfung der Strafen Bedacht zu nehmen. Erft im 
Jahre 1809 auf Veranlafjung Beyme's wurde das Strafihärfungsrecht der 
Krone fallen gelaſſen und zugleih die „Buftizadminiftration“ des Juſtiz— 
minifteriums d. h die Rechtsſprechung diefer Behörde in Straffachen aufgehoben, 
wie denn auch damals das Beftätigungsrecht des Monarchen auf ſolche Urtheile 
befchränft wurde, die auf Todes- oder lebenslängliche Freiheitsftrafen Lauteten. 
Unter diefer Beſchränkung erhielt jich dann aber das Beltätigungsrecht von 
Strafurtheilen in Preußen bis zum Eintritte der Wirffamfeit der Reichsſtraf— 
prozeßordnung. Das durch die Kriminalordnung von 1805 dem Fuftizminifter 
gewährte, ziemlich ausgedehnte Beftätigungsricht von Strafurtheilen war bereits 
in der Organijationsverordnung vom 3. Januar 1849 endgültig aufgehoben. 

7. Nach den NReichögejegen war die Ordnung des Landesjuſtizweſens dei 
Landesherren überlaſſen; die Landesherren fonnten daher, fofern nicht Die 
Stände verfafjungsmäßig mitzuwirken hatten, ganz nad) freiem Ermeſſen Gerichts: 
verfafjungen und Gerichtsordmungen einführen, aufheben und abändern, immer 
jedoch mit der Maßgabe, daß den Unterthanen in feiner Nechtsfache der gerichtliche 
Weg abgefchnitten oder verfümmert wurde. Daß die Landesunterthanen nicht 
ihrem ordentlichen Nichter entzogen werden follten, war ſchon in der mit den 
Reichsitänden vereinbarten Kammergerichtsordnung von 1495 ($ 29) beftimmt 
worden. Unter ordentlichen Gerichten verftand man die von Alters hergebrachten 
oder nach Maßgabe der Landesverfaijung eingefegten Gerichte ; keineswegs braud)- 
ten die Gerichte ausschließlich mit Rechtsiprechung betraute Behörden zu fein. Sie 
waren e3 auch im achtzehnten Jahrhundert noch außer den Hofgerichten und — in 
den großen Staaten — den Oberappellationsgerichten noch jehr jelten. Man nahm 
feinen Anjtoß davon, daß ein Gericht zugleich Lofal- oder landespolizeiliche 
‚Funktionen wahrnahm oder daß ihm andere VBerwaltungsverrichtungen übertragen 
wurden. In der unteren Juſtiz war die Vermiſchung von Juſtiz und Verwaltung 
jogar die Regel, dasfelbe war wenigftens häufig in den höheren Inftanzen der 
Heineren Territorien der Fall und felbjt in größeren Staaten gab es höhere Be— 
börden, die noch im achtzehnten Jahrhundert zugleich Tribunale und Verwaltungs- 
follegien warten. So hatten 3. B. in Bayern Hofrath und Regierungen ſowohl 
die Fuftiz- als die Bolizeifachen zu bearbeiten, und die proteſtantiſchen Conſiſtorien, 
weiche in erfter Linie ftaatsficchliche Verwaltungsorgane waren, hatten meijt 
eine ausjchließliche Gerichtsbarkeit in Eheſachen. Selbſt der Reichshofrath 
war ja nicht allein Neichsjuftiz:, jondern auch Faiferliches Regierungsfollegium. 
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Daß die Kanzleien, die in der erften Zeit ihres Beſtehens bei der damaligen 
Einfachheit der Verhältniſſe Zentralinitanz für alle Zweige der Zerritorial- 
verwaltung geweſen waren, auch noch fpäterhin, als fie bereit3 weſentlich 
ZJuftizfollegien geworden waren, noch manche Berwaltungsfachen behielten, ift 
Ihon früher bemerkt worden. 

Ordentliche Gerichte waren ſpäter — etwa feit dem Ende des fiebenzehnten 
Jahrhunderts — regelmäßig in erjter Inſtanz die Stadtgerichte, Patrimonial- 
erichte und herrjchaftlichen Aemter, in zweiter Inftanz fowie für fanzleifäßige 
Berne in erjter Inftanz die Hofgerichte und Kanzleien (Regierungen), in 

öchſter Inftanz die territorialen Dberappellationsgerichte (Oberhofgerichte 
u. |. w.) oder für nicht privilegirte Territorien die Reichsgerichte. Aber Feines: 
wegs alle Juſtizſachen wurden von dieſen ordentlichen Gerichten entjchieden. 

Zunächſt konkurrirten mit ihnen die gelehrten Schöffenftühle und die 
Zuriftenfafultäten an den Univerfitäten. Der Gebrauch, nach verhandelter 
Sache jei es von Amtswegen fei e3 auf Anfuchen einer Partei die Aften zur 
Abgabe einer Sentenz an eines diefer Kollegien zu überfenden, datirte aus der 
Zeit, wo die Territorialgerichte neuer Geftalt noch nicht ordnungsmäßig mit 
gelehrten Richtern bejegt waren; er fnüpfte an das Inftitut der Rechtsbelehrung, 
welche die Schöffen der früheren Zeit von ihren Oberhöfen in zweifelhaften 
Sachen fi zu erholen gewöhnt waren. Solche Rechtsbelehrungen auf Ans 
uchen der Parteien einzuholen, hatte dann für peinliche Sachen die Caro- 
ina den Richter ausdrüdlidy verpflichtet, und bald wurde es aud in Zivil 
ſachen überall Regel, daß das Gericht, vor welchem der Nechtsftreit ver: 
handelt war, das Begehren der Partei. um Wftenverfendung zum Spruche 
an eine Univerjität oder an einen der 00 vorhandenen Schöppenftühle zu 
erfüllen hatte. In Preußen hob Friedrich II. das Inſtitut der Aktenverſchick— 
ung im Jahre 1746 definitiv auf und mehrere größere Staaten folgten feinem 
Beifpiele. In anderen dagegen blieb das Inftitut bis in dieſes Jahrhundert 
hinein in voller Blüthe — 3. B. im Königreih Hannover für Kriminal- und 
— noch bis 1836 — und ſelbſt die deutſche Bundesakte (Art. 12) 
eſtimmte noch, daß „bei den gemeinſchaftlichen oberſten Gerichten jeder Partei 
gejtattet fein jolle, auf die Verſchickung der Akten auf eine deutfche Univerfität 
oder an einen Schöppenftuhl zur Abfafjung des Endurtheils* anzutragen. 

Es iſt einleuchtend, daß der häufige Gebrauch von dem Mittel der Aften- 
verſchickung der Autorität der Landesgerichte nicht geringen Eintrag that, um 
fo mehr, als auch die Reichsgerichte nicht jelten durch unbedingte Mandate 
diefen Gerichten die Verfendung der Akten auf Antrag ansdrüdlich befahlen. 

Weit mehr jedoch als durdy diefes Imftitut wurde die Nechtsfprechung 
der ordentlichen Gerichte eingefchränft mit zunehmender Häufung von Landes: 
gerichten, welche für einzelne Gattungen von Civil und Straffachen, oder auch 
rür befonderen Klaſſen von Unterthanen eingerichtet wurden. Spezialgerichte 
diefer Art gab es zwar von Alters her in allen deutjchen Landen. Sie waren 
Ueberbleibjel der mittelalterlichen Grrichtsverfaffung, meift Nefte der alten 
Landgerichte in Geftalt von Rügegerichten, Holtingen, Meyerdingen, Häger: 
dingen, Diuggerichten u. A. die ſich partifulär in anfehnlichen Gebieten (nament= 
lich in Wejtfalen und Niederiachjen) unter einer am Alten hängenden Be— 
völferung trog aller Ungunſt der landesherrfihen Beamten erhalten hatten. 
Much ſonſt waren noch viele Genoſſenſchafts- und Berufsftandesgerichte aus 
der Älteren Zeit, aus den Zeitalter der Blüthe der Einungen, beftehen geblieben. 
Viele andere aber beruhten auf menerer landesgefeglicher Norm und dieſe 
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unterichieden fich unter Anderm von jenen darin, daß hier der Weg an bie 
Gerichte ganz ausgefchlofien war, während von den Gntjcheidungen jener 
immerhin an ein höheres Gericht appellirt werden konnte. Die Anwendung 
der neuen Spezialgerichte beruhte theil® auf technifchen Rückſichten, theil3 auf 
allgemein politiichen, zumeift fisfalifchen Erwägungen, theils endlich war fie 
eine Koncejlion für gewiſſe privilegirte Klaſſen der Unterthanen oder für privilegirte 
Körperichaften des Landes. So gab e3 bejondere Kriegs-, Militär:, Univerfitäts-, 
Forſt-, Berg, Kauf: und Wechlelgerichte, Hofmarfchallamts-, Finanz, Zoll: 
und Hccifegerichte. Oft war bei ihrer Errichtung der Gefichtspunft befchleunigter 
Juſtiz maßgebend; meift war auch eine bejondere Art des Verfahrens beftimmt. 
Appellationen gingen der Regel nach) an den Landesherren, den Geheimrath 
oder eine andere Zentralbehörde und nur jehr jelten wurde von dem Landes» 
herrn das höchfte ordentliche Gericht mit der Verhandlung der Berufung betraut. 

Immerhin war noch im Anfange des 17. Jahrhunderts und zum Theile 
auch noch ſpäter die allgemeine Zuftändigfeit der ordentlichen Gerichte ſachlich 
weit umfangreicher als heutzutage. Sie ſprachen Recht auf dem ganzen Ge— 
biete der Angelegeuheiten, welche gegenwärtig als öffentlich-rechtliche bezeichnet 
werden. Man fannte weder eine feite Grenze zwifchen Privatrecht3- und 
Öffentlich = rechtlichen Streitigkeiten, noch zwijchen Hoheit? und Juſtizſachen. 
Es gab fein Territorialitaatsrecht, in welchem für folche Unterfcheidung leitende 
Gefichtspunfte aufgejtellt geiwejen wären; Konflikte zwifchen Regierung und 
Juftizbehörden wurden vom Landesheren von Fall zu Fall entjchieden oder 
auch an eine der NReichsgerichtsinftanzen gebracht. Jedenfalls war der Weg 
der gerichtlichen Klage in weit mehreren Fällen zuläffig als in der heutigen 
Zeit. Aber gerade das öffentliche Recht und namentlich das neue Verwalt— 
ungsrecht, welches jich jeit dem 15. und 16. Jahrhundert herauszubilden be: 
gonnen hatte, beherrichten die damaligen ordentlichen Gerichte viel weniger ala 
die Regierungsbehörden, und es Fonnte nicht ausbleiben, daß in ſolchen Pro— 
zeifen, die irgendivie mit dem neuen Rechte im Zufammenhange ftanden, und 
wo politiiche Verhältniſſe oder Rechtsfragen zu berücfichtigen waren, auf welche 
die römisch = rechtliche Doktrine jchleht paßte, Entjcheidungen gefällt wurden, 
die der Verwaltung des Staate® und der Fortbildung des öffentlichen Rechts 
hemmend entgegenwirkten. Inſofern man die ordentlichen Gerichte, theil3 wegen 
der einjeitigen Ausbildung ihrer Mitglieder, theil® wegen der ſchwankenden 
Grenze zwijchen Privatrecht und öffentlichem Recht, der Aufgabe, öffentlich- 
rechtliche VBerhältnifje im Konflitte mit dem erworbenen Nechte in einem die 
Interejien des Staates mwahrenden Sinne zu entjcheiden, nicht gewachfen. Es 
gab eine Reihe von Nechtsverhältnifien, die in der That den ordentlichen 
Prozeß umd eine Verhandlung vor den ordentlichen Gerichten, vom Stand: 
punkte der Landesinterefjen aus betrachtet, nicht vertrugen. Für dieſe jchien 
die Einführung einer Wominiftrativjuftiz an Stelle der ordentlichen Juſtiz und 
einer extraordinaria cognitio an Stelle des regelmäßigen Gerichtsverfahrens 
geboten. Aber manche LZandesherren gingen weiter. Sie entzogen den ordent— 
lichen Gerichten auch folche Streitigkeiten, die durchaus privatrechtlicher Natur 
waren. Dabei waren meijt landesfürftliche, einfeitig fisfalifche oder Klammer: 
interefjen im Spiele. Man ſchützte politifche Erwägungen vor, die fich nicht 
rechtfertigen ließen. So jträubten fich z. B. manche Landesherren, den ordent: 
lichen Gerichten in Zivilfachen gegen ihre Perſon, ihre Chatulle, ihr Sonder: 
gut Rede zu ftehen. Vielerwärts wurden einzelne Gattungen von Strafjachen 
bejonderen Behörden überwiefen, indem man landespolizeiliche Gefichtspunfte 
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vormwalten ließ. Es fam auch vor, daß für eine Gattung von Rechtsfällen 
ohne Weiteres eine Sonderbehörde eingerichtet wurde, wenn die ordentlichen 
Gerichte auf diefem Gebiete Entfcheidungen abzugeben hatten, die der Willfür: 
berrichaft des abfolutiftifchen Regiments nicht zufagten. Denn fo abhängig 
die ordentlichen Gerichte von dem Landesherrn waren, jo waren fie doch 
feineswegs fo gefügig, daß man von ihnen ohne weiteres erwarten durfte, 
fie würden unter Beifeitefegung von Rechtsgrundſätzen nach Berwaltungs- 
maximen oder aus politifchen Erwägungen entjcheiden; das wäre auch gegen 
die von den Nichtern befchworene Amtspflicht geweſen. In den Stonflikten 
zwifchen Regierung und Ständen ftellten fich in vielen Territorien die höheren 
Gerichte, Die ſtark mit jtändischen Elementen — waren oder deren Mit— 
glieder zum Theile wenigſtens in ihren rechtspolitiſchen Auffaſſungen mit den 
Ständen harmonirten, bei Prozeſſen, die in dieſes Gebiet hinüberſpielten, meiſt 
auf die fjtändifche Seite. Den Gerichten zu gebieten, das ftrenge Recht in 
gewiſſen Rechtsftreitigfeiten nicht anzumenden und ftatt deijen Gründe das 
Staatsinterefjes vormwalten zu laljen, war begreiflicherweife nicht angängig, das 
hätte ſchon den gejeglich vorgejchriebenen Eiden widerjprochen, welche in den 
meiften Landen von den Mitgliedern der Landesgerichte vor Antritt ihres Amtes 
zu ſchwören waren und die namentlich den Paſſus enthielten, daß der Richter 
nach dem gefchriebenen gemeinen Rechte, nach den Landesfonftitutionen und 
guten DObfervanzen richten und gegebenenfall3 ſonder Rückſicht auf den Landes— 
beren und deſſen Intereſſen Necht zu Sprechen hätten. Diefe Eide und Die 
amtliche Verpflichtung, nach Recht und Geſetz zu richten, waren eigentlich 
außer der Strafgewalt des Staates wegen Rechtskürzung die einzigen Garan— 
tien der Gerechtigkeit. Dagegen hatten die Verwaltungsbehörden, denen Juris: 
diftiongrecht übertragen waren, vor Allem das öffentliche Necht zu berück— 
jichtigen, und da fie völlig abhängig von der Zentralregierung waren, Die 
durch ihre Beichlüffe, Injtruftionen und Erlafje die Grenzen des öffentlichen 
Nechtes jeweils feftjtellte, jo war die Einrichtung der Adminiftrativjuftiz nichts 
anderes als die gejegliche Regelung einer bejonderen Abart der Kabinetsjuftiz. 
Regelmäßig wenigjtens war der Nechtöweg gegenüber den Entjcheidungen der 
Bermaltungsbehörde ausgeſchloſſen, Beichwerden gegen deren Entjcheidungen ge: 
langten in letter Inftanz an das Kabinet. Der Umſtand, daß die Grenze 
er Zuftiz und Verwaltung nirgends durch jtaatsrechtlihe Grundjäge feſt— 
gelegt war, erleichterte die Anordnung einer VBerwaltungsjuftiz auch auf Ge: 
bieten, die heute unbeftritten der ordentlichen Nechtspflege angehören. Nam: 
hafte Schriftjteller, welche fich über das Grenzgebiet vom Standpunkte der 
Rechtspflege aus einfichtig geäußert Hatten, jo namentlih Struben, Schreiber, 
Neurath, und ihre jchweren Bedenken gegen die in einzelnen Territorien über 
alles Maß ausgedehnte Jurisdiktion von DBerwaltungsbehörden nicht ver: 
hehlten, waren bei den amtlichen Nathgebern der Landesherren nicht von be: 
langreihem Einflujje. Jedenfalls hatten in vielen Kabineten der Fürſten lange 
Zeit hindurch verwaltungsbureaufratiiche Neigungen und ———— fiska⸗ 
liſche Sorgen mehr zu bedeuten als eine gerechte Rückſichtnahme auf die Inter— 
eſſen der Unterthanen. 

Schon im 17. Jahrhundert begannen die Landesherren, theil® mit Zus 
jtimmung, theil® aber gegen den Widerjpruch der Stände die Zuftändigfeit 
der ordentlichen Gerichte einzuengen. Dahin deutet 3. B. ein Paſſus in dem 
bannover’schen Zandtagsabichiede vom 3. April 1639, in denen die Herzöge von 
Braunſchweig-Lüneburg ausdrüdlich einwilligten, daß auch in „Jagd-, Yorft: 
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und Amtsſachen“ von Hofgerichten und von der fürftlichen Nathaftube auf 
Barteien Anfuchen der Prozeß erkannt umd darin rechtlich prozedirt werde. 
Diefer Rezeßpunkt war ſonach eine Konzeffion an die Landitände, auf deren 
Betrieb die Herzöge den verjagten Nechtsweg wiederheritellten. In Branden- 
burg ftellte der Landtagsrezeß von 1652 dagegen verfafjungsmäßig feit, daß 
Prozeſſe zwiſchen Ritterfchaft und Domänenämtern vom Geheimrathe unter 
Mitwirkung von Kammergerichtsmitgliedern zu entfcheiden ſeien. Faft überall 
bekleidete man die Rentlammern und andere Finanz: und Domänenkollegien 
mit mehr oder weniger Jurisdiftionsgewalt, ſowohl im Strafrechte, 3. B. wegen 
Accriſe- umd fonftigen Steuervergehen, als im Zivilrechte, 3. B. wegen Streitig- 
feiten der Untertbanen über Befreiung von Laften, Auslegung von Verträgen 
u. f. w. In der Göhrder Konjtitution von 1719 fchloß der Kurfürft von 
Hannover den Rechtsweg in einer ganzen Reihe von Fällen aus, ohne daß 
die Stände, deren Intereſſen dabei nicht unmittelbar berührt wurden, fich 
widerfegten. Nach diefen Vorjchriften durften die Gerichte feinen Prozeß an— 
nehmen, wenn die Adminiftration und Verpachtung der Domänen, die Ein- und 
Abjegung von herrichaflihen Mayern jtreitig wurde, wenn die Amtsunter: 
thanen klagten, daß ihnen durch Abforderung der an die Memter zu leiftenden 
Präftationen oder in Holz: und Maßjachen durch Beamte oder Forjtbediente 
zu nahe gejchehen, und wenn „Bediente“, d.h. herrichaftliche Beamte sine in- 
famia abgejeßt werden follten. In allen diefen Fällen, bei denen es fich 
um Nechtöverlegungen der Organe der Regierung handelte, entichied nach der 
Konftitution unter Ausschluß des gerichtlichen Verfahrens die Domänenfammer. 
Gegen eine andere Vorfchrift der Konftitution, durch welche der Domänentammer 
(Rentfammer) ein Bolizeijtrafrecht beigelegt wurde, fträubten fich allerdings 
die Landitände, jedoch ohne Erfolg, Nicht immer beruhigten fich die Unter: 
thanen bei jolchen Anordnungen der oberjten Landesgewalt, und hie und da 
wurde auf eindringliche Beichwerden der Stände die eine oder andere Ein: 
richtung jener Art zurücdgezogen. So monirten die Stände im Kurfürften- 
thum Sachſen im Jahre 1737 mit entichiedener Schärfe den Zuſtand, daß in 
Kammerjachen bei obfallenden rechtlichen Differenzen mit Unterthanen der 
Kammerkfollegien fich die alleinige Entfcheidung anmaße, die Kammer fei zu- 
zugleich Partei und Nichter und es gebe gegen ihre Sprüche fein Rechtsmittel. 
Sie erlangten auch, freilich erft nach wiederholten Beichwerden, die Abjtellung 
des von ihnen gerügten Zuftandes. Auch die Neichsgerichte wurden mit Be- 
ichwerden über die Unzuläſſigkeit der landesherrlichen Anordnungen diefer Art 
befaßt. Man juchte bei ihnen Schuß, wenn eine diefer modernen Behörden 
den Prozeß machte oder Nechtsfachen entjchied, für die man lediglich die 
ordentlichen Gerichte fiir zuitändig erachtete, und regelmäßig jcheinen fich ſo— 
wohl Neichafammergericht wie Reichshofrath auf die Seite der Beſchwerde— 
führer geftellt zu haben. Wenigſtens liegen eine ganze Reihe von Reichs— 
gericht3defreten vor, in welchen der von den Kammern (Domänen, Nente, 
Kriegskammern, Finanzkollegien u.f. w.) eingeleitete Prozeß nach Landesitaats- 
recht für nichtig und die Mebertragung von Jurisdiftionsbefugnifien von folchen 
Behörden für unftatthaft erflärt wurde. Daß Beichwerden nicht allzubäufig an 
die Reichsgerichte herantraten, Tag in den Verhältniſſen. Schon oben bei der 
eigentlichen Kabinetsjuftiz ijt bemerkt worden, daß der Negel nach nur reiche 
und unabhängige Untertanen oder Korporationen im Stande waren, die weit- 
läufige und Eojtipielige Prozedur auf fich zu nehmen und das Mißfallen 
Sereniffimi zu ertragen. Meift gingen daher die Klagen von den Landichaften, 
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bon einzelnen Städten oder von den Nitterfchaften aus. Namentlich aus 
Medlenburg werden aus der Zeit der ſchweren Händel zwijchen den Ständen 
und der fürftlihen Macht in der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts mehrere 
Fälle berichtet. Wiederholt bedeutete der Reichshofrath der mecklenburgiſchen 
Rentlammer, „fi in Zukunft weder einiger Nechtsfachen, nach einiger Juris— 
diftion über die von der Ritter: und Landfchaft weiter anzumaßen,“ aktiv und 
paffiv mußten Kammer und fürjtliche Beamte bei der Juftizkanzlei oder dem 
Land» umd Hofgerichte Necht nehmen. Aber erft der große Landesvergleich 
vom 18. April 1755 machte den Wirren definitiv ein Ende; dort wurden die 
Regierungs: und Kammerfollegien angewiefen, alle Bartei- und Streitſachen, 
welche bei ihnen anhängig gemacht würden, an die Landesgerichte zu ver: 
weijen und es wurde ihnen verboten, „richterlicher Weiſe“ gegen Ritter- und 
Landichaft zu verfahren und Sachen, die bei den Gerichten anhängig, an fich 
zu ziehen. Eine Differenz zwifchen Landesregierung und Ständen in Lippe: 
Detmold über die Anmaßung einer Gericht3barfeit Seitens der gerichtlichen 
Rentkammer fcheint ein Nejfript des Reichskammergerichts vom 16. Juli 1746, 
das die anmaßende Kognition der Kammer in Suftizfachen“ verbot, zu 
Gunſten der bejchwerdeführenden Stände gehoben zu haben. Erfolglos da— 
gegen waren die in Angelegenheiten diefer Art von den Neich3gerichten an die 
großen Zandesherren gerichteten Mandate. 

In manchen Zanden wurden die Polizeiftraffachen, in manchen anderen 
die Klagen des Fiskus oder des Kammervermögen® mit Unterthanen oder 
Privaten dem ordentlichen Nichter entzogen, ftatt deſſen prozedirten und ent- 
ihieden Verwaltungsbehörden. Jagd» und SForftfrevel namentlich wurden fehr 
häufig uuter der Begründung, daß eine raſche und nachdrüdliche Beitrafung 
derjelben an den Gerichten nicht zu erwarten fei, den KForitbehörden “über: 
wiejen, die dann, ebenfo wie in Zolle und Steuerfachen die mit ftrafgericht- 
lichen Befugnifien ausgeftatteten Steuerbehörden, in ihrem Amtseifer feineswegs 
parteilos und leidenjchaftslos den Inkulpaten gegenüberftanden. Nicht minder 
häufig war die Einjegung bejonderer Kommiffionen an Stelle der ordentlichen 
Gerichte zu Aburtheilung in gewiſſen Kriminalfällen, namentlich von politischen 
Vergehen und Preßdelikten ſowie von anderen Uebertretungen gegen die öffent: 
(ihe Ordnung, wobei man den Gefichtspunft der polizeilichen Fürforge in 
in den Vordergrund jtellte; fie wurden theils als ftehende, theils als vorüber: 
gehende Einrichtungen angeordnet, nicht jelten waren fie nur auf einen Spezial: 
fall gerichtet, wodurd jegliche Nechtsgarantie befeitigt wurde. Zuweilen be: 
hielten ji), wie im Hildesheimifchen, die Landesherren in den von ihnen er: 
laſſenen Gericht3ordnungen ausdrüdlich vor, jede Sache den ordentlichen Ge: 
richten zu entziehen und diefelbe durch Spezialbefehl einer Landesherrlichen 
Kommiſſion zu übertragen. Auch die Nechtsbeftändigkeit aller diefer und ähn— 
licher Anordnungen wurde an den NReichsgerichten auf erhobene Beſchwerde in 
Spezialfällen verneint, aber die Mandate erzielten, außer bei kleinen PBotentaten, 
wie immer, feine Wirkung. 

In tief einfchneidender Weile entwidelte fich die Gerichtsbarkeit der Ver: 
waltungsbehörden in den preußifchen Landen. Hier war das Ningen des 
modernen Staate® und der Souverainität mit den überlieferten Gewalten im 
Staate, die der Ausbildung hemmend entgegentraten, am heftigften. Dadurch 
erklärt jich die auf dem erſten Blick befremdliche Thatjache, daß von allen 
deutihen Staaten fein anderer den ordentlichen Gerichten jo viele Befugnifje 
und Kompetenzen genommen bat, wie zeitweife feit dem großen Kurfürften und 
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namentlich unter Friedrih Wilhelm I. der brandenburg:preußifche Staat. Sie 
beruhte bei aller Willfür im Cinzelnen auf wohldurchdachten politifchen 
Gründen, die angefichts der Entwidlung, welche das Staatswejen nahm, und 
angeſichts der Aufgaben, welche diefe fich ftellte, vor dem formalen Rechte 
faum Halt machen fonnten und heute wenigftens nicht unter dem Gefichts- 
punkte dieſes Rechts verurtheilt werden dürfen. Es fragt fich, ob ohne das 
auch auf diefem Gebiete mitunter brüsfe Durchgreifen der preußifchen Herricher 
das Gefüge des Staates im verflojjenen Jahrhundert ſchon fo feit geworden 
wäre, wie ed der Fall gemweien ift. Die höheren Gerichte — Kammergeridht, 
Hofgericht, Duartalsgericht, Tribunale und Regierungen — waren, a 
Regierungen und Hofgerichte, noch unter den erften Königen den ftändifchen 
Intereſſen mehr geneigt als den reformatorischen Beitrebungen der Monarchen, 
die mit jenen auf vielen Gebieten des öffentlichen und wirthichaftlichen Lebens 
fich kreuzten; und da die Zuftändigfeit einiger diefer Gerichtsbehörden, namentlich 
der Regierungen, die noch unter dem großen Kurfürften auch Finanz: und Polizei: 
gewalt in ausgehntem Maaße hatten, mit in das öffentliche Recht hinübergriff, ſo 
fonnten Reibungen mit der Zentralregierung und der neneren inneren Politik nicht 
ausbleiben. Zudem hatten jich in das Gerichtsweſen erhebliche Mängel ein: 
eichlichen, die gründlich erft viel jpäter durch Cocceji bejeitigt wurden; der 

Ihäftsgang war bier, wie überall in Deutfchland, freilich zum Theil in 
Folge mangelhafter Gefeggebung und unzureichenden Berjonals, überaus langjam 
und jchleppend, er wurde noch fchleppender durch das überhandnehmende 
Dueruliren der Advofaten, deren Körperſchaft feinen geachteten Stand bildete, 
und in Folge der Vor: und Ausbildung der Richter, die einfeitig und nicht 
auf das öffentliche Recht gerichtet war. Die preußifchen Herrſcher fanden bei 
ihren Gerichten in ihren Wohlfahrtsbeftrebungen feinen Sinn und feinen Halt, 
fie wurden von ihnen darin gehemmt. Schon der große Kurfürft, noch mehr 
aber Friedrich Wilhelm I. glaubten bei der Art der Zufammenfegung der 
Gerichte im Allgemeinen daran zweifeln zu müfjen, daß dieſe in gewiſſen 
Arten von Streitigkeiten mit genügender Sachkenntniß und unter gebührender 
Rüdficht auf die Tandesfürftlichen neueren Verordnungen enticheiden Fünnten. 
Eine durchgreifende Reform der mangelhaften und verwworrenen Gerichtsorgani— 
ſation hätte vielleicht im Wefentlihen auch in jener Richtung Wandel ge- 
ihaffen, allein eine jolche Neform ſowohl der Gerichte als des Verfahrens 
jtieß noch unter Friedrich Wilhelm I. wegen der Geldfrage und wegen der 
immerhin noch vorhandenen Rüdfichtsnahme auf die Stände jowie aus Scheu 
vor Gleichmacherei, die in Anfehung einzelner Landestheile eine Verfaſſungs— 
widrigfeit geiwejen wäre, auf Schwierigkeiten. Man half sich daher damit, 
daß man dort, wo ein praftifches Intereife des Staates oder eines Verwalt- 
ungszweiges hervortrat, den Rechtsweg von den Gerichten ausfchloß und die 
Erledigung der Sache der jummarifchen Kognition der modernen Verwaltungs: 
behörden übertrug. Schon den Amtsfammern, den Kommifjariaten, den Jagd: 
fanzleien und Forſtämtern, den Boftdireftionen waren vom großen Kurfürften 
gewiſſe gerichtliche Befugniſſe ertheilt worden; alle dieſe Behörden hatten z. B. 
die Zurisdiftion über die ihnen unterjtellten Beamten wegen Amtsdelifte der- 
jelben. Unter Friedrich I. machte die Tendenz, die fisfalifchen Behörden mit 
Befugniſſen diefer Art zu befleiden, weitere Fortſchritte; unter Friedrich 
Wilhelm I. gelangte die Verwaltungsinftanzg zum Höhepunkte, Schon das 
war nach unjeren Begriffen eine fonderbare Beitimmung, daß — in der neu- 
märfifchen Kammergerichtsordnung von 1700 — den Gerichten die Prozedur 


252 G. Sienel: Aur Entwidelung 


wegen oder aus Anlaß von Amtshandlungen der Jagdbeamten unterjagt 
wurde, noch ftärfer zeigte fich der Geiſt der Fiskalität in derfelben Ordnung 
durch die Vorſchrift, daß in allen Prozeſſen, welche das Intereſſe der fur: 
fürftlihen Kammer oder des furfürftlichen Forſtdepartements berührten, ein 
ordentliches Mitglied der Kammer beziehungsweife der Oberforjtmeifter zu— 
gezogen werden ſollte. Das follte eine Kontrole für jachgemäße Rechtsſprech— 
ung fein; daß die Einrichtung geeignet war, die Unbefangenheit des Nechts- 
fprechena in hohem Grade zu beeinträchtigen, erfannte man nicht oder hielt es 
für das Fleinere Uebel. Nur vorübergehend ſetzte das Juſtizreglement vom 
21. Juni 1713 den Anfprüchen der Berwaltungsbehörden gegenüber den 
Zuftizbehörden ein gewiljes Ziel. Bereit? die Konftitution vom 25. April 1715 
weilt den Kommiljariaten weitere Nechtsftreitigfeiten zu und ftatuirt für gewiſſe 
mit dem ftädtiichen Haushalte im Zufammenhange ftehende Nechtsfälle einen 
aus Kommiljariatsmitgliedern und Mitgliedern des ordentlichen Gerichts be: 
ftehenden gemischten Gerichtshof. Am meiiten mußten die höheren Gerichte 
von ihrer Jurisdiktionsgewalt an die Lieblingsbehörden Friedrich Wilhelms J., 
an die von ihm geichaffene Kriegs: und Domänenfammern, abtreten. Nach 
dem Reglement für die Neumark von 1725, dejjen grundlegende Beitimmungen 
auf alle Yandestheile ausgedehnt wurden, verloren die Gerichte außer einer An- 
zahl von Berwaltungsgefchäften die Rechtiprehung in allen Angelegenheiten, 
die nach der Meinung des Königs aus Gründen des Staatsinterejjes jachlicher 
von den in den VBerhältniffen des gefammten Staatdorganismus mehr unterrich- 
teten Kammern, in zweiter Inftanz von dem Generaldireftorium, verhandelt und 
auch raſcher entjchieden werden Eonnten. Fortan unterftanden darnach 3. B. 
den Kammern Prozeſſe, welche Mieth- und Kaufverträge von Städten zum Gegen- 
itande hatten, weil fie mit dem Finanzwejen der Kommunen zufammenhängen, 
ferner private Streitigkeiten der Bauern unter einander über bäuerliche und 
Kreditverhältnifje, weil die Kammern die Aufgabe hätten, darauf zu achten, 
daß die Unterthanen durch mweitläufige Prozeſſe nicht erfchöpft und zur „Ab: 
führung ihrer Uppflichten” nicht untüchtig gemacht würden. Auf feiten ſtaats— 
rechtlichen Prinzipien beruhten dieſe Verordnungen feineswegs, fie wurden er- 
lafjen nach dem Stande des augenblidlichen Bedürfnijjes, mitunter audy in 
ichiefer Beurtheilung der Verhältnifje, in welchem Falle dann die Anordnung 
auch nicht lange aufrechterhalten wurde. Im Allgemeinen waren die Ber- 
änderungen für die Untertanen mit Ausnahme der Privilegirten nicht gerade 
von Nachtheil; mindeſtens war das Verfahren bei der Kammerbehörde rajcher 
und nicht jo koſtſpielig als bei den Gerichten. Freilih famen auch große 
Mißgriffe vor, jelbit offenbar ungerechte Erlaſſe und den Privaten nachtheilige 
Inſtruktionen wurden ertheilt; jo wurde im Jahre 1722 angeordnet, daß der: 
jenige, welcher mit dem Fiskus prozejfire, die gefammten Koften zu tragen 
babe und im Jahre 1723 wurde jogar die kurmärkiſche Kriegs- und Domänen- 
fammer angewiejen, in Grenzjtreitigfeiten der Städte und Aemter bei zweifel: 
bafter Sach: oder Rechtslage zu Gunſten der leßteren zu erfennen. Und ob: 
wohl die Mitglieder der Kammer faft durchweg tüchtige, praftifche und er- 
fahrene Männer von Bildung waren, welche wohl befähigt erichienen, in den 
ihrer Cognition überwiefenen Sachen ein richtiges Urtheil zu fällen, jo 
werden fie doch in vielen Fällen, wo die neueren Berwaltungsgrundjäge in 
Frage kamen, im Sonflifte mit dem Privatrechte unbedenklich diefe Grund: 
ſätze in den Vordergrund ihrer Erwägungen gejtellt haben. Auch das war 
eine Folge der häufigen Kompetenzverichiebungen, daß die Verworrenheit des 
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Rechtszuftandes im Lande ſich noch jteigerte. Es blieb nicht aus, daß die 
Berwaltungsbehörden und die militärifchen Befehlshaber, welche, wie Gouver— 
neure und Stadtfommandanten, auch Biviliften gegenüber eine gemwilje Ge- 
richtsbarfeit auszuüben hatten, unter jubjektiver Auslegung dehnbarer Vor: 
ihriften den Gerichten noch viele Zujtändigfeiten ftreitig machten und hierin 
vom Könige, der wenig Vertrauen zu der Nechtsiprechung jeiner Gerichte 
hatte, zuweilen im offenen Widerjpruche mit dem geltenden Rechte unterftüßt 
wurden. Die Yuftiz büßte in Folge defjen jo jehr in Anfehen ein, daß die 
Berwaltungsbehörden oft um rechtsfräftige Sentenzen fih gar nicht kümmerten 
und dat Städte und andere Korporationen fich den Verfügungen und Sentenzen 
der Juftizkollegien offen widerjegten. Aus den jüngſt angegliederten Provinzen, 
wo es noch eine jtarfe ftändifche Oppofition gab, wie Cleve, der Grafichaft 
Mark und aus dem Magdeburgifchen gelangten an den Neichshofrath mannig- 
fache Beichwerden über die Gerichtsbarkeit der Kommifjariate und Kammern, 
anjcheinend jämmtlich von Seite der einzelnen Landjtände, und das Weiche: 
gericht gab regelmäßig der Beſchwerde jtatt, indem es ausſprach, daß die 
Ausstattung der neuen Behörde mit richterlichen Befugniſſen verfafjungswidrig 
jei. In einem Beſchluſſe vom 27. Juni 1725 wurde ausgeführt: „Kayſerliche 
Majejtät können nicht zugeben, daß der König fundbarer Landesverfaſſung 
(Eleve) zugegen die Juftiziachen in anderen als den von Alters aufgejtellten 
Serichtsinftangen erörtern umd Urtheil abfajjen laſſe, ſondern ſolche Hand: 
lungen allerdings als null und nichtig achten müßten.“ Es bedarf faum der 
Erwähnung, daß alle diefe Mandate, um die fi) der König von Preußen nicht 
kümmerte, nicht die entjerntejte Wirkung hatten; daß fich fein Reichsſtand fand, 
der denjelben zur Grefution zu verhelfen juchte, war felbjtverjtändlich, aber 
auch der Kaiſer unternahm begreiflicherweife nichts, um den Reſkripten des 
Neichsgericht3 Geltung zu verichaffen. 

Erit den Beitrebungen Cocceji's gelang es, die Zuftändigfeit der Ver— 
waltungsbehörden wieder einzufchränfen und auf ein geringes Maß zurüd- 
zuführen. ‘Friedrich Il. wurde von ihm überzeugt, daß die vielfachen Durch— 
brechungen der gerichtlichen Kompetenz das Nechtsgefühl und die Gerechtigfeits- 
pflege jchädigten, und er gab den Forderungen feines Großfanzlers, der ernſtlich 
darauf ausging, den ordentlichen Gerichten alle Privatrechtsjtreitigkeiten wieder 
zuzumeijen, um jo gemeigter Gehör, als inzwilchen gerade durch die Bemüh- 
ungen diejes Kanzler die oberen Gerichte durchjchnittlich mit tüchtigeren und 
fenntnißreicheren Männern als bisher bejegt waren. Gleichwohl war auch 
Friedrich noch der Anfiht, daß ohne gewiſſe Jurisdiftionsbefugnifje die 
Kammern und das Generaldireftorium nicht beitehen könnten. Er äußerte fich 
grundjäglid dahin, daß für die „in das interesse publicum einjchlagenden 
Sachen“ die Berwaltungsbehörden zuftändig bleiben, im übrigen aber alle 
Privatrechtäjtreitigfeiten” den gerichtlichen foro gebühren“ jollten. So blieben 
denn die Kammern mit dem Generaldireftorium zuftändig über eine Anzahl 
Streitigkeiten der Unterthanen mit den Domänenpächtern (Amtleuten) und über 
manche andere Kategorien von Streitjachen, die man damals noch als in das öffent: 
liche Recht oder in das Kameralrecht einfchlagend betrachtete; die Neformen auf 
diefem Gebiete waren daher nicht jo radifal, daß die Zwijtigfeiten zwijchen Juſtiz 
und Verwaltung in der Folge verschwunden wären, fie befriedigten ganz weder 
auf der einen, noch auf der anderen Seite. Uebrigens wurde bald darauf für 
die Verhandlung der Kammerprocejie eine befondere Abtheilung in der Kammer 
geichaffen, die nur mit Juriften bejegt wurde (ſog. Domänenfammerjujtiz- 
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deputation), und ebenfo wurde zum Zwecke der Erledigung von Konflikten 
zwifchen Juſtiz- und Verwaltungsbehörde eine bejondere Behörde eingerichtet, 
die Jurisdiktionskommiſſion, aus welcher der jpätere Gerichtshof für die Ent: 
Iheidung von Kompetenzkonflikten hervorgegangen ift. Wie ausgedehnt übrigens 
vor dem Cocceji'ſchen Aejiortreglement am 19. Juni 1749 die Gerichtsbar- 
feit der Kammer war, ergibt fi) aus dem 8 2 des Neglements, wo die Fälle 
aufgezählt find, in denen die Kammern „feine Konkurrenz mehr prätendiren“ 
jollen. Erſt in diefem Jahrhundert (1808) wurden der Kammer die Reſte ihrer 
Gerichtebarfeit in Privatrechtsfällen definitiv abgenommen. 

Es iſt ſchon oben darauf Hingewiejen worden, dab viele Gerichtöbehörden 
in Deutjchland mit einer Verwaltungsthätigfeit belaftet waren, jo daß fie 
nicht als reine Behörde für Rechtſprechung, fondern auch als politifche Organe 
der Yandesregierung auftreten mußten. Selbſt einigen Hofgerichten, denen doc) 
in der. Regel nur die Prozedur in Privatrechtaftreitigfeiten zujtand, waren 
jelhe Geſchäfte überwiejen worden. Nur die erft jpäter gejchaffenen höchiten 
Gerichtshöfe (Oberappellationsgerichte) waren von dieſen Geſchäften freigehalten. 
Erſt ganz allmählich wurden dann die mittleren Gerichte davon entlajtet. 
Die unteren Inſtanzen blieben auch noch bis tief in diefes Jahrhundert hinein 
gemifchte Behörden und mußten nicht allein von den Juftizbehörden, jondern 
auch von den vorgejegten Verwaltungsbehörden Weilungen entgegennehmen, 
die zumeilen noch in das Gebiet der Zuftiz hinübergriffen. In Preußen wurde 
grundjäglich die Trennung der Juſtiz von der Verwaltung erjt unter dem Frei— 
herrn von Stein ausgejprochen, aber noch nicht völlig durchgeführt. Die Ge- 
richte erjter Inſtanz (Suftizunterbehörden) wurden dort noch bei der Reorgani— 
jattion der Verwaltung verpflichtet, von den neuen „Regierungen“ Aufträge 
entgegenzunehmen und konnten von Diejen Behörden zu deren Befolgung ge- 
jwungen werden; freilich durften die Aufträge nur folche fein, die „zu der 
amtlichen Thätigfeit der Gerichte überhaupt gehörten.“ Erjt durch die Ver: 
ordnung vom 3. Januar 1849 mwurde diefe VBorjchrift aufgehoben. 

8. Die Forderung eines von dem Gabinette und der Negierung unab— 
hängigen Rechtsjpruches hatte in Deutjchland feit dem Emporkommen der 
landesherrlichen Gewalt auf der politiichen Tagesordnung geftanden, fie war 
im jechzehnten und noch im Anfange des fiebenzehnten Fahrhunderts nahe 
daran, vermwirflicht zu werden, und war auch zeitweilig in Landen mit blühen: 
der ftändischer Verfafjung, wenn auch nicht immer zum Wohle der Gejammt: 
heit der Unterthanen, verwirklicht worden. Mit der Ausbreitung und innereu 
Kräftigung der abjolut regierten Staaten ſchwand die Hoffnung auf eine allge 
meine Verwirklichung jener Forderung, und wenngleich die Neichsgerichte eine 
Anzahl von jchlimmen Fällen der Verwaltungs- und Gabinetzjuftiz im Namen 
des Kaiſers herb tadelten, auch wohl die Volljtrekung ihrer auf Bejeitigung 
des Mißſtandes gerichteten Mandate gegenüber manchen Kleinen Despoten 
durchgefegt wurde, jo war doc ihre Autorität in den Staaten der größeren 
Neichsjtände zu gering, als daß ihre Rügen dort an maßgebender Stelle 
beachtet wären. Uber immerhin war e3 für die öffentliche Meinung und 
für die Fortdauer der Nechtsüberzeugung von höchſter Wichtigkeit, daß dieſe 
Gerichte auf dem Standpunkte der Unzuläßigkeit einer reichs- oder landes- 
fonjtitutionswidrigen Verwaltungs: und Kabinetsjujtiz beharrten. Die Be- 
mwegung, welche um Mitte des vorigen Jahrhunderts in Frankreich für die 
Unabhängigkeit der Rechtspflege eintrat und von dort aus in den gebildeten 
Klaſſen Deutfchlande immer zablreichere Anhänger fand, wurde durch jene 
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Rechtsſprechung, die von angefehenen Publiziiten und Landesjuriften dem 
großen PBublitum zugänglich gemacht wurde, wirkungsvoll unterjtügt. 

Im abjoluten Staate fonnte jedoch auf eine feſte umd geficherte Aus— 
gejtaltung der Rechspflege im ausjchließlichen Inſtanzenzuge der ordentlichen 
Gerichte nicht gerechnet werden. Es gab im innern Staatsrechte Feine Garantien 
dafür, daß eine dem Geifte der modernen Strömung folgende Organijation 
gegen eine Sinnesänderung des Monarchen, der fie janktionirt hatte, oder gegen 
die feiner Nachfolger bejtehen geblieben wäre. Für den abjoluten Monarchen 
gab es keine verfafjungsmäßigen Schranfen feines Willens, jein ausgeſprochener 
Wille war allein Geſetz. Die gelegentlichen VBerfündungen und Ausſprüche 
mwohlmeinender und einfichtiger Monarchen über unabhängige Rechtepflege, 
wie die von Friedrich Wilhelm I. Friedrich II. Kurfürſt Mar Fofef in Bayern, 
Kaiſer Zofef II. u. A., find dann auch keineswegs im heutigen Sinn dieſes 
Wortes zu verjtehen; fie bedeuten höchitens, daß der Monarch nicht regel 
mäßig in das Gebiet der Juftizpflege eingreifen oder eingreifen laſſen wollte. 
Unter Umftänden einzugreifen, bielt der abjolute Monarch für Herricher: 
recht und Herricherpflict. Verquickungen der Politik mit den Grundjäßen 
des Rechtes famen überall vor, jie wurden meift zu Gunften der politischen 
Erwägungen und zum Nachtheile des Rechtes gelöft. Auch die Unterthanen 
in Staaten mit lebendiger landſtändiſcher Berfaffung waren nicht vor Leber: 
griffen des Landesheren, feiner Kabinets und feiner Regierung in Juſtizſachen 
gefichert; zu einer grundlegenden und garantirten Abgrenzung der gerichtlichen 
Gewalt war e8 — nad) harten Kämpfen — nur in Medlenburg gelommen, 
wo der Landesvergleih von 1755 die wejentlichen Punkte im Intereſſe der 
Landichaft formulirt hatte, und wo die Landichaft, in ihrer alten Bedeutung 
ala Inhaberin der Landesfreiheiten und des Landesrechtes dem Fürjten gegen- 
überftehend, ftarf genug war, um fernere abfolutiftiiche Regungen des Kabinets 
im Keime zu erjtiden. Aber dort famen jene Abmacjungen im Wejentlichen 
nur den privilegirten Unterthanen, nicht den Kammerunterthanen zu Gute und 
für die ritterfchaftlichen Leute bedeutete die Schwähung der Landesgewalt 
einen focialen Stillftand. In Württemberg, wo der Erbvergleich von 1777 
auch die Abftellung eine Reihe von Beſchwerden über Berwaltungsjuftiz verhieß, 
fonnte jelbjt die von Preußen, Hanover und Dänemark übernommene Garantie 
der Verfafjung vor wiederholter Willtür des Landesherrn, worunter die Ab— 
jegung mehrerer Mitglieder des Geheimrathes das größte Aufjehen erregte, 
nicht ſchützen. 

Erjt die modernen Konftitutionen jchufen Wandel. Der Anſtoß fam von 
Frankreich, im Gefolge der Revolution. Zwar hatte jchon die jchmedijche 
Berfajjung von 1772 den neuen Strömungen in manchem Punkte Rechnung 
getragen, indem fie alle „Kommiſſionen, Deputationen und außerordentlichen 
Nichterftühle, fie jeien vom Könige oder von Reichsſtänden“ niedergejeßt 
worden, verboten hatte, allein dieje Vorgänge wurden im übrigen Europa 
wenig beachtet. Einen gewiljen Einfluß auf dag revolutionäre Frankreich hatte 
England, der ältejte fonjtitutionelle Staat ; einige Punkte aus dem englijchen 
Staatsrechte wurden von den franzöfiichen Machthabern in das neue Ber: 
fafjungsreht übernommen, namentlich die Verwerfung alter Vorrechte und 
Ausnahmsrechte in Rechtsſachen und die Jury in Strafſachen, aud) einige 
Grundjäge über Unabhängigkeit der Juſtiz. Allein im Allgemeinen war die 
franzöfifche Reform keineswegs eine Nachbildung des Zuſtandes in England 
auf diefem Gebiete, die öffentlichen Verhältnijje des Inſellandes waren in 


856 G. Siegel: Zur Entwickelung 


ihrem Zuſammenhange und in ihrer hiſtoriſchen Geſtaltung auf dem Kontinente 
entweder unzureichend bekannt geworden oder ſie wurden falſch verſtanden 
oder ſie wurden von der dermaligen öffentlichen Meinung als unübertragbare 
Eigenthümlichkeiten angeſehen. Manche Einrichtungen in England ſtimmten 
durchaus nicht mit dem, was man in Frankreich und Deutſchland verlangte. 
Da gab es in England zum Beiſpiel eine regulirte Verwaltungsjuſtiz, die * 
aus den politiſchen Kämpfen zur Zufriedenheit des Volkes entwickelt hatte 
und die von den politiſchen Parteien als unangreifbar anerkannt wurde 
(jarisdietion durch orders), uud da gab es in der friedensrichterlichen Thätig— 
feit eine Verbindung von Polizei: und Nichteramt, die dort in Feinen Abſchnitte 
der parlamentarischen Staatsentwidelung von einer Partei ernithaft befehdet 
wurde, während auf dem Kontinente die völlige Trennung der Juſtiz von der 
Berwaltung eine der lautejten Forderungen war. 

Das revolutionäre Frankreich hat zuerjt in umfafjender Weije alle die— 
jenigen Anfprüche auf dem Gebiete der Rechtspflege verwirklicht, welche im 
Herzen der Völker längſt geichlummert, von den Gebildeten allmählig laut 
gefordert, aber von den Mächtigen verweigert waren. Wufhebung aller 
Privilegien in Zurisdiktionsfachen, Gleichheit der Prozedur gegen alle Bürger, 
Deffentlichkeit der Verhandlungen in Kriminal- und Bivilfachen, Geſchworene 
in Kriminaljachen, unbedingter Ausschluß der Kabinetsjuftiz in jeder Geftalt, 
Iharfe Trennung der Juſtiz von der Verwaltung und jomit feine Juſtiz der 
Berwaltungsbehörden in Rechtsſtreitigkeiten — aber auch fein Rechtsweg gegen 
Amtsakte der Verwaltungsbeamten —, gejegliche Feitlegung des Satzes, daß 
Niemand jeinem natürlichen Nichter entzogen werden dürfe, feine Störung der 
gejeglichen Ordnung der Gerichtsbarkeit durh Kommiſſionen, Attributionen 
oder Evofationen, — das waren die grundlegenden Punkte, mit welchen das 
Drganijationsdefret vom 16. Auguſt 1790 eine Radifalreform des Juſtizweſens 
einleitete, die jich politifch als jo gefund erwies, dab jie im eigenen Lande 
alle wechjelnden Regierungen und Regierungsformen überdauerte und in mehr 
als einer Richtung den Nachbarländern als Miufter dienen jollte. 

Bunädjt nahmen mehrere derjenigen deutjchen Staaten, die mit Frankreich 
in engere politiihe Verbindung traten, jene demnächſt von dem Kaijerreiche 
bejtätigten Grundjäße ganz oder wenigjtens zum Theile in ihr Staatsrecht auf. 
Im neuen Königreich Weitfalen war es einer der erjten Afte, dab das landes- 
herrliche und das mintjterielle Bejtätigungsrecht von Urtheilen aufgehoben 
wurde, umd hier wie im Großherzogthum Frankfurt war das gefammte Staats» 
recht vom Anfang an rein franzöfiih. In Baden gelangte der code Napoleon 
zur Geltung, im neuen Großherzogthum Heſſen wurde die Nechtöpflege von 
der Verwaltung in zweiter und dritter Inſtanz durch organische Edikte jcharf 
und prinzipiell gejchieden, Bayern verfündete unter Montgelas in der Konſti— 
tution vom 1. Mai 1808 Gleichheit der Unterthanen vor dem Geſetze und 
Unabhängigkeit der Kechtspflege, Württemberg legte feiner Gerichtsreform fran- 
zöfische Ideen unter. Andere Kheinbundjtaaten, wie das Königreich Sachen und 
die mitteldeutichen Herzog: und Fürſtenthümer gaben dagegen vorerjt diejen Ideen 
noch feinen Raum. In Waldef machte die Verordnung vom 12. Aug. 1811 
den Organen der Rechtspflege einige Konceſſionen, die nur deutlich darlegten, 
welche ſchwachen Garantien bis dahin eine geordnete Rechtspflege im Lande 
gehabt hatte. Im Herzogthum Naſſau foll, wie das Berfajjungsedift vom 
2. September 1814 bejagt, „bis dahin ſchon die Jujtizpflege durch die ange: 
ordneten Juſtizbehörden unabhängig verwaltet“ gewejen jein; zu mehrerer 


der Unabhängigkeit der Nechtsiprechung. 257 


Sicherheit wurde aber durch diejes Edikt den Landitänden das Recht einge: 
räumt, darauf zu halten, daß die freie Wirffamfeit der oberjten Jujtizbehörden 
niemals bejchränft werden, daß mwillfürliche Verhaftungen niemals jtattfanden, 
daß die Untertanen ihrem gewöhnlichen Gerichtäitande und dem gejeßlich 
vorher bejtimmten ordentlichen Richter durch außerordentliche Maßregeln niemals 
entzogen wurden. 

Es ijt charakterijtiich, daß bei den Berathungen über die Verfaljung des 
deutichen Bundes der Antrag, den Grundſatz unparteiifcher Rechtspflege unter 
Ausschluß jeder Willfür gegen Berjon und Eigenthum in den deutjchen Staaten 
bundesgejeglih zu geitalten, nicht durchdringen konnte. Diefer Antrag war 
im richtigen Verjtändniß deſſen, was noth that, in dem preußiichen (Humboldt: 
ihen) Entwurfe in der That geitellt; er jcheiterte ebenjo wie der preußiich- 
öjterreichiiche Borjchlag der Konjtituirung eines Bundesgericht an der Lauheit 
Oeſterreichs und an der jcharfen Gegnerichaft einzelner Mittelftaaten, namentlich 
Bayerns und Württemberg. An eine einheitliche Regelung der Gerichts— 
verfajlung und Feſtſtellung der Grenzen zwifchen den Gerichten und der übrigen 
Staat3behörden innerhalb des Bundes war bei der Verſchiedenheit der Mein: 
ungen, welche über die Kompetenzbejtimmung des Bundes, über politiiche und 
ftaatsrechtliche Fragen von prinzipieller Wichtigkeit bei den Fontrahirenden 
Negierungen zu Tage treten, nicht zu denfen. Es war angefichtS der zentri- 
fugalen Tendenzen jchon viel, daß die Wiener Schlußafte der Bundesverſamm— 
lung Beſchwerden der Unterthanen über Juftizverweigerung und Juftizverzögerung 
zur Enticheidung überwies. Das Wenige, was die Bundesafte in Art. 12 
über Bildung gemeinschaftlicher höchſter Gerichte und über Aktenverſendung 
bei ſolchen enthielt, war ohne erheblichen politiſchen Werth. 

Sp blieb denn wiederum jedem Einzelſtaate überlaſſen, für ſich die ibu 
erforderlich jcheinenden Normen der Sicherftellung der Zuftizpflege zu beſtimmen 
Nur einen Schu gegen landesrechtswidrige Kabinetsjuftiz fonnte der Bund 
auf Grund feiner Zuftändigkeit bei Juftizverzögerungen uud Juſtizverweiger— 
ungen gewähren, aber da jein Organ nicht ein unabhängiger Gerichtshof 
jondern die Bundesverfjammlung ſelbſt war, d. h. die Geſammtheit der Ver: 
treter der Einzelregierungen, die gerade in wichtigen Fällen mit politischen 
Hintergrunde gemeinfame Intereſſen hatten, jo ilt es nicht verwunderlich, daß 
die Gewährung jenes Schuges thatfächlich zu den größten Seltenheiten gehörte. 
Allerdings Hat die Verfammlung ſich einmal mit großen Worten über das 
Poſtulat unabhängiger Gerichtshöfe geäußert. Inhalts des Protofoll3 vom 
29. März 1821 erklärte fie nämlich in Auslegung des Art. 29 der Wiener 
Schlußakte, daß fie die Selbitjtändigkeit der Gerichtshöfe innerhalb der ihnen 
in jedem Lande durch Gejeg und Verfaſſung geitedten Grenzen gegen äußere 
ungejegliche Einwirkungen und dadurch eine ungehinderte Rechtspflege in den 
verjchiedenen deutjchen Bundesjtaaten ficherjtellen werde. Beichränfe daher 
eine Regierung das Nichteramt in der Freiheit feines Urtheils auf eine unge: 
hörige, in den Gejegen und der Verfaſſung nicht begründete Weile, jo trete der 
Tall ein, in welchem die Bındesverfammlung einzufchreiten habe und die gericht- 
liche Hülfe zu bewirken ſei. Doch jelbit in ganz eflatanten Fällen der Juſtiz— 
verweigerung war die Verfammlung bemüht, ſich hinter Shwächlichen Kompetenz— 
bedenken zu verſtecken (wie in der Sache der beiliichen Domänenfäufer) oder 
die Beſchwerdeſucher aus jpigfindigen jtaatsrechtlichen Erwägungen abzumeijen. 
Mochte auch dann und wann der Bevollmächtigte des einen oder anderen Staates 
über die Unverbrüchlichkeit und Unverleglichkeit eines Rechtszuftandes die vortreff— 
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lichften Gedanken äußern, die Majorität fand faft immer einen Ausweg, ihr 
Nichteinfchreiten vor fich ſelbſt zu rechtfertigen. 

Inzwiſchen hatten faſt alle Bundesftaaten, welche in die Neihe der con— 
jtitutionellen Staaten eingetreten waren, grundgejegliche Beitimmungen über die 
Sicherheit und Unabhängigkeit der Rechtspflege in ihre Berfafjungen aufge 
nommen. Der deutjche Liberalismus, der jegt in das Öffentliche Leben trat, 
machte fich zum eifrigen und hartnädigen Anmalte der Volkswünſche, unter 
denen die auf ausschließliche Ueberweifung jeder Kriminal- und Zivilrechts— 
pflege an die ordentlichen Gerichte und auf die Zuläßigfeit des Rechtsweges 
gegen Verfügungen der Verwaltungsbehörden gerichteten nicht die legten waren. 
Diefe Forderungen, in denen ſich auch Konfervative mit den Liberalen eher 
begegneten als in anderen Verfafjungsfragen und politischen Boftulaten, ftanden 
jegt in jedem Verfaſſungsprogramme. 

Die bayerifhe Verfaſſung vom 26. Mai 1818 enthält die Sätze: 
Niemand darf feinem ordentlichen Richter entzogen twerden; niemand darf anders 
verfolgt oder verhaftet werden als in den gejeßlich bejtimmten Fällen und 

ormen; die Gerichte find innerhalb ihrer amtlichen Befugnifje unabhängig. 

n der badiſchen Verfaſſung vom 22. Auguft 1818 Heißt es: die Gerichte 
find unabhängig innerhalb der Grenzen ihrer Kompetenz, alle Erfenntnifje in 
bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten müjjen von den ordentlichen Gerichten ausgehen ; 
niemand darf in Bivilfachen feinem ordentlichen Richter entzogen werden. Die 
württembergifche Verfaſſung vom 25. September 1819 enthält diefelben 
Sätze wie die bayerische mit geringen Unterjchieden in den Worten. In der 
heſſen-darmſtädtiſchen — 3** vom 17. Dezember 1820 wird aus— 
geſprochen: Niemand ſoll ſeinem geſetzlichen Nichter entzogen werden. Das 
„Materielle der Juſtizertheilung“ und das gerichtliche Verfahren innerhalb der 
Grenzen feiner gejeglichen Form und Wirfjamfeit find von dem Einflufje der 
Regierung unabhängig; fein Helle darf anders als in den gejeglichen Formen 
und Fällen verhaftet und bejtraft werden. Mehnliche Säte find in die 
coburgiſche Verfafjung vom 8. Auguft 1821 aufgenommen. Das ſachſen— 
meiningenfche Berfajjungsrecht verbietet wenigſtens dem Juftizminifterium 
jedes Eingreifen in die Entjcheidungen der Gerichte, und im Landesvertrage 
de3 Fürſten von Walded mit jeinen Ständen vom 19. April 1816 wird den 
Landjtänden aufgegeben, darüber zu wachen, daß von den Juftizbehörden, 
„worin aus dem Kabinette niemals Verfügungen vorbehaltlich des Oberaufficht3- 
rechte ftattfinden ſollen“ eine untadelhafte Juſtizpflege gehandhabt werde. 
Sn den nad) 1830 verfündeten Landesverfaffungen werden dem Sinne nad) 
diefelben Grundſätze proflamirt wie in den früheren. Manche haben noch 
Bejonderheiten. So find in der altenburgijichen Verfaſſung von 1831 
außerordentliche Striminalgerichte zugelafjen in Fällen offener Empörung oder 
doch eine „thätigen Aufjtrebens“ gegen die Staatsgewalt. Die Verfaſſung 
für das Königreih Sachſen von 1831 hat noch die Beftimmung, daß Jedem, 
der fich durch einen Aft der Staat3verwaltung in feinem Rechte verlegt glaube, 
der Rechtsweg offen ſtehe. Aebnliche aber präcifer gefaßte Sätze („gerichtliche 
Klage”) enthält die freiheitliche kurheſſiſche Verfaſſungsurkunde vom 
5. San. 1831, in der auch ſonſt für die Sicherung und Unabhängigkeit 
der Nechtsjprehung umfaſſende Kautefen aufgenommen find, twie in feinem 
anderen Staatögrundgejege. Die braunfchweigische Landjchaftsordnung vom 
12. Dftober 1832 geht nicht jo weit, jtatuirt aber die Unabhängigkeit der 
Gerichte bei der Beurtheilung der Rechtsſachen und giebt einige Garantien 
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gegen Verwaltungswillfür. Aehnlich die Staatsgrundgejege für das Königreich 
Hannover vom 26. September 1833 und 4. Oftober 1840. 

Wie in diefen Staaten jede Theilnahme des Staatsoberhauptes und feiner 
Regierungsorgane an der eigentlichen Gerechtigkeitspflege — Rechtsſprechung 
— ausgejchlojjen war, jo hatte dieſe Theilnahme auch in denjenigen deutichen 
Landen, die einer fonftitutionellen Berfajjung noch harrten, unter dem Einflufje 
der mit derjelben im berbjten Widerjpruche ftehenden öffentlichen Meinung 
mehr und mehr jich verloren. Zwar kamen fowohl in fonftitutionellen ala 
in nichtfonftitutionellen Staaten noch dann und wann Fälle unzuläffiger Ein- 
wirkung des Hofes und des Kabinets auf die Juftizpflege vor, allein nur 
jelten noch in der früheren brutalen Geſtalt. Aber immerhin fehlten dieſe 
nicht völlig. Ein Landesfürjt z. B. änderte durch fein Kabinet cigenmächtig 
ein Fakultätsurtheil, das nad) der bejtehenden Gerichtsverfafjung des Landes 
von den Parteien eingeholt war; ein anderer, der jpäter entjegte Herzog Karl 
von Braunfchweig, ließ ein von feinem Landesjujtizfollegium gegen ıhn er: 
gangenes Urtheil durch einen Regierungs Kommiſſar kaffiren und zerreißen. In 
dem legteren Falle, wie überhaupt gegen die Nechts- und VBerfafjungswidrig- 
feiten des Herzogs Karl, der unter Anderm Sondergerichte anordnete und 
durch Spezialbefehl Kriminalftrafen verfügte, fchritt die Bundesverfammlung 
allerdings ein, ebenjo in einem badischen Falle, wo das Juftizminifterium eine 
anhängige Klage gegen den Fiskus inhibirt und den Nechtsweg für unzuläßig 
erflärt hatte KKlage des Freiherrn v. Venningen). 

Meiſt trat jegt die moderne Kabinetsjuftiz unter einem Dedmantel hervor. 
Man ſuchte dem zuftändigen Gerichte die Nechtsfache unter Vorwänden, 
namentlich mit Zuhilfenahme erfünftelter Auslegung von Gefegen zu entziehen, 
man erklärte aus Gründen des Staatswohls oder unter Berufung auf Hoheits- 
rechte oder auf die Landespolizeigewalt ergangene Urtheile für unwirkſam. 
Aber für die veränderten Anſchauungen anf dieſem Gebiete iſt es bezeichnend, 
daß im Gegenjaße zu der Stellung vieler Regierungen im vorigen Jahrhundert 
jegt nur noch ganz ausnahmsweiſe in Theorie und Praxis der Grundjag ver: 
treten wurde, dem Staatsoberhaupte gebühre frait feiner Juftizhoheit die Be: 
fugniß zur Abgabe von Rechtsiprüchen und Machtiprüchen. Solchen Aeußer— 
ungen trat die öffentliche Meinung energisch entgegen, in einigen praftijchen 
— auch die Bundesverſammlung, die z. B. in dem Falle Sierſtorpf im 

ahre 1830 die Berufung der braunſchweigiſchen Landesregierung auf ein 
Staatönothreht in Juſtizangelegenheiten grundfägli verwarf. Es fehlte 
übrigens auch nicht an Beeinflufjungen der Gerichtsmitglieder durch Vorgeſetzte 
oder andere der Regierung nahejtehende Perjonen, an abfälligen Kritifen von 
Richterfprüchen von Seite des Jujtizminifteriums oder gar des Staatsober: 
haupts jelbit, an minifteriellen Vorschriften über Eröffnung und Bearbeitung 
von Prozeſſen, an Hemmungen der Bolljtreung von Erkenntnifjen und an 
ähnlichen Vorgängen, welche der Selbjtändigfeit des Nichteramts verderblich 
waren; indejjen blieben jolche Vorgänge im Großen und Ganzen doch Aus: 
nahmen und hatten feineswegs eine Korruption der Gerichtshöfe zur Folge. 
Buftändigkeitsftreitigfeiten der Gerichte und der Verwaltungsbehörden, welche 
immer vorgefommen waren und deren völlige Bejeitigung auch mit Hilfe einer 
organischen zielbewußten Gejeggebung kaum zu erwarten jteht, pflegte man 
jegt durch die nach franzöfiichen Muſter oder auch nach felbjtändigen Grund» 
jägen gebildeten Kompetenzgerichtshöfe begleichen zu lajjen, auf welche noch 
zurüdzufommen jein wird. 

17* 
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In dem vorkonititionellen Preußen hielt ſich die Krone ungeachtet einer 
auch im eigenen Lande und unter hohen Staat3männern und Juriſten vor— 
handenen Gegenftrömung nach wie vor für berechtigt, mit Ausnahmegerichten 
und Ausnahmekommiffionen vorzugehen, und nur zögernd entichloß jie jich, 
die Hiftorifch gewordene Theilnahme des Juſtizminiſteriums an der Juris: 
diftion zu beſchränken. Noh Savigny bezeugt 1842 in jeiner Denkichrift, 
daß das Juftizminifterium eine Einwirkung auf die Rechtspflege habe, wie fie 
in gleicher Ausdehnung in feinem anderen Lande vorfomme. Nur im Ge: 
biete des rheinischen Rechts (im Bezirke des Appellationsgerichtshofes Köln) 
war jegliche richterliche Funktion des Königs und des Miniſteriums aus- 
geichloften. Hier waren die Grundſätze des franzöfiichen Hechts in Geltung 
geblieben und daher kannte die rheinifche Gerichtsverfaflung weder Spezial: 
unterfuhungsfommiffionen, noch willfürliche polizeiliche Verhaftungen, nod) 
Minifterialverfügungen, welche die rechtsiprechende Thätigfeit der Gerichte be— 
einflußten. So fejt ftanden dieſe Grundjäße bei den Rheinländern, daß fie 
in dem Falle Fonf: Hammacher, wo der König „die Beſtätigung“ des im 
Ihwurgerichtlichen Verfahren erfannten Todesurtheils verjagte,“ jtatt zu be= 
gnadigen, diefer Spruch des Monarchen, der auf altpreußiichem Staatsrechte 
fußte, aber freilich mit der Struftur des rheinischen Strafprozefies in einem un: 
löglichen Widerfpruche ftand, faum begriffen. Die rheiniſche Justiz wachte übrigens 
eiferfüchtig über ihre glückliche Stellung und war in Wort und Schrift ſtets bereit, 
den von Berlin aus kommenden Angriffen auf diefelbe thatkräftig zu begegnen. 
Ganz anders lagen die Verhältniſſe im Gebiete des Landrechts. Hier hatte zu- 
nächſt eine Kabinetsordre vom 8. Januar 1813 entgegen den Auffafjungen 
der Gerichte dem Juftizminifter die Befugniß gewahrt, für Einzelfälle unter 
Uebergehung der zuftändigen Gerichte Kriminalunterfuhungsfommiffionen an— 
zuordnen und auf Grund der Ergebnijje einer ſolchen Unterfuchung ein Ge— 
richt mit der Urtheilsfällung zu beauftragen. Eine weitere Königliche Ordre 
vom 6. September 1815, welche für das ganze Staatsgebiet, aljo auch für 
das Rheinland erging, verpflichtete die Gerichte in allen Angelegenheiten der 
Suitizpflege, welche nicht zu den „Entjcheidungen durch Urtheil und Recht“ 
zu zählen jei, den Anordnungen des Chefs der Justiz nachzufommen und jolche 
zu befolgen. Darnach fonnte der Minifter von Amtswegen oder auf Be 
ihwerde einer Partei in den Gang der Prozeſſe, in die Zwangsvollſtreckungs— 
inftanz und in die Thätigkeit der Nichter auf dem Felde dev nichtjtreitigen Ges 
richtsbarfeit eingreifen und jolchergejtalt den Rechtsweg verhindern oder dem er- 
jtrittenen Rechte den Erfolg verfagen. Wie der Minifter nach diefer Drdre 
handelte, ergibt fich beijpielsweile aus dem Verlaufe der bekannten Prozeß: 
ſache des Herzogs von Rovigo (Savary) gegen den Fiskus auf Entichädig- 
ung wegen Entziehung der Domäne Sommerejchenburg, in dem der Minifter 
dem Gerichte die Annahme der Klage verbot; erjt auf Immediatvorſtellung des 
Klägers gejtattete (1823 ) der König den Nechtsweg. Immerhin war der Inhalt 
jener DOrdre, wenn auch für Nheinland ein Rückſchritt, für Altpreußen ein 
Fortſchritt, weil im derjelben der Grundſatz, daß die Gerichtshöfe bei allen 
ihren Entjcheidungen durch Erfenntnifie nur den Gejegen unterworfen 
jeien, definitiv anerkannt wurde. Die Ordre galt bis zum Jahre 1846; erft 
damals entichloß fi) das Minifterium (Uhden-Bornemann) bei Reform des 
Zivil und Strafprozeſſes, die dem Juſtizminiſter rückſichtlich der Einleitung 
und des Fortgangs der Prozejje ertheilten Befugnifje aufzuheben. Der Grund: 
jag, den die Orde von 1815 über die Selbitjtändigkeit der Gerichte bei Ur- 


der Unabhängigkeit der Rechtöfprechung. 261 


theilsfällungen ausspricht, wurde bedauerlicher Weife wieder durchbrochen durch 
eine Verordnung vom 25. Januar 1823, durch welche die Gerichte verpflichtet 
wurden, in Prozejien, wo die Parteien über den Sinn, die Anwendbarkeit 
oder die Giltigfeit eines Staatsvertrages ftritten, gleichviel, ob derſelbe mit 
oder ohne Mitwirkung der preußischen Regierung geichlofien war, fich wegen 
doftrineller Auslegung des Vertrags an das Minijterium der austwärtigen 
Angelegenheiten zu wenden und bei Abfaſſung des Urtheils in dieſer Frage 
lediglich nad) der Aeußerung dieſes Minifteriums fich zu richten. Biel ein— 
Ichneidender noch war es, daß den Gerichten die Befugniß, in anhängigen 
Prozeſſen über die Frage, ob der Rechtsweg zuläffig ſei, ſelbſt und definitiv 
zu enticheiden, wieder entzogen wurde. Diefe Befugnis hatten die preußischen 
Gerichte in Anſpruch genommen, nachdem im Jahre 1808 die Jurisdiktiong- 
fommiffion, welche die Konflikte zwifchen Juftiz und Verwaltung entichied, auf: 
gehoben war. Nun beftimmte eine Kabinetsordre vom 13. Juni 1828, da 
die Konflikte fortan gemeinschaftlich vom Juſtizminiſter und dem Miniſter des 
Innern, Mangels Einigung unter denjelben aber vom Slönige ſelbſt entjchieden 
werden follten. 

Wie gering der Nechtsihug in Preußen war, zeigte fich in erjchredender 
Weiſe bei den Verfolgungen demagogifcher Umtriebe, welche unter dem Ein- 
drude von Kotzebue's Ermordung überall in Szene gejegt wurden und auch 
zur Errichtung einer Zentralunterjuchungstommiffion des Bundes führten. Die 
vom König eingejegte Immediatkommiſſion „zur vorläufigen polizeilichen Unter: 
ſuchung der demagogiichen Umtriebe*, welche größtentheild aus Berwaltungs- 
beamten bejtand, war eine Ausnahmsbehörde jchlimmfter Art, die um ihres 
politifchen Zweckes willen fich über Recht und Gerechtigkeit hinwegjegte und 
namentlich polizeiliche Berhaftungen von Perſonen, die der Demagogie ver: 
dächtig waren, bis auf Jahre ausdehnte. Die Verdächtigen famen erjt nad 
Monaten, viele nach Jahren vor Gericht, und eine große Anzahl derfelben 
mußte freigeiprochen oder fonnte nur zu geringen Freiheitsſtrafen verurtheilt 
werden. Sie wurden nicht vor ihre „natürlichen“ Richter gejtellt, ſondern 
Spezialgerichten zur Aburtheilung überwiefen — dem Überlandesgerichte 
Breslau und fpäter zum Theil einem auf Schloß Köpenick tagenden Sonder: 
gerihte — und dieſe Gerichte mußten ihre Urtheile vor Eröffnung an die 
Angeklagten dem Staatsfanzler und dem Juftizminifter einreichen! Auch jpäter, 
al3 die franfhafte Furcht vor demagogiichen Verichwörungen aufgehört hatte, 
wurden noch im einzelnen Fällen Unterfuchungsfommiffionen und Ausnahme: 
gerichte angeordnet. Einer der legten Fälle, welcher befonderes Auffehen er: 
regte, war die Berweilung des PBolenprozejies von 1846 an das Kammer: 
gericht, die auf befondere Königliche Kabinetsordre erfolgte. Ueberhaupt wurde 
in Preußen bis zu den Kämpfen um die Verfaſſung die oberjtrichterliche Ge— 
walt des Königs in einem ſehr weiten Sinne aufgefaßt. Wiederholt wurde 
die Unabhängigkeit der Gerichte im Nechtsiprechen von hoher Seite betont, 
aber noch Friedrich Wilhelm IV. jprach im Jahre 1846, als ihm das frei: 
Iprechende Urtheil des Dberlandesgerichts zu Paderborn im Prozeſſe Lining 
berichtet war, den Gedanken aus, das Urtheil in einem fürmlichen Miniſter— 
rathe zu vernichten, und nur mit Mühe gelang es dem Juſtizminiſter Uhden, 
diefen Kabinetsaft abzuwenden. Der ganze Borfall, der damit jchloß, daß 
den betheiligten Richtern in einem bejonderen Erlalje des Königs deijen „ernſtes 
Mißfallen“ bezeugt und ein ſcharfer Verweis ertheilt wurde, legte auf's Neue 
dar, daß der Begriff der Unabhängigkeit der Rechtspflege jih an höchſter 
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ſich ſchon ſeit Jahrzehnten unter Juriſten und Politikern von liberalen Grund— 
ſätzen eine lebhafte Mißſtimmung geltend gemacht; die politiſche Oppoſition er- 
blidte in Ddiefen Behörden ein Werkzeug im Dienfte des Rückſchritts. In 
weiten Volkskreiſen wurden die Entſcheidungen der Kompetenzgerichtshöfe in der 
That mit Mißtrauen angeſehen. Es konnte auch nicht Wunder nehmen, daß 
dieſe Behörden bei der Art ihrer Zuſammenſetzung nicht ſelten geneigt waren, 
in Fällen, wo die Landesregierung ein bejondered Intereſſe daran hatte, daß 
die Sache im Rechtswege nicht verfolgt werde, die Rechtsfrage weniger ſcharf 
zu unterſuchen als das öffentliche Intereſſe. Als im Jahre 1875 der Geſetz⸗ 
entwurf über die Verwaltungsgerichte im Abgeordnetenhauſe zur Berathung 
ſtand, waren ſämmtliche Mitglieder der Kommiſſion, einſchließlich derjenigen, 
welche der Regierung naheſtanden, darüber einverſtanden, daß der bisherige 
Kompetenzgerichtähof ebenjomwohl für die Streitigkeiten zwiſchen dem ordent= 
lichen Gerichten und den Verwaltungsgerichten als für Streitigkeiten zwischen 
Berwaltungsgerichte und Verwaltungsbehörden, auf welche allein die Vor: 
ſchläge der Negierung fich beſchräukt hatten, durch das neue Oberverwaltungs- 
geic erjegt werden jollte. Aber die Staatsregierung erklärte bezeichnender 
ije — anfcheinend im augenbliclihem Mißtrauen gegen ihre eigene mit 
iltnißmäßiger Unabhängigkeit ausgeftattete Schöpfung —, daß mit jenem 
Zuſatze das Zuſtandekommen des Verwaltungsgeſetzes gefährdet ſei und darauf 
ieß das Abgeordnetenhaus den beantragten Zuſatz fallen. 
Namentlih im Hinblid auf den preußiichen Rechtszuſtand trat man in 
= Reichsjuftiztommilfion wie im Plenum des Reichstages jelbjt in lebhafte 
ö ngen darüber ein, ob den Gerichten ir Deutichland die freie Beſtim⸗ 
g ihrer Auftändigfeit zurüdzugewähren fei, oder aber, ob und wie fie 
gitens darin von den WVerwaltungsbehörden unabhängiger zu ftellen feien. 
; undesregierungen und namentlich die preußische Staatsregierung zeigte 
eb wenig geneigt, einer Aenderung des beftehenden, von Allen mit Aus— 
ber Verwaltungsbureaufraten als reformbedürftig bezeichneten Zuftandes 
immen. Andererjeit3 machten jich im der Mitte des Neichstags jelbit 
r geltend gegen diejenigen Vorjchläge, welche den natürlichen Zuſtand 
inge, nämlich, daß die Gerichte unter allen Umſtänden und endgiltig 
re Beaene Zuftändigfeit urtheilen, reichsgejeglich feitlegen wollten (An— 
Reichenſperger). Selbit das künftige Neichsgericht jchien Vielen 
ügende Sicherheit für die Intereſſen der Verwaltung zu bieten: der 
: 5, welcher Sonderbehörden zur Enticheidung über die Zuläfligkeit 
aiweogs bejeitigt willen wollte, dagegen die Staatsverwaltung für be— 
jete, in allen Fällen die Entſcheidung des MNeichsgerichts über den 
ebeizuführen, fand bei der Mehrheit der Kommiſſion feinen Bei— 
alsbald zurückgezogen. Schließlich einigten ſich Negierungen 
in den iwejentlichjten Punkten auf den Antrag Lasker, auf 
& der heutige Rechtszuftand im Neiche beruht. Darnadı ent: 
[ im Reiche über die Zuläffigfeit des Rechtswegs grundſätzlich 
chte, an welche die Sache im Prozeßwege gelangt, die 
— jedoch die Entſcheidung der Streitigkeiten darüber 
und Berwaltungsbehörden (Verwaltungsgerichten) beſonderen 
jertragen, welche mit gewiſſen Unabhängigkeitsgarantien ver: 
des Gerichtsverfafjungsgejeges). Die Mitglieder dieſer 
a mühjen für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von 
tes oder falls fie bei ihrer Ernennung fein Ant befleiden, 
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Stelle noch nicht vollfommen deutlich entwidelt hatte, umd brachte wiederum 
zum Bewußtſein, auf wie Schwachen Füßen diefe Unabhängigkeit in Preußen 
noch immer jtand. 

Die endgiltige Anerkennung der im Volke längft dringend verlangten 
Grundfäge auf gefeglihem Wege war den Stürmen des Jahres 1848 vor- 
behalten. In dem Jahre wagte auch in Preußen Niemand mehr, den alten 
unficheren NRechtszuftand zu vertheidigen. Alle Welt war darüber einig, daß 
in die zu vereinbarende Berfafjung alle Garantien für die unabhängige Aus» 
übung der richterlihen Gewalt aufzunehmen feien, die das Staatsrecht der 
abjoluten Monarchie immer entbehrt hatte. Schon die erjte Berliner Volks: 
verfammlung vom 7. März verlangte „Unabhängigkeit des Richterſtandes,“ 
und in der bald darauf folgenden PBroflamation des Königs fand dieje Forder— 
ung anftandslos Gewährung. Der Verfafjungsentwurf, welcher am 20. Mai 
der Nationalverfammlung vorgelegt wurde, enthielt bereits im Wejentlichen 
die Grundſätze, die demnächjt in der oftroyirten Verfaſſungsurkunde vom 
5. Dezember 1848 und ſodann in der Verfafjungsurfunde vom 31. Januar 
1850 niedergelegt wurden. Und nun erſt ſtand es jtaatsgrundgefeglich feit, daß 
die richterliche Gewalt — im Namen des Könige — durch unabhängige, feiner 
andere Autorität als der des Geſetzes unterworfene Gerichte ausgeübt und 
die Drganifation derjelben, fowie die Kompetenz zwiſchen Juſtiz- und Ber: 
waltungsbehörde durch das Gejeg bejtimmt werde, daß Niemand — geſetz⸗ 
lichen Richter entzogen werden dürfe, daß Ausnahmegerichte und außerordent— 
liche Kommiſſionen unſtatthaft ſeien und daß Strafen nur in Gemäßheit des 
Geſetzes angedroht und verhängt werden dürfen. Damit war denn auch end— 
lich die oberſtrichterliche Gewalt des Königs — außer im Militärjtrafver- 
fahren, wo fie heute noch blüht — beſeitigt und die Juſtizgewalt desſelben 
auf die eigentliche Dberaufficht der Gerichte eingeſchränkt. 

9. Die Schwierigfeiten, welche fich in Deutjchland in Folge der hiſtori— 
ſchen Entwiclung des territorialen Staatswejens mehr als anderswo einer ge: 
jeglichen und durchgreifenden Abgrenzung des Gebiet3 der Verwaltung und 
der Juſtiz entgegenftellten, gaben vielen Zandesregierungen Veranlaſſung, be- 
jondere Behörden einzufegen, welche dazu beftimmt waren, die Frage der Zu— 
läffigfeit des Nechtsweges im Einzelfalle zu prüfen und mit bindender Kraft 
zu entfcheiden. Bereits zu den Zeiten des alten Neich® hatten derartige Kon 
flifte die Behörden der Territorien befchäftigt. Der Grundfag des gemeinen 
deutfchen Staatsrechts, daß die Gerichte in jedem Einzelfalle ausſchließlich 
über ihre Zuftändigfeit entjchieden, war jchon im vorigen Jahrhundert in 
vielen, namentlich in größeren Territorien auf Wideripruch geitoßen, nicht 
ohne Urjache, da die Territorialgerichte geneigt waren, ihre Kompetenz der: 
jenigen der Neichsgerichte anzupaljen, was auf einer irrigen Vorjtellung be: 
ruhte, und daher auch Beichwerden der Unterthanen gegen Negierungshand- 
lungen vor ihr Forum zogen. Wenn die Neichsgerichte Klagen der Territo- 
rialunterthanen über Regierungsakte annahmen und unter den ‘Formen des 
Zivilprozeſſes ftaatsrechtliche Fragen enticheiden konnten, fo hatte das feinen 
guten Grund: die Neichsgerichte waren eben Vertreter der Neichsgewalt, die 
über der Territorialgewalt ſtand. Dieſer Grund traf bei den Landesgerichten 
nicht zu und es fam daher, wenn ein Landesgericht im Prozeßwege fich mit 
Unterfuchungen über die Nechtswidrigkeit eines Negierungsaktes befaßte, leicht 
zu Konflikten mit der Staatsgewalt. Diefe Konflikte wurden unter der da— 
mals gebräuchlichen Auffaflung von der oberftrichterlichen Gewalt, welche noch 
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Struben theilte, in der Weile gelöft, daß der Landesherr felbjt oder durch 
jein Kabinet die legte Entjcheidung darüber traf, ob der Fall im Wege 
Nechtend durch die Gerichte zum Wustrage zu bringen jei oder nicht. In 
Preußen hatte man zu diefem Zwede im Jahre 1756 eine befondere Behörde 
errichtet, die jchon erwähute Jurisdiktionskommiſſion, die aus zwei Mitgliedern 
de3 Generaldireftoriums und drei hohen Juſtizbeamten beſtand. Formell konnte, 
nach reichaftaatsrechtlichen Grundfägen, die, wie auch immer erfolgte, Verweigerung 
des Rechtsweges felbjt in den Staaten, denen das privilegium de non 
appellando zuftand, durch die betroffene Partei mitteljt der an eines der 
beiden Reichögerichte gehende Beichwerde wegen Juftizvermweigerung angefochten 
werden. Mit der Auflöfung des Reiches war diefe Kautel, die ohnehin nicht 
von großer praftifcher Bedeutung war, weggefallen. An deren Stelle und an 
Stelle der Kabinetsentfcheidungen trat in den meiſten Staaten mit der Kon— 
ftitution eine Negelung der Kompetenzitreitigfeiten nach franzöfiichem Muſter. 
Das franzöfiiche Staatsrecht der Nevolutiongzeit hatte in voller Konſequenz 
des von ihm aufgeftellten Grundfages über die Gleichheit der Gewalten und 
der Trennung der Juftiz von der Verwaltung fowie in Bejorgniß vor Ueber: 
griffen der Gerichte, wie fie vor 1789 während des Beſtehens der älteren 
Parlamentsverfaffung und auch noch den joeben gejchaffenen Berwaltungs- 
förpern gegenüber feine Seltenheit waren, die Verwaltung vor den Ge— 
richten jchügen zu müjjen geglaubt (les juges ne pourront à peine de for- 
faiture troubler - les operations des corps administratifs ni citer de- 
vanteux les administrations pour raison de leurs fonetions). Hier lagen 
die Dinge gerade umgekehrt wie in Deutjchland. Die neue franzöfiiche Ge: 
jeßgebung und Verwaltung wollte fich fichern vor Urtheilen der Gerichte, durch 
welche die Vollziehung der modernen Gefege und der Verfügungen der Be- 
hörden hätte gehindert werden können. In gewiſſer Weife erinnerte der da- 
malige ag in Frankreich an die Verhältniffe unter Friedrich Wilhelm I. 
in Preußen: die Gerichte mit der Tradition de ancien regime, die Ber- 
waltung Repräfentant der modernen Nechtsfäge. In Frankreich aber fand 
man jehr rafch eine Formel, mittelft deren man die drohenden Wirren zu 
verjcheuchen gedachte. Man ftellte den Sa auf: Jede Prüfung der Hand» 
lungen der Berwaltungsbehörden ift den Gerichten unterjagt. Andererſeits 
follte freilich auch die Juſtiz nicht von der Adminiftration gejtört werden. 
Um den Gerichten jede Gelegenheit zu nehmen, jich in das allmählig immer 
ichärfer abgegrenzte Gebiet der Verwaltung zu mijchen und dergeſtalt vielleicht 
nothiwendige Maßregeln zu vereiteln, wurde eine bejondere Konfliktsprogedur 
geſchaffen, die den Gerichten die jelbjtjtändige Prüfung der Zuftändigkeit in 
allen Fällen entzog, wo der Verwaltungschef des Departements (dev Präfeft) 
ein „declinatoire” einreicht, in welchem er die bei Gericht anhängige Sache 
als Verwaltungsfache dem contentieux et tribunal administratif vindizirt. 
Das Geriht muß in diefem Falle feine Thätigfeit einjtellen und die Ent— 
jcheidung der Behörde — feit 1872 wieder das tribunal des conflits — 
über die Zuftändigfeitsfrage abwarten. 

In Deutfchland fand die franzöfiiche Einrichtung unter den Regierungen 
Beifall und Nacheiferung. Man konnte die Nachbildung der franzöfiichen 
Konfliktsgeſetzgebung ſogar als einen Fortſchritt gegenüber dem bejtehenden Bu: 
ftande bezeichnen und damit den mißliebigen Kabinetsentjcheidungen aus dem 
Wege gehen. In die meiften Konftitutionen wurde daher ungeachtet der jtarfen 
Strömung, die jih im Volke für die freie Besbeim chung der Gerichte 
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geltend machte und die vom Liberalismus genährt wurde, aus dem neuen frans 
zöſiſchen Staatsrechte der Sa übernommen, daß über jene Zuſtändigkeits— 
jtreitigfeiten eine bejondere, durch das Geſetz zu beitimmende Behörde ent— 
ſcheiden folle; in manchen wurde auch gleich die Behörde und deren Zus 
fammenfegung bejtimmt (Staatsrath, Kompetenzgerichtshof). Nicht überall je: 
doch war da3 der Fall. In einigen Verfafjungen, jo in der furheifiichen von 
1831, in der bernburger von 1850 wurde anerfannt, daß über Zuftändig- 
feitztreitigfeiten die Gerichte im gewöhnlichen Inftanzenzuge zu erkennen hätten. 
In Sachſen- Altenburg dagegen entjchied nach der Verfaſſung von 1831 die 
„böchite Stelle,“ worunter, wie in Meiningen, der Landesherr verjtanden 
zu jein fcheint. Aehnlich war e8 in Württemberg, wo der König auf 
Vortrag des Geheimraths den Konflikt entjchied. Auch die nad) 1848 er- 
laſſenen Berfaflungsgefege zeugen in diefer Hinficht große Mannichfaltigkeit. 
Die meiften verheißen die Einrichtung befonderer Kompetenzgerichtshöfe oder be= 
fonderer Behörden zur Schlichtung jener Streitigkeiten, aber die in Ausficht 
geitellten Geſetze wurden nicht überall, wo fie verheißen waren, erlajjen. 
Manche Staaten haben die Konftruftion diefer Behörden in das Verfaſſungs— 
gefeg mit aufgenommen, wie Kurheſſen (Berfaffung von 1852), Koburg-Gotha 
Verfaſſungsurkunde von 1852). In Baden jegte fich nach einer Verordnung 
von 1849 der Gerichtshof in jedem einzelnen Falle zufammen aus drei an 
der Sache unbetheiligten Neffortminiftern und aus drei Richtern. Ausnahme» 
weiſe befeitigten die Ereigniſſe des Jahres 1848 das Sondergejeß, wie in 
Hannover, wo den Gerichten die Enticheidung über die gerichtliche Zuftändig- 
feit umeingefchränft zurücgegeben wurde. In Preußen verblieb es jtatt des 
in art. 96 der Verfafjungsurtunde vorgefehenen Gerichtshofes troß aller An— 
regungen aus der Mitte des Abgeordnetenhaufes bei den Bejtimmungen des 
vormärzlichen Geſetzes vom 8. April 1847, das allerdings gegen die Ver— 
ordnung von 1828 einen Fortichritt bedeutete, da nach jenem Gelege eine Bes 
hörde, bejtehend aus dem Präfidenten des Staatsraths, dem Staatsjekretär, 
fünf Juftizbeamten und vier Verwaltungsbeamten, über die Konflikte befand. 
Erheblich erweitert wurden die Befugniſſe diefer Behörde durch das Geſetz vom 
13. Juni 1854, durch welches im Widerfpruche mit dem Gedanken der Ber: 
fafjungsurkfunde (art. 97) den Staatsbürgern in Zivil: und Straffachen gegen 
Zivil: und Militärbeamte wegen einer in Ausübung oder Veranlaſſung der Aug: 
übung des Amts vorgenommenen Handlung der Rechtsweg verlegt wurde. Es 
ift bezeichnend, daß es der Juftizminifter war, der der Kammer einen Geje- 
entwurf vorlegte, der im Banne der Furcht vor Erjchütterung der Verwaltungs— 
autorität die ausgefprochene Nichtung verfolgte, den Juftizbehörden die Beur- 
theilung der Frage, ob fich ein Beamter durch eine Amtshandlung ftrafrechtlich 
oder zivilrechtlich verantwortlich gemacht habe, zu entziehen. Uebrigens war 
Preußen nicht der einzige deutjche Staat, in dem die Verfolgung eines Be: 
amten wegen amtlicher Handlungen an die Vorenticheidung einer Staatsbehörde 
gebunden war, ähnliche Gejegesvorichriften bejtanden im Großherzogthum 
Heflen, in Baden und in Bayern. Die Fdee und die Grundzüge diejer Ge- 
jege hatte man gleichfalla dem franzöfischen Staatsrechte entlehnt. 

Im Fahre 1876 gab die Berathung der fogenannten Reichsjuſtizgeſetz- 
entwürfe der Juftiztommiffion des Neichstages Anlaß, eine allgemeine Regel® 
ung dieſer Verhältnifje für das ganze Bundesgebiet in einer der Juſtis— 
günftigen Geftalt anzuregen. Gegen die Einrichtung der Kompetenzgerichts 
höfe und gegen die Praxis mehrerer derjelben, namentlich des preußijchen, hatte 
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fich ſchon feit Jahrzehnten unter Juristen und Bolitifern von liberalen Grund 
jägen eine lebhafte Mißſtimmung geltend gemacht; die politische Oppofition er= 
blidte in dieſen Behörden ein Werkzeug im Dienste des Rückſchritts. Im 
weiten Volkskreiſen wurden die Enticheidungen der Kompetenzgerichtshöfe in der 
That mit Miftrauen angejeben. Es konnte auch nicht Wunder nehmen, daß 
dieſe Behörden bei der Art ihrer Zujammenjegung nicht jelten geneigt waren, 
in Fällen, wo die Landesregierung ein bejonderes Intereſſe daran hatte, daß 
die Sache im Rechtswege nicht verfolgt werde, die Nechtsfrage weniger fcharf 
zu unterfuchen al® das öffentliche Intereffe. Als im Jahre 1875 der Geſetz— 
entwurf über die Verwaltungsgerichte im Abgeordnetenhaufe zur Berathung 
itand, waren jämmtliche Mitglieder der Kommiffion, einschließlich derjenigen, 
welche der Regierung nahejtanden, darüber einverjtanden, daß der bisherige 
Kompetenzgerichtshof ebenſowohl für die Streitigkeiten zwiichen den ordent- 
lihen Gerichten und den Verwaltungsgerichten als für Streitigkeiten zwijchen 
Berwaltungsgerichte und Wermwaltungsbehörden, auf welche allein die Bor: 
ſchläge der Regierung fich beichränft hatten, durch das neue Oberverwaltungs- 
gericht erjegt werden jollte. Aber die Staatsregierung erklärte bezeichnender 
Weiſe — anfcheinend in augenblidlihem Mihtrauen gegen ihre eigene mit 
verhältnigmäßiger Unabhängigkeit ausgeftattete Schöpfung —, daß mit jenem 
Bufage das Zuftandefommen des Verwaltungsgeieges gefährdet fei und darauf 
ließ das Abgeordnetenhaus den beantragten Zuſatz fallen. 

Namentlih im Hinblik auf den preußischen Nechtszuftand trat man in 
der Reichsjuftizfommisfion wie im Plenum des Neichstages ſelbſt in lebhafte 
Erörterungen darüber ein, ob den Gerichten in Deutjchland die freie Beſtim— 
mung ihrer Zuftändigfeit zurüczugewähren jei, oder aber, ob und wie fie 
mwenigitens darin von den Verwaltungsbehörden unabhängiger zu jtellen jeien. 
Die Bundesregierungen und namentlich die preußiiche Staatsregierung zeigte 
fich jehr wenig geneigt, einer Aenderung des beftehenden, von Allen mit Aus— 
nahme der VBerwaltungsbureaufraten als reformbedürftig bezeichneten Zuftandes 
zuzuftimmen. Andererjeit3 machten fich in der Mitte des Reichstags jelbit 
Bedenken geltend gegen diejenigen Vorfchläge, welche den natürlichen Zuſtand 
der Dinge, nämlich, daß die Gerichte unter allen Umſtänden und endgiltig 
über ihre eigene Zuftändigkeit urtheilen, reichsgejeglich fejtlegen wollten (An— 
träge Baehr, Reichenſperger). Selbit das künftige Reichsgericht jchien Vielen 
feine genügende Sicherheit für die Antereffen der Verwaltung zu bieten: der 
Antrag Klotz, welcher Sonderbehörden zur Enticheidung über die Zuläfligkeit 
des Rechtsweg bejeitigt willen wollte, dagegen die Staatverwaltung für be— 
fugt erklärte, in allen Fällen die Entſcheidung des Reichsgerichts über den 
Rechtsweg herbeizuführen, fand bei der Mehrheit der Kommiſſion feinen Bei— 
fall und wurde alsbald zurüdgezogen. Schließlich einigten fi Regierungen 
und Reichstag in den wejentlichjten Bunkten auf den Antrag Lasfer, auf 
dejien Annahme der heutige Nechtszuftand im Neiche beruht. Darnach ent- 
jcheiden überall im Reiche über die Zuläffigkeit des Rechtswegs grundſätzlich 
die ordentlichen Gerichte, an welche die Sache im Prozeßwege gelangt, Die 
Landesgejeßgebung kann jedoch die Enticheidung der Streitigkeiten darüber 
zwijchen Gerichten und Verwaltungsbehörden (Berwaltungsgerichten) befonderen 
Staatsbehörden übertragen, welche mit gewiljen Unabhängigfeitsgarantien ver: 
jehen find ($ 17 des Gerichtsverfafjungsgejeges),. Die Mitglieder dieſer 
Kompetenzbehörden müſſen für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von 
ihnen befleideten Amtes oder falls fie bei ihrer Ernennung fein Amt befleiden, 
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auf Lebenszeit ernannt werden. Ihre Entlafjung kann nur unter denjelben 
Vorausjegungen wie bei den Mitgliedern des Reichsgerichts jtattfinden. Minde— 
ftens die Hälfte von ihnen muß dem Neichsgerichte oder dem oberjten Landes— 
gerichte oder einem Dberlandesgerichte angehören. 

Dur die Beſchlüſſe des Reichstages zu den Juſtizgeſetzen erhielten auch 
die landesgejeglichen Norjchriften über die Borausfegungen der NRechtsverfolg: 
ung von öffentlichen Beamten cine mwejentlich andere Geſtalt. Die Majorität 
des Reichstags konnte zwar dem hartnädigen Widerftande der Bundesregier: 
ungen gegenüber nicht alle ihre Wünfche in diefer Richtung durchjegen, allein 
immerhin ift der durch die fchließliche Vereinbarung geſchaffene Nechtszuftand 
(S 11 des Einführungsgefeßes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze) als ein wejent- 
liher Kortichritt gegenüber dem früheren Zuftande zu betrachten. Diejenigen 
Landesgeſetze, welche die Verfolgung der Beamten an die Vorentjcheidung einer 
bejonderen Behörde gebunden haben, bleiben zwar bejtehen, jedoch darf die 
Borenticheidung jet nur auf. die Feſtſtellung bejchränft werden, ob der Be- 
amte fich einer Weberjchreitung feiner Amtsbefugniſſe oder der Unterlaflung 
einer ihm obliegenden Amtshandlung jchuldig gemacht habe; die Verfolgung 
darf aljo nur aus Gründen des Rechts, nicht aus politifchen oder praftifchen 
Gründen gehemmt werden. Ferner ift nicht mehr die frühere KRompetenz- 
behörde für jene Vorentfcheidung zuftändig, fondern der oberjte Verwaltungs— 
gerichtshof, mo ein ſolcher beiteht; in den Bundesſtaaten dagegen, wo ein 
jolcher Gerichtshof nicht vorhanden, das Reichsgericht. Endlich dürfen die— 
ga Staaten, in welchen landesgeſetzliche Borjchriften der obigen Art am 
1. Dftober 1879 noch nicht bejtanden, ſolche überhaupt nicht mehr einführen, 
und ebenjowenig darf die Anwendbarkeit der bejtehenden VBorjchriften er: 
weitert werden. 

10. Bu feiner Zeit, ſeitdem Beamtengerichte beftanden, war die Rechts: 
ſprechung ausfchließlih in den Händen der ordentlichen Gerichte. Nicht allein, 
daß, wie wir gejehen haben, gewijje Arten von NRechtsjachen, welche unzweifel— 
haft zur Bivil- oder Kriminalgerichtsbarfeit gehören, aus hiſtoriſch zufälligen 
Gründen Sondergerichten oder anderen Behörden zugewielen waren, aud das 
ganze Gebiet desjenigen Rechts, welches wir gegenwärtig Verwaltungsrecht 
nennen, wurde mit zunehmender Ausbildung des territorialen Staate® der 
Judikatur der Gerichte entzogen. Der jtaatsrechtlihe Schuß der Unterthanen 
gegen Störungen des jubjektiven Nechts und gegen Eingriffe in die private 
Rechtsiphäre durch Befehle, Anordnungen und Zwangsmaßregeln der jtaatlichen 
Drgane bis zum Landesheren hinauf wurde im abfoluten Staate immer unvolls 
fommener. 

Allerdings hatte bi3 zum Ende des alten Reichs jeder Landezunterthan, 
der fich durch eine Regierungshandlung in feinem Rechte beſchwert fühlte, troß 
mancherlei Einjchränfungen durch die Wahlfapitulationen grundjäglic” das 
Recht, die Angelegenheit an die Neich3gerichte zu bringen, und dieſe über feine 
Beichwerde entjcheiden zu laſſen. Aber einerjeit3 war diefer Weg jehr weit: 
läufig und es mußte ihm der Regel nad) ein nicht minder weitläufiges Aus— 
trägalverfahren vorausgehen, andrerjeit3 war er für die Unterthanen der größeren 
Reichsitände aus den früher Schon angeführten Gründen jchlechterdings erfolglos. 

Die Behandlung von Streitigkeiten zwijchen der Territorialregierung und 
Unterthanen, die aus Anlaß der Ausübung von Hoheitsrechten im Konflikte 
mit wohlerworbenen Rechten entitanden, war in den Territorien verjchieden 
und war auch in demjelben Territorium nicht immer diefelbe. Das Territorial- 
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ftaatsrecht bildete fich im diefer Beziehung ganz ungleichmäkig aus. Das 
Verwaltungsrecht war im Berhältnifje zum Privatrechte und dem Strafrechte 
ein andere® Recht, es wurde nirgends, auch in Preußen nicht, durch eine 
organische Gejeßgebung auf wiljenichaftlicher Grundlage und nach feſten Prinzipien 
geordnet; e3 entwicelte fich in den einzelnen Zweigen auf bejondere Anordnung 
der Staatsgewalt oder ufuell je nach dem praftiichen Bedürfniſſe. In der älteren 
Beit, etwa bis gegen Ende des 16. Jahrhunderts, wo man noch nicht zwifchen 
öffentlichem Rechte und Privatrechte unterichied und wo überall zivilrechtliche 
Anſchauungen auch hinfichtlich rein ftaatlicher Akte herrichten, gelangten Streitfälle 
jener Art vor die ordentlichen Zivilgerichte des Territoriums und dieje nahmen 
feinen Anftand, den über den Fall eingeleiteten Prozeß verhandeln zu lafjen 
und zu entjcheiden, oder nad) Analogie der reichsgerichtlichen Mandate im 
jummarifchen Verfahren auf Anrufen proviforische Verfügungen zu treffen. Aber 
in den Territorien der größeren Reichsftände und in anderen Territorien, wo 
der Staatsgedanfe mächtig geworden war, dauerte diefer Zuftand nicht lange. 
Der abfolute Landesherr zumal konnte es nicht ertragen, daß feine Gerichte 
eine Kontrolinitanz über Anordnungen bildeten, die in legter Linie von ihm 
jelbjt ausgingen. Die Territorialgerichte jelbjt, die dem Landesherrn unter: 
geordnet waren, umd denen die politiiche Gewalt fehlte, welche die Reiche: 
gerichte wenigjtens in der jtaatsrechtlichen Theorie hatten, konnten eine Ueber: 
ordnung über alle anderen Zweige der Territorialverwaltung nicht beanfpruchen. 
Sie waren in allen ftreitigen Angelegenheiten jener Art außer Thätigfeit geſetzt, 
jobald der Landesherr dies befahl. Und folche Verbote der Annahme von 
gerichtlichen Klagen und Beichwerden wurden in den meisten deutjchen Landen 
in Beziehung auf Negierungsakte und Eingriffe in das Privatrecht von Staats— 
wegen alsbald erlaſſen. Beſchwerden über Eingriffe der Landesverwaltung 
(des Staates) wurden dann lediglich von den Verwaltungsorganen, in legter 
Inſtanz von der Zentralftelle erledigt; die Trage, ob die Schmälerung oder 
die Vernichtung eines irgendwie erworbenen Privatrechtes durch eine Ver— 
maltungsmaßregel zu bejtätigen oder ob das Recht in dem betrefjendem Falle 
anzuerfennen fei, entjchied alfo die Verwaltungsbehörde, und ift es offenbar, 
daß diejelbe vom Standpunkte des allgemeinen Staatswohls, vom Verwaltungs— 
ftandpunfte, aus Gründen der Nüglichkeit und jr weiter, mehr prüfte als 
vom Rechtsſtandpunkte aus. So war c8 namentlich in Preußen, wo Die 
Gerichte felbit einen Theil der Privatitreitigkeiten an VBerwaltungsbehörden 
abzugeben hatten, weil man an höchſter Stelle das öffentliche Inlereſſe bei 
diefem für vorwiegend hielt. In einigen Territorien, in Heſſen Caſſel, in 
Mecklenburg, in den ſchwediſch-deutſchen Landen und in manchen Kleinen Ländchen 
dagegen bleibt der alte Grundfag praftiich, daß die Landesregierung aud) bei 
Ausübung von Akten der Staatsgewalt der Jurisdiftion der Gerichte 
unterworfen fei. Hier fonnten die Gerichte, jobald die angebliche Verlegung 
eines Rechts durch die Negierungsgewalt in den Formen des Proceßverjahreng 
gerügt wurde, darüber befinden, ob die Negierung bei Handhabung ihrer 
Hoheitsrechte rechtswidrig gehandelt habe. Nur widerwillig freilich fügten fich 
die Landesherren dem Spruche des Gerichts, und gerade bei Fällen diejer 
Art waren fie leicht geneigt, in das Verfahren einzugreifen und im irgend 
welcher Gejtalt Kabinetsjuftiz zu üben. 

Nah Auflöfung des alten Reichs ging zunächſt — auch in den konſtitu— 
tionellen Staaten — die Tendenz der Landesregierungen dahin, die Entjcheidung 
der bei den Berwaltungsangelegenheiten vorfommenden Rechtsfragen thunlichjt 


268 G. Siegel: Zur Entwidelung 


dem pflichtmäßigen Ermefjen der Berwaltungsorgane felbft zu überlaffen. In 
einigen Staaten waren bei der Verhandlung diejer ſog. ftreitigen Adminiſtrativ— 
fachen die Behörden an ein bejonderes Verfahren gebunden, in anderen nicht. 
In einigen Staaten wiederum wurde für gewiſſe Fälle gegen Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden im Wege der Gejeßgebung der Nechtsweg an die 
ordentlichen Gerichte zugelafien (Preußen, Sachen), im Kurfürſtenthum Heſſen 
wurde diejer Nechtsweg fogar für alle Fälle eines unberechtigten Eingriffes 
der Berwaltungsbehörden geſetzlich gemwährleiftet. Aber die Regel war ſchranken— 
loje Freiheit der Verwaltung in der Benrtheilung und Gnticheidung aller 
Öffentlichrechtlichen Fragen, auch folder, die den individuellen Nechtsfreis des 
Staatsbürger angehen; die Verwaltung allein übte die Anwendung der zahl: 
reichen Nerwaltungsgefege, die unter den neuen Aufgaben der Zeit in allen 
Bundesstaaten erlajfen wurden. 

Die Gefahr einer parteiifchen Rechtsiprechung innerhalb des Verwaltungs: 
rechtes lag bei diefer Regelung nahe. Allerdings hatte die Verwaltung eine 
Schranke in den Beitimmungen des Geſetzes, aber das Gejeg wurde ausgelegt 
in legter Linie eben wieder durch die Verwaltung; ohne Zweifel fonnten 
Mißgriffe und offenbares Urnrecht im Wege der Bejchwerde durch eine obere 
Inſtanz oder durch die Zentralftelle befeitigt werden, aber gegenüber miß- 
ltebigen Perfonen oder in erregten Zeiten war die Zentralftelle, wo es fich 
um Dinge handelte, die eine politifche Seite hatten, ſelbſt nicht unbefangen 
und oft jelbit Partei. Gerade im Eonftitutionellen Staat wurde die Gefahr 
der parteiischen Rechtsſprechung größer, denn bier war ein Parteiregiment, hier 
war eine mehr oder minder zahlreiche Oppofition in allen politischen Fragen, 
hier wurden alle politifchen Angelegenheiten lebhafter und Leidenjchaftlicher 
erörtert, hier gab e3 Stürmen und Prängen. Es iſt begreiflih, daß die 
Minifter die ganze Macht der Verwaltung, die in ihren Händen lag, als 
politiiche Waffe gegen die Gegner der Negierung ausfpielten, und es ijt ein- 
leuchtend, daß bei diefen Kämpfen eine unparteiiiche Rechtsſprechung der Ber: 
waltungsorgane noch weniger gedeihen Fonnte als im abjoluten Staate. 

Die Wiſſenſchaft hatte jchon feit Anfang des Jahrhunderts dahin gejtrebt, 
die Rechtsordnung auf dem Gebiete der Verwaltung mit Garantien zu ver: 
jehen, die eine migbräuchliche Ausnugung der Verwaltungsgewalt verhindern 
und einen wirklichen Nechtsfchug gewährleiſten ſollten. Es lag nahe, anzu= 
knüpfen an die Praxis der früheren Neichsgerichte und an die noch bejtehende 
heſſiſche Gejeggebung, demnach aljo die ordentlichen Gerichte mit der Kontrole 
der Berwaltungsafte zu beauftragen. Dieje Forderung wurde allerdings jpäter 
von namhaften Schriftitellern des öffentlichen Nechtes (u. A. von L. von Stein, 
v. Stengel, Baehr) aufgeitellt und ausführlich begründet, aber fie wurde anderer: 
jeit8 von ebenſo bedeutenden Schriftitellern befämpft (zuerjt eingehend von 
Sneift), und fie fand vor Allem Feine Gnade in den mafßgebenden Streifen 
der hohen Berwaltung, welche ihre Befehle und Akte keineswegs mit zivil- 
rechtlichem Maße gemeſſen willen wollte, in der Aufjicht der Gerichte über die 
Adminiſtration eine konftitutionell unzuläßige Ueberordnung der Juſtizgewalt 
über die anderen Zweige der Staatögewalt erblidte und dafür hielt, daß bei 
der weſentlich privatrechtlichen Ausbildung der Nichter der „öftentliche Geift 
des Verwaltungsrechts“ nicht zu genügender Anerkennung gelangen werde. In 
diefen Kreiſen gab es viele, die mit Rückſicht auf die innere Politik und zu 
Gunſten der minifteriellen Bewegungsfreibeit den Zuſtand priefen, der in 
Preußen und anderen Staaten bejtand, wo Verwaltung und Verwaltungsrechts- 
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pflege in denjelben Behörden vereinigt war und wo jchließlich jedes Minifterium 
die Verwaltungsjuftiz nach jeinem Ermejjen und jeinem politiichen Brogramme 
lenfen fonnte. 

Der politifche Liberalismus ſtand in dieſer Frage auf Seite der Gerichte. 
Ueberhaupt war gegen das Jahr 1848 die öffentliche Meinung gegen die Ver: 
waltungsrechtspflege, unter welcher man die Rechtspflege der Verwaltungs: 
behörden veritand, dergeftalt eingenommen, daß bei Berathung der „Grund: 
rechte” die Formulirung des Sabes: „die Verwaltungsrechtspflege hört auf, 
über alle Rechtsverlegungen entjcheiden die Gerichte” ($ 49 der Grundrechte) 
auf geringen Widerjtand jtieß. Noch unter der „neuen era“ in Preußen 
waren —* Anſchauungen die herrſchenden und auf ihrem Grunde beruht das 
Geſetz über die Erweiterung des Rechtsweges vom 24. Mai 1861, welches 
in einer Reihe von Streitigkeiten öffentlichrechtlichen Urſprungs den Prozeß bei 
den Gerichten geſtattete. Die im Anfange der fünfziger Jahre erlaſſenen Staats— 
grundgeſetze von Anhalt-Bernburg, Schwarzburg-Sondershauſen und Reuß 
jüngere Linie gaben ohne Kommentar den oben angeführten Satz der deutſchen 
Grundrechte wieder. 

Inzwiſchen hatte man einen anderen Weg entdeckt, um die Rechtsſprechung 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechtes von der Verwaltung unabhängig 
zu geftalten. Man forderte die Errichtung bejonderer mit Unabhängigfeits- 
garantien verjehener Verwaltungsgerichtshöfe, die gejeglihe Ordnung eines 
verwaltungsgerichtlichen Berfahrens und die Mitwirfung von Organen der 
Selbftverwaltung bei diefer Rechtsſprechung E& war namentlich Gneift, der 
in den Erörterungen über die nothwendige Nejorm der Verwaltung und die 
Ausgeftaltung des Nechtsjtaates, welche die öffentliche Meinung bewegten, auf 
diefen Weg unter vergleichender Darjtellung der Berhältnilje in England, 
Frankreich und Deutjchland mit fcharffinnigen Argumenten Hinwies und der 
insbejondere in Preußen die maßgebenden Bolitifer für jeine Grundanjchau- 
ungen gewann. ine jelbititändige Verwaltungsgerichtsbarfeit, mehr oder 
weniger auf den Gneiſt'ſchen Gedanken fußend, .ijt dann feit den jechziger 
Jahren in einer Neihe größerer Staaten (Baden, Preußen, Helen, Württemberg, 
Bayern) eingerichtet worden. So wenig gleichmäßig diejelbe in ihrer Organi— 
fation ift — insbejondere in der Zujammenjegung der unteren und mittleren 
Inftanzen, in der Betheiligung der Selbjtverwaltungsorgane und in den 
ſachlichen Er ng a zeigen fich große Berjchiedenheiten —, jo ift 
doch der Gedanfe der Unabhängigkeit der Rechtsjprehung in Verwaltungs: 
ftreitfjachen in allen den Staaten, welche jenen Weg eingejchlagen haben, ver: 
wirflicht. Aber freilich iſt dieſer Gedanke wieder in der verjchiedenjten Weije 
durchgeführt, und es giebt in jedem dieſer Staaten noch immer Gebiete des 
Öffentlichen Rechtes, in welchen dem Invidualrechte der verwaltungsgerichtliche 
Schub verfagt wird. Oberſte Verwaltungsgerichtshöfe, ausgeftaltet mit der 
Garantie der Unabhängigkeit, wie die ordentlichen Gerichte, find überall, wo 
eine bejondere Berwaltungsrechtspflege eingeführt worden, gebildet; ihre Mit— 
glieder find Berufsrichter umd müſſen zum Nichteramte oder zum Amte eines 
höheren Berwaltungsbeamten qualificirt fen. In einigen Saaten hat man 
die Unabhängigkeit diefer Gerichtshöfe noch dadurch verjtärft, daß dieſelben 
zum Theil mit Richtern des oberjten Landgerichts bejeßt werden (Hejjen, 
Württemberg) oder (Baden) nur aus jolchen Beamten bejtehen dürfen, die zum 
Nichteramte befähigt jind. Bei den mittleren und unteren Berwaltungsgerichten 
ift eine gewilje Unabhängigkeit in manchen Staaten (Preußen, Baden u. a.) 
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dadurch gefichert, daß bei den Verhandlungen und Entjcheidungen gewählte 
Laien mitwirken. Immerhin giebt es noch eine Reihe von Staaten, wo jede 
Rechtskontrole der Geihäftsthätigfeit der VBerwaltungsbehörden in Ausübung 
der öffentlichen Gewalt entweder gänzlich fehlt oder nur einen geringen Spiel- 
raum bat. In manchen Staaten wird der Rechtsweg auch in Sachen, die 
an fih nur Verwaltungsfachen find, mit gewiljen Beichränfungen zugelafjen, 
in anderen Staaten fträuben fich die Regierungen noch immer ſelbſt gegen Die 
Einrichtung von Verwaltungsgerichten indem fie dieſes Inſtitut mit refiduärem 
Mißtrauen betrachten, und die Landesvertretung, die auf Einführung desjelben 
—— darauf vertröſten, daß das ganze Inſtitut weiterer theoretiſcher Klärung 
bedürfe. 

11. In gewiſſer Weiſe wurde die Unabhängigkeit der Rechtspflege, als 
fie eben auf dem Punkte ſtand, einigermaßen verwirklicht zu werden, wiederum 
gefährdet durch die Gejtaltung des modernen Inſtituts der Staatsanwaltichaft. 
Zwar nicht überall, aber doch in mehreren Staaten und Rechtsgebieten. 

Die deutjche Staatsanwaltichaft jtammt wie manche andere Organijation 
aus dem franzöfiichen Staatsrechte. In Frankreich erjcheinen ſchon gegen 
Ausgang des Mittelalters die „gens du roi procureurs du roi“, als Funk— 
tionäre bei der Strafrechtäpflege; fie hatten jich aus der Klaſſe der gewöhn— 
lihen Profuratoren zu Staatsbeamten erhoben. Schon im 16. Jahrhundert 
gab es dort bei den PBarlamenten Generalprofuratoren mit Hilfsbeamten, den 
Seneraladvofaten und Advokaten. Nach Ordomanzen aus dem 16. und 
17. Jahrhundert war es die Hauptfunftion der Profuratoren, Verbrecher zu 
verfolgen, daneben aber lag ihnen die Sorge um gewilje fisfalifche Angelegen- 
heiten ob, fie hatten zugleich marfıpolizeiliche Maßnahmen zu treffen, hatten 
Auffichtsrechte über öffentliche Bibliotheken und über Juriftenfafultäten, waren 
mithin nicht ausschließlich gerichtsherrliche Organe. Der heutige Wirkungs- 
freis der Behörde (de ministöre public) wurde durch die napoleonijche Ge- 
jeßgebung geichaffen: der Staatsprofurator ijt jeitdem das Organ der Staats- 
gewalt für die Aufficht über die Gerichte und überhaupt für die Juftizver- 
waltung, fie ijt der „Wächter des Gejeges," fie ift die Behörde, welche im 
Namen des Staates die jtrafbaren Handlungen verfolgt, fie ift eine Behörde 
der vollitredenden Gewalt. Sie iſt die Disziplinarbehörde über Subalterne 
des Gerichts, fie beforgt die Juſtizverwaltung bei den Gerichten und die Kor: 
rejpondenz der übrigen Staatsbehörden mit den Gerichten, fie berichtet dem 
Minister über Gang und Stand der Rechtspflege, ihr jtehen gejegliche Be— 
fugniffe zu, welche ihr eine in das Amt des Unterfuchungsrichter8 hinüber: 
greifende Gewalt verleihen, fie hat gewiſſe Rechte eines Vorgeſetzten gegen= 
über den Friedensrichtern. 

In den rheinischen Yandestheilen deuticher Bundesjtaaten ließ man mit 
der franzöfiichen Gerichtsverfafjung das Inſtitut der Staatsanwaltichaft mit 
diejen ausgedehnten Kompetenzen im Wefentlichen fortbeitehen. In den meilten 
anderen Staaten dagegen wurde das Inſtitut nur als ein wejentliches Organ 
der Strafrechtäpflege eingeführt, aber in diefer Beziehung auch nad) franzöfiichem 
Mufter mit großen behördlichen Sonderrechten jowohl dem Angeklagten gegen- 
über als im Verhältniſſe zu den Merken Organen der Strafgewalt aus- 
geftattet. Nur die beiden Medlenburgifchen Großderzogthlimer und die beiden 
Lippefchen Fürſtenthümer behalfen ſich bis zur Neichsjuftizorganijation noch) 
ohne Staatsanwaltichaften. Im übrigen war die innere Organijation der 
Staatsanwaltihaft jehr mannigfaltig. In Preußen und anderen Staaten 
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waren ihre Mitglieder reine FJujtizverwaltungsbeamte, anderwärt® waren ihre 
Mitglieder Richter, die das Amt widerruflih und auftragsweiſe führten. Hier 
wurden ihnen Auffichtsrechte über den Gang der Rechtspflege eingeräumt, 
dort waren fie lediglich Anklagebehörden. Meift war, wie in Frankreich, 
ihr Anflagereht ein Anklagemonopol, das nur in wenigen Staaten durch 
gejeglihe Schranken, wie durch das Rechtsmittel der Beichwerde an einen 
höheren Gerichtshof oder durch Gejtattung von Privatflagen, eingedämmt 
wurde. 

Wie in Frankreich, jo wurde auch in Deutjchland faſt überall die Staats- 
anmaltichaft von den Regierungen al3 ein bequemes politisches Werkzeug be: 
trachtet. Sie wurde als abhängiges Regierungsorgan erdacht und gejichaffen ; 
und da fie ihrer Organifation zufolge in naher amtlicher Verbindung mit den 
Gerichten jtand, jo lag es in einer Zeit, wo man den immer dringer werdenden 
Forderungen nach Garantien für die Unabhängigkeit der Gerichte und des 
Nichterftandes hatte Zugeftändniffe machen müſſen, jehr nahe, von bier aus 
mit Berwaltungsmitteln die Gerichte und die Richter zu beeinflujjen. Ille— 

aler Weije ftanden in manchen Staaten zeitweilig die Richter unter der ge 

a Kontrole der Staatsanwälte, deren Perjonalberichte nicht jelten er: 
heblichen Einfluß auf das Beförderungswejen hatten. Im Konflikte zwijchen 
erichtlicher und ftaatsanmwaltichaftlicher Behörde jtellte ſich der Minifter, der 
hr häufig jelbft aus der Staatsanwaltichaft hervorgegangen war, leicht auf 
die Seite der leßteren. Staatsanwälte, namentlich ſolche, die eifrig in poli— 
tischen Prozeſſen gewirft hatten, wurden in großer Anzahl zu Gerichtspräjis 
denten befördert oder in das höchjte Gericht berufen, ohne Sorge darum, daß 
durch dieſe Bejegung wichtiger Stellen mit Perſonen, welche Jahre und Jahr- 
zehnte lang den Befehlen mwechjelnder Regierungen hatten gehorchen müſſen, 
die Unabhängigkeit des Rechtsſprechens in hohem Maße gejchädigt wurde. 
In einigen Staaten, namentlich in Preußen, wurde und wird noch den Be: 
amten der Staatdanwaltichaft ein gewiſſer Prozentjag der höheren Richter: 
ftellen offen gehalten. In Preußen ijt das offenbar feſte VBerwaltungsregel, 
die felbit ein aus dem Richterſtande hervorgegangener Minifter, dem feine 
Borliebe für jtaatsanwaltichaftliche Beamte nachgefagt werden kann, nicht zu 
durchbrechen vermag. 

Die deutſche Wiljenfchaft und Publiziftit wandte fich jehr lebhaft gegen 
die gejegliche und gejegwidrige Stellung der Staatsanwaltichaft, die in manchem 
Staate unerträglich getvorden war und die Selbitjtändigfeit der Gerichtshöfe 
ernit bedrohte. In den Negierungsfreifen, two man noch Häufig die Unab— 
hängigfeit der — von den politiſchen Gewalteu mit ſcheelen Augen 
anjah und fich in gewillen Zeiten ohne großes Bedenken aller Machtmittel 
bediente, um auf die Gerichte einzumirfen, war man indeſſen im Allgemeinen 
nicht geneigt, den auf eine gründliche Reform des Inſtituts gerichteten order: 
ungen zu entfprechen. Noch im Jahre 1865 wurde von einem ehemaligen 
Staatsanwalte in Preußen auf Veranlafjung des Minifter der Entwurf einer 
Strafprogeßordnung ausgearbeitet, der die Machtvollfommenheiten des Staats- 
anwalts als ftrafrechtlichen Beamten bedeutend ermeiterte, 3. B. unter Anderem 
gebot, daß die Perſon des Unterfuchungsrichter® nur nah Anhörung der 
Staatsanwaltichaft bejtellt werden folle. Die Schriften von Pland, Gneift, 
Holgendorff, melde die Wege einer zeitgemäßen Neform der Staats» 
anwaltichaft im Sinne des Rechtsſtaates angaben, fielen weder bei der preußi- 
fchen Regierung, noch bei den meijten anderen Regierungen auf günftigem 
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Boden. Die Staatsanwaltchaft blieb das zwar immer unfelbitftändige, aber 
darum auch verhätjchelte Kind der Landesjuſtizverwaltungen. 

Erjt bei Berathung des Neichsgerichtsverfafjungsgejeges und der Reichs— 
ftrafprozeßordnung wurde die Neformfrage wieder praftiich behandelt. Der erſte 
zur Organifation der Staatsanwaltichaften gefaßte Beſchluß der Reichstags: 
fommiffion, nad) welchem das Amt der Subjtituten des Oberjtaatsanwaltes 
und das Amt der Staatsanwälte bei den Landgerichten auf Grund unwider— 
ruflichen Auftrages durch richterliche Beamte befleidet werden follte, wurde aller: 
dings ſchon in der zweiten Leſung aufgegeben; es wurde jtatt dejjen das altpreußiſche 
Spitem angenommen. Aber man verharrte wenigjtens bei dem Beſchluſſe, 
daß den Staatsanmwälten eine Dienjtaufficht iiber die Nichter nicht übertragen 
werden dürfe, obwohl fich ein Vertreter der Bundesregierungen Dagegen 
fträubte; da8 Argument desjelben, daß der Präfident des Landgerichts zur 
Dienftaufficht nicht geeignet jei, weil derjelbe mit einer Mafje von VBermwalt- 
ungsgejchäften belajtet fein werde, Klingt heutzutage einigermaßen befremdlich. 
Die Regierungen gaben in diefem Punkte nach, und jo fiel denn mit Eintritt der 
Wirkſamkeit der Neichsjuftizgefege die Dienftaufficht der Staatsanwälte über 
Richter, welche in einzelnen Staaten und Landestheilen (Hannover, Rhein: 
heilen, Nheinbayern, Rheinpreußen u. A.) noch beitanden hatte, hinweg. Zu: 
gleich wurde auf dem Gebiete des Strafprozejies die Omnipotenz der Staats— 
anwaltſchaft als Anklagebehörde beſchränkt. Die Reichstagskommiſſion wollte 
Jedem, der bei der Staatsanwaltſchaft eine ſtrafrechtliche Verfolgung bean— 
tragt hatte, im Falle der Ablehnung des Antrages, das Recht gewähren, die 
Entfcheidung des Gerichts herbeizuführen, fie konnte jedoch in dieſem Umfange 
die Zuläffigkeit der richterlichen Kognition nicht durchlegen, da die Regierungen 
dabei blieben, daß das Necht nur dem Berlegten zujtehen dürfe. So fam in 
Folge der befannten Kompromißverhandlungen der jegige $ 170 Reichs-Straf— 
Prozekordnung zu Stande. Eine weitere Beichränfung des Anklagemonopols 
der Staatsanwaltichaft ift neuerdings bei der jegt vorläufig vertagten Revijion 
der Reichsjuftizgefege in Ausſicht genommen, indem der jtrafrechtlichen Privat: 
flage ein größeres Gebiet als bisher eröffnet werden joll, 

12. Unabhängige Gerichtshöfe laſſen fich nicht denken ohne Unabhängig: 
feit der Richter. Man hatte in Deutjchland jchon lange gegen die Einmijch- 
ung der politifchen Gewalten in die Gerechtigfeitspflege geeifert, man hatte 
ſchon die grumdjägliche Anerkennung der Selbititändigfeit des Nichteramtes 
von Seiten der Negierenden erreicht, ehe man die Sicherjtellung der richter- 
lihen Aemter und deren Inhaber gegen Berwaltungswilltür laut zu fordern 
begann. Man hatte ohne Zweifel Schon früher erfannt, daß, um eine unab— 
hängige Rechtspflege zu jchaffen, vor Allem auch die Richter felbft in ihrem 
Amte geſchützt werden müßten, aber die Verwirklichung diefer Erkenntniß 
jcheiterte lange Zeit theils an dem abjolutiftiichen Negimente, theil daran, 
daß man an der bergebrachten privatrechtlichen Yuffaflung über den Dienit- 
vertrag feithielt. Verfaſſungsmäßige Garantien für die Unabhängigkeit der 
Richter brachten erjt die modernen Sonjtitutionen. Es ift das Verdienſt des 
Liberalismus, die ftaatsrechtliche Anerkennung jolcher Garantien kräftig ge 
fördert zu haben. 

Bei einem Berufgrichtertfum ift das erſte und wichtigfte Erforderniß einer 
unabhängigen Stellung des Richters der Nechtsjchug gegen willfürliche Ent- 
lafjung. Es bat lange gedauert, ehe in Deutichland der heute im Bereiche 
der europäifchen Zivilifation jelbitverjtändliche Sag, daß ein Richter nur auf 
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Grund eines gerichtlichen Verfahrens durch Urtheil und Recht feines Amtes 
entjeßt werden fann, in Deutjchland unanjechtbar geworden ift. Weit früher 
wurde jener Rechtsſchutz franzöfiichen und engliichen Richtern gewährt, als den 
Richtern der meilten deutfchen Lande. 

In Frankreich, wo allerdings die Entwicklung des Beamtenmwejens in 
vielen Richtungen von der deutjchen abwich, machte fich Schon im Ausgange 
des Mittelalter die Meinung geltend, daß die königlichen Beamten lebens— 
länglich angejtellt jeien; dem wurde jedoch von der Krone widerjprochen. 
Im Jahre 1446 aber mußte Karl XII. auf Andrängen der Beamtenfchaft 
ſich entichließen, durch Edikt anzuerkennen, daß der fünfjährige Befig eines 
Amtes den Inhaber zur Berwaltung Ddesjelben auf Lebenszeit berechtige. 
Wurde auch in der Folgezeit diefes Edift von der Krone nicht allen Kate 
gorien von Beamten gegenüber rejpeftirt, jo blieb es doch hinfichtlich der 
Dberrichteritellen (der Barlamentsjtellen) in Giltigkeit. Wiederholt mußte die 
Krone verjprechen, fein Mitglied eines Parlaments zu ernennen, wenn nicht 
eine Stelle durch Tod, Refignation oder Verbrechen (forfaiture) des Inhabers er— 
ledigt jei. Nach Tocqueville waren die Gerichtshöfe des ancien regime von der 
Regierung unabhängiger als in einem anderen europäischen Yande, wozu freis 
lich auch die Käuflichkeit der Stellen beitrug. Der König fonnte das Parla— 
mentsmitglied, das feine Stelle durch Kauf erivorben hatte, weder abberufen, 
noch verfegen, noch auch in der Negel befördern, er konnte weder durch den 
Ehrgeiz, noch durch die Furcht auf dasjelbe eimvirfen (Tocqueville). Nichts: 
dejtoweniger kam es vor, daß Präfidenten und Näthe der Parlamente wegen 
ihrer amtlichen Haltung in den zu ihrer Zuftändigfeit gehörigen politischen 
Angelegenheiten, nämlich bei der Prüfung der Negiltrirungsfähigkeit königlicher 
Verordnungen mit dem abjoluten Monarchen in arge Mißhelligfeiten geriethen 
und durch föniglichen Machtipruch mit Arreſt belegt oder verbannt wurden, 
aber dieje Fälle waren jelten und hatten feineswegs Die Folge, die Barlamente 
gefügiger zu machen. Noch bis in die legten Tage der alten Monardjie 
mußte der Hof mit der Haltung der Parlamente rechnen. Sie waren Die 
einzigen Korporationen, die dem Abjolutismus mit Erfolg Widerjtand zu 
leiten vermocdhten. Den Sab, den das Parijer Parlament im Jahre 1788 
in einem feierlichen Beſchluſſe als Grundgeje einer Monarchie aufitellte: 
l'inamovibilit6 des magistrats, führte die Geſetzgebung der Revolutions- 
jahre — decret sur l’organisation judiciaire vom 14. Auguft 1790 
art. 49 — Hinfichtlih aller Richter mit Ausnahme der nur auf vier 
Jahre ernannten Friedensrichter durch (‚„l’ordre judieiaire est independant“). 
Die Abjegung eines Richters war fortan nur möglich, wenn er eines Amts— 
vergehens gerichtlich überwiejen war. Das Verfahren wurde dem Appellhofe 
übertragen: diejer konnte auf Antrag eines jeiner Präfidenten oder des Staats: 
profurators gegen den Richter einjchreiten, den er „coupable de prevari- 
cation dans ses „fonetions“* hielt und demnächſt vom Staatsoberhaupte 
dejien „destitution“ fordern. 

In England waren die Richter an den drei hohen Gerichtshöfen of 
Kings Bench, of common pleas und of exchequer, die jchon im jpäten 
Mittelalter aus dem Stande der Wechtsgelebrten entnommen wurden, Be: 
amte des Königs, fie unterjtanden jeiner Disziplinargewalt und wurden aus 
feinen Mitteln bezahlt. Sie waren auf Widerruf angejtellt und Fonnten 
jeder Zeit entlajjen werden. An diejen VBerhältnijjen wurde geraume Zeit 
nichts geändert. Erjt, als unter den Stuarts eine große Anzahl jener Richter 
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vom Könige aus politiichen Rüdfichten entlafjen wurde und als die forrumpirten 
Nachfolger derjelben ſich als willenlofe Werkzeuge des Hofes erwieſen hatten, 
deren parteiifche Sprüche in allen Volksklaſſen den äußerjten Unmillen erregten 
und nicht am wenigjten dazu beitrugen, die Revolution zu entfachen, entjchloß 
man fich, die Unabjeßbarfeit der Reichsrichter als jtaatsrechtlihen Grundſatz 
aufzuftellen. Seit Wilhelm III. find diefe Richter, die feit Kurzem den ver: 
einigten Obergerichtshof bilden, auf Lebenszeit berufen und können nur auf 
Adreſſe des Parlaments vom Könige entlajjen werden. Die Mitglieder der 
new county courts, welche jeit 1846 fungiren, wurden von vorneherein eben: 
fall3 unabhängig gejtellt, ingleichen die neuerdings in den meilten großen 
Städten eingejegten stipendiary judges, die als Strafrichter und Unter: 
ſuchungsrichter fungiren. 

In Deutichland waren die Neichsftände, Ddiefelben Machthaber, die in 
ihren eigenen Landen keineswegs gefonnen waren, den richterlichen Beamten 
eine gejeglich geficherte Stellung einzuräumen, jchnell bereit, den Mitgliedern 
des eriten Reichsgerichs Garantien zu gewähren. Es war in ihrem wohl« 
verftandenen Intereſſe und es entiprach ganz ihrer Taftif gegenüber der Reichs— 
gewalt, wenn fie bejchlofjen, die richterlichen Stellungen an diefem in vielen 
wichtigen Beziehungen auch politiichen Gerichtshofe von faiferlicher Gnade oder 
Ungnade zu emanzipiren. Aber auch der Kaijer, der wiederum den Einfluß 
der Reichsſtände auf das Gericht fürchtete, fand fein Intereſſe dabei, wenn 
die Amtsſtellung der Richter gefichert wurde. So wurde fchon in der 1555 
vereinbarten Kammergerichtsordnung feitgejeßt, daß weder Kammerrichter noch 
Beifiger willkürlich „abgeſchafft“ werden follten, daß vielmehr eine Entfegun 
nur zuläßig fei wegen Untauglichfeit und daß dieſe nur erfolgen könne * 
Urtheil des Gerichts ſelbſt oder der Viſitationskommiſſion. Die Mitglieder des 
kaiſerlichen Reichshofraths, der ja allerdings nicht nur Juſtiz- ſondern auch 
Verwaltungsbehörde war, entbehrten dieſes Schutzes bis in die letzten Zeiten 
des Reichs; erſt als Joſef II. zwei Reichshofräthe entlaſſen hatte, wurde man 
aufmerkſam, und die Kurfürſten vereinbarten mit dem Kaiſer in den Wahl: 
fapitulationen von 1790 und 1792, daß fein Neichshofrath feiner Stelle anders 
als nach vorbergegangener rechtlicher Kognition und darauf erfolgtem Spruche 
Nechtens entjeßt werden folle. 

Die Richter in den Territorien, Kanzler und Kanzleigehülfen, Hofrichter, 
Hofräthe und andere gemiethete Doktoren, Kurz alle beamteten Mitglieder der 
Serichtsfollegien waren urjprünglich Hofdiener wie alle anderen Beamten und 
Diener in der fürftlichen Umgebung. Zur Trennung zwiſchen Staatsdienft 
und Hofdienjt kam es weit jpäter; diefe Trennung fonnte erſt erfolgen, nach— 
dem die Staatsidee im Territorium zum Siege gelangt war. Die mit richter: 
liher Funktion betrauten landesherrlihen Beamten waren auch felten aus 
ſchließlich Richter, die Einfachheit der Verhältniſſe geftattete die Häufung von 
Verwaltungs:, Gerichts nud auch Hofämtern in einer Perjon, bei kleinen Höfen 
war diefe Häufung mit Rückſicht auf die bejchränften Mittel des Landesherrn 
zudem geboten, fie blieb daher auch dort, als in den größeren und mittleren 
Territorialftaaten die Scheidung grundſätzlich längft erfolgt war, bis zur Auf: 
löfung des Reiches die Regel. 

Demnach hatte das Beamtenverhältnig lange Zeit hindurch, hier länger, 
dort fürzer, der Charakter eines privatrechtlichen Bertragsverhältniffes. Es 
wurde zunächjt im fünfzehnten und jechzehnten Jahrhundert, als die Keime 
des modernen Beamtenthums ſich zu entwickeln begonnen, ganz auf den jpeziellen 
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Dienftvertrag gegründet. Die Rechte und Pflichten der landesherrlichen Diener 
wurden in Urkunden über die Anjtellungen, in jehriftlichen Bejtallungen zujammen- 
gefaßt. Der Inhalt diefer Bejtaltungen war jelbit für diejenigen Beamten, 
welche denjelben Kategorien angehörten, nicht der gleiche; er wechjelte, jelbft 
bei den Hofräthen und den jonjtigen gelehrten Doktoren, je nach dem bejonderen 
Bedürfnijje. Ein allgemeines Beamtenrecht bildete ſich auf dieſem Wege nicht 
aus; feite jtaatsrechtliche Grundjäge über Anftellung und Entlaffung konnten 
jich bei der Auffafjung, die man bei Herren und Dienern über die Natur des 
Beamtenverhältnijjes hatte, nicht leicht bilden. Zwar machte jich in manchen 
Territorien bald für verwandte Aemter ein gewiſſes Herfommen über Die 
perjönliche Seite des Dienftverhältnifies geltend, aber eine allgemeine Regelung 
fand nicht ftatt. Lebenslängliche Anftellungen ohne Kündigungsflaujel gab es 
entweder überhaupt nicht oder doch nur in den jeltenjten Fällen. Die lehn- 
rechtliche Inveſtitur von Aemtern kam bald außer Gebraud), dagegen hielten 
die Landesherren e3 jegt für vortheilhaft und in ihrem Intereſſe liegend, wenn 
jie Beamte nur für vertragsmäßig kurze Zeit oder auf Kündigung oder aud) 
mit dem Beding einjeitiger Entlaſſung in ihre Dienjte nahmen. Das wurde die 
Regel. Noch die Formulare im Anhange von Sedendorf'3 deutjchem Fürſten— 
jtaate ergeben, daß die Anjtellung auf Kündigung der gebräuchlichjte Fall war. 
Geheime Käthe, Kanzler, Hofräthe bis zu dem niedrigiten Diener ftanden in 
diejem prefären Verhältniſſe. Aber man darf nicht vergejjen, daß gerauıne 
Zeit hindurch die vechtsgelehrten Beamten jelbjt der Negel nach feine dauernde 
Stellung wünjchten, viele lehnten es jogar ab, jich auf eine Reihe von Jahren 
zu verpflichten, um aus dem Dienjte treten zu können, jobald ſich bei einen 
anderen Herrn cine vortheilhaftere Stellung bot. Sie waren häufig Landes: 
fremde, mancher Fürſt wollte lieber Fremde in dieſen Benvaltungsdienften 
haben als eigne Zandesfinder, zumal wenn dieje jtändijche Familienbeziehungen 
hatten; die gelehrten Näthe, die von auswärts berufen waren, wurden daher 
nur durch) das Band des Dienftvertrages, nicht durch patriotiiche Gejinnung 
oder durch das Interejje für Land und Leute an ihre Stellung gefeljelt. Die 
Heranziehung landesfremder Räthe durch die Fürſten bildet eine ſtets jich 
erneuernde Klage der Landftände im 16. und noch im 17. Jahrhundert; hier 
früher dort jpäter drangen fie mit diejer Klage durch. 

Die deutichen Juritten juchten die wiljentchaftliche Erklärung des Dienft- 
vertrages in dem römischen Nechte mit jeinen Bejtimmungen über Mandat und 
PBrefarium, was einerjeit3 dafür zeugt, wie geläufig die Auffaſſung von der 
Entlaßbarfeit der Beamten war, und wodurch andrerjeits dieſe Auffafjung in 
der Praxis noch gefeitigt wurde. Die nambaftejten Schriftjteller vertraten 
im jiebzehnten Jahrhundert dieje Anjicht, zu einer Zeit, wo jchon im den 
größeren Territorialjtaaten öffentliches und Privatrecht unterjchieden wurde 
und wo der öffentlicherechtliche Charakter des Beamtenverhältnifjes jchon in 
wichtigen Seiten desjelben hervortrat. So jtellte Maevius in jeiner 1654 
erichienenen Schrift den VBeamtenvertrag unter die Vorjchrijten des römischen 
Mandat und bekannte jich unbedingt zur Entlaßbarkeit; zu demjelben Rejultate 
gelangte 3. H. Böhmer in jeinen Ausführungen über die Entlaſſung berrichaft- 
licher Diener (diss. de jure prineipis in dimittendis ministris, 1716). Andere 
Schriftjteller folgerten auch aus der neuen Doftrin über die Souveränität der 
Fürſten deren Recht, die Beitallung eines Beamten fraft freier Entjchliegung 
jederzeit zurüdzuziehen, e8 jei denn, daß er jich durch den Inhalt des 
bejonderen Dienjtvertrages gebunden hätte. 
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Indeffen gab es doch Territorien, wo nach dem Borbilde der Kammer: 
gerichtsordnung von 1555 jchon Garantien gegen willfürliche Entlaffungen von 
Beamten gegeben waren. So war es verfaſſungsmäßiges Recht in Cleve-Mark, 
daß fein Amtmann oder Diener außer ex capite delicti convietus und ohne 
Borwiffen, Gutdünfen und Rath von jech® clevesmärfiichen Räthen jollte 
entlaffen werden dürfen. Selbjt der Kurfürjt von Brandenburg, der in jeinen 
übrigen Landen durch einfaches Dekret und ohne Unterſuchung ganz nad) 
Gutdünfen Beamte entließ, war genöthigt, dieſes Recht in dem Landtags- 
abjchiede von 1649 anzuerkennen, und Friedrich Wilhelm I., der dasjelbe auf- 
heben wollte, gab jpäter nach einigen Verhandlungen jeine Abſicht auf. Auch 
bei denjenigen höheren Gerichten, die unter jtändiicher Mitwirkung bejeßt 
wurden, namentlich bei manchen Hofgerichten welche ſich ſtändiſcher Gunſt 
erfreuten und deren Zujammenjegung, Haltung nnd Gejchäftsbetrieb von den 
Ständen überwacht wurde, war die willfürliche Entjegung eines Hofrichters 
oder eines Beijigers durc den Landesherrn ausgejchlojjen, jo lange die Stände 
no im Lande etwas galten. Die Landjtände in manchen Territorien waren 
überhaupt jehr geneigt, jich der Beamten und Behörden, namentlich der höheren 
Sujtizfollegien gegen die Willfür des Hofes anzunehmen, insbejondere dort, 
wo gegenüber den früheren Zuftänden bei der Stellenbejegung der Vorzug 
des Indigenats zugeitanden war und wo in Folge deſſen alle wichtigen Stellen 
ji) in den Händen von Angehörigen der Landjtände, vorzugsweile des Lande 
jäßigen Adels, befanden. Um den ſtändiſchen Reklamationen zu entgehen, 
halfen jih manche Fürjten damit, daß fie häufiger als bisher in den Beftall- 
ungen das Amt als ad beneplacitum concessum bezeichneten und jolcher- 
gejtalt jich das Recht der einjeitigen Entlaffung zu ſichern juchten. 

Ie mehr der Abjolutisinus erftarfte und je tiefer der Einfluß der 
Landftände janf, um jo mehr machte fich in den Streifen der gebildeten Be- 
völferung das Berlangen geltend, die Unabhängigkeit des Beamtenthums 
von höfiſcher Willfür zu ftärken, um dadurch eine Art Schuß gegen die All 
gewalt des Abjolutismus zu gewinnen. Aber gerade die Doftrin des Abjo- 
lutismus befeftigte wieder bei dem Landesherrn die herfümmliche Auffaffung von 
der Entlaßbarfeit jeiner Beamten und gab der höfiichen Publizijtif neue Gründe, 
die Entlaßbefugnig des Landesheren zu rechtfertigen. Immerhin wurden jegt 
ihon unter hoben ZTerritorialbeamten, NRechtslehrern und Schriftitellern in 
Deutjchland oppofitionelle Negungen gegen die Theorie von der willkürlichen 
Entlafjung laut, man begann namentlich in Anknüpfung an einige Entlajjungse 
fälle, welche bejonderes Aufjehen erregten, von Dejpotismus zu reden, man 
führte politische und humanitäre Gründe ins Feld und man berief fich gegen: 
über der herrichenden Meinung in der deutichen Bublizijtit gerne auf austwärtige, 
injonderheit auf franzöfiiche und italienische Juriften, die unter Zugrnndes 
legung fanoniicher Lehren den Sat aufjtellten: prineipem non posse offici- 
alem ac ministrum privare sine legitima causa. So lange freilich noch 
jolche angejehenen Juriften und Publiziſten wie der Ältere Mojer, Struben und 
Kreittmayr bei der alten Meinung bebarrten und mindejtens dafür eintraten, 
daß dem Landesheren jederzeit die dimissio honesta des Beamten freijtehe, 
fonnte dieſe Oppojition nicht durchdringen. 

Um die Mitte des achtzehnten Jahrhunderts erwuchs den Gegnern der 
fürjtlichen Entlaffungswillfür ein wichtiger Beiftand in der Praxis der Neichs- 
gerichte. Dieje, voran das Neichsfammergericht unter Führung des Freiherrn 
von Cramer, der auch in der Deffentlichkeit für den Beamtenſchutz eintrat, 
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begannen mit der herrjchenden Meinung zu brechen und ftellten die Rechts— 
norm auf, daß Beamte absque justa causa und ohne gerichtliches Urteil 
ihrer Stellung nicht enthoben werden dürften. In zahlreichen Fällen, wo die 
Landesherren dem eutgegengehandelt hatten, fafjirten jie die Kabinetsentjcheid- 
ungen und wieſen den ——— an, den Beamten wieder in ſein Amt 
einzuſetzen. Wirkſam wurden dieſe Dekrete allerdings aus den oben gelegent— 
lich angeführten Gründen nur gegen kleine Potentaten und ihr Einfluß auf 
die Praxis der Höfe war gering. Nach wie vor entließen die Landesherren, 
ganz bejonders beim Regierungswechſel, (indem man noch immer die Anjicht 
vertrat, daß der Fürft die Bertaflungen für jeine Perſon vergeben habe und 
daß der Nachfolger diejelben nicht anzuerkennen brauche, daß daher beim Re— 
gierungsmwechjel die Aemter erledigt * häufig eine Anzahl Beamte ver— 
ſchiedener Dienſtſtellungen unter der bloßen Angabe, daß man ihrer Dienſte 
fortan nicht bedürfe. Ebenſo wenig ſelten war die Entlaſſung aus fürſtlicher 
Ungnade, aus welchem Grunde dieſe auch entſtanden ſein mochte. Die 
Regenten bedeutenderer Staaten ließen ſich dabei weder durch Entſcheid— 
ungen eines Reichsgerichts noch durch den Sturm der öffentlichen Meinung 
irre machen. In dem Falle des jüngeren Mofer widerjegte fich der Landgraf 
von Hejjen den wider ihn ergangenen, die Wiedereinfegung Moſers verordnenden 
Verfügungen des Reichshofrathes aufs Hartnädigite; in dem nicht minder 
Aufſehen erregenden Falle des Hofrichter® von Berlepſch legten die fur: 
hannoverjchen Geheimräthe Dekrete defjelben Inhalts, die vom Reichs— 
fammergerichte erlafjen waren, unberüdfichtigt zur Seite, und der König von 
Preußen, der vom Reichsfammergeriht mit der Erefution betraut war, ver: 
ftändigt die hannoverjche Regierung, daß er nicht gewillt jei, dem Auftrage 
Folge zu leiten. So wenig unmittelbare Wirkung die neuere Nechtsjprechung 
der Neichsgerichte hatte, jo bedeutend war ihr mittelbarer Einfluß, indem fie 
viel dazu Beitrag, die Nechtslehrer und Bubliciften für ſich zugewinnen. Man 
betrachtete hier nad) dem Vorgange von Cramer die willfürliche Entlafjung als 
einen dem Beamten zugefügten Schimpf, der eine gerichtliche Klage begründen 
könne. Auf der auderen Seite begann man endlich im Beamtenverhältnig 
die privatrechtliche Konstruktion desjelben in den Hintergrund zu ſchieben und 
itatt defjen das Verhältniß auf eine öffentlich:rechtliche Grundlage zu jtellen. 
Man gelangte, beeinflußt durch die Lehren Rouſſeau's, zum Begriffe des 
Staatsdienerthfums und unterjchied zwiſchen Ministri publiei und privati, 
So fehr gegen Ausgang des Jahrhunderts die Anfichten der deutjchen Staats: 
rechtslehrer (Seuffert, Häberlin, Gönner, v. d. Bede, Leiſt u. W.) über das 
Wejen des Beamtenverhältniffes im Einzelnen auseinandergingen, jo waren 
fie doch darüber einig, dak dem ohne Kündigungsklaufel angejtellten Staats: 
beamten, falls der Landesherr auf jeine weiteren Dienjte verzichte — was manche 
für jtatthaft, manche für unjtatthaft erachteten —, mindejtens jeine Bejoldung 
belajjen werden müſſe und daß der Beamte auf Fortzahlung der Bejoldung 
einen klagbaren Anjpruch habe. In diefem Sinne entjchied auch kurz vor 
Auflöjung des Reichs des Neichsfammergericht, indem es von jeiner früheren 
Praxis, welche daneben den Anjpruch auf Wiedereinjegung in das Amt für 
gerechtfertigt erachtete, wieder abwich. 

Es mag auffallen, daß in den zahlreichen wilfenjchaftlichen Erörterungen 
auf diefem Gebiete erft jehr jpät die Unterjcheidung zwijchen richterlichen und 
nichtrichterlichen Beamten gemacht wird, die uns heute jo geläufig iſt. Es 
hängt das zufammen mit der privatrechtlichen Auffafjung des Amtes, von der 
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man fich erjt nad) geraumer Zeit und nur zögernd Tosmachen fonnte. So 
lange man annahm, daß der Beamte nur auf Grund eines mit der Landes: 
herrichaft geichlojfenen privatrechtlichen Vertrags jein Amt innehatte, jolange 
war die Nücjicht auf den Beamten aus öffentlich.rechtlichen, aus dem beſon— 
deren Charakter des Amts fich ergebenden Gründen ausgeichloffen. Uebrigens 
icheinen ji) in den meilten Landen die Mitglieder der Yuftizfollegien einer 
gewiffen Sicherheit im Genuſſe ihres Amtes erfreut zu haben, ohne daß 
diejelbe verfaffungsmäßig feitgeitellt gewwejen wäre. Freilich nicht in Preußen. 
Dort wurden nicht allein bei den fich wiederholenden Juftizreformen unter 
Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II., jondern auch gelegentlich ſonſt — der 
legte Fall betraf die Mitglieder des Kammergerichts, welche an der Enticheid- 
ung im Müller-Arnold’schen Prozejje theilgenommen hatten — auch Richter 
ohne Penſion ihres Amtes entlaffen. Willfürlihe Kafjation von Staats- 
dienern war nach damaligem preußiichem Staatärechte ein umbejtrittenes 
Monarchenrecht. Dennoch jollte Preußen der erjte deutiche Staat jein, der 
den höheren Beamten, namentlich den richterlichen Beamten, einen gewiſſen 
Schuß gegen Entlafjungen gewährte. 

Früher als die deutsche Wiſſenſchaft hatten schon franzöſiſche Publiziften 
darauf aufmerfjam gemacht, daß die Sorge für die Gerechtigfeitspflege es une 
abweislich mache, die Richter in jeder Beziehung vom Hofe und von den 
Minijtern unabhängig zu jtellen. In Deutjchland waren es Seuffert und 
Häberlin, welche zuerit diefen Gedanken ausführten und in der Deffentlichkeit 
warm verfochten. „Wenn die Kabinetsjuftiz verfaſſungswidrig ift,“ jagt Seuffert, 
„ſo iſt auch das angebliche Necht, die Richter nach Wohlgefallen entlaffen zu 
fönnen, verfafjungswidrig. Wenn die Stellen der Richter von der Ungnade 
des Be abhängen und derjelbe die einmal ernannten Richter nach Willkür 
entlaſſen fann, jo hat derjelbe das Mittel in Händen, die Suftiz nach jeinem 
Winfe zu drehen und jeine Machtiprüche dazu noch unter dem ehriwürdigen 
Namen der von dem ordentlichen Richteramte gefällten Urtheilsſprüche zu 
masfiren.“ Es dauerte noch eine Weile, ehe dieje Säge Gemeingut der öffent: 
lichen Meinung in Deutjchland wurden. Die höfiiche Publiziſtik eiferte dagegen 
mit allen Gründen, die aus der Rüſtkammer der älteren Theorien und des 
abjoluten Fürjtenregiments entnommen werden fonnten. Schr lehrreich find 
in dieſer Beziehung die vielen Schriften, die anläßlich der v. Berlepſchen Sache 
pro und contra erjchienen, fie legen dar, wie wenig Verſtändniß man 
in den Streifen, die das Vorgehen der hannover’schen Regierung billigten, für 
die Stellung der richterlichen Beamten in einem geordneten Staatöwejen 
hatte. Man jchor, um banal zu jprechen, die Nichter mit den politifchen Be: 
amten über einen Kamm. 

In Preußen waren e8 Carmer, Suarez und andere hohe Suftiz- 
beamte, die für den Beamtenjchug eintraten und es durchjegten, dab das 
Staatsrecht in diefem Punkte umgewandelt wurde. Schon bald nad) dem 
Tode Friedrich II. gab in Veranlaſſung eines Spezialfalles die Geſetzkom— 
miſſion ein Öutachten dahin ab, daß fein Beamter ohne vorgängige Unter: 
juchung feines Amts entjegt werden dürfe. Diejen Sat jollte auch) — nad) 
dem Entwurfe — das Allgemeine Landrecht enthalten; aber unter den ver: 
änderten Regierungsmarimen des Regiments Wöllner-Goldbeck fonnte derjelbe 
nicht aufrechterhalten werden. Immerhin war es ein Fortichritt, daß nad) 
der Drdre vom 21. Dftober 1790 ein Verfahren vor dem Staatörathe 
vorausgehen mußte. Im Anjehung der Richter janktionirte das Landrecht 
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den Sab, den jchon Die ee aufgeftellt hatte: nach Theil II, 
Titel 10 8 103 und Titel 17 8 99 jollten die „Suftizbedienten“ nur von 
den Zandesfollegien (d. h. den oberen et entjegt werden Dürfen. 
Freilich verſuchte man jchon im Jahre 1808 unter dem Beifall der Brüder 
Schrötter — des Kanzlers und des Minijters — die Beitimmung wieder auf 
zubeben und auch die Entlajjung der Richter durch Staatsrathsbejichluß für 
zuläjfig zu erklären; die äußeren Wirren jcheinen jedoch damals die Verband: 
lungen in's Stoden gebracht zu haben, jedenfall wurde die Sache nad) 
einigen Erörterungen nicht weiter verfolgt. Auch in den folgenden Jahr: 
zehnten fam die Regierung nicht darauf zurück; jener landrechtliche Sat jchien 
jeft zu Stehen, er wurde namentlich in den Kabinetsordres vom 12. April 
1822, 21. Februar 1823 und 24. September 1826 imdireft bejtätigt und 
von den Nechtslehrern als ein Grundſatz des preußiichen Staatsrechts vor- 
getragen. Später noch im Jahre 1830, als die Motive zum Landrechte ge 
druckt und veröffentlicht wurden, fand man dort zum zehnten Titel des zweiten 
Theile die Ausführung: „der Richter joll verfafjungsmäßig vor allen anderen 
Beamten feit und unabhängig in jeinem Amte jtehen; dieje Feſtigkeit und Un: 
abhängigfeit find die Grundpfeiler einer umparteiischen Rechtspflege nach den 
meijten neuen Gejeggebungen und namentlich nach AL. Theil II Seite 17 
8 99 bejteht dieje Garantie im Prinzipe, dab ein Richter nicht anders als 
durch den Ausſpruch eines Gerichtshofes feines Amtes entjegt werden kann.“ 
Dennoch fam es Hier bald zu einem jener veaftionären Nücdrälle, an welchen 
das preußiiche Staatsleben nicht arm ift. Anläßlich eines Spezialfalles, der 
einen Naumburger Richter betraf, deutete der Hof dem Juſtizminiſter — 
v. Mühler — jein Mikvergnügen mit jener landrechtlichen Klauſel an und der 
Minister beeilte fich, den höheren Wünjchen nachkommend, der Klauſel eine 
jolche Erklärung zm geben, welche die Entlafjung des Nichter8 auf dem Ber: 
waltungswege auf Grund außeramtlicher Verfehlungen geftattete. Obwohl 
nun dieſe Auslegung des landrechtlichen Paragraphen — es jollte, wie die 
Materialien ergaben, nur der Schuß der Batrimonialrichter beabjichtigt ge 
wejen jein — der Auslegung, welche die Negierung jelbjt amtlich ſtets zu er- 
fennen gegeben hatte, völlig widerjprach, jo wurde darauf hin jener Richter 
nach Anhörung des Staatsraths doch durch Königliche Entjchliegung feines 
Amtes entjeßt, und furz nachher übernahm es der befannte Kamptz, unter 
näherer Darlegung der Entjtehungsgeichichte des Paragraphen, die Entlaßbar— 
feit preußijcher Richter im Verwaltungswege öffentlich zu rechtfertigen. Der 
gewaltige Sturm, den dieje Umwandlung der Meinungen an oberjter Stelle 
bei Richtern und Staatsrechtslehrern, zumal im Rheinlande, erregte, hatte 
zwar nicht den Erfolg, daß die Staatsregierung ſich öffentlich wieder zu der 
früheren Meinung befehrte, jcheint aber von weiteren Entlafjungen im Ber: 
waltungswege abgehalten zu haben. Friedrich Wilhelm IV., den Bunjen für 
Unabhängigteit der Nichter nach Art der engliichen Oberrichter zu interejjiren 
gewußt hatte, war anfänglich jedenfalls der Minderung der richterlichen Un— 
abhängigfeit nicht geneigt, dennoch gab er jeine Zujtimmung zu den im Jahre 
1844 unter Mühler ausgearbeiteten Disziplinargejegen, die wiederum in manchen 
Punkten die Unabhängigkeit der Nichter zu gefährden jchienen und erregte Er— 
Örterungen in der Preſſe zur Folge hatten. Seitdem forderte man noch lauter 
als zuvor verfajfungsmäßigen Schu für die Inhaber von richterlichen Stell: 
ungen. Noch vor Ausbruch der Revolution bejchloß der vereinigte Ausschuß 
(deö vereinigten Landtages) bei Berathung des Strafgejegbuchs, im Rahmen 
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dieſes Geſetzes die Nichter vor willfürlichen Entjegungen, Verſetzungen und 
außergerichtlicher Disziplinirungen zu jchügen. Bald darauf erichien die oftroyirte 
Berfaljungsurfunde vom 5. Dezember 1848, welche den in das heute geltende 
Staatsgrundgejeg vom 81. Januar 1850 aufgenommenen Satz enthielt: dat 
fein Richter ſeines Amtes entjegt oder zeitweiſe enthoben werden fünne, als 
durch einen Richteripruch und zwar aus Gründen, welche die Gejege vor: 
gejehen haben. In Ausführung diejer Vorjchrift wurden demnächft die Geſetze 
vom 7. Mai 1851 und 26. März 1856 erlajjen, auf welche demnächſt ein= 
zugeben jein wird. 


Inzwiſchen waren die der Negierung Friedrich Wilhelms abgerungenen 
Grundſätze in anderen deutichen Staaten längjt Gejeg geworden, im einigen 
allerdings jträubte man jich noch weiter gegen die Anerkennung derjelben. 
Manche Staaten hatten furz nach der Wende des Jahrhunderts jchon jene 
Grundjäge auf alle Staatsdiener ausgedehnt; in Naſſau 3. B. hatte der 
Herzog in dem Patente vom 1. September 1814 ausdrüdlich erklärt, daß er 
jich des Rechts, angejtellte Staatsdiener willfürlich zu entlaſſen, begeben habe, 
und der Fürſt von Lippe hatte jchon zur Zeit des Rheinbundes die Erflär: 
ung abgeben laſſen, dar Beamte ohne Urtheil und Necht nicht entjegt werden 
dürfen. Die bayerische Verfaffung vom 26. Mai 1818, die wiürttembergijche 
vom 25. September 1819 und die Hejlen-Darmjtädtiiche vom 17. Dezember 
1820 bejchränften dagegen wieder den Nechtsichug auf richterlihe Beamte, 
Aehnlich jpätere nach 1830 entitandene Verfaſſungen, jo die hannöver’schen 
Staatsgrundgejeße von 1833 und 1840, ımd die in Folge der Bewegung von 
1548 veränderten Verfafjungen von Oldenburg, Anhalt-Bernburg, Schwarzburg- 
Sondershauſen, Neuß jüngere Linie und Walde, während wiederum nad) 
der kurheſſiſchen Verfafjung von 1831 überhaupt fein Staatsdiener ohne Ur: 
theil und Necht entlafjen werden konnte. 


Nicht viel weniger wichtig als die verfaflungsmäßige Schranke gegen 
Abjegbarfeit der Richter ohne Urtheil und Recht ift der gejegliche Schuß gegen 
willfürliche Verſetzung der richterlichen Beamten. Was wir gegenwärtig unter 
Unverjegbarfeit der Richter verjtehen, it der verjafjungsrechtlihe Grundjag, 
daß Nichter wider ihren Willen außer im Gefolge von Organijationen, nicht 
in ein anderes Amt, auch nicht in ein anderes Richteramt verjegt werden 
dürfen. Dem Gedanfen, aus dem fich diefer Grundjag entwicelt hat, konnte 
man erjt im modernen Staate näher treten, nachdem ſich die Anjchauung feſt— 
gejegt hatte, daß Jemand, der fich um den Eintritt in den Staatsdienjt be 
werbe, damit jeine Dienste dergejtalt angeboten habe, dal er jederzeit das- 
jenige Amt anzunehmen verbunden jei, für welches ihn das Ermefjen der Ne 
gierung beſtimme. In älterer Zeit war diefe Anjchanung nicht vorhanden. 
Es war vielmehr bei den damaligen Anfichten über das Verhältniß des landes- 
herrlichen Dieners und im Hinblicke auf die vertragsmäßige Begründung diejes 
Verhältniffes die Negel, daß der Beamte nicht, wie jet, für eine Amtskate— 
gorie, jondern für ein beftimmtes Amt angejtellt wurde. Er wurde nicht zum 
Nichter, zum Negierungsrath, zum Amtmann u. ſ. w., jondern zum Nichter 
bei einem bejtimmten &erichte, zum Nathe bei einer bejtimmten Regierung, 
zum Amtmann in einem bejtimmten Amte ernannt. Die Amtseide und die 
Inftruftionen, die der Beamte erhielt, waren nur auf das vakante Amt, nicht 
auf Amtsjtellungen gleicher Art bei anderen Behörden oder an anderen Orten 
gerichtet. Bei dieſer Beurtheilung jeines dienjtlichen Verhältnifjes hatte der 
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Beamte überhaupt feine Verſetzung gegen feinen Willen zu gewärtigen; der 
Landesherr konnte ihm entlajjen, aber er fonnte ihm nicht ohne feine Zuftim- 
mung ein anderes, wenn auch höheres oder nach Rang und Bezügen gleich: 
ftehendes Amt übertragen. Was wir jet Verſetzung mennen, wurde Damals, 
nicht allein in Deutichland, jondern auch in England und Frankreich, als Ent- 
lafjung aus einem Amte, verbunden mit der Uebertragung eines anderen Amtes 
betrachtet; daher befam der Beamte eine neue Beitallung, mußte einen neuen 
Amtseid ſchwören und erhielt neue Injtruftionen. In Brandenburg» Preußen 
wurde zuerjt mit diefer Auffaffung gebrochen. Friedrich Wilhelm I. kehrte 
jih gar nicht daran, obwohl unter ihm die Beitallungen ebenjo wie in anderen 
Landen auf ein bejtimmtes Amt lauteten; er verjegte die Beamten ganz nad) 
jeiner Willfür, ohne andere Rückſichten, als auf die Interejjen der Verwalt- 
ung, er bejtrafte jelbit diejenigen, welche, um der Verſetzung zu entgehen, 
um Enthebung aus dem landesherrlichen Dienfte baten. Im Gegenjaße zu 
der herrichenden Meinung hielt er dafür, daß der Beamte ſich dem Könige für 
die gefammte Verwaltung, nicht nur für ein beitimmtes Amt zur Verfügung 
gejtellt habe, und daß die Unterthanenpflicht den Beamten gebiete, jedes ihnen 
angetragene Amt zu übernehmen, Auch in anderen deutjchen Staaten machte 
man jich dieje neue Doktrin, die den Staatszwecken offenbar mehr diente als 
die ältere, leicht zu eigen, und die Staatsrechtslehrer mußten zu ihr Stellung 
nehmen. Es war namentlih Gönner (1808), der, wie er zuerft von allen 
deutſchen Schriftjtellern das jtaatsrechtliche Verhältniß des öffentlichen Dieners 
wifjenichaftlich begründete, in Konſequenz jeiner Ausführungen zu dem Er: 
gebnifje fam, daß der Negent die einmal angejtellten Beamten dahin beordern 
fönne, wo er von ihnen mügliche Dienjte erwartet. Weder er, noch jeine ums 
mittelbaren Vorgänger Seuffert und von der Becke unterjcheiden in ihren 
Ausführungen über Staatsdienerrecht zwijchen richterlichen und Verwaltungs— 
beamten. Wuch das ältefte von den modernen Gejegen über die Verhältniſſe 
der Staatsbeamten, das bayerische Staatsdieneredift von 1805 unterjcheidet 
hinsichtlich der Zuläſſigkeit von Verjegungen noch nicht zwijchen den Richtern 
und den übrigen Beamten. Dennoch ergab fich der Ausichluß von Richtern 
bei der Ausführung des Grundjages, die Staatsdiener beliebig für jede Art 
von Dienftftellen zu verwenden, hinjichtlich derjenigen Mitglieder von Kollegial— 
gerichten, welche nach der beitehenden Verfaſſung von den Landjchaften ges 
wählt oder präjentirt wurden, in manchen Staaten, 3. B. in Hannover, 
Braunſchweig, Medlenburg u. A. von jelbit. Ebenjo waren die Mitglieder 
der im 18. Jahrhundert in Folge der ertheilten privilegia de non appellando 
in einer Reihe von Territorialitaaten errichteten Oberappellationsgerichte de 
facto vor Verſetzungen wider Willen gefichert, und überhaupt waren Verſetz— 
ungen der Richter aus Ungnade oder aus dienftlichem Interejfe oder aus dis— 
ziplinären Gründen in den meijten Staaten bei weiten jeltener als Berjeß- 
ungen von Berwaltungsbeamten aus dieſen Gründen. 

In Frankreich hatte zwar die Gerichtsorganifation von 1790 den Richtern 
die Unabjegbarfeit gewährleiitet, von der Berjeßbarkeit jedoch geſchwiegen. 
Gleichwohl wurden von der franzöfiichen Praxis die Sätze über die Unabſetzbar— 
feit dahin verjtanden, daß darunter auch die Unverjegbarfeit begriffen jei, 
offenbar im Verfolg des Gedanfens, daß der Richter nur für das betreffende 
Amt, nicht für die Amtsfategorie, ernannt werde. Noch die belgijche Ver: 
fafjung von 1831, welche im Gebiet des franzöfiichen Rechts zuerjt die Un— 
verjeßbarfeit der Richter feitjtellt, drückte diefen Gedanken dahin aus, daß die 


282 G. Siegel: Zur Entwidelung 


Verſetzung eines Richters nur mit jeiner Bewilligung und zwar in Folge einer 
neuen Ernennung Pla greifen fünne. 

In Deutichland wurde die Forderung eines Schußes gegen adminiftrative 
Berjeßungen der Richter bereit3 in den eriten Dezennien diejes Jahrhunderts 
unter Berufung auf die franzöjiiche Auffaſſung im Intereffe der Unabhängig- 
feit der Rechtspflege lebhaft befürwortet. Werwirflicht wurde diejelbe zunächit 
in einigen jüddentjchen Staaten. Die erſte Landesverfaffung, welche dieje 
Forderung aufnahm, war die wiürttembergiiche vom 25. September 1819, es 
folgte die großherzoglich-hejfische vom 17. Dezember 1820; beide jegten feit, 
daß ein Staatsdiener, der ein Nichteramt befleidet, ohne richterliches Erfenntniß 
nicht auf eine geringere Stelle verjegt werden dürfe. Aehnlich bejtimmt das 
hannöver'ſche Staatsgrundgeſetz von 1840, daß fein füniglicher Diener, der 
lediglich ein Richteramt bekleidet, ohne richterliches Erfenntnig auf ein minder 
einträgliches Amt verjegt werden fünne. Immerhin ließen aber dieje Gejeße 
eine Berjegung im VBerwaltungswege dann zu, wenn damit feine Degradation 
oder finanzielle Schädigung des Nichters verbunden war. Denjelben Stand- 
punkt nehmen die preußtichen Disziplinargeiege von 1844 ein, fie unterjcheiden 
zwiſchen unfreiwilligen Berjegungen mit Gehaltsverluft und ohne Gehalts- 
verlujt und laſſen hinfichtlich der legteren der Verwaltung freien Spielraum. Eine 
jolhe Befugniß glaubten die damaligen preußifchen Juftizminifter nicht ent 
behren zu können, und fie wurden vom Könige genehmigt, obwohl diejer einige 
Jahre zuvor in einer Ordre nach Durchlicht der Kamptz'ſchen Disziplinargejeß- 
entwürfe erklärt hatte, daß die PVerjegung der Nichter wider ihren Willen 
lediglich aus dem Grunde des Dienftintereifes einer zu großen Willkür Raum 
gebe und auch in der beftchenden Verfaſſung nicht begründet erjcheine. 

Mit derartigen Beftimmungen war natürlich der Unabhängigkeit der Nechts- 
pflege nichts gedient, denn darnach fonnte jeder Richter, der jich aus irgend 
welchen Gründen an hoher Stelle mißliebig gemacht hatte, auf Verfügung 
der Minifterialinftanz „im Intereſſe des Dienftes“ feinem Wirkungskreiſe ent- 
zogen werden. In Preußen wurden diefelben übrigens auch jchon durch die 
Verordnung vom 6. April 1848 bejeitigt; an deren Stelle trat bald nachher 
die Vorjchrift der Verfaffung, daß die umfrenvillige Verjegung eines Richters 
an eine andere Stelle nur aus den Urjachen umd unter den Formen, welche 
im Gejege angegeben find, jowie nur auf Grund eines gerichtlichen Bejchluffes 
erfolgen dürfte. 

Nach 1848 wurden die Grundſätze über Unabjegbarfeit nnd Unverjegbar- 
feit der Nichter in den Verfaſſungen und Spezialgejegen anderer deutjcher 
Bundesstaaten in ähnlicher Weile wie in Preußen ausgeiprochen und geregelt, 
aber noch bei Berathung der Neichsjujtizgefege waren fie feineswegs überall 
Nechtens. In manchen Staaten unteritand der Nichter den allgemeinen Staats: 
dienergejegen, 3. B. in Bayern; dort gab es fein Disziplinarverfahren vor 
richterlichen Behörden. In Heſſen-Darmſtadt konnten wenigſtens Nichter nicht 
gegen ihren Willen in den Ruheſtand verjegt werden. In anderen Staaten 
war die Enticheidung Über die Dienftentlafjung des Richters, ohne daß mate: 
rielle Garantien gegeben waren, dem höchſten Yandesgerichte vorbehalten, jo in 
den jächjiichen Herzogthümern und den reußischen Fürftenthümern. 

Der Entwurf des deutſchen Gerichtsverfafjungsgejeges enthielt fich aller 
Beltimmungen über die Garantien der richterlihen Stellung, Man jcheute 
die Aufnahme derjelben aus doftrinären Gründen und aus Zartgefühl gegen 
den Partifularismus. Mindejtens begründeten die Vertreter der Bundesregier- 
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ungen ihre anfänglich ablehnende Haltung gegen ben Antrag Bähr und Ge 
nofjen im Neichdtage damit, daß die Aufnahme jolcher Säße, wie fie der An- 
trag vorjchlug und die des jegigen $ 8 den Gerichtöverfaffungsgejeges aus: 
machen, einen Eingriff in die Juſtizhoheit der Einzelftaaten im fich jchließe 
und daß ihre Durchführung in manchen Staaten auf erhebliche Schwierigkeiten 
ftoßen werde. Auch jonft befämpften fie den Antrag aus formalen Gründen, 
die nicht3 weniger als überzeugend waren. Der jächfiiche Bundesbevollmächtigte 
insbejondere blickte jehr jchwarz: wenn die Staatsgewalt nicht mehr jelbititändig 
jein jollte in der Regelung der rein perjünlichen dienstlichen Verhältnifje ihrer 
eigenen Organe, — jo müſſe das unhaltbare Zuftände herbeiführen und die 
Konjequenzen davon jeien nicht abzufehen. Auch der preußiiche Suftizminifter 
wehrte fich anfänglich gegen die Feitjegung jener Unabhängigfeitsgarantien von 
Reichswegen; er hatte vergejfen, daß vor 60 Jahren der preußiiche Entwurf 
einer Verfaſſung des deutjchen Bundes (der jog. Humboldt'ſche Entwurf) be 
reit® alle Mitglieder des Bundes verpflichtete, die Richter nicht anders als 
durch förmlich geiprochenes Urtheil ihres Amts zu entjegen. Im Laufe der 
Debatte freilich zeigte fich der Minifter Leonhardt den Forderungen mehr ge— 
neigt und ließ deutlich durchbliden, daß er mit gewiſſen Ausführungen einiger 
Heinftaatlicher Kollegen, namentlich) des jächjiichen Minifters Abefen, die eine 
größere Abhängigkeit der Nichter von der AJuftizverwaltung befürworteten, 
feinesweg3 einverjtanden war. 

Nachdem die Regierungen ihren Widerjpruch gegen die Anträge Baehr 
und Genofjen aufgegeben hatten, wurden die modernen Grundjäße über richter- 
liche Unabhängigfeit, die fich weſentlich den ſchon in Preußen verfafjungs- 
mäßig feitgejegten Beſtimmungen anjchloffen, geltendes Recht in ganz Deutjchland. 

Allerdings waren damit von Reichswegen nur die leitenden Grundjäße 
gegeben. Genau betrachtet war lediglich der Ausschluß von administrativen 
Entjcheidungen über Entlaffung, Verjegung und Penfionirung der Richter feit- 
geitellt. Die noch wichtigere Seiten der Sache, nämlich die materiellsrechtliche 
Sicherung der Richter und ihrer Dienftftellumgen, blieb unberührt, der Reichs— 
tag überließ die Regelung derjelben den Einzeljtaaten und verzichtete jelbjt 
darauf, im dieſer Richtung Fundamentaljäge aufzuftellen, da der Widerftand 
der verbündeten Regierungen unüberwindlich jchien. So ſeltſam es erjcheint, 
es war ausfichtslos, ein Reichsgeſetz zu vereinbaren, welches die Gründe auf 
zählte, aus denen allein in Zufunft deutjche Richter ihres Amtes oder ihrer 
lofalen Stelle verluftig gehen jollten. Man verwies jtatt dejjen auf die Dis: 
ziplinargejege der Einzelitaaten ; dort, wo jolche bereits beftanden, blieben fie 
in Kraft, wo jolche nicht beitanden oder wo Vorſchriften über die richterliche 
Entjcheidung wegen Enthebung, Verjegung und Penſionirung der Richter noch) 
nicht vorhanden waren, jollten die in 8 8 des Neichsgerichtsverfaffungsgejeges 
aufgejtellten Grundjäge erſt gleichzeitig mit der landesgejeglichen Regelung der 
Disziplinarverhältniffe der Richter in Wirkjamfeit treten ($ 13 des Einführungs- 
gejeges 3. R„G.V.G.). 

Demnach liegt der Schwerpunft der perjönlichen Sicherung des Richters 
in jeiner Dienftitellung einerjeit3 in der Zujammenjegung der richterlichen Be— 
hörde, welche über ihn entjcheidet, andererjeits in der landesrechtlichen Ge— 
ſtaltung des Disziplinarverhältnifies. 

13. In allen deutjchen Bundesitaaten find in Folge jener reichsrecht- 
lichen Vorſchriften demnächſt neue Disziplinargejege für Richter erlaffen, oder 
wenigftens die bereits bejtehenden vevidirt worden, um fie mit dem Gerichtsver- 
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faffungögefege in Einklang zu bringen. Zur Verhandlung und Enticheidung 
der Disziplinarfälle find überall die oberen Gerichte eingejeßt, mindejtens für 
die zweite und letzte Inftanz. Nicht gleichmäßig find die Vorjchriften der 
Zandesgejege über die Bildung der Disziplinarjenate bei diefen Gerichten und 
über die Zahl der Mitglieder diejer Senate. In Sachjen fommt der Dis- 
ziplinarfall in zweiter Suitanz vor das Plenum des Oberlandesgerichts mit 
der Maßgabe, daß mindeſtens jieben Mitglieder desjelben mitwirfen müjjen. 
In Preußen, wo Disziplinarfälle gegen richterlihe Beamte nach $ 20 des 
Gejeges vom 7. Mai 1851 in legter (zweiter) Initanz von dem Plenum des 
Obertribumals, nach dem Gejege vom 26. März 1856 aber von einem aus 
15 Mitgliedern dieſes Gerichtshofes beitehenden Diszipfinarhofe zu erledigen 
waren, iſt jet in letzter Inſtanz der „große Disziplinarfenat“ des Kammer: 
gericht3 zuftändig, dem der Präfident des Gerichts, die fünf älteſten Senats— 
präfidenten desjelben und neum Räthe angehören müffen, die nach den gerichts- 
verfafjungsmäßigen Vorjchriften von dem Präftdium für das Kalenderjahr be: 
jtimmt werden. Die bayerischen Dienjtitrafgerichte (Disziplinarfammern) jind 
bei den Oberlandesgerichten mit dem Präfidenten und vier Räthen, bei dem 
oberiten Zandesgerichtshofe mit dem Präfidenten und ſechs Näthen gebildet. 
In Württemberg beftimmt das Plenum des Oberlandesgerichts alljährlich die 
fieben Meitglieder des Disziplinargerichtshofes aus jeiner Mitte; der Vor— 
jigende ift aus der Zahl der Vorftände des Gerichts zu entnehmen. Der 
badische Disziplinargerichtshof beiteht aus dem Präfidenten und jechs Näthen 
des Dberlandesgerichts, die NRäthe werden nadı Maßgabe der Vorjchriften des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes für jedes Kalenderjahr durch das Präjidium bes 
ftimmt. In mehreren thüringischen Staaten dagegen, wo nad) dem Gelege 
über den BZivilftaatsdienit jchon vor 1879 das ordentliche Gericht für die Ver: 
handlung umd Entjcheidung über Dienftverfegungen, Stellung zur Dispoſi— 
tion, Verjegung in den Nuheftand, Dienjtentlaffung zujtändig war, blieb auch 
nach dem 1. Dftober 1879 das Landgericht erjte Disziplinarinjtanz, jo im 
Sroßherzogthume Sachſen, in Sachſen-Altenburg, Sachen» Kloburg- Gotha, 
Reuß j.2 Im Einzelnen find rückjichtlich der Zuftändigfeit und Bejegung noch 
manche Unterjchiede. — 

Das materielle Dienftitrafrecht (Disziplinarrecht) für Beamte, richterliche 
und nichtrichterliche, ift von verhältnigmäßig neuem Datum. So lange die 
„Dedienungen“ nur auf Kündigung oder gar precario ertheilt zu werden 
pflegten, war überhaupt feine genügende Veranlaffung, die Disziplinarver- 
hältniffe der Beamten, namentlich die Vorausjegungen, unter welchen Die: 
jelben entlajfen werden fonnten, im Wege gejeplicher Vorſchrift zu regeln. 
Dieje Frage trat an den Staat erjt heran, als man fich des öffentlich-recht— 
lichen Charakters des Dienjtverhältniffes bewußt geworden war, und als man 
begann, die Dienftftellungen dauernd ad bene placitum oder auf Lebenszeit, 
zu verleihen. Aber auch dann zögerte man noch lange; erjt als fih — in 
diejem Jahrhundert — die dffentlihe Meinung für die Sicherjtellung der Be 
amten in ihrem Dienjtverhältniffe gegen nadte Willkür laut verwandte, wurden 
die erjten Dienftftrafrechte gejchaflen. Süddeutjche Staaten (Bayern, Württem- 
berg) gingen in diefer Beziehung voran. 

Noch jünger find die bejonderen Dienftjtrafrechte für richterliche Beamte. 
Das Bedürfniß, ein bejonderes Disziplinarrecht für Nichter zu jchaffen, trat 
erit hervor, als der Grundjag der Unabhängigkeit des Nichterjtandes ver- 
jafjungsrechtlich anerfannt war. Aber auch damit blieb die ältere Auffaſſung, 


der Unabhängigkeit der Rechtsiprehung. 285 


nach welcher Richter .die Amtsentjegung nur im Falle der Uebertretung von 
— Strafgeſetzen verwirkt hatten, in manchen Staaten noch maßgebend. 

euere partifuläre Strafgejegbücher erklärten daher eine mehr oder minder 
große Anzahl von Dienjtvergehen, welche heutzutage überall als Disziplinar- 
vergehen betrachtet werden, für criminell jtrafbar, 3. B. die Verlegung des 
Dienjtgeheimnifjes, Berlafjen des Amtes, Entfernung ohne Urlaub, Ungehoriam 
und Widerjeglichfeit, ohne übrigens zwijchen Nichtern und anderen Beamten 
zu unterjcheiden; einige (3. B. Hannover, Bayern, Sachſen, Hejjen-Darmitadt), 
beitraften jogar Vernachläjligung des Dienjtes unter Umfjtänden mit gericht: 
licher Dienftentjegung und zogen jelbjt außerdienftliches Verhalten („wer durch 
jein umfittliches Betragen im Allgemeinen öffentlichen Anſtoß gibt und dadurd) 
ſich des Zutrauens und der Achtung verlujtig macht, welche zur Ausübung 
jeines Amtes erforderlich find“) vor den Kriminalrichter, der in folchen Fällen 
freilich feine Kriminaljtrafen im heutigen Sinne, jondern auf Verjegung in den 
Ruheſtand, höchſtens aber auf Raffation zu erfennen hatte (jo Hannover, 
Art. 370 des Kriminalgejegbuchd von 1840). 

Preußen war der erjte deutjche Staat, der das Beantendisziplinarrecht 
einheitlih und gejondert vom Strafrechte regelte. Die Gefege von 1844, 
welche diejen Gegenjtand betrafen, zeigen allerdings, injofern die Nid)ter da— 
bei in Frage kommen, feine glüdliche Hand. Daß ſie von Kampk entworfen 
waren, und unter dem Minifterium Mühler in Kraft traten, jagt genug. Im 
Lande erregte der Erlaß der Gejege lebhaften Unwillen; man griff den In— 
halt derjelben mit Recht namentlich deshalb an, weil die Disziplinargemwalt 
des Juftizminifters gegenüber den Richtern in bedenflichem Umfange verftärkt 
ihien. Sie überdauerten übrigens, joweit fie auf den Richterftand Anwend— 
ung fanden, faum die Märztage des Jahres 1848; fie wurden durch $ 3 der 
Verordnung vom 6. April 1848 bejeitigt. Zeitweilig waren dann in Preußen 
für Nichter überhaupt feine Disziplinarvorjchriften in Wirkſamkeit, da die 
früher vor 1844 geltenden Beitimmungen durch jene Verordnung nicht wieder: 
bergejtellt und andere nicht erlajjen waren. Erjt nach Verfündung der (oftroy- 
irten) Berfafjungsurfunde vom 5. Dezember 1848 wurde Seitens der Ne 
gierung der Gegenstand wiederaufgenonmen. Im Juli 1849 erjchien eine Noth- 
verordnung, betreffend das Dienjtvergehen der Richter u. j. w., deren materiell- 
rechtliche Beitimmungen in das demnächſt mit den Kammern vereinbarte Gefek 
vom 7. Mai 1851, das mit geringen Abänderungen noch gegenwärtig in 
Kraft ijt, übergegangen jind. 

Dieje Bejtimmungen entiprechen nun allerdings feineswegs den Gedanfen, 
welche bei Formulirung des Art. 87 der preußiichen Verfaſſung maßgebend 
gewejen jind. Die Gejehgeber des Staatsgrundgejeged gingen davon aus, 
daß die Spezialgejege (Straf und Disziplinargejege) in irgend welder Fall: 
ung die Pflichten des Richters in jeinem amtlichen und außeramtlichen Verhalten 
aufzuzählen hätten; jie waren der Meinung, dab nur der Verſtoß gegen eine 
diejer namhaft zu machenden Pflichten eine jtrafrechtliche oder Disziplinarunter: 
juhung nad) jich ziehen jolle. In der That war das aud) derzeit der Stand» 
punkt einzelner Gejeßgebungen. Der Gejeßgeber von 1851 dachte jedoch anders. 
Er hielt es nicht für möglich, die einzelnen Pflichten des Nichters, zumal 
rückſichtlich deſſen außeramtlichen Verhaltens, im erjchöpfender Weile zu— 
ſammenzuſtellen. Gewiß wird eine jolche Zujammenitellung großen Schwierig: 
feiten gegenüberſtehen; aber jedenfalls wäre es thunlich gewejen, wenigiteng 
die fchwereren Fälle von dienjtlichen und auperdienftlichen Vergehungen, die 
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zur Amtsentjegung führen können, gejeglich feitzulegen. Aber auch das ijt 
nicht geichehen, man hat jich darauf bejchränft, ganz allgemein den Sat 
aufzustellen, daß der Nichter, welcher die Pflichten verlegt, die ihm jein Amt 
auferlegt, oder der jich durch jein Verhalten in oder außer dem Amte der 
Achtung, des Anjeheus oder des Vertrauens, die jein Beruf erfordert, un— 
würdig zeigt, dem Disziplinarverfahren unterliegt, und man hat jowohl die 
Entjcheidung der Frage; ob ein jolcher Fall vorliege, als auch die Wahl der 
Disziplinarftrafe (Warnung, Verweis, Zwangsverjegung oder Dienjtentlaffung) 
dem jubjeftiven Ermejjen des Disziplinargerichtshofes überlafjen. Es find die- 
jelben Bejtimmungen, die in Preußen auch für die Verwaltungsbeamten gelten. 

Wie jchon erwähnt, jollten nach $ 13 des Einführungsgejeges zum Ge: 
richtsverfaſſungsgeſetze die meuen vreichsrechtlichen Garantien für die Unab— 
hängigfeit der Richter in denjenigen Staaten, welche noch die Entjegung, Ber: 
jegung und Zwangspenjionirung im Verwaltungsiwege zuliegen, bis zur Neu— 
ordnung der Disziplinarverhältnijje für Aichter juspendirt bleiben. In Folge 
dejjen wurde theils vor Eintritt der Wirkſamkeit der neuen Juftizgejege, theils 
bald nachher in den meiſten deutjchen Bundesftaaten das Disziplinarrecht für 
Nichter einer Nevifion unterzogen oder ganz neu geordnet, und zwar wurde 
die Umgejtaltung in mehreren diefer Staaten nicht nur auf die formale Eeite 
beichränft, jondern auch auf das materielle Disziplinarrecht ausgedehnt. Faſt 
überall nahm man fich die preußiichen Vorjchriften zum Mufter oder ftellte 
ſich wenigjtens auf den Standpunft des preußiichen Gejeges, indem man ganz 
allgemein die Berlegung der Dienſtpflichten und berufswidriges Verhalten 
ohne nähere Bezeichnung der Pflichten für jtrafivürdig erklärte. Die ge 
wichtigen Bedenken, welche in den Landtagen vieler Staaten gegen dieje Art 
der Begriffsbejtimmung von Dienjtvergehen erhoben wurden, befämpften die 
Regierungen nicht jehr glüdlid) mit dem Hinweiſe auf die langjährige Gelt- 
ung des preußiichen Geſetzes und auf die unabhängige Stellung der zweiten 
Disziplinarinftanz. Im einer Neihe von Staaten war Die Majorität der 
Landesvertreter jo wenig einjichtig oder jo wenig kritiſch, daß ſie die vor: 
ejchlagene Kopie der preußischen Faſſung, welche die widerjprechendften Er: 
enntniffe ermöglicht und den Nichter der Augenblidsitimmung jeiner Dis: 
ziplinarbehörde unteriwirft, ohne Zögern annahm. Das war 3. B. jelbjt in 
Baden der Fall, wo das Richterdienjtrecht gegenüber dem Dienftrechte der 
übrigen Staatsdiener durch das Gejeh vom 14. Februar 1879, betreffend die 
Nechtsverhältnifje der Nichter, noch verjchlechtert wurde; für die nichtrichter: 
lichen Beamten blieb nämlich das Staatsdieneredift von 1819 mit feiner Auf— 
zählung der Dienjtvergehen und dem außerdienftlichen ummürdigen Handlungen, 
jowie mit jeinen „ſtufenweiſen“ Disziplinarjtrafen bejtehen, während gegen ven 
Nichter nach den für Preußen geltenden Bejtimmungen, die wörtlich über: 
nommen ind, eingejchritten werden kann und Hinfichtlich der Strafart Die 
bisherigen Schranfen, die durch das ſtufenweiſe Befjerungsverfahren gegeben 
waren, für den Disziplinarhof bejeitigt find. Einige Staaten, 3. B. Bayern, 
Württemberg, haben aus der preußischen Faſſung die Verlegung des „Anſehens 
und des Vertrauens” mit Necht nicht übernommen, fie fommen damit aus, 
daß fie die Nichter, welche durch ihr Verhalten fich der „Achtung“ ummürdig 
zeigen, die ihr Beruf erfordert, mit der disziplinaren Ahndung bedrohen; 
andere (3. B. Hamburg) verzichten wieder auf die „Achtung“ und jtellen 
gerade die Führung unter Strafe, durch welche ein Richter fich des Anjehens 
und des Vertrauens, die fein Amt erfordert, unwürdig zeigt. Auf einem 
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von dem preußijchen ganz abweichenden Standpunfte jtehen dagegen die Diss 
ziplinargejege mehrerer thüringijcher Staaten, die der Willfür des Disziplinar- 
hofes wenig Spielraum lafjen. Sie gelten nicht nur für Nichter, jondern für 
alle Staatsbeamte (jo im Großherzogthum Sachſen und in mehreren anderen 
thüringischen Staaten), und ihr Inhalt liefert den Beweis, daß eine Auf- 
zählung der Pflichtwidrigkeiten, welche die Einleitung eines dienftlichen Straf: 
verfahrens zur Folge haben können, jehr wohl thunlich iſt und daß diejes 
Syſtem den Intereſſen des Dienftes feineswegs zum Schadeu gereicht. Nigo- 
roje Dienjtentlafjungen und Zwangsverjegungen können bei diefem Syſteme, 
das die beiden Strafafte an gewijle Eonfrete Handlungen und Umſtände 
fnüpft, viel weniger leicht ausgejprochen werden, als nach preußiichem Nechte 
und nach den diejem nachgebildeten Nechten. Im Preußen und auch in den 
meiſten übrigen Bundesstaaten iſt der Richter auf Gnade und Ungnade den 
perjönlichen Anfichten und Meinungen der Mitglieder der oberen Disziplinar- 
inftanz übergeben. Dieje bejtimmen in jedem einzelnen Falle, ob der Richter 
feine Amtspflichten übertreten hat, was unter Amtspflichten zu verjtehen ift, 
ob die unter Anklage gejtellte amtliche oder außeramtliche Handlungsweije eine 
jolche it, die den Nichter der Achtung, des Anjehens oder des Vertrauens 
unmwürdig erjcheinen läßt, und welche Strafe den Angeklagten treffen joll. Es 
fann daher nicht überrajchen, wenn Gntjcheidungen getroffen jind, die bier 
wegen unbegreiflicher Strenge, dort wegen der auffallenden Milde der Be 
urtheilung im richterlichen wie in anderen Kreiſen großes und unliebjames 
Aufjehen erregt haben. Erwägt man weiter, daß die Garantie für die ob- 
jeftive Bejegung der oberen Inftanzen, die hier allein maßgebend find, ganz 
und gar in den Händen der Juftizminifter liegt, und daß es im nicht wenigen 
deutjchen Staaten gelegentlich eine Jujtizverwaltung gegeben hat, die wenig 
Sinn für richterliche Unabhängigkeit an den Tag legte und es nicht für poli— 
tijch müglich erachtete, zu Mitgliedern der höchſten Gerichtshöfe vorzugsweiſe 
Männer von feſtem Charakter zu bejtellen, jo wird man ſich angejichts des 
mollusfenartigen Inhalts der meijten Disziplinargejeggebungen jagen müſſen, 
daß die vielgerühmte Unabhängigfeit des deutjchen Richters auf einem ſchwankenden 
Boden jteht und dab die lapidaren Sätze der Staatsgrundgejege über Un- 
abhängigfeit der richterlichen Beamten nicht viel mehr als Phraſen geblieben find. 

Nur eine Gattung von Richtern an ordentlichen Gerichten erfreut fich 
einer wirflich) unabhängigen Stellung; das find die Richter am Neichsgerichte. 
Schon gegen die Vorgänger derjelben, die Mitglieder des Reichsoberhandels— 
erichts, gab es weder eine Disziplinargejeggebung noch ein Amtsſtrafverfahren. 
Das Neichsbeamtengejeg vom 31. März 1873 hatte ausdrüdlich bejtimmt, 
dab die Beitimmungen diejes Gejeges über die Berjegung in ein anderes Amt, 
über einjtweilige und ziwangsweije VBerjegung in den Ruheſtand, über vorläufige 
Dienjtentdebung, Penjionirung und Penjionsverluft auf jene Nichter feine An— 
wendung finden jollten. Dem Entwurfe des Gerichtsverfafjungsgejeßes , der 
dieſe Grundjäge auch für die Mitglieder des zu errichtenden Neichsgerichts 
zur Anerfennung brachte, wurde vom Neichstage ohne Weiteres zugejtimmt. 
Eine Enthebung vom Amte, eine Zwangspenfionirung, eine Amtsjuspenjion 
fann hiernach nur in ganz bejonderen Ausnahmefällen, die in den SS 128 
bis 131 des Gejeges namhaft gemacht find, umd nur durch Plenarbeſchluß 
des Reichsgerichts ausgejprochen werden. In derjelben Weife nur mit der 
Abweichung, dab für die Entjcheidungen das Plenum des Bundesraths zuftändig 
ift, find die Mitglieder des Bundesamts für das Heimathweſen gejchügt. Es 
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wurden jeiner Zeit die für die Nichter vom Dberhandelsgerichte erlafjenen 
Borichriften auch auf dieſe Nichter ausgedehnt. 
Was endlich die Richter an den einzeljtaatlichen VBerwaltungsgerichtshöfen 
und die Mitglieder derjenigen Staatsbehörden betrifft, die ae ihrer Ber: 
waltungsthätigfeit richterliche Funktionen wahrnehmen (wie z. B. die preußijchen 
Generaltommitjionen), jo jind dieje meijt in derjelben Art wie die ordentlichen 
Gerichte mit Unabhängigfeitögarantien verjehen. Bei Einrichtung diejer Be— 
hörden, die faſt alle von jüngerem Datum find, verhehlte man ich nicht, daß 
diejelben, jollte die Bevölkerung zu ihrer Rechtsſprechung Vertrauen jajjen, der 
politijchen Gewalt gegenüber freier dajtchen mühten als die reine Verwaltungs 
beyörde. Volle Unabhängigkeit genießen jedoch nur die Mitglieder des preuß— 
iſchen Oberverwaltungsgericht3, indem gegen jie ein Disziplinarverfahren über: 
haupt nicht ftatthaft it, und indem auch ſonſt hinſichtlich ihrer die Rechtsſätze 
über Amtsenthebung u. j. w. gelten, die für die Mitglieder des Neichsgerichts 
aufgejtellt find und die Nichter vom preußijchen Gerichtshofe für Stompetenz- 
fonflikte, die nur unter denjelben Voranjegungen wie die Nichter vom Reichs: 
richte, ihres Amts enthoben werden fünnen. Dagegen haben in Bayern, 
Bürttemberg, Baden die Mitglieder der oberen Berwaltungsgerichtshöfe das 
Disziplinarreht der ordentlichen Nichter, wenn auc) mit einigen Modifikationen, 
wie 3.3. in Bayern, wo die Verſetzung der oberen Verwaltungsrichter aus: 
geichlofjen ift. Ebenjo jtehen unter dem Disziplinarrechte der ordentlichen Nichter 
in Preußen die Mitglieder der Auseinanderjegungsbehörden (Oberlandeskultus: 
gericht, Generalfommifjionen) und auch die Mitglieder der Bezirksausſchüſſe, 
leßtere jedoch nur „in diejer ihrer Eigenjchaft“, eine Bejchränfung, durch welche 
die praftiiche Bedeutung des Schuges für die „ernannten“ Mitglieder nahezu 
aufgehoben wird. Wie endlich die Nichter an den Competenzgerichtshöfen ge 
jtellt find, ift bereits oben (Nr. 9) erwähnt. 

14. Sp unvollfommen hiernach im Dinblide auf die Disziplinargejege 
die Selbititändigfeit der meijten deutjchen Nichter gewahrt iſt, und jo wenig 
im Ernfte behauptet werden kann, dal der Verbleib des pflicht- und jtandes- 
gemäß auftretenden Richters in feiner amtlichen Stellung unbedingt gefichert 
ift, jo gering ift gegemwärtig noch in anderen Beziehungen überall für die 
äußere Selbjtitändigfeit und Unabhängigkeit der Nichter gejorgt, weniger jeden: 
falls als im Intereſſe der Forderung einer unbefangenen Rechtspflege nöthig 
ift, die weder den jeweiligen Regierungseinflüfjen noch dem Einfluſſe mächtiger 
politiicher Parteien oder auch politijcher Strömungen unterliegen ſoll. 

Es handelt jich hier wejentlich — vom Ordens: und Titelmejen ganz zu 
jchweigen — um das Verjegungs: und Beförderungswejen, um die Negelung 
der Amtseinfünfte und um die Vertheilung der Geſchäfte bei allen den Ge— 
richten, welche mit mehreren Richtern bejegt ind. 

Was zunächſt den legten Punkt anlangt, jo waren bei allen Gerichts: 
reformen im vorigen und dieſem Jahrhundert die Landesjuftizverwaltungen 
bemüht gewejen, einen entjcheidenden Einfluß auf die Verwendung der Mitglieder 
größerer Gerichte, deren Gejchäftsumfang die HZerlegung in mehrere Abtheil- 
ungen erforderte, zu gewinnen oder dein bereits gewonnenen ſich zu erhalten. 
Die vielen Willfürlichfeiten, die ji) in manchen Staaten bei Bejegung der 
Abteilungen und bei Beitellung von Unteriuchungsrichtern durch die Juſtiz— 
verwaltung oder deren Organe, die Öerichtspräjidenten, ergeben hatten, waren 
namentlich in Bayern im dritten Jahrzehnt diejes Jahrhundert und noch mehr 
in Preußen vor und nach 1848 Gegenjtand heftiger lagen gewejen. Auch 
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anderswo war das Beſtimmungsrecht der Verwaltung zeitweije dergejtalt 
parteiijch ausgeübt worden, daß das Vertrauen zur Juftiz ins Wanken zu 
gerathen begann. Nichtsdeftoweniger wollten die Bundesregierungen im 
Gerichtsverfaſſungsentwurf von 1874 theil3 aus partifulariftiicher Scheu theils 
mit Rückſicht auf die Autorität der Jujtizverwaltungsorgane diejen Zujtand 
aufrechterhalten; es jollte daher der Jujtizhoheit des Staates überlafjen bleiben, 
die näheren Grundſätze über die Bildung der Kammern und die Verwendung 
der Gerichtämitglieder zu bejtimmen. Dagegen erhob ich von vornherein im 
der Reichstagsjuſtizklommiſſion heftiger Widerjpruch und es wurde beichlofjen, 
die wejentlichen Grundjäge über die Vertheilung der Gejchäfte in das Ver— 
fafjungsgefeg aufzunehmen und dahin zu wirfen, daß der Jujtizverwaltung 
thunlichit jede Einwirkung auf die VBertheilung entzogen werde. Die Vorjchläge 
der Kommiſſion in erfter Zejung waren gegenüber den im größten Theile von 
Deutichland beftehenden Zuftänden radifal; fie gipfelten darin, daß die Ver: 
theilung der Gejchäfte bei allen Kollegialgerichten unter die einzelnen Kammern 
und Senate für die Dauer des Geichäftsjahres im Voraus durch das Plenum 
erfolgen, das aber die Kammer: und Senatsmitglieder ſowie die Unterfuchungs: 
richter durch eine Kommiſſion, bejtehend aus dem Präfidenten, und zwei von 
Plenum gewählten Meitgliederu bejtimmt werden jollten. Im zweiter Leſung 
wurden dieje Beſchlüſſe nicht durchweg beibehalten, doch enthalten auch die 
Beichlüjfe zweiter Lejung, die mit geringen Abweichungen Geſetz geworden 
find, den Ausjchluß der entjcheidenden Einwirkung der Zuftizverwaltung auf 
die Bildung der Abtheilungen, auf die Vertheilung der Gejchäfte und der 
Perſonen in diejelben, endlich auf den Vorſitz in den einzelnen Abtheil- 
ungen. Das wichtigite war, die Eimmwirfung der Suftizverwaltung auf die 
Belegung der Gerichte für die einzelnen Fälle fern zu halten, und 
das iſt der Kommiſſion gelungen. Dagegen hat ſich die Kommiffion und 
die Majorität des Reichstages bejcheiden müſſen, die Beſtellung des Unter 
juhungsrichter8 der Jujtizverwaltung zu überlafjen; da jedoch die Beftellung 
auf die Dauer eines Gelhäftsjahres erfolgen muß, aljo nicht für einzelne 
Sachen ein bejonderer Unterjuchungsrichter bejtellt werden darf, jo iſt auch 
auf diefem Gebiete die Wiederholung bedenklicher Vorgänge nicht mehr zu 
bejorgen. Allerdings haben die verbündeten Regierungen in den Entwürfen 
von 1885 und 1894, betr. Abänderung des Gerichtsverfajlungsgejeges und 
der Strafprozekordnung,, große Geneigtheit gezeigt, den Präfidien die Ge: 
ichäftsvertheilung wieder abzunehmen und dieje den Landesjuftizverwaltungen 
zurüdzugeben — jelbjt das Reichsgerichtspräfidium jollte durch den Präfidenten 
de3 Reichsgerichts erjegt werden —, allein der Reichstag hat ich diejen 
Plänen, die durch gewichtige Gründe nicht unterjtügt wurden, jo entjchieden 
widerjeßt, daß eine Gefahr der Berjchlechterung des jegigen Zuftandes zum 
Nachtheil der Unabhängiafeit des Rechtsſpruches für lange Zeit wenigſtens 
ausgejchloffen erjcheint. 

Für die Gejchäftävertheilung unter mehreren Amtsrichtern jehlt es am 
reichögejeglichen Vorſchriften. Der Reichstag hat ſich der Amtsrichter in diejer 
Richtung nicht angenommen; er ftimmte jtilljchtweigend den Negierungsmotiven 
zu, welche wegen Verjchiedenheit der lokalen Verhältniſſe die Regelung diejes 
Bunftes den Einzelitaaten überlafjen wollten. Die Negelung ift dann in den 
einzeljtaatlichen Ausführungsgejegen in verjchiedener Geſtalt erfolgt; doch hat 
man überall daran feitgehalten, wie bei den Kollegialgerichten jo auch bei den 
Amtsgerichten die Vertheilung der Gejchäfte für jedes Gejchäftsjahr im Voraus 
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beftimmen zu lafjen. Eine große Buntjchedigfeit zeigt jicd aber in den Or— 
ganen, bie zur Anordnung der Vertheilung unter die mehreren Richter berufen 
iind. Während Preußen und eine Neihe thüringjcher Staaten mit diejer 
Anordnung das landgerichtliche Präfidium betraut haben, entjcheidet in Olden— 
burg das Staatsminifterium, in Mecdlenburg-Strelig und den beiden Lippe 
die Landesregierung, in Sachſen-Weimar und einigen anderen Staaten das 
Staatsminifterium oder nach deljen Anordnungen das Präſidium des Land- 
gerichts, in Mecklenburg Schwerin und Schwarzburg-Sondershaufen ſowie in 
Braunſchweig die Landesjuftizverwaltung, in Baden das Präfidium des Land- 
gerichts mit Genehmigung des Juftizminifteriums In Bayern erfolgt die 
Vertheilung durch den Oberamtsrichter; bei größeren Aıntsgerichten fann 
das Juſtizminiſterium die Sefchäftsvertheilung regeln. In Württemberg hat 
der die Bertheilung anordnende Oberamtsrichter die Genehmigung des Juſtiz— 
minijter8 einzuholen. In Lübeck erfolgt die Vertheilung vom Präfidium des 
Landgerichts nach Nüdiprache wit den Amtsrichtern; in Bremen durch die 
Suftizverwaltungsfommifjion, der übrigens auch Richter angehören, nach Rüd- 
Iprache mit den Amtsrichtern, in Hamburg dagegen durd die Gejammtheit 
der Amtsrichter, deren Bejchlüffe der Beitätigung des Senats unterliegen. Einen 
einigermaben ficheren Schuß gegen Willfürlichfeiten und Ungerechtigfeiten bieten 
hiernach nur die Einrichtungen der Hanjajtädte und etwa diejenigen Bayerns 
und Württembergs, da der Oberamtsrichter die Vertheilung kaum ohne Zuziehung 
jeiner Kollegen vornehmen dürfte und durch die Aufjichtsbehörden fontrolirt 
wird. Am wenigiten trägt die Gejeggebung, welche der Landesregierung, dem 
Staat3minijterium oder der Juftizverwaltung die Negelung der jährlichen 
Gejchäftsvertheilung übertragen hat, der richterlichen Unabhängigkeit Rechnung ; 
hier kann es vorfommen, daß Richtern, die aus irgend welchen Gründen Anſtoß 
erregt haben oder mihliebig geworden find, lange Jahre hindurch diejenigen 
Gejchäftszweige zur Bearbeitung zugewiejen werden, die am wenigiten begehrt 
find. Das preußiiche Syitem endlich hat fi) in der Prari ganz anders 
gejtaltet, als der Geſetzgeber ſich gedacht hat; thatjächlich liegt die Gejchäfts- 
vertheilung in der Hand des Yandgerichtspräfidenten, da diejer allein oder 
vorzugswerje in der Lage it, die dienitliche Thätigfeit der Amtsrichter 
des Landgerichtsbezirfes zu beurtheilen, folgegemäß auch allein oder vorzugs- 
weije für ſich ein ficheres Urtheil über die Bejegung der mehreren Abtheilungen 
eines Amtsgerichts in Anſpruch nehmen kann. Es tjt jicherlich eine Seltenheit, 
wenn die übrigen Mitglieder des Präjidiums über die Perjönlichkeiten der 
Amtsrichter jo unterrichtet find, daß fie etwaige Unbilligfeiten und Willkürlich- 
feiten in der vom Präjidenten vorgejchlagenen Gejchäftsvertheilung entdeden, 
und wenn auch, jo werden jie ſich nur im ganz bejonders gearteten Fällen 
für den Gegenjtand jo lebhaft interejjieren, daß jie geneigt wären, den Vor— 
ichlägen des Präjidenten ernftliche Oppofition zu machen. 

Immerbin find die gejeglichen Beſtimmungen über die Geſchäftsvertheilung 
gegenüber den früheren Zuſtänden im Großen und Ganzen ein Fortſchritt; 
offenbare Willkür iſt nur möglich, wo eine Vertheilung nach territorialen 
Grenzen ausgejchlofjen ift, und auch dort wird jie zu den Ausnahmen gehören. 
Von weit größerer Bedeutung it für den Richterſtand das Verſetzungs- und 
Beförderungsweien, das heutzutage ohne andere Kontrole al3 die der öffent- 
lichen Meinung in der Dand der Juftizverwaltungen liegt und daher auf den 
höheren oder geringeren Grad der Umabhängigfeit der Richter, indirekt auch 
der Nechtspflege, den gewaltigften Einfluß ausüben fann. 
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Noch in diefem Jahrhundert, vor den neuen Gerichtsreformen, die in den 
meijten Staaten eingeführt wurden, war dieſes Gebiet von den Regierungen 
feineswegs jo völlig beherricht wie heute. Da gab es zunächſt die zahlreichen 
Patrimonialgerichte und die Mediatgerichte erjter und zweiter Inſtanz, deren 
Mitglieder von dem Gerichtsheren bejtellt wurden; jodann hatte man in vielen 
Staaten, wo Jujtiz und Verwaltung noch in erſter Initanz verbunden war, 
die DObergerichtslaufbahn an andere Vorausiegungen, namentlich an andere 
Prüfungen geknüpft als die jogn. Amtscarriere. Es gab ferner höchite Landes: 
gerichtshöfe, für deren Mitgliedichaft wie beim Neichsfammergericht die zuvorige 
Ablegung einer bejonderen jurijtiichen Prüfung vorgejchrieben war, die von 
einer Kommiſſion des Gerichtshofes abgehalten wurde ; es fam auch vor, daß 
der höchjte Gerichtshof vor definitiver Ernennung eines neuen Mitgliedes über 
die Perſon desjelben gutachtlich gehört werden und dab der Kandidat jich 
jelbjt ein Sfrutinium des Kollegiums gefallen lafjen mußte. Weiter war das 
Anjtellungsrecht der Regierungen in vielen Staaten bejchränft durch die ftänd- 
ischen PBräjentationsrechte, welche je nach der bejonderen Berfaffung des Ge: 
richts einen größeren oder geringeren Theil der Nichterftellen erfaßten; e8 gab 
freilich au) Staaten, in welchen die Präjentationsrechte der Landſchaften ent— 
weder gleich bejeitigt oder nie zur Anerkennung gelangt waren, wie 3. B. in 
Brandenburg. Aber auch dort war die Regierung einigermaßen durch die 
fajt überall bis in dieſes Jahrhundert hinein bejtehende adelige Bank bei 
Bejegung der Stellen an den Kollegialgerichten gebunden. Die legten Reſte 
jener Rechte, das VBorjchlagsrecht der mecklenburgiſchen Stände für bejtimmte 
Stellen am Oberappellationsgerichte zu Noftoc und das der braunſchweigiſchen 
Ständeverjammlung für zwei Richter am Obergerichte zu Wolfenbüttel, wurden 
übrigens erjt durch das Gerichtsverfafjungsgejeg aufgehoben. ine gewijje 
Schranfe gegen ausgedehnte Willfür der Jujtizverwaltungen bei Beförderungen 
und BVerjegungen lag dann auc in der Verjchiedenheit des Rechtes und der 
Gerichtsverfafjungen größerer Staaten, die es im Intereffe der Rechtspflege 
unthunlich erjcheinen ließ, in dem Perjonale verjchiedener Rechtsgebiete durch— 
greifenden Wechjel eintreten zu laſſen. 

Seitdem durch das deutjche Gerichtsverfafjungsgeiet die Ucberbleibjel der 
itandesherrlichen, ſtädtiſchen und ritterjchaftlichen Gerichtsbarkeit auf dem Ge- 
biete der jtreitigen Nechtspflege bejeitigt und alle mit Nechtsiprechung betrauten 
Gerichte in den deutichen Bundesjtaaten reine Staatsgerichte geworden jind, 
nachdem auch die Präjentationsrechte gänzlich weggefallen, und die VBorbeding- 
ungen für die richterlichen Anjtellungen grundjäglic) durch Reichsgeſetz und 
ergänzend in jedem Bundesftaate dergejtalt geordnet find, daß die Erfülluug 
diejer Vorbedingungen zu jedem Nichteramte bejäbigt, nachdem endlich durch 
das deutjche Gerichtsverfafjungsgejch die in einzelmen Staaten (3. B. in Preußen) 
bejtehende Vorjchrift, daß die Uebernahme einer Stelle an einem Obergerichte 
die mehrjährige Thätigfeit an einem Gerichte der nächjt unteren laßt vor: 
bergehen müſſe, aufgehoben war, jeitdem ift die Bejegung der Gerichte ohne 
Scranfe den Regierungen überlaffen. Der politische Liberalismus ftand bei 
diejer Entwicklung und deren Abjchluffe ganz auf Seiten der Negierungs: 
politif; jeine jtaatsrechtlichen Theorien über den Inhalt der Juftizhoheit im 
fonftitutionellen Staate ftimmten mit derjelben in Ddiefen Punkten überein. 
Es gab freilich dort aud Stimmen, welche die Präjentationsrechte nicht grund— 
jäglich bejeitigen, jondern die Ausübung derjelben den bisher Berechtigten ab: 
nehmen und der Volfsvertretung übertragen wollten, aber dieſe Stimmen famen 
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jenen Anjchauungen gegenüber nicht zur Geltung. Noch bei Berathung des Ge— 
richtsverfaſſungsgeſetzes verfocht auch ein Nichtliberaler, der Abgeordnete Windt- 
horſt, jedoch ohne nennenswerthe Unterjtügung, den Gedanken, daß man bei 
Bejegung der Neichsgerichtsftellen dem Neichstage und den Einzelftaaten unter 
Mitwirkung ihrer Landesvertretung Vorjchlagsrechte übertragen könne. 

Nach modernem Staatsrechte werden die Berufsrichter wie alle unmittel- 
baren höheren Staatsbeamten vom Staatsoberhaupte ernamıt; die Bejegung 
der Richterftellen an den gejeglich bejtimmten Gerichten iſt ein Recht der Krone. 
Aber das ift nur ein theoretischer Satz. Thatjächlich greift das fürftliche 
Ermeifen nur in ganz Heinen Staaten und gelegentlich in größeren Staaten 
bei Bejegung der allereriten Stellen Platz. Im den bei weitem meiften Fällen 
it e8 die Suftizverwaltung, welche die vakanten Stellen bejegt; eine Theilnahme 
anderer Organe findet fi) mur in Bremen, wo das Wahlfollegium, welches über 
die Richterwahl entjcheidet, aus Vertretern des Senats, der Bürgerjchaft und des 
Nichterfollegiums befteht. Erwägt man, daß nad) den jegt überall in Deutichland 
Be Grundjägen der Gerichtsafjelfor (Praktikant, geprüfter Neferendar) der 
Regel nach zum Amtsrichter in einem fleinem Orte, ausnahmsweije gleich zum 
Landrichter ernannt und erjt durchjchnittlich nach Ablauf von etwa jechzehn 
Jahren jeit diefer Ernennung zum Rath bei einem Oberlandesgerichte oder 
zum Direktor bei einem Landgerichte befördert zu werden pflegt, dab aljv Die 
große Mehrzahl der Nichter mindejtens einmal aus perjönlichen Gründen in 
die Lage kommt, eine Beförderung oder wenigitens eine Verjegung zu wünjchen, 
jo gewinnt man ein Bild davon, wie mächtig der Einfluß der Juftizverwaltung 
auf diejenigen Nichter, welche auf eine Verbeſſerung ihrer Zage hoffen müfjen, 
und indireft daher auf die Rechtspflege ſich geftalten kann. Man erwäge weiter, 
daß der Chef der Jujtizverwaltung als Mitglied der Staatsregierung ftets 
einer der Träger der Gejammtpolitif des Landes ift und dab daher in auf: 
geregten Zeiten und unter einer Regierung, die es für geboten hält, die ge- 
jammte Staatöverwaltung im Sinne einer ausgeprägten Parteirichtung zu 
fenfen und jolcherweife auch die aktiven Vertreter gewiljer Parteien von 
wichtigen Staatsämtern auszujchließen, ein Juftizminijter im Amte jein ann, 
der bereit ijt, die Beförderungen im Juftizdienjte namentlich) mit Rückſicht auf 
die jchließliche Aburtheilung politiicher Vergehen unter dem Gefichtspunfte der 
von der Gejammtregierung vertretenen inneren Bolitif vorzunehmen und dagegen 
die Intereſſen einer unparteiischen Rechtspflege zeitweilig zurüczuftellen. Ein 
jolches Vorgehen ift mit dem guten Glauben an die Wohlfahrt des Landes nicht 
jchlechterdings unvereinbar. Es fragt fich, ob überall in Deutjichland der Sinn 
für die Unabhängigkeit der Nechtspflege in den mahgebenden Kreifen jo erftarft 
ift, daß man mit jolchen Befürchtungen nicht ernftlich zu rechnen braucht. 
Man begegnet in diejer Richtung jedenfalls, wie die vorjährigen Verhandlungen 
im preußiichen Abgeordnetenhauje über den jogenannten Aſſeſſorenparagraphen, 
der auf jehr gejunden Gedanken beruhte, und im NeichStage über die jo- 
genannte Suftiznovelle beweifen, auch bei Parteien, die heutzutage als re 
gierungsfreundlich gelten, erheblichem Mißtrauen, freilih einem Mißtrauen, 
das jich nicht auf Vorgänge aus der Gegenwart, wohl aber aus der jüngeren 
Vergangenheit zu jtügen vermag. Es ift unvergejien, daß namentlich in 
Preußen zur Zeit der Neaftion und jpäter zur Konfliktzeit die damaligen 
Suftizminifter ihre Verwaltung mehr im Sinne der Negierungspolitif führten, 
al3 dem Erfordernijje einer unparteiiichen Gercchtigfeitspflege zu entjprechen 
ſchien. Die derzeitigen Machthaber vermeinten, die Oppofition durch politijche 
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Prozeſſe zum Schweigen zu bringen, und jcheuten dabei keineswegs zurüd vor 
Beeinflußung der Gerichte, die jich im manichjacher Gejtalt zeigte, insbejondere 
auch in den Beförderungen von Richtern und Staatsanwälten, denen Charakter: 
fejtigfeit und Selbitjtändigfeit nach oben nicht nachgerühmt wurde. „Staats- 
ammälte, die ganz im Sinne der damaligen Negierung handelten, “ erzählt 
Hans Bictor von Unruh in feinen von Poſchinger herausgegebenen Erinner- 
ungen, „wurden vorzugsweije befördert. Jurijten, welche rajch vorwärts fommen 
wollten, juchten darum Staatsanwälte zu werden. Mitglieder der Gerichte 
klagten über Willfür des Miniſters beim Aufrüden in höhere Stellungen und 
in höheren Gehalt.“ Aehnliche Klagen wiederholen jich in der Konfliktszeit, 
man vergleiche die Reden von Gneift, Simjon, Tweſten und Walde im 
Abgeordnetenhauje. Graf Lippe beförderte feinen Richter von ausgejprodhen 
liberaler Gefinnung, und wie unter jeiner Verwaltung das_mit den gejeglichen 
Beitimmungen nicht zu vereinbarende Hülfsrichterweien am Obertribumal blühte, 
ijt moch befannt genug. Im jener Zeit und auch jchon früher unter dem 
Minifter Simons hatte man an den leitenden Stellen den Glauben, daß die 
Präjidialgejchäfte in der Dand der aus der Staatsanwaltichaft hervorgegangenen 
Gerichtspräfidenten bejonders gut aufgehoben jeien; man legte weniger Werth 
auf die Objektivität und auf Selbjtitändigfeit, als auf die langjährige Gewöhn— 
ung an den Gehorjam gegen die Organe der Juftizverwaltung. Von jener 
Zeit, wo das Vertrauen auf die vreußifche Juſtiz durch Verjchulden der Ber: 
waltung den erſten Stoß erlitt, datiert die ganz unverhälnigmäßige Beförde— 
rung von Staatsanwälten zu Präfidenten und Mitgliedern höherer Gerichte, 
die lange Zeit hiedurch zu lebhaften Klagen Anlaß gegeben hat und deren 
Nachtheile anjcheinend erft von der gegenwärtigen Jujtizverwaltung erkannt 
werden. Unter dem Nachfolger des Grafen Lippe lenkte die preußiſche Juſtiz— 
verwaltung in unparteiiichere Bahnen ein, aber jelbjt Leonhardt hat, als die 
Wogen des Kulturfampfes hoch gingen, nicht wagen dürfen, befähigte Anhänger 
der Gentrumspartei in höherer Stellen zu bringen, obwohl ihm perjönlic) 
jener Kampf herzlich gleichgültig war. Auch der Miniiter Friedberg noch 
hatte den Wunſch, daß es der Juſtizverwaltung geſtattet ſein möge, aus 
politiſchen Rückſichten durchgreifende Verſchiebungen in dem Richterperſonal 
einiger Provinzen vorzunehmen; er erklärte ſich im Abgeordnetenhauſe einmal 
für umfaſſende Verſetzungen von Richtern polniſcher und hanoverſcher Herkunft 
in andere Landestheile, wobei er allerdings den politiſchen Einfluß und die 
politiſche Thätigkeit der wenigen Richter von welfiſcher Geſinnung bedeutend 
überſchätzte. 

So lange die ordentlichen Gerichte über Rechtsfälle entſcheiden, die eine 
politiſche Seite haben, ſolange iſt die Gefahr vorhanden, daß ſich Juſtiz— 
verwaltungen finden, die es im mißverſtandenen Staatsintereſſe für gerecht— 
fertigt halten, diejenigen Gerichtshöfe, denen die endgültige Auslegung der 
Geſetze obliegt, thunlichſt unter dem Prüfſtein der politiſchen Geſinnung 
zuſammenzuſetzen, und ſomit indirekt, aber auf formell legale Weiſe, auf die 
Rechtsſprechung einzuwirken. Noch größer iſt die Gefahr dieſer Beeinflußung 
bei den oberen Verwaltungsgerichtshöfen, weil dieſe mit der Rechtskontrole 
über Regierungsmaßnahmen weit mehr befaßt ſind als die ordentlichen Gerichte 
und durch ihre Entjcheidungen wejentlich zur Gejtaltung des öffentlichen Nechts 
beitragen. Da es den Regierungen daran liegen muß, daß dieſe Gerichts: 
höfe ihre Verwaltungsgrundjäge anerfennen und ihre Gejegesauslegungen 
bejtätigen, und da bei der Bejegung vieler Stellen an diejen Gerichtshöfen 
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der Gejammtregierung das entfcheidende Wort überlafjen ift, jo liegt es nahe, 
daß hier unter einem ftraffen Parteiregiment die entjchiedenen Anhänger der 
Negierungsmarimen vor gleich oder mehr befähigten Kandidaten anderer 
Richtung bei den Ernennungen bevorzugt werden; daher ift es nicht aus— 
geichloffen, daß die Nechtsiprehung auf den wichtigsten politischen Gebieten 
zeitweile die Anjchauungen der Barteiregierung dermaßen vertritt, dab jelbit 
die politiichen Kreiſe, die nicht der grumdjäglichen Oppofition angehören, jtußig 
werden. 

Gleichwohl wird man vergeblich nach gejeglichen Garantien juchen, welche 
geeignet wären, jolche Gefahren völlig zu verhüten. Die Verleihung von 
Vorichlagsrehten an die Landesvertretungen — hinlichtlich des Reichsgerichts 
an den Reichstag — würde angeſichts unjerer Barteiverhältniffe und der zu: 
fälligen Majoritäten feine Gewähr gegen arge Mißgriffe und gegen parteiiſche 
Ausübung des Nechtes bieten; es würde vielmehr die Gefahr von Miß— 
bräuchen dann noch weit näher fein als bei den jegt geltenden Einrichtungen. 
AS die Frage der Mitwirkung des Neichstages bei Bejegung des Reichs: 
gericht3 während der eriten Lejung des Gerichtsverfajjungsentwurfs geitreift 
wurde, erfannten jelbit Baehr, dem in Hejjen ein jtrenger Sinn für die Un: 
abhängigfeit der Gerichte anerzogen war, und durch den Mund Lasker's die 
vorgejchrittenen Liberalen die Unmöglichkeit der Ausführung dieſes Gedanfens 
an. Man begnügte jich, dem Entiwurfe beizuftimmen, der die Ernennung eines 
Reichsgerichtsmitgliedes von dem VBorjchlage des Bundesraths und davon ab» 
hängig macht, dat der Kandidat das 35. Lebensjahr vollendet und die Fähig- 
feit zum NRichteramt in einem Bundesftaate erlangt hat. Wie jich diejes Bor: 
ichlagsrecht des Bundesraths in der Praxis geitaltet hat, ijt befannt; die Be- 
denken, zu denen dieje Praxis mit dem Turnus Anlaß gegeben hat, werden 
durch die neuerlichen Mittheilungen des früheren Senatspräfidenten Dr. Hen— 
rici (Örenzbote Nro. 50, 1896) hinreichend bejtätigt. Es wäre doc) vielleicht 
nicht unzweckmäßig gewejen, die Berufungen an das Neichsgericht an ähn- 
fiche Borausjegungen zu fnüpfen, wie fie bei Berufungen an das frühere preuß— 
iſche Obertribunal Rechtens waren. Sicherlich würden dadurch Ernennungen 
ausgeſchloſſen jein, welche peinfiches Aufjehen erregen fünnen, und dann dem 
Anjehen des höchſten deutjchen Gerichtshofes und der Juſtiz überhaupt nicht 
zum Vortheile gereichen. 

Rückſichtlich der Beſetzung der oberen Gerichte in den Einzeljtaaten iſt 
auch wohl der Gedanke hervorgetreten, für einen Theil der Stellen den Pro: 
vinzialvertretungen ein WVorjchlagsrecht zu gewähren. Man war der Mein: 
ung, Durch diejes Mittel eine Art Sicherheit für richtige VBeurtheilung des 
Provinzialrechts zu gewinnen; andererjeit3 glaubte man, dal die Zuſammen— 
jegung dev Provinzialvertretungen hinreichenden Schuß gegen unjachliche und 
parteipolitiiche Ausübung des Nechtes bieten werde. Im preußiichen Abge: 
ordnetenhauje hat man jich mit diefem Vorſchlagsrechte bei Berathung der 
Berwaltungsgerichtsbarkeit (1875) bejchäftigt; Nedner des Zentrums wollten 
dasjelbe für einen Theil der Nichterjtellen bei den einzurichtenden Oberver: 
waltungsgerichte eingeführt wiljen. Aber jelbft die Nedner der Fortſchrittspartei 
wandten ich gegen dieje Forderung, freilich aus doftrinären Gründen, und in 
der Kommiljion, die demnächſt über den Gejegentwurf berieth, fam man auf 
die Angelegenheit nicht weiter zurüd. 

In Bayern hat man eine gewifje Sicherheit gegen willfürliche Bejegung 
des Verwaltungsgerichtshofes darin zu finden geglaubt, daß wenigitens bei 
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Rathsitellungen die gutachtliche Vernehmung des Plenums des Gerichtshofes 
der Ernennung vorausgehen muß. Dieje Beitimmung joll nicht ohne prafti- 
ſchen Werth jein, und es dürfte in der That dem bayerischen Gejammtmini- 
jterium recht jchwer fallen, dem Staatsoberhaupte einen Mann vorzujchlagen, 
den der Gerichtshof im einem begründeten Votum abgelehnt hat. Allein die 
Anwendung der bayerischen Vorſchrift auf große Gerichtsfürper wie das Reichs— 
gericht, das preußiiche Oberverwaltungsgericht und das Kammergericht, unter: 
liegt doch erheblichen Bedenken; abgeſehen von den Verzögerungen, die die 
Einrihtung im Gefolge hat, werden die Gerichtsmitglieder in den meiften 
bare: nicht in der Lage jein, aus perjönlichen Wahrnehmungen über den 
andidaten zu urtheilen. 

Wenn gejegliche Einjchränfungen der Machtvollfommenheit, welche die 
Regierungen durch ihre Juftizverwaltung auf diefem Gebiete ausüben, wenig 
fruchten, jo fann doch in anderer Weiſe darauf bingewirft werden, daß die 
Bejegung der Juftizämter, namentlich der einflußreichen Chefitellen und der- 
jenigen an den höchjten Gerichten, nach anderen Gejichtspunften, al3 nach denen 
einer unparteilichen Rechtspflege auch in Zeiten aufgeregter PBarteileidenjchaft 
vermieden wird. Es ift darauf hinzuwirken, daß der Reſpekt vor dem Nechte 
und vor der Rechtspflege in allen Schichten des Volks, in den niederjten 
wie in den höchiten, feite Wurzel faſſe, daß die Ueberzeugung von der Noth: 
wendigfeit der Unabhängigkeit des Nichterftandes — nicht nur von der Ne 
gierung, jondern auch von den Parteien und von der lärmenden Tagesmein- 
ung — alljeitig anerfannt und ein Angriff auf diejelbe wie eine Verlegung der 
Staatlichen Wohlfahrt angejehen werde. Man jage nicht, daß das in Deutjch- 
land jegt ſchon überall der Fall ſei. Grundjäglich wird ja die Freiheit der 
Rechtiprehung von allen politiichen Einflüffen betont und es wagt Niemand, 
die Selbjtftändigfeit des Nichteramts in abstracto anzugreifen. Aber es gibt 
immer Kreiſe von politischer Bedeutung im Staatsleben, denen es mit der An— 
erfennuug diejer Selbftitändigfeit in der Praxis fein rechter Ernjt ift, und Die, 
im Falle jie zu mahgebendem Einfluße gelangen und wenn die öffentliche 
Meinung nicht energijch dagegen fämpft, unbedenklich dazujchreiten werden, dieſe 
Selbitjtändigfeit zu erichüttern und die Rechtsſprechung in den Prozefjen, die 
das politijche Gebiet jtreifen, im Sinne ihrer Beitrebungen zu lenfen. Hand» 
haben dazu gibt es genug, fie liegen in der jtaatlichen Organijation und find 
darum kaum zu bejeitigen. — 

Da der Berufsrichter Staatsbeamter ift, jo hat er auch wie die übrigen 
Staatsbeamten Anjpruh auf Vergütung jeiner Dienjte von Staatswegen. 
Der Anjpruch it zwar privatrechtlicher Natur, er hat jedoch vom Standpunfte 
der Selbjtjtändigfeit des Nichteramts betrachtet, eine politische Seite. Nachdem 
der Richterdienjt ein Lebensberuf geworden iſt, Hat der Staat die Pflicht, für 
ein ausfömmliches Dienſteinkommen des Richters Sorge zu tragen, es müßte 
denn jein, daß er die Richter ausſchließlich aus denjenigen Gejellichaftsklajjen 
nehmen fann, die ein fundirtes Vermögen bejigen und dadurch im Stande 
jind, die Stellung als Ehrenamt zu übernehmen, wie etwa die englilchen 
sriedensrichter. Für die deutjchen Staaten it dieje letztere Möglichkeit aus: 
geichloffen. Dieje Sicherjtellung des Nichters in Beziehung auf ein Ein 
fommen, welches der Lebensftellung entjpricht, in der jich die Nichter gemäß 
ihrer Stellung bewegen müfjen, it im Intereſſe der Unabhängigfeit der 
Rechtspflege geboten. Dieje Forderung, deren politiiche Bedeutung für den 
Staat feineswegs zu unterjchägen ijt, wird noch heute von manchen Regier— 
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ungen verfannt. Theils kleinliche Fiskalität, theil3 eine befremdliche Ungunft 
gegenüber den Organen der Rechtspflege, laljen die Erfenntniß von der politi- 
ſchen Bedeutung diejer Forderung nicht zum Durchbruch gelangen. 

In älterer Zeit beitanden die Amtseinkünfte der gelehrten Richter neben 
dem Sahresgebalt, der lange Zeit hindurch mit dem anzunehmenden Beamten 
bejonders vereinbart wurde, aus Naturalien, Sporteln, Kanzleigefällen und 
anderen Nebeneinfünften (Deputaten, Hofkleidern, Nationen für Pferde u. dgl). 
Sie waren im 16. Jahrhundert und in der erjten Hälfte des 17. durchichnitt- 
fih auskömmlich bemeijen. In einem oder dem anderen Territorium wird 
wohl jchon vorher über die Unzulänglichkeit der Einfünfte geklagt, aber erjt 
nach dem Dreißigjährigen Kriege mehren jich die Klagen. In mehreren Staaten 
begamı man damals in Anlaß der wirthichaftlichen Folgen des Kriegs an den 
Koſten der Zandesverwaltung zu jparen, in anderen war es die Verſchwend— 
ung des Hofes, die für die Bejtreitung anderer Ausgaben als jolcher für 
höfiſche Zwede wenig übrig lieh. 

Erit allmählig, im Laufe des 18. Jahrhunderts, begann man die Natur: 
gefälle abzuſchaffen und eine feite Geldbejoldung an deren Stelle zu jegen. 
Zuerſt geſchah das in preußischen Landestheilen, wo übrigens noch unter 
Friedrich I. die Einkünfte mancher hoher Richter neben dem Geldgehalte in Getreide, 
Holz und zum Theile auch noch in Vieh und Biktualien bejtanden. Biel jpäter 
ging man an die Bejeitigung der Sporteln, die vielerwärtS noch bis tief in 
dieſes Jahrhundert hinein einen Theil der richterlichen Einkünfte bildeten. 
Theilweife waren die Sporteln und Gefälle, welche die Richter für Verhand— 
lungen und Ausfertigungen an Defreten und Urtheilen bezogen, in manchen 
Landen jo zahflreih und jo hoch, daß ihr Iahresbetrag den Gehalt überjtieg 
oder demjelben nahefam. Die Uebermäßigfeit der Gerichtsjporteln wurde oft 
Gegenjtand lauter Klagen, jo unter Friedrich Wilhelm I. im Gfeve’jchen, 
Minden’schen, im Halberjtädtiichen, in Navensberg, ferner in manchen geijtlichen 
Staaten und in vielen fleinen Territorien, wo denn auch mit Niückjicht 
auf die hohen Gefälle die von der Landesherrichaft gezahlten Bejoldungen 
färglicher waren. In einer Reihe diejer legteren Yande empfingen viele Richter 
überhaupt feine feiten Bejoldungen, jondern waren ganz auf Sporteln an: 
gewiejen. Das war jelbjt bei manchen größeren Hofgerichten älterer Ver— 
faſſung der Fall, 3. B. beim Hofgerichte Wittenberg, überhaupt bei den Ger 
richten, die nicht mit jtändigen Mitgliedern bejegt waren, wie noch im Anfange 
diejes Jahrhunderts z. B. im Hofgerichte zu Tübingen, wo Hofrichter, adelige 
und gelehrte Beiiger außer den Sporteln nur Diäten und Neijefoften nebjt 
Viktualien bezogen. Aenderungen des Sportelwejens, nanıentlich Verminderung 
der Gefälle und deren Höhe wurden im Interefje des rechtsjuchenden Publikums 
von der Landesherrichaft nicht jelten beliebt, doch bedeutete eine ſolche Maß— 
regel fait immer einen mehr oder minder erheblichen Ausfall in den Einnahmen 
der Beamten, weil eine ausreichende Erhöhung der Gehälter damit nur aus: 
nahmsweije verbunden war. Selbſt in demjelben Staate war das Sportel- 
weien jo wenig einheitlich gejtaltet, daß z. B. beim Berliner Kammergericht 
unter den Richtern jtetS über die geringen Beträge diefer Gefälle geklagt 
wurde, während bei den Gerichten in der Neumark und in anderen Provinzen 
das Publikum über die Höhe derjelben fich bejchwerte. 

Gegen Ende des 16. Jahrhunderts betrug die Bejoldung der Mitglieder 
eines Juſtizkollegiums in den größeren Territorien meiſt je 200—300 Thaler, 
in Süddeutjchland ebenjo viel Gulden; mit diefen Summen fonnte, zumal mit 
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den Sportelantheilen, auch der vermögensloje Beamte eine nach zeitgenöſiſchen 
Begriffen anjtändige Lebenshaltung führen. Im 17. Jahrhundert find in 
vielen Territorien die Bezüge nicht geftiegen, vielmehr in Folge der jchlimmen 
Zeitläufte und der Verarmung vieler Lande heruntergegangen. Die Branden- 
burgiichen Beamten litten jchon unter den Folgen des Münzedifts von 1623, 
welches den Werth ihrer Bezüge um die Hälfte verminderte ; eine Petition ber 
Berliner Stammergerichtsräthe vom Jahre 1641 um Aufbeſſerung der Bejold- 
ung hatte lange Zeit feinen Erfolg. Im 18. Jahrhundert betrugen die Ger 
hälter von Mitgliedern der Jujtizfollegien in den größern Territorien durch— 
jchnittlih 500—800 Thaler, resp. Gulden, gegen Ende des Jahrhunderts 
waren fie ein Fünftel bis ein Drittel höher. Nicht jelten aber war es aud), 
daß mit Rückſicht auf die vielerwärts übliche Stellenhäufung der Yuftizetat 
geichmälert wurde. Beim Berliner Kammergerichte belief ji) unter dem großen 
Kurfürften und unter Friedrich I. die Bejoldung des bürgerlichen Naths auf 
400 Thaler, die des adeligen Raths auf 600 Thaler. Wie beträchtlich die 
Unterschiede in den Gehaltsverhältnifjen der Nichter verjchiedener Staaten 
ihon damals waren, kann man daraus entnehmen, daß die Räthe des im 
Jahre 1714 errichteten Oberappellationsgericht3 zu Celle von vornherein die 
jtattliche Bejoldung von 1200 Thaler erhielten. Beim Kammergericht wie 
überhaupt in Preußen verjchlechterten fich noch unter Friedrich Wilhelm I. und 
jelbjt noch unter Friedrich II. die Bezüge und andere perjönliche Verhältniſſe 
der Richter; die Bejoldungen wurden willfürlich vertheilt, viele Richter mußten 
längere Zeit umſonſt dienen — „auf Erjpeftanz,“ die Etats wurden bejchnitten, 
und die Stellencumulation, die allerdings in Preußen nicht Regelfall war, wie 
in den Fleinen Territorien, beförderte die Ungleichheit der Gehälter. Unter 
Friedrich I. hatte eine wohlmotivirte Eingabe der Juftizverwaltung, die Be— 
joldung der Näthe des Kammergerichts um 500 Thaler zu erhöhen, feinen 
Erfolg gehabt, unter feinen Nachfolgern durfte die Juftizverwaltung nicht daran 
denfen, auf diejen VBorjchlag zurüdzufommen. Der Großfanzler Cocceji brachte 
zwar die Unzulänglichfeit der Richtergehälter widerholt zum Vortrage im 
Kabinet, im Wejentlichen jedoch Hatten jeine Bemühungen, dem Könige die 
Mittel für eine nothdürftige Aufbejjerung der Nichter abzuringen, fein bes 
friedigendes Ergebniß. So leicht es dem Großkanzler fiel, die beiden 
Monarchen Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. für jeine auf Hebung der 
preußijchen Suftiz gerichteten Pläne zu gewinnen, in der Bejoldungsfrage 
jtieß er, obwohl er dieje als ein nothwendiges Glied in der Kette jeiner Ne: 
formpläne darzujtellen verjtand, beiden Monarchen gegenüber auf die gleichen 
Schwierigkeiten. 

Anders jtand es im vorigen Jahrhundert mit dem vichterlichen Beamten 
in den Nachbarlanden Preußens, in Hannover, Braunichweig, Medlenburg, 
Sadjjen und anderen Territorien. Hier waren die Einkünfte regelmäßig 
genügend und ausfömmlich. Auch in den größeren jüddeutichen Xerritorien 
vernahm man nicht jowohl über die unzureichende Höhe, als vielmehr über 
die ungleichmäßige Zahlung des Gehalts Hin und wider lage Dagegen 
waren in vielen Eleinen Territorien, deren Landesherren jich eigene Juſtiz— 
fanzleien und Hofgerichte oder Negierungen hielten, welche die Juſtiz bejorgten, 
die Gehälter recht gering, und ein einigermaßen genügendes Auskommen ließ 
ji für den Beamten meijt nur durch Häufung von Wemtern verjchiedener 
Art erreichen. Noch jchlechter war fait überall die Dotirung der Nichter von 
Mediatbehörden und der Patrimonialrichter, deren amtliche Verhältniſſe aller: 
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dings hinter denen der heutigen Nichter erfter Inſtanz zurüditanden. Eine 
Ausnahme davon machten in vielen Theilen Wejtdeutjchlands die Stadtrichter, 
die regelmäßig eine angejehene Stellung einnahmen und aus jtädtiichen Mitteln 
der Lebenshaltung der wohlhabenden Bürger entiprechend bezahlt wurden. 

In diefem Fahrhundert hielten bi in die Gegenwart die Bejoldungen der 
richterlichen Beamten wie auch der meiſten anderen Staatsbeamten mit der zuneh— 
menden Theuerung der Zebensbedürfnifje und mit den Ansprüchen, die von Staat 
wegen an die Lebenshaltung der Beamten geftellt wurden, nicht gleichen Schritt. 
Während noch vor 100 Jahren und auch noch in den erjten Jahrzehnten diejes 
Jahrhunderts die hohen Beamten und ein quter Theil der mittleren regelmäßig 
ihren und ihrer Familien ftandesgemäßen Aufwand mit ihren Amtseinkünften 
zu bejtreiten vermochten, ohne von den übrigen Streijen der wohlhabenden Be- 
völferung allzuſehr abzujtehen, wurde dies jpäter troß der jeweiligen Erhöh— 
ungen der Dienjtbezüge Vielen immer weniger möglich. Die einfache Lebens: 
haltung früherer Tage wich, der Aufwand wuchs, was den Großvätern als 
Luxus erjchien, wurde Exiſtenznothwendigkeit. Den Umichwung empfand 
namentlich der Nichterftand hart, denn während die Vermaltungsbeamten 
aller Reſſorts durch größere oder geringere Nebeneinkünfte (Dienjtaufivands- 
gelder, Neijegelder, NRemumeration, u. dgl.) ihre Haupteinnahmen vom Staate 
nicht unerheblich jteigern konnten, blieb den Richtern außer den Entjchädig- 
ungen für Dienftreijen, die im Ganzen unbeträchtlich waren, nichts als ihre 
Behofdung. In Preußen, wo ſchon früher die höheren Beamten, welche Polizei: 
gewalt ausübten oder fiskaliſchen Interefjen dienten, vor den höheren Beamten 
der Juſtiz bevorzugt waren, machte die Tendenz, die Richter gegenüber anderen 
Kategorien von Staatsbeamten im Nange wie in der Bejoldung zurüdzus 
jegen, im Anjchluß an die Stein: Hardenberg’sche Behördenorganitation und 
namentlich an die Verordnung vom 7. Febrnar 1817, die auch bi8 jeßt 
wenigitens der Juftiz gegenüber als heiliges WVermächtniß betrachtet wird, ° 
unleugbare Fortichritte; in einer gewiſſen Wechjelwirfung mit dem Sinfen der 
offiziellen Wertbichägung der Juftiz ſtand es, daß die einflußreichite und an- 
gejehenjte Gejellichaftsklajje in den öjtlichen Provinzen, der niedere Adel, jich 
von den Nichterämtern allmählig zurüdzog. Im fejten Gehalt waren zwar 
die Mitglieder der höheren SKtollegialgerichte (der damaligen Oberlandes- und 
der jpäteren Appellationsgerichte) den Mitgliedern von entiprechenden Höheren 
Berwaltungsbehörden gleichgeitellt, aber fie entbehrten der Nebeneinkünfte, welche 
diefen in allerlei Formen zuflofjen und manchen Dezernenten wehr als die Hälfte 
des feiten Gehalts einbrachten. Geradezu fümmerlich waren die Stellen der Land— 
und Stadtgerichtsräthe, jorwie der jpäteren Stadt= und Kreisgerichtsräthe dotirt; 
es hatte nach den damaligen Anjchauungen in Negierungskreijen nichts Befremd— 
liches, daß der etatsmäßige Gehalt der Juftizkaffenrendanten oft beträchtlicher 
war als derjenige des Direktors und Streisgerichts. Die rheinischen Richter 
itanden etwas, doch nicht um vieles bejjer, als die Nichter im Gebiete der 
allgemeinen Gerichtsordnung. Es it ja richtig, daß bis zum Erlaſſe der 
Verordnung am 2. Januar 1849 die Nichter erjter Juſtanz im leßteren 
Gebiete ohne Ablegung der großen Staatsprüfung zum Amte gelangen 
fonnten, und daß ſelbſt zur Bekleidung einer Direftorjtelle an den Unter: 
gerichten eriter Elafje vor diejer Verordnung die Ablegung der driten Prüfung nicht 
erforderlich war; Doch waren jchon in den vierziger Jahren die meiften Stellen an 
dieſen Gerichten mit Richtern bejegt, welche die dritte Prüfung beftanden und 
jih bereit gefunden hatten, bis zum Cintritte einer Vakanz an den Ober: 
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landesgerichten ein etatsmäßiges Amt bei einem Untergerichte zu übernehmen. 
Eine große Anzahl von Richtern bei den Land: und Stadtgerichten war aljo 
durchaus nicht minderwerthig und jedenfall3 wurden die Qualififationsunter- 
jchiede durch das Geſetz vom 26. April 1851 völlig beſeitigt. In Anlaß 
dieſes Geſetzes, das die Befähigung zum Nichteramte von dem Bejtehen des 
großen Staatseramens abhängig machte, hätte der Iuftizminifter ohne erhebs 
liche Schwierigkeit eine höhere Beſoldung der Nichter durchjegen fünnen; aber 
Juftizminijter war leider damal3 Dr. Simons, ein Mann von wenig rühme 
lihem Andenken. Noch bi8 zum Jahre 1872 blieb der Höchitgehalt der 
älteften Stadt: und Kreisgerichtsräthe 1100 Thaler, und die Proflamirung 
der Unabhängigkeit der Richter durch das Staatsgrundgejch war angejicht® der 
ärmlichen Dotirung für die große Menge der preußiichen Nichter ein leerer 
Schall. Unter * Verhältniſſen war es zu verſtehen, daß ſich Kreis— 
richter, Staatsanwälte, Direktoren und ſelbſt Appellräthe in den Landestheilen 
der Allgemeinen Gerichtsordnung ſchaarenweiſe um den Uebertritt in die Rechts— 
anwaltſchaft bewarben; die Ernennung eines Richters zum Rechtsanwalte (und 
Notar) bedeutete bei der damaligen Organiſation der altpreußiſchen Advokatur 
die Gewährung einer freien und finanziell geſicherten Stellung. Es wurde 
Regel, daß der Anwaltsſtand aus Richtern und Staatsanwälten ſich er: 
gänzte, und dieſe Einrichtung hätte in Anſehung der kümmerlichen Richter: 
gehälter ausgleichend wirken fünnen. Sie wirfte aber, da die Ernennung der 
Nechtsamwälte durchaus in der Hand der Jujftizverwaltung lag, unter dem 
Regimente, das jeit 1851 mit furzer Unterbrechung durch die neue Aera bis 
zum Jahre 1866 geführt wurde, ganz anders; fie wurde politisch ausgenüßt, 
politisch mißlichigen Richtern wurde der Webertritt zur Nechtsamwaltichaft 
ebenjo verjagt, wie ihnen die Beförderung verweigert wurde. 

Die Majorität der Volfävertretungen war im Großen und Ganzen der 
Gewährung ausfömmlicher Befoldungen für die Nichter mwohlgeneigt. Der 
Gedanke, daß ohne eine geficherte Lebensjtellung die verbriejte Unabhängigfeit 
des Richters in Wirklichkeit wenig bedeute, fam ihnen nicht jelten raſcher und 
Elarer zum Bewußtjein als den Regierungen. In manchen Staaten wußte 
die Volfsvertretung eine angemefjene Erhöhung der Richtergehälter durchzus 
jegen, jelbit unter einem rüchichrittlichen Verwaltungsregimente, das fajt immer 
mit jcheelem Auge auf den Nichterftand blickt und das nur mit Zögern auf 
eine Berbejjerung der Lage desjelben einzugehen pflegt: So erhielten jchon 
in dem fünfziger Jahren die Nichter in manchen deutjchen Staaten eine faſt 
doppelt jo hohe Bejoldung wie in dem großen Preußen. — 

Auf Sichere Ausantwortung der bei der Anftellung oder ſonſt vertrags: 
mäßig, jpäter jtaatsrechtlich garantirten Bezüge konnten die Beamten noch im 
vorigen Jahrhundert nicht jet rechnen. Abjolutijtiiche Willkür hat häufig genug 
die in den Anjtellungsdekreten zugejicherten Einnahmen nachträglich gemindert. 
Noc häufiger fam es vor, daß die Bezüge ganz unregelmäßig gezahlt wurden, 
namentlich in Territorien, wo ein ausjchweifender Hof den größten Theil der 
Landeseinfünfte für fich brauchte. Aber jelbft ın Staaten wie Preußen 
ereignete es ich, daß zuweilen die Kaſſen nach Abführung großer Beträge an 
den Hof nicht gemügende Mittel übrig behielten, um die fälligen Beamten- 
gehälter auszuzahlen. Am übelften ftanden jich dabei die richterlichen Be 
amten, wenn jie nicht ausnahmsweife eigene Kafjen zur Verfügung hatten 
wie andere, namentlich fisfalische Beamtenklafjen, jondern auf die Kaſſen anderer 
Berwaltungszweige angewiejen waren. Allerdings gab es der Regel nad) 


300 G. Siegel: Zur Entmidelung 


wegen Zahlung fälliger Gehaltsquoten formell den Rechtsweg, allein die Be— 
ichreitung diejes Weges war für die Stellung der Beamten, auch des Richters, 
unter den politischen Verhältniſſen jener Zeit jo bedenklich, daß in dem weit: 
aus meilten Fällen darauf verzichtet wurde. Es fehlt zwar nicht an Bei- 
jpielen, daß jich auch die Neichsgerichte der Beamten in diejer Richtung auf 
geitellte Klage annahmen, aber die Vollitrefung der den Beamten günjtigen 
Entjcheidungen ftieß auch hier regelmäßig auf die jchon oben berührten Schwierig- 
feiten, weil die Bollitrefungsorgane verjagten. Seitdem die ältere Doftrin 
von dem privatrechtlichen Werhältniffe zwiſchen Landesherren und Beamten 
fallengelafjen war und jtatt dejien das Verhältniß der Beamten zum Landess 
herrn und dem Staate als ein üffentlich-rechtliches betrachtet wurde, glaubten 
die Negierungen auch die Stellung des Beamten in vermögensrechtlicher Bes 
ziehung unter die Gefichtspunfte des öffentlichen Rechts bringen zu fünnen und 
verboten daher die gerichtliche Geltendmachung der Anjprüche auf Gewährung 
der von der Staatsgewalt zugeficherten Amtseinfünfte. Nicht überall, aber in 
vielen Staaten wurde daher verordnet, daß der Beamte wegen angeblich un: 
rechtmäßiger Entzicehung von Amtseinfünften Abhilfe nur bei den vorgejehten 
Dienjtbehörden oder dem Staatsminifterium, äußerjten Falls durch Eingaben 
bei dem Landesheren begehren fünne. Das war namentlich auch in Preußen 
nad) der SKabinetsordre vom 7. Juli 1830 Rechtens. Unterjchiede zwijchen 
richterlichen und Verwaltungsbeamten wurden dabei nicht gemacht. Daß aber 
unter jolchen Einrichtungen die Nichter von der Staatsverwaltung völlig ab- 
hängig blieben, war unbeftreitbar; es fam zwar faum mehr vor, daß außer: 
halb des Disziplinarverfahrens ein dem Richter zugewieſener Gehalt geſperrt 
wurde, wohl aber fam es nach Einführung des Gehaltsſtufenſyſtems vor, dal; 
mißliebigen Richtern, gegen die man im Dienftjtrafverfahren nicht einjchreiten 
fonnte oder wollte, die ihnen nach der Anciennität gebührende Gehaltszulage 
verweigert wurde. In Preußen verfocht noch im Jahre 1859 der Juſtiz— 
minifter die Meinung, daß ihm die Befugniß zuftehe, wegen „tadelhaften Ber: 
haltens“ eines Richters dejjen Aufrücden in höhere Gehaltsklaſſen auszujegen, 
obwohl der Rechtsanspruch der Nichter auf Aszenfion in Gemäßheit des Etats 
bereit8 durch Füniglichen Erlaß vom 19. März 1850 im ntereffe der Un— 
abhängigfeit des Nichterftandes anerfannt war. 

Koch bei Berathung der Reichsjuftizgefege war in Deutjchland der Rechts— 
weg wegen Vorenthaltung der Amtseinkünfte der Richter nicht überall zu- 
gelajjen. Einige Staatsdienergejege hatten denjelben zwar theils vor, theils 
nach dem Jahre 1848 für alle oder wenigjtens für die höheren Staatsbeamten 
in diefer Richtung geitattet (Sachjen, Braunschweig, thüringische Staaten) und in 
Preußen war endlich durch den königlichen Erlaß vom 12. November 1860 
das Aufrüden der Nichter nad) Maßgabe der Anciennität endgültig geregelt, 
wie auch furz darauf das Gejeg vom 24. Mai 1861 allen Staatsbeamten 
den Nechtsiweg wegen vermögensrechtlicher Anjprüche aus dem Dienjtverhältnifie 
(nicht wegen der Anſprüche auf höhere Bejoldung) eröffnete. Immerhin war 
der letztere Sag in manchen Staaten vor 1879 noch nicht unbejtrittenen 
Rechtens. Mit Rückſicht auf diefen Zuftand war jofort bei der erjten Leſung 
des Entwurfs eines Gerichtsverfafjungsgejeges in der Reichstagskommiſſion der 
Antrag gejtellt worden, die Angelegenheit tm Interejje der Richter reichsgejeß- 
[ich zu ordnen. Sachlicher Widerfpruch wurde dagegen von den verbündeten 
Regierungen nicht erhoben, nur formelle Bedenfen wurden wie gewöhnlich laut. 
Der jetzige $ 4 des Gerichtsverfaljungsgejeges beruht auf dieſem Antrage, 
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und darnach ift es geltendes Necht in ganz Deutichland, daß den Richtern 
wegen vermögensrechtlicher Anjprüche aus dem Amtsverhältniffe der Rechtsweg 
zuſteht. 

Es mag erwähnt werden, daß in der Reichstagsjuſtizkommiſſion auch der 
Verſuch gemacht wurde, die Äußere Unabhängigkeit des deutſchen Richters 
durch Feſtſtellung eines Anfangsgehalts in bejcheidenen Grenzen von Reichs: 
wegen einigermaßen zu gewährleiiten. Der Abgeordnete Herz wollte für jeden 
Richter das freilich willkürlich bemefjene Minimalgehalt von 2500 ME. jühr- 
(ih. Nicht jowohl dem Antrage, der fofort fiel, ald den Gründen desjelben, 
denen nicht widerjprochen wurde, muß beigepflichtet werden. „Von einer 
Selbitjtändigfeit und Unabhängigkeit des Richters“, hob der Antragjteller 
hervor, „könne eigentlich nur die Rede fein, wenn der Betreffende eine gewiſſe 
äußere Gelbjtitändigfeit habe, die nicht anders herzuftellen fei, als durch Feſt— 
jegung eines Minimalgehaltes. Andernfalls fei es den Regierungen der Einzel 
jtaaten möglich, die pekuniäre Lage der Richter durch farge Befoldung zu einer 
unerträglichen zu gejtalten.“ 

Karg befoldet waren damals in der That namentlich die Richter erfter 
Inſtanz in Preußen — abgefehen von der Provinz Hannover, die aus der 
Zeit der Selbititändigfeit des Königreichs ihren bejonderen Jujtizetat behalten 
hatte —, in Bayern, Württemberg und mehreren mitteldeutichen Staaten. 
Auch jegt noch, obwohl die Lebensbedürfniſſe jeitdem erheblich vertheuert find, 
wird in Bayern, Württemberg, Baden, Oldenburg, Lippe, Neuß ä. L. und 
in einigen ſächſiſchen ———— den Richtern das in dem Herz'ſchen Antrage 
geforderte Anfangsgehalt nicht gewährt; in Preußen hat erſt vor kurzem die 
allgemeine Aufbeſſerung der Beamtengehälter das Anfangsgehalt von 2400 Mk. 
auf 3000 Mi. erhöht. Weit auseinander gehen die Juſtizetats der Einzel— 
jtaaten hinſichtlich des Durchſchnitts- und des Höchftgehalt® ſowohl bei den 
Nichtern erjter Inftanz als bei denen zweiter Injtanz und bei den Chefitellen. 
Am mangelhafteiten bejoldet find die Richter in jüddeutichen Staaten, wobei 
allerdings die billigere Lebenshaltung in Betracht zu ziehen ift; am höchſten 
geftellt jind fie in den Hanjaftädten, im Königreiche Sadjen, in Anhalt, 
Medlenburg Schwerin und — jeit kurzem — mit Berüdjichtigung des Wohnungs: 
geldzujchufjes die Älteren Richter in Preußen. In den meilten Staaten gewährt 
die Bejoldung dem Richter eine finanzielle Unabhängigkeit erjt in einem hohen 
Lebensalter. In manchen Staaten ijt die etatsmäßige Bejoldung der Amts» 
richter niedriger als die der Landrichter, in anderen unterjcheidet man hierin 
jelbft zwijchen erften und zweiten Amtsrichtern, eine Einrichtung, die im 
Dinblide auf das Beförderungs: und Verjegungswejen der Landesjuftiz= 
verwaltung eine ftarfe disfretionäre Gewalt giebt und der richterlichen Unab— 
hängigfeit feineswegs zuträglich ift. Nicht weniger bedenklich ijt die Beitimmung 
des jächjiichen Gejeges vom 1. März 1879, nach welchem das Aufrücen der 
Land und Amtsrichter in einem den Betrag von 6000 Mk. erreichenden oder 
überjteigenden Gehalt jowie das Aufrüden der Senatspräfidenten des Ober: 
fandesgerichtS, der Präfidenten und Direktoren der Landgerichte in einen 
höheren Gehalt an die Reihenfolge des Dienjtalters nicht gebumden jein joll. 

15. Die unverjtändige Knappheit der für die Nechtspflege bereit ge— 
jtellten Staatsmittel in Verbindung mit einem engherzigen Fiskalismus hat 
in manchen Staaten noch in einer anderen Beziehung die Unabhängigfeit der 
Nechtsiprechung nicht jelten in Gefahr gebradgt. Schon im vorigen Jahrhundert 
gab e3 Zeiten, wo der Zubrang zu den Richterämtern des Landes weit größer 
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war als das Bedürfnig erforderte nnd wo daher die Richterfandidaten nach 
Erfüllung aller gejeglichen Vorausjegungen geraume Zeit auf eine Vakanz 
warten mußten, um in ein bejoldetes Amt einzurüden. Auch in Staaten, 
wo man den Eintritt in den höheren Staatsdienjt als eine Art Monopol 
für Mitglieder „guter“ (oder, wie man im hannover'ſchen jagte, „Ichöner“) 
Familien zu betrachten begann, in Mecklenburg, Hanover, Sachſen, Braun: 
jchweig u. j. w., wurde damals und noch mehr in diefem Jahrhundert zeit: 
weije der Zudrang zum Staatsdienjt namentlich auch zum richterlichen Berufe 
jo ftarf, daß die Zahl der jogn. jupernumerären Aſſeſſoren bei einer Behörde 
nicht jelten die Zahl der etatsmähigen Mitglieder derjelben überjtieg. Dieſe 
Aſſeſſoren mußten bejchäftigt merden, und es lag daher für eine jparjame 
Staatsverwaltung nahe, daraus für den Etaatsjädel Nugen zu ziehen. Man 
begnügte ſich nicht mehr damit, die Afjejjoren als Aushülfe für vorübergehende 
VBerhinderungen von etatsmäßigen Richtern oder zur Hülfeleiftung bei vor: 
übergehender Ucberbürdung eines Gerichts zu verwenden, man fing an, das 
Aſſefforenweſen als eine dauernde Einrichtung zu betrachten, indem man vafante 
Stellen durch) Supernumerare auf längere Zeit verwalten ließ und die Er: 
richtung vieler neuer Stellen, die bei Zunahme der Gejchäfte dringend erforder: 
fich geworden waren, im Folge des Eintretens der Supernumerare immer 
wieder hinausfchob. Die Aſſeſſoren, welchen das volle Votum und die volle 
Thätigfeit des Richters übertragen wurde, erhielten gleichwohl feine Bejoldung, 
fie mußten ſich mit einer mehr oder weniger jicheren Exſpektanz begnügen. 
Bei manchen Kollegien, deren Etat fnapp war, verlieh ihnen die Regierung 
den Rathstitel cum spe succedendi in die etatsmäßige Stelle, wie ſchon 
unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich II. beim Berliner Kammergerichte. 
Indejjen lag in diejen Zuftänden, jolange die überzähligen Aſſeſſoren als 
jolde bei einem bejtimmten Gerichte angejehen wurden und nicht zur 
Verfügung der Jujtizverwaltung jtanden, noch feine Gefahr für die Rechts: 
pflege, dieje trat erjt ein als — in diefem Jahrhundert — in Folge der Re— 
formen im Prüfungswejen und der Gerichtsorgantijationen das ganze Aſſeſſoren— 
wejen zu Gunjten der Berfügungsgewalt der Juftizminijter umgejtaltet wurde. 
Seitdem fonnten die Aſſeſſoren nach freiem Ermeſſen der Verwaltung bei 
jedem beliebigen Gerichte erjter und zweiter Inſtanz innerhalb des Staats 
auf längere oder fürzere Zeit verwandt und bald hierher bald dorthin verjeßt 
werden, ohne daß ihnen ein Anjpruch auf feite Auftellung, gejchiveige denn 
auf Anftellung nach der Anziennität gewährt war. Einige Regierungen machten 
von dieſer Befugniß aus fisfaliichen und politiichen Rückſichten zu Seiten einen 
unmäßigen Gebrauh. So reichte in Preußen unter den Miniftern Simons 
und Graf Lippe die Zahl der bejoldeten Nichter bei weitem nicht aus, aud) 
nur die Häljte der Gejchäfte zu erledigen, der größere Theil derjelben wurde 
durch unbejoldete oder nad) Willfür des Miniſters vemunerirte Aſſeſſoren 
bejorgt. Auch nach 1879, als ſich herausstellte, daß die bei der Organijation 
in Ausficht genommene Zahl der Stellen namentlich in den Städten und 
Bezirken mit rajch fteigender Bevölkerung nicht genügte, hat die preufijche 
Juftizverwaltung bis in die neuefte Zeit hinein unter dem drüdenden Einfluffe 
der die Bedürfniſſe der Nechtspflege allezeit unterjchägenden Finanzminijter 
die etatsmäßige Ergänzung des nothiwendigen Nichterperjonals nicht durch: 
zujegen vermocht, jondern weit mehr als im Intereſſe geordneter Nechts- 
pflege wünjchenswerth ijt, auf die Hülfe der Aſſeſſoren zurüdgreifen müjjen. 
In feinem anderen deutjchen Staate hat jich diefer Mißſtand, der im Abge- 
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ordnetenhauje mit einiger Schärfe als „eine dem Recht und der Billigfeit wider: 
jprechende Ausbeutung des Aijefjorenitandes“ bezeichnet wurde, jo fühlbar 
gemacht wie in Preußen. Cinige, auch größere Staaten, wie namentlich 
Bayern, haben ſich davon ganz freigehalten. 

Den nachtheiligen Einfluß, den eine uneingejchränfte Herrichaft der Juſtiz— 
verwaltung über die Gerichtsafjejloren auf die Nechtspflege und deren Unab- 
hängigfeit ausüben fann, verfannte man im Volke feineswegs, wie blind fich 
auch die Landesregierungen bei manchen Anregungen in diefem Punkte jtellten. 
Als man bei Berathung des deutichen Gerichtsverfafjungsgejeges darauf hinwies, 
welche bedenklichen Fälle der Beeinfluffung in denjenigen Staaten, wo der 
„Aſſeſſorismus“ blühe, jich ereignet hätten, und namentlich mit Rückſicht auj 
die preußiſchen Zuftände nach Kautelen juchte, um die Juftizverwaltungen in 
ihrer Machtvollfommenheit auf dieſem Gebiete einzujchränfen, war es nament: 
lich die preußijche Regierung, die ſich dem widerjegte. Indeſſen war diefer 
Widerſpruch gegenüber der herrjchenden Stimmung nicht mächtig genug, um 
die endgiltige Ausſchließung der Gerichtsajjejjoren von der Theilnahme an 
den richterlichen Gejchäften bei den Oberlandesgerichten von Neichswegen zu 
verhindern ($ 122 des deutjchen GerichtSverfafjungsgejeges). Größere Schwierig- 
feiten machte es, den „fliegenden“ Aſſeſſor aus den SKollegialgerichten erjter 
Inſtanz zu vertreiben. Hier jekundirte der preußiichen Juftizverwaltung in 
ihrem Widerjpruche auch die württembergiiche Negierung, und es fam jchlieh- 
[ih eine Einigung zu Stande, welche in dem 8 69 des Gerichtsverfajlungs- 
gejeßes Ausdrud fand, der troß des Fortſchrittes gegen frühere Zuftände den 
Landesverwaltungen noch immer einen bedenflichen Einfluß auf die Beſetzung 
der Gerichtäbanf mit "unftändigen Richtern gelafjen hat. Die Abſicht, dem 
Aſſeſſorenunweſen ein für alle Mal ein Ende zu bereiten, wurde dadurch nicht 
erreicht. Ein Fortjchritt war es, daß man dem Hülfsrichter-Aſſeſſor diejenigen 
Bürgichaften gab, welche mit einer zeitweiligen Vertretung verträglich find, 
daß der Ajjejjor num nicht mehr von der Stelle entfernt werden fonnte, jo 
lange das Bedürfniß der Vertretung obwaltete, und daß er für diefe Zeit in 
dem vorausbejtimmten Zeitraum nun gerade jo gejichert war, wie ein fejt 
angejtellter Richter in jeinem Gehalte. Aber den Finanzminiftern gegenüber, 
die fich von der Nothiwendigfeit neuer Nichterftellen nicht überzeugen ließen 
und der Juftizverwaltung die Mittel dazu verweigerten, fonnten jene VBorjchriften 
eine der Intereſſen der Nechtspflege entiprechende Wirfung nicht äußern. 

Das deutjche Gerichtsverfafiungsgejeg Ipricht nicht ausdrüdlich von Aſſeſſoren, 
jondern nur allgemein von „nicht jtändig angejtellten” Richtern, und von „nicht 
ſtändigen“ Richtern eines Gerichtshofes, worunter auch etatsmäßige Richter zu 
verjtehen jind, die aber nicht bei dem betreffenden Gerichtshofe angejtellt find; 
e3 überließ die Regelung der dienftlichen Beichäftigung der zum Richteramte be- 
fähigten Perjonen außer den obigen Punften den Einzelitaaten. Dort zeigte 
ji) ein buntes Bild. Je größer die Zahl der Richteranmwärter in den einzelnen 
Staaten war, um jo größer waren die Schwierigkeiten, der Sorge um die 
angemejjene richterliche Beichäftigung der Aſſeſſoren ohne Gefahr für die 
Unabhängigkeit der Nechtsiprechung ledig zu werden. Die Verhandlungen in 
den LZandtagen drehten fich namentlich darum, die Aſſeſſoren in ihrer Stellung 
als Verwalter von Amtsrichterjtellen und Hilfsrichter bei den Landgerichten 
thunlichit mit der Garantie der etatSmäßigen Nichter zu umgeben. In Preußen, 
Sachſen, Braunjchweig umd einigen thüringiichen Staaten einigte man fic) 
dahin, daß den Wijjejjoren für die Dauer der Vertretung eine nach allgemein 
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feftzujegenden Grundjäßen oder im Boraus zu beftimmende Entichädigung gewährt 
werde, und erklärte jie zu Wahrnehmung richterlicher Gejchäfte bei einem 
Landgerichte jowie bei einer Straffammer am Site der Amtsgerichte nur auf 
Grund einer Beitellung als Hilfsrichter befugt. Größeren Spielraum in der 
Verwendung der Aſſeſſoren überließ man der Negiernng in den jächjischen 
Herzogthümern, wo auch die Verpflichtung zur Gewährung einer Entſchädigung 
für die richterliche Thätigfeit der Hülfsrichter nicht gejeglich ausgejprochen it. 
In Baden, Heſſen und Oldenburg dagegen find die Aſſeſſoren vor den Ver: 
wendung als Hülfsrichter und als Vertreter jtändiger Nichter bei den Land» 
gerichten gejeglich ausgejchloffen, und in Bayern ift das Afjefjorenwejen nach 
wie vor unbekannt. Dort iſt das Gerichtsweſen jo geordnet, daß niemals ein 
anderer als ein feitangejtellter Nichter an der Rechtsſprechung theilnehmen fann. 
Ebenjo ijt e8 in Bremen, Lübeck und Mecklenburg, deren Ausführungsgejege 
zum ©erichtsverfafjungsgejege wie das bayerische der Aſſeſſoren überhaupt 
nicht erwähnen, während in Württemberg zwar die Juftizverwaltung die zum 
Nichteramte befähigten Perjonen zu Hiülfsrichtern bei Land» und Amtsgerichten 
bejtellen kann aber injofern gebunden ift, als die Mehrzahl der Richter 
des entjcheidenden Gerichts im jedem einzelnen Falle aus jtändigen Mitgliedern 
des Landgerichts bejtehen muß, ein Klaujel, deren Aufnahme man in Preußen 
bedauerlicher Weije vergeſſen hat. 

Wo nicht, wie in Preußen, jeder Jurift, der die große Juftizprüfung 
beitanden hat, zum Gerichtsafjeffor ernannt wird und jeine. Anftellung als 
Nichter Früher oder jpäter mit großer Sicherheit gewärtigen fann, wenn er 
Geduld hat und nicht freiwillig aus der Zahl der Bewerber ausjcheidet; wo 
nicht, wie in Preußen, aus dem Stande der Gerichtsafjefjoren die Kommunal— 
verwaltungen und die meijten Zweige der Staatsverwaltung ſich da8 Ergänzungs- 
material für ihre höheren Beamtenftellungen verichaften, und wo jich daher 
nicht in diejem Stande eine Menge von Perſonen befinden, die ihre richterliche 
Thätigfeit nur als eine vorübergehende betrachten, die fie bei paſſender Gelegen- 
heit mit einen anderen zu vertaujchen gedenken, da hat man von den Mängeln 
des Afjefforenwejens wenig empfunden. Da fommt es nicht vor, daß im Ge 
jchworenengerichte der Gerichtshof aus einem ftändigen Nichter und zwei 
Aſſeſſoren gebildet wird oder daß in den großen Straffammern drei Aſſeſſoren 
neben zwei Landgerichtsmitgliedern figen, und da kann es nicht vorfommen, 
daß ein Finanzminister die dringend nöthige Vermehrung der etatsmäßigen 
Nichterjtellen unter Hinweis auf das reichhaltige Aſſeſſorenmaterial beanftandet. 
Nach diefer Nichtung Hin würde übrigens auch in Preußen der bekannte 
Ajjejjorenparagraph, wenn er Geje geworden wäre, eine gute Wirfung erzielt 
haben. 

15. Werfen wir einen Rückblick auf die Entwidelung der Rechtspflege, jo 
finden wir, daß die Unabhängigkeit der Nechtsiprecjung von den politischen 
Gewalten jet in Deutjchland wie in allen Kulturjtaaten zwar jeit geraumer 
Zeit gründjäglich anerfannt wird, daß aber die Verwirklichung diejes Grund» 
jages, wenn man der Sache auf den Grund blickt, noch in feinem Staate 
völlig erreicht it. Da gibt es Staaten, wo das ganze Gebiet der Gerichts- 
barkeit des öffentlichen Nechts noch in den Händen politischer Behörden und 
Beamten ruht, andere, wo wichtige Theile dieſes Gebiets noch der Rechts: 
jprechung unabhängiger Gerichtshöfe entzogen find. Auf die Zujammenjegung 
der Gerichte übt die politische Gewalt im Reiche wie in den Einzeljtaaten, in 
Anjehung der ordentlichen wie in Anjehung der VBerwaltungsgerichte einen 
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maßgebenden Einfluß und es iſt bislang nicht gelungen, zur Beſeitigung einer 
mißbräuchlichen Anwendung diejes Einttufies wirkſame gejegliche Mittel zu 
finden. Die perjönlihe Unabhängigfeit der Nichter außer denjenigen von 
einigen höchſten Gerichtshöfen läßt noch viel zu wünjchen übrig. 

Es iſt nicht wahrjcheinlich, day die nächjte Zukunft in aller diejen Bunften 
Wandel jchaffen wird. Die Zeiten, wo die öffentliche Meinung mit Lebhaftig- 
feit für die Selbjtjtändigfeit des vrechtjprechenden Beamtentyums im Staate 
eintrat, jind anjcheinend vorüber. Es mehren jich die Anzeichen, daß das 
Berufsrichterthum jeinen Höhepunft überjchritten hat, früher oder jpäter mit 
Laienelementen verjegt und vielleicht auf jehr wichtigen Gebieten der Rechts: 
ſprechung ganz durch Laien erjegt werden wird. Die Zuftändigfeit der ordent- 
lichen Gerichte iſt bereit durch neue Gejege in manchen Nechtsangelegenheiten 
bejeitigt, und auf Berwaltungsförper oder auf Berwaltungsichöffengerichte 
übergegangen. Landwirthe, Handwerker und Angehörige anderer Erwerbs— 
berufe verlangen Genojjenjchaftsgerichte, und fie legen furzjichtiger Weiſe gegen: 
wärtig wenig Werth darauf, ob der noch umentbehrliche Nechtsgelchrte, der 
an die Spike eines ſolchen Gerichtes treten joll, ein unabhängiger Nichter oder 
ein abhängiger Verwaltungsbeamter it. Der Zug der Zeit geht nad) Ber: 
waltungs- und Laien-Rechtsſprechung. 
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Ein franzöfiihes Bud) 
über die deutſchen Agrarverhältniſſe.“ 


Don 
Richard von Kaufmann, 


— — 


In Frankreich wird nicht weniger als in Deutſchland über eine Kriſis 
in der Landwirthſchaft geklagt und werden, ſoweit die landwirthſchaftlichen 
Verhältniſſe hüben und drüben analog ſind — und ſie ſind das auch inſofern, 
als Frankreich ebenſo wie Deutſchland hohe Schutzzölle für landwirthſchaftliche 
Produkte hat —, die in der Entwickelung der allgemeinen wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe begründeten Urſachen jener Kriſis hier wie dort im allgemeinen 
dieſelben ſein; das iſt vor allem das Sinken der Cerealienpreiſe auf dem 
Weltmarkte bei gleichzeitigem Steigen der Produktionskoſten in unſern alten 
Kulturländern. Daneben aber können in dem einen oder anderen Lande je 
nach deſſen eigenartiger Entwicklung noch ſpezielle Urſachen mitwirken, welche 
jene allgemeinen, ſie entweder verſchärfend oder mildernd beeinfluſſen, wie 
namentlich die geringere oder größere Verſchuldung des Grundbeſitzes, welche 
letztere wiederum bald mehr aus den erbrechtlichen Verhältniſſen, bald mehr 
aus ſpekulativer Ueberwerthung der Güter in Zeitläufen landwirthſchaftlicher 
Proſperität ꝛc. reſultiren kann Eine den phyſikaliſchen und kulturellen Verhält— 
niſſen mehr oder weniger angemeſſene Vertheilung des Bodens unter Groß-, 
Mittel- und Kleinbetrieb ſpielt hierbei eine weitere Rolle, namentlich auch 
unter dem Geſichtspunkt der Widerſtandsfähigkeit der ländlichen Bevölkerung 
gegen den Druck wirthſchaftlich ungünſtiger Perioden. 

Aus allen derartig konkurrirenden Urſachen muß das Bild von der Lage 
der Landwirthichaft auch innerhalb desjelben Landes in einem gegebenen Zeit: 
punfte die mannigfaltigiten Nuancen zeigen; und dieſe Mannigfaltigfeit it 
zumal auch in Deutſchland thatjächlich vorhanden und ift größer, als daß fie 
nur unter die Vorftellungen : oftelbijch und wejtelbijch jubjumirt werden könnte. 

Bei dem großen Intereffe, welches es an und für fich bietet, einen ein 
jihtsvollen Ausländer über deutjche Agrarverhältnifje reden zu hören und bei 
der Fülle andererjeit3 des Materials, welches Profeffor Georges Blondel 
in Baris in jeinem Bericht über diejelben zujanmengetragen hat, werden Die 
Lejer dieſer Zeitjchrift e8 ung Dank wiſſen, wenn wir vor denjelben in Kürze 
wenigjtens auf den Inhalt des Blondel’schen Werkes hinmweijen. 

Das Buch zeigt das Ergebniß einer Studienreife, welche, Danf der 
Liberalität des Grafen Chambrun, von Profeſſor Blondel und jeinen Mit: 
arbeitern im Herbſt 1895 angetreten wurde, um hauptſächlich mit Rüdjicht 
auf die „Agrarfrije” die Lage der Landwirthichaft in den verjchiedenen Gegen: 
den Deutjchlands durch Augenjchen kennen zu lernen. Die Neifenden, welche 
jich, wie von ihnen anerkannt wird, der zuvorkommendſten Unterftügung der 
deutjchen Behörden und anderer hervorragender Perjünlichfeiten zu Su 


») Blondel, Georges, Etudes sur les populations rurales de l’Allemagne et de 
la crise agraire. Avec la collaboration de Charles Brouilhet, Lucien de Sainte-Croix, 
Edouard Julhiet, Louis Quesnel. Avec neuf cartes et plans, Paris, L. Larose & 
Forcel, 1897. gr. 8° XII und 522 Seiten. 


R. v. Kaufmann: Ein franzöfifches Buch über die deutichen Agrarverhältnifie.. 307 


hatten, haben in den von ihnen bejuchten Gegenden und Wirtbichaften um: 
faſſende Aufichlüffe über die Art der Bewirthichaftung, über die Erträge, den 
Nugen und jelbit die möglichen Jahreseriparnijje der Inhaber, über die 
Arbeiterverhältniffe und Arbeitslöhne jowie über die Verschuldung erhalten. 
Dabei haben fie jich nicht damit begnügt, ich Unterftügung und Aufklärung 
lediglich bei offiziellen Perjonen zu erholen, jondern vor allem Männer der 
Praxis und der verichiedeniten Barteirichtungen befragt und, wie auch aus 
den Beilagen und Anmerkungen hervorgeht, in ausgiebiger Weije die zur Agrar: 
frage vorliegende deutjche Litteratur durchmuftert. Begünftigt wurde ihr 
Unternehmen durch den Umjtand, da Blondel nicht nur die deutjche Sprache 
vollfommen beherricht, jondern ſich bereits jeit 1883 eingehend mit deutjchen 
Verhältniſſen bejchäftigt umd jeitdem einige zwanzig Monographien über ſolche 
veröffentlicht hat. Daher die überrajchende Klarheit und Genauigfeit, mit 
welcher die bejtehenden Verhältniſſe gejchildert und in Zuſammenhang 
mit der hijtoriichen Entwidelung und den alteingebürgerten Nechtsgewohn- 
heiten der verjchiedenen Gaue gebracht werden. 

Trogdem will der Verfaſſer nicht etwa ein abjchließendes Urtheil darüber 
abgeben, wie ihm die agrariichen Fragen in Deutichland zu liegen jcheinen 
und wodurd) fie etwa nach jeiner Meinung gelöft werden fünnten, jondern 
vor allem einen möglichſt objektiven Bericht darüber erjtatten, was er und 
jeine Neijegenofien thatjächlich erfahren und gejehen haben. 

Diejer Bericht d. h. das Buch zerfällt in zwei Theile, deren erjter, die 
eigentliche Reiſebeſchreibung, in jeinen Einzelfapiteln die landwirthichaftlichen 
Berhältnifje der verjchiedenen bejuchten Gegenden — das it, abgeſehen von 
Elſaß Lothringen, Baden und Württemberg, ziemlich ganz Deutjchland — dem 
Lejer in fejlelnden Schilderungen vor Augen führt. As Einleitung hierzu 
wird im eriten Kapitel diejes erjten Theils an der Hand jtatiftiicher Zahlen 
ein Gejammtbild von der nummeriſchen Bedeutung der deutichen Ländlichen 
Bevölferung, von der Bodenbenugung ac deren verjchiedenen Arten, von der 
Gliederung der ländlichen Befigungen nach ihrer Größe und von dem Ver 
hältniß zwijchen Selbjtbewirthichaftung und Pacht gegeben, wobei der Verfaſſer 
hervorhebt, daß die Pacht in Deutjchland mit 14,,; °/, der Gejammtfläche 
eine viel geringere Nolle als in Frankreich jpiele, wo ſie 27,,,°/, der Fläche 
umfalfe — ein Umstand, der Blondel als ein Vorzug Deutjchlands und bei 
dem intimeren Zuſammenhang, welcher jchon hiernach im allgemeinen in Deutjch- 
land zwijchen der Adericholle und ihrem Bewirthichafter obwalte, als ein 
nicht ummejentliches Moment zur Gejundung der landwirtbichaftlichen Ber: 
hältniſſe erjcheint. Eine kurze, aber zutreffende Schilderung der verjchiedenen 
Kategorien der ländlichen Arbeiter beichließt das erſte Kapitel. 

Kapitel II behandelt in verhältnißmäßiger Kürze die preußischen Rhein— 
lande, deren ländliche Verhältniffe den Verfaſſer an die des öjtlichen rejp. 
nordöjtlichen }ranfreich erinnern; Stapitel IIL bedeutend eingehender das 
Königreich Bayern (ausjchl. der Aheinpfalz), indem fünf Abjchnitte desjelben 
bejonderen Schilderungen des Algäu, Oberbayerns und einer Gegend Schwabens, 
Niederbayerns und zwar jpeziell der Umgebung von Straubing, der Oberpfalz, 
Frankens und jchließlich einem zuſammenfaſſenden Réſumé über Bayern ge 
widmet werden. Stapitel IV behandelt die „Tächliihe Region“, welchen Be: 
griff der Verfaſſer ethnographiich d. bh. auf das ganze Gebiet von Weſtfalen, 
Oldenburg, Hannover (ausjchl. Friesland), Provinz und Königreich Sachjen 
ammendet. Es wird darin bejonders die Umgegend von Osnabrüd, dann das 
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Münfterland, das Emsthal, der Hümmling, die Geeft des Oldenburgiſchen 
Münfterlandes, jodann aus der Provinz Sachſen die Umgegend von Halle 
behandelt und fchlielich ein kurzer allgemeiner Umriß von den landwirthichaft- 
fichen Verhältniffen des Königreich® Sachſen gegeben. Eine bejondere Studie 
von Lucien de Sainte Croix ift im V. Kapitel Djtfriesland gewidmet. Mit 
dem Kapitel VI wendet ſich die Schilderung dem Gebiete öftlich der Elbe zu, 
und bier ift es jelbjtverjtändlich der Örohbetrieb, welcher gemäß jeiner 
dominirenden Stellung Blondel bejonders intereſſirt; es werden ald Typen 
die Gutsbetriebe eines großen Fideicommißbejiges bei — ——— in Schleſien, 
eines Gutsbezirks in Poſen, einer verpachteten Domäne bei Wüſtermark (Pots— 
dam) eingehend beſchrieben und überall beſondere Aufmerkſamkeit der ländlichen 
Arbeiterbevölferung zugewendet. Kapitel VII enthält abermals eine jpezielle 
Studie Lucien's de Sainte-Croix über Mecdlenburg und bejchließt den erjten 
bejchreibenden Theil. 

lleberall wird aus diefem erjten Theil erjichtlich, day die Neijenden fich 
bei ihren Studien nicht etwa auf die Wirthichaften, deren fpezielle Bejchreibung 
dargeboten wird, bejchränft haben, jondern daß fie in derem Bilde nur mar: 
fante Typen aus dem reichen, von ihnen gejammelten Material vorführen. 
Haben fie ihre Reifen 3.B. doch auch auf die Gegenden von Poln.Lijja, 
Altlandsberg, Eberswalde, Neuvor: und Schwediich: Pommern, zwijchen Negen- 
walde und Goldberg, bei Stolpe, Danzig, Elbing, Marienburg, Graudenz, 
zwijchen Sablonowo und Straßburg und jchlieglich bis Soldau, Injterburg 
und Königsberg i. Pr. ausgedehnt. MUeberall find fie bemüht, vor allem 
Kenntnig von dem größeren oder geringeren Maahe der Bodenvertheilung 
rejp. = Beriplitterung zu gewinnen und den Einfluß feftzuftellen, welchen auf 
dieje das bejtehende Erbrecht einerjeitS und andrerjeits die Rechtsgewohn— 
heiten der verjchiedenen deutjchen Stämme bei Vererbung des Grundbefites 
ausgeübt haben. Daran fnüpfen jich ihnen des weiteren die Fragen, welchen 
Einfluß die Art der Vererbung hier und dort auf die Verſchuldung einer: 
jeits und auf die Anſäßigkeit refp. Stabilität einer gefunden ländlichen 
Arbeiterjchaft andrerjeit3 gehabt habe. Die Entwidelung des Kredit- und 
Genojjenjchaftswejens find dem franzöfiichen Schriftiteller weitere be- 
jonders intereffante Punkte, denen er jeine Aufmerkſamkeit zuwendet; er kennt 
die Abneigung jeiner Landsleute, ihre privaten Vermögensverhältniffe der 
Deffentlichfeit Preis zu geben, wie das in gewiljem Grade bejonders durch 
die genoſſenſchaftlichen Kreditinstitute gejchehe, aber er ijt weit davon ent— 
jernt, die Vorzüge des Genoſſenſchaftsweſens zu verfennen, in welchem er viel- 
mehr einen jehr wirffamen Hebel zur Entwidelung des nationalen Wohlitandes 
erblidt. Mit Intereffe lernt der Verfaſſer im Weſtfäliſchen das altjächjijche 
Anerbenrecht fennen und blickt voll Ehrfurcht auf dieſe alteingejejlene, von 
Urväter Zeiten her mit ihrer Scholle verwachjene bäuerliche Bevölkerung. 

Im zweiten Theil jeines Werkes will der Verfaſſer die Kräfte jchildern, 
welche in verjchiedenem Sinn auf die ländliche Bevölkerung Deutjchlands ein- 
wirfen und deren Leben bejtimmen. Dieje Schilderung wird unter drei Ge: 
jichtspunften gegliedert: zunächit find es die alten Gewohnheiten, welche 
das ländliche Leben beherrichen (Stap. I); in zweiter Reihe kommt dem Ver— 
faffer die Brivatinitiative in Betracht (Kap. IT) und ſchließlich das, was 
er den modernen „Staatsjozialismus“ nennt (Kap. III u. IV). Kap. V 
it dann jpeziell der Agrarfrijis gewidmet, dem in der üblichen franzöfijchen 
Weiſe noch ein Abjchnitt „conclusions“ folgt. 
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Unter den alten Gewohnheiten verfteht der Verfaſſer in erſter Neihe die 
jenigen, welche fich bei der Vererbung der ländlichen Befigungen geltend 
machen. Die bäuerliche Bevölkerung Frankreichs leidet nach ihm unter 
einer großen Unftätigfeit, deren Urjachen ebenjo jehr in den erbrechtlichen 
Beltimmungen des Code eivil wie im franzöfichen Volkscharakter zu juchen 
jeien ; die weitgehende Bejchränfung hinwiederum, welche das franzöfiiche Recht 
der Tejtirfreiheit des Erblaffers auferlege, habe die franzöſiſche bäuerliche Be 
völferung namentlich auch zur Einjchränfung ihrer Kinderzahl geführt: Dem 
gegenüber jieht Blondel große Vorzüge in dem Begriff des „geichlojjenen 
Hofes" und dem „Anerbenrecht” des altjächfiichen Rechts, weil dadurch 
eine irrationelle Zerjplitterung des ländlichen Bejiges verhindert werde und 
durch die im Bereich jenes Rechts eingebürgerte Art der Abfindung der Mit- 
erben dieje zugleich vor der Proletarifirung bewahrt blieben. Im Anjchluß 
an dieje Betrachtung jchildert der Verfaffer die Verjuche, die Inftitution des 
Anerbenrechts durch die „Höferollen“ auf die übrigen preußifchen Zandichaften 
auszudehnen, und bejpricht jodann die in jehr vielen Gegenden übliche Inſti— 
tution, das Gut bei Lebzeiten am einen Erben abzutreten, das Injtitut des 
Altentheils reſp. der Leibrenten in jeinen verfchiedenen Nuancen, wozu in 
Bayern noch die Eigenthumsgemeinjchaft der Ehegatten und die Gewohnheit 
fommt, in den Ehefontraften die Transmiffion des Gutes auf einen bejtimmten 
Erben zu regeln. Der Gegenjag, in welchem jaft überall in Deutjchland das 
auf römischen Grundjägen beruhende öffentliche Necht zu diejen alten Nechts- 
gewohnheiten jtehe, veranlaßt den Verfaſſer mehrfach, einer allgemeinen Ein- 
führung des Anerbenrechts — wenigjtens dort, wo dem ähnliche Gewohnheiten 
noch bejtünden — im Interefje der Erhaltung eines feijtungsfähigen Bauern- 
ftandes das Wort zu reden. 

Unter dem Titel der BPrivatinitiative werden die verjchiedenen Arten 
de3 Genofjenjchaftswejens, die VBauernvereine und der Bund der Landwirthe 
geichildert, worauf eine bejondere Sektion des betr. Kapitels der Entwicelung 
des ländlichen Reale und Perſonalkredits durch die Landichaften, die Hypo: 
thefenbanfen und die Darlehenskaſſen nach den Syitemen Schulze Delitzich 
und Naiffeiien u. a. gewidmet wird. Bejonders die Ausbildung des ländlichen 
Perjonaffredit3 auf genofjenjchaftlicher Grundlage jcheint dem Verfaſſer auch 
für franzöfiiche Verhältniffe angebracht und wünjchenswerth zu jein, und er 
zweifelt nicht, daß die Anſätze, welche dort im diejer — bereits gemacht 
ſind und gute Reſultate ergeben hätten, eine Entwickelung ähnlich derjenigen 
in Deutjchland nehmen werden. 

Unter dem Titel „Staatsjozialismus” behandelt Blondel die „Thätig— 
feit der Regierung“ (Kap. III) auf hiftorischer Grundlage. Eine furze 
Daritellung der Gebundenheit des bäuerlichen Befiges in den früheren Jahr: 
hunderten und ein Weberblid über die Gejeggebung und die Maahnahmen, 
welche in der erjten Hälfte dieſes Jahrhunderts allmählich die Emancipation 
des Bauernjtandes und die Bejeitigung der früheren Herrenrechte herbeigeführt 
haben, geben den Hintergrund ab für die Beichreibung der in jüngerer Zeit 
zur Hebung der Zandwirthichaft getroffenen Maßregeln. Lettere werden unter 
drei Gejichtspunften betrachtet: 1) Maßregeln zur Förderung der Bodenkultur 
(lurbereinigung reſp. Zulammenlegung, deren wirtbichaftliche Wichtigkeit der 
Verfaſſer bejonderd im Rheinland zu beobachten Gelegenheit hatte; Unter: 
ftügung der Moorfultur; Förderung der landwirthichaftlichen Vereine und des 
landwirthichaftlichen Unterrichts, Errichtung von Verſuchsſtationen ꝛc.); 2) Maß— 
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regeln, welche den Handel reip. Abjat der landwirthichaftlichen Produfte be— 
einfluffen (hier werden die Vorjchläge des Grafen Kanitz, die Lagerhäuſer, das 
jüngjte Börſengeſetz, die Zollgejetgebung und die Handelsverträge, die Münz- 
frage u. a. beiprochen); 8) die Organijation der Landiwirtbichafttreibenden in 
Landwirthichaftsfammern. Der inneren Kolonifation d. h. der Thätigfeit der 
für die Provinzen Poſen und Preußen eingejegten Koloniſationskommiſſion und 
den Rentengütern ift das IV. Kapitel des zweiten Theils im bejonderen gewidmet. 

Wenn nun zum Schluß Blondel das Vorhandenjein einer Nothlage der 
deutjchen Landwirtbichaft nicht läugnet und die Urjachen derjelben mit der dem 
franzöfischen Schriftjteller eigenen fnappen Präzifion darzulegen weiß — er 
fieht dieje Urjachen, die fompferer Natur jeien, haupſächlich unter zwei Ge— 
fichtspunften: dem nach Lage des Weltmarftes unvermeidlichen Sinfen der 
Preije bei geftiegenen Produftionskojten, vornehmlich Arbeitslöhnen, und vor 
allem in der Verihuldung —, jo verhält er ſich doch bei Beiprechung der 
event. anzuwendenden bezw. vorgeichlagenen Heilmittel wiederum mehr veferirend 
und hält mit dem eigenen Urtbeil, ohne jeine Meinung durchaus zu unter: 
drüden, zurüd; irgend welche Hoffnungen der Agrarier auf die Einführung 
des Bimetallismus vermag der Verfaſſer freilich nicht zu theilen. Wenn ſich 
derjelbe für einen jehr weitgehenden „Staatsjozialismus“ nicht begeistern fann, 
jo zollt er doch den Maknahmen des Staates bejonder8 auf dem Gebiete der 
inneren Kolonijation volle Anerkennung, wie er überhaupt die Lage der deutjchen 
Landwirthichaft, befonders dort wo, wie in einem großen Theil des Weftens, 
ſich eine glüdliche VBertheilung mittleren und kleinen Beſitzes erhalten bat, 
feineswegs als hoffnungslos ansieht. 

Durch jene Zurüdhaltung mit dem eigenen Urtheil gewinnt das Werf 
des ausländischen Beobachters, dem die Gabe der Beobachtung wie der präcijen 
Darftellung des Beobachteten reichlich zu Gebote ſteht, gerade für dem deutjchen 
Lejer ein erhöhtes Intereſſe, infofern diejer die Fragen, welche ihn jelbjt und 
jeine Landsleute mehr oder weniger leidenschaftlich zu erregen pflegen, hier in 
einer von perjönlicher Barteiftellung freien, aber trogdem fejjelnden Darftellung 
behandelt findet. 

E3 wäre mit Freude zu begrüßen, wenn größere Abjchnitte des jehr inter: 
eſſanten franzöſiſchen Buches weiteren Sreifen des deutichen Publikums in 
einer Ueberjegung zugänglich würden, wie wir auch einem neuen, dem vor: 
liegenden entjprechenden Werfe des Profeſſors Vlondel über die jahlichen 
und perjonalen Berhältnijje innerhalb der deutichen indujtriellen 
Gewerbe, zu welchem er fich nunmehr rüſtet, mit Spannung entgegenjehen. 
Derjelbe hat für diefen Zwed bereits Fühlung mit den maßgebenden deutjchen 
Kreifen genommen und it es als eim erfrenliches Zeichen der Annäherung 
zwijchen den Nachbarnationen zu betrachten, daß hüben und drüben fich 
wenigitens die Gelehrtemvelt von Chauvinismus fernzuhalten verjteht. So 
hat Prof. Blondel es bei der angedeuteten Gelegenheit nicht unterlaffen wollen, 
jein Buch, wie die Zeitungen unlängit melden fonnten, in die Hände ſowohl des 
deutichen Kaijers als des Reichskanzlers zu legen. Neferent will bei 
diefer Gelegenheit nur fejtitellen, wie er j. 3. aus ähnlicher Veranlafjung in 
einem deutichen offiziellen Organ (Archiv für Eiſenbahnweſen, 1897, ©. 156) 
aufs heftigſte angegriffen und ihm die frage entgegengehalten worden ift: was 
wohl die Franzoſen dazu jagen würden, wenn einer ihrer Landsleute ein fran- 
zöſiſches Buch, das deutjche Verhältniß in nicht ungünjtiger Weiſe beleuchtet, 
dem deutichen Kaijer überreichen wollte?! 


Die Amortifation der 
preußiſchen Stants- und Eiſenbahnſchuld. 


Unter feinen Umjtänden wird ein Staat gut daran thun, die allge- 
meinen Staatsfinanzen und Schulden mit dem Budget wirthichaftlich 
werbender Unternehmungen, d. i. unter den Verhältniffen Preußens mit dem 
der Staatseifenbahnen, in einer Weife zu verquiden, daß einerjeit3 jene 
von diejen jo zu jagen abhängig werden und ſich andererjeits das Bild über 
die Finanzlage des Staates al3 Eijenbahnunternehmer verwirrt. Beides tft 
in der That in Preußen der Fall, Letzteres bejonders auch rückſichtlich der 
Höhe der Schuld, welche die Staatsbahnen jeweilig in Wirflichfeit belajtet. 
Daß und weßhalb die nöthige Klarheit hierüber nicht vorhanden ift, wird in 
einem Auflage des zweiten Bandes des Schanz’jchen „Finanzarchivs“ 
für 1897 ') zum erjten Male erjchöpfend dargelegt, der hauptjächlich darum 
von allgemeinem Interefje ift, weil deſſen Berfatter, Richard von Kauf— 
mann vor Allem auch das Eiſenbahngarantiegeſetz von 1882 einer 
eingehenden Würdigung unterzogen und damit deſſen vielumſtrittene Ausleg— 
ung weſentlich gefördert hat. Das iſt aber um ſo wichtiger als jenes Geſetz 
durch das neue preußiſche Schuldentilgungsgeſetz vom 8. März 1897 keines— 
weg3 aufgehoben ift, fondern nach den Motiven des legteren jeine Bedeutung 
ausdrüdlich behalten joll, welche demnach, da zwei Schuldentilgungsgejege 
nicht nebeneinander fonfurriren fünnten, nicht, wie bisher vielfach fäljchlich an- 
genommen worden ift, auf dem Gebiete der Tilgung der Staatsjchulden 
liegen kann. 

Nur jenes Eijenbahngarantiegejeß hatte vorerjt die Verrehnung von 
Staat3mitteln, d. h. von Eijenbahnüberichüffen, auf bewilligte Anleihen, ge= 
fannt, aber nicht, wie das neue Schuldentilgungsgejet vorjchreibt, als 
Erjag für eine wirflihe Tilgung von Staatsjchulden vorgejehen, jondern 
damit ausfchlieglich den Zweck verfolgt, einerjeit3 erfichtlich zu halten, was der 
Staat von den Eijenbahnüberjchüffen zu Kapitalinveftitionen irgend welcher 
Art verbrauchen würde, amdererjeit3 diefe Summen von dem Anlagefapital 
der Staatsbahnen abzujchreiben. Dies Anlagefapitalfonto der Staatsbahnen 
ijt aber, wie aus dejjen Zujammenjegung und den einzelnen Bejtimmungen 
des Garantiegejeges hervorgeht, etwas ganz anderes als etwa ein entjprechender 
Betrag der Staatsjchuld; denn dasjelbe ſetzt ſich nicht ausſchließlich aus 
Schulden des Staates für feine Bahnen, jondern auch aus baaren Rapital- 
invejtitionen desjelben zujammen, und zwar in legterer Beziehung namentlic) 
auh aus den Summen, welche den Eijenbahnüberjchiiiien als jolchen für 
Eijenbahnziwede entnommen find. 


Richard von Kaufmann, „Die Amortifation der preußiihen Staatsfhulden und 
das Schuldentilgungsgefes vom 8. März 1897, „Finanzarchiv“, berausgegeb. von Schanz, 
Stuttgart, J. G. Eotta, XIV. Jahrgang 1897, Bd. I, ©. 1—57. 
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Daß folche Baarinveititionen aus eigenen Mitteln vom Anlagefapitalfonto 
der Staatsbahnen wiederum abgeichrieben werden, bedeutet nicht3 Anderes, 
als daß diefer Theil des Anlagefapital3 eben nicht Schuld der Eiſenbahn— 
verwaltung rejp. des Staates ift. Leider hatte das Garantiegejeg aber nicht 
bejtimmt, daß nur Verrechnnngen auf Eijenbahnanleigen im Eijenbahn- 
anlagefonto wieder ahzujchreiben jeien, jondern Verrechnungen auf alle mög- 
lichen Anleihen überhaupt. Bon Kaufmann hat num aus den einzelnen 
Berichten der Staatsjchuldenverwaltung zujammengerechnet, daß von den der: 
art auf Anleihen verrechneten Eijenbahnüberjchüffen — 1882/83 bis 1895/96 
im Ganzen 522 Mill. Mt. — rund 197 Millionen nicht für Eijenbahn- 
zwede ausgegeben worden find. Wenn gleichwohl auch diefe 197 Mill. Mit. 
im Eijenbahnanlagefontv abgejchrieben worden find, jo find damit unter feinen 
Umständen vorhandene Eijenbahmjchulden getilgt und hat ſich ebenio: 
wenig dadurch der jchuldenfreie Bejigantheil des Staates an jeinen Bahnen 
vergrößert. Dieje Summe vom Eijenbahnanlagefapital abzujchreiben, würde 
nur dann eine wirkliche Bedeutung haben, wenn Eijenbahnverwaltung und 
Staat verjchiedene Perjonen wären, oder wenn wenigitens in der Staats- 
ſchuldenverwaltung zwei völlig gefonderte Abtheilungen; eine für die Eiſen— 
bahnjchulden und eine andere für die übrigen Staatsjchulden, vorhanden 
wären, da es nur im diefem Falle möglich fein würde, & conto jolcher Ber- 
rechnungen von Eijenbahnüberichüffen auf Anleihen für andere Staatszwecke 
eine entjprechende Schuldfumme aus der Eijenbahnabtheilung in die Abtheil- 
ung für die allgemeinen Staatsjchulden zu übertragen. Da Preußen aber 
nur eine einheitliche Staatsichuld und in der Hauptjache in den Konſols aud) 
nur eine unterjchiedsloje Maſſe von Staatsjchuldenverjchreibungen bejigt, und 
jchließlich der preußiiche Staat auch gar nicht daran denfen kann und wird, 
jich jeiner Eifenbahnen jemals wieder zu entäußern, jo bat die Abjchreibung 
jener 197 Millionen ME. im Anlagefonto der Staatseifenbahnverwaltung nicht 
den geringften praftijchen Werth, jondern höchitens den hypotbetischen, zu 
zeigen, daß die VBermögensbilanz der Staatsbahnen um jene 197 Millionen 
günftiger stehen könnte, wenn diejelben für Eifenbahn- und nicht für 
andere Staat3zwede verbraucht worden wären! 

Denjelben lediglich hypothetiichen Werth hat auch die weitere Abjchreib- 
ung aller derjenigen Eijenbahnüberjchüffe, welche überhaupt nicht zur Ver: 
rechnung auf irgendwelche Anleihen verwendet worden, jondern einfach im die 
allgemeine Staatsfafje zur Deckung des laufenden Etatsbedürfniſſes gefloffen 
jind: von 1882/83 bis 1895/96 im Ganzen 906 bis 947 Millionen Mark. 
Das Öarantiegefeg zwingt zwar nicht, dieſe legteren Summen ebenfall3 vom 
Eijenbahnanlagekapital abzujchreibeu, ftellt e8 aber in das Belieben der den 
Staatshaushaltsetat bejchliegenden Faktoren, eine jolche Abjchreibung zu de: 
fretiren; und ift diejelbe regelmäßig erfolgt. Derartige Abjchreibungen aber, 
welche, wie gejagt, gar feinen reellen Werth haben, dürften jogar, vom Stand: 
punfte faufmännijcher und allgemein wirthichaftlicher Grundjäge aus betrachtet, 
überhaupt unzuläfjig jein, da die für die laufenden Staatsbedürfniffe ver: 
brauchten Eijenbahnüberjchüffe ebenjowenig wie diejenigen Beträge, welche ein 
Geſchäftsmann etwa den Einnahmen jeines Gejchäft3 zu feinem Lebensunter: 
halte entnehmen würde, ein Wiederfreiwerden inveitirten Kapital und noch 
weniger eine Verbefjerung der betreffenden Vermögensbilanz darjtellen. Wenn 
das Garantiegejeg von 1882 eine jolche Abjchreibung vom Anlagefonto der 
Eijenbahnen gleichwohl zuläßt und ‚von diejer Möglichkeit der ausgiebigite 
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Gebrauch gemacht worden ift derart, daß überhaupt die ganzen über die Ver: 
zinfung erwachjenen Eifenbahnüberjchüffe ohne Nüdjicht auf die Art ihrer Ver- 
wendung vom Eijenbahnkapital thatjächlich abgeichrieben worden find — jo 
war das eben nur ein bequemes Mittel, um im tabellarijchen Ueberjichten recht 
große Abjchreibungsjummen und jchließlich einem recht niedrigen Stand der 
preußijchen jogenannten Staatseijenbahnfapitaljchuld figuriren zu laſſen. 

Diejer jeweilige Stand der abgejchriebenen Staatseijenbahnfapitaljichuld, 
wie er jährlich in der befannten Tabellenanlage zum Eijenbahnetat ericheint, 
ijt demnach ebenfall3 eine Zahl von nur imaginärer Bedeutung, die dazu 
noch den Fehler hat, durch ihre eigenthümliche Bezeichnung zu dem Glauben 
zu verleiten, als handele es jich bei ihr um die Summe, welche der Staat 
jeweilig noch an Schulden für jeine Eifenbahnen habe, während jene Zahl in 
Wirflichfeit nichts weiter als die rechneriiche Schlußzahl eines für den Stand 
der Staatsjchulden als jolcher ganz belanglojen Kontoforrentverhältnijjes dar- 
jtellt, welches auf Grund der Beitimmungen des Garantiegeſetzes zwijchen 
dem Staat als Eigenthümer und demjelben Staat als Betriebsleiter jeiner 
Bahnen eingerichtet iſt. 

Gegenüber diefem, den realen Verhältnifjen nicht entiprechenden Bilde 
von dem Stande der jog. Staatseifenbahnkfapitalichuld it es jehr wichtig, 
genau feitzuftellen: wie hoch jich das gefammte Anlagefapital der preußiſchen 
Staatsbahnen beläuft; wie viel davon der Staat im Ganzen, jei es von 
früher her oder jeit dem Inkrafttreten des Garantiegejetes, aus eigenen Mitteln 
(einjchliehlich der aus Eijenbahnüberjchüffen herrührenden) aufgebracht hat, und 
wie viel von dem gejammten Anlagefapital demnach auf Schulden gegründet 
iſt. Auf dieje letztere Summe wird dann die jeit 1880/81, dem Ausgangs- 
punkt für die Anlagefontorechnung nach dem Garantiegejeß, erfolgte wirk— 
liche Tilgung von Eifenbahnichulden zu beziehen fein. Nach den Berech— 
nungen v. Kaufmanns belief ſich Ende des Nechnungsjahres 1895/96 das 
gejammte Anlagfapital der preußiichen Staatsbahnen auf 6830 bis 7010 Mil. 
ME., wozu der Staat aus eigenen baaren Mitteln 584, Mill. Mt — dar- 
unter 267 Mill. aus den Eijenbahnüberjchüffen jeit 1882/83 und 104 Mill. 
ME. zumeist aus Aktivfonds verjtaatlichter Bahnen — hergegeben hatte; auf 
Schulden waren jomit gegründet worden 6245 bis 6426 Mill. ME. des ge 
ſammten Anlagefapitald. Bon diejer für Eifenbahnzwede kontrahirten Schulden: 
majje des Staates find in den 16 Jahren von 1880/81 bis 1895/96 im 
Ganzen nur 293 Millionen, d. f. 4,5 bis 4,,,°/. getilgt worden, jo daß fich 
die Ende 1895/96 in Wirflichkeit nach vorhandenen Eijenbahnjchulden des 
preußijchen Staates auf 5952 bis 6133 Mill. ME. ftellten, während die jog. 
abgejchriebene Staatseijenbahnfapitalichuld von der vorjtehend erwähnten, Die 
Ausführung des Garantiegejeges darjtellenden offiziellen Tabelle für denjelben 
Zeitpunft auf nur 5230 bis 5282 Mill. ME. angegeben wird. Daß die 
Differenz von rund °/,; Milliarde, um welche die legtere Zahl niedriger ers 
icheint, für die Zinfenlaft des Staates, die derjelbe ganz unabhängig von der 
Buchungszahl unter allen Umständen zu tragen hat, bedeutungslos ift, liegt 
auf der Hand; fie ift aber ebenjo bedeutungslos auch für das Eijenbahn- 
wejen jelbit, da deſſen Ueberſchüſſe unter dem Titel: „für jonjtige Staats- 
ausgaben” doc in die allgemeine Staatskaſſe fließen und jo die Zinjen auch 
für jene °/, Milliarde deden müfjen, obgleich die Eijenbahnfapitalihuld um 
diefelbe angeblich entlaftet jein joll. — Eine wirflihe Gejammttilgung von 
noch nicht fünf Prozent in 16 Jahren gegenüber einem nach Milliarden zähl— 
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enden Eijenbahnanlagefapital, von dem im Laufe der Zeit nur etwa 8 bis 
9%), vom Betriebsunternehmer ſelbſt hergegeben find, iſt aber als recht ge 
ringfügig zu bezeichnen. 

Das neue Schuldentilgungsgejeg braucht feineswegs mit zwingender 
Nothwendigfeit hierin Wandel zu f ſchaffen, da dasjelbe zuläßt, die Tilgung 
für die gefammte Staatsjchuld, einjchließlich der Eifenbahnichuld, auf den Sat 
von ®/,° 9 vom jeweiligen Stande derſelben zu beſchränken und auf dieſe ®/,°/, 
auch noch die etwaige Verwendung von Baarmitteln für bewilligte Anleihen 
anzurechnen. Damit hat das neue Gejeh das Verrechnungsverfahren, welches 
bis dahin nur jpeziell für das eigenthümliche Kontokorrentverhältniß zwiſchen 
dem Staat und jeiner Eijenbahnverwaltung beftand, auch mit der Tilgung der 
Staatsſchulden als jolcher verquidt und dadurch ermöglicht, die wirkliche 
Tilgung event. auch fernerhin in denjelben ungenügenden Grenzen zu halten, 
in denen jie jich bisher bewegt hat Wenn derjelben, wie anzunehmen it, in 
Zukunft gleichwohl ein größeres Gewicht im preußiſchen Staatshaushalt ein 
geräumt werden wird, jo würde das weniger aus dem Wortlaut jenes Ge— 
jeges als aus deſſen Handhabung in dem Sinne rejultiren, in welchem es 
von der preußiichen Regierung j. 3. den gejeßgebenden — unter⸗ 
breitet worden iſt. 


Miszellen. 


Das Verhältniß des Gebäudekapitals zum Grundkapital in der Land: 
wirtbihaft.e In einer bei Guſtav Fiicher in Jena erjchienenen Arbeit über die 
„Belajtung der Grundrente durch das Gebäudefapital in der Landwirthichaft“ 
hat Profeſſor Dr. von Seelhorjt in Göttingen die Größe des Gebäudelfapitals im 
Verhältniß zum Grundkapital im allgemeinen, die durchjchnittliche Belajtung der 
Bodenrente durch die für die Gebäude zu machenden Aufwendungen, die Belaftung 
der Bodenrente durch das Gebäudefapital im fpeziellen Fall und die Aenderung 
des Neinertragd durch Uenderung des Gebäudefapitals feitzuftellen gefucht und 
auf Grund der gewonnenen Reſultate Zufammenftellungen gemacht, welche zeigen, 
in wie hohem Maafe die Größe des Gebäudefapitald einerfeitd don der Größe 
des Gutes, andererfeit® von dem Bodenwerth abhängig ift, und in wie ver— 
jhiedenem Maaße demgemäß das Gebäudelapital auf die Bodenrente wirken muß. 
Das Material, auf welchem dieje Unterfuchungen beruhen, umfaßt 282 Güter, 
welche von einer angejehenen deutichen Hypothekenbank in den legten Jahren 
beliehen oder doch wenigitens zur Beleihung tarirt jind. Bei dieſen Taren war 
der Feuerkaſſenwerth verzeichnet. Die tarirten Güter liegen zum bei weiten 
größten Theil in den öftlichen und nördlichen Provinzen Preußens; nur wenige 
find in anderen Theilen Deutjchlands gelegen. Es befinden ſich nämlich) von 
diefen 282 Gütern in den Negierungsbezirfen Gumbinnen 40, Königsberg 57, 
in der Provinz Wejtpreußen 22, in den Negierungsbezirfen Bromberg 25, 
Poſen 46, Oppeln 28, Breslau 22, Liegnig 10, in den Provinzen Bommern 11, 
Brandenburg 8, Hannover 4, Sachen und Hefjen Nafjau je 1, im Königreich 
Sadjjen 4, in Bayern 1 und im Großherzogtum Medlenburg- Schwerin 2 Güter. 

Da alle Taren unficher jind, und da die Feuerkaffe häufig nicht dem effektiven 
Werth der Gebäude entipricht, Scheint das zur Unterſuchung verwendete Material 
nicht einwandfrei zu fein. Diejfem Bedenken iſt indeß entgegenzuhalten, daß Die 
durch diefe Mängel etwa entitandenen Fehler durd) die große Zahl der der Unter— 
ſuchung unterworfenen Güter wieder einigermaßen fompenfiert werden. Außer— 
dem iſt anzuführen, daß die Taren ungefähr dem Verkehrswerth, den bei frei= 
händigen Verkäufen in den lebten Jahren erzielten Preifen entjprochen haben. 
Schließlich ift zu bemerfen, daß die Forderung der Aufitellung abfolut richtiger 
Zahlen überhaupt unerfüllbar ift. Ein abfoluter Werth für ein einziges Landgut 
läßt jich nicht ermitteln, vor allen Dingen deshalb nicht, weil neben der Natur, 
dem Kapital und der materiellen Arbeit die Intelligenz der Urbeit und die Preiſe 
der landwirthichaftlihen Produkte einen bedeutenden Einfluß auf die Höhe des 
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Reinertrages haben; und dieſe beitimmt ja erit den Werth des Gutes oder follte 
ihn doch beitimmen bei einer objektiven Werthbemejjung. Dazu fommt noch, daß 
die Vertheilung des NReinertrags auf die einzelnen im Betriebe befindlichen Kapi— 
talien — die einzelnen in dem Gute inveitierten Betriebsfapitalien und das Grund- 
fapital — eine willfürlihe it. Aus all diefen Gründen ijt es überhaupt nicht 
möglich, einen abjoluten Gutspreis fejtzufegen. 

Die gejammte Fläche, welche die in Frage jtebenden Güter einnehmen, be— 
trägt 137 527 ha, der Tarwerth derjelben 74 605 702 M, das Gebäudelapital 
20 808 171 Ma Aus dieſen Zahlen folgt: Der durchſchnittliche Tarwerth beläuft 
fih pro 1 ha Gejammtflähe auf 543 M, das Gebäudefapital pro 1 ha Geſammt— 
Hlähe auf 151 A. und das gejammte Gebäudefapital in Prozenten des gejammten 
Taxwerthes auf 27,8°/,. 

Dieſe Zablen müſſen ſich jelbitveritändfih etwas anders jtellen, wenn man 
zunädit ermittelt, wie aroß für jedes einzelne Gut der Taxwerth pro Heltar 
und das auf 1 ha entfallende Gebäudelapital it, dann die Eummen zieht und 
einander gegenüberjtellt. Denn das Fleinere Gut wird in diefem Falle bei der 
Berehnung dem größeren gleichwertbig gegemübergeitellt. Tas Moment der ver: 
ihiedenen Größe der Güter, welches in der eriten Berechnung zum Ausdrud 
fommt, wird mithin ohne Einfluß auf das Refultat ſein. Summirt man die 
Durchſchnittswerthe pro 1 ha der 282 Güter, jo erhält man 179806 MM Das 
pro 1 ha berechnete Gebäudefapital der einzelnen Güter ergibt addirt die Summe 
von 54885 .M. Es berechnet jich hieraus der Taxwerth im Durchſchnitt der 
Güter pro 1 ha auf 638 4, das Gebäudelapital im Durchſchnitt der Güter 
pro 1 ha auf 195 .# und das Gebüudefapital in Prozenten des Grundfapitals 
im Durchſchnitt der Güter auf 30,6°/,. 

Der Prozentiag, welchen das Gebäudefapital vom gejammten Grundwerth 
in der deutichen Sandwirtbichaft einnimmt, iſt biernadh größer, als in der Litteratur 
im allgemeinen angenommen wird. Denn da man den Werth, den die Gebäude 
im Durchſchnitt haben, nur zu höchſtens », des Neumertb3 annehmen Fann, 
würde diejer 45° , des Grundwerths im Durhichnitt der Güter betragen. 

Der Verfaſſer des eingangs erwähnten Werkes bat die der Unterſuchung zu 
Örunde liegenden Zahlen nah zwei Geſich:spunkten gruppirt: nach dem Taxwerth 
des Boden! und nah der Größe der tarirten Güter. Es ergeben ji dann 
naditchende Tabellen. 


I. nah dem Tarwerthb des Bodens: 
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II. nad der Größe der Güter: 
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Babl der Güter. . 2 2 2... | 45 758 | (77) 76 | (37) 86 | 14 | 3% 

Mittl. Tarwertb pro Hektar in Mark | 718,6 | 668 685,6)653) 620) 618 | 490,9 | 437,7 
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j I 
Sn der zweiten Tabelle jind bei den Gütern von 251 bis 500 und von 
501 bis 750 ha zwei Reihen aufgeführt, von denen jedesmal die erite ein— 
geflammert ijt. E3 iſt died aus dem Grunde gejchehen, weil in den erjten Reihen 
je ein Gut mit abnormen Berhältnifjen enthalten ijt, welche in den zweiten aus- 
geicgaltet find. Es beträgt nämlid in einem Fall unter den Gütern von 251 
bis 500 ha Größe der Tarwerth der Gebäude 792 M pro Hektar, während 
derjelbe im Durchſchnitt der Güter diejer Reihe noch nicht den vierten Teil, 
nämlih 190 bezw. 182 M beträgt. Bei den Gütern in der Größe von 501 
bi3 750 ha ijt eins ausgeſchaltet, deijen Gebäudewerth 366 995 M. bei einem 
Gejammtgrundwertd von 411909 M, aljo 89°/, von diejem beträgt. 


Die Tabellen frappiren durch die Regelmäßigfeit des Steigens bezw. Fallens 
der Zahlen derjelben. Man iit dadurch berechtigt, auf Gejegmäßigfeiten zu 
ihliegen. Aus der eriten Tabelle iſt Folgendes zu entnehmen: 1) Je geringer 
der Bodenwertb ijt, um jo größer jind im allgemeinen die Güter. 2) Mit der 
Zunahme de3 Bodenwerths jteigt die Größe des Gebäudelapitald. Dies muß 
der Fall jein; denn ein reicher Boden wird größere Ernten hervorbringen als 
ein armer. Es jind für diefe größere Aufbewahrungsräume nöthig. Infolge 
der größeren Ernten wird meiit aud eine größere Menge Nutzvieh gehalten 
werden. Der reihere Boden iſt meiſt jchwerer und erfordert deßhalb mehr 
Zugvieh. Beide Umftände bedingen größere Unterkunftsräume, Ställe. Dies 
alles ift ja lange befannt, von Profeſſor von Seelhorit aber erit zahlenmäßig 
feitgeftellt. 3) Die Steigerung des Gebäudefapital$ erfolgt fait proportional der 
Steigerung des Bodenwertds. Sie bleibt nur um ein ganz; Geringes hinter 
derjelben zurüd. Es ftehen aljo die Güter mit gutem und jchlehtem Boden im 
Bezug auf die Höhe des Gebäudekapitals in Prozenten des gejammten Grund- 
wertb3 im Durchſchnitt gleih, oder mit anderen orten: das Gebäubdelapital 
nimmt im Durdjchnitt denjelben Prozentiag des Grundfapital ein, gleichgültig, 
ob diejes pro Hektar höher oder niedriger im Preiſe ſteht. 

Die zweite Tabelle ergiebt: 1) Ie größer die Güter find, je geringer ift 
im Durchſchnitt der Bodenwertb. 2) Mit zumehmender Größe der Güter fällt 
im Durchſchnitt auch die Höhe des Gebäubdelapitald. Das iſt zunächſt für das 
Wohnhaus Mar. Ein Gut vom 2000 Morgen bedarf nicht eines Wohnbaufes, 
das zehnmal jo groß ift als das Wohnhaus eines Gutes von 200 Morgen. In 
Bezug auf Ställe und Scheunen ergiebt dies die Ermizung, daß Die Außen⸗ 
flächen mit wachſendem Inhalt eines Gebäudes relativ abmegmen. 3, Bei ſteigender 
Größe der Güter ift die Abnahme des Gebäubelapitals färter als das Hallen 
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Reinertrages haben; und diefe beftimmt ja erit den Werth des Gutes oder follte 
ihn doch bejtimmen bei einer objektiven Werthbemefjung. Dazu fommt noch, daß 
die Vertheilung des Reinertrags auf die einzelnen im Betriebe befindlichen Kapi— 
talien — die einzelnen in dem Gute invejtierten Betriebsfapitalien und das Grund- 
fapital — eine willfürlihe ift. Aus al diefen Gründen ijt es überhaupt nicht 
möglich, einen abjoluten Gutspreis feitzufegen. 

Die gefammte Fläche, welche die in Frage jtehenden Güter einnehmen, be: 
trägt 137 527 ha, der Tarwerth derjelben 74 605 702 MA, das Gebäudefapital 
20 808 171 M. Aus diefen Zahlen folgt: Der durchſchnittliche Tarwerth beläuft 
fih pro 1 ha Geſammtfläche auf 543 A, das Gebäudelapital pro 1 ha Geſammt— 
flähe auf 151 A. und das geſammte Gebäudefapital in Prozenten des gejammten 
Tarwerthes auf 27,8°/,. 

Diefe Zahlen müfjen fich felbitveritändlic etwas anders jtellen, wenn man 
zunächſt ermittelt, wie groß für jedes einzelne Gut der Tarwerth pro Heltar 
und da3 auf 1 ha entfallende Gebäudelapital it, dann die Summen zieht und 
einander gegenüberjtellt. Denn das Fleinere Gut wird in diefem Falle bei der 
Berehnung dem größeren gleichwerthig gegenübergeitellt. Das Moment der ver- 
ihiedenen Größe der Güter, welche in der eriten Berechnung zum Ausdrud 
fommt, wird mithin ohne Einfluß auf das Nefultat jein. Summirt man die 
Durhfchnittöwerthe pro 1 ha der 282 Güter, jo erhält man 179806 M Das 
pro 1 ha berechnete Gebäudefapital der einzelnen Güter ergibt addirt die Summe 
von 54885 M. Es berechnet ſich hieraus der Tarwerth im Durdjchnitt der 
Güter pro 1 ha auf 638 M, das Gebäudefapital im Durchſchnitt der Güter 
pro 1 ha auf 195 .# und das Gebäudelapital in Prozenten des Grundfapitals 
im Durchfchnitt der Güter auf 30,6°],. 


Der Prozentfaß, welchen das Gebäubdefapital vom gefammten Grundwerth 
in der deutichen Landwirthichaft einnimmt, ift hiernach größer, als in der Litteratur 
im allgemeinen angenommen wird, Denn da man den Werth, den die Gebäude 
im Durchichnitt haben, nur zu höchſtens ?/, des Neumerth3 annehmen kann, 
würde diefer 45°/, des Grundwerths im Durchichnitt der Güter betragen. 

Der Berfaffer des eingangs erwähnten Werkes hat die der Unterfuchung zu 
Grunde liegenden Zahlen nach zwei Gefichtspunften gruppirt: nad) dem Tarwerth 
des Bodend und nad der Größe der tarirten Güter. ES ergeben ſich dann 
nadhitehende Tabellen. 


I. nad dem Tarmwerth des Boden: 








bis 250 sro |ı-n0| m 751-1000 | über 1000 
! 


ch 





Bodenwerth in Mark | 








— 





Babl der Güter . . . i | 2 67 133 50 19 


Mittlere Größe in Heftaren . | 1088 679 481,7 330,26 141 
Mittlerer — — Hektar 
in Marf . 179 399 | 622,8 834,84 1322 
. — Kap. — deinr | | 
n Mart . . 55,7 122,7 | 198,4 245,46 701,4 
Geh. ap. in Brogenten des 





Tarwertb8 2 2 222. 214 31,0 312 80,06 29,5 
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I. nad der Größe der Güter: 

















M bis 101 | 751 iiber 
Größe der Güter in Heltaren | 100 | bis |251-500 501-750) bis | 1909 
250 | 1000 
Babl der Güter. . » 2 22.2.1 45 75 (77) 76 | (87) 86 14 34 
Mittl. Tarwerth pro Hektar in Mark | 718,6 | 668 685,6) 658 (620) 618 | 490,9 | 437,7 





Mittl. Geb.Kap. pro Hektar in Mart | 275,6| 204 |(190) 182 (191) 180| 139,5 | 110,1 
Geb.-fap. in Proz. des Grundmwertbes | 39,7| 32,2 (28,2) 28,11(29,8) 28,1] 278 26,3 
| ! 


N 
{ 


Sn der zweiten Tabelle jind bei den Gütern von 251 bi8 500 und von 
501 bi 750 ha zwei Reihen aufgeführt, von denen jedesmal die erite ein= 
geflammert iſt. ES ijt dies aus dem Grunde gejchehen, weil in den eriten Reihen 
je ein Gut mit abnormen Verhältniſſen enthalten ijt, welche in den zweiten aus— 
gejchaltet jind. Es beträgt nämlich in einem Fall unter den Gütern von 251 
bis 500 ha Größe der Tarwerth der Gebäude 792 Ab. pro Heftar, während 
derjelbe im Durchſchnitt der Güter dieſer Reihe noch nicht den vierten Theil, 
nämlich 190 bezw. 182 M beträgt. Bei den Gütern in der Größe von 501 
bis 750 ha ijt eins ausgeſchaltet, defjen Gebäudewerth 366 995 M. bei einem 
Sejamnmtgrundwerth von 411909 M, aljo 89°/, von diefem beträgt. 


Die Tabellen frappiren durch die Negelmäßigfeit des Steigens bezw. Fallen 
der Zahlen derjelben. Man ilt dadurch berechtigt, auf Gejepmäßigfeiten zu 
ſchließen. Aus der erjten Tabelle ijt Folgendes zu entnehmen: 1) Je geringer 
der Bodenwerth ift, um jo größer find im allgemeinen die Güter. 2) Mit der 
Zunahme des Bodenwerths jteigt die Größe des Gebäudefapitald. Died muß 
der Fall fein; denn ein reicher Boden wird größere Ernten hervorbringen als 
ein armer. Es find für diefe größere Aufbewahrungsräume nöthig. Infolge 
der größeren Ernten wird meijt aud eine größere Menge Nußvieh gehalten 
werden. Der reichere Boden ijt meilt jchwerer und erfordert deßhalb mehr 
Zugvieh. Beide Umftände bedingen größere Unterfunftsräume, Ställe. Dies 
alles ijt ja lange befannt, von Profejjor von Seelhorſt aber erjt zahlenmäßig 
feitgeitellt. 3) Die Steigerung des Gebäudelapitals erfolgt fait proportional der 
Steigerung des Bodenwerths. Sie bleibt nur um ein ganz Geringe hinter 
derjelben zurüd. Es ftehen alfo die Güter mit gutem und jchlechtem Boden in 
Bezug auf die Höhe des Gebäudelapitals in Prozenten des gefammten Grunde 
werths im Durchjchnitt gleich), oder mit anderen Worten: das Gebäudelapital 
nimmt im Durchſchnitt denjelben Prozentſatz des Grundfapitals ein, gleichgültig, 
ob diejes pro Heltar höher oder niedriger im Preije jteht. 


Die zweite Tabelle ergiebt: 1) Je größer die Güter find, je geringer ift 
im Durchichnitt der Bodenwerth. 2) Mit zunehmender Größe der Güter fällt 
im Durchſchnitt auch die Höhe des Gebäudefapitald. Das iſt zunächſt für das 
Wohnhaus Har. Ein Gut von 2000 Morgen bedarf nicht eines Wohnhaufes, 
das zehnmal jo groß it ald das Wohnhaus eines Gutes von 200 Morgen. In 
Bezug auf Ställe und Scheunen ergiebt died die Erwägung, daß die Außen— 
flächen mit wachjendem Inhalt eines Gebäudes relativ abnehmen. 3) Bei fteigender 
Größe der Güter ijt die Abnahme des Gebäudelapitals jtärker ald das Fallen 
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des Preiſes der Flächeneinheit. Nah den Zahlen der Tabelle beträgt das 
Gebäudelapital bei Eleineren Gütern bis zu 100 ha 39.7°/,, bei großen über 
1000 ha nur 26.3°/, des Grundfapitald. Es nimmt aljo das Gebäubdelapital 
mit zunehmender Größe des Areals auf die Flächeneinheit bezogen abjolut, und 
auf den Werth des Grundkapitals bezogen aucd relativ ab. Die großen 
Güter haben mithin in Bezug auf die durch das Gebäudelapital 
zu madenden einmaligen und dauernden Aufwendungen einen 
nit unbedeutenden VBortheil vor den Fleinen Gütern. 

Neben dem Werth des Bodens und der Größe der Güter üben nod) die 
Himatifchen Berhältniffe und das Wirthichaftsiyiten einen nicht unweſentlichen 
Einfluß auf die Höhe des Gebäudelapitald aus. Das Material, welches Profefjor 
von Seelhorjt zu Gebote gejtanden hat, ijt aber leider nicht ausreichend gewejen, 
diefen Einfluß zahlenmäßig nachzuweijen. 


Die Bertheilung des ergänzungsitenerpflidtigen Vermögens in Preußen. 
Dad zur Ergänzungsſteuer herangezogene Bermögen belief fih für das Jahr 
1896/97 auf 64,02 Milliarden Mark. Da eine Verpflichtung zur Vermögens: 
anzeige nicht beiteht, jo iſt es möglih, daß das thatſächlich vorhandene Privat: 
vermögen jene Ziffer beträchtlich überfteigt. Zur Ermittelung des legteren müßten 
ferner die fteuerfreien Eleinen Vermögen hinzugerechnet werden. Bon diejen weiß 
man aber nur, daß von der Ergänzungsiteuer frei blieben 

a) 1,659,235 Haushaltungsvoritände und Einzelperfonen, weil fie entweder 
gar fein Vermögen oder doch nur ein jolches von nicht iiber 6000 ME. bejaken, 

b) 262,148 andere, deren Vermögen 6000 bis 20,000 ME. betrug, deren 
Einkommen aber 900 Me. nicht überftieg, 

c) 2098 andere mit demfelben Vermögen, aber nicht über 1200 ME. Ein: 
fommen und bejonderen perfönlichen Befreiungsgründen (Wittwen, Waifen u. j. w.), 

d) 1196 andere mit 6000 bis 10,000 ME. Vermögen wegen beeinträchtigter 
Leiſtungsfähigkeit. 

Unzweifelhaft befindet ſich in den Händen dieſer Perſonen zuſammen noch 
ein gleichfalls nach Milliarden zu bezifferndes Vermögen. An das beſteuerte 
Privatvermögen aber kann dieſes bei weitem nicht heranreichen. Rechnet man bei 
ben Perſonen zu b, die ein Vermögen von 6000 bis 20,000 ME. beſitzen, einen 
Durchſchnitt von 10,000 ME., fo ergibt dies nod immer nicht volle 3 Milliarden. 
Die übrigen fteuerfreien Vermögen fallen theils wegen ihrer Kleinheit, theil® wegen 
ihrer geringen Häufigkeit wohl noch weniger ins Gewicht. Da außerdem neben 
der zu geringen Einſchätzung auch wohl Fälle vorkommen, in welchen der Steuer: 
pflichtige fich eine zu hohe Einſchätzung gefallen läßt, wird immerhin anzunehmen 
fein, daß jene 64 Milliarden thatjächlicd dem weitaus größten Theile des preuß- 
iſchen Privatvermögens gleihfommen. Um jo intereffanter wird ein Einblid in 
bie Bertheilung dieje® Vermögens fein. Ein folcher wird in der „Stat. Korr.“ 
in der Weiſe zu geben verfucht, daß für jede Milliarde, von den reichiten Leuten 
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angefangen, die Anzahl der daran betheiligten Steuerpflichtigen angegeben wird, 
und zwar getrennt nad) Stadt und Land. Sobald eine Milliarde voll ift, find 
dann die noch übrigen Steuerpflichtigen derjelben Vermögensſtufe bei der nächſten 
Milliarde berüdfichtigt worden, und zwar nad) Stadt und Land in demjenigen 
Verhältniß, in welchem fie bei der betreffenden Vermögensſtufe überhaupt vor— 
handen waren. 


s Steuer- Steuer: f 
Es theilen “ davon in 0 davon in 
fi im die Mühlige Stadt Lamb | ferner in bie —— — Stadt Land 
1. Milliarde 26 17 9 | 38. Milliarde 7464 49355 2529 
2. u 75 53 22 34. 2 8144 5508 2636 
3. P 123 78 45 35. — 8839 5791 3048 
4. 171 115 56 36. 9556 5858 83698 
5. " 223 156 67 87. „ 10527 6362 4165 
6. pr 286 200 86 38 a 11448 6531 4917 
1: = 384 280 104 39 o 12186 6986 5200 
8, ” 400 285 115 40 " 13334 7282 6052 
9. re 602 474 128 | 4l r 14320 7990 6830 
10. * 667 464 203 42 = 15885 8000 7385 
11. r 667 464 203 43 M 16095 8735 78360 
12. 2 667 464 203 44 r 17749 8660 9089 
13. r 667 464 203 45 r 19123 9462 9661 
14. ” 906 759 147 46 . 20477 9477 11000 
15. a 1156 905 251 47 . 21910 10370 11540 
16. — 1315 1013 802 | 48 " 23810 10520 13290 
17. Pr 1495 1148 347 49 P 25893 11669 14224 
18. ” 1670 1200 470 50 » 27548 10800 16748 
19. r 1819 1419 400 51 n 29412 14000 15412 
20. 4 2067 1618 449 52 — 32712 15345 17367 
21. 2331 1843 488 53 36231 12986 23245 
22. = 2599 1957 642 54 ” 88462 15603 22859 
23. F 2907 2175 7132 55 e 41569 12599 28970 
24. R 3199 2467 132 56 2 43479 13201 30278 
25. Br 3546 2630 916 57 2 46084 18612 27472 
26. . 3899 3100 799 58. . 50000 9667 40333 
27. E 4289 8145 1144 59. er 50000 9667 40333 
28. e 4743 3464 1279 60. e 50000 9666 40334 
29. B 5214 3846 18368 61. " 53146 24672 28474 
80. u 5721 3899 1822 62. > 62744 832637 30107 
3. r 6266 4638 1628 63. 79750 39064 40686 
82. z 6804 4697 2107 64. und (ange- 
fangene) 
65. Mil- 
liarde 202444 106213 96281 
insgefammt . . . = 2... 1166745 528305 638440, 


Die 26 reichiten Leute befaßen aufanmen 1015 Millionen eingeichättes Vers 
mögen, die 75 nächitreichen 1008,50, die 123 nächſten 1000,50 Millionen Marf. 
An der erften Milliarde find die Steuerpflichtigen mit 216—18 Millionen Mark 
Bermögen betheiligt, an der zweiten nod einige Steuerpflichtigen mit 18—19 
Millionen bis herunter zu denjenigen mit 10—11 Millionen, an der dritten 
einige diefer letzteren Stufe bis herunter zu denjenigen mit 6—7 Millionen Marf. 


Die zehnte Milliarde wird voll bei den 


Steuerpflidhtigen mit . - 1—2 Mill. Markt Vermögen, 
die zwanzigite Milliarde wird voll bei 
den Steuerpflichtigen mit . . . .„. 0,44—0,46 „ J 


die dreißigſte Milliarde wird voll bei 
den Steuerpflihtigen mit . . -. - 0,16—0,17 „ a — 
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Zerlegt man die Geſammtſumme von ftarf 64 Milliarden in acht Theile von je 
acht Milliarden, fo ergibt fi, daß voll wird 
bei den Steuerpflichtigen mit Vermögen 
das 1. Achtel von 2—3 Millionen Mark 
er „  700—800 000 * 


„3% 260-800 000 
„a nn m 10-15000 „ 
“5 nr 00-8000 „ 
6% 20-400 „ 
nn 22- 400 , 
8 J6 800  , 


er 


Bei dem Testen Achtel iſt die angefangene 65. Milliarde wiederum mit: 
gerechnet. Bemerkt ſei noch, dat die „Ihalermillionäre* zwiſchen der jechiten und 
fiebenten, die „Markmillionäre“ zwifchen der dreizehnten und vierzehnten Milliarde 
aufhören. Die kleinen ftenerbaren Vermögen von 6000 bis 44,000 ME., welche 
die legten beiden Achtel, alfo rund 16 Milliarden, umfaſſen, fallen alio in ihrer 
Summe beträchtlich ftärfer ins Gewicht ald die Millionenvermögen. Die er: 
gänzungsiteuerpflichtige Bevölkerung mit Einſchluß der Angehörigen umfaßte 
13,97 v. 9. der Gelammtbevölterung. Dabei find diejenigen Haushaltungs— 
vorftände und Einzelperfonen, welche fteuerbares Vermögen nicht befigen, wohl 
aber ein jolches „zu erwarten haben“, nicht eingerechnet. 

In den angeführten Ziffern tritt noch ein ſehr bemerfenswerther Gegenjat 
zwifhen „Stadt“ und „Land“ hervor. Die jehr reihen Leute find in ben 
Städten ungleich häufiger als in den Gutäbezirfen und Landgemeinden, obwohl 
erjtere nur 12,75, lettere 18,60 Millionen Einwohner zählen. Erſt bei ber 
44. Milliarde beginnt das Webergewicht bes platten Landes, um fih allmählich 
bis auf das Vierfahe und darüber zu fteigern. Bei der 61. Milliarde ehrt 
dann plößlich wieber das annähernde Gleichgewicht oder Uebergewicht der Städte 
zurüd. Die auf dem Lande jo jehr hervortretenden Vermögen, melde die 44. 
bis 60. Milliarde bilden, find diejenigen von 60,000 bi herunter zu 20,000 ME, 

(R.-Anz.) 


Dorträge aus dem allgemeinen Stantsredjte. 


Von 
Mar von Seydel, 


I. Begriff, Entitehung und lintergang des Staates. 


So wenig wie irgend ein anderer Begriff läßt Nic der Begriff des 
Staates in der Weije feitjtellen, daß man ihn, von aller Erfahrung ab— 
fehend, nach einer vorgefaßten Meinung aus jich jelbjt jchöpft. Jeder Begriff 
entfteht dadurch, daß aus einer Mehrzahl thatjächlicher Erfcheinungen die ge— 
meinfamen Merkmale herausgehoben, die nicht gemeinfamen Merfmale bei Seite 
gelajjen werden. So iſt e8 auch mit dem Staatsbegriffe.. Dieſer Begriff 
muß, wenn er zutreffend gefaßt jein ſoll, ſich als unwandelbar richtig bewähren, 
d. h. auf alle thatjächlihen Erjcheinungen pajjen, die man Staaten nennt, 
gleichviel, welcher Zeit, gleichviel welchem Orte fie angehören. 

Das jcheint viel verlangt, wenn man die unendlide Manigfaltigkeit der 
Staatenbildungen überblidt, wie fie in den paar Fahrtaujenden fich zeigt, 
über die unſere Sefchichtätenntniß fich erjtredt. Und doch wird fich die Löſ— 
ung der Yufgabe als eine verhältnigmäßig einfache darftellen. Freilich aber 
darf man von einer Begriffsbeitimmung des Staate® — und vollends von 
einer rein rechtswifjenjchaftlichen Begriffsbeftimmung — nichts erwarten, was 
fie nicht leilten fann. Was ich vorhin ala zum Gejchäfte des Begriffbeftim- 
mens gehörig bezeichnete, das Ausjcheiden dejien, was die Einzelerjcheinungen 
von einander trennt, das jpielt gerade hier eine große Rolle. Wer den Be— 
griff des Staates richtig gegeben hat, der hat damit feinen einzelnen Staat 
erichöpfend gejchildert; denn eine Begriffsbejtimmung liefert wohl Gattungs: 
merfmale, aber feine Bildniffe. Aber trog diefer Beichränfung, die der Be— 
griffsbejtimmung des Staates nothwendig anbaftet, iſt deren Bedeutung keines— 
wegs eine geringe; vielmehr ijt der richtige Staatsbegriff geradezu der S hrüfer 
zum richtigen Berjtändnijje des Nechts und der Rechtswiſſenſchaft überhaupt. 

Nur mit dem nüchternen Dinge Staatsbegriff habe ich es zu thun; nicht 
mit der jogenannten Staats, idee,“ die, wie Bluntjchli (Lehre vom modernen 
Staat I ©. 14) ſich ausdrüdt, „das Bild des noch nicht verwirklichten, aber 
anzuftrebenden Staates in dem leuchtenden Glanze gedachter Vollkommenheit“ 
zeigt. Die Staatsidee, jagt Bluntſchli, wird „von der philoſophiſchen Speku— 
lation erichaut.” Diefe Anſchauung iſt nichts für uns Nechtsgelehrte; es ge- 
Hört nicht zu unferem Geichäfte, jelbitgefertigte Seifenblafen zu bewundern. 

Der Staat ijt eine Menjchengemeinichaft. Aber das allein macht feinen 
Begriff noch nicht aus. Denn es führen — wenn man von der Annahme eines 
roh thierischen Urzuftandes abfieht — Zwiſchenſtufen der Entwidelung, Fami— 
liengemeinichaft, Gejchlechts- und Stammesgemeinichaft, zum Staate empor. 
Aber immerhin liegt in der Bezeichnung des Staates als Menjchengemeinjchaft 
bereit ein richtige8 Merkmal ausgeſprochen. 
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Jeder Meuſch für ſich bat feinen eigenen, jelbjtändig beitimmten Willen. 
In dieſer Verſchiedenheit des Willens beruht die Einzelperjönlichkeit. Aber 
das ſchrankenloſe Walten der perfönlichen Eigenart iſt die Verneinung der Ge— 
meinschaft. Die Natur jelbit weilt die Menſchen aufeinander an. Denn 
wollte jeder feine andere Nichtichnur des Handelns kennen als den eigenen 
Willen, jo wäre das nicht mur der Krieg Aller gegen Alle, e3 wäre auch der 
Verzicht auf die Vortheile, welche die Thätigkeit vereinter Kräfte gegenüber der 
Thätigfeit der Einzelfräfte bietet. Das gemeinfame Intereſſe weiſt alfo Die 
Menſchen auf Vereinigung bin, der Menſch ift, wie Ariſtoteles es aus: 
gedrüdt hat, yboeı roAtmdv Ipov. 

Es nicht Aufgabe der Staatsrechtswijienschaft, zu unterfuchen, welche ver: 
fchiedenartigen Umjtände e3 find, die den Zufammenjchluß größerer Menjchen: 
majjen zn Gejammtheiten bewirkt haben und noch bewirfen. 

Aber ein Anderes zu betonen, iſt von rechtlicher Erbeblichfeit. Cine Ge: 
meinjchaft, eine Gejammtheit mit Beſtimmung für die Daner liegt nur dann 
vor, wenn die Verhältniſſe, die den Zulammenjchluß bewirften, zur Begründ- 
ung einer Herrichaft, d. h. dazu geführt haben, daß die Geſammtheit durd) 
einen oberjten Willen bejtimmt wird. Denn das, worum es jich handelt: daß 
die menschliche Willensverjchiedenbeit überall da, wo es Noth thut, aufgehoben 
werde, ijt auf anderem Wege nicht zu erzielen, als auf dem, daß Ein Wille 
fi) über die vielen fegt. Und jo ijt denn diefem Herricherwillen Einheit und 
Untheilbarfeit wejentlich. 

Wir find damıt dem Staatsbegriffe Shen ziemlich nahe aqefommen. Der 
Staatsbegriff erbeiicht eine Menichengefammtheit, cin Volk, das unter Einem 
höchſten Willen, einer Herrichaft vereinigt iſt. 

Aber ein Begriffsmerkmal fehlt noch. ine berumziehende Herde mag 
unter einer Herrichaft jtehen; aber fie it noch fein Staat, wenn gleich die 
nächſte Vorjtufe hierzu. Zum Staatsbegriffe aehört auch Seßhaftigkeit auf 
einem bejtimmten Theile der Erdoberfläche, ein Yand. 

Und fo haben wir denn den Staatsbegriff. Staat iſt die umter einem 
Herricherwillen vereinigte Gejammtheit der Menjchen eines Landes. 

Der Staat ijt eine Thatfache und zwar eine jolche, die durch menschlichen 
Willen hervorgerufen iſt. 

Und eine Thatjache nicht minder it das, was aus Land und Volf ein 
Staatöwejen macht, — die Herrſchaft, deren Träger natürlic) nur wiederum 
Menjchen fein können. 

Für den Staat — wie für den Herrichaftsbegriff — ift es gleichgiltig, 
auf welche Art Staat oder Herrichaft entitanden find. 

Es gibt insbejondere feinen Unterfchied zwiſchen rechtmäßigem und ums 
rechtmäßigen Entjtehen des Staates und der Herrichaft, keinen Rechtstitel der 
Herrichaft. 

Dieb hat jeinen ſehr einfachen Grund darin, daß das Recht überhaupt 
nicht vor und über dem Staate, jondern erjt im Etaate da it. 

Das Herrichen, d. h. feinen Willen maßgebend über andere Willen jegen, 
hat zu jeinem nothwendigen Gegenftüde das Gehorchen. Herrichen ijt Bes 
fehlen, Gewalt haben. Darım heißt die Herrichaft auch Staatsgewalt. Und 
diefer Staatögewalt entitammt das Recht. Die Nechtsordnung ift die Ge 
jammtheit der Bejtimmungen, wodurch der Herricherwille das ſtaatliche Zus 
ſammenſein von Menschen ordnet, Beftimmungen, deren Einhaltung er nöthigen 
Falles duch Anwendung feiner Staatsgewalt erzwingt. Der Herricherwille 
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it alfo die Duelle des Nechtes und er kann eben deßhalb nicht jelbjt wieder 
das Recht zur Quelle haben. 


Sch habe in die Begriffsbejtimmung des Staates den Zwed des Staates 
nicht aufgenommen. Und zwar mit gutem Bedachte. Daß der Staat einen 
Zwed hat, veriteht fih von jelbjt. Denn der Staat beruht auf menjchlichem 
Willen, und da der Menſch ein vernünftiges Weſen it, handelt er auch hier 
nicht zwedlos. Er verfolgt, indem er Staatsgemeinichaften gründet, einen 
Zwed, nämlich fein Intereſſe. Die Einrichtung des Staates iſt in's Leben ge— 
treten, um die Geſammtintereſſen der Menjchen, die im Staate vereinigt find, 
wahrzunehmen. Aber damit iſt keineswegs gelagt, daß die Form des Staates 
in jedem einzelnen Falle den Zweck auch wirklich erfüllt, aus dem Heraus die 
Einrichtung des Staates entſtanden ift. 


Wohl ift es wahr, daß der ftaatbeherrichende Wille feinem Zmede nach 
fein jelbjtlüchtiger ijt, daß der Herricher als jolcher nicht feine Intereſſen, ſon— 
dern die Gefammtinterefien der Staatsgenojjen zu verfolgen bat. Aber diefe 
Schranke des Herricherwillens ijt feine rechtlihde — denn er ſelbſt jchafft ja 
das Recht —, jondern eine natürliche. Sobald alfo der Wille des Herrichers 
dieje feine natürlichen Schranken überfchreitet und fih — ſei e8 aus Eigen: 
jucht, wie bei Tyrannis oder Stlafienherrichaft, oder aus Unverſtand — 
in Gegenſatz zu den Staatsintereljen jegt, untergräbt er die Grundlage des 
Staates und geräth mit deſſen Weſen in Wideripruch. ber deßwegen mag 
der Staat und mag feine Herrichaft noch lange zufammenhalten, folange näm— 
lich, als der Herricher im Stande ijt, die Macht zu behaupten. Allein jchließ- 
lih wird ſich der innere Widerfpruch, im welchen der Staat gekommen iſt, 
doh geltend machen. Die jtaatlih vereinigten Menſchen finden fich nicht 
mehr zweckgemäß beherricht, die Gejellihaft findet fi au den Ausgangs— 
punkt ihres ftaatlichen Dafeins zurücdverjegt. Die Yolgerung aus den Wider: 
fpruche, in welchen jich der Herricher mit den Herrichaftszweden gebracht hat, 
zieht die Gejellichaft in der Staatsummälzung (evolution). 

Ju der Unabhängigkeitserflärung der nordamerifaniichen Kolonien von 
1776 heißt e8: „Die Klugheit gebietet allerdings, Verfaſſungen, die jeit lange 
bejteben, nicht um leichter und vorübergehender Urjachen willen zu ändern, 
und demgemäß hat alle Erfahrung gezeigt, daß die Menfchen geneigter find, 
die Leiden zu ertragen, jo lange fie erträglich jind, als ſich durch Vernichtung 
der Formen, an welche fie fich einmal gewöhnt haben, jelbjt Recht zu ver: 
Ichaffen. Wenn aber eine lange Reihe von Mißbräuchen und unrechtmähigen 
Eingriffen, welche umvandelbar das nämliche Ziel verfolgen, die Abjicht bes 
weilt, das Volk dem jchranfenlojen Despotismus zu unterwerfen, fo hat dieſes 
das Recht und die Pflicht, eine jolche Regierung auszuftoßen und neue Ges 
währichaften feiner fünftigen Sicherheit anzuordnen.“ 

Nechtsausführungen jind das freilich nicht, wenn jie auch als joldhe — 
aus dem jogenannten Naturrechte — gemeint waren. 

Die Staatsumwälzung ift das Berfahren, in welchem die Staatsgenojien 
die verlorene zwedgemäße Staatsverbindung fuchen. Sie iſt im Berhältnijje 
zur bisherigen Staatsordnung allerdings Rechtsbruch und fie ijt, wenn fie 
blos dieß bleibt, d. h. wenn jie mißlingt, überhaupt feine Staatsummwälzung, 
jondern lediglich Aufſtand; gelingt fie, d. h. ijt jie wirklich Staatsumwälz— 
ung, dann it fie nicht mehr Nechtsbruch, jondern Schaffung der Grundlage 
für eine neue Staat: und Rechtsordnung. 


21° 
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Ebenfowenig ift aber das Verhalten des Herrichers jelbit, welches die 
Staatsummälzung veranlaßt, nothwendig Rechtsbruch. Im Gegentheile; es 
werden in der Regel nicht rechtswidrige Willfürhandlungen, jondern voll 
fommen rechtmäßige Handlungen fein, durd; welche die Staatsummälzung 
herbeigeführt wird. Der Herricher, der die finnlofejten Gejege gibt oder an 
Gejegen, die finnlos und ſchädlich geworden find, feithält, hat das Necht 
nicht verlegt. Er hat aber gegen die Natur der Herrichaft gejüindigt. 

Das ftaatwidrige Handeln des Herrichers und die Staatsummälzung der 
Gejellihaft fallen beide auß den Grenzen des Rechtes hinaus. 

Ih glaube hiemit zur Genüge gerechtfertigt zu haben, warum nach meiner 
Anficht der Staatszwed nicht in die rechtswiljenjchaftliche Begriffsbeitimmung 
des Staates gehört. 

Und nod ein Anderes kömmt Hinzu. Es gibt überhaupt feinen allge 
meinen umd ewig giltigen Staatszwed; e3 gibt nur eine Fülle von Staats— 
zweden, die nach Zeiten und nach Bölfern unendlich verjchieden find. Denn 
mit dem oben angegebenen Satze, daß der Staat die Wahrnehmung der 
Intereſſen der Staatögenofjen (die salus publica) bezielt, iſt der Staatszweck 
natürlich ſachlich nicht umſchrieben; es ift damit nur in einer anderen Wend— 
ung der Gedanfe ausgedrüdt, daß der Staat feine zwedloje Einrichtung. ift. 

Die Frage nach den Staatözweden ift aljo nad alledem nicht in der 
Begriffsbeitimmung de3 Staates, fie ift nur für den einzelnen Staat zu be— 
antworten. Freilich wird man, wenn man vergleicht, gewiſſe Staatszwede bei 
allen oder bei jehr vielen Staaten vorfinden, und die Zahl diejer überall 
gleichmäßig vorfommenden Staatdzwede wird fich um jo größer daritellen, je 
mehr man die Vergleichung auf Staaten eines gleichen Zeitabjchnittes und 
gleichen Bildungsjtandes einjchränft. 

Aber eine erichöpfende Aufzählung der Staatszwede gewinnt man auf 
diefem Wege nie und darum gehören fie auch nicht in den Staatsbegriff. 
Aber Eines läßt ſich aus legterem für die Staatszwede rechtlich ableiten. Da 
die Herrichaft oder Staatsgewalt die höchſte und darum unumfchränfte Ge: 
walt über den Staat ift, fo fann fie innerhalb der Grenzen des natürlich Mög— 
lihen als Staatszweck Alles jegen, was fie will. 

Der Staatöbegriff, den wir im Bisherigen ermittelt haben, hat ung 
zweierlei ergeben: Land und Leute als Gegenjtand der Herrichaft, den Herrjcher 
als deren Inhaber. 

Ich ſpreche vom Herrfcher hier vorläufig der Kürze halber in der Ein- 
zahl. Die Frage, wie der Inhaber der Herrichaft bejchaffen fein kann, ift in 
der Lehre von den Staatsformen zu beantworten. 

S In Bezug auf die wiljenjchajtliche Ausdrudsweife iſt noch Folgendes zu 
emerfen. 

Sch bezeichne Land und Leute, infofern diejelben einem Herricherwillen 
unterworfen find, als Staat, ähnlich wie man im bürgerlichen Rechte eine 
Sache Eigenthum nennt, wenn fie einen Herrn hat. Nach diefer Ausdrud3- 
weiſe ijt aljo der Staat der Gegenjtand; der Herricher der Inhaber der Ge- 
walt. Er heit auch Souverän, die Staatsgewalt oder Herrichaft Souveränität. 

Eine andere Ausdrudsmweije ijt die, welche mit der Bezeichnung Staat 
Herrichaftsgegentand und Herrichaftsträger, zufammenfaßt, aljo den Bujtand 
bezeichnet. Auch das kann man gelten lie doch fehlt dann die bequeme 
und geläufige Bezeichnung Staat Kir die Herr} chaftsgegenjtände, und überdieß 
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it e8 nicht ganz einwandfrei, dem Herrjcher, der die Einheit bewirkt, wieder 
mit dem Staate zujammen eine Einheit bilden zu lafjen. 

Es ift aber audy noch gang und gäbe, mit dem Worte Staat den Herr: 
Ichaftsträger zu bezeichnen. Der Sprachgebrauch ijt jo eingewurzelt, daß man 
fih ihm faum entziehen fanı. Er ilt unjchädlich, jofern man das Richtige 
dabei denkt, nämlich den perfünlichen Inhaber der Herrichaft. Aber er iſt jehr 
bedenklich, ſoferne er zu der irrigen Vorſtellung führt, als jei der Staat als 
folcher, d. i. der bloje abgezogene Begriff, eine Perjon, und diejer ftehe die 
Herrichaft zur. 

Die Begriffsbejtimmungen, die fich ergeben haben, fünnen — ich verberge 
mir dieß durchaus nicht — als dürftig erachtet werden, wenn man jie mit 
der Fülle der Erjcheinungen vergleicht, auß denen fie entnommen find. Und 
nicht blos das Welche Neihe von Gedanken und Empfindungen fnüpft ſich 
für jeden Menschen an das Wort Staat, wenn er nur, ja gerade dann, wenn 
er nur an den Staat denkt, dem er angehört! Und für all das, jo fünnte man 
mit einer gewillen Enttäufchung, ja fajt Entrüftung jagen, nur dieſe nüchternen, 
fuappen Worte? 

Aber das ift nun einmal jo in der Wiſſenſchaft und in der Nechtsmwiljen- 
ſchaft insbejondere, daß die einfachiten Formeln die richtigiten find, daß, je 
mannigfacher die Erjcheinungen, deſto ſchlichter das Band tft, das fie zur bes 
grifflichen Einheit verbindet. 

Die hier gegebene Begriffsbejtimmung des Staates wird gerade um ihrer 
Schlichtheit willen die Tyeuerprobe ihrer Anwendbarkeit auf alle Einzelerjchein- 
ungen bejtehen. Und noch eine andere Probe wird fie aushalten. 

Der Werth einer Begriffsbeitimmung zeigt ich nicht jo faſt in der Fülle 
der Gedanken, die in ihr enthalten find, fondern mehr in der ‘Fülle der Ge 
danken, die fich als Folgerungen aus ihr herausentwideln. Und da wird fich 
denn jene Begriffsbeftimmung als der Grund: und Eckſtein nicht blos des 
Staatärechts, jendern des Rechtes überhaupt bewähren. 

Den Beweis für das eben Gejagte kann natürlich nur eine abgejchlojjene 
Daritellung liefern. 

Aber einen kleinen Beweis e contrario beizubringen, fann ich mir nicht 
verfagen, indem ich auf's Gerathewohl ein paar Auslafjungen über den Staats— 
begriff vorführe, die von neueren Rechtslehrern herjtammen und als Beleg da— 
für dienen mögen, daß Schwung der Einbildungsfraft und Wohlflang der 
Worte etwas Anderes find als Strenge der Begriffsgejtaltung. 

Georg Waitz jagt in feinen Grundzügen der Politik (Kiel 1862): „Der 
Staat iſt die Injtitution zur Verwirklichung der fittlichen Lebensaufgaben der 
Menfchen, infoferne diefe in dem Zufammenleben nad Völkern erfolgt... . . 
Der Staat erwächſt organisch, als ein Organismus: aber nicht nach den Ge— 
jegen und für die Zwede des Naturlebens, fondern er ruht auf den höheren 
fittlihen Anlagen des Menjchen, in ihm walten fittliche Ideen; er ijt fein natür- 
licher, ein ethischer Organismus.“ 

Johann Kaſpar Bluntſchli äußert in feiner Lehre vom modernen Staat, 
und zwar im erjten Bande, der allgemeinen Staatslehre (S. 19), Folgendes: 

„su dem Staat find der Staatsgeijt und der Staatsförper, der Staats— 
tille und die wirkenden Staatsorgane nothiwendig verbunden zu Einem Leben. 
Der Eine Volksgeiſt, der etwas anderes ift, als die Durchjchnittsjfumme der 
gleichzeitigen Geifter aller Bürger, iit der Staatsgeiſt. Der Eine Volkswille, 
der verjchieden ijt, von dem Durchjchnittswillen der Menge, ift der Staats— 
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wille. .... Der Staat ijt die politiiche organifirte Volksperſon eines be: 
jtimmten Landes“ (S. 44). Der höchſte, zur Zeit noch nicht verwirflichte Staat3- 
begriff aber it nab Bluntihli (S. 34): „Der Staat ift die organifirte 
Menſchheit, aber die Menschheit in ihrer männlichen Erjcheinung, nicht in 
der weiblichen Seftaltung (nämlich der Kirche). Der Staat ift der Mann.“ 

Ic meine gegenüber der Blechmuſik folcher Redensarten nimmt fich unfere 
einfachere Melodie immer noch günftig aus. 

Ich habe im Bisherigen wiederholt darauf Hingewiejen, daß die Entiteh- 
ung des Etaates und naturgemäß ebenjo deſſen Untergang thatjächliche Er: 
fcheinungen jind und außerhalb des Bereiches der Staatsrechtäwifjenichaft 
liegen, deren Unterjuchungen nothwendig innerhalb des Beitandes des Staates 
fi) bewegen. 

Eine Betrahtung über Entitehung und Untergang der Staaten darf ich 
indejjen gleihwohl in Kürze anfügen, theil3 wegen ihrer mittelbaren Bedeut: 
ung für das Staatsrecht, theils um auch zu zeigen, daß es ich dabei nicht 
um Nectshandlungen, jondern nur um Thatfachen Handelt. 

Man kann bei der Entjtehung der Staaten zweierlei Arten von Bor: 
gängen unterjcheiden: die Entitehung aus einem ftaatlojen Zujtande und Die 
Entjtehung im Wege der Umbildung aus vorhandenen Staaten. 

Es hat im Bezug auf die erfteren Fälle m. E. feinen Werth, wie dieß 
wohl geichieht, die Volksfagen über Staatengründungen, wie 3. B. Roms und 
Athens, als Beiſpiele heranzuziehen. 

Eine urfprüngliche Entjtehung eines Staates ift entweder auf gewalt— 
famem Wege denkbar, aljo dadurd, daß eine Menjchengefammtheit gezwungen 
wird, jich einer Staatsgemwalt zu unterwerfen, oder auf friedlichem Wege durch 
freiwilligen Zufammenfchluß in ein Staatswefen. Man mag hier von Staats— 
gründung durch Vertrag reden, das Wort Vertrag im Sinne thatjächlicher 
Willengeinigung genommen; wobei noch zu bemerken ift, daß ein jürmlicher 
Vertragsſchluß immerhin einen gewiſſen Bildungsftand der Bertragichließenden 
borausjegt. Aber das Zugeſtändniß dieſer Möglichkeit der Staatsentitehung 
fann durchaus nicht der Lehre vom Staatövertrage oder vom contrat social 
zur Stüße dienen. Denn — abgejehen davon, daß es ich hiebei nur um 
Eine Möglichkeit von vielen handelt — der Staat entjtcht hier zwar in Folge 
des Vertrages, aber er ruht nicht auf dem Vertrage. Sobald er gejchaffen 
ift, gründet jich fein Beſtand auf die Staatögewalt. Der beite Beweis 
dafür ift der, daß die Dauer des Staatsweſens durchaus nit auf Die 
Perſonen der urfprünglichen Vertragstheilnehmer bejchränft ift und auch nicht 
mit jedem neu hinzutretenden Menjchen ein neuer Staatävertrag geichlojjen 
wird. Der Menjch wird nicht etwa, wenn er zu feinen Jahren gefommen 
iſt, um feine geneigte Einwilligung gefragt, ob er dem Staatöverbande, in 
dem er geboren ift, auch anzugehören gejonnen ſei Er jteht vielmehr unter 
der Herrihaft der Staatögewalt, ob er will oder nicht. 

Ein Staatsweſen kann dann auch dadurch entitehen, daß ein noch nicht 
jeßhaftes, aber bereits unter einer Herrichaft jtehendes Volk, ſei e8 durdy Er- 
oberung, ſei es durch Befiedelung freien Yandes fich ein Gebiet erwirbt; ferner 
dadurd, daß Angehörige eines Staates durh Auswanderung (Ntolonijation) 
einen neuen Staat gründen wie die griechischen Prlanzitädte. 

Neue Staaten aus fchon vorhandenen Staaten fünnen dadurch entjtehen, 
daß mehrere Staaten zu Einem vereinigt oder dadurd, daß aus Einem Staate 
mehrere oder aus Bejtandtheilen von Staaten neue Staaten gebildet werden. 
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UL dieß kann Folge gewaltiamer Vorgänge, wie Eroberung, Staat3- 
ummälzung jein, oder mit Zuftimmung der bisherigen Staatsgewalten vor 
fih gehen. Immer aber ruht die neue Staatsyewalt auf fich jelbit. Der: 
artige Vorgänge weilt auch die neue Gejchichte zahlreih auf. Man braucht 
nur an die Losſagung der Niederlande von Spanien (1579), der nordameri— 
fanischen Freiſtaaten von Großbritannien (1776), die Staatengründungen der 
Napoleoniichen Zeit, die Entitehung der Königreiche Belgien und Ftalien, der 
Balfanjtaaten zu denken. Dabei von Recht oder Unrecht zu reden, hat feinen 

weck. 

8 Es haben ſich dabei theilweiſe Vorgänge mit abgeſpielt, die an die ver— 
tragsmäßige Staatengründung erinnern, aber doch nicht ganz gleichartig ſind. 
Die Gründung des Königreiches Jialien hat ſich in der Weiſe vollzogen, daß 
die einzelnen Provinzen oder Staaten durch den König von Sardinien, ſpäter 
von Italien erobert wurden, und daß der Bevölkerung des eroberten Gebiets 
dann die Frage zur Abſtimmung unterbreitet wurde, ob ſie den Anſchluß an das 
fonjtitutionelle Königreich Viktor Emanuels II. wolle. Jh kann die Frage un— 
erörtert lajjen, was geſchehen wäre, wenn eine der Bevölferungen Nein gejagt 
hätte; thatjächlih haben fie Alle mit überwältigender Mehrheit Ja gejagt. 
Aber immerhin batten jene Abjtimmungen mehr den politiichen Werth der 
Feſtſtellung der Volksmeinung, wenn fie auch aus der Lehre vom Selbit- 
bejtimmungs,recht“ des Volfes oder von der VBolfsjouveränität hervorgegangen 
find. Das Enticheidende aber war jedenfalls nicht die Abjtimmung, fondern 
die Thatjache der Staatsgründung und der gewaltjamen Bejeitigung der bis- 
berigen Staatsgewalten, ohne weldye Thatjachen die Italiener über gar nichts 
abzuftimmen gehabt hätten. 

Eine Urjache der Neubildung von Staaten aus einem bejtehenden Staate 
ijt im neueren Staatsrechte verſchwunden, die Theilung im Erbgange Lie 
iſt nur bei einer privatrechtlichen Auffajjung der fürjtlichen Herrichaft denkbar, 
wie fie bejonders dem Mittelalter eigen war. Die Untheilbarfeit des Staates 
iſt Grundjag des heutigen Staatsrechtes und ergibt fich aus dem Wejen der 
Staatögewalt als einer öffentlichen, im Staatsinterejje beitehenden Gewalt. 

Ueber die Urjachen des Untergangs von Staaten ijt nichts zu jagen, das 
ſich nicht von jelbjt unmittelbar oder mittelbar aus dem ergäbe, was über die 
Umbildung von Staaten erörtert wurde. 


II. Die Bejtandtheile des Stantsbegrifis. 
1. Die Staatsangehörigen. 


Zum Staate gehören vor Allem Menjchen. Die Menſchen in ihrer Ber: 
einigung zu einem Staate bilden ein Voll. Volk im Rechtsſinne und Bol 
im natürlichen Einne (Bolksitamm, Nationalität) find nicht dasjelbe.. Das 
Volk eines Staates kann verichiedene Volksſtämme umfaljen; ein Volksſtamm 
kann unter verjchiedenen Staaten getheilt fein. Daß in der Stammesgemeinjchaft 
ein großer Antrieb liegt, auch die Staatsgemeinfchaft zu juchen, it von ſelbſt 
einleuchtend. Es fann aber auch umgefehrt die Staatsgemeinichaft zur Bild- 
ung einer Stammesgemeinjchaft führen. Ju erjterer Hinficht ift ſelbſtverſtändlich, 
daß der in neuerer Beit viel betonte Grundjaß der Stammeszufammengehörigfeit 
(Nationalitätsprinzip) fein Nechtsgrundjag iſt. Es gibt feinen Nechtsjas, der da 
lautet: jeder Volksſtamm hat das Recht, für ſich einen Staat zu bilden. Einen 
Staat bildet, wer die Kraft dazu hat. Aber auch wenn man jenen Grundjaß 


328 M. v. Seydel: Vorträge aus dem allgemeinen Staatsredhte. 


nicht al3 ein Rechtsgeſetz, jondern ala eine Art Naturgejeg anſieht, iſt an eine 
ausnahmsloſe Verwirklichung desjelben nicht zu denken. Manchfache Binder: 
nifje jtehen dem entgegen: die beträchtlichiten find die, welche aus gefchicht- 
licher Entwidlung hervorgehen; aber es gibt auch andere wie zum Beifpiel 
der mangelnde räumliche Zufammenhang, die Durcheinandermengung verjchie- 
dener Stämme, die politiiche Unfähigkeit zur Staatenbildung. Wo ein Staats» 
verband mehrere Volfsitämme oder Bejtandtheile von folchen umfaßt, ent- 
fteben, falls es ſich nicht blos um geringfügige Beimifchungen zu einer 
Hauptmafje handelt, eigenthümliche Schwierigkeiten der Staatsgejtaltung. Den 
einleuchtendjten Beleg hiefür bietet in der Gegenwart Defterreich-Ungarn. Die 
Frage, wie diefe Schwierigkeiten zu löſen jind, iſt jelbjtverftändlich feine Frage 
des allgemeinen Staat3rechtes, nicht einmal eine Frage der allgemeinen Poli— 
tif, jondern der befonderen Politif des einzelnen Staates. Die gejetgeberijche 
Regelung aber, zu der die politiichen Erwäguugen geführt haben, bildet das 
zweifelloje Necht de3 betreffenden Staates. Diefes Recht fann unter Um— 
jtänden, um mit Heinze’ Ausdrud zu reden, Gejegesunrecht jein. Aber das 
jchadet feiner Geltung nichts; es fan nur möglicher Weile der Staatsgewalt 
Schaden, von der es ausgeht, oder jogar Anlaß zur Staatsummälzung werden. 

Aber auch wenn man von den Scheidungen in Volksſtämme abjieht, ſtehen 
die Staatsgenojjen der Staatsgewalt durchaus nicht lediglich ala eine Menge 
von Einzelperjönlichkeiten gegenüber. Freilich it der Einzelne für die Rechts: 
ordnung in erjter Linie Unterthan oder Staatsbürger und als jolcher der 
Staatsgewalt unbedingt unterworfen. Aber audy die am ausgedehntejten ent: 
widelte Staatsgewalt wird dem Einzelnen immer noch einen Kreis der Be- 
thätigung frei lafjen, in der er lediglich Menſch und nicht Staatsgenojje iſt; 
ja fie muß ihm einen folchen fogar frei lafien, da die Staatsgewalt nur das 
äußere Leben unmittelbar mit ihrem äußeren Zwange ergreifen fann. In— 
dejien jelbit abgejehen hiervon fteht der Menſch auch unter der Herrichait der 
Rechtsordnung noch in vielfachen anderen Beziehungen als in dem Berhält- 
nifje zum Staate. 

Die zunächit fich darbietende derartige Beziehung ift der Familienverband, 
der, wenn auch im Staate durch die Rechtsordnung geregelt, doch geichichtlich 
älter ijt als der Staat, ja fogar im urjprünglichen Staatsmwejen oft eine jehr 
bedeutende jelbititändige Rolle ſpielt. 

Nicht minder wichtig ift, zumal bei entwidelterer Bildung, eine Anderes, 
die gejellichaftliche Gliederung des Volkes. Es bedarf einer eingehenderen 
Augeinanderjegung, was ich darunter veritehe. 

Der Staat ijt eine Intereſſengemeinſchaft. Im Staate finden die allge: 
meinten Intereſſen ihre Einigung und Befriedigung. Es ijt Einzelfrage, wie 
weit der Staat hierin geht. Aber foviel ift ficher, daß ein jehr bedeutender 
Reit von Intereſſen immer übrig bleibt, die nicht von rein perjönlicher Art, 
fondern einer Mehrzahl gemeinfam find, doch aber nicht oder nicht voll in den 
Thätigkeitsfreis der Staatsgewalt fallen. Mit anderen Worten, der Trieb der 
Interejjengemeinjchaft, der zur Staatsbildung führt, wirft auch innerhalb des 
Staates fort. Wie die Menjchheit fich in den Staaten gliedert, jo gliedert 
fi innerhalb. der Staaten das Volk in der Gefellichaft. Es gefellen ſich im 
Staate diejenigen zufammen, welche neben den allgemeinen noch weitere gleiche 
Interefien haben. Wenn ich bier von Gejellichaft und Sich-gefellen rede, jo 
ift dabei durchaus nicht an Begriffe des bürgerlichen Rechts zu denken. Ich 
meine damit zumächit Die rein thatjächliche Erjcheinung gewiljer Intereſſen— 
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gruppen, wobei es fich ganz von jelber, ohne jede Abrede ergibt, daß die Zu— 
gehörigen, weil fie in dem und jenem den gleichen WVortheil jehen, auch in jo 
und ſoviel Dingen gleihe Meinung und gleiches Ziel haben. 

Wenn man nun darauf zurüdgeht, was eigentlich jedem Intereſſe fachlicher 
Art — umd nur darum handelt e8 fich hier — zu Grunde liegt, jo findet man, 
daß dies nicht? Andres ift als der Trieb zu bejtehen und weiterhin, möglichit 
gut zu bejtehen. Um bejtehen zu können, muß der Menich die Außenwelt fich 
dienjtbar machen, irgend eine Thätigkeit entfalten. Dieſe Thätigkeit ift, mie 
der Menſch jehr bald bemerkt, dann am Wirkjamften, wenn ein Jeder das, was 
feiner natürlichen Fähigkeit am Angemeſſenſten ift, für fich und für Andere oder 
auch nur für Andere thut, gleiche Dienjte von Jenen empfangend. Das ift 
die Arbeitstheilung, eines der mächtigiten einigenden Verhältniſſe im Leben der 
Menjchheit; jo mächtig jogar, daß es fähig ift, in feinen Wirkungen die Staats: 
grenzen zu durchbrechen. 

Indem nun jeder diejenige Thätigfeit ſich erwählt, welche feiner Anlage 
am meilten entfpriht — und diefe Thätigfeit braucht gar nicht nothwendig 
ütererzeugend an fich zu fein, wenn jie nur perjönlich wertherzeugend ift — bilden 
* innerhalb der ſtaatlichen Vereinigung der Menſchen Gruppen, welche durch 
gemeinſamen Beruf verbunden ſind. Was ſie — nicht nothwendig rechtlich, 
aber jedenfalls thatſächlich — verbindet, iſt das gemeinſame Intereſſe, ſich 
für das Erzeugniß ihrer Berufsarbeit den größtmöglichen Antheil am Er— 
zeugniſſe der übrigen Arten von Thätigkeiten zu verſchaffen. Eine ſolche 
Menſchenzahl, die durch die Gemeinſamkeit des Berufes verbunden iſt, bildet 
einen Stand. Der Begriff des Standes ijt von Haufe aus kein Rechtsbe— 
griff, ganz unbejchadet jeiner ungeheueren Bedeutung im Leben. Es gibt 
faum irgend etwas außer der Stammesangehörigfeit, was einen jo ungemeinen 
modelnden Einfluß auf die Menjchen äußert, als die Standeszugehörigfeit. 
Der Begriff des Standes ijt fein an und für fich feititehender; je nachdem 
man innerhalb der GSejellihaftsgruppen auf die gemeinjfamen oder auf die ver: 
ſchiedenen Intereſſen jieht, fügen jich Gruppen zu Einheiten zujammen oder löſen 
ſich in Einheiten auseinander. Aber der Begriff des Standes kann Rechts— 
begriff werden, wenn das Recht jich feiner bemächtigt, feite Begriffsmerfmale 
aufjtellt und rechtliche Ordnungen daran fnüpft. Nur Eines kann das Recht 
nicht: es fann nichts zum Stande machen, was feiner ijt, jo wenig es ver: 
fügen fann, daß 2 X 2 = ſei. 

Die natürliche Ständebildung geht aus der freien Wahl des Berufs nad 
Maßgabe der perfönlichen Fähigkeiten hervor. Bei diefer Wahl machen ſich 
ohnedies hinlänglich viel Umftände geltend, die deren Freiheit beeinträchtigen ; 
e3 kann daher von Staatswegen faum etwas Gefährlicheres geichehen, als auch 
noch durch das Anjehen der Rechtsordnung bier hindernd einzugreifen. 

Im Berhältnijje unter einander eignen fich die einzelnen Stände von der 
gejfammten Gütererzeugung des Volkes einen um jo größeren Theil an, je 
höher das gewerthet wird, was jie jelbjt zu diejer Erzeugung beitragen. Die 
höhere und jeltenere Befähigung für den Beruf ijt dabei wejentlich mit be 
ftimmend. Jeder Stand trachtet, ſich in möglichit abgejchlojjener Zahl zu er: 
halten, die an und für ſich höher befähigten Menichen nicht zu jich empor 
fommmen zu laſſen. Jeder Stand hat die Neigung, ſich blos aus den Ab: 
fommen jeiner Angehörigen zu ergänzen. Das liegt jchon im Familientrieb, 
der eine jehr wichtige Stüge in Erbrechte da findet, wo die Berufsthätigfeit 
an eine gewiſſe Befigesform, an ein Grundjtodvermögen ſich fnüpft. So liegt 
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denn in jedem Stande einige Neigung, zum Öeburtsjtande oder zur Kajte zu 
werden. Der Gejeßgeber kann ſich diefer Neigung gegenüber verjchieden ver— 
halten, gleihgültig, abwehrend, fürdernd. Das verfehltefte iſt jedenfalld das 
legtere, bejonders dann, wenn der Gejeßgeber geradezu die Berufsjtände zu 
Geburtsftänden macht oder eine Entwidelung, die dieſe Richtung genommen 
hat, geſetzlich Schüßt. Aber auch wo dies gejchehen ift, zieht der Geburtäjtand 
jeine Yebensfraft nur aus der Gemeinfamfeit des Berufes. Vermag er ſich in 
diefer Gemeinjamfeit nicht zu halten, jo it er rettungslos verloren; der Ges 
burtsjtand geht, wenn er nicht mehr Berufsitand ijt, in den Berufsjtänden 
unter. Daran kann fein Gefeßgeber der Welt etwas ändern. Wenn der 
Stand die Berufsgemeinichaft nicht halten kann, kann er den Stand nicht 
halten ; auch nicht durch die weitejt gehenden Vorrechte. Die VBorrechte fünnen 
wohl an einen Stand, ebenjo wie, nach Willtür des Gejeggebers, an irgend 
welche BZufälligfeiten ſich anfnüpfen; aber fie fünnen feinen Stand ſchaffen. 
Ein Beiſpiel mag dies erläutern. Die deutjchen jtandesherrlichen Häufer haben 
eine Summe gleichbeitlicher Vorrechte, die lediglich geichichtlich erflärbar find, 
jahlih aber auf feiner innern Nothwendigkeit beruhen; einen Stand aber 
bilden die Angehörigen diefer Häufer nicht, denn fie Haben als ſolche feinen 
bejonderen Beruf. 

Jeder erblich gewordene Berufsjtand muß, da es dem Geſetzgeber und 
vollends dem Gejeßgeber der Neuzeit niemals gelingen wird, ihn als jolchen 
zu erhalten, nothwendig abjterben. Dies deshalb, weil der erblicy gewordene 
Berufsſtand die Menjchen zu einem bejtimmten Berufe nicht nach den Maß— 
ſtabe der Befähigung, jondern nach dem Zufalle der Geburt heranzieht. Auch 
die Erblichfeit des Vermögens wird biegegen, jelbit bei Anwendung fünjtlicher 
Mittel der VBermögenserhaltung, mur einen bejchränften Schuß bieten, da 
Ichliehlih Doc das Vermögen denen entgleitet, die nicht fähig find, es zu be— 
wahren und zu verwalten. Im Allgemeinen aber wird ein Geburtsjtand um 
jo rajcher entarten, je höher jein Beruf ift, weil dann unter denjenigen, die 
ihm durch die Geburt zugehören, die Verhältuißzahl der Befähigten die ge— 
ringite it. 

Die jtändische Gliederung des Volkes kann auf die Gejtaltung des Staates 
einen jehr namhaften Einfluß äußern, ja es find häufig die Menderungen der 
Staatöverfaljung nicht anderes als die Folge der Umgeitaltung, welche die 
ftändische Gliederung des Volkes erfahren hat. 

Die bedeutendfte Wirkung des jtändischen Weſens auf den Staat tritt da 
ein, wo es einem Stande gelingt, fich in den Befig der Staatögewalt zu jegen. 
Eine ſolche ſtändiſche Herrichaft birgt eine große Gefahr in fich, da fie die 
natürliche Neigung bat, die Staatsgewalt nicht im allgemeinen Staatsinterejje, 
jondern im Standesinterejje zu handhaben. 

Die ftändische Gliederung des Volkes kann ferner, wenn die Stände eine 
feite rechtliche Ausgejtaltung gewinnen, und durch dieſe ſich von einander ab» 
jondern, geradezu zur Grundlage der Staatöverfafjung werden. Cine folche 
Entwidelung der Dinge ift für die Staatseinbeit höchit bedenflih. Indem 
ji) der Einzelne zunächſt, ja ausjchlieglih als Standesgenojje fühlt, geht 
der Zinn für den Staatsverband, für die Staatsgenojjenjchaft leicht verloren 
oder wird Doch erheblich geihwächt. Dies iſt befanntlich die Entwidelung 
des mittelalterlichen Staates gewejen. 

Steine jtändische Gliederung ftellt der Gegenfag von Freien und Uns 
freien dar. Die Unfreibeit ift Verneinung der menschlichen Perjünlichkeit, der 
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Unfreie fein Staatsgenoſſe. Die Sklaverei it im unſerer Staatenwelt merf: 
würdig ſchwer überwunden worden, trogdem ihre Unnatur auf der Hand liegt. 
Chen Florentinus jagt: Servitus est constitutio juris gentiumn qua quis 
dominio alieno contra naturam subilcitur. 

Eine andre Gliederung der Staatögenofjen, die nicht minder belangreic) 
iſt, als die berufliche, ijt die örtliche Gliederung des Gemeindeverbandes. 
Wohl iſt der Gemeindeverband durch die jtaatliche Geſetzgebung geregelt und 
in den Bau der ftaatlichen Verwaltung eingefügt. Aber abgejehen davon, daß 
Dies nicht immer jo war, iſt die Gemeinde feineswegs lediglich ein jtaatlicher 
Berwaltungsbezirt. Sie befigt eine große Zahl jelbitändiger Interejjen für 
ji und damit hat die Gemeindezugehörigfeit neben der Staatszjugehörigkeit einen 
jelbjtändigen Inhalt. 

Ich Habe im bisherigen die verjchiedenen möglichen Gruppenbildungen 
innerhalb des Staatsverbandes erörtert. 

Das jtaatsrehtlih Wichtigfte aber bleibt unter allen Umftänden die un— 
mittelbare Beziehung der Einzelnen zum Staate, die Staatsangehörigfeit. Die 
Staatsangehörigfeit ijt ein Öffentlichrechtlicher status. Die Geſetzgebung jedes 
Staates hat die Frage zu regeln, wer ald Staatsangehöriger anzujehen jei, 
wie die Staatdangehörigfeit erworben und verloren wird Der gejeßgeberiiche 
Geſichtspunkt bei Negelung des Erwerbes der Staatsangehörigfeit fann ein 
verjchiedener fein. Es lafjen fich in der Hauptiache der Grundjag der Gebiets: 
gewalt und jener der perjönlichen Gewalt (Territoritätsprinzip, Perſonalitäts— 
prinzip) unterfchieden. Nach dem erjteren Grundjage bewirkt entweder die Ge— 
burt im Yande oder auch der Wohnort die Staatsangehörigfeit, nach dem 
Grundſatz der perjönlichen Gewalt ijt die Abjtammung von einem Staats 
angehörigen das Entſcheidende. Der legtere Grundſatz berricht in der Neu— 
zeit. Es fünnen auch beide Grundjäge vermifcht fein in der Weiſe, daß rür 
die im Auslande gebornen Kinder von Inländern die perjünliche Beziehung, 
im Uebrigen der Grundjag der Gebietshoheit gilt. Neben dem Erwerbe der 
Staatsangehörigfeit durch Geburt fommt allentbalben auch der Erwerb dur) 
Verleihung (Naturalifation) vor, jei es als befondere Rechtshandlung, ſei es als 
Folge einer anderen Nechtshandlung wie Heirat, Anitellung ze. 

Der Berluft der Staatsangehörigfeit kann im verichiedener Weije eintreten. 
Die Gejepgebung eines Staates kann von dem Geſichtspunkte ausgehen, daß der 
Einzelne der Staatsangehörigkeit fich nicht einfeitig zu entziehen vermöge, aljo 
der Entlafjung aus dem Staatöverbande bedürfe. Sie fann ferner unter Um— 
ftänden die Ausftoßung aus dem Staatsverbande vorjehen. Sie kann endlich 
jedem Staatsgenojjen das Recht einräumen, nach Belieben aus dem Staats— 
verbande zu jcheiden und dabei entweder eine ausdrüdliche Erklärung dieſes 
Austrittes verlangen oder auch ein gewiljes Verhalten wie die thatjächliche 
Auswanderung als Austrittserflärung behandeln. 

Die Nihtübereinitimmung der Geſetzgebung verjchiedener Staaten kann 
unter Umjtänden zur Folge haben, daß derjelbe Menſch von mehreren Staaten 
als ihr Angehöriger angejehen wird, oder auch, daß ein Menjch von feinem 
Staate als jein Angehöriger anerfannt wird, daß er rechtlich ftaatlos iſt. Die 
Staaten find daher beitrebt, im Wege des Vertrages und der Gejeggebung 
derartigen Berhältnijjen vorzubeugen. Mehrfache Staatsangehörigfeit iſt an 
ſich ein Widerſpruch; fie iſt ohne Zwiejpalt nicht durchrührbar, 

Man pflegt aus der Gejammtheit der Staatdangehörigen die Staats» 
bürger als bejundere Klaſſe auszuſcheiden d. h. jene, bei welchen die Voraus» 
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jegungen für die Ausübung bejtimmter öffentlicher Nechte gegeben find. Dieje 
Ausicheidung ijt eine Frage des einzelnen Staatsrechtes. 

Den Staatsangehörigen ftehen die Fremden gegenüber, welche zur Staats: 
gewalt, ſei e3 mit ihrem Bermögen als Ausmärfer, jei es mit ihrer Berjon 
durch Aufenthalt in Berührung treten. Ihre Beziehung zum Staate hat alfo 
darin ihren Grund, daß fie in den räumlichen Machtbereich der Staatsgewalt 
eintreten. Der Staat der Neuzeit läßt im Allgemeinen den Fremden an der 
Privatrechtsgemeinichaft Theil nehmen, nicht dagegen an den politifchen Rechten, 
deren gejegliche Borausfegung die Zugehörigkeit zum Staatsverbande iſt. 
AUndrerjeit3 find die Fremden auch gehalten, ſich der Rechtsordnung des 
Staates zu unterwerfen und unterliegen der Staatsgewalt innerhalb der 
Grenzen der Gebietshoheit. Wie diefe Grenzen gezogen find, läßt fich gleich- 
fall3 nur nach den einzelnen Staatsrechten beantworten. So fehr ſich übrigens 
thatfächlich die Nechtsjtellung des Fremden der Stellung des Cinheimiichen 
annähern mag, jo bleibt doch jedenfalls Ein bezeichnender Unterfchied ftet3 be— 
ftehen. Der Staatsangehörige hat ein Recht, in jeinem Staate zu leben, der 
Fremde iſt nur geduldet. 


2. Das Gebiet. 


Das Gebiet it die zweite Grundlage des Staatsweſens. Gebiet be- 
zeichnet im Allgemeinen denjenigen abgegrenzten Theil der Erdoberfläche, inner- 
halb dejjen irgend eine öffentliche Gewalt fich bewegt; Staatsgebiet aljo das— 
jenige Bereich, innerhalb dejjen die Staatsgewalt ausschließlich herrſcht. Man 
nennt die Staatsgewalt in ihrer Beziehung zum Gebiete Gebietshoheit. 

Die Bedeutung der Gebietshoheit it rechtlich in erjter Linie eine ver: 
neinende, nämlich der Ausjchluß jeder anderen Herrichaft über diefes Gebiet. 
Borausjegung für die Möglichkeit einer Gebietshobeit ift aljo die Beherrichbar- 
feit des Landes, die thatjächliche Möglichkeit feiner Aneignung an eine be— 
jtimmte Herrichaft. Nicht die ganze Erde ift beherrſchbar. Nicht beherrichbar 
find folche Theile des fejten Landes, die nach ihrer Bejchaffenheit feine Mög— 
lichkeit menjchlicher Niederlafjung gewähren; nicht beherrjchbar ift ferner die 
hohe See. 

Zum Begriffe des Gebiet? gehört ferner Beſtimmtheit. Man nennt Die 
Linie, welche das Staatsgebiet gegen andere Staaten oder jtaatloje Flächen ab» 
Ichließt, die Staatsgrenze. Die Staatögrenze ijt entweder durch die Natur 
jelbjt bezeichnet oder jie wird, joweit das möglich ift, Durch Grenz: oder Hoheits- 
zeichen vermarft. Die Staaten pflegen die Feitjtellung ihrer Grenze und die 
erforderliche Unterfuchung der Grenzzeichen gemeinjfam durch beiderjeitige Be— 
vollmächtigte vorzunehmen. 

Der bejahende Inhalt der Gebietshoheit ift eine Folge ihres verneinenden 
Inhalts. Er beiteht darin, daß Alles, was fich innerhalb des Gebiets be- 
findet, unter die Macht der Staatsgewalt tritt. Quidquid est in territorio, 
est etiam de territorio. Dieß gilt nicht blos von den Sachen, fondern auch 
von den PBerjonen. 

Die natürliche Beichaffenheit und die Lage des Landes haben felbitver- 
ſtändlich großen thatfächlichen Einfluß auf die Geftaltung des Staates. Aber 
diefe Einflüfje und ihre Wirkungen darzulegen, it feine Aufgabe des Staats: 
rechts. Das Staatsrecht hat es nur mit der gejchaffenen Rechtsordnung zu 
thun, nicht mit den natürlichen Verhältniſſen, die bei deren Gejtaltung that: 
jächlich mitbejtimmend gewejen jind. 
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Das Gleiche gilt von der Größe des Gebietes, mag man fie an und 
für jih oder im Verhältniffe zur Bevölkerungszahl und zur Größe anderer 
Staaten betrachten. Gerade diefe Umstände fünnen eine jehr bedeutende Ein- 
wirfung auf die Geftaltung eines Staates äußern. So fünnen durch die große 
Ausdehnung eines Staatsgebietes gewiſſe Staatdformen geradezu unmöglich 
oder doch für das Staatswejen unvortheilhaft werden. 

Ein Sleinftaat 3. B. mag mit einer unmittelbaren Demokratie durch: 
fommen; ein-Öroßjtaat wie etwa von dem Umfange des römischen Weltreichs 
oder Rußlands kann eine derartige Staatsform nicht ertragen. 

Bon Bedeutung ift ferner auch, ob das Gebiet eines Staates ein geſchloſſenes 
ift oder nicht. Gejchlofjen ift es dann, wenn das ganze Staatsgebiet räumlich 
zuſammenhängt oder doch nicht vom Gebiete anderer Staaten durchjeßt ift. 
Geichlojienheit des Staatsgebiets ift das naturgemäßere. Die Gefchlofjenheit des 
Staat3gebiet3 kann entweder dadurch gejtört jein, daß das Staatägebiet Ge- 
bietätheile fremder Staaten in fich einschließt (Gebietseinschlüffe), oder dadurch, 
daß die Gebietötheile des Staates räumlich von einander getrennt find. Der- 
artige Verhältnifje erzeugen regelmäßig die Nothwendigfeit vertragsmäßiger 
Abmachungen zwiichen den Staaten, deren Gebiete cine Gemengelage zu ein- 
ander haben. 

Eine Folge der Einheitlichkeit der Staatsgewalt ijt e8, daß es über ein 
und dasfelbe Gebiet auch nur Eine Gebietshoheit geben fann. Die Einwirf- 
ung einer andern al3 der eigenen Staatsgewalt auf ein Gebiet — in fried- 
lihen Verhältniſſen natürlich — fann nur in Folge eines Zugeftändnifjes des 
Inhabers der Gebietshoheit jtattfinden., 


3. Die Staatsgewalt. 


Was die Staatdgewalt (Souveränität) rechtlich ſei, hat ſich im Allge— 
meinen bei der Feſtſtellung des Staatöbegriffes bereits ergeben. Sie ijt die 
höchite Gewalt über den Staat; fie umfaßt aljo unbedingt Land und Bolf. 

Die Trage, wer der Träger der Staatögewalt fei, ift nicht au dem Be- 
griffe des Staates, fondern bei der Lehre von den Staatöformen zu beant- 
worten. Nur zweierlei läßt fich jchon ans dem Staatsbegriffe jelbit allgemein 
fejtitellen. Einmal dieß, dab die Staatsgewalt ftets einen menschlichen In— 
haber haben müſſe; jodann verneinend, daß fich aus dem Staatsbegriffe fein 
nothwendiger und allein möglicher Inhaber der Staatsgewalt ergibt. Die 
insbejondere durch J. J. Roufjeau zu fo weiter Verbreitung gelangte, aber 
aud früher jchon verfochtene Lehre, daß die Staatsgewalt von Nechtswegen 
jtet3 beim Volke und daß dieje Volfsherrichaft ſowohl urjprünglich als auch 
unveräußerlich jei, ift falſch. Sie ift falfch auch in der Abſchwächung, als 
müſſe jede anderweitige Herrjchaft in einer Uebertragung durch das Volk ihre 
Begründung finden. 

Die Staatsgewalt it, weil höchſte Gewalt, rechtlich fchranfenlos; denn 
e3 ijt Niemand über ihr, der ihr Schranken jegen fünnte. Wenn man dem 
gegenüber darauf hinweiſt, es bejtehe gegenüber der Staatsgewalt nur die Ver: 
pflihtung zu verfafjungsmäßigem, alſo nur zu bedingtem Gehorfame, jo beruht 
diefer Einwand auf mangelhafter Schlußfolgerung. Denn die Verfafjung 
jelbjt ft ja Erzeugniß des Willens des Inhabers der Staatsgewalt. Ebenſo— 
wenig ergibt fich eine rechtliche Beichränfung der Staatsgewalt aus der Be- 
hauptung, die Staatsgewalt habe die Gebote des Sittengeſetzes zu befolgen. 
Abgejehen davon, daß die Auffafjung darüber, was Sittengefeß fei, eine jehr 
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veränderliche ijt, beantwortet fich der Träger der Staatsgewalt ſelbſt maß— 
gebend die Frage, ob er im Einkflange mit dem Sittengeſetze ſeine Gewalt übe, 
feine Gejege erlaſſe ꝛc. Er kann darüber Niemandem eine Weberprüfung zu: 
geftehen. Die Stuatsgewalt fann die Berufung auf den Sag: „Man muß 
Gott mehr gehorchen als den Menfchen“ nicht dulden. Sept fie fich freilich 
in großen und bleibenden Widerſpruch zu der Auffafiung des Volkes in be— 
deutenden ‘ragen, jo läuft fie die Gefahr einer Staates ummwälzung. 

Wenn mın auch die Staatsgewalt rechtlich, jo iſt fie doch thatlächlich 
nicht ichranfenlos. Es gibt jehr viele Dinge auf der Welt, über welche die 
Staatsgewalt nicht Meiiter iſt; ſehr viele, über welche jie fich vernunftgemäß 
nicht zum Meifter machen joll. Um nur einen wichtigiten Punkt hervorzus 
beben: die Staatögewalt vermag das menschliche Leben nur in jeinen Bethätig- 
ungen zu regeln und nur äußeren Zwang gegen die Staatsgenojjen zu üben. 
Eine unmittelbare Herrichaft über das innere Leben der Menfchen, über Ge: 
danken und Gejinmungen, über den Glauben, über politiiche und jonjtige Ueber: 
zeugungen vermag die Etaatsgewalt niemals zu erlangen. Diefem Um: 
jtande joll die Staatsgewalt auch in dem Gebiete Nechnung tragen, das für 
fie erfaßbar ift. Die Gewiſſensfreiheit 3. B., d. h. Die Anerfennung der Frei— 
heit in der Bethätigung von Ölaubensmeinungen, joweit das Staatsinterejie 
nicht entgegenfteht, hängt jehr enge mit dem Umſtande zujammen, daß Die 
eigentliche innere Gewiſſensfreiheit für den Staat gar nicht angreifbar ilt. 

Aus dem Begriffe der Staatsgewalt ergeben fid) folgende nothiwendige Eigen- 
ſchaften derjelben. 

Die Etaatsgewalt ijt allumfaljend innerhalb ihres Bereiches und zwar 
fowohl was ihre Gegenftände — Gebiet und Untertbanen — als auch was 
ihren Inhalt anlangt. Der Inhalt der Staatsgewalt kann alfo nicht auf- 
zählend bejtimmt werden. Man mag allerdings an der Hand des Rechts der 
einzelnen Staaten die verfchiedenen Aufgaben zujammenitellen und ordnen, 
welche die Staatsgewalt ſich jet. Auch gegen den Gebrauch läßt ſich nichts 
einmwenden, die Staatsgewalt in ihrer Berhätigung au diefen Aufgaben mit be: 
fonderen Ausdrüden zu bezeichnen, von Hoheitsrechten zu ſprechen, wie Ge: 
richtshoheit, Heercshoheit, Berghobeit u. dgl. Aber daran muß man feithalten, 
daß die Staatögewalt nicht die Summe einer Anzahl aufzählbarer Hoheits— 
rechte ift, jondern die Staatsgemwalt. 

Die Staatsgewalt ijt ausjchließlih und daher untheilbar. Die Staats: 
gewalt kaun für ein und Ddenfelben Staat nur Eine fein. Sie dulder als 
höchſte Gewalt begrifflicy weder eine Gewalt über jich, noch auch eine gleich: 
berechtigte Gewalt neben fid). 

Daraus ergibt ſich die Unmöglichkeit, die Staatsgewalt nad) ihren Be: 
thätigungen, nach „Gewalten“ zu zerichneiden und an verjchiedene jelbjtändige 
Inhaber zu vertheilen, wie dieß die Montesquieu’sche Lehre von der Ge: 
waltentheilung will. 

Daraus ergibt fich ferner die Unmöglichkeit, irgend eine firchliche Gewalt 
ald der Staatsgewalt gleichgeordnet anzujehen. Denn joweit die Firchliche 
Gewalt fich im geijtigen Bereiche bewegt, 3. B. Glaubensjäge über das Jen: 
ſeits aufftellt, kömmt fie überhaupt mit dem Staate nicht in Berührung, iſt 
aljo der Begriff der Nebenordmung gar nicht anwendbar. Soweit aber die 
firchliche Gewalt ſich äußerlich und handelnd bethätigt, tritt fie in den Macht: 
freis der Staatsgewalt und ijt derjelben daher unterworfen. 
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Es ergibt ſich aus der Untheilbarfeit der Staatsgewalt endlich die Un: 
möglichfeit eines aus Staaten zujammengejegten Staates, eines Bundesjtaates. 
Denn faßt man den Bundesſtaat dahin, daß ſowohl für die Gliederſtaaten 
wie für den Geſammtſtaat eine beſondere Herrichergewalt beſteht, jo läuft dieß 
auf Theilung der Staatsgewalt hinaus; ſpricht man dagegen die Herrichaft 
(Souveränität) ausihließlih den Gliedern zu, jo it das Ganze fein Staat; 
ausjchlieglich dem Ganzen, jo find die Glieder feine Staaten. 

Die neuere Lehre vom Bundesſtaat hat jich diefem Dilemma dadurch zu 
entziehen geſucht, Daß fie, die Untheilbarfeit der Herrichaft anerfennend, leugnet, 
die Souveränität jei dem Staatöbegriffe wejentlih. Indeſſen ijt es bisher 
noch feinem Schriftiteller gelungen, eine einwandfreie Begriffsbeſtimmung des 
Staates unter Weglaſſung des Merkmales der Souveränität zu liefern. 

Die Staatsgewalt iſt, unter Vorausjekung des Fortbeitandes des Staates, 
ewig, d. h. fie endet nicht mit dem Tode oder jonjtigen Wegfalle ihres zeitigen 
Inhabers, jondern fie geht als diefelbe Gewalt auf den neuen Juhaber über. 
Daraus ergibt ſich der wichtige Saß, daß der jpätere Inhaber der Staats: 
gewalt den Staatöhandlungen des früheren Inhabers wie jeinen eigenen Dand» 
lungen gegenüberjteht. 

Die Staatsgewalt ijt ihrem Weſen nach unverantwortlich; das ergibt fich 
jhon daraus, daß die Verantwortlichkeit einen Höheren zur Vorausjegung bat, 
dem gegenüber ſie bejteht; dieſer Höhere aber fehlt hier. Freilich fann der 
Träger einer Staatögewalt gejtürzt und von dem neuen Inhaber mit oder 
ohne rechtliche Formen zur Verantwortung gezogen werden; man hat ſchon 
Könige geföpft. Aber das waren, mochten fie auch in die Form eines Rechts⸗ 
verfahrens gekleidet jein, doch nur Handlungen politischer Nache gegenüber 
Herrjchern, die dur) Staatsummwälzung entthront waren. 

Eine eigenthümliche Frage bleibt hier noch zu erörtern, die angefichts 
unjerer bisherigen ſtaatsrechtlichen Ausführungen etwas von einer verblüffen: 
den Ungereimtheit zu haben jcheint, nämlich die: Gibt es eine Souveränität 
ohne Staat? Die Frage ijt vom Standpunkte der jtaatsrechtlichen Theorie jehr 
rajch dadurch beantwortet, daß man fie durch Ueberjegung des Wortes Sou— 
veränität in's Deutſche ad absurdum führt. Dann lautet fie: Gibt es eine 
Staatsgewalt ohne Staat? Und die Antwort ijt jelbjtverjtändlich Nein. 


Fortſehung folgt.) 


Das Elottengefek. 
I. Entwurf eines Geſetzes, betreffend die deutſche Slotte. 


I. Schiffsbeſtand. 
Bj, 
1. Der Schiffsbejtand der deutjchen Flotte wird, abgejehen von Torpedo= 
fahrzeugen, Schulſchiffen, Spezialiciffen und Kanonenbooten, feſtgeſetzt auf: 
a) verwendungäbereit: 
17 Linienjchiffe, 
8 Küſtenpanzerſchiffe, 
9 große Kreuzer, 
26 feine Kreuzer; 
b) als MaterialsRejerve: 
2 Linienjchiffe, 
3 große Kreuzer, 
4 Kleine Kreuzer. 
2. Bon den am 1. April 1898 vorhandenen und im Bau befindlichen 
Schiffen kommen auf diefen Sollbejtand in Anrechnung: 


als Linienſchiſfſffee41292 
„Küſtenpanzerſchiffe.. 8 
„große Kreuzeerr. ER 
„kleine Kreuzer. . . —— ; 7 


3. Die Mittel für die zur Erreichung des Sollbeitandes (Ziffer 1) erforder- 
lichen Neubauten find jo rechtzeitig in den Reichshaushalts-Etat aufzunehmen, daß 
die betreffenden Schiffe bis zum Ablauf des Rechnungsjahres 1904 fertig geftellt 
werden können. 

8 2. 

Die Mittel für die regelmäßigen Erſatzbauten find jo rechtzeitig in den 

Reichshaushalts-Etat einzujtellen, daß 
Linien= und Küſtenpanzerſchiffe na 25 Jahren, 
große Kreuzer nach 20 Jahren, 
Heine Kreuzer nad 15 Jahren 

erjegt werden können. 


II. Imdienjthaltungen. 


83, 
Die Mittel für die Imdienjthaltungen der heimischen Schladtflotte find 
jährlich bis zu folder Höhe in den Reichshaushalts-Etat einzuftellen, daß im 
Dienste gehalten werden fönnen: 
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a) zur Bildung don aktiven Formationen: 
9 Linienjchiffe, 
2 große Kreuzer, 
6 Heine Kreuzer; 
b) al3 Stammjdiffe von Nejerveformationen: 
4 Linienſchiffe, 
4 Küſtenpanzerſchiffe, 
2 große Kreuzer, 
5 Heine Kreuzer; 
c) zur Aktivirung einer Nejerveformation auf die Dauer von 2 Monaten: 
2 Linienſchiffe oder Küſtenpanzerſchiffe. 


84. 

Die Bereitſtellung der für die Indienſthaltung von Torpedofahrzeugen, 
Auslandsſchiffen, Schulſchiffen, Spezialichiffen und Kanonenbooten erforderlichen 
Mittel unterliegt der jährlihen Feitjegung durch den Reichshaushalts-Etat nad) 
Maßgabe des Bedarfs. 


III. Perſonalbeſtand. 
85. 


An Dedoffizieren, Unteroffizieren und Gemeinen der Matrojendivijionen, 
Werftdivifionen und Torpedoabtheilungen jollen vorhanden fein: 
1. eineinhalbfahe Beſatzungen für die im Auslande befindlichen Schiffe; 
2. volle Bejagungen für 
die zu aktiven Formationen der heimiſchen Schladhtflotte gehörigen 
Schiffe, 
die Hälfte der Torpedofahrzeuge, 
die Schulſchiffe, 
die Spezialſchiffe; 
3. Bejaßungsjtämme (Mafchinenperfonal zwei Drittel, übrige Perjonal die 
Hälfte der vollen Beſatzungen) für 
die zu Rejerveformationen der heimischen Schladhtflotte gehörigen Schiffe, 
die zweite Hälfte der Torpedofahrzeuge; 
4. der erforderliche Landbedarf; 
5. ein Zujchlag von fünf Prozent: vom Sefammtbedarfe. 


8 6 
5». 

Die nad) Maßgabe dieſer Grundſätze erforderlichen Etat3jtärfen der Matrojen- 
Divifionen, Werftdivijionen und Torpedoabtheilungen, ſowie die Etatsjtärken des 
fonjtigen Perſonals unterliegen der jährlichen Feſtſetzung durch den Reichshaus— 
haltsetat. 


II. Begründung des Geſetzentwurfes. 


I. Theil. 
Allgemeine Begründung. 
Das deutſche Volk ſteht der Thatſache gegenüber, daß die Kriegsmarine zur 
Beit in den widtigiten Schiffsklaſſen weniger Schiffe befigt al in früheren Jahren. 
Es fällt dies um jo mehr ind Gewicht, als die, meijten anderen Seemächte in 
in den lebten 10 Jahren ihre Marinen erheblich verjtärkt haben. 
Annalen des Deutſchen Reiche, 1898. 22 
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Wenn heute mobil gemacht ‘würde, hätte die Marine jtatt der früher vor— 
handen gewejenen 14 nur 7 kriegsbrauchbare Linienschiffe zur Verfügung. Zwei 
Schiffe bedürfen einer längeren — 1'/,jährigen — Reparatur, zwei Schiffe find 
als Schlachtſchiffe Friegsunbrauhbar und 3 Schiffe find im Bau begriffen.”) 
Ebenfowenig iſt die Marine: mit ihrem heutigen Sciffsbejtand in der Lage, 
Deutfchlands Intereffen im Auslande jo fraftvoll zu vertreten, als dies zu Ans 
fang der achtziger Jahre möglich war. Die offizielle Sciffsliitte vom Jahre 
1882 weiſt an großen Kreuzern 11 friegsbrauchbare Kreuzerfregatten auf, außer— 
dem eine im Bau befindliche. Seitdem find an Stelle der Kreuzerfregatten die 
Panzerkreuzer getreten. Die Schiffsliſte vom Jahre 1897 weiſt feinen Panzer— 
freuzer auf. Zur Aushülfe können im Nothfalle 3 ältere, als Linienjchiffe nicht 
mehr brauchbare Panzerichiffe und ein größerer, gejhügter Kreuzer verwandt 
werden, Im Bau befinden ji 6 große Kreuzer.?) 

Zur Befeitigung dieſes Zujtandes find zwar in den letzten Jahren eine 
größere Anzahl von Neubauten in Angriff genommen und erhebliche Geldmittel 
für Schiffsbauten in den Etat eingejtellt worden, doch können diefe Aufwendungen 
feitend der verbündeten Negierungen noch nicht ald ausreichend erachtet werden. 
Um nun für die weiter aufzuwendenden Mittel eine jichere Grundlage zu ges 
winnen, iſt e3 zunächſt nothwendig, den Sollbeitand an Schiffen feitzufegen. Da 
über die Höhe diefes Sollbeitandes andauernd verjchiedene Anjchauungen zu Tage 
getreten find, halten e3 die verbündeten Negierungen für nothiwendig, den Soll— 
beitand in den Haupt-Schiffsklaſſen geſetzlich feitzulegen. Techniſche Bedenken 
gegen eine ſolche Feitlegung find nicht vorhanden. Die Schiffsklaſſen der Linienz 
fchiffe, großen Kreuzer und Eleinen Kreuzer hat e3 jeit Jahrhunderten gegeben 
und wird es auch weiter geben, da feine Erfindung der Neuzeit auf ein Auf— 
hören derjelben hindeutet. Innerhalb diefer Schiffsklaffen läßt der Entwurf der 
technijchen Entwidelung der einzelnen Schiffstypen freien Spielraum. 

Es genügt indeß nicht, den Sollbeſtand fejtzujegen, ſondern es bedarf auch 
der Beſtimmung des Zeitraums, in welchem die zur Erreichung des Sollbe— 
ſtandes erforderlichen Neubauten fertigzuſtellen ſind. Die Feſtſetzung dieſes Zeit— 
raums durch eine Denkſchrift it nicht ausreichend, da cine ſolche keine bindende 
Kraft bejigt. Gerade letzteres aber ift ein dringendes Bedürfniß, das in den 
legten Jahren in gleicher Weile von den verbündeten Regierungen und der 
Volksvertretung empfunden worden ijt. Da der Sollbeitand nicht nad) Fünftigen 
Bedürfniſſen, jondern nach den heutigen Seeinterejjen des Reichs zu bemeijen 
ijt, müßte derjelbe jchon jept vorhanden fein. Die Flotte wird daher im In— 
terefje der Sicherheit und der Wohlfahrt des Reichs jo jchnell als möglich auf 
die erforderliche Stärke gebradht werden müſſen. Andererjeits iſt der Zeitraum, 
in welchem die für nothwendig erkannten Schiffe bejchafft werden fünnen, abs 








) Kriegsbrauchbar: 4 nen: Klaſſe, 2 Sachſen-Klaſſe, Oldenburg. 
— hg Me Sadjien-Klaife. 
Als Linienſchiffe friegsunbrauchbar: Kaiſer, Deutichland. 
Im Bau: Naifer Friedrich III, Kaiſer Wilhelm II. Eriag König Wilhelm. 
”) 1882, Fertige Kreuzerfregatten: Eliſabeth, Hertha, Nineta, Leipzig, Prinz Adal⸗ 
bert, Bismard, Blücher, Moltte, Stoich, Gneifenau, Stein. 
sm Bau: Charlotte. 
1897. Fertige große Kreuzer (Panzerkreuzer): keine. 
Js u: verwendbar: König Wilhelm, Kaiſer, Deutichland, Kaiſerin 
ugulta. 
Im Bau: Fürſt Bismarck, Victoria Quife, Hertha, Freya, Kreuzer M, 
Kreuzer N, 


I. Entwurf eines Geſetzes, betr. die deutiche Flotte. 339 


bängig von der Finanzlage des Reichs, einer zwedmäßigen Beanſpruchung der 
beimijchen Privatinduitrie und der Staatöwerften, jowie ferner von der Möglich— 
feit, daS nothwendige Perjonal Heranzubilden. Nach diejen drei Gejichtspunften 
fonnte der erforderliche Zeitraum ohme Gefahr einer Ueberhajtung auf 7 Jahre 
bemejjen werden. 

Um ferner nah Erreihung des Sollbeitandes auch die Erhaltung des— 
jelben ſicher zu jtellen, bedarf es einer gejeglichen Regelung des Erſatzes kriegs— 
unbrauchbar werdender Sciffe. 

Damit jchlieglih im Kriegsfalle die Schlachtflotte leiſtet, was von ihr er— 
wartet wird, ijt eim beſtimmtes Maß von ?riedensindienithaltungen und das 
dazu erforderliche Perjonal unerläßlih. Wie jpäter (Seite 10/11) näher aus— 
gerührt, hängt von dem Umfange der Indienjthaltungen die zu wählende Or— 
ganijation der Schlachtflotte, und ald Folge derjelben die Art der im Frieden 
vorzubereitenden Mobilmahungs- und Operationspläne ab. Da eine Organijas 
tion etwas Dauerndes und Feſtſtehendes jein muß, müſſen auch die zur Inne— 
haltung der Organiſation erforderlichen Jndienjthaltungen dauernd, d. h. gejeglich, 
gelichert jein. 

Die in Folge der gejeplichen Beitimmungen über Sollitärke, Beihaffungszeit, 
Erjapbau, Indienſthaltungen und Berjonal erforderlichen Geldmittel find ver— 
fafjungsmäßig für jedes Jahr zu veranjchlagen und auf den Reichshalts-Etat zu 
bringen. 

Zur gejeplichen Feitlegung der Stärke der Marine iſt e3 erforderlich, im 
eine Prüfung der Bedürfnifje einzutreten. Zu den Aufgaben der vaterländijchen 
Kriegsmarine, welche in dem lottengründungsplane von 1873 dargelegt find: 

1. Schuß und Vertretung des Seehandel3 auf allen Meeren, 
2. Verteidigung der vaterländiichen Küjten, 

3. Entwidelung des eigenen Offenfivvermögens 
iſt noch al3 4. Aufgabe der Schuß der Kolonien getreten. 

Seitdem die eritgenannten Aufgaben im Jahre 1875 die Zuftimmung von 
Bundesrath und Reichstag gefunden haben, find die Seeinterejjen Deutichlands 
in Folge des Aufihwungs vom Handel und Judujtrie, der Steigerung don Aus— 
und Einfuhr, der zunehmenden Anlage deuticher Kapitalien im Auslande, der 
Erwerbung der Kolonien, des Fräftigen Aufblühens der Seefiicherei und der jtetig 
zunehmenden Bevölkerung in damals kaum geahnter Weiſe geitiegen. Damit ift 
aber auch die Möglichkeit zu Intereſſenkonflikten mit anderen Nationen gewacjen. 
Eine ernjtlihe Schädigung der Seeinterejjen würde heute für das gejammte 
Deutihe Volk unabjehbare Folgen nad) jich ziehen. Wil das deutſche Wolf der— 
artigen Folgen vorbeugen, will es in den kommenden Jahren feine wirth— 
fchaftlihe Stellung behaupten und auf diefer Bahn weiter fortichreiten, jo it 
eine mäßige Veritärkung der heute vorhandenen Marine unerläßlic. 

Es joll nicht verfannt werden, daß die Anjchauungen über die Art und 
Weiſe, wie obigen Aufgaben gerecht zu werden iſt, in den leßten 30 Jahren 
Schwankungen gezeigt haben. Es ijt died aber micht in der deutſchen Marine 
allein der Fall gewejen, jondern alle größeren Marinen haben diejfen Gährungs— 
prozeß durchzumachen gehabt. Nachdem indeh in der techniichen Entwidelung 
eine gewiſſe Ruhe eingetreten iſt und jetzt in allen Marinen im Wejentlichen 
Diefelben Schiffsklaffen und Sciffstypen vorhanden find, haben ſich die Scemächte 
im legten Jahrzent hauptjächlich der Durcharbeitung der organijatoriichen, taft= 
iſchen und jtrategiichen Marinefragen gewidmet, und jind heute die Anjchauungen 
hierüber jo geklärt, dah feine Bedenken vorliegen, Stärfe und Zuſammenſetzung 


Di 
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der Kriegsmarine in der Weife, wie es im Gefeßentwurfe gejchehen, gejeplich 
fejtzulegen. 

Schuß und Vertretung des Seehandel auf allen Meeren und Erweiterung 
feiner Rechte und Beziehungen fallen vorwiegend in die Friedenszeit. Dazu 
rechnet auch der Echuß, der dem deutjchen Staatsbürger im Auslande gegen 
fremde Uebergriffe zu gewähren it. Das bisherige Berfahren, diejenigen aus— 
ländifchen Stationen, auf denen Deutjchland größere Intereſſen bat, mit Kleinen 
Kreuzern zu befeßen und daneben einige Schiffe größerer Geſechtsſtärke im Dienjte 
zu halten, hat ſich bewährt, 

Zur Wahrnehmung der heutigen Geeinterefjen des Reich! im Auslande 
werden 

3 große Preuzer und zwar 
2 in Ditajien, 
1 in Mittel- und Südamerika, 
10 Eleine Kreuzer und zwar 
3 in Ditafien, 
3 in Mittel- und Südamerifa, 
2 in Oſtafrika, 
2 in der Südſee, 
4 Kanonenboote und zwar 
2 in Ditajien, 
2 in Weitafrifa, 
1 Stationsſchiff 
für erforderlicd) erachtet. Jm laufenden Jahre konnten zur Vertretung der deutſchen 
Intereſſen nur 
2 große Kreuzer, 
8 kleine Kreuzer, 
2 Kanonenboote und 
1 Stationsſchiff!) 
verfügbar gemacht werden, und auch dies nur dadurch, daß der heimischen Schlacht» 
flotte die 3 beiten und brauchbarjteu der vorhandenen Aufklärungsiciffe?) ent» 
zogen wurden. 

Um aber den Auslandsdienjt in obigem Umfange zu verjehen, ijt in der 
Heimath eine Material-Reſerve erforderlich, auS der reparaturbedürftige Schiffe 
erjeßt werden können. 

Dieje Material:Referve iſt fo hoch zu bemefjen, daß fi aus ihr auch Vers 
ftärfungen entnehmen laſſen, wenn zur Beilegung entitandener Konflikte eine 
größere Machtentfaltung an Ort und Stelle nothwendig wird. 

Für ſolche Zwede planmäßig die im Pienjte befindlichen Aufklärungs— 
Ihiffe zu verwenden, ift nicht angängig. Wenn es nothwendig it, Verſtärkungen 
mit möglidjter Befhleunigung ins Ausland zu ſchicken, wird man allere 
dings auf dieje Schiffe zurücgreifen müfjen. Dann ijt e8 aber erforderlich, die 


) In pet 1 großer, 4 Heine Kreuzer: Kaiſer, Jrene, Prinzeß Wilhelm, Arcona, 
ormoran. 
Im Mittelmeer: 1 großer Kreuzer: Kaiferin Augufta (nur ————— und ein 
Stationsſchiff. 
Oſtafrika: 2 kleine Kreuzer: Condor und Seeadler. 
n der Siüdfee: 2 Heine Kreuzer: Buflard und Falle. 
9— Weſtafrika: 2 Kanonenboote: Habicht und Hyäne. 
aiſerin Auguita, Irene, Prinzeh Wilhelm. 
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bei der Shlachtflotte entitandenen Lüden durch Schiffe der Material-Referve jofort 
wieder auszufüllen, da die heimische Schladhtflotte die Aufklärungsichiffe nicht ent— 
behren kann. 

Als Materialrejerve für den Auslandsdienit werden hienach 

3 große Kreuzer umd 
4 Kleine Kreuzer 
für erforderlich erachtet. 

Im Kriegsfalle wird es die Aufgabe ſämmtlicher nicht zur Schladhtflotte 
gehöriger Kreuzer fein, den eigeuen Handelsſchiffen den möglichiten Schuß zu 
gewähren. Je nach Lage der Berhältniffe kann dies dadurch gejchehen, daß die 
Handelsſchiffe geſammelt und durch Kriegsichiffe begleitet werden (Nonvoys), oder 
dadurch, daß die eigenen Kreuzer die feindlichen angreifen, oder leßtere durch 
Angriffe auf feindliche Kolonien und feindlihe Handelsichiffe von den eigenen 
Handelsichiffen ab und auf jich ziehen. 

Die zweite Aufgabe der Marine iſt der Schuß der vaterländifchen Küſten 
und damit zufanmenhängend die Sicherung des Seeverfehrs durch Berhinderung 
einer Blofade. 

Der Flottengründungsplan von 1873 unterjchied für diejen Zweck bereits 
eine lofale und eine lebendige Küjtenvertheidigung. 

Für eritere wurden 

7 Monitors, 
2 ſchwimmende Batterien, 
12 Ranonenboote und 
28 Torpedofahrzeuge 
geiordert; für die lebendige Küſtenvertheidigung 
14 Panzerſchiffe und eine größere nicht näher bejtimmte Zahl von 
Kreuzern. 

Als ſolche ſollten diejenigen Kreuzer und Aviſos dienen, welche von der 
Geſammtzahl, die im Laufe der Jahre rechnungsmäßig auf 43 ſtieg, im Kriegs— 
fall in der Heimath waren. 

Die Mittel zu der lokalen Küftenvertheidigung find heute in ausreichendem 
Maße in den Küjtenpanzerichiffen und Panzerfanonenbooten vorhanden. Dagegen 
it die Zahl der 14 Linienjciffe, wie bereit3 erwähnt, augenblidiih auf die 
Hälfte gefunfen. 

Die Anzahl der für die lebendige Küftenvertheidigung erforderlichen Linien 
fchiffe ift von der Stärke der Gegner abhängig. Welche Gegner im nächiten 
Sahrhundert in Betracht kommen, wie jtark diefelben, ſei es allein oder im 
Bunde mit einander fein werden, und wieviel Linienfchiffe fie von ihrer Ge— 
fammtzahl gegen und verfügbar machen können, läßt jich nicht vorausjehen. Nur 
das wird als ſolcher angenommen werden fünnen, daß wir einer größeren Ueber— 
macht gegenüber jtehen werden, als im Jahre 1873 vorausgejeßt wurde, denn 
feit jener Zeit haben ſämmtliche Nahbarmächte ihre Kriegsmarine erheblid ver— 
ſtärkt. Wenn nun im Jahre 1873 die Zahl von 14 Linienſchiffen als das 
Mindeſtmaß erachtet wurde, jo wird heute eine Steigerung um 2 Schiffe, jo 
daß wir für jedes unferer heimijchen Meere ein Gejchwader zu je 8 Schiffen 
formiren fönnen, jchon allein aus diefem Grunde als eine hohe Forderung nicht 
angejehen werden fünnen. 


) Siehe Anlage zum a über die 25. Sikung der Kommiſſion fir den Reichs- 
— vom 5. März 1 
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Zur Beihaffung diefer Zahl von Linienfchiffen zwingt aber noch eine andere 
Ueberlegung. Damit die Schlachtflotte auch im Gefecht mit einer überlegenen 
Flotte eine Möglichkeit des Erfolges Hat, muß die eigene Gefechtsformation jo 
viele Schiffe enthalten, als in einer Formation einheitlich geleitet und zur 
vollen Ausnußung gebracht werden fünnen. Dies find nach unjeren eingehenz 
den Erprobungen 16 Schiffe — eine Flotte aus zwei Geſchwadern zu je acht 
Schiffen. Geht die feindliche Formation über dieſe Zahl hinaus, ſo kann das 
Mehr an Schiffen nicht zur vohlen Ausnutzung gebracht werden, bildet ſogar 
inſofern ein Moment der Schwäche, als es die Leitung der Formation erſchwert 
und die Beweglichkeit derjelben vermindert. Geht die eigene Flotte unter Ddieje 
Zahl herunter, jo vermindert ji für den Kampf mit einer überlegenen Flotte 
Ausſicht auf Erfolg ganz unverhältnißmäßig. 

Zur Führung der 14 Schiffe bedarf der Ffommandirende Admiral eines 
Flaggſchiffes. Da diefes Schiff dem Gefecht der Linienjchiffe nicht fernbleiben 
kann, muß es ebenfalls ein Linienschiff fein. Aus diefem Grunde jind die ver— 
biindeten Regierungen gezwungen, nod ein 17. Linienfchiff zu fordern. 

Um aber jederzeit 17 verwenduungsbereite Linienjchiffe zur Verfügung zu 
haben, bedarf es einer Reſerve von Schiffen, welche jchon im Frieden in die 
Formationen eingeitellt werden fünnen, wenn Schiffe reparaturbedirftig werden. 
Anderenfalld entitehen in den Formationen Lüden, und es tritt dann bei der 
Mobilmahung dod der Fall ein, daß nit 17 Schiffe verwendungsbereit find, 
Der Geſetzentwurf jieht für je 8 Linienjchiffe ein Schiff ald Materialreferve vor. 

Der Mehrbedarf an Linienjchiffen gegen die bisherige Zahl 14 beziffert 
ſich demnad auf 5 Schiffe;) nämlich 

2 Schiffe zur Bervolljtändigung der taftiihen Formationen, 
1 Slottenflaggichiff, 
2 Schiffe ald Material:-Rejerve. 

Eine Schlachtflotte bejteht aber nicht nur aus Linienjchiffen, jondern ſie 
bedarf heute ebenjo wie in früherer Zeit zahlreicher Aufklärungs- und Vorpoſten— 
ſchiffe. Ferner ift gegen früher noch die Nothwendigfeit Hinzugetveten, die auf 
dem Mariche, zu Anker oder im Gefechte befindliche Schlacdhtflotte durch vorge— 
ſchobene jchnelle Kreuzer gegen Torpedobootsangriffe zu jhügen. Schon in der 
vorigen Sejjion des Reichstags ift darauf hingewiefen worden, daß in England 
auf jedes Panzerichiff der Schlachtflotte 2, in Frankreich 1 bis 2 Kreuzer ger 
rechnet werden. Nach unferen Erfahrungen find für die rangirte Scladtflotte 
bon 12 Linienschiffen und die beiden SKüftenpanzerichiffsdiviiionen zum Auf— 
Härungs= und Sicherheitsdienit, jowie zum Schutze gegen Torpedobootsangrifje 

6 große Kreuzer und 

16 kleine Kreuzer 
erforderlih. Kleine Kreuzer allein gemügen nicht, weil auf einen Zuſammenſtoß 
mit den gegnerischen Aufklärungsgruppen, welche durchweg auch Schiffe größerer 
Gefechtsſtärke enthalten, gerechnet werden muß und daher die eigenen Aufklärungs— 
gruppen, um ſich Kenntniß von Stärke und Standort des Feindes zu verjchaffen, 
oder um die Bewegungen der eigenen Flotte dem Feinde zu verbergen, Kraft 


Y Diefer Mehrbedarf von 5 Linienichiffen ER indeh an Perſonal nur eine weitere 
Beſatzung — die Stammbeſatzung des 15. und 16. Schiffes — und die Indienſthaltung 
eines weiteren Schiffes nothwendig. Auf das Flottenflaggſchiff kommen das Perſonal und 
die Indienſthaltungskoſten des bisherigen Torpedoſchulſchiffs in Anrechnung. Für die Schiffe 
der Materialreferve find weder Indienſthaltungen noch Perſonal vorzufehen. 
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zum Widerjtande gegen dieje feindlichen Kreuzer bejigen müſſen. Cine derartige 
Wideritandskraft kann aber nur durch große Kreuzer, nicht durd) eine größere 
Anzahl Kleiner Kreuzer gegeben werden. 

Schon im Eingange der Begründung ijt darauf hingewiefen worden, daß 
eine Schlacdhtflotte, um im Kriege leiten zu fünnen, was man zu erwarten be= 
rechtigt it, eines bejtimmten Maßes von Friedensindienithaltungen bedarf. Vom 
Umfange dieſer Indienſthaltungen ijt die DOrganijation der Schlachtflotte ab— 
hängig. 

Aufgabe diefer Organijation iſt e8, die Sicherheit zu ſchaffen, daß 

1. im Mobilmadungsfalle für jedes Schiff der Schlacdhtflotte eine ausge— 
bildete Bejabung vorhanden iſt, jo daß der majchinelle Betrieb des 
Schiffes in allen Theilen gelichert ift und die Waffen des Schiffes in 
vollkommenſter Weile ausgenußt werden fönnen; 

2. Komandant und Üffiziere geübt find, mit dem Schiffe in rangirter 
Formation zu fahren, zu mandveriren und zu fechten; 

3. der Flottenführer und feine Stellvertreter den rangirten Schlachtkörper 
als Ganzes zu handhaben und möglichit günftig an den Feind heran— 
zubringen veritehen. 

Sind dieſe drei Bedingungen nicht erfüllt, jo wird nicht mur jegliche Kriegs— 
leiftung in Frage gejtellt, jondern man ſetzt die heutigen fomplizirten Schifie 
auch jchon vor der Begegnung mit dem Feinde den gefährlichiten Katajtrophen aus. 

Im Jahre 1891 wurde die Zahl der im Dienjte zu haltenden Schiffe der 
Schladhtflotte auf die Hälfte der Gejammtzahl beitimmt. Im Kriegsfalle jollte 
jedes im Dienſte befindliche Schiff die Hälfte jeiner ausgebildeten Bejagung an 
ein zweites, bis dahin außer Dienst befindlihes Schiff abgeben, die Auffüllung 
der Beſatzungen durch Nejervijten erfolgen und jo die ganze Schlacdhtflotte bereit= 
geitellt werden. 

Dieje Organijation ermöglicht zwar die Ausbildung und würde auch als 
ausreichend angejehen werden fünnen, wenn jie nicht den jchwerwiegenden Nach— 
theil hätte, daß in den erjten Tagen der Mobilmachung feine jofort verwendungs- 
bereiten Schiffe zur Verfügung jtehen. 

Da die benachbarten größeren Seemächte eine Anzahl von Schiffen in jofort 
verwendungsbereiten Nriegsformationen bereits im Frieden im Dienite halten, jo 
müſſen wir damit rechnen, daß dieje Streitkräfte uns unmittelbar nad) der Kriegs— 
erklärung angreifen. 

Wir würden dann genöthigt fein, dem Feinde mit unferen im Frieden im 
Dienſte befindlihen Schiffen entgegenzutreten, bevor die Reſerviſten eingetroffen 
find, und die Theilung der Beſatzungen nebjt Andienjtitellung der zweiten Hälfte 
der Schiffe jtattgefunden hat. Dadurch würde die Mobilijirung der zweiten 
Hälfte der Schiffe in Frage geitellt werden und der Gegner in der Bereitjtellung 
feiner gejammten Streitmacht einen Vorjprung erlangen, der ihm ermöglicht, 
dDieje jeine gejammte Streitmacht gegen uns zu verwenden, bevor bei unjeren 
Schiffen eine Theilung der Bejaßungen möglich geworden ilt. Außerdem muß 
darauf Hingewiejen werden, daß jeder Berluft eines Schiffes, das feine Beſatz— 
ung noch nicht getheilt hat, aud) den Verluſt der Stammbejagung des zweiten 
Schiffes in jich jchließen würde. 

Um diefer Gefahr vorzubeugen, iſt es bereits in den lebten Jahren noth— 
wendig geivejen, mit dem vorhandenen Perfonal in eriter Neihe ein jofort ver— 
wendungsbereited Gefchwader im Dienſte zu halten, bei welchem eine Theilung 
der Beſatzungen nicht jtattfinden jollte. 
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Die künftige Organifation der Schladhtflotte ijt derart in Ausficht genommen, 
daß von den Linienjchiffen die Hälfte, von den Aufklärungsſchiffen , in jofort 
verwendungäbereiten — aktiven — Berbänden formirt wird, welche im Mobils 
madhungsfall ihre vollen Friedensbefagungen behalten. Für die zweite Hälfte 
der Linienſchiffe, ſämmtliche Küſtenpanzerſchiffe und ?/, der Aufklärungsſchiffe ſoll 
die bisherige Organiſation — Theilung der Beſatzungen im Mobilmachungsfalle 
— beibehalten werden. Diejenigen Schiffe, welche im Frieden im Dienſte ſind 
und im Mobilmachungsfall ihre Beſatzungen theilen, heißen Stammſchiffe. Die— 
ſelben bilden zuſammen mit den außer Dienſt befindlichen Schiffen, welche die 
Hälfte der Beſatzungen empfangen, die Reſerveformationen der Schlacht— 
flotte. — 

Bon dieſen Reſerveformationen bedürfen diejenigen, welche aus Linienſchiffen 
oder Küſtenpanzerſchiffen beſtehen einer in beſtimmten Zeitabſchnitten zu wieder— 
holenden Aktivirung, um Uebungen im taktiſchen Verbande vornehmen zu können. 
Bei den Aufklärungsſchiffen liegt dies Bedürfniß in geringerem Maße vor, da 
bei dieſen die Ausbildung im taktiſchen Verbande weniger wichtig iſt. Ferner 
iſt es nothwendig, die Theilung der Beſatzungen und Indienftitellung der zweiten 
Schiffe wenigjtens bei einer Formation alljährlich zu üben. Aus diefen Gründen 
it im Gefeßentwurf vorgejehen, daß außer den dauerden Indienſthaltungen jähr— 
li 2 Linienjchiffe oder Küſtenpanzerſchiffe auf 2 Monate in Dienjt geitellt werden 
werden können. Da 4 Nejerveformationen zu je 4 Schiffen vorhanden jind, 
it e8 hierdurch ermöglicht, jede Nejerveformation in Zwiſchenräumen von vier 
Jahren einmal vorübergehend zur Hebung zu aftiviren. 

Um die Koſten für die vermehrten Indienithaltungen möglichſt zu bejchränfen, 
jollen Schiffe der Schladhtflotte für die jonjtigen Aufgaben der Marine (Schul- 
ſchiffe und Spezialfchiffe), foweit dies angängig, nußbar gemacht werden. Es ijt 
dies im II. Theil näher ausgeführt worden. 

Die Aufgabe der Schladhtflotte ijt die Vertheidigung der heimijchen Küjten. 
Ausſchließlich hHiernah it Zahl und Größe der Schiffe bemefjen. Größeren 
Seemächten gegenüber hat die Schlachtflotte Tediglih die Bedeutung einer Aus: 
fallffotte. Jede weitergehende Verwendung iſt durch die geringe Stärke, welche 
das Geſetz feitlegt, ausgeſchloſſen. Daß die vorhandenen Linienjchiffe, Kreuzer 
und Torpedoboote gegen jchwächere Seemächte, falls Deutjchlands Intereſſen es 
erheijchen, auch zur offenjiven Verwendung gelangen werden, bedarf feiner be= 
fonderen Ausführung. 

Die lebte Aufgabe der Marine, die 1873 noch nicht vorlag, it der Schup 
ber Kolonien. 

An Friedenszeiten brauchen diejelben zur Unterftüßung der Schußtruppen 
die Stationirung von einigen kleinen Kreuzern oder Kanonenbooten, um Ruhe 
und Drdnung unter den Eingeborenen aufrecht zu erhalten. Die hierfür noth— 
wendigen Schiffe find in der Zahl der für den Auslandsdienſt vorgejehenen 
Schiffe enthalten, 

Im Kriege wird es in den meijten Fällen weniger darauf anfommen, die 
Kolonien an Ort und Stelle zu vertheidigen, als fie in der Heimath dur die 
dort befindlichen Streitkräfte zu ſchützen. Schußtruppe und Auslandsichiffe werden 
an Ort und Stelle ihr Möglichites thun; das Scidjal der Kolonien wird indeß 
nicht durch die Heinen Gefechte draußen entjchieden, jondern durch den Ausfall 
des Kampfes auf dem Hauptfriegsichauplage. 
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U. Theil. 
Begründung der einzelnen Beitimmungen. 


I. Schiffsbeſtand. 


S$ 1 Ziffer 1 jebt den Sollbejtand an Linienfhiffen, Küſtenpanzerſchiffen, 
großen und kleinen Kreuzern feft. Dieſer Sollbejtand ijt getrennt in ver— 
wendungsbereite Schiffe, d. h. Schiffe, welche im Dienjt find oder zur Indienſt— 
jtellung fertig fein jollen, und in die Material:Rejerve, d. h. Schiffe, welche 
zum Erſatz für reparaturbedürftige Schiffe bejtimmt ſind. 

Dieſe Trennung ift erforderlich, weil für die als Material-Rejerve bejtimmten 
Schiffe weder Indienjthaltungen noch Perſonal vorzuſehen find. 

Die allgemeine Begründung für den Sollbeitand ijt bereit3 im 1. Theil 
gegeben. Zur bejjeren Ueberficht dient folgende Nachweiſung: 


Flaggſchiff. 24 
2 Geſchwader zu ie 8 Shin . 16 
Material-Reierve . ER 


19 Linienichiffe 


19 


8 Küſtenpanzerſchiffe Divifionen zu je 4 Schiffen . 8 


| 2 

Schladhtflotte (zum — 
12 große Kreuzer — — PERS: — 
Material⸗Reſerve 3 
12 

| Schlachtflotte (zum ————— 
30 Heine Hreyerr . . » ——— rg 
Material’Reiewe - . 2... 4 
30 


Eine geſetzliche Feitlegung von Schiffszahlen für das Zubehör einer Marine 
— Schulſchiffe, Spezialihiffe und Kanonenboote ift nicht .tHunlid, da der Bedarf 
an ſolchen Schiffen nit in gleicher Weife wie bei der Scladtflotte dauernd 
feitjteht, jondern Schwankungen unterworfen ijt. Ebenjowenig empfiehlt es ſich, 
die Solljtärfe der Torpedofahrzeuge gejeglich feitzulegen. 

Auf den gejeglihen Sollbeitand fünnen von den am 1. April 1898 vor— 
handenen und im Bau befindlihen Schiffen als friegsbrauchbarer Iſtbeſtand in 
Anrehnung gebracht werden: 








Brandenburg-Rlafle 4 | Siegfriev-Rlafie__8 | König Wilhelm tene, Prinzeß 
Sadien-Blafie ... 4 Iſtbeſtand. . 8 | Kailer ilbelm, Gefion, 
Oldenburg ..-... 1 Deutichland Arcona, Alerandrine, 
Kaifersyriepridh Klaſſe 8 Kaiferin Auguſta Seeadler, Cormoran, 
itbeitand .... 12 Victoria Louiſe Condor, Geier, Falke, 
Hertha Buſſard, Schwalbe, 
Freya ESperber, Greif, Blitz, 
rn Bismard Heil, Wacht, Jagd, 
Kreuzer M Hieten, Meteor, Kor 
Kreuzer N met, Hela, — 


Iſtbeſtand. 10 | Hitbeitand . 
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Die übrigen noch vorhandenen Schiffe‘) kommen für eine Kriegsverwendung 
auf hoher See in Folge ihrer Konjtruftion und Armirung nit in Betracht. 
Diejelben dienen im Frieden als Schulſchiffe oder Spezialjdiffe und können im 
Kriege im Troß oder al3 ſchwimmende Batterien zur lofalen Hafenvertheidigung 
Verwendung finden. 


Demnach find an Neubauten erforderlich): 





| Linienſchiffe | Große Kreuzer | Kleine Kreuzer 





Sollbeitand : 2 2 2 2 2 2. 19 | 12 30 
She en 12 | 10 | 28 
Neubauten > 2 2 2 2 2 2. 7 | 2 | 7 


Um eine Flotte kriegsbrauchbar zu erhalten, muß der rechtzeitige Erjag 
kriegsunbrauchbar werdender Schiffe fichergejtellt jein. Nach den Erfahrungen in 
der deutjhen und in fremden Marinen ijt eine Erjagbejhaffung durchſchnittlich 
nah Ablauf der im Gejepentwurje vorgejehenen Frijten erforderlih. Es können 
indeß Fälle vorfommen, in denen eine frühere oder jpätere Erjaßbejchaffung ge— 
boten oder zuläfiig it, eriteres beijpiel3weife beim Untergang eines Schiffes, 
lepteres, wenn ein Schiff nad) Ablauf der vorgejchriebenen Lebensdauer noch 
kriegsbrauchbar iſt. 

Eine frühere Erſatzbeſchaffung würde der Genehmigung durch den Reichs— 
haushalts-Etat bedürfen. Das Hinausſchieben eines Erſatzbaues kann der Marine— 
verwaltung überlaſſen bleiben. Um beiden Möglichkeiten Rechnung zu tragen, 
iſt im Geſetzentwurfe der Ausdruck „regelmäßige* Erſatzbauten gebraucht. 

An Erſatzbauten ſollen bis zum Ablaufe des Rechnungsjahres 1904 in den 
Etat eingeſtellt werden: 








Linienſchiffe | Große Kreuzer | Kleine Kreuzer 
Bayern | Kaiſer Zieten 
Baden Deutſchland Blitz 
Württemberg König Wilhelm Pfeil 
Sachſen Summe . .— 8 | Merandrine 

Eumm ... 4 Arcona 
(reif 
Macht 
| „Jagd 
' Schwalbe 
Sperber 


Summe. . . 10 


Schulſchiffe: Mars, Charlotte, Stoſch, Stein, Moltte, Gneifenau, Blücher, Nixe, 
Garola, Olga, Marie, Sophie, Grille, Rhein. 

Spezialichiffe: Hohenzollern, Kaiferadler, Pelikan, Möwe, Albatroß, Preußen, 
Friedrich der Große, Friedrich Carl, Kronprinz, Arminius, 

Kanonenboote: 13 Ranzerfanonenboote, Habicht, Wolf, Hyäne. 
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Im Ganzen werden daher in den mächiten 7 Necdhnungsjahren folgende 
Ediffsbauten in Angriff zu nehmen fein: 











Stleine Kreuzer 





Linienſchiffe | Große Kreuzer 
Neubauten 


Eriagbauten 





Sumnte 


Ferner muß zur Ergänzung und Erhaltung der Torpedofahrzeuge in jedem 
Sahre eine Torpedobootsdivilion in Bau genommen werden. 

Der Bedarf an neuen Kanonenbooten wird in den nächſten 7 Jahren vor— 
ausſichtlich 3 betragen. 

Die Bertheilung der Schiffsbauten iſt im Intereſſe der Finanzen, der Privat- 
industrie und der Arbeiter derart in Ausficht genommen, daß die einzelnen Jahre 
möglichit gleihmäßig belajtet werden. Um jedod die Flotte möglichjt bald auf 
den gejeplihen Sollbejtand zu bringen, jollen zunächſt jämmtlihe Neubauten 
fertig gejtellt werden. Dies bedingt allerdings, daß der Beginn einiger Erſatz— 
bauten über den gejeplichen Zeitpunkt hinaus verjchoben werden muß. 

Die Rechnungsjahre, in welchen die eriten Raten der Neu- und Erfaßbauten 
eingejtellt werden jollen, und die in den einzelnen Rechnungsjahren für Sciffs- 
bauten, einſchließlich Artillerie und Torpedoarmirung, aufzuwendenden Geldmittel 
ergeben ſich aus folgender Ueberjicht: 
















® Gelammt- 
J. —— n f belaitung 
E 8 Linienſchiffe Große Ra Kleine Kreuzer des Gtats 
8 DAL. Mark 












1898.. | 2| Weubauten YTeubau 2| YTeubauten 
(das 13. u. 14. 
Schiff, 12 find 


vorhanden 


J 




































































1899.. | 2| Weubauten ) | Weubau Veubauten 
__1.®.15.0.16.Chift | 
1900.. | J| Weubau J) | Erfagbau Vreubauten 
__ 1 das Flaggſchiff/Gaiſer) 
1901.. | 2 YWTeubauten I | Erfagbau Neubau 
(Material- Deutſchland) Erfagbau 
ER Reierve) —— (3ieten) 
1902.. | 1) Griagbau 1 | Eriagbau Er ſatzbauten 
(Bayern) Konig Wilhelm) (Blig—-Pfeil— 
Le: — Alexandrine) 
1903.. | 1 Erſaßbau — Erſatzbauten 
(Baden) (Arcona-Greif- 






Mad) 
Griagbauten 

Jagd-Schwalbe 

Sperber 










— — — — — — — — —— —— —— — — — 


2 Erſatzbauten 
Württemberg ⸗ 
Sachſen 









Summe 11 





Durchſchnitt 58, Millionen 


Die Schiffe welche bis zum Ablauf des Rechnungsjabres 1904 fertiggeftefit werden, find in fetter 
Schrift gedrudt. 
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Die nah 1904 noch ausjtchenden Naten der dann im Bau befindlichen 
Schiffe betragen 72,, Millionen Mark. 

Von der Summe von 482,, Millionen Mark entfallen auf: 

a) Neubauten?) von —— ureben Kreuzern und Fleinen 


Kreuzen . . 4162, 
b) Erfagbauten?) don Einienfife, großen Sreuyern und 

Heinen Kreuzen . . “= u * = 
e) B Seonopentone 3 u: u 55 5 3 Ei 
d) 7 Torpedobootsdivifionen . #2 se 
e) Rejtraten der zur Zeit im Baue befindlichen Schiffe 683 


Als Koſten für die einzelnen Schiffstypen einſchließlich Artillerie und Tor— 
pedoarmirung ſind vorſtehender Tabelle zu Grunde gelegt für: 
Linienſchiffke. ije 20 Millionen Mark, 


MBrnBe Breuer. u 6 = — 
Es An — 
zu: ve: om = a ee ü 
Torpedobootödivifimen . . 54 


Vorſtehende Summen entſprechen dem jebigen Stande der Technit, ſowie 
ben heutigen Arbeitslöhnen und Materialpreiſen. 


II. Indienſthaltungen. 
Der Gejeßentiwurf unterjcheidet Indienithaltungen für die Schladhtflotte Linien— 
ſchiffe, Küſtenpanzerſchiffe, Aufklärungsſchiffe) und die ſonſtigen Indienjthaltungen. 
Geſetzlich ſoll nur die Bereitſtellung der Mittel für diejenigen Indienſt— 
baltungen fejtgelegt werden, welche zur Durchführung der in Ausficht genommenen 
Drganifation der Schladhtflotte erforderlich find. 
Dieſe Indienjthaltungen werden durch nadjitehende Tabelle erläutert: 





Beiteht aus Davon im Pienit Davon außer Dienft 
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Flottenflaggſchiff 

(für Die aus den beiden 
Linienichiffsgeichwa- 
dern zu bild. ‚Flotte 

1 altives Linienſchiffs— 
nelhmwader . . 

1 Rejerve-Linien- 
ſchiffsgeſchwader 
2 Rei.-Hüftenpanzer- 
ſchiffsdiviſionen 

2 altive Aufflärungs- 
gruppen ...... i 

4 helerve-Aufflär: 

ungsgriuppen - ».. 





— | — — — — | — 
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!) Die Koſten für das 13, und 14. Linienſchiff find den Eriagbauten zugerechnet. 
) Bon diefen 8 Schiffen ſollen jährlich 2,auf die Dauer von 2 Monaten in Dienit 
geſtellt werden. Vgl. Seite 344, zweiter Abſahz. 
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Dieje Indienithaltungen werden jih in vollem Umfange erjt nad Ergänzung 
des Schiffs- und Perfonalbejtandes durchführen laſſen. 

Die fonjtigen Indienjthaltungen — Torpedofahrzeuge, Auslandsiciffe, Schuls 
ſchiffe, Spezialichiffe und Kanonenboote — laſſen ſich nicht geſetzlich feitlegen, 
weil fie nicht auf einer organifatoriihen Grundlage beruhen, jondern durch den 
wechſelnden Bedarf beſtimmt werden. In Folge deſſen ſoll die Bereitſtellung 
der Geldmittel für dieſelben lediglich der jährlichen Feſtſetzung durch den Reichs— 
haushalts-Etat überlaſſen bleiben Um indeß den vorausſichtlichen Perſonalbedarf 
und die vorausfichtlihe Höhe der geſammten Indienſthaltungskoſten für 1904 
berechnen zu fünnen, find nachitehend diejenigen ſonſtigen Sndienjthaltungen aufs 
geführt, welche für das genannte Jahr in Ausficht genommen find. 

Eine Vermehrung der Indienſthaltung von Torpedofahrzeugen ijt nicht 
beabſichtigt. 

Im J. Theil der Begründung iſt bereits ausgeführt worden, daß im Aus— 
lande die dauernde Indienſthaltung von 

3 großen Kreuzern, 
10 kleinen Kreuzern, 
4 Kanonenbooten und 
1 Stationsſchiff 
für erforderlich erachtet wird. 

Wie bereits im J. Theil angegeben, ſollen die Aufgaben der bisherigen 
Schulſchiffe künftig zum Theil von den im Dienſte befindlichen Schiffen der 
Auftlarungsgruppen übernommen werden. In Folge deſſen können nachfolgende 
— in Fortfall kommen: 

2 Beiſchiffe des Artillerieſchulſchiffs zur Ausbildung der Schnelllade— 
_ kanonenfchüßen, Maſchinenkanonenſchützen und Maſchinengewehrſchützen; 
2. das Schiff zur Ausbildung in der Küſtenkenntniß, 
3. das Torpedoflottillenfahrzeug, 
4. das Schiff zur Ausbildung von Torpedoheizern. 

Die Aufgaben des Torpedoſchulſchiffs ſollen dem Flottenflaggſchiff übertragen 
werden. 

Von den Aufklärungsſchiffen können nicht wahrgenommen werden die Aufgaben 

a) der Schulſchiffe zur Ausbildung von Seekadetten, Kadetten und 
Schiffsjungen, 

b) des Schiffes, welches als Artillerieſchule im Dienſte gehalten werden muß, 

ce) der Torpedojchulboote zur Ausbildung der Torpedorefruten. 

Diefe Indienithaltungen jind daher auch ferner vorzufehen. 

Bon den Aufgaben der Spezialichiffe können feitens der im Dienjte befind» 
lihen Aufllärungsichiffe künftig wahrgenommen werden: 

a) der Fiſchereiſchutz (2 Schiffe), 
b) die Aufgaben des Torpedoverſuchsſchiffs. 
Dagegen müfjen auch ferner befonders vorgejehen werden: 
a) die Kaiferlihe Nacht, 
b) 1 Bermefjungsicift, 
c) 2 Panzerfanonenboote zur VBertheidigung des Hafens von Danzig, 
d) 1 Verſuchsſchiff für Minenweſen. 

Eine nad vorjtehenden ———— aufgeſtellte Berechnung der Koſten für 
den Betrieb der Flotte (Kapitel 52), ſowie für die Inſtandhaltung und Neparatur 
der im Dienjte befindlichen Schiffe (Kapitel 60 Titel Sa) im Jahre 1904 — 
26,, Millionen Mark. 
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Die nachfolgende Tabelle gewährt einen Ueberblid, wie ji die Kojten auf 
die einzelnen Indienjthaltungszwede vertheilen. Zum Vergleich ijt die Vertheilung 
für 1897 daneben geitellt. 















1897 


Millionen 
Mart 


1904 


Millionen 


| Prozent Mart Prozent 






Schladtilotte . 
Auslandsiciffe . 
Schulſchiffe 
Spezialſchiffe 
Sonſtige Zwecke 
Im Ganzen 17,» 


In diefer Tabelle find die Andienithaltungskojten derjenigen Schiffe der 
Schlachtflotte, welche im Frieden als Schulſchiffe oder Spezialſchiffe Verwendung 
finden, den Ausgaben für legtere Schiffe zugerechnet worden. 


III. Berjonalbeitand. 


$ 5 enthält die Grundſätze für die Berechnung des Perſonal-Etats der 
Matrojendivijionen, Werftdiviiionen und Torpedoabtheilungen Dieſe Grundjäße 
weichen von denjenigen, welche in der Denkichrift zum MarineEtat 1892/93 
erläutert find, in zwei Punften ab. 

1. Für die zu aktiven Formationen gehörigen Schiffe werden jtatt der 
Beſatzungsſtämme volle Bejakungen gefordert. Welche Schiffe hierbei in Betracht 
kommen, ijt aus $ 3 des Gejepentwurfs erjichtlih. Die Begründung für dieje 
Maßregel ijt im allgemeinen Theil gegeben. 

2. Für die Schiffe der Material-Reſerve wird fein Perſonal gefordert. 

Nach Maßgabe der Jndienſthaltungen jind für Diejenigen Kategorien, deren 
Etatsjtärfen in eriter Reihe durch die Indienjthaltungen bedingt werden, bis zum 
Sahre 1904 nachfolgende Etatsvermehrungen erforderlich): 


Jahres» 















Bedarf Etat Mehr- 
Chargen | 1904 | 1897 | bedarf | “rate 
I. Sccoffiziere. 
MDR. +2 22: a tar. 1 03 1 — — 
Vizeadmiraleeeee 1 5 | 3 2 
Kontreadmirale . . 2. > 202. Kr 13 | 9 
Rapitäne zur Se 2 2 2 rn 60 | 
Korettentapitäne > 2 2 2 rn 131 | 
Kapitänlieutenants > 2 22 nn 234 
Lientenants zur Se. 2 2 en 382 
) 


274 
1100 | 760 | 340 | 49 


Die Etatdvermehrung fann bei einer jährlichen Einjtellung von 100 bis 
120 Kadetten innerhalb der nächſten 7 Jahre durchgeführt werden. 

Es iſt beabjichtigt, in jedem Jahre foviel neue Dffizieritellen auf den Etat 
zu bringen, als bejept werden fünnen, Die Chargenvertheilung errechnet ſich 
aus den Beſatzungs-Etats der Schiffe und den für die Beſetzung der Landſtell— 
ungen vorhandenen Grundjäßen. 


Unterlieutenants zur See . 
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Bedarf Etat Mebr- Jahres⸗ 
Chargen 1904 | 1897 | bedarf | rate 
II. Maſchineningenieure. 
Stabsingenieure . . Er 6 3 3 \ 2 
Mafchinen-Oberingenieure ende nr Zr 27 17 10 
Maihineningeniute .» - 2: 2 20. 66 39 27 4 
Maichinem-Unteringenieue . . +» 2... 81 43 38 5 
180 | 102 | 718 | 11 
III. Aerzte. 
Beni 2 een 1 1 | a — 
Stationsärzte. nn 2 2 | — — 
Oberſtabsärztee 33 17 16 2 
Stabsärzte. 67 45 22 8 
Aſſiſtenzärzte. — 79 57 22 3 
182 122 | 60 | 8 
IV. Zahlmeiſter. 
Oberzahlmeiiter . — — 5 | 10 5 | log 
Bablmeiiter und Unterzahlmeifter a 121 | 78 | 43 j 
136 | 88 | 48 | 7 
V. Matrojendiviiionen. 
Deckoffiziereeee.. 173 127 46 7 
Unteröffuiete . > - = 2 0 0 0 204 2107 1346 761 108 
Gemeinee... 4110705 7830 2875 411 


12985 | 9308 | 3682 | 526 


J 


VI. Werftdiviſionen. 
a) Maſchinenperſonal. 








Deckoffizieee.. 658 358 300 48 
Unteroffizierreee... 2172 1139 1033 148 
Gemeine = 22er en. 1 4586 3576 1960 280 

7366 | 4078 | 3293 | ar 


b) Sonjtiged Berjonal. 





Deckoffiziereeer... ae 97 69 28 4 
Untersffulere - - » =» = 2 0 0 2 0%. 469 398 71 10 
EEE a a ea ae 927 803 124 18 

1493 | 1270 | 223 | 32 


VII. Torpedoabtheilungen. 


a) a Perſonal. 
Deckoffizietee 
Unteroffizieee. 0 00a 33 | 
ae 198 2 


5 
5 
Gemeine » 8 
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Gtat Mehr: Jahres · 


Bedarf 
Chargen 1904 1897 bedarf rate 





b) Maſchinenperſonal. 











Deckoffizier... ma 151 136 15 2 
Unteroffslere = 2 +». eu 0% 461 322 139 20 
ne: 2 ei rear 1100 747 853 50 

1172 | 12065 | 507 | = 


Summe V bis VI. „1 25089 7 | 7973 1139 
Hierzu Summe I bis JJ 1598 1072 526 75 


Befammtfumme =» 2 = =... 126637 | 18138 | 8499 | 1214 





Um die Etatövermehrung der jeemännijchen Unteroffiziere durchführen zu 
fünnen, iſt eine Erhöhung des Etat3 der Schiffsjungen von 600 auf 1000 
Köpfe erforderlich. 

Die nachfolgende Tabelle gewährt einen Ueberblid, wie ſich die Mannſchafts— 
ftärfe der Matrofendivijionen, Werftdivifionen und Torpedoabtheilungen im Jahre 
1904 auf die einzelnen Indienſthaltungszwecke vertheilt. Zum Vergleich ijt die 
Vertheilung für 1897 daneben geitellt, 








* | | 1904. | 1897 Mer 
Prozent | Bro 
Schlachtilotte - . © 2 = 2 2.2... | 12428 | 49| 7994 | 46 | 449 
Austandsihife_. - - > 2 2 2. . 5189 | 2ı| 3arı 
Shullöifle_. -_- - - - — 2655 |_11| 1972 | 12 
Cpezialichiffe - > > > 2 2 2. 1057 | 4 | 6 
Landbedaf . .» » >. 2 2 2.» | 2520 | 10] 1966 | _12 


nn BER — 1195 5 755 


| m je — — — — 


Im Ganzen .. 25 039 17 066 


In dieſer Tabelle iſt das Perſonal für diejenigen Schiffe der Schlachtflotte, 
welche im Frieden als Schulſchiffe oder Spezialſchiffe —————— finden, letzteren 
zugerechnet. 

Der Ausbildung der Mannſchaften innerhalb der nächſten 7 Jahre ſtehen 
feine größeren Schwierigkeiten entgegen, als wie fie ſeit 1873 bei jeder größeren 
Perfonalvermehrung vorhanden gewejen jind. Durch die verjtärkten Indienſt— 
haltungen wird die Ausbildung des Perſonals ſogar wejentlich erleichtert. Bei 
den Unteroffizierjtellen werden vorübergehend Lücken jein, die ji) aber erfahr— 
ungsmäßig nach einigen Jahren ausfüllen lafjen. 


III. ®ßeitl. 
Vorausfihtlihe Steigerung des Marineetat3 bis zum Rech— 
nungsjahre 1904. 
Um einen Ueberblid über die Steigerung der Ausgaben in Folge der Ver— 
ftärktung der Flotte zu gewinnen, find diejelben in: . 
a) Ausgaben für Schiffsbauten einfchlieftich Artillerie und Torpedo⸗ 
armirung, 
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b) Sonitige einmalige Ausgaben, 
c) Fortdauernde Ausgaben. 
Die Ausgaben für Schiffsbauten einfhlieglih Artillerie und Torpedoarmir— 
ung während der nächſten 7 Jahre jind im Theil II der Begründung Seite 347 
aufgeführt. Sie beginnen mit 51,, Millionen Mark im Jahre 1898, erreichen 
ihr Marimum im Jahre 1900 mit 64,, Millionen und fallen dann bis zum 
Jahre 1904 wieder auf 53,, Millionen. 
Die fonjtigen einmaligen Ausgaben haben in den legten 7 Jahren be= 
tragen für 
Küftenbefeitigungen - = 2 2 2... 16, Millionen Mark 
Werft: und Hafenbauten . . . = & 104 


" " 
Artilleries, Torpedo- und Minenbauten — Min r F 
Sarniionbaiten -. ., > u ne 255 Bd „ m 
Verſchiedene Ausgaben . . 2» 2.0. 150 ö 


Sm Ganzen. . . . 48, Millionen Dart 
duchichnittih. -. » . 6% 3; 

Es wird jich ermöglichen laſſen, mit dem Durchſchnittsſatze der letzten fieben 
Jahre + 25 Prozent Zujhlag = 8,; Millionen Mark während der nächſten 
fieben Jahre auszufommen. 

Eine erhebliche Vermehrung der Werjtbauten ijt nicht nothivendig, da der 
Bau der neuen Schiffe möglichjit der Privatindujtrie übertragen werden foll, 
Auch eine nennenswerte Vermehrung der Kaſernen kommt nicht in Frage, da 
die Perjonalvermehrung zum größten Theil dauernd eingejchifft jein wird. 

Die fortdauernden Ausgaben jind in den fetten 7 Jahren um 21,, Millionen 
oder jährlih um 3,, Millionen Mark gejtiegen. Eine Berechnung der Steiger: 
in den nädjten 7 Jahren nah Maßgabe der vorausfidtlihen Be— 
dürfniſſe führt zu feinem eimvandfreien Ergebnijje, da die Unterlagen für 
dieje Berechnung zu unſicher jind. 

Nachfolgende Ueberlegung bietet einen zuderläjiigeren Anhalt. Nach den 
Rechnungsabſchlüſſen der legten 4 Jahre iſt das Verhältniß zwifchen der Summe 
vom Kapitel 51 — Geldverpflegung der Marinetheile — und Kapitel 52 — 
Betrieb der Flotte — und dem Oejanuntbetrage der jortdauernden Ausgaben 
jtet3 nahezu dasjelbe gewejen, wie aus nachfolgender Tabelle erfichtlid: 








Ter Verbrauch betrug Kapitel öl 
und 52 
; R N bei den machen daher 
KRechnungsjahr bei | bei ⸗ von den 
Kapitel 51 Stavitel 52 Summe fortdanernden] fortdauernden 


Ausgaben [Ausgaben aus: 


Mart Mark art Marf Prozent 








ISSBa ni 10 716 120 | 10049 550 20 765 670 | 48 110 822 43 
1888 5:3: 11 492 508 | 11 000 467. 22492 973 50 848 859 44 
1895. ....... 12 297 558 | 12 676 223 24 973 781 6 864 198° 44 a 
IDG; 12 668 281 | 12 211 076 24 879 357 | 56 523 358 44 


Es ijt hierbet nur auf die letzten 4 Jahre zurüdgegangen, da vor diejer 
Zeit der Etat eine andere Anordnung Hatte, außerdem nur in den legten vier 


ı Nach Abzug der für 1895 bemilligten einmaligen Verftärtung von 1636 000 ME, 
Annalen bed Deutſchen Reicht. 1898. 95 
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Sahren den kommenden 7 Jahren ähnliche Verhältnifje vorlagen: größere Berfonal- 
vermehrungen und dauernde Andienjthaltungen moderner Schiffe. 
Kapitel 51 und 52 lafjen jich für das Nechnungsjahr 1904 annähernd be= 
rechnen. Diejelben würden etwa betragen: 
Rapitel 531. . 2 2 2.2 2020.19, Millionen, 


EB — — 
Summe . . . 39, Millionen, 


Dei Anwendung des vorjtehenden Prozentjage® von 44 Prozent würde 
daher die Höhe der fortdauernden Ausgaben im Jahre 1904 89 Millionen 
betragen. Es ergiebt dies eine durchſchnittliche Steigerung gegen 1897 von 
jährlih 4, Millionen Mark. Wenn man mit einer derartigen Steigerung rechnet, 
fo kann dies als eine hohe Annahme gelten, da eine Vermehrung der Indienit- 
haltungen und der dadurch bedingten Berjtärfung des Perſonals cine ebenjo jtarfe 
Vermehrung der fortdauernden. Ausgaben nicht auf ſämmtlichen anderen Gebieten 
nad ji zieht. Eine Neihe von Behörden und Einrichtungen wird aud) ferner= 
hin noch ausreichen, jedenjall$ nur geringere Mehrkoſten verurjachen. 

Die nahjtehende Tabelle gewährt einen Ueberblid über die vorausfichtliche 
Höhe der Marine-Etat3 in den nächſten 7 Jahren. Hierbei iſt angenomnıen, 
daß die fortdanernden Ausgaben gegen 1897 durchſchnittlich jährlich um vier 
Millionen Mark jteigen. Daß die Steigerung eine ziemlich gleihmäßige fein 
wird, kann in Folge der ratenweijen Verſtärkung des Perſonals vorausgejegt 
werden. 









1897 | 1898 | 1899 | 1900 | 1901 | 1902 | 1903 | 1904 


geſchätzt 








Schiffbau einschließlich Artil⸗ 
lerie und Torpedoarmirung 


—— —— — — — — — — — — — — — 


Sonſtige einmalige Ausgaben 


— — | — — | — — — — —— 


62,0 674 71lal 754 794 


—J | 131 | 1447 | 1484 | 150 | 150, | 


Fortdauernde Ausgaben ... 
MarineGtat... 





















117,; 149,1 





III. Die Seeinterefien des Deutiben Reis 


zufammengeitellt auf Beranlafiung des Reihs-Marineamts, 


Vorbemerkung. 


Die große Steigerung, welche die Entwidelung der wirthichaftlihen Be— 
ziehungen Deutjchlands zum Auslande ſeit Begründung de3 Reichs erfahren Hat, 
iſt bisher noch nicht im Zuſammenhange dargejtellt. Gelegentlid hier und da 
zerjtreut mitgetheilte Materialien haben noch nicht dazu führen können, ein ein 
heitliches Bild von den verjchiedenen Richtungen derjelben zu jchaffen; und fo 
iſt namentlich Hinfichtlih der Entwidelung der Intereſſen Deutjchlands auf und 
über der See die Zuſammentragung eines thatjählichen Materials die Vorbeding- 
‚ung einer entjprechenden Würdigung. Dieſe Seeinterejjien beruhen auf 1. dem 
Außenhandel: Erport, Import und Durchfuhr; 2. dem Transport von Berjonen 
und Gütern, vor allem Seejhifffahrt, aber auch Durchfuhrverfehr zu fremden 
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Seeplägen; 3. der Ahederei, welche nicht nur am heimischen Verkehr, ſondern auch 
an der fremden Küjtenjchiffahrt betheiligt üt; 4. der Seefifcherei, jpeziell der 
neuerdings in erheblichem Aufſchwung begriffenen Hochjeefiicherei; 5. den deutjchen 
Kolonien; 6. den deutjchen Interejjen in fremden Ländern, und zwar einerjeit3 
jfolhen, die durch dort anweſende Neichdangehörige perjönlich vertreten werden, 
andererjeitö jolchen, die durch deutjche Unternehmungen im Auslande, und jchließ- 
lich jolhen, die durch auswärtige Schulden an Deutjchland repräfentirt werden. 
Hierhin gehören die zahlreihen kaufmänniſchen Unternehmungen im Auslande, 
Faftoreien, Plantagen und Waarenläger, Indujtrieunternefmungen, Minen und 
Grubenbejig, Kreditinjtitute und Darlehnsfapital; ſowohl, joweit diejes über See 
in Privatunternehmungen arbeitet, als auc das jtaatlihe und indujtrielle An— 
leihefapital, dejjen Schuldienjt in Deutichland bejorgt wird. Die nachfolgenden 
Aufitellungen geben ein Bild von der Entwidelung und dem heutigen Umfange 
der deutſchen Seeinterejjen und zeigen ihre Bedeutung für die verjchiedenen Zweige 
der deutſchen Bolkswirthichaft. 
Eine Ergänzung der „Zufammenjtellungen“ durch weitere Materialien, 
namentlic) durch Vergleichungen mit anderen Ländern ijt in Ausſicht genommen. 
Als Quellen haben gedient 

1. amtlihe Drucdjachen und Statijtifen ; 

2. Gutachten und Auskünfte einer Neihe von Handelskammern; 

3. die in den Anmerkungen zitirten wiljenjchaftlihen Publikationen. 


Erfter Theil 
Bevölferung, Einwanderung und Auswanderung. 
I. Die Bevölkerung des Deutſchen Reiches. 


Die Entwidelung der Bevölkerung des Deutjchen Neiches feit 1871 hat jich, 
wie folgt, gejtaltet.') 


Die Bevölkerung des Deutichen Reiches, 


Jahres: ‚Bevölkerung Jahres« Bevölkerung 
mitte in Taufenden mitte in Tauſenden 
187 euere 40 997 BB nee 46 707 
187... ne 41 230 1880: ee 47134 
ER 41 564 DJ 47 630 
1 12 1 2 VRERESEIE ESERFAERE REIHE 42 004 48 168 
BT ana 42 513 1889 5.0000 5000 48 717 
— 43 059 1890. 2.0 ner 49 241 
112 1 VOR NEE 43 610 IBSDL Ss ne 49 762 
er IE RDER FAT 44 129 1802: 4.2000 aaa een 50 266 
J 44 641 1808: Sn 50 757 
1 +21 EURE 45 095 IBM anne 51 339 
RE 45 428 1808.21 ea see 52 001 
TER naeh a 45 719 1800... 2... Suse 52 663 
Va ame 50 46 016 1801.50 ea en 3 324 
1 022: ERS 46 336 


Es Hat jich aljo die Bevölkerung des Deutjchen Reichs vermehrt von 1872 
bi3 1897 um 12,, Millionen = 30 Prozent. Won 1871—1880 vermehrte 
jih die Bevöfferung um 1,, Prozent, von 1891—1895 um 1,, Prozent. Sept 
man da3 Jahr 1873 mit 100 — dies Jahr iit im vorliegenden Falle gewählt, 
da die Handeld- und Sciffahrtsitatijtit für das Deutjche Reich mit 1873 beginnt, 


.) Die Zufammenitellung it im ftatiftiichen Büreau der Stenerbehörde zu Hamburg, 
ebenio wie die Tabellen über die Auswanderung, aufgeitellt. 


23# 
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und denentiprechend die weſentlichen Vergleiche erjt ſeit dieſem Jahre gezogen 
werden fünnen —, jo ergibt ſich folgendes Reſultat: 


Prozentunle Vermehrung der Bevölkerung des Deutſchen Reiches 
auf das Jahr 1873 bezogen. 





Jahr —— Jahr —* 
JJ NEE ZERSERNTT- J ORERRRRERAPFESEN 112 
Tr, BEREITEN ER et 113 
17 REBEL 00 a en 115 
J— J——— 116 
Tr REN 109 1 A000. ee 117 
TE, RR SEE ABER I ——— 118 
JJ— J 2 120 
a Tr a Be 1 120 
Br —— BOT: IRRE ee 122 
1. EEE Te Ve 124 
Be ne Te BP 195 
Ba en Leer 110 1 006.0. san: 197 
TS RUHE 111 7 OR NENNE 128 
17 RER 112 


Bon 1873—1895, in dem Zeitraum, für welden wir die Ver— 
gleihungen mit der Entwidelung der gejammten deutjden 
Schiffahrt (vergl. unten Dritter Theil) anjtellen können, vermehrte ſich die 
Bevölkerung um 10,, Millionen = 25 Prozent; im Jahrzwölft 1873/84 um 
4,, Millionen — 11 Prozent und im Jahrzwölft 1884/95 um 5,, Millionen 
= 12 Prozent. 

Für die deutfhe Schiffahrt im Berfehr mit fremden Ländern 
fünnen wir die Vergleiche bereits feit 1872 anjtellen. Bon 1872—1895 ver: 
mehrte jich die Bevölferung um 10,, Millionen = 26 Prozent. Von 1871/75 
bi 1891/95 vermehrte fich die Bevölkerung um 9, Millionen — 22 Prozent, 
von 1881/85 bis 1891/95 um 4,, Millionen — 10 Prozent. 

Ausführlide VBergleihe mit der Entwidelung des Außen— 
bandels werden ſich erſt jeit dem Jahre 1880 anjtellen laſſen (vergl. unten 
Zweiter Theil), und zwar wird mit Rückſicht auf den Anjchluß Hamburgs, 
Bremens 2c. an das deutſche Zollgebiet im Jahre 1888 eine Periode von 1880 
bis 1888 und eine zweite von 1889—1896 zu unterjcheiden jein. — Bon 
1880—1896 finden wir eine Vermehrung der Bevölferung um 7,,;, Millionen 
— 17 Prozent. Bon 1880—1888 vermehrte ſich die Bevölferung um 3,, Mil: 
lionen = 7 Prozent, von 1889— 1896 um 3,, Millionen = 8 Prozent. 


II. Die Quellen der Bevölferungsbewegung. 


Die Bevölferungsbewegung it das Nejultat von drei Vorgängen; 1. dem 
Ergebnii der Differenz zwijchen Geburten und Todesjällen; 2. der Auswander— 
ung; 3. der Einwanderung. 
In der ganzen vorliegenden Zeit it der Ueberſchuß der Geburten 
über die Todesfälle jtärfer gewejen, als die Bevölferungsvermehrung. Er 
betrug im Durchſchnitt der Jahre 1871— 1880 511000, 1881—1890 551 000, 
1891—1895 660000, 1896 ca. 816000 (nad vorläufiger Feititellung). Die 
Anzahl der Einwanderer von Jahr zu Jahr iſt nicht zu ermitteln. Die 
Volkszählungen ergaben 1870 207000 fremde Staatsangehörige im Deutjchen 
Neiche, 1880 276000 fremde Staatsangehörige, 1890 ermittelte man 433000, 
1895 486000. Das Ergebniß der Bewegung von Einwanderung und der gleid) 
näher in's Auge zu fajjenden Auswanderung it indeh für das Jahrzehnt 
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1871/80 ein Ueberſchuß der Auswanderung über die Eimvanderung von 79 000 
pro Jahr, für das Jahrzehnt 1881/90 von 132000 pro Jahr, für das Jahr 
fünft 1891/95 88000 pro Jahr. 

Es jtellte fih im Jahresdurchſchnitt ſowie auf 1000 Bewohner der Ueber— 
ſchuß der Geborenen über die Gejtorbenen »a« und der Ueberſchuß der Aus— 
gewanderten über die Eingewanderten »be wie folgt: 


a 
BBTHIED: u... ee, 
IEB1/00: S.2 2-7 2 
1891/95 > a. Aber E 


Zieht man die Spalte b von der Spalte a ab, jo Cat man in der Diffe- 
renz die Zahlen der Bevölferungsvermehrung. Es ergibt ji, daß jelbit 
in der Zeit der jtärkiten Auswanderung zwijchen 1881 und 1890 die Bevölfer- 
ungsvermehrung eine unvergleichlich vajchere gewejen ijt, als die Verminderung 
durch Auswanderung. Der Ueberſchuß der Auswanderung hat nur 24 Prozent, 
noch nicht '/, des Geburtsüberjchuffes hinweggeführt; in der Zeit von 1871 bis 
1880 jogar nur 15 Prozent, das ijt wenig mehr als '/,; 1891/95 gar nicht 
14 Prozent, weniger als '/,. Während wir alfo ein fonjtantes Steigen des Ge— 
burt3überjchuffes, eine Zunahme der Volkskraft zu Ffonitativen haben, ') 
jtehen wir einer Abnahıne der Verminderung durch Auswanderung gegenüber. 


Ill. Die Auswanderung. 


Die deutſche Auswanderung it nur zum Theil zu ermitteln. Einigermaßen 
vollitändig it die Auswanderungsitatiftit nur für die Auswanderung nad 
überjeeifhen Phätzen, und zwar laſſen jich aud) nur diejenigen Auswanderer 
ermitteln, die über deutiche Häfen (Bremen, Hamburg, Stettin), jowie über bel— 
giſche, holländische und franzöſiſche Hafenpläße abgefahren find. 

Die Auswanderung nad europäiſchen Ländern läßt ſich überhaupt 
nicht feitjtellen; und Hinfichtlich der überjeeijhen Auswanderung it zu 
bemerken, daß die Vergleiche der nachgewieſenen europäischen Auswanderer über 
europäliche Häfen mit der Statijtif der Einwanderung in überjeeiihen Ländern 
ganz allgemein erhebliche Differenzen aufweifen. Nah den Berechnungen Beuke— 
manns?) machten in den Jahren 1885 —1892 die Differenzen zwiichen den Ans 
jchreibungen europäifcher Auswanderer und überjeeifcher Einwanderer in den 
verjchiedenen Jahren zwilhen 25,, und 19,; Prozent zu Ungunſten der euros 
päiſchen Anſchreibungen aus. 1891 3. B. wurden in einer Neihe von über— 
feeiihen Staaten zujammen 1200000 Einwanderer aus Europa, dagegen 
in Europa nur 900000 Auswanderer verzeichnet. Die Differenzen zwijchen 
Einwanderungsitatijtif und den Anfchreibungen der Hafenpläße find im Ganzen 
etwas geringer; leßtere verzeichneten gegenüber den überjeeiihen Einwanderungs- 
ftatijtifen ein Minus von 24,, bis 10,, Prozent; aber im Jahre 1891 konnten 
fie 3. B. auch nur eine Million Auswanderer nachweifen. So dürften ji auch 
die nachfolgenden Zahlen in Wirklichfeit no un ein Geringe erhöhen, zumal 
bier die indivefie Auswanderung über engliihe Häfen überhaupt nicht nach— 
weisbar it. 


’) Bejonders günftig ift diele jteigende Weberichußziffer daher, daß fie ſich aus einer 
raſcher abnehmenden Sterblichkeitsziffer ergibt, mährend gleichzeitig die Geburtsziffer fich 
langſam ein wenig vermindert; alſo ift fie ein Zeichen fteigenden Wohlitandes. 

Statiſtik des Hamburgiichen Staates. Bearbeitet und a von dem 
ftatiftiichen Büreau der Steuerdeputatiou, Heft XVII, Hamburg 1895, ©. 81. 
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Nachweifung der überfeeifchen Auswanderer aus Deutichland 
von 1871— 1896. 















Anzabl der Anzahl der 























Jahr Auswanderer Auswanderer 

INT m 8 Ku eine z 75 934 83 218 
ABI een 3 129 736 104 659 
IN 2 2 u 2 110 414 En 103 918 
1A 5:5 = SEE 4 46 087 F a 96 032 
IBID SE wen 3 32 041 EM u 3 one 97 102 

1871—1875 . . 78 842 1886—1890 . . 96 986 
0-3, Swan; 29 626 120 089 
ia a een 22 903 116 339 
IiBI8 22 uw ER 3 24 640 87 677 
1890 = Senn 84 43 182 ; 44 883 
IB)  : 116 937 IS: 4 2a 5% 37 498 

1876—1880 . . 47 460 1891— 1895 





12: re 220 798 IImBE u 55 ES @, 33 824 
IE DE. Eh‘ 203 459 
12.2: er u ne ee 173 574 
J ee u 148 979 
BB 2 Ei eina 110 028 


1881—185 . . | 171 368 


Die Auswanderung hat im Nahre 1872 nad) dem Kriege mit 130000 und 
im Jahre 1881 während einer Auffchwungsperiode in den Vereinigten Staaten 
mit 221000 zwei Höhepunkte erreicht, it aber ſeit diefer Zeit mit einigen 
Schwankungen fonjtant und rapide zurücdgegangen, um im Jahre 1895 und 1896 
wieder unter die Zahl des Jahres 1879 zu jinfen. Im Jahre 1896 beträgt 
ſie fait nur noch ein Sechstel im Vergleih mit dem Jahrfünft 1881/85, ein 
Drittel im Vergleid; mit dem Jahrfünft 1886/90, 


Diefe Auswanderer verteilten fidy ihrem Neifeziele nad), wie folgt: 
Neifeziel der Auswanderer. 








Amerika 








Nordamerifa | Meriko 
Jahr | Afrika Alien | Nuitralien 

| entral- 

STERNE) Kanada | und Süd— 

Staaten amerifa 
1871 173835 9 1 244 11 817 
1872 123 866 690 3 994 12 1172 
J 103 417 49 | 5604 9 1331 
1874 - . 2... 051 484 133 | 1544 33 900 
1875 4% 29 102 38 1837 37 1026 





1871-1875 . -| 74 137 185 | 284 | 6 | 20 1049 
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Afri Ai Auftrali 
Jahr er Gentral. | Ifrita Alten | Auftralien 
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zu anada * 
Staaten |  amerifa 





1876—1880 . 



















2 222.1 216440 2 979 
1882 . . 2 2.2..1.198963 383 | 2491 335 1257 
1883 ... 2.2.1 167349 591 | 2708 772 2104 
1334 .. 2.2.0.1 14732 728 2588 230 666 
105 014 2 I 885 
1881— 1885 , 28 


78 934 


1887 2 .2..2.2.2..1] 100906 270 | 2454 500 
1888 . 2... 0.199767 199 | 2832 539 
496 


1888.... 90 179 88 4567 
. 89 962 | 


1886— 18% . 












113 046 976 | 
1892 111806 | 1577 | 1984 476 376 
1898 78321 | 6186 | 2227 586 261 
1894 39915 | 1490 | 2342 760 225 
32503 | 1100 
1891—1895 . 2 





In der ganzen Zeit hat die Nuswanderung nach den Vereinigten Staaten bei 
weitem den überwiegenden Theil ausgemadht. Die Auswanderung vertheilte jich 
nad) den verjchiedenen Nichtungen iu Fünfjahresdurchſchnitt prozentual, wie folgt: 








Amerika 


| 
—— DR Nordamerifa Merito, | yr.; u — 
infjahresdurchſchnitt — Afrika Aſien Auſtralien 
Vereinigte g | Zjid- 
* Kanada und Süd 
Staaten ' amerifa 





1871/75 





1876/80  ..... 92,5 0: | 4, 2, 
1881/85  ..;.., x... 97,2 0,s | ls 0,s 
1886/90 ..... 94,5 0, 3,0 0,5 
18915 ..... 92,4 2 3,5 04 
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Im Einzelnen jcheint e3 außer der Konjtatirung der Thatjache, daß die 
Auswanderung nah den Vereinigten Staaten bis in den Anfang Ddiejes Jahr 
zehnt3 jtet3 über 90 Prozent betragen hat, nicht ganz rathjam zu fein, hieraus 
allgemeinere Schlüſſe zu ziehen; namentlich da die indirefte Auswanderung über 
England, die für Aſien, Afrika und Aujtralien eine verhältnigmäßig bedeutende 
Rolle jpielt, nicht nachgewiejen it. Immerhin ſehen wir eine relativ er= 
beblide Zunahme der Wanderung nah Afrika, eine Abnahme der 
Wanderung nah Australien. 

Es ijt bemerfenswerth, wie die AusSwanderungnad den Vereinigten 
Staaten jeit 1893 jäh zurüdgeht. Sie macht in legterem Jahre nur nod 
89 Prozent der Gefammtausiwanderung aus und jinft nad einer Steigerung 1894 
auf 93 Prozent, 1895 auf 87 Prozent, 1896 auf 85 Prozent. — Es iſt zu 
hoffen, daß angejicht$ der einmwanderungsfeindlicen Beitrebungen in den Ver— 
einigten Staaten auch bei einer wiederaufiteigenden Woge der Auswanderungs- 
beweaung ein erheblicherer Theil der Auswanderer jich Ländern zumenden wird, 
in denen er nicht wie in Nordamerifa von der jtammverwandten Einwohnerjchaft 
raſch aufgefogen wird, vielmehr dauernd den Deutſchthum erhalten bleibt. 


Bweiter Tbeil. 
Der Auhenhandel, jpeziell der Seehandel,. 
I. Der Außenhandel. 


Die Grundlagen für die Erhebung und Bearbeitung des auswärtigen Handels 
des Deutihen Reichs haben jeit Ginrichtung des Kaiſerlich ſtatiſtiſchen Amtes 
im Jahre 1872 mehrfach gewechſelt. Erit durch das Gejeg vom 20. Juli 1879!) 
wurde die Anmeldepflicht für die Ausfuhren und Einfuhren feitgefegt und bier: 
durch namentlich die Ausfuhr weſentlich vollftändiger erhoben, al® vorher. Ferner 
griff jeit dem Jahre 1880 eine wejentlich genauere Werthermittelung von Ein 
und Ausfuhr Plag. Endlich wurde vorher die Ein- und Ausfuhr nicht nad) 
Herfunfts: und Beltimmungsländern, fondern nach den Grenzgebieten, über welche 
ein» beziehungsweile ausgeführt wurde, erhoben.) Somit it für die Zeit bis 
1880 eine Vergleichbarkeit im Einzelnen überhaupt ausgeſchloſſen. Seit Erlaß 
des gedachten Gelege wird dann zwar die Aufnahme im Weientlichen gleich- 
mäßig durchgeführt, doch hat die Vergleichbarkeit eine abermalige Unterbrechung 
dur) den am 15. Oftober 1888 erfolgten Zollanfhluß von Hamburg, Bremen 
und einigen preußiichen und oldenburgiichen Gebietötheilen erfahren. „Während 
die Einfuhr aus den Zollausihüffen an der Elbe und Weſer im Durchſchnitt 
der Jahre 1880/88 dem Werth nad fih auf 17,, Prozent der Gejammteinfuhr 
in den freien Verkehr des deutichen Zollgebiets, und die Ausfuhr auf 23,, Proz. 
der Gefammtausfuhr aus demſelben berechnete, bezifferte fich die Einfuhr aus den 
feit dem Zollanſchluß gebildeten Freihafengebieten in Hamburg, Geeitemünde und 
Bremerhaven im Jahre 1889 dem Werthe nach nur noch auf 1,, Prozent der 
Gejammteinfuhr, die Ausfuhr auf 3,, Prozent der Gefammtausfuhr.?) Im Jahre 
1896 belief fih die Einfuhr aus dem Freihafen Hamburg auf O, Prozent, die 


& * Reichs-Geſetzblatt 1879. S. 261. Statiſtik des Deutſchen Reiches. N. F. Band 1, 
Seite 125 

5) vergl. Statiſtik des Deutſchen Reiches Band IV; Band X, XVI, XXII, XXVII, 
XXXII, XXXIX, XXX XXV, 

> "Statiftit des Deutichen Reiches. Band 51, Seite 2. 

‘) Statiftit des Deutichen Reiches N. 5. Band 91, Seite 6. 


UI, Die Seeintereilen des Deutſchen Reichs. 361 


Ausfuhr in den reihafen Hamburg auf 1,, Brozent des deutjchen Spezial: 
handels.!) Unter diejen Poſten find diejenigen Werthe begriffen, welche in dem 
Treihafengebiet erzeugt oder bearbeitet beziehungsweile zum Berbrauch oder zur 
Bearbeitung daſelbſt beſtimmt waren, deren Provenienz oder weitere Beſtimmung 
demgemäß nicht deflarirt wurde. 

Die durh den Zollanichluß berbeigeführten Veränderungen laſſen ſich im 
Einzelnen aber nicht ermitteln, vielmehr kann nur ein allgemeiner Schluß auf 
den Charakter derjelben gezogen werden (jiehe unten ©. II 8). Ganz einheitlich 
und von Jahr zu Jahr vergleichbar iſt demgemäß, abgeſehen von einigen Ver: 
änderungen in den Ausführungsbeitimmungen, die Erhebung erit ſeit 1889 aus: 
geführt. ?) 

Schließlich iſt aber zu berüdjichtigen, daß die Lage Deutichlands, im Herzen 
Europas, benahbart einer Neihe von Ländern mit hochentwideltem Verkehrs- und 
Speditionsweſen,“ auch in der Gegenwart mach vielfach eine Werichleierung der 
wahren Ziele und Herfunftspläge der Aus: und Einfuhren zur Folge bat, indem 
fowohl nah den Nachbarländern, namentlich Frankreich und Belgien, wie in noch 
höherem Maße nah England ſich ein Verkehr bewegt bezichungsweile von dort 
herkommt, deilen Gegenstände in Wirklichkeit von dort aus anderen Ländern 
fpeziell dem überjeeiihen Handel zugeführt werden oder entitammen, jo daß dann 
das aniheinende Herkunfts- oder Beſtimmungsland in Wirklichkeit nur Um— 
ſchlagsplatz geweſen ift. 

Für die ältere Zeit gibt Mulhall“) die Zahlen des deutſchen Außenhandels 
im Jahre 1840 mit rund 1'/,, Milliarden, 1850 mit ca. 1?/, Milliarden, 1860 
mit 2°/, Milliarden, 1870 mit 4'/, Milliarden. Im Durdichnitt von 1861 
bis 1870 ftellen ſich nad) demfelben *) die deutichen Einfuhren auf 1900000 000, 
die Ausfuhren auf 1360000000. (Bei der Umrechnung ilt das Pfund ſtets 
gleih 20 ME. gejekt.) 

Seit 1872 geftalten fi alddann die Zahlen des deutihen Spezial- 
haudels, wie Tabelle II1 zeigt. Danach wäre der Werth des deutſchen 
Spezialaußenhaundel von 1872 bis 1879 von 6 Milliarden auf 6°/,0 
Milliarden geitiegen und zwar die Einfuhr auf 3"/, auf 3°/,,, die Ausfuhr von 
2!/, auf 2*%, Milliarden. Bon 1880—1888 hätte ſich der Werth des deutichen 
Außenhandel von 5*, auf 6*, Milliarden, die Einfuhr von 2°/,, auf 3°/, 
Milliarden, die Ausfuhr nahezu in demjelben Verhältniß geiteigert. Won 1889 
bis 1896 hätte fih der Werth des gefammten Außenhandels von 7°/,, auf 
8°’/,, Milliarden, nämlih die Einfuhr von 4'/;, auf A°’/;o, die Ausfuhr von 
3%, auf 3°, Milliarden gehoben. Das Gewicht des Spezialhandels 
bat fih von 1872— 1879 von 23,, auf 32,, Milliarden Tonnen, um 8,,;, Mile 
liarden von 1880/88; von 30, auf 42, Milliarden, um 12, Milliarden 
Zounen gehoben, von 1889—1896 von 44,, auf 6l,,, d. i. um 17, Milliarden 
Tonnen. 

Tabelle 112 zeigt die Veränderung für die drei entiprechenden Perioden 
von Jahr zu Jahr jeweilig auf das Anfangsjahr 1872, 1830 und 1889 be» 


') Bergl. die Belanntmahung des Reichstanzlers vom 9. Dezember 1888, Yentral- 
blatt f. d. Deutiche Reich 1883, Seite_967 ff.; vom 6. März 1892 (ib.) 1892, Seite 134 ff. 
und vom 6. März; 1895 ib.) 1895, S. 52 ff. 

) Vergl. Profeſſor 2. Frante J Zeitſchrift des Königlichen preußiſchen ſtatiſtiſchen 
Bureaus, Band 29, Berlin 1889, S. 17. 

5) The Dictionary of Statistie : a. O. ©. 128. 

“Ib, ©. 129. 
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zogen. Es zeigt fih, dab von 1872—1879 der Außenhandel fih um 
13 Prozent des Werthes, um 37 Prozent ded Volumens geiteigert hat, davon 
die Einfuhr um 12 Prozent des Werthes, und 28 Prozent des Volumens, 
die Ausfuhr um 13 Prozent des Werthes und 53 Prozent ded Volumens. 
Von 1880—1888 hatte fih der Spezialaußenhandel um 17 Prozent 
des Merthes und 39 Prozent des Bolumend davon die Einfuhr um 20 Proz. 
des Werthes und 54 Prozent des Volumens, die Ausfuhr um 14 Prozent 
de3 MWerthes und 26 Prozent des Volumens gehoben. Bon 1889—1896 hat 
fih der Gefammtumjag um 13 Prozent des Werthes und 38 Prozent des 
Volumens, die Einfuhr um 12 Prozent deö Werthed und 37 Prozent des 
Bolumend, die Ausfuhr um 15 Prozent des Werthed und 41 Prozent des 
Volumens geiteigert. 

Dieje Nebeneinanderftellungen weijen in der ftändig raſcheren Steiger: 
ung des Bolumens der Ein- und Ausfuhr im Vergleich mit dem 
Merthe auf die auch andererſeits befannte Thatſache der jinfenden 
Preije aller Waaren hin.') Um nun wenigitens einen Verjuch zu machen, 
die Entwidelung des Geſammtaußenhandels für die ganze Periode irgendwie ans 
nähernd zu erfaſſen, iſt folgendes Verfahren eingeichlagen : 

Es it der Werth des Außenhandel im Jahre 1896 mit 100 angejegt. 
Dann ergibt ſich für das Jahr 1889 ein entiprecdhender Werth von 83,3; als 
danı das Jahr 1888 mit 100 angelegt, und hier ergibt dann die entiprechende 
Berehnung für 1880 einen Werth von 85,,. Asdaun ijt die Differenz zwijchen 
1889 und 1888 derartig ausgeglichen, daß für 1889—1888 eine Verminderung 
angelegt ift, die der durchichnittlichen Verminderung für dad Jahr 1891/90 bis 
1890/89, 1888/87 und 1887/86 entipricht. Das ergibt, daß die forrigirte, 
abjolute Zahl für das Jahr 1888 ftatt 6788,, Millionen 7020, Millionen 
Mark lauten würde. Dieſe Zahl auf die Indernunmer 100 ded Jahres 1896 
bezogen, ergibt eine Indernummer — 84,. XLebtere würde dann der Inder: 
nummer 100 des Jahres 1888 gleihgeiegt und damit für das Jahr 1880 
eine Indernummer von 72, auf 1896 bezogen, gefunden. Für das Jahr 
1881 lautet die entiprechende Zahl 75. Demgemäß bat ſich jeit 1881 der 
deutihe Außenhandel um genau 33'/,;, Prozent gehoben. 

Während nun in bdiefem Falle die mögliche Fehlerquelle relativ gering ift, 
iſt die Frage angefichts des gänzlich veränderten Aufnahmeverfahrens jeit 1880 für 
die Zeit von 1879 an rüdwärts jchwieriger zu löſen, beziehungsweije die Mög— 
lichkeit vorhanden, daß die Fehlerquelle bei der Anwendung eines gleichen 
Kalkulationsverfahrens größer ilt. Sett man immerhin dad Jahr 1879 mit 
100, jo ergibt ſich zunädhit das Jahr 1872 mit 88,.. Das Jahr 1880 im 
gleihen Verfahren, wie eben angegeben, auf 1879 bezogen, würde für das Jahr 
1879 eine Zahl von 5666,, Millionen ergeben, und demgemäß eine berichtigte 
Indernunmer gegen das Jahr 1896 von 62,.. E83 hätte ſich jeit 1872 
der deutihe Spezial-Außenhandel um 60 Prozent oder ?/, ver— 
mehrt. Bon 1872/74 bis 1894/96 wäre ber Außenhandel um rund 40 Proz. 
geitiegen. Dieß würde fich vertheilen auf eine Vermehrung für die Jahre 1872/74 
bis 1883/85 von 20 Prozent, für die Periode 1883/85 bis 1894/96 von 
18 Prozent. — Tabelle II 3 zeigt die Berehnung diefer Indernummern im 
Ginzelnen. 





*) Vergl. Einzelheiten in: Wholesale Prices Wages and Transportation. Report 
by W. Aldrich from the Committee of Finance March 3.1893. 524 Congr. 24 Session. 
Senate Doc. Rep. No, 1394. ) 
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Tabelle II 4 gibt die Zahlen des Gejammteigenhandels des Deuts 
ſchen Neichs.!) Dieſe find erit jeit 1885 zu ermitteln, da erit jeit dielem Jahre 
der Veredlungsverkehr mit feitgeitellt wird. Tabelle Il 5 gibt für den Ge 
fammteigenhandel die Entwidelung jeit 1885 bis 1888 und jeit dem Jahre 
1889 in Prozenten auf die beiden Anfangsjahre bezogen. Es zeigt fih, daß 
derielbe von 1885 bis 1888 dem Gewicht nah von 38, auf 45, Mile 
lionen Tonnen, d. i. um 7,, Millionen Tonnen oder 18 Prozent dem Werthe 
nah von 6, auf 7, Milliarden, d. i. um 1200 Millionen Mark oder 19 Proz. 
gehoben hat; nämlich die Einfuhr dem Gewichte nah von 18, Millionen, 
um 5, Millionen Tonnen oder 27 Prozent und dem Werthe nah von 3, Mil: 
liarden Mark, um O,, Milliarden oder 21 Prozent. Die Ausfuhr hat fi 
gehoben von 20 Millionen Tonnen um 2 Millionen oder 10 Prozent des Ges 
wichts und von 3, Milliarden Mark um O, Milliarden — 16 Prozent des 
MWerthes. — Von 1889— 1896 hat fih der Gejammteigenhandel 
von 48 Millionen Tonnen auf 64,, Millionen Tonnen, d. i. um 35 Prozent 
de3 Werthes gehoben. Die Vermehrung vertheilt fih auf die Einfuhr mit 
9,5 Millionen Tonnen oder 34 Proz. des Gewichts und 400 Millionen Me. 
oder 9 Prozent des Werthes, auf die Ausfuhr mit 7, Millionen Tonnen 
oder 37 Prozent des Gewichts und 500 Millionen Mart = 13 Prozent des 
Werthes. 

Tabelle II 6 zeigt die Zahlen des Generalhandels.“) Dabei iſt zu 
bemerfen, daß 1) bis 1884 einfchlieglich hierin der Weredelungsverfehr nicht ein— 
geichloffen war, 2) dab ſeit 1890 die Werthe des Durcfuhrhandels nicht mehr 
ermittelt werden. Demgemäß kann auch eine Aufitellung nur für die 
Mengen des Generalhbandel3 gegeben werden, 3) find auch die in Tabelle 
Nr. ITS enthaltenen Indernummern nur für die Jahre von 1885—1888 und 
1889— 1896 aufzuftellen, da nur diefe Zahlen vergleichbar find. 

Es ergibt fih, daß der Generalhandel von 42,, Millionen Tonnen im 
Jahre 1885 auf 49, Millionen Tonnen im Jahre 1888 geitiegen ift, das iſt 
um 7,, Millionen Tonnen oder 17 Prozent; von 1889—1896 ift er von 51, 
auf 69, Millionen Tonnen, um 17, Millionen Tonnen oder 34 Prozent ges 
ftiegen. Hierbei fam auf die Ginfuhr eine Steigerung von 5, Millionen 
Tonnen oder 25 Prozent in den Jahren 1885—1888, eine Steigerung von 
10 Millionen Tonnen.oder 33 Prozent in den Jahren 1889—1896. Es fam 
auf die Ausfuhr eine Steigerung von 2, Millionen Tonnen oder 12 Prozent 
in den Jahren 1883— 1888 und 7, Millionen Tonnen oder 36 Prozent in den 
Jahren 1889— 1896. 


II. Antheil des Weberfechandels am Außenhandel. 


Wie viel von dem deutichen Außenhandel Seehandel iſt, läßt ſich Direkt 
nicht feſtſtellen. Weder läßt fich ermitteln, wie groß der gejammte Betrag der 
zur See über deutiche Häfen aus: und eingeführten Waaren Deutichlands iſt, 
noch läßt fich feititellen, inwieweit der deutjche Außenhandel indirefte Wege über 


N) Der Gefammteigenbandel beiteht 1. in der Einfuhr in den freien Verkehr mit Aus- 
nabme der von Niederlagen und Konten; 2. der Ginfuhr im Veredelungsverkehr; 3. der 
Einfuhr auf Niederlagen und Konten; 4. der Ausfuhr aus dem freien Verkehr einichliehlich 
der unter Steuerfontrole ausgehenden, einer Verbrauchsſteuer unterliegenden inländiſchen 
—— Bier, Branntwein, Salz, Taback, Zucker; 5. Ausfuhr im Veredelungsverkehr; 

6. Ausfubr von Niederlagen und Konten. 
?, (Heneralbandel ift der Gefammteigenbandel zuzüglich der Durchfuhr. 
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Frankreih, Belgien und Holland zur See hin nimmt. Der Hauptgrund ber 
Unmöglichkeit beruht in dem abweichenden Aufnahmeverfahren des Hamburger 
Freihafens, in welchem zwiſchen Waaren des Gigenhandeld, Waaren, die etwa 
aus oder nad) Deutichland tranfitiren, und Waaren, die etwa zur See nad) Ham— 
burg bereingebraht und von dort wieder zur See herausgeführt worden, nicht 
unterjchieden wird. 


Dod läßt fih auch bier eine annähernde Kalkulation wenigitens für 
die Gegenwart machen. Daß der Handel nad aufßereuropäiihen Ländern direkt 
oder indireft Seehandel fein muß, liegt auf der Hand; ebenjo der Handel nad 
England; ferner iſt der Handel mit Skandinavien, Spanien und Portugal und 
dem Balfan, ſowie auch Italien zu ganz überwiegendem Theil Seehandel. Nad) 
Rußland gehen erhebliche, nah Frankreich, Belgien und Holland und neuerdings 
nad; Oeſterreich (Trieft) nicht ganz unbeträchtlide Mengen von Gütern (vergl. 
unten die Schifffahrtsftatiltif.) 


Tabelle IIS zeigt, daß im Jahre 1896 im Spezialbandel auf über: 
feeiiche Länder entfielen. 2367, Millionen = 28,, Prozent des Geſammt-Spe— 
zialhandeld; nämlid 1531, — 32, Prozent der Einfuhr und 836, Mil 
lionen = 22, Prozent der Ausfuhr Nah Großbritannien und Irland 
gingen 1362, Millionen = 16,, Proz3., nämlich 647,, Millionen = 14, Proz. 
der Einfuhr und 715, Millionen = 19 Prozent der Ausfuhr. Ferner entfiel 
auf die überfeeifichen Länder und Großbritannien im Wejentlichen ter Freihafen 
Hamburg mit 55., Millionen und O,7 Prozent, die nicht Äpezifizirten Länder 
mit circa 18,, Millionen = O0, Prozent. Schließlih find als ganz überwies 
gender Secehandel anzulegen die unter Gruppe III vereinigten europäiſchen, 
Deutichland nicht benachbarten Länder mit 897, Millionen oder 10,, Prozent 
des Geſammtſpezialhandels, d. i. 461,, Millionen oder 9,, Prozent der Geſammt— 
einfuhr an 435,, Millionen oder 11,, Prozent der Gelammtausfuhr. Es er: 
gibt ſich zunädhit als unzmweifelhbafter Seehandel eine Summe 
von 4653, Millionen oder 56 Prozent des Gejammtipezialbandels, 
vertheilt auf die Einfuhr mit 2627, Millionen oder 58 Prozent, 
und die Ausfuhr mit 2026, Millionen oder 54 Prozent Nechnet 
man nun auch no, dab von den 3658,, Millionen ME. des Verkehrs mit den 
Nachbarländern nur "/, oder 600 Millionen bireft zur See bins und berges 
führt werden, zum Theil dem indirekten deutichen Seehandel därch Bermittlung, 
namentlich von Frankreich, Belgien und Holland angehören, jo ergibt ſich ein 
weiterer Zuwadhs von rund 7 Prozent für den Sechandel. Der 
Seehandel umfaßt jedenfalls °/,, wahbriheinlih nahe an ?/, oder 
darüber des gejammten deutfhen Spezialhandeld. Hierzu fommen 
die nicht Feitzuftellenden Mengen, mit denen direkt und indirekt der deutiche General« 
handel am Seehandel interejjirt iſt. 


Die gewaltige Steigerung des Seehandeld kann aber am beiten aus den 
Zahlen von Hamburg und Bremen erjehen werben. 

Sn Hamburg hat fih im Jahre 1896 im Vergleich mit 1871/75 ber 
Werth der Einfuhr um 839 Millionen ME. oder um faft 100 Proz. gehoben, 
die Ausfuhr jeewärts mit 842 Millionen oder über 140 Prozent. Einfuhr 
und Ausfuhr zufammen alio haben ih um fait 17000 Millionen 
Markt oder über 110 Prozent gehoben, während wir für den deut— 
hen Spezialhandel nur eine Steigerung von marimal °/, oder 
gegen 60 Prozent nahgemwiejen hatten. 
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Die Mengen des hamburgiſchen Seehandelsumſatzes haben ſich in der— 
ſelben Zeit mehr als verdreifacht, fie find von 3,, Millionen Tonnen Brutto auf 
10,;, Millionen geitiegen, alio um mehr ald 300 Prozent. 

Beionderd beachtenswerth it die Veränderung, die fih hinſichtlich 
des engliihen Zwiſchenhandels vollzogen hat, wie fih aus folgender 
Zufammenitellung ergibt. Es betrug: 


Der Werth der Einfuhr jeewärts | Der Werth der Ausfuhr jeewärts 
in Millionen Mart in Millionen Dart 
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Von aufßerenropäl- 
Ländern . 

Bon Großbritan- 
nien und Irland 

Non dem übrigen 


Im Einzelnen 550, | 664,7 
nicht ermittelt | 387, | 382,8 


Guropa | 830» | 891, 
ufammen. . 7] 874» |1045, |1559 |1718.| 597. | 981. |1267,. 1439, 


Während der Werthder Einfuhraudaußereuropäiihen Ländern 
in den Jahren von 1871/80 bis 1896 fih fait um 700 Millionen oder 
um rund 350 ®Broz3. bob und der Werth der Einfuhr vom übrigen 
Europa um ca. 150 Proz.ſtieg, fiel in diefer Zeit der Werth der Ein— 
fuhrvon Großbritannien um über 60 Millionen oder rund "/,. — Für 
die Ausfuhr find die Einzelheiten erit feit 1889 feitzuitellen. In diefem Jahre 
betrug der Werth der überfeeiichen Ausfuhr 542, der großbritanniichen 395, der 
übrigen europäiihen 209 Millionen. Bis 1890 fteigt die überjeeiihe Ausfuhr 
dann um über 120 Millionen, die europäiiche um 130, während die großbritanni« 
ſche Ausfuhr um 12 Mill. zurüdgeht. In der kurzen Frift von jieben 
Sahren ift die überjeeiihe Ausfuhr um 18, die Seeaudfuhr ins 
übrige Europa, mit Ausnahme von England gar um 30 Prozent 
geitiegen, die Ausfuhr nah England aber um 3 Prozent zurüds 
gegangen. 1871 bi8 1880 fam mehr als die Hälfte (1861 bis 1870 ſogar 
mehr als °/,) der Hamburgiichen Seezufuhr aus England, 1896 macht die nicht 
mehr den vierten Theil aus. 1851/55 gingen °/, der Ausfuhr nah England, 
1896 nur noch etwa '/,. 

Auch in der Vertheilung der Gewichtämengen iſt eine gewaltige Nenderung 
eingetreten. Es betrug: 
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Bon aufereuro- 


päiichen Yändern 0. 0,7 1, 1; 
Don Großbritan: 
nien und Irland 0,5 | 0,s 0,s 0,» 
Von dem übrigen 
ropa Os | 05 0,7 0,s 
Zufammen 1, | 2,0 | 2: | 33 
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Die Zufuhrvon England verhielt ji) 1871/80 zum gejammten Sees 
handel fajt wie 2:3; 1896 beträgt jie weniger al3 1:3. Die Ausfuhr dorthin 
machte 1871/80 mehr als die Hälfte aus, 1896 wenig mehr als ein Viertel. 
Die Zufuhr von außereuropäiſchen Ländern war 1871/80 nod fein 
Yünftel der Menge, 1896 ijt jie mehr als zwei Fünftel; die Ausfuhr nad über 
Eee, 1871/80 weniger als ein Viertel, ijt heute nahezu die Hälfte. 

An Bremen betrug der Werth der auß überjeeifhen Ländern ein: 
geführten Waaren 1872 bi 1876 215 Millionen ME, 1896 412 Mill, Mt. 
im Öeneralhandel, eine Steigerung von 197 Millionen oder rund 90 Prozent. 
Dagegen fiel die großbritannijche Zufuhr im jelben Zeitraume von 76 
auf 45 Millionen, d. i. fait um 45 Prozent; und die Zufuhr aus dem 
übrigen Europa jtieg von 41 auf 69 Millionen oder umfaßt 70 Prozent. 
Die Ausfuhr nah über See jtieg von 90 auf 195 Millionen oder um 
115 Proz., die Ausfuhr nah Großbritannien jtieg von 22 auf 31 Mill. 
oder um ca. 45 Prozent, nach dem übrigen Europa jtieg jie von 84 
auf 121 Millionen oder rund 45 Prozent. Die Betheiligung der überſeeiſchen 
Länder an der bremijchen Einfuhr betrug 1872/76 44'/, Prozent, fie betrug 
1892/96 jajt 50'/, Proz.; an der bremijchen Ausfuhr bob jie jich von 20 Proz. 
im Jahresdurchſchnitt 1872/76 auf 24 Prozent 1892/96. Die Betheiligung 
Großbritanniend an der Einfuhr fiel von 1872/76 bis 1892/95 von 16 auf 
6 Prozent; jeine Betheiligung an der Ausfuhr ſank von 5 auf 4 Prozent. 

Nichts vermag deutliher als dieje Zahlen die Entwidelung 
der deutjhen Seeinterejjen und innerhalb diefer die außerordent- 
lihe Steigerung der deutjhen überjeeijhen Intereſſen zu ver— 
anſchaulichen. 


II. Der Außenhandel und ſeine Stellung in der deutſchen Produktion und 
Konfumtion. 


Im Spezialbandel') betrug die gejammte Einfuhr des deutſchen 
BZollgebiets im Durchſchnitt der drei Jahre 1881/83: 3148, Mill. ME, 
im Durchjchnitt der drei Jahre 1894/96: 4363 Millionen Mark. 

Dieje Zahlen find aljo anjdheinend um 1214, Millionen Mark 
während diejes Zeitraumes gejtiegen. 

Die gejammte Ausfuhr betrug 1881/83: 3206,, Millionen ME und 
1894/96: 3408, Millionen Mark. Sie iſt anfheinend um 202, Mil- 
lionen Mark geitiegen. 

Die entiprehenden Zahlen, nur mit Abrechnung der Edelmetalle, jind bei 
der Einfuhr für 1881/83: 3117, 1894/96: 4121,, Millionen Mark. Bei 
der Ausfuhr 1881/83: 3 144,, Millionen Mark, 1894/96; 3 267,, Millionen 
Mark. 

Die Einfuhr it aljo anjcheinend gejtiegen um 1004,, Millionen Mark, 
die Ausfuhr um 122,, Millionen Mark, Einfuhr und Ausfuhr (einschließlich 
der Edelmetalle) zujammen betragen 1881/83: 6 390,, Millionen ME, 1894/96: 
TT771,, Millionen Mark. Die Zunahme betrüge alſo 1380,; Millionen Mark. 
Beiden genannten, wie bei allen folgenden Zahlen ijt indeß zu 
berüdjidtigen, daß die am 15. DOftober 1888 erfolgte Einver- 
leibung der früheren Zollausjhlüjje an Elbe und Weſer (Ham- 
burg, Altona, Bremen u. ſ. w.) in das deutſche Zollgebiet für die 
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Einfuhr eine Erweiterung, für die Ausfuhr eine Verringerung 
des Abſatzmarktes bedeutete. 

Es ſind daher im Jahre 1889 die Einfuhrziffern ſcheinbar geſtiegen, die 
Ausfuhrziffern gefallen; und es ſind naturgemäß auch in den folgenden. Jahren 
dieje Ziffern relativ höher beziehungsweije niedriger. als vor 1889. !) 

Immerhin it unter Berüdjichtigung dieſes Umſtandes aus den angegebenen 
Zahlen auf ein außerordentlihes Wachsthum unfere® auswärtigen Handels zu 
ſchließen, deijen Charakter im Folgenden näher zu unterjuchen iſt. 

Zu diefem Zwede jind die Gegenitände de3 auswärtigen Handel zunächſt 
in zwei Gruppen zu jcheiden: Rohſtoffe und Fabrifate. 

Einer gefonderten Betrachtung find außerden die Edelmetalle zu unters 
ziehen, da deren Aus- und Einfuhr von Jahr zu Jahr außerordentlich ſchwan-⸗ 
fend iſt. 

Ihre Einfuhr betrug 1881/83: 31,, Millionen ME, 1894/96; 241,, Mile 
lionen Mar. 

Ihre Ausfuhr 1881/83: 62, Millionen Mark, 1894/96: 141,, Mill. Mark. 

Für die Rohſtoffe, zu welchen aud Vieh und lebende Thiere, foweit eins 

fach bearbeitete Gegenſtände der Metalle und der Holz, Schnitz- und Flecht— 
indujtrie gerechnet jind, betrug die Einfuhr 1881/83 durcchfchnittlich 2 076,, Milz 
‚Sionen Mark, 1894/96: 3010,, Millionen Mark. Sie ijt danach um 933,, Mile 
lionen Mark geitiegen. Dagegen it die Ausfuhr von Rohſtoffen von 
938,, Millionen ME. 1881/83 auf 827,, Millionen ME. 1884/96. d. h. um 
111,, Millionen ME. gefallen. 
Die entgegengejegte Erjcheinung zeigt jih für die Fabrikate. Hier it 
die Ausfuhr von 2205,, Millionen ME 1881/83 auf 2439,, Millionen ME. 
in 1894,06, d. h. um 234, Millionen ME. geitiegen. Die Einfuhr it zwar 
auch geitiegen, aber nur von 1041,, Millionen ME. auf 1111,, Millionen Mk., 
d. h. 70,, Millionen. 

Dieje Zahlen laſſen gewiſſe Schlüſſe auf den veränderten Charakter, nicht 
nur de3 auswärtigen Handels, jondern auch großer Gebiete der heimischen Pro— 
duktions- und Konjumtionsverhältniffe zu; wobei zu bemerfen ijt, daß die Zeit 
des Umſchwungs, in der Deutjchland von einem Getreide exrportivenden zu einem 
Getreide importirenden Lande wurde, bereit3 vor den Jahren 1881/83 abge= 
ſchloſſen iſt. 

Die ſteigende Einfuhr von Rohſtoffen auf der einen, die ſteigende Ausfuhr 
von Fabrikaten auf der anderen Seite, weiſt auf eine ſtärkere Entwickelung der 
deutſchen Induſtrie, auf eine wachſende Abhängigkeit derſelben vom auswärtigen 
Markte, jowohl für den Abſatz wie für den Bezug der Nohprodufte, bin. Wenn 
daneben die Einfuhr von Fabrifaten noch um etwa 70 Millionen gejtiegen ift, 
jo läßt ich dieß, abgejehen von den Veränderungen in Folge des Zollanſchluſſes 
Hamburgs u. j w., durch die jteigende Konjumtionsfraft der deutjichen 
Bevölferung erklären. Denn eimerjeit3 zeigt ſich Angeficht3 der jtändig ſinkenden 
Preije eine weit jtärfere Einfuhrzunahme, al3 etwa die bloje Zahl vermuthen 
läßt, während andererjeit3 der Abſatz der deutjchen Andujtrie auf dem einheimis 
ſchen Marfte unzweifelhaft gleichjall$ zugenommen hat, wie fich 3. B. aus den— 
jenigen Zweigen der Broduftionsjtatijtif, welche in der Neichsjtatijtif regel— 
"mäßig mitgetheilt werden, erjehen läßt. 


!) Da dieß im Einzelnen, wie oben geſagt, nicht feitzuitellen oder annäbernd im Ein» 
zelnen zu kalkuliren ift, And die Vergleiche nur von relativem Werth. 
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So ilt der Zuderverbraudh von 7,, kg pro Kopf der Bevölkerung in den 
Jahren 1886/87, auf 12, kg in den Jahren 1895/96 gejtiegen. Der Bier- 
fonjum bat jich pro Kopf von 1881/82 bis 1895/96 von 84,, auf 115,, Liter 
gehoben. Der Baummollfonfum, welcher natürlid die Benutzung im jabrizivten 
Bujtande bedeutet, ift von 2,,, kg pro Kopf in den Jahren 1876/80 auf 3,,, kg 
in den Jahren 1881/85, auf 4,9, kg in den Jahren 1891/95 und 4,,, kg im 
Fahre 1896 geitiegen. 

Es ſei hier eingejchaltet, daß ſich 1895 der Kohlenkonſum im Vergleich mit 
1881/85 von 1445 kg auf 2028 kg, der Konſum von Eifen von 74,, kg auf 
104,, kg gehoben haben. 

Im Deutjchen Neich waren für menjchlihe und thieriihe Ernährung und 
gewerblidhe Zwede zum Verbrauch verfügbar: 





| Roggen | Meizen | Gerite Hafer RKartoffeln 








1879/84 . 5l,s 46,s 339,» 
1894/95 744 64. 4445 
1895/96 . 58,5 492,8 





Von eingeführten Genuß: und Nahrungsmitteln weiſen die folgenden einen 
—— Theil — geſteigerten Verbrauch auf den Kopf der Bevölkerung auf: 
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Alles dieß find Zahlen, die auf eine erheblihe Bejjerung in der 
Lebenshaltung breiter Volksſchichten und damit auf eine beträcht— 
lihe Steigerung des deutjhen Wohljtandes fließen lafjen.') 

Nah diefem allgemeinen Ueberblid möge eine Vergleichung der Ein- und 
Ausfuhren, getvennt nad) Wappengruppen, folgen, welche die au den allgemeinen 
Zahlen gezogenen Schlüfje auch im Ginzelnen betätigen wird. 

Es ijt die Einfuhr folgender Rohſtoffe ſtark geitiegen: 

Cämereien und Gewächſe fiir Ausjaat, Futter und Gärtnerei 2c.; Abfälle, 
Düngungsmittel und verjchiedene thieriiche Produkte; Brennſtoffe; Nobitoffe der 
Nahrungs: und Genußmittelinduftrie; folche der Induſtrie der Fette, fetten Dele 
und Mineralöfe; jolhe der chemifchen Induſtrie und Pharmazie; der Asbeſt-, 
Stein, Thon= und Slasinduftrie; der Metallinduftrie; der Holz, Schnitz- und 
Flechtinduſtrie; der Papierindujtrie; Leder=, Wachstuch- und Naudwaarenindujtrie ; 
der Kautſchukinduſtrie; Tertils, Filzinduſtrie und Stonfektion. 

Wenig hat ſich die Einfuhr nur bei den zu den Rohſtoffen geredjneten, ein= 
fach bearbeiteten Gegenjtänden der Metallinduftrie vermehrt. 

Gefallen iſt die Einfuhr bei feiner einzigen Gattung von NRohjtoffen. Die 
itarfe Vermehrung betrifft aljo nicht minder die Rohjtoffe unjerer wichtigiten In— 
dujtrien, als die der Landwirtbichaft. 

Die Fabrikate, deren Einfuhr ſtark geitiegen it, find folgende: folche der 
Nahrungs: und Oenußmittelindujtrie; der Asbejt-, Steine, Thon- und Glass 
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induftrie; der Holz-Schnitz- und Flechtinduſtrie; Mafchinen, Injtrumente und 
Apparate; Gegenjtände der Literatur und bildenden Kunſt. 

Nur wenig ijt die Einfuhr geitiegen bei den Fabrikaten der Metallinduitrie ; 
der Leder-, Wachstuch- und Rauchwaaren-, und der Kautſchukinduſtrie; den Eiſen— 
bahnfahrzeugen, gepolſterten Wagen und Möbeln, und der Gruppe: Kurzwaaren, 
Schmuck und Spielzeug. 

Gefallen iſt die Einfuhr ziemlich ſtark bei den Fabrikaten der Textil-, Filz— 
induſtrien und Konfektion und denen der Induſtrien der Fette, fetten Oele und 
Mineralöle, geringer bei den Fabrikaten der chemiſchen Induſtrie und Pharmazie. 

Es ijt hieraus erfichtlich, welche inländischen Induftrien bei dem Kampſe mit 
den ausländiichen Fabrikaten auf dem inländiichen Markte den größten Erfolg ges 
habt haben. 

Die Ausfuhr it ftarf geitiegen bei den Fabrikaten der chemijchen Ins 
duftrie und Pharmazie; der Asbeſt-, Steine, Thon- und Glasinduitrie; der 
Metalle; der Holz-, Schnige und Flecht-; der Papier und der Majchinen: 
indujtrie; bei den Kurzwaaren u, j. w. und den Gegenjtänden der Literatur 
und bildenden Kunſt. 

Nur wenig ijt die Ausfuhr gejtiegen bei den Fabrikaten der Kautſchukinduſtrie. 

Gefallen iit jie, wenn auch nidyt erheblich, bei den Fabrikaten der Nahr- 
ungs= und Genußmittclinduftrie; bei denen der Induſtrie der Fette, fetten Dele 
und Mineralöfe; ferner in der Leder-, Wachstuch- und Rauchwaareninduſtrie, 
und bei Eijenbahnfahrzeugen, gepoliterten Wagen und Möbeln. 

Bon den Rohſtoffen zeigen ein ſtarkes Wachſen der Ausfuhr: Sämereien 
und Gewächſe für Ausjaat, Futter und Gärtnerei u. ſ. w., Abfälle, Düngungs— 
mittel und verjchiedene thieriiche Produkte — aljo wichtige landwirthichaftliche 
Erzeugnifje — neben joldhen des Bergbaues und Hüttenwejens, nämlich: Brenn 
jtoffen ; einfach bearbeiteten Gegenjtänden der Metallinduftrie; und endlich Roh— 
jtoffen der Kautſchukinduſtrie, bei welch” letzteren Deutjchland nur Zwiſchenhändler, 
nicht Produzent ift. 

Schwach gejtiegen it die Ausfuhr bei Nohitoffen der chemifchen Induſtrie 
und Pharmazie; der Holz-, Schnitz- nnd Flecht-, der Papier= und Lederinduitrie. 

Schwach gefallen iſt die Ausfuhr bei Nohitoffen der Auduftrien der Fette, 
fetten Dele und Mineralöle; jolhen der Asbejt:, Steine, Thon» und Glas-; der 
Metalle und der Tertilindujtrie. 

Stark gefallen endlich iſt sie bei Nohitoffen der Nahrungs= und Genuß 
mittelinduftrie und einfady bearbeiteten Gegenjtänden der Holz, Schnitz- und 
Flechtindustrie. Die Einzelheiten ergeben jih aus der Tabelle II 9, welcde die 
Veränderungen in den Werthen der Ein- und Ausfuhr für die genannten Waaren— 
gruppen enthält. Cine Ergänzung dazu bilden die Tabellen II 10 und II 11, 
welche die entiprechenden Zujammenftellungen für eine Reihe der wichtigiten 
Ein= und Ausfuhrartifel geben. Die Nefultate find im Wejentlichen die gleichen 
wie in Tabelle II 9, doch find ſtets die Veränderungen durd die Zollanjchlüfje 
im Auge zu behalten. 


IV. Die Herkunft der Einfuhr und der Verbleib der Ausfuhr nad Haupt- 
richtungen des auswärtigen Handels. 


Bon ebenjo großer Bedeutung für die Erfenntniß des Charakters des aus— 
wärtigen Handel als die Scheidung desjelben nach Waaren und Waarengruppen 
iit die nah Herfunsft3= und Beitimmungsländern, jowie nad Länder— 
gruppen. 
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Der für und wichtigite Gefichtspunft, nach dem im Folgenden die in Be— 
tracht fommeneen Länder zu gruppiven find, it der, ob der Verkehr mit ihnen 
durch den See= oder den Landhandel vermittelt wird. 

Unter den Seehandelsländern werden aber naturgemäß die überſeeiſchen 
von den europäiſchen zu jcheiden fein. 

Wenn wir demgemäß die überfeeiichen Länder als Gruppe I, entjprechend 
den in der Tabelle II 8 unter I angegebenen Staaten, zuzüglid der Freihafen- 
gebiete zufammenfaflen, jo wird Gruppe II gebildet von Großbritannien, den 
ſtandinaviſchen Reichen, den Balfanjtaaten, Stalien, Spanien und Bortugal, 
während die übrigen Länder des europäifchen Kontinent3 in Gruppe III ver— 
einigt find, 

Die Zollausihüfje beziehungsweife der Freihafen Hamburg, jomwie die in 
den obigen Tabellen angeführten „übrigen Länder” können im Allgemeinen 
ohne erheblihen Srrthum zur Gruppe I gerechnet werden, weil andererjeit3 von 
europäiichen Ländern, in welche anjcheinend von Deutichland aus eingeführt wird, 
erhebliche Mengen nach Ueberfee weitergeführt werden, ohne daß dieß deutjcher- 
feit3 erfaßt werden kann. Mllerdings ergibt die für einzelne Waaren ein 
nicht ganz forreftes Bild 

Für die nachfolgenden fpeziellen Unterfuchungen find von der Ein- und der 
Ausfuhr dem Werthe nad je ca. ſämmtlicher Waaren zufammengeftellt. Es 
iit dabei zu bemerfen, daß die Auswahl in einer Weife getroffen ijt, welche nad 
feiner Richtung Hin andere Zwede verfolgt, als denjenigen der möglichſt voll— 
fommenen jtarijtifchen Vergleichbarkeit. Es ift alſo im Wefentlihen nad dem 
Werthe im Jahre 1896 gleichmäßig abjteigend verfahren, wobei die Aufitellung 
des „ſtatiſtiſchen Jahrbuchs des Deutfchen Reichs“ Bd. 18 für 1897, ©. 128, 
zu Grunde gelegt wurde. 

Bon den dort verzeichneten MWaarengattungen find für die Einfuhr ſämmt— 
lihe mit Ausnahme der drei letzten geringwerthigiten und mit Ausnahme von 
rohen und gemünztem Golde, Baus und Nußholz, Seidenwaaren und Eijenerzen 
berüdjichtigt. (Grund für die Nichtberüdjichtigung war bei rohem und gemünztem 
Golde, daß dieß weniger Handeldwaare ald Zahlungsmittel iſt, ferner bei Baus 
und Nußholz, daß hier von 1891 ab für jedes Jahr bei jedem Land 12 von 
der Statiftif getrennt geführte Sorten zu addiren gewejen wären, eine Vergleich: 
ung der einzelnen Sorten unter einander aber nicht angängig war, da die Klaſſi— 
fifation vor und nad) 1885 verjcieden iſt. Bei Seidenwaaren wäre zur Ber: 
gleihung eine Zufammenfafjung von mindeſtens 6 Artikeln erforderlich geweſen, 
bei Eijenerzen wären vun 1885 ab drei PRofitionen zufammenzuziehen, ohne daß 
doc eine dolle Uebereinjtimmung erreichbar wäre.) 

Für die Auswahl der für die Ausfuhr herangezogenen Waaren war eben= 
fall die erwähnte Tabelle maßgebend, es wurde jedoch aus demjelben Grunde 
wie bei der Einfuhr, Gold nicht berücjichtigt. Ferner wurden weggelafien: 
„Spielzeug aller Art“, weil dieje Poſition erſt feit 1885 geführt wird, rohe 
Baumwolle, weil diefe, als nicht aus der deutfchen Produktion jtammend, von 
geringerem Intereſſe iſt; Papier und PBappmwaaren, weil dieſe von 1885 an in 
der GStatijtif 4, Celluloſe 2c., weil fie von 1889 an zwei Poſitionen bildeten; 
Steine roh und behauen, und grobe Tijchlerarbeiten, weil der Inhalt diefer ſtati— 
ftiihen Poſitionen vor und nad) 1885 nicht identiſch iſt Anſtatt diefer nicht be= 
rüdjichtigten Waaren find nocd folgende von geringerem Ausfuhrwerthe heraus— 
gegriffen worden: gemeines, grünes Hohlglas, Alizarin, wiſſenſchaftliche Inſtru— 
mente und frisches Obit. 
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E3 wurden jo bei der Einfuhr 44 und bei der Ausfuhr 58 Waaren auf den 
Antheil unterjucht, den die einzelnen Länder ihrer Herkunft und Beſtimmung in den 
Jahren 1880 bis 1896 an der gefammten Ein= beziehungsweije Ausfuhr hatten. 

Dabei konnte nicht die Aus- und Einfuhr jeden Landes auf das Vorkommen 
jeder Waare unterfucht werden, jondern es wurden zuuächit nach verjchiedenen 
Anhaltepunften für jede Waare die wichtigiten Länder ihrer Herkunft beziehungs- 
weije Bejtimmung feitgejtellt, welche dann nad) den drei oben gefennzeichneten 
Gefichtöpunften gruppirt wurden, 

E3 jind dabei im Großen und Ganzen alle Länder berüdjichtigt worden, 
die in einem der Jahre von 1880/96 mindeſtens eine halbe Million Mark von 
der betreffenden Waare importirt beziehungsweife erportirt haben; joweit dies 
aus der Statijtif, welche biß zum Jahre 1890 bei den einzelnen Ländern nur 
die wichtigſten Waaren hervorhebt, erjihtlih war, und joweit die Zahlen bei 
einer Genauigkeit Did zu 100 000 ME. in Betracht kamen, 

E3 bleibt bei diefem Verfahren naturgemäß jtet3 ein Nejt für nicht ermittelte 
Länder übrig, der jedoh in den wenigiten Fällen 10 Prozent der gefammten 
Ein= beziehungsweije Ausfuhr der betreffenden Waare überjteigt, in den meijten, 
insbejondere bei der Einfuhr, darunter bleibt. Neben den Zahlen für die ein 
zelnen Länder wurden durch Addition die Zahlen für die drei Ländergruppen 
feitgejtellt, wobei jowohl die Zahlen für die nicht ermittelten Länder als auch 
die weniger al3 50000 ME. betragenden Zahlen für die ermittelten Länder nicht 
berüdjichtigt jind. 

Die unterfuchten Waaren werden zu Zwede der Beurtheilung der Ergebnifje 
am beiten in der Weije gruppirt, wie aus der folgenden Tabelle erjichtlich ijt: 


A. Einfußr. 
I. Waaren für die heimifhe Produktion beftiimmt. 
I. Ronfurrirend mir heimiſchen Erzeugniſſen. 

a) Robitoffe: 

1. für die Industrie: Flachs (außer neufeeländ.), Hanf (außer 
Aloe und Manillahanf), Rindshäute (grün, geſalzen, gefalft und 
getrodnet), Steinkohle, Branfohle, Schafwolle (roh und gewajchen) ; 

2. jür die Landwirthſchaft: Gerite, Hafer, Maid, Kleie, Oel— 
fuchen, Leinjaat, Kleeſaat (auch Esparſette-, Seradellafaat 2c.), 
Pferde, Kühe. 

b) Halbfabrifate und einfach bearbeitete Gegenjtände: 
Baunmwollengarn, gefämmte Wolle, Wollengarn, Floretjeide (ungefärbt; 
auch Seidenabfälle), Malz. 

c) Fabrifate: Mafchinen (überwiegend aus Gußeifen einjchl. Näh— 
maschinen). 

I. Nicht Fonfurrirend mit heimifchen Erzeugniſſen. 

a) Rohſtoffe: 

1. für die Induſtrie: Baumwolle, Jute, Rohſeide (ungefärbt), 
Indigo, Palmkerne, Kupfer (rohes), Kautjchuf und Guttapercha, 
Häute und Felle zur Pelzwerfbereitung (von Pelze und nicht von 
Pelzthieren), Tabakblätter') (unbearbeitet) ; 

2. für die Landwirthſchaft: Ehilijalpeter. 

*) In gewifiem Umfange konkurriren allerdings gewiſſe Produkte auch mit heimischen : 
Häute und Felle zur PBelzwerkbereitung und Tabakblätter, doch iſt 3. B. auch bei Bearbeit- 
ung des deutichen Taba's der ausländische nicht zu entbehren. 
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Il. Waaren für den heimifhen Verbrauch beftinmt. 


I. RBonfurrirend mit heimiſchen Erzeugniſſen. 


a) Rohſtoffe: Weizen, NRoggen,') frifhes Obſt, Schmalz,?) Wein in 
Fäſſern, Fleisch, friſch ausgefchlachtet und einfach zubereit, frifche Fiſche, 
gejalzene Heringe in Fäfjern, Eier von Geflügel. 

b) Fa brikate: Bücher, Karten, Mufifalien. 


I. Nicht Fonfurrirend mir heimiſchen KErzeugniffen. 


Nohitoffe: Kaffe, Neis,?) Petroleum.*) 


B. Ausfußr. 


I. Erzeugnife der Landwirthfchaft und der landwirthſchaftlichen Hebengewerbe. 


1. 


= 8 


Nohitoffe: Flachs (außer neufeeländ.), Hanf (außer . Aloe» und 
Manillahanf), Kleejaat, frijches Obft, Hopfen, Rindshäute (grüne 
und gejalzene, gefalfte und getrodnete), Häute und Felle zur Pelz— 
werfbereitung (von Pelz: und nicht von Pelzthieren), Butter (auch 
fünftliche), Schafwolle (roh oder gewajchen). 


. Halbfabrifate: Mehl aus Getreide: und Hüljenfrüchten. 
. Habrifate: Zuder aller Art.“) 


. Erzeugnilfe des Bergbaues, der Induflrie und Runſt. 
.Rohſtoffe: Stabeifen, Eck- und Winfeleifen, Silber‘) (roh und 


in Barren), Zink (rohes und Bruch-Zink), Steinkohle. 


. Halbfabrifate: Eiſendraht, vohe Platten und Bleche aus 


Ihmiedbarem Eijen, gekämmte Wolle, Wollengarne, Baumwollen— 
garne, Roh- und Floretjeide (gefärbt), Handjchuhleder. 


. gabrifate: dichte Baummollgewebe (gefärbte und gedrudte 


Waaren), baummwollene Strumpfwaaren, baummollene Bojamentier- 
und Snopfmacherwaaren, Bürjtenbinderwaaren (grobe und feine), 
Alizarin, Anilin- und andere Theerfarbitoffe, Eiſenbahnſchienen, 
grobe Eifenwaaren (einjchließlih Prahtitifte), feine Eijenwaaren, 
Gewehre aller Art, Cement, gemeines Hohlglas (grün), feine 
Holzwaaren (einjchl. Spielzeug aus gefärbtem Holz), Klaviere, 
wiſſenſchaftliche Inſtrumente, Mafchinen und Mafchinentheile außer 
Lofomotiven, Kleider (auch Putzwaaren, jeidene und mwollene Leib 
wäjche), baummvollene und leinene Leibwäfche, künſtliche Blumen, 
jeine Waaren aus Kupfer und Mefjing (einjchl. Artilleriezündungen, 
Patronen 2c.), Waaren aus edlen Metallen, Waaren aus Bern 
jtein, Elfenbein, Celluloid zc., feine Lederwaaren, lederne Hand: 
ſchuhe, Papier aller Art, Bücher, Karten und Mufifalien, Farben: 
drucdbilder und Kupferſtiche 2c., Bier, Halbſeidenwaaren, Koks, 


') Getreide iſt allerdings vor dem Verbrauch dem Durchgang durch die Mühleninduitrie 


unterworfen. 


”) Schmalz dient auch indwitriellen Zweden. 

*) Neis wird auch in fteigendem Mahe von der Landwirthichaft als Futtermittel gebraucht. 

*) Tient au in induftriellen Zweden. 

°) Eine Trennung in Robzuder und Handiszuder konnte wegen der ungleichen jtatift- 
iſchen Eintheilung der Zuderforten nicht gemacht werden. . 

°, Silber iſt herangezogen worden, weil c8 wohl hauptlächlich zu induitriellen Zwecken 
verfandt wird und das in Deutſchland gewonnene Silber als Minzmetall kaum ins Ges 
wicht fallen dürfte. 
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feine Terracottas, Thon» und Fayencewaaren, Porzellan und 
porzellanartige Waaren, wollene Tuch und Zeugwaaren (unbes 
drudt), wollene Strumpfiwaaren (unbedrudt), wollene Bojamentier- 
und Anopfmacherwaaren. 

Angelihts der in Bearbeitung befindlichen ausführlicen Publifationen über 
die Entwidelung des deutichen Anßenhandels mag es genügen, an diefer Stelle 
eine Reihe der Hauptzahlen und Thatjachen, die für den Seehandel in Frage 
kommen, beizubringen. Die Einzelheiten werden im weiteren aus jenen Aus 
jammenjtellungen erjichtlich fein, wobei es jih namentlich für die Ausfuhr um 
zahlreiche Keine Mengen für die einzelnen Poſitionen handelt, die ſich ihrerjeits 
auf eine große Anzahl von Ausfuhrländern vertheilen. Doc dürfte auch die 
Sejammtausfuhr in allen Hauptzügen die im Nachfolgenden hervortretende Ten: 
denz im Wejentlichen theilen. 

I. Einfußr. 

Den zweifellod größten Gewinn gewähren unjerer Volkswirth— 
Ichaft diejenigen vom Ausland eingeführten Waaren, welde der 
heimiſchen Produftion dienen, ohne doch mit inländiichen Erzeug— 
nijjen gleiher Art zu fonfurriren. Denn während fie einerjeit3 dag 
Beitehen großer gewinnbringender Induſtrien ermöglichen, die, wie die Baumes 
wolle und Seidenindujtrie zahlreiche Arbeitskräfte ernähren, ſind ſie andrerjeits 
feiner inländiichen Produktion ſchädlich. Aus der folgenden Tabelle ergiebt jich, 
daß wir diefe Waaren fat ausnahmslos durch den Seehandel, und zwar größten 
theils direkt und indirekt von überfeeiihen Ländern beziehen. Im Jahre 1896 
entfielen von der Gejammteinfuhr in Prozenten: 





_ auf die Ländergruppen (fiebe vorne ©. 365) 
... [Davon auf 
Vlebrige | Gruppe I I und II 


® 11 ins⸗ 
Länder — geſammt 

















Baumwolle 97» la 0,8 Os — 99 1 
Robjeide ungel:) 0, | 63: | 36, 0, — 63 
ute 90.0 10.0 — — — 100.» 
jmdige . . -» 724 20,3 D,8 1,0 — 98.2 
Balmterne x. . 77. 21. ls — 985 
Kupfer . . 84. | 134 0,5 1,5 — 98. 
Kautichuf 7. 39 1 34,8 13 12,s 10,» 843 
Häute und Felle . 7» | 32: | 58; 5, — 404 
Tabakblätter (unbearb.) — 744 1» | 22, 15 — 764 
Chileſalpeter 99,1 | — | 0, | 0,. | — | 99,7 


Bis auf ungefärbte Robjeide, Kautſchuk und Häute und Felle 
zur Belzwerfbereitung fommen aljo jänmtlihe oben verzeichneten Waaren 
zu mehr al3 70 Prozent direkt aus überjeeijhen Ländern; bis 
auf Häute und Felle ꝛc. kommen fie fait ausfhlieglih aus Ländern 
des Seehandeld. Des Weiteren gehören in dieſe Gruppe 3. B. Farbhölzer, 


’) Für das Jahr 1896 find bei denjenigen Waaren, bei denen 10 Prozent des Ge— 
fammtausfuhrmertbs und mehr auf nicht ermittelte Lander entfielen, noch nachträglich die 
Zahlen für ſämmtliche Länder der Gruppe III genau feſtgeſtellt, fo daß der Reſt nur noch 
—— der Seehandelsgruppen I und II entfällt. Dies gilt auch für alle folgenden 

abellen. 
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Elfenbein, Perlmutter, Erdnüfje, Terpentin, Gummi, Lad, ätheriſche Dele, Guano, 
Nohmaterialien für Medikamente und Nohitoffe der hemijchen Induſtrie. 

Gleicher Herkunft find die mit heimifchen Erzeugnifjen nicht konkurrirenden 
Konfjumtibilien (A II 2 des Wnarenverzeichnifjes), die weſentlich dazu dienen, 
die Lebenshaltung zu erhöhen. 1896 entfielen von der Gejammteinfuhr in Pros 
zenten: 





auf die Qändergruppen 


j Davon auf 
Nebrige | (Sruppe I und U 


I ı | ıı ind 
gänder J und | 
entfallend | Helammt 
alt - 
eis. 5 m 
Petroleum . _ Be 





Zu diefer Gruppe find auch zu zählen: Kakao, Thee, Gewürze ꝛc. 

Als eine wichtige und großentheils unentbehrliche Ergänzung 
der heimifhen Produktion folgen den behandelten Waaren die im Waaren— 
verzeihniß unter A I 1 verzeichneten Nohprodufte, die gemeinfam mit heimifchen 
Erzeugnifjen den Bedarf der heimischen Aandwirthſchafts- und Anduftriebetriebe 
deden. Für dieſe Waaren erweift ji, wie die jotgende Tabelle zeigt, der Lands 
handel vielfach von beherrjchender Bedeutung. 1896 entfielen von der Geſammt— 
einfuhr in Prozent: 


| auf die Ländergruppen 


Davon a 
Uebrige zn I und II 





I 1 nsd« 
x I und 11 
ee entfallend geiammt 
Eteintoblen -. : . 2 2 2. — 774 — 77. 
Brauntohlen EEE — — — — 
Schafwolle.. . 2 2... 685 | 13, — 82% 
Flachs — — — — — 
— 28,8 — 28, 
Rindshbänte . . 2 2 20. 74,6 2 8,0 85,» 
Gerſte. a 51 9. — 14, 
afer 104 2a — 124 
Mais 80,4 81 — 88,5 
Kleie”) . 8,8 4 — 13,» 
Deltuchen ') ae AA ls — 46,5 
Leinfant - » » 2 2220. 1] Au 0,4 — 34,5 
REIROL: u, ei 3,8 4, — 8,5 
ERDE’ 15: u ua an _ 88,0 — 380 
Pferde — 46 | 22, — 273 


Ueberwiegend gehören dem Seehandel an: Steinkohlen, bei denen Gruppe II 
(England) das Uebergewicht hat, ſowie Schafwolle, Nindshäute und Mais, welche 
größtentheil3 von Meberjee fommen. Auch bei Delkuchen und Leinfaat ift der 
überjeeiihe Handel von großer Bedeutung, namentlich, wenn man die durch 
Belgien und Holland indireft zugeführten Mengen in Betracht zieht. ES it 

') Rleie und Oelfuchen können unter Umftänden auch als Halbfabrifate angejehen 
werden, doch ift dies in der Konſequenz irrelevant. 


III. Die Seeintereſſen des Teutichen Reichs. 375 


bemerkenswerth, daß die Getreideart, welche in Deutjchland am wenigiten gebaut 
wird, nämlich Mais, die einzige ijt, welde größtentheilsauß über 
jeeiichen Ländern fommt, während Öerite, Hafer und die ineiner 
jpäteren Gruppe eridheinenden Noggen und Weizen fajt ganz 
überwiegend aus Ländern des Landhandels jtammen, 

Bei den der Inlandsproduftion dienenden, jedodh mit heimiſchen Er= 
zeugnijien fonfurrivenden Halbfabrifaten und Fabrifaten entfielen 1896 
von der Geſammteinfuhr in Prozent: 











aufpdie Yändergruppen 





| Davon auf] j — 











II u llebrige (Sruppe | ins 
Qänder | I und ei 
Yander l 
entrallend | gefammt 
| N 

Gelämmte Wole . . .». » — | 29: | 69; (I 1 
MWollenaam : » 2. 2 20. — 82» | 17,8 — — 82. 
Baummwollengaın . . .. . — 86: | 12% | 1: — 865 
Florettſeide a _ 12,1 | 864 15 — 12, 
GT 22 2 ea — — | 995 | Os — — 
Maſchinen.. 104 | 645 | 22, | 30 | _ | 74» 





Diefen 7 Waaren gemeinjam it die Bedeutungsloſigkeit des überjeeiichen 
Bezugsmarkted, Bei dreien überwiegt jedoch jtarf die Gruppe II, während 
Gruppe III bei Malz, das fait ausjchließlih aus Oeſtereich-Ungarn importirt 
wird, ferner bei Florettfeide und gefämmter Wolle von größerer Bedeutung üt. 

Schließlich folgt die Gruppe der unter A II 1 verzeichneten Waaren, die 
in Konkurrenz mit inländifchen zum Verbrauch bejtimmt find. In 
der Einfuhr diefer Waaren überwiegt jtarf die Gruppe des Landhandels. 


1896 entfielen prozentual von der Sejanmteinfuhr: 





* die Ländergruppen 


| Davon auf u 
N u | Im Nebrige | (Gruppe I und 


ins · 
Länder [I und 1II 
entfallend geſammt 











TE ER a Ge 26» | 21. | 52, 0,. — 47,5 
a Ne er a VE ——— 6% ı 17,7 ı 75,0 0,4 _ 24,8 
riſches Obſt... 61 Ta 778 8.0 — 14,0 
in in Selen ee u le 34: | 645 — — 35,5 
Schmalz . . A 2 — 6, | ls — 923 
— er u rar 505 | 165 | 29. 3,3 u 67, 
te a at 1a — ı Ti 9eı 0, — 7a 

See Fiſche ae Rd nat 2» | 640 ı 82, | 0,4 _ 66,3 
SERIER 4 u ee —— 12» | 26,7 | 0,4 — | 72,» 


Der Ueberjeehandel überwiegt ſtark nur bei Schmalz, er dedt außerdem bei 
Fleisch etwas über die Hälfte der Gefammteinfuhr; und ijt bei Objt von ſteigen— 
der Bedeutung, während Weizen und Roggen ganz überwiegend aus Dejterreichs 
Ungarn, Rußland und dem Balkan direkt und indirekt zugeführt werden. Die 
Gruppe II dominirt naturgemäß bei frifchen Fiſchen und Heringen. 
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Eine Zufammenfaffung ergiebt, daß bei folgenden Waaren ſchon der direkte 
Ueberjeehandel mit mehr als 50 Prozent betheiligt üt: 
Baumwolle, Jute, Indigo, Palmferne, Kupfer, Tabakblätter, Chile— 
falpeter, Kaffee, Neis, Petroleum, Schafwolle, Rindshäute, Mais, 
Schmalz, Fleiſch, ſowie die jummarijch unter der Tabelle Seite II 15 
angeführten Gegenjtände. 


Bei folgenden Waaren entfallen auf Qändergruppe II mehr als 50 Prozent: 
Nohfeide, Steinfohlen, Wollengarn, Baummollengarn, Majchinen, 
Fiſche, Heringe. 

Endlich ift der Landhandel mit mehr ald 50 Prozent betheiligt bei folgen: 
den Waaren (wobei zu berüdjichtigen it, daß auch hierbei ein Theil indirekt der 
Ceezufuhr entjtammt): 

Häute und Felle zu Pelzwerf, Braunfohlen, Flachs, Hanf, Gerite, 
Hafer, Kleie, Oelkuchen, Leinfaat, Kleeſaat, Kühe, Pferde, gekämmte 
Wolle, Florettſeide, Malz, Weizen, Roggen, frisches Obſt, Wein, Gier. 


Es ergiebt ſich danach Folgendes: Auf den überſeeiſchen Bezugsmarkt am 
jtärfiten angewiejen iſt unjere Induftrie für ihre Nohitoffe, in gewiſſem Grade 
die Landwirthichaft für gewilfe Hülfsitoffe (z. B. Chilefalpeter, Mais, Reis, 
Oelkuchen). Durch die Konkurrenz überfeeiiher Produfte iſt die 
Induſtrie fait gar nicht, aber auc die Landwirthſchaft in weit ge— 
ringerem Maße bedroht, als man gemeinhin annimmt. Bielmehr 
entjtammen die eigentlichen Konkurrenzartifel für unjere Landwirthichaft und 
Induftrie in der deutjchen Einfuhr überwiegend dem Yandhandel, im zweiter 
Neihe aber dem Sechandel mit europäischen Ländern. Die landwirthichaftliche 
Konkurrenz auf dem Weltmarkt, joweit im Seehandel zugeführte Produkte in 
Brage fommen, äußert jich nicht etwa direft in den deutjchen Seezufuhren, ſondern 
ijt hiervon vollfommen unabhängig. 

Eine Ausdehnung der Unterfuhung auf die Heineren Einfuhrpojitionen 
würde erheblich abweichende Nejultate nicht ergeben. 

E3 erübrigt no, die abjoluten Werthe anzugeben, welche die Antheile der 
drei Ländergruppen an der Gejammteinfuhr der unterjuchten Waaren daritellen. 


Der in den voritehenden Tabellen unterfuchte Theil der Geſammteinfuhr, 
nämlich vund 2"/, Milliarden Mark im Durchichnitte der Jahre 1894/96, ver- 
theilt jich auf die einzelnen Ländergruppen, wie folgt: Gruppe I: 1'/;, Millis 
arde, II: '/, Milliarde und III: °/,, Milliarden Mart.') 


Dieje Zahlen geben ein deutliches Bild von der Bedeutung unferes Sees 
handels, insbejondere des überjeeischen, infoweit der letztere nicht durch indirefte 
Zufuhren, namentlih von England, Belgien, Holland und Frankreich, noch jtärfer 
betheiligt it. Das Reſultat der Vetheiligung des Seehandels mit circa 64 °/, 
am Gejammteinfuhrhandel entipricht ziemlich genau dem mit etwa */, des ge— 
fammten deutjchen Außenhandels anzujeßenden Gejammtantheil des Seehandels. 
Dabei ijt e3 von hohem Intereſſe, die neuejten Zahlen mit denen früherer Jahre 
zu vergleichen, wie dies in der nachfolgenden Tabelle gejchehen iſt. 


", Hierbei it der Antheil der nicht ſpeziell ermittelten Länder, der 5 bis 6 Prozent 
der Gelammtijumme beträgt, unberüdiichtigt geblieben. Die gewonnenen Reſultate würden 
durch genaue Frmittelung der Antheile dieſer Yänder, die größtentheils dem Seehandel 
angehören, eine weſentliche Verschiebung nicht erfahren. 
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Die Einfuhr betrug im Durchichnitt der Jahre 








bei Ländergruppe 1880/82 1886/89 1889/91 1894/96 
Millionen Millionen Millionen Millionen 
Mart | Mart Mart Mart 
I a a far un 531 378,7 | 830 # 1082 a 
BE a ar 279,8 394 339,0 | 332,5 
| 1 1 Ger EEE Pa 885 4 9274 ' 1160. | 929.4 
I und II zufammen . » .» . 8114 972» 1366: | 1614,: 
Summe: I, II, und IT . . 1 696,8 1 900.» 2526. 2544. 





Die Einfuhr iſt demnach 
geitienen: + gefallen: — 
— 
bei Ländergruppe 1880/82 zu 1886/89 


1889/91 zu 1894/96 | 1880/82 zu 1894/96 











Millionen | Millionen | Millionen] 
Mart | Brosent | Mart | Prosent |” Mart Vrozent 
I... ....1%+ 4:14 Sol + lol + 30:3] + 550:| + 108. 
U.....2..1#+ 1441| + 311 — Ve 1 + 9% 
1 ....2.2...1#+ 4,1 + 4 — 19» + 5,0 
I und I zufammen .| + 161! + 19% | + 2485| + 1382| + 8084| + 99 
Summe 1, I und II | + 2584| + 1201 + 1%) + Tul+ 75] + 49 











Die vorjtehenden Zahlen jprechen für ſich jelbit; hervorgehoben jei nur, 
daß die enorme Steigerung in der Gruppe II ganz in die Zeit von 1888 bis 
1891 fällt und von da ab fogar ein fleiner Rückgang zu verzeichnen ift, und 
daß die Zahlen der Gruppe III nad) ſtarkem Steigen von 1886/89 zu 1889/91 
von da ab fait ebenfo jtark gefallen find? Die Einwirkungen des Zollanfchlufjes von 
Hamburg, die im Ganzen unter den oben angegebenen Gejichtspunften zu beurtheilen 
find, laſſen fi aus den angeführten Gründen im Einzelnen nicht unterfuchen. 

Der vollitändige Umſchwung in unjerm Einfuhrhandel wird auch noch durch 
folgende aus den obigen abgeleiteten Zahlen eriichtlich : 

An der Summe der drei Ländergruppen waren in Prozent betheiligt: 
Gruppe I . . . . 1880/82 mit 31,, Prozent, 1894/96 mit 42,, Prozent, 
» OD .. 0.0. 1880/82 „ 165 „1894/96 „ 20 . 

Iu. II zujammen 1880/82 „ 475 u 1894/96 „ 63, a 
„ MI... . 1880/82 „52: „ 1894/06 „ So . 


II. Ausfußr. 


Die folgenden Ausfuhrzahlen für 58 Waaren entjprechen in der Anordnung, 
wie jhon erwähnt, nicht völlig den Einfuhrzahlen. Insbeſondere it der Antheil 
der Ländergruppen I und II allgemein zujanmengefaßt, namentlicd) weil ſich 
angeſichts der jo fehr zeritreuten Mengen einerfeitd, der Trennung des Game 
burger Freihafengebiet3 vom jtatijtiich allein zu erfajfenden Zollgebiet anderer= 
feit3 und fchließlih aus der nicht zu ermittelnden Ausfuhr nach überjeciichen 
Plätzen durch die Vermittelung Englands eine beweisfräftige Mlarheit nicht ohne 
Weiteres erzielen läßt. 

1. Rohſtoffe, Halbfabrifate und Fabrifate der Landwirthſchaft umd der 
landwirtHfchaftlihen Nebengemwerbe. 1896 entfielen vom Werth der 
Gejammtausfuhr in Prozent auf Ländergruppen: 
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Gruppe 


| I und I nicht ermittelt 








Flachs a re 9 3,1 ls 

Br en 64,0 — 
EIER: Sun: a a Ze Aare en ee 46,4 _ 
RRIBRE: u: ine, 82,1 _ 
Obit — et a u N HE ae Zar er 75,0 25 
Rindshäute . N 27,1 — 
Häute und Felle zur Welpwertberitung. RR: 87,1 — 
Schafwolle . . — 21,2 — 
———— a en 95,1 14 
Le 6 61,» 0,8 
Bee: ar acc har eur le et ; 95,0 0, 


Von diefen 11 Waaren, deren Ausfuhr 1896: 395,, Millionen Mearf, 
d. i. 10,, Prozent der Gejammtausfuhr betrug, find 6 mit mehr als 60 Pros 
zent am Ceehandel betheiligt, vor Allem der größte deutſche Ausfuhrartifel, 
Zuder, deſſen Ausfuhr im Betrage von 236,, Millionen Mark oder 6,, Prozent 
der Gefammtausfuhr nur mit 4,, Prozent nad) Ländern der Gruppe III gebt. 
Für den direkten Ueberjeehandel (Gruppe I) jind bei Zuder 37,, Prozent er: 
mittelt (wobei zu bemerken, daß allerdings ein Theil der Verſchiffungen aus dem 
Freihafen Hamburg nach England gehen dürfte, und durch die derzeitigen Zus 
jtände auf Cuba die nordamerifanische Nachfrage erheblich gewachſen it). England 
jpielt eine große Nolle namentlich bei der Ausfuhr von Zuder, Hanf, Klee 
faat, Obſt und Butter. 

Mit über 33 Prozent kommen für den Seehandel 'nody in Betracht Hopfen, 
bei dem mindejtens 12,, Prozent auf überjeeifche Länder entfallen, jowie Häute 
und Felle zur Pelzwerfbereitung. Endlich ijt auch bei Nindshäuten und Schaf— 
wolle der direfte Scehandel nicht unbeträchtlich betheiligt. 

Aus all diejfen Zahlen ergiebt fi ein nicht unerheblides 
Intereſſe unferer Landwirthſchaft am Erport und bejonderd an 
dem zur See, Hierzu fommt eine Reihe anderer Waaren landwirthichaftlicher 
Herkunft, als Bettfedern, Borjten 2c., Branntwein, Därme, Fleiſch, Getreide, 
Haare von Hafen, Pferden 2c., Kalbfelle, Schaf: und Ziegenfelle, Bau und Nußs 
holz, Brennholz, Gewächje 2c., Kleie, Kartoffeln, Leinfaat, Melafje, gejchrotenes 
Getreide zc., Rüböl ꝛc., Oelkuchen, Stärfe, Wein, Werg, Pferde, Schafvieh: im 
Werthe von zujanmen 168, Millionen Mark, oder fernere 4, Prozent der 
Geſammtausfuhr nebjt einigen anderen Fleinere Beträge repräjentivenden Artifeln 
ergeben dieje Ziffern ein direfte3 Interejje unferer Landwirth— 
haft an nahezu einem Sechſtel der Ausfuhr und damit einem 
entjprehenden Theile des Seehandels. 

2. Rohſtoffe und Halbfabrilate de8 Bergbaues und der Induſtrie. 
1896 entfielen von der Gejammtausfuhr in Prozent auf die Ländergruppen: 














Gruppe 
| I. und I, III, nicht ermittelt 
Stabeilen  . a 35. — 
Eck⸗ und Winfeifen. el 42, Ban 
Eilber . —* AT an, ae 7a — 
47,4 — 


Zink Eee a La a 
Steinfohlen . ee Et ae 30 
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. ($ruppe 
nicht ermittelt 





Baummollengarn . 


Rohſeide, gefärbt - - : . 2. 45 
Getämmte Wolle . . . DER 2% 
Mollengarn . _ 
Water und Bleche von Sin l,ı 

Eiiendrabtt . . .»» — 
Handichubleder . — 


Bei keinem der Robprodufte unb nur bei zweien der Halbfabri— 
kate, Eiſendraht und Handſchuhleder, beträgt der Antheil des Seehandels 
mehr als 50 Prozent. Bei Eiſendraht iſt auch der direkte Ueberſeehandel 
mit mindeſtens 42,, Prozent betheiligt, während er bei allen anderen Waaren 
diefer Tabelle, ausgenommen Stabeifen und Wollengarn, unerheblid ijt. Naturs 
gemäß liefert Deutjchland den überjeeifhen Jnduftrien wenig Rohſtoffe und Halb— 
fabrifate. Nach europäifchen Ländern des Seehandel3 gehen immerhin beträcht— 
liche Mengen von Eijendraht, Ed= und Winfeleijen, Stabeijen, Zink, Handſchuh— 
leder, Wollengarn, Baumwollengarn, gefümmter Wolle und gefärbter Seide. 

3. Die größte Bedeutung hat der Seehandel bei den Fabrikaten. 
Im Jahre 1896 entfielen von der Geſammtausfuhr in Proz. auf die Ländergruppen: 












Gruppe 


II. ; f 
und nicht ermittelt 





— 99 


ii, u 


Dichte Baummollengewebe x. . 


Baummollene Boiamentierwaaren ꝛc. 78, 21, = 
Baummollene Strumpfwaaren 864 134 — 
Bürſtenbinderwaaren. 834 16,2 _ 
Alizarin 74» 18,7 65 
Anilin und andere Theerfarbitoffe 72, 28.0 = 
Eiienbahnichienen . RT 65,8 34,1 — 
Grobe Eiſenwaaren 55,7 44,5 — 
Feine Eiſenwaaren 65,3 34; — 
Gewehre aller an 92,4 2,0 4 
Gement { i 12» 280 _ 
Hoblglas, grün 79 20.4 — 
Feine Holzwaaren ꝛc. 874 124 — 
laviere . . 794 204 — 
Wien chaftliche Iuſtrumieuie 444 552 — 
Maſchinen ıc. 34 65,3 _ 
Kleider, Pußwaaren 1c. 62,5 37; — 
Baummwollene Leibwäſche ıc. 79a 20,7 _ 
Künftlihe Blumen : 844 154 I 
reine Kupferwaaren 71, 28» 
Maaren aus edlen Metallen 64,4 35,8 — 
MWaaren aus Bernſtein ꝛc. 64 351 — 
Feine Lederwaaren 69, 30,4 — 
ederne Handſchuhe 73 19,8 6,0 
Papier aller Art 75,0 244 _ 
Bücher, Karten ıc. 24,0 754 — 
ante: — 66 33,1 — 
604 39 8 . 
Salbfebeiwnare { 15,0 22,1 2, 
Kots r 1. 92 — 
Weepaaten e 71 294 — 
Borzellan ıc. h ; 87.2 12,3 — 
Wollene Tud- und Zengwaaren ı ı.» 744 25.8 — 
Wollene Strumpfwaaren, unbedrudt 733 26,2 — 
Wollene Roiamentierwaaren ıc. 60,0 39,4 — 


») Hier find die Zahlen von 1895 zu Grunde gelegt, da die vom 1896 Holzſpielzeug nicht umfaſſen. 
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Unter den vorjtehenden 25 Waaren find nur 4 bei denen 
der Antheil des direkten Seehandel3 geringer ijt als 50 Prozent; 
Dagegen 23, bei denen er mehr als 66°, Prozent, und 13, bei 
denen er 75 Prozent und mehr beträgt. Charakteriftiicher Weife find 
die Waaren mit unter 50 Prozent Seehandel: Wiſſenſchaftliche Inſtrumente, 
Majhinen, Bücher 2c., ferner diejenigen, bei welchen der im Berhältnig zum 
Volumen geringe Werth weite Transporte nicht lohnt: Koks. 

Im Mebrigen it für die verfhiedenjten Induſtrien der See— 
handel gleihmäßig wichtig, vor Allem: Woll., Baummwoll- und Seiden- 
industrie, chemifche und Eifenindujtrie, Holz-, Leder- und Papier-, Glas-, Thon 
und Porzellaninduftrie, Konfektion u. j. w. 

Bon größter Bedeutung ijt der direkte Ueberfeehandel bei folgenden Waaren, 
bei welchen indeß die angegebenen Zahlen im Allgemeinen erheblid 
zu niedrig find: Baummollene Strumpfwaaren (64 Prozent), dichte Baumes 
wollgewebe 2c. (39 Prozent), Halbjeidenwaaren (39 Prozent), wollene Tuch- und 
Beugmaaren ꝛc. (38 Prozent), Alizarin (44 Prozent, Anilinfarben (37 Prozent). 
Gewehre 52 Prozent), Cement (53 Prozent), Hohlglas (36 Prozent), künſtliche 
Blumen (63 Prozent), federne Handſchuhe (53 Prozent), Porzellan ıc. 47 Prozent). 

Eine vollitändige Durhprüfung der Ausfuhr für alle Yänder wird im Ganzen 
eine nennenswerthe, für einzelne Waaren eine beträdhtlihe Erhöhung der Ziffern 
für den Weberjechandel bewirken. 

E3 jteht jedenfalls feit, daß unfere Induitrie heute in außer: 
ordentlihem Umfange auf den Erport durch den Seehandel an— 
gemwiejen ijt. 

Es gibt feinen Zweig der Volkswirthſchaft, der nicht direkt oder indirekt 
aus den Ergebnijjen des Seehandels einen Theil feiner Lebensbedürfnifje empfängt 
und zur Schaffung von Gegenwerthen hierfür fomit nicht entiweder direft oder 
indirekt thätig fein muß und ijt. 
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Tab. Ar. II. 
Der Spezialhandel des deutichen Zollgebiets in den Jahren 1872/1896. 




















Yabı Einfuhr Ausfuhr Summe 
Tonnen Mit. Mart| Tomen | Win. Mart| Tommen | Mill. Mart 
















1872 13 352 223 | 3464, | 10049691 | 2 492,3 23401914 | 596, 
1873 15307573 | 4254: | 9912201 | 2465,» 25219774 | 6719,s 
1874 15 244514 | 36704 | 10420920 | 2459 | 25665434 | 6130, 
1875 15 278969 | 3573, 11909 768 | 2560, | 27188737 | 6134. 
1876 16 644498 | 3911 | 12982071 | 2605, 29 626 569 | 6516, 
1877 17511658 | 38724 | 13 953 202 | 2827. 31464 860 | 6699, 
1878 16 623237 | 3 715,6 | 15444738 | 2915,» 32 067 975 | 6630,» 
1879 16 660 120 | 3888, | 15416131 | 2820, 32 076 251 | 6708» 






























f 
1880 . . .| 14171085 | 2859» | 16401211 | 2946» | 30572246 | 58061 
1881 . . .| 14848290 | 2990,» | 16672249 | 3040» | 31520539 | 60305 
1882 . . .| 15299910 | 3164 | 17208956 | 32441 | 32508866 | 6408,» 
1883 . . .| 16297187 | 3290,» | 19239596 | 3335, | 35536 7838 | 6625, 
1884 . . .| 17787766 | 3284» | 19151756 | 32694 | 36939522 | 6554» 
1885 . . .| 17867330 | 2989 | 18814023 | 2915. | 36681358 | 5905, 
1886 . . .| 16944869 | 2944» | 18924283 | 30515 | 35869 152 | 5996, 
1887 . . .| 19386565 | 8188; | 19495689 | 3190, | 38882254 | 6378 
1888 . . .| 21867627 | 3435. | 0740384 | 3352, | 42608011 | 67884 
1889 . . .| 26611896 | 4087, | 18292587 | 32564 | 44904488 | 7343, 
1890 . . .| 28142808 | 4272» | 19365081 | 34095 | 47507884 | 76824 


| 
| 
1891 . . .| 29012719 | 4403, | 20 139 376 | 3339,1 4915209 | 7743. 





1892 . . .| 29509912 | 4227, 19891615 | 3150, 49 401527 | 7377, 
1893 . . .| 29815557 | 4134, 21361544 | 3244, 51177101 | 7378; 
1894 . . .| 32022502 | 4285: | 22883715 | 83051,s 54 906 217 | 73770 


1895 . . .| 32536976 | 4246, | 23829658 | 3424, 56 366 634 | 7670, 
1896 . . .| 36410257 | 4558. | 25719876 | 3 753,8 62130133 | 8311,s 
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Cab. II 2. 


Inder Nummern des deutſchen Spezialhandels 1872-96. 


(In Folge der zweimaligen Aenderung der deutſchen Reichsſtatiſtik nur für die Perioden 
1872/79, 1880/88 und 1889/96 in vergleihbaren Gruppen zu ermitteln.) 








| 


I 


Ginfubr Ausfuhr Summe 


Jahr 
Tonnage Merth | Tonnage 








106 105 106 
110 105 109 
109 100 110 
117 100 114 
125 100 122 
131 104 126 
141 113 138 


1890 . . . 105 106 | 105 
1891... 108 109 | 108 
1892... 103 11 | 97 
1893 . . . 101 112 | 100 
1894 .. . 105 120 94 
185 . . . 104 122 | 105 
1896 . . - 112 137 | 185 





1889 . . . 100 100 | 100 100 100 100 
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Tab. IL 3. 


Kalkulation des Werthes des deutichen Ausfuhrhandeld von 1872 bis 1896 
in Indernummern (Prozenten) auf das Jahr 1896 bezogen. 

















Effektive NKallulirte Kallulirte 
Jahr Inder⸗ | Inder | Inder 
nummern nummern nummern 
J 
BER: 5 a) ar ra 100, 
185 .. 2. neu 92,3 
BODE 42: 0 en rnzer ri 88, 
BOB: u Te ee De 88, 
BGE A no ey 88, 
BU in a el 93, 
JOME:: u «u rn: ae 92, 
IBBR. u.004 5, le nie 38,3 
IBRB - a0 re 100,0 54,5 
DE a ee 94, 79, 
— 88,3 74, 
JEDE. a-00:5 u and 87,0 73, 
1 a 96,s S1,s 
1 ——— 97, 82, 
BERN: u: 3.0 ee —— 944 79,8 
BEL 0 un Ne dar. 2. ai, re 88,8 75, 
BE: 5: San a en 85,5 - 72, 
UOEE, 3 an 100,0 83,4: 70, 
ja. Are wer | guheae 69,: 
ABER: 2. 00. 0 tan nr 99,» 70, 
BBIU:. are ehe en 971 68,5 
DEIN u. ee 91, 64. 
BUIM.. 5 03 ne ren a 91,4 64, 
J ee 100, 70, 


Ban: en 2 88,8 62,: 
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Tab. Wr. II4. 


Der Geiammteigenhandel des deutichen Zollgebiets in den Jahren 
1885— 1896, 





Ginfuhr Ausfuhr Summe 
Jahr 
Tonnen | Di, Darf Tonnen | Mill. Mart Tonnen | DU. Dart 
18. 18 796 550 3173,3 19 965 115 3143. 38 761.665 6316, ° 


1886 . . .| 18121625 | 3150, 19 798 951 | 32594 37 920576 | 6410, 
18857 . . .| 20491468 | 3376,: 20535 214 | 3417.» | 41026682 | 6794,s 
1888 . . .| 23863014 | 38510 22 061393 | 3652,» 45 924 407 | 7504,8 





1889 . . .| 28262626 | 4486, 19713 906 | 3665,7 47 976532 | 8151, 
1890 . . .| 29915411 | 4628 20 596 782 | 3758, 50512193 | 8387, 
1891 . . .| 30745667 | 4836,: 21397 088 | 37034 52 142755 | 8540, 
1892 . . „| 30533870 | 44680 21 054869 | 3477, 51588 739 | 7945, 
1893 . . .| 31352011 | 4483,s 22416 07 | 35541 53 768218 | 8037, 


1894 . . .| 3319853 | 4545, 23 944 992 | 3349, 57138875 | 7894,» 
1895 . . .| 33702090 | 4569,» 24 973 0856 | 3 768,5 58 675 176 | 83344 
1896 . . .| 37780327 | 4,899. 27069454 | 4152. 64849 781 | 9051,. 


Tab, Wr. IL5. 


Indernummern des Geſammteigenhandels des dentichen Zollgebiets in den 
Jahren 1885— 1896. " 




















Einfuhr Ausfuhr Summe 
Jahr 
Tonnen | DHL Darf Tonnen Dirt. Marf Formen | Dil. Mark 

1885 . RER. 100 100 100 100 100 100 
1886 EEE: 96 99 99 104 98 101 
DE... 40. 109 106 103 109 106 108 
IBBOLWE. a 0 127 121 110 116 118 119 
1889 ET 100 100 100 100 100 100 
11.1 1 ee ee 106 103 104 103 105 103 
1891 RE E 109 108 108 101 109 105 
1892 —— 108 100 107 95 108 97 
183 .. ER; 111 100 114 97 112 99 
1894 a ee: 118 101 121 91 119 97 
1895 . ee —— 119 102 127 103 122 102 


1896 .. 134 109 137 113 135 111 
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Tab. Ar. II 6. 
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Der Generalhandel' des deutichen Zollgebietö in den Jahren von 1885 ab 
einfchlieflich des Veredelungsverkehrs. 





Jahr 


Einfuhr 


Tonnen 


Ausfuhr 
Tonnen 


Summe 
Tonnen 

















1880 17 111536 18 774 995 35 886 531 
1881 17 765 219 19 309 883 37 075 102 
1882 18 946 837 20 428 232 39 375 119 
1883 20 028 449 22 643 089 42 671538 
1884 20 647 903 22 061 945 42 709 848 
1885 2U 474 654 21643 219 42 117 873 
1286 19 806 565 21 482 972 41 289 537 
1887 22 251 366 22 295 112 44 546 478 
1888 25 644 859 253841 217 49 484 056 
1889 29 495 642 21 446 922 51 442 564 
1890 31 732 876 22414 247 4 147 123 
1891 32 687 214 23 338 635 56 025 849 
1892 32 156 491 22 677 490 54 833 981 
1893 33 196 655 24 262 851 57 461 506 
1894 35 167 327 25 918 436 61 085 763 
1895 35 682 929 26 953 924 62 636 853 
1896 309 934 44) 29 223 577 69 158 026 


Tab. Ur. IL 7. 


Indernummern des Seneralhandels des deutichen Zollgebietes in den 


Iahren 1885 — 1896 einjchliehlich der Edelmetalle. 





Einfuhr 


Ausfuhr 


Summe 








Jahr Tonnen Tonnen Tormen 
1885 100 100 100 
1886 92 99 98 
1887 108 103 106 
1888 125 112 117 
1889 100 100 100 
1890 106 104 105 
1891 109 108 109 
1892 107 106 106 
1893 111 113 112 
1894 117 121 119 
1895 : 119 126 122 
1896 . 13: 136 134 


') Der Feneralhandel enthält 
a) bei der Einfubr: 


1, bei der Einfuhr in den freien WVertehr, mit Ausnahme der von Niederlagen und Nonten, 
2. bie Einfuhr im Veredelungsvertehr, 
3. die Einfuhr auf Niederlagen und Konten, 


4. bie direkte Durchfuhr. 
b) bei der Ausfuhr: 


1. die Ausfuhr aus dem freien Verkehr, einschl. der unter Steuerkontrole ansgebenden, einer 
Verbrauchsfteuer unterliegenden inländiichen Waaren, 

2. die Ausfuhr im Weredelumgsvertehr, 

3. die Ausfuhr von Niederlagen und Monte, 

4. die Durchfuhr. 


Annalen des Deuiſchen Reichs. 1898. 
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Tab. ILS. 


Antheil der Herkunfts⸗ und Beitimmungsländer an der Ein: und Ausfuhr am 
Spezialhandel des deutichen Zollgebietö im Jahre 1896. 





Ginfubr Ausfuhr & 
nad) Deutichland aus Deutichland umme 
Länder 
—— 
Millionen Prozent der | Millionen Teogent der] Millionen se — 
VP rt Ge ammt⸗ Mart Se amımıts Mark S ri i 
ein fuhr ausfuhr bonbels 





I, Neberjeeiiche unabhän: 
gige Staaten und Ko— 
lonien: 


Mereinigte Staaten von 
Amerifa 3 : 

Britiſch Oſtindien Fr 

Argentinien . 

Britiſch Australien 

Brafilien . 

Chile - . 

Niederl. Sftindien . 

China. . 

Gentralamerit. Republifen 

Meitafrita (ohne DER 
Schutzgebiete) 

Sapland . 

Enppten . 

Venezuela 

Haiti . - 

Porto Rico, Kuba 

Merito f 

Japan 

Uruguay . 

Kolumbien . 

Britiſch Meftindien 

Ditafrita (ohne — 
Schutzgebiete 

Ekuador . 

Bern . . 

Deutich- Weitafrifa 

Britiſch Nordamerita . 

Bolivien. 

Transvaal 

Philippinen ıc. . 

Deutſch⸗Oſtafrika 











Zumme . 
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Noch: Lab. ITS. 


a 2 — — — — — — ——— —— 















Einfuhr Ausfuhr 
nad Deutihland | aus Deutſchland MuIEME 
Länder 
| prozent 
Vriltionen | Pro Jene DET | Mittionen Teogent Der | pirtionen | Gefammt- 
Mart einfubr Dart ausfubr Mart —* 2 












































Il. Großbritannien * 
rland . . 








647,4 14,s 715,1 19,0 1 362,5 16,4 





II. Europäiſche Staaten 
mit überwiegenden 
Seehandel: 

Italien 

Schweden 

Rumänien 

Dänemark 

Spanien . 

Türkei 

Norwegen 

Portugal . 

Griechenland 

Serbien . 

Bulgarien 


Summe . 





IV. Länder mit übermwie- 
nendem ——— 
Rußland. . : 
—— Ungarn 
rankreich 
ae R 
Niederlande . 
Schweiz . 





Summe . 
V. Freihafen Hamburg . 
VI. Uebrige Länder . 





Gelammtiumme . 4558, 100,» 8311,s 100,» 





100, | 3 758, 
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Tab. II 10. 


Veränderung des Ausfuhrmwerths einiger wichtiger Waaren von 
1881/83 zu 1894/96, 















Durchſchnittliche | Die Ausfuhr 
Jahresausfuhr ift geitiegen +) 
Waaren 1881/83 | 1894/96 oder 
in Millionen gefallen (—) 
Mart Mark | Mill. Mart 








zu: I. Sämereien ıc.: 
Stleeiaat, Esparſetteſaat ꝛc. 
zu: IV, Brennitoffe: 
Steintoblen . 
Kots . 
zu: V. Nabrungs- und Genußmittel: 
1. Rohſtoffe: 
Hopfen ee re ar 
Mebl . ee 
Yutter, auch. fünftliche ; 
2. Fabritkate: 


Branntwein "aller Art ; : 
zu: 2 Asbeit-, Stein, Thon- 1c. Induftrie: 
1. Robjtoffe: 
Steine, roh oder behauen . 
2. Fabritate: 
Cement 
gemeines Hohlglas, ori , 
Porzellan . 
zu: VII. Chemiſche Induitrie 1e: 
2. Fabrikate: 
Aliarin . . 
Anilin- und andere Theerfarbitofie . x 
zu IX: Metallinduitrie: 
2. rohe unedle Metalle: 
rohes Zink, Bruchint . 
3. einfach bearbeitete Öegenftänbe: 
Stabeifen : 
Eiſendraht . . 
Platten und Bleche . } 
Eck- und MWinteleijen 
4. Fabrikate: 
Eiſenbahnſchienen 
feine Eiſenwaaren 
Kupferſchmiedewaaren . 
zu: X. Holz-, Schnitz- und Flehtinduftrie: 
3. Fabrikate: 
eine Holzwaaren, Holzjbroge . 
Bürftenbinderwaaren — 
zu: XL Papierinduſtrie: 
Fabrikate: 
Papier aller Art . 
zu: XO. Xeder-, Mahstud- x Induſtrie: 
J Rohſtofie 
Handſchuhleder 
2. Fabrikate: 
ſfeine Lederwaarfennn.. 
lederne Handſchuhe 
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Noch: ab. II 10. 





Turchichnittliche 
Jahresausfuhr 


1881083 | 1894/96 
in Millionen 
Mart Mark 


Die Ausfuhr 
it geſtiegen +) 
oder 
gefallen (—) 


Mil. Mar 







Waaren 






XIII. Tertil», Filzinduſtrie ic: 
1. Rohſtoffe: 





Schafwolle, rohe . 40 | We — 351 
Flachs 304 13.0 — 16,4 
2. Fabrikate: | 

Wollengarn 314 44,5 + 134 

Baummollengarn . 30,3 16.2 — 14, 

Seide, gefärbt . 9: 15, + 6, 

Mollengemwebe . 224,0 208,1 — 15» 

Yaummollengewebe 136,» 164, + 27. 

Zeidenwaaren . . . 149,1 118.0 — 81, 

Kleider, Leibwäſche, Vvuhwaaren 88 97,0 > 8 

künstliche Blumen 3,5 Ta + 4 
zu: NVI Maſchinen, Initrumente 1: 

Maichinen aller Art. . 8l,s 95,1 + 13, 

willenichaftliche Infirumente 14.3 18,1 + 35 

Klaviere . 15,5 19,» + 44 
zu: XV, Kurzwaaren, Schmud, Spielzeug: 

Waaren aus edlen Metallen . 43,0 24,4 — 19, 
zu: XVII Gegenitände der Yiteratur ic. 

Bücher, Karten, Muſikalien ‘ 28,5 54ı + 30, 


Das nähere ergiebt Tabelle I, welche die Veränderungen in den Ein- und 
Ausfuhrwerthen für die genannten Waarengruppen enthält. Cine Ergänzung 
dazu bilden die Tabellen II und III, welche die entjprechenden Veränderungen 
für eine Reihe der wichtigiten Ein- und Ausfuhrartifel aufzeigten, wobei ſich im 
Wefentlihen diejelben Nejultate wie aus Tabelle I ergeben. 


Qab, II11. 


Veränderung des Einfuhrwerth3 einiger wichtiger Waaren von 
1881/83 zu 1894/96. 








Durchſchnittliche | Die Einfuhr ift 
Jahreseinfuhr geitiegen (+) 
Waaren 1881,83 | 1894/96 oder 
in Millionen gefallen (—) 
Mart | Markt | Mill. Mark 


zu: I. Vieh ꝛc.: 


Pferde — o . . + 13,s 
zu: II Sämereien ıc.: 
Leiniaat . . + 25,5 
zu: II. Abfälle: 
Kleie . . : + 21, 
zu: IV. Brennitoffe: 
Steintoblen . + 37» 
Brauntoblen + 28,» 
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Noch: Tab. II 11. 














Durchſchnittliche [Die Einfuhr iſt 
Jabreseinfuhr geitienen (+) 
Waaren 1881/83 | 1894/96 oder 
in Millionen gefallen (— 
Matt Mark Mill. Mart 





zu: V. Nahrungs- und Genußmittel: 
1. Robjitoffe: 


Meizen 109,» 153,, + 43, 
Roggen . 96,7 73,3 — 23,4 
dafer . 32,3 34,7 + 1» 
Gerſte 49,8 101,0 + 5l. 
Mais und Dari 29,5 39,s + 10, 
Gier } 15,3 73,2 + 57, 
Nafte . . 129,4 194. + 64.5 
Tabakblätter 40, 91, + 50, 
Meis . 20,2 19,4 — (0,8 
2. Fabrilate: 
Schmalz . - 32,5 53,8 + 215 
Wein in Yällern . 29,1 34,3 + 5. 
Geſalzene Deringe 30,2 28,5 — 1; 
Oelkuchen 11,0 25,4 + 13, 
zu: VI. fette, Dele, Mineralöle: 
1. Rohſtoffe: 
Palmkerne xc. . 13,5 30,3 + 16,s 
2. Fabrikate: 
Betrolum -. . -» .... » 54,5 55,6 + Lı 
zu: VII Chemiſche Induſtrie ıc.: 
1. Robitofte: 
Ghilelalpeter 32. 69,1 + 36, 
Indigo.. . 22,1 20, — 2» 
zu: IX. Metallinduftrie: 
1. Erze: Gifenerze : 12,1 29,5 + 17. 
2. robe Metalle: Kupfer 14,s 42. + 27, 
zu: N. Dolz+, Schnitzinduſtrie ıc.: 
1. Robitoffe. 
2. Einfach bearbeitete Gegenitände : 
Ya und Nusbolz aller Art 82,8 141,0 + 59, 
zu: XII Leder- x. Induſtrie: 
1. Robitoffe: Rindshänte . 46,5 65,4 4- 18 
zu: XII. Tertilinduitrie ı.: 
1. Rohſtoffe: 
Schafwolle * 1990 235,8 + 36,s 
Baumwolle . . . 196,5 218.1 + 16, 
Nobjeide, ungefärbt . 102,s 86,3 — 16. 
Yeinjaat . — 14,s 40,3 + 25, 
55 44.4 36,0 — 84 
Danf . 25.1 26,3 + 1, 
2. Fabrikate: 
efämmte Wolle . 17, 29,0 + 11, 
Wollengarn 83,3 1114 —284 
Baummollengarn . 50,8 53,0 + 2: 
Seidenwaaren » 2... 35,5 26,» — 8» 
zu: XIV, Kautſchukinduſtrie: 
Kautſchuk und Guttapercha 25,1 28,. + 3, 
zu: XVI Mafchinen ıc.: 
Maichinen aller Art . 21,0 32. + 11» 
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Dritter Theil. 
Die Seeſchiffahrt. 
I. Die gefammte Seefdiffadrt. 

Eine einheitliche Schiffahrtsſtatiſtik für das Deutfche Neich giebt es feit dem 
Jahre 1873 auf Grundlage der Beitimmungen des Bundesrathsbeichluffes vom 
7. Dezember 1871 ($ 643, Ziffer V 1a der Protofolle).') Sie iſt eine Er— 
weiterung der bis zum Jahre 1872 (einichlieklich) Für die dem Zollverein ange: 
hörenden Staaten aufgenommenen Schiffahrtsitariitit, die in den jogenannten 
Stommmerzialslleberjichten veröffentlicht wurde. Sie wird jeit diejer Zeit auf Grund 
der Mittheilungen aus den einzelnen Safenplägen im Kaiſerlichen Statiltiichen 
Amt alljährlich zujanmengeitellt. Der Wattenverfehr der Nordſeehäfen Schleswig. 
Holiteins ilt zum eriten Male 1878 mit als Seeverfehr zur Anichreibung ges 
langt. Gr war vorher unberüdjichtigt geblieben. Der Schiffsverkehr der Dit: 
frieſiſchen Inſeln Spiferoog, Langeoog, Baltrum, Juiit und Borkum, ſowie des 
Anlageplages am Norddeich, alles fait ausschließlich Wattenverfehr, iſt jeit 1879 
zum eriten Male zur Anjchreibung gebradht. Demgemäß find die Zahlen vor 
1879 mit den fpäteren nicht vollfommmen vergleichbar. Der Mangel bezieht jic) 
indeß wejentlich nur auf die Zahl der verfchrenden Schiffe, der Naumgehalt wird 
angelicht3 der geringen Tonnage, die beim Wattenverfchr in Frage fteht, nur 
ganz unweſentlich verändert.) 

Nach diefen Weberjichten?) hat fich die Gejammtzahl der Schiffe, die 
in den deutihen Häfen ein» und auögingen, von rund 94700 mit 
einem NRaumgehalt von 12,, Millionen Regiftertons im Jahre 1873 auf 133 800 
wit 30, Millionen Regiitertong im Jahre 1895 gehoben. Davon waren be= 
laden im Jahre 1873 70500 mit einem Naumgehalt von 9,, Millionen; 1895 
— dem legtermittelten Jahr — 107 000 mit 24,, Millionen Tonnen.*) 

Im Durdichnitt der Jahre 1873,75 betrug die gejammte Schiffs— 
bewegung 91900 Schiffe mit 12,, Millionen Tonnen, davon beladen 67 400 
Schiffe mit 10 Millionen Tonnen. Im Durhichnitt 1899/95 betrug die Schiffs: 
bewegung 135200 Schiffe mit 29,; Millionen Tonnen, davon beladen 107 400 
Schiffe mit 23,, Millionen Tonnen. 

Es würde fih alfo zunächit ergeben im Zeitraum von 1873 bis 1895 eine 
Vermehrung der Gejammtzahl der Schiffe von 39 100 oder 41 Prozent. 
Die beladenen Schiffe nahmen in diejer Zeit um 36 900 oder 52 Prozent zu. 
1891/95 im Bergleih mit 1873/75 haben wir eine Vermehrung der Gejanmt: 
zahl der Schiffe um 43 400 oder 47 Prozent, eine Vermehrung der beladenen 
Schiffe um 40 000 oder 59 Prozent. 

Für die gleihen Zeiträume hat fih die Tonnage folgendermaßen ent: 
widelt: 1873 bis 1895 hebt fie fih für die Gejammtzahl der Schiffe um 18, 
Millionen — 147 Prozent. Die Tonnage der beladenen Schiffe hebt ſich um 
14,; Millionen = 150 Prozent. Für den Zeitraum von 1873/75 verglichen 

Di Vergl. Statiftit des Deutichen Reichs, Band 1, Seite 465. 

Su ” ae Monatsheite zur Statiitit des Deutichen Neichs für das jahr 1884, Juli— 
ett. = 

”, Mergl. ne — zu dem Folgenden: Vierteljahreshefte zur Statiſtik des 
Beutfchen Reiche. J 1894 Erſtes Heft S. I 34 ff. Pen: Statiftit des Deut 
ie Reichs. Bo. Yhr XI, XVIO, XXL XXVIL XXXIL XXXVUI, XLIV, LI, 
I, LXII, LXXI der eriten Reibe und Bd. u, 17, 31, 27, 35, 42, 49, 56, 62, 69 der 

Peuen Folge. 

*, Die Statiftit von 1896 wird erit zu Anfang 1898 veröffentlicht. 


* 
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mit 1891/95 bebt fi die Tonnage der Gefammtzahl um 17 Millionen — 
133 Prozent, die Tonnage der beladenen um 13,, Millionen = 139 Prozent. 
Hieraus ergeben ſich mit aller Deutlichfeit zwei Thatiahen, nämlih für alle 
Schiffe, Gejammtzahl und beladene, das ftärfere Steigen der Tonnage als der 
Anzahl. Die Tonmage iſt von 1873 big 1895 mehr als 3'/, mal jo 
ſchnell geitiegen, als die Anzahl; zweitens erjehen wir jowohl für die 
Zahl als für die Tonnage ein fchnelleres Wachſen der beladenen als der unbes 
ladenen Sciffe, alio eine verftärfte Intensität der Ausnutzung. 

Eine erhebliche Verſchiebung des Bildes in gewiſſer Richtung bietet fich 
allerdings bei einer Trennung der Entwidelung des Dampfſchiffverkehrs 
und des Segelihiffverfehrs. Am Jahre 1873 betrug der Berfehr 17 100 
Dampfichiffe mit mit 6,, Millionen Tonnen, 77 600 Segelſchiffe mit 5, Milli 
onen Tonnen; davon beladen 14800 Dampfichiffe mit 5,, Millionen Tonnen 
und 55 700 Segelihiffe mit 4,, Millionen Tonnen. 1895 finden wir 66 000 
Danpfichiffe mit 26,, Millionen Tonnen gegen 67 900 Eegelichiffe mit 4,, Mil— 
lionen Tonnen; davon beladen 57 700 Dampfichiffe mit 21,, Millionen Tonnen 
und 49 700 Segelichiffe mir 3,, Millionen Tonnen. E3 ftellt fi) der Vergleich: 











Gefammtvertehr Davon beladen 
Jahreszahl Dampiſchiffe | Segelſchiffe Dampfſchiffe Segelſchiffe 
Tonnage | Tonnage | : Tonnage | ; Tonnage 
Sabl | ie) Zahl rinnen | Jaht mine | Zahlt Di. v 














| | 
1873/75... ] 17500 7. 74 300 5,7 14 900 


1891/95... | 63 500 25,2 71 700 4,6 55 300 


Il 
50 52500 4ı 
204 5200| 3% 
I 








Alſo hat fih die Geſammt zahl der Dampfichiffe von 1873 bis 1895 um 
48900 oder 286 Prozent gehoben, die Geiammtzahl der Segelſchiffe ift dagegen 
um 9738 oder 13 Prozent zurüdgegangen. Im bderjelben Zeit haben fich die 
beladenen Dampfichiffe um 42900 oder 289 Prozent vermehrt, während bie 
Ergelichiffe um 6000 Schiffe oder 11 Prozent abgenommen haben. Wir bie 
Beit von 1873/75 verglichen mit 1891,95 ergiebt ſich eine Zunahme der 
Zahl der Dampfidhiffe um 46000 — 263 Prozent, ber beladenen Dampf: 
ihiffe um 40400 — 271 Prozent; eine Abnahme der Zahl der Segel: 
Ihiffe um 2600 = 3 Prozent, der beladenen Segelihiffe um 500 = 1 °/y. 

Für die Tonnage iſt die entiprechende Entwidelung von 1871 bid 1895: 
eine Zunahme der Dampfichiffstonnage in der Geſammtzahl um 19, Millionen — 
306 Prozent, für die beladenen Danıpfidiffe um 15, Millionen = 279 Pros 
zent; bei den Segelichiffen beträgt die Abnahme für die Geſammtzahl 1,, Mil: 
lionen = 26 Prozent, bei den beladenen Segelichiffen O,, Millionen — 21 Pro— 
zent. Für die Zeiträume von 1873/75 verglichen mit 1891/95 hat fich Die 
Tonnage der Dampfichiffe um 18,, Millionen = 258 Prozent, die Tonnage der 
beladenen Dampfihiffe um 14, Millionen = 245 Prozent vermehrt, 
während fich die Gejammttonnage der Segelihiffe um 1,, Millionen = 20 Pro: 
zent, die der beladenen Segelichiffe um O,, Millionen Tonnen = 15 Prozent 
vermindert hat. 

Das ergiebt eine gewaltige Zunahme der Dampfichiffe an Zahl, die 1895 
mehr als 2'/,mal jo groß war al$ 1873, dagegen einen Kleinen Nüdgang ber 
Zahl der Segeliciffe. Die Tonnage der Dampfichiffe hat fich jogar fait ver: 
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dreifacht, während fie bei den Eegelichiffen erheblicher zurückgegangen ift als bie 
Zahl. Die Intensität der Ausnugung ift bei den Segelichiffen geſtiegen, dagegen 
bei den Dampfichiffen wohl in Folge der vermehrten Anzahl der regelmäßigen 
Linien relativ ein wenig geringer geworden. Daß die Zunahme in meuerer Zeit 
eine erheblich ftärfere ift als in der erften Hälfte der Periode, ſehen wir daraus, 
daß die Tonnage der Gefammtzahl der Schiffe von 1875/75 bis 1881/85 nur 
um 5, Millionen, dagegen von 1881/85 bis 1891/95 um 11,, Millionen, alio 
um mehr al3 dad Doppelte geitiegen iſt. Natürlich liegt die ganze Entwidelnng 
auf Seiten der Dampfichifftonnage, denn hier beitrug eben die Zunahme in der 
erften Periode 6,, Millionen, in der zweiten Periode 11,, Millionen, während 
in der Segelichifftonnage in den beiden Zeiträumen eine Abnahme zu verzeichnen 
war, und zwar in der eriten Periode cine ftärfere, nämlih O,, Millionen gegen 
über O,, Millionen in der zweiten, 

Bon der Gefammtzahl der Schiffe madıten 1873 die Dampfichiffe 18 Pro— 
zent aus, von der Tonnage 52 Prozent. Im Durhichnitt 1881/85 stellte ſich 
ihre Betheiligung auf 32 Prozent der Zahl nah, und 73 Prozent des Raums 
gehalts. 1895 macht die Zahl der Dampfer 49 Prozent der Gejanmtzahl, der 
Naumgehalt 86 Prozent aus. Wir jehen alio, daß die Bedeutung der 
Segelihiffahrt rapide zurüdgeht, nur noch '/,; de3 Raumes und faum 
noch die Hälfte der Anzahl (1896 und 1897 wohl jhon nicht mehr die Hälfte) 
den Segelſchiffen angehört. 

Tabelle III 1 giebt die Zahlen der Entwidelung des deutichen Schiffahrts- 
verfehrs von Jahr zu Jahr mit den entiprechenden Fünffjahresdurchſchnitten. 
Tabelle III 2 zeigt für die Schiffäbewegung in den Häfen des Reich die pro« 
zentuale Entwidelung von Jahr zu Jahr jeit dem Jahre 1873. 

Die Vertheilung des Schiifsvertehrs') auf dad Nordieegebiet 
und das Ditieegebiet geitaltete ji derart, das ankamen und abgingen 





im Nordieegebiet im Ditieegebiet 





während der ‚jahre 








==. Millionen] -,:.. | Millionen 

Schiffe | Tonnen Schiffe "Tonnen 
1871/75 N a a a a ne etz 34800 Ta 55 600 5,9 
1881/85 IE a a en aa 61 100 10,7 51 900 Ta 
1891/95 ee en ar ——— 77500 | 19,1 57900 10,: 


Das ergiebt in Nordjeegebiet eine Vermehrung in Vergleich mit dem Jahres— 
durchſchnitt 1871/75 von 42 700 Ediffen = 123 Prozent, oder von 1871/75 
bis 1881/85 von 76 Prozent, von 1881/85 bis 1891/95 von 27 Prozent. 
Für die Tonnage stellten fich die Zahlen, wie folgt: 1891/95 beträgt die Zunahme 
gegen 1871/75 12,, Millionen Tonnen = 169 Prozent, in den Jahren 1871/75 
bis 1881/85 51 Prozent, für die Jahre 1881/85 bis 1891/95 79 Prozent. In 
die neuejte Zeit fällt alio die gewaltigite Steigerung des Verkehrs. 

Für das DOftjeegebiet geftalten fich die entiprechenden Zahlen: Zunahme 
der Schiffe jeit den Jahren 1871/75 2300 = 4 Prozent, zwiiden 1871/75 
und 1881/85 finden wir eine Abnahme von 7 Prozent, jeit 1881/85 bis 1891/95 
Dagegen eine Zunahme von 12 Prozent; Zunahme der Tonnage jeit 1871/75 


') Die Durchichnitte für 1871/75 find entiprechend Mittbeilungen des handelsitatift- 
iſchen Bureaus in Hamburg angeiekt. 
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4,, Millionen Tonnen = 81 Prozent, zwiichen 1871/75 und 1881/85 31 Prozent 
und zwiichen 1881/85 und 1891/95 39 Prozent. Alio auch im Ditjeegebiet die 
jtärfere Zunahme in der legten Hälfte der Periode 1871 bis 1895. 

Während in dem Durhichnitt der Jahre 1871/75 an der geſammten Schiffs— 
bewegung das Nordieegebiet mit 38 Prozent der Schiffe und 55 Prozent der 
Tonnage betheiligt war, ftellte fich dies im Durdichnitt der Jahre 1881/85 auf 
55 Prozent beziehungsweile 58 Prozent, und 1891/95 auf 57 Prozent be= 
ziehungsweile 64 Prozent: Es iſt alio die Betheiligung des Ditieegebietes am 
geſammten deutſchen Schiffahrtöverkehr von 62 Prozent der Schiffszahl 1871/75 
auf 43 Prozent 1891/95 zurüdgegangen. In der gleichen Zeit vollzog ſich ein 
Nüdgang der Tonnage von 45 Prozent auf 36 Prozent — wobei in der eriten 
Hälfte der Periode allerdings der Eleinere Kreis der Anichreibungen im Nordiees 
gebiet in Betracht zu ziehen it. 

Der Seeverfehr zerfällt naturgemäß in zwei verfhiedene Klaſſen: 
die Seeſchiffahrt zwijchen zwei verihiedenen Ländern, die eigent- 
lihe Seeihiffabrt, und die Küſtenſchiffahrt, die Schiffahrt an den Küſten 
ein und besjelben Landes. Vor der Erörterung des erfteren mag die Entwidelung 
der Küſtenſchiffahrt mit einigen ſummariſchen Zahlen gefennzeichnet werden, wobei 
zu bemerken, daß die Erfaſſung der Küſtenſchiffahrt angefihts der verjchiedenen 
Aufnahmemethoden in den 7Oer Jahren (ſiehe oben) einigermaßen erjchwert ilt. 


Il. Die Küſlenſchiffahrt. 

Die Zahl der Schiffe in der Küftenihiffahrt wurde 1873 auf 44000 
mit rund 2 Millionen Tonnen angegeben, 1895 auf 81 000 mit 6, Millionen 
Tonnen, aljo hätten wir eine Bermehrung der Zahl um 84 Prozent, der 
Tonnage um 233 Prozent. 1873/75 bis 1891/95 hebt ſich die Zahl von 
43000 auf 83700, die Tonnage von 2,, auf 6,, Millionen; 1881/85 vers 
glihen mit 1891/95 haben wir eine Vermehrung von 17800 Schiffen und 3, 
Millionen Tonnen. Doc jcheinen vergleichende Schlüffe angeſichts der verfchicdenen 
Aufnahmeweifen in der Periode vor 1879 und nach 1879 im einzelnen nicht rathſam. 

Bon diefen Schiffen haben fih die Dampfichiffe von 1873 bis 1895 
bon 4100 auf 32900 der Zahl nad vermehrt, alſo um 696 WProzent, Die 
Tonnage von O0, Millionen auf 4, Millionen Tonnen, alio um 695 Prozent; 
die Segelidhiffe von 39900 auf 48200 oder 21 Prozent, ihre Tonnage 
von 1,, auf 1,, Millionen oder 33 Prozent. Won 1873/75 bis 1891/95 hebt 
fih die Zahl der Dampfichiffe um 27900 und die Tonnage um 3, Millionen 
Tonnen, die Zahl der Segelichiffe um 12800 und die Tonnage um O, Milli 
onen Tonnen. Auch bier icheint ein Vergleich nicht ohne weiteres rathfam. Für 
den Durhichnitt 1881/85 im Vergleich mit 1891/95 haben wir eine Steigerung 
von 17800 Dampfern und der Tonnage von 2, Millionen; die Segelichiffe 
dagegen bleiben fich der Zahl nah vollitändig gleich, während die Tonnage um 
O0, Millionen fih erhöht. Auc bier liegt der Schwerpunkt der Ausdehnung 
der Küftenichiffahrt bei weitem in der zweiten Beriode. Die Dampfichiffe waren 
1873 mit 9 Prozent der Zahl und 30 Prozent des Naumes an der Süften« 
ſchiffahrt betheiligt, im Durchſchnitt von 1881/85 mit 22 Prozent der Zahl 
und 55 Prozent des Raumes, 1895 mit 41 Prozent der Zahl und 72 Pro— 
zent des Naumes, Bon weniger als dem zehnten Theil der Zahl find die Dampf: 
fchiffe auf über ?/, im der Küftenichiffahrt geitiegen, hinfichtlih der Tonnage von 
io auf "0. Immerhin ſpielt das Segelihiff in der Küftenichiffahrt noch eine 
erheblichere Nolle als in der Gejanmtichiffahrt. 
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Die Entwidelung der Küftenichiffahrt wird durch die Tabelle IIT 3, die 
prozentuale Entwidelung im Vergleich mit 1873 durch die Tabelle III 4 im Ein- 
zelnen belegt. 

Bom Gejammtvolumen der Schiffsbewegung umfaßte die Küſten— 
ſchiffahrt 1873 der Zahl nad 46 Prozent, der Tonnage nah 16 Pro: 
zent. Im Durhichnitt 1881/85 machte dies 54 Prozent beziehungsweile 17 Pros 
zent aus, 1895 dagegen 61 beziehungsweile 21 Prozent. 


III. Die eigentlide Seeſchiffahrt. 

allen wir nun ambdererjeit3 die Bewegung der Seeihiffe in den Hafen— 
plägen des deutichen Reichs im Verkehr mit außerdeutichen Häfen zufammen, die 
eigentliche jogenannte Seeihiffahrt, jo ift zunächit zu bemerfen, daß wir hier be= 
reits für das Jahr 1872 verläßlihe Daten aus den Zuſammenſtellungen des 
Königlih norwegiichen ftatiltiichen Büreaus gewinnen können, wojelbit der Haupt— 
fenner der internationalen Schiffahrtsitatiitit A. N. Kiger die den Aufftellungen 
feit 1873 entiprehenden Zahlen aus den Statiltifen der Cinzelitaaten genau 
faltulirt hat.) Demgemäß find wir auch im der Lage, im Folgenden mit einem 
Durhichnirt für die Jahre 1872/75 zu operiren, während im Uebrigen der Ver: 
gleichbarfeit halber allgemein die Zahlen für 1873 im Wejentlihen zu Grunde 
gelegt werden jollen.”) 

Wenn wir zunähit die Geſammtzahl der Schiffe (die beladenen und 
unbeladenen) ins Auge fallen, jo ergiebt ji von 1873 bis 1895 eine Steiger: 
ung von 50 700 auf 52 700 Schiffe oder rund 4 Prozent, während die Ton— 
nage in dieſer Zeit geitiegen ijt von 10, auf 24,, Millionen, das ift um 
131 Prozent. Für die beladenen Schiffe ſtellen fich die entiprechenden Zahlen 
auf 38500 beziehungsweiie 41100 oder eine Vermehrung von 7 Brozent für 
die Zahl, während jich die Tonnage von 8, auf 19,, Millionen = 124 Pro: 
zent geheben hat. Won 1881/85 bis 1895 hebt jih die Gelammtzahl der 
Schiffe von 46 900 auf 52 700 — 12 Prozent, die Zahl der beladenen von 
36900 auf 41100 — 11 Prozent; die Tonnage der Geſammtzahl von 15,, 
auf 23, Millionen = 54 Prozeut, der beladenen von 12,, auf 18,, Millionen 
— 48 Prozent. Die Steigerung von 1873 bis 1884, d. i. binnen 12 Jahren, 
betrug 6,, Millionen Tonnen im Gejammtverfehr; für die nächſten 12 Jahre 
bis 1895 7,, Millionen Tonnen. Die Tonnage der beladenen Schiffe vermehrte 
fih von 1873 bi8 1884 von 8, Millionen auf 13, alio um 5,, Millionen 
Tonnen, von 1884 bid 1895 um du Millionen. (1894 war die Tonnage ber 
befadenen Schiffe um fait 600 000 Tonnen höher gewejen ) 

Die Bewegung vertheilte fih auf die Dampfſchiffe und Segelidiffe 
in ganz verichiedenem Umfange Die Zahl der beladenen Segelſchiffe ging 
von 37 700 im Jahre 1873 auf 25 100 für die Jahre 1881/85 zurüd, ja auf 
unter 20 000 im Jahre 1895 ; ihre Tonnage fiel von 4, Millionen 1873 auf 
2,, Millionen 1895 oder um 80 Prozent, 1881/85 hatte fie betragen 3,,; Mil: 
lionen, fie ift aljo jeit dielem Zeitraum gelunfen um 44 Prozent. 

Die Dampfſchiffe umgekehrt haben ſich in derſelben Zeit vermehrt von 
13000 1873 auf 21800 1881/85 und 33000 1895, das iſt jeit 1873 154° [or 


) Statistique Internationale de la Navigation Maritime, IV. Mouvement de la 
Navigation Ouvrage redige par A. N. Kiaer. Publie ‚par le Bureau Central de Sta- 
tistique du Royaume de Norvege, Christiania 1892, Seiten 125/126. 

) Mulhall: The Dictionary of Statisties a, a. ©. giebt die Tonnage der ange 


— 


tommenen Schiffe im Jahre 1860 auf 3,7 Millionen Tonnen an (3. 528). 
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feit 1881/85 51 Prozent. Seit 1873 hat fich ihre Tonnage von 5, auf 
21,, Millionen im Jahre 1895 gehoben oder um 269 Prozent, jeit 1881/85, 
wo jie 11,, Millionen betrug, um 84 Prozent. 

1872/75 gehörten 85 Prozent der Dampfichifftonnage und 75 Prozent der 
Segelichifftonnage, 1881/85 gehörten 84 Prozent der Dampfihifftonnage und 
81 Prozent der Segelichifftonnage, 1891/95 gehörten 8O Prozent der Dampf— 
ichifftonnage und 74 Prozent der Segelichifftonnage zu den beladenen Schiffen. 

Bei den Dampfichiffen ergibt fich hierbei ein beträchtlicher, bei den Segel- 
Ichiffen ein geringer Rüdgang in der Raumausnutzung; eriterer, wie bereit3 oben 
erwähnt, durch Vermehrung der regelmäßigen Linien hervorgerufen. ') 

Die Einzelheiten der Entwidelung der Seeihiffahrt feit 1872 für die ein- 
zelnen Reihen ergeben jich aus der Tabelle III 5. Tabelle III 6 zeigt die pro= 
zentuale Entwidelung des Gelammtverfehrs für die einzelnen Jahre, verglichen 
mit dem Jahre 1872, Tabelle III 7 gibt die Weberjicht noch mehr im einzelnen, 
indem fie zwiichen angefommenen und abgegangenen Schiffen für die einzelnen 
Sahre und. die Jahresdurchſchnitte unterſcheidet. 

Es empfiehlt fih aus den angeführten Gründen nicht, für die Zeit vor 1880 
Vergleiche mit der Gntwidelung der Küſtenſchiffahrt anzuitellen. Dagegen können 
wir die Perioden 1881/85 und 1891/95 für beide Gruppen wenigitend einiger: 
maßen einander gegenüberitellen, wenngleich zu berüdjichtigen ift, daß, da die Küſten— 
Ichiffahrt aus den Anjchreibungen der Ginzelitaaten zujanımengearbeitet wird, 
einige Bedenken auch heute nod vorliegen. Ferner würde ein Vergleich der Bes 
deutung der beiden Zweige die Grmittelung der jeweilig zurüdgelegten Entfern— 
ungen vor Allem erbeiichen, ein bisher noch nicht erfüllbares Poſtulat. 

Die Zahlen ftellen ſich, wie folgt: 


Dampfidiffe 
















































r Tonnage 
Jahr Zahl | Millionen t 
Küſten— Ser | Stüften | Ser 
ſchiffahrt ſchiffahrt | Schiffahrt ſchiffahrt 
11 EEE 14200 21800, 1x | Ila 
ba 1 ER 32 000 31 500 | 4,5 20,7 
Vermehrung 2 22222222. 1 417900 + 9700| + 2; | + 9ı 
Segelidiffe Summe 
; ‚ı Tonnage J Tonnage 
Jabl | Millionen t Zabl | Millionen t 
Küſten | Ser ; Küſten | See Küſten See · Küſten⸗ See⸗ 
ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt ſchiffahrt 
25 100 | Li |. 83 66000| 46900, 3% | 154 
51 700 20001 1a | % 838001 51400] 64 234 
— | -510,+0% |-0 |I+17s00l+ 45001 +3,» |+8 


_ Andererjeits bat die Verbeilerung in der Mafchinentechnik einen viel größeren Raum 
der Frachtſchiffe für Ladung verfügbar gemacht. als in früheren Jahren, weil man damals 
mehr Kohlen einnehmen mußte. 
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Es hat fih aljo in der Seeihiffahrt die Zahl der Schiffe um 
4500, die Tonnage um 8, Millionen vermehrt, nämlich die Zahl der 
Dampfihiffe mm 9700, die Tonnage um 9, Millionen Tonnen, während 
die Zahl der Segelſchiffe fih vermindert um 5100, ihre Tonnage um 
O0, Millionen. Andererjeits hat in der Küſtenſchiffahrt die Gefammtzahl 
ber Schiffe fih um 17800, die Tonnage um 3,. Millionen vermehrt, nämlich 
die Dampfſchiffe um 17 900 und 2, Millionen Tonnen, während die Segel: 
ſchiffe fih um 100 in der Zahl verminderten, dagegen in der Tonnage um 
O, Millionen Tonnen zunahmen. 

Es war an der Schiffsbewegung (Seeihiffahrt mit außerbeutichen 
Plägen und Küſtenſchiffahrt zufammengenommen) in den Hafenplägen des Deut: 
ſchen Reichs betheiligt die Schiffahrt im Verkehr mit fremden 
Plätzen nah Anzahl und Tonnage: 


Dampficiffe Segelſchiffe Summe 
Jahr Anzabt | Tonnage | Anzaähl | Tonnage | Anzabl | Tonnage 


in Brozenten in Prozenten 





in Prozenten 


1881/85 - » . .. 61 85 33 72 42 83 
80108... 50 82 28 59 38 79 


Es ergibt fich alio, dag ſich die Küftenichiffahrt anſcheinend nod 
fhneller entwidelt hat als die Seeidhiffahrt im Verkehr mit 
fremden Ländern. In den abjoluten Ziffern vermag fie jich allerdings nad) 
wie vor keineswegs mit der legteren zu meffen. Nimmt man nad dem üblichen 
Sate an, dag auf 1 Negiitertonne Schiffsranm im Durchſchnitt 11/, Gewichts— 
tonnen Ladung glei 1500 kg fommen, jo find mit den angefonmenen und 
abgegangenen beladenen Schiffen in der Seeihiffahrt im Verkehr mit fremden 
Ländern bewegt: 1881/85 im jährlichen Durchſchnitt 18,, Millionen Gewichts— 
tonnen, 1891/95 im jährlihen Durdichnitt 27, Millionen Gewichtstonnen; 
während diejer Leiltung in der Küſtenſchiffahrt gegenüberftehen würden 1881/85 
im Jahresdurhichnitt 3,, Millionen und 1891/95 im Jahresdurhichnitt 7,,; Mile 
lionen Gewichtstonnen. Dieje Zahlen würden ein mod ungleich) bedeutiameres 
Meberwiegen der Leiltungen in der äußeren Schiffahrt beweifen, wenn man jie 
auf beiden Seiten mit den zurüdgelegten Entfernungen fombiniren und dadurd) 
eine Berehnung von bewegten Kilometertonnen anstellen könnte, wofür dag Mas 
terial leider bisher noch nirgends vorliegt.) Ginige Momente, welche im fol— 
genden Theil in Betraht zu ziehen find, würden in einer jolchen Aufftellung 
weiterhin erweiien, daß trogdem die Schiffö: und Tonnenzahlen der Küſtenſchiff— 
fahrt anscheinend rajcher geitiegen find als diejenigen der äußeren Schiff: 
fahrt, die thatjählihen Leiſtungen der legteren ſich in Wirklichkeit 
dennoch ihrerieit3 raſcher multiplizirt haben als diejenigen Der 
Küſtenſchiffahrt. Denn in der äußeren Schiffahrt haben fich die zuriidgelegten 
Entfernungen im überjeeiihen Werfehr rapide vergrößert. Ferner hat das Volumen 
des Brennmateriald im Vergleich mit der Fracht relativ abgenommen. Des 
weiteren kommt hier in Betracht, daß die Anjchreibungen der Küſtenſchiffahrt erit 
neuerdingd ganz genau geworden find, und jchließlich, daß aus einem bei dem 


?) Seit einer Reihe von jahren werben die Vorarbeiten zu derartigen Zuſammen ⸗ 
ftellungen im Statiftiichen Zentralbüreau des Königreihs Norwegen unternommen. 


400 Das Flottengeſeßtz. 


Abichnitt: Rhederei (Vierter Theil) erörterten Grunde die Anichreibungen der 
Tonnage gerade in der äußeren Seeichiffahrt eine jcheinbare Verminderung zu 
tragen haben in Folge der jeit 1895 veränderten Vermeſſung deutiher Schiffe 
(vergl. dajelbit), die hier aber nicht genau berehenbar it. 


IV. Der Verkehr mit fremden Ländern nad Richtungen. 
I. Europäifche und außereuropäifce Länder, 


Bei den Zahlen des Seeichiffahrtöverfehrd mit fremden Ländern ift zunächſt 
allgemein zu unteriheiden zwiichen der Schiffahrt im Verkehr mit 
europäiihen und außereuropäiihen Ländern. Im Jahre 1873 be 
trug der Verfehr mit außerdeutihen europäiihen Häfen') 47500 
Schiffe mit 8, Millionen Negiftertond, davon beladen 25500 Schiffe mit 
8, Millionen Negiltertons, davon beladen 25500 Schiffe mit 6,, Millionen 
Regiftertons; im Jahre 1895 zählte man 46800 Sciffe mit 16, Millionen 
Negiitertond, davon beladen 37400 mit 12,, Millionen Regiſtertons. Es hat 
fih alio hier die Gejammtzahl der Schiffe um 700 vermindert, da= 
gegen die Tonnage um 8, Millionen Tons zugenommen; die beladenen 
dagegen haben fih um 11900 Fahrzeuge und 5,, Millionen Tonnen vermehrt. 
Für die 12 Jahre 1873 bis 1884, in weld) legterem Jahre die Schiffsbeweg— 
ung 44900 mit 13,, Millionen Negiitertong betrug, davon beladen 34 500 Schiffe 
mit 10, Millionen Tonnen, finden wir eine Abnahme der Schiffe von 2 600, 
dagegen eine Vermehrung der Tonnage von 5,, Millionen: für die 12 Jahre 1884 
bis 1895 finden wir alsdanı wieder eine Zunahme der Schiffe von 1900 und 
eine abermalige Zunahme dev Tonnage von 3,, Millionen Tonnen; der beladenen 
bon 2900 Schiffen und 2, Millionen Tonnen. Bon 1873 bis 1895 beträgt 
die Abnahme der Schiffe fast 1'/, Prozent, die Zunahme der Tonnage 106 Pro— 
zent, für die beladenen Schiffe die Zunahme der Zahl 47 Prozent, der Tonnage 
92 Prozent. Für die Zeit von 1873 bis 1884 jtellt fi die Abnahme der Zahl 
auf 5 Prozent, die Zunahme der Tonnage auf 61 Prozent, die Zunahme der 
beladenen auf 35 Prozent der Zahl und 58 Prozent der Tonnage. Von 1884 
bi3 1895 geitaltet jich die Vermehrung auf 42 Prozent der Zahl und 28 Pro— 
zent der Tonnage; für die beladenen ftellen fich die betreffenden Zahlen auf 8,, Pro— 
zent beziehungsweiie 22 Prozent. 

Stellen wir hierzu nun jogleich die entipredhenden Angaben für den ſoge— 
nannten überjeeijchen Verkehr auf, das iſt der Seeverfehr zwiſchen deutichen 
und aufßerenropäiihen Häfen (zu welchen naturgemäß auch die deutſchen Schuß: 
gebiete gerechnet werden,) jo finden wir im Jahre 1873 eine Bewegung von 
3200 Schiffen mit 2, Millionen Tonnen, davon beladen 3000 Schiffe mit 
2,, Millionen Tonnen; 1884 3500 Schiffe mit 3,, Millionen Tonnen, davon 
beladen 3500 Schiffe mit 3,, Millionen Tonnen; 1895 3900 Schiffe mit 
7, Millionen Tonnen, davon beladen 3700 Schiffe mit 6,, Millionen Tonnen. 
Das ergibt von 1873 bis 1895 eine Vermehrung der Schiffe um 700 der Zahl 
nach, der Tonnage um 4, Millionen, bei den beladenen Schiffen eine Vermehr— 
ung von 700 Fahrzeugen und 4, Millionen Tonnen. Für das Jahrzwölft 
von 1873 bis 1884 haben wir eine Vermehrung der Schiffe um 300, der Ton 
nage um 1,, Millionen Tonnen, der beladenen um 500 Schiffe und 1, Mill. 
Tonnen. Prozentual finden wir aljo im überfeeifchen Verkehr von 1873 bis 


Einſchließlich des Verkehrs von Schiffen, deren Herkunfts- beziehungsweile Yeltim- 
mungsbäfen unbeitimmt waren, ſowie des Verkehrs in der großen Seefiſcherei. 
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1895 eine Vermehrung der Schiffe um 22 Prozent und der Tonnage um 
218 Prozent; der beladenen Schiffe um 23 Prozent der Anzahl und 230 Pro: 
zent der Tonnage nah. Von 1873 bis 1884 hat ſich geiteigert die Zahl aller 
Schiffe um 9 Prozent, die Tonnage um 68 Prozent, die Zahl der beladenen 
Schiffe um 17 Prozent und die Tonnage um 85 Prozent. Bon 1884 bis 
1895 hat ſich vermehrt die Zahl der Schiffe um 11 Prozent, die Tonnage um 
89 Prozent, die Zahl der beladenen um 6 Prozent und deren Tonnage um 
78 Prozent. 

She wir hieraus die entiprechenden Schluffolgerungen ziehen und aud den 
Vergleich zwiſchen der Entwickelung der enropäiichen und außereuropäiſchen Schiff: 
fahrt amitellen, mag nod ein Blid auf die Entwidelung der Dampf: 
Ihiffahrt in Speziellen gegeben werden. Im enropätichen Verkehr finden wir 1873 
12400 Dampfichiffe mit 4, Millionen Tonnen oder 26 Prozent der Zahl uud 
59 Prozent der Tonnage des ganzen Schiffsverfehrs mit europälichen außer: 
deutſchen Plägen. Im Jahre 1884 finden wir 22800 Dampficiffe mit 11 Mil: 
lionen Regiftertons oder 51 Prozent bezichungsweile S3 Prozent des Geſammt— 
verkehrs; 1895 30200 Dampiſchiffe mit 15,, Millionen Negiftertons oder 
62 Prozent der Zahl beziehungsweiſe 91 Prozent der Tonnage des geſammten 
europäiichen Verkehrs, 

Am überjeeiichen Verkehr ift die Dampfichiffahrt betheiligt im Jahre 1873 
mit 600 Schiffen und 1,, Millionen Tonnen, das find 19 Prozent der Zahl 
und 48 Prozent der Tonnage; 1884 haben wir 1300 Dampfichiffe mir 2,, Mil: 
lionen Tonnen oder 37 Prozent beziehungsweife 62 Prozent; 1895 haben wir 
2900 Dampfer nit 6,, Millionen Tonnen oder 74 Prozent der Schiffe und 
86 Prozent der Tonnage. — Soweit die Dampfſchiffahrt. — 

Der Verminderung der Gejammtzahl der Schiffe (Dampfichiffe und 
Seaelichiffe) um 700 und der Vermehrung der Tonnage um 8, Millionen 
Tonnen im enropäiichen Verkehr zwiichen 1873 und 1895 ſehen wir alio 
eine Vermehrung der Schiffe um 700, der Tonnage um 4, Millionen im über: 
ſeeiſchen Verkehr gegenüberftehen: oder: einer Verminderung der Sciffszahl um 
1'/, Prozent, einer Vermehrung der Tonnage um 106 Prozent im europäi— 
chen Verkehr ftcht eine Vermehrung der Schiffe um 22 Prozent, der Tonnage 
um 218 Prozent im überjeeiichben Berfehr gegenüber. — Im eunropäiſchen 
Berfehr haben jih die Dampfſchiffe 1873 bis 1895 um 17800 Fahrzeuge 
und 10, Millionen Tonnen vermehrt, im iberfeerichen Verkehr um 2300 Fahr— 
zenge und 5 Millionen Tonnen; ihre Vermehrung im enropäiichen Verkehr macht 
144 Prozent der Zahl und 221 Prozent der Tonnage aus, im überſeeiſchen Ver: 
kehr 261 Prozent dev Zahl und 500 Prozent der Tonnage. 

Der prozentuale Anthbeil der überjeeiihen Schiffahrt am Ge 
ſammtſchiffahrtsverkehr mit außerdeutſchen Plägen betrug: 


Jahreszahl Prozent der Zahl Prozent der Tonnage 
373 6 21 
18831... .. 5 22 
1895... . 9 29 


Für die Dampfſchiffahrt geſtalten ſich die entſprechenden Zahlen 
wie folgt: Es betrug die prozentuale Betheiligung der überſeeiſchen Dampfſchiff— 
fahrt im geſammten dentichen Dampfichiffsverfehr 


„Jahreszahl Prozent der Yahl Prozent der Tonnage 
J 5 17 
1834 > 17 
IE VE 9 28 
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Es ift zu beachten, daß angelichts der Thatſache, daß ein Theil der in der 
Schiffahrt nad) europäijchen Plätzen gebrachten Gitter alsdanı von bier aus 
weiter nad) über See verladen wird und umgefehri, dieje Zahlen feinen Anhalt 
für das Verhältniß zwischen dem deutſchen Seehandel mit enropäiichen und über: 
jeeiichen Plägen bieten; zumal nocd weiterhin hierbei die Yandausfuhren durch 
Holland, Belgien, Frankreich 2c. nicht enthalten find, dagegen der deutiche See— 
verfehr gleichzeitig den Durdfuhrhandel der fremden Nationen repräjentirt. 

Zur Wahrung der befleren Spitematit mögen dem Vergleich des Secever— 
kehrs die Durhichnitte für längere Perioden zu Grunde gelegt werden. Es ver- 
fehrten in den deutjchen Häfen: 
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1373/75 ... 6,7 1,» 1,» 0,8 
1881/85 . 9. 26 3,4 0,0 
1891/95 . . 12, 4,5 , 


Es ergibt fih mit Deutlichfeit die gewaltige Steigerung des überjeeiichen 
Verkehrs, welche ſich nod) dadurch erhöht, daß im europäilchen Berfchr die Fahrten 
der Schiffe im Ballaft erheblih zugenommen haben. In Ladungstonnen aus 
gedrüct (1 Negiltertonne = 1'/, Ladungstonnen) hat der europäiiche Verfehr be= 
fördert 1873/75 rund 10 Millionen Tonnen, der überfeeiiche ungefähr 2, Mile 
lionen Tonnen; 1881/85 der europäiſche 13, Millionen, der überjeeiihe 5,, Mil— 
lionen Tonnen; 1891/95 der europäiiche 18,,, der überjeeiiche ca. 9,, Millionen 
Tonnen. An Volumen ift aljo der europätiche Verkehr in der Zeit um */, ges 
wachen, der überfeeiiche Verkehr hat ſich nahezu verdreifaht. Im Jahresdurch— 
ihnitte 1873/75 macht er etwa ?/, des europäilchen Berkehrs aus, 1891/95 
fait *,. Für das Jahr 1895 hat fich der europäiſche Verkehr faum wejentlich 
gehoben, die beivegte Menge beträgt ca. 18,, Millionen Gewichtstonnen; dagegen 
finden wir für den überjeeiichen Verkehr in diefem Jahre eine bewegte Menge von 
10,, Millionen Tonnen. Die europäiihe Bewegung bat 1895 nur 100 000 
über den Fünfjahresdurdhichnitt zugenommen, die liberfeeiiche über 200000 Tonnen, 
das ilt jene wenig über '/, Prozent, diefe über 2 Prozent. Denken wir nun 
wiederum an die unendlich größere Transportleiftung im überjeeiichen Verkehr, 
jo gewinnen dieje Zahlen gleichfalls noch ein erheblich bedeutfameres Gewidt. 


2. Die einzelnen Länder des Seeverkehrs. 
Tabelle III 8 gibt die Entwidelung des Seeverfehrs nad Her— 
funft3= und Beftimmungsländern der Schiffe von 1873— 1897. Die 
Bewegung geitaltete ſich folgendermaßen : 
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Entwickelung des Dauptverfehrs nach Dauptverfehrsrichtungen. 





Ionnage ER Sermebrung 
Millionen Ionnen) fin Millionen Tonnen in Prozent 


ısza | ıss4 | 1805 1884/95 | 1873/95 | 1873/84 | 1884795 || 1873/95 


69 28 ı 119 
50 23 88 






‚ Nordeuropa ') . 

. Großbritannien ıc. 

. Weit: u. ſüdeuropä. 
Feſtland a. Atlantik 
einschl. Spanien u. 
Frankreich a.mittel- 
ländiichen Meer?) . 

4. Mittelmeergb. aus: 

ichließlih Spanien 

und ‚Frankreich ®) 


SE Sei 


43 12 | 





sso | 104 1900 


5. Afrika ausſchließl. | 
Nordafrita . 400 | 193 11367 
6. Nordamerifa . . 50 sl | 128 
7. Merito, Mittel: | 
amerika Weſtindien | | 
und Sidamerifa . O1 | Om 1, 0,50 0,06 l,ie | 109 100 317 
8. Oftindien und Dit: | | 
[Te 0,5 | O0» | O8 0,13 U,s0 | 0,3: 87 | 21 | 480 
9. Australien . . . 0,04 0,06 0,28 0,02 Or | 0,0 50 283 | 475 


Sinfihtlih der Schiffszahl weilt Schweden zwiichen 1873 und 1895 
die ftärfite Vermehrung auf, während Norwegen, Großbritannien, Belgien, Frank— 
reich, die Vereinigten Staaten am Atlantit, Sidamerifa am Mtlantif nördlich) 
von PBrafilien, Weftindien, und Mexiko und Zentral: Amerifa am Pacifik eine 
Verminderung anfweilen. In der Zeit von 1884—1895 hat fih am jtärfiten 
vermehrt die Zahl von Schweden, wührend das europäiidhe Nußland, Norwegen, 
Dünemark, Franfreib, Spanien und Bortugal, Italien, Britiſch Nordamerika am 
Arlantit, die Vereinigten Staaten am Mtlantit, Weltindien, Chile u. |. w., 
Mexiko u. ſ. w. am ftillen Meer, Aegypten u. ſ. w., Afrika am indijchen 
Meere u. ſ. w. der Schiffszahl nach abgenommen haben. Hinfichtlih der Tonnage 
hat fi) am ftärkiten abjolut Großbritannien vermehrt; es folgen die Vereinigten 
Staaten am Atlantit und Schweden. Cine Abnahme zeigt ſich nur bei Süd: 
amerifa am Atlantik nördlich von Brafilien. 

Doc finddie Zahlen für über See hinsichtlich der einzelnen Richtungen nicht allzu be— 
weisfräftia, da nicht etiva alle Länder angejchrieben werden, welche die Schiffe angelaufen 
haben, jondern lediglich ein Hauptbeitimmungss beziehungsweife Herkunftsland 

Für die Perioden 1873/75 verglichen mit 1891/95 und 1881/85 verglichen 
mit 1891/95 geitaltete fih die Entwidelung der Tonnage, wie aus der 
Tabelle Seite 404 erlichtlid. 

Abgeiehen von dem auf ganz fleinen Zahlen beruhenden Verkehr zwiichen 
Defterreich = Ungarn und Deutichland und der großen Seefiicherei zeigt jih das 
leberwiegender Steigerung auf Seiten der überjeeifhen Länder, 
wo namentlich die Entwidelung des Verkehrs mit Afrika, Niien 
und Auftralien in’s Auge fällt. Des BVergleihes halber mag auf Seite 405 
die Neihenfolge der Länder in den Perioden 1873/75 und 1891/95 nad) der 
Tonnage des Verkehrs gegeben werden. 


Europäiſches Rußland ausichl. Schwarzes Meer-Gebiet, Schweden, Norwegen, Dänemart. 

*, Niederlande, Belgien, Fraukreich, Spanien und Portugal. 

*Italien, Oeſterreich Angarn, europä. Türkei und Griechenland, Rumänien und Rupland 
am Schwarzen und Aſowſchen Meere, Yevante, Aegypten und Afrifa am mittelländifchen Meere, 
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Ebenſowenig wie für die einzelnen Länder find die Zahlen für die einzelnen 
Erdtheile vollfommen ficher feitzustellen, da namentlich) durd die Anfchreibungen 
für die Mittelmeeritaaten von Europa, Afien und Afrika Schwierigkeiten beitehen. 
Die Zuſammenſtellung auf Seite 406 aber vermag doc ein überfichtliches und 
einigermaßen zuverläfjiges Bild zu bieten. 

Es ergibt fich durchgehends eine gewaltige Steigerung des über: 
feeiihen Berfehrs, erheblich ftärfer al3 die Steigerung des nord— 
und weitenropäiichen Verkehrs. In Europa liegt die ftärfere 
Steigerung ſowohl abjolut wie relativ in der eriten Hälfte der 
Periode, im Mittelmeergebiet ift fie in der zweiten Hälfte abjolut 
ein wenig größer, relativ aber erheblich geringer als in der erjten 
Periode In Afrika ebenfalls in der zweiten Hälfte abjolut erheblid 
größer, relativ allerdings angeiicht3 der Kleinheit der Anfangs— 
zahlen geringer als in der eriten Periode Im Verkehr mit 
Mittel und Südamerika ift fie abjolut erheblich größer, relativ 
um ein weniges geringer. Dagegen ift in Nordamerifa, Wien und 
Anjtralien die abjolute jowohl wie die relative Steigerung in der 
neueren Zeit bei weitem ftärfer geweien als zwiſchen 1873 und 1884. 


V. Der 5—1chiffsverſtehr nad Flaggen. 
Nah Mulhall !) betrug die Tonnage der angefommenen Seejdiffe 
in allen deutjchen Häfen 
deutſche fremde Summe prozentuale Betheiligung der deutſchen 
18560 .... l,r 2,0 3,7 47 
BEE 9.00% 2,7 3,5 6,2 .43 
1880 .... ds 40 6,5 39 
Die; zeigt von 1860/80 eine abiolute Zunahme von mehr als 800 000 
Tonnen denticher gegenüber fait 2 Millionen der fremden angefommenen Schiffe 
im dentichen Verkehr. Es bedeutet dagegen eine relative Abnahme der Be: 
deutung der deutihen Flagge im Gelammteingang von 8 Prozent. 
a. der ——— —— in deutſchen Häfen: 



















Schiffe Davon ar 
ET Zahl Tonnage Zahl Tonnage 
LO Schiffe) Millionen U ao Schiffe) | Millionen t) 






dentfehe | fremde fremde deutſche fremde 





deutſche fremde | dentiche | fremde 





| 
——— 
„| 
























1873 ie u % Er 
1884 894 | 31, 10,1 10,» | 264 Fr 7,0 84 
1895 977 | 365 | 15» | 14» | 494 | 21. | 13, | 196 











Es hat ſich vermehrt die Zahl der deutihen Schiffe von 1873/84 
um 29000; von 1884/95 um 8000, d. h. 48 Prozent beziehungsweije 9 Pro: 
zent; don 1873/95 um 37000 = 61 Prozent. Im gleichen Zeitraum hat fi) 
die Zahl der fremden Schiffe vermindert von 1873/84 um 3200; 
von 1884/05 vermehrt um 5300; von 1873/95 um 2100; d. i. in ber 
erſten Periode vermindert um 9 Prozent, in der zweiten vermehrt um 17 Broz.; 
bon 1873/95 vermehrt um 6 Prozent. Die Tonnage der deutjden 
Schiffe vermehrte fih von 1873/84 nm 4, Millionen; von 1884/95 um 
5,9 und von 1873/95 nm 10,, Millionen, dad madt 69, 58 beziehungsweije 
167 Prozent. Für die Tonnage der fremden Schiffe geftalten ſich die 


4, The Dictionary of Statistics a. a. ©. ©, 518. 
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entiprechenden Zahlen der Vermehrung wie folgt: 1873/84 O,, 1884/95 O,, 
1884/95 O,, 1873/95 O,, Millionen Tonnen, oder 62, 41 bezw. 128 Prozent. 

Für die Damprichiffe ergibt ſich: Vermehrung der deutichen der 
Zahl nad 1873/54 18800, 1884/95 23000, 1873/95 41800; d. i. 247 Proz., 
bezw. 87 Broz3., bezw. 550 Proz. Die Bermehrung der fremden Dampfer 
ilt 1873/84 6300, 1884/95 5 200 und 1873/95 11500; d. 66 Proz., 33 Proz., 
121 Proz. Die Tounage der Dampfer vermehrt fich bei den deutſchen 
1873/14 um 4,, 1884/95 um 6,;, 1873/95 um 10,, Dill. Tonnen; d. i. 167 Proz., 
92 Proz. bezw. 411 Prozent. Die Tonnage der frenden Dampfer ver: 
mehrt ſich 1873/84 um 4,, 1884/95 um 4,, 1873/95 um 9,, Millionen 
Tonnen; d. i. 319, 53 und 235 Prozent. 

Es hat alio der deutihe Schiffsverfehr ſowohl der Zahl als 
der Tonnage nah rajcher zugenommen al3 der fremde; mament: 
lihb was die Zahl angeht; aber auch die Tonnage, 1873 hinter der 
fremden zurüditehend, hat lestere 1895 übertroffen. Noch ichneller 
ift die Entwidelung des dentihen Dampfſchiffsverkehrs geweien, 
jowohl abfjolut als relativ. Tabelle IIT 9 zeigt die Einzelheiten der Ent: 
widelung. Das Ergebniß ift, dal; während im Jahre 1873 die deutſche Schiff: 
fahrt am Gejammtverfehr mit 62 Proz. der Zahl, 48 Proz. der 
Tonnage, am Dampfſchiffsverkehr 45 Proz. der Zahl und 41 Proz. 
der Tonnage betheiligt war, 1884 Deutjchlaud über 74 Proz. der 
Schiffe, 49 Proz. der Tonnage beziehungsweiſe 64 Proz. der Dampf: 
ihiffe und 45 Proz. der Dampficdifftonnage verfügte, 1895 
70 Proz. der Schiffszabl und 52 Proz. der Geſammttonnage bezw. 
gleichfalls TO Proz. der Dampferzahl und 51 Proz. der Dampfer— 
tonnage innehat. Die Cinzelheiten der Entwidelung, nach der Nationalität der 
fremden Flaggen umterichieden, zeigt Tabelle IIT 10 von Jahr zu Jahr fortlaufend. 

Die deutſche Schiffahrt im Verkehr der deutichen Häfen hat ſich 1873.75 
bis 1891/95 von 5,, auf 15,, Millionen Tonnen gehoben oder fait verdreis 
facht; die ruſſiſche hebt ich im der aleien Seit mir nm etwa 100000 Tonnen, 
d. i. ca. ?/,; die ſchwediſche um ungefähr 8300 000 Tonnen = 1°/,; die nor— 
wegiiche um 300000 Tommen oder °/,; die däniiche um 800,000 oder über */,; 
die britiihe um 52000000 oder um 1°/,; die niederländische um ca. 800000 
Tonnen oder "/,; die belgische um 30000 oder um etiwas über 1'/,; die franz 
zöjiiche hebt fi um 40000 oder ca. "/s; die Ipaniiche um 72000 oder 5'/.5 
die portugielische und italienische Schiffahrt it unverändert geblieben ; die öfterreichiiche 
hat jich un 6000 Tonnen oder ’/, vermehrt; die griechiiche it um 17000 Tonnen 
oder 1 600 Prozent geitiegen, während die Nordamerifaner ſogar um 77 000 Tonnen 
zurüdgegangen jind, heute nur voch mit verichwindend Heinen Zahlen betheiligt find. 

Wie im Ganzen, fo bat Deutſchland aud allen einzelnen, 
numeriih in Frage fommenden Mitbewerbern aegenüber die bei 
weitem größte Zunahme zu verzeichnen, 

Zum Vergleich mag ſchließlich eine Zuſammenſtellung der angefommenen 
Schiffe nad Flaggen für die Fiinfjahresdurchidnitte von 1871—1895 getrennt 
nach Nordſee- und Ditleegebiet gegeben werden. Tab. IIT 11.) Diele zeigt, dab, 
während die deutiche Flagge 1871/75 im Nordjeegebiet von 48,,, im Ofticegebiet 
von Al,, Brozent der Gejammtzahl der Schiffe geführt wurde, im Durchfchnitt 
der Jahre 1801/95 54,,; Prozent im Nordicegebiet, 48, Prozent im Oftieegebiet die 
deutiche Flagge aufwieſen. Die engliiche Flagge, die vornehmlichite Mitbewerberin, 
iſt im diefer Zeit von 39 bezw. 22 auf 36'/, bezw. 19'/, zurüdgegangen. 
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Tab. 1112 


Geſammte Schiffabewegung in Prozenten verglichen mit dem 
Jahre 1873. 




















Tamprichifie Segelſchiffe Summe 
Jahreszahl — 
Zahl Tonnage | Zahl Tonnage Zahl dab ronnage Tonnage 
1 rn VE et 
SI 58 0 e 100 100) 100 100 100 100 
1874... F 107 116 97 37 99 107 
8m. = u i u 101 112 | 91 94 92 103 
en nm: m|ı 8 100 | 100 | 109 
2.2 2 A ’ 130 | 19 4 95 100 113 
I 145 1233 w3 | 9 110 113 
2: VE 158 145 ww | 8 109 120 
22 103 152 10 | u7 116 126 
1: lus 161 ww | 8 108 125 
1382. u: . — 183 183 HH ST 112 137 
12) FR 208 214 ul 86 120 | 153 
EM =, Ex Wo = el | 238 102 86 127 165 
1882, u & * 253 242 101 82 128 165 
N 256 41 1 78 120 | 168 
1887 2. © = a 277 260 93 80 126 174 
1588 .. . —— 259 287 92 | 81 127 188 
II . . . 324 317 16 81 137 204 
1890 . - . uhr 3a 331 337 4 | 76 137 212 
1891 2.2. 346 375 a "> 141 235 
1808 =: 05% 355 365 91 81 139 221 
We. 4 387 2 76 141 238 
1" 406 121 36 TS 151 2352 
190 5 u 5% i 386 106 87 7 141 247 
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III. Die Seeintereſſen des Deutſchen Reichs. 


Tab. IIL3. 
Bewegung der Küſtenſchiffahrt zwiſchen deutſchen Safenplähen 1873 1895. 























Tampfichiffe Segelſchiffe Summe 
Jahreszahl 

Zahl | Tonnage Zahl | Tonnage Zahl | Tonnage 

Taniend t Taniend t Taniend t 

1873 4 138 | 5911 | 39899 | 1346, | 44 037 | 1955,» 
1574 4274 | 655,2 38 427 1904 | 43 701 2 035,6 
1875 3850 6193 | 37467 13714 | 41 317 1 980,: 
1873 -1875 . 4087 | 621» | 38931 | 1 368,0 43018 | 1990; 























1891—1895 . 











51 747 



















1876 5935 724, | 42394 | 1404. | 48319 | 21286 
1877 6617 860.» | 41938 | 13474 | 48555 | 2208, 
1878 8576 | 10124 | 50576 | 14656 | 59152 | 2477. 
1879 8883 9862 | 49905 | 1405, | 58788 | 2392 
1880 9976 | 1027, | 53452 | 14445 | 63401 | 2472, 
18761880 . 7995 922,5 | 47648 | 14134 | 55648 2335, 
1881 10548 | 1224» | 48451 | 12979, | 58974 | 2508, 
1882 11133 | 1569, | 47343 | 1300, | 58476 | 2869, 
1883 13189 | 1732, | 52608 | 1398: | 65792 | 3126, 
1884 17062 | 1973; | 55008 | 1544: | 72070 | 35174 
1885 18952 | 2264 | 55519 | 1584» | 74471 | 3849, 
1881-- 1885 . 14176 | 175%» | 51781 | 1420: | 65957 | 31734 
1886 20 307 50 279 

1887 21871 | 2560, | 51420 | 1638, | 73291 | 4193» 
1888 23011 | 272% | 49954 | 1635. | 72965 | 4357, 
1889 26675 | 3000 | 51829 | 1712, | 78504 | 4718, 
1890 27826 | 3387. 52306 | 1697,» | 80132 | 5,084, 
1886 — 1890 . 23 938 | | — 4430,4 
1891 28632 | 3972; | 53822 | 1846, | 82454 | 5819; 
1892 30200 | 3902 | 51080 | 1988 | 81280 | 5890, 
1893 31758 | 44796 | 52218 | 1877. | 83971 | 6356 
1894 36650 | 51995 | 53447 | 20324 | 90097 | 7231, 
1895 32 929 48 171 81100 | 6515, 
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Cab. III 4. 


Schiffebewegung in der Küftenichiffahrt in PBrozenten verglichen mit dem 
Jahre 1873. 











Tampfer Segelſchiffe Summe 
Jahreszahl en Fr BF no Ei oo 
Zahl Tonnage | Zahl Tonnage Zabl | Tonnage 
IS 3 an ee 100 100 100 100 | 100 100 
STE 2 u en 103 111 99 101 99 104 
2. 93 105 94 100 94 101 
DER 2 ner a ae 143 123 106 103 110 109 
1 ae 160 146 105 99 
MEIBE + 2er once 207 171 | 127 107 
1. 1 VE 215 17013 103 
ie a I | 10 
Sul: Em nn 207 | 12] 94 
IB u u ni 269 260119 | 05 
Bee ar 319 293 132 102 
JJ eh 412 334 155 | 113 
IB ©; i 458 383 139 | 116 
ISA: 2 u un no 441 385 126 113 
J em 529 433 126 120 
J u 56 461 125 112 
BR Nora... -,. ! 145 508 130 125 
11, 1 ee er 672 573 131 124 
. \2,, 3 ERS 692 672 135 135 
730 660 128 146 
1893 . - — 767 758 131 158 
IUDE: 4 2: 2 Go 886 880 134 149 
Bene 796 5, 133 
| 
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Tab. III 6. 


Prozentuale Entwidelung der Bewegung der Sceichiffe im Verkehr denticher 
Dafenpläge mit auferdentichen Häfen jeit 1873. 





| 1 
Dampfichiffe | Segelſchiffe | Summe 


Jahreszahl 


Tonnage | Zahl Tonnage Yahl | Tonnage 


' 100 100 











1872 100 

1873 99 101 103 
1874 95 99 111 
1875 91 92 10606 
1876 8 | 5 | 192 
1877 93 93 116 
1878 5 | 0 18 
1879 88 90 123 
1880 94 94 129 
1881 82 87 128 
1882 54 94 139 
1883 81 96 156 
1884 8 I 9 167 
1885 71 94 164 
1886 67 87 162 
1887 68 93 172 
1888 69 95 187 
1889 67 102 208 
1890 62 99 209 
1891 65 102 229 
1892 61 100 222 
1893 57 100 228 
1894 57 107 243 
1895 55 105 237 
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III. Die Seeintereſſen des Deutichen Reichs. 
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ab. III 10. 


Brozentuale Betheiligung der deutichen Flagge am Verkehr der dentichen 
Dafenpläte von 1873— 1895. 











Schiffe Davon Tampfer 
Jahr 
Zahl Tonnen Zahl Tonnen 
Prozent Prozent Prozent | Prozent 
1177 BB u er . 62 48 45 41 
11777 Eu er 61 46 44 38 
ID. 2 a ar 62 45 42 35 
BET de A ver 62 4 | 46 36 
BBVE 5 ee — 64 45 46 35 
IB — 69 46 51 38 
1: 70 45 52 37 
1880 . 12 47 56 39 
1881 . 13 48 s I 2 
1882 . 72 40 5644 
1883 . 73 48 | 57 43 
1884 . 74 49 64 45 
1885 . 5 51 64 7 
1886 . 4 52 66 48 
1887 . 74 52 | 66 49 
1888 . 71 50 65 48 
1889 . 7 oo | 6 49 
1890 . 712 52 67 50 
1891 . 713 52 66 50 
1892 _ 74 58 68 31 
1893 . 74 52 12 51 
1894 . 70 52 64 Sl 
1895 . 70 52 70 51 
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Noch: Tab. III 11. 
















Bezeichnung Geſammtes 
ber deutſches 
Nordſeegebiet 
Flaggen 


Schiffe 


3292 
2514 


Hamburgiiche Schiffe . 
Bremifhe Schiffe . 
















Meg. Tons 





2429 995 
1474 395 
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Lübeckiſche Schiffe . 





3859 













24 629 | 


Preußiihe Schiffe . | 
Medienburgiihe Schiffe - 35 | 
Oldenburgiiche Schiffe 1740 


Deutiche Schiffe 
- 


Nordameritanifche Schiffe 2 
Belgiſche Schiffe 24 
Dänische Schiffe 418 
Franzöſiſche Schiffe 105 
Großbritanniſche Schiffe . 4 017 
Italieniſche Schiffe 31 
Niederländiihe Schiffe 1096 
Norwegiſche Schiffe 600 





Oeſterreich Ungariſche Schiffe 
Portugieſiſche Schiffe . 
Ruſſiſche Schiffe 
Schwediſche Schiffe 
Spaniſche Schiffe . 

Schiffe unter anderer Flagge 


Gefammt-Seevertehr . | 38 911 















1165 207 
12 727 


128 559 





















Deutfches 
Oſtſeegebiet 


Im Durchſchnitt der Jahre 1891—1895 
Prozentantbeil 


Schiffe | Reg. Tons 


| 
258 


154 

574 
15 329 
1157 | 

48 





127 335 
66 832 
166 978 
2055 002 
191 645 
6 033 


17 520 | 2 614 725 















der Flaggen nad dem 








Raumgehalt 
im See⸗ im 
verfehr des Seeverkehr 
gefanmmten | des 
deutichen | beutjchen 
Nordice- Diftiee 
gebiets gebiets 


15,40 
0,04 
12,7 
0,18 


1,54 





2,5 
1,5 
3,11 

38 as 
3,8 
0,14 














5 214 772 54, 48,10 
2756 1 842 0,0 0, 
20 210 9, 6.047 Os 0, 
114658 | 5737| 745298 1, 18,00 
78 280 11 2916 Ox Ö.us 
3502234 | 1396| 1036172 36,10 19,3 
22 081 3 1645 0. 0,05 
140 104 355 87.045 1, 10. 
302 968 454 139406 gu 2.00 
5157 6 3919 0,06 0,0: 
704 | — Oo — 
31404 484 134942 9,50 2 
7103 | 2956, 584606 * 10,0: 
39 309 3 3622 0, O0, 
9872 0 148 0,10 On 
9571612 OR 985 5 361 333 100.00 100,.0 
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Vierter Tbeil, 
Rhederei, Schiffsban und Hafenanlagen. 
l. Die Entwidelung der dentſchen SHandelsflotte. 


Für das Jahr 1842 gibt Muhall!) nad) Lloyd’s Liften die deutſche 
Handelsflotte auf 8200 Schiffe mit 551 000 Negiitertonnen au. Die Trans: 
portleiitungsfähigfeit (eine Dampfichiffstonne gleich drei Segelfchiffstonnen ges 
jegt) war in diefem Jahre 551000 Tonnen. Die Schiffe hatten eine durch— 
ihnittlihe Größe von 67 Tonnen. Nach demjelben Autor ?) verfügte Deutich- 
land 1800 über 200000, 1820 über 300,000, 1842 über 600000, 1860 über 
00000 Tonnen Seeihiffsraum. 1840 beſaß es 10000 Tonnen Dampfichiffs- 
raum, 1850 20000, 1860 30000 und 1870 82000. 1871 gibt er die Zahlen 
auf 147 Dampficiffe mit 82000 Tonnen und 4273 Segelichiffe mit 900 000 
Tonnen an, demgemäß 1871 eine Transportleiftungsfähigfeit von 
1228 000 Tonnen oder in 30 Jahren gegen 1842 eine Zunahme von 677 000 Tonnen. 

Seit der Begründung des Deutichen Reiches hat fich die deutiche Handels: 
flotte wie Tabelle IV 1 zeigt, entwidelt. Im Jahre 1871 haben wir 4500 
Schiffe mit rund ı Million Tonnen. Bis 1897 ſinkt die Zahl der Schiffe 
danı auf 3700. Dagegen fteigt die Tonnage auf rund 1650000 Tonnen. 
Da fih indeß in den Zahlen des Jahres 1871 150 Dampfſchiffe und 
4350 Segelſchiffe mit einer Tonnage von rund 82000 beziehungsweiie 
900000 Tonnen befinden, dagegen 1897 1125 Dampfichiffe und 2550 
Segelſchiffe mit einer Tonnage von rund 900000 beziehungsweile 600 000 
Tonnen, stellt Sich die thatlählihe Leiftungsfähigfeit der deutichen 
Handelsflotte, wenn man nach dem üblichen Verfahren eine Dampfſchiffs— 
tonnegleich drei Segelichiffstonnen jegt, ?) am 1. Januar 1897 auf 3400 000 Tonnen. 

Sest man das Jahr 1872 mit 100, jo hat jich bis 1884 die Zahl der 
Dampfichiffe auf 345, bis 1897 auf 643 gehoben; die Tonnage der 
Dampfſchiffe bis 1884 auf 336, bis 1897 auf 1069. Die Zahl der 
Segelſchiffe it 1884 auf 85, bis 1897 auf 59 zurüdgegangen. ®Die 
TZonnage der Segelſchiffe bil 1884 ift gleich geblieben, von da ab 
bis 1897 auf 68 zurüdgegangen; die Gejammtzahl der Schiffe alſo, 
1872 = 100, iſt bis 1884 auf 95, bis 1897 auf 81 3urüdgegangen, die Ton— 
nage hingegen bis 1884 auf 128, bis 1897 auf 165 geftiegen;die berechnete 
TZonnage aber von 100 bis auf 314 geitiegen. Wir können aljo mit einem 
um 17 Prozentder Schiffszahl nachgegen 1872 verminderten Schiif®- 
parf, die mehr als dreifadhe Leiftung ausführen.*) Und das liegt 
daran, daß jih die Zahl unjerer Dampfer mehr als verjehsfadt, 
die Tonnage derjelben mehrals verzehnfadht hat. 


ı Dictionary of Statisties a. a. 5. 527. 


2) Ib. S. 520. 
” ) Dieb ift das von und Anderen geübte Verfahren. Bergl. Statistique Inter- 
nationale aa O., aub 7 Fr. v. Juraſcheck, Ueberſichten der $ eltwirthſchaft. Jahr⸗ 


nang 1885/89. Berlin "1896, 700. Mulhall ſetzt neuerdings ſogar ebenjo wie Giffen 
eine Segelicifftonne gleich ri Dampffhifftonnen. „Die Rheder haben beobachtet, daß ein 
Dampfer drei Reifen der groben Fahrt oder 10 Meilen der europäiichen Fahrt gleicheitig 
mit einer Segelichiffreife macht.“ Industries and Wealth of Nations a. a. U. 
Busley nimmt eine Relation von 1: 3" — neueren Schnelldampfer der Handels- und 
Nriegsmarine. Kiel änd Leipzig 1893, ©. 

Wenn wir das Giffenſche und Teutpatt iche Verfahren anwenden, eine Damficdhiff- 
tonne gleich vier Segelihifftonnen ſehen, jo ergibt ſich ſogar eine Yeiitungsfäbigfeit von 
401 Prozent, eine VBervierfahung gegen 1872. 


28* 
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Dabei iſt zu bemerfen, daß die vorliegenden Zahlen noch fein vollkommenes 
Bild von der ganzen Entiwidelung liefern; vielmehr haben die Fortichritte in der 
Technik des Sciffbanes gerade in den legten beiden Jahrzehnten die Leiſtungs— 
fähigkeit ſowohl der Dampfichiffe wie der Segelichiffe hinfichtlih der Erzielung 
größerer Gejchwindigfeit und ökonomiſcherer Ausnugung des Raumes erheblich 
gefteigert.") Die modernen Segelichiffe find ein ungleich leiftungsfähigeres Be: 
förderungsmittel als die älteren Segelichifte, dad moderne Dampfihiff mit der 
ökonomisch arbeitenden Maſchine gebraucht, wie bereit erwähnt, einen relativ erheblich 
geringeren Stohlenvorrath und erzielt eine größere Durchſchnittsgeſchwindigkeit. 

1872 machen die Dampficiffe 4 Prozent der Zahl und 10 Prozent der 
Tonnage, beziehungsweile 22 Prozent der berechneten Tonnage der Transport— 
fähigfeit der deutichen Handelsflotte aus. 1897 machen fie 30, Prozent der 
Zahl, 60 Prozent der Tonnage, 83, Prozent der berechneten Transportleiſtungs— 
fähigkeit aus. Es ergibt fih alfo eine Vermehrung des prozentualen 
Antheils an der Auzahl des Schiffsparfes um 26 Prozent, an der Tonnage des 
Schiffsparkes um 59 Brozent, an der Transportleiitungsfähigfeit um 58 Prozent. 

Die ftärkere Steigerung der Tonnage zeigt bereit? die Vergrößerung 
der Schiffsräume in dieler Zeit. In der That hatte das Dampficiff im 
Jahre 1871 einen Durdfchnittsraumgehalt von 558 Tonnen, das Segelſchiff 





') Hamburg Handel und Verkehr, Exporthandbuch der Börjenhalle 1897—1899, Ham- 
burg 1897. „Gegenwärtig berricht bie Neigung, eine Scheidung zwiſchen Frachtverlehr und 
Paſſagierbeförderung, hauptſächlich die der Kafütspaſſagiere, anzuſtreben, indem man für 
erſtere Schiffe mit möglichſt großem „Völligkeitsgrade“, alſo großem Faſſungsvermögen und 
relativ geringer Maichinenftärte baut, welche auch dem Zwiſchendecksverkehr dienen können, 
und für den Paſſagierverkehr Schiffe mit äußerit Starten Maichinen und großer Beichwindig- 
keit. Wie fehr hierin eine Vervollkommnung erzielt iſt, fommt recht zur Würdigung bei 
Vergleichen zwiichen den Frachtdampfern Ende der fünfziger Jahre und denen der jegigen 
Konitruttion. Damals betrug der Koblenverbraud etwa 2, kg für die indizirte Pferde— 
kraft und Stunde und konnte ausnahmsweife bei größeren Maichinen und geichidt bedienten 
Feuern auf etwa 2, kg jinten. Es mußte alſo ein Dampfer mit 1000 i. H. P. bei einer 
zwanzigtägigeu Reiſedauer einen Kohlenvorrath von 1200 Tonnen mitnehmen, wozu noch 
als eiferner Beitand 100 bis 200 Tonnen binzulommen, alfo 1300 bis 1400 Tonnen in 
den Nohlenbundern mitführen, was bei der damaligen Größe der Schiffe ca. 2000 bis 
2500 Tonnen Deplazement ausmachte, eine überaus ftarfe Inanſpruchnahme der Raum— 
verbältniffe. Die ahrgeihwinbigteit derjelben betrug ungefähr 10—12 Knoten; 14 Knoten 
gelten für einen Schraubendampfer für eine ſehr beachtenswerthe Leitung, mährend man 
Ichon 10 Jahre eher bei Naddampfern auf Meilenfahrten fait 16 Anoten erzielt hatte. Jetzt 
werden Frachtdampfer gebaut mit 10000 bis 12000 Tonnen Waflerverdrängung, ja ein im 
Bau begriffenes und in Nurzem zur Ablieferung gelangendes Schiff für die Hamburg» 
Amerila-tinie wird ca. 20000 Tonnen Deplazement befigen und ca. 12000 Tonnen 
Schwertgut laden können und bei 14 Knoten Fahrgeſchwindigleit nur 90 Tonnen Kohlen 
für den Tag verbrauchen, unter Einrechnung der großen Anzahl von Hilfsmafchinen. Für 
die indizirte Pferdekraft ergibt fich mithin nur ein Kohlenverbrauch von ca. 0,0, Negiftertons 
während einer Stunde.“ j 

„Rehnungsmäßig ergibt Sich eine Erjparniß im Noblenverbraud der 
eriten Schraubendampfer und dem erwähnten Beijpiel auf die Tonnen, 
Yadung und Seemeile Fahrt bezogen auf rund "/s gegen früher“ Ab, 
ichnitt II ©. 66, 

„ . . Die Hamburgiihe Bandelsflotte hat zur Zeit... . in dem... . riefigen 
Fünfmaſter Potoſi das größte Segelihiif der Welt... .... der Fünfmaſter jegelte amı 
25. Juli 1895 von der Weſer nad) Jquique ab, löſchte dort feinen Ballaft, nahm eine 
Yadung . . . . .« ein und befand ſich auf der Rückreiſe bereit3 am 11. Januar wieder aui 
der Elbe; es hatte jomit die ganze Keile in 57a Monat gemacht, wäbrend noch vor 
wenigen Jabren Segler eine joldhe Reiſe jelten oder nie unterdbis 10 Mo 
naten vollendeten.“ Ib. Abichnitt I, ©. 81. 

Vergl. ferner Busleya.a. TC. 
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einen Durhichnittsraum von 207 Tonnen, die Schiffe der Gejammtflotte einen 
Durchſchnittsraum von 217 Tonnen ; dagegen 1897 dad Dampfichiff einen 
Durhichnitt3raumgehalt von 922 Tonnen, das Segelichiff einen Durchſchnitts— 
raum von 238 Tonnen, die geſammte Flotte einen Durchſchnittsraum von 
447 Tonnen an. 

Tabelle IV 2 gibt die berechnete Dampfichiffstonnage nad dem angegebenen 
Berhältniß jowie die durd Addition der berechneten Dampfichiffstonnage und ber 
Segelichiffstonnage gewonnenen Gelammttransportleiftungsfäbigfeit 
der bdeutichen SHandeläflotte von Jahr zu Jahr feit 1871. Gin Blid auf 
Tabelle IV 3 zeigt alsdann, dat von der hier berechneten prozentualen Zunahme 
der Yeiftungsfähigkeit der Dampficdiffe um 1100 Prozent faum °/, auf die 
13 Jahre von 1871—1884, mehr als °/, Prozent auf die 13 Jahre von 1884 
bi8 1897 kommen. Die Segelihiffstonnage hat fich allerdings im Wejentlichen 
erft in der Zeit von 1884—1897 vermindert, indeß wird auch dieß theilweife Durch 
die fo erheblich gefteigerte Dampfichiffstonnage wiederausgeglichen. Bemerkenswerth 
ift jchließlich die dominirende Stellung, die die deutiche Handelsflotte im Schnell: 
dampferverfehr jeit Ende der 80er Jahre inne hat. ') 

Dad Jahrfünft 1871/75 zeigt eine Transportleiitungsfähigfeit 
von durhichnittlih 1,, Millionen Tonnen, dad Jahrfürſt 1881/85 eine ſolche 
von 1, Millionen Tonnen, eine Steigeruug von O, Millionen Tonnen 
= 45 Prozent; das Jahrfünft 1891/95 zeigt 3, Millionen Tonnen, d. i jeit 
1381/85 eine Steigerung von 1, Millionen Tonnen = 66 Prozent; Die 
Steigerung von 1871/75 bis 1891/95 betrug 1, Millionen Tonnen 
— 170 Prozent, denen dann bi® 1896 beziehungsweije 1897 eine weitere 
Steigerung von 400 beziehungsweife 700 000 Tonnen im Vergleihe mit 1891/95 
tolg. Am 1. Januar 1898 dürfte die Trandportfähigfeit der 
deutihen Handelsflotte nicht viel unter 4 Millionen Tonnen 
betragen. Dieb, verglichen mit der Eingangs gegebenen Zahl Mulhalls von 
551000, gibt fait eine Verahtfahung der Transportleiitungsfähigfeit der 
deutichen Handelöflotte jeit 1842; Zahlen, die gleichfalls noch erheblich an Ge: 
widyt gewinnen, wenn wir in Betracht ziehen, daß des Weiteren andauernd eine 
größere Ausnutzungsfähigkeit eingetreten ilt, fjowie dab die Verwendung Der 
Schiffe im überfeeiichen Dienite mit weit größeren Entfernungen auf das Er— 
heblichite zugenommen hat. 

Beſonders beachtenswerth ift die Entwidelung der Nhederei Hamburgs, 
des größten deutichen Seehafens. Dieb bejaß ?) 


en nn 

























Dampfer en 
a a 3 u 
| etto Brutto and 
Yahl | Regiftertons Regiſtertons Zahl zen? 















1871 3 32 450 48 000 402 152 046 
1881 128 99 153 137 044 373 145 126 
1891 312 | 873422 | 510847 286 195 816 
1897 377 | 48297 | 765818 296 197 210 






O 


Busley a. a. O. 206 ff. 

*Hamburgs Handel und Schiffahrt im Jahre 1896, Hamburg 1897, Tabelle 34. Zur 
Ergänzung der —————— Rhederei iſt die Altonger Rhederei mit beranzugieben. Tiefe 
verzeichnete im ‚jahre 1871 37 Seeichiffe mit 11550 Regiſtertons, 1896 nur noch 19 See— 
ichiffe mit 1911 Megiitertons. 
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Bremen andererfeits befaß ') 









Schiffe Davon Dampfer 





Jahr — 
Zahl 


Zahl Regiſtertons 


Regiſtertons 










174 266 






1882 299 397 75 702 
1892 406 172 201 124 
1896 422 029 226 047 






Il. Die deutſche Rhederei. 


Seit der Begründung des Neichs hat fi) im Charakter der deutichen Rhederei 
eine Veränderung vollzogen. 

Der ftärtere Mebergang zur Dampfichiffahrt, die Vergrößerung der Schiffs: 
förper auf der einen Seite, die daraus ſich ergebenden höheren Stoften des ein: 
zelnen Sceedampferd und die erforderlichen größeren Kapitalien zum Betriebe auf 
der anderen Seite, Ichließlich die allgemeine Hinneigung zum Großbetrieb in Yolge 
der mit demfelben verbundenen Vortheile, haben zur Entftehung großer zentrali: 
firter Betriebe beigetragen. Mit den Nenderungen, welche in Bezug auf Größe 
und Gattung der Schiffe ftattgefunden haben, ift gleichzeitig eine Solche der Rhede— 
reien vor fich gegangen; mehr und mehr find der Großbetrieb und die Aftien- 
gefellichaften zur Entwickelung gelangt.*) Namentlich im überſeeiſchen Verkehr 
find diefe Veränderungen parallel mit der großen Ausdehnung und der Einridht- 
ung regelmäßiger Fahrten (PBadetlinien) nad den verichiedenen Welttheilen fort: 
geichritten. 

Die erfte regelmäßige Verbindung mit Amerifa wurde durd die Hamburg: 
Amerikanische Padetfahrt: Gefellihaft im Jahre 18-47 mit einem Kapital von 
465 000 ME. und Segelichiffbetrieb eingerichtet. °) 

1858 wurde der Norbdeutiche Lloyd in Bremen begründet, welcher mit vier 
Dampfern begann. *) 

Der Unterfchied zwiichen einft und jest wird dadurd; gekennzeichnet, daß bor 
Ginführung des Dampferbetriebs3 die Hamburg » Amerifa Linie über ſechs Segel: 
ihiffe von zuſammen 1289 Kommerzlaften à 6000 Pfund verfügte, die bei 
durchichnittlich drei Neilen im Jahre zufanımen 12000 Tonnen bins und ebenio- 
viel zurüdbringen fonnten. Der neueite Doppelichraubendampfer „Benniylvania“ 
vermag heute in einer Neile diejelbe Laft zu befördern, oder, bei durchſchnitt— 
ſchnittlich ſieben Reiſen im Jahre, allein die ftebenjährige Leiltung jener ſechs 
Schiffe auszuführen. °) 

Die Hamburg: Amerika Linie ift im Jahre 1897 zur größten Mhederei 
der Welt geworden und ihr gleich ſteht an Bedeutung der Norddeutiche Lloyd. 

In der Zwifchenzeit haben ſich die Fortichritte in verichiedenem Tempo voll: 
zogen, fo 3. B. mißlang noch in den 60er Jahren ein Verſuch der Gründung 

) — für Bremiſche Statiſtit, Jahrgang 1896, Bremen 1897, ©. 222 und 223. 

Jahrbuch für Bremiſche Statiftif, Bremen 1897. ©. 223/224. 


NR. Yanderer, Geichichte der Hamburg-Amerilanifhen Padetfahrk-Attien  Geiell- 
ICON, VOR ELLEE 29 S. 4. 
) Ib, S. 97. 


» Ib. S. 26, 
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einer regelmäßigen Linie nah Südamerifa'), die fich als nicht rentabel erwies. Zu 
Anfang der 70er Jahre wurde die Hamburg-Südamerikaniſche Linie begründet. 
Der große Aufihwung datirt erit feit Mitte der 80er Jahre. 
63 beſaß Hamburg :?) 
Schiffe: 1000 Regiſtertons: 
160 30 


SB . , 0.06 a 
IS. 5, 5 ar aan ae are > 240 48 
1: 1 m 1 Be 445 119 
ie 3 ut, A 497 177 
LE a: ae N 448 215 
IB nette ae >04 360 
DE u ce ee 616 665 
1896°%) . . . 673 680 


* — die Beränderung der Bermeflung eridjeint die Zahl geringer als fie in Wahrheit 
gemwelen I 

Es hat jih die Tonnage der hamburgifhen Schiffe feit 1836 
um 2544 PBrozent gehoben‘), im Vergleich mit 1861— 1870 aber noch 
um über 425 Prozent. 

Bremen bejaß: *) 
Schiffe: 1000 Regiftertons: 

141 26 


1837 et aa ai ar a ee ac a der es 

BEE tr ae 246 69 
1857 Pa u a 279 124 
1867 a a ee ke 306 167 
1877 a ee ale vo 274 216 
1887 a ee — 344 325 
1896 445 422 


Alſo hat fich die bremiſche Handelsflotlentonnage ſeit 1837 
um 1623 Prozent, ſeit 1867 um 253 Prozent gehoben. 

Zieht man die Steigerung durch die Dampfſchiffstonnage entſprechend in 
Betracht, jo hat fih die hamburgiſche Handelöflotte in ihrer Leiſtungs— 
fähigkeit jeit 1836 um 6331 Prozent, feit 1861— 70 um 840 Prozent, 
die bremifche jeit 1857 um 3362 Prozent, ſeit 1867 um 416 Prozent 
vergrößert. 

Für eine längere Periode ergibt die bremiſche Statiftif auch nad einer anderen 
Richtung intereflante Zufanmenftellungen. 

Im Jahre 1847 hatte man nur zwei Mhebereien, die über 4000 bis 
6000 Regiſtertons verfügten, 1857 feine zwiichen 4000 bis 10000 Tonnen, 
dagegen eine über 10000 Tonnen. 1867 hatte man bereit? 8 Nhedereien über 
4000 Tonnen, darunter 2 mit über 10000 Tonnen Sciffsnuaterial. Im Jahre 
1877 gab es deren 12, 1887 19, und von 1887 biö 1897 war unter Dielen 
eine Beränderung derart eingetreten, daß vorher 6, nunmehr 9 mehr als je 
10000 Tonnen fontrolirten. 


63 kamen auf je eine Rhederei: Regiftertong: 
BET 2a ee a er 709 
BO nu Are ae 1114 
1: .: Ya RE ee RR Br a a > 1 708 
BE EN a ee RE a 3 086 
BIER ne a Be ei 5 827 
1896 6 299 


", Damburgs Handel und Schiffahrt, 1896, 
i ec de Hamburg’s Handel und Verleht, — der Börſenhalle, Ham- 
urg 

9 — Handel und Verkehr. Hamburg 1896. ©. I 69. 

Jahrbuch für Bremiſche Statiitit a. a. O. 
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Non fämmtlihen Bremer Nhedereien kontrolirten: 
NE a a a ET 


2 Prozent 
1867 B.; 
1877 7 
1887 3 4 
1896 28 z 


mehr als 4 000 Tonnen. 


Die Ladungsfähigkeit aber diefer Rhedereien bob ſich von: 
1 1: vr EEE: | Vrozjent 


1867 Br 
1877 er 
1887 BB, 
1-96 0 “ 


der gefammten Bremiichen Hanbelsflotte. 


In Hamburg geitaltete fich die Entwidelung des Kapitals dergroßen 










Nahr 








Anzahl 
der Linien 











überfeeifhen Dampfichiffahrtaeiellihaften'), wie folgt: °) 





Attientapital 


20 250 000 


Prioritäts: 
I bligationen 





1887 30 500 000 11 513 000 
1888 36 750 000 13 237 500 
1889 53 083 250 20 687 000 
1890 62 656 750 24 750 000 
1891 72 390 000 25 250 000 
1892 72 540 000 24 800 000 
1893 69 540 000 28 800 000 
1894 65 400 000 28 973 000 
1895 69 650 000 29 270 000 
1896 65 475 000 29 416 425 












627 235 000 246 646 925 

Hierzu kommt der Norddeutiche Lloyd mit nunmehr 40 Millionen Kapital 
und 34,, Millionen Prioritäts-Obligationen. 

1870 bejaß die Hamburg: Amerika Linie 13 Dampfer, die 155000 cbm Güter 
und 39 000 Bafjagiere beförberten ; 1896 bejaß fie 62 Dampfer mit einem Raumgehalt 
von 241500 Regiltertons, jowie 50000 Tonnen im Bau, die 1,, Millionen Kubik— 
meter Güter und 84 000 Paſſagiere beförderten. Der Norddeutiche Lloyd beſaß 1871 
28 Eciffe mit 58000 Regiftertond, 1896 48 Schiffe mit 208000 Regiftertons.*) 


) Im Jahre 1886 beitanden hiervon folgende Dampfichiffgefellichaften ; 
Hamburg Amerika Linie, 
Hamburg-Südameritaniihe D. ©. 
Deutihe D. G. „Kosmos“, 
Deutihe D. R. „Kingiin Linie“ ; 
1888 famen hinzu; 
Hamburg-Baciffce D. Linie, 
Hamburg Kalkutta Linie, 
Deutſch⸗Auſtraliſche D. G.; 
1888 famen hinzu: 
Dampfſchiffsrhederei von 1889, 
Afrika D. A. G. Woermann Linie; 
1890 kamen hinzu: 
Deutſche Levante Linie, 
Deutſche Oſt-Afrika Linie, 
Aſiatiſche Küſtenfahrt-Geſellſchaft. 
»Hier find nicht eingeſchloſſen die Dampfichiffahrts-Ahederei von 1889 und die Afrita 
T. X 6. Woermann Linte). 
) Geichichte der Hamb.Amerik. Pad.-Att.-Gefellih. a. a. ©. S. 76 u. 98. Yahres- 
bricht der Handelsfammer in Bremen für 1875, ©. 55. Dasjelbe, Bremen 1897. Sta 
riſtiſche Mittheilungen, betreffend Bremens Handel und Schiffahrt im Jahre 1896, S. 88. 
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Diele beiden großen Gefellichaften fontrolirten alfo zu: 
fammeu 50 Prozent der gelammten deutihen Dampfichiffs: 
flotte. 


II. Der Werth der dentfhen SHandelsflotte. 


Der Werth der deutſchen Hanbelöflotte für die ältere Zeit ift heute faum 
mehr zu ermitteln. Die Schiffäwerthe haben in den legten Jahrzehnten erheblich 
geſchwankt. Die Schiffsbauten waren relativ am theneriten zu Anfang der 
achtziger Jahre. 

Heute läßt ſich Folgendes feftftellen: Es beträgt für die nachfolgenden 
Dampfichiffslinien der Anihatfungspreis und der Buchwerth: 





— — — — — — 





* 
2 
As Brutto JErn]|y 
; — on, EEE | Anichaffungs- 
Linie Eh —— SE preiß Buchwerth 
= * = 
= ö 
Hamburg-Amerita Linie. . . 58 | 229287 | 8, 75 754 846,1: | 57.023 575,0 
Hamburg Amtrifa Linie, im Bau 59 800 16 043 800,00 | 16 043 800,0. 
Hamburg-Südamerifaniihe D. ®.| 23 79830 | 5.121 22345 657.00 | 12 700 000,00 
Hamburg-Südamerifaniihe T. ®., 
RE: ee in 18 500 4 000 000, 4 000 000,00 


Für die folgenden Geſellſchaften ift bei Berechnung des Anicaffungspreiies dem Buchwerth 
auf das Durchichnittsalter eine jährliche Abichreibung von 7'fs Prozent zugeſetzt. 





































Deutihe D. G. „Kosmos“ . . .| 19] 58467 15 765 821,.. | 9 135 000, 
Deutich-Auftraliihe DT. ®. . . .| 81 28294 10 379 965, | 6 765 583 
Hamburg-Pacific D. Linie . . .| 12] 33789 10 552 457,00 5885 000, 
Teutiche Titafrita Yinie . 24 554 12 779 823,00 7 605 000 ,.0 
Deutihe D.-R.-Hingfin Linie 42 254 12 235 486,,, 7 975 000... 
Deutſche Levante Linie . . 16 726 5.086 686, 1 800 000, ,, 
Dampfihiffs-Rhederei von 1889 4299 1 536 506,0 687 000,00 
Damburg-Galcutta Linie. . . . 19 014 5271 114,15 3 500 000,50 
Aſiatiſche Hüftenfabrt-Gefellihaft . 1.086 831,0 582 500,06 
Hamburger Rhedereien 196 838 993 1» | 133 792 458, 
















Norddeuticher Lloyd 


ENTE 110 622 659,0 
Norddeuticher Lloyd, im Pau . 


36 500 000,00 


63 676 000,9 
36 500 000,0 





67 900 





Dieß ergibt für 213 im Verkehr befindliche Dampfer mit einem Tonnen: 
gehalt von 744200 Tonnen einen Anichaffungspreis von 287 000000 Mt., 
einen Buchwerth von 177000000 Mt. = rund 220 ME. pro Tonne; außerdem 
im Bau für diefe Linien befindliche 146200 Tonnen für 57 Millionen Mt. — 
Für Hamburg wird der Gefammtbuchwerth der Dampferflotte für Ende 1896 
auf 140000000 Mt. geihäst. Hierzu kommen für im Bau befindliche 26 
Dampfer 34000000, zuſammen alſo ca. 175000000 Mt. Für Bremen 
wird der Gejammtbuchwerth der geſammten 130 Dampfer auf 89000000 Mt. 
angegeben, wozu die Neubauten und die Tonnage der übrigen Seeplätze kommt, 
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jo daß man den Buchmerth der gelammten deutihen Dampferflotte 
au Ende 1897 auf rund 300000000 Mt. wird ſchätzen fünnen Wenn 
man für die eifernen und ftählernen Segelichiffe einen Durhichnittäwerth von 
130 ME. pro Tonne anfest (nad) Angabe der hamburgifchen Handelskammer) 
und für die hölzernen Segelichiffe einen Durchſchnittswerth von 40 ME, fo er: 
geben fich für rund 400000 eilerne Segeljchiffstonnen 52000000 ME., 
für rund 175000 hölzerne Segelihiffstonnen 7000000 ME. oder für die ge 
lammte Segelflotte rund 60000000 Mt. Die geſammte deutſche 
Handelöflotte wird Ende 1897 einen Bucdhmertb von gegen 
400 Millionen Mark repräfentiren, wobei der Baarwerth vielleicht etwas 
geringer anzujegen ift, während umgekehrt eine Neubefhaffung über 500 000 000 
Mark erfordern würde. 

Es iſt zur bemerken, daß die deutiche Handeläflotte ein beſonders werthvolles 
Material beiigt, indem fie fortwährend gerade die Eoitipieligiten Neubauten aus: 
führen läßt, während die Nheder vielfach erfolgreich geweſen find, das ältere 
Material an's Ausland abzufegen. 


IV. Werften und Schiffsban. 


Nicht minder bedeutend als die Entwidelung der deutichen Rhederei ift die 
Ausdehnung des deutſchen Schiffsbaues in den legten Jahren geweien. Außer 
den Staatlichen Werften und Dodanlagen befigt Deutichland in Elbing und Danzig, 
Stettin, Stiel, Flensburg, Hamburg und Bremen nunmehr Anftalten, die den 
allergrößten Anforderungen gerecht werden. 

An der Unterweſer befinden fich heute aht Werften, in Hamburg giebt 
es deren Tieben. Emden berichtet über eine, Flensburg über eine, Stettin über 3, 
Danzig über 4, 2c. 

Auch binfihtlih der Dods Hat ſich die Leiſtungsfähigkeit in den legten 
Jahren erheblich geiteigert. Durch ein im Jahre 1896 erbaute Shwimm: 
dod von 17500 Tonnen Hebefraft hat Hamburg aud die größten 
Seeſchiffe in die Lage veriest, an Ort und Stelle ins Dod zu gehen, und damit 
die früher nothweudige Fahrt nad England für diefen Zwed zu erjparen. 

Ein in Bremerhafen im Bau befindlihes Dod foll Schiffe bis zu 
20000 Regiftertons aufnehmen fönnen, 


V. Safenanlagen. 


Durch den Zollanihluß von Hamburg, Altona und Bremen find dieje Pläge 
mit gewaltigem Ntapitalaufwand in den Beſitz neuer leiftungsfähiger Häfen gelangt, 
der Werth der ftaatsfeitig erhaltenen Anlagen für Handel und Schiffahrt wird 
in Hamburg auf 300 Millionen geihägt; in Bremen, Vegefak und Bremerhaven 
auf 114 Millionen. Auch Altona hat in den legten Jahren 9 Millionen für 
feinen Hafen aufgewandt; Geeitemünde ſchätzt den Werth jeiner Hafenanlagen, 
ausichließlih Schuppen, 2c., auf 16 Millionen. 

Danzig Ihätt den Werth jeiner Hafenanlagen auf 8'/, Millionen, Stettin 
einschließlich des im Bau befindlichen Freihafens, auf 29 Millionen. 

Es dürfte nicht zu hoch gegriffen fein, die gelammten staatlichen und kom— 
munalen Hafen: und Schiffahrtsanlagen im deutichen Reich auf °/, Milliarden 
anzulegen, 
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gab. Ur. VI. 1. 
Die Entwicklung der deutſchen Handelsflotte jeit 1871. 









mm — — 00 














Dampficiffe Segelſchiffe Summe 

Jahr — — — 
Bahl | Tonnage. Babl. Tonnage. Yahl. Tonmage. 

| | 
1. Januar 1871 .... 147 | 82,» 4 872 900,4 4519 | 982,4 
J 1872 ... 175 97. 4354 891,: 4529 | 98. 
2 1873 .... 216 129,5 48311 869,6 4527 999 a 
z 1874 .... 253 167,8 4242 866 1 4 495 1 033,7 
. 1875... 299 190,0 4 303 878,4 4602 1068, 
Durhidmitt 1871—1875 218 33, 4534 1 014,4 
1. Januar 1876 ..... - 319 183,5 4426 901,3 4745 | 1084» 
j 1877... 318 180,» 4491 922,1 4809 | 1108, 
= 1878 .... 336 133,4 4469 034,8 4805 1 117,» 
* 1879 .. 4804 | 1 129,ı 
" 1880 . 4777 | 11718 


Durhichnitt 1876— 1880 

1. YJannar 1881 .... 7 
3 1882 .... 458 251, 
z 1883 .. . . 515 all. 
F 1884 .... ß 7 



















4226 
4051 942,8 
3855 | 915,4 
3712 


4660 1181, 
4 509 11944 
4370 1 226,0 
4315 1 269,5 
























so: 1885... 3607 | 4257 
Du bich ıitt 1881— 1885 
1. Jannar 1886 ... . 
u 1886 .... 
_ 1888 .... 
* 1889 .... 
18% .... 
Durchicmitt 1886 — 1890 728 | 498ı | 8311 | 7793 3839 | 12724 
1. Januar 1991... . 896 723. | 2757 709,» 3653 1433, 
= % 11B08:.. .;. 941 764,3 2.698 704, 3 639 1 469,0 
111808... 5. 986 786,4 2742 725, 3 728 1511, 
2 BO... .|. 2718 698,4 3729 
— W .. . „|. 2 622 660,» 3665 
Durchiehnitt 1891— 1896 3 I 798: | 2706 699, 
ee 9382 — 6 242°) — 
1. Januar 1800.. 1068 | er a re 3592 
* 10 392*) — Klo) | . 16 500*) 
„187 ....| 1197 { ... a5ra 1 O1 | 3601 Kidoe 


DDurch die Veränderung in der Vermeflung im Jahre 1895 wurde eine rehnungs- 
mäßige Verminderung der Tonnage herbeigeführt, welche ſich nach den Angaben des Hailer- 
lihen ſtatiſtiſchen Amtes ftellt für die Tonnage der Dampficiffe auf 58300 Regiſter— 
— u 300 Regiitertons 1897; für die Segelichiffe 2100 Tonnen 1896, 9200 

onnen 1897. 
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Lab. Ar. IV 2. 


Die Transportleiftungsfähigfeit der dentichen Handelöflotte. 









Transportleiftungs- Transportleiftungs- 
täbigfeit fäbigfeit 
Jahr * Jahr. 
13 R er 
Tanıpf- ee Tampf- „aller 
ichiffe. Schiffe ichiffe Schiffe. 













tr: 2460 11464 1 261,s 2123,» 
TEEN 201. EIER m IBER ae n 1361,: 2 192,: 
Ba can 388; 1258 1 EN 5* 14114 2181. 
Te 502,5 1 368,» 1507 ,# 2239: 


Va: Sn a 570. 14484 4 1890 ; 25 =. 


wien er  — D2D BET 1 Kai DO OBOTTVT 2: nie Sie 


1 451,» N ; 2 880,s 
















87T: 0 u HE PR 1 465,4 29954 
IS: 104 208 anaern 3504 1484» 23592 3 084.4 
1879 539 14884 2471, 3169, 
TOR... 1:4 Sera HRS 1 563,» — — -.1 26790 | 3 339,» 










14904 


IE: 5, u ih 674,4 1613: Sur r 3 438,5 

1. ———— 754» | 1697. 2 099: an 
’ % * 3 728.4 

1888: 933.4 1 840,0 En ee { 32775 

BE u 1 124, 3018. 

ASE ver are 0800 1241, 2122, 


Dioizedisy, 003] 
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ab. Ar. IV 3. 
Indeg Nummern der Zunahme der Vermehrung der deutichen Dandelsflotte, 














Summe 





Berechnete 
Geſammt⸗ 
ſumme. 


Dampfichiffe 


g i Segelichiffe 
Jahreszahl — 















Anzahl. | Tommage. Anzahl. | Tonmage. | Anzahl. Tonnage. 








1. Nannar. 
1871..... 34 85 100 101 0 99 97 
172.2... 100 100 100 100 100 | 100 100 
1873..... 123 134 99 98 100 101 106 
BA... 15 | 19 97 97 9 | 105 116 
1873. .... 171 196 99 99 102 108 122 
1876... ... 182 189 102 101 105 110 193 
1 182 186 108 103 106 114 121 
1878. .... 192 189 103 105 106 114 126 
18%... 201 185 102 106 106 114 126 
1880..... 214 202 101 109 105 118 133 
1881. 2... 237 222 98 | 108 108 | 19 136 
1:2: PORN 962 259 93 106 0 | 2 144 
11: 294 321 89 103 96 124 156 
1884... .., 345 386 85 100 9 128 171 
1885..... 371 427 3 | .@ 4 131 179 
1886..... 379 434 80 97 91 130 180 
RTL... 397 468 76 93 a8 130 185 
1888.....| 410 485 71 86 4 | 185 184 
IS80..2...| 49 518 66 882 oo 12325 189 
150 . . . | 466 637 64 | 79 9 | 1% 216 
J—— 512 746 63 80 sı | 186 244 
1892.22... 588 788 62 | 79 so | 19 254 
E98...» 563 sı1 3 81 2 | 0158 261 
IB... 581 849 oe |» 2 | 154 268 
1895..... 596 921 wo | 7 ı 135 282 
Is06n. 2... | 610 967 ss | 9 | 18 291 
1897) ....| 648 1.069 | 068 sı | 016 314 
| | 





) Zur Berechnung der Inder-Nummern der Tonnage für 1896/97 ift der Verglcic)- 
barkeit halber die nach dem bis 1895 üblichen Vermeſſungsſyſtem ermittelte Zahl ver 
Regiitertons auf Grund einer Mittheilung des Kaiſerlichen Statiitiichen Amtes zu Grunde 
gelegt. 
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Fünfter Theil. 
Die Entwidelung der deutſchen Hochfeefiicherei. 


I. Siftorifdes. 


Un das Jahr 1870 war die Betheiligung Deutſchlands au der Hochſee— 
fijcherei außerordentlich gering. Zu einer Zeit, als in Holland, England, Frank: 
reich, Norwegen und im Oſten Nordamerikas der Fiſch bereit zum Volksnahrungs— 
mittel geworden war, und großer Gewinn aus der Hochjeefiicherei gezogen wurde, 
war der friiche Seeftih in Deutichland, abgejehen von den Orten in der unmittel- 
baren Nachbarſchaft der Küſte, lediglich Luxusartikel. Eine entwickelte Hochſee— 
fiſcherei gab es nicht. 

In der Zeit der Begründung des Norddeutſchen Bundes und des Deutſchen 
Reiches wurden die erſten Verſuche zur Einrichtung einer Hochſeefiſcherei ſeitens 
hanſeatiſcher Aktiengeſellſchaften gemadt.‘) „Erſt mit dem Jahre 1866 . 
erwachte in weiteren Kreiſen der Nation neben den Schon lange regen und thätigen 
Interejie für eine deutjiche Kriegsmarine aud der Sinn für die Förderung unjerer 
Seefiſcherei.““ Indeß waren die erjten Verſuche mit dem englichen Baumfchlepp: 
netz nicht erfolgreih: die Gejellichaften jcheiterten, und es dauerte noch längere 
Jahre, che man zu bejjeren Refultaten gelangte. 

Es ift bezeichnend, daß der engliihe Statiftifer Mulhall in jeinen älteren 
Arbeiten die deutiche Hochjeefiicherei überhaupt nicht zu erwähnen nöthig findet.?) 
Anfang der fiebziger Jahre wurde in Deutichland Hochleefiicherei nur von Blan— 
feneje und Finfenwärder mit zuſammen 139 Eleinen Segelfahrzeugen: „Ewer“ 
und 437 Mann Bejagung betrieben, die je nach der Güte der Jahre 100 000 
bis 250000 ME. Ertrag einbraditen. — Die Küftenichiffahrt war allerdings 
einigermaßen ftärfer entwidelt, doch belief fich die Gefammtzahl der Berufsfiſcher 
an der Nordjee einichlieglid der Gehülfen auf nur 1354 Mann, die der Gelegen: 
heitöfiicher auf 404 Dann. 1872 allerdig® begann, nadhdem im Jahre 1870 
der deutiche Filchereiverein gegründet und andrerjeits von Emden aus eine Kom: 
million nach den Niederlanden gelandt war, eine Aftiengejellihaft in Emden den 
Heringsfang mit 6 Segelichiffen. Den eriten Segler jandte fie im Jahre 1872 
aus.) Doc hatte fie bis in die achtziger Jahre mit den größten Schwierig: 
feiten zu kämpfen. Der erite Dampffutter (trawler), der in Deutichland erichien, 
war im Jahre 1882 der engliihe „Prince-Consort*. Der erite deutiche Fiſch— 
dampfer wurde im Jahre 1885 in Geejtemünde in Betrieb gelegt.) 

Inzwijchen hatte man allerdings einige Fortichritte im Uebergang vom alten 
Ewer zum neuen, jchneller jegelnden Sutter gemacht; und die Reichsregierung wie 
die Negierungen der Einzelftaaten hatten der Hochleefifcherei in fteigendem Make 
ihre Theilnahme und namentlic) dem Heringsfange ihre materielle Unterftügung 
zugewandt. Cine erheblich jchnellere Entwidelung aber jeste erit nad) der zweiten 
Hälfte der achtziger Jahre ein. Im Jahre 1886 wurde die erfte vollftändige 
und regelmaßige Statiftit für das Nordjeegebiet veröffentliht. In diefem Jahre 


Dr, M. Lindemann, Beiträge zur Statiftit der deutichen Seefticherei, Berlin 1888, 
Seite 36. 

Ib © 1 

’ al. Mulball. The Dietionary of Statistics a. a. O., 5. 277-280, 

J Lindemann a, a. O., S. 24 und 25. 

6, Ib, S. 42—45, 
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waren vorhanden: 377 Filcherfahrzeuge mit rund 31000 cbm Bruttoraumgehalt 
und 1327 Mann Bejagung, darunter 1 Dampfer mit 419 cbm und 14 Mann 
Beijagung. Bon 1887 bis 1897 it die Entwidelung aus der nachfolgenden 
Tabelle erfichtlich.') 


eu. an a — 1 WARE Kap ma 
Zahl der Fahrzeuge — — Jabi der vegel 


mäßigen Bejaßung 
* der Ge— 
Jahr Geſammt⸗ — — F _ Fiammtzapt der 
zabl ber Dampfer | 7 —— der, Dampfer 
Schiffe a. — Schiffe 
Am 1. Januar 1887.. 402 2 32 858 670 | 1420 23 
F = 1889 . . 4A) 10 35 129 2 927 1641 109 
„4 Pr 1891... +48 22 45 110 T 768 1 763 231 
1. „ 1895. . 455 59 55 100 29 365 2062 609 
==, 5 1895. . 473 | 12 63 831 29 010 2264 | 733 
24 1897... | 546 103 86 526 41 675 3271 | 1044 


Es zeigt jih in einem Jahrzehnt eine Steigerung der Segelihiffe von 400 
auf 443, daneben aber eine Steigerung der Dampfichiffe von 2 auf 103. Der 
Raumgehalt der Schiffe hat ſich von 32900 auf 86500 cbm, oder wenn wir, 
wie üblich, die Leiſtungsfähigkeit des Dampfichiffes® gleich den Dreifachen der 
Leiftungsfähigfeit des Segelichiffes anlegen, von 34 200 auf 169000 cbm erhöht. 
Die Leiftungsfähigkfeit der Dampfichiffe der Nordſee-Fiſcherei— 
flotte hat jih in 10 Jahren fast verfünffaht. In derjelben Zeit 
bat fih die Mannſchaft mehr als verdoppelt. 

Neben der Hochjeefiicherei hat fich die Heringsfiicherei einen dauernden Platz 
vor allem in Emden, Gceitemünde, Altona und Glüditadt erworben. In 
Emden hat fi) die Zahl der Heringsfänger von den gedachten 6 bis auf 29 ge 
hoben. Auch für die übrigen Pläge ergaben die Berichte einen andauernd ftarken 
Aufſchwung. 


II. Die heutige Hochſeeſiſcherei. 
a. Der Werth der Hochjeefiichereifahrzeuge und ihrer Auß% 
rüftung (Schägungswerth unter Abzug von 10 bis 25 Prozent vom An— 
ihaffungswerth) dürfte fich wie folgt itellen ; 


a) 100 Filhdampfer a 80000... . ca. 8000000 .# 
b) 267 Segelfahrzeuge mit ——— 38000 M. ca. 2136 000 „ 
c) 81 Herinälogger a 30000 M. . . ca. 2430 000 „ 
d) 98 jonitige Fahrzeuge a 1000 Ma. . 2.0.0. 0m 100 000 „ 


ca. 12 666 000 AM. 


Die Schägung iſt niebrig, demn die Handelsfammer zu Geeftemünde fegt 
allein den Werth der 87 Filhdampfer, 23 Segelfahrzenge und 20 Heringslogger 
aus dem Mejergebiet mit 9658 000 ME. an. Die Handelskammer für Oſtfries— 
land und Papenburg giebt 45 Heringslogger und 7 Fiſchdampfer ihres Bezirks 
mit 1800 000 ME. angelegtem Kapital an. 

en der Fiſcherei dürfen 2 bis 2'/, Millionen Betriebskapital verwandt 
werben. 


a Val. Mittheilungen des Teutichen Sceftichereivereins Band XIII ©, 376, 
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b. Die Bruttoerträge der Hochſeefiſcherei werden für das legte 
Jahr, wie folgt, angegeben: 


a) 100 Filhdampfr . > 2 2 nn ren. 0a 6500 000 „Ye. 
b) 267 Segelfahrzeuge . > > 2 2 2020000. 00 1335000 „ 
c) 81 Heringöloggr » > > 2 2 ca. 2000000 „ 
d) 98 jonitige Fahrzeuge. > 2 2 2 nenn 50 000 „ 


ca. 9 885 000 4 

Auch diefe Schägung ift niedrig; denn die Handelsflotte der linterelbe ein- 
ichließlich des nördlichen Theis der Weftküfte von Schleswig-Holſtein: 23 Fiſch— 
dampfer, 238 Hocjieefutter und Ewer und 16 Heringdlogger werfen ihrerfeits 
nad Angabe der Altonaer Handelsfammer über 5 000 000 ME. ab, während ber 
Heringsfang aus dem Emdener Handelöbezirt 915 000 ME. bradite. 

c. Für das Dftjeegebiet find die ftatiltiihen Nachweilnngen noch nicht 
inftematisch zufammengeftellt. Die vorliegenden Berichte laſſen auch hier auf ein 
fortichreitendes Gebeihen der Hochjeefiicherei ſchließen. Es betrug 3. B. das 
Fangergebniß der Hochieeboote an der weitpreußifchen Küfte 1891 37 000 Mk., 
1892 70000 ME., dagegen 1895 294 000 ME., 1896 273 000 ME.') 


III. Berwertfung des Sodfeefildfangs. 

Wie auf ber einen Seite das direkte Interefje der betheiligten Streife hat 
auf der anderen die beſſere Durchbildung des Gifenbahnneges und der Verkehrs— 
anlagen, die Einführungen entipredender Züge und Kühlvorrihtungen den Ber: 
trieb in das Land hinein erheblich erleichtert und gefördert. Mit der Vergrößer— 
ung der Zufuhren hat fi das Bedürfniß nad einer Regelung bed Verkehrs 
geltend gemacht. Hamburg, Altona, Geeftemünde haben fich Eoftipielige Fiſcherei— 
bäfen angelegt; der Geeltemünder allein foftete 7 Millionen Mark; der neue 
Altonaer Fiichereihafen koſtete 1'/,;, Millionen Mark. 

Eine Neuerung waren die jeit Mitte der 80er Jahre an den Hauptpläßen 
eingeführten Fiſchauktionen, deren Rejultate für Geeftemünde, Hamburg und 
Altona für eine Neihe von Jahren anbei gegeben werden. 


Erträge der Seefiſchaultion in Reichsmark. 


Damburg: Altona: ') Geeſtemünde 

BE ic ee 396 348 55 068 — 

1888... 2 200. 423 468 180 586 103 782 
11. >" RR 314 642 412 240 397 438 
18980. — 484 921 575 965 903 965 
1: 1 BE — 353 966 741 391 1572124 
1 12", — 536 556 885 698 1 798 155 
1 12 | Be a Ba 590 203 1 065 746 2 076 174 
12 778 286 1 226 774 2 564 882 
IBWE: u u on 700 347 2 245 423 2 720 139 
1896 759 677 1478 837 2749 344 


Nach den neueſien Schägungen Mulhall3?) ift der Ertrag der gejammten 
deutichen FFiicherei heute etwa 1 Million Pfd. Sterling pro Jahr. 


", Tiefe Ergebnilfe wurden erzielt mit etwas über 200 Hochſeebooten, deren ar 
mit motbdürftiger Ausrititung auf durdichnittlich 1800 Mi. pro Stüd ang eben wird. 
Die — der Fiſchauktionen in Altona waren früher: 1887 72 062 Mt. 
1888 319645 Mt., 1889 7842253 ME, 1890 965 905 Mf., 1891 1 236 322 Mt., 1892 
1329227 Wit., 1893 1 * * ME., 1894 1523533 Mt. 1895 1559466 Mk. 1896 1764048 Mt, 
», M. €. Mulhall. Industries and Wealth of Nations, London, New-York and 
Bombay 1896, S. 140. 


11. Die Seeintereiten des Deutichen Reichs. 449 


Sechſter Tcbeil. 
Die deutſchen Kolonien.) 


1. Togo. Protektorat vom 5. Juli 1884. Abkommen mit Frankreich vom 
24. Dezember 1885, mit England vom 14. bis 20. Juli 1886 und 1. Juli 
1890, mit Frankreich vom 27. Juli 1897 Moch nicht ratifizirt). Flächeninhalt 
ca. 60000 qkm, Küſte ca. 52 km, Bevölferungsziffer ca. 3 000 000. 

2. Kamerun. Protektorat von 14. Juli 1884 und Ausdehnung in ber 
Folgezeit. Abkommen mit England vom 29. April/7. Mai 1885, 27. Juli/ 
2. Auguft 1886, 1. Juli 1890, 14. April 1893, 15. November 1893 Ab- 
kommen mit Frankreich vom 24. Dezember 1885, 15. März 1894 Flächeninhalt 
ca. 495 000 qkm, Küſte ca. 320 km, Bevölferung ca. 3 000 000. 

3. Südweſtafrikaniſches Schupgebiet. Proteftorat vom 24. April 
und 12. Auguit 1884 und Ausdehnung in der Folgezeit. Abkommen mit Por: 
tugal vom 30. September 1886, mit England vom 1. Juli 1890, Flächeninhalt 
ca. 38500 qkm, Küſte ungefähr 1500 km, Bevölferung ca. 200 000. 

4. Deutſch-Oſtafrika. Schusbrief vom 27. Februar 1885, Reichsver— 
waltung jeit dem 1. Januar 1891: Abkommen mit England 29. Oktober bis 
1. November 1886, 1. Juli 1891, 25. Juli 1893; Abkommen mit Portugal 
am 30. Dezember 1886. Flächeninhalt ca. 995 000 qkm, Küſte ca. 750 km. 

5. Schuggebiet der Neu-GSuinea-Kompagnie. Schutbrief vom 
17. Mai 1885, ausgedehnt am 13. Dezember 1886. Vereinbarungen mit Eng— 
land am 25. bis 29. April 1895, 6. April 1886. 1. Kaifer-Wilhelmsland, 
Flädeninhalt ca. 225 900 qkm; Bevölkerung ca. 100000, 2. Bismardardipel, 
Flächeninhalt ca. 52200 qkm. 3. Der nordöftlihe Theil der Salomonsinſel— 
gruppe, Flächeninhalt ca. 22200 qkm; Bevölkerung unter 2 und 3 ca. 180 
bis 200 000. 

6. Schuggebiet der Marſhallinſeln. Proteftorat vom 15. Oftober 
1885 über den Marihallardipel, ausgedehnt auf die Inſel Nauru 16. April 
1888. Meereögebiet 350000 qkm, entipredhend dem Betrag mit England vom 
6. April 1886; Bevölkerung ca. 13 000. 

Der neueſte Kolonialkalender zählt 29 Gejellihaften auf, welde folo: 
niale Unternehmungen bezweden. Won diejen geben 20 ein Sapital von 
zujanmen 39 828 000 ME. als theil® einzuzahlendes Kapital au, wozu noch 
weitere 13 Millionen der Ujambaralinie fommen fönnen.?) Außerdem haben von 
4 engliihen und englifchedeutichen Gejellihaften 2 ein Nominalfapital von 20 
Millionen Mark, 

Sn Togo giebt Zimmermann?) 22 Niederlaffungen von 10 deutichen 
Kaufmanusfirmen, 3 engliihen Niederlaffungen, 3 franzöfiichen und 1 eingeborner 
Firma an; in Kamerun 28 deutiche Niederlaifungen von 9 deutichen Firmen, 
ferner 8 engliihe und 1 jchwediiche Firma; in Südweſtafrika 39 Niederlaffungen ; 
in Oftafrifa 16 europäifche, ſowie eine Anzahl indische Häufer. Auf Neu-Guinea 


Deutſcher Rolonialtalender Jahrgang 1—10. Deutihand und feine Kolonien im 
jahre 1896, Berlin 1897. darin ipegiell: Dr. Zimmermann, Handel und Wandel, ©. 64 
— 102; und Büttner, Mohltmann, Dove, Mleinide, v. Dandelmann, Die deutichen Kolonien, 
S. 135—188, Deutiches Kolonialblatt, Jahrgang 1—8, Statiftiiches Jahrbuch für das 
Deutfche Reich, Band 15—18. 

*) Rolonialtalender Band 10, S. 52—79. 

„a.0.dD.5.% fi. 

Unnalen des Deutihen Reichs. 1898, 29 
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arbeitet die Neu-Guinea-Kompagnie; im Bismardardipel außerdem 6 Nieder: 
laflungen von 5 Firmen; auf den Marihallinfeln 2 Firmen. 

Aug allen Kolonien wird eine Reihe von Plantagen verzeichnet.') 
Es waren anfällig: 






















+ Deutih-Süd-| Deutſch · Oſt · Nou· Gui Marihall- 
Togo, Kamerun, weit-Afrita,| Afrika“) Neu⸗Guinea, Anfeln®) 
31. Des. 1896 [Ende Juni 1896| 1. Januar 1896| Ende 1896 | April 18869 |lete Angaben 
















Europäer . . 236 | 2035 164 68 
dar. Deutfche 161 1300 97 39 

Die Geſammteinfuhr im die deutſchen Kolonien*) im Stalender: 
jahr 1895 betrug für Oſtafrika 7,, Millionen Dark, Kamerun 5,;, Togo 2,,, 
Südweſtafrika (1894) 1,; die Gejammtausfuhr aus Oſtafrika 3,,, 
Kamerun 4,, Togo 3,.- 

Es wurde nah dem deutihen Zollgebiet von Ditafrifa ver— 
jandt 1895 für O,, Millionen Marf, 1896 für O, Millionen Mar. Es 
ihidte Deutihland nah Deutſch-Oſtafrika 1895 für 1,, 1896 für 
1, Millionen Marl. Es famen von Kamerun, Togo, Deutſch-Süd— 
wejtafrifa 1895 für 3,.,, 1896 für 3,, Millionen Mark Waaren. E& wurde 
aus dem deutſchen Zollgebiet ausgeführt 1895 3,, 1896 5,, Milli: 
onen Mark. Es famen aus Deutih-Neu:-Guinea 1895 für O,, 1896 
für 0, Mill. Mark; es gingen dorthin für O, bezw. O, Millionen Mark. 

Aus Togo und Kamerun famen nah Hamburg 1896 Für 3,, Milli: 
onen Mark, aus Deutih:Südweltafrifa für O,,, aus Deutſch-Oſtafrika für 1,, Mil: 
lionen Mark Waaren, aus Neu:Guinea für 1,,, von den Marihallinjeln für O,,, 
vom Bismarckarchipel für O,, Millionen Mark. Es gingen nad Togo und 
Stamerun 1896 von Hamburg für 3, Millionen Mark, nad) Deutſch-Süd— 
weitafrifa für 2,,, nah Deutid-Oftafrita für 1,,, nah Neu-Guinea für O,, 
nad) dem Bismardardipel für O,, nah den Marihallinjeln für O, Mill, Marf. 

Es verfehrten in Togo 1895 143 Schiffe mit 149000 Regiftertong, 
davon deutih 51 Schiffe mit 61000 Negiftertons; in Kamerun 81 Schiffe mit 
93000 Regiſtertons, davon deutich 28 mit 31000 Regiſtertons; in Deutſch— 
Südweltafrifa die WörmannsLinie von Hamburg, Dampfer Leutwein nad) Kap— 
ftadt; in Deutſch-Oſtafrika die Deutich-Dftafrifalinie nah Hamburg dreiwöchent— 
lich, Küftenlinien, nad) Bombay, arabifhe Dhaus; in Kaiſer Wilhelmsland eine 
Zweiglinie des Norddeutihen Lloyd von Batavia und kleine Schiffe der Neus 
Guinea-Kompagnie; im Bismardarhipel und den Salomonsinjeln ein Anſchluß 
des Norddeutſchen Lloyd; im Schußgebiet der Marihallinfeln u. A. deutſche 
Schiffe 11 mit 50 Einklarirungen und 4114 Regiltertons. 


Siebenter Theil. 
Die deutfchen Interejjen über See. 
Deutiche und deutſches Kapital arbeiten wohl in jedem Lande ber Erbe. 
Indeß ift eine vollfonmen ziffermäßige Erfaffung der verfchiedenartigen Intereifen 
unmöglih; namentlich ſoweit Europa in Betracht fommt, läßt ſich unbedingt 





) Ib. ©. 9. 

*) Lepte Angaben Kolonialtalender, S. 43 Anmerf. 

*) 31. Dezember 1896 waren auf dem Bismarckarchipel allein 169 Weiße, darunter 
65 Deutiche, ferner 25 Chinefen. 

*) Statiftifches Jahrbuch, Bd. 18 S. 203. Koloniallalender, Band 10 a. a. O. 


IT. Die Seeintereſſen des Dentichen Reichs. 451 


Genaues hierüber nicht Feititellen. Die alten Unternehmungen der Sanfeftädter, 
wie ſie im überſeeiſchen Ländern begonnen wurden, jobald das Verbot des Handels 
mit den Stolonien ſeitens der europäiſchen Mutterländer im Laufe des vorigen 
und zu Beginn diefes Jahrhunderts aufgehoben wurde!), haben heute eine Aus— 
dehnung über die ganze Welt gewonnen, während andrerjeitd nicht nur die Sees 
jrädte, ſondern alle wichtigeren Handels- und Induftriepläge des Reiches an über: 
jeeiihen Unternehmungen erheblich betheiligt find. In Nordamerika beginnend, 
dehnte man die Beziehungen bald nad) Süd: und Mittelamerita, nad) Mexiko 
und Wejtindien aus. Auf der andern Seite wurde erit China, dann Indien er: 
ichlofjen, und Japan öffnete zu Beginn der 60er Jahre feine Häfen dem fremden 
Verkehr. 

Die Beziehungen liegen auf den verſchiedenſten Gebieten. Abgeſehen von 
der zahlreichen Vertretung deutſcher Kaufleute und Induſtrieller 
für den Abſatz im Lande, find dort zahlreiche Deutſche anſäſſig. Im 
ganz Amerika wie in Oftafien, Auftralien und einem großen Theile von Afrika 
finden fih Niederlajjungen und Faktoreien bdeutjcher Kaufleute und Ge— 
werbetreibenden. In Afrika eriltirt auch außerhalb der deutichen Kolonien eine 
größere Anzahl von Faktoreien, jo auf Konakre gegenüber Senegambien, an ber 
Goldküſte bei Accra, an der Sklavenküfte, in Porto Seguro, in Lagos ꝛc; ferner 
in Sanlibar, Mozambique 2c.; in Auftralien giebt es deren auf Samoa, Jaluit, 
im deutichen Schußgebiet und Tahiti; in Afien auf Sumatra 2c. 2c.?) 

Weiterhin haben fich die Blantagenbejigungen, namentlid in Mittel: 
amerifa, Wejtindien und in den Ländern der ſüdlichen Golfküfte, neuerdings zu 
der erheblichiten Wichtigkeit aufgeihwungen. In Guatemala und Honduras, in 
Mexiko und auf einer Reihe von Infeln, jo auf St. Domingo, Kuba, Porto 
Nico, Trinidad und in Venezuela 2c. find deutiche Unternehmer und deutjches 
Kapital an der Gewinnung von tropiihen Agrikulturproduften erheblich und in 
jteigendenn Maße betheiligt. In ganz Mittel- und Südamerifa ꝛc. haben bie 
Deutichen wichtige Handelsniederlajjungen mit gewaltigen, oft viele Milli: 
onen vepräfentirenden Waarenlägern. Große Geſchäftshäuſer finden ſich 
in ganz Afrika, in Oftajien von Wladimoftof bis nad) Singapore und anf zahl: 
reihen Inſeln. Sennzeichen für die Entwidelung ift die Errichtung einer Reihe 
von Banfinjtituten, welde davon Zeugniß ablegen, daß der deutiche Handel 
auch mehr und mehr mit deutichem Sapital arbeitet. Hierhin gehört vor allen 
Dingen die Brafilianifhe Bank für Deutfchland mit einem Aktienkapital von 
10 Millionen Mark (Rio de Janeiro, Sao Paolo, Santos), die Deujche Ueber: 
jeeiiche Bank mit einem Mftienfapital von 20 Millionen Mark (Filialen in 
Buenos Ayres und VBalparaijo), die Deutjch-Afiatiihe Bank mit einem Aktien: 
fapital von 15 Millionen Mark (Sit Shanghai, Zweigniederlafjungen in Tientlin 
und Galcutta), die Bank für Chile und Deutichland mit einem Aktienkapital von 
10 Millionen Mark (Valparaifo)’). Diefe Banken vermitteln nun nicht nur den 
Handelöverfehr zwiſchen Deutſchland und den Ländern ihres Domizils, jondern 





') Vergl. Beiträge zur Gejchichte der Handelsbeziehungen zwiihen Hamburg und 
Amerifa in der Hamburgiſchen eitichrift zur Erinnerung an die Entdedung Amerikas, 
Hamburg 1892, Band 1. Ferner: Die Anfänge des modernen Verkehrs Hamburgs mit 
Vorderindien und Ajien, Mittbeilungen der Geographiſchen Gejellihaft in Hamburg, Bd. 13, 
Hamburg 1897, ©. 92 ff. 

) Vergl. Damburgs Handel und Verkehr Exporthandbuch, 1892 und 1894, Ab— 
ichnitt 1 5. 443 bis 487. 

3, Es ift zu bemerten, daß TDeutichland aud) etwa 10 Millionen Mart Pfandbriefe 
der Bulgariichen Nationalbant befigt. 


29* 
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auch für erhebliche deutiche Kapitalien die Anlage in überfeeiichen Ländern, wie 
andererjeit3 die Kaufleute über See nicht nur mit Deutichland allein handeln, 
fondern auch einen Handel zwiſchen dort und fremden Ländern betreiben. 

Weiterhin hat man fich nenerdings erheblicher an verichiedenartigen In— 
duftrieunternehbmungen berheiligt. — So wurde mit deutichem Stapital die 
Eiſenbahn Keneh-Aſſuan, Aktienkapital 100000 E, Obligationen 360000 £ 
gebaut. Von 11 Millionen Gulden Aktien und 63 Millionen Gulden Obli- 
gationen der Nederlandiche Zuid-Afrikaanſche Sporweg:Maatichappij iſt ein erheb- 
licher Theil in Deutichland. Die deutichen Kapitalanlagen in nordamerifaniichen 
GSijenbahnen werden auf 100 Millionen Dollar angegeben, An der brafilian- 
iſchen Eiſenbahn Oeſte de Minas, Aktienkapital 62 Millionen Mark, Anleihe 
22 450 000 Mark, iſt Deutichland erheblih intereifitt. Das Kapital von 
36720000 Mk., Anleihe von 3060000 .# und 2 Serien von je 65280 000 Mk 
der Anatoliihes Eiſenbahn, find größtentheils® im Lande. Durch die Bank für 
Drientaliiche Eifenbahnen in Zürich ift Deutichland erheblich an dem türkischen 
(fogenannten Hirſch'ſchen) Bahniyitem betheiligt; Aktienkapital ift 50 Millionen 
Obligationen 50 Millionen Franke, Bejig 273, Millionen Werthe; die Hälfte 
joll iſt Deutſchland befindlich jein. An den 20 Millionen Franks der Cijenbahn 
Saloniti:Monaftir in Deutjchland überwiegend intereflirt und am Gran Ferro— 
carril de Venezuela mit dem ganzen Stapital von etwa 50 bis 60 Millionen. 

An den ameritanifchen Ländern haben jich die Deutichen in zunehmenden 
Maaße der Einrihtung von Fabriken zugewendet: Bierbrauereien, Hutfabriten, 
Papierfabrifen, Gerbereien, Seifenfiedereien, Lichtziehereien, Färbereien, Spinner- 
eien, Webereien, Mineralwaijerfabrifen Eijengießereien, Maichinenfabriten, Dynamit: 
fabrifen 2c., find mit deutihem Kapital und vielfach auch dentichen Material 
eingerichtet: an der Liebig-Kompagnie, an den chileniihen Salpeterminen, 
jowie an den chilenischen und pernaniihen Metallgruben, den Minen Süd- 
afrifas ꝛc. nimmt man einen nicht unerheblichen Antheil. 

Wie dieje Intereſſen ſich jummiren, ift zur Zeit nicht vollkommen zu über: 
ſehen. Sachverftändige Schäßungen geben indes für einige Länder folgende 
Zahlen: In Guatemala jind 140 Millionen Mark deutſchen Sapitals an 
der Arbeit, davon 70 Millionen in Pflanzungen; in Merito 183, Millionen 
Dollars; in Venezuela 200 Millionen Mark; in Brafilien nicht unter 600 Mil: 
lionen Mark, vielfach in Induſtrie- und großem Landbefig angelegt; Chile wird 
mit 100 Millionen angelegt, darunter 28 Millionen Mark in Salpeterminen ; 
die deutichen Stapitalanlagen in Afrika fann man mit 100 Mil. Mark anjegen. 
Das giebt für wenige Länder zujammen bereits über 1'/, Milliarden 
Markt. Die Gejammtiumme des deutſchen Kapitaldin überfeeifhen 
Yändern dürfte fih auf ein Vielfahes diejes Betrages belaufen. 


Hiezu kommen weiter die gewaltigen Mengen überjeeiiher und erot= 
ifher Staatspapiere, welche fi in Deutichland befinden, und die nur uns 
vollkommen durch die in Deutſchland aufgelegten und notirten Werthe vepräfentirt 
werden, indem jowohl nicht notirte Werthe im Yande find, als auch das deutiche 
Stapital durch die Vermittelung fremder Pläge, namentlich Londons, größere Anz: 
lagen gemadt hat. 

Im Einzelnen läßt es ſich nicht ſchätzen, wie hoch dieſe Anlagen find, Ein 
Vericht des preußiſchen Finanzminifteriums ſchätzt 1892/93 die preußiichen An— 
lagen in ausländiichen Werthen auf 1500 Millionen!). Es wurden von 1883 





Y Haus der Abgeordneten. 17. Legisl. V. Seſſion. Drudi. Nr. 7 ©. 49. 
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bis 1892 in Deutichland zur Zeichnung aufgelegt 23, Milliarden Nominal: 
werth fremder Papiere, davon nah Chriſtians 5 Milliarden im Lande unter: 
gebradht, wie auch bei Einführung der Stempeliteuer in Berlin, Frankfurt und 
Hamburg etwas über 5 Milliarden Mark diefer Werthe abgeitempelt wurden’). 
Nah Schmoller waren 1892 ca. 10 Milliarden fremder Werthe im Lande’). Ende 
der 80er Jahre berechnete Beer das deutiche Volksvermögen auf 175 Milli: 
arden mit einem jährlihen Zuwahs von 3 Prozent. Scmoller nahm 1892 
an, daß jährlid 1 Milliarde in Deutichland in Effekten angelegt wird’) ein Be- 
trag, der nach Anſicht der Fachleute heute erheblich geitiegen ift. Hiervon wurden 
1883 — 1892 über '/, in auswärtigen Werthen angelegt und zwar weſentlich in 
Giienbahnobligationen und Staatsanleihen. Wie groß die Betheiligung über: 
ſeeiſcher und erotiicher Werthe hieran im Cinzelnen it, entzieht fich der Beur- 
theilung. An den drei Börjen von Berlin, Hamburg und Frankfurt werden zur 
Zeit 210 Werthe aus überjeeiihen Staaten, dem Balfan, Spanien und Por: 
tugal notirt. Es kommen auf Berlin 129, auf Hamburg 49 und auf Frank: 
furt 160, 

Aus den vorliegenden Daten ift als erwielen anzunehmen, daß auch bon 
einem heute erheblich höheren Nationalvermögen, als die Schägungen Beders 
zeigen, ein nicht unbeträchtlicher Prozentſatz von den überjeeiichen Unternehmungen 
und Anlagen nnabhängig if. Wenn Schmoller ſchon 1892 nachweiſen konnte, 
daß allein aus Bapieren Deutichland jährlihd 500 Millionen zieht, jo iſt der 
Gewinn aus allen ausländiihen Beziehungen um ein Vielfaches höher anzufegen. 


Roter Ebßeil. 
Die Vertretung der deutichen Handelsinterejjen im Ausland. 


Die nachfolgenden Tabellen geben eine Weberficht über die Entwidelung des 
deutichen SKonjulatsdienites im Auslande zwiſchen 1872 und 1897. Dielelben 
zeigen auf das Deutlihite die aroße Verftärfung der überſeeiſchen 
Intereſſenſphäre jeit diefer Zeit. In Europa, ausjchließlih der Balkan— 
itaaten, vermehrten fich die Konfulate um 49, darunter die Berufsfonfulate um 
24, die Zahlen ber fonfularifchen Vertreter um 45, darunter die Vertreter von 
Beruf um 33, die Stonfularbeamten gleichfall3 um 33. Im türfiichen Reich und 
in den Baltanftaaten nebit den afrifaniichen Küftenitaaten und Perſien vermehrten 
fich die Konsulate um 21, die Berufsfoniulate um 7, die fonjulariicheu Vertreter 
um 25, die Berufövertreter um 11, die Stonfularbeamten um 11. In den ſou— 
veränen Staaten Amerikas, einschließlich der Vereinigten Staaten, vermehrten fich 
die Konfulate um 43, die Berufskonſulate um 7, die konſulariſchen Vertreter um 
12, die Konfulatsbeamten um 11. In den unabhängigen Staaten Aliens, Afrikas 
und Auftraliend vermehrten ſich die Konſulate um 5, die Berufsfonfulate um 9; 
die Konfulate waren beſetzt mit 28 Vertretern, dann 11 Berufsvertretern, außerdem 
12 SKonjulatsbeamten. In den Kolonien der verichiedenen Mächte vermehrten 
ih die Konfulate um 23, die Berufskonſulate um 12, die Anzahl der konſula— 
riihen Vertreter um 31, die Berufsvertreter um 15, die Konſulatsbeamten um 11. 

Des weiteren ift zu berüdfichtigen, daß ein Theil der Konſulats— 
geihäfte, namentlih in den überjeeifhen Staaten durd die Diplo: 
matiſchen Vertreter erledigt wird. 


Samoller Einleitung zu den ftatiftifchen Anlagen der Börſen-Enquete-Kommiſion, 
Berlin J—— XVIL 


Tb. ©. XXI. 
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Cab. Wr. VIII. 
Koninlariiche Vertreiungen Dentichlands im Auslande 1872. 
Zpalte I >. Zpalte 2 Zpalte % Zpalte 4 
3. h. J — | Nanzler, 
— Anzahl davon a R = ul a — h. re 
der Berufe —— KRonfiu| wire kan —— —— davon 
Konſu⸗ Konſu⸗-⸗ Monſnuln Konfuln — treter Beamte] Dol⸗ 
Inte late — * metſcher 
Argentinien | 1 I 2 I — 5 1 -- 
Belgien , 6 I 1 T 
Bolivien | | — I — — 
Braſilien 20 IB 3 ] au 
Sentral-Amerifa 5 — a — 
Chile —11 I 2 ' 4 — —11 —1 
China 7 7 3 1 
Golumbien . * I | J — * 
Dänemart ‚I 148 | 14 ) 3 19 
Däniſche Beſitzungen | | — 1 — 
Dominilan. Republik | 
und Haiti * | 8 = — 
Ecuador | l l — 
Frankreich 4 | 3 — 
Franzöſ. Beſitzungen 1 | | e 
Griechenland 7 a n 
Groß⸗ Britannien und 
Irland 96 1 | 16 I) 1 8 2 | 
Britiſche Beſihgungen | 1 N 1 3 Er n4 R 
Hamai | — — — 
Italien sl > 11 " 31 
Japan l ) » 1 l 2 
Horen — _ — — 
Liberia | | 1 — 
Marotto - 
Merito 16 | | J — | 16 i IE 
Monaco | 
Niederlande 14 3 5 6 14 = 
Niederländische Ar | 
figungen J — J == 6 = E 
Defterreich-Iingarn 8 1 2 2 = a 9 1 N 





Digiiagillf )ogle 





Land. 


Oranje⸗Freiſtaat 

Raraguay*) 

Rerfien . 

Peru. . 

Rortugal j 

Rortugief. Beſitzungen 

Rumänien**) . 

Ruſſiſches Reich 

Schiffer, Samoa und 
Tonga tnieln . 

Schwedenu. Norwegen 

Scmeiz 

Serbien ** . 

Siam 

Spanien . 2... 

Spanische Beligungen 

Südafritan. Republit 

Türkiſches Reich 

Tunis 

Uruguay 

Venezuela 

Vereinigte Staaten . 

Zanzibar 


Summe 





III. Die Seeintereſſen des Deutſchen Reichs. 


Noch: Tab. Ar. VIII. 











Anzahl | dabon n. 
der | Berufs General: 
Konſu⸗ | Konfus Monſuln 


late | late 





*, (Heneralloniulat in Buenos-Aires. 
**, War 1872 in Türkei einbegriffen. 


| bh. 
Konſuln 








Spalte 2 


E. 
Bize⸗ 
Konſuln 

















d. 
Konſu⸗ 
lar⸗ 


Agenten 























Spalte ſepalie 
a. 

Sunme Kanzler, 
ber fon-| ],, Selre⸗ 
fulari- täre 

fhen | davon 

troter Beamte] Tor 
% un Pr metſcher 
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Zab. Ur. VIII2. 
Konfularische Vertretungen Deutichlande im Auslande 1897. 
- | Spalte J Spalte 2 F Zpalte 3 Zpalte 4 
u. a a. — Kauzler, 
gand. Anzahl davon | a. | , Een % Alan | h. — 
der Berufe⸗Weneral Bize— ſchen | davon 
i Konſu⸗ Konſu⸗Konſulu alas Konſuln — * Beamte 9— 
late | late | " | " ade s) meticher 
Argentinien . . . 9 1 - l Ss — 1 10 2 1 
Belgien . . . . 6 1 1 > 1 7 2 2 
Bolvien . . . . 4 — =} — 4 — — 
Braſilien. 1 25 2 - 19 | 2 4 25 2 3 
Gentral-Amerifa . .| 11 - — 64 1 — 11 = - 
Chile......117 11 - 914 ı| -|" 1 ) 
Ghina . ....] 10 6 1 4| 6 = 1 12 | 8 7 
Golumbin . . . .| W 1 1 N - 1 — 10 1 
Dänemart . . . „| 27 1 19 1 N = 28 | 2 1 
Däniſche Beſihungen 3 — — 2 1 — — 3 — — 
Dominikan. Republit 
und Haiti... .| 12 1 — 2 | 5 — 12 1 
Geuador. . ... 2 — — | - - _ 2 — = 
Stantrih . . . .[ 14 4 — 7 7 = - 14 4 6 
Franzöſ. Beſitzungen 5 1 — > — 5 1 1 
Griechenland . . .| U 1 — 6 3 2 11 1 1 
Groß-Britannien und 
Yan ....18 2 1 20 50 16 2 89 4 7 
Britiſche Beſihungen | 67 7 3 3 6 2 12 10 5 
Samai . 2. 2... 1 _ — | 1 — — 1 — 
Halien . . . . . 36 3 I) 14 14 6 2 | 37 5 3 
Japan 5 4 1ı 3 2 — 6 5 4 
Korea —1 1 | 1 — — — —1 l l 
"21%... — = Zee 
Marotto j 7 2 1 2 ! — — 7 2 1 
Merito . . . . .| 20 — 12 N - - 20 = — 
Monaco .... 1 - lı | — — — 1 — — 
Niederlande . . .| 16 2 1 ı|5 6 ı|ı 3 3 
Nieberländiiche Be- | 
ungen . .. 9 1 1 7 1 _ — 9 1 1 
Dejterreihellngarn . 8 4 1 6 2 — — 9 4 4 
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Noch: Tab. Ur. VIIL2. 








Spalte I Zpalte 2 Zpalte 3 Spalte 4 
| a. | 
n. | bh. | A Zumme —— 
no j der fou Setre⸗ 
Land Anzahl | davon a. | | sont B fulari- bb. * 
der Berufs-Weneral Vize⸗ | fen davon 
Konsul lar⸗ \Mttacher] Wer. und 
Konſu⸗ | Konſu⸗ Konſuln NMonſuln eter Beanite] Tol— 
| Agenten * 
late | date | u md | meticher 
Attaches 




















364 222 105 21 


Oranije⸗Freiſtaat 1! — — 1| - - 1 - - 
Paraguay . . . . 1 Il — 1 — -- J 1 | 
Perfien . 2'713 1 | 1, — - — 
Ben. nen] 0] - 6| 2 2 -| m - 
Portugal . . Bi — — 2 | 2 1 _ 5 | 
Portugieſ. Beſihungen 5| — — ı1ı| ı 3 15 
Rumänien . . . . 11 31 — 3 | 6 2 11 | 3 » 
Ruſſiſches Reih . - 35| 1% 3 19 13 2 4 4) 1 13 
Schiffer, Samoa u. | 

Tonga-Inſeln . . 2| 1 - 1 g: - — 3 2 1 
Schwedenu. Norwegen 68 2 21 26 21 68 | 2 3 
Schweiz . { 11 — 3 1 _- 4 l 
Serbien. . » . . 2 1 — 1 1 — 2 1 l 
Siam. 1 1 1 | — — — 1 
Spanien. .:::| a 2l ı mi 61 ıl 8: a[| 3 
Spaniiche Beligungen 13 | 21 — 7 6 13 2 2 
Südafrikan. Republit 2 11 — 2— — 2 1 1 
Türtifches Reh - :| 41) 2 3 4| 17 y 51 ss: 10 
Tunis. 2 11 - | ı|ı — lı — 2 1 l 
Uruguay 2 1 = 1| 1 — — 2 1 | 
Venezuela 5 — 5 — — 5 — 
Vereinigte Staaten . 24 5 I 16 7 4 1 20 J J 
Zanzibar I | 11 — l — | l 2 





Summe. » . 697 


Cab, Ur. VIIL3. 


Dievon famen auf 
Europa ausihliehlidh der Balkanitanten und einjchliehlid aſiatiſch Rußland, 
Jahr 
1872 . 
1897 . 





41 3 97:0 4 — [| 8 7 7 

g 134 11% 61 —11 334 | 40 40 
Türkiſches Reid und Balfanjtanten nebſt nordafrifaniihen Küſtenſtaaten und Perfien. 
BR.:2,: 5 Bl U a BI MI 6 38 181 17 
1897 . 16 2 5 27 32 1 et al 28 





458 Das Flottengeſetz. 


Noch: Lab. Ar. VIIL3. 


— mes nn _ _ — nn nn nn 


Spalte I Spalte 2 
































A, 
a, b. —— Kanzler, 
| davon i h ö Ns . | Sefie 
and, Mingabl | davor re h. m Konſu e fularts täre 
der | Berufs: Meneral⸗ Vize⸗ fhen | davon 
Konſuln lar⸗ Attachésl Wer und 
Konſu⸗ Konſu⸗ Konſuln GE nie treter | Beamte] Hot. 
‚ * und 
late late Artaches mieticher 











Souveräne Staaten in Amerifa ausſchließlich Vereinigte Staaten. 

















1872 . 87 6 7—1 664 2 3 — | 6| — 
1897 . 128 8 ı| | 3: 17 11128 9 7 
| | | | | 
Rereinigte Staaten. 
7, WERBERERGEN iu: U ur. | 8] 4 2| — | 1 5 
1897 . a5 1 | 16 | 71 4 ı| 2 9 9 





Unabhängige Staaten Oftafiens, Auftraliens und Afrikas (ausſchl. Mittelmeerftaaten) 




















1872 . 19 5 1 | 13 | 5 —1 — 20 | 6 2 

1897 . 4| u 3 1 | 10 — ıl 8 v| u 
| | 

Engliſche, Spanische, dänische und niederländiihe Kolonien in Amerika. 

1872 . 1’ — 11 38 6| 1 — a1 —- | - 

1897 . 37 2|-| ı| 6! — 37 2 1 
| | | 

Engliſche, franzöſiſche, ſpaniſche, portugieiiihe Kolonien in Afrika. 
1872 . 2 -—I-| 17|I 1| 4| — 2| — | - 
1897 . 1| 8 1 25 4| 3| - 38 41 3 











Britiſche, franzöſiſche, potugieſiſche, ſpaniſche, niederländiſche Beſitzungen in Aſien. 
1872. . 23 | — 20 31 — | — 28 Fr _ 
27 | 7 | 6 


1897 . 2666 2 19 | = 1 
| | 











Franzöſiſche und engliiche Befisungen in Anitralien. 
er EEE BEN: ı 1— 1 — | 1| - 0: — 
Wi feeo1 I 12) 8) -| ı) 2 
Sonſtige britiſche und dänische Belisungen. 


Bern er 2|-|-|- a 
1897 ...--:| 5 -]| - it wler- ee 
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Für die fonfularifchen Vertreter finden wir in der Zeit von 1872 bis 97 


eine Vermehrung wie folat; Europa ausſchließlich der Balfanftaaten, aber ein: 
ſchließlich aſiatiſch Rußland ift mit A, die außereuropäiſchen Staaten einichlieklich 
der Balkanſtaaten mit B bezeichnet: 


Tab. Nr. III4. 
Koninlarische Vertretung Dentichlands 1872 und 1897. 








Kon 




























R far 5 B 3— 
Jahr Konſulate us fulariiche eruf Sekretäre 
konſulate J Mertreter vertreter A 
A 1872 . 283 4 289 7 
z 1879 . 332 28 334 40 
Vermehrung . 45 | 
Beier... 25 285 29 24 
10897. ::»-.% 64 401 83 75 
Mermebrung - » . - 33 | 116 | > | 51 


Hierans ergibt fich eritens der ftarfe Zug zur Verftärfung der be: 


rufsfonjulariihen Vertretung Deutihlands im Ausland. — An 
der Zunahme zweitens aber haben Sowohl in der ehrenamtlihen wie in 
der berufenen Stellung und beim Perſonal die außereuropäiſchen 
Länder einen bei weitem ftärferen Antheil als die europäiichen. 


MNeunter Tbeil. 


Vergleich der Kriegsflotten von England, Frantreih, Rußland, Italien, 
Rereinigte Staaten von Amerika, Japan, Deutichland in den Jahren 1883 und 1897. 


Vorbemerfungen. 


. Als Tuellen find für das jahr 1883 der öfterreichiiche Marine-Almanadı, Jahrgang 1884, 


für das Jahr 1897 die neneiten amtlichen Mittheilungen der betreffenden Länder bemubßt. 


. Um für den Vergleich mit dem Schiffsbeſtand der deutichen Marine einen gleihen Mah- 


ftab zu erhalten, find 
a als Yinienichiffe alle Panzerſchiffe mit einem Tonnengehalt von mindelt. 5 000 Tonnen. 
b' als Kreuzer alle Kreuzer gepanzerte, geihüßte und ungeſchüthte mit einem Tonnen 
gehalt von mindeitens 800 Tonnen gerechnet. 


. Tabelle I und IT geben den Beſtand an Pinienichiffen und Kreuzern an, welchen die ver- 


ichiedenen Staaten int ‚jahre 1883 und 1897 aufzuweiſen haben. Beide Tabellen dienen 
als Grundlage für die folgenden. 


. Tabelle III gibt auf Grund der Tabelle I die Unterſchiede zwiſchen dem Schiftsbeitand 


Deutichlands und dem der einzelnen Yänvder für 1883 an. England bat 3. B. 1883 38 Linien- 
ichiffe, Deutfchland 11 Yinienichifte, folglich hat England 27 mehr. 


. Tabelle TV gibt auf rund der Tabelle IT die Unterfchiede zwifchen dem Sciffsbeitand 


Deutichlands und dem _der einzelnen Länder für 1897 an. Frankreich hat z. B. im fahre 
1897 36 Linienſchiffe, Deutichland 12, folglich hat Frankreich 24 mehr. 


. Tabelle V zeigt, indem ste die ſich entiprechenden Zahlen aus Tabelle ITI und Tabelle IV 


mit einander vergleicht, um wie viel fich das Stärkeverhältniß zwifchen Deutichland und 
den einzelnen Yändern zu Deutſchlands Ungunſten (Worzeichen plus) oder Gunſten (Wor- 
zeichen minus verichoben hat. 

Betrug 3. ®. der Unterſchied in der Zahl der Linienſchiffe zwiſchen Deutichland 
und Rußland i. J. 1883—8, hatte Rußland aljo in diefem Jahre 8 Linienfchiffe weniger 
als Deutfchland, und der Unterschied i. J. 1897 beträgt + 6, d. h. Rußland hat in dieſem 
—55 6 Linienſchiffe mehr als Deutſchland, i o hat ſich das Stärkeverhältniß hinsichtlich der Linien: 
chi e zwifchen den beiden Staaten verſchoben um + 14 Linienschiffezu Unguniten Deutichlands. 
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Schiffsbeſtand. 
J. 1883. 1897. II. 
(Fertige und im Bau befindliche Schiffe.) 
Yintenichiffe Arenzer Lmeuſchiffe I Areuzer 
itber 5000 t über KO L. über 5000 t. über 800 t. 
Yänder. Tauf. t j Taf, ı Yauder. Tauf. t. Tauf. t. 
Anzahl Teplace-] Auzahl Teplace Anzahl Deptace-] Anzahl Deplace⸗ 
ment ment ment ment 
2 3 7 1. 1-2 122-1: %& 
England 38 312 UN 189 England 62 699 I 197 | 758 
Frankreich 10 152 70 142 Frankreich 36 347 83 311 
Rußland . . . . 3 22 30 71 Rußland . . .. 18 | 182 33 | 140 
Italien .. . . . 7 66 11 20 Italien . . . .. 2 148 45 102 
Per. Staaten v. Ver, Staaten v. | 
Anerifa ... 1) u 30 62 Amerila ... 11 113 47 | 13 
Yapan ..... 1) 1) 10 11 Japarr 7 88 39 | 19 
Dentichland 11 SU 22 45 Deutichland 12 | 110 33 116 
Unterichied gegen Deutichlandz; (+) — mehr, C-) = weniger ala Deutichland. 
III. 1883. 1897. VI. 
Limenſchiffe Areuzer — Lmenſchiffe Kreuzer 
über 5000 t über 800 t über 5000 1. über 800 1. 
Tauj. t. Tan. ı. Länder. Tauf. t. | Tanf. t. 
Anzahl Deplace-] Anzahl Teplace— Anzahl Deplaces] Anzahl ‚Deplace 
ı ment inent i | 
1 —— . 1 4 
England .... [+27 +32 +76 +141 England . . . . +50+5891+164 + 642 
Frankreich — 8 + 72] +48 + 94 Frankreich +24 +2337+ 50 419% 
Rußland ....1- 8 — SI + 8 + 23 Rubland....]+ 6 + Mit + 4 
Italien .. . . . — 4 — 14-11 — 28 Italien . . . .. + 0i+ 8394 12 — 4 
Ber. Staaten v. Mer. Staaten v. | 
Amerifa ...P —11.— SO + 8 14 Amerita...|—- 11+ 3+ 14+ 7 
Japan ..... 11 — 80 12 — 37 Japan ..... — 52 2a+ 6423 
V. 


IV.AIII 
Mithin hat ſich ſeit 1883 Das Stärfeverhältnih zu Dentichlands Ungunſten C1-) 


oder Gunſten C--) verichoben gegenüber 


Yinienfchiffe über 
Sinn 


Läuder. 
Anzahl 


Englande. 


Frankreich 

Rußland .. .. 

Italien 

Ver. Staaten v. 
Amerika ... 

Japan 


rt 


Taniend 
Tonnen 


Deplacement 


+ 357 
+ 165 
—+ 130 


52 


Anzabl 


| Taufend 
Tonnen 


Ntrenzer über 
SO 1. 


Deplacement 
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Iufammenfalung. 


Die beigebrahten Materialien ergeben auf das Deutlichite eine ganz außer: 
ordentliche Steigerung der deutichen Intereſſen auf allen Gebieten des inter: 
nationalen Wirthichaftsverfehrs. In den 26 Jahren ſeit Beſtehen des Deutichen 
Reichs hat ſich ihre Bedeutung für die deutiche Volkswirthſchaft nad allen Richt: 
ungen erheblicd vergrößert. 

In einem Gebiet, welches durch feine Elimatiichen Verhältniſſe feine Bes 
wohner nicht in die Lage veriegt, daheim eine Neihe der heute den weiteiten 
Klaſſen unentbehrlichiten Koniumtionsgegenitände zu erzeugen, nämlich die Pro: 
dukte tropiicher und jubtropiicher Stlimaten, hat man durch den Aufbau einer 
leiſtungsfähigen Industrie die Möglichkeit der Schaffung entiprechender Tauſch— 
werthe für den internationalen Markt geihaffen. Denn Sohle und Eiſen jind 
nur durch den Umſatz zu verwertben. Cine ftändig steigende Bevölkerung hat 
fortgelegt Beihäftigung gefunden und durch den Handel hat man, wie die Zahlen 
iiber den Konſum auswärtiger Genußmittel beweilen, in erheblichem Umfauge die 
Mittel zu einer Ausdehnung des Kreiſes der beichaffbaren Bedarfsartifel für 
breite Schichten der Bevölkerung geliefert. Die Bevölkerung bat fih von 1872 
bis 1897 um 30 Prozent vermehrt (S. 11), der Außenhandel aber um 
60 Brozent (S. 113). Bon 1881—1897 vermehrte ſich die Bevölkerung um 
19 Prozent, der Außenhandel um mehr als 33 Prozent. 

Die Ergebniſſe der Schiffahrtsitatiftit beweilen, daß bei der Vermehrung der 
Seehandel bei Weitem überwog; denn die Schiffahrtsitatiftit ergibt für die Zeit 
von 1873— 1895 eine Steigerung im Verkehr der deutichen Häfen von 124 Pros 
zent der Tonnage der beladenen Schiffe im Verkehr mit fremden Ländern 
(3. III 6). Ind daß hierbei wieder der Weberieehandel die Hauptrolle jpielte, 
zeigt ji aus der Vermehrung von 128 Prozent für Nordamerika, 317 Prozent 
für Meriko, Mittel und Südamerika, 480 Prozent für Oftindien und Oſtaſien, 
475 Prozent für Auftralien gegen eine Vermehrung von 119 Prozent für Nord- 
europa, 88 Prozent für Großbritannien, 60 Prozent für Südweſteuropa; ſchließ— 
lih ergibt jich das jtärfere Zunehmen des überjceiichen Berfehrs gerade in der 
neueren Zeit aus den entiprechenden Angaben über die Entwidelung der Schiff: 
fahrt auf ©. III 17. 

Macht heute der Seehandel ca. 65 Prozent des Gelammtaußenhandels aus 
(S. 115), jo iſt diefe Zahl früher unzweifelhaft erheblih geringer gewejen, 
namentlich) was den überjeeiichen Verkehr angeht. Die Verſtärkung des letteren 
aber ergibt auf der einen Seite eine wünſchenswerthe Bereicherung unierer Volks: 
wirthichaft mit jolhen Waaren, die daheim nicht erzeugt werden können (5. II 15), 
während fie andererieitö dem deutichen Kaufmaun und der deutſchen Induſtrie bes 
jonders lohnende Abjatgebiete eröffnet. Im überjeeiichen Handel erzielt der Kauf— 
mann eine erheblich höhere Verzinſung feines Kapitals als im europäiichen. 

Weiterhin aber bedeutet eine Verſtärkung des Seehandels eine erhöhte Un: 
abhängigfeit von der wirtbichaftlihen Lage der nächiten Nachbarläuder. Cine 
Berminderung des Handels hier oder dort fann durch eine Ausdehnung und Aufs 
juhung neuer Waaren auf dem Seewege erheblich Leichter ausgeglichen werden. 
Es iſt eim gejundes Zeichen, daß der deutiche Handel nach diefer Richtung fort- 
Ichreitet. 

Hinzu fommt, dab die Fortichritte gleichzeitig eine Honjolidirung im Innern 
bedeuten. Die Ausdehnung der großen deutichen Finanzinſtitute hat ermöglicht, 
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daß das früher vielfach benützte Fremde Kapital im deutihen Außenhandel heute 
erheblich) weniger in Anfpruccd genommen zu werden braudt. Gerade die Gründ— 
ung von Inſtituten wie überjceeiihen Banken (5. VII 2) gewährleiftet den deut: 
ichen Unternehmungen einen größeren Antheil an den Brofiten des internationalen 
Tauſchverkehrs. 

In derſelben Richtung wirft die Verminderung des Zwiſchenhandels fremder 
Pläge ald Vermittler der deutihen Ein: und Ausfuhr (S. II6 und II 7), und 
ichließlich gehört hierhin die rapide Verſtärkung der deutihen Handelsflotte und 
ihrer Leiftungsfähigfeit, die Zunahme der deutichen Flagge im Werfehr der deut: 
ideen Häfen von 48 Prozent auf 52 Prozent der Gelammttonnage, darunter 
von 41 Prozent auf 51 Prozent der Dampfertonnage zwiſchen 1873 und 1895. 
Sie hat in diejer Zeit um 411 Prozent im Verkehr der deutjchen Pläge zuges 
nommen gegen 235 Prozent der fremden Flaggen (S. III 19). Einſtmals, auch 
in dem kleinen Streile ihrer Beziehungen nur dur den Nüdhalt an fremden 
Mächten gefichert, haben die Hamburgiiche und Bremiſche Flagge, von der deutjchen 
unterftügt, ji) über die Erde verbreitet (S. IV5). Im Jahre 1896 iſt zum 
eriten Mal in diejem Jahrhundert die deutiche Flagge im Hamburger Hafen der 
Tonnage nad der engliichen überlegen gewejen. Die deutiche Handelsflotte hat 
ſich jeit 1871 in ihrer Zeiftungsfähigfeit mehr als verdreifacht; jeit Beginn der 
80er mehr als verdoppelt. Aucd hier liegt der Schwerpunft der Entwidelung 
wejentlich in der jüngiten Zeit und die Vermehrung der deutſchen Dampfichiff- 
flotte verhält ſich zwiſchen 1873 und 1885 und 1885 und 1897 wie2:3, 
S. IV 12). Die deutihen Schiffe aber find heute in größerem Umfange das 
Produkt deuticher Schiffsbauanitalten, welche angejichts erhöhten Bedarfes ſich 
ihnell zu der höchſten Leiftungsfähigkeit entwidelt haben (S. IV 8). Kurz auf 
allen Gebieten des Äußeren Handels und der Schiffahrt erweilen die deutichen 
Statijtifen nicht minder wie die fremden Stonjulatsberichte eine gedeihlihe Ent: 
widelung der deutſchen Unternehmungen. 

Als ein beachtenswerthes Merkmal der jteigenden Berheiligung am Seever: 
fehr nad) allen Richtungen it die gedeihliche Entwidelung der Hochieefiicherei ans 
zufehen (S. Vı ff.) Bon Alters her für andere Nationen eine Quelle der Be— 
reiherung, beginnt fie nunmehr die deutiche Wolksernährung in willfommener 
Weile zu ergänzen und eröffnet Ausblide auf die Entitehung großer Induſtrie— 
zweige und dadurch auf eine weitere lohnende Beihäftigung für die ſtetig wachſende 
Bevölkerung. Dazu fommt, daß die Hochjeefiicherei ein vortrefflih geichultes 
Berfonal für die gejammte Seeihiffahrt Liefert. 

Wo immer im Laufe der Jahrhunderte Nationen Wohlitand und Macht 
erftrebten, haben fie ihre Unternehmungen in's Ausland gelenkt, und wie einjt 
aus ben wohlhabenden Theilen Oberdeutichlands im 16. Jahrhundert Betheilig- 
ungen an überjeeiichen Handels und Stolonilationsunternehmungen ftattfanden, 
jo haben die Staufleute der Hanieltädte, wenn aud in früheren Zeiten unter ganz 
außerordentlihen Schwierigkeiten, das Beiſpiel der Angebörigen der größeren 
Nacbarftaaten nachzuahmen gelucht und in überjeeiihen Handelöniederlaffungen 
und Unternehmungen ihr Heil verfudt. In den legten Jahrzehnten haben ſich 
diefe gedeihlichen Unternehmungen vervielfahht und Deutiche aus allen Landestheilen 
daran theilgenommen. Die Anlagen in ausländiichen Werthen und in ausländi- 
ihen Unternehmungen belaufen fich auf viele Milliarden (Theil IV und VII). Die 
Neichöregierung hat der fortichreitenden Entwidelung eine entiprechende Ausdehn: 
ung des SKonjulatsdienites zur Seite geitellt (S. VII ff.). 

Die vorliegenden Unteriuchungen haben ergeben, daß die maritimen Inter: 
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effen der deutichen Volkswirthſchaft in ftändigerem gedeihlichen Fortichreiten be: 
griffen find, daß fie dem Neiche mehr als proportional dem Zuwachs anichwel: 
lende Bortheile gewähren. Die ſtändige und stetige Ausdehnung bat vermocht, 
die angeficht3 der abnehmenden Auswanderung immer rajcher anwachiende Bes 
pölferung im Lande zu beichäftigen. Es hat fih in allen Landestheilen die 
Volkswirthſchaften auf überjeeiihe Zufuhren und Ausfuhren eingerichtet, deren 
Unterbrehung nicht nur den Kaufmann oder den Seeftaaten, jfoudern alle Stände 
und Landestheile gleich ſchwer ichädigen würde. 

Nur nad der einen Seite der Kriegsmarine liegt die Gefahr des Entitehens 
einer Lüde in der Ausrüftung für den internationalen Wettfampf vor. Der 
neunte Theil (S. IX ı ff ff.). zeigt, daß die Vorbereitungen Deutichlands nad 
diejer Richtung hinter den anderen Mächten zurücdgeblieben find, obgleich die 
wirthichaftlichen Intereffen Deutichlands zur See ſich rajcher entwidelt haben als 
bei irgend einer andern Nation. Die Bedenken, welche darin liegen, daß bei einer 
Erhöhung von Riſiken nad Menge und Urt die Aufwendungen für Werficher: 
ungsprämien nicht entiprechend erhöht werden, find privatwirthichaftlich allgemein 
anerkannt. Daß dieß ftaatöwirthichaftlich nicht ander® liegt, ift eine von Theo» 
retifern wie Praktikern anerkannte Wahrheit. 

Die Marine ijt aber mehr als das! Die Erfahrung hat jeit Jahrhunderten, 
jowie ganz bejonders wieder im allerneuefter Zeit, gelehrt, daß zwiichen Kriegs— 
und Handelöflagge eine unausgelegte Wechſelwirkung jtattfindet und bald die eine 
bald die andere neue wirtbichaftliche Beziehungen anbahnt. Ein Zurücbleiben 
auf einem der beiben Gebiete hat ſtets früher oder fpäter einen entiprechenden Ein: 
fluß auf dem anderen ausgeübt. 

Eine ftarfe Kriegsmarine ift ſowohl eine Quelle der Förderung des heimischen 
Schiffbaus als auch eine wirkſame Repräfentantin im Auslande der gelammten 
volt3wirthichaftlihen Bedeutung ihres Landes. 
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J. Allgemeine Verſicherungsbedingungen (1886). 
81. 


Die Geſellſchaft verfichert gegen den Schaden, welcher an den verficherten 
Gegenständen durch Brand oder Bligichlag oder durch Erplofion von Lenchtgas, 
jowie das durch ſolche Ereigniſſe veranlaßte Löſchen, Niederreiken oder nothwendige 
Ausräumen (S 6) verurſacht ift, ſoweit derjelbe in der Beihädigung, Vernicht— 
ung oder dem Abhandenkonmen verficherter Gegenftände beiteht. 

Falls die Gejellichaft durch bejondere Webereinkunft die Verſicherung gegen 
andere, als durch Leuchtgas hervorgerufene Erplojionsihäden übernonmen bat, io 
finden die PVerficherungs =» Bedingungen aud auf eine ſolche Werficherung Au: 
wendung. 

Ausgenommen von der Verfiherung find ſolche Schäden, welche während 
eines Krieges durch militäriiche, auf Anordnung eines Befehlshabers getroffene 
Maßregeln entitehen oder die Folge eines Aufruhrs, eines Landfriedensbruches 
oder eines Erdbebens find. 


82. 

Geld und Werthpapiere werden nicht verſichert. Dokumente, Gold» und 
Silberbarren, Edeliteine, echte Perlen, goldene und filberne Saden, Uhren, 
Spiten, Gemälde und jonftige Gegenitände, welche einen Kunſtwerth haben, find 
nur dann verfichert, wenn fie in der Verficherungsurfunde beionder8 benannt 
find. Gegenstände, welche einen Liebhabereimerth haben, find zu diefem Werth 
nur dann verjichert, wein derjelbe als jolcher beantragt und in der VBerficherungs: 
urfunde gekennzeichnet iſt. 

Alle zur Zeit der Verlicherungsnahme vorhandenen ſowie nachträglich hin— 
zugefommenen beweglichen Gegenftände derjelben Gattung fallen unter die für 
diefe Gattung genommene Verſicherung, injoweit fie nicht ausdrücklich von der 
Berfiherung ausgeichloffen find oder die legtere ſich nicht ausdrüdlic auf indi— 
viduell beftimmte Gegenstände bezieht. 

Bei der Verſicherung eines Gebäudes find alle in der Verfiherungsurfunde 
nicht ausdrücdlich ausgeſchloſſenen Theile desielben in der Verficherung einbegriffen. 


Ss 3. 


Mer eine Verfiherung beantragt, ift verpflichtet, im VBerfiherungsantrage 
nad) Anleitung jeines eingedrudten Inhaltes und im den jonjtigen neben dem 


') Vgl. Denkichrift zum 25jährigen Beſtehen des Verbandes deutſcher Privat-yener- 
verficherungs + Gejellichaften 1871—1896. Bon Dr. Otto Ziegler, Berbands - Sekretär. 
Berlin 1897. Drud der Norddeutichen Buchdruckerei. 
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Antrage etwa der Gejellichaft eingereichten Schriftitüden nicht nur die zu ver— 
fihernden Gegenstände, deren Gigenthumsverhältniß, die Verfiherungs-Lofalitäten 
und jede anderweit ſchon auf den Verſicherungs-Gegenſtand geichloffene Verſicher— 
ung richtig anzugeben, jondern nad jener Anleitung auch die auf die Feuerge— 
fährlichkeit einwirkenden Umſtände gewijlenhaft anzuzeigen. Sit diefe Verpflicht- 
ung nicht erfüllt, fo hat die Gejellichaft feine Entihädigungs:Verpflichtung. 


54. 


Die BVerfiherungsurfunde (Polize, Prolongations » Schein, Nachtrag, Ver— 
ünderungsgenehmigung) wird dem Antragfteller bei dem Agenten zur Berfügung 
geitellt. Die Verpflihtung der Gejellihaft beginnt mit der Cinlöjung der Ver: 
jiherungsurfunde, wenn nicht entweder ein ſpäterer Zeitpunkt in der Urkunde 
jelbit beitimmt oder ein früherer Zeitpunkt vor Aushändigung derſelben durch 
das zu ihrer Ausitellung berechtigte Geſellſchaftsorgan ſchriftlich zugeſagt iſt. Die 
Einlöjung der Urkunde wird durch Zahlung der Prämie und Nebenkoſten bewirkt. 
Durch Annahme der Verſicherungsurkunde wird das Ginverftändniß des Ver: 
jfiherten mit dem gejammten Inhalte derjelben, insbejondere mit der darin be— 
ftimmten Prämie und Dauer der Verficherung fonftatirt. Die Verpflichtung der 
Gejelihaft gegen den Berlicherten beitimmt ſich lediglich nad) dem Inhalte der 
Verſicherungsurkunde. 

Die jährlich zahlbare Prämie einer mehrjährigen Verſicherung iſt mit Beginn 
jedes Verſicherungs-Jahres an den Agenten zu entrichten. Unterbleibt die Zahl: 
ung, jo ijt der Werficherte auf jeine Koften zur Einlöſung der Prämien-Quitt— 
ung jchriftlich aufzufordern. Erfolgt alsdann die Zahlung nicht innerhalb zweier 
Wochen nah Empfang der Aufforderung, jo ruht von da ab auf die Dauer des 
Verzuges die Entſchädigungs-Verpflichtung der Gejellichaft. 

In allen Fällen des Verzuges der Prämienzahlung iſt die Gejellichaft be: 
rechtigt, entweder den Verſicherungs-Vertrag durch jchriftlihe Mittheilung an den 
Berjicherten aufzuheben oder die Einlöjung der Berfiherungsurfunde beziehungs:- 
weile der Prämien-Quittung Elagend zu erwirfen. 


S5. 
Wenn der Verfiherte im Laufe der Verfiherung: 
1. eine Vermehrung der Feuergefährlichfeit herbeigeführt oder zuläßt, 
2, verjicherte Gegenjtände noch anderweit verfichert, 
3. fie in eine andere Lofalität als diejenige, wo fie verjichert find, ver: 
bringt oder verbringen läßt, 
oder wenn 
4. berficherte Gegenftände, abgejehen von Erbichaftöfällen, den Eigen: 
thümer wechſeln, 
jo ruht bis zur fchriftlichen Genehmigung diefer Veränderungen Seitens der Ge- 
jellichaft oder bis zur MWiederheritellung des früheren Zuftandes die Entichädig- 
ungs-Berpflihtung der Gejellichaft, und zwar in den Fällen unter 1 und 2 be 
züglich aller, in den Fällen unter 2 und 4 bezüglich der davon betroffenen ver: 
jiherten Gegenitände. 

Umftände, welche, unabhängig von dem Willen des Verjicherten eintretend, 
die euergefährlichkeit vermehren, werden nur dann den unter 1 aufgeführten 
Umftänden gleich geachtet, wenn der Verficherte unterläßt, der Gejellihaft nad) 
erlangter Kenntniß davon ohne Verzug schriftlich Anzeige zu machen. Critattet 
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aber der Verſicherte diefe Anzeige ohne Verzug, fo ift die Gefellichaft, falls jie 
die Verfiherung nicht fortiegen will, berechtigt, die legtere durch jchriftlihe Anz 
zeige mit Ablauf von zwei Wochen nah Zuftellung jener Anzeige aufzuheben. 


8 6. 

Der Verficherte hat dem Agenten binnen 24 Stunden, der Ortöpolizeibehörde 
binnen drei Tagen nach einem Brande Anzeige von demielben zu machen. 

Im Falle eines Brandes ift der Verficherte ferner verpflichtet, die verficherten 
Gegenftände, joweit es in feiner Macht Iteht, zu retten und während des Rettens 
jowie nach demjelben für ihre Sicherung und Erhaltung zu ſorgen. Jedoch 
dürfen bewegliche Gegenstände, mit Ausnahme des Viehes, deilen frühzeitigere 
Rettung freifteht, erit bei unmittelbarer Gefahr und nicht gegen das etwaige 
Verbot des Agenten oder eines Beauftragten der Gejellichaft ausgeräumt werden. 
Handelt der Verficherte diejen Vorſchriften zuwider, jo hat die Gejellihaft für 
den daraus entitandenen Schaden, falls die Erlaganiprüce des Verſicherten nad) 
$ 10 nicht überhaupt verwirkt find, nicht aufzufommen. 

Griag für abhanden gefommene Gegenstände wird nur dann geleiltet, wenn 
der Verficherte der Ortspolizeibehörde unter Bezeihnung jener Gegenstände binnen 
drei Tagen nach dem Brande Anzeige von dem Abhandenfommen gemadt hat. 

Die genannten Friften beginnen im Falle erwiejener Unmöglichkeit fie inne 
zu halten, jobald legtere aufhört. 


87. 


Die Verſicherung ſoll nicht zu einem Gewinne führen; ihr alleiniger Zweck 
iſt der Erſatz des nach dem wahren Werthe der verſicherten Gegenſtände zur Zeit 
des Brandes unter Ausſchluß des entgangenen Gewinnes feſtzuſtellenden Schadens, 
gegen welchen nad $ 1 Verſicherung gewährt iſt. 

Die Verſicherung ſelbſt begründet keinen Beweis für das Vorhandenſein und 
den Werth der verſicherten Gegenſtände zur Zeit des Brandes. Die Verſicherungs— 
ſumme, dieſelbe möge auf Taration beruhen oder nicht, bildet lediglich die Grenze 
für die Erjagpflicht der Geiellihaft und zwar für jede einzelne Pofition der Ber: 
ſicherungsurkunde. 

Ueberſteigt der Werth der verſicherten Gegenſtände zur Zeit des Brandes die 
darauf verſicherte Summe oder ſind ſie noch anderswo verſichert, ſo wird der 
Schaden pro rata vergütet. Haben fie einen geringeren Werth als die darauf 
verficherte Summe, jo wird der Schaden nur nad) dem geringeren Werthe vergütet. 


$ 8. 


Die Gejellichaft ift berechtigt, jede auf den Werth fowie auf ben Schaden, 
dejlen lirfache und Höhe bezügliche Unterfuhung anzuftellen und von dem Ber: 
ficherten über feine Angaben Beläge und fonftige Beweile, die er liefern kann, zu 
fordern. 

Bei Schäden an beiveglichen Gegenständen ift der Verficherte verpflichtet, auf 
Verlangen der Gejellihaft ſpezielle Verzeichniffe der zur Zeit des Brandes vor: 
handen gemwejenen, der verbrannten oder abhanden gekommenen oder der beichädigt 
jowie unbeichädigt gereiteten Gegenftände anzufertigen und innerhalb einer ihm 
zu ftellenden Friit von mindeitend zwei Wochen dem Agenten einzureichen. Diele 
Friſt beginnt im Falle erwiejener Immöglichkeit, fie innezuhalten, jobald lettere 
aufhört, Die Verzeichniffe müflen auf Verlangen der Gejellfhaft mit jpeziellen 


Verband deuticher PrivatFeuerverſicherungsgeſellſchaften. 467 


MWerthangaben nad dem Grundiage des $ 7 veriehen und von dem Werficherten 
unterzeichnet fein, umd es darf darin weder ein nicht vorhanden gewejener Gegen: 
jtand alö vernichtet oder abhanden gekommen angegeben, noch das Vorhandenjein 
eineö geretteten Gegenſtandes verſchwiegen jein. 

Die Geſellſchaft ift nicht verbunden, fich auf Verhandlungen über den Schaden 
und die Entihädigung mit anderen Perſonen ald dem Berficherten einzulaflen. 


$ 9. 


Sowohl die Geiellihaft wie der Verficherte haben, unbeſchadet der Beſtim— 
mungen in $ 8, dad Recht, zu verlangen, daß der Betrag de? Schadens an den 
verficherten Gegenständen durd ein Abichägungsverfahren feitgeitellt wird, welches 
mit verbindlicher Kraft für beide Parteien auf gemeinjchaftlihe Koſten nad fol- 
genden Grundjägen zu erfolgen hat: 

Jede Partei ernennt zu Protokoll oder ſonſt fchriftlich einen Sachverſtändigen. 
Zeigt eine Partei, nachdem fie dazu von der anderen unter Benennung des ihrer: 
ſeits gewählten Sacpveritändigen jchriftlich aufgefordert ift, nicht binnen einer 
Woche nah Empfang der Aufforderung die Ernennung des zweiten Sachver- 
jtändigen jchriftlic an, jo geht das Recht, diefen zu wählen, auf die aufforbernde 
Partei über. Beide Sadverftändige ernennen vor Beginn des Abſchätzuugsver— 
fahrend einen dritten Sachverſtändigen ald Obmann, welcher für den Fall, daß 
jene ſich nicht einigen, nad) beendigter Abihägung in Thätigfeit tritt und als: 
dann nur über die ftreitig gebliebenen Punkte innerhalb der Grenzen der Abſchätz— 
ungen der Sadveritändigen enticheidet. Können fich die legteren über die Wahl 
des Obmannes nicht einigen, jo wird berjelbe auf Antrag der Parteien oder einer 
von ihnen durch das für den Brandort zuftändige Amtsgericht ernannt. 

Die von den Sachverſtändigen jchriftlich zu beurfundenden Abſchätzungen 
müffen jedenfalld enthalten: 

1. den Werth des Gegenitandes unmittelbar vor dem Brande — bei 
Gebäuden und Majchinen außerdem aucd deu Neubauwerth beziehend» 
lih Neuanſchaffungswerth —, 

2. den Werth des Gegenitandes nad) dem Brande, beziehendlicd) der 
übrig gebliebenen Theile und Materialien unter Berüdfichtigung der 
Verwendbarkeit derjelben für die Wiederheritellung. 

Auf Grund der Abihägung erfolgt die Feititellung der Entihädigung nad) 
den Grundjägen des 8 7. 

Die Abjhägungsverhandlungen find dem Verficherten auf Verlangen abichrift- 
(id) mitzutheilen. 


$ 10. 


Wenn der Verficherte den Brand vorjäglic; oder durch grobes Verſchulden 
verurfacht, wenn er rechtzeitig dem Agenten von dem Brande Anzeige zu machen 
unterlaffen hat ($ 6 Abi. 1), wenn er böswillig den Vorjchriften des 5 6, Abi. 2 
zumiberhandelt oder die Beibringung der Beläge, Beweiſe und Verzeichnifie, welche 
die Gejellihaft nah $ 8 zu fordern berechtigt ift, verweigert oder wiederholter 
Aufforderung ungeachtet nicht liefert, oder endlich, wenn er fich bei Ermittelung 
des Schadens einer betrügeriicen Angabe oder Verjchweigung ſchuldig macht, To 
verliert er jeden Anſpruch auf Entihädigung, und zwar für alle an dem be: 
treffenden Brande betheiligten Verſicherungen. 


30* 
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$ıı. 


Die Entihädigung iſt dem Verſicherten binnen Monatsfrift, nachdem ihr ge 
jammter Betrag und die Verpflichtung der Gejellihaft zur Zahlung durch An: 
erfenntniß beider Theile, Vergleich oder rechtskräftiges Urtheil feitgeftellt ift, an 
dem Orte der Ausitellnng der Verlicherungsurfunde — unbeſchadet der Beſtim— 
mung des 8 12 — baar zu zahlen. Zur Vergütung von Zinjen ift die Ge 
jellihaft erit von dem Tage an verbunden, mit welchem sie fich im Verzuge der 
Zahlung befindet, alio erit nach Ablauf der vorbezeichneten Monatsfriſt. 

Wenn durch Yegitimationsmängel oder durch geießliche Gründe die Aus— 
zahlung der Entſchädigung gehindert wird, jo iſt die Gejellihaft vor Aufhebung 
des Hinderniffes weder zur Hinterlegung noch zur Zahlung, auch nicht zur Ver— 
tretung der Folgen des Zahlungsaufichubes oder zu irgend einer Zinsvergütung 
verbunden. 

Durd Zahlung der Entihädigung gehen in Höhe derielben alle dem 2er: 
fiherten gegen Dritte zuftehenden Rechte auf Schadenerjag für die verficherten 
Gegenftände von jelbit auf die Gejellihaft über und find ihr auf Verlangen 
ſchriftlich abzutreten. 

Ale nicht innerhalb jechd Monaten nad) dem Brande entweder ihrem Be: 
trage nach von der Gejellichaft jchriftlih und vorbehaltlos anerfannten oder durch 
Klage bei dem zuftändigen Gerichte und deren Zuftellung geltend gemachten An: 
jprüche auf Entſchädigung find durch den bloßen Ablauf jener Frift erlojchen. 


8 12. 

Weun auf verficherte Gebäude Hypotheken, Grundichulden oder andere Neal: 
verpflihtungen vor dem Brande eingetragen find, jo wird die Entihädigung nur 
behufs der Wiederherftellung und nachdem legtere gelichert worden, bezahlt, die ſämmt— 
lichen vor dem Brande eingetragenen Gläubiger müßten denn im die unbedingte 
Zahlung willigen oder jelbit zur Empfangnahme berechtigt fein. Geht aber der 
Entihädigungsanipruch des VBerfiherten durch feine Schuld verloren, jo verwendet 
die Gejellichaft die Entihädigung, joweit nöthig, zur Befriedigung der erwähnten 
Gläubiger nad) Maßgabe ihrer Rangordnung gegen entipredhende Zeifion ihrer 
Rechte. Sind im Falle folder Zeifton noch ungetilgte, vor dem Brande einge: 
tragene Anſprüche vorhanden, jo ift die Gejellichaft auf Verlangen verpflichtet, 
denjelben vor der ihr zedirten Forderung den Vorrang einzuräumen. 


8 13. 


Durch einen Brand vermindert fi die Verliherungsfunme um den Betrag 
der zu leitenden Entihädigung. 

Nad einem jeden Schaden, gegen welchen nach $ 1 Verſicherung gewährt 
ift, hat jowohl der Verficherte wie die Gejellichaft, letztere auch nad einem ohne 
Schaden an den verjicherten Gegenständen verlaufenen Brande in den Berficher: 
ungslofalitäten, das Necht, mitteld jchriftlicher Anzeige jede zwiichen den Bar: 
teien beitehende Verſicherung mit Ablauf von zwei Wochen nah Zuftellung jener 
Anzeige aufzuheben. Dieſes Necht erlifcht jedoch, wenn es nicht ſpäteſtens bei 
Auszahlung der Entihädigung oder, wenn der Brand feine Entihädigung zur 
Folge hatte, von dem Verſicherten nicht binnen Monatsfriſt, nachdem dies feit- 
geitellt ift, und von der Geſellſchaft nicht binnen Monatsfrift, nachdem jie Kenntniß 
von dem Brande erhalten hat, ausgeübt wird, 
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g 14. 


In allen Fällen der Aufhebung der Verficherung iſt die über das laufende 
Berfiherungsjahr vorausbezahlte Prämie unter Wegfall etwaiger Freijahre und 
des Disfonts zurüdzuzahlen. Die Prämie des laufenden VBerficherungsjahres ift 
ebenfo wie die Prämie für eine auf fürzere als Jahresdauer geichlofiene Ver: 
fiherung verfallen, wenn der Werficherte von dem Nechte der Aufhebung Ge: 
brauh macht, während fie im Falle der Aufhebung von Seiten der Gejellichaft 
nad) Verhältniß der Zeit, und zwar bei Aufhebung nad einem Schaden nur für 
den nach Abzug der Entihädigung verbleibenden Theil der Verfiherungsfumme, 
zurückzugewähren ift. 


S 15. 


Für alle Streitigfeiten aus dem Verficherungsvertrage unterwirft fich die Ge- 
jellichaft, fofern nicht geiegliche oder Konzeſſionsbeſtimmungen entgegenftehen, ben 
Gerichte desjenigen Ortes, an welchem die Verfiherungssllrfunde ausgeſtellt it. 


II. Landwirthſchaftliche Verjiherungsbedingungen (1886). 
4.3, 

Die Verfiherung erftredt fi unter der Bedingung, daß die in Betreff der 
Dampfkeſſel beitehenden geieglichen und polizeilichen Vorichriften beobachtet werden, 
auch auf die Schäden, welche durd die Exploſion verficherter, lediglich zu land» 
wirthichaftlihen Sweden — nicht zu technischen Gewerben — dienender Dampf: 
feifel an den verficherten Gegenſtänden entitehen. 


32. 


Fir das todte und das lebende landwirthſchaftliche Inventar und die Ernte 
Erzeugniſſe findet innerhalb der in der Polize genannten, nicht zur Ausübung 
technischer Gewerbe dienenden Gebäude eines und besjelben Gehöfts und auf jchrift- 
lichen Antrag auch zwiichen dieſen legteren und allen anderen, wirthſchaftlich damit 
verbundenen, von dem Verſicherten nur zu landwirthichaftlihen Zweden benugten 
und in der Polize genannten Gebäuden Freizügigkeit Ntatt. Zwiſchen ver: 
ichiedenen Gehöften ift jedoch die Freizügigkeit durch Angabe einer Marimalfumme 
für jedes Gehöft zu begrenzen. 

S 3. 

Das todte und lebende Inventar, Sowie die auf eigenem Geſchirr befindlichen 
Srnte-Erzeugniffe und fonftigen zur Verſicherung deflarirten landwirthichaftlichen 
Vorräthe find auch verfichert: im Freien auf dem Gehöft, den Ländereien und 
Weiden der Wirthichaft und den Wegen dahin, jowie auf dem Transport nad 


und von deutihen Märkten und Ablieferungsorten, mit Ausichluß jedoch der 
Märkte und Ablieferungsorte jelbit und ded3 Transportes auf Giienbahnen. 


$ 4. 
a) Die auf Erzeugnifje der laufenden Ernte abgeichlofiene Verficherung hat aud) 
Giltigkeit für die Zeit, wo bdiejelben noch auf dem Halme ftehen, während ber 


Erntearbeiten, fomwie unter den Bedingungen des 8 10 beim Aufftellen vom Acer 
in Schober noh acht Tage vom Beginn des Aufftellens ab gerechnet; die Ent— 
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ihädigungsverpflichtung der Geſellſchaft Für jeden einzelnen Brandichadenfall diejer 
Art ift aber auf 18000 Mark beichränft, fofern dieſerhalb eine andere Verein 
barung nicht getroffen ift. Demgegenüber hat der Berficherte die Verpflichtung, 
mit Ausnahme der Hadfrücte, Delfrüchte, de3 Samenfleed und der Handels— 
gewächſe, die gelanımten zur Ernte gehörigen Erzeugniffe, einichließlich der älteren 
Beitände und des Zufaufs, ihrem wahren Wertbe entiprehend in den Gebäuden 
zur Berfiherung zu deflariren, gleihviel ob dieſe Erzeugniffe ſchon in die Ge— 
bäude eingebracht find oder noch auf dem Halme jtehen oder gemäht auf dem 
Felde liegen oder in Schober gelegt Find. 

Wird diefe Verpflichtung nicht erfüllt, fondern nur ein geringerer Werth 
verfichert, jo wird im Brandfalle der Schaden nad den Beitimmungen des S 7 
der Allgemeinen Berficherungds Bedingungen pro rata vergütet. 

b) Die Verfiherung umfaßt aljo die ganze Ernte an Halm- und Hülſen— 
Früchten, Heu und Futterfräutern, einschließlich der älteren Beſtände und des 
Zufaufs. Hackfrüchte, Oelfrüchte, Samenklee und Handelsgewächſe find nur ei: 
begriffen, wenn sie beionders deflarirt find. Die verichiedenen Gattungen der 
Ernte-Erzeugniſſe können wechſeln; für die Verfiherung von Scobern gelten 
dagegen die Beſtimmungen des 8 10. 

c) Die Verſicherung auf ungedroſchene seldfrüchte geht nadı dem Aus» 
dreichen auf ihre Körner und, wenn das Stroh nicht ausdrüdlih von der Ver— 
fiherung ausgeſchloſſen ift, auch auf das lektere über. 

d) Wenn die durch Verkauf und Naturalverwendung ftattfindende Verminder— 
ung der Feld: und Wieſen-Erzeugniſſe nicht durch ordnungsmäßig geführte 
Wirthbihaftsregiiter oder auf ſonſt nnzweitelhaft glaubwiürdige Weiſe nadı= 
gewiejen wird, jo wird angenommen, daß fie für Getreide und Stroh täglich 
mindeftend "/soo, am 1. September beginnend, für Futterkräuter mindeſtens "240, 
am 1. November beginnend, beträgt. 

Bei Ermittelung einer Brandentihädigung für ungedroſchenes Getreide Toll 
von dem Marktpreiſe der Körner der Dreicherlohn in dem Falle nicht in Ab— 
zug gebracht werden, wo er nachweislic nicht eripart wird, Für Marktfuhren 
findet überhaupt fein Abzug ftatt. 


85. 

Die Verfiherung des Viehes umfaßt den ganzen Beſtand besjelben. 
Federvieh jedoh und Thiere von außergewöhnlichem Werthe, 3. B. Luxuspferde, 
Lurusthiere anderer Art, hochfeines Schafpieh, find mur in dem Falle in die Ver— 
fiherung einbegriffen, daß fie befonders deflarirt find, und zwar die Thiere von 
außergewöhnlichem Werthe unter einzelner Werthangabe Mit Ausnahme der be= 
ſonders zu deflarirenden Thiere können die verichiedenen Gattungen des Viehes 
und die Stüdzahl desjelben wechſeln. Bei Schafen gilt die Verficherung mit 
Ausihluß der Wolle, welde beionders zur WVerficherung deflarirt werden muß. 


8 6. 


Der Gebrauh einer Lokomobile ift unter folgenden Bedingungen ge: 
ftattet. Die Lofomobile muß mit einem wirkſamen Funfenfänger verjehen jein, 
ausschließlich mit Steinfohlen oder Coaks geheizt, mindeſtens 5 Meter von Ge: 
bäuden, Schobern und der Dreſchmaſchine aufgeitellt und auf die gleiche Entfern: 
ung im Umkreiſe von Strob, Dünger und fonjtigen feuerfangenden Gegenftänden 


frei gehalten werden. — Der Aſchenkaſten der Lokomobile muß mit Wajler ges 4 * 








a + * 
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Tielben ein mit Waſſer gefülltes Ge, in 
welches pie Schlacken zu werfen ſin ſteh Die Lokomobile iſt, ſobald ibr 
wird, abzu fahren oder zu bewachen, oder eðd 

iſt das Feuer darin zu löſchen. Das Feuer herauszugiehen iſt unterſagt. 
Bedingungen nicht erfüllt wird, jo tritt die Eutſchadig⸗ 
f Auffabren der Lofomobile an bis 24 Stunden 
ſofern nicht der Verſicherte den Beweis erbringt, 

daß die Entftehungsurjace eines Während dier 


d dieſer Zeit etwa entitandenen Brundes 
in feinem Zuſammenhange geſtanden 


8 — 
5°. 
An dem Daupteingange jedes 


verjicherten andwirthſchaftlichen Gehöfto mu; 
ein Schilp der Gefellfhaft fihtbar befeftigt erhalten werden, 


88. 
Ohne Einverſtändniß des Verſicherten auf dem Antrage iſt jede beſondere 
Klauſel in einer Volize uͤber eine landwirthfchaftfice Verſicherung ohne tech: 
nische Gewerbe ungiltig. 


Sy 
Der Berficherte hat das Recht, bei der Regulirung eines Schadens einen 
Vertrauensmann zuznziehen. 


Scho ber-Verſichern ngen. 


$ 10. 
a) Wenn die Feld⸗ oder Wieſen-Erzeugniſſe länger als acht Tune m 
Schobern verbleiben ſollen — we 


s ’ io müſſen die lebteren heſfondere ei. 
fihert umd es muß dafür die Schoberprän.: * 


Jeder Schober muß wenigſtens 30 Meter von Gebänden, örfent: 
liden Wegen und Cijenbapne 


N entfernt ftehen 
00 De. Verſicherungoſumme muß wenigſtens 
30 Meter, über I000 Mark big 18000 Mart Verfiherumgsiunme wenigitens 
50 Meter, über 18000 Mark Verficherungsfunme wenigitens 120 Meter von 
jedem anderen Schober entfernt ſtehen 
Die Aufſtellung von Schobern in ge 


ringeren Entfernungen von einander he 
If der bejonderen Ichriftlichen Genehmigung der General: Agentur. Derartie n 
einem Kompler geſtellte Schober werden in jeder Beziehung wie en Star 
behandelt. 


ie Verſicherun von Schobern und Schoberkomplexen im Betrage rar me 
ala — en mur gegen einen Zufchlag zur einfachen. Sherman 
d) An jedem Schober mu; dauernd ein Schild der Gefellichaft heiein- » 
e) Für verjichertes Deditrop ‚wird höchſt darin 
Qütet, Braunhen iſt von der Berficherung ausgeſchloſſen 
Wenn ein verficherter Fruchtſchober Audgedrojhenr we nm 
Us gewonnene Stroh an derjelben Stelle ober dicht daneber. — 
Scho gelegt wird, jo geht die Verficherung auf diefen big um Pns- F 
i ng be3 Fruchtſchobers über, und War zu dei urfprängiı- — >. 
in Werthe, bezichentlic ent ein ſolcher nicht deflar- - 2 
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ihädigungsverpflictung der Geſellſchaft Für jeden einzelnen Brandichadenfall dieier 
Art ift aber auf 18000 Mark beihränft, jofern bdiejerhalb eine andere Verein: 
barung nicht getroffen ift. Demgegenüber hat der Verficherte die Verpflichtung, 
mit Ausnahme der Hadfrüchte, Delfrüchte, de3 Samenfleed und der Handels: 
gewächle, die gelanımten zur Ernte gehörigen Erzeugniſſe, einschließlich der älteren 
Beitände und des Zufaufs, ihrem wahren Werthe entiprechend in den Gebäuden 
zur Verfiherung zu deflariren, gleihviel ob dieſe Erzeugniffe ſchon in die Ge: 
bäude eingebracht find oder noch auf dem Halme stehen oder gemäht auf dem 
Felde liegen oder in Schober gelegt find. 

Wird diefe Verpflichtung nicht erfüllt, jondern nur ein geringerer Wertl 
verfichert, jo wird im Brandfalle der Schaden nach den Beitimmungen des $ 7 
der Allgemeinen Berlicherungs:Bedingungen pro rata vergütet. 

b) Die Verfiherung umfaßt aljo die ganze Ernte an Halm- und Hülſen— 
Früchten, Heu und Futterkräutern, einschließlich der älteren Beſtände und des 
Zukaufs. Hackfrüchte, Oelfrüchte, Samenklee und Handeldgewächle find nur ein: 
begriffen, wenn fie beionders deflarirt find. Die verichiedenen Gattungen der 
Ernte-Erzeugnifie fönnen wechseln; für die Verfiherung von Scobern gelten 
dagegen die Beitimmungen des 8 10. 

c) Die Berfiherung auf ungebroichene Feldfrüchte geht mach dem Aus: 
dreihen auf ihre Körner und, wenn das Stroh nicht ausdrüdlih von der Per: 
fiherung ausgeſchloſſen ift, auch auf das lettere über. 

d) Wenn die durch Verfauf und Naturalverwendung ftattfindende Verminder: 
ung der Feld: und Wieſen-Erzeugniſſe nicht durch ordnungsmäßig geführte 
Wirthihaftsregifter oder auf ſonſt nnzweitelbaft glaubwiürdige Weife nad: 
gewieien wird, jo wird angenommen, daß fie für Getreide und Stroh täglich 
mindeften® "/so0o, am 1. September beginnend, für Futterfräuter mindeſtens "/z40, 
am 1. November beginnend, beträgt. 

Bei Ermittelung einer Brandentihädigung fir ungedrojchenes Getreide ſoll 
von dem Marftpreije der Körner der Dreicherlohn in dem Falle nicht in Ab» 
zug gebracht werden, wo er nachweislich nicht eripart wird. Für Marktfuhren 
findet überhaupt fein Abzug ftatt. 


8 5. 

Die Verjiherung ded Viehes umfaßt den ganzen Beitand besielben. 
Federvieh jedoch und Thiere von außergewöhnlicem Werthe, 3. B. Luxuspferde, 
Luxusthiere anderer Art, hochfeines Schafvieh, find nur in dem Falle in die Ber: 
fiherung einbegriffen, daß fie befonders deflarirt find, und zwar die Thiere von 
außergewöhnlichem Werthe unter einzelner Werthangabe. Mit Ausnahme der be— 
ſonders zu deflarivenden Thiere können die verichiedenen Gattungen bed Viehes 
und die Stüdzahl desſelben wechieln Bei Schafen gilt die Verfiherung mit 
Ausschluß der Wolle, welde bejonders zur Werficherung bdeflarirt werden muß. 


5 6. 


Der Gebrauch einer Lokomobile ift unter folgenden Bedingungen ge: 
ftattet. Die Lofomobile muß mit einem wirkſamen Funkenfänger verſehen fein, 
ausichlieglih mit Steinfohlen oder Coaks geheizt, mindeftens 5 Meter von Ge: 
bäuden, Schobern und der Dreſchmaſchine aufgeitellt und auf die gleiche Entfern— 
ung im Umkreiſe von Stroh, Dünger und ſonſtigen feuerfangenden Gegenftänden 
frei gehalten werden. — Der Aſchenkaſten der Lokomobile muß mit Waſſer ge 
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füllt erhalten werden und neben berielben ein mit Mailer gefülltes Gefäh, in 
welches die Schladen zu werfen find, ftehen. — Die Yofomobile ift, fobald ihr 
Gebrauch aufhört oder unterbrochen wird, abzufahren oder zu bewachen, oder es 
iſt das Feuer darin zu löſchen. Das Teuer herauszuziehen, ift unterſagt. — 
Wenn eine der obigen Bedingungen nicht erfüllt wird, jo tritt die Entichädig- 
ungsverpflichtung der Gefellihaft vom Auffahren der Lokomobile an bis 24 Stunden 
nad dem Abfahren außer Kraft, ſofern nicht der Verlicherte den Beweis erbringt, 
daß die Entftehungsurfache eines während dieſer Zeit etwa entitandenen Brandes 
mit dem Lokomobilienbetrieb in keinem Zuſammenhange geitanden hat. 


87. 
An dem Haupteingange jedes verſicherten landwirthichaftlichen Gehöfts muß 
ein Schild der Gejellichaft ſichtbar befeitigt erhalten werden. 


88. 
Ohne Einverſtändniß des Verſicherten auf dem Antrage iſt jede beſondere 
Klauſel in einer Polize über eine landwirthſchaftliche Verſicherung ohne tech: 
nische Gewerbe ungiltig. 


89, 
Der Berficherte hat das Recht, bei der Negulirung eines Schadens einen 
Vertrauendmann zuziziehen. 


Schober-Berfiherungen. 


g 10. 


a) Wenn die Feld- oder Wiejen- Erzeugnijie länger als acht Tage -in 
Schobern verbleiben jollen — $ 4a —, fo müſſen die letzteren beſonders ver: 
fihert und es muB dafür die Schoberprämie entrichtet werden. 

b) Jeder Schober muß wenigitens 30 Meter von Gebäuden, öffent— 
lihen Wegen und Eijenbahnen entfernt ftehen. 

c) Jeder Schober bis zu 9000 ME. Berfiherungsiumme muß twenigftens 
30 Meter, iiber 9000 Mark bis 18000 Mark Berfiherungsiumme wenigſtens 
60 Meter, über 18000 Mark Berfiherungsjumme wenigitens 120 Meter von 
jedem anderen Schober entfernt ftehen. 

Die Aufitellung von Schobern in geringeren Entfernungen von einander be: 
darf der beionderen jchriftlihen Genehmigung der General-Agentur. Derartig in 
einem Kompler geitellte Schober werben in jeder Beziehung wie ein Schober 
behandelt. 

Die Berfiherung von Schobern und Schoberfompfleren im Betrage von mehr 
als 18000 Mark erfolgt nur gegen einen Zuichlag zur einfachen Scoberprämie. 

d) An jedem Schober muß dauernd ein Schild der Geiellichaft befeitigt fein. 

e) Für verfichertes Deditroh wird höchſtens der halbe Marftwerth ver: 
gütet. Braunheu iſt von der Verſicherung ausgeſchloſſen. 

f) Wenn ein verſicherter Fruchtſchober ausgedroſchen und das dar— 
aus gewonnene Stroh an derſelben Stelle oder dicht daneben wieder in einen 
Schober geſetzt wird, ſo geht die Verſicherung auf dieſen bis zum Ablauf der Ver— 
ſicherung des Fruchtſchobers über, und zwar zu dem urſprünglich für Stroh de— 
klarirten Werthe, beziehentlich wenn ein solcher nicht deklarirt iſt, höchſtens zu 
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einem Drittel der auf den FFruchtichober verficherten Sunme. Die etwa für 
den Fruchtichober bedungene Selbftverficherung findet verhältnigmäßig auch auf 
den Strohfchober Amwendung. 

g) Erntefrüchte in Schoberichupven find ebenfalls bejonders zu ver: 
lichern. 

h) Wegen des Gebrauches einer Lokomobile siehe oben $ 6. 


Erklärung von 1594. 


Die gegenwärtig bei den dem mitumterzeichneten Berbande angehörenden 
deutschen Privat Feuerverficherungs:Aftien:Geiellichaften in Kraft befindlichen Be: 
dingungen für landwirthichaftlihe Verlicherungen enthalten die Beſtimmung, dal; 
der Berlicherte die Verpflichtung hat, mit Ausnahme der Hadfrücte, der Del: 
Früchte, de3 Samenklees und der Handelsgewächſe die geſammten aus der legten 
Ernte gewonnenen Erzeugniſſe, einschließlich der älteren Beltände und des Zu: 
faufs, ihrem wahren Werthe entiprechend zur Verſicherung zu deflariren. 

Die Tandwirthichaftliben Werlicherungsbedingungen der bezeichneten Ber: 
jicherungsgefellichaften beruhen auf den zwiichen ihnen und dem Deutichen Land: 
wirthichaftsrath getroffenen Vereinbarungen. Die in diefen Vereinbarungen feitens 
der Geiellichaften gemachten Zugeſtändniſſe in Bezug auf volle Freizügigkeit, Er: 
jtrefung der Verfiherung auf das auf dem Halm befindliche Getreide, fowie auf 
die Zeit während der Erntearbeiten, während der erften acht Tage nach Aufitel: 
lung der Schober und während des Transportes von und zu Marktorten, ohne 
Srhöhung der PBrämienfäge, konnte der Dentiche Yandwirthichaftsrath jeiner Zeit 
nur verlangen und erhalten unter der Borausjegung, dab jeitens der Yandwirthe 
die Verpflichtung, die ganze Ernte ihrem Werthe entiprechend zu verlichern, über- 
nommen und erfüllt werde. 

Die Erfahrung bat inzwiichen gelehrt, daß dieſe Verpflichtung thatfächlich 
nicht immer erfüllt wird, daß vielmehr die Yandwirthe in nicht jeltenen Fällen 
nur einen Theil der Ernte zur Verficherung anmelden, was danı im Brand: 
ihadenfalle zu Differenzen und für den Werficherten zu Enttäuſchungen führen 
muß. Die Urfache diejer auffallenden Ericheinung erbliden wir darin, daß die 
Faflung der eingangs erwähnten Bedingungen im manchen Fällen mißverſtanden 
worden ilt. 

Um für die Folge den verfichernden Yandwirth vor mißveritändlicher Auf: 
faſſung und daraus ſich ergebenden Differenzen und Schwierigkeiten im Brand: 
Ichadenfalle zu ſchützen, um andrerſeits den Feuerverſichernngs-Geſellſchaften zu 
ihrem unverfürzten Rechte auf Gmpfang- der Prämie für die gefammte Ernte, 
für welche fie thatjächlich die Gefahr tragen, zu verhelfen, haben die Unterzeichneten 
eine Menderung der landwirthichaftlichen Bedingungen vereinbart, nad welcher 
diejenige Bedingung, durch welche die vorerwähnte Verpflichtung auferlegt wird, 
fünftig lauten foll: 

a) Die auf Erzeugniſſe der laufenden Ernte abgeichloffene Verfiherung hat 
auch Giltigfeit für die Zeit, wo dieielben nody auf dem Halme ftehen, während 
der Grirtearbeiten, jowie unter den Bedingungen des $ 10 beim Aufftellen von 
Ader in Schober, noh aht Tage vom Beginn des Aufftellend ab gerechnet ; 
die Entihädigungsverpflichtung der Verficherungsgeiellibaft für jeden einzelnen 
Brandichadenfall diefer Art ift aber auf 18000 Marf beichränft, jofern diejerhalb 
eine andere Vereinbarung nicht getroffen ift. Demgegenüber hat der Berjicherte 
die Verpflichtung, mit Ausnahme der Hadfrüchte, Delfrücte, des Samenklces 
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und der Handelsgewächſe, die gelammten zur letten Ernte gehörigen Erzeugniſſe, 
einfchließlich der älteren Beitände und des Zufaufs, ihrem wahren Werthe ent: 
iprehend in den Gebäuden zur Verfiherung zu deflariren, gleichviel ob Diele 
Erzeugniſſe ihon in die Gebäude eingebracht find oder noch auf dem Halme ftehen 
oder gemäht auf dem Felde liegen oder in Schober gelegt find. 

Wird dieje Verpflichtung nicht erfüllt, jondern nur ein geringerer Werth 
verfichert, jo wird im Brandfalle der Schaden nad den Beltimmungen des $ 7 
der Allgemeinen Verfiherungs:Bedingungen nur pro rata vergütet. 

b) Die Verfiherung umfaßt alfo die ganze Ernte an Halm- und Hülſen— 
Früchten, Heu und Futterkräutern, einschließlich der älteren Beitände und des 
Zufaufs. Hadfrüchte, Oelfrüchte, Samenklee und Handeldgewächle find nur ein- 
begriffen, wenn sie beionders bdeflarirt find. Die verichiedenen Gattungen der 
Ernte-Erzeugniſſe fönnen wechſeln; für die Verfiherung von Schobern gelten 
dagegen die Beſtimmungen des $ 10, 

c} die Verficherung auf ungedroichene Feldfrüchte geht nach dem Ausdreichen 
auf ihre Körner und, wenn das Stroh nicht ausdrüdlich von der Verſicherung 
ausgeichloffen it, auch auf das letztere über. 

d) Wenn die durch Verkauf und Naturalverwendung Ttattfindende Verminde— 
rung der Feld: und Wieſen-Erzeugniſſe nicht durch ordnungsmäßig geführte 
Wirthſchaftsregiſter oder auf fonft unzweifelhaft glaubwiürdige Weije nad: 
gewiejen wird, jo wird angenommen, daß fie für Getreide und Stroh täglich 
mindeftens "/ysoo, am 1. September beginnend, für Futterfräuter mindeftens "/aso. 
am 1. November beginnend, beträgt. 

Bei Ermittelung einer Brandentihädigung Für ungedroſchenes Getreide ſoll 
von dem Marktpreije der Körner der Dreicerlohn in dem Falle nicht in 
Abzug gebracht werden, wo er nachweislich nicht eripart wird. Für Markt— 
fuhren findet überhaupt fein Abzug ftatt. 

Nach der vorftehenden Faſſung find mißverſtändliche Auffaſſungen über die 
Tragweite der in dieſen Bedingungen für die Landwirthe enthaltenen Verpflichtung 
zur Bollverjiherung der Ernte ausgeichloffen und werden die bei den 
Sejellihaften des Verbandes Nerficherung nehmenden Landwirthe fich bewußt fein 
müflen, daß bei etiwa entitehenden Differenzen Unklarheiten des Wortlauts zu 
Gunsten des Verficherten nicht geltend gemacht werden können. Die Unterzeichne: 
ten empfehlen daher den Yandwirthen in ihrem eigemen Intereſſe, entiprechend den 
zwiichen dem Verbande Deuticher Privat: Feuerverfiherungs-Gejellichaften und dem 
Deutihen Yandwirthichaftsrath getroffenen Vereinbarungen von vornherein den 
vollen Werth der Ernte zu deflariren; fie unterlaffen nicht, dabei hervorzuheben, 
daß dies im Intereſſe der Landwirte um jo mehr geboten ift, als andernfalls 
die VBericherungssGejellichaften zu dem alten Modus der Ernteverficherung zurück— 
fehren müßten, nad welchem das fih nah Schluß der Ernte etwa ergebende 
Selbitverfiherungsverhältnig bis zur nächſten Ernte in Kraft bleiben würde. 


Berlin, den 1. Juni 1894. 


Der Tentihe Landwirthſchafts-Rath. Der Verband Deutſcher Privat: 
(gez.) Frhr. v. Hammerſtein Feuerverſicherungs Geſellſchaften. 
Vorſitzender. (gez.) H. A. Bıred 


Vorſitzender des Ausſchuſſes. 
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III. Berfiherungsbedingungen für Fabriken und gewerbliche Anlagen. (1891). 


S 16. 


Nr. 1. Die Beleuchtungsflammen müſſen mindeſtens 1 Meter unterhalb 
und 30 Zentimeter feitlih von ungeſchütztem Holzwerk und anderen entzündlichen 
Gegenständen entfernt gehalten jein. Wo das Holzwerk durch Eiſenblechbeſchlag, 
durch freihängenden Metallichirm oder Laternendach geſchützt iſt, genügt die Hälfte 
diefer Entfernungen ; Eifenblehbeichläge müfjen mindeſtens 1 Zentimeter von den 
zu fchügenden Gegenitänden abitehen. 

Beweglihe Flammen müflen mit Hemmungsvorrichtungen verjehen jein, 
welche die Unterjchreitung der oben vorgeichriebenen Entfernungen verhindern. 

Für elektrifches Licht wird eine Entfernung nicht vorgeichrieben. 

Hängelampen und Laternen dürfen nur an genügend ftarfen Drähten oder 
Ketten, nicht an Schnüren, hängen. 

Elektriſche Bogenlichtlampen müffen nah unten vollfommen geichloffen fein. 
Negulirungen an folhen Lampen in Räumen, in denen entzündliche Gegenstände 
verarbeitet oder gelagert werden, dürfen nur nach dem Ausschalten und voll: 
ftändigen Erkalten der Lampen vorgenommen werben. 

In Räumen, in welchen brennbare Gaje (Dämpfe) entitehen oder Körper in 
ftaubähnlihem oder faferigen Zustande im dichten Mengen der Luft fich beimiichen 
fönnen, müffen die Flammen jo angebracht fein, daß fie nur von außen anzu— 
zünden und nach innen durd dicht fchließende Glasicheiben vollfommen abge— 
ichlofien find. Glühlichtbirnen müſſen im ſolchen Räumen mit jtarfer Glasglode 
umgeben fein, welche auch die Kontakte zwiichen Leitung und Glühlichtfuß ein- 
ichließt. Elektriſches Bogenlicht ift in diejen Räumen verboten, aud dürfen darin 
weder Lichtmafchinen noch Ausſchalter fich befinden. 

Nr. 2. Zum Umberleuchten in den Fabrik:, Pad: und Lageräumen dürfen 
nur gut verichloffene und vergitterte Yaternen verwendet werden. 

Nr. 3. Die Benugung von Beleuchtungss oder Kochapparaten, welche mit 
Benzin, Ligroin, Gasjtoff oder anderen leichten Mineralölen geſpeiſt werben, ift 
für alle Fabrik- Pad- und Lagerräume unterjagt. 

In Trodenräumen, welde auf mehr ald 20° Reaumur erheizt werben, 
darf auch Petroleum oder anderes ſchweres Mineralöl zur Beleuchtung nicht 
verwendet werden. 

Nr. 4. Das Putzen und Füllen der Petroleum: und anderen Mineralöl- 
Lampen darf nur im einem bejonderd dazu beitimnten, die Fabrif- und Lager: 
räume nicht gefährdenden Raume und nur bei Tageslicht geichehen. Im brennen= 
den Zuftande müffen die Lampen fejthängen und dürfen weder von ihrer Stelle 
genommen noch nachgefüllt werden. 

Nr. 5. Das Anzünden und Auslöſchen der Flammen ijt bejtimmten zus 
verläfjigen Perfonen anzuvertrauen. In den Speichers und Padräumen, ſowie 
in allen Fabrifräumen, in welchen fich entzündliche Gegenstände befinden, dürfen 
zum Anzinden der Gasflammen nur eleftriiche Zünder oder ſolche Zündapparate, 
in welchen innerhalb einer durdplöcherten Hülfe ein Flämmchen brennt, zum Ans 
zinden der Doctflanmen nur Nüböllampen verwendet werven, welde während 
des Umhertragens in Laternen zu verwahren ſind. 

Späne, Werg, Watte und dergleichen dürfen zum Anzünden überhaupt nicht 
benußt werden. 

Nr. 6. Elektriſche Lichtmaſchinen müſſen auf feuerficherer Unterlage derart 
aufgeftellt jein, dab durch fegtere die Bodenflähe unterhalb des Kommmtators 
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no auf eine Entfernung von 30 Zentimeter gegen abipringende glühende Bürften: 
oder Scleifblehtheile gejichert wird; jedoch iſt eine ifolivende Holzlage zwiſchen 
der Lichtmafchine und der feuerſicheren Unterlage geitattet. 

Für Noth- und Nejervebeleuchtungen find die Vorjchriften der Nın. 1—5 
ebenfalls maßgebend und iſt außerdem im Voraus anzuordnen, wie bei Benugung 
derjelben im Falle des Verjagens der elektriihen Beleuchtung zu verfahren iſt. 

Nr. 7. Der Vorrath an Petroleum und anderen Mineralölen darf, jofern 
er 250 Stilogranmı nicht überiteigt, in den VBerficherungsgebäuden ſelbſt nur in 
gewölbten Kellern und außerhalb der Verfiherungsgebäude nur an einer die: 
jelben nicht gefährdenden Stelle aufbewahrt werden. Für die Yagerung größerer 
Vorräthe von Petroleum und anderen Mineralölen find beiondere Vereinbar— 
ungen erforderlich, Räume, in denen jolche Vorräthe lagern, dürfen nur mit 
eleltriſchem Glühlicht beleuchtet und ſonſt nicht mit Licht betreten werden. 

Nr, 8. Alle in Bezug auf Feuerungs- und Dampffejjel-Anlagen gegebenen 
bau= und feuerpolizeilihen Vorſchriften müſſen ftreng beobachtet werden. 

Nr. 9. Im Näumen mit Holzfußboden müſſen die Heizöfen und Herde 
teuerfiher auf Unterlagen von Stein oder Metall, welche an der Seite der Heiz— 
öffnung mindeitens® 60 Zentimeter, an den anderen Seiten 15 Zentimeter vor: 
ftehen und einen 5 Zentimeter hohen Rand haben, aufgejtellt jein. 

Tie Herde, Heizöjen und deren Nohrleitungen, jowie die Leitungen der 
Kanale und Luftheizung müfjen überall, auch beim Durchgange durch Wände und 
Deden, mindeſtens 30 Zentimeter von allem Holzwerk entfernt bleiben, 

Die Oefen für Luftheizung müffen in einem ganz mafjiven Naume auf ge 
mauerten Fundamenten stehen. 

Sammelfammern für heiße Luft, fowie Leitungen der Kanal- und Luft— 
heizung dürfen nur aus feuerfeiten Material beftehen. 

Die Ausftrömungsöffnungen für warme Luft müfjen mit feinmajchigen Draht: 
netzen geſchloſſen jein. 

Leicht entzündliche Materialien, Fabrikate und Abfälle müſſen von den 
Herden, Heizöfen, deren Rohrleitungen und den Ausſtrömungsöffnungen für 
warme Luft ſicher entfernt gehalten werden. 

Nr. 10. Die Umhüllung der Dampfrohrleitungen darf nicht aus entzünd— 
lichem Material beſtehen. Nicht umhüllte Rohrleitungen dieſer Art müſſen ringsum 
mindeſtens 5 Zentimeter von Holzwerk und anderen entzündlichen Gegenſtänden 
entfernt bleiben. 

Nr. 11. Der Feuerungs- und Heizungsdienft darf nur beitimmten zuver: 
läfligen Perjonen auf Grund bejtimmter fchriftlicher Inftruftion übertragen werden. 
Dieje Initruftion muß folgende Vorſchriften enthalten: 

a) Auf, über oder neben den Dampffefleln dürfen brennbare Gegenjtände 

weder getrodnet noch gelagert werben. 

b) Die Schieber der Dampffeifelfeuerungen dürfen vor dem gänzlichen Er: 
löfchen des Feuers nicht vollitändig geichloffen werden, es ſei denn, daß 
fie mit Löchern verjehen find, durch welche nach Schließung der Schieber 
entstehende Gaſe entweichen können. 

c) Bei den Feuerungen darf sich leichtes Brennmaterial nur in den zum 
unmittelbaren, höchſtens täglichen Bedarf beitimmten Quantitäten befinden. 

d) Das PBrenmmaterial bei den Heizöfen darf nur in eijernen Behältnifien 
verwahrt werden. 

e) Während der letzten Stunde vor Schluß der Arbeit iſt die Speilung der 
Heizöfen nicht mehr geitatter. 
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ſ) Die Schladen und die Afche aus den Feuerungen müſſen mindeſtens zehn 
Meter von den Gebäuden entfernt im Freien oder in ausgemauerten, mit 
eifernen Dedplatten verjehenen Gruben oder fonftigen feuerficher abges 
ſchloſſenen Räumen gelagert werben. 

ge) Es ift dauernd auf die ordnungsmäßige Beichaffenheit der Feuerungs— 
und Heizungsanlagen, der Rauchrohre ſowie der Yeitungen für Kanal— 
und Luftheizung zu achten. 

Nr. 12. Brennbare Gegenftände, welche zum Zwecke der Trodnung der 
Einwirkung ber Ofen:, Kanal oder Luftheizung ausgeſetzt werden, müſſen von 
ben Heizapparaten, deren Rohrleitungen und Kanälen oberhalb mindeſtens 1 Dieter, 
feitlich mindeitens 60 Zentimeter entfernt gehalten werben. Außerdem müffen in 
einer Höhe von mindeiten® 60 Zentimeter über den Heizapparaten, Rohrleitungen 
und Kanälen Vorrichtungen angebradyt werden, welche das SHerabfallen der zu 
trodnenden Gegenftände auf erjtere ficher verhindern. 

Nr. 13. Die Böden der Fabrikgebäude dürfen weber zur Tijchlerei, Bött- 
cherei oder zu ſonſtiger Holzbearbeitung, noch zur Lagerung leicht brennbarer 
Gegenftände benugt werben. 


Nr. 14. Die zum Neinigen und Pugen der Mafchinen und Geräthe dienen: 
den Materialien (Lappen, Watte, Heede 2c.) müſſen in verbedten, feuerficheren 
Behältniffen verwahrt und nad Abnutzung fofort verbrannt oder auf fonftige 
gefahrlofe Weile befeitigt werden. 

Nr. 15. Gntzündlihe Abfälle, wie Hobel: und Sägeſpäne, Sügemehl, 
Rapieripäne, Faſerſtoffe und dergleichen find täglich mindeftens einmal, jedenfalls 
aber bei Schluß der Arbeit oder bei Schichtwechiel, aus den Arbeit3räumen zu 
entfernen und an ungefährliben Orten unterzubringen. 

Nr. 16. Leicht brennbare Badmaterial — Stroh, Heu, Heebe, Holzwolle, 
Bapieripäne u. dgl. — darf höchſtens für den Bedarf eines Tages in die Pad: 
räume gebracht werden; die Worräthe von ſolchem Material find in bejonderen 
Räumen zu lagern. 

Nr 17. Das Rauchen in Räumen, wo fich entzündliche Materialien be— 
finden, iſt ben WUrbeitern zu unterjagen. 

Nr. 18. Sofort nach Schluß der Arbeit find die von den Arbeitern ver: 
lafienen ‚Fabrifräume durch eine zuperläffige Perfon zu repidiren. Der Reviſor 
bat fi) davon zu überzeugen, daß ſämmtliche eifernen Thüren und Läden orb- 
nungsmäßig geichloffen, ſämmtliche Beleuchtungsflammen gelöfcht und die Ofen: 
feuer erloichen oder doch ficher verwahrt find. 


8 17. 
Der Inhalt der Trodenräume, Darren, Trodenöfen, Trockenſchränke und 
anderer Trodenapparate ift von der Verſicherung ausgeichloffen, fofern durch die 
Police deſſen Verſicherung nicht ausdrücklich übernommen ift. 


1V. Vorſichtsbedingungen für elektriſche Licht- und Kraftanlagen. 
Betriebs-Anlagen. 


1. Dynamomajchinen, Eleftromotoren, Transformatoren und 
Stroniwender, welche nicht in luft- und ftaubdichten Schugfäften ftehen, dürfen 
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nur in Räumen aufgeſtellt werden, in denen eine Exploſion durch Entzündung 
von Gaſen, Staub oder Faſern normaler Weiſe ausgeſchloſſen iſt. 


2. Dynamomaſchinen und Elektromotoren ſind derart aufzuſtellen, 
daß etwaige Feuererſcheinungen im Anker oder am Kollektor feine Entzündung 
hervorrufen können. 


3. Stromführende Apparate ſind von entzündlichen Gegenſtänden durch 
feuerſichere Zwiſchenlagen zu trennen. 


4. In Akkumulatorenräumen darf keine andere als elektriſche Glüh— 
lichtbeleuchtung ſtattfinden, und während der Ladung dürfen darin brennende oder 
glühende Gegenſtände nicht geduldet werden 


Leitungen. 


5a. Leitungen müſſen an gefährdeten Stellen vor Verlegung geſchützt fein, 


5b. Die Verwendung von Krampen zum Befeftigen von Leitungen und 
dad Berlegen von Leitungen in Holzleiften ift nicht ftatthaft. 


6. Blanke Leitungen find nur außerhalb von Gebäuden und im feuer: 
fiheren Ränmen ohne brennbaren Inhalt, joweit fie vor VBeichädigungen oder 
zufäliger Berührung gefichert find, ferner in Maſchinen- und Akkumulatoren— 
räumen, welche nur dem Bedienungsperjonal zugänglich find, geitattet. Aus— 
nahmsweiſe find auch in nicht feuerfiheren Räumen, in welchen äßende Dünite 
auftreten, blante Leitungen zuläffig, wenn dieſelben durch einen geeigneten lieber: 
zug gegen Orydation geſchützt find, 


7a. Die Entfernung zwiſchen blanfen Leitungen, welde ver: 
ihiedene Spannung haben, joll bei Spanmweiten über 6 Meter mindeftens drei: 
Big Zentimeter, bei Spannweiten von 4 bid 6 Meter mindeitend 20 Zentimeter 
und bei kleineren Spannweiten mindejten® 14 Zentimeter, deren Entfernung von 
der Wand in allen Fällen mindeſtens 10 Zentimeter betragen. 


7b. Die Entfernung zwiſchen ijolirten Einzelleitungen, welde 
auf Iſolirrollen, «Ringen oder Klammern verlegt find und welche verichiedene 
Spannung haben, joll mindeitens 2'/, Zentimeter, deren Entfernung von der 
Wand in trodnen Räumen mindeſtens 1), Zentimeter, in feuchten Räumen mins 
deitend 1 Zentimeter betragen. 


7c. Die Anwendung von Mehrfachleitern, welche mit Eräftigen Um— 
hüllungen verjehen find, ift zuläflig. 

8a. Verbindungen zwijchen zwei Leitungen dürfen nur durch 
Verlöthen oder eine dem Berlöthen gleichwerthige Verbindungsart hergeitellt werben 
und jind bei ijolirten Leitungen mindeitens ebenſo gut zu ifoliren, wie die Leit 
ungen jelbit. 

8b. Verbindungen zwiſchen Xeitungen und Apparaten dürfen 
nur durch Verichraubung oder Verlöthen bergeftellt fein. 

8c. Abzmweigitellen müſſen dur feite Unterftügungen von Zug ent: 
laftet jein. 

9, Leitungen dürfen nicht zur Aufhängung benügt werden, ſondern müſſen 
durdy bejondere Aufhängevorrichtungen, welche jederzeit fontrolirbar jind, 
entlaftet jein. Für VBogenlampen find Ausnahmen geitattet. 
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10a. Die höchite zuläjfige Stromftärfe für Drähte und Kabel aus 
Yeitungsfupfer ift 


fir Querſchnitte für Querichnitte 
von 0,75 qmm 3 Ampere von 35 qmm 80 Ampere 
„10 , 4 . „ 50 „100 5 
„15 6 , „ 70 „189 2 
.„ 25 „.10 u „5 „. 16 A 
„4 u 38: ., „10 „ 200 „ 
" 6 " 20 " " 150 ” 230 ” 
„ 1 30 „210 „ 300 “ 
Se: 2: „80 „ 40 
2 „50 „ 600 1 


10b. Der geringftzuläffige Querfhnitt für Einzelleitungen an und 
in Lampenträgern ift °/, Quabdratmillimeter, für andere Cinzelleitungen und für 
alle Mehrfachleitungen 1 Quadratmillimeter. 


Sicherungen. 


11. Sämmtliche Leitungen müſſen zweipolig geſichert fein. 

12. Sicherungen müſſen den Strom unterbrechen, jobald die Stromſtärke 
dad Doppelte des Normalen überjchritten hat. 

13a. Auf den Sicherungen und den Sodeln berjelben muß die normale 
Stromftärfe, welche diejelben durchfließen Toll, angegeben jein. 

13b. Sicherungen jollen thunlichit derart Eonftruirt jein, daß dad Ein— 
jegen falſcher Siherungen verhindert wird. 

14a. An jeder Stelle, an welcher fi der Querichnitt der Leitungen 
verringert, muß im einer Entfernung von höchſtens 25 Zentimetern eine 
Sicherung eingeichaltet jein. Das KLeitungsftüd von der Abzweigftelle nad der 
Sicherung kann von geringeren Querjchnitte jein, als die Leitung, mit weldyer 
es dieſe Sicherung verbindet, muß aber dann von feuerjicheren Hüllen derart ums 
geben fein, daß es von brennbaren Gegenftänden feuerjicher getrennt ift. 

Iſt die Anbringung der Sicherung innerhalb 25 Zentimeter von der Ab— 
zweigitelle nicht angängig, danı muß das von der Nbzweigitelle nad) der Sicher: 
ung führende Leitungsitük von dem gleichen Querfchnitte fein, wie die Leitung, 
von welcher es abzweigt. 

14b. Einzelne Lampenleitungen dürfen mit einer gemeinfamen Sicher— 
ung veriehen fein, falls die geſammte Stromitärfe diefer Leitungen 8 Ampere nicht 
überjchreitet. 

14c. Beweglihe Leitungen müſſen jedoch jede einzelne gejichert jein. 


Apparate. 


15. Die ftromführenden Theile jämmtlidher in einer Leitung einge: 
ſchalteten Apparate müfjen von feuerficheren Hüllen jo weit umgeben fein, daß 
jte jowohl vor Berührung durd Unbefugte geihüßt, als auch von brennbaren 
Gegenständen feuerlicher getrennt find. 

16. In Räumen, in denen eine Erplofion durh Entzündung von Gajen, 
Staub oder Faſern ftattfinden kann, dürfen Apparate, im welden ein Erhitz— 
ung ober eine Stromunmterbrehung möglich ift, nicht angebracht werden. 

17a. Sämmtlihe Apparate müllen mindeitens ebenſo jorgfältig von 
der Erde ifolirt fein, wie die in den betreffenden Räumen verlegten Leitungen. 


Verband deuticher Privat-Feuerverſicherungsgeſellſchaften. 47) 


17b. Yampenträger müſſen von Erde ifolirt fein. Ausnahmen find nur 
für bejonders ſchwere Kronleuchter, jofern fie an trodenem Mauerwerfe befeitigt 
find, zuläſſig. 

18. Apparate, welche zur Stromunterbrehung dienen, mülfen 
derartig eingerichtet fein, daß die Stromunterbrehung jelbitthätig rasch erfolgt 
und daß dabei ein Stehenbleiben der Ausfchaltefontafte in einer anderen als in 
der Ausjchaltelage ausgeſchloſſen ift. 


Glühlampen. 


19. Glühlampen dürfen in Räumen, in denen eine Erplofion durch Ent: 
zündung von Gafen, Staub oder Fajern ftattfinden fann, nur mit dichtſchlie— 
Benden Ueberglocken, welhe auch die Fallungen einichließen, verwendet 
werden. 

20. Glühlampen, welhe mit entzündliden Stoffen in Berühr- 
ung fommen fönnen, müſſen mit Scalen, Gloden oder Drabtgittern ver: 
jehen jein, durch welche die unmittelbare Berührung der Lampen mit entzünd— 
lihen Stoffen verhindert wird. 


Bogenlampen. 


21. Bogenlampen dürfen in Räumen, in denen eine Srplofion durch 
Entzündung von Gafen, Staub oder Faſern ftattfinden kann, nicht vermeidet 
werben. 

22. Bogenlampen müſſen mit Gloden und mit dichtſchließenden 
Aſchentellern veriehen jein. 


Prüfung und Reviſion. 


23. Neuanlagen Find bei Inbetriebſetzung durh Sacverftändige zu 
prüfen. Alle Aulagen find im der Megel jährlich mindeſtens Einmal zu 
revidiren. Dieje Prüfung bezw. Reviſion hat fich in&bejondere dahin zu richten, 
ob die betreffende elektriiche Anlage obigen Bedingungen entipricht. 


Miszellen. 


Berichtigung eines Reichsgeſetzes. Vor Kurzem iſt im Neichögefepblatt eine 
Berihtigung des $ 158a Abſ. 5 dev Gewerbeordnung erfolgt. (R.G.— 
3. 1898 ©. 33) Der „Nordd. Allg. Ztg.“ wird mit Bezug darauf Folgendes 
mitgetheilt: „Nach der Beſtimmung des $ 138a Abſatz 5 der Gewerbe-Ordnung 
in feiner zuerjt veröffentlichten Faſſung war der unteren Verwaltungsbehörde die 
Befugniß eingeräumt, bei den im $ 105c Abjag 1 unter Ziffer 2 und 3 bes 
zeichneten Arbeiten die Beichäftigung erwachjener Arbeiterinnen, jofern fie fein 
Hausweſen zu bejorgen haben und eine Fortbildungsſchule nicht bejuchen, an 
Zonnabenden und Worabenden von Feittagen Nachmittags nach 5'/, Uhr, jedoch 
nicht über 8"/, Uhr hinaus zu gejtatten. Nach der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes kann es feinem Zweifel unterliegen, daß hier lediglich ein Redaktions— 
verjehen vorlag, und daß es die Abjicht des Gejepgebers gewejen ijt, die ge— 
dachte Befugniß nicht Hinjichtlih der Ziffer 2 und 3, ſondern Hinfichtlih der 
unter Ziffer 3 und 4a. a. O. bezeichneten Arbeiten (Ziffer 2: Inventurarbeiten, 
Ziffer 3: nothiwendige Bewachungs-, Reinigungs und Injtandhaltungsarbeiten zc., 
Ziffer 4: Urbeiten zur Verhütung des Verderbens von Nohitoffen oder des Ver: 
derbend von Arbeitserzeugniffen 2c.) zu ertheilen.“ — Das offiziöfe Blatt legt 
dann aus der Begründung des Entwurfs zur G.-O., jowie aus dem Berichte 
der betr. Reichstagskommiſſſon des Näheren dar, daß lediglid ein Verjehen in 
der Niederſchrift vorliegt, daß es jih nur um eine unrichtige Beurfundung 
des wirkflih vom Reichsſstage gefaßten Beſchluſſes Handelt, und führt 
dann weiter aus: „Da ferner aud die Zuftimmung des Bundesratb zu dem 
Geſetzentwurfe jih nur auf den vom Reichstage ſachlich gefaßten Beſchluß und 
nicht auf dejjen unrichtige Wiedergabe beziehen konnte, jo entſprach der im 
Reichs-Geſetzblatt verfündete Tert in dem fraglihen Punkte nicht dem 
Geſetze, wie es von den gejeßgebenden Faktoren angenommen worden war. 
Von der Bejeitigung diejes Verſehens konnte, wie ſich in der Praris herausge— 
jtellt hat, im Intereſſe der Sonntagsruhe der Arbeiterinnen nicht 
abgejehen werden. Wrbeiterinnen dürfen nämlid nah $ 105c a. a. D. zu Ars 
beiten, die zur Verhütung des Verderbens oder Mißlingens erforderlic) jind, auch 
Sonntags herangezogen werden, joweit dieſe Arbeiten nicht an Sonnabenden im 
Wege der Ueberarbeit geleijtet werden fünnen. Der Fall ijt nicht jelten, daß 
Arbeiten, welche eine Unterbrechung vom Sonnabend bis zum Montag nicht zu— 
faffen, in der gegenüber anderen Wocentagen fürzeren Mrbeitzeit an Sonn» 
abenden bis halb 6 Uhr nicht beendet werden fünnen, während ihre Beendigung 
bis halb 9 Uhr Abends möglich ift. Nach der bisherigen unrichtigen Faſſung 
des $ 138a Abſ. 5 gehörten die in Ziffer 4 ($ 105c) bezeichneten dringenden 
Arbeiten nicht zu denjenigen, für welche Ueberarbeit am Sonnabend geitattet 
werden fonnte. Es blieb aljo nur übrig, fie auf den Sonntag zu verlegen und 
dadurc den Arbeiterinnen die Sonntagsruhe zu verfümmern. Dies entipricht, 
wie oben dargelegt, nicht der Abficht des Gejepgebers, die wirkliche Abjicht des 
Geſetzgebers mußte daher zu unzweifelhaftem Ausdruck gebracht werden. Nad) 
dem Vorgange der im Reichs-Geſetzblatte von 1873 veröffentlichten Berichtigung 
des 8 95 des Militärtrafgejegbuchs für das Deutſche Reich wurde hierfür nad) 
Einholung der Zuſtimmung des Präfidenten des Reichstags jowie der Zuftimmung 
des Bundesraths dev Weg der Berichtigung im Reichs-Geſetzblatt gewählt.‘ 
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Morträge ans dem allgemeinen Stantsredjte, 


Von 
Mar von Seydel. 
(Fortfeßung. *) 





III. Die Staatöformen. 
1. Allgemeines. 


Ih verjtehe unter Staatsform diejenige Unterjcheidung der Staaten, 
die von der Berjchiedenheit der Inhaber der Staatsgewalt (Souveränetät) 
hergenommen ijt. Die Staatsgewalt fann dem Begriffe nad) immer nur eine 
einheitliche jein. Im dieſer Beziehung gibt es feine Unterjchiede. Aber In— 
haber der Staatögewalt muß nicht nothwendig Einer jein; fie fann auch 
Mehreren zuftehen. Die Staatögewalt fann allerdings nicht unter die Mehreren 
getheilt jein, jondern fie fann nur als Ganzes Allen zufommen. Es fann 
aljo, um in der Sprache des bürgerlichen Rechts zu jprechen, feine wirklichen, 
jondern nur gedachte Antheile an der Staatögewalt geben. Wenn man nun 
erwägt, warum eigentlic;) Staat und Staatögewalt da ift, nämlich um eine 
Willenseinheit über der Volksgeſammtheit herzujtellen, jo möchte e8 wohl 
icheinen, als ob diejes Ziel am Vollkommenſten erreicht jei, wo die Herrichaft 
in Einer Hand ruht. Und jo hat denn jchon der alte Homer die Anjicht ge 
äußert: Bielherrichaft führt nimmer zum Heil; Ein Herrjcher gebiete! Im der 
That find auch der Herrichaft, die von einer Mehrheit geübt wird, gewiſſe 
Uebeljtände offenjichtlih eigen. Bei einer Mehrheit herrichender Perjonen 
wiederholt ſich dasjelbe Verhältniß, das fich bei der ganzen Gemeinjchaft dar- 
gejtellt Hat: die Verjchiedenheit der Einzelwillen, und die darin liegende Gefahr 
it für den Staat um jo größer, je größer die Zahl der Herrichaftstheilhaber 
iſt. Es werden aljo in jolchem Falle jtet3 Vorkehrungen nöthig fein, welche 
für die Ausübung der Staatsgewalt die erforderliche Einheit des Herrjcher- 
willens fichern. Auf der anderen Seite aber — und dies erklärt jchon allein 
das Vorkommen anderer Staatsformen — liegt in der Innehabung der Staats: 
gewalt durch Einen, namentlich, wenn gar feine verfaffungsmäßigen Sicherungen 
bejtehen, ebenfalls eine Gefahr, die nicht gering it, die nämlich, daß die 
Staatögewalt nach perjönlicher Willfür, nicht im jtaatlichen Interefje gehand— 
habt wird; eine Gefahr, der übrigens auch die anderen Staatsformen durch- 
aus nicht unbedingt entgehen. 

In Bezug auf die Eintheifung der Staatsformen zeigt die wifjenjchaftliche 
Lehre jeit mehr als zwei Sahrtaujenden eine merfwürdige Beftändigfeit. Die 
Unterjcheidung, welche Arijtoteles in jeiner Politeia aufgejtellt hat, bat ſich 
im Wejentlichen bis auf den heutigen Tag behauptet. 


. 7) Bol: oben ©. 321 ff. 
Annalen des Deutichen Recht, 1698 1 
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Arijtoteles jagt, es gebe in jedem Staate einen Träger der Herr— 
jchaft, in dem die oberjte Gewalt zujammengefaßt jei. Die Bejchaffenheit des 
Herrichers präge dem Staatöwejen einen eigenthümlichen Stempel auf, nad) 
welchem naturgemäß die Arten der Staatsformen bejtimmt würden. 

Dies iſt ganz zutreffend; nur muß auch hier wie beim Staatsbegriffe 
vor Weberihägung deſſen gewarnt werden, was dieje begriffliche Unterabtheil— 
ung leiften fann. Auch fie gibt feine Einzelbildnifje und unter jede der 
Staatsformen reihen jih Staatswejen ein, die im llebrigen einander jehr un: 
ähnlich find. 

Artjtoteles fügt jeiner jtaatsrechtlichen Unterjcheidung der Staatsformen 
aber noch eine rein politische bei. Er jcheidet nämlich roArzelaı öpdai und rwv 
öprüv rolrremv naperßaoes. Dieje Scheidung bezieht jich auf den Punkt, 
den ich jchon bei Erörterung des Staatesbegriffes berührt habe, nämlich auf 
die zwedmäßige und zwedwidrige Handhabung der Staatsgewalt. 

Die oberjte Gewalt, jagt Arijtoteles weiter, jteht nothwendig entweder 
Einem oder Wenigen oder der- Mehrheit zu. Daraus ergeben ſich die drei 
Staatsformen der Bajileia (wir jagen Einherrichaft, Monarchie), der Arijto: 
fratie und der Boliteia (wir jagen VBolksherrichaft, Demokratie.) Die raperdzoes 
diefer drei zyormen jind die Tyrannis oder Despotie, die vorzugsweije auf das 
Interefje des Alleinherjchers ausgeht: die Dligarchie, die Herrichaft der be- 
figenden Klafien zu ihrem Vortheile; die Demokratie (wir jagen Böbelherrichaft, 
Ochlofratie), die Willtürherrichaft der nichtbejigenden Maſſe. 

Die ariftotelifche Eintheilung der Staatsformen ijt in der That erjchöpfend. 
Die Verjuche, dieje Eintheilung durch weitere Staatsformen zu ergänzen, wie 
fie z. B. bei Bluntjchli (Allgemeine Staatslehre ©. 371 ff.) theils gemacht, 
theil8 berichtet werden, find rechtswiſſenſchaftlich werthlos. 

Der Sprachgebrauch hat wohl aud) die ariftoteliichen Staatsformen auf 
zwei zurüdgeführt, indem er der Einherrichaft den Freiſtaat (Republik) an 
die Seite ſtellt. Dieß iſt aber nicht zu billigen. Denn der Unterjchied zwiichen 
Ariftofratie und Demokratie ijt gerade jo groß, wie der Unterjchied zwiſchen 
einer diejer Staatsformen und der Einherrichaft. 


2. Die Demokratie. 

Die Demokratie ift diejenige Staatsform, bei welcher die Staatögewalt 
der Gejammtheit der Staatsbürger zufümmt, nicht einer herrichenden Klaſſe, die 
nach irgendwelchen Vorzügen ausgejchieden iſt. Auch die Demokratie ijt nicht 
die Herrjchaft aller Staatsangehöriger; gewiſſe Beitandtheile der Bevölkerung 
find jchon der Natur nad), wie Weiber und Kinder, oder nad) zufälliger ge 
jchichtlicher Entwidelung von der Theilnahme an der Herrichaft ausgeſchloſſen. 
Aber das bleibt das Stennzeichnende der Demokratie, daß jie die Menge der 
ee unter allgemein zugänglichen Vorausjegungen zur Herrichaft 

eruft. 

Die Demokratie jcheint, zumal in ihrer einfachiten Gejtalt als unmittel- 
bare Demokratie, geradezu eine Verneinung des Gedanfens zu enthalten, auf 
dem die Einrichtung des Staates beruht, der Scheidung zwilchen dem Träger 
der Staatsgewalt und den Unterthanen ; denn, jo fann man jagen, wo nahezu 
Alle miteinander Herricher find, wo bleiben die, die gehorchen jollen? Dies 
ift jchon der Form Nechtens nach nicht zutreffend, jachlich jogar noch viel 
weniger. Der Form nach nicht; denn die Staatsgewalt jteht nicht dem Ein- 
zelnen antheilsmäßig, jondern nur der Gejammtheit als jolcher zu; aljo nicht 
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Hinz und Kunz jeder für fich find Herricher, jondern die Gejammtheit als 
Bolfsverfammlung. Und diefe Gejammtheit als jolche herricht über jedem Ein- 
zelnen. Aber freilich, dies bleibt ein abgezogener Begriff, der nur mühjam 
einleuchtet, und am beiten ijt noch der daran, der als wohlgejchulter Rechts: 
fundiger von der ‚jurijtiichen Perſon überzeugt ift und dieſe als feinen Herrjcher 
verehrt. Dieje Verperjönlihung hat übrigens jchon Ariſtophanes vor: 
genommen, der in den „Wolfen“ den Demos auftreten läßt. 

Thatjächlich aber liegt die Sache noch viel anders. Die Demokratie ijt, 
um eine Möglichkeit zu haben, den Staat zu lenfen, unweigerlich genöthigt, 
einen formalen Grundjag anzunehmen, mittel® deſſen der einheitliche Serricher: 
wille für den Staat hergeitellt wird. Es ift der Grundjag, daß der Mehr: 
heitswille entjcheidet. Aristoteles bezeichnet richtig als das Wejen der 
Demokratie 7d loov xar’ Apıduöv, AI pi rar’ aav. Nun muß man aber 
erit bedenfen, wie diejer Mehrheitsgrundjag, zumal bei einigermaßen entwidelten 
Bildungsverhältnifen, wirft und wirfen muß. Der formale Grundjag wird 
ein Spiel der gejellichaftlichen Kräfte Es ift in der Demofratie durchaus 
nicht jo, daß eine Menge gleich vernünftiger und gleich gutgejinnter Mit— 
berricher das gemeine Wohl erwägen und hienad) ihre Bejchlüfje faſſen würde. 
Dabei fünnte dann der, welcher jeweil3 in der Minderheit geblieben ift, fich 
damit tröften, dießmal jeien jeine Gründe unterlegen, das andere Mal würden 
jeine Anjichten als die bejjeren Geltung erlangen. Davon ijt nicht die Rede. 
Die im Staate vorhandenen Interejjengruppen machen ſich geltend, und da 
die Kopfzahl entjcheidet, zumeijt natürlich diejenigen Intereſſengruppen, welche 
die meiften Köpfe zählen. Die meijten Köpfe zählen aber in der jtändijchen 
Gliederung des Volkes jelbjtverjtändlich die niederſten Stände. Co gleitet 
denn in der Demokratie die Staatögewalt naturgemäß nach abwärts, zur De: 
mofratie im Sinne des Arijtoteles. E3 entiteht eine Klafjenherrichaft, die 
das gerade Gegenſtück der Aritofratie it. Und das gibt nicht einmal eine 
bejtändige Regierung. Denn die regierende Demokratie iſt wetterwendijch, in 
politijche oder perjönliche Parteien gejpalten und der plößliche Wechjel der 
Mehrheiten hat oft einen jähen Wechjel der Politif zur Folge. Das it für 
die innere Politik jchlimm, für die äußere mitunter noch jchlimmer. Ein ge 
wiſſes Gegengift, von mitunter zweifelhaftem Werthe, trägt dieje Erjcheinung 
allerdings in jich, nämlich die leichte Bejtimmbarteit des großen Haufens Dur) 
einzelne Perjönlichkeiten, die dem Staatswillen dann ihre Richtung geben. 
Aber nicht immer und jedenfalls nie auf die Dauer wird es der Demokratie 
jo gut, wie jener Athens unter Perikfes, von der Thufydides (IL, 65) jagt: 
Eyiyverö Te Ayo piv Önponparia, Epyp dE ümd Tod mpwrou dvöpds dpkil. 

E3 hat jeinen tiefen Grund, daß gerade die fejlelloje Demokratie jo 
leiht in den Cäſarismus umjchlägt. Wenn Montesgquien die „Tugend“ 
al3 Grundjag der Demofratie erklärt hat, jo ift die Gejchichte feines eigenen 
Vaterlands der bitterfte Hohn auf diefe Behauptung. 

Die Schwächen der Demokratie hat ein engliicher NRechtögelehrter, Sir 
Henry Sumner Maine, in einer Schrift on popular government ganz meijter- 
lic) dargelegt, über die ich in meinen ee und politiichen Ab» 
handlungen (Freiburg i. B. u. Leipzig 1893, ©. 143 ff.) berichtet habe. 

Die Schilderung des englischen Schriftjtellers ift ziemlich lebhaft gefärbt 
und er betrachtet eigentlich, troß aller Vorbehalte, die jchrantenloje Demofratie 
als ein monstrum nulla virtute redemptum. Ueberdies hat er im Weſent— 
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lichen nur die Wirkung der demofratiichen Staatsform auf die Großjtaatcır 
der Neuzeit im Auge. 

Die demokratische Staatsform hat zwei Regierungsformen: die unmittel- 
bare und die mittelbare (repräjentative) Demokratie, oder, wie man jie vielleicht 
auch nennen fann, die unbejchränfte und verfafjungsmäßige. 

Die ummittelbare Demokratie liegt da vor, wo die Gejammtheit der 
Bürger unmittelbar in ‚der Bolfsverjammlung die Staatsgewalt handhabt, 
aljo unmittelbar durch ihren Willen den Gang der Staatögejchäfte beftimmt. 
Da indejjen die Leitung des Staates, die Herrichaft, unbedingt Willens 
einheit erheijcht, jo erübrigt, wie bereit3 dargelegt twurde, wenn dieſe Staats- 
form möglich jein joll, nicht anderes, als die Geltung des Grundjages der 
Mehrheitsenticheidung. Dies aber führt zur Herrichaft der Mehrheit über die 
Minderheit allemal dann, wenn die Mehrheit jich jtändig nad) bleibenden 
Interejjenverjchiedenheiten, nicht nach wechjelnden perjönlichen Meinungen bildet. 
Dieſe Erjcheinung ift der Demokratie überhaupt, nicht blos der unmittelbaren 
Demokratie eigen; aber fie wirkt in der legteren mit der urwüchligiten Macht. 
Daraus erflärt jich, daß die unmittelbare Demokratie eine überaus jeltene und 
in der Regel auch feine bleibende Erjcheinung in der Staatengejchichte ift. Die 
Möglichkeit ihres, wenn auch nur zeitweilen Beitandes iſt von einer Reihe 
von PVorausjegungen abhängig, die nur ausnahmsweile jich zujammenfinden. 

Die befanntelten gejchichtlichen Beijpiele für dieſe Form bilden griechtiche 
ER des AltertHums und unter Ddiejen wieder das Mujterbetjpiel 

then. 

In der Neuzeit kömmt die unmittelbare Demofratie nur mehr ganz ver: 
einzelt vor, weil fie für andere als Kleinjtaaten eine Unmöglichkeit ijt und eigent= 
liche Kleinftaaten fi in größerer Zahl überhaupt nur in Staatenverbind- 
ungen erhalten haben. 

Unmittelbare Demofratien find nämlich einige jchweizeriiche Kantone und 
Halbkantone, die man überdies nur dann als Beijpiele für dieje Staatsform 
nennen darf, wenn man die Staat3gewalt (Souveränetät) den Kantonen und 
nicht der Schweiz als Gejammtheit zujpricht. Auch in diejen Kantonen ift 
übrigens die Ummittelbarfeit der Demokratie nur bezüglich der Gejeggebung 
durchgeführt. Die unmittelbare Geſetzgebung durch das Volk vollzieht jich in 
zwei Formen: der Beichlubfaflung in der Landsgemeinde, dem Zujammentritte 
aller Kantonsbürger, und der obligatorijchen Voltsabftimmung, dem Re— 
ferendum.") 

Dabei ift übrigens noch zu erwägen, daß eine Neihe der wichtigiten 
Stagtsangelegenheiten der Eidgenoffenichaft überwiejen ift, die repräjentative 
Verfaſſung hat. 

Neuerlich aber hat jich ein Zug unmittelbarer demofratijcher Verfafjung 
auch in der Mehrzahl der übrigen Kantone Geltung verjchafft, nämlich dag 
„tafultative“ Referendum bei der Gejeggebung, wonach unter gewiſſen Vor: 
ausjegungen (auf Verlangen einer bejtimmten Zahl von Bürgern) Volksab— 
jtimmung über die Gejege jtattfinden muß. Eine Unterart des Referendums- 
ift das Veto, wonach den Gejegen, die von den Vertretungsförpern bejchlojjen 
wurden, vom Bolfe die Giltigfeit verjagt werden fann. 

Die Erfahrungen, welche die Schweiz mit dem Referendum gemacht hat, 


a * ih td, das Referendum im ſchweiz. Staatsrecht. Arch. für öffentl, Recht II (1887), 
€. 167 ff... 867 ft. 
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find feine glänzenden. Es ift eben doch noch leichter, Vertreter zur Bejorg- 
ung der Staatdangelegenheiten zu wählen und dabei lediglich die Frage fich zu 
beantworten, ob man zu denjelben das Vertrauen hat, daß ſie's recht machen 
werden, als jelbit aus eigener Einficht über die Staatsjachen zu entjcheiden. 

In der heutigen Staatenwelt ijt-die mittelbare Demofratie vorherrichend. 
Das Weſen diefer Regierungsform befteht darin, daß die Ausübung der Staats- 
gewalt an gewifje Organe übertragen wird, die in ihrer Thätigfeit vom Willen 
des Volkes rechtlich nicht abhängig find. 

Dieje Regierungsform enthält gegenüber der unmittelbaren Demokratie 
eine entichiedene Verbejjerung. Die Trennung von Negierenden und Negierten 
vollzieht jich hier jchärfer. Die Beitellung der Organe, die zur Regierung 
berufen find, enthält gleichſam eine Abdankung des Volks zu deren Guniten. 
Die Einheit des beherrichenden Willens, die dem Staate notwendig ift, wird 
Teichter bewirkt, weil fie zwijchen einer geringeren Menjchenzahl herzuſtellen 
üt. Aber allerdings fümmt ein Umijtand wieder in Betracht, durch welchen 
dieſer Vortheil erheblich beeinträchtigt werden fan. Injoferne nämlich die re— 
gierenden Organe durch Volkswahl zeitweije erneuert werden, und das it 
naturgemäß überwiegend der Fall, entſteht von jelbit eine Abhängigkeit der: 
jelben in ihren Entjichließungen von den Wählern und ein Wechjel in ihrer 
Willensbejtimmung nad) Mapgabe der Veränderung, die ihre Zujammenjegung 
durch die Neuwahlen erfährt: Das Unſtete und Schwanfende, das der de= 
mofratijchen Staatsform anflebt, iſt ihr daher regelmäßig auch in diejer Ne- 
gierungsform eigen. Dem gegenüber tritt in den demokratischen Verfaſſungen 
vielfach das Bertreben hervor, dur Einführung irgend einer oder mehrerer 
Kräfte des Beharrens in die NRegierungsmajchine der bezeichneten Gefahr ent- 
gegenzuarbeiten. Aber dieje Mittel find nicht von durchgreifender Wirkung 
und fünnen es nicht jein. 

Dies aus folgenden Gründen: Die neueren Berfafjungen der mittelbaren 
Demofratie gehen durchweg von dem Gedanken der Montesquieu’jchen Ges 
waltentheilung aus. Sie jcheiden — um von der bier belanglojen Jujtiz ab- 
zuſehen — gejeßgebende und Vollzugsgewalt. Die erftere wird gewählten Ver: 
jammlungen anvertraut, die ſich gewöhnlich in zwei von einander jelbjtändige 
Häufer jcheiden; die vollziehende Gewalt regelmäßig einer einzelnen Perjon 
al3 jog. Staat3oberhaupte, jeltener einem Kollegium. Wo zwei Kammern be 
stehen, joll jchon innerhalb der Gejeggebung die erjte Kammer ald Radſchuh 
gegenüber der zweiten wirfen; außerdem wird auch oft dem Staatsoberhaupte 
eine gewiſſe hemmende Macht gegenüber dem gejeggebenden Körpern, ein Veto 
oder dgl. eingeräumt. Das Staatsoberhaupt jelbft wird zu einer Macht 
größeren Beharrend dadurch meijtens erhoben, daß es auf eine längere Zeit, 
jelbft Tebenslänglich gewählt wird, oder jogar dadurch, daß feine Würde erblich 
gemacht und mit monarchiichem Glanze ausgeftattet it. 

Soweit in einer allerdings nur ganz flüchtigen Skizze die Grundzüge der 
Einrichtung. 

Nun aber frägt fich’s, wie dieje wirft und wirfen fan. Hier fümmt vor 
Allem Eines in Betracht. Die rein mechanijche Gewaltentheilung, wie 
Montesquieu fie fich vorgeftellt hat, ſelbſt wenn man jie jich nicht als 
Theilung der Staatsgewalt, die ja unmöglich, jondern nur als Vertheilung 
der Ausübung der Staatsgewalt, aljo der Negierungsgeichäfte denkt, iſt bei 
dem inneren Zujammenhange der jtaatlichen Angelegenheiten undurchführbar 
und kömmt auch nirgends vor. Die jog. gejeßgebende Gewalt gibt durchaus 
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nicht blos Gejege, fie berührt auch das Gebiet der Verwaltung; die jog. Voll— 
zugsgewalt iſt durchaus nicht blos auf Gejetesvollziehung beſchränkt. Die 
Thätigfeiten der oberjten Staatsorgane greifen aljo in einander ein. Es ift, 
falls der Staat nicht der Anarchie yeriallen joll, gar nicht möglich, daß die 
Willen der beiden Gewaltenträger als wechjeljeitig unabhängig und gleich- 
berechtigt nebeneinander gejtellt werden. Da in der mittelbaren Demokratie 
das Volk jelbft als jolches die Herrichaft nicht übt, jo muß Jemand da jein, 
der fie handhabt. Es genügt nicht, „Gewalten“ zu vertheilen; e8 muß irgendwo 
der Sitz der Staatsgewalt jein, d. h. ed muß irgend ein Wille da jein, der 
den Ausichlag gibt, dem alle anderen Willen fich zu fügen haben. Diejer aus: 
jchlaggebende Wille kann nun nur bei einer der beiden jogenannten Gewalten jein, 
entweder bei der gejeßgebenden oder bei der vollziehenden Gewalt. Im Wejen 
der Demvfratie liegt es, daß es der gejeßgebende Körper ijt, bei dem die 
Herrichaft liegt. Wo dies der Fall ift, da kommt es dann natürlich weiter 
nicht darauf an, wie das Haupt der Vollzugsgewalt betitelt, ob es gewählt, 
oder erblih it. Mag das Staatsoberhaupt ſich auch Kaiſer oder König 
nennen, der Staat ijt feine Monarchie, jondern eine Demokratie. Die ver- 
faflungsmäßige oder repräjentative Negierungsform fann verjchiedenen Staats— 
formen dienen, der monarchiſchen jowohl wie der demokratischen, ja auch der 
arijtofratijchen. 

Die repräjentativ-demofratiiche Staatsform ift zuerjt in größerem Maß— 
ftabe in den Vereinigten Staaten von Amerika, dann in Frankreich zur Anwend— 
ung gekommen; fie findet fich ferner in der Echweiz. Diejer Staatsform ge— 
hören aber auch eine Reihe von Staaten zu, die dem äußeren Anjehen nac) 
Monarchien find, jene nämlich, wo der jogenannte Parlamentarismus, die 
Parlamentsherrichaft kraft gejeglicher Nothiwendigfeit beſteht. Es bedarf natür— 
lich der Unterjuchung des betreffenden VBerfaflungsrechtes im Einzelnen, um 
die Frage zu beantworten, ob der Staat monarchijche oder parlamentarische 
Herrichaft hat. 

3. Die Ariflokratie. 


Die Ariftofratie ift diejenige Staatsreform, bei welcher die Etaatsgewalt 
einer bejtimmten Klaſſe des Gejammtvolfes zufümmt. Ich habe abfichtlich 
den ganz allgemeinen Ausdrud Klaſſe gewählt. Denn die Entjtehungsgründe 
und Zugehörigfeitsmerfmale einer Ariitofratie fünnen ſehr verjchiedene fein. 
Eine Arijtofratie fann dadurd) entjtehen, daß ein Eleineres Volk fich gewaltſam 
zum Herren eines größeren macht wie die Spartaner über die Periöfen und 
Heloten. Sie fann ferner dadurch entjtehen, daß aus einem Volke heraus ein 
bejtimmter Stand durch das Uebergewicht thatjächlicher Macht, das er erlangt, 
zur Herrjchaft empor fümmt, jo der Stand der Strieger, der großen Grund: 
herren, der Handelsherren. Der Stand entjteht nicht durch die Herrichaft, 
jondern er erringt fich die Herrichaft. 

Die Ariftofratie wird naturgemäß immer großen Beſitz al8 Grundlage 
haben und ebenjo entjpricht ihrem Wejen, jobald jie ſich der Herrichaft be- 
mächtigt hat, die Erblichfet — ein Hang, der ihr mit der Monarchie gemein 
ift. Daraus ergibt ſich weiter die Richtung zur Abgejchlojjenheit, zur Nicht: 
zulaffung neuer Beftandtheile, das, was man mit Borlicbe den arijtofratijchen 
Zug nennt; ein Trieb übrigens, dem eine bejonnene Nriftofratie ſich nicht 
völlig überlafjen wird. Aber immerhin hat die Arijtofratie die Hinneigung 
zur Gejchlechteraritofratie. 
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Sinnlos iſt der Ausdrud Mdelsarijtofratie. Der Begriff des Adels hat 
al3 folcher mit der Staatsform der Arijtofratie gar nichts zu jchaffen und es 
it weder jprachlich noch jtaatsrechtlich zutreffend, wenn man etwa heut zu 
Tage in einem monarchiichen Staate den Adel oder den vermöglicheren Theil 
desjelben Ariftofratie nennt. Die Ariftofratie als Staatsform entjteht nicht 
etwa aus dem Vorurtheile, es jeien gewille Menichen höher oder edler ge 
boren, von bejjerer Raſſe als andere; die Ariftofratie entjteht aus der Macht, 
und wenn fie dann im den erblichen Bejig der Herrichaft gefommen ift, fühlt 
fie fih al3 herrichende Klafje höher denn das übrige Voll. Das ijt eine Be- 
gleiterjcheinung, die aber das Wejen der Sache nicht ausmacht, und zwiſchen 
einem venetianijchen Patrizier und irgend einem landesfürjtlichen Hofjunfer be- 
ſtand ein völliger Unterſchied der Gattung. 

Die Ariſtokratie iſt formal entſchieden regierungsfähiger als die Demo— 
fratie jchon deßwegen, weil ſie weniger Köpfe zählt. Die Leiſtungen der ariſto— 
fratiichen Staatsform jtehen in der Gejchichte zum Theile geradezu glänzend 
da. Eine an Zahl nicht zu geringe Ariftofratie wird ja ſtets Hinlänglich 
viel brauchbare Köpfe bejigen und hat überdies den Vortheil einer Gejchäfts- 
überlieferung. An Erbweisheit braucht man dabei gar nicht zu Denken. Troßs 
dem aber ijt gerade dieje Staatöform der Gegenjtand des erbittertiten Hafjes 
der Unterthanen gewejen und im unſere Zeit hat fie jich, wenn man nicht 
etwa England auch jest noch bieher rechnen will, nicht herüber zu retten ver— 
mocht. 

Den Grund hiefür, der nicht ſchwer zu entdecken iſt, habe ich an einem 
anderen Orte!) in folgender Weiſe dargelegt: Die herrſchende Minderzahl 
bildet eine beftimmte Klaſſe der Gejammtbevölferung mit gejonderten wirth- 
ichaftlichen Interefien. Wegen diefer Sonderintereffen find ſie Klafje und als 
Klaſſe Herricher geworden. Was ift nun der Menjchennatur gemäßer, als 
daß jede herrichende Klaſſe, ungeachtet aller ſtaatsmänniſchen Einjicht, im 
Sinne ihrer Sonderinterefjen regiert, daß dieje Interejien bei jedem Zwie— 
ipalte mit den Intereſſen anderer Bevölferungstlafien die Oberhand behalten, 
daß mit einem Worte das Intereſſe der Herrſchenden an die Stelle des 
Staatsinterejjes tritt oder für das Staatsinterefje angejehen wird? Wird nun 
in dieje Wunde des Staatswejens noch das Salz der Ößpis geftreut, der 
Ueberhebung, in welche jede Ariftofratie leicht verfällt, dann ijt der erbittertite 
Klajjenkrieg fertig. Montesquieu Hat die Mäbigung — moderation — 
als den Grundjag der Ariftofratie erklärt. Er hat damit angegeben, welche 
Eigenjchaft fie bewahren muß, wenn fie jich halten will, aber durchaus nicht 
die Eigenjchaft, die fie ihrer Natur nach nothwendig hat. 


4. Die Monardie. 


Man bat jchon viel darüber gegrübelt, welches die beſte Staatsform jet 
und je nach der perjönlichen Auffaſſung oder der geſchichtlichen Erfahrung 
ſehr verſchiedene Antworten auf dieſe Frage gegeben. Die Frage iſt, in der 
Allgemeinheit aufgeworfen, überhaupt eine verfehlte. Einmal deßwegen, weil 
es nicht blos auf die Staats-, ſondern auch auf die Regierungsform ankömmt; 
jodann deßwegen, weil jede diejer Formen jchlecht ijt, wenn angewandt auf 
ein Bolf oder einen Zeitraum der Entwidelung, für welche fie nicht taugt, 
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und weil jede unter Umjtänden gut fein fann, wenn fie da zur Anwendung 
fommt, wo fie hinpaßt. 

Uber eine andere Trage läht ſich allgemein jtellen und beantworten, 
nämlich die, welches die Staatsform ijt, worin der Grundgedanke, auf den 
der Staat beruht, am reinften und Harften zum Ausdrude fommt. Es iſt 
unbedingt die Monardie. Die Scheidung von Herricher und Beherrjchten 
it hier Scharf und glatt vollzogen, dem Erfordernijje der Einheitlichfeit der 
Staatsgewalt in der einfachiten Weile dadurch Rechnung getragen, dab die- 
jelbe nur Einem zujteht. Und zwar erfüllt die Monarchie das Erfordernik 
der Einheitlichfeit nicht blos in Bezug auf die Schöpfung der einzelnen jtaat- 
fihen Willensakte, jondern auch im Sinne einer größeren Bejtändigfeit des 
Wollend. Sie ift — wie übrigens auch die Ariftofratie — ftetiger in ihrer 
Entwidelung. Die Monarchie arbeitet ferner auch injofern ruhiger als die 
Demokratie, al3 ihr der fortwährende Kampf um die Herrichaft fremd ift, der 
die Demokratie nie zur Ruhe fommen läßt. Diejen Vorzug bejigt die Monarchie 
im gefteigerten Maße deßhalb, weil fie ihrer Natur nach gleich der Ariftofratie 
jih zur Erblichkeit entwidelt. 

Aber die Einfachheit ihre® Mechanismus beweiſt noch nicht den unbe- 
dingten Vorzug diejer Staatdform. Im Gegentheile, die unbejchränfte Monarchie 
hat ihre eigenthümlichen Gefahren für den Staat gerade jo wie die unbe— 
jchränfte Demokratie oder die Ariftofratiee Sie find nur von anderer Art. 

Der Gefahr, ein Klafjeninterefje an die Stelle des Staatsinterejjes. zu 
jegen, wird der Alleinherrjcher nicht jo leicht unterliegen al8 die Demokratie 
und die Arijtofratie. Denn er jtellt, jobald nur einmal, wenn ich jo jagen 
darf, die Monarchie ansgewachien ilt, fein Klaſſen- und — 
ſondern höchſtens ein Hausintereſſe dar, vor Allem aber das Intereſſe an der 
Erhaltung ſeiner Herrſchaft und damit auch an der Erhaltung des Staates. 

Aber die unbeſchränkte Monarchie unterliegt anderen Gefahren. Die 
größte dieſer Gefahren iſt die, daß ſie einem einzelnen Menſchen eine Fülle 
der Macht überliefert und ihm eine Aufgabe von ſolcher Schwierigkeit ſtellt, 
daß dies über gewöhnliches Menſchenmaß hinausgeht. Jede völlig unkontro— 
lirte Gewalt ſchweift leicht aus, ſelbſt in den Händen eines hochbegabten 
Menſchen, ja oft in deſſen Händen am meiſten. Die beſonnene Weisheit eines 
Auguſtus iſt eine jeltene Gabe. Wie die nämliche Gewalt in anderen Händen 
wirfen fann, haben jeine Nachfolger gezeigt. Eine zweite Gefahr der Monarchie 
in ihrer unbefchränften Form liegt darin, daß ſie der Macht des Hergebrachten 
in hohem Grade unterliegt. Es ift die entgegengejegte Gefahr vorhanden, 
welche aus der allzu großen Beweglichkeit des Demos entjpringt. Selbt die 
urjprünglich richtige Ueberlieferung fann mit dem Wandel der Gejchichte zur 
jehlerhaften werden. Der unbeichränfte Alleinherricher, deſſen Wille Gejeg tft, 
den feine rechtliche Nothiwendigfeit dazu treibt, ich mit dem Wechiel der 
gejellichaftlichen Intereffen in Fühlung zu erhalten, wird unter Umjtänden zu 
ſpät gewahren, daß die Leberlieferung jeiner Väter den Anjprüchen einer neuen 
Zeit nicht mehr genügt, und ein Staatsgebäude, das feſt jchien, weil es alt 
war, wird plößlich über ihm zujammenbrechen. Das war das Schidjal der 
anjcheinend mächtigiten unbejchränften Monarchie, des franzöfiichen Königthums. 

Aber tro alledem Tann man feineswegs jagen, daß die unbejchränfte 
Einherrichaft eine völlig verwerfliche Staatd: und Negierungsform fei. Die 
Römer haben befanntlich in der Zeit des Freiftaats, wenn gefährliche Wendungen 
des Staatölebens eintraten, ſich einen unbejchränften Herrn auf ſechs Monate 
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in dem Diktator gejegt. Es ijt nur ein ſchwacher Vergleich, den ich hier ge- 
brauche; denn zwijchen dem hinterher verantwortlichen Diktator und dem un— 
bejchränften Alleinherrjcher ift noch ein großer Unterjchied. Aber der angeführte 
Vorgang iſt belehrend. Es kann in der Entwidelungsgeihichte der Staaten 
Zeiträume geben — und es gibt ſolche — wo die möglichen Nachtheile der 
unbejchränften Einherrichaft verſchwinden, verglichen mit dem Bortheile der Kräfte— 
zujammenfafjung, den fie gewährt. So war — um ein großes Beijpiel zu 
nennen — das römijche Weltreich jchlieglich nur duch unbejchränfte Herricher 
zu halten; jo war der landesherrliche Abjolutismus in Deutjchland trog der 
damit verbundenen Ausjchreitungen ein nothiwendiger Uebergang, um zum Staate 
der Neuzeit zu gelangen. 

Bezüglich der Verbreitung der monarchiſchen Staatsform ift vor Allem 
zu beachten, daß der Beitand eines Königthums noch nicht nothwendig den 
Schluß auf den Beitand einer monarchiſchen Staatsverfaſſung gejtattet. Die 
wirfliche Monarchie, die Zujammenfajjung der ganzen Staatsgewalt in Einer 
Hand, iſt das Erzeugniß verwidelter jtaatlicher Zujtände, mag nun dieje Ber: 
widelung in der großen Ausdehnung des Staates oder in inneren Berhältnifjen 
ihren Grund haben. Aber wenn man bei ftaatlichen Urzuftänden von Königen 
hört, und jeien fie jelbft von einem Homer bejungen, jo muß man diejen angeb- 
lichen „Monarchen“ dasjelbe Mißtrauen entgegen bringen, wie etwa heut zu 
Tage dem Königthum von Negerhäuptlingen. 

Die eigentliche Monarchie erjcheint in ihrer roheften Form jchon von Alters 
her in den Despotien des Oſtens, wo das Unterthanenverhältniß nahezu an 
das privatrechtliche Verhältniß der Sklaverei jtreift. 


In unferer Kulturwelt bietet ſich als die erjte großartige gejchichtliche 
Ericheinung der Monarchie das römische Kaiſerthum dar. In dem Weltreich 
der Römer hatte es ſich auf's Deutlichite gezeigt, daß weder die Demofratie 
noch die Ariftofratie auf die Dauer im Stande find, einen Großſtaat zu lenken, 
jelbjt nicht bei einem jo jehr für den Staat begabten Volke wie die Römer. 

Eine neue Gejtalt erhielt die Monarchie in den germaniichen Staaten, 
die auf den Trümmern des römijchen Neiches entitanden. Die fränfische 
Monarchie bezeichnet den Uebergang von der Staatsordnung des Alterthums 
zu jener des Mittelalters. Wie ſie romanijche und germaniſche Beitandtheile zu 
einem Staatswejen verichmolz, jo vereinigte ſie auch den gemanifchen Freiheitsſinn 
mit dem römischen Staatsfinne. Die Staatsgewalt it im Könige zuſammen— 
gefaht; aber es zeigt jich der erſte Anſatz der reprälentativen Regierungsform 
auf dem Gebiete der Gejeßgebung. Der römische Sat, daß die Willkür des 
princeps Geſetz jchaffe, ging nicht in deutjche Köpfe. Allerdings machte nur 
die Butheigung des Königs das Geſetz; aber als Borausjegung der Sanftion 
galt die Zujtimmung der weltlichen und geijtlichen Großen im Reichstage, bei 
Aenderung eines eigentlichen Volfsrecht3 auch des Volfes. Damit war, un- 
beichadet der Herrichergewalt, der perjönlichen Willfür des Königs ein Riegel 
vorgejchoben. 

Nach einer anderen Seite indejjen zeigt ſich ein jehr beträchtlicher Rückſchritt 
in der Auffafjung der monarchiichen Gewalt. Die monarchiſche Herrichaft als 
eine Gewalt für den Staat heijeht Einheit und Untheilbarfeit nicht nur der 
Gewalt, jondern aud) Einheit und Untheilbarfeit des Staates. Sie joll ihrem 
Wejen nad) fein theilbares Erbe jein. Dieje jtaatsrechtliche Auffaſſung nun 
ging mit der Ausbildung der Erblichfeit der Monarchie verloren. Der Staat 
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wurde wie ein Vermögen unter die Erben des Herrichers vertheilt. Privat- 
rechtliche, patrimoniale Anjchauungen dringen in das Staatsrecht ein. 

Die Entwidelung einer jtarfen föniglichen Gewalt, wie jie jich in der 
fränfischen Monarchie zeigt, hat feinen Beitand gehabt. Mit dem Lehensjtaate 
trat das Staatsgefühl hinter dem Gefühl für die ſtändiſche Zugehörigkeit zurück, 
die fünigliche Gewalt wurde geſchwächt, die Macht der Arijtofratie erhob id). 

Aus dem Lehensitaate bildete fich allmählich eine Art von Verfaſſung 
dadurch heraus, daß die mittelalterlihen Geburtsjtände jich fürperjchaftlich 
verbanden und in diefer Verbindung dem Landesherrn zur Wahrung ihrer Rechte 
entgegen traten. Dies find die eriten gejchichtlichen Anjäge zu der verfafjungs- 
mäßigen Monarchie der Neuzeit. Aber man wirde vollitändig irren, wenn 
man eine auch nur entfernte jtaatsrechtliche Gleichartigkeit beider Erjcheinungen 
annehmen wollte. Hiezu fehlten alle VBorausjegungen. Weder erjchten der 
Fürſt als die Verförperung der Staatsgewalt, jondern als der Inhaber einer 
Anzahl von Nechten, die jein Eigenthum waren; noch erjchienen die Stände- 
verfammfungen als eine Vertretung des Gejammtvolfes, jondern lediglich al 
Vertreter ihrer Standesintereffen. War ja ohnehin der zahlreichſte Stand, 
jener der Bauern, meiſt überhaupt nicht vertreten, jondern nur Klerus, Adel 
und Städte. Die Beziehungen der Stände zum Fürſten bewegten ſich auch 
nicht in den Aeußerungsformen von Staatsorganen, jondern in der Form des 
Vertrages. Das Landesverfajjungsrecht wurde als Vertragsrecht aufgefaßt. 

Bezeichnend dafür, wie jehr dem Mittelalter der Staatsgedanfe entjchwunden 
war, ijt vor Allem der Umstand, dal; ihm der Begriff der Steuerpflicht für 
Staatözwede fremd war. Es galt als Privatjache des Fürften, die Negierungss 
foften zu bejtreiten, umd wenn er jein Auslangen nicht fand, mußte er jich 
Beiträge von den Ständen erbitten. Das war aud) der Ausgangspunkt für 
die Beſeſtigung jtändijcher Verfajlungen. Das ſtändiſche Steuerbewilligungsrecht, 
das der meuern Anfchauung als öffentlichrechtliche Einrichtung ſich darjtellt, 
hat ſonach in einer rein privatrechtlichen Auffafjung jeine Wurzel, nämlich in der, 
daß der Fürjt vom Privatvermögen der Unterthanen nur mit deren Zuftimmung 
etwas nehmen Fönne. 

An dieſen Kernpunkt ſchloſſen fi dann die übrigen, zum Theile jehr weit 
gehenden ſtändiſchen Rechte a. 

Diefe erftredten jich nicht blos auf die Mitwirkung bei der Gejehgebung, 
jondern nahmen vielfach geradezu den Charakter der Mitregierung an und 
damit die Neigung, die landesherrliche Gewalt in Unterordnung unter Die 
Stände zu bringen. 

Die landſtändiſche Verfaſſung ruht auf der Grundlage einer bejtinmten 
Entwiclung des gefellfchaftlichen Lebens, der mittelalterlichen, allmählig ſtarr 
gewordenen Ständegliederung. Eine jolche, auf beftehende gejellichaftliche Zuftände 
aufgebaute Verfaſſung fann jich nur halten, wenn die Grundlage Bejtand behält, 
auf der fie errichtet ift. Wäre dies der Fall gewejen, hätte die ſtändiſche Ber- 
fafjung noch kräftige Wurzeln im gejellichaftlichen Boden gehabt, jo wäre c& 
der fürjtlichen Gewalt faum gelungen, ſich ihrer zu entledigen. Aber dieſe 
Borausjegung traf schließlich nicht mehr zu. Ueber die gejellichaftlichen 
jtände des Volkes ift auch die feſteſt aefügte Verfafjung nicht Meiſter. Ste 
jtaatliches Gebot oder Verbot vermag Aenderungen in den religidjen, 
ichaftlichen, fittlichen Anſchauungen des Volkes zu hindern, feine jtaatliche 
Umgeftaltungen des wirthichaftlichen Lebens auf die Dauer hintan zu hal 
Die Rirkungen, welche Ereigniffe und große Erfindungen und Entdedungen 
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äußern, treten ein, der Geſetzgeber mag wollen oder nicht. Und jo fonnte der 


Staat wohl auf vorhandene gejellichaftliche Zuftände, auf die mittelalterliche 


Ständegliederung, eine Verfajjung bauen; aber er vermochte es nicht zu hindern, 
daß die Grundlage jelber morjch wurde, auf der die Verfafjung ruhte. Sit 
es aber einmal dahin gekommen, jo gejchieht von zwei Dingen das eine: ent- 
weder es erfolgt aus freien Stüden ein Neubau in richtiger Vorausſicht der 
Unhaltbarfeit des Alten oder er muB erfolgen nach Zujammensturz des Alten. 

Die zu BVerfteinerungen gewordenen mittelalterlichen Stände hatten fich 
überlebt ; die VBerjteinerungen waren verwittert. Das wirtbichaftliche Leben der 
Bölfer fügte jich nicht mehr in die Viertheilung: Klerus, Adel, Bürger, Bauer. 
Freie, nicht durch die Geburt bejtimmte Berufsjtände hatten ſich gebildet. 
Der Klerus, wenn auch nach wie vor Berufsjtand, konnte nicht entfernt mehr 
die Bedeutung beanjpruchen, ein Viertel oder gar ein Drittel der Volkskräfte 
darzujtellen; der Adel als jolcher vertrat überhaupt feinen Beruf, aljo feinen 
Stand mehr. Das aber waren die beiden Stände, denen der mittelalterliche 
Staat die meifte Gunft zugewandt hatte. Die beiden anderen Stände hatten 
fein wejentliches Interejje an der Aufrechthaltung des Beitehenden. War doc) 
der dritte Stand der Bürger eigentlich ein bevorredhteter Stand nur im Ber: 
gleiche zu der Unterdrüdung des Bauern. So erjchien denn die Nechtsitellung 
der bevorrechteten Stände im gehäfligen Licht der perjönlichen, jachlich nicht 
gerechtfertigten Bevorzugung umd eben diejes Licht, das jchärfite, das es gibt, 
machte Durch das Duntel der bejtehenden Zujtände hindurch dem Auge des 
Volkes den Staatsgedanken wieder erfennbar, der in der aufjtrebenden fürft- 
lichen Gewalt zur Geltung fam. Die fürjtlihe Gewalt hat allerdings zımächit 
nur die politijche Machtitellung der bevorrechteten Stände zum Angriffs 
gegenitand gewählt und deren jonjtige Vorzugsrechte wie die wirthſchaft— 
liche Machtitellung im Wejentlichen unangetajtet gelaſſen. Aber die wirth- 
ihaftliche Stellung mußte ihren Halt um jo mehr verlieren, wenn jene politijche 
Macht gebrochen war, und jo wurde der fürftliche Abjolutismus, er mochte 
wollen oder nicht, mit Naturnothiwendigfeit zum Mauerbrecher für den Staat 
der Neuzeit. Denn die Logik ift unausweichlich: der Begriff der allumfafjen- 
den Staatsgewalt, der den Ständejtaat überwindet, erzeugt von jelbjt dei 
Begriff des Unterthanen und jchließlich den Begriff des Staatsbürgers ohne 
Rückſicht auf ftändige Zugehörigkeit. Aus der gleichen Unterworfenheit Aller, 
der gleichen Pflicht, entwidelt ſich ſchließlich auch das gleiche Recht. 

Die ſtändiſch beſchränkte Monarchie hat manche Verfafjungsgedanfen aus: 
gebildet, die jich in dem heutigen Verfafjungsftaate, wenn auch abgeändert, 
wieder finden. Aber es hat jich letztere Negierungsform an die erjtere nicht 
unmittelbar angeſchloſſen. Das läßt ich auch innerlich leicht erflären. Aus 
der Zerjegung, in welche der Staat durch die Ausbildung des Lehnweſens 
gerathen war, mußte vor Allem eine jtarfe Staatsgewalt wieder herausgebildet 
werden, welche die Stände unter ihre Herrjchaft beugte. Und jo kam es den, 
daß, indem die fürftliche Gewalt diefe Aufgabe auf ſich nahm, an die Stelle 
der bejchränften, wieder die unbejchränfte Monarchie trat, ohne daß dies einen 
Rückſchritt bedeutete. 

Dieje Entwidelung ift bei uns eine andere gewejen, wie in Franfreic). 

In Deutjchland iſt dadurch, daß der hohe Adel die Landeshoheit errang, 
der Schwerpunft der jtaatlichen Entwidelung in die Länder gefallen und die 
deutjchen Landesherrn haben den Aufzehrungsprozch, dem fie jelbjt fich zu ent— 
ziehen wußten, gegenüber dem Ständemwejen innerhalb ihrer Gebiete durchgeführt. 
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Ebenjo hat Italien damals eine Entwidelung genommen, die es in einzelne 
fleinere Staaten auflöfte. 

Anders in Frankreih. Dort nahm das Königtdum die Aufgabe auf fich, 
die Staatseinheit und die fünigliche Souveränetät gegenüber den Lehensheren 
durchzufegen. Das Königthum fonnte dabei auf die Geneigtheit der Städte 
wie der Bauern rechnen. Das Werf gelang mit den blutigften Meitteln und 
mit Qudwig XI. war der Sieg des Königthums entjchieden. Von da ab 
erſtarkte der franzöfiiche Abjolutismus mehr und mehr, bis er jeine volle Aus- 
geitaltung in Ludwig XIV. fand. Bekannt iſt jein Wort: L'état c’est moi, 
und es ıjt darüber großer Lärm und Entjegen. Ich kann das leßtere nicht 
theilen. Denn das, was Ludwig XIV. gejagt hat, muß jeder richtige Monarch 
jagen, und es fommt mehr darauf an, wer es jagt und was er damit meint. 
Unbejchränfte Gewalt hat auch Friedrich der Große für fich beanjprucht, auch 
er war in diefem Sinne der Staat, troßdem er fich den eriten Diener des 
Staates nannte. Er war der Staat, indem er der Herr war, umd er jtellte 
dieje jeine Herrichaft in den Dienit des Staatswohls. Diejes Staatswohl hat 
er richtig begriffen, Ludwig XIV. nicht, und darin liegt der Unterjchted, 
nicht in jenen äußerlich zugejpigten Ausſprüchen. 

Der Fehler des unbejchränften Königthums in Frankreich, deſſen Verdienſt 
der Erhaltung der Staatseinheit jedenfalls unbeftreitbar ift und den Franzoſen 
noch) jegt zu Gute fommt, lag two anders. Der Fehler lag darin, daß das 
franzöfiiche Königthum den Befig der jchranfenlojen Gewalt nicht als Mittel 
zum Zwede, jondern als Selbitzwed behandelte. Daher erklärt ſich's, daß 
diejes Königthum dem Feudalismus nur inſoweit befämpfte, als es ſich darum 
handelte, ihm unter jeine Herrichaft zu beugen, im Uebrigen aber ihn mit all 
feinen wirthichaftlichen Schäden bejtehen Tief. Dieje Unfähigkeit des unbe 
ichränften Königthums in Frankreich, die gejellichaftlichen Fragen der Zeit zu 
löjen, erflärt feinen jähen Zujammenbruch. 

Derjelbe fürjtliche Abjolutismus, der in Frankreich zur Staatsumwälzung 
getrieben und der Spanien zu Grunde gerichtet hat, ift für Deutjchland, troß 
alles Miklichen, das fi daran knüpft, zum Segen geworden. Die landes- 
herrliche Gewalt in Deutjchland hat den allerdings leichteren Kampf mit den 
ftändijchen Gebilden durchgeführt, um den Staat der Neuzeit anzubahnen. 
Sie wurde aufgeflärter Abjolutismus. Man braucht nur Namen wie Jojef II. 
von Dejterreich, Friedrich II. von Preußen, Mar Joſef ILL. von Bayern zu 
nennen, um die hohe Bedeutung diejes Abjolutismus für unjere ftaatliche Ent- 
widelung einzujehen. Aber allerdings, er mußte einer neueren Negierungsform 
Plag machen, als er feine Sendung erfüllt hatte. 

Diefe neue Regierungsform ijt die verfaffungsmäßige Monarchie, der im 
BZufammenhange mit der repräjentativen Negierungsform überhaupt eine bejondere 
Betrachtung und zwar die eingehendfte zu widmen it. Denn die repräjentative 
oder fonjtitutionelle Negierungsform des demofratiichen wie des monarchiſchen 
Staates ijt die herrjchende Staatsform unjerer Zeit. 

Fortſetzung folgt.) 





Ein Mahnwort 


betreffs Heritellung einer vollftändigeren Statiftif 
der fommenden Reichötagswahlen. 
Bon R. Siegfried, 


Die Reichdtagswahlen, d. 5. die wichtigite Aeußerung des Volkswillens, 
haben jeitens der amtlichen Statiftif jeither nicht diejenige erichöpfende Dar: 
jtellung gefunden, welche der hohen Bedeutung berjelben entjpricht. Es fehlt 
eine größere Vollftändigfeit, Genauigkeit, BVieljeitigfeit, mit einem Worte ein 
jchärjeres Eindringen in den Stoff. Eingehende Studien in den Neichstags- 
wahlaften, in demen ich im März und April 1896 19 Tage lang auf der 
Reichstagsregiftratur gearbeitet, haben mich davon überzeugt, daß auf Grund— 
lage dieſes Materials ſich noch etwas ganz Anderes jchaffen ließe, als was 
gegenwärtig in der amtlichen Wahljtatijtif geboten wird. Im der That hat 
mich diejelbe bei wahljtatiftiichen Arbeiten, die ich jeit längerer Zeit betrieben, 
vielfach im Stich gelafjen, indem es ſich z. B. nicht als möglich erwies, das 
in der preußiichen Yandtagswahlftatiftit von 1893") niedergelegte Material mit 
der Statiftif über die nur wenige Monate vorher jtattgehabten letten Reichs: 
tagswahlen zu vergleichen. Und doch hätte das Werf von Phillips, „Die 
Neichstagswahlen von 1867—1883" (Berlin 1883) die wichtigften Winfe in 
Betreff der Gejtaltung der Wahlitatiftif geben fünnen. Auch die angeführte 
preußiſche Landtagswaplitatiftit von 1893, welche den vierfachen Umfang der 
zulegt veröffentlichten Keichstagswahtftatiftit hat, iſt in ausgedehnten Partien 
viel muftergiltiger eingerichtet.) Damit wir in Betreff der fommenden Reichs— 
tagswahlen eine Statiftif erhalten, welche der hohen Wichtigkeit, die ihnen in 
weiten Streifen beigelegt wird, bejjer entjpricht, möchte ich im Nachjtehenden 
auf eine Reihe von Punkten hinweijen, in denen mir die amtliche Wahlſtatiſtik 
entichieden verbejjerungsdürftig erſcheint. Es wird mir dabei freilich nicht 
möglich jein, durchweg neue Gefichtspunfte zur Sprache zu bringen, da Lieb— 
fnecht bereit3 in jener Reichdtagsrede vom 8. März 1897?) großen Theils 
diefelben Forderungen wegen Ausführlichergeftaltung der künftigen Reichs— 
tagswahlitatijtif erhoben hat; jedoch erjcheinen mir jeine Ausführungen nicht 
far und erjchöpfend genug, und ich hoffe daher, es wird für weite Kreiſe 
immer noch von Interejje jein, die Ausführungen von Jemand, der jich ein- 


Y Georg Evert, „Die Staats und Gemeindewahlen im Preußiſchen Staate” in „Zeit: 
fchrift des — Preuß. Statiſtiſchen Bureaus“, Jahrgang 1895, Ergänzungsheft WBi. 
XXx und .) 

”) Tadelfrei iſt jedoch auch diefe Arbeit nicht. Vor Allem fehlt eine Statiftit der 
Rarteiftellung der Urmähler, alio gerade dasjenige, was man zuallererit in einer Wahl- 
ftatiftit anzutreffen meint. 

*Stenogr. Werichte, S. 4994. 
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gehend * Wahlfragen und wahlſtatiſtiſchen Arbeiten beſchäftigt hat, Fennen 
zu lernen. 

Die preußiſche Wahlitatijtif verdient vor Allem darin Nachahmung, daß 
fie die einzelnen Landrathskreiſe getrennt jtatijtiich darjtellt und innerhalb dieſer 
noch eine Trennung nad) Stadt und Land durchführt. Vergleiche namentlic) 
Tabelle I., „Wabhleintheilung und Wahlberechtigung“ (S. 1—63) und Tabelle IV., 
„Zheilnahme an der Wahl (S. 93—155). Aehnlich hat es auch Phillips 
gemacht, welcher die Abjtimmungsergebnifje zuerjt für jeden Wahlkreis im | 
Ganzen und jodann getrennt nad) Stadt und Land mittheilt und den länd— 
lichen Beitandtheil noc) weiter nach den Verwaltungseinheiten zerlegt, aus 
denen jich der Wahlkreis zujammenjegt. Außerdem werden auch die größeren 
Städte bei den betreffenden Wahlfreifen getrennt behandelt. °) 

In der nächſten Wahlitatiftif it vor Allem eine durchgreifende Trennung 
nad) Stadt und Land erforderlich, natürlich in zmeiter Neihe nach dem (mie 
bisher) zunächſt ungetrennt zu behandelnden Wahlfreije. Daneben fünnten alle 
größeren Städte bis 15 oder 20000 Einwohner herunter mit ihren Wahl: 
ergebnifjen in einem Anhang noch befonders zujammengejtellt werden, falls es 
nicht angeht, ſie jogleic) bei dem betreffenden Wahlkreiſe zu berüdjichtigen. 
Es ift von der höchſten Wichtigkeit, zu unterjcheiden, wie die einzelnen Kar. 
teten in den Städten, und wie jie auf dem platten Lande vertreten find. Ge— 
jeggebung und Verwaltung jind jeit lange von dem Gefichtspunft beherricht, 
der Sozialdemokratie nach Möglichfeit Terrain abzugraben ; wunderbarer Weije 
fehlt aber jede Statijtif darüber, in welchem Umfange die anderen Parteien 
mit der Sozialdemokratie in den Städten fonfurriven, und inwieweit es Diejer 
gelungen ift, auf dem Lande Boden zu gewinnen.) In wenn auch nicht jo 
augenfälliger Weije iſt es jedoch wegen aller Parteien wichtig, feitzuftellen, 
ob die Quellen ihrer Kraft vorzugsweife dem Lande oder vorzugsweije den 
Städten entjtammen, und wie dag Berhältnig von Gegend zu Gegend 
wechjelt. *) 

























') Bergl. in leßterer Beziehung z. B. meine Schrift „Die Proportionalmahl. in 
zum I württembergiichen Verfaſſungsreform“ (Berlin 1898, S. 113—115 und 5. 
—120. 

*, Das mir foeben zu Geficht kommende Werk von Spedht, „Die RZ 
von 1867—1897* (Berlin 1898) ift wohl im verichiedenen Punkten dem Borbild von 
Phillips gefolgt. Ich verweiie hier namentlich auf die Vervollitändigung der Bevölkerungs- 
ziffern der Mabltreife durch die zufäßliche Unterſcheidung nad ſtädtiſch und ländlich, ſowie 
durch Angabe der Einwohnerzablen der ſämmtlichen Städte und Ortichaften über Ein 
wohner, ferner auf die Nambaftmahung der jämmtlichen aufgeftellten Kandidaten, die — 
nicht fo ſpeziell iſt wie bei Phillips und ſich auch lediglich auf die ſeit 1893 vo N 
Wahlen beichräntt. Eine vollftändige Trennung der Abitimmungsergebnifie nad Stadt 
und Land, wie fie Phillips für die eine Wahl von 1881 durchgeführt hat, fehlt jedoch bei 
Specht. Eine ſolche erihöpfende Wahljtatiftit wie ich fie im Nachitehenden verlange, über 
fteigt aber weitaus die Grenzen einer Privatarbeit — das iſt Reichsſache und muß aud) 
in vollem Umfange vom Reid; geleiitet werben. Be 

) Auch Neumann-Hofer, „Die Entwidlung der Sozialdemokratie bei den W 
zum Deutichen Reichstage“ (Berlin 1894) behandelt die Wahlkreife nur im Ganzen und g 
nirgends auf Trennung nah Stadt und Land ein. Lehteres wäre * auch nur bei a 

edehnter Benugung der Reichstagswahlatten und bei fortwährender Zurathejiehung fi 
Ieher Hilfsmittel möglich geweſen. y 

*) fr den jämmtlichen bisher veröffentlichten amtlichen Wahlitatiftiten ift nie 
bei den Bevölterungszablen der Wahltreife bie ap tn nach ftäbtifh und 
hinzug Während in den Wahlitatiftiten von 1877 bis 1890 die rein ftäbtile 
balbftädtiichen Wahlkreiſe, d. b. diejenigen, welche eine Stadt mit iiber 20000 ( 
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Kächjt der Trennung nad) Stadt und Land ijt auch die Trennung. der 
Wahlfreiie nach den Verwaltungseinheiten, aus denen jich diejelben zuſammen— 
jegen, aljo den (landräthlichen) Kreifen in Preußen, den Bezirfsäntern in 
Bayern, den Amtshauptmannjchaften in Sachjen, den württembergijchen Ober: 
amtsbezirfen ꝛc. eine dringende wahlitatijtiiche Nothwendigfeit. Nur jo ijt ein 
genauer Einblid im die Barteiverhältniffe der einzelnen Neichstagswahlfreije 
möglich, und nur jo erlangt man ein getreues Bild der bei den Wahlen zum 
Ausdrud kommenden Bolksjtimmung. Nur jo lafjen jich ferner die Reichs— 
tagswahlen mit den Wahlen zu dem preußischen Yandtage und den jonjtigen 
Einzellandtagen vergleichen, indem es dann möglich ift, aus den Bruchſtücken 
der Reichstagswahlfreiie die YKandtagswahlfreije wieder zujammenzujegen,') falls 
* nicht die Verwaltungsbezirke, in welche der betreffende Reichstagswahlkreis 
tatiftiich zerlegt worden, ohne Weiteres als die Wahlbezirfe zu dem Landtage 
des betreffenden Einzelitaats darjtellen. Je jpezieller und jorgfältiger die Wahl: 
ſtatiſtik ausgeführt wird, einen dejto vernünftigeren Einblid erlangt man, wie 
man fünftig die einzelnen Kreiſe zu Reichtagswahlfreijen zujammenlegen muB. 
Bei der immer jchreiender gewordenen Ungleichheit der Reichstagswahltreije 
(man denfe fich, von den 397 Neichstagswahlfreijen hatten bei der Wahl von 
1893 263 Wahlfreije weniger al3 die auf einen Wahlkreis entfallende durch- 
Ichnittliche Wählerzahl (26771), und die 7 ftärfiten Wahlfreife enthielten 
ziemlich genau ebenjoviel Wähler als die 41 ſchwächſten, nämlich 616 186 
gegenüber 615987!) muß in naher Zeit eine große Umlegung aller Neichs- 
wahlkreiſe jtattfinden. Will man etwa dem Publikum die genaue Einficht in 
die einzelnen Bejtandtheile der Neichstagswahlfreije vorenthalten, damit die 
Negierungen deſto bequemer die großartigfte Wahlfreisgeumetrie ins Werf 
jegen können? Bei einer Neuumlegung der Neichstagswahlfreije gilt es vor 
Allem zu vermeiden, Kreije zujammenzulegen, in denen einander ganz entgegen- 
ejegte Parteien die Majorität haben, wie z. B. Nationalliberale und Centrum, 
Rolen und Dentiche, Sozialdemokraten und bürgerliche Parteien, Freiſinnige 
und Konjervative; denn das iſt Doch jedenfalls nicht hübjch, jolche Antipoden, 
die in den verjchtedenen Theilen desjelben Wahlfreijeg dominiren, dazu zu 
verurtheilen, jich bei jeder Wahl mechjeljeitig zu erwürgen. Seht würde es 
fi, jobald innerhalb desjelben Neichstagswahlfreijes die Wahlergebnifje nad) 


enthalten, dur * reip. F gelennzeichnet worden jind, it ſelbſt dieſer dürftige Vermerk in 
der lebten Statiftit (von 1893) in Wegfall gelommen. Die Wahlitatiitit von 1871 bis 
1874 (Statiftit des Deutichen Neichs, Band XIV, Heft IH, Abth. 2) hatte wenigitens in 
den Tabellen 4, 8, 9 ven Anfas zu einer getrennten jtatiftiichen Behandlung der Städte 
von mehr als 20000 Einwohnern gemacht; allein diefe Tabellen bejchäftigten fich lediglid) 
mit den Abitimmungsbezirten. Zu einer gefonderten Statiftit über die Parteiftärke in den 
großen Städten war es auch bier nicht gelommen. 

2 Iteiche preußifche Kreiie werden durch die Grenzen der Neichstagswahltreife in 
mei Hälften zerichnitten; es jchadet aber nichts, daß die beiden Hälften eines Kreiſes ſich 
ei verſchiedenen Reichstagswahltreifen nachgewieſen finden. Darum it es doch möglich, 
aus den verichiedenen Kreiſen, in die die einzelnen Reichstagswahlkreiſe ſtatiſtiſch serien 
werden jollen, die preußiihen Landtagswahlbezirke wieder Pe ujegen, denn derſel 
Kreis gehört immer ungetheilt zu einem Landtagswahlbezi Nah 8 3 Abf. 3 der Freis- 

13, Dezember 1872 ine Merä rei 
ordnung vom 79, Män 1881 zieht eine Veränderung der Slreisgrenzen auch eine 


Aenderung der (Landtags-Wahlbezirksgrenzen nad fih. Bezüglich der Neueintheilung der 
MWahlbejirte in den Provinzen Bofen und eftpreußen in denen die reife im Jahre 1887 
tief Veränderungen erfuhren, trifft das hierüber handelnde Geſetz vom 6. uni 1887 
Anordnungen in demielben Sinne. 
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den Verwaltungseinheiten, aus denen jich derjelbe zujammenjegt, getrennt an- 
gegeben werden, wahrjcheinlich jehr oft ergeben, daß Kreiſe mit einander ganz 
entgegengejegten Majoritäten zu einem Reichstagswahlkreis zujammengelegt 
find. Solche Mißſtände hat man vor dreißig Jahren, ald man die Reichs— 
tagswahlfreije bildete, nicht vorherjehen können, diejelben haben ſich erjt nad 
und nach zu ihrem gegenwärtigen Umfange berausgebildet; wenn man aber 
zu einer Neunmlegung der Reich3tagswahlfreife jchreitet, jo muß man die Miß— 
jtände, die fich in der Zuſammenſetzung der Reichstagswahlfreije im Laufe der 
Zeit ergeben haben, durch zivedmäßige Einrichtung abzujtellen juchen und 
daraufhin fteuern, daß die neue Zufammenjegung nicht jofort neue Mißſtände 
ergiebt. 
® Behufs leichterer Durchführung der nach Verwaltungsbezirfen (Kreijen zc.) 
getrennten Feſtſtellung der Wahlergebnifje erjcheint es mir vor allen Dingen 
nothwendig, daß auf die von den Wahlfommifjarien aufzuftellenden General- 
zufammenitellungen der Abjtimmungsrejultate aus allen Gemeinden rejp. Ab- 
jtimmungsbezirfen, welche für den betreffenden Wahlkreis das Schlußwahltableau 
darſtellen, etwas mehr Sorgfalt verwandt wird. Wie ich bei meinen Arbeiten 
in den Neichstagswahlaften mehr als zur Genüge wahrgenommen, fehlt in 
diefen Generalzujammenitellungen reſp. den davon zurücdbehaltenen Abſchriften 
namentlic; häufig die kreisweiſe Aufaddirung der Abjtimmungsrejultate, oder 
fie ift nur unvollftändig ausgeführt. Ab umd zu fehlt fogar, obgleich die zu 
demjelben Kreije gehörenden Abjtimmungsbezirfe regelmäßig zufammenhängend 
auf einander folgen, die Angabe der Kreiſe, jo daß man ohne Ortichaftsver- 
zeichnifje, Generalitabsfarten ꝛc. im Dunfeln tappt. Auf diejen Punkt möchte 
ich die Aufmerkjamfeit des Neichsamts des Innern nahdrüdlichjt hinzulenfen 
mir gejtatten, denn es fommt mir nicht in den Sinn, dem GStatijtiichen Amt 
große Aufklärungsarbeiten zuzumuthen, welche ſich bei etwas mehr Sorgfalt 
der den Wahlfommifjarien zur Hand gehenden Bureaufräfte leicht vermeiden 
ließen. Unter diefer einen VBorausjegung ließe ſich die verwaltungsbezirfsweiie 
Trennung der Wahlergebnifje jehr leicht in die amtliche Statijtif hineinver- 
arbeiten.') 
Inden ich jegt mehr auf die Einzelheiten der Ausführung eingebe, er— 


) Daß innerhalb dejielben Wahlkreiſes die Abitimmungsbezirte aus einem Kreiſe 
(oder fonjtwie benannten Vermwaltungsbezirt) in den andern übergreifen und dies jomit die 
enaue Sonderung nad) Kreiſen ftört, dürfte wohl nur zu den großen Seltenbeiten gehören. 
Nach $ 7 des Mahlreglements vom 28. Mai 1870 ſoll jede Ortichaft, wenn fie nicht en 
ihrer Größe in mehrere Abitinmungsbezirte zerlegt werden muB, in der Negel einen Ab 
ftimmungsbezirt bilden; „iedoh können einzelne bewohnte Befigungen und Heine, ſowie 
folde DOrtichaften, in welchen Berjonen, die zur rn des Wahlvorftandes geeignet find, 
fich nicht in genügender Anzahl vorfinden, mit benahbarten Ortichaften zu einem Wahl 
bezirt vereinigt ....... werden.“ Es liegt indeilen auf der Hand, daß ſolche unielbftitändige 
Ortichaften vom Landrath des betreffenden Kreiſes, welcher nah $6 des Wahlreglements 
für die Abgrenzung der Abjtimmungsbezirte zuftändig ift, feltene Ausnahmen abgerechnet, 
immer an andere Ortichaften deſſelben Kreiſes angeichlofien werden, ſelbſt wenn die Wer 
einigung derjelben mit Ortichaften des anftoßenden Kreiſes, welcher zu demfelben ltreis 
ehört, für die betreffenden Einwohner bequemer wäre, Sollten aber ſolche, leinenfalls ins 
wicht fallende Ausnahmen bier und da dennoch vorfommen, fo braucht derentwegen doch 
nicht die aus anderen Gründen fo nüslidhe ftatiftiiche Sonderung nad Kreiſen zu 
bleiben. In der preußiſchen Wahlſtatiſtik babe ich übrigens troß Vogfältige Du 
Seiten 2—63 nirgends Fälle angeführt gefunden, in welden die Urmwablbezirte aus 
Kreis in den andern übergreifen, obgleich deren Bildung beim preußiihen Wahlit 
heblich ſchwieriger ift, als diejenige der Abftimmungsbezirte nach dem Reichstagswable 
da ſie mindeitens 750 Einwohner umfaflen müſſen. ” 
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ſcheint es mir vor allen Dingen nothwendig, bei den Bevölferungszahlen der 
Wahlfreife das Militär und die Ausländer ın Abzug zu bringen oder gejondert 
zu vermerfen. Welchen Sinn hat es, daß jich bei jedem Wahlkreiſe das Prozent: 
verhältniß der Wahlberechtigten zur Bevölkerung angegeben findet, wenn nicht 
gerade dieje beiden Hauptkategorien der nichtwahlberechtigten Bevülferungs- 
Hafjfen zuvor von der Bevölferungsziffer in Abzug gebracht worden jind? 
Es ift Har, daß jich in einer Stadt mit ftarfer Garnijon das Verhältniß der 
Wahlberechtigten zur Bevölkerung erheblich ändert, wenn man von lebterer 
das Militär in Abzug bringt; dann wird jich der Prozentjag, den die Wahl 
berechtigten von der Bevölkerung bilden, weit mehr dem Normalen nähern. 
Militär und Ausländer find überaus ungleichmäßig über das ganze Yand ver- 
theilt, und wenn jie nicht bei den Bevölferungszahlen der Wahlftatiftif paſſend 
in Abzug gebracht werden, jo fommen die Landestheile mit viel Militär und 
viel Ausländern bei einer fünftigen Neuumlegung der Reichstagsmandate viel 
zu günftig fort.) Hierdurch würden gerade die großen Städte, ſowie über- 
haupt die Wahlfreije mit Garntjonjtädten einen unberechtigten Bortheil er: 
langen.?) Meines Erachtens erjcheint es allerdings viel richtiger, das Ver— 
tretungsbedürfniß der einzelnen Gegenden nicht nach der Bevölkerungszahl, 
jondern nach der Anzahl der Wahlberechtigten zu berechnen, wodurch jede 
Begünſtigung der mit nichtwahlberechtigten Elementen jtärfer verjehenen Landes: 
theile von vornherein ausgeſchloſſen wird. Diejen Gejichtspunft empfehle ich 
eingehenditer Beachtung, jobald man jich endlich dazu emtjchließen jollte, den 
in $5 des Wahlgejeges vom 31. Mai 1869 niedergelegten Bertheilungsmaß: 
jtab von einem Abgeordneten auf 100000 Einwohner, welcher längjt dadurd) 
unbaltbar geworden ijt, daß das neue Neichstagsbäude feinen Zuwachs von 
Neichstagsiigen geitattet, zeitgemäß abzuändern. 

Die größere Vollftändigfeit in den Zahlen ünd Rubriken iſt e8 aber nicht 
allein, welche der amtlichen Wahlftatijtit Leben und Anjchaulichkert verleiht, 
dazu gehört vor allem die jpezielle Namhaftmachung der jämmtlichen aufge- 
jtellten Kandidaten. Innerhalb derjelben Partei bedeuten die verjchiedenen 
Namen jehr verjchiedene Niüancen und oft weit auseinandergehende Weber: 
zeugungen. Nur bei jpezieller Namhaftmachung der jämmtlichen Perjonen, 
für die Stimmen abgegeben worden jind (gegemmwärtig bejchränft jich die amt— 
lihe Statijtif lediglich darauf, denjenigen, welcher in dem betreffenden Wahl: 
freie durchgefommen it, anzuführen), läßt jich genau fontrolliren, ob nicht in 
Betreff der richtigen Zutheilung der abgegebenen Stimmen an die verjchiedenen 
Parteien Fehler untergelaufen find, rejp. nur unter diefer Vorausjegung lajjen 
ſich etwa vorgefallene Irrthümer berichtigen. Gegenwärtig ijt dergleichen nur 
bei Einjichtnahme in die immerhin ſchwer zugänglichen Reichstagsiwahlaften 
möglich. Die Angaben des Statijtiichen Amts, wieviel Stimmen die einzelnen 
Parteien empfangen haben, werden jomit gegenwärtig mit blindem Vertrauen 
aufgenommen. Und doc weift das Eingangs angeführte Werk von Phillips, 
welches auf Grund der Wahlakten verfaßt worden tft, in den amtlichen Stati- 
jtifen zahlreiche Fehler in der Parteijtellung nad, und jolche Fehler find mir 


N Die Neihsausländer werden bei jeder Volkszählung forgfältig befonders agählt 
und bei der Veröffentlichung der Ergebnifie der VBoltszählung bejonders nachgewieſen. Dem— 
nach müßte es ein Leichtes fein, die Anzahl der Ausländer für jeden Reichstagsmahlkreis 
en. Beim Militär iit dies erit recht der Fall. 
Hierauf hat bereits Liebknecht in feiner Reichstagsrede vom 8. März; 1897 
(Stenogr. Berichte, S. 4994) hingewieſen. 
Minnalen des Deutiben Reichs. 1898. — 
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bei einer feineswegs gründlichen Prüfung der Wahljtatiftif von 1893 auch) 
mehrfach aufgejtoßen.!) Gerade die jpezielle Namhaftmachung aller Derjenigen, 
welche Stimmen empfangen haben, verdient meines Erachtens bei der Statiſtik 
der kommenden Wahlen die größte Sorgfalt und die größte Berüdfichtigung, 
weil darauf allein die öffentliche Dofumentirung der Zuverläſſigkeit beruht, 
welche die amtliche Wahljtatiftif in Betreff der richtigen Zuweiſung der den 
einzelnen Parteien zugefallenen Stimmen in Anjpruch nehmen darf. Es genügt 
jedoch nicht, nur einfach die Namen anzuführen; dazu ijt durchaus nothiwendig, 
ebenjo wie dies Phillips gethan hat, auch Stand und Wohnort anzugeben, 
denn ein großer Theil der nicht durchgefommenen Kandidaten ift auswärts nur 
wenig befannt, und die nackte Anführung der Namen ift nur zu geeignet, Mib- 
verftändnifje hervorzurufen. Auch Liebfnecht hat in feiner mehrfach citirten 
Reichstagsrede die vollitändige Anführung jämmtlicher Berjonen, welche Stimmen 
empfangen haben, mit Name, Stand und Wohnort verlangt. 

Von mehr untergeordneter Bedeutung tt, daß bei jeder Wahl, welche 
nicht im allgemeinen Wahltermin vor jich ging, außerdem auch das Datum 
vermerkt wird, denn ſonſt it es nicht möglich, die auf die Wahlen Bezug 
habenden Heitungsnotizen 2c. mit den Mittheilungen der amtlichen Statiſtik zu 
vergleichen. Gerade auf diejer DBergleichbarfeit beruht ein Haupttheil bes 
Werths, den die amtliche Wahlitatiftif 3. B. für die Arbeiten der Zeitungs: 
redaftionen und politischen Schriftiteller" haben fünnte. 

Sollte das Kaijerliche Statiftijche Amt es ermöglichen, unter Benugung 
der vorjtehenden, jedenfall® auf guter Vertrautheit mıt dem Stoff beruhenden 
Winke eine wirflich werthvolle Statijtif der kommenden Neichstagswahlen 
ichaffen, jo würde jich dasjelbe den aufrichtigften Danf der weitejten Areite, 
ohne Unterjchied der Barteiftellung, eriverben und die lange Reihe jeiner rühm— 
lichen Arbeiten um eine neue, wichtige vermehren. 


9 Indem ih mich darauf beſchränkte, diejenigen Stimmenempfänger nachzuprüfen, | 
welde die amtliche Statiftit als von unbeitimmter Parteiftellung aufführt, zu welchem Zwed 
ich mich mit brierlichen Anfragen direft an diefelben wandte, habe ich ermittelt, daß folgende 
ee. auf die Stimmen abgegeben worden find, zu Unrecht in der Rubrik ‚Unbeftimmt“ 

guriren: 

a) Rentier Sauermann in Münden, Oberpfalz 2, 49 St., Deutihe Volkspartei. 

b) Brauer Diet! in Baumburg, Oberbayern 8, 36 ©t., Gentnum. 

ec) Grundbefiger Joſeph Grzegorski in Stolodziejewo- Colonie (jet Paluſchin ge 

nannt), Bromberg 4, 48 St., Volniſche Voltspartei. (Die Rolniiche olfspartei iſt 
auch ſonſt in der amtlichen Statiſtik ſchlecht weggelommen, indem in Poſen 
(Stadt) 1869 Stimmen, welche auf Dr. Szymanski fielen, nicht einmal in der 
Note als zur Bolniichen Volkspartei gehörig bezeichnet worden find.) 

Redakteur Dr. Raßinger in Walchſtadt am Wörthiee, Niederbayern 5 mit 2606 
Stimmen, in der amtlichen Statiftit als unbeitimmt aufgeführt, was in einer Note = 
„terital- fozial“ erläutert wird, mwiderfpricht dem entichieden, da er in Oppofition gegen das 
Centrum aufgeſtellt geweſen ſei. Wie lommt übrigens der betreffende Sekretär des Statiftiichen 
Amts dazu, den Bauernbund, auf welchen in 19 baverijchen und einem württembergiſchen 
Mahltreite 66298 Stimmen erhielt, und die in 12 bayrifchen Wahlkreiſen — I 
partiulariftiichen Stimmen, welche jämmtlich auf Redakteur Dr. Sigl entfielen, unter die 
Aubrit „Unbeitimmt” zu bringen? Mindeitens hätten diefelben unter die Rubrik „Andere 
Parteien“ gehört. > 

Die Gefammtzahl der auf Kandidaten unbejtimmter Barteirichtung entfallenen Stimmen 
hätte jich dann in der Generalüberficht für das ganze Reich von 110998 auf 355% B 
mäßigt, und davon hätten noch die unter a, b und e erwähnten Heinen Beträge —* Abzug 
zu kommen. 
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Finleitung. 


Eine ſcheinbar neue Phaſe in der modernen Staatsentwidlung iſt die 
Betheiligung des Volkswillens an der Staatsleitung ; — jcheinbar neu, obgleich 
die Staatsbildung jelbjt, — eine unmittelbare Willensäußerung — nur dem 
Willen eines Volkes entkeimen kann: dem Willen, fich zu einer beftimmten 
Gemeinschaft und Gemeinjamkeit von Lebensführung und Lebensinterefjen, welche 
über das Machtgebiet der Einzelwirkſamkeit hinaus gehen, zufammenzufchließen. 
Kein Staat, weder die kleinſte Republif, noch die größte Monarchie ijt ohne 
eine vorgängige Aeußerung des Bolkswillens denkbar, jei diejer num auf ge: 
meinfames Handeln, oder auf Unterwerfung aller unter den Willen eines er- 
forenen Führers gerichtet. Und dennoch hat die hiſtoriſche Entwidlung als 
das Rejultat von hundert im Laufe der Zeiten gegebenen und fich ergebenden 
Faktoren ſowohl bei den Halb wilden, wie bei den SKulturvölfern zum ftetig 
fortfchreitenden Wachsthume einer Einzelherrfchaft und zur Anerfennung des 
monarchiſchen, ja zum Theil, je nach Anlage des Vollscharafter® und der 
Herriherdynaftien, des abfolutijtischen Brinzipes geführt, jo daß die urfprüngliche, 
bewußte und gemwollte Theilnahme des Volkes am Staatszwede und an den 
Staatszielen dem Gedächtniſſe der Maſſen entjchwinden konnte, um einer 
paffiven Unterordnung unter die Führung und den Willen der Mächtigen 
zu weichen. 

Trotzdem aber ift der Gedanke von der Volfsfouveränetät zu Feiner Zeit 
aus der Welt gejchwunden. War er dem naiven Gefühle nicht länger das 
jelbitverftändliche und in die Praxis umgejeßte Gemeingut, fo griffen doch die 
Spekulationen und Theorien von Denfern und Philoſophen immer wieder auf 
ihn zurüd, oder führten zu ihm hin, er glich einer nie verlöfchenden Yadel, 
die von Hand zu Hand gereicht wird, einen langen, mühjeligen Gang harter 
Kulturarbeit erhellend, bis fie nach Erreihung einer breiten, hochgelegenen 
Plattform frei und ftrahlend in die Weite leuchten kann. Hier jchüchtern und 
vereinzelt, dort Fräftiger und allgemeiner hervortretend, zieht ſich durch die 
ältere und neuere Literatur die Forderung: mo nicht die voluntas, jo mindeftens 
die salus populi als suprema lex des Staatsgebildes anzuerkennen, eine bald 
fluthende, bald ebbende, aber niemals verfiegende Gedanfenwelle. 

Thomas von Aquino und Marſilius von Badua und die be: 
cheidenere Figur eines Magifter Manegold von Lauterbach erjcheinen wohl 
in dem zu Ende gehenden Mittelalter al3 die letzten verflingenden Stimmen, welche 
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noch im Volkswillen die höchſte ausschlaggebende Inſtanz im Staate erkennen, 
die er in den Republiken des römischen, griechiſchen, germanifchen Alterthumes 
geweſen war, aber fie leiten, wenn auch vereinzelt und troß einem Macchia— 

velli, den Weg zu jener gejchlojienen Reihe von Staatsrechtsphiloſophen, 

deren Denken und Forichen in fajt allen Ländern, in England, Schottland, 

Holland, Frankreich, Italien, Spanien, Deutfchland ) aus dem reichen, frucht- 
baren Boden der Renaifjance- und der Neformationgzeit die Anregungen jchöpfte 
zu der neuen Auffafjung des Staatslebens, tie jie ſich bis auf unjere Zeit 
fortentwideln jollte. Laien, proteftantifcher und Fatholifcher Klerus waren in 
der Aufjtellung der Thefen vom fouveränen Volfe gleich eifrig und fruchtbar 
und was immer für verftedte und Eirchenpolitifche Ziele die theologiichen und 
beſonders die jefuitiichen Schriftfteller getrieben haben mögen: ihre Dogmen find 
darum nicht minder in Philojophie und Politif und Staatswijjenichaften hinein= 
gedrungen und Haben Schule gemacht bei den Naturrechtsphilofophen, den 
Encyelopädiften und in den großen NRevolutionen der modernen Völker. 

Die Theorien eines Hoofer, Locke, — um von ihren Fleineren und 
mwifjenschaftlich minder abgeflärten Vorläufern und Trabanten zu jchweigen, — 
eines Mariana, Althufius, Suarez, Grotius, Spinoza, Mon: 
tesquieu und endlich eines Roufjeau, Mirabeau, Kant, Fichte haben 
ihren Einfluß auf die gewaltigen und gemaltjamen Umwälzungen der modernen 
Staaten in den Jahren 1649, 1688, 1789, 1830 und 1848 ausgeübt und 
haben dem Prinzipe von den angeborenen und unveräußerbaren Volksrechten 
fajt überall die praftiiche Sanftion erobert: fajt allen Kulturnationen iſt heute 
die Mitwirkung und Vertretung in ihrer Regierung gefichert durch das mehr 
oder minder allgemein umd direkt ausgeübte Stimmrecht. 

Wohl fehlt es noch heute nicht an erbitterten Gegnern der jugendlichen 
Suftitution und an reaftionären Beitrebungen gegen fie. Wohl möchte man 
zu ihrer Bekämpfung Waffen jchmieden aus allen Mißbräuchen, allen Aus— 
wiüchjen, allen Unzuträglichfeiten, die, wie jedem Jugendalter, auch der Jugend 
diejer Inſtitution unverkennbar anhaften, aber zu tief ift in das Bewußtſein 
der Menjchheit die Erfenntniß ihrer fouveränen Rechte jchon eingedrungen, als 
daß auch jelbjt der gewiljermaßen berechtigte Vorwurf einer Herabwürdigung 
jolher Rechte unter das Joch von niedriger Interejjenvertretung da8 Dogma 
von der Nechtsherrichaft im modernen Staate und dem Genojjenjchaftsprinzipe 
der Staatsbürger wieder vernichten oder erjchüttern fünnte. — Neue Formen 
werden erjonnen, auf Abhilfe für das Mifliche wird gedacht, Neformen werden 
erjtrebt werden und find bereits vielfach in der Bildung begriffen, aber den 
Gedanken von dem Rechte und der Pflicht aller Bolfsgenofjen, an dem Ge: 
meinfamen und jeiner Verwaltung aktiv fich zu betheiligen, wird die nächſte 
Zukunft nicht wieder preisgeben, jfondern im Gegentheile im Ausbau des Er- 
rungenen ihre Aufgabe erbliden. 

Unter unjeren Augen hat ſich alſo der Zirkel einer jener großen Spiralen 
gejchlofjen, in deren Kreifen fich, nach Goetheſchem Worte, der Fortfchritt der 
Welt bewegt. Urjprung und Schluß einer und derjelben Inftitution liegen in 
verschiedenen Erjcheinungsformen vor uns, während der Werdeprozeß, der von 
einer zur anderen gejührt hat, fich unjeren Bliden zu entziehen, ja, bei vielen 
Völkern überhaupt zu fehlen jcheint, indem jie von anderen Nationen als fertiges 





') Deutichland ift nur mit einem einzigen Namen, allerdings mit einem tüchtigen, — 
Johann Althuſius, — in dieſer Schaar vertreten. 






und Vratis der Volfsvertremg in England. 50 


Produkt entlehnten, was fich in ihrem eigenen Staatsleben anjcheinend nicht 
organisch vorbereitet und entwidelt hat. Der Volfsftaat, das Volk im Rathe 
it Hier wie dort die Grundlage; die Art, wie der Rath gehalten wird, hat 
gewechſelt. Damals: die Haren Ziele und die fich jelbit ergebenden Mittel, 
die Heinen, leicht überjehbaren Verhältniſſe und die einfachen Einrichtungen, 
ihnen zu begegnen, einer eben erwachenden Kultur; heute: der mächtige Apparat, 
die vielgliedrigen Imjtitutionen, die alle Zonen umſpannenden Intereſſen und 
in’3 Unendliche differenzirten Bedürfniſſe der modernen Gejellichaft — bedingen 
auch proportionale Gegenfäge in den Formen der Willensäußerung der Volks— 
genofien. Heute wie damals lebt das Bewußtſein der Intereſſengemeinſchaft 
im Bolfe. Was damals die Einzelkräfte, bedeuten heute vielleicht nur noch 
ganze Klaſſen, Stände, Genojjenjchaften, aber fie alle wuhten und willen, daß 
ihre Eriftenz von der Gejammteriftenz untrennbar ijt, daß die Sträfte, welche 
jie im Dienfte der Allgemeinheit verausgaben, zu ihnen als Quellen der eigenen 
Subjijtenz zurüdjtrömen und daß umgekehrt feine Einzelkraft mißbraucht werden 
darf, ohne daß die Gejammtkraft in gleichem Maße geichädigt werde. 

Was aber damals möglidy war, ijt heute der Form nad unmöglich 
geivorden. Uns find aus Ddichterifchen und hiſtoriſchen Ueberlieferungen Die 
primitiven Rathsverfammlungen der Urvölfer genugfam befannt: Homer 
fchildert ung die Griechen, Livius die Römer, Tacitus die Germanen, wie 
fie zu Hunderten, zu QTaujenden, nach yamilien, nah Stämmen, nach ganzen 
Völkern unter freiem Himmel, an beiligen Orten und an Gerichtjtätten zus 
fammenjtrömen, die gemeinfamen Gejchäfte zu berathen. Ueber Krieg und 
Frieden, über Wanderung, Siedelung und Gütervertheilung bejtimmen, die 
Führer und die wenigen Beamten wählen, über Streit und Mijjethaten zu 
Sericht jißen, einfache Sagungen und Gebräuche feititellen und den urſprüng— 
lichſten Rechtsgeſchäften Sanktion verleihen: das alles lag im Bereiche der 
Fähigkeiten jolcher naiven VBerfammlungen, und die Gemeinfamfeit und Deffent- 
lichkeit aller diefer Vorgänge war ein umentbehrliches Agens der Disziplin, 
der Kräftigung, des SFortjchrittes in den feimenden Staatenbildungen. Die 
modernen Nationen jedoch, die nach Millionen zählen und völlig außer Stande 
wären, auf diefem direkteſten Wege ihren Staatshanshalt und feine weit— 
verzweigten Funktionen zu verwalten, mußten ein eigenes Organ als Ausdrud 
des Maſſenwillens jchaffen, gleihjam einen Ertraft der Volkskraft darzuftellen 
fuchen und fie löften diefe Aufgabe durch das Mittel der Repräjentation. 

Ob diejes Injtitut älteren oder jüngeren Datums jei, ſteht nicht feſt. Ein 
alter Schriftiteller, der ſelbſt noh Einfiht nahm in die Verhältniſſe von 
Bölkern, welche die Grenze der hiſtoriſchen Zeit faum überjchritten hatten'), 
will es ſchon in vorgefchichtlichen Ueberlieferungen in fertiger, präziſer Form 
vorgefunden haben, aber mag es nun wirklich in diejer fernen Periode, oder 
nur in der eigenen Zeit des alten Hijtoriographen wurzeln, fein Dajein tit 
feit Fahrhunderten erwiejen, obwohl es erjt in neuerer Zeit in weitem Umfange 
im Staatswejen Anwendung findet und demgemäß auch über die rohejte Urform 
bisher faum Hinausgewachjen it. Denn zum Ausdrude ihres Berhältnijjes 
zum Stammförper hat die Nepräfentation bis heute in der Hauptjahe nur 
das auf den Zufall angewiejene, unorganiſche und jterile Medium der Zahl 
gefunden und erjt die allerlegte Zeit giebt Zeichen einer feimenden Entwidlung 
und eine® Sucens nad) organijch lebensfähigen Formen. Lohnend dürfte es 


») Huchbald, der Biograph Lebuins. 
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jein, Ziel und Richtung dieſer knoſpenden Triebe zu erfunden, lohnend aber 
auch, den vorhandenen Spuren nachzugehen um der Quelle nahe zu fommen 
und den Weg zurück zu verfolgen, welchen das Inftitut der Nepräfentation 
bisher durchmejien hat, dieſes einflußpolle und im Gtaatsleben der Zukunft 
reichjte Bethätigung verheißende Organ der Völferintellefte. 

Wie ſchon angedeutet, ijt der Uebergang von der alten Volksgemeinde 
zur modernen Volfsvertretung, von der alten Efflefia zum modernen Parlamente 
in den wenigjten Staaten ein allmählicher; wir gewahren meiften® die moderne 
Proris als ziemlich unvermittelt aus heftigen politiichen Umwälzungen ent- 
jpringend und aus einer längeren Periode völliger politiicher Paſſivität der 
Völkermaſſen höchſtens durch die Theorie von weiter her eingeleitet und vor— 
bereitet. Nur ein Staat blikt zurück auf eine langſame fyftematische Aus— 
gejtaltung und ein jtetiges Wachsthum eben diejer Inftitution, welche unjere 
Aufmerkfamfeit feſſeln joll, ein Staat, der durch die Gunft feiner ijolirten 
Yage und Durch feine Scharf ausgeprägte Volfsindividualität in gleichem Maße 
prädejtinirt erjcheint, ein klaſſiſches Mufter für den unentwegten Ausbau und 
die ſyſtematiſche Entwicklung eines innerftaatlihen Organismus und gejunder, 
lebensfähiger, einheitlicher Verfaſſungsfformen abzugeben, wie das alte Rom 
ein für alle Zeiten und Verhältnifje vorbildliches Meifterwerf auf dem Gebiete 
des BZivilrechtes gefchaffen hat. Diejer Staat ift England, im engften Sinne 
verjtanden, d. h. abgejehen von feinen überfeeiichen Kolonien, abgejehen auch 
von feinen unterworfenen Nachbarjtaaten Echottland und Jrland, deren gleich 
glüdlicher Entwidlung befanntlich durch harte Ausnahmegeſetze lange Zeit die 
Lebensadern unterbunden worden find. 

England mit feiner durchaus ariftofratisch gefärbten Verfaſſung hat dennoch 
jeit dem früheſten Mittelalter dem Wolfe ſelbſt eine wichtige Stimme in allen 
Regierungsfragen zugebilligt und dem Volke ging verhältnigmäßig früh das 
Verftändniß dafür auf, daß es in jeinen Repräfentanten und in — alt⸗ 
hergebrachten und verbrieften Rechten einen mächtigen Hort ſeiner ohlfahrt 
und ſeiner Macht beſitze, es wachte mit Eiferſucht und Sorgfalt über ſeinen 
parlamentariſchen Privilegien und Gepflogenheiten. Dieſer Umſtand hat die 
glückliche Folge gehabt, daß uns verhältnihmäßig reiches Material in der Form 
von unanzweifelbaren Dokumenten über die Entwidlung des Repräfentationss 
ſyſtemes Auskunft giebt, dergleichen uns fein anderes Land in annähernd 
gleichem Umfange zu liefern im Stande ijt, ſchon weil fein anderer Staat 
den gleichen langjamen, aber ftetig wachſenden Werdeprozeß im Bezug auf 
Bolfsrepräfentation durchgemacht hat, wie England. 


Yitteratur: 


Ntemble: The Saxons in England, Yondon 1879. Deutih von Brandes Lpzg. 1849. 

Miltins: Leges Anglosaxoniae, Yondon 1721. 

NR. Schmid: Geſetze der Angelſachſen, Lpzg. 1833. 

Lappenberg: Geſchichte von England, 3 Bde, Denkurg — fortgeſetzt v. Pauli. 

Stubbs: Constitutional History of Engl: ind, 2 Bbe., 

Stubbs: Select Charters, 1874. 

Aymer: Foedera, conventiones, literae ete., 6 Thle. in 3 Bon., (1066—1391} 
London 1816—80. 

Rrunne: Brief Register, Calendar and Survey of Parlamentary Writs ete, 4 Boe- 
London 1654. 

ESpelman: On Parliaments. Werte 2, ®d., Yondon 1727. 





und Praxis der Wollsvertretung in England. 503 


Hody: On Convocations, London 1701. 

Rarry: The Parliaments and Couneils of England, London 1839. 

pttleton: The History of Henry II, London 1767. 

®radn: History of England, Yondon 1635 und 1700. 

®Pinterton: History of Scotland. 

$ardiner: Constitutional Documents ofthe Purit, Revolution 1628—1660, Orford 1889, 

®ardiner: History of the Commonwealth 1649—1660 Bol. I. Yondon 1894. 

Gneiſt: Engliiche Verfatiungsgeichichte, Berlin 1882. 

Cox: On Ancient Elections, Yondon 1828. . 

Hallam: Zuftand Europas im Mittelalter Bd. III, überfeßt von Salem, Lpzg. 1821. 

Hallam: Geihichte der Engl. Verfaſſung 3 Boe. überlegt v. Nueder, Ypig. 1820, 

Meremwether k Stephens: History of Boroughs and Municipal Corporations, 3 Bde. 
London 1835 

Thom. Burton: A, Diary, 3 Bde. London 1828, 

Guizot: Histoire du Gouvernement reprösentatif, Paris 1851, 2 Bde. 

Ries: Geihichte des Mahlrechtes zum engliihen Parlamente im Mlittelalter, Lpzg. 1885. 


tapitel 1. 


Eine Kritif der Wahlverordunngen aus der Zeit der Bürgerfriege und der 
Republik 1642 — 1660. 


I. Die Bedeutung des Parlamentes in England. 


8 1. Den Höhepunkt der jelbjtbewußten Kraft des Volkswillens und 
feiner thatjächlichen Ausübung der höchſten Gewalt bezeichnet die Zeit der 
großen engliichen Verfafjungsjtürme in den beiden legten Dritteln des 17. Jahr: 
hunderts. Nach langen einleitenden Neibereien zwijchen Königsthum und 
Bolfsvertretung, jchon jeit der Regierungszeit des Hauſes Tudor, obgleich 
immer noch durch die glänzenden Erfolge der äußeren Politik gemäßigt, 
zeitigte der noch gejteigerte Herricherjtolz der Stuarts eine wachjende Er- 
bitterung in beiden Häuſern des Parlamente. Wennfchon religiöfe Motive 
zu Ddiefer hochgradigen Erregung die wirfungsvolliten Fermente lieferten, fo 
ewann doch unter diefer Dynaftie ganz umverfennbar das Empfinden einer 
ollifion von Staats- oder Gemeininterefie mit einem willkürlichen Einzel- 
regimente an Raum und zunächit ein paſſiver, jpäter ein aftiver Widerftand 
gegen den erfannten Feind der Volksfreiheit bildete fich heraus. Schritt für 
Schritt gewinnt die Idee Boden, daß über der füniglichen Gewalt, wie das 
Volkswohl, jo der Volfswille jtehe. Bon der verhältnigmäßig demüthigen 
und bejcheidenen Haltung der Petition of Right vom 7. Juni 1628, 3. Car. 
I. e. 1.') umd der äußerjt hochfahrenden Gegenanfprache des Königs drei 
Wochen darauf, 26. Juni 1628°), bis zu der dritten Antwort des Königs auf 
die Propofitionen von New:Gajtle”) und der Parlamentsafte, welche die Er- 
richtung eines Gerichtshofes für den Prozeß gegen „Charles Stuart, the 
. now king of England“ *) anordnet, hat jich im Bewußtjein der beiden Streitenden, 
bejonders aber des PBarlamentes, eine mächtige Menderung vollzogen, die — 
mag auch Gardiner der Ueberzeugung jein?), daß Republik und Proteftorat 
eine ephemere Schöpfung der Armee waren und daß die Berfaflungsentwürfe | 


!) Statutes of the Realm v. 
Gardiner: Const. Doc. 
°) ebenda ©. 227. 

* ebenda S. 268 

5, ebenda, ©. LXVI. 
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der Republik „nur akademiſche Studien waren, interejjant, als in vieler Hinficht 
die fonftitutionelle und politische Entwicklung Englands und der V. St. von 
Nordamerika vorausahnen laſſend, aber doch gänzlich unfähig, ſich das Be— 
wußtſein der Zeitgenofjen geneigt zu machen“, — eine durchaus bleibende 
geworden ijt. Denn man darf nicht vergejien, daß auch die Reftauration, ſowohl 
die Rüdberufung des Königs, wie die Annullirung der republifanifchen Ver— 
fafjungsaften und die MWiederheritellung der alten Zuftände ein freiwilliger 
Akt des Parlaments war, ebenjo, wie es ein paar Jahrzehnte jpäter wiederum 
zu der Maßregel der Entfernung einer nach allgemeiner Ueberzeugung untaug- 
lihen Herricherfamilie und der Berufung eines neuen Königs jchritt. Das 
englifche Parlament und fpeziell das Unterhaus hat jeit dem Jahre 1648 das 
Bemwußtjein feiner ausjchlaggebenden Stellung im Staate nicht wieder verloren, 
es wird fich alfo verlohnen, zu erforschen, welche Kreiſe des Volkes hinter 
diefem mächtigen Repräſentantenkörper jteben. 

Die öffentlichen Akten diefer Periode beichäftigen fich nicht in hervor— 
tretender Weiſe mit Wahlvorichriften und auch unter der Herrichaft der Republik 
jehen wir binfichtlidy des Wahlrechtes feine einjchneidenden Veränderungen vor 
fih gehen, nicht einmal verfucht werden. Keine Forderung nach einer Er: 
weiterung der Wahlrechte wird aufgeitellt, feine Ausdehnung derfelben auf 
jeden Staatsangehörigen verlangt, obwohl wir willen, daß nach diefer Richtung 
hin gewiſſe und wmwahrjcheinlich ziemlich enge und ziemlich ungleiche Grenzen 
gezogen mwaren, die erjt in unferem Jahrhunderte durch die jogenannten Reform 
bill, 3. Will. IV. und 30. Viet. erheblich erweitert und einheitlicher geregelt 
worden jind. 

II. Die Akten unter den Bürgerkriegen. 
A. Die Triennial-Ufr, äußere Faſſung. 

52. Dennoch finden wir in einigen diefer Aften die Frage der Wahl: 
fähigkeit und der Wählbarfeit berührt und werden fie auf ihren Inhalt prüfen. 
Die jogen. Triennial-Akt vom 15. Februar 1641, 16. Car. I cap. 1') be- 
Ihäftigt ji) mit der Anordnung periodijch regelmäßiger Einberufungen des 
Barlamentes, welche bis dahin gänzlich im Belieben der Krone gejtanden 
hatten. Es wird feſtgeſetzt, daß das Parlament in Zwiſchenräumen von höchſtens 
. 3 Jahren ipso jure zu tagen habe, aud ohne Einberufung von Seiten des 
Königs. Sofern die bez. Ausſchreiben durch den König nicht erfolgen, ſollen 
auf Grund von alsdann ex officio zu erlajjenden Defreten des Lord Kanzlers 
die Berufungen zu beiden Häufern des Parlamentes gejchehen, event. des Lord 
Siegelbewahrers oder deſſen Stellvertreterd; fall auch dieſe ausbleiben, auf 
Grund von Dekreten, zu deren Ansfertigung und Unterfiegelung im Namen 
der kgl. Majejtät ein Kollegium von mindejtens zwölf Peers des Oberhaufes 
ermächtigt fein foll, welches bei folder Sachlage ipso jure zujfammenzutreten 
bat. — Dieje durch irgend eine der genannten Kompetenzen zu erlajjenden 
Writs jollen die Sheriffs der verjchiedenen Graffchaften, Städte und Burgfleden 
von England und Wales, den Kommandanten des Schlojjes zu Dover, als 

Lord:Warden der Fünf: Häfen, oder feinen Stellvertreter für die laufende Zeit, 
den Bürgermeifter und die Bailiffs von Berwid am Tweed und alle und jede 
anderen Beamten und Perfonen, an welche Wahldefrete gerichtet zu werden 
pflegten, anweiſen, nad) genauer prägifirten Normen die Wahl von Rittern, 
Bürgern und Baronen in den genannten Wahlkörperjchaften zu veranftalten. 





", Statutes of the Realm vol, 54. 
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Sub IV. und V. der Akte find die näheren Wahlbejtimmungen angegeben 
und zwar in einem Wortlaute, welcher mancherlei Rommentirungen nicht nur 
erwünscht, ſondern jogar nöthig erjcheinen läßt, weßhalb eine möglichit getreu 
überjegte Anführung der Hauptpunfte geftattet jei. 

Nr. IV: „... . fei es beitimmt, daß die verichiedenen und bez. Sheriffs 
der verichiedenen und bez. Grafichaften, Städte und Boroughs von England 
und Wales und die Kanzler, Magilter und Schüler beider Univerfitäten und 
der Bürgermeifter und die Bailiffs des Borough Berwick a/Tmw. in den ver: 
chiedenen für ihre bezw. Grafichaften, Univerſitäten, Städte und Boroughs ab: 
zubaltenden oder anzujeßenden Gerichtstagen und Stellen veranlajien, daß für 
ihre betr. Grafichaften, Univerfitäten, Städte und Boroughs jolche Ritter, Stadt: 
und Fleckenbürger (— citizens and burgesses ') —) und von jolchen Perſonen 
und in jolcher Weile gewählt werden, als wenn die verjchiedenen und bez. 
Ladungsichreiben zum Parlamente unter dem großen Siegel erlafien und be= 
fchieden wären. Und jalls Jemand von den verjchiedenen Sheriffs oder den 
Kanzlern, Magiftern und Schülern der Univerfitäten, oder der Bürgermeijter 
und die Bailiffs von Berwid nicht vor 10 Uhr Morgens desjenigen Tages, 
an welchem die verjchiedenen und bez. Gerichte und Stellen für ihre ver: 
ſchiedenen und bez. Grafichaften, Umiverfitäten, Cities und Borougbs abgehalten 
und angejegt werden jollen, — gemäß dem Gimme dieſes Gejeges beginnen 
und vorgehen mit der Anordnung von vorzunehmenden Wahlen von Nittern, 
Eitizens und Burgeſſes, ihrer genannten Grafichaften, Univerfitäten, Cities und 
Boroughs, wie oben gejagt, dann follen ſofort und ohne weitere Anweiſung 
und Vollmacht die Freiſaſſen jeder Grafichaft und die Magijter und Schüler 
jeder Umiverfität und die Citizens und Burgeſſes und die anderen, welche ir 
folcher bez. Wahl Stimmen befigen in jeder Univerjität, Grafichaft, City und 
Borough, welche, wie oben gejagt, an den genannten abzubaltenden und an— 
zujetenden Gerichten und Stellen verſammelt find, mit der Wahl jolcher Ritter, 
Eitizens und Burgeſſes in folcher Art vorgehen, wie e8 in Fällen von erlaſſenen 
und bejchiedenen Yadungsichreiben üblich ift. 

„V. Und es jei weiter bejtimmt, daß die verjchiedenen und bezw. Sheriffs 
ihrer verjchiedenen und bezw. Grafichaften und der Commandant des Schlofjes 
Dover ala Lord Warden der FünfsHäfen, oder fein Stellvertreter für die 
laufende Zeit nach dem genannten 23. Januar und vor dem 8. Februar ihre 
Borjchriften erlaſſen und befördern ſollen an die verjchiedenen und bez. Cities 
und Boroughs innerhalb ihrer bezw. Srafichaften und gleicherweife an die bez. 
fünf Häfen und ihnen befehlen, bez. Wahl zu vollziehen von jolchen Gitizens, 
Baronen und Burgeljes, welche zu der obengejagten Zeit und Stelle im ges 
‚nannten Parlamente dienen fünnen: welche genannten Cities, Fünf-Häfen und 
Boroughs beziw. vor dem legten Tage des genannten Monates Februar jolche 
Eitizens, Barone oder Burgeſſes wählen jollen, wie wenn ꝛc. . . .“ Weiter 
unten: „und falls feine folche Vorjchrift, bezw. innerhalb der hier begrenzten 
Zeit an die genannten Cities, Fünf-Häfen und Boroughs gelangen wird, oder 
falls eine Vorſchrift kommen und daraufhin feine Wahl veranitaltet werden 
wird, vor dem legten Tage des Februar, — daß dann die verichiedenen Citizens, 
Burgeſſes und anderen Perjonen, welche Citizens, Barone und Burgefjes zum 


) Da ums im deutichen der genaue Begriff von city, borough, citizen und burgess 
mangelt, fei es geitattet, diefe Worte künftig in der Urſprache zu bringen im Intereſſe einer 
genaueren Untericheidung. 


ed by Google 
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Parlamente zu wählen und entjenden haben, am eriten darauffolgenden Dienstage 
im März Wahl veranftalten jollen von folchen Citizen, Baronen und Burgejjes, 
wie wenn ein Ladungsichreiben ꝛc. . . .. “ Sodann: „und die Sheriff? und 
anderen Beamten und Perjonen denen es zufommt, jollen von ſolchen Wahlen 
Berichte ausfertigen und die Berichte annehmen und zulajien gleicherweije, wie 
wenn Ladungsjchreiben zc. . . . .“ „und bei Verfehlen der Sheriffs und an— 
deren bez. Beamten durch Nichtausfertigung, bez. Nichtannahme jolcher Berichte 
ſoll es gejeglich fein für die und von den verichiedenen Freiſaſſen und anderen 
Perſonen, welche gewählt haben, über die von ihnen gewählten Ritter, Citizens, 
* Barone und Burgeſſes Berichte auszuftellen, welche für alle Zwede und Ziele 
jo gut und wirkſam jein jollen, wie wenn der Sheriff ꝛc. . ... — 

Gegen Widerſetzlichkeit und Hintertreibung dieſer Vorſchriften wird Strafe 
gemäß dem Statute of Provision and Premunire, 16. Ric. II, ſowie Verluſt 
bürgerlicher Nechte angedrobt; Wahlunterlajjung joll den betr. Gemeinden je 
nach ihrer Bedeutung erhebliche Geldbußen zuziehen, — bis zu 1000 £. 


Prüfung der Beftimmungen der Akte. 

8 3. Dieje Akte jagt uns bei näherer Betrachtung mancherlei. Zunächſt 
ift Schon äußerlich durch die Subjumirung unter zwei Ziffern einer dem In— 
halte nach mwejentlich gleichen Verordnung die Adreſſe an zwei Wählergruppen 
wahrnehmbar. Nr. IV geht an Sheriffs der Grafichaften, Cities und Boroughs, 
an Kanzler, Magifter und Schüler der Univerfitäten und an den Bürgermeifter 
und die Bailiffs von Berwid am Tweed, als an diejenigen, welchen die Ver— 
anjtaltung von Wahlen obliegt. — Nr. V. dagegen wendet fih als zu den 
mit der gleichen Funktion betrauten, wiederum an Sheriff verjchiedener Graf: 
Ihaften und an den Kommandanten des Schlojies Dover, als Lord Warden 
der Cing= Ports. 

Die erjteren haben Wahlen anzuordnen in ihren bez. Grafichaften, Unis 
verjitäten, Cities, Borough und zwar auf abauhaltenden Gerichtstagen und 
an anzujeßenden Stellen, die legteren haben furzweg Vorſchriften zu erlajien 
an Städte und Boroughs in ihren Srafichaften und an die fünf Häfen mit 
dem Befehle, Parlamentswahlen zu vollziehen, ohne daß über die näheren 
Umſtände derjelben etwas bemerft wird. 

Bei der Citation sub IV. find die Wähler einmal als „Solche Perjonen“ 
bezeichnet, deren Qualififationen augenscheinlich als befaunt vorausgejeßt werden 
und weiter unten ala Freiſaſſen, Magijter und Schüler jeder Univerjität, Bürger 
und „andere, welche in folder Wahl Stimmen befigen“; die zu Wählenden 
fünnen fein: Ritter, Citizens, Burgejjes. — Unter V. find wahlberechtigt Die 
Etädte, Boroughs, Häfen, ohne daß von einzelnen Wählerflafjen die Rede iſt 
und wählbar find Citizen, Barone, Burgefies. 

Die peinlich minutiöfe Redaktion der ganzen Akte gibt genugſam Grund, 
hinter jeder Eleiniten Tertdifferenz und hinter den geringiten Wortverfchiebungen 
der an und für ſich jo ähnlichen Formeln beider Nummern bedeutjame Hin— 
weile auf wejentliche Berjchiedenheiten im Wahlmodus mehrerer Kategorien von 
MWahlkörpern und Wählern zu vermuthen. 

Einberufer find unter IV. Eheriffs, Bürgermeifter und Bailiff von Ber- 
wid, Kanzler, Magifter und verwunderlicherweife auc Schüler der Univerji= 
täten. Daß in Bezug auf letztere nicht etwa ein Irrthum oder Yapfus vor: 
liegt, jagt einestheils die überlegte Wiederholung derjelben Ausdrüde in der: 
jelben Anordnung, anderntbeils die Schon hervorgehobene ungemein forgfältige 
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Abfafjung der Akte überhaupt und endlich erhellt die vollbewußte Abfichtlich- 
feit aus der dritten Erwähnung der akademischen Wahlförper, da, wo von den 
ohne Wahlvorftände, allein durch die berechtigten Wähler zu vollziehenden Wahlen 
die Rede iſt und wo nur noch Magifter und Schüler, nicht aber die Kanzler 
in Frage kommen, da dieje ja den Borausfegungen nad) als abwejend gedadıt 
find. Daraus it abzuleiten: 

1. daß die Univerfitäten eigene Repräfentanten in's Parlament zu jenden 
hatten; und zwar nicht nur die Lehrkörperſchaft derjelben, ſondern daß 
auch die Studierenden und mie aus einer anderen Acte der Republif 
und aus anderen Dokumenten gezeigt werden wird, auch die Minder: 
jährigen befugt erachtet wurden, vertreten zu jein. 

2. daß die Wahl der Univerfitätsrepräjentanten unter einem ziemlich kom— 
plicirten Wahlapparate vor ſich gegangen zu fein jcheint, da hierbei die 
Mitwirkung des Kanzlers und — wahrjcheinlich in Form eines Aus— 
ſchuſſes — von Magijtern und Echülern als Wahlbeamten oder Wahl: 
follegium, angedeutet ift. 

Auffallend dagegen ift, daß unter den Pepräjentanten, die von den 
Wahlkörpern der Nr. IV zu freiren find, feine entjprechende Kategorie auf: 
geführt wird, welche ausschließlich auf die Uuiverfitäten Bezug haben könnte: 
Nitter, Citizens, Burgefies jollen von ihren genannten Grafichaften, Städten, 
Univerfitäten, Boroughs gewählt werden, aber weder Magifter noch Kanzler 
find als jolche eventuelle Repräfentanten gekennzeichnet. 

Unter IV. find die Wahlen für die Yandbezirke in Verbindung mit einer 
Kategorie von Cities und Boroughs genannt, denen in Nr. V. eine andere 
gegenüberfteht: das Wahlverfahren bei den legteren ijt einfacher. — Die betr. 
fünigl. Beamten, Eheriffs und Lord Warden follen den Cities, Boroughs und 
den Fünf-Häfen befehlen, Wahlen vorzunehmen, ohne da von Wählermaflen 
die Rede ift, man darf aber jchließen, daß die als Wahljubjekte beiprochenen 
Ortſchaften als in ihren mumizipalen und lofalen Verwaltungen perjonifizirt 
gedacht jeien, eine Annahme, zu welcher Thatfachen aus weiter zurücliegenden 
Beiten berechtigen. 

Es hat nämlich unter den einzelnen Städten und Boroughs von England 
von je ein Unterfchied beftanden, der fich unter anderem auch in der Verjchieden- 
artigfeit der Wahlen ihrer Nepräjentanten befundete. Die nachfolgenden Unter: 
fuchungen über die Kreationen einer früheren Periode werden Gelegenheit geben 
zu bejtätigen, was ich mach der vorliegenden Acte Schon auf Grund von äußeren 
Textmerkmalen befürworten möchte, daß nämlich 

die sub V. behandelten Cities und Boroughs als diejenigen, zum Theil 
jehr alten Datums zu betrachten jeien, welche auf Grund von könig— 
lihen Korporationscharten mit königlichen Privilegien, insbefondere der 
(ofalen Gejeggebung ausgerüftet und meist auch zur Zeit ihrer In— 
forporation mit Parlamentsprivilegien ausgejtattet waren; [die ihnen 
häufig nad) ihrer Bedeutung zu der in Rede jtehenden Zeit nicht mehr 
gebührten und daher als anfechtbare Repräjentation von „‚rotten boroughs’* 
— verfallenen Ortichaften — mehrfach heftig bekämpft wurden.]') 

Sch habe allerdinas für dieje Klaſſifikation vor der Hand feine anderen 
Gründe anzuführen, als 

a) die formale Einordnung unter zwei Rubrifen in nächjter Verbindung 


) ®:al. unten The Heads of the Proposals, offered by the Army, ©. 512. 
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mit anderen Wahlförpern, deren Wahlverfahren wir jeweils ziemlich 
klar fejtitellen können; 

b) die ebenfalls differirenden Verordnungen für den Fall der ohne erhaltene 

Vorſchrift zu vollziehenden Wahlen. 

Hiezu iſt nämlich unter V. geſagt, daß event. die Bürger und anderen 
Perſonen, welche „wählen und entſenden ſollen“, denen alſo gewiſſermaßen 
eine Pflicht dazu obliegt, die Wahl vorzunehmen haben, während im gleichen 
Falle sub IV. diejenigen, welche „bei ſolchen Wahlen Stimmen beſitzen“, alſo, 
welche eine Berechtigung dazu aufmweilen fünnen, zur Wahl jchreiten jollen. 

Ausschlaggebend iit nad) diefer Richtung die Behandlung von Berwid a/Tw. 
und den Fünf-Häfen. Die ausdrüdliche Hervorhebung diejes Burgfledens würde 
auf befondere Inkorporation fchließen laſſen, der Wahlaft joll aber dennoch, 
wie bei den offenen Ortichaften durch direktes Verfahren an allgemeinen Gericht3- 
tagen vollzogen werden. Wir miüjjen demnach einen Berjuch machen, Einblide zu 
erhalten in die Berfafjungen der in Gegenjag zu einander gebrachten Gemeinden. 


Verfaſſung von Berwid a/’Tw. 

$ 4. Das verdienjtvolle Werk von Merewether & Stephens zur Gejchichte 
der Städte und Burgfleden') begegnet unjeren Bedürfnijjen mit ausgiebigem 
und forgfältig geordnetem Akten und Thatſachenmateriale. Um mit der let- 
erwähnten Hervorhebung von Berwick a/Tw. anzufangen, fonitatiren wir, daß 
im Jahre 1274, im zweiten Jahre jeiner Regierung, Eduard I. durch eine 
Charte gewährte,?) daß die Siedelung (town, in der alten noch dem angel- 
fähfiichen tun naheftehenden Bedeutung) Berwid a/Tweed ein freier Borough 
jein jolle, die Männer der Burg jollen freie Burgejies jein und alle Privi- 
legien einer freien Burg genießen. Sie follen ferner aus fich jelbit jährlich 
einen Bürgermeijter erwählen, fie jollen eigene Jurisdiftion innerhalb ihres 
Ortes haben, weder die Sheriffs, noch des Königs Bailiff3 ſollen fich ein- 
mischen u. a. — Merewether & Stephens warnen aber ausdrücklich davor, in 
diejer gewährten Charte, welche jpäter jogar noch durch eine neue Charte Eduard’3 11. 
fonfirmirt worden iſt, — ohne weiteres eine Korporationsverleihung zu ers 
bliden. Somit iſt die Einrangirung Berwick's unter die Grafichaften, Städte 
und Boroughs mit allgemeinen Wahlen, während zugleich die Wahlleitung des 
Sherifjs ausgefchaltet wird, verjtändlich geworden. 


Verfaſſung der FünfHafen. 

8 5. Die in älteſter Zeit privilegirten Cinque-Ports mit dem Vororte 
Dover und unter der Vorfteherichaft ihres Lord:Warden genießen ebenfall3 in 
der Akte eine bejondere Stellung, welche wir verjtehen werden, wenn wir 
einen Einblid in ihre Berfafjungen gewonnen haben. Dieſe jämmtlichen Ber: 
fafjungen waren im Wejentlichen glei. Sie theilen mit der City of Yondon °) 
die Eigenthümlichkeit, daß ihre Bewohner ..barons“ genannt werden, ohne daß 
damit irgend welche Zugehörigkeit zu dem Stande der Barone, wenigitens nicht 
in den Zeiten des jpäteren Mittelalters, — bezeichnet wurde.) Wahrjcheinlich 


" M. & St. History of Boroughs and Munieipal Corporations, 3 Bde. London 1835. 

"Wa. 08.1 ©. 528. 

) Durch eine Charte vom 16. Jahrh. m. 1. pars II, Rot. Cart, 

*, Mielleicht ift jedoch eine Neminiscenz an die Geſetze einiger angeljächliicher Könige, 
3 B. Athelſtan Wilkins S. 71) hierin zu finden, welcher einen Kaufmann, nachdem er drei 
Zeereifen gemacht bat, zum thegn oder than — baron in der normanniichen und neuen Bes 
Deutung, ernannte. 
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ift in diefem Ausdrude lediglich fein ganz originärer Sinn zu interpretiven: 
baro (feltiih) = Mann, homo, welcher von den Bürgern der FünpHäfen in 
derjelben Weife angewandt wird, wie verjchiedene andere Städte oder Borough 
ihre Bürger nicht Burgeſſes, fondern traditionell men = Männer nennen, fu 
Huntingdon, Sandwih u. a.!) Im Domesday:Boof find die einzelnen Drte 
der Eing- Ports: Dover, Sandwich, Romney, Haftings, Hythe weder unter der 
Bezeichnung als Fünf-Häfen, noch unter Hinweis auf Ddiefe Verbindung auf: 
geführt, wennſchon ihre befonderen Leiſtungen von Schiffsdieniten an den König 
erwähnt find, welche den Grund ihrer Zuſammenfaſſung und ihrer Privilegien 
bildeten. Noch zwei Häfen Wincheliea und Rye, werden durch Akte Richard's 1. 
den Eing:PBorts gleichgejtellt und gelten binfort als diejer privilegirten Gruppe 
beigejellt. Die Lofalverfafjungen diefer Häfen, Cuſtumals genannt, führen an 
der Spike der Verwaltung einen Mayor mit einem Kollegium von Juraten auf, 
welches in Romney angegeben wird ala „12 Geſchworene, welche die Stadt zu 
wahren und zu regieren haben.“ Die Euftumals von Sandwich geben ung eine aus: 
führliche Schilderung der Bürgermeifterwahl, welche als Zeitbild von Intereſſe iſt. 
„Der Gerichtsdiener bläft dag Gemeindehorn und ruft aus, daß jeder: 
mann von 12 Fahren, oder mehr, nach der St. Clemens Kirche eilen ſoll 
zur allgemeinen VBerfammlung. Wenn Altbürgermeiter, Suraten und Ge 
meinde verfammelt find, fordert der erjtgenannte die Verſammlung auf, zu 
den Wahlen zu jchreiten. Der Bürgermeifter ziebt ſich zurück, nachdem er 
drei ehrenhafte Männer zur Wahl vorgejchlagen hat, welche alle Eingeborene 
der Stadt jein müfjen, denn Fremde jind zum Bürgermeiſter nicht wählbar. 
Die Gemeinde erwählt einen von ihnen.“ ?) 

Ob nun die Parlamentswahlen in gleicher Weije öffentlich vollzogen wor 
den find, oder nur von den Mumizipalbehörden, it aus feiner der mir zu: 
gänglichen offiziellen Aktenfammlungen erfichtlih. Meerewether & Stephens 
jprechen von einer Barlamentsentjcheidung, in welcher „freemen elected and ad- 
mitted by the corporation éte. . . . “ zuläjjig genannt find, ohme fich darüber 
klar augzudrüden, ob unter der Sorporation die gefammte Bürgerichaft oder 
nur ihre Repräjentation im Munizipalkollegium als Wähler verjtanden it, 
denn die Beweiskraft der Stelle foll der Definition des Wortes barons dienen 
und wird nach anderer Richtung weder weiter zitirt noch fommentirt. Das 
Fehlen eben diefes Wortes „barons“ in der Triennial-Aft bei der Aufzählung 
der Wahlpflichtigen: „Citizens, Burgefies und andere Perjonen”, während es 
unter den möglichen Nepräfentanten inmitten von Eitizens und Burgejjes jedes: 
mal gewiſſenhaft gebracht ift, leitet zu der Annahme, daß gleich jo vielen an— 
deren Städten die Sünf-Däfen zum Parlament ihre Abgeordneten zu damaliger 
Zeit mitteljt indirefter Wahlen, d. h. innerhalb des vom Volke ermählten 
jtädtischen Magijtrates, des fogen. select body's, bejtimmten?) und daß ſolche 
Drte fämmtlich unter der Nr. V. der Triennial-Akt zufammengefaßt jeien. 


Verfaſſung der Univerfiräten. 


8 6. Auch in Bezug auf die Wahlen der Umniverfitäten finden wir am 


») Merewether & Stephens am angegeb. Orte, 1. S. 86: „men of the borough, a 
term which we shall constantly find applied in the same manner“ (nämlidy für Bur— 
geſſes) „from the earliest charters to the Tudor dynasty.“ Auch I. ©. 484, f. ıc. 

9 Entnommen aus Merewether & Stepbens a. a. D. I. ©. 534. 

* Ein Verfahren, welches ja heute noch feine Anhänger bat, wie außer aus der viel: 
feitigen Praxis desielben auch aus manden theoretiichen Reformvorichlägen und u. a. aus 
den Vorſchlaägen zur beigiichen Verfaſſungsreviſion eriichtlich ift. 













510 A. Augspurg: Weber die Entftehung 

<itirten Orte werthoolle Auffchlüffe.") Das Nepräjentationsrecht der Univerfitäten 
Orford und Cambridge datirt erjt aus der Zeit Jakob I. Nachdem fie ur— 
ſprünglich al3 durchaus ekkleſiaſtiſche Injtitutionen betrachtet wurden und ihre 
Angehörigen als Klerifer galten, war ihr eigentlicher Plag, feitdem der Klerus 
fih von den Barlamenten zurüdgezogen hatte und in bejonderen Synoden 
tagte, in diefen. Als aber in Folge der Reformation die politifche Bedeutung 
diejer geiftlichen VBerfammlungen dahingeſchwunden war, wurde es als offen- 
bare Härte betrachtet, wenn der Klerus überhaupt ohne parlamentarische Ver— 
tretung bliebe: eine liberale Jnterpretation der Wahlgepflogenheiten führte zur 
Zulafjung der Geiftlicden zu Stadt: und Grafihaftswahlen und gemährte 
auch den Univerfitäten einen gerechten Anſpruch auf Site im Parlament. 
Dieje waren ihnen zwar nicht duch das Parlament jelbjt bewilligt worden, 
wohl aber durch eine fönigliche Akte.) Solche Erwerbsart der Parlaments» 
vertretung wird allerdings nicht für jtreng geſetzmäßig gehalten, das Parlament 
ſelbſt jtellte fich ebenfalls einmal bei einer Annullirung der Wahl von Oxford 
im Jahre 1625 auf diefen Standpunkt, aber abgefehen von diejer einzigen Aus— 
nahme find die Wahlen beider hohen Schulen niemals angefochten worden. 

Die betreffende Charte Jacob's I. vom Jahre 1603 beftimmt, daß die 
Univerfitäten Oxford und Cambridge je zwei „Burgeſſes“ aus fich jelbft heraus 
zum Parlamente jenden jollen. Die Eigenthümlichkeit des Ausdrudes Burgeſſes 
erklären Merewether & Stephens durch das Streben, die Univerfitätscharten 
möglihjt analog den alten Borough-Privilegien abzufaſſen. So beantwortet 
dieje äußere Formel uns Die oben aufgeworfene Frage nach der möglichen 
Vertretung der Univerfitäten durch akademiſche Verjönlichkeiten: unter den ala 
Nepräfentanten aufgeführten Burgefjes find auch afademifche Bürger zu verjtehen. 

Eine Klauſel der Akten weist die Sheriffs der Städte Drford und Cam: 
bridge an, jobald fie ein Ausfchreiben zur Parlamentswahl befommen, ihre 
Borichriften den Kanzlern, den „Wählern“ und den Schülern der Univerfitäten 
zur Wahl von je zwei Burgeſſes zu ſenden. Die Betheiligung der Schüler 
wird nad) der oben $ 5 näher bejchriebenen Theilnahme aller mehr ala Zwölf— 
jährigen an den Wahlen, welche noch immer allgemeines Recht war in Eng: 
land, nicht länger Wunder nehmen. 

An diejer Stelle mag noch erwähnt werden, daß fchon bei einer früheren 
Gelegenheit die beiden Univerjitäten Delegirte zum Parlamente entfenden mu 
wenn jchon nicht vom Motive der Vertretung der gelehrten Korporationen aus, 
jondern zum Zwecke der Abgabe ihres ſachverſtändigen Urteils in den Kämpfen 
Eduard’3 I. um feine Rechte gegenüber der Krone Schottland's. So wurden 
denn auch vom Könige ausschließlich Juriften verlangt. 28. Edw. I. A. D. 
1300. De mittendis jurisperitis ad parliamentum. (Claus. 28. Ed. I. m. 2. d. 
in Turr. Lond.) °) 


Zufammenfaffung. 


$ 7. Ein Gegeneinanderhalten der einzelnen Formeln des Tertes und die 
Unterfuchung, welche Begriffe den Abweichungen zu Grunde liegen, hat aljo 
ein Er ebnih gefördert, welches am beiten in einer fchematifchen Weberficht zu 
veranſchaulichen fein wird: 


) M. & St. History of the Boroughs ete. IH. ©. 1577 ff. 
1. Jee. 1 


, Foedera 'ete, v. Rymer. 
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Wahlen nach der Triennial-Act: 


unter Nr. IV unter Ar. F 
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IM. Wahlmodus ſch ẽ 


direkte Anordnung 





hörden 
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Andere Perſonen 
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berechtigte 
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pflichtete 


Burgeſſes 
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Andere = | 
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| |» Ritter | Eitizens 
VI. Abgeordnete | | Gitigens | VBarone 
Burgeſſes Burgeſſes 


B. Die Clerical Disabilities Act. 

8 8 Im folgenden Jahre, nachdem die große Bill über Kirchenreform 
und die große Nemonftration diefe Angelegenheit eingeleitet hatten, erhielt eine 
Alte vom 13. Februar 1641, 16. Car. 1. cap. 27 unter dem Titel „Clerical 
Disabilities-Act“ Kraft, welche Bijchöfe und andere Perſonen heiligen Standes 
von den Sigen im Oberhaufe, von aller weltlichen Jurisdiction und „von Sit 
oder Platz, Wahlrecht oder Stimme, oder vom Gebrauche und der Ausübung 
etwelder Gewalt oder Autorität in den PBarlamenten dieſes Reiches aus— 
fchließt ... . ꝛc.“ bei völliger Nichtigkeit3erflärung etwaiger der Akte zumider- 
laufender Uebung. Dieſe Akte wurde nach der Reftauration im zweiten Parla— 
mente Carl’3 II. im erjten Jahre feiner Regierung widerrufen und Die alte 
Praxis Hinfichtlicy des Klerus trat wieder in Kraft, welche zumeijt auf Ge— 
mohnheitsrecht und Herkommen beruhte. 

So lange die römische Kirche in England Staatfirhe war und aud) 
über ihre dortigen Diener die allgemein geübte Disziplin in politiichen Ange: 
legenheiten ausdehnte, verhielt fie fih allen ftaatlichen Lajten und Forderungen 
gegenüber jo ablehnend wie möglih. Ein Kampf, der jeit den Provincial 
Constitutions de3 Erzbiſchofs Langton in Oxford vom Jahre 1222 an unter 
Heinrich III. geführt war, machte in Folge der jogen. Klaufel „Praemunientes“ ') 
durch die Eiferfucht der Kirche die Ladungen der niederen Geiftlichkeit zum 
zu. ebenfalls zum Gegenjtande des Streite mit dem Erfolge, daß der 

lerus den ben auf ihn entfallenden Theil der Steuern und Subfidien an die Krone 


) 9 Durch Edm. I den Ladungen der Bilchöfe beigefügt. 
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zuerſt in getrennten Parlamentsſitzungen, ſpäter ſogar in ſeinen eigenen Synoden 
berieth und bewilligte. Die Reformation ſchaffte auch hierin Wandel. Die 
proteſtantiſche Geiſtlichkeit ſtellte ein ſtarkes Kontingent der politiſchen Publi— 
ziſten der Zeit ſeitdem die erſten Regungen einer unabhängigen Geſinnung im 
Parlamente ſich zeigten, d. i. ſeit Heinrich VIII. und erreichte die ſchon oben 
erwähnte Praxis der Theilnahme des niederen Klerus an den Kommunal- und 
Grafſchaftswahlen auf Grund ſeines Lehn- und Pfründenbeſitzes. 


Ill. Die Akten der Republik. 


A. The heads of the Proposals, offered by the Army. 


8 9. Der unter dem Namen „Heads of the Proposals offered by the 
Army“) vom 1. Auguſt 1647 von Freton entworfene, von Thomas Fairfar 
und dem Council of the Army edirte, dem im Gewahrfam der Armee befind- 
lihen Könige in unformeller Weije unterbreitete Verfaſſungsentwurf der revo— 
(utionären Partei jtellt in jeiner Sektion I. 5—7 die Forderung nach gleich- 
mäßiger proportionaler Vertheilung der Nepräfentation über das ganze Land 
nah Maßgabe der Größe und Bedeutung der Grafjchaften und ihrer üffent- 
lihen Laſten auf, „damit das Haus der Gemeinden einer gerechten Nepräfen- 
tation jo nahe wie möglich komme.“ Insbeſondere jollen den armen, zurüd- 
gegangenen oder bedeutungslofen Boroughs die Wahlen entzogen werden, um 
den großen Grafichaften, welche zur Zeit hinter dem gehörigen Verhältniſſe 
der Vertretung zurüdbleiben, Barlamentsmitglieder zuzulegen. E8 ſollen Ga: 
rantien gejhaffen werden für die Freiheit der Wahlen und die 
Sicherheit gehöriger Wahlzertififate. Es foll allein dem Haufe 
der Gemeinden die Edition weiterer Regeln und Verordnungen 
für die Wahlmaßregeln in Zufunft zuftehen. 


B. Agreement of the People. 


8 10. Spezialifirter find die Yyorderungen der Heads of the Proposals 
wiederholt in dem republifanijchen Berfaffungsentwurfe vom Dftober 1647 rejp. 
Sanuar 1649 „The Agreement of the People“ °), deſſen Regulate bis zu 
Cromwell's Instrument of Government vd. Dezbr. 1653 größtentheils praktiſch 
eingeführt wurden.‘) 

Die ausführliche Vertheilung von 351 Barlamentzfigen, welche nach Be- 
dürfniß bis zu 400 fompletirt werden können, über die einzelnen Grafjchaften 
und Kommunen des Reiches und die Einführung zweijähriger Wahlperioden tt 
von geringerem Intereſſe als die dritte Sektion des Entwurfes, welche fi) 
mit eingehenden Wahlvorjchriften bejchäftigt. 

Die Wahlen follen an jedem erjten Donnerstage im Mai jedes zweiten 


— 


) Den Wortlaut der Proposals findet man bei Gardiner Constit. Documents. S. 232. 

2, Fert zu finden bei Gardiner, a. a. O. ©. 270. 

) Dieſe Agreements fonnten bei den politischen Ummälzungen, der Enthauptung des 
Königs u. ſ. w. die vorgeichriebene, legale Sanktion durdy beide Häuſer des Parlamentes 
und die Krone nicht erhalten, man juchte ihr daher auf dem eigenthümlichen Wege der periön- 
lichen Unterjchriften Geſetzes- oder vielmehr fontraktliche Araft zu gewinnen. Zu dem Zwede 
follten zwei oder mehr urkundlich ernannte, geeignete umd zuverlällige Perſonen in jeder 
Hundertihaft, Wapentake oder Lathe jeder Grafichaft und in jedem Stadtviertel von Yondon 
freiwillige Unterjchriften der Agreements, event. durch Agenten in jeder Gemeinde entgegen- 
nehmen und zur Regiſtrirung im den Cbergerichten der verichiedenen Städte ınd Kommunen 
übermitteln. 
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Jahres um 11 Uhr Meorgens vorgenommen werden. Die Wähler werden ges 
nauer bejtimmt al3 in irgend einer der früheren mir befannt gewordenen 
Wahlverordnungen, vor allem macht fich das Auftreten eines gewiſſen Cenſus 
nach der Bejtenerung geltend, wenn jchon in den weitelten Grenzen. Die 
Wähler jollen jein: Eingeborene oder Eingewanderte (ohne Angabe einer Zeit— 
grenze des Aufenthaltes im Lande), welche feine Almojen — ſondern 
welche mit ordnungsmäßiger Armenſteuer belegt find, welche nicht in Dienſt— 
oder Lohnverhältniß ſtehen und — mit Ausnahme der Univerſitätswahlen, — 
welche das 21. Jahre überſchritten haben, welche Haushaltsvorſtände und 
anſäſſig in dem Bezirke ſind, für welchen die Wahlen abgehalten werden. 

Der auf die Entrichtung einer Armenftener bafirte Zenſus ift ein ſehr 
weiter, denn dieſe Steuer wird auf Grund der Regelung der Kommunal— 
verwaltung der Elizabethanischen Gejeßgebung, 39. Eliz. cap. 3 durch Ein- 
Ihägung der Kirchenvorfteher umd Armenaufjeher von jedem Bewohner des 
Kirchipieles, Pfarrer, Vikar, Freiſaſſen, Pächtern, Nubnießern, Miethern von 
Gebäuden oder Ländereien erhoben,') eritredt jich alſo auf jeden Hausjtand, 
welcher nicht jelbjt Unterjtügung in Anſpruch nimmt. 

Die Grafichaften, welche einfchließlich der in ihnen belegenen Städte mehr 
ala drei Abgeordnete zu ftellen haben, jollen zur Erleichterung der Wahlen in 
joviele entjprechende Wahlbezirfe zerlegt werden, daß ein jeder zwei und feiner 
mehr als drei Wahlen zu vollziehen hat. 

Bon 12 namentlich aufgeführten Londoner Bürgern (unter welchen troß 
der Clerical Disabilities Act ein Geiftlicher,) jollen je fünf oder mebr betraut 
werden, in jeder Grafichaft oder Stadt zur Volljtredung diefer Maßregel und 
zur Beitimmung des Ortes jeder Wahl drei oder vier geeignete Perjönlichkeiten 
urkundlich zu ernennen. 

Dieje Kommifjäre jollen über Zahl und Grenzen der Wahlbezirfe, jowie 
über die Wahlorte und Ernennung von Perſonen, welche in ihnen an Sheriff's 
Statt zu handeln haben, an das Parlament berichten und das Gleiche in jedem 
Kirchipiele der betr. Grafichaften und Städte publiziven. — Ferner haben 
diefe Kommifjäre in allen Grafichaften, Städten oder Wahlbezirfen eine oder 
mehrere geeignete und anſäſſige Berfönlichkeiten zu der ebenerwähnten Funktion 
eines Sheriff? zu erjehen, die am bejtimmten Orte nnd zur gejeglichen Zeit 
anwejend jein ſoll zur Wahlleitung und die entweder nach Kopfzahl oder nad 
anderer Methode klar entjcheiden und richten und die gewählten Perſonen vor- 
Ichriftsmäßig regijtriren muß. — Endlich liegt jenen Kommiljären ob, auch 
in jedem Slirchipiele eine vertrauenswürdige Perſon zu bejtimmen, um eine 
wahrbeitsgemäße Lifte von allen nach den gejeglichen Bedingungen wahl: 
berechtigten und wählbaren Einwohnern aufzuftellen und folche Lifte bei der 
Wahl dem ala Sheriff Handelnden zuzuftellen. 

Wenn jedoch dieſer Iettere eine Stunde nad Anjegung der Wahl nicht 
präfent it, joll irgend eine gejeglich wählbare Perfönlichkeit, welche zu dieſem 
Zwede von den Berjammelten erwählt wird, dieſe Lijten befommen und ver— 
wahren und die darin aufgeführten Berfonen, oder ſoviele von ihnen anweſend 
find, zu. freier Stimmabgabe zulaflen und nach vorgängiger Berlefung der 
Agreements die Wahl beginnen und regeln und die Ordnung aufrecht halten. 
— Der Betreffende foll nad Kopfzahl oder andersmwie öffentlich enticheiden 
und richten und mit Unterfchrift und Unterfieglung feiner ſelbſt und ſechs oder 


ı Gneift, Engl. Verfaſſungsgeſch. S. 527. 
Annalen bed Deutſchen Reit, 1898. 33 
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mehrerer anderer Wähler und unter Namensangabe des oder der ordnungs— 
gemäß Gewählten binnen 21 Tagen wahrheitsgemäß an das Parlament be- 
richten bei Strafe von 100 £ für Fälſchung oder Mängel. 

Zum Schlufje follen Verträge (indentures) gemacht und bindend unterjiegelt 
und überliefert werden von dem Wahlleiter und ſechs oder mehr der anweſen— 
den Wähler auf einer und dem oder den Gemwählten auf der anderen Seite, in 
denen zu betonen it, daß die Wahl gemäß des Agreements vollzogen und auf 
den gewählten Abgeordneten gefallen iſt und daß er feinerjeits diefes Vertrauens— 
amt annimmt und verjpricht, e3 im Treuen zu führen nach bejtem Berjtehen 
und Ermejjen zur Ehre Gottes und zum Wohle des Volkes. 

Hinfichtlicdy der Wählbarfeit gelten die gleichen Bedingungen wie für die 
Wahlfähigfeit mit der Erweiterung, daß der betreffende Kandidat nicht in dem 
in Frage jtehenden Wahlbezirfe anfällig zu fein braucht. Eine Reihe von 
Ausſchlußbedingungen für politiiche Widerjacher, Anhänger des Königs und 
de3 alten Regimes können bier als irrelevant übergangen werden. Die Be- 
ichlußfähigfeit des Haujes wird auf 150, für Debatten und vorbereitende Re— 
jolutionen auf 60 Mitglieder normirt. 

Auch diefe Akte bietet der Betrachtung interejjante Fakta. Verſchiedene 
Neuerungen find in jener an reformatoriichen Vorichlägen fo fruchtbaren Zeit 
aufgeftellt worden und jollen durch das Agreement in die Praxis eingeführt 
werden. In prinzipieller Dinficht macht fich das Bejtreben fund, der Regierung 
jede Möglichkeit der Beeinflußung der Wahlen zu entziehen: Nicht der Sheriff 
oder ein Bailiff joll die Wahl anjegen und abhalten, jondern ein ad hoc zu 
bejegendes, an Sheriff’ Statt funktionirendes Ehrenamt wird gejchaffen. 
Nicht mehr an gewöhnlichen Gerichtstagen, jondern auf jelbjtändigen Wahl- 
verfammlungen und nicht in den Gerichtslofalitäten, jondern an einem eigens 
bejtimmten neutralen Orte finden die Wahlen jtatt. Die Abgeordneten werden 
über den ganzen Wahlförper des Reiches ſyſtematiſch vertheilt, zu dem Zwecke 
wird die ganz neue Einrichtung der Zerlegung von ftarfbevölferten Graffchaften 
in mehrere Wahlbezirfe freirt. Für die Legalität und gegen Mißbräuche der 
Wahlen werden alle möglichen Garantien gejchaffen, allerdings ohne zum er- 
hofften Ziele zu führen, wie man aus manchen Einträgen in dem interejjanten 
Tagebuch eines Parlamentarierd jener Tage erjehen fann.') 

Auch der Wahllifte begegnen wir zum erjten Male in jenen Tagen als 
einem Inſtrumente, um die Legalität der Wahlen zu wahren und Unbefugte 
abzuwehren. Die Wahlfähigkeit wird erweitert und bejchränft. Lebteres in 
Bezug auf die Forderung eines Alter von 21 Fahren, während bisher immer 
noch der von den angeljächliichen Volksſatzungen überfommene Eintritt der 
Nechtsfähigkeit mit dem 12. Jahre maßgebend geblieben war, wennſchon in 
der Wirkung eingejchränft durch die feit 3. Hen. VI. cap. 7 aufgejtellte For— 
derung des eigenen Landerträgnijjes, wenigjtens für die Grafſchaften. Eine 
Erweiterung tritt aber ein in jofern, als von Grundbefig oder Pachtung ab- 
gejehen wird, welche auf dem Lande und in vielen jtädtiichen BVerfaijungen 
noch die Vorausfegung der Theilnahme an öffentlichen Rechten und Pflichten 
bildete und nun mit der Unifizirung des Wahlmodus für das ganze Reich 
dahinfiel. 

Das pafjive Wahlrecht wird bedeutend erweitert; war es von alters her 
mit dem befannten Genfus des 40 sh. Einfommens verknüpft, jo war es unter 


A Diary by Thom, Burton Esqu. London 1828 herausgegeben. 
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23 Hen. VI. cap. 15 auf die thatſächlichen Knights beſchränkt und an die 
Anſäſſigkeit im Bezirke gebunden worden, nun aber jedem, der die Eſſentialen 
eines Wählers in irgend einem Bezirke erfüllte, für das ganze Reich offen. 

Eine eigenartige Einrichtung zeigt fich in dem letten VBorgange des Wahl- 
aftes, dem der eigentlichen Wahl gleihjam als moralifcher Anhang beigefügten 
„Indenture.*“ Denn mehr als eine ideelle Wirkung der Befejtigung des Ver: 
trauensverhältnifjes zwischen Wählern und Repräjentanten wohnt diefem Schrift: 
ftürde nicht inne. Der eigentliche, gejegliche, wirffjame und dem Berhältnijie 
die reelle Grundlage liefernde Akt iſt das Wahlergebniß an jich in Verbindung 
mit dem amtlichen Berichte und Gertififate desjelben, dem fogen. return an 
das Parlament. 

Der Praris nach ijt jogar leßteres ala das formell rechtsbegründende 
Inſtrument zu betrachten, wenn man nach den Zeugniſſen über vom Parla— 
mente beanjtandete Wahlen urtheilt, wie uns deren u. a. Sir Thomas - Burton 
Esqu. in jeinem Tagebuche mehrere mittheilt. Die Anmwejenheit eines Abge— 
ordneten für Yarmouth auf Wight, eines Mr. Sabdler z. B. wird in der 
Sitzung des Unterhaufes vom 1. März 1658 beanjtandet, da er nicht gehörig 
gewählt jei, indem für ihn wohl das indenture, nicht aber das return vorliege. 
Bon dem return behauptet Sadler die richtige Ausſtellung durch das Comittee 
of Privileges als Anhang zu dem Writ. Es jei dann dem Sefretäre der 
Krone gebracht, aber einige jeiner Unterbeamten haben Geld verlangt für die 
Entgegennahme und die Partei, welche es überbrachte, verweigerte eine Zahlung. 
Bei den weiteren Schritten in der Sache ftellt jich heraus, daß auch der Sheriff 
Geld verlangt und ein anmejender Herr, „welcher den Lauf der Zeiten bejjer 
fannte” als Sadler, eine Summe gegeben habe, aber e3 langte — vermuth- 
lih nad) dem Urtheile des Sheriffs — nur halb. Von einem anderen ge— 
wählten Herrn führt Sadler an, daß das return wegen Nichtzahlung von ver- 
langtem Gelde ebenfalls nicht befördert jei. Sein, Sadler's, Wahlkomité habe 
darauf angeordnet, nachdem er ſich 7 Tage von den Sigungen fern gehalten 
habe, e3 jolle da8 indenture dem Writ angeheftet werden und damit habe er 
die Angelegenheit geordnet betrachtet und ſei erjchienen. 

Ein anderes Mitglied bedeutet ihn aber, daß der gleiche Fall im langen 
Parlamente vorgefommen jei und daß der betr. Herr troß feines großen An— 
jehens exmittirt worden jei bis zur Einlieferung des returns durch den Sheriff 
und daß daher auch Mr. Sadler bis zur fürmlichen Regelung der Angelegen- 
heit ſich zurücziehen mülje.') 

Die durch das fiebenfach bezeugte indenture beurfundete Wahl an fich it 
alfo fein genügender Rechtstitel für den PBarlamentsfig, jondern meit eher 
wäre jolche Eigenschaft in jener anderen Urkunde, dem return zu jehen, wenn 
man nämlich in Betracht zieht, daß auf dem return untergefchobene Abgeordnete, 
obwohl fie nicht gewählt worden waren, häufig genug im Barlamente Auf: 
nahme gefunden haben, daß deren Entfernung mittelſt Anfechtung des return 
bedeutend jchwieriger gewejen zu jein jcheint, als der Zulaß bei formellen 
Mängeln oder Fehlen de3 return. 

Dennoch fünnte nur ein juriftiich oberflächliches Urtheil au) in dem return 
etwas anderes erbliden als eine deflaratoriiche, nicht aber eine Eonjtituirende 
Legitimation: der eigentliche Titel zur Ausübung beruht auf der rechtmäßig 
und legal vollzogenen Wahl zur Repräfentation. In dem Indenture aber 


) Diary of Thom, Burton Esqu. II, S. 560. 
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darf man vielleicht noch einen Ausdrud des zu Beginn der Repräſentatiou 
unter dieſer Inſtitution verftandenen Mandatsverhältnifies zwischen Wählern 
und Abgeordneten jehen, welches lange Zeit bei dem Mangel einer jcharfen 
Abgrenzung zwiſchen privatrechtlichen und üffentlichrechtlichen Beziehungen als 
das zu Grunde liegende Prinzip galt und von welchem ſich fogar R. von 
Mohl in jeiner Encyklopädie der Staatswiljenfchaften‘) und fonftigen ver= 
ichiedenen das Thema behandelnden Aufjägen nicht ganz emanzipirt hat. 
Der Gedanke lag jenen Zeiten noch bedeutend näher, wennfchon man de facto 
nicht joweit ging, eine Werantwortlichfeit des Abgeordneten gegenüber den 
Wählern zu fonjtruiren, noch weniger, ihn an eine etwa zu verabredende In— 
Itruftion zu binden. 

Möglicherweiie hat überhaupt das ganze Inſtitut der Indentures in diejer 
Form?) nur den Werth einer theoretiichen Aufftellung von Seiten der ſpeku— 
lativen Köpfe jener Neformperiode, da diejes Agreement, welches alsbald durch 
die Cromwellſche Berfajjung „Instrument of Government“ erfegt wurde, hin— 
jichtlich feiner Wahlverordnungen kaum jemals in Anwendung gefommen fein 
dürfte. Das Parlament nämlich, dejjen Werk es war, hat den zu oberjt auf« 
gejtellten Grundjag, daß es ſich aufzulöfen habe, mit dem legten Tage des 
April 1649, niemals befolgt, jondern bis zu feiner gewaltjamen Auseinander— 
treibung durch Cromwell's Soldaten unentwegt getagt. Immerhin ift diefe 
Akte ein intereflantes Dokument der Beitrebungen und Gefinnungen jener Zeit, 
welche in den Regierungsakten der erjten Monate der Republik zum prafti- 
ſchen Ausdrude gebracht worden find. Am 19. März 1649 beijpielaweije er- 
ging die Auflöfung des Haufes der Lords, deijen bisherige Angehörige nun 
ebenfalls zu einer event. Mitgliedichaft in dem einzigen Repräſentantenkörper 
auf das Mittel der Wahl angewieſen waren. 


C, Instrument of Government. 


$ 11. Das Intrument of Government liegt in zwei Faſſungen vor ung, 
einmal vom Protektor Dliver Crommell unter obigem Titel?) aufgeftellt, außer: 
dem aber ijt von deſſen erjtem Parlamente, welches die Anerkennung jener 
Afte verweigerte und für fich Ekonftituirende Gewalt in Anſpruch nahm, ein 
Verfafjungsentwurf vorhanden als „Ihe Constitutional Bill of the First Par- 
liament of the Protectorate.‘) 

Cromwell firirt die Zahl der Abgeordneten wieder auf 400, dazu kommen 
für die inzwifchen von ihm überwundenen Nachbarſtaaten Irland und Schott- 
land je 30 Sitze, auch ftellt er die Vertheilung dieſer Nepräfentation auf die 
einzelnen Wahlbezirfe feſt. Er jchließt politiiche Gegner und Katholiken aus 
und normirt für alle Wahltheilnehmer ein Minimalalter von 21 Jahren, ohne 
hinfort für die Univerjitäten eine Ausnahme zu gewähren. Der Zenſus wird 
bedeutend erhöht auf 200 E Grund: oder Mobilienbefig, eingehende Vorfchriften 
über die Regelung der Wahlen gibt er dagegen nicht. 


NR, v. Mohl, Encyllopädie der Staatswijlenichaften Tübingen 1859. S. 239. 
„Vom Standpunkte des Rechtes aus ift allerdings wohl ein Mandatsverhältnik das natür- 
lichite, jedoch auch ein freierer Auftrag feine innere Unmöglichkeit.“ Wal. dazu auch Blunticli, 
Deutsches Staatswörterbud, Artifel Reprälentativverfafiung Bd. VII ©, 589, | 

N Mir werden fie in älteren Zeiten noch mit dem genau entgegengeiesten Zwede 
fonnen lernen. 

” ($ardiner, Constitutional Dokuments ©, 314. 

yon Bardiner nah einem Manuftripte im Beſihe des Lord Braye reprobuzirt im 
Appendir zu einen Constitutional Documents. 
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Der Parlamentsentwurf jtellt die Regeln für die Repräjentanten denjenigen 
für die Wähler voran. Er fordert Perjonen von notorischer Integrität und 
Gottesfurht, von guter Medefähigfeit, von mehr als 21 Fahren. Perſonen 
heiliger Orden und Prediger jchließt er unter Bezug auf 17. Car. 1,') die 
ung bekannte Akte „Ulerical Disabilities* aus, Ddesgleichen Atheilten, Blas— 
phemiften und andere, Mißachtung vor Neligion und Kirche befundende Per: 
jonen, jogar folche, welche eine katholiſche Frau geheirathet haben, oder ihre 
Kinder fatholiich erziehen, auch Trunkenbolde, Flucher und gemwohnheitsmäßige 
Bejucher von Schenfen und Bierhäujern, Außer den gleichen moralischen 
Qualitäten wird für die Wähler noch ein territorialer Beſitz, ſei es zu eigen, 
zu Pacht oder Miethe verlangt im jährlichen Ertragswerthe von IE, — 
der alten Norm — deſſen Belegenheit die Wahlfähigkeit des Berechtigten auf 
den Lofalen Wahlbezirk beichränft. Jedoch jollen durch dieſe Vorjchriften alte 
Priwilegien und Gepflogenheiten nicht angetaſtet werden. 

Der Parlamentsentwurf iſt im allgemeinen bedeutend fanatiſcher und eng— 
herziger gehalten mit der einzigen Ausnahme des liberaleren Zenſus, welcher 
für Kandidaten ganz wegfällt und für Wähler geringer normirt iſt, trotz ſeiner 
Beſchränkung auf eine Form des Beſitzes, den Haus⸗ oder Grundbeſitz unter 
irgend welchem Titel. Cromwell dagegen fordert immer einen nachweisbaren 
Kapitalbeſitz, ſei er durch Mobilien oder Immobilien repräſentirt 

Die rigoroſen Bedingungen in Bezug auf Charakter und Geſinnung ſtellt 
Cromwell allerdings nicht auf, er wußte aber dem gleichen Zwecke zu begegnen, 
indem er in der Praxis einfach feinen Nepräfentanten zuließ, der nicht ſeine 
perjünliche Billigung genoß — Die Legislaturperiode eines Parlamentes jollte 
nach beiden Akten wieder dreijährig fein. 

Dem einheitlichen Wahlmodus, wie ihn das Mgreement aufgejtellt bat, 
jcheinen die damaligen allgemeinen Anfchauungen noch nicht entiprochen zu 
haben, da in ihren ausführlichen einschlägigen Bejtimmungen jowohl das In— 
jtrument wie die Bill mehr oder weniger auf die alten Gewohnheiten zurüd: 
greifen, wenigſtens injofern fie Stadt und Land verjchieden behandeln und aus— 
ichlieglih die Verwaltungsbeamten und Sheriff mit den Wahlveranjtaltungen 
betrauen. Selbſt die königlichen Wahlausfchreiben jollen der Form nach bei- 
behalten und nur ſoweit modifizirt werden, wie die veränderten Negierungs- 
formen und Berjonalien es notwendig machen. Die Bill führt jogar ein 
wörtliches Schema eines ſolchen Ausjchreibens an einen Sheriff vor, welches 
infofern von Intereſſe iſt, als darin die Behandlung des indenture wefentlich 
von derjenigen im Mgreement abweicht. Diejelbe jcheint hier die Stelle des 
dort und bisher mit return bezeichneten Zertififates über die vollzogene Wahl 
einzunehmen, trägt aber nicht3deftoweniger den im Worte liegenden Charafter 
eines Bertrages zwijchen der durch den Sheriff handelnden Regierung und den 
Wählern, welche mittelit desjelben dem Kandidaten volle bindende Ermächtigung 
zu ertheilen haben für alle in der Sejjion fi ergebenden Handlungen und 
Botirungen: alſo hat man hier wiederum einen Beweis für die oben beiprochene 
Auffaſſung der Repräjentation als eines Mandates, von dejjen Uebernahme die 
Sherifjs ausdrücklich ausgeſchloſſen find. 

Abgejehen von diefem nur in der Bill enthaltenen interejjanten Formulare 
ftimmen beide Alten in ihren Ausführungen über die Wahlveranjtaltungen faſt 
wörtlich überein, daß entweder auf Verordnung des Lord Protektor, oder ipso iure 


— — — —— 


Saoben $8 ©. 511. 
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an jeden Sherifj Wahlausjchreiben zu ergehen haben mit dem Befehle, das- 
jelbe binnen 10 Tagen nach Empfang in jedem Marktorte der betr. Grafichaft 
an einem Marfttage zwijchen 12 und 3 Uhr proffamiren umd veröffentlichen 
zu lajjen, zugleich auch den bejtimmten Tag und den gewöhnlichen, oder einen 
bequemen und neutralen Ort der Wahl, welche innerhalb 6 Wochen, aber 
nicht vor 14 Tagen nach den betr. Proflamationen ftatt zu finden hat. Der 
Sheriff joll dort, wo er zuftändig it, jelbjt die Wahl zwiſchen 8 und 11 Uhr 
vornehmen und an die Bürgermeifter, Sheriffs und jonjtigen Vorftände von 
eities, towns, boroughs und Ortichaften feiner Grafichaft, welche ihrerjeits zur 
Bornahme von Wahlen kompetent find, diesbezügl. Vorjchriften in gegebener 
Zeit erlajjen. Solchen Kommunalvorftänden find zur Erfüllung der ihnen ob— 
liegenden vorbereitenden Schritte fürzere Frijten gewährt, — jedenjalls in An— 
betracht der geichlofjeneren in Frage fommenden Berhältniije, — nämlich zur 
Rublifation der bevorstehenden Wahl 3 reip. 8 Tage von Empfang der Vor— 
ichrift an und fernere 8 Tage zur Perfektion der Wahlen. 


Die in der Triennial-Aft, jowie im Agreement vorgejehene Selbithilfe der 
Wähler für den Fall von Säumigfeit der Beamten jällt hier beiderort$ weg, 
dagegen wird gegen ſolche Fälle mit erheblichen Strafandrohungen einge 
fchritten: bei Cromwell mit 2000 ME., bei der Bill mit 200 £ für die 
Sheriff und 100.£ für die Kommunalvorftände; — mit welchem praftiichem 
Erfolge haben wir übrigens jchon oben aus der feinen Parlamentsepifode 
des Burton’schen Tagebuches gejchen. 

Mit dieſen Akten ift die Gruppe der für die Frage der Repräjentation 
in Betracht fommenden aus der Zeit der engliſchen Republik geſchloſſen. Wenn: 
ſchon diefelben durch die Gejeggebuug der Reftauration, wie bereits gejagt, 
ſämmtlich bejeitigt worden find, fonnten fie auf Grund ihrer interejjanten De- 
tails unfere Aufmerkſamkeit beanjpruchen. Die gewonnenen Reſultate aus 
ihrer eingehenden Betrachtung zeigen, daß die Volfävertretung in der Mitte 
des 17. Jahrhunderts im wejentlichen auf dem Standpunkte unferer heutigen 
Anſchauungen und Praxis ſteht. Auch die Wandelungen, welche in der 
„Slorious Revolution“ von 1688 ſowie im Berlaufe des 18. Jahrhunderts, 
ja ſelbſt in der Reformbill von 1832 vorgenommen wurden, weiſen keine 
prinzipiellen, ſondern nur Modifikationen des Details und der äußeren Normen 
auf'). Die Agitationen der 80er Jahre des vorigen Jahrhunderts für das jo- 
genannte allgemeine Stimmrecht blieben erfolglos, die VBorfchläge und Verſuche 
diefer Aenderung des Repräfentationsprinzipe® nad proportionalem Maßjtabe 
und unter Ausdehnung auf das weibliche Gejchleht im Jahre 1867 find 
durch die fogenannte II. Neformbill zum Theil unvollftändig, zum Theile gar 
nicht zur Durchführung gelangt und liegen zudem außerhalb des hier gegebenen 
Rahmens. Innerhalb desjelben aber harren noch viele Fragen der Löſung, 
oder wenigjtens der Erörterung. 

Denn wenn die Maßregeln der Triennial-Aft Carl's I., wenn auch nicht 
formell, jo doch wejentlih in Praris blieben, jo finden wir im ihrem —— 
ſowohl die Wähler und die Wählbaren, wie die Wahlen ſelbſt in jo a 
meinen Ausdrücen behandelt, wie: „ſoiche“ Nitter, Bürger zc. „Freiſa 
und andere, welche Stimmen befigen“ und „andere Perjonen,“ welche — 
ſollten, daß die Möglichkeit einer Begriffsverbindung mit dieſen Worten nur 


", welche meiftens durch individuelle Wahlitreitigfeiten vom Parlamente ad hoe auf“ 
geitellt wurden und bintort al& Regel galten. 
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in der Unterjuchung von weiter zurückliegenden Perioden gegeben jcheint, von 
‘Berioden, welche die frühejten Spuren einer Volksvertretung aufweilen und 
in Die ältejten Zeiten des Königreiches nicht mur, jondern der germanischen 
Dffupation der Inſel überhaupt zurücführen. 


Kapitel II. 
Tie Rahlprinzipien der älteren Zeit. 
Verſchiedene Arten der Fommunalen Wahlen. 


8 1. Hallam jagt uns in feiner Gejchichte der englifchen Verfaſſung!), 
daß beziiglich des Theilnahmerechtes an den Parlamentswahlen vier Theorien 
neben einander herrichen, von denen jede nicht nur ihre Anhänger habe, jondern 
auch in etwelchen Bezirken praftiiche Anerkennung genieße, jo daß von einem 
einheitlichen Verfahren, oder von allgemein giltigen Sägen bis Hallam's 
Beiten, d. i. Anfang des 19. Jahrhunderts feine Rede fein kann. 

In einer Kommilfion des Unterhaufes unter Vorſitz des Dr. Glanville 
vom Jahre 1624 wurde als jogenanntes Gemeines Wahlrecht die Theorie 
adoptirt: 

Das urjprüngliche Wahlrecht derjenigen Marftfleden, welche unter 
Edward I. in den Barlamenten vertreten waren und aller jpäter hinzukom— 
menden, welche nicht ausdrüdlih in ihren Korporations-Charten andere 
Feſtſetzungen enthalten, erjtrecde fich auf diejenigen Hausbefiger und Bürger, 
welche dort wohnhaft und an scot und lot betheiligt jeien. 

Daneben führt Hallam noch drei Theorien als geltend auf, von denen 
die erjte der Entjcheidung in einem berühmten Prozejje zwiichen dem Sheriff 
und eimem Kandidaten der Stadt Aylesbury?) entnommen ift, dem befannten 
Falle Ashby c. White, bei welchem das Urtheil des Lord Holt im Oberhaufe 
ausſchlaggebend war, nämlid): 

das Wahlrecht gebühre den Beſitzern gewiſſer Freiländereien in der 

Stadt und feinen anderen. 

Die zweite Theorie lautet: 

daß das Wahlrecht aus Freibriefen der Gemeinden jtamme und den 

Freiſaſſen der Gemeinde zufomme, 
die legte: 

daß das Wahlrecht nicht allen Freifallen, jondern dem Meagiftrate 

und dem Municipalrathe gehöre. 

Zweifellos find dieje ſämmtlichen Theorien richtig, d. h. jie haben An— 
wendung gefunden, daneben aber Iteht gleichfalls feit, daß ihr Geltungsgebiet 
ein bejchränftes war. Das der erjten war möglicherweife auf die einzige Stadt 
Aylesbury beichränft; die zweite kann troß der allgemeinen Faljung augen: 
icheinlih ebenfall3 nur bejchränfte Herrichaft beanfpruchen, da ihr ja als 
Gegenbeweije ihrer Univerfalität Theorie 1 und 3 gegemüberjtehen und Die 
dritte fann alle Giltigfeit, die fie beanjprucht, nur aus partifularen Stadt- 
rechten, entweder den fonftitutiven Charters of incorporation felbjt, oder dem 
darin enthaltenen Brivilege zur Errichtung von Bye-laws, — Sonder: 
geſetzen, — herleiten. 

Wir können aljo jehr wohl dieje drei Theorien Hallams in eine einzige 


) Bd. IT. Kapitel 13. 
?; Bergl. Merewether anı Stephens, History of Boroughs ete, Bd. III. S, 796, 
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Gruppe zujammenfallen, diejenige der Wahlorte mit ungleich geregelten Sonder: 
wahlrechten, welcher wir nur das zuerit aufgeführte fogenannte Gemeine Wahl- 
recht der Glanville-Kommijjion gegenüber zu jtellen brauchen, um wieder von 
den oben behandelten Gruppen sub IV. und V. der Triennial-Aft zu jtehen. 

Diefe Acte jowie die Hallam'ſchen Ausführungen begründen genugjam 
die Annahme, daß jeit dem 17. Jahrhundert im Allgemeinen die aufgeführte 
Negel geherricht habe, d. h., daß der Antheil an scot und lot die Wahl- 
bürgerjchaft allgemein in fich geichlofjen habe. Es bleibt nun aber zweierlei zu 
erörtern: war dieſes Kriterium auch vor Slanville, oder wenigſtens, war es 
von Anfang an das maßgebende? und: wen hat man al& betheiligt an scot 
und lot zu betrachten ? 

Daß auch mur eine der beiden Fragen abjchließend zu beantworten mög— 
lich jei, ijt bei dem großen und alljeitig fonftatirten Dunkel, in welches jie 
fih alsbald verlieren, von vorn herein ausgejchlojjen, e3 fann nur von einem 
Verſuche die Rede jein, das Wejentliche zufammenzuftellen, was darüber ge 
jagt worden iſt. 

Scot und lot. 

$ 2. Schon in den ältejten Geſetzen des Landes begegnen wir den Aus— 
drüden scot und lot, deren Herkunft ja auf unzweifelhaft angeljächliichen Ur: 
ſprung deutet: scot — Schoß, lot — Loos iſt nad) Analogie der noch heute 
lebenden niederdeutichen Worte leicht feſtzuſtellen. In den jogenannten leges 
Edovardi Confessoris, die doch immerhin aus angelſächſiſchen und normannifchen 
Duellen jchöpfen, will Lappenberg dem Ausdrude begegnet fein und zitirt 
ihn al3 im cap. 54 befindlich.") Da aber die Ausgabe nah Roger Hoveden 
nur 32 und diejenige von Wilkins 39 capita zählt, iſt das Zitat nicht 
auffindbar. 

Wilhelm der Eroberer in feinen Gejegen III cap. 4 jagt: „Et omnis 
Franeigena qui tempori Edovardi, propinqui nostri, fuit in Anglia particeps 
eonsuetudinum Anglorum, quod ipsi dieunt an hlote et an scote, persolvat 
secundum legem Anglorum." Er weit hin auf dieſe Ausdrüde als auf 
alte ſächſiſche Einrichtungen. Merewether und Stephen geben von 
ihnen die Erklärung, dab fie den Inbegriff aller öffentlichen Rechte und 
Pflichten dargejtellt haben, die Pflicht, das Gemeinweſen durch reale Abgaben 
Steuern zu erhalten im seot?) und die Pflicht und das Recht der perjünlichen 
Dienjte in der Miliz, Jurisdiktion und Verwaltung im lot. 

Zappenberg, Gejdhichte von England, Band I, ©. 612 ſpricht ſich 
weientlich bündiger, aber Dafür um jo dunfler und vielleicht etwas oberflächlich 
aus: „Wermuthlich ift es dieje Abgabe,” (ein Königszins) „welche gewöhnlich 
mit dem auch im deutjchen Städten üblichen Schoß, scot zujammengejtellt und 
hlot genannt wird.“ In einer Anmerkung fügt er Hinzu: hlot bedeutet ver: 
muthlich eine sors, ein Grundftüd und daher den Zins für dasjelbe.“ | 

Die Ueberjegung des Wortes mit sors, Loos, ift unzweifelhaft richtig 
(vergl. Grimm Hdwrirbch und Nechtsalterthümer), wir wiſſen auch, welche 





') Geichichte von England Wo. I. 5. 612, 

Bd. 1.5. 61 ff. (aber auch S. 9 ſprechen fie in engerer Bedeutung von Scot oder 
Scot-ale, Schoßbier, d. b. öffentlichen Trinkfeſten, bei denen Nubeftörungen und riedens- 
bruch verihärft geahndet wurden), vergl. dazu auch Aethelreds Geieke II, Concilium 
Wanetungense cap, 5. 

Im „Romescot,‘, leges Edovardi Conf, seet. 10 haben wir die Abgabe an den 
päpftlihen Stuhl, den Peterspfennig. 
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große Rolle das Loos bei unjeren hazardluftigen Altvordern gejpielt hat: nicht 
nur im eigentlichen Spiele begegnen wir ihm; auch in die ernitejten Lebens— 
fragen greift es entjcheidend ein, die Parzellen der Gemeindemarf werden ver- 
Loft, zum Kriegsdienſte wird durch das Loos ausgehoben, Kriegsführer und 
felbit Könige werden manchmal durch das Loos beitimmt, ja Gerichtsentjcheid- 
ungen werden unter Umjtänden an das Loos gewiejen.'). 

Wenn man aljo bei einer Uebertragung erjten Grades ftehen bleibt, jcheint 
diefe® zu genügen und wird mwahrjcheinlicy der Wahrheit näher bleiben, als 
wenn man eine doppelte konjtruirt, d. h. wenn man unter dem auf den Ein— 
zelnen entfallenden Zoofe oder hlot ſowohl einen möglichen Antheil am Grund: 
bejige wie auch an den Perfonallaften des Gemeinweſens verjteht, aber 
nicht noch) hinübergreift auf eine an dem Grumdbefige etiwa hängende Abgabe, 
welche ja gerade in dem Begleitiworte „scot“ — und der Etymologie nad 
viel treffender — jhon gegeben ift. Auch liegt fein Grund vor, weder scot 
und hlot al® synonyma zu betrachten, nod als die im altgermanijchen 
Sprachgebrauche beliebte, verfiärfende oder ausjchmüdende Tautologie, denn 
diefe legtere pflegt fich durch Alliteration auszuzeichnen. Daß aber jchon 
zu jenen atfächfiichen Zeiten eine fo feine Unterſcheidung zwiſchen rein 
fommunalen und föniglihen Abgaben gemacht worden wäre, um die Ans 
führung beider Worte zu motiviren, ift um fo weniger anzunehmen, als 
auch die Kronabgaben zu der Zeit, als die termini „scot* und „hlot“ ges 
braucht werden, in den Gemeinden nur noch mittelbar entrichtet zu 
werden pflegen, nämlich durch die Gemeinde als ſolche, welche den quasi 
Lehnsbejig des kommunalen Areals an die Krone in einer jährlichen Geſammt— 
fhägung, der „firma burgi* verjteuert, und die einzelnen Raten von den 
Gemeindeangehörigen einhebt. Bon den Grundabgaben an private Lehns— 
herren aber kann noch weniger hier die Nede fein, weil fich von folchen Pri— 
vatverhältnijjen feine öffentlichen Abgaben herleiten. — Ih muß mich mit 
einer jo weitläufigen Widerlegung der Lappenbergijchen Erklärung des Wortes 
bejchäftigen, weil diejelbe einen Sinn involvirt, der nach zwei Richtungen Hin 
zu eng gefaßt it. Erjtens will jie den Inhalt mit dem Bezuge auf die Steuer: 
abgabe erſchöpfen. Scot und hlot würden nach Lappenberg etwa mit Steuer 
und Grumdzins zu überfegen fein. Darin fehlt alfo die ganze bedeutende 
Summe der perjönlichen Staats: oder Kommunaldienfte, welche das englische 
Rechtsbewußtjein mindeftens jo hoch veranfchlagt, wie die realen, vielleicht 
no höher, da nur die bevorzugten Stände zu ihnen herangezogen werden 
und welche aljo ficherlich als Prädikate des Bollbürgerthums zu betrachten 
find. Zweitens aber würden nach Lappenbergijcher Deutung nur Grund» 
zus flichtige, alſo Kronvajallen oder freie Eigenthümer zur Ausübung der 

—— kompetent ſein. Da wir nun aber für die Unrichtigkeit dieſer 
Konſequenz zu zahlreiche Beweiſe haben, jo dürfen wir auf die Unrichtigkeit 
der Prämiſſe jchließen. 

Auch die Anführung des Ausdrudes bei Gneijt gibt ung Anlaß, einen 
weiteren Inhalt als den von Lappenberg angenommenen zu befürworten. 
Gneift jagt’): „Die Ordonnanzen aus der Zeit des Haufes Lancajter zählen 
noch immer die alten Merkmale des Bürgerthums auf: „being sworn to the 
king and the town, living by their livelihood, merchandise or crafts, house- 


") Vergl. Schröder: Deutſche NRechtsgeihichte S. 12. 56. 456 u. a. 
2, GHnetit, Engl. Verfaſſungsgeſchichte. S. 313, 387. 
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holding in their own persons and names, bearing also tax and talliage, scot 
and lot.” 

Zudem würde ſich die Lappenberg'ſche Definition des Wortes jo ziemlich 
decken mit dem Begriffe, welcher nad) allgemeiner Anficht und nach der Ans 
wendung in offiziellen Dokumenten dem Worte talliage jupponirt ift.‘) Da 
nun aber Gneiſt ebenfall3 an der Hand von Acten, jowohl von talliage als 
von lot jpricht, iſt es flar, daß beide nicht identisch find und man wird unter 
der Aegide diejer beiden Autoritäten Gmeijt und Merewether-Stephens 
annehmen dürfen, dal; der Ausdruck hlot oder lot den Inbegriff jener Summe 
von Bürgerrechten, reip. pflichten darſtellt, welcher die einzelnen Bezeich— 
mungen sacha, soca, toll, theam und infangentheaf aufgefogen hat. 

Einer ausführlicheren Definition diejer alten Begriffe begegnen wir in der 
fogenannten leges Edovardi Confessoris, jedem derfelben ijt ein caput gewidmet, 
22—26., während Henriceus I. diefelben bereit$ auf Soena, Thol und Theam 
reduzirt und fie zufammenfaßt in cap. 20. 

Daß Eduard der Befenner, oder derjenige, welcher unter diefem Namen 
eine Sammlung angeljächliicher Gejege zufammenftellte, unter dieſen fünf Vor— 
ausfegungen den legten der drei bevorzugten Stände des Landes fennzeichnete, 
geht Har hervor aus der Anwendung im diefer Sammlung cap. 21: „Archi- 
episcopi, episcopi, comites, barones, et omnes qui habuerint sacham et socam, 
thol, theam et infantheaf ete.* Wilkins in feinem Gloſſarium“) gibt zu 
der aus den leges erhellenden Definition noch den jpäter den Worten beige= 
legten Sinn an: 

„Sacha est regale privilegium, quo quis gaudet in suo manerio circa 
placita et correetiones delinquentium” und er führt dazu die synonyma an: 
germ. sache, saxon. säc, lat. causa, lis etc. 

„Soca libertatem privilegium, franchisiam significat; soca placitorum 
autem potestatem sonat, sive jurisdietionem alieui concessam tenendi curiam in 
aliquo dominio. qua ex privilegio Regis gaudet cuiuslibet feudi vel manerii 
Dominus in sua baronia* multo reetius: „Sake significat libertatem curiae 
tenentium, quam Sokam appellamus‘‘ (Codex M.S. Ecclesiae Cantuar.): „Soke 
auer fraunche court de ses homes.' 

„Lhol est seilicet, quod habeat libertatem vendendi et emendi in terra sua.“ 

„[heam obtinens expositionem niminum potestatis habendi villanos, i. 
e. servos et mancipia, eosque fugitivos ubieunque fuerint inventi (modo extra 
Dominicum Domini Regis aut locum consimilem jure privilegiatum) eapiendi 
et in Dominium proprium revocandi et reducandi, ulteriusque de illis ut de 
caeteris suis, seu Jiberis, seu bonis, mobilihus vel immobilibus pro libitu 
disponendi.“ 

„Infingentheaf signifiecat latronem infra juris dietionem alicuius 
jus habentis de eo cognoscendi captum.“ 

Kurz zufammengefaßt, bedeuten diefe alten Ausdrüde alfo die Ausübung 
der Zivil- und Strafgerichtsbarfeit in eigenen Sachen und über die eigenen 
Leute umd über fremde Inkulpaten innerhalb eines zuftändigen Gebietes, außer- 
dem Handelsfreibeit und Gewerberecht. 

Der Doppelausdrud Soc und Sae findet fid im Domesday-Book bei der 
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bampton, Ztrottan, Heyworth. 
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Mehrzahl der Boroughs und wird auch von Merewether und Stephens als 
zivile und friminelle Gerichtsbarkeit andeutend aufgefaßt.') In gleichem Sinne 
urtheilt Stubbs.“) Da nun aller Wahrfcheinlichfeit nach die Reihenfolge aller 
Einzelnen, welche zu den Pflichten des Juſtiz-, Wacht: und Sicherheitsdienftes, 
aljo zu den Funktionen von Gejchtworenen, von Wächtern und Milizen bei- 
getragen hatten, durch Auslooſung feitgeftellt wurde, — ein Verfahren, welches 
ſich ja in vielen Nechten noch bis auf den heutigen Tag oder bis in die 
jüngjte Vergangenheit erhalten hat, 3. B. bei der Aushebung zum Militär- 
dienjte, — jo wird die verjuchte Ableitung des ſonſt befremdenden Namens 
aus der Verloosbarkeit der dem Wejen nad) feitgejtellten Ehrenämter feine allzu 
gewagte jein. 

Gneiſt jteht durchaus auf der Ueberzeugung, daß der Gerichtsdienft die 
Bafis für die Ausübung der Wahlrechte gegeben habe, °) jchon aus dem 
Grunde, weil er die Wahlen als in engfter Verbindung mit den Gerichts- 
tagen ftehend — und gewiß mit Recht — annimmt. 





Aausbefig und Anſaͤſſigkeit. 

8 3. Die Glanville- Kommiffion von 1624 ftellt alfo drei Vorausſetz— 
ungen des kommunalen Wahlrechtes auf: Hausbefigerthum, Theilnahme an 
scot und lot, Anfäßigfeit im borough, denn nur von ftädtiichen Wahlen 
handelt der Tert jener Entjcheidung, wie ihn Hallam zitirt und wir fragen 
danach: waren jene Erfordernifje von je eingeführt, oder gibt es Anhalts- 
punfte, daß zu früherer Zeit andere Praris herrichte und wie verhielt es fich 
mit den Wahlbedingungen für das Land? 

Bei dem ungemein fonjervativen Charakter der engliichen Gejeggebung 
it anzunehmen, daß die Negeln, welche die Glanville - Rommilfion für die 
Borough-Wahlen als verbindlich aufftellte, nicht neugejchaffen wurden, fondern 
eine Zuſammenfaſſung der meiltgeübten derzeitigen Praris bedeuteten, aber 
Stubb3 ijt der Ueberzeugung, daß urfprünglich, wenigjtens in den Städten, 
nicht der Hausbefig, jondern die „burgage tenure* die Grundlage für das 
Wahlrecht abgegeben habe. Für burgage finden wir eine alte Definition bei 
Meremwether und Stephens*), als Eintrag eines Jahrbuches der Stadt 
Salisbury von 1313: „burgage is nothing but a messuage in the town of 
the borough“ — „burgage ijt nichts als ein Grundftük in der Umhegung 
des Burgfleckens.“ Demnach beanjpruchen die genannten Autoren für burgage 
tenure die Bedeutung „as descriptive of tbe oceupiers of houses within the 
boroughs“ °), d. h. als Inhaber von Häufern in der Stadt, aber weder 
Eigenthümer diefer Häufer, was zu wenig, noch auch blos perſönlich freie Ein- 
wohner der Stadt, was zuviel gejagt wäre. Dennoch glaubt Stubbs aud 
für manche Orte, analog dem offenen Lande, das Wahlrecht für alle freien 
Einwohner oder für alle freien Angehörigen einer Gilde beanjpruchen zu jollen, 
Ken andere hingegen nur für die freien Eigenthümer von Häufern oder Grund: 
eſitz. — 

Allerdings gehen die Wahlausfchreiben in der Mehrzahl nur an die cives 
oder burgenses einer Ortjchaft und eine große Zahl der Privilegiencharten 








Na.a.D. Bd. J, S. 289. 

?, Constit. History of England I, S. 102. 103, 106 x. 
aa. O. ©. 387. 

N a. a. O. ©. 589 II. Bd. 
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lauten ebenfalls ganz allgemein. So 3. B. die „Carta privilegiorum Civibus 
Lincoln. eoncessa' Heinrich's 11.'): . . . et omnes homines, qui infra quatuor 
divisas eivitatis manent et mercatum dedueunt sint ad gildas et consuetu- 
‚lines et assisas eivitatis sieut melius fuerint tempore Edovardi, Wilhielmi, 
Henriei, Regum Angliae. Confirmo etiam eis quod si aliquis manserit in 
eivitate Lincoln, perannum et unum diem sine calumpnia alicuius calumpnia- 
toris et dederit eonsuetudines ete. .... ex tune ut in antea remaneat in 
pace in eivitate mea Lincoln. sieut eivis meus.‘* ete. 


Diefe und ähnliche Intorporationscharten aus früherer Zeit ſtecken aljo 
für das Bürgerecht fogar in den gejchlojjenen und bevorzugten Gemeinden 
ſehr weite Grenzen; um fo mehr ift anzunehmen, daß die freien organischen 
Ortſchaften noch weniger erflufiv verfahren jeien und ihre Einwohner an allen 
lofalen Gerechtiamen betheiligt haben, da fie andererjeit3 auch froh jein mußten, 
für die nothiwendigen Gemeindeämter zureichendes Perfonal zu haben. Denn 
wir dürfen bei diejen frühen Stadt: und Fleckenbildungen nicht an die heutigen 
reichbevölferten Ortſchaften denken, jelbit, wenn jie denjelben Namen tragen, 
wie damal3 und im Anſehen jener Zeiten von gewiljer Bedeutung waren. 
Nehmen wir 3. B. das Domesday-Book zur Hand und fchlagen etwa die 
Stadt Santerbury auf, jo finden wir, daß fie 263 Bürger, Romney 80 Bürger, 
Rocheſter 109 Häufer zählt, z. Z. Wilhelm’ des Eroberers. Es ift nun 
ebenjo wohl begreiflih. daß man im jenen Zeiten feine großen Unterjchiede 
zwifchen den Stadtgenofjen machte und fie für gleichberechtigt hielt, wie, daß ge: 
wife Nangordnungen fich mit zunehmender Bevölkerung und bejonders bei 
äußerem Zuzuge aufdrängten oder gejucht wurden, je nad) Lage der Ber: 
hältniffe und daß demgemäß eine entiprechende Klaſſentheilung eintrat, welche 
fih auch in den lokalen bürgerlichen Rechten geltend machte. 


Daher kann ung Stubb3 eine große Varietät von Gepflogenheiten ein- 
zelner Orte ſchon aus verhältnigmäßig früher Zeit anführen, weldhe bei Mere- 
wether und Stephen noch bis zur Verwirrung vermehrt ift und wir Dürfen 
ichließen, daß die weite Sanftion des Gemwohnheitsrechtes in England den 
verfchiedenjten Wahlnormen nicht nur im den inforporirten, jondern auch in 
den offenen Städten Anerkennung verichafft habe, bis jene Barlamentsacte von 
1624 dieſer Buntjchedigfeit einige Gleichmäßigkeit verlieh. 

Immerhin ift die Kenntniß diefer verſchiedenartigen Gebräuche interejjant, 
wennſchon fie zum Theil auf Mifbräuchen beruhten, mögen diefe num direkten 
Fälfchungen, oder Nachläffigkeiten der Sheriff und der vertretenen Ortſchaften 
entfpringen. Häufig beftanden die Mandate der „in pleno comitatu electi“ 
auf einfachen Ernennungen feitens der Sheriffs oder Bailiffs, Häufig überging 
auch der Sheriff die Städte gänzlich, entweder aus Wohl: oder aus Uebel: 
wollen, jo daß gegen folche zunehmende Uebergehung ein Statut erlajjen 
werden mußte (1332). Es follen auch Beifpiele vorhanden fein, in welchen 
die Vertreter der Städte auf den Graffchaftsgerichten einfach von den gleichen 
Wahlzeugen wie die Grafjchaftsritter beglaubigt find.) Won der Stadt Ayles- 
bury willen wir unter anderen, daß in den Fahren 14 und 28 Elizabeth der 
„lord of the manor* die Wahl eigenmächtig und allein vollzog, d. h. die 
Abgeordneten ernannte. 


'; Foedera ete,, v. Rymer herausgegeben 1. 5. 40. 4 
»Ludwig Rieß: Geichichte des Wahlrechts zum engl. Barlamente, Leipzig 1885 
zitirt für ſoſchen Fall Palgrave's Parliamentary Writs and Returns I. II, 201 ıw. 212. 
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Als Regel nimmt Stubbs an, daß eine Deputation von Bürgern an den 
Grafjchaftsgerichten, wo ihre Ortichaft wahlpflichtig war, erichien und dort 
entweder ihre Wahl vollzog, oder das Nejultat der fommunalen Abjtimmung 
dem Sheriff überbrachte. 

Ein Wahlcertififat, return, aus dem Jahre 1414 von den auf dem 
. Shiremot von Dorfetihire für die ganze Grafjchaft abgehaltenen Wahlen gibt 
Stubbs als klaſſiſches Beispiel für die eigentliche, regelrechte Vollziehung des 
Aktes. Dort find die Abgeordneten von Dorcheiter durch Zuſtimmung der ganzen 
Gemeinde des Borough Dorcheiter von Burgejies des Ortes gewählt, diejenigen 
von Bridport von vier Bürgern von Bridport, diejenigen der anderen Städte 
in ganz derjelben Weife durch je vier Bürger nach Analogie des alten Folc-mote, 
zu denen die einzelnen Hundertſchaften ebenfalls ihre vier Vertreter entjandten. 
Dieje ſämmtlichen Wahlen jener Shireverfammlung wurden auf ein umd dem: 
jelben return teftirt. 

Aus dem Jahre 1436 Liegt eine Petition an das Parlament vor, welche 
jih über die Unregelmäßigfeiten und die Willfür der Sheriffs bei den jtädt- 
iſchen Wahlen beflagt und um deren Beitrafung, oder um Garantien fünftiger 
Ordnung nachſucht. Wenn nicht früher, jo wurde diefem Erfuchen in der Afte 
von 1445 nachgegeben, welche abermals, obgleich ſchon zahlreiche ähnliche Er- 
lajje, augenscheinlich wirkungslos, gemacht waren, bei ftrenger Strafe von 86 £ 
und 200 £ Bailiffs und Sheriffs zur Erfüllung aller amtlichen Wahlobliegen- 
heiten anhält. (Statute 23. Henry VI. cap. 14.) 

Auch die Anfälligkeit, in der älteren Sprache „resiance* genannt, war 
nicht jtet3 ein Erfordernig zum Bürgerthume und natürlich ebenjowenig zur 
Stimmberedtigung. Es lautet 3. B. der Eintrag für die Stadt Barnjtaple 
in Devonfhire im Domesday-Boof: „there are within the borough 40 bur- 
gesses and 9 are without“, cbenda für Totenai oder Totneß: „there are 
within the borough 100 burgesses, five less and fifteen without the borough, 
tilling the land.* Dieje Beifpiele ließen ſich um viele vermehren, aber es 
wird an diejen genügen, um die Thatjache zu beweijen. 


Das erjte Yufreeten einer Kepräfenrarion. 


8 4. Wenden wir uns nun zu der anderen Frage, nad) welchem Modus 
und unter welchen Umständen die Abordnung der Nepräjentanten vollzogen 
worden find, jo gibt ſich auch über diefen Punkt eine Fülle von verjchiedenen 
Lesarten und Meinungen fund, Durch welche ein leitender Faden ſchwer aut: 
zufinden it. Dennoch muß der Verſuch gewagt werden, in das herrichende 
Wirrjal einzudringen, mit der Hoffnung, daß immerhin einiges, wenn auch) 
nicht3 erfchöpfendes fich feſtſtellen laſſe. Die allererfte Spur einer Vertretung 
durch vier Ritter aus jeder Grafichaft findet fich Schon unter der Negierung 
König Johann's, in feinem 15. Jahre: „De Summonitione ad Parliamentunı 
Oxon. '); Rex vicecomiti Oxon. salutem. Praecipimus quod omnes milites 
ballivae tuae qui summoniti fuerint esse apud Oxon. ad nos a die Omnium 
Sanctorum in XV dies, venire facias cum armis suis, corpora vero baronum 
sine armis, similiter et quatuor disceretos milites de comitatu 
tuo illuc venire facias ad nos ad eundem terminum ad loquendum 
nobiscum de negociis regni nostri. Teste meipso apud Wyntten. XV. 
die Novemb. 


» Claus, 15, Joh. p. 2. m. 7. d. Foedera etc, v. Rymer I. €, 117. 
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Eodem modo seribitur omnibus vicecomitibus.“ 

Daß dieſes Neffript ein unzweifelhaftes Zeugniß für eine thatfächliche, 
bewußte und gewollte Nepräfentation fei, ijt nicht zu behaupten, denn es it 
ebenfo möglich), daß das discernere der milites beim Sheriff geftanden habe 
und daß die 4 Ritter Vertrauensmänner des Königs geweſen feien, als daß 
fie von Seiten des comitatus gewählt jeien. Dadurch, da von jeder Graf— 
Schaft vier Ritter auserwählt werden jollen, ijt aber gleichwohl als Zwed 
der Berufung eine Art von Vertretung erfenntlich, denn eine Vervollftändigung 
des Parliamentum, jelbjt im Sinne des Königs durch eine größere Zahl von 
Theilnehmern, wäre durch beliebige perjünliche Zitationen des Königs einfacher 
erreichbar gewejen. Der Lage des Königs nach mußte ihm jedoch darum zu 
thun fein, ein mögliches Gegengewicht gegen die Partei der großen Barone zu 
ichaffen und den Verſuch dazu machte er allem Anfcheine nach durch die Ein- 
führung der Intereſſen der Fleineren Vaſallen und Freiſaſſen des Reiches in 
das Parlament. Dieje gleihmäßige Forderung von vier Nittern aus jeder 
Grafjchaft „ad loquendum nobiscum“ iſt nicht wohl anders aufzufajjen wie 
eine Vertretung der Grafichaften, wenn nicht, um von Seiten, an Stelle und 
mit Vollmacht der Grafichaft bindende Beichlüjje zu machen, jo mindejteng, 
um in ihrem Intereſſe zu verhandeln und ihr zu übermitteln, was von Seiten 
der Landesregierung fir jie und über fie beichlojien werden würde. Der Ge: 
danfe einer Nepräfentation iſt alfo in diejer Zitation nicht ganz zu leugnen, 
wennjchon vielleicht einer anders gearteten, als wir im jpäteren Verlaufe der 
Barlamentsgejchichte finden. 

Gemeiniglich wird der Anfang einer regelmäßigen NRepräfentation vor den 
Tarlamenten Heinrich'3 III. 1255 rejp. Simon's v. Montfort 1265 bejtritten, 
oder mwenigjtens in Frage gejtellt; wenn nicht gar auf die Zeit von Eduard's I. 
Parlamenten nad) 1295 beichränft. Wennſchon Hinfichtlich der Städtevertre- 
tung und bejonders der Regelmäßigkeit derjelben nur fpärliche Beweiſe vor- 
liegen, jo laſſen doch, abgejehen von der eben bejprochenen Akte 15. Joh., 
manche Anzeichen auf eine frühere Praxis, insbejondere einer kommunalen Re— 
präjentation jchließen. Splches Zeichen erblidt 3. B. Hody') in einem Paſſus 
der Bejtätigung der Magna Carta durch Heinrich III. ſchon im Jahre 1218: 
„Pro hae autem ceoncessione et donatione libertatum istarum et aliarum liber- 
tatum contentarum in carta nostra de libertatibus Forestiae archiepiscopi, 
espiscopi, abbates, priores, comites, barones, milites, libere tenentes et omnes 
de regno nostro dederunt nobis quintam decimam partem omnium mobilium 
suorum. “ 

Ein zeitgenöfliicher Chronijt diejes Parlamentes, Walter v. Coventry, be— 
ftätigt faft im gleichen Wortlaute: „ibidem concessa est D. regi a comitibus 
et baronibus et clero et populo quinta decima pars omnium bonorum.“ Hody 
argumentirt hieraus, daß, da die Annahme thöricht ift, daß omnes de regno 
anmejend waren, um die Subjidie des 15. Pfenniges zu bewilligen, nur die 
Möglichkeit der Bewilligung durch Repräfentanten oder Bevollmächtigte und 
ohne Zweifel durch die jogenannten Graffchaftsritter offen ift. 

Im Uebrigen iſt das Berjtändniß für eine voll ausgebildete Repräfentation 
fhon den Angelfachjen nicht abzujprechen nach einem hiſtoriſchen Zeugniſſe. 
Hucbald, ein kirchlicher Hijtoriograph gegen Schluß der angelfächfiichen Periode 
berichtet nämlich von den Sachſen des Kontinentes u. A., daß fie wie die 








ı) Hody: On Convocations, S. 303 f. 
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Angelfachien in 3 Stände, Edelinge, Freie und Liten getheilt jeien und einmal 
jäbrlih aus jedem Pagus je vier Männer aus jedem der drei Stände zu einer 
gemeinſamen Nathsverfammlung nach „Marclo” a. d. Wejer entiendet haben. ') 
Wenn man ganz abjieht von der hiſtoriſchen Fragwürdigkeit diejer Chronif, jo 
it doch dem Chroniſten jelbit das Faktum einer Volksvertretung augenscheinlich 
etwas ganz vertrautes und da er jelbjt etwa in der Mitte des 10. Jahrhunderts 
geichrieben bat, Fann man die gleiche Kenntniß um ein bis zwei Jahrhunderte 
fpäter bei den leitenden Gewalten des Staates vorausfegen, um jo mebr, als 
das Inſtitut in den Firchlichen Konventen und Synoden, wie in der ganzen 
Ktirchenverfaflung ein alltägliches Vorkommniß war. 

N. v. Mohl in jeiner Literatur des engliichen Staatsrechtes”) warnt da— 
vor, daß man ſich auf die Ausführungen einer Reihe englischer Schriftiteller 2 
verlajje, welche um die Zeit der zweiten Nevolution im Uebereifer und patrioti- 
ſchem Ehrgeize fich der Färbungen und Entjtellungen geichichtlicher Thatiachen | 
fchuldig gemacht haben, um die Theilnahme des britiichen Volkes an den 
Staatsgewalten bis auf die ältejten Zeiten und bis auf die ſächſiſchen Witen— 
agemoten zurüdzuführen, daß aber Brady mit gründlicher Gelehriamfeit und 
geſundem Urtbeile dieje Falichen Auffaſſungen richtig geitellt habe, insbejondere 
werden Tyrrel und Yord Yyttleton als die bedentenderen Ddiejer Irrlehrer ge: | 
fennzeichnet. Ohne im geringiten an dem bewährten Urtheile Mohl's rühren 
zu wollen, halte ich es für Pflicht zu Eonjtatiren, daß die neuere, ſehr gründ— 
lich vorgebende englische Yiteratur, wie Stubbs, Merewether & Stephens, jchon 
Hallam und vor allem Hody, der aud von Mohl als vorjichtiger Forſcher 
von hoher Autorität gerühmt wird, gemeinhin dem Standpunkte der Lyttleton- 
ichen Beweisführung beitreten, dagegen an Brady) einjtimmig die ganz ein— 
feitige, willfürlich verfabrende, an Irrthümern und nachweislich böswilligen 
Entijtellungen überreiche Tendenz verurtbeilen, welche lediglich der Stuart'ichen 
Hauspolitif zu dienen und die Autorität des Parlamentes zu untergraben be- 
jtrebt gewejen jet.) 

Auch wenn man durchaus nicht den Standpunkt einer möglichit frühen 
Vertretung des Volkes im englischen Parlamente verfechten will, kann man 
fchwer an den alten Akten und Chroniken vorübergeben, die jo ohne alle Zwei: 
deutigfeiten von der allgemeinen Betheiligung des Neiches jprechen, wie es 
Hody in unzähligen Beijpielen anführt. 3. B. aus dem Leben Eduard's des 
Bekenners von Ailfred: „Fit magnus coram Rege Episcoporum, Procerumg. 
conventus, magnus plebis vulgique concursus . . agitur inter eos de regni 
statu tractatus.“ Much von der Gejebesbejtätigung Wilhelm’s des Groberers 
im 4. Jahre jeiner Regierung jagt die Chronik von Yichfield und Nudborne: | 
„ad Preces Communitatis Anglorum.* Im gleichen Jahre vollzog fich eine | 
Biſchofswahl „in curia Regis“, an welcher Biichöfe, Prinzen, Geiftlichfeit und | 
Volk von England theilnahmen; ein anderes Parlament in Pedreda „coram 
Rege ac Doroberniae Archiepiscopo Lanfranco et Episcopis, Abbatibus, Comiti- 
bus, et Primatibus totius Angliae“ ijt von 6—7 Chronijten einjtimmig bezeugt. 
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Mol. R. Schmid: die Geſetze der Angelſachſen, Einl. S. LXVII. und Stubbs, 
History of England 1. S. 43. 

*, Geichichte der Staatswillenichaften, Bd. II. S. 70, 71. 

5, Mol. Qyttleton, History of Henry II, Bd. II S. 65—105. Meremwetber & 
Stepbens the History of Boroughs etc. fiehe Regiſter der citirten Autoren: in den 
ca. 20 Eitationen Brady's find nur MWiderlegungen jeiner Unrichtigleiten enthalten. Dodp: 
a. a. D. an vielen Stellen, desgl. Stubbs. 
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Bon einem Parlamente Johann’3 in Lincoln ſchon im Jahre 1200 be- 
richten Hoveden und Paris „coram Optimatibus utriusg.') et in conspectu 
omnis populi® und „cum universa nobilitate tam Cleri quam Populi utriusque 
Regni.“ Dieje Stelle ift eine derjenigen, in welchen Hody den Dr. Brady 
energiſch befämpft. °) 

Außer dem oben bejprochenen Parlamente Johann's im Jahre 1215 in 
Drford weiß Hody von einem früheren Parlamente in Winchejter, wo „comites, 
barones, milites, libere tenentes*“ anmefend waren, von einem anderen in St. 
Albans heißt es: „misit Rex literas ad omnes vicecomites Regni Angliae, 
praecipiens ut de singulis Dominicorum suorum Villis quatuor legales homines 
cum praeposito apud St. Albanum pridie nonas Augusti facerent convenire: 
ut per illos et alios ministros suos de damnis singulorum Episcoporum et 
ablatis certitudinem inquireret et quid singulis deberetur.°) E83 möge an 
diefen beliebig zu vermehrenden Beifpielen genügen, um zu erhärten, daß augen- 
icheinlih in der englifchen Verfafjungsgefchichte niemals eine Lücke eingetreten 
ift zwifchen der Betheiligung des Volkes an den Shire-motes und den Barlas 
menten. 

Ein anderes ift e8 freilich, ob der Gedanke einer Nepräfentation mit folder 
Betheiligung eines größeren oder geringeren Theiles des Volkes an den Placita, 
conventus, parliamenta. colloquia, oder als was immer dieje Berfammlungen 
bezeichnet werden, zu verbinden iſt und in diefer Hinficht ift vielleicht bei manchen 
Schriftjtellern der Wunſch den Thatſachen vorausgeeilt. — Daß die von den 
Anweſenden gefaßten Beſchlüſſe Tür Alle des Neiches verbindlich waren, iſt 
anzunehmen, aber darin gerade eine Nepräjentation zu jehen, iſt ebenjo wenig 
angängig, mie etwa gegenüber dem Cape der Großen Charte: „et sic facta 
summonitione negotium ad diem assignatum procedat secundum concilium 
illorum qui praesentes fuerint, quamvis non omnes summoniti venerint.*“ 

Denn wie jedes Nechtsgeichäft bedarf wohl auch die Repräfentation vor 
allem des auf die Sache gerichteteten übereinjtimmenden Willens beider Par- 
teien. Mögen zwar die in einem Parlamente anmejenden probes oder discreti 
oder legales homines bei der Bewilligung einer auch von den abwejenden Ge— 
nofjen zu erhebenden Kriegsjtener den animus procurandi für jene gehabt haben: 
diefe felbjt werden doch den 30. oder 15. denarius leiften, nicht weil fie fi 
durch ein Versprechen ihrer Vertreter gebunden erachten, fondern im Gehorjame 
gegen die ftaatliche Autorität, welche Macht über fie befigt und der fie ge 
wohnt find, fehr häufig drückende Steuern zu leiften, die ganz willfürlich und 
und ohne Beihülfe irgend welcher Barlamentsbejchlüfje verhängt werden.*) 

Auch die jchon frühzeitig vorkommenden Ausſchüſſe von 2, 4, 12 
mehr von einer Grafichaft zu Erwählenden, find nur mit VBorficht ald Symptome 
einer beabfichtigten Nepräfentation aufzufafjen, denn häufig, mo —— 
Autoren ſie als Repräſentanten anführen, liegt der Aufſtellung ſolcher 
Männer ganz klar das Motiv einer Beamtung oder eines Mandates zu 
Grunde. Beiſpielsweiſe in zwei Dekreten aus 4. und 9. Henry ILL., daß die 
Subfidien nicht wie früher durch die reifenden Richter, fondern durch ortsfundige 


", Nämlich den engliichen und den ichottiichen. 

?) Gie findet ſich in feinem Werte: On Convocations ©. 263. e 
* 2 — angeführten Stellen finden ſich bei Hody a. a. O. ©. 91, 151, 2245, 268 
9) Bol. Ludwig Rieb, Geſchichte des Mahlrechtes 3. engl. Barlamente im Mittelalter. 
Spa. 1885. ©. 12, 18. — 
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Nitter auf die Unterthanen vertheilt werden jollten, welche in den Grafſchafts— 
gerichten mitteljt freier Wahl zu berufen jeien — oder in den 4 Rittern aus 
jeder Grajfchaft, welche auf dem Parlamente von Oxford 1258 ala Erperten 
und Berichterftatter die Klagen der Shires darlegen jollten, find weniger Re— 
präfentanten als Beauftragte zu erkennen, wennjchon vier Jahre früher auf 
dem Parlamente 38. Hen. III. ganz unverfennbare Nepräfentation der Graf: 
fchaften durch je zwei gute verftändige Ritter") ftattgefunden hat. 

Dennoch fünnen mich die Argumente von Rieß?) nicht überzeugen, wenn er 
den * des Unterhauſes hauptſächlich in der Kontrolle des Sheriffs und 
der Heranziehung zuverläſſiger Adminiſtrationsbeamten erblicken will. Mir 
ſcheint der Apparat eines Parlamentes viel zu komplizirt und koſtſpielig, als 
daß man ihn für ſolche auf anderem Wege weit einfacher zu erreichende 
Funktionen als Selbſt-, oder auch nur als Hauptzweck in Bewegung geſetzt 
hätte. In der That liegen eine ganze Anzahl von Reſkripten vor, nach denen 
der König befiehlt, man jolle Ritter erwählen für einzelne Obliegenheiten der 
Landesverwaltung, 3. B. die Zollerhebung für Wolle in den Hafenorten, Kon— 
trolle der Ausfuhr u. a °), die aber, trogdem fie im Wege der „Wahl“, — ob 
durch den Sheriff oder durch die Kommune iſt nicht erfichtlih, — feſtgeſtellt 
wurden, mit einer Nepräjentation nichts zu jchaffen hatten. Daß auf den 
Barlamenten, nachdem fie allgemeine Steuern bewilligt hatten, die Gelegenheit 
benugt wurde, um die Abgeordneten der Grafichaften jeitens der Krone mit 
der Eintreibung der Auflage verantwortlich zu beauftragen, ſteht allerdings 
feſt. Es liegt aber auch jehr nahe, diejenigen Perſonen als die geeignetiten 
zu diefem mißlichen Amte zu bejtimmen, welche, einestheil® durch das Ver— 
trauen der Wähler entjandt, für dieſe eine gewiſſe Autorität befigen, anderen 
theils durch die Bewilligung der Steuer der Krone gegenüber eine gewiſſe 
moraliiche Verbindlichkeit für ihre Nealifation eingegangen find. Zudem tjt 
der Anweſende, wenn er nur halbwegs geeignet ift, immer der nächite zu einem 
Vertrauenspoiten, kurz, es jprechen jo viele innere Gründe für die Auswahl 
gerade der Grafichaftsritter zu dieſer finanziellen Beamtung, dab es mur zu 
verwundern twäre, hätte die Krone nicht ihnen, jondern anderen, unbekannten, 
abwejenden die Exekutive der Maßregel übertragen. — Eines fam zum Ans 
deren, das Amt des Königs zum Mandat der VBolfsvertretung, aber man darf 
daraufhin beide nicht prinzipiell verquiden, nicht die Gewinnung föniglicher 
Steuererheber ala Zwed des Parlamentes hinſtellen, jelbjt nicht, nachdem fich 
der. frühere Modus der Bertheilung der Steuerquoten durch die reijenden 
Richter als unpraftiich erwiefen hatte und nachdem zu diejem Zwecke orts⸗ 
fundige Ritter beſonders erwählt werden follten.*) Rieß macht, m. E., in ſeiner 
Darſtellung das Gelegentliche zur Hauptſache, ohne dazu genügende Anhalts- 
punkte zu haben, denn aus den von ihm S. 8 aufgeführten Argumenten ent— 
nehme ich das gerade Gegentheil ſeiner Meinung. Schon die Uebertragung 


”) Cl, Rot. 38. Hen. III, m. 7 und 12, Writs an die Erzbiſchöfe von Canterbury 
und Nork, Lincoln ıc. desgl. 7. d. an die Sheriffs von Bedford und Budingbam: „... quod 
praeter omnes praedictos venire facias.... 4 legales et discretos Milites de Comi- 
tatibus praedictis, quod iidem Comitatus ad hoc eligerint vice omnium et singulorum 
eorundem, viz, 2 de uno et 2 de alio ad providendum una cum Militibus aliorum 
—— a ad — diem vocari fecimus, quale auxilium etc..... 

a. 
f Ph, 3. Ed. I. m, * d, * die Städte London, Briſtol und für jeden Hafen von Glou— 
ceſte 

36. o. S. 528 ff. 
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der Steuererhebung in fremden Grafſchaften bemweijt für mich, daß es im 
Funktionsbereiche eines Delegirten an und für fih nicht lag, Ddiejes Amt zu 
verjehen, — es wäre fonjt an die Graffchaftsritter gebunden geblieben, — 
jondern daß e3 rein dem Belieben des Königs entiprang, wenn er eine ihm 
bervorragend vertrauenswürdige Perjönlichkeit zu diefer Amtsführung auch in frem= 
den Bezirken ernannte. — Noch mehr aber ift die Weigerung der Abgeord- 
neten, ferner auch den Steuerkolleftor zu machen, maßgebend dafür, daß jte 
ex officio oder ex mandato zu diefem Amte nicht verpflichtet waren, daß es 
rein additionell war; wie hätte es ihnen ſonſt einfallen können, ſich der Üeber⸗ 
nahme zu weigern? Aber ebenſo unbequem wie es ihnen ſein mußte, ebenſo 
bequem war es für die Krone, in den anweſenden Rittern der Grafſchaft gute 
Bürgſchaften für das Einbringen der bewilligten Steuern zu gewinnen; daß ſie 
den wiederholten Bitten um Dispens von dem läſtigen Amte nicht tattgab, 
ericheint von ihrem Intereſſenſtandpunkte aus durchaus natürlich. 


Im Uebrigen ftimme ich den Rieß'ſchen Ausführungen Kap. 1 I, daß 
neben den Steuerbewilligungen Beiprehungen der öffentlichen Angelegenheiten 
umd Mißſtände Zweck des Parlamentes geweſen ſei, völlig zu; das deckt ſich 
ja mit den Formeln der Ladungsſchreiben. Allerdings iſt Seitens der Krone 
in Bezug hierauf die wachjende Tendenz zu Eonjtatiren, dieſe Aufgabe der 
Parlamente einzufchränfen. 


». Viele Kontroverjen beftehen bezüglich der Parlamente unter Wilhelm dem 
Eroberer. Zu dem jchon erwähnten von 1070, in welchem die alten Gejege 
bejtätigt werden, hatte auf Ladung des Königs jede Grafichaft zwölf Ritter 
entjenden müſſen, um von ihren Gefegen und Gewohnheiten authentifchen, eid- 
lichen Bericht zu erjtatten. Ob man darin Amt oder Vertretung jehen fol, 
iſt Schwer zu entjcheiden, da Gründe für und gegen jedes jprechen: das Vor: 
fommniß wird von den Werfechtern beider Theorien, der frühern wie der 
fpäteren Vertretung, verwerthet. 


Daß die Trage nach dem thatfächlich erften Vorkommen einer Repräfen- 
tation im eigentlichen Sinne gelöft werden könne, iſt angeficht? der jtarf an— 
gewachſenen und dennoch ohne klare Refultate gebliebenen Literatur ausge- 
ſchloſſen. Wir fünnen nur annehmen, daß der Gedanke einer Vertretung der 
Gemeinſchaft durch Bevollmächtigte allmählig entjtanden fein muß, ſich langſam 
entwidelt hat und wahrjcheinlich gleich den meilten anderen menschlichen Er: 
findungen zumeift von Utilitätsgründen beeinflußt worden ift. Daher jtammt 
denn wohl auch die Schwanfung in den Grenzen und Marken, das Auftauchen 
und Wiederverlorengehen der erjten Spuren, welches ſich nicht nur an dieſer 
ganz zweifelhaften Periode, fondern auch noch in dem erjten Menjchenalter 
nach der unbeftrittenen Entjtehung einer gefegmäßigen Vertretung des dritten 
Standes in England zeigt. 


1261 wollten ſich die mit Heinrich III. ftreitenden Barone ebenfalla der 
Mithilfe der bürgerlichen Elemente verfichern und luden zu einem Parlamente 
drei Ritter aus jeder Graffchaft zur BerhandInng der gemeinfamen Reichs— 
geichäfte nah St. Alban ein, der König aber erließ fofort gleiche Ladungen 
zu einem colloquium in Windjor. 

Im Jahre 1264 finden endlich zwei Parlamente jtatt, im Juni in Lon- 


don und im September in Canterbury, bei welchen beiden notorifch die Kom— 
munen des Neiches vertreten waren als von den großen Baronen getrennte 
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Körperſchaft.) Im Dezember desſelben Jahres ergingen ferner die Ladungen 
zu jenem Parlamente in London, in welchen es heißt: „Item Mandatus est 
singulis Vicecomitibus per Angliam, quod venire faciant 2 Milites de lega- 
lioribus et discrecioribus Militibus singulorum Comitatuum ad Regem London. 
in Octabis praedictis in forma supradicta. 

Item in forma praedieta scribitar Civibus Ebor, Civibus Lincoln. et 
<aeteris Burgis Angliae quod mittant in forma praedicta duos de dis- 
<recioribus et legalioribus et probioribus tam Civibus quam Burgensibus suis. 

Item in forma praedieta mandatum est Baronibus et probis hominibus 
Quing. Portuum.“ ?) 

Auch dieje Vertretung der Commons hat nad) Hody’3 Angabe?) troß der 
aftenmäßigen Beweife Dr. Brady bejtritten, wennſchon er ihre Anweſenheit 
im Jahre 1255 zugegeben hat. 

Lyttleton macht noch geltend, daß die Ladungen an die Kommunen in 
diefem writ „et caeteris burgis Angliae“ für eine erjte derartige Verordnung 
zu allgemein gehalten jei, um nicht zu dem Schluffe zu führen, daß die caeteri 
burgi einer wohlbefannten Lijte entjprechen. Auch will er in der Gefchichte 
jener Zeit feinen Anhaltspunkt für die Einführung einer jo großen Neuerung 
finden, da weder die Macht de3 Adels nachgelafjen, noch Handel und Gewerbe 
der Städte einen bejonderen Aufihwung genommen haben. Die Bedeutung 
der Bürgerfriege zwilchen Heinrich und feinen Baronen unter der Führung 
Simon’s von Montfort und das Beſtreben Beider, ſich auf die reichen Gilden 
und Städte zu ftüßen, jcheint er demmach nicht Hoch zu veranfchlagen. — Sein 
legte Argument entnimmt Lyttleton einer Proklamation Eduard’3 I. auf den 
Writs of Summons aus dejjen 24. NRegierungsjahre: „Sicut lex justissima 
provida circumspectione sacrorum principum stabilita hortatur, ut quod omnes 
tangit ab omnibus approbetur sic et innuit evidenter, ut communibus periculis 
per remedia provisa communiter obvietur.“ 

Lyttleton meint, wenn der Graf von Leiceiter, Sımon von Montfort, der 
erjte gewejen jei, welcher diefe Maßregel eingeführt habe, jo habe Eduard I. 
unmöglich fie al3 durch die vorjforgende Umficht der geheiligten Fürſten jtabili- 
jirt bezeichnen fünnen, ebenjowenig wenn er fie nur auf fich und jeinen Vater 
zurüdbezogen habe. 

Es liegen zahlreiche Urfundenbeweije vor von der Vertretung der Städte 
und Grafſchaften von 1265 bis 1295,*) aber immerhin haben während diejer 
ei auch Parlamente ohne deren Berufung jtattgehabt; erſt von 1295 an 

ann man die Anmwejenheit der Commons als integrivrenden Theil und als Regel 

bei der gejeggebenden Verſammlung anjehen. Dean thut wahrſcheinlich gut, 
den Sinn der von Lyttleton verwertheten Proklamation Eduard's I.°) einfacher 
zu interpretiren, nur als eine in jchwungvoller Form De Reminiſzenz an 
die alten Gemote, um die Tendenz der neuen Bolitif dem allgemeinen Ber: 
ftändnifje näher zu bringen. Denn geraume Zeit hindurch jahen die Commons 
in ihrer parlamentarischen Vertretung nur eine unbequeme Laſt, welcher fie jich 
gern unter allerlei Vorwänden zu entziehen juchten. 


») Rot. Pat, 49. Hen. III. m, 6 und m. 4 dorso, Hody, a. a. D. ©. 360. 

N Rymer, Foedera ıc. II. S. 93. 

N Hody a. a. O. S. 361. 

9 1269 8. Ottob. London. 1271 Octavos Epiphaniae ete. Hodya.a.Dd. 5.370 ff. 

9, welche Stubbs, Constit. History II 5. u. 128 auf den Codex Theodosianus 
3 hrt. 
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Bon Hallam, Hody u. a. wird gleichmäßig als plaufibeljter Grund fin 
die ältere Betheiligung der Commons an PBarlamenten eine Beſchwerde der 
Stadt St. Albans vom Jahre 1315 an Eduard II. angeführt wegen Ueber: 
gehung in den Wahlausfchreiben, ungeachtet fie von jeher zwei Abgeordnete 
zum Parlamente entjendet hätte, jowohl unter König Eduard I. und feinen 
Borfahren, wie bisher unter der jegigen Negierung. Darauf wurde ent: 
ſchieden: es jollen die Protofolle der Kanzlei geprüft werden, ob die Bürger 
von St. Alban: berfümmlih unter den Vorfahren des Königs die 
Parlamente beichidt haben. — Die Stadt Barnftaple aber will ihr Recht, 
zwei Parlamentsfige zu bejegen, jogar auf ein Privileg des Königs Athelitan 
zurüdführen. Den offenbaren Mythus in dieſer Behauptung weiſt natürlich, 
wie Meremwether und Stepheng, jo auch Hallam zurüd, ebenjo wie leßterer ſich 
der Meinung Hume’s in Bezug auf Zweifel an einer erheblich alten Herkunft 
der Rechte St. Alban’s anschließt, ') jedoch nicht ohne zu fonftatiren, daß Dr. 
Brady's Eifer ımd Scarffinn an der Widerlegung diefer Dokumente er 
lahmt jei. 

Einen unzmeifelhaften Beweis des Sieges des Prinzipes der Repräfentation 
miüfjen wir mit dem Auftreten einer darauf zielenden Klaufel in den Ladungs— 
Ichreiben, noch mehr aber mit der Unterhaltserjtattung für die Abgeordneten 
durch ihre Körperschaft verbinden. 

Mit Eduard’3 I. Regierungsantritte enthalten die Writs of Summons- 
meiftens eine auf die Vollmacht der vertretenen Grafichaft oder Städte hin- 
deutende Klaufel, wie etwa: 

11. Edw. I. m. 2. dorso: Majori, Civibus et Vicecomitibus Lond. 
(und 20 anderer Städte)... „quod duos de sapientioribus et aptioribus 
Civibus praedictae Civitatis eligi faciatis et eos ad nos mittatis;* deßgleichen 
an jämmtliche Sheriffs von England, daß fie in jeder Graffchaft zwei Ritter 
erwählen lajjen: „ad R. p. comitatu eiusd. Com. venturos.* 

13. Ed. I. m. an die Bailiff3 und probi homines von Yarmouth: „vos 
pro vobis omnibus aliquos de quibus confiditis ad nos in proximo parliamento- 
nostro mittatis.“ 

4. Hen. III. „in pleno comitatu de consilio et voluntate eorum de 
comitatu eligi.“ 

22. Ed. I. „cum plena potestate pro se et tota communitate comitatus 
praedicti ad consulendum et consentiendum pro se et communitate illa his 
quae comites, barones et proceres praedicti concorditer ordinaverint in prae- 
missis, | 

Befonders aber 11. Ed. I. m. 4. dorso. an die Vicecomites v. Norfolf und- 
Euffolf: quod venire facias ete. . .. 4 Milites de utroq. Comitatu praedic- 
torum pro‘ communitatibus eorundem habentes plenariam potestatem et de 
qualibet civitate, burgo, villa mercatoria 2 homines similiter potestatem ha- 
bentes pro communitatibus eorundem etc.“ 

ESchon wenige Tage nach dem Londoner Parlamente von 1265 verordnet 
ein Rejfript des Königs an die Sheriffs, daß 4 legale Ritter in jeder Graf: 
ichaft die „rationabiles expensas“ der beiden Abgeordneten für Hs und Her- 
reife fowie Aufenthalt im Parlamente feftftelen und auf die Kommunitas ver- 
theilen follen, ein Grundjag, welcher von jest ab unter mwechjelnden Moda— 
Iitäten dauernd geblieben ift. Es wurden jogar diefe Diäten und Reiſegelder, 


') Zuftand Furopa’s im Mittelalter, Theil II, S. 286 ff. 
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nachdem fich zwischen Forderungen und Bewilligungen im Laufe der Zeiten 
Zwiftigkeiten ergaben, durch Parlamentsakten feſt normirt, für Bürger und 
Nitter anfangs verſchieden. Im 16. Ed. II. bewilligt eine Verordnung „de 
levandis expensis“ jedem Grafjchaftzritter 4 sh., jedem jtädtiichen Abgeordneten 
2 sh. Tagegelder; die- Reifen wurden nach den Gutfernungen berechnet und 
für 35—40 engl. Meilen eine Tagereife in Anjag gebracht. 

Biele Ortichaften verzichteten um dieſer Nepräfentationsfoften willen lieber 
auf ihr Wahlrecht, wie aucd vereinzelt die Grafjchaften aus dem Grunde 
mangelnder Geldmittel die Entjendung von Nittern unterliegen, (vergl. Berichte 
des Sheriff v. Northumberland aus 6. Ed. II. und 3. Ed. IIL') und 
von Yancafhire aus 36. Ed. III. und jpäter.') Wenn die Städte den Sheriff 
nicht bewegen fonnten, fie bei Ausschreiben der Wahlen zu ignoriren, jo ignor- 
irten fie ihrerfeit® die empfangenen Ladungen und erreichten dadurch häufig 
im negativen Grfigungswege das Verſchwinden ihrer Namen aus den Wahl: 
regiſtern. Auf ſolche Weiſe betritt Torrington in Devonfhire feine Pflicht, das 
Barlament zu bejchiden auf Grund des Protokolls vom 21. Ed. IIL., in 
weichem es jäljchlich *) oder nicht’) aufgeführt zu fein behauptete, wennſchon 
«3 vor Ddiejer Zeit 22 Mal im Parlamente vertreten gewejen war. Häufig 
verlangten auch von bejonders jchweren Unfällen, wie Ueberſchwemmung, 
Kriegsſchaden ꝛc. heimgefuchte Ortichaften mit Rüdficht auf den Koſtenpunkt 
Dispens von der Beichidung. Colcheiter erhielt einen fünfjährigen Parlaments— 
urlaub auf Grund der zu erjtellenden Befeftigung der Stadt, machte jedoch 
feinen Gebrauch von diefem Nachlaffe.*) 


Auch die allgemein gehaltenen Ausdrücde der Ladungsbefehle an die She- 
riffs, von jeder Grafichaft 2 Ritter, von jeder Ortichaft 2 Bürger zu entjenden, 
haben der Willfür der Beamten weiten Spielraum gelajjen. Häufig wurden 
aus Bequemlichkeit von jämmtlichen Orten einer Grafichaft 2—3 herangezogen 
und auf dem return ward furzweg behauptet, es gäbe nicht mehr Städte in 
‘dem betr. Bereihe. So führt im 12. Ed. III. ein Sheriff an, nachdem er 
2 Deputirte für Salisbury und 4 andere für 2 weitere Orte namhaft gemacht 
hat: „es gibt feine anderen cities oder boroughs in meinem Amt3bereiche,“ troßdem 
über deſſen Vertretung durch acht andere Drte die Protofolle des vorher— 
gegangenen Parlaments Ausweis geben. Ebenſo erklärt der Sheriff von Buk— 
tinghamjhire im 6. Ed. II. Wycomb für feinen einzigen Wahlort, wennjchon 
unter der gleichen Negierung Wendower, Admondeshbam, Marlow je zweimal 
gewählt hatten. Brady will daraus nicht auf abfichtlihe Wahlfälichungen 
jchließen, jondern hält es für möglich, daß außer der Abneigung gegen die 
aufzubringenden Koften vielleicht aud; in den einzelnen Orten zeitweiliger 
Mangel an geeigneten Kandidaten vorhanden geweſen jei. Vergleichen ijt aller: 
dings auch gelegentlich in den Graffchaften vorgefommen und hat zu allerlei 
Konzeffionen geführt, von denen an geeigneter Stelle zu jprechen it. 

Dennoh nahm ein Statut Richard’3 IL.) endlich Veranlaffung, gegen 
ſolche Nachläffigkeiten und Willfürlichkeiten der Sheriffs, wie der Städte ein- 
zufchreiten und juchte durch Gelditrafen für beide Theile die Vollzähligfeit des 


Prynne's Regiſter III. 

Nah Merewether und Stephens, II. S. 675. 

Nah Hallam, Zuſt. Europ. im Mittelalter, III. Theil. 
Merewether und Stepbens, II. S, 749 u. a. 

5. Ric. II, cap. 4. 
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Unterhaufes zu erzwingen. Daraufhin trafen die Eherifis die Einrichtung, für 
die Erwählten Bürgen zu fordern, deren Namen auf der Niüdjeite der Be- 
rufungsſchreiben neben den Gewählten verzeichnet wurden; häufig jedoch 
weigerten ſich die Gewählten der Uebernahme des Mandates ſo hartnäckig, daß 
neue Wahlen nöthig gemacht wurden; beſonders bei den Grafſchaftsrittern kam 
dieſer Fall manchmal vor.') 


Aus der Repartirung der Unkoſten der Abgeordneten haben ſich übrigens 
Streitigkeiten über die Tragung derſelben entwickelt, ohne welche die Frage 
nach der Theilnahme an den allgemeinen Grafſchaftewahlen ſehr wichtiger 
Aktenbeweiſe entbehren müßte. Bevor man an eine Repräſentation der Mittel— 
ſtände dachte, waren lange Zeit einzig die großen Kronvaſallen zu den Raths— 
verſammlungen berufen, von deren Lehensbeſitz auch einzig die allgemeinen Sub— 
ſidien eingeboben wurden, mochten auch dieſe fie wiederum auf ihre Unterlehns— 
träger und Hinterſaſſen abwälgen. Nah Wilhelm dem Eroberer waren aber 
von den großen Lehen eine beträchtliche Zahl kleinerer Freigüter abgefplittert, 
theils im Erbgange, theils durch Veräußerung, welche, zu Hein zur Belaſtung 
mit perſönlichem Ritterdienfte, im Kriegsfalle nur noch Geldftenern entrichteten, 
von denen aber die Regel galt, daß fie unbejchadet ihrer Unbedeutendheit un— 
mittelbares Kronlehen blieben. Die Veräußerung von Parzellen der großen 
Ktronlehen wurde noch bedeutend vermehrt, nachdem das jog. Statut „Quia 
emptores® aus dem 18. Ed. 1. diejes alte, in Zweifel gezogene Recht konva— 
leszirte, nach welchem jede mit oberherrlidher Genehmigung vorgenommene Ver— 
äußerung feitens eines Kronvafallen ein neues unmittelbar von der Krone ab» 
hängiges Freigut bilden jolle. 

Schon zur Zeit des erjten Erlafies der Magna Charta werden Hinficht- 
lich der Parlamentsberufung Unterjchiede zwijchen den großen und den übrigen 
Baronen gemadt: „Et ad habendum commune consılium regni de auxlio 
assidendo aliter quam in tribus casis praedietis, vel de scutagio assidendo, 
summoneri faciemus archiepiscopos, episcopos, abbates, comites, et maiores 
barones sigillatim per litteras nostras. Et praeterea faciemus summoneri in 
generali per vicecomites et ballivos nostros omnes illos qui de nobis teneant 
ın capite ad certum diem, scilicet ete.“ — — — 

Es ift ganz Har, daß bier der Anfang einer Trennung des Ober: und 
Unterhaufes vorliegt, wennjchen vorläufig noch alle Geladenen als Direfte 
Theilnehmer des Parlamentes und Berather der Reichsbeſchlüſſe erfcheinen und 
nicht als Repräfentanten ihrer zum größeren Theile abwejenden Klaſſe. Dem 
daß jemals alle Berechtigten anweſend gemwejen jein jollten, ift nicht anzu— 
nehmen, wenn man bedenkt, daß Schon zu Wilhelm’3 des Eroberers Zeit das 
Domesday:Boof 60,215 Nitterlehen aufführt, denen die eben berührte Zer— 
jplitterung der großen Befige im Lauje von 17/,;—2 Jahrhunderten noch eine 
erhebliche Zahl zugeführt haben muß. 

Viele unmittelbare Kronvafallen befaßen aljo jehr fleine Theile von Ritter 
gütern und entgingen daher der Pflicht, fih in den Nitterftand aufnehmen 
lajjen zu müſſen, was nur von Freiſaſſen von über 20 sh. jährlichen freien 
Grundeinkommens verlangt wird, Sie blieben aber unmittelbare Freiſaſſen 


































" PBronne's Regiſter UI. ©. 277. Rieß a. a. DO. Kap. 4, II. wird ſeine Be 
hauptung der „abfoluten — des Gemählten” zum Rarlamınte zu geben, doc ı 
nur out die Brit nach der Annahme duich die unterzeichneten returns und indenturen 
itredt willen wollen. 
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und bildeten einen Theil der liberi homines, libere tenentes, denen wir jo 
häufig in den alten Urkunden begegnen. Ob nun dieſe urfprünglich allein, 
oder ob auch die Lehnsleute der großen Barone durch die regelmäßige Repräſen— 
tation der Grafjchaftsritter vertreten wurden, muß erörtert werden. 


Kapitel III. 
Wähler, Abgeordnete und Wahlen der alten Zeit. 
Wähler. 


8 1. Meijt lauten die alten Writs an die Sheriff dahin, dab die Ritter 
de communitate comitatis, communitate populi, oder omnibus de regno er— 
wählt werden follen,') 9. Ed. II. jpricht von milites electi in pleno comitatu, 
50. Ed. III.: communi assensu totius comitatus u. ähnl. Spelman und 
Brady — auch Hallam jchließt fih ihnen an — find der Anficht, daß dieje 
Ausdrüde von vorn herein in einichränfendem Sinne zu interpretiren feien, 
gleichjam unter. der Ergänzung: „aller Betheiligten“ oder „men es angeht,” 
wie gerade aus dem erwähnten Beifpiele der erjten unzweifelhaften Nepräfen- 
tationzberufung 38. Hen. I11.?) hervorgehe. Dieſe Urkunde befiehlt, daß Grafen, 
Barone und andere Große fi drei Wochen nach Djtern beritten und betvaffnet 
in London einfinden follen zum Kriegszuge nach der Gascogne. Die Sheriffs 
follen fämmtliche Ritter von mindeftens 20 sh. jährlichen Grundrenten zur 
Einſchiffung am bejtimmten Tage anhalten. Außerdem wird den Sheriff? auf: 
gegeben, die beiden NRepräjentanten von den Männern des Bezirkes erwählen 
zu laſſen, damit dieſe alle mitfammen die Höhe der möglichen Subjidien für 
den obwaltenden dringenden Sn mit dem Könige überlegen fünnen. 

Die genannten Autoren find der Meinung, daß jene Delegirten nur von 
unmittelbaren Kronvaſallen erwählt jein können, und zwar von jenen, welche, 
weil fie fein vollftändiges, ritterdienstpflichtiges Gut beſaſſen, perjünlichen Kriegs- 
dient nicht zu leiften hatten. Es hätten alſo nur Oberlehnsträger Eleinjten 
Beſitzes bei diefer Gelegenheit, welche lediglich ihre Lehnspflichten betraf, kom— 
petent jein fönnen, Delegirte für fich zu bejtellen, denn die Afterlehnsträger 
der Barone jeien von dieſen ihren Lehnsherren zu Gefolgſchafts- oder Steuer: 
dienjten mittelbar angehalten worden. 

Es laſſen fich für das Prinzip der Beichränfung von gejeßgeberifchen 
Akten auf die Theilnahme der dadurch direkt Betroffenen noch andere Beijpiele 
finden. So ſteht e8 3. 3. feit, daß das wichtige Statut „Quia Emptores“ 
1290 in einem Parlamente entjtanden ift, welches zu jener Seit nur von den 
Baronen gebildet war, die Commons erjchienen erjt, nachdem die Akte bereits 
angenommen tar. 

Auch argumentirt Hallam recht einleuchtend aus der Nemonftration der 
Hinterfafjen gegen ihre Heranziehung zur Koftentragung für Reifen und Diäten 
der Deputirten, welche der Sheriff laut Writ jowohl auf Afterlehen, wie auf 
Freigüter repartirte. Dieſer Laft juchten ſich dieſe Vaſallen der Barone zu 
entziehen und der König jcheint ihnen nachgegeben zu haben, denn es erfolgten 
mehrfache Gegenvorftellungen der Commons und erzielten jchließlich das end— 
gültige Statut 12. Rie. II cap. 12 „daß alle nicht durch Verjährung erimirten 


VBgl. oben €. 532 ff. 11. Ed. I, 4. Hen, III. 
7, Mal. oben €. 529, Anm. 1. 
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Landbeſitzungen zu dieſer Abgabe beitragen müßten.“ Hallam ſchließt, wen 
die betr. Hinterfafjen gleiches Stimmrecht mit den Freigütern gehabt hätten, 
jo habe es ihnen unmöglich beikommen fünnen, eine jo unbillige Eremtion zu 
verlangen. Natürlich ift auch der entgegengejegte Schluß gezogen worden von 
anderen Yutoren, welche von der Forderung der Sheriffs einer allgemeinen 
Beitragsleiftung ausgingen. Auch ift es immerhin eher zu erwarten, daß die 
indireften Vaſallen, welche gewohnt waren, ihre Abgaben ihren Lehnsherren 
und nur an Ddieje zu leilten, wennjchon fie im Uebrigen an den Funktionen 
der Grafichaftsgerichtsbarfeit vollen Antheil nahmen, wenigjtens den Verſuch 
einer Oppofition machten gegen eine neue Beiteuerung von anderer Seite unter 
dem Vorgeben, daß fie auf indireftem Wege durd ihre Lehnsherren zinspflichtig 
feien, — als daß die Sheriff Steuerleiftungen verlangen follten von Leuten, 
mit deren Bejteuerung fie ſonſt nichts zu thun Hatten, für einen Zwed, von 
welchem fie eben diefe Leute Mann für Mann ausſchloſſen, wenn fie im 
übrigen alle ähnlichen Grafichaftsgeichäfte in Gemeinſchaft mit ihnen zu be- 
handeln gewohnt waren. Auch Stubb3 unterzieht diefen Streit einer Prüfung 
und fommt zu entgegengefegten Schlüſſen wie Hallam. Er hat feitgeftellt, daß 
die Eremtion von den Diätenbeiträgen in drei Fällen verlangt worden it, 
nämlich: von Seiten kleiner Lehnsleute, von Frohngütlern und von Inhabern 
freier Erbgüter. Für die leßteren wurde Die Reflamation angenommen: da 
die Krone jolche Eigenthümer durch die talliage direkt bejtenerte, ohne der 
Parlamentszuftimmung zu bedürfen, jo wurde anerkannt, daß jie durch die 
Repräfentanten nicht vertreten jeien. Gegen das Verlangen der beiden anderen 
Klaſſen haben die Kommons auf allgemeine Koftentragung gedrungen und 
Stubbs leitet daraus ab, daß darin ein Indicium für ihre Vertretung Tiege. 
Die wiederholten Reklamationen führt er zurück auf das Vorgehen einzelner 
Lords, welche an der Idee fejthielten, fie jelbjt jeien die Repräjentanten ihrer 
Bafallen, um die Konjequenzen jolher Borausjegung für fih nugbar zu 
machen.) Wenn die Betheiligung der mittelbaren Lehnsträger an den Wahlen 
— zu deren Zaften fie gefegmäßiger, aber event. nicht ganz rechtmäßiger Weiſe 
nunmehr herangezogen wurden — bis dahin noch ausgejchloflen gewejen fein 
jollte, jo hat die Entjcheidung der Streitfrage jedenfalls das Motiv für diefelbe 
gegeben. Zudem jprachen manche andere Gründe für die Verwiſchung der 
Grenzen des Stimmrechtes, vorausgejegt, daß jolche Grenzen überhaupt jemals 
in der Bejigart und nicht vielmehr von jeher nur in der perfünlichen Freiheit 
oder Unfreiheit gelegen haben. — Einer dieſer Gründe ift der Umstand, daß 
in der jozialen Bedeutung der Aftervajallen der Barone und der fleinen Kron— 
h vajallen ein faktifcher Unterjchied nicht bejtand. Das Lehnsverhältnig von 
| beiden war vollfommen gleich, nur daß der eine feinen erblichen Beſitz vom 
Könige, der andere von einem mächtigen Vafallen empfing und daß jeder auch 
jeine Abgaben an die entiprechende Stelle zu entrichten hatte. Dabei aber 
waren die mittelbaren Vaſallen der Obervafallen häufig Inhaber von großen 
Güterfompleren, während die Zeriplitterung der Krongüter, wie wir willen, 
bis unter die Norm von 20 sh. abgabefreien Erträgnilje® herabfinfen konnte. 


!; Eine begügliche Petition der Commons von 51. Ed, II. n. 45. lautet: Que plaise 
au roy notre seigneur, que soit ordeine a ceste present parlement, que les dites 
despenses soient levez de toutz les communes des dites comtees, si bien deinz 
franchises comme dehors; forspris de la franchise des eitees et burghs et forsprie 
de ceux qui viegnent icy par brief a parlement, par summonce et de leurs tenants 
qui tiegnent en bondage. | 


















und Praxis der Nolksvertretung in England. 537 


Der zweite Grund würde die Vornahme der Wahlen an den Grafichafts- 
gerichten jein, wo die Legalität der Aftervafallen, ihre Kompetenz zum Ge— 
jchworenendienfte, zur Wahl von Coroners und anderen Ehrenämtern zweifel- 
los feſtſtand. Kannte num bei allen diefen Gelegenheiten der Sheriff einen 
Dualitätsunterfchied der Stimmen nicht, und wurden die Abgeordnetenwahlen 
— wie wir ziemlich unbejtritten annehmen fünnen — von jeher au den Tagen 
der Gerichtsverhandlungen vorgenommen, jo lag es nahe, daß der Sheriff die 
Stimmen diejer bedeutenden Inſaſſen feines Bezirkes jfrupellos entgegennahm. 

Dat möglicherweife auch diefe nicht Far abgegrenzten und in einander 
verſchwimmenden Wahlrechte, jowie die allgemeinen noch ungeflärten und viel 
vermwidelten Zuftände des Lehnsweſens überhaupt — eine Quelle unaufhörlicher 
Gerichtsftreitigkeiten in jenen Tagen — einen Anlaß gegeben haben mögen zu 
den Unregelmäßigfeiten bei den Grafichaftswahlen, fanın angenommen werden, 
aber ein flarer Beweis, wie ihn Selden und Brady hieraus entnehmen wollen, 
fiegt nicht vor, denn Lyttleton z. B. führt das gleiche Statut wie jene, 7. Hen. IV., 
welches mit Bezug auf ſolche Mißbräuche erlallen wurde, zur Vertheidigung 
der entgegengejegten Meinung an. 

In dem betr. Statute erflärt die Einleitung, daß „auf die beweglichen 
Vorſtellungen des Unterhaufes über die ungehörigen Wahlen der Grafjchafts- 
ritter, welche häufig durch die Gunst der Sheriffs und ſonſtwie gegen die im 
den Writs vorgejchriebene Form gejchehe, zur großen Schande der Grafichaften 
und Behinderung ihrer öffentlichen Gejichäftsführung“ der König bereit jet, 
bierin Abhilfe zu schaffen und daher ꝛc. . . .. beitimme, es ſei in Zukunft 
folgendermaßen zu halten. Es ſoll am nächiten Gerichtstage nach Eingange 
des Wahlausjchreibens Proflamation von Ort und Datum des Parlamentes 
gemacht werden und alle dort Anweſenden, ſowohl die zu dem Anlaſſe ordent- 
lich geladenen Parteien, als andere, jollen zu der Wahl der Nitter gezogen 
werden und jo jolle im offenen Gerichtstage zur Wahl geichritten werden frei 
und unabhängig, ungeachtet aller Aufforderungen oder Befehle zum Gegentheile. 

Ein Statut derjelben Negierung 11. Hen. IV. verweilt nochmals auf 
diefe Verordnung mit der Erklärung in der Vorrede, „dab zur Bewahrung — 
„preservation“ — der Freiheiten und Wahlrechte, welche für die Grafichafts- 
wahlen im Reiche üblich gewejen jeien im 7. Hen. IV. gewiſſe Wahlvorjchriften 
erlaſſen worden jeien ꝛc. 

Nachdem nun Selden fowohl, wie Brady aus dem eriten Statute eine 
Erweiterung der Wahlrechte auf alle Gerichtsfähigen reſp. =pflichtigen ableiten, 
allerdings, indem fie das fpätere Statut vollfommen ignoriren, fragt Lyttleton 
mit Erjtaunen, wie man aus dem Paſſus: „zur Bewahrung der üblich ge- 
wejenen Freiheiten und Wahlrechte” etwas anderes als einen Schu alter 
Rechte und Gewohnheiten aus dieſem Statute lefen fünne? Es ſei nicht das 
mindefte zu finden von einer Erweiterung derjelben auf Verfonen, welche ihrer 
zuvor nicht theilhaft geweien wären, fondern lediglih von einer Sicherung 
gegen Mißbräuche, die fie den Berechtigten zu beeinträchtigen jtrebten. 

Das Nachbarreich Schottland dagegen hat nie andere Freiſaſſen als un- 
mittelbare Kronvajallen zur Stimmabgabe bei den Grafichaftswahlen zugelafien 
und war bis 1428 nur perfönlich, erit dann wurde durch ein Geſetz Jakobs 1. 
die Repräfentation durch Bevollmächtigte eingeführt.') Lyttleton ſchließt auch 
hieraus nicht, wie Brady, daß dieſes Prinzip, jondern nur daß die Repräjen- 


») Rinterton, Geihichte von Schottland Bd. I. S. 120, 857. 
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tation eine Nahahmung des engliſchen Vorbildes gemwejen jei und daß die 
Beihränfung der Parlamentstheilnahme auf die Kronvajallen auf der von 
vornherein weit arijtofratiicheren Anlage des jchottifchen Staatsweſens über- 
haupt beruhe, welche einen Analogiefhluß auf eine gleichartige Entwidlung 
Englands in den unferer ficheren Beurtheilung unzugänglichen Zeiten nicht zu= 
lälfig mache. 

Wir werden überhaupt zu der Aufjtellung der Hypotheſe berechtigt fein, 
daß das innere Motiv Ddiejer in ihren erjten Anfängen vor uns liegenden 
volf3: oder ftändemäßigen Repräfentation ein wejentlic anderes iſt, wie das— 
jenige, welches in den weiter zurüdliegenden Entwidlungsepochen des britischen 
und fajt jedes anderen Volkes die rein demofratiiche Theilnahme der Nation 
an der Regierung durch das Mittel der Volksverſammlungen, Heeresverfamm- 
lungen oder engeren Rathsverſammlungen herbeigeführt hat und welches auch 
für unjere modernen Bolfsvertretungen in den gejeßgebenden Körperichaften 
der heutigen Staaten wiederum das maßgebende Prinzip geworden ift, nämlich 
die Empfindung des genofjenichaftlichen Verbandes und der Gemeinjamfeit der 
Intereſſen, welcher bei der Wiederbelebung in neuerer Zeit noch das Komo— 
ment der Gerechtigkeit 3. Th. klaſſifizirend, 3. Th. nivellirend beigejellt worden 
it. Das Motiv für die Konvofationen der Großen des Reiches und der 
Nepräfentanten der weiteren Kreiſe unter den jtet® mehr oder weniger von 
abjolutijtiichen Appetiten bejeelten Königen Englands, der normannischen, wie 
der jpäteren Dynaſtien, beruhte aber in eriter Linie auf Opportunitätsrüdjichten, 
Steuerbedürfmifien ꝛc. Deshalb wurde auch anfangs vom Unterbauje eine 
mehr paſſive Theilnahme und Lediglich ſchließliche Zuftimmung zu den ihm als 
nothwendig dargelegten Negierungsmaßnahmen erwartet, was ſich jchon in der 
Form der Ausfchreiben fogar noch unter Eduard I. bemerkbar macht troß 
jeiner Apojtrophe „quod omnes tangit, ab omnibus approbetur, sie et innuit 
evidenter, ut communibus periculis per remedia provisa communiter obvie- 
tur.*’) 3m 22. Ed. I. lautet zwar die Ladung noch „ad consulendum et 
consentiendum pro se et communitate,* aber ſchon 23. jomwie 26. desjelben 
Königs bejagen: „ad faciendum tune, quod de commani consilio ordinabitur 
in praemissis“ und im 28. Ed. I. „cum plena potestate audiendi et faciendi 
quae ibidem ordinari contigerint.* - 


In dem gleichen Writ beftimmt der König auch die Perjonen der Dele- 
girten dem Vicekomes von Eouthbampton: „Cum nup..... etc. quod venire face. 
coram nobis etc... . duos milites ete.... illos videlicet qui pro communitate 
eomitatus praedietiad parliamentum nostrum ultimo praeteritum 
per praeceptum nostrum venerunt et etiam de qualibet burgo eosdem 
burgensesquiad praedietum parliamentum nostrum alios sic venerunt ete... .* 


Ed. II. und III. gebrauchen meiften® die Formel „ad consentiendum“ 
oder „ad faeciendum et consentiendum.* Eduard 11. gewann das jeit 28, 
Ed. I. abgetretene Recht der Ernennung der Sheriffs im 9. Jahre | 
Negierung zurüd und die Krone nahm von da an häufig Gelegenheit, 
ihr perjönlich verpflichteten Beamten zur Beeinflußung der Wahl in 
oder mweiteren Grenzen zu veranlafjen. Richard II. 3.3. ließ einige Sh 
zu ſich rufen und verlangte, daß fie zum nächiten Parlamente feine or ſch 
oder ſtädtiſche Abgeordnete zulaſſen ſollten, ohne der Genehmigung derj 
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von Seiten des Königs ficher zu fein.) Won den Mitgliedern des Parlamentes 
1397 ift behauptet worden, fie feien nicht erwählt „per communitatem ut 
mos exigit, sed per regiam voluntatem.* Vielleicht unterbrochen durch die 
Negierung Heinrich's IV., welcher mehrere Statute8 gegen Wahlmißbräuche, 
unrichtige Stimmenzäblung 2c. erließ,?) muß fich dieſe Art, die Wahlen zu 
machen, ungeftört weiter entwidelt haben bis zu dem Grade, daß 1460 die 
Sherifis eine Bittichrift an den König richteten, um Schadloshaltung zu ver: 
langen für alles, was fie dem Geſetze zuwider bei diejer Gelegenheit geleiftet hätten °) 

Möglicherweife in Oppofition gegen dieſes Verfahren der Sheriffs, viel: 
leiht aber auch von ihnen jelbjt provozirt zur Erleichterung ihrer dunfeln 
Machenichaften, müſſen die Wahlen allmählich den tumultuojen Charafter an: 
genommen haben, welcher der Krone Anlaß gab, die Acte 8. Hen. Vl. cap 7 
zu erlajien und darin die Wählerichaft auf Anſäſſige der Grafichaft von einem 
gewilien Vermögensftande zu beichränten. Cie motivirt: „Da die Wahlen der 
Grafichaftsritter in letzter Zeit in manchen Grafichaften durch eine jehr große, 
unmäßige und übertriebene Zahl von Menjchen vollzogen worden find, welche 
in denjelben Grafichaften des englifchen Neiches wohnen und von denen der 
größte Theil Leute von geringem Werthe und Wohlftande war, nichts deito- 
weniger aber für ſolche Wahlen eine gleihwerthige Stimme beanjprucdhte, wie 
die würdigſten Ritter und Herren derjelben Grafichaft, wodurch höchjt wahr— 
icheinlih ZTodtichlag, Aufruhr, Schlägerei und Spaltung unter den Herren 
und ſonſtigen Einwohnern der Grafichaften entjtehen werden, wenn nicht an— 
gemejiene und gehörige VBorjorge dagegen getrofien wird, jo hat unfer Herr der 
König durch gegenmwärtiges Parlament angeordnet 2. .. . .. ‚ daß die Graf: 
ichaftsritter in jeder Grafichaft durch dort anſäſſige und wohnende Perjonen 
gewählt werden follen, von denen jede Land oder Pachtung im Erträgnilie 
von mindeftens 40 sh. jährlich außer den Abgaben befigen muß.“ Much diejes 
Statut ift von Freunden und Feinden der unbeichränften Wahlfreiheit kom— 
mentirt worden, meiner Meinung nach ſtets unter Außerachtlaſſung feines 
ftärfjten Wirfungsgebietes, das, wenn nicht vom Geſetzgeber in Ausjicht ge 
nommen, jo doch jedenfalls in der Anwendung ſich als von weitgehendſtem 
Einflufje auf eine Aenderung der Wahlphyfiognomie ermwiefen haben muß. Die 
Faſſung des Statutes fann in Bezug auf diejenigen Perjonen, welche hinfort 
an den Wahlen theilnebmen jollen, jojern man deren Beſitzverhältniſſe in's 
Auge faßt, weder extenfiv noch rejtriftiv erhebliche Aenderungen herbeigeführt 
haben. Der Census von 40 sh. Jahresertrag iſt ſelbſt nach dem Geldwertbe 
jener Zeiten ein jo minimer, daß er kaum als Wahljchranfe aufzufalien it 
unter ländlichen Verhältniffen, die faft alles Einfommen aus den Bodenerträg: 
nifjen zu ſchöpfen, angewiefen find. Jedech mußte das Statut die Altersgrenze 
für das Wahlrecht durch die Forderung der eigenen wirtbichaftlichen Nieder- 
laſſung ganz weſentlich erhöhen. Nachdem wir aus der anugelſächſiſchen Ber: 
fafjung und aus den Custumals der Cinque-Ports, wie anderen Dofumenten 
das Eintreten der Nechtsjähigfeit mit dem vollendeten 12. Lebensjahre kennen, 
jehen wir die Theilnahbme an den Abgeordnetenwahlen nunmehr hinaufgerücdt 
in das Alter wirthichaftlicher Selbftändigfeit und geknüpft an die Bedingung 
der Bodenbearbeitung für eigene Rechnung, jei e8 auf Grund von Eigenthum, 


», Historia vitae et regni Ricardi II. v. Anyghton, herausgegeben von Hearıe, 
Orxford 1729. 

27. — cap. 15, 11., 23. — cap. 14 Hen, IV. 

® Rot. Parl,.. Bd. V. S. 367, auch Prynne's Regiſt. IT. €. 141. 
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Lehen, Pacht oder Miethe. Alle ganz jugendlichen Perjonen und alle Lohn— 
arbeiter wurden auf dieſe Weiſe ausgejchaltet und damit dic. bedrohlichen, 
turbulenten Elemente zu Gunften einer naturgemäß ftabilen und konſervativen 
Wählermaſſe zurüdgedrängt. 

Daß die Frage nach der Wahlberechtigung in den frühejten Theilen der 
engliihen Monarchie jemal® ganz und gar gelöft werde, ftellt angefichts der 
fo ſtark divergirenden Meinungen ſchon Hallam als kaum zu erwarten hin. 
Er jelbjt neigt nach gewiljenhaftem Erwägen von Gründen und Gegengründen 
und unter Verweis auf eine mir leider nicht zugänglich gewordene Monographie 
über die Streitfrage im 26. Bande der Edinburgh Review, ©. 341 zu der 
Annahme, dab wenigſtens jeit Eduard I., alſo mindeſtens vom 2. oder 3. De 
zennium der Srafichaftswahlen an, die Erwählung der Ritter durch ſämmtliche 
Freiſaſſen der Grafjchaftsgerichte und ohne Rückſicht auf die Art ihres Beſitz— 
thums gejcheben jei unter wejentlich gleichen Umftänden wie bis zu feiner Zeit. 
Gneift mimmt den gleichen Standpunkt ein und auch die neueren engliichen 
Autoren, bejonder® Stubb3, theilen ihn. ') 


Auch geben die ſämmtlichen Traditionen von den früheſten angeljächjifchen 
Regierungen ber genügend Anlaß, die allgemeine Theilnahme an diejem, ſowie 
an allen anderen Berwaltungsgejchäften der Shire- und Hundreda = Berbände 
zu vermuthen und wir wiljen, wie zäh die engliiche Bevölkerung an ihren Ge- 
wohnheiten feithielt: der einzige Unterſchied wurde gemacht zwijchen frei und 
unfrei Geborenen. — So Heißt es Ichon in den Geſetzen Edgar’s „Leges 
politicae I, cap 1.*, ..Hoe est Institutum Seeulare, quod ut observetur volo 
et est hoc: Volo et quilibet homo jure communi sit dignus, sive pauper, 
sive dives et ei justum judieium judicetur ete.“ ..... Und bei Edovardus, 
seet. 35 de Greve: ..... „debent statim pulsatis campanis quod Anglice 
vocant „motbel* convocare omnes et universos quod Anglice dicunt „‚folemote,‘* 
i. e. convocatio et congregatio populorum et omnium gentium, quia ibi omnes 
eonvenire debent et universi, qui sub proteetione etc.“ .... 

Viele andere Stellen bejagen dasjelbe, daß jeder vom 12. Jahre an?) 
die Öffentlichen Verfammlungen bejuchen und an den öffentlichen Geſchäften 
Theil nehmen foll: ..providere debent indemnitatibus coronae regni huius per 


communi eonsilio et ibi providendum est ad insolentiam malefactorum repri- 
mendam etc.“ ....*) 


Der engliſche Rechtögelehrte Bracton?) ftellt die Säße auf, daß „tene- 
ment neither confers nor detraets from the person,“ (die Beſitzart der Per— 
jönfichkeit weder hinzufügt, noch abnimmt) und daß „tenement does not 
change the state of the freeman any more than the slave, (die Befigart den 
Status des Freien nicht mehr verändert, als den des Unfreien) — melde zu 
der gleichen Nutzanwendung führen, wie fie oben dargelegt it. 


Abgeordnete. 


$ 2. Ein anderer Grund, der für die allgemeine Theilnahme der Freien 
an den Wahlen fpricht, iſt derjenige, day anfangs für die Grafjchaftsritter 


", Constit. History of Engl. TI. S. 299 ff. 
) Ed. David Wilkins 1721. 

») Leges Hen. I cap. 88 1. 

4) Leges Edov. Conf, sect. 35 de Greve, 

) Lord, Oberrichter unter Heinrich III, 
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jelbft nicht einmal die Beſchränkung galt, welche in Bezug auf die von ihnen 
Vertretenen möglicherweife beftanden haben joll. Dafür liegt ung ein Zeugniß 
vor, allerdings aus der jchönen Literatur, aber deßhalb faum weniger beweis- 
fähig für die in ihm gejchilderten Zeitzuftände, da es von dem ſelbſt dem 
Barlamente angehört habenden Dichter und Staatsbeamten Chaucer ftammt: 

At Sessions was he Lord and Sire 

Full oftimes was he Knight of the Shire 

And Sheriff had he been and Coronour 

Was never such a worthy Vavassour. 

Ich entnehme diefen Hinweis aus Lyttleton's Leben Heinrichs IL., jo- 
wie jeinen Zufaß, daß zu der in Rede jtehenden Zeit immerhin nur thatjäch- 
lich zum Ritter Gefchlagene, milites gladio cineti, Knights of the Shire werden 
fonnten. Aber auch das ift feine große Einſchränkung, denn der Ritterjchaft 
fähig war jeder im Befite eines Lehns oder Gutes von 20 £ Fahreserträgnii; 
und da mit der Aufnahme in die Ritterfchaft gewiſſe Laften verbunden waren, 
welche augenscheinlich ihre Ehre nicht aufwog, jo jah ſich die Krone wieder: 
holt veranlaßt, eindringlich zu verlangen, daß der Sheriff alle Ritterfäbigen 
zum Eintritte in den Stand veranlafje'), ein Verlangen, welchem ſpäter durch 
erhebliche Strafen für Unterlajien Nachdrud gegeben wurde. Erſt 16. Car. 1 
cap. 20 vom 10. Auguſt 1641°) „Act Prohibiting the Exaction of Knight- 
hood Fines“ hebt diefe Strafandrohung auf und überläßt die Annahme der 
Ritterfchaft, deren Borausjegung übrigens bis zu diefer Zeit auf ein Erträgnik 
von 40 £ gejtiegen war, dem freien Belieben. 

Der Mangel an den vorgeichriebenen gladio eineti hat jedoch zur Zulafjung 
von Ausnahmen geführt. Es berichtet 3. B. im 4. Ed. II der Sheriff von 
Rutland auf jeinem return: 

„Bligi feci in pleno eomitatu loco duorum militum, eo quod milites non 
sunt in hoe comitatu commorantes, duos homines de comitatu Rutland de 
diseretioribus et ad laborandum -potentioribus etc.“ ®) Und im 19. Jahre 
Eduard’s II. waren im Parlamente unter den Graffchaftsdeputirten nur 27 
wirkliche Ritter gegenüber 28 dem Stande nicht angehörigen, welchen nur 2 
umd ‘3 sh. anftatt der 4 sh. der Nitter an Diäten bewilligt wurden. ‘) (Unter 
Eduard II. wırrden die Diäten für alle Deputirten des Unterhaufes gleihmäßig 
normirt auf 4 sh. Später haben die Abgeordneten im Wege des Herkommens 
auf Diäten verzichtet, von der Zeit der Republik an iſt allgemein üblich geworden, 
die Wahl in das Parlament al3 unentgeltliches Ehrenamt zu betrachten.) 

Unter Eduard III. wird auf Grund von vielen Bittjchriften aus der 
Grafichaft, aber auch im eigenen Intereſſe der Krone ein Verſuch gemacht, 
die Advokaten von der Vertretung auszufchließen; das Parlament willfahrte 
dem, allerdings unter gleichzeitigem Austchtufe der Sheriffs von der Wahl im 
Jahre 1372.) — Ein Erlaß aus dem erften Jahre Heinrich’s läßt nur Ritter 
und Burgefjes, die am Tage des Wahlaugjchreibens im Wahldiftrifte anſäßig 
find, zur Kandidatur zu.“ Trotzdem dieſes Geſetz die praktiſchen Bedürfnifie 


, 24. Hen. III m. 8. dorso, 26. Hen. III m. 6. 1. Ric. II. u, a. 
N) Gardiner, Constitut. Documents. ©. 121. 
) Prynne's Regifter II. ©. 170. — 
9 Prynne's Regiſter IV. ©. 53 und 74. , 
%) Das Sheriffamt wurde übrigens ſchon früher als Hinderniß der Wahlbetbeiligung 
betrachtet, vergl. das auf S. 56, Anm. 2 zitirte Return aus 28 Edw. 1. 
6) Rot. Parl. 3. II, ©. 319. 
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im höchſten Grade lähmen mußte, ijt es erit unter 14. Ge, III cap. 58 auf: 
gehoben worden. 

Als bleibende Norm für die fernere Zeit wurde endlich im 23. Hen. IV. 
cap. 15 firirt, die Graffchaftsritter follten jein: „motable knights of the same 
<ounties for the which they shall be chosen, or otherwise such notable es- 
quires or gentlemen born of the same counties as shall be able to be 
knights and no man to be such knight which standeth in the degree of a 
yeoman, or under.“ 

Unter einem yeoman damaliger Zeit verjteht die herrichende Anficht einen 
Pächter von Landbefig gegen jährliche Abgaben im Gegenjage zu dem tenents 
for life-time oder erblice en Zehnsleuten (vergl. Stubbs, Constit. History of 
Engl. II. ©. 551 ff.) aber immerhin freie und vechtsfähige Männer, liberi 
et legales homines, welche als Gejchworene dienen Fonnten und an den kom— 
munalen und Barlamentswahlen theilnahmen. 

In ihren privaten Wünjchen an die Sheriffs jtellte die Krone in den 
Writs of Summons eine Ausleſe verjchiedener Dualifizirungen der Ritter auf, 
welche von Regierung zu Regierung, häufig von Parlament zu Parlament 
variiren, wie die Zeit und ihre politische Lage es mit fich brachte. Die auf: 
fallendjten diefer Forderungen find: „deux de plus leaux et plus suffisauns 
chivalers ou serjauntz de meisme le countee, qui soient mie suspicionous de 
male coreigne ne communes meintenours de parties;‘‘ — „de aptioribus, 
discretioribus et magis fide dignis;"* — gladio cinctos et militarem ordinem 
habentes et non alios;* — „proveetioribus, discretioribus et magis expertis ;“ 
— „de elegantioribus personis“; — ‚de melioribus, valentioribus et dis- 
cretioribus; — „magis idoneos et discretos;‘‘* — „diseretioribus et magis 
sufficientibus;:“ — das Verlangen Richard's II. nach Rittern „in modernis 
debatis magis indifferentes‘‘, erregte den größten Unmwillen und wird als eine 
der Urſachen feiner endgiltigen Verdrängung betrachtet. 


Wablen. 

$3. Es ilt aller Grund vorhanden zu der Annahme, daß die Sheriffs 

in jenen Zeiten mit ziemlicher Willfür bei den Wahlen verfahren jind, da die 
Grafichaftsgerichte, an denen fie vorgenommen wurden, durch die Friedens: 
richter und das Statute von Marlborough') jehr entlaftet wurden und an 
Bedeutung folglich erheblich verloren und insbejondere von den höheren Ständen 
faum noch aufgejucht wurden. Berfchiedene Bittichriften an das Parlament 
find vorhanden, welche um Abjtellung der Eigenmächtigfeit der Sheriff nad}: 
‚ Juden; in der That hatten leßtere e3 in der Hand, zu der Wahl zu laden, 
wen fie wollten und benachrichtigten, denn die — Gerichtstage ver- 
einigten, wie gejagt, feine größeren Wählermaſſen mehr.“) Beiſpielsweiſe 
Hagt im 12. Ed. II. ein Bittjteller, er ſei vom Biſchofe von Ereter für die 
Grafſchaft Devon mit Zuſtimmung derſelben erwählt, der Sheriff habe jedoch 
in ſeinem Wahlberichte einen anderen als den Erwählten bezeichnet. Die Re— 
gierung war ſich in Anbetracht dieſer Mißſtände der Pflicht bewußt, Rechts- 
garantıen für die Sicherheit der rechtmäßigen Wahlen zu jchaffen und fuchte 
derjelben von Anbeginn durch die Zertififate der vorgenommenen Wahlen zu 


i) „melches Berfonen im Range über einem Ritter vom Erjcheinen im Sheriff-tourn 
ende = Bneiit, Engl. Verfaſſungs-Geſchichte, S. 297. 
> Vergl. hiezu uhren und illuftrirende Beiipiele in großer Zahl bei Stubbs, Con- 
stit, —— of England III. 5. 397—428. 
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genügen. Sie veränderte nunmehr die Formen dieſer returns in dem Sinne, 
Daß den Uebergriffen der Sheriffs einige Schranken gezogen werden konnten. 

Die älteſte Form der returns iſt diejenige, Daß der Sheriff in dorso des 
Summons, oder auf einem anzubertenden Blatte den Namen des Gemwählten 
aufführt, welchem eigenhändige Uuterfchrift und Unterfiegelung von je zwei 
Manucaptoren, nämlich Bürgen für die Perfon umd die Amtsübernahme des 
Gewählten beigefügt werden müſſen.!) 

Heinrich IV. jchaffte bierin eine Werbejlerung, indem er dag return im 
ein indenture verwandelte, in der Form eines Vertrages zwiſchen Sheriff und 
Wählern, d. h. einem Ausſchuſſe von Wählern, von denen Stubb3 ſogar 
annimmt), daß ſie hin md wieder, jelbjt durch direfte Wahl zuſammengeſtellt, 
autonom Die eigentliche Abgeordnetenwahl vollzogen und nur noch der allge: 
meinen Zuftimmung unterbreitet haben, eventuell auch leßteres nicht einmal, 
wie 3. B. in der eigenartigen Wahlpraxis von Yorkſhire, wo Jahr für Jahr 
von 1411—1445 die Anwälte von 7—8 großen Baronen, Grafen, ja des Erz 
biſchofs von York, auch mehrerer Yadies und Gräfinnen die indentures ausfertigten. 

Eine größere Zahl von Wählern 6—30 bejtätigen unter Unterfchrift und 
Unterfieglung, daß N. N. von ihnen „eum pluris aliis,“ „multis aliis,“ „ex 
assensu totius comitatus,‘“ „in pleno comitatu.‘* oder wie immer gewählt 
feien. Die Fähigkeit des Unterichreibens und der Beſitz eines Siegels geben 
Anhaltspunkte dafür, daß dieſe eleetores der gebildeten Klaſſe der Wählerichaft 
angehören mußten, obgleich für die Mitwirkung einfacher squires und yeomen 
Indizien jprechen. °) 

Die große Herrichaft des Gewohnbheitsrechtes in England bat auch der 
Handhabung der Wahlveranjtaltungen jogar in den Grafichaften einen üppigen 
Boden für lokale Eigenthümlichkeiten bereitet, die in den jtädtifchen Wahlen 
noch in's vielfache vermehrt zum Ausdrucke famen und größtentheils vom 
Parlamente rejpeftirt werden mußten, nachdem es mehr und mehr das Prüf: 
ungsrecht für Die Yegalität der Wahlen der Krone entwunden und für ſich 
felbjt beanfprucht hatte. 

Einige englische Autoren, für welche begreiflicherweife diefe Details von 
größerer Wichtigkeit find, haben ich die Sammlung ſolcher Partikulargewohnheiten 
ur Aufgabe gefett, fie müſſen aber jelbit zugeben, daß es unmöglich iſt, die: 
Felde erjhöpfend zu bewältigen, jo großen kultur- und jozialgejchichtlichen Werth 
ſolche Forſchungen auch in jedem Ausdehnungsgebiete an ſich ſchon haben. 


— Ein derartiges Return des Vicecomes v. Warwick aus 28. Edw. I in dorso lautet: 
Milites electi. — Johüs Perceval de Somy manuc, p, Johfi Gasteyn de As- 
pelton, et Willm, de Keu de eadem et idem Johes fuit ad plliamentu. p'xio p’ter. 
— ‚Johüs de Clyntone de Makstoke electus est nue loco Phi. de Geytoä eo 
quod idem Ph’us nuc est Vie. Com. Warr, et Leeye, et p'deus Johs. manuc, p. Joh'em de 
Plumptone et Rad'm Brian de .. 
Burgens Vill. Warr: — Will'’s de Stodle manue, p, Rogum Tankard et Rogu 
de Colnetre de eadem, 
— Ph’us de Warrewyk manuc. p. Nich'm de Keyntone de eadm, 
Burgens,. Vill. Coventr.: — Thomas Ballard manuc p. Thom de Lode- 
lawe de Coventr. et Rogum Dayse de eadem. 
Laur de Schepeye manuc. p. Hug de Schepeye de Coventr, et Willm de South- 
rich de eadem, 
Omnes p'dei plenam habent potestatem s'c'd'm tenorem istius brevis. Procla- 
mac’o publice et solenär f'ca est secundem tenorem br'is p’d’ei. ht. bill. 
Ra. a. O. S. 410. Br. IH. 
) Stubbs, a. a. O. Bd. II, ©. 409. 
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Horbemerkung. 


Die im beftändigen Wachſen begriffene Ueberjchuldung des Ländlichen 
Grundbefiges in Preußen ijt eines der a m unter denen Diejer leidet. 

Daß in der That bereits eine Ueberſchuldung des ländlichen Grund- 
befiges in erheblichem Umfange vorhanden ilt, und daß auch dort, wo man 
heute von einer eigentlichen Ueberſchuldung noch nicht reden fann, eine ſolche 
über fur; oder lang bevorfteht, wenn die Entwidelung ſich in bisheriger 
Richtung weiterbewegt, darüber ift man faum mehr im Zweifel. 

Als eine Haupturfache für die fteigende Verſchuldung des Tändlichen 
Grundbefiges fommen neben dem Sinfen der Grundrente und der Zunahme 
der Erbichulden die Mängel der Kredit: Organifation in Betracht. 

Der eigentliche Schwerpunkt der ländlichen Kreditfrage liegt nun freilich 
mehr auf dem Gebiete des Perjonalfredits, inſofern der legtere zur Zeit 
faſt noch ganz einer geeigneten Organifation entbehrt; bei dem innigen Zu: 
jammenhange aber, der zwilchen Real: und Berjonal- Kredit beiteht, und 
bei der Wichtigkeit diefer Beziehung fir die Durchführung einer Organifation 
des Perſonalkredits iſt e3 nicht unangebracht, auch den vorhandenen Einricht- 
ungen de3 ländlichen Realfredits eine genauere Beachtung zu fchenfen. 
Eine große Zahl von DOrganifationen und Organijationsformen tritt ung 
auf dem Felde des Realkredits entgegen. 

Unter den Organifationsformen jtehen obenan die eigentlichen Boden— 
freditinftitute, zu welchen alle diejenigen Anftalten zu rechnen find, welche die 
Pflege des Nealfredits zu ihrer einzigen, oder doch zu ihrer Hauptaufgabe 
gemacht haben. 

Die deutfchen Bodenkreditinftitute theilt man am Beften in 3 Gruppen ein. 

Die erjte diefer Gruppen bilden die Bodenfreditanftalten auf genoſſen— 
ihaftliher Grundlage. Als Hauptvertreter diefer Gruppe find die Land— 
ihaften oder Kreditvereime anzufehen. 
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Die zweite Gruppe umfaßt die ftaatlihen und provinziellen 
fommunaljtändifchen) Bodenfreditinftitute, Anjtalten, die unter 
Garantie des Staates oder der großen fommunalen refp. fommunaljtändijchen 
Körperschaften errichtet find. 

Die dritte Gruppe endlich wird durh die Hypothefen-Aftien= 
Banken gebildet.') 

Die Landichaften oder Kredit-Vereine find eine jpezifiich preußifche Ein— 
richtung, während die unter ftaatlicher oder kommunaler Garantie jtehenden 
Anstalten befonders für die Fleineren mitteldeutjchen Einzelitaaten charafteriftijch 
find. Hypotheken-Aktien-Banken find in allen Theilen Deutjchlands vorhanden 
und dehnen ihre Thätigkeit zumeift auch über das ganze deutjche Gebiet aus; 
die beiden erjtgenannten Arten von Bodenfreditinftituten gehen dagegen in ihrer 
Wirfjamfeit über die engeren Landes- oder Provinzialgrenzen nicht hinaus. 

Tür den preußiichen Staat fommen ganz bejonders die erjte und die 
dritte der oben aufgeführten Gruppen in Betracht, die Landichaften und die 
Hypotheken-Aktien-Banken. Diejelben find infolgedeilen auch vielfach zu einem 
Gegenſtande des Vergleich gemacht geworden. 

Auch die folgende Darjtellung bezwedt eine vergleichende Gegenüberitell- 
ung diejer beiden Arten von Bodenkreditinftituten, und zwar bejonders hin— 
jihtlih ihrer Beziehungen zu dem ländlichen Grundbefige in Preußen und ihrer 
Leiſtungen für denjelben. 

Eine Hauptgrundlage dieſes Vergleichs mußte die geichichtliche Entwidel- 
ung der beiden mit einander zu vergleichenden Organifationsformen bilden, 
und ich lajje daher einen furzen Abriß dieſes Entwidelungsganges den weiteren 
Erörterungen vorangehen. 

Die Litteratur ift eine ziemlich reichhaltige, und verweife ich in Diejer 
Beziehung auf die meiner Arbeit angehängte Zujammenjtellung der als Quelle 
hanptjächlich in Frage fommenden Bücher und Schriften. 

Eine weitere Quelle mußten naturgemäß die Statuten und Geſchäfts— 
berichte der betreffenden Kreditinftitute bilden. Die Benugung der Geſchäfts— 
berichte war freilich vielfach mit Schwierigkeiten verknüpft. So find die Land— 
Ichaften mit näheren Meittheilungen über ihren Gejchäftsbetrieb zum Theil 
noch immer jehr zurüdhaltend, und das Wenige, was fie der Deffentlichkeit 
übergeben, ijt für den Uneingeweihten häufig nur ſchwer verjtändlich. Ueber: 
haupt fließen die Quellen für eine richtige Beurtheilung der Landſchaften nur 
äußerft jpärlich. Es ijt dies um jo mehr zu bedauern, al3 in den Alten der 
Landichaften doch eine Fülle von Material aufgefpeichert iſt, deſſen Veröffent— 
lihung für die Frage des ländlichen Kredits zweifellos von großer Wichtig- 
feit wäre. ”) 

Auch die Gejchäftsberichte der deutſchen Hypotheken-Aktien-Banken Lafjen 
an Klarheit und MUeberfichtlichfeit noch jehr zu wünſchen übrig. Nur die 
preußijchen Hypothefen-Aftien-Banfen, für die in diefer Beziehung durch die 
neuen Normativbejtimmungen vom Jahre 1893 genaue Borfchriften erlajjen 
find, zeichnen fich durch klare umd überjichtliche Angaben über ihren Gejchäfts- 
betrieb vor den anderen Banken jehr vortheilhaft aus. 


') Het, die Organifation des Bodencredits in Deutfchland. Abth. I: Die —— 
und riornim Bodenkreditinſtitute in Deutſchland. Leipzig 1890. Band et 
*) Auf der Agrarkonferenz vom Jahre 1894 murde die nad diefer Richtung din E 
den —— — urückhaltung von Conrad lebhaft beklagt. Bericht über 
die Verhandlungen der Agrarkonferenz vom 28. Mai bis 2. Juni 1894. Berlin 1894. Seite 65. 
Annolen des Deutſchen Reicht. 1898. 5 
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Der Aufjtellung einer vergleichenden Statiftif zwiſchen den Landſchaften 
und den Hypotheken-Aktien-Banken ftellte jich vor Allem der Umftand bindernd 
in den Weg, daß die Abgrenzung des Gejchäftsjahres bei den einzelnen Land— 
ſchaften eine gänzlich verjchiedene ift, während das Geſchäftsjahr der Hypothefen- 
Aktien-Banken fich überall mit dem Kalenderjahr völlig dedt. Aber auch ſonſt 
find die Zahlen der Landſchaften mit den entjprechenden Zahlen der Hypotheken— 
Aktien-Banken oft nur jchwer vergleichbar. 

Eine annähernd erichöpfende Behandlung des Themas ift ſchon aus diefem 
Grunde innerhalb der vorliegenden Arbeit nicht möglich gewejen und es würde 
dem Verfafjer daher jehr erwünjcht fein, wenn die folgenden Betrachtungen 
zu einer weiteren Beſprechung der einfchlägigen ragen Beranlafjung geben 
würden. 


I. 
F Die geihihtlihe Entwidelung der Landidaften. 


Die Entjtehungsgeichichte der preußifchen Landichaften ijt ziemlich befannt, 
und ich kann mich daher hier im Ganzen darauf bejchränfen, die wejentlichiten 
Punkte hervorzuheben. 

Die friderizianifchen Kriege Hatten um die Mitte des XVII Jahr: 
hunderts zu einer ftarfen Verſchuldung des adligen Grumdbefiges in Preußen 
geführt. Dieſe Verfchuldung wurde bejonders für die neuermorbene Provinz 
Sclejien in Folge der ſchlechten Münzverhältnifie und im Zujammenhange 
mit wucheriſchen Ausbeutungen zu einer großen Gefahr, die bald die Auf- 
merfjamfeit der Negierung auf fich lenkte. 

Der König, welchem die baldige Bejeitigung der Kalamität des ſchleſiſchen 
Grundbefiges jehr am Herzen lag, ließ über die hierbei anzumendenden Mittel 
eingehende Berathungen anjtellen, und nahm an denjelben nach jeiner Art 
perjönlih auf das Lebhaftefte Antheil. Da legte ihm im Jahre 1767 ein 
Berliner Kaufmann, Namens Büring einen Plan zur Errichtung von ritter- 
ſchaftlichen Kreditvereinen vor. Nach diefem Plane follten ſämmtliche Ritter: 
gutsbefiger einer Provinz zum Zwecke der gemeinjchaftlichen Aufnahme von 
Anleihen zu einer Bmwangsvereinigung unter Staatsaufjicht zujammentreten. 
Der Berein jollte die Geldmittel durch Ausgabe von Pfandbriefen bejchaffen 
und die Berzinjung und Tilgung diefer Pfandbriefe übernehmen. Den Ber: 
fauf der Pfandbriefe jollte der einzelne Ereditbedürftige Grundbefiger ſelbſt in 
die Hand nehmen, oder in jeinem Auftrage der Verein. Der Grundbejiger, 
welcher Pfandbriefe erhalten Hatte, jollte ſeinerſeits wieder Schuldner des 
Vereins werden, und verpflichtet fein, das ihm gewährte Pfandbriefdarlehn 
mit 5°/, zu verzinjen, während die Pfandbriefgläubiger von dem Verein nur 
4°), Zinſen gezahlt erhalten follten. Das überjchießende 1°/, follte theils 
zur Unterhaltung des Inſtituts, theils zur Dedung möglicher Ausfälle, theils 
aber auch zur Bildung eines Tilgungs- und Meliorations-Fonds verwendet 
werden. Der gejammte Grundbefig der Vereinsmitglieder follte den Pfand: 
briefgläubigern jolidariich verhaftet jein.') 





») Rabe, €. 2.9.; Daritellung des Weiens der Piandbriefe in den Königlich Preuß⸗ 
iihen Staaten. 2 Bände. Halle und Berlin. 1818. Vorrede zum 1. Band. Abfchnitt 
XXIV Seite XXVII und XXIX. 
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Büring wurde zwar mit diefem Plane abgewiejen; allein jchon zwei Jahre 
jpäter fam mejentlich auf der Grundlage der Büring’schen Vorjchläge die Er— 
richtung der „Schlejiihen Landſchaft“ zu Stande. 

Der Juſtizminiſter, jpätere Großfanzler von Carmer ließ in Ausführung 
der unterm 29. Auguft 1769 von Friedrich dem Großen an ihn ergangenen 
Cabinetsordre') das Schleſiſche Landichafts-Reglement vom 9. Juli 1770 aus: 
arbeiten, welches am 15. Juli 1770 die königliche Beftätigung erhielt. 

Bon den verbundenen Schlefiichen Ständen wurden danad) Landichaftliche 
Pfandbriefe auf Rittergüter ausgefertigt. Der Vorzug, den diefe Pfandbriefe 
vor den bloßen „Individual-Hypotheken-Inſtrumenten“ hatten, bejtand nad) 
cap. I $ 2 des erwähnten NReglements hauptfächlich in der ihnen beigelegten 
landjchaftlichen Garantie, „vermöge welcher den Inhabern derjelben, außer 
dem darin specialiter verjchriebenen Gute auch die Güter der gefammten, zur 
Landſchaft gehörigen Stände dergeftalt verpfändet find, daß aller, fih auch 
durch die aufßerordentlichjten Unglücdsfälle an dem fundo specialiter oppig- 
nerato ereignender Ausfall dem Kreditor von der Landjchaft vertreten, umd 
ihm deshalb ohne alle prozejiualiiche Weitläufigfeiten oder andere Koſten, an 
Kapital jowohl, als an Intereſſen, baare Zahlung geleiftet werden muß.“ 

Die Pfandbriefe wurden nur auf die erjte Hälfte des von der Landichaft 
zu bejtimmenden Werthes eines Gutes ausgefertigt. (Kapitel I S 3 des 
Neglements.) 

Sie wurden den Inhabern ohne Unterjchied „mit 5°/, in halbjährlichen 
Ratis verinterefjirt.” (Kap. IS 3 des Neglements.) 

„Die Debitores entrichten die Intereſſen von diejen, auf ihre Güter aus: 
gefertigten Pfandbriefen in die Landſchaftskaſſe und dieje iſt jchuldig, ſolche in 
den bejtimmten Terminen an die Kreditores, ohne den geringiten Aufenthalt 
und Kojten, gegen bloße Präjentation ihrer Pfandbriefe auszuzahlen.“ (Kap I 
$ 5 des Neglements).} A 

Die Pfandbriefe wırrden nicht „auf den Namen dieſes oder jenes Schuld: 
ners, jondern nur auf gewiſſe Güter ausgejtellt.“ „Sie fünnen daher unge: 
hindert im Publiko zirkuliren und aus einer Hand in die andre übergeben, 
ohne daß es dazu einer Zejlion, Giro oder anderer Weitläufigfeiten bedarf, 
daß aljo die bloße Produktion hinlänglich iſt, jeden Inhaber eines folchen 
Pfandbriefes al3 den Eigenthümer desjelben, ſowohl in Anjehung des Kapitals 
al3 der Zinſen bei der Landichaft zu legitimiren". (Kapitel IS 9 des Ne 
glements.) 

Das jchlejische Landſchaftsreglement unterjcheidet fodann zwifchen großen 
oder Kapitals, und kleineren, oder Nealifationg-Pfandbriefen. Erſtere jind 
nur nach vorangegangener halbjährlicher Auffündigung Seitens der Inhaber 
zu realijiren, die leßteren dagegen jederzeit ohne Kündigung. Die Realifations: 
pfandbriefe, welche den zehnten Theil jämmtlicher auf ein Gut ausgefertigten 
Pfandbriefe ausmachten und über Beträge von 20 bis 100 Thaler lauteten, 
wurden der Landichaft von den Schuldnern mit 6°/, verzinjt, die Kapitals- 
Prandbriefe dagegen, welche über Beträge von mehr ala 100 Thaler ausge: 
jtellt wurden, nur mit 5°/,. ($ 10 bis 14, Kapitel I des Neglements). 


9 Diele für die Entitehungsgeichichte der Landichaften überaus interejiante Kabinets— 
ordre ift abgedrudt: 
1. bei Rabe, a. a. O. Band 1. Seite 81 bis 89. 
2. in der Korn'ſchen Ediltenſammlung. Band 11. 5. 254 ff, 
8. in der Krünitz'ſchen Enzyllopädie. Theil 8. Seite 441 ff. 
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Es wurden alfo von den Pfandbrieffchuldnern für die Realijationspfand- 
briefe 6 °/,, für die Kapitalspfandbriefe 5 °,, Zinfen an die Landichaft ge— 
zahlt; legtere zahlte dagegen an die Pfandbriefinhaber für jämmtliche Pfand» 
briefe nur 5°/,. 

Bon dem, der Landichaft hiernach aus den — der Realiſationspfand— 
briefe zufließenden 1°/, wurden die Koſten der Verwaltung des Inſtituts be⸗ 
ftritten. Zu demſelben Zwecke wurde auch noch eine einmalige Ausfertigungs— 
gebühr bei Aufnahme der Pfandbriefe und ein ſogenannter Quittungsgroſchen 
bei der jedesmaligen Zinszahlung von den Schuldnern erhoben. Um die jo: 
fortige Einlöfung der Nealifations-Pfandbriefe zu ermöglichen, überließ der 
König gegen 2°, Zinſen, welche zur Unterhaltung armer adliger Wittwen 
und Wailen beftimmt waren, der Landſchaft einen Fond von 200,000 Thalern. 

Der in dem Büring’schen Projekt enthalten gewejene Gedanfe der Bildung 
eines Amortiſationsfonds jand zunächt feine Verwirklichung. 

Was die Verwaltung der fchlejischen Landſchaft anbetrifft, jo bejtimmte 
das Neglement darüber Folgendes. 

Die ſchleſiſche Landſchaft wird in 8 Fürſtenthums-Kollegien eingeteilt. 
Diefe Fürftenthums-Kollegien werden gebildet durch die von den Ständen im 
jedem Kreiſe erwählten Landes-Aelteſten. An der Spite der Kollegien ftehen 
Furftentgums-Direftoren, Die Bevollmächtigten der Fürſtenthums-Kollegien 
fonftituiren dag allgemeine Landichaftsfollegium. Die Leitung des ganzen 
Syſtems liegt einem, vom Könige jelbft zu ernennenden General-Landſchafts— 
Präfidenten ob, welchem eine aus drei Nepräfentanten der Stände bejtehende 
Haupt-Landichaftstommifjton zur Seite gejegt ift. Die Funktionen des nur 
in bejonderen Fällen zu berufenden General:Landtages verrichtet ein aus den 
Bevollmächtigten der einzelnen Fürſtenthums-Kollegien zufammengejegter engerer 
Ausſchuß, der ſich alljährlih einmal, im Februar, verjammelt. Ueber den 
Geihäftsgang enthält das Reglement unter Anderem folgende Borjchriften : 

MWünfcht der Beſitzer eines adeligen Gutes — denn nur ſolche Güter 
waren zur Theilnahme an dem Kreditverbande berechtigt — Piandbriefe auf- 
zunehmen, jo muß er dies zumächft der zuftändigen Negierungsbehörde unter 
Angabe der gewünschten Pfandbriefsfumme melden. Die Regierung, falls fie 
gegen das Gefuch nichts zu erinnern findet, giebt dasjelbe unter Beifügung, 
eines Auszuges aus den Hypothefenbüchern, an den betreffenden Fürſtenthums— 
direftor weiter. Der Fürſtenthumsdirektor entfcheidet, ob die Aufnahme einer 
Taxe erforderlich ijt, oder nicht. 

Im letzteren Falle dient als Anhaltepunft für die Werthihägung des 
Gutes der legte Kaufpreis und zwar das „pretium ante bellum“, d. b. bis 
zum Sabre 1755. 

Die Taren, über deren Behandlung im Einzelnen in jedem Kreiſe be- 
iondere Grundfäge aufgeftellt wurden, hatten zu ermitteln den nad) u 
ſämmtlicher Koften, Laften, Abgaben ꝛc. verbleibenden Neinertrag, welcher mit 
5%, Kapitalifirt, den fir die Beleihung amzunehmenden Werth des Gutes 
ergab. 

Ueber die Anträge auf Gewährung von Pfandbriefen entjcheidet dann 
endgültig das Fürftenthumstollegium, dem diefe Anträge mit den etwa aufs 
genommenen Taren auf den Fürftenthumstagen von dem Fürftenthumsdirektor 
vorgelegt werden. i 

Bleibt ein Pfandbriefſchuldner mit den „Intereſſen“ im Rückſtande, jo 
wird das Gut unter Sequeftration der Landſchaft geftellt. „Die Sequeftratio 
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Dauert jo lange, bis die rüdjtändigen Juterejjen, die aufgelaufenen Kojten und 
Dasjenige, was etwa zur Metablirung des Gutes verwendet worden, beige: 
trieben ijt.* 

Wenn ein Schuldner ſich als Schlechter Wirth erweiſt, und die Intereſſen 
verjchiedene Male hintereinander unpünftlih bezahlt hat, jo kann die Land: 
jhaft die Sequeitration auch noch fortiegen, bis der Verkauf des Gutes erfolgt 
alt, oder der Schuldner hinlängliche Sicherheit dafür beitellt hat, daß er fünftig 
ordentlicher wirthichaiten werde. 

Wenn dagegen ein Schuldner durch unverfchuldete Unglüdsfälle in Noth 
geratben ijt, worüber in jedem einzelnen Falle eine bejondere Unterfuchung 
angejtellt wird, jo kann auf Bejchlug des Fürſtenthums-Kollegiums für einen 
bejtimmten Zeitraum Nachjicht gewährt werden. it Ddiefer Zeitraum aber 
abgelaufen, ohne dab die Zahlung der Rüdjtände erfolgt ijt, jo wird ohne 
Weiteres die Sequeitration verhängt. ") 

Dies iſt in Kürze der Grundriß des Schlejiichen Landſchafts-Syſtems 
von 1770, den ich bier geben zu müſſen glaubte, einmal, weil die Jchlefiiche 
Landſchaft für die bald darauf in den anderen Provinzen ins Leben tretenden 
Landichaften das Vorbild wurde, dann aber auch, weil in der jchlefischen 
Landichaft der Gedanke eines Prandbriefinjtituts überhaupt zum eritenmale in 
Die Erjcheinung tritt. 

Sehr bald zeigte ich, wie jegensreich die neue Einrichtung war, und 
Friedrih der Große bejchloß, auch in den übrigen Provinzen des Staates 
dandjchaftliche Kreditvereine zu begründen. Schon im Jahre 1777 wurde das 
ritterjhaftliche Kreditwerf der Chur: und Neumarf errichtet. Das 
Neglement diejes Inſtituts vom 14. Juni 1777?) wurde unterm 15. Juni 1777 
von Friedrich bejtätigt, erhielt jedoch jchon unterm 2./17. April 1784 eine 
veränderte Faſſung.) 1781 erfolgte die Gründung der pommerjhen Land— 
ſchaft (Reglement vom 13. März 1781°) und 1787 und 1788 entjtanden die 
Weſtpreußiſche Landjchaft (Neglement vom 19. April 1737°) und die Djt- 
preußijche Landſchaft (Neglement vom 16. Februar 1788°). 

Alle dieje Inftitute waren unter Berüdjichtigung der bejonderen Iofalen 
Berhältniife und Eigenthümlichkeiten der betreffenden Provinzen im Weſent— 
lichen der Schlefifschen Landichaft nachgebildet, und e3 erübrigt bei dem all- 
gemeinen Standpunkte unferer Betrachtung, auf die im Ganzen nicht erheblichen 
Berjchiedenheiten näher einzugehen. 

Sehen wir uns die Bedeutung der Landichaften in ihrer ältejten Form, 
wie fie uns typisch in dem Reglement der Schlefiichen Landſchaft entgegentritt, 
näher an, jo fällt uns auf, daß der Wirfungsfreis diejer Inſtitute ausfchließ- 
Ih auf den adligen Grundbejig bejchränft war. 

Allein dies kann nicht berremden, da in damaliger Zeit für eine Aus: 


Schleſiſches Landichafts-Reglement vom 9./15. Juli 1770 in der Kornichen Edikten- 
Sammlung Th. 12, Seite 162 f.; außerdem abgedrudt bei Nabe, a. a. Orte. Band 1, 


Seite 83 bis 205. 
*) Abgedrudt bei Nabe, „O. Band 1, S. 268 bis 331. 
.D. Band 2, ©, 198 bis 215. 


°) Abgedrudt bei Rabe, 
9 Abgedrudt bei Rabe, .D. Band 2, ©. 2 bis 198. 
.D. Band 2, ©. 243 bis 351. 


°) Abgedrudt bei Rabe, 

9 edrudt bei Rabe, a. a. DO. Band 2, Seite 474 bis 577, und zwar im ber 
ipäteren Faſſung des revidirten Oſtpreußiſchen Landichafts-Reglements vom 24. Dez. 1808. 
Die Abmweihungen von der älteren Faſſung des Reglements find von Rabe bei jeden 


Paragraphen vermerkt. 
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dehnung dieſes Wirfungsfreiies auf die bäuerlichen Grundbefiger injofern Fein 
Bedürfnif vorlag, als die rechtlichen Vorausfegungen dafür fehlten. Denn 
die große Maſſe der bäuerlichen Bevölkerung befand ſich noch in perjönlicher 
und dinglicher Abhängigkeit von ihren Grundherren und war daher rechtlid) 
unfähig, an den neuen Krediteinrichtungen Theil zu nehmen. An eine Be- 
jeitigung diefer Abhängigkeitsverhältniffe war aber vorerft noch nicht zu denken. 

Zwijchen den freditbedürftigen adligen Grundbefig einerfeits und dem 
anfagebedürftigen Kapital andrerjeit zu vermitteln, dies war der Zweck der 
neuen Kreditinstitute. Das Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes lag in der 
Einrichtung der Pfandbriefe; dieſe enthalten das Wejen des ganzen land» 
ſchaftlichen Kreditiyitems. 

Während vorher der Freditfuchende Grundbefiger als Einzelner dem Kapi— 
taliften gegenüberftand, war es nunmehr eine Vereinigung von Grundbefigern, 
die als ſoiche mit Hülfe der Pfandbrieſe dem einzelnen Mitgliede der Ber: 
einigung des nöthige Kapital verichafite. 

Die großen Wortheile, welche die neue Einrichtung den Gutsbejiger bot, 
lagen auf der Hand. Die zur Theilnahme an dem Streditverein berechtigten 
Gutsbefiger hatten Anſpruch auf Gewährung eines Pfandbriefdarlehne. 

Die Höhe des zu beanfpruchenden Darlehns ſtand in einem beftimmten 
Berhältnifie zum Werthe des betreffenden Gutes, und zwar ging bei ber 
Schleſiſchen Landichaft, dem Chur: und Neumärkifchen Kreditverein und der 
Weſtpreußiſchen Landfchaft die Beleihungsgrenze zunächft nur bis zur Hälfte 
des Gutswerthes, bei der Bommerschen und bei der Dftpreußifchen Landſchaft 
jogar bis zu * desjelben. 

Das Darlehn wurde zu einem fejten, und verhältnißmäßig niedrigen 
Zinsfuße gewährt. Lebterer betrug bei der Schlefiichen Landſchaft, wie wir 
oben ſahen, zuerjt 5°/,, refp. für die Realifations-Pfandbriefe 6°/,; er wurde 
aber ſchon im Jahre 1776 auf 4°/,°/,, im Jahre 1788 auf 4°/, herabgefeßt.') 
Bei der Pommerſchen Landichaft war der Zinsfuß auf 4°/, normirt.’) Das 
Ehur: und Neumärfifche, fowie das Oſt- und das Weſtpreußiſche Landſchafts— 
Reglement enthielten feine Beſtimmungen über die Höhe des Zinsfußes, es 
murden aber gleichfalls nur 4 °/, gezahlt.*) 

Die große Gefahr der Kimdigung des Darlehns war für den Pfandbrief 
ichuldner weniger drohend, wie bei Privatdarlehen. Denn einmal lag, da die 
Piandbriefe im öffentlichen Verkehr ohne Zeſſion oder Giro von einer Hand 
zur anderen gingen, für den Pfandbriefbefiger überhaupt faum eine Veran— 
laffung zur Kündigung der Pfandbriefe vor, und andrerjeits hatte derjelbe 
feine Befriedigung wegen Capital und Zinſen zunächſt von der Landſchaft zur 
verlangen. Erſt wenn die Landfchaft nicht im Stande war, ihn zu befriedigen, 
fonnte er fih an das specialiter verpfändete Gut reſp. in subsidio an die 
Güter fämmtlicher vereinigten Grumdbefiser halten. Meiftens waren ja auch 
die auf das einzelne Gut ausgefertigten Pfandbriefe nicht in einer Hand 
einigt, fondern im Befige mehrerer Gläubiger, jo daß es fih im 75a 
Kündigungen häufig nur um Beſchaffung Heinerer Beträge, jelten um die ga 
Piandbrieffumme handelte. 5 






























” Meisen, Auguft; der Boden und die landwirthſchaftlichen Verhältnifie des preuß- 
iſchen Staates nody dem Gebielsumfange von 1866, Bd. 111, ©. 132, — 
Theil 1, Kap. 1, $ 4, Theil 3, Kap. 3, 8 2 des Reglements. 
” Mabe, a. co. &., Bd. 1, €. 20. 
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Wie jchon bemerkt wurde, beruhte das Weſen der neuen Kreditanftalten 
in der Einrichtung der Prandbriefe. Bon der Aufnahme, welche diejelben bei 
dem Fapitaliftiichen Publikum fanden, hing daher die Lebensfähigkeit der Unter: 
nehmung in erjter Yinie ab. Daß dieje Aufnahme eine überaus günftige war, 
it auf die großen Vortheile zurüdzuführen, die für den Sapitaliften mit dem 
Beſitze von Pfandbriefen verknüpft waren. 

Zunächſt war es die außerordentlich große Sicherheit der Kapitalsanlage, 
welche den Pfandbriefen den Vorzug vor anderen Kapitalsanlagen, insbejondere 
auch vor der einzelnen Privathypothek verichafite. Die Pfandbriefe wurden 
nur big zu einem bejtimmten, nicht zu hohen Theilbetrage des Werthes der 
verpfändeten Güter ausgefertigt und erhielten erften prioritätiichen Rang, ſodaß 
ein Ausfall für die Pandbriefsbefiter faum zu befürchten war. 

Die Piünktlichfeit der — von der Landichaft übernommenen — Zins— 
zahlung, der Fortfall der läſtigen Beauffichtigung des Schuldners ſowie die 
Vermeidung aller Ungelegenheiten und Unkoſten, die durch die Zahlungsun- 
fähigkeit de3 Schuldners für den Gläubiger entjtehen fünnen, waren gleich- 
falls Faktoren, welche den Kapitaliften den Ankauf von Pfandbriefen vortheil- 
haft ericheinen Tießen. 

Auch die jederzeit mögliche, formloje Weiterbegebbarfeit der Pfandbriefe, 
die Bequemlichkeit der Zinserhebung und Einlöfung des Kapitals ſowie die 
Bermeidung meitläufiger Legitimationen in Sterbefällen, mit einem Worte: 
die Vorzüge des Inhaberpapiers wirkten günftig auf den Abſatz der Pfand- 
briefe. Dieje erlangten denn auch bald eine große Beliebtheit und fanden 
jogar mit Vorliebe im Wuslande Käufer.) Die Folge war, daß der Kurs 
der Pfandbriefe meijtens weit über pari jtand.”) 

Auch in den folgenden jchweren Kriegsjahren bewährten fich die Pfand: 
briefinftitute. Obwohl ihnen Moratorien auf längere Zeit ertheilt werden 
mußten, waren fie doch bald wieder im Stande, allen ihren Verpflichtungen 
nachzukommen. Nur die beiden Landichaften in den Provinzen Oſt- und Weit- 
preußen hatten fajt bis in die Mitte unjere® Jahrhunderts hinein mit den 
Folgen der Kriegszeit zu fämpfen.*) 

Die Zeit der Ermiedrigung brachte für den preußiichen Staat die An- 
regung zu einer großen Zahl von Reformen auf allen Gebieten des Staats— 
und Wirthichaftslebens. Won bejonderer Wichtigkeit für die Landwirthichaft 
waren das Edift vom 9. Dftober 1807, betreffend den erleichterten Befig und 
freien Gebrauch des Grundeigenthums, ſowie die perjönlichen Verhältniſſe der 
Yandbewohner, und das Edikt vom 28. Oftober 1807, betreffend die Auf: 
hebung der Erbunterthätigfeit auf den Domainen. 

Allein jomweit diefe Gejege auf die Hebung der bäuerlichen Yandwirthichaft 
gerichtet waren, jind fie nur als eine halbe Maßregel zu betrachten. Denu 
nur die perjönliche Abhängigkeit des Bauern vom Grundherrn wurde völlig 
befeitigt. Die dingliche Abhängigkeit blieb noch in großem Umfange be- 
ftehen, und auch die folgenden Gejege vom 27. Juli 1808, betreffend die 
Verleihung des Eigenthums von Grundftüden an die Immediateinſaſſen der 
Domänen in Preußen und Litthauen, ſowie vom 14. Sept. 1811, betreffend 


ı) Meigen, a. a. DO. Band II, Seite 132. 
* Meiben, a. a. ©. Band IH, Seite 132. ® 
* Verordnung vom 13. Dezember 1821. Gel. S. S. 213. A. 8. ©. vom 13. Sep- 
ER. Ge. ©. ©. 215. A. K. DO. vom 26. Dezember 1832. Gej. 3. von 1333 
eite 2. 
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Regulirung der gutsherrlich bäuerlichen Verhältniſſe find ebenſo wie das Edikt 
zur Beförderung der Landeskultur vom 14. September 1811 nur als erjte 
Etappe auf dem Wege zur völligen Ablöfung der dinglichen Laſten zu be— 


zeichnen. 
Nichtsdeſtoweniger entjtand im Zufammenhange mit diefer Gefeßgebung 
— zunächſt allerdings nur bei einer einzigen Landſchaft — eine Neuerung, 


durch welche der bisher befolgte Grundſatz, die Theilnahme an den Wohl: 
thaten der Kredit:Vereine nur den Befigern adliger Güter zu gejtatten, durch: 
brochen wurde. 

Die Oſtpreußiſche Landſchaft bejtimmte nämlich in ihrem revidirten Re: 
glement vom 24. Dezember 1808, daß fortan „alle und jede Beliger von 
Gütern und ländlichen Grundftüden in Dftpreußen, welche 500 Thaler Werth 
haben“, nicht bloß zur Aufnahme in die Landichaft fähig, jondern ohne Weiteres 
verpflichtet fein follten, gleichviel, ob die betreffenden Güter und Grundftüde 
mit Pfandbriefen belegt würden, oder nicht. Selbſtverſtändlich kamen dabei 
nur ſolche Grundftüde in Betracht, an denen den Beſitzern volles Eigenthums- 
recht zujtand. 

- Bei den übrigen Landichaften kam diefer Grundjag erjt bedeutend fpäter 
zur Durchführung. 

Die erfolgreihe Wirkſamkeit der preußifchen Zandichaften hatte inzwiſchen 
auch andere deutſche Staaten zur Einführung von SKreditvereinen angeregt, 
und in Preußen jelbjt jchritt man bald nad Beendigung der napoleonifchen 
Kriege zur Begründung eines neuen PBfandbriefinjtituts, des Kreditvereins 
für das Großherzogthum Poſen. Schon im Jahre 1815, mitteljt Aller: 
höchſter Habinet3-Ordre vom 15. Mai 1815 (Ge. ©. ©. 101) hatte Friedrich 
Wilhelm III. die Errichtung diejes Vereins zugejagt; aber erſt im Jahre 1821 
fam der Plan zur Ausführung.') 

Wie die älteren Landjchaften hatte auch das neue Inſtitut einen aus: 
ſchließlich ariftofratiichen Charakter; dagegen wid) e3 in einem auderen Punkte 
von den übrigen Landſchaften mwejentlih ab. Es follte ſich nämlich nicht um 
eine dauernde Krediteinrichtung handeln, jondern nur um eine zeitweilige, be- 
hufs Abwälzung und Tilgung der vorhandenen Schulden. Den aufnahme: 
fähigen Gutsbefigern war eine Friſt von 5 Fahren zur Beitritterflärung 
gejtellt; nach Ablauf dieſer Frijt im Jahre 1826 wurden Pfandbriefe mur 
noch in jolchen Fällen gewährt, wo bereits beigetretene Gutsbeſitzer eine Er: 
weiterung ihrer Pfandbriefichuld bis zur Hälfte des Werths wünſchten. 

Die Pfandbriefe wurden den Prandbriefinhabern mit 4°/, verzinft; die 
Pfandbriefichuldner zahlten der Landichaft dagegen 5'/,%/,, wovon 1°/, als 
Amortifation umd '/;%/, als VBerwaltungsfojtenbeitrag verrechnet wurden. 

Der Grundjag der allmählichen Tilgung der Pfandbriefichuld durch von 
den Schuldnern zu zahlende regelmäßige Amortifationsquoten fand hier zum 
erjten Male bei einer preußiichen Landjchaft allgemeinere Anwendung. 

Gegen Mitte der 3Der Fahre gejtalteten ſich die Geldmarftverhältnijje jo 
günftig, daß von den meiſten Yandjchaften eine Konvertirung der 4°/,igen Pfand: 
briefe in 3'/, rejp. 3'/,°/,ige vorgenommen werden fonnte. Bon den Pfand: 
brieffchuldnern wurden indejjen die bisherigen Jahreszahlungen auch nach der 
Konvertirung weiter entrichtet, und die Differenz zwilchen den Leiſtungen der 
Schuldner an die Landſchaft und demjenigen der Landichaft an die Pfand- 


) Neglement vom 15. Dezember 1821. (Gel. S. 5. 217.) 
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briefbefiger wurde nad) Abzug eines Betrages für die Verwaltungskoiten zur 
Bildung von Amortifationsfonds vertvendet. 

Gleichzeitig wurde überall in Abänderung der bisherigen Beftimmungen 
feitgejegt, daß die Pfandbriefe fortan von Seiten der Inhaber nicht mehr 
kündbar fein jollten. Letztere Maßregel war auf die Befürchtung zurüczuführen, 
daß in ungünftigeren Zeiten bei niedrigen Prandbrieffurfen Mafjenkündigungen 
erfolgen könnten, denen die Inſtitute nicht gewachien wären.') 

Die Komvertirung geichah nun in der Weife, daß den Pfandbriefinhabern 
die neuen 3'/,°/igen Prandbriefe gegen Eintaufch der 4 °/,igen angeboten 
wurden. Wollten die Prandbriefbejiger von diefem Angebot feinen Gebrauch 
machen, jo wurde ihnen freigejtellt, innerhalb einer Ausfchlußfriit die Baar: 
beträge gegen Einlieferung der alten PBfandbriefe in Empfang zu nehmen. 

Nur bei der Kur: und Neumärkiichen Ritterjchaft ſowie bei der Poſener 
Landſchaft wurde eine allgemeine Komvertirung nicht durchgeführt. Indeſſen 
wurde doch bei der erjteren für beitimmte Fälle eine Komvertirung 4°/,iger 
Prandbriefe ermöglicht, und die Poſener Landſchaft, welche nur auf die Dauer 
von 5 Jahren zum Beitritt von Mitgliedern geöffnet gewefen und bereits feit 
dem Jahre 1826 geſchloſſen war, geftattete den Befigern von adligen Gütern 
im Großherzogthum Poſen auf weitere 5 Jahre den Beitritt, indem fie zu 
diefem Zwecke Pfandbriefe ausgab, welche von der Landſchaft den Pfandbrief- 
Inhabern mit 3'/,°/,, von den Brandbriefichuldnern aber der Landſchaft mit 
5°/, verzinft wurden, wobei wiederum ein entiprechender Theil der Differenz 
für Amortifationsziwede Verwendung fand. 

Im Ganzen betrachtet, ftellen ſich alle dieje Komvertirungen, bezw. die 
von der Pojener Yandichaft veranjtaltete Ausgabe von niedriger verzinslichen 
Pfandbriefen al® eine Operation zu Gunjten des Amortifationsprinzips dar. 
Die Einrihtung der Amortifation, feiner Zeit ſchon von Büring gewünfcht, 
war nun bei jämmtlichen preußifchen Yandichaften eingeführt. 

Allein die von den Grundbeſitzern zu entrichtenden Amortifationsbeiträge 
waren im Allgemeinen zu hoch. Die Kreditbedürfniſſe der Landwirtbichaft 
fteigerten jich fort und fort, und die Grumdbefiger waren oft genöthigt, hinter 
den Piandbriefen mit großen Koften weitere Hppothefendarlehne zu hohem 
Zinsfuße aufzunehmen. Unter diefen Umjtänden erfchienen ihnen aber die 
hohen Amortifationsquoten von 1°/, und ?/,°/, mit Recht als eine Laſt, und 
«3 führte dies bald zu einer ftarfen Reaktion gegen die Amortijation überhaupt. 
Nachdem für die oftpreußiiche Yandjchaft durch die Allerhöchite Kabinetsordre 
vom 13. Dezember 1843 und für die Weſtpreußiſche Landjchaft durch die 
Kabinetsordre vom 15. Dezember 1844 eine Herabjegung der Annuitäten um 
'/a”/o, und zwar in der Form einer Ermäßigung der Amortifationsquote herbei: 
geführt worden war, wurde durch den Königlichen Erlaß vom 11. Mai 1848 
die Amortijation für die Pommerſche Landichaft fogar gänzlih aufgehoben. 

Mittlererweile hatten ſich auch die Verhältniſſe des bäuerlichen Grund: 
bejiges vollitändig verändert. Die großen FFortichritte, welche die landwirth— 
ihaftlihe Technik gemacht hatte, äußerten ihren Einfluß auch auf den bäuer- 
lichen Grundbejig. Die gänzliche Bejeitigung der mittelalterlichen Reallajten 
ftand nahe bevor, und immer lauter wurde die ‘Frage, wie den wachjenden 
Kreditbedürfnifjen des kleineren Ländlichen — abzuhelfen ſei. Die 
Wirkſamkeit der Landſchaften auf die bäuerlichen Grundſtücke auszudehnen, 


V Meitzen, a. a. D. Seite 134. 
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war ein naheliegender Gedanke, umjomehr, als die DOftpreußiiche Landichait, 
wie bereit3 erwähnt, jchon im Jahre 1808 durh Aufnahme aller, zu vollem 
Eigenthume bejefienen ländlichen Grundjtüde im Werthe von mindejtens 500 
Thalern ihre Thätigfeit erweitert hatte. E3 kamen nun auch in den übrigen 
Provinzen, welche Landſchaften bejaßen, ähnliche — zu Stande. 

So wurde durd; Allerhöchſten Erlaß vom 11. Mai 1849 (©. S. ©. 183) 
für die Schleftiche Landſchaft bejtimmt, Daß jedes — Grundſtück, das 
eine nutzbare Bodenfläche von mindeſtens einem preußiſchen Morgen enthalte 
und einen Kredit von wenigſtens 20 Thalern rechtfertige, bis zur Hälfte ſeines 
Werthes durch die Landſchaft beliehen werden könne. In den Verband der 
Landſchaft aber wurden derartige Grundſtücke nicht aufgenommen. Sie wurden 
auch nicht auf der Grundlage der garantirten landſchaftlichen Pfandbriefe be— 
liehen, ſondern es wurde zu dieſem Zwecke eine beſondere Gattung von Pfand— 
briefen ausgegeben, für welche die Landſchaft mit ihrem eigenthümlichen Fond 
ſolange Garantie leiſtete, bis der zu bildende Sicherheitsfond 5 Prozent der 
ſchwebenden Pfandbriefſchuld erreicht hatte. 

Bei mehreren anderen Landſchaften geichah die Betheiligung des bäuer— 
lichen Grundbejiges in der Weiſe, daß jämmtliche bäuerlichen Beſitzer der be= 
treffenden Provinz zu einem bejonderen Kredit:Berbande zujammentraten, der 
als jogenannte „neue Landſchaft“ oder „neuer Sreditverein“ neben die bereit® 
bejtehende Provinziallandichaft trat. 

So entjtand durch Allerhöchiten Erlaß vom 13. Mai 1857 (©. ©. ©. 326) 
der neue landichaftlide Kredit-Verein für die Provinz Pofen. Auf— 
nahmefähig und beleihbar waren, bei einer Beleihungsgrenze von '/, De& 
Tarwerthes, alle Grundſtücke, welche einen Werth von mindejtens 5000 Thalern 
bejaßen. 

Die neue weſtpreußiſche Landſchaft, begründet durch allerhöchſten 
Erlaß vom 3. Mai 1861 (G. ©. ©. 206) nahm alle Ländlichen Grundftüde auf, 
welche einen Werth von mindeftens 1500 Thalern bejaßen. Sie belieh die— 
jelben bis zur Hälfte des Tarwerthe2.') 

Im Jahre 1861 trat ein Clement in Die preutiſche Geſetzgebun 
welches von großem Einfluß auf die Praxis der Landſchaften war, die hi 
führung der Grundjtener-Kataftrirung.‘) Man Hatte die Werthichägung der 
Grundjtüde bisher durch fpezielle Ermittelung der Erträge und demnächſtige 
Kapitalifirung des nach Abzug aller Kojten und Laften verbleibenden Rein— 
ertrages angeftellt. Jetzt erhielt man an den ſtaatlich ermittelten Grundſteuer— 
Neinerträgen einen Anhaltepunft, der häufig die Aufnahme bejonderer Taxen 
entbehrlich machte. 

Es fanden daher nad und nad in den Reglement der einzelnen Sr 
Ichaften Beitimmungen Aufnahme, die es der Landſchaft und in ende ällen 
auch dem Grundbejiger anheimſtellten, die eine oder andere Art der Wertbe- 
ermittelung zu wählen. Für die bäuerlichen Kreditverbände wurde Di 
mittelung des Grundftüdswerthes nad) dem Grundfteuerreinertrage viel 
Norm hingeftellt, weil die durch Aufnahme bejonderer Taxen it 
Koften hier nicht im Verhältniß ftanden zu den meijt geringen Beträgen. 
gejuchten Darlehne. 






























', Später entitanden noch das neue — —— Kreditinſtitut, b 
durch Allerböhiten Erlaß vom 30. Auguft 1869 (GS 1034) und der Bom 
Landkreditverband, errichtet durch — — vom 9. Auguft 1871. 

*) Sejeh vom 21. Mai 1861, 
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Eine meitere Abweichung von den alten Grundjägen der Landjchaften 
bedeutete die ſchon feit den 30er Jahren nach und nach bei den einzelnen 
Inftituten eingeführte Erweiterung der Beleihungsgrenze. 

Bei den alten Landſchaften hatte im Ganzen der Grundjat bejtanden, 
die Güter nicht weſentlich über die Hälfte ihres Tarmwerthes hinaus zu be- 
leihen. Dieſer Grundfag wurde nun aufgegeben. Die jteigenden Sreditbe- 
dürfniffe des Grundbefiges hatten die Grundbefiger vielfach genöthigt, Hinter 
den landichaftlihen Pfandbriefen weitere Schulden auf ihre Grundjtüde auf: 
zunehmen, und zwar meiftens von Privatperjonen. Für diefe Art Schulden 
ftellten jich num bald ähnliche Uebeljtände heraus, wie jie feiner Zeit unter 
riedrich dem Großen zur erjten Einrichtung der Landjchaften geführt hatten. 
Die leichte Kündbarkeit der betreffenden Darlehne von Seiten der Gläubiger, 
in Verbindung mit dem meift hohen Zinsfuß war die Urſache höchſt drüden- 
der Schuldverhältnifje geworden. Wieder war es Schlefien, wo diefe Zu: 
ftände zuerſt zu einer Krifis führten, jo daß der Staat jelbjt es für feine 
Aufgabe erachtete, helfend einzufchreiten. Durch Allerhöchſte Verordnung vont 
8. Juni 1835 wurde das Königlihe Kreditinjtitut für Schlejien 
errichtet. Hinter den Pfandbriefen der Schlefiichen Landichaft wurden Seitens 
des erwähnten Inſtitutes unter jftaatliher Garantie Pfandbriefe bis 
zu *s des Werthes der dafür verpfändeten Güter ausgejertigt. Dieſe 
Piandbriefe, welche behufs Unterjcheidung von den Prandbriefen der Schlefischen 
Landichaft die Bezeichnung Litt. B. erhielten, wurden vom Schuldner mit 
5 °/, verzinft, wovon die Pfandbriefbefiger 4°/, erhielten, der Reſt aber mit 
»/,/, zur Amortifation und mit '/,°/, zur Bejtreitung der Berwaltungsfoften 
verwendet wurde. Seit dem 31. März 1843 mwurden von dem Königlichen 
Snjtitute dann auch 3'/,°/, ige Pfandbriefe ausgefertigt; die Pfandbriefſchuldner 
hatten aber nach wie vor Jahreszahlungen von 5°/, zu leilten. Bon den 
überjchießenden 1'/,°/, wurden 1'/,"/, auf Amortifation verechnet, '/,°/, auf 
Vermwaltungsfoften. Gegen die dem Inſtitute hinſichtlich der von demſelben 
ausgegebenen Pfandbriefe gewährte ſtaatliche Garantie erhoben jich jedoch 
nach Erlaß der preufiichen Staatsverfaſſung Bedenken.) Durch Allerhöchiten 
Erlaß vom 4. März 1850 wurde daher das Königliche Kreditinftitut für 
Sclefien als geſchloſſen erklärt, und fernerhin von demjelben Pfandbriefe nicht 
mehr ausgegeben. 

Allmählig nahmen auch die meisten übrigen Landichaften die Beleihungs: 
grenze von ?/, des Werthes an, jedoch in der Regel mit der Einichränfung, 
daß nur die eigentlichen landichaftlichen Güter, aljo nicht die bäuerlichen Grund- 
ftüde bis zu °/, ihres Werthes beleihungsfähig waren. Nur in der Provinz 
Brandenburg hat man die erweiterte Beleihungsgrenze von vornherein auch 
für bäuerlihe Grundftüde eingeführt. 

Noch iſt eine Einrichtung zu erwähnen, die aus der, bei den Hypotheken— 
Aktien-Banken noch näher zu berührenden Tendenz, das geſammte landwirtb- 
Ichaftlihe Grundfreditwefen zu zentralifiren, hervorgegangen ift, das Inſtitut 
der Bentral:Landichaft. 

Die Zentral-Landſchaft für die preußiſchen Staaten in Berlin, 
deren Statut durch Allerhöcjten Erlaß vom 21. Mat 1873 genehmigt wurde, 


P Nach Titel VIII Artikel 108 der Verfaſſungsurkunde für den preußiichen Staat 
vom 31. Januar 1850 kann die Uebernahme von Garantien zu Laften des Staates nur 
auf Grumd eines Gejehes erfolgen. 
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ift ein Verband preußifcher Provinziallandichaften zum Zwecke der Förderung 
des landfchaftlichen Kredit3 durch gemeinfame Emifjion von „Landjchaftlichen 
Zentral-Pfandbriefen“. Es war mannigfach beklagt worden, daß der Abſatz 
der provinzial-landichaftlihen Piandbriefe jih im Ganzen nur auf Die be- 
treffende Provinz beichränfte, ein Umftand, der den Kurs dieſer Pfandbriefe 
in fteter Abhängigkeit hielt von der jeweiligen wirthichaftlichen Situation der 
einzelnen Provinz. Mit Hülfe der Zentral:Landichaft, deren Verwaltung der 
Kur und Neumärfiichen Hauptritterichafts- Direktion unter Aufjicht des Land» 
wirthſchafts-Miniſters als Königlichen Kommijjard übertragen wurde, jollte 
nun den landjchaftlichen Pfandbriefen ein weiteres Abſatzgebiet gejchaffen 
werden. Die Grundlage der von der Zentral-Landſchaft im Auftrage der 
Provinzial-Landſchaften ausgegebenen „Landichaftlichen Zentral-Pfandbriefe“ 
bilden die den betreffenden Provinzial-Landſchaften zuftehenden Hypotheken: 
Forderungen, fir deren Sicherheit die Provinzial-Landſchaften Garantie leiften. 

Obwohl jomit fhon von vornherein der Wirkungskreis der Zentral-Land- 
fchaft ein außerordentlich eng begrenzter war, fo gelang es ihr ſelbſt inner: 
halb diefer engen Grenzen nicht, irgend welche Erfolge zu erringen.') 

Der Erwähnung bedarf ferner an dieſer Stelle noch eine, mit mehreren 










































’, Der Direktor der Zandichaft der Provinz Sachſen, Dr. von Guſtedt äußerte ſich 
auf der Agrartonferenz vom Jahre 1894 über die Zentral-Landichaft, wie folgt: „Wir 
fehen, wohn es führt, wenn ein ſolches Zentral Inititut die einzelnen Landichaften, die er 
ſehr verschieden bafirt und geartet find, unter feine allgemeinen Borichriften zwingen wi 
oder, wenn es um des nontinellen Zulammenbaltens willen den einzelnen verbundenen 
Inſtituten zu viel Spielraum läßt. Die Zentrallandichaft nämlich wurde urſprünglich nur 
mit dem beichränften Ziele begründet, den Zentralpfandbriefen einen beiferen Kurs zu geben 
als den Rrovinzial-Pfandbriefen und die Theilmehmer an der Zentrallandichaft beifer zu 
itellen, als wenn jie nur Iheilmehmer diefer Provinziallandichaft wären. on bei der 
Zuſammenfaſſung nach dieſem befchränften Ziele hat fich die Zentrallandihaft allmählig ſo— 
weit verkleinert, daß eigentlih nur noch wirklich drei Landſchaften darin find. Einzeln 
Landſchaften find ausgetreten, weil ihnen Worichriften gemacht werden follten über die 
Srenze der Beleihung, und ihnen ſehr verjchiedene Grenzen oftroyirt werben follten für bie 
Ausgabe ihrer Brovinzialpfandbriefe und ihrer Zentralpfandbriefe. Andere Inſtitute haben 
einen Anitoß daran genommen, daß man von dem Grundiah der Zmangsamortijation ab» 
gegangen ift, und dab ntan, wie 3. B. für Pommern, die Einrichtung getroffen bat, 
man eigentlich gar nicht mehr zu amortifiren braucht. Ich glaube, die Zentrallandf 
bat fich durch einen Beichluß, den fie vor einiger Zeit gefaßt hat, felbft den Todesſtoß ger 
geben; nämlich durch den Beichluß, feine Zmwangsamortiiation mehr zu haben zu einem 
beftimmten Betrage, fondern es dem Belieben der Landichaften zu überlaſſen, wieviel jie 
amortifiren wollen." 

„Sin andrer Ilmftand, der einen Zankapfel in die Landichaften geworfen hat, ift der, 
daß die Kur: und Neumärkiihe Landichaft refp. Ritterichaft von ihren Amortifationsbe- 
itänden auch folche in Zentralpfandbriefen dazu benutzt, um fie zu lombardiren umd fie 
damit fir ihre Kaſſenzwecke zu fruftifiziren. enn dies ja in größerem ee tet 
worden it, jo iteht meine Landichaft auf dem entgegengefegten Standpunfte. aben 
den Antrag geitellt, diefe Befugnib wenigſtens für die Zentralpfandbriefe, für die wir auch 
mithaften, abzuschaffen, indem dadurch unter Umftänden die Sicherheit, die uns die anderen 
Landichaften gewähren, verkürzt wird und wir es nicht für ftatthaft halten, Amortifations 
— die die Pfandbrief-Inhaber batten, aus den Depots zu nehmen, gleichviel zu melden 
Zwecke.“ 
„Mir find aber mit unſerer Anſchauung bisher nicht durchgedrungen, und es it un 
von der Kur: und Neumärkifchen Ritterfchaft geradezu erklärt worden: menn biefe Ami 
tifationsbeitände nicht mehr zu Lombardzwecken zu benugen find, dann treten ı 
Demgegenüber babe ich das Gefühl, daß ſich der Austritt der ſächſiſchen Landſe 
mäblich vorbereitet; es bilden dann eigentlih nur nod die märkifhen und hat 
Inititute die Sentrallandichaft“. Die Agrartonferen; vom 28. Mai bis 2. 
»erlin 1894. 5. 348 und 349. 
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Landichaften im Zufammenhange jtehende Einrichtung, nämlich die der land— 
ichaftlihen Darlehnskaſſen. 

Solche Darlehnskaſſen, die ſich auch die Pflege des Perjonalfredits zur 
Aufgabe gejegt haben, und die nach bankmäßigen Grundjägen verwaltet werden, 
finden wir bei einer Reihe von Landjchaften. 

Im Großen und Ganzen dienten dieje Kaſſen indejien bisher mehr der 
Vermittelung des Nealkredit3 und find, ſoweit der PBerjonalfredit in Frage 
fam, nur dem Iandichaftlichen Großgrundbefige zu Gute gefommen. 

Diejelben in irgendwie erheblichem Umfange jür den bäuerlichen Perjonal- 
fredit nußbar zu machen, iſt bis jet nicht gelungen.) Innerhalb der ihnen 
gezogenen Grenzen aber muß ihre Thätigfeit immerhin als fruchtbringend be- 
zeichnet werden. 

In neuerer Zeit traten auch in einigen Landestheilen, welche bis dahin 
Landichaften noch nicht befaßen, ſolche ins Leben. 

Co wurde im Jahre 1864 der landjchaftliche Kreditverband der 
Provinz Sadhjen?) — die jegige „Landichaft der Provinz Sachſen“ — 
errichtet, und im Sahre 1865 das Kreditinftitut für die Königlich 
Preußiſche Ober- und Niederlaufig.’) Im Jahre 1877 entitand jo: 
dann die Landſchaft der Provinz Wejtfalen‘) und im Jahre 1882 
der landjhaftliche Kredit-VBerband für die Provinz Schleswig: 
Holjtein.°) 

Die alte Poſener Landichaft, welche jeit dem Jahre 1867 neue Beleib- 
ungen nicht mehr vorgenommen hatte, wurde im Jahre 1877 dagegen gänzlich 
aufgelöft. An ihre Stelle war nach und uach der oben bereit3 erwähnte, im 
Sahre 1857 begründete neue landichaftliche Kreditverein für die Provinz Poſen 
getreten, und diejer erhielt nun durch die Allerhöchite Kabinetsordre am 15. 
Auguft 1887 die Bezeichnung „Poſener Landſchaft“. 

Don großer Bedeutung war für die Landichaften das Jahr 1895. Die 
günftigen Verhältnifje des Geldmarktes veranlaßten in diefem Jahre die meijten 
preußiichen Landichaften, den Zinzfuß ihrer Pfandbriefe auf 3°/, herabzufegen. 

Uebrigens fehlt es felbjt in Tandichaftlichen Kreijen nicht an Stimmen, 
welche diejes Vorgehen der Landſchaften ala verfrüht bezeichnen‘), und der 
fortdauernd niedrige Kurs der 3°/,igen Landichaftlichen Pfandbriefe jcheint 
diefen Stinnmen Recht zu geben. 

Sch jchließe die vorftehend gegebene Darftellung der gejchichtlichen Ent- 


9 J. Schneider; der Perionalfredit des ländlichen et der Provinz 
Brandenburg Schriften des Vereins für Sozialpolitit. Band 74, ©. 8 
Der Berfonaltredit des ländlichen Kleingrundbefiges in — — ©. 425. 

Stoedel; der Berfonaltredit des ländlichen Kleingrundbefiges in der Provinz Dit- 
preußen. Ebenda. ©. 435. 

Genehmigt durch Allerböchften Erla vom 30. Mai 1864 (G. © 58). 

) Genehmigt dur Allerhöchſten Erlaß vom 80. Oftober 1865. @ & ©. 1056). 

” —58— durch Allerbö — Erlaß vom 15. Juli 1877 (G. S. S 

Genehmigt durch Allerhöchſten Erlaß vom 11. Januar 1882 (G. ©. ©.). 

9) So fagte in der Sitßzung des preußiichen Herrenhaufes vom 16. Dezember 1 
der — arg der Scleſiſchen Landihaft, Graf Püdler-Burghauß: 
haben "Js Milliarde bis auf 8° konvertirt, aber wir büßten es aud. Denn die Rurfe 
find —— ſo heruntergegangen, und das Vertrauen iſt ſo erſchüttert, daß es ſich bis gan 
heutigen T age noch nicht * will. Das iſt alſo doch ein Beweis, daß das Konvertiren 
einen Nachtheil hat.” 
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widelung der preußischen Landichaften, indem ich nachſtehend noch eine Auf- 
zählung er diejer Inſtitute folgen lafje:') 
Oſtpreußiſche Landichaft. 

5. Weſtpreußiſche Landjchaft. 

3. Neue weſtpreußiſche Landichaft. 

4. Bommerjche Landichaft. 

5. Neue pommerjche Landſchaft für den Sleingrundbefig. (Der 

frühere Pommerſche Land:Kreditverband.) 

6. Poſenſche Landichaft. 

7. Schleſiſche Landichaft. 

8. Kur: und Neumärkifches ritterfchaftliches Kreditinftitut. 

I. Neues Brandenburgijches Kreditinftitut. 

10. Landſchaft der Provinz Sachſen. 

11. Kreditverein für das Markgrafthum Ober- und Niederlaufig. 

12. Landichaft der Provinz Weitfalen. 

13. Landjchaftlicher Kredit-VBerband für die Provinz Schleswig-Holitein. 

14. Bentrallandfchaft für die Preußischen Staaten. 


II. 
Die geihichtlihe Entwidelung der Hypotheken-Aktien-Banken. 


Während die preußischen Landfchaften bereit3 in einer weit Hinter uns 
Tiegenden Wirthichaftsperiode zu hoher Blüthe gelangten, haben die Hypothefen- 
ig in Preußen erjt in neuejter Zeit eine allgemeinere Bedeutung 
erhalten. 

Bon dem auf dem Prinzip der Gegenfeitigfeit beruhenden Inſtitut der 
Landſchaften unterjcheiden jich die Hypotheken-Aktien-Banken hauptjächlich da— 
durch), daß fie Erwerbsunternehmungen find. 

Die Landichaften find genoffenfpaftliche Vereinigungen, von den Grund- 
bejigern jelbjt zur Beichaffung ihres Klapitalbedarfes gegründet; die Hypothefen- 
Aftien-Banfen dagegen find Vereinigungen von Sapitaliften, zu dem Zwede er: 
richtet, gegen Entgelt die VBermittelung zwifchen dem freditbedürftigen Grund» 
bejig und dem anlagebedürftigen Kapital zu übernehmen. 

Die ungeheuren Ummwälzungen, welche im Verlaufe unfere® Jahrhunderts, 
bejonders aber feit der Mitte desfelben in Folge des riefenhaften Aufſchwungs 
der Technif auf allen Gebieten des Wirthichaftslebens vor fich gingen, Tießen 
auh den landwirthichaftlichen Grumdbefig nicht unberührte. Die jteigende 
Grundrente trieb die Kaufpreife in die Höhe; der Landwirth bedurfte zur 
Uebernahme eines Grundſtücks ſowie zum intenjiven Betriebe der Landwirth— 
ſchaft größerer Kapitalien als bisher, und konnte dieſelben meiſt nur im Wege 
des Kredits beſchaffen. 

Die Landſchaften mit ihrem abgeſchloſſenen, den Strömungen der Neuzeit 


Die 3 in der Provinz Hannover beſtehenden landſchaftlichen Kredit-Verbände, näm: 
lich der Bremenſche ritterſchaftliche Kreditverein, das ritterſchaftliche Kredit— 
inſtitut für das Fürſtenthum Lüneburg und der Kalenberg-Grubenhagen- 
Hildesheimiſche ritterfchaftliche Kreditverein find um desmwillen von mir mi 
mitaufgeführt worden, meil ſich dieſe Inſtitute von den eigentlichen preußiichen Landſchaften 
dadurch weientlich unterfcheiden, daß ie feine auf den Inhaber lautenden Bfandbriefe, 
fondern auf den Namen oder den Inhaber lautende Schuldverfhreibungen ausgeben. 
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nur wenig zugänglichen Charafter boten feine ausreichende Hilfe. Es fan 
hinzu, daß mit dem Anwachſen der Großitädte und der hieraus hervorgehenden 
rapiden Werthsjteigerung des ftädtiichen Grund und Bodens auch die Kredit- 
bedürfnifje des jtädtifchen Grundbefiges auf dem Hypothekenmarkt eine immer 
größere Bedeutung gewannen. ‘Ferner wandten jich die Brivatfapitalien, welche 
bis dahin mit Vorliebe die Anlage in Hypotheken gejucht hatten, mehr und 
mehr den Staats: und Induftriepapieren zu. Dieje fingen damals bereits 
an, auf dem Geldmarfte eine große Rolle zu jpielen und erjchienen den Kapita= 
liſten in Hinbli€ auf die mit dem Erwerbe von Hypothefen verbundenen Weit- 
läufigfeiten al3 eine bequemere Geldanlage. 

Schon gegen Mitte der vierziger Jahre hatten dieſe Verhältnijje eine 
immer jchärfere Ausprägung gefunden, und die Grumdfreditfrage wurde Gegen- 
ſtand der lebhaftejiten Erörterungen. Vorſchläge aller Art tauchten auf, und 
die Rufe nad) Abhilfe wurden immer dringlicher. Die großen politischen 
Tragen des Jahres 1848 ließen die Frage des Grundkredits zwar auf einige 
Jahre etwas in den Hintergrund treten, aber bereit? Mitte der fünfziger 
ne nahm fie das öffentliche Interefje wieder im höchften Maaße in An- 
pruch. — 

An eigentlichen Bodenfreditinftituten, d. h. jolchen, welche ausjchliehlich 
der Prlege des Bodenkredits dienten, waren nur die Landſchaften vorhanden, 
und dieſe reichten bei Weitem nicht aus, die im ftetem Wachjen begriffenen 
Kreditbedürfnifje auc; nur annähernd zu "befriedigen. Die Schaffung neuer 
Re wurde daher eifrig gefordert. 

Sahre 1857 wurde dem preußijchen Adgeordnetenhaufe ein Antrag 
der von Lavergne-Peguilheu und Genojien vorgelegt, welcher die 
Errichtung landwirthichaftlicher Hypotheken, Spar= und Leih-Banken im Anz: 
Ihluß an die bereit3 bejtehenden Provinzial-Inſtitute bezweckte und für diefe 
landwirthichaftlihen Banken das Recht der Notenausgabe verlangte. Dem 
Antrage beigefügt war ein Gejegentwurf, betreffend Normativbeitimmungen für 
Errichtung jtändischer Hypotheken, Spar: und Leihbanfen in den Regierungs- 
departement3 rejp. den Provinzen der Monarchie nebſt einer erläuternden 
Denkſchrift.) 

Die von der Kammer zur Berathung dieſes Antrages eingeſetzte Kom— 
miſſion gelangte zu der Ueberzeugung, daß die Aufſtellung allgemeiner 
Normativbeſtimmungen bei der Verſchiedenheit der landwirthſchaftlichen Ver— 
hältniſſe innerhalb des Staates nicht empfehlenswerth ſei. Es liege aber ein 
Bedürfniß vor, die Errichtung landwirthſchaftlicher Kreditinſtitute zu befördern, 
und zwar ſolle dieß in Anlehnung an die ſchon beſtehenden Provinzialinſtitute 
geſchehen. Das Recht der Notenemiſſion ſei ſolchen Banken aber unter allen 
Umſtänden zu verjagen. ?) 

Dieſe parlamentarifchen Berathungen gaben auch der Staatsregierung 
Gelegenheit, jich eingehend mit dem Gegenftande zu bejchäftigen. Vom März 
bis Juni 1857 fanden zu diefem Zwecke Konferenzen jtatt, bei denen die be- 
theiligten fünf Minifterien durch Kommifjare vertreten waren. Das Reſultat 
diefer Konferenzen läßt fich in Kürze, wie folgt, zuſammenfaſſen: 


’) Alten des Haujes der Abgeordneten. IV. Legislaturperiode, II. Seſſion Nr. 61. 
Ueberweilung an eine Kommiſſion: 12. Sigung am 3. Februar 1857; —— — 
vom 4. April 1857 a. a. O. Nr. 204; Abänderungsantrag Nro. 245: Verbeſſerungsantrag 
Nro. 241. Beratbung in der 59. Sigun vom 5. Mai 1857. S. 1039—1047. 

) Bojhinger, Bankweſen und Bankpolitit in Preußen. Band 2 ©. 259266. 


. 
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Es jeien für diejenigen Provinzen und Landestheile, in weldhen Bfand- 
briefinftitute, d h. Landſchaften noch nicht bejtänden, oder die beftehenden 
nod nicht ausreichten, folche Inſtitute in's Leben zu rufen, reſp. die ſchon 
beftehenden zu erweitern. Für diefe Inſtitute die Garantie der Provinzen 
und Kreife eintreten zu lafjen, wie von einigen Seiten vorgejchlagen war, 
erjcheine nicht rathjam. 

Dagegen jei es in jeder Beziehung, namentlich auch vom Standpuntte 
der Konkurrenz aus, erwünjcht, daß der Errichtung von Aft i en⸗Hypotheken⸗ 
banken jelbit in denjenigen Provinzen, in welchen bereits Pfandbriefinftitute 
auf genofjenfhaftliher Grundlage vorhanden wären, nichts in den 
Weg gelegt werde. Es ſei unbedenklich, ſolchen Aftienbanfen die Ausgabe 
von Pfandbriefen au porteur bis zum Betrage der an Grundbe- 
ſitzer ausgeliehenen Kapitalien, jedoch nicht über den zehnfachen Betrag des 
Aktienfapitals hinaus zu geftatten; das Recht der Notenemiffion je 
ihnen aber unbedingt zu vermweigern.') 

Diefe Süße find für die Gejchichte des Hypothekenbankweſens in Preußen 
in hohem Grade bemerfenswerth. 

Zum erjten Male wurde es an maßgebender Stelle im Gegenjaß zu der 
bisher herrjchenden Anſchauung ausgefprochen, daß für meu zu errichtende 
Bodenfreditinjtitute auch die Form der Aftienunternehmung an fich durchaus 
geeignet erjcheine. Bis dahin hatten die auf Gründung neuer Bodenkredit- 
inftitute gerichteten Bejtrebungen in Preußen nur Anftalten auf genofjenjchaft- 
licher Grundlage nach Art der landichaftlichen Kreditvereine im Auge gehabt.?) 
Etwas völlig Neues freilich enthielt der Gedanke, Bodenfreditinftituten die 
Form der Aktienunternehmung zu geben, durchaus nicht. Nicht mur im Aus— 
lande, auch in Deutichland und jelbjt in Preußen beitanden bereits jeit län— 
gerer Zeit Aftienunternehmen, welche neben anderen Banfgeichäften die Aiege 
des Hypothekenkredits in ihr Bereich hineingezogen hatten. In Bayern blübte 
jeit dem Jahre 1835 die Bayerische Hypotheken- und Wechjelbanf in München, 
und in Preußen war es die feit dem Jahre 1824 bejtehende Pommer ſche 
ritterfchaftliche Privatbank, welche, obwohl zeitweife nicht ganz im Einflang 
mit ihren Statuten, Darlehen gegen aha Sicherheit gewährte. Allein 
jowohl die Bayerische Hypotheken: und Wechſelbank in ihrer damaligen Ge— 
talt, wie auch die Pommerſche ritterfchaftliche Privatbank find nicht bloß da— 
dur, daß fie außer dem Hypothekengeſchäft noch andere Gejchäfte in großem 
Umfange betrieben, von den meijten — Hypotheken⸗Aktien⸗Banken ſcharf 
unterschieden. Der Hauptunterſchied beſtand vielmehr darin, daß bei 
beiden Banken die Grundlage des geſammten Sejchäftsbetriebes ——— 
des Hypothekengeſchäfts auf der Ausgabe unverzinslicher Noten beruhte. N 
fann e3 aber für eine HYpothefenbanf faum eine ungeeignetere Grumdl ei 
geben als die Banfnotenemifjion. Die Hypothekenbank, ihrer ganzen Re 
nad auf die Gewährung langfichtigen Kredits angewieſen, bedarf auch ib 
jeit3 eines langfichtigen Kredits, und die Bafirung einer folchen nz auf 
Notenemifjion kann daher von vornherein nur als ein bedenflicher Mike 
bezeichnet werden °). 




























 Bathinger; a. a. O⸗Bd. 2 ©. 267/8. Wi... 
“ Auch der vorhin erwähnte Antrag von Lavergne-Peguilheu und Genoſſen war 
von diefem Stanppunlte ansgegangen. J 
Aeußerſt lehrreich ift in biefer Begiehun der obenerwãhnten Bonn 
ſchen ritterichaftlichen Privatbanf. Vgl. dariiber Roihinger, a.a. DO. Band 1, S.246— 
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Nichtsdeſtoweniger waren die meijten Vorjchläge, die bis zum Jahre 1857 
gemacht worden waren, gerade von der Forderung des Bankfnotenprivilegs 
ausgegangen. ') 

Auch nad diefer Richtung bin enthalten daher die obenangeführten Sätze 
der Minifterialfonferenz von 1857 einen nennenswerthen Foͤrtſchritt. Sie 
weijen die Forderung des Bankfnotenprivilegs entfchieden zurüc, halten es aber 
für unbedenklich, den Aftienhypothefenbanfen die Ausgabe von verzinslichen 
Pfandbriefen au porteur innerhalb gewilfer Grenzen zu gejtatten. 

— war der Grundgedanke für die heutigen Bodenkredit-Aktienbanken 
gegeben. 

Vor der Hand freilich blieb dieſe Anregung noch ohne nennenswerthen 
praktiſchen Erfolg. Aber der Gedanke war trotzdem nicht auf unfruchtbaren 
Boden gefallen. Wenige Jahre ſpäter tauchte er wieder auf, gewann immer 
weiteren Boden und erreichte nun auch feine Verwirklichung. 

Der eigentliche Anitoß ergab fih aus folgender Veranlafjung : 

Das Königliche Landes-Oekonomie-Kollegium, welches die oben gefchilderte 
Entwidelung der Kreditverhältniſſe unausgejegt mit Aufmerkſamkeit verfolgt 
und zum Gegenitande eingehender Berathungen gemacht hatte, legte das Re— 
fultat diefer Berathungen in einer Reihe von Rejolutionen nieder. 

Zunächſt mühe, jo jprachen ſich diefe Nefolutionen aus, eine Verbeſſerung 
der Hppothefengejeggebung angejtrebt werden. 

Sodann aber bejtehe „das beſte Mittel, den Grumdbefigern zu helfen, in 
Alfociationen derer, welche den Kredit brauchen und ihn regeln und beſſern 
wollen, alſo der Grundbefiger felbit. 

Als Mitglied der vom Landwirthichaftsminifter Grafen Pückler einge: 
gejegten Kommijfion des Yandes-Dekonomie- Kollegiums hob der Geheime Re— 
gierungsrath Dr. Ernit Engel nah Abfafjung der vorerwähnten Refolutionen 
durd das Kollegium jeinerjeit hervor, daß durch diefe Refolutionen die Neal: 
freditfrage feinesiwegs gelöft fei, daß vielmehr, um das Kapitalbedürfnig des 
Grundbefiges hinreichend zu befriedigen, noch andere Wege einzufchlagen feien. 
Engel wurde mit Bezug hierauf vom Landes- Defonomie-Kollegium erjucht, 
jeine Anfichten in einem Promemoria näher darzulegen und zu begründen. 
Aus diejem Anlajje entitand Engel’s Schrift: „das Grundfredit- und Kapital- 
bedürfniß des Grumdbefiges, befriedigt durch eine Preußiſche Bodenkredit-Banf.“ 
Berlin 1862. Im Gegenfa zu den Beichlüffen des Landes-Oekonomie-Kol— 
legiums, welche, wie erwähnt, im Weſentlichen fich darauf befchränften, neue 
Afioziationen der Grumdbefiger, bezw. Neorganijation der beftehenden zu for: 
dern, befürwortete Engel die Aſſoziation von Kapitaliften und empfahl die 
Errihtung von Aktien-Hypothefenbanfen und Hüypothefenverficherungsgefell- 
ſchaften auf Aktien. Beſonders der Nachahmung werth erfchien ihm das in 
Frankreich auf der Grundlage des Aftienprinzips begründete große Doppel: 
inftitut des eredit foncier und des credit agricole. ?) 


») Mit Recht nennt daher Poſchinger a. a. DO. Bd. 2 5. 241 diefe Projekte „un— 
fertige Ideen, zum großen Theil zur Durchführung jchon deshalb nicht geeignet, weil fie — 
entgegen allen Grundfägen der Bankwiſſenſchaft — darauf abzielten, das Bedürfnii nad 
Realfredit vermittelit einer Notenemiffton zu befriedigen.“ 

*) Der von Engel in feiner angeführten Schrift aufgeitellte Statutenentwurf einer 
in's Leben zu rufenden Preußiichen Bodenfredit:Bank ift nah Engel’s eigenen Worten, 
der Verfuch der Skigzirung eines ähnlichen Inſtituts für Preußen, das in feinen Bweden 
aber den deutichen Nerhältnifien angepaßt ift, und felbit noch etwas meiter geht, als der 
credit foncier. a. a. ©. ©. 4 und 5. 

Annalen bes Deuiſchen Reiche. 1898. 36 
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Auf die Vorichläge Engel’3 im Einzelnen näher einzugeben, iſt bier 
nicht der Ort; es genügt, an diefer Stelle hervorzuheben, daß Engel der 
Aktien Unternehmung nicht blos ein gewiſſes Arbeitsjeld neben den genofien- 
ichaftlihen Kreditinstituten einräumen wollte, jondern der erjteren Unternehm— 
ungsform vor der genofjenichaftlichen geradezu den Vorzug gab. 

Die Anficht eines Mannes von der Bedeutung Engel's gab denn auch 
der Aktien-Hypothekenbank-Frage einen erneuten Anſtoß. Bereits kurz nad 
dem Erfcheinen der Engel'ſchen Schrift taudjten einige Projefte auf, welche 
die Gründung von Aktien-Hypothekenbanken zum Gegenftande hatten Mit 
großer Beltimmtheit traten die Gedanken Engel's in zwei Projekten auf, 
welche faſt gleichzeitig in Berliner und Pariſer Finanzfreifen zur Gründung. 
einer preußischen Hypotheken: Aftienbanf entworfen wurden. Dieſe Projekte: 
fanden aber bei der ablehnenven Haltung, welche die preußiſche Staatsregier- 
ung zu ihnen einnahm, und welche hbauptfächlich wohl darauf zurüdzuführen 
war, daß für die zu gründende Bank ganz im Sinne Engel's eine Art 
Monopolitellung gefordert wurde, feine Verwirklichung. 

Indeſſen hatten fie doc den großen Erfolg, daß die Regierung ſich nun 
zu einer entjchiedeneren Stellungnahme in der ganzen Frage gedrängt ſah. Es 
wurden Berathungen darüber gepflogen, unter welchen Bedingungen man über— 
haupt die Gründung von Hypotheken-Aktien-Banken zulafien fünne, und aus 
diefen Berathungen gingen unterm 6. Juli 1863 die „Normativbejtimmungen 
über die Konzeffionirung von Sppothefengefellichaften, welche die Ausgabe von 
Dbligationen au porteur beabjichtigen,“ hervor. 

In den wejentlichiten Punkten fußten dieje Normativbejtimmungen auf 
den oben mitgetheilten Ergebnijjen der Miniftertalfonferenz vom Jahre 1857. 

Der Engel’sche Borfchlag fand feine Berücjichtigung. 

Den auf Grund der Normativbeitimmungen zu konzejfionirenden Banken 
jollte die Ausgabe von verzinslichen, auf den Inhaber lautenden Hypotheken— 
briefen!) bis zum zehnfachen Betrage des baar eingezahlten Aktien-Kapitals 
gejtattet jein, jedoch immer nur in Höhe der gleichzeitig vorhandenen Hypotheken⸗ 
forderungen der betreffenden Banken. 

E3 fünnen unkündbare und kündbare Hupothefenbriefe ausgegeben werden, 
legtere aber zu feinem höheren Betrage, als der Geſammtſumme derjenigen 
Öppothefenforderungen, welche die betreffende Bank mit gleicher Frift ihren 

huldnern zu fündigen berechtigt it umd überhaupt höchitens bi8 zum Ber 
trage des baar eingezahlten Aktienkapital. Zur Sicherheit der Hypotheken⸗ 
briefe haften die der Bank zuftehenden Hypothefenforderungen und das Aftien 
fapital. Der Zinsſatz derjenigen Hypothefenbriefe, welche den Hupott 
ichuldnern ftatt baaren Geldes zum Nominalmwerthe gegeben würden, 
nicht geringer jein, als der, welchen die Schuldner abzüglich der Amortija 
quoten und Berwaltungsfojtenbeiträge an die Bank zu zahlen hätten. 

Was die Höhe der Beleihungen anbetrifft, jo wurde diejelbe nid; 
unmittelbaren Verhältniß zum Werthe des betreffenden Grundſtücks feſte 
fondern ſie richtete jich nach dem Ertrage. Der Jahresbetrag der! 
Schuldner zu zahlenden Zinjen nämlich einfhließlidh der de 
jelben etwa vorangehenden Verpflidhtungen follte bei 
Ichaften */, des ftaatlid ermittelten jährlihden Grund 
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Neinertrages, bei Gebäuden '/,; des jährlihen Gebäudeſteuer— 
Nugungswerthes nicht überjteigen. 

Die Ausgabe von fündbaren Hppotbefenbriefen, und daher auch die damit 
forrefpondirende Gewährung von fündbaren Hypothekendarlehnen jollte auf einen 
relativ niedrigen Theil des Geſammtumſatzes bejchränft werden und das Haupt: 
geichäft der Hppothefenbanfen in der Gewährung von unfündbaren Darlehnen 
bejtehen, für welche eine durch regelmäßige Beiträge der Schuldner zu be- 
wirkende Amortifation vorgejchrieben wurde. Die Höhe der jährlichen Amorti- 
Jationsbeiträge jollte mindeſtens '/,°/, betragen. 

Die Regierung behielt fi) das Recht vor, zur Kontrole der Banken, 
namentlich darüber, daß der Betrag der ausgegebenen Pfandbriefe den Ges 
jammtbetrag der vorhandenen Darlehnsforderungen nie überjteige, Staats: 
fommijjare zu bejtellen. Diejelben follten aber den Banken gegenüber zur 
Ausübung diefer Kontrole nicht verpflichtet jein. 

Mit Recht hebt Schmidt!) hervor, daß dieſe Normativbeitimmungen, 
insbejondere aber deren Vorfchriften über die Beleihungsgrenzen fajt einem 
Berbote der Gründung von Aktien-Hypothekenbanken gleih kamen. 

Denn da der Jahresbetrag der vom Schuldner zu zahlenden Zinfen bei 
Liegenichaften */,; des Grundſteuer-Reinertrages, bei Gebäuden ’/,; des jähr: 
lihen Gebäudejtener-Nugungswerthes nicht überjteigen durfte, konnten die Be— 
— bei dem damals noch ſehr hohen Zinsfuße nur äußerſt niedrig aus— 
allen. 

Trotzdem entſtanden auf der Grundlage dieſer Normativbeſtimmungen 
ſchon bald nad) Erlaß derſelben zwei Hypothekenbanken, die Erſte Preuß— 
iſche Hypotheken-Aktiengeſellſchaft und die Preußiſche Hypo— 
theken-Aktienbank, beide mit dem Wohnſitze in Berlin. 

Die Erſte Preußiſche Hypotheken-Aktien-Geſellſchaft, von 
David Hanſemann begründet und unterm 5. Mai 1864 (G. ©. ©. 241) ala 
Aftiengejellichaft landesherrlich bejtätigt, verfügte über ein Aftienfapital von 
vorläufig 1 Million Thaler; dasjelbe jollte aber mit minifterieller Genehmigung 
von dem Verwaltungsrathe auf 5 Millionen Thaler, und von der Generalverjamme 
lung auf 10 Millionen Thaler erhöht werden fünnen. Weitere Erhöhungen 
jollten von der landesherrlichen Genehmigung abhängig jein. Bon dem jähr- 
fihen Reingewinn jollten 10°, zur Bildung eines Rejervefonds bis zur Höhe 
von "/,, des Aktienkapitals verwendet werden. 

Die Preußiſche Hypotheken-Aktien-Bank, durch Allerhöchiten Er: 
laß vom 18. Mai 1864 (6.6. ©. 312) genehmigt, arbeitete zumächit mit 
einem eingezahlten Grundkapital von 400,000 Thalern. 

Im Jahre 1866 folgte dann die Errichtung der Pommerſchen Hypo— 
thefen-Aftien-Banf zu Cöslin. Das Statut derjelben vom 21. April 
1866 wurde durch Allerhöchiten Erlaß vom 1. Oftober 1866 (G.-S. ©. 703) 
und die Bekanntmachung vom 21. desjelben Monats (G-S. S. 702) ges 
nehmigt. Das Aktienkapital wurde auf 800,000 Thaler feitgejeßt. Der Wirfungs- 
kreis der Bank follte fich mwejentlid auf die Provinz Pommern bejchränfen. 

Als am 18. Dftober 1866 die Stadt Frankfurt a/Main dem Königreiche 
Preußen einverleibt wurde, trat auch die bereits feit dem Jahre 1863 be— 
jtehende Frankfurter Hypothekenbank in die Reihe der preußischen Hypo— 


) Heinrich Schmidt; die Normativbeitimmungen für die preußiichen Hypotheken— 
banten. Berlin 1883. 
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thefen-Aftien-Banfen. Das Grundkapital diefer Bank betrug urfprünglich 5 Mill. 
Gulden. 

Da die Banken durch die Schranken, welche die Normativbeitimmungen 
ihnen binfichtlich der Beleihungsgrenzen zogen, am Vorwärtskommen vollitändig 
gehindert waren, verjuchten fie bald, von der Regierung günftigere Beding- 
ungen zu erreihen. Es gelang ihnen die auch infoweit, als durch Erlaß 
des Minijters für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten und des Finanz— 
miniſters vom 22. Juni 1867 — an die Erjte Preußifche Hypotheken-Aktien— 
Geſellſchaft gerichtet — beftimmt wurde, daß die Beleihung von Grundftüden 
bis zu demjenigen Betrage zuläffig fei, welcher einjchließlich der dem gewährten 
Darlehn vorangehenden Verpflichtungen: 

a) bei Liegenjchaften den 20fachen Betrag des jährlichen Grundſteuer— 

reinertrages, 

b) bei Gebäuden den 10fachen Betrag des jährlichen Gebäudejteuer- 

nugungswerthes 
betrage, zu b mit der Maßgabe, daß die Beleihung gleichzeitig über die 
Hälfte der Feuerverficherungsfumme nicht hinausgehen dürfe. 

Uber auch diefe Konzeffion war nicht im Stande, den Unternehmungen 
der Hhpothefenbanfen erheblichen Vorſchub zu leiften. Sie fonnten zu feiner 
Blüthe gelangen, und die von vielen Seiten auf fie gejegten Hoffnungen er- 
füllten fich nicht; insbefondere waren die neuen Inſtitute in feiner Weije in 
der Yage, den wachjenden Kreditbedürfnijjen des Grundbefiges Rechnung zu 
tragen. 

Bei dem Mangel geeigneter Ktreditinftitute wurde es als ein Hauptübel- 
ftand empfunden, daß Privatfapitalien dem Grundbejiger nur zu außerordent- 
* yore Zinsfuße'!) und mit jehr hohen Kündigungsfriiten zur Verfügung 
tanden. 

Die Schwierigkeit, gefunden Kredit zu erlangen, verjtärfte fich immer 
mehr, und bejonders der ländliche Grundbejig Hatte unter dieſen Berhältnifjen 
jehr zu leiden. 

5 ‚Ueber die Landwirthichaft brach in Folge deſſen eine ſchwere Krifis 
erein. 

An dieſe, ſeit Mitte der fechsziger Jahre fich immer mehr verjchärfende 
Kreditkrifis der Landwirthſchaft knüpfte fich eine umfangreiche Litteratur. ?) 

Eine Reihe hervorragender Autoren bejchäftigte jich eingehend mit den 
Urjachen der Krifis und den Mitteln zu ihrer Befeitigung. 

Im Allgemeinen war man zivar darüber ziemlich einig, daß die Urjache 
der Noth in den Mängeln der Krediteinrichtungen rejp. in der Unvollkommen— 
beit der geltenden Kreditgeſetzgebung zu fuchen jei; im einzelnen aber und auch 
binfichtlich der Mittel zur Abhilfe gingen die Anfichten weit auseinander. 

Die Einen fahen hauptſächlich in der geringen Zahl der Sreditinftitute, 
jomwie in den Lücen der bejtehenden Hypotheken: und Subhaftationsgejeggebung 
die Urjachen der Noth und forderten daher, um die Neuerrichtung von 
Kreditinjtituten, bejonder8® von Hypotheken: Aktien-Banken zu befördern, Er: 
leichterung der Konzejfiongertheilung an jolche Unternehmungen, ferner aber 


") Nach einigen, von Rodbertus aus der Provinz; Pommern ermittelten Zablen 
waren jährliche Zinsleiftungen von 6 und 7°/o durchaus nichts Seltenes. 
: ?), Eine Bujammenitellung und Beiprechung derielben ift zu finden in Bd. 11 der 
Hildebrandt’fchen Jahrbücher für Nationalölonomie und Statiftif. 1868. S. 332—351 und 
5. 420 —447, ſowie ebenda Band 13. 1869, 5. 267— 276. 
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auch noch eine gründliche Nevifion der Hypotheken- und Subhaftationsgefeß- 
gebung zu Gunften der Gläubiger, legteres deihalb, um dag Privatfapital in 
erhöhten Maße heranzuziehen. 

Die Anderen dagegen verlangten eine vollftändig radikale Umgeftaltung 
des ganzen ländlichen Streditwejens, zum Theil auch der Hypothefen- und Sub» 
baftationsgejeggebung. Zu diejer Richtung gehörte vor Allem Rodbertus, der 
in jeinem berühmten Buche: „Zur Erklärung und Abhilfe der heutigen Kredit: 
noth des Grundbeſitzes“ die einzige Nettung in einer völligen Neuordnung der 
landwirtbichaftlichen Kreditverhältnifie auf der Grundlage des befannten, von 
ihm aufgeftellten Rentenprinzips ſah. Näher auf die von Rodbertus ge- 
machten Vorſchläge einzugehen, iſt bier nicht die Stelle. Es genügt vielmehr, 
dasjenige hervorzuheben, was dem Syitem des Nodbertus mit einer Reihe von 
anderen, damals angeregten landwirtbichaftlichen Kreditſyſtemen gemeinſam iſt, 
nämlich das Verlangen einer Zentralifation des gefammten ländlichen Kreditwejens.‘) 

Diejelben Gegenjäge, welche die Litteratur jener Tage beherrjchten, famen 
auch in einigen Gejegentwürfen zum Worichein, die im Jahre 1867 dem 
Norddeutichen Neichstage bezw. dem preußiichen Abgeordnetenhaufe von Mit- 
gliedern diejer Körperichaften vorgelegt wurden. Ein pofitives Reſultat wurde 
damit aber nicht erreicht”) 

Im Fahre 1868 entichloß jich die Negierung, Schritte zur Bejeitigung 
der herrjchenden KreditKrife zu thun, und der Ausschuß des Bundesraths des 
Norddeutfchen Bundes veranstaltete in der Zeit vom 13. März bis 14. Juni 
1868 eine Enquete über das Hypothekenbankweſen. 

Eine größere Anzahl von hervorragenden Fachmännern aller Richtungen 
wurde vor dem Bundesrathsausichuffe vernommen. 

Es zeigte fich neben den bereit® erwähnten Gegenfäßen und zum Theil 
im Zufammenhange mit denjelben der alte tiefgreifende Unterſchied zwijchen den 
landwirthichaftlichen Verhältnifien des Dftens und denen des Wejtens. 

Während fih die Stimmen aus den Fapitalreichen weſtlichen Landes— 
theilen darauf bejchränften, eine Reform des Hypotheken- und Subhaſtations— 
rechts zu fordern, und den, auf Begründung neuer Bodenfreditinititute und 
Begünftigung derjelben durch den Staat gerichteten Vorſchlägen faſt feindjelig 
gegemüberjtanden, erklärten ſich die Intereſſenten der öjtlichen Landestheile 
einftimmig für ftaatliche Unterftügung der landichaftlichen Inſtitute und mög: 
lichit für Erweiterung derjelben zu einem großen Zentralverbande, wie ihn 
Nodbertus, Bekker und Wilmanns befürworteten. 

Abgeſehen von dem ntereflengegenjage der weitlichen und öjtlichen Pro— 
vinzen bejtand aber noch. eine weitere Spaltung unter den vernommenen Sach— 
verjtändigen. Auf der einen Seite jtanden die prinzipiellen Gegner jeder 
ftaatlihen Einmiſchung, die Anhänger des freien wirthichaftlihen Verkehrs, 
Männer wie Lasfer und Lette, auf der anderen Seite Dagegen die Vertreter 
ſozialiſtiſcher Gedanken, wie Rodbertus uud Andere. 





9 ): Im dieſer Hinſicht ſind beſonders zu nennen die Vorſchläge von E. J. Bekler („Res 
form des Hypothetenweſens als Aufgabe deg Norddeutſchen Bundes;“ Berlin 1867) und 
von E. Wilmanns (die Kreditnoth des Grundbeſißes und deren Abhilfe durch eine Nord» 
deutiche Bındes-Önpotheten-Bant ;" Berlin 1868), welche beide gleichfalls auf eine Zentrali— 
—— des landwirtbichaftlihen Kreditverfehrs und zwar auf genoflenihaftlicher Grundlage 
inzielen 

% Engel, Die Hupothetar-Obligationen ausgebenden Grundfreditinititute, insbeſondere 
im Rreusifcen Staate; Beitichrift des Königlich Preußiichen Statiitifchen Büreaus. NV, \Nabr- 
gang 1875. S. 333 fi. 
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Das praftiiche Ergebniß der Bundesrathsenquete gipfelte in dem Be— 
ichlufje, eine gründliche Umzgeftaltung des Hupothefen: und Subhaftationgrechts 
durchzuführen, im UWebrigen aber durch Erleichterung der Konzeſſionsertheilung 
an Hppothefen-Aktienbanfen die Errichtung ſolcher Inſtitute zu befördern.') 

Diefem Beſchluſſe gemäß wurde denn auch bald nad) Beendigung der 
Enquete durh Allerhöhjten Grlay vom 21. Dezember 1868 die Gründung 
einer neuen großen Hypotheken-Aktienbank genehmigt, der Preußiſchen 
Boden-Kredit-Aftien-Banf zu Berlin. Das Aftienfapital wurde vorläufig 
auf 500000 Thaler fejtgejegt. Im Oftober 1869 erwarb diefe Banf von der 
bereit3 im Jahre 1864 gegründeten, aber in Folge der Ungunjt der Verhältniſſe 
in der Auflöſung begriffenen PBreußiichen Hupothefen-Aftienbanf in Berlin um: 
fündbare Hypotbefen im Betrage von circa 500 000 Thlr.”) 

Der große deutich-franzöjiihe Krieg von 1870/71 und die aus ihm her— 
vorgehende Wiederberitellung der deutichen Einheit bezeichnen den Anfang einer 
neuen Periode großartigen Aufjtrebens aller wirtbichaftlichen Kräfte. Die 
großen, in das Land einitrömenden Kapitalien der Kriegsentſchädigung, Die 
ungeheure Veränderung der politiihen Machtjtellung Deutſchlands und Die 
damit in Verbindung ſtehende fortichreitende Entwidelung des Geld: umd 
Kreditweiens, die Erweiterung des Geldmarktes, kurz alle die großen politischen 
und wirthichaftlichen Folgen des deutſchen Sieges waren dem Aufblühen der 
Hppothefen:Aftienbanfen überaus günjtig. Hinzu kam, daß in Preußen Die 
Subhajtationzgejeßgebung jchon durch die Subhajtationsordnung vom 15. März 
1869 wejentliche WBerbejjerungen zu Gunjten des Gläubiger erhalten hatte, 
während eine Neugeltaltung der Hypotbefen-Gejeggebung nahe bevorjtand. 

Mitten unter diefen Verhältnifjen war es nun zur Gründung einer neuen 
Hppothefen-Aktienbanf gefommen, und diefe erlangte in der Folge eine weit 
größere Bedeutung für die Landwirthichaft, als alle bisher errichteten Banken. 
Es war dies die Preußiſche Zentral-Bodenfredit-Aftiengejell: 
ihaft zu Berlin. 

Die im Jahre 1864 von David Hanjemann begründete Erjte Preußiſche 
Hppothefen-Aftiengejellichaft, deren wir oben gedachten, hatte jeit ihrem Be— 
jtehen unter dem Druck der Verhältnijje nur ein fümmerliches Dafein gefritet. 
Es wurde num im den betheiligten Finanzkreiſen, an deren Spitze Die gleich: 
falls von Hanjemann gegründete Discontogefellichaft ſtand, beſchloſſen, die Erſte 
Preußische Hüypothefen-Aktiengejellichaft aufzugeben, und an ihre Stelle ein 
neues Inſtitut auf völlig veränderter Grundlage zu jegen. Die neu zu er- 
richtende Bank follte fidy vor allen Dingen auch mit der Beleihung ländlicher 
Grundſtücke bejchäftigen, und es wurde zu dem Ende neben Finanzfräften, 
wie die Rothſchilds, S. Bleichröder, Disfontogejellichaft u. ſ. w. auch eine 
Anzahl von Großgrundbefigern zur fapitaliftiichen Betheiligung an dem Unter- 
nehmen gewonnen, 

E3 gelang ferner, auch die Staatsregierung in hervorragender Weije für 
das Unternehmen zu interejiiren, und es fam jo die Gründung der Preußiichen 
Zentral:Bodentredit:Aktiengefellichaft mit einem Aktienfapital von 36 Millionen 
Mark zu Stande. 





') Der Gedante einer Ermeiterung der Yandichaften zu einem Zentralverbande hatte 
nur geringen Anklang gefunden, und der einzige Erfolg, der nach diejer Richtung bin er- 
zielt wurde, iſt vielleicht in der oben beiprochenen, im Jahr 1873 mit jehr beichräntten 
Zielen ins Leben getretenen Zentral-Yandichaft zu jeben. 

2) Saling, die Börienpapiere 1871. II. Theil, erſte Hälfte, Seite 306. 
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In Abweichung von den Normativbejtimmungen für Hypothekenbanken 
vom Fahre 1863 war die Bank nach ihrem, unterm 21. März 1870 Aller: 
böchit bejtätigten Statut von vornherein berechtigt, jelbititändig Werthsermittel- 
ungen vorzunehmen, ohne an ein bejtimmtes Verhältniß zu dem jtaatlich er: 
mittelten Grundjtenerreinertrage, reſp. Gebäudeiteuernugungs-Werthe, wie es 
noch für die 1868 gegründete Preußische Bodenkredit-Aktienbank vorgejchrieben 
war, unbedingt gebunden zu ſein. 

Die Gejellihaft it zu nachitehenden Gejchäften berechtigt: 

1) Bejigern von Liegenschaften und Gebäuden hypothekariſche Darlehne 
zu gewähren, deren Nüdzahlung in ungetrennter Summe, in Raten 
oder in Annnitäten bedungen werden fanı. 

2) Hypothefenforderungen zu befeiben, zu erwerben und für Rechnung 
von Grumdbefigern gegen Sicheritellung einzulöfen, 

3) an Provinzen, Kreife, Städte, Landesmeliorationsgeſellſchaften und 
Korporationen aller Art auch ohne hypothekariſche Sicherheit Darlehne 
zu gewähren, joweit fie zu deren Aufnahme durch das Geſetz oder 
gefegmäßig erwirkte Bewilligung berechtigt find, beziehentlich Die Schulden 
derartiger Verbände und Ktorporationen abzulöjen, 

4) auf Grund der unter 1 bis 3 erwähnten Gejchäfte und bis zum Be— 
laufe der Summen, welche die Gejellichaft aus dieſen Gejchäften zu 
fordern bat, Pfandbriefe (genannt Zentralpfandbriefe) und Kommunal— 
Obligationen auszugeben und Ddiejelben kündbar oder auf bejtimmte 
Zahlungsfriſten oder verloosbar auszuftellen, 

5) die von ihr ausgegebenen Zentral: Pjandbriefe und Obligationen anzu— 
faufen und Vorſchüſſe auf Diejelben zu gewähren. 

Die Gefellichaft iſt ferner berechtigt: 

6) Gelder verzinslich anzunehmen, um dafür die Erwerbung von Hypo— 
thefen zu vermitteln oder dafiir Pfandbriefe oder Kommunal-Obligationen 
auszuhändigen, 

7) Depoſitengelder anzunehmen und das Inkaſſo von Wechſeln, Geld— 
anweiiungen und Effekten zu bejorgen, 

8) disponible Kafjenbeitände zur Beleihung der von der Gejellichaft aus: 
gegebenen Zentral-Bfandbriefe und Obligationen zu verwenden, über- 
haupt dieſe Bejtände nußbar zu machen durch Disfontirung, Kauf 
oder Beleihung von Wechſeln, durch Hinterlegung bei Bankhäuſern 
und Bankinjtituten und durch Ermwerbung oder Beleihung von foliden 
Werthpapieren.') 

Die Gefammtjumme der von der Gejellichaft in Umlauf gejegten Zentral: 
Wfandbriefe und Kommmmnal:Obligationen darf nicht den 20 fachen Betrag des 
baar eingezahlten Grundkapitals überjteigen.?) 

Die Organe der Gejellichaft find: 

die Direktion, 
der Berwaltungsrath, 
die Generalverjammlung. 

Die Direktion bejteht aus einem Präſidenten, der die oberjte Leitung der 
Gejellihafts:-Angelegenheiten bat, umd aus zwei oder mehreren Direktoren. 
Der Bräfident und die Direktoren müſſen preußische Staatsbürger jein. Sie 


) Artitel 2 des Geſellſchafts- Statuts. 
?) Artitel 5 des Geiellichaits-Statuts. 
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werden vom Berwaltungsrathe gewählt und Sr. Majejtät dem Könige zur 
Betätigung vorgeftellt. 

Die Aufjicht der Staatsregierung über die Gejellihaft wird durch einen 
Negierungstommillar ausgeübt. Diefer hat die Befugniß, die Ausgabe der 
Zentral:Pfandbriefe und Ecdyuldverjchreibungen der Gejellihaft und die Ein: 
haltung der hierfür und für die Sicherheit der Darlehne auf Hypotheken oder 
an Gemeinden in den Statuten vorgejehenen Bejtimmungen zu überwachen. 
Er hat ferner das Recht, die Gefellichaftsorgane, einjchließlich der General- 
verjammlung gültig zu berufen, und an ihren Berathungen Theil zu nehmen. 
Ebenjo iſt er berechtigt, von den Kafjen, Büchern, Rechnungen und jonitigen 
Schriftſtücken der Gejellichaft Einficht zu nehmen. Er bezeugt unter den aus— 
zugebenden Pfandbriefen, daß die ftatutgemäßen Beſtimmungen über den Ge: 
jammtbetrag der auszugebenden Pfandbriefe beobachtet find. 

Die Gejellichaft gewährt hypothekariſche Darlehne nur auf jolche Grund» 
ftüde, die einen dauernden und ficheren Ertrag geben. Ausgeſchloſſen von der 
Beleibung find deshalb insbefondere Bergwerke und Steinbrüche. 

Die Gejellichaft beleiht Grundftüde in der Regel nur zur erjten Stelle 
und zwar: 

a) Liegenichaften innerhalb zwei Drittel, 

b) Gebäude innerhalb der erjten Hälfte des Werths. 

Die Darlehne find entweder 

unfindbar, d. h. durch Annuitäten, oder 
fündbar, d. h. in ungetrennter Summe, beziehungsweife in Natem 
rüdzablbar. 

Die Zentral-Pfandbriefe find entweder Seitens der Inhaber kündbar, 
oder lauten unkündbar Seitens der Inhaber auf eine beftimmte oder auf eine 
durch Verlooſung zu bejtimmende Berfallzeit. 

Die Berloojung erfolgt in Gegenwart eines Richters oder Notare, welcher: 
darüber Berhandlung aufnimmt. 

Kein Pfandbrief darf von der Gejellichaft ausgegeben werden, der nicht 
zuvor durch eine ihr zuftchende Hypothekenforderung gededt ift. 

Einen bejonderen Gejchäftszweig, der auch für die Landwirthichaft vorn. 
großer Bedeutung ift, bilden die jogenannten Kommunaldarlehne. 

Die Gejellichaft gewährt Darlehne an Kommunen (Provinzen, Kreiſe, 
Gemeinden) und an jolhe Genojjenjchaften, welche Hinfichtlic der Beitrags 
pflicht ihrer Mitglieder mit dem Erekutionsrecht ausgeftattet find. Für dieje 
Darlehne werden Unterpfänder in der Regel nicht beitellt. 

Zur Grundlage diefer Kommunaldarlehne dienen die von der Gejellichaft 
neben den BZentral:Pfandbriefen ausgegebenen Kommunal-Obligationen. 

Ein etwas näheres Eingehen auf die Saßungen der Breubifchen Bentral- 
Bodenfredit:Aktiengejellichaft zu Berlin erichien erforderlich, weil dieſe Bank 
in erheblich größerem Umfange, als alle anderen Hypothefen-Aftienbanfen an. 
dem ländlichen Kreditwejen in Preußen betheiligt ift. 

Danf den günftigen Bedingungen, unter denen fie ins Leben trat, eroberte 
ſich die Preußische Zentral:Bodenkredit-Aktiengejellichaft in verhältnigmäßig. 
furzer Beit ein großes Gebiet auf dem Hypothekenmarkt. 

Auch ſonſt nahmen die Hypotheken-Aktienbanken jeit Anfang der fiebziger 
Jahre einen jtarfen Aufſchwung. 

Die Preußiſche Hypotheken Aktienbanf, welche, wie ich ſchon hervorhob,. 
im Jahre 1869 in völliger Auflöfung begriffen war und ihren Gejcäfts- 
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betrieb ganz eingeftellt hatte, nahm im Jahre 1872, nachdem es ihr gelungen 
war, etwas günftigere Bedingungen von der Regierung zu erlangen, ihre 
Thätigfeit mit Erfolg wieder auf. 

Sn demjelben Jahre entjtanden in Preußen zivei neue HYpothefen-Attien- 
banfen, die Schlejifche Bodenfredit-Aftienbanf in Breslau‘) und 
die Deutſche Hypothefenbanf, Aktiengejellichaft in Berlin’) 

Troß des jichtlichen Aufſchwunges aber blieb auch nach dem Kriege von 
1870/71 die Lage der meiften preußiichen Hypotheken-Aktien-Banken noch un= 
günstig genug. Mit Ausnahme der Preußiichen Zentral:Bodenfredit-Aftien- 
gejellichaft ftanden diefe Banken im Großen und Ganzen noch völlig unter 
dem Drud der Normativbeitimmungen vom Jahre 1863, die ihnen eine jelbit- 
ftändige Werthsermittelung verjagten und damit die Konkurrenz mit anderen 
Inſtituten jehr erjchwerten. 

Um jo härter wurde das empfunden, als die nichtpreußiichen Hypotheken— 
banfen, welche ihre Thätigfeit immer mehr auch auf das preußiiche Gebiet 
ausdehnten, weder an die hier geltenden Normativbeitimmungen gebunden, 
noch ſonſt erheblichen Beichränfungen unterworfen waren. Die hiergegen von 
Seiten der benachtheiligten Banken vielfach gerichteten Klagen und Beſchwerden 
blieben lange ohne Erfolg. Die preußiſche Staatsregierung hatte ihren Stand» 
punkt in der Hypothekenbankfrage nach und nach wejentlich verändert. Während 
jie e8 nach den Ergebnifjfen der Enquete vom Jahre 1869 als ihre Aufgabe 
angejehen hatte, die Begründung von Aftien-Hypothefenbanfen durch Erleichte: 
rung der Konzeſſionsertheilung an ſolche Banken zu begünftigen, jagte in der 
Situng des preußiichen Abgeordnetenhaujes vom 4. Dezember 1883 ver 
Minifter von Lucius: 

„sch bedaure ja im Hinblid auf die Entwidelung der Dinge jeit 
den fiebziger Jahren allerdings, daß vielfach Aftieninftitute an die 
Stelle oder in Ergänzung der landichaftlichen Inſtitute getreten find; 
ich bedaure allerdings, daß vielleicht durch eine übertriebene Aengſt— 
lichkeit in der Sreditgewährung Seitens der alten Landichaftsinftitute 
ein ganz legitimes Kreditbedürfniß , welches nothwendigermweile feine 
Befriedigung juchen mußte, dort damals nicht befriedigt wurde, und 
jo genöthigt wurde, fih an Aktien-Inſtitute zu wenden. Aber das 
ijt meines Erachtens nicht zu verfennen, die wünſchenswertheſte Be: 
friedigung würden allerdings Inſtitute fein, die rein gemeinnützigen 
Bweden dienen, wie es die landjchaftlichen Inftitute find, während 
die Aftien-Gejellichaften nothiwendig ihrem ganzen Wejen nad) auf 
die Erwerbung von Dividenden binarbeiten müſſen.“ 

Es entiprach diefer ungünstigen Beurtheilung der Wirkfjamfeit der Aftien- 
Hppothefen-Banfen, daß den Wünfchen der betreffenden preußischen Banken 
auf Aufhebung reſp. Abänderung der Normativbeſtimmungen vom Jahre 1863 
zunächſt wenig Beachtung geſchenkt wurde. Es kam hinzu, daß ein Mangel 
an Realkreditinſtituten, wie er noch bis Ende der ſechziger Jahre vorgeherrſcht 
hatte, durchaus nicht mehr vorhanden war, für die Regierung ſomit feine Ver: 
anlafjung vorzuliegen jchien, eine Vermehrung folcher Inititute durch Erleichte— 
rung der Konzefjionsertheilung zu befördern. 


11. Oktober 1871 
") Statut .S. ». 1872. . 297/325. 
)Statut vom 3. Februar 1872 6. ©. » Be 


13. Februar 1872 
2) Statut vom oruar I 
April 1872. 
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Allein die Unhaltbarkeit eines Zuſtandes, welcher die meiſten preußiſchen 
Hypothekenbanken den außerpreußiſchen gegenüber jo ſehr in Nachtheil jeßte, 
mußte Schließlich Doch zu einer Reviſion der alten Normativbejtimmungen 
führen, und jo erfolgte — freilich erjt unterm 27. Juni 1893 — der Erlaß 
neuer Normativbeitimmungen für die Konzejjionirung von Hypothefenbanfen. 

Zwei Gedanken find es, die aus Ddiefen neuen Normativbeitimmungen bes 
fonders ſcharf bervortreten. Es foll einmal ſämmtlichen preußischen Hupotbefen- 
Aktien-Banken bimfichtlich der Ermittelung des Werthes der von ihnen zu be— 
leihenden Grundſtücke eine größere Freiheit gewährt werden, als bisher. Diejer 
größeren Freiheit in der Werthsermittelung aber, welche bisher als eine Art 
Privilegium der Preußischen Zentral-Bodenfredit:Aftiengejellichaft beitanden 
hatte, jteht gegenüber eine fchärfere Beauffichtigung des Gejchäftsbetriebes der 
Banken. 

Was den Gedanken der größeren Freiheit hinſichtlich der Werthsermittel— 
ung anbetrifft, ſo iſt den einzelnen Banken nunmehr anheimgeſtellt, die ent— 
ſprechenden Grundſätze aufzuſtellen und der Aufſichtsbehörde einzureichen. 

Die Aufſicht der Staatsregierung wird durch den Miniſter für Land— 
wirthichaft, Domänen und Forjten geführt. Diefe Aufficht ſoll ſich nach den 
neuen Normativbejtimmungen auf einen großen Theil des inneren Geſchäfts— 
betriebes ausdehnen. Es ſollen alljährlich Verzeichniſſe jämmtlicher, in dem 
betreffenden Jahre abgeichlojjenen Beleihungsgeichäfte vorgelegt werden. Aus 
denjelben joll das Verhältniß der im einzelnen alle gewährten Darlehns— 
jummen zu dem Grundſteuer-Reinertrage bezw. dem Gebäudeſteuernutzungs— 
werthe genau erfichtlich fein. Es follen ferner bei Aufſtellung der Jahres- 
abjchlüjje die einzelnen Poſten, wie Verwaltungskoſten, Kursdifferenz u. ſ. w. 
genau abgegrenzt werden; auch joll aus den Gejchäftsberichten das Verhältniß 
der ländlichen Beleihungen zu den jtädtifchen zu erjehen fein. 

Auf der Grundlage der neuen Normativbeitimmungen entjtanden im 
Sabre 1894 im MWejten des preußischen Staates zwei neue Hypotheken-Aktien— 
Banken, die Weſtdeutſche Bodenfredit-Aftien: Bank!) und die Rhein— 
iſch-Weſtfäliſche Bodenfreditbanf?), beide mit dem Wohnfige in Köln. 

Die meijten der, bei Erlaß der neuen Normativbeftimmungen bereit be— 
Itehenden preußiichen Hypotheken-Aktien-Banken haben, um der Wortheile der: 
jelben theilbaftig zu werden, eine diefen Bejtimmungen entiprechende Aenderung 
ihrer Statuten vorgenommen und Die Genehmigung der Negierung hierzu 
erhalten. Nur die preußische Zentral:Bodenfredit-Aftiengejellichaft. welche von 
vornherein im näheren Beziehungen zur Negierung ſtand und ſchon jeit ihrer 
Begründung günjtiger gejtellt war, iit den Normativbejtimmungen nicht unters 
worfen. Die Aufficht der Regierung über diefe Banf beruht auf dem ent: 
Iprechenden Borjchriften des Bankſtatuts. 

Auf Grund der neuen Normativbeitimmungen erhielt auch die bereits ſeit 
den Jahre 1862 beitehende Preußiſche Hypotheken-Verſicherungs— 
Gejellichaft zu Berlin von der Regierung das Recht zur Ausgabe auf den 
Inhaber lantender Pfandbriefe,) und trat damit gleichfalls in die Reihe der 
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preußischen Hupothefen-Aktienbanfen. Ihre bisherige Firma wurde gleichzeitig 
in „Breußiihe Pfandbrief-Bank zu Berlin” abgeändert. 

Es ijt hier die Stelle, mit einigen Worten des Inſtituts der Hypotheken— 
Berjicherungsgejellichaften zu gedenken, von dem man fich feiner Zeit große 
Dinge veriprochen hatte. 

Die Hypothefen:Berficherungsgejellichaften find, oder bejjer gejagt, waren 
Erwerbsgejellicbaften, welche es gegen Zahlung einer Verficherungsprämie 
übernahmen, den Hoypotbefengläubiger gegen Zeilion jeiner Hypothekenrechte 
bei Berlujten, verjpäteter Rückzahlung u. j. w. jchadlos zu halten. Die auf 
dieſe Gefjellichaften von Männern wie Ernjt Engel und Dtto Hübner gejegte 
Hoffnung, fie würden den gefammten Hypothekenverkehr beleben, hat jich nicht 
erfüllt. Sie jind bejonders auch für die Yandwirthichaft ohne jede Bedeutung 
geblieben. Die eben erwähnte Breußiiche Hypotheken-Verſicherungs-Geſellſchaft 
— eine Gründung Dtto Hübners — mar da8 lebte derartige Inſtitut in 
Preußen. Bon vornherein hatte dieſe Gejellichaft neben der Hypothekenver— 
fiherung die Hypothefenvermittlung und Gewährung von hypothekariſchen 
Darlehen zu einem Haupt-Geſchäftszweige gemacht, der im Laufe der Zeit 
immer mehr in den Vordergrund trat. Als Grundlage für die von ihr aus: 
geliebenen Hypothefen-Kapitalien dienten jedoch bi8 zu ihrer Umwandlung in 
die Preußische Prandbrief-Banf Lediglih auf Namen lautende, mithin mur 
durh Indojjament weiterbegebbare Hypotbefen-Antheilicheine oder Hypotheken— 
Zertififate. Die Gejellichaft kann daher erſt jeit ihrer Ummandelung in ein 
Pfandbriefinftitut zu den eigentlichen preußifchen Hypothekenbanken, deren 
Hauptfennzeichen die Ausgabe von Inhaber-Pfandbriefen bildet, gezählt werden. 

Neben der Preußischen Hypotheken Berficherungsgejellichaft ift noch zu 
nennen die Norddeutjiche Grund-Kredit-Bank, welche früher gleichfalls in 
Berlin ihren Wohnfig hatte. Auch diefe Banf war bei ihrer Begründung im 
Sabre 1868 in eriter Linie Hypotheken-Verſicherungsgeſellſchaft und führte 
diefe Bezeichnung als Zujag in ihrer Firma. Aber Schon feit dem Jahre 1874 
trat das Hypothefenverjicherungs:Gejchäft mehr und mehr zurüd, und die Ge— 
währung von Hypothefarischen Darlehnen wurde das Hauptgeſchäft der Ban. 
Auch bei ihr finden wir als Grundlage des Hypothefengejchäfts nicht Inhaber: 
Prandbriefe, jondern auf den Namen lautende Antheil-Scheine. Wohl mit 
Rücdjiht auf die nicht immer ganz eimvandfreie Vergangenheit der Bank ver: 
fagte die preußische Regierung derjelben auch nad Erlaß der neuen Normativ: 
bejtimmungen das Necht zur Ausgabe von Jnhaberpapieren, und die Nord- 
deutiche Grundfredit:Banf verlegte daher im Fahre 1894 ihren Sig anf 
außerpreußifches Gebiet nah Weimar, wo fie von der dortigen Regierung 
das Recht zur Ausgabe von Inhaberpapieren erlangte, und nunmehr als 
außerpreußiſche Bank auch hinfichtlih ihrer Gejchäfte innerhalb Preußens 
weniger behindert iſt als vorher. 

ch komme hiermit auf einen Uebeljtand zu fprechen, der auch nad Er: 

laß der neuen Normativbejtimmungen fortbefteh. Er hängt mit der 

| a der außerpreußiichen Hypothefenbanfen auf preußifchem Gebiete zu: 
| ammen. 

| Nur die eigentlichen preußischen Hypothefenbanfen, — mit Ausnahme der 

| Preußischen Zentral-Bodenkredit:Aktiengejellihaft — find den Normativbe: 

ftimmungen unterworfen. Die nichtpreußifchen Hypothekenbanken, — und es 

iebt deren eine jehr große Anzahl — find auch in ihrer Wirkſamkeit inner: 

Balt Preußens an die Normativbejtimmungen in feiner Weife gebunden. Die 


1 jitized | Google 


2* 


572 Ed. W egener: Die Landſchaften 





einzige Einwirkung, welche der preußiſchen Regierung den nichtpreußiſchen 
Banken gegenüber möglich iſt, beſteht darin, daß die Regierung den betreffen— 

den Banken die Genehmigung zum Erwerbe von Grundbeſitz in Preußen ver— 
ſagen kann. 

Nun iſt die Wirkſamkeit der nichtpreußiſchen Hypothekenbanken auf preußiſchem 
Gebiete eine ziemlich umfangreiche, und beſonders ſind es die Beleihungen 
in den Großſtädten, vor Allem in Berlin, welche auf dieſe Banken eine mächtige 
Anziehungskraft ausüben. 

Da es ihnen freiſteht, auch ſolche ſtädtiſchen Grundſtücke zu beleihen, 
welche noch unbebaut find? — mas den preußiſchen Hypothekenbanken unter— 
ſagt iſt — ſo haben ſie ſich auf dem ſtädtiſchen Hypothekenmarkte und be— 
ſonders in Berlin ein großes Gebiet erobert und bereiten hier den preußiſchen 
Banken eine ſtarke Konkurrenz. Bezeichnend hierfür iſt, daß namentlich in den 
letzten Jahren eine größere Zahl von nicht preußiſchen Hypothekenbanken neu— 
errichtet worden iſt, hauptſächlich in der Abſicht, auf dem Berliner Hypotheken— 
markte Geſchäfte zu ſuchen. 

Für den ländlichen Grundbeſitz freilich kommen die nichtpreußiſchen 
Hypothekenbanken jetzt nur noch wenig in Frage, und ich muß es mir daher 
mit Rückſicht auf den Zweck meiner Unterſuchungen verſagen, an dieſer Stelle 
auf den berührten Uebelſtand näher einzugehen. 

Wie die Landſchaften haben auch die Hypotheken-Aktien-Banken dem 
ſinkenden Zinsfuße Rechnung getragen und ſeit Mitte der SOer Jahre einen 
großen Theil ihrer Pfandbriefe nach und nach auf den Zinsfuß von 3'1, %, 
fonvertirt, im Zujammenhange hiermit auch eine Ermäßigung der von ihren 
Darlehnsichuldnern zu zahlenden Zinfen eintreten laſſen. Mit der Ausgabe 
3’/siger Pfandbriefe ift aber bisher noch feine einzige Hypothekenbank vor- 
gegangen. 

Zur Zeit arbeiten in Deutichland folgende Hypotheken-Aktien-Banken: 


A. Die preußifhen Hypotheken-Aktien-Banken.) 
Preußiſche Zentral-Bodenfredit-Nftiengefellichaft zu Berlin. 
. Breußiiche Hypotheken-Aktien-Bank in Berlin. 

. ssranffurter Hypothekenbank in Frankfurt am Main. 
. Breußiiche Bodenfredit-Aktienbanf in Berlin. 

. Bonmeriche Hypotheken-Aktienbank in Berlin. 

. Schleftiche Bodenkredit-Aftienbanf in Breslau. 
Preußiſche Pfandbrief-Bank in Berlin 

Rheiniſch Wejträliiche Bodenfreditbant in Köln. 
Deutſche Hypothekenbank Aftiengejellichaft in Berlin. 
. Weftdeutfche Bodenkredit-Anſtalt in Köln. 
Hannoverſche Bodenkredit-Bank in Hildesheim. 


B. Die nihtpreußiihen Hypotheken-Aktien-Banken 


1. Bayriſche Hypothefen- und Wechfelbanf in München. 
2. Süddeutiche Bodenfreditbant in Münden 













> Oc sonst» uow- 
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N Nicht aufgeführt find darunter: 
1. Ter Frankfurter Hypothekenkreditverein in Fraukfurt a./M., 
2. Die Deutſche Grundſchuldbank in Berlin, 
3. Die landwirthſchaftliche Kreditbank in Frankfurt a./M., 
weil dieie Banken nur auf den Namen lautende Schuldverichreibungen bzw. Ant! 
fcheine ausgeben, und daher nicht zu den Riandbriefinjtituten zu rechnen find, 





und die preußiichen Hypotheken-⸗Aktien-Banken. 573 


3. Hppothefenbanf in Hamburg. 

4. Deutihe Hypothefenbanf in Meiningen. 

5. Rheiniſche Hypothefenbanf in Mannheim. 

6. Bayrijche Vereinsbank in München. 

7. Vereinsbank in Nürnberg. 

8. Pfälziſche Hypothefenbant in Ludwigshafen. 

9. Bayriſche Handelsbanf in München. 

10. Braunſchweig Hannoverjhe Hypothefenbanf in Braunjchweig. 
11. Württembergifche Hypothefenbanf in Stuttgart. 

12. Deutſche Grundfredit-Banf in Gotha. 

13. Aktiengefellichaft für Boden: und Kommunal-Kredit in Eljaß Lothringen 

zu Straßburg. 

14. Norddeutiche Grundfredit-Bant in Weimar. 

15. Medlenburgifche Hypothefen= und Wechjelbant in Schwerin i. M. 
16. Leipziger Hypothekenbank in Leipzig. 

17. Allgemeine Deutjche Kredit-Anjtalt in Leipzig. 

18. Sächſiſche Bodenkreditanitalt in Dresden. 

19. Mitteldeutſche Bodenfredit-Anftalt in Greiz. 
20. Württembergifche Vereinsbank in Stuttgart. 

21. MedlenburgStreligiche Hypothefenbanf zu Neujtrelig. 

22. Bayriiche Bodenfredit-Anftalt in Würzburg. 

23. Anhalt-Dejjauische Landesbank in Defjau. 
24. Schwarzburgiiche Hypothekenbank in Sondershaufen. 


II. 
Umfang der Wirkfanfeit. 


Für den nun von mir anzuftellenden Vergleich zwifchen den Landſchaften und 
den Hypothefen-Aktien-Banfen ift es zunächit von Wichtigkeit, fejtzuftellen, in wel 
chem Umfange beide an dem ländlichen Kreditwejen in Preußen betheiligt find. 

Hinfichtlich der preußischen Landichaften Liegt hier feinerlei Schwierigkeit 
vor. Dieje Imftitute dienen jo gut wie ausſchließlich den Kreditzwecken der 
Landwirthichaft, und fie gehen andrerjeit3 in ihrer Wirkſamkeit über Die 
‚Grenzen des preußijchen Staatsgebietes in feiner Weile hinaus. 

Die umjtehende Tabelle‘), welche die Summen der, von den einzelnen preuß— 
iſchen Landjchaften ausgegebenen Plandbriefe angiebt, gewährt daher ohne 
Weiteres ein Bild über den Umfang, in welchem dieſe Suftitute an dem länd- 
lihen Realfredit in Preußen Antheil haben. 

Schmwieriger liegt die Sache bei den Hypotheken-Aktien-Banken. Dieie 
beleihen jowohl ländliche, wie ſtädtiſche Grundſtücke, und dehnen ihre Thätig: 
feit vielfach über ganz Deutjchland aus. In ihren Gejchäftsberichten iſt nun 
wohl fajt überall eine Trennung der ſtädtiſchen von den Ländlichen Beleih— 
ungen durchgeführt; bei den wenigſten aber ift innerhalb diefer beiden Kate- 
gorien eine weitere Trennung nach den Gebietstheilen, in welchen die beliehenen 
Grundjtücde belegen jind, vorhanden. Soweit vielmehr auch eine Trennung 
nad) den Gebietstheilen gemacht it, umfaßt diefe Unterfcheidung in der Regel 
beide Arten von Beleihungen, die ftädtischen und die ländlichen im Ganzen, 
ohne hier wieder anzugeben, wieviel von den ftädtifchen und wieviel von ven 
ländlichen Beleihungen auf die einzelnen Gebiete entfällt. 


Seite 574. 
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Pfandbritf⸗ Umlauf 


einſchließl. d. Amortiſations 
beſtände und ceinichliehl. der 
Zentral-Pfandbriefe 


Mark 


Zeitpunkt 








31. 3. 1897 | Zchlefiiche Landſchaft: a, Yncorporirte 351 133 930 
b, Nichtincorporirte | 128 886 200 | 480 025 130 
Ende 1896 I Tftpreußiiche Yandihaft . . ee 316 988 925 
30. 6. 1897 | Kur: und Neumärfiiche Nitterfchaft . Le 200 247 840 
Ende 1896 | Neues Brandenburgiiches Greditinititut . 114 496 000 | 314 743 840 
„1896 Poſener Yandidhait . > 2 2 200. ' 247 408 400 
„1896 | Weftpreußiiche Landihaft . =» -» 2 2... 1 144 781565 
20. 5. 1897 | Neue weſtpreußiſche Sandihait . . . . | 108536690 | 253 318 255 
Job. 1897 | Bommeriche Yandidait . » . . 232 132425 | 
„1897 Neue pommeriche Yandichaft für den Kiein 
JJ 4100 300 236 232 725 
Ende 1896 | Yandichaft der Provinz Sadien . :» . . 89 616 575 
1896 | Landichaft der Provinz Weitfalen . . . 46 075 300 
1896 | Yandichaftliher Gredit- Verband für die | 
Provinz Schleswig-doliten . +»... ‚11450 900 





'1 995 360 050 






Zumma 


Es war aus diefem Grunde nicht möglich, genau zu ermitteln, in welchem 
Umfange die einzelnen deutichen Hypotbefen-Aftien-Banfen an dem ländlichen 
Creditweſen in Preußen betheiligt find. Indeſſen ging aus dem vorliegenden 
Material mit Sicherheit hervor, daß es im Großen und Ganzen nur die in 
Preußen jelbjt domizilirenden Hupothefen- Aktien-Banken find, welche für den 
ländlichen Grundfredit in diefem Staate in Frage fommen. 


Die nichtpreußiichen Hypotbefenbanfen find an dem landwirthichaftlichen 
Nealkredit innerhalb Preußens nur jehr wenig betbeiligt. Soweit diejelben 
ihre Thätigfeit auch auf Preußen ausdehnen, handelt es fich fajt nur um die 
Beleihung jtädtifcher Grundſtücke. 


Da nun ferner als feitjtehend angenommen werden fann, daß von den 
ländlichen Beleihungen der eigentlichen preußiichen Hypotheken-Aktien-Banken 
auf die nichtpreußiichen Staaten nur ein jehr geringer Bruchtheil entfällt, ') 
jo dürfte die folgende Tabelle, welche angiebt, wieviel von jämmtlichen Beleih— 
ungen der einzelnen preußiichen Hypotheken-Aktien-Banken auf jtädtifche und 
wieviel auf ländliche Grundſtücke entfällt, fiir unjeren Zweck eine völlig zu— 
reichende Anſchauung darbieten. 


’ Pie Pommerſche Hypotheken-Aktien-Bank, die Schlefiiche Boden-Kredit-Banl, die 
Preußiſche Pfandbrief⸗ Bank umd die Preußiſche Hypotheten-Attien-Bant haben bisher außer- 
halb Preußens überhaupt nicht belieben. Die Frankfurter Hupothefenbanf bemerkt in_ihrem 
legten Geſchäftsberichte, daß ihre ländlichen Beleihungen mit geringer Ausnahme Objekte 
in der nächſten Umgebung Frankfurts betreffen. Die ländlichen Beleihungen der Preußiſchen 
ZentralBodenkredit Aktiengeſellſchaft aber vertheilten ſich Ende 1894 wie folgt auf die ein- 
zelnen Gebiete: Provinz Poſen 











und die preußiichen HypothekenAktien-Banken. 575- 
2 — Davon waren 
Seren undlicheſtüdtiſche 
am 31. 12. 1806 Darlehne | Darlehne 
Mart Mart | Mart 
Preußiſche ee | 

ihait . - - . » | 461737811 | 129 935 300 | 331 802 511 
Preußische Hupotheten- Altien- Bant . 278 373 000 2 267 000 | 276 106 000 
Frankfurter Onpothetenbant . . » . .» 254 255 815 2133 825 | 252121990 
Preußische Boden Kredit-Aktien Bank . - 233 228 030 1539 627 231 688 403 
Pommerſche Oppotbeten-Attien-Bant . . 142 446 692 5524347 | 136 922 345 
Schleitiche Bodenfredit-Attiem-Bant . . . 127 661 000 9 964 000 | 117 697 000 
Preußiſche Pfandbrief-Bant . . 108 494 000 45000 ' 108 449 000 
Rheiniſch⸗Weſtfäliſche Boden Kredit⸗ —— 83 478 000 373000 | 83105 000 
Deutiche Hypothekenbank Attiengeiellichaft 80 631 000 4276000 | 76355 000 
Meitdeutiche Bodentredit-Anitalt. . . . 46 134 553 2 318 494 | 43 816 059 


Hannoversche Bodenkredit-Bant . . . . 3 350 000 683 000 | 3 167 000 
Summa | 1 820 289 901 | 159 059 593 | 1 661 230 308 


Mit großer Deutlichkeit geht aus diejer Tabelle hervor, daß die preußiichen 
Denn zu ihrem Hauptgejchäfte die Beleihung von ſtädtiſchem 
rumdbejig gemacht haben. | 
Bon jämmtlichen preußischen Hypothefen-Aftien-Banfen find es nur die 
Preußische Zentral-Bodenfredit-Aftiengejellichaft und die Schlefische Bodenfredit- 
Bank, welche in erheblicherem Umfang auch die Gewährung von Ländlichen 
Darlehnen in das Bereich ihrer Thätigkeit gezogen haben. 


Hierbei ift auch noch Folgendes zu beachten. Bei mehreren der oben auf: 
geführten Banken bat die an jich jchon geringe Summe der ländlichen Beleih- 
ungen in dem letzten Jahrzehnt nicht nur feine Steigerung, fondern eine er- 
hebliche Herabminderung erfahren. 


Provinz Voien . 2 2» 2 nen 4 3853 0832 000 
— Weſtpreußen. 433870 000 
Oſtpreußen. 116243 000 
Schleſien. 412704 000 

Sachſen. 4743328 000 
Brandenburg >» 2 2m 2 202020200 7135 000 
Pommern . a Te 3338 000 

„ Schleswig: Holſtein a en 462 000 
f Weſtfalhen3 165 000 
* RDEINDIEDBEE. u: 2° 0. 4. .4 117 000 
Sannover . .. . FOREN: 10 000 

al h) — zu). A& 119 002 000 

Reichslande Elſaß-Lothringen . . M 383 000 

Großherzogthum Hellen-Darmftadt „60.000 

alio außerhalb Preußens 5 443 000 


Summa M 119 445 000 
Siehe den Yubiläumsgeichäftsbericht der Bank für 1870—1894, Seite 12, 
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So d betrugen 3 i- B die auf ländliche Grundjtüde gewährten Doriehne: 











nah einer von Sampt) anforheiten | 
Tabelle am Schluß bes Jahres 1881 (ende 1896 


Mart Mart 
bei der Preußiſchen Bodentredit - Aktien» Bant 12,430.000 1.539.627 
„  n Pommerichen Hppotbhefen-Attien-Bant 11.014.000 5.524.347 


Es tritt bei den betreffenden Banken ganz offenbar das Bejtreben zu 
Tage, das ländliche Beleihungsgefhäft allmählig aufzugeben, und fih nur 
noch mit der Beleihung ftädtifcher Grundftüde zu bejchäftigen.?) 

Dagegen ift aber hervorzuheben, daß bei der Preußifchen Zentral: 
Bodenfredit-Aftiengejellihaft die Summe der auf ländliche Grundftüde ge- 
währten Darlehne feit Beſtehen der Gejellichaft, alfo feit 26 Jahren, eine fait 
re li Steigerung erfahren hat. Hierüber geben folgende Zahlen 
Auskunft: 


Die ländlichen Darlehne der Preußischen Zentral-Bodenfredit:Aftiengejell: 
ſchaft betrugen: 














Ende 1872 48.942.750 Ende 1885 112.537.612 
„ 1873 60.926.220 „ 1886 108.164.302 
„ 1874 67.834.470 „1887 109.334.507 
„ 1875 73.506.681 „ 1888 108.748.536 
„ 1876 77.425.018 „1889 111.459.881 
„ 1877 80.427.103 „ 1890 112.862.352 
„ 1878 84.675.232 „ 1891 113.047.460 
„ 1879 90.632.896 „ 1892 116.760.900 
„ 1880 96.992.767 . 1898 117.331.523 
„ 1881 101.920.400 „1894 119 448.397 
„ 1882 103.976.127 "1895 122.525.600 
„1883 112.520.767 „1896 129 935.300 
„ 1884 116.154.764 _ 


J Gamp; der landwirtbichaftliche Kredit und feine Befriedigung. Berlin 1883. ©. 59. 
?, Dieh findet auch deutlichen Ausdruck in einer von F. Romeid im Jahre 1886 ver- 
faßten Venticheift: „Zur Reorganifation der Bommer’ichen Önpotheten-Attien-Banf.“ Lebtere 
Bank hatte in Folge von leichtiinnigen Taren bei einer Reihe von ländlichen Beleihungs 
eichäften nicht umerhebliche Verluſte erlitten, und in der angeführten Denkichrift ward nun 
r die weitere Intwidelung der Bank der Grundſatz vorgezeichnet, man folle fich künftig 
nur auf die Beleihung jtädtiicher Grundſtücke beichränten und Darlehne auf ländliche Grund- 
jtüde fortan nicht mehr gewähren. Diefer Grundiag it denn auch fernerhin von der Pom— 

mer chen Hypotheken⸗Aktien⸗Bank befolgt worden, wie folgende Zablen bemeilen. 
Das Verbältni der ländlichen zu den jtädtiichen Beleihungen ſtellte ji bei genannter 

Bank in den jahren von 1890 bis 1896 wie folgt: 


— — — 














ſtädtiſche Beleihungen ländliche — 
in Prozenten ſämmtlicher Beleibungen | in Prozenten ſämmtlicher Beleihungen 





Ende 1890 64,4600 35,34 
„189 77,107 22 833 
1892 89 0» 10 ‚02 
„1893 92 31: 7 asa 
„1894 94 50 5,361 

" 1895 95 4 
„1896 96 020 3,971 


Siehe den Geichäftsbericht der Bank für 1896. 
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Hierzu fommt, daß mit der Beleihung ländlicher Grundftüde die Wirkſam— 
teit der Preuß. Zentral-Bodenkredit-Aktiengeſellſchaft für die Landwirthichaft 
durchaus nicht erichöpft ift. Wie bereit? erwähnt wurde, gewährt dieſe Banf 
auf Grund der von ihr zu diefem Zwecke neben den Bentralpfandbriefen aus— 
gegebeuen Kommunalobligationen Darlehne aud ohne Bejtellung hypothekari— 
scher Sicherheit an Gemeinden und Korporationen aller Art. Bon jämmtlichen 
bis Ende 1896 Seitens der Bank ausgeliehenen Kommunaldarlehnen nun im 
Betrage von 51.719.919 Me. entfallen allein 13.978.300 Mk auf Darlehne, 
welche an üffentlihe Landesmeliorations-Genoſſenſchaften ausgeliehen jind,') 
und es fann feinem Zweifel unterliegen, daß auch von den an Kreiſe umd 
Landgemeinden fortgegebenen Kapitalien ein erheblicher Theil mittelbar oder un— 
mittelbar der Landwirthſchaft zu Gute gekommen: ift. 

Bon den übrigen preußischen Hypotheken-Aktien-Banken hat bis vor Kurzem 
nur noch die Schlefische Boden-Ktredit-Bant Kommunaldarlehne gewährt. Der 
Gejammtbetrag diefer Darlehne — Ende 1896 ME. 8.048.915 — iſt jedoch, 
gegen die entiprechenden Zahlen der Preußiichen Zentrals Bodenfredit- Aktien: 
gejellichaft gehalten, nur ein verhältnigmäßig geringer. Seit dem Erlaß der 
neuen Normativbeftimmungen haben nunmehr auch andere preußiiche Hypotheken— 
Altien-Banten die Gewährung von Kommunalfredit in das Bereich ihrer 
Thätigfeit gezogen, vorläufig allerdings noch in geringerem Umfange. 

Alles in Allem ift hervorzuheben, daß die feiner Zeit aus den bejonderen 
Verhältniſſen der Landwirthſchaft hervorgegangenen Landjichaften an ihrem 
landwirtbichaftlichen Charakter durchaus feitgebalten haben, und daher ganz 
‚ausichlieglich im Dienſte des ländlichen Realkredits ftehen. 

Was die Hypotheken-Aktien-Banken anbetrifft, jo haben fie ſich mehr den 
Zwecken des jtädtiichen Grundfredits zugemwendet; ja es tjt bei einigen von ihnen 
jogar erfichtlich die Neigung vorhanden, das jtädtiiche Beleihungsgeſchäft zu 
ihrem alleinigen Arbeitsfelde zu machen. Immerhin aber zeigen die ange 
führten Zahlen, daß auch fie, und bejonders die Preußiiche Zentral:Boden- 
fredit-Aftiengefellichaft, für den ländlichen Grundbefig in Preußen von großer 
Bedeutung geworden find. 


IV. 
Tas Verhältniß zu den Piandbriefinhabern. 


Ic gehe nun dazu über, das Verhältniß der mit einander zu vergleichenden 
“Pfandbriefintitute zu deren Hauptgläubigern, den Pfandbriefbefigern etwas 
näher zu betrachten. 

Auf der Einrichtung der Pfandbriefe beruht bei den Landſchaften ſowohl 
wie bei den Hypotheken-Aktien-Banken der ganze Gejchäftsbetrieb. Durch die 
Ausgabe der Pfandbriefe verſchaffen fich diefe Kreditinftitute die Kapitalien, 
deren jie zur Befriedigung der Kapitalsbedürfnifje des Grundbefiges benöthigen. 
Bon dem Abjak der Pfandbriefe hängt daher bei beiden das Gedeihen des 

anzen Unternehmens in erſter Linie ab. Es muß in folge dejien, um das 
apital unter günftigen Bedingungen heranzuziehen, für die Landſchaften ſo— 
wohl wie für die Hypothefen-Aktien-Banten Gegenftand der Hauptjorge fein, 
den Kapitaliften möglichjt weitgehende Sicherheiten für die von ihnen herzu— 
deihenden Kapitalien anzubieten. Diefe Sicherheiten find in jedem Falle die 
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erite Borbedingung, ohne welche ein Beſtehen diefer Fuftitute von vornhereim 
undenfbar wäre. 

Sehen wir zunächit auf die Garantien der Landſchaften etwas näher ein. 

Wenn man Die auf diefe Garantien gerichteten Bejtimmungen der ein— 
zelnen Sandichaften im Ganzen überfieht, jo ſpringt zunächit die große Ver— 
jchiedenheit und Mannigraltigkeit derfelben in die Augen. Es ſteht dieß mit: 
der geichichtlichen Entwidelung der einzelnen Landjchaften im engjten Zu— 
Jammenbange, und die älteren Inſtitute jind daher hier — wie in mancher 
anderen Beziehung — gänzlich verichieden von den neueren Sreditvereinen. 
Aber auch innerhalb beider Gruppen find erhebliche Berjchiedenheiten vorhanden. 

Bei allen Älteren Landichaften finden wir die fogenannte „Oeneral-Garantie“ 
jämmtlicher „zum Streditwerfe verbundenen” Gutsbejiger oder Grundjtüde. 
Bei der ojtpreußiichen Yandfchaft, dem kur- und neumärfifchen ritterichaftlichen. 
Kredit juftitut, ſowie zum Theil auch bei der Bommerjchen Landichaft eritredt 
jih Diele Generalgarantie nicht bloß auf die bepfandbrieften Güter, jondern. 
überhaupt auf alle bepfandbriefungsfähigen Grundjtüde des betreffenden Be— 
zirks. Doc hat dieſe General» Garantie nicht immer für alle, von den be— 
treffenden Yandjchaften ausgegebenen Piandbriefe Giltigkeit; dieß iſt vielmehr 
wieder nur bei der oitpreußischen Yandfchaft, dem Kur: und neumärkiichen. 
ritterjchaftlichen Kredit-Inſtitute und der Pommer'ſchen Landichaft der Fall. 
Bei der Weitpreußifchen und bei der Schlefiihen Landſchaft dagegen iſt die 
Generalgarantie für einen Theil der von diefen Injtituten ausgegebenen Pfand— 
briefe ausgeichlofjen. ') 

Immerhin iſt ſämmtlichen älteren Yandfchaften dieje, bei den einzelnen 
von ihnen mehr oder weniger weitgehende Generalgarantie gemeinjam. 

Ebenfo ijt allen älteren Yandichaften gemeinfam, daß fie für die Sicher: 
beit der Pfandbriefe mit ihrem Vermögen haften. ine theilweife Ausnahme: 
biervon macht nur die Schlefifche Yandichaft, bei welcher nur für die Prand- 
briefe Litt. C., d. h. Diejenigen, welche über die Hälfte des Gutswertbes 
binausgeben, das Vermögen der Landichaft haftet, für die Pfandbriefe der 
eriten Wertbshälite dagegen lediglich die General-Garantie Plak greift. 

Außer der Generalgarantie und der Vermögenshaftung iſt bei den älteren 
Yandjchaften auch noch vorhanden die fpezielle VBerpfändung des in den Pfand— 
briefen etwa mamentlich verfchriebenen Gutes. Bei fait allen älteren Yande 
ichaften it noch eine Anzahl folcher Pandbriefe im Umlauf, und für Diee 
beiteht alfo neben den fonftigen Garantien noch diefe Spezial-Sicherbeit. 

Was nun die fpäter, d. b. im Laufe diejes Jahrhunderts errichteten land— 
ichaftlichen Streditvereine anbetrifft, jo fann von einem einheitlichen Pru 
hinsichtlich der Beſtellung von Sicherheiten für die Pfandbrief-Juhaber 
weniger geiprochen werden, als bei den älteren Landjchaften. Indeſſen 
doch als charakterijtiich hervorgehoben werden, daß mit alleiniger Auen 
des neuen brandenburgijchen Kreditinjtituts bei fämmtlichen hierher ge 
Injtituten die jogenannte General» Garantie fehlt, und nur eine Haftung 
betreffenden Yandjchaften mit den ihnen zuftehenden Hypothefenforderungen 
mit ihrem fonftigen Vermögen oder Theilen desjelben vorhanden it. 

Eine befondere Stellung unter den neueren Landichaften nehmen folgend 
Inſtitute ein: 

') Bei der Weltorenbiihen Landichaft für die auf das jechite Zehntel des Cu 


newährten Pfandbriefe, bei der Schleſiſchen Landichaft für die auf das vierte © 
Mertbs ausgefertigten Pfandbriefe 
























und die preußiichen Sppotheten-Attien-Banten. 579 


die Landſchaft der Provinz Sadjen, 

die Landſchaft der Provinz Weitfalen, 

der — Kreditverband für die Provinz Schleswig— 
olſtein. 

Auch bei ihnen fehlt die unbeſchränkte Generalgarantie, und es beſteht nur 
eine Haftung mit den Hypothekenforderungen und dem fonftigen Vermögen der 
Landichaften. Aber den Landſchaften ſelbſt jteht hier das Necht zu, fich wegen 
etwaiger Verluſte an jedes einzelne Mitglied des Verbandes zu halten, jedoch 
mit der Einjchränfung, daß jedes Mitglied nur bis zu einem gewiſſen Prozent: 
ſatz feiner Schuld zu haften hat. 

Alles in Allem ift bei fämmtlichen preußifchen Landichaften ohne Aug: 
nahme als Sicherheit für die Piandbriefinhaber vorhanden : 

1. Die Haftung der einzelnen Inftitute mit den ihnen auf Grund der 

Prandbriefe zuftehenden Hupothefenforderungen '), 

2. die Haftung derjelben mit ihrem Vermögen reip. Theilen desfelben. 

Darüber hinaus ift bei den meiſten älteren Landfchaften die General- 
garantie der Grundbejiger oder Grundſtücke vorhanden, und bei der Landſchaft 
der Provinz Sachen, der Landichaft der Provinz Weftfalen und dem land— 
Ihaftlichen Kredit Verbande für die Provinz Schleswig-Holftein eine beſchränkte 
Nahihunpflicht der Verbandsmitglieder bei Ausfällen und Verluſten. 

Ic jehe zunächjt von der Generalgarantie und der Nachichußpflicht, wie 
fie bei den einzelnen Yandichaften vorfommen, gänzlich ab, und falle die zu 
1 und 2 vorjtehend aufgeführten, allen preußischen Landſchaften gemeinfamen 
Garantiemittel näher in's Auge. 

Es iſt die Haftung mit den, den betreffenden Landichaften zuftehenden 
Öppothefenforderungen, welche die Hauptgarantie für die Sicherheit der Pfand» 
tiefe zu bieten hat. Dieje Haftung, im Wejen des Grundfredits liegend, ift 
an ſich von vornherein jelbjtveritändlich und es bedarf hier zuvörderſt mur die 
Urt der rechtlichen Sicherung einer Erläuterung. 

Die jogenannten „Gutspfandbriefe” der preußifchen Landſchaften, d. 5. 
diejenigen, auf welchen ein für die Pfandbrieffumme jpeziell verpfändetes Gut 
namentlich bezeichnet ift, nehmen den neueren Pfandbriefgattungen gegenüber 
eine Sonderjtellung ein. Auf den letteren nämlich ift ein jpeziell verpfändetes 
Gut nicht bezeichnet, und es iſt bei ihnen überhaupt von einer jpeziellen Ver— 
pfändung einzelner Güter nicht die Rede. Während der alte Gutspfandbrief 
die Stelle des Hypothekendokuments völlig vertritt, ift der neue Prandbrief 
nichts anderes als eine Schwldverfchreibung der Landichaft, welcher leßteren 
wiederum auf Grund des dem Grundbefiser gewährten Darlehns eine Hypo— 
thefenforderung zujtebt. 

Damit nun jtet3 für die Summe der ausgegebenen Pfandbriefe eine ent- 
Iprechende Summe in Hypothefenforderungen als Dedung vorhanden ſei, it 
beit den meiſten Landichaften folgende Einrichtung getroffen. ine Kontroll 
Kommiſſion, deren Mitglieder jeden auszugebenden Pfandbrief, bevor derjelbe 
Giltigkeit erlangt, mitvollziehen müſſen, hat fich vor Vollziebung davon zu über- 
zeugen, dab für die auf dem Pfandbriefe angegebene Summe eine bypothefa- 
riſche Darlehnsforderung der Landichaft in gleicher Höhe als Dedung vor: 
handen ift. 


') Denn bei den älteren Landichaiten ift diefelbe in der General-Garantie bereits 
enthalten. 
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Meiſt Test dieſe Kontroll: Kommiffion auf die Hupothefendofumente der 
Landichaft noch einen entiprechenden Sperrvermerf, der zugleih an den Grund— 
buchrichter die Weiſung enthält, nur unter den im Vermerk angegebenen Vor: 
ausfegungen zu Löjchen, oder Ceſſionen einzutragen. Auf den neuen Pfand- 
briefen der älteren Yandichaften ift ferner überall ausdrüdlich erklärt, da der 
betreffenden Pfandbriefsſumme eine Hypothefenforderung von gleichem Betrage 
als Deckung gegenüberitebt. Da mun aber die Haftung der Hypothefenforder- 
ungen den Brandbriefinhabern nur dann wirkliche Sicherheit zu bieten vermag, 
wenn die Huyothefenforderungen ausschließlich zur Befriedigung der Pfandbrief— 
gläubiger bejtimmt find, jo finden wir 3. B. bei der Kur: und Neumärft- 
jchen, jowie bei der Oſtpreußiſchen Landſchaft noch die ausdrüdliche Beſtim— 
mung, „daß die für die Yandjchaft eingetragenen Darlehnsforderungen den 
Juhabern neuer Pfandbriefe ausjchließlich und derart zu ihrer Sicherheit an- 
gewiejen jind, daß ſie von anderen Gläubigern des Juftituts auf feine Weiſe 
in Anjpruc genommen werden fünnen.” 

Bei den jpäter errichteten Landichaften nun fehlen nach den Reglements 
derjelben derartige Sicherheitseinrichtungen, wie Kontroll-Kommiffion und Sperr- 
vermerkt zum Theil ganz; ja, es fehlt auf den Pfandbriefen jeder Hinweis 
darauf, daß derjelbe auf Hypothefenforderungen fundirt ift. 

Namentlich das gänzliche Fehlen dieſer Sicherheitämaßregeln, aber auch 
jelbjt die eben bejchriebenen Vorkehrungen der älteren Yandichaften haben aus 
juriftiichen Gründen zu Bedenken Veranlafjung gegeben, weil nach dem gel= 
tenden Konfursrecht das den Prandbriefgläubigern verjprochene Vorrecht vor 
anderen Gläubiger volljtändig in der Luft ſchwebt. 

Diefe Bedenken fallen übrigens für die Yandichaften weniger in's Ge— 
wicht, da für Ddieje Inſtitute neben den Pfandbriefinhabern andere Gläubiger 
faum in Betracht fommen. Bon größerer Tragweite find Diejelben für Die 
Hppothefen- Aktien Banken, und es wird daher erit bei diefen auf die ganze 
Frage näher einzugehen jein. 

Neben der rechtlichen Sicherjtellung der landjchaftlichen Hypothefenjorder: 
ungen für die Prandbriergläubiger fommt vor Allem die wirthichaftliche Sicher- 
ung derjelben in Frage. 

Es handelt ſich bier darım, ob die Nealficherheit der landſchaftlichen 
Hyyothekenforderungen überall ausreichend vorhanden it. 

Neben anderen, in legter Zeit gegen die Landichaften gerichteten Au— 
griffen iſt auch gelegentlich der Berfuch gemacht worden, unter Hinweis auf 
die vermeintlich zu großen Zinsrüdjtände einzelner Landſchaften die Real— 
jiherheit der Landjchaftlichen Hupothefenforderungen anzuzweifeln. Allein bei 
Benrtheilung der Zinsrüditände ift vor Allem zu berüdfichtigen, daß den 
meiſten Landjchaften in den ihnen beigelegten Volljtredungsprivilegien die 
Möglichkeit gegeben ift, im Falle der Gefahr jchnell einzufchreiten, und daB 
fie ſchon aus Ddiefem Grunde fich auf weitergehende Zinsjtundungen einlajjen 
fönnen. Sodann find fie aber auch vermöge ihrer ganzen Organijatic 
der Lage, HZinsjtundungsgefuche genau prüfen zu fünnen, und ihre Schul 
in ıhrem Wirthichaftsbetriebe eingehend zu beauffichtigen. 

Aber auch in jeder anderen Beziehung müſſen Zweifel an der Neo 
heit der landſchaftlichen Hypothefenforderungen als gänzlich unbere 
zeichnet werden. Denn die äußerſt vorjichtigen Landihaitfichen Tarı 
alle Gewähr dafür, daß zu hohe Beleihungen vermieden werden. € 
dafür bieten auch die reichen praftiichen Erfahrungen der landſchaftlich 
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toren. Letztere find als Mitglieder der Landſchaft unmittelbar an dem ganzen 
Spitem betheiligt, und das Intereſſe, welches fie infolgedeijen an der Ver— 
meidung zu hoher Beleihungen haben, bürgt für ihre Gewiſſenhaftigkeit. Mehr 
ala 100 jährige Erfahrungen haben dies vollauf bejtätigt. 

Die zweite Hauptgarantie nun, welche die Sandichaften den Inhabern 
ihrer Prandbriefe gewähren, iſt die Haftung mit ihrem jonjtigen Vermögen, 
bezw. Theilen desfelben. 

Die älteren preußischen Landichaften waren ſämmtlich vom Staate mit 
einem Fond ausgejtattet worden, der ihmen leihmweife gegen geringe Verzinjung 
überlaflen wurde. Bei den einzelnen friderizianischen Landichaften hatte dieſer 
Fond 200000 Thaler betragen, und mußte von den Landjchaften mit 2°), 
verzinft werden. 

Aus diefen Fonds, verjtärft durch langjährige Ueberſchüſſe und Gripar: 
nilje, gewifje Beiträge der Schuldner u. | w. find dann die jogenannten „eigens 
thümlichen Fonds” der betreffenden Landichaften hervorgegangen, welche bei 
einigen bereitö eine beträchtliche Höhe erreicht haben. 

Neben den „eigenthümlichen Fonds“ kommen hauptjächlich noch in Bes. 
tracht die Amortijations- oder Tilgungsfonds, die Sicherheitsfonds und die 
Betriebsfonds. 

Stellt man das geſammte Vermögen der einzelnen preußiſchen Landſchaften 
zuſammen, ſo ergeben ſich erhebliche Summen, und es iſt völlig zweifel— 
los, daß in dem Vermögen der Landſchaften eine weitere bedeutende Garantie 
für die Pfandbriefbeſitzer vorhanden iſt. 

Die folgende Tabelle giebt ein ungefähres Bild über den zeitigen Vermögens— 
ſtand der einzelnen Landſchaften. 


Geſammt-⸗ | Biandbrief> 








Beitpuntt Vermögen! umlauf 
Mark Mark 
31. März 1897| Schleſiſche Landihaft.e. . : > 2 2.2. 38.000.000 | 480.025.130 
Ende 1896 DOftpreußiiche Landichait. . ur 15 600 000 | 316.988.925 
80. juni 1897| Kur- ımd Neumärkiſche Ritterichait . PF 30.000.000 | 200.247.840 
Ende 1896 Neues Brandenburgiiches —— 4882.974 | 114.496.000 
„ 1896 Poſener Landſchaft . . . i 14.042.000 | 247.408.400 
„1896 Meftpreußiiche Landihaft . . . . 15.853.631 | 144.781.565 
20. Mai 1897| Neue weitpreußiiche Yandihaft . - . . 8202 514 | 108.536.690 
Joh. 1897 Bommeriche Landichaft . 15.000.000 | 232.132 425 
„ 1897 Neue pommeriche Landſchaft für den Rein 
grundbefiß . . j . 400.000 4.100.300 
Ende 1896 Landichaft der Provinz Sachien a 3.000.009 89 616 575 
„1896 Yandichaft der Provinz Weitfalen - - . 2.000.000 46.075 300 
„1896 Landichaftliher Kredit Verband für die 
Provinz Schleswig-Holitein . - . 530.000 11.450.900 


Den beiden Hauptgarantien, nämlich der Haftung der Landichaftlichen 
Hppothefenforderungen und der Haftung der Landichaften mit ihrem Wer: 
mögen ‚gegenüber bejigt die jogenannte General-Garantie der zum Kreditverein 
verbundenen Orundjtüde oder Grumdbefiger doch nur eine verhältnißmäßig 
nebenjächliche Bedeutung, ebenfo wie die bei einigen jtipulirte Nachichußpflicht 


2) zuzüglich der AmortiſationsFonds. 
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der Vereinsmitglieder. Denn diefe Maßnahmen bilden nur eine relativ Kleine 
Erweiterung derjenigen Sicherheit, welche bereit in der Haftung der Hypo— 
thefenforderungen vorhanden it. Daß lestere den einzig ins Gewicht fallen- 
den Theil der Generalgarantie bildet, gilt bejonders für diejenigen Landjchaften, 
bei welchen die Öeneralgarantie fich nur auf die Grundjtüde, nicht auch auf 
die Grundbeſitzer ausdehnt. 

Es iſt bereit von mir angedeutet worden, daß die Sicherheit der land- 
Ichaftlihen Prandbriefe gerade im jüngfter Zeit vielfach augezweifelt worden 
it. Beſonders ift darauf hingewiejen worden, daß die Fundirung der einzel- 
nen Pfandbriefgattungen vielfach eine ganz verfchiedene jei. Für die eine 
Pfandbriefsfategorie hafte beiſpielsweiſe die volle Generalgarantie; für eine 
andere feien dagegen als Sicherheit für die Pfandbriefgläubiger nur die das 
vierte Sechitel des Gutswerths darjtellenden Hppothefenforderungen vorhanden 
u. dgl. mehr. 

Es muß hierauf erwidert werden, daß diejen Berfchiedenbeiten fein allzu 
großes Gewicht beigelegt werden darf. Denn bei aller Berjchiedenheit der 
Prandbriefjundirung ift dieſelbe doch überall als völlig ausreichend anzujehen 
und die vorjichtigen Beleihungsgrundjäge der Landichaften bürgen dafür, dab 
die in den Landjchaftlichen Sppothefenforderungen gegebene Sicherheit auch 
dort, wo diefe Hypothefenforderungen die weniger guten Abjchnitte der Grund- 
jtüdswerthe repräfentiren, noch immer eine durchaus folide und unbedenkliche 
bleibt. 

Die erwähnten Angriffe auf die landichaftlichen Pfandbriefe haben übri- 
gens dem Meinijter für Yandwirtbichaft, Domänen und Forjten Beranlafjung 
gegeben, in der Neichstagsjigung vom 27. Juni 1896 eine Erflärung ab- 
zugeben, welche jich dahin ausjprach, daß nach der bejtimmten Weberzeugung 
der als Aufſichtsinſtanz mit den Verhältniſſen der Landjchaften genau ver— 
trauten landwirtbichaftlichen Verwaltung die landichaftlichen Pfandbriefe, und 
zwar jämmtliche Gruppen und Syſteme, als erjtflafjige, beſte Anlagepapiere 
anzuſehen ſeien, deren vollkommene Sicherheit außer allem Zweifel jtebe. 

Was mm die Garantiemittel der Hypothefen-Aktien-Banfen anbetrifit, jo 
find es zunächſt, wie bei den Landichaften, die den Banken zujtehenden Hypo— 
thefenforderungen, welche für die ausgegebenen Pfandbriefe zu haften haben. 
Diefe Haftung muß ganz naturgemäß die Hauptgarantie für die Prandbrier- 
gläubiger bilden. 

Wie aber bereits bei den Landichaften erwähnt worden iſt, find ſchon 
ſeit längerer Zeit juriſtiſcherſeits Bedenken in der Hinſicht entſtanden, ob durch 
die bei den einzelnen Pfandbriefinſtituten vorhandenen Einrichtungen ein Bor: 
recht der Pfandbriefgläubiger vor etwaigen anderen Gläubigern der betreffenden 
Kreditinftitute vechtlich gemäbrleiftet ſei. Im juriftiichen Kreiſen herrſcht Die 
Anficht, daß ein jolches Vorrecht weder hinfichtlich der Landſchaften noch binz 
fichtlich der Hypothefen-Aftien-Banfen beſtehe. R 

Für die Landſchaften kommt dies weniger in Betracht, Ta diefe Anz 
ftalten ſich ſo gut wie ausschließlich auf die Pfandbriefgeichäft, bejchräi 
Für die Hypotheken-Aktien-Banken dagegen hat die Frage jtärfere Bede 
da einige von diefen Banfen neben dem Hypothekengeſchäſte noch andere 
geichäfte in größerem Umfange betreiben, jodaß bier eine Konkurrer 
Prandbriefgläubiger mit anderen Släubigern erheblich näher liegt 

In den Statuten Jämmtlicher deutichen Sn pothefen-Witien 
Sicherung der Pjandbriefgläubiger die Vorfchrift enthalten, daß der Gefar 
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betrag der ausgegebenen Pfandbriefe den Gejammtbetrag der den betreffenden 
Banken zuftehenden Hupothefenforderungen nicht überjteigen dürfe. Bei einem 
Theil der Banken finden jich ferner gewiſſe Vorſchriften, welche die jtete Inne— 
haltung dieſes Gleichgewichts zwifchen der Summe der Pfandbriefe und der 
Summe der Hypothefenforderungen verbürgen follen. In der Regel iſt die 
Beitimmung getroffen, daß der Vorftand der Bank, der Syndikus derjelben, 
ein Notar oder auch ein Negierungsfommiljar das Vorhandenfein dieſes Gleich: 
gewichts auf dem einzelnen Pfandbriefe ausdrüdlich bejcheinigt. 

Scließlih enthalten die Statuten einiger Banken noch Zujicherungen 
und VBorjchriften, welche ganz direft den Pfandbriefinhabern ein Vorrecht vor 
‚anderen Släubigern der betreffenden Banken gewährleiften jollen. Ein ver: 
tragsmäßiges Spezial-Vorrecht der Pfandbriefgläubiger aber — und nur ein 
jolches kann in Frage fommen, da ein General:Vorrecht durch Vertrag nicht 
einräumbar ift — kann ſich nach der deutſchen Konkursordnung nur zum Ab— 
jonderungsrechte gejtalten, und diejes kann im vorliegenden Falle nach 88 39 ff. 
K. D. nur für ein Fauſtpfandrecht geltend gemacht werden. 

Ein ſolches Fauftpfandrecht ijt aber bei den hier in Frage jtehenden 
preußischen Hupothefen-Aktien-Banken in feiner Weife vorhanden und auch be= 
züglich der preußischen Landjchaften it das Beſtehen deſſelben durchaus 
‚zweifelhaft. 

Um nun ein derartiges Fauftpfandrecht durch Beftellung einer Vertretung 
Der Prandbriefgläubiger und eines Piandhalters reichsgeſetzlich zu konſtruiren, 
wurde jowohl im Jahre 1879, wie im Jahre 1880 dem deutichen Neichstage 
der Entwurf eines Gejeßes, betreffend das Fauftpfandrecht für Pfandbriefe umd 
ähnliche Schuldverfchreibungen vorgelegt. Beide Male gelangte der Entwurf 
a eine Kommijjion; die Vorlage jelbjt blieb indefjen in beiden Fällen uner: 
edigt.') 

Wie es jebt den Anschein hat, will man von Seiten der Neichöregierung 
neuerdings auf die Sache zurücdfommen; denn am 22. April 1895 theilte in 
der Neichstagsfommiljion für das Bürgerliche Geſetzbuch der Staatsjefretär 
Nieberding mit, von den verbündeten Negierungen werde die Regelung des 
Pfandbriefweſens beabjichtigt, und zwar jolle nicht nur die rechtliche, jondern 
auch die wirthichaftliche und materielle Sicherung der Pfandbriefgläubiger ge: 
ordnet werden.) 

Die ganze Frage ijt praftiich bisher ohne Bedeutung gewejen, da der 
Fall des Konfurjes einer Hypotheken-Aktien-Bank big jeßt nicht eingetreten iſt. 
Freilich ijt eine deutiche Hypothefenbant, die deutſche Grundfreditbant in Gotha, 
eine Zeit hindurch ziemlich nothleidend gewejen und hat Fahre lang mit einer 
Unterbilanz gearbeitet. Gegenwärtig aber hat fie fich völlig erholt und iſt 
allen ihren Berpflichtungen nachgefommen. Die Urjache für die Nothlage diejer 
Bank lag hauptjächlich in ihren zu hohen Beleihungen und in umfangreichen 
Kapitalgrüdzahlungen, denen fie ausgejegt war. Letztere wurden deshalb 
verhängnißvoll, weil die Bank es unterlajien hatte, ſich für die theilweiſe 
ziemlich hoch verzinslichen Pfandbriefe ein entjprechendes Kündigungsrecht vor: 
') Deuticher Reichstag. 4. Yegislaturperiode. I. Seſſion 1879 und III. Seſſion 
1880 Geiegentwurf, betreffend das Fauſtpfandrecht für Pfandbriefe und ähnliche Schuld— 
verichreibungen. 

) Wie der „deutiche Oekonomiſt“ vor einiger Jeit meldete, foll der bereits in Arbeit 
befindliche Entwurf eines Reichs HypothekenbankGeſetzes demnächſt einem Kreiſe von Sach— 
verftändigen zur Begutachtung vorgelegt werden. 
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zubehalten. Sie hatte infolgedeijen erheblid; mehr an Pfandbriefzinfen aufzu= 
bringen, als fie ſelbſt an Darlehnszinſen erbielt. 

Eine andere deutiche Hypothekenbank, die Norddeutiche Grundfredit:Banf 
in Berlin — jet in Weimar — war durch leichtfinnige Taren, fpeziell auf 
dem Gebiete des ftädtischen Grundfredits, in Verlegenheiten geratben und mußte 
eine große Anzahl von Grundjtüden in der Subhajtation erwerben. 

Auch diefe Bank, welche übrigens ihrer damaligen Verfaſſung nach nicht 
zu den Pfandbriefinjtituten gehörte, da fie feine Prandbriefe, jondern auf den 
Inhaber lautende Obligationen ausgab, hat die Krifis überwunden. 

Unfolide Taren auf dem Gebiete des Ländlichen Grumdfredits haben feiner 
Zeit der Pommerjchen Hypotheken-Aktien-Bank Unannehmlichkeiten bereitet. Es 
führte dies, wie oben ſchon ausgeführt wurde, die genannte Bank zu dem 
Entſchluſſe, das ländliche Geſchäft allmälig aufzugeben.') 

Im Allgemeinen aber, und bejonders, joweit die Preußiſche Zentral— 
Bodenkredit-Aktien-Gejellichaft in Frage fommt, haben die ländlichen Taren 
der Hypotheken-Aktien-Banken, obwohl jtellenweile die landichaftlichen Taxen 
wejentlich überjchreitend, zu Bedenken feine Beranlajjung gegeben. Es kann 
daher mit Recht gefagt werden, daß auch bei den Hypotheken: Aftien-Banfen 
die Haftung der Hypothefenforderungen für die Prandbriergläubiger eine Haupts 
garantie bildet, und als jolche in jeder Beziehung gefichert erjcheint. 

Die zweite Hauptgarantie für die Pfandbriefgläubiger der Hypotheken— 
Aktien-Banken beiteht in dem Aktienkapital und den Nejervefonds. Inwieweit 


!) In allerneueiter Zeit macht die fchwere Bedrängniß, in melde die National-Hypo- 
tbeten-Kredit-Gefellichaft in Stettin geratben iſt, viel von fich reden. Diele Geſellſchaft ge 
bört nicht zu den Aftieninftituten; fie beruht vielmehr auf genofienichaftlicher Grund- 
lage. Da die vorliegende Abhandlung es nur mit den Yandichaften und den Aktien- 
Hypothetenbanfen zu thun bat, gebört die National-Önpotbefen-Kredit-Gelellidhaft in Stettin. 
nicht in den Rahmen unjerer Betrachtungen. Bei dem großen Aufſehen aber, welches die 
Nothlage dieſer Bank in den weiteiten Kreiſen hervorgerufen bat, jei e8 mir erlaubt, einige 
Bemerkungen über den Gegenitand bier einzufügen. 

Die National-Hppotheten-Kredit-Geiellihaft, eingetragene Genoiien: 
haft mit unbeihränfter Haftpflicht zu Stettin wurde im ‚jahre 1870 von 
pommerichen Sroßgrundbefigern zum Zwecke der Hebung des Realtredits gegründet und er- 
bielt unterm 30 Oftober 1871 das Recht zur Ausgabe von Piandbriefen. Im ‚jahre 1896- 
unterwarf fich die Gefellichaft den neuen Normatiobeftimmungen für die preußiichen Hypo— 
thefenbantfen. 

Die Schwierigkeiten, in denen fich die Gefellichaft zur Zeit befindet, find auf eine 
Jahre lange Mißwirtbichaft der Verwaltung zurüdzuführen. Dieſe Mißwirthſchaft hat dabin 
geführt, daß die Bank heute von Garantie und Betriebsmitteln jo gut wie ganz entblößt 
it. Während die Garantiemittel völlig zufammengeichmolzen find, bat fich dagegen die 
N andbriefausgabe ganz unverbältnißmäßig geiteigert. Cs fommt hinzu, daß aud bei Ge 
währung der Hwypothekendarlehne nicht immer die genügende Worficht angewendet worden 
tit, ein Umjtand, der namentlich in den zu boben Beleihungen der Bank zu Tage tritt. 

Obwohl die Lage der Geiellihaft ſomit böchit bedenklich it, Icheint man jich der Hoff: 
nung binzugeben, daß der völline Zuſammenbruch verbütet werden wird. Man rechnet dabei 
auf das Entgegentommeu der Pfandbriefbeiiker und auf die Opierfreudigfeit der Genoſſen. 
Sodann hofft man, daß die Aktien-Hypothelen-Banken im Intereſſe des guten Rufes der- 
Smpotbetenpfandbriefe die Wiedergefundung des Unternehmens mit größeren Summen unter 
jtügen werden, und eine Anzahl von Banken hat fich dem Vernehmen nad unter gewiſſen 
Bedingungen Schon biersu bereit erflärt. Es wäre dann aber auch billig, daß die Yand- 
ichaften, denen das notbleidende Inſtitut als Genoflenichaft eigentlich er; 42 ſteht, als den 
Aktienbanten , ich gleichfalls an den Unteritügungswerte betbeiligen, umjomehr, als aud)- 
fie an dem guten uf der Prandbriefe ein Intereſſe haben 

Vezeichnend iit übrigens. daß in dem. von der Regierung bereits gut gebeißenen 
Gefundungsplane die Ummandlung der Stettiner Genoflenihaft in einer Aktien bank ins- 
Auge gefaßt worden ilt. 
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dieſe Garantiemittel den Pfandbriefgläubigern Eicherheit bieten fünnen, hängt 
vornehmlich von dem Berhältniß ab, in welchem diefe Garantie-ftapitalien zu 
dem Betrage der ausgegebenen Brandbriefe ftehen. Was dieien Punkt anbe- 
langt, jo hatten jchon die Normattvbeitimmungen von 1863 feitgejegt, daß die 
betreffenden Hypothekenbanken bis zum zehnfachen Betrage des baar eingezablten 
AUktienfapitäls zur Ausgabe von Pfandbriefen berechtigt jein. jollten; jpäter ift 
vielfach, namentlich auch der Preußiſchen Bentral:Bodenkredit-Aktiengejellichaft 
gegenüber die Berechtigung zur Ausgabe von Pfandbriefen bis zum zwanzig— 
fachen Betrage des baar eingezahlten Aktienkapitals ausgeſprochen worden. 

Die neuen Normativbeitimmungen von 1893 haben das Verhältniß zwiichen 
Prandbriefausgabe und Aktienkapital jo geregelt, daß, wenn weniger als zehn 
Millionen Mark auf das Aktienkapital eingezablt find, die Ausgabe von 
Piandbriefen bis zum löfachen Betrage des eingezahlten Kapitals, wenn der 
eingezablte Betrag aber höher als 10 Millionen Mark ift, bis zum 2Ofachen 
Betrage desjelben geitattet it. Diefer Mafitab darf im Ganzen als ein 
richtiger bezeichnet werden. 

Das gegenwärtige Verhältnis des Pfandbriefumlaufs der preußtichen 
Dppothefen-AUktien-Banfen zu ihrem Aktienkapital und den Reſerven ergiebt fich 
aus Folgender Zujammenftellung. 
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Geſammtumlauf an das bie Atienfapital 
Ende 1896 betrug Pianpbriefen und Feingezabfte Aftiens aelammten plus 
bei d Kommumals Kapital Relerven Neierven 
er Der Obligationen p 


Mart Mart Mart Mart 





Preuß. Zentral⸗-Bodenkred-⸗Alt⸗Geſ. | 496.570.150 | 25.198.800 5047793 130 246.593 
Preuß. Oupotbeten-Nttien-Bant . . | 272.778.640 | 15.000.000 2.612 729 |17.612.729 
Frankfurter Hopotbefenbant . . . . | 235.973 685 | 15.000.000 6 278.510 121 278.510 
Preuß. Bodenktredit-Attien-Bant . . | 196.429.527 | 30.000.000 6 980.000 | 36.980.000 
Rommer’ihen Hnpotb.-Mttien-Bant | 141.271.198 | 10.200.000 4.509.000 | 14 709.00 
Schleſiſch Bodenkredit Altien-Banke. | 128.065.665 | 10 193 400 2.341.636 | 12.535.036 
Preuß. Riandbrief-Banf . . . j 098 589.300 15.000.000 2554113 117.534 113 
Rhein. Weſtfäl. Boden-Eredit-Bant. | 75.899.600 | 11.000.000 1.079 086 | 12.079.086 
Deutſch Onpotheten-Bant, Aktiengeſ. 73.594.600 6.750.000 1.114.896 7.864.896 
MWeitdeutichen Bodentredit Anstalt . | 40.749.200 6.500.000 88.804 | 6588 804 
Hannover’ihen Bodentredit-Banl . 2.977.200 1.000 000 6.039 1.006.039 


Es geht daraus zur Genüge hervor, daß in dem Aktienkapital und den 
Nefervefonds der preußischen Hypotbefen-Aftien-Banfen eine weitere, nicht un— 
erhebliche Sicherheit für die Jrandbriefgläubiger enthalten ift. 

Selbjtverjtändlich kommt es hierbei wıederum darauf an, ob bei der Inanſpruch— 
nahme diefer Garantiemittel die Pfandbriefgläubiger der betreffenden Banken mit 
anderen Gläubigern diefer Inftitute in Konkurrenz zu treten haben. Ueberall da, 
wo in größerem Umfange neben den eigentlichen Hypothefenbanf-Geichäften andere 
Geſchäfte betrieben werden, wo unvorjichtige oder gar leichtiinnige Geichäfts- 
grundjäge beobachtet werden, dürften Gefahren faum zu vermeiden jein. 

Allein, ſoweit die preußifchen Hypotheken » Aktien» Banfen in Betracht 
fommen, bat die preußische Staatsregierung an der Haud der neuen Normativ: 
bejtimmungen die Möglichkeit, alle Diefe Dinge dauernd im Auge zu behalten, 
und es ift die fichere Gewähr vorhanden, daß Gefahren der angedeuteten Art 
rechtzeitig von ihr erfannt und abgewendet werden. 

Auch die Garantiemittel der preußiichen Hypotheken: Aftien-Banken find 
daher, wie die der Landjchaften als völlig zureichend anzujeben. 


Sd. — Die Landſchaften 








Tas Verhältniß zu den Darlehnsſchuldnern. 


Während ich mich im Vorhergehenden mit einer Reihe von Punkten beichäftigt 
habe, welche das Verhältniß der in Vergleich zu jtellenden Pfandbriefinſtitute zu 
den Pfandbriefgläubigern betreffen, joll num im Folgenden das Verhältniß 
diefer Iuftitute zu den Pfandbrief- bezw. Darlehbnsfchuldnern einer näberen 
Betrachtung unterzogen werden. Die mit unſeren Unterfuchungen bezweckte 
vergleichende Gegenüberjtellung der Landichaiten und der Hypotheken-Aktien— 
Banken wird fid) hierbei am Beſten in der Weiſe durchführen laſſen, daß bin: 
jichtlih jeder der beiden zu vergleichenden Stategorien zunächſt die Vortheile 
und jodann die Nachtheile beleuchtet werden, welche gegenüber den ländlichen 
Schuldnern der betreffenden Anftalten in Betracht fommen. 

Was hier zumächit die Landichaften anbelangt, fo jteht im Vordergrunde 
eine Reihe erheblicher Bortheile. Ein jolcher Vortheil it in erjter Linie Die 
perjünliche, rechtliche Stellung der Schuldner der Landſchaft gegenüber. Der 
Grumdbejiger, welcher von der Landjchaft ein Prandbriefdarlehbn empfangen 
bat, ift dadurch zwar zum Schuldner der Kandichaft geworden, aber ala Mit— 
glied der Landſchaft ift er gleichzeitig gewiſſermaſſen jein eigener Mitgläubiger 
und der jeiner Mitſchuldner. Dieſes Verhältniß findet jeinen lebendigen Aus: 
druck darin, daß den Schuldnern ala Vereins = Mitgliedern ein unmittelbarer 
Antheil an der Verwaltung des Kreditinjtituts zuſteht. Die leitenden Beamten 
der Landichaften, d. h. die Nitterfchafts: oder Landichaftsdireftoren und Räthe 
fönnen ohne Ausnahme nur aus der Neihe der Landichaftsmitglieder hervor: 
gehen und zwar duch Wahl. Es bejteht ferner bei jeder Landſchaft eine 
jtändige Vertretung der Mitglieder in der General: Verfammlung, welche auf 
den General-Landjchaftstagen zujammentritt, und in dem, aus diefer General- 
Verſammlung bervorgehenden engeren Ausſchuſſe. 

Die Abihägung der Grundjtüde zum Zwede der Kreditgewährung erfolgt 
durch Vereinsmitglieder. 

Die großen Vortheile, welche im dieſer Betheiligung der Schuldner an 
der Verwaltung der Sreditinftitute liegen, fpringen in die Augen. Es iſt Die 
Gewähr vorhanden, daß bei allen Maßregeln, die von Seiten der Landichaften 
getroffen werden, ſtets das Intereſſe der Schuldner eingehendjte Berüdjichtig- 
ung findet. Vom Standpunkte der Schuldner aus nun — und leßtere find 
bei den Yandfchaften repräfentirt durch den ländlichen Grundbefig — it es im 
der That ein gar micht hoch genug zu ſchätzender Vortheil, daß das Aus 
Ichlaggebende bei allen Operationen der Yandjchaften jtet3 und ftändig nur das 
Intereſſe der Grumdbefiger it, und diefer große Vorzug ift jehr wohl geeignet, 
manche Schwächen diejer Imititute in hohem Grade vergejien zu machen. 

Ein weiterer, jehr in’s Gewicht fallender Vorzug der Yandfchaiten ift der, 
daß der Grundbejiger Anjpruch auf Gewährung eines Darlehns hat, md 
zwar bis zu einer bejtimmten Höhe und zu einem billigen, zwar innerball 
wiljer Grenzen liegenden, aber von ihm jelbit zu wählenden Zinsjuße, 
ſteht ihm Daher jederzeit der Weg offen, drüdende Privatichulden, jo 
innerhalb der von der Landjchaft feſtgeſetzten Kreditgrenze liegen, ab; 

Die Höhe der landichaftlichen Darlehne anlangend, jo ijt bei de 
preußiichen Yandichaften nach und nach die Beleihungsgrenze von *%s de 
ſtückswerthes eingeführt worden. Ueber dieſe Grenze hinaus ijt eine Be 
ung nirgends zuläſſig 
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Gegenwärtig ijt die re ie 
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Es wird vielfach, un nicht mit Unredt, die Anficht Bahr, daß die 
Beleihungsgrenze von ?/; zu hoch jei. Die Beleihung (andwirthichaftlicher 
Grundſtücke über die erite Werthhälfte hinaus müſſe ſchädlich wirken, da be- 
jonder® bei der heutigen Zage unferer Landwirthichaft bei einer Belaftung von 
über '/, fein Grundbejiger mit dem, was ihm nad) Zahlung der Hypothefen- 
zinfen vom Ertrage des Grundftücs noch übrig bleibe, beitehen könne. Die 
Grenze de3, eine dauernde Verſchuldung in fich ſchließenden Realkredits ſei mit 
der Beleihung der erjten Werthshälfte erreicht, und diejenigen Kapitalien, deren 
der Yandwirth über dieſe Grenze hinaus bedürfe, jollten nur im Wege des 
Perſonalkredits bejchafft werden. 

Bweifellos ift dieß vollfommen richtig. Allein bei dem Mangel einer 
geeigneten Organifation des ländlichen Perjonalfredits it die Beleihungsgrenze 
von */, des Werths bisher von großem Segen gewejen. Der Landwirt be— 
darf unter den heutigen Verhältnifjen eines Kredites bis zu -*/, des Tarwerths 
feines Grundftüds. Falls nun die Beleihungen der Nealfreditinftitute über 
die Hälfte des Gutswerthes nicht hinausgingen, jo wäre der Grundbejiger ge: 
nöthigt, Berjonalichulden von Privaten aufzunehmen. Die Form hiefür würde 
in vielen Fällen der Wechjel fein und nur zu häufig würden wucheriiche 
Ausbeutungen den Untergang der betreffenden Wirthichaft herbeiführen. Die 
*/; Beleihungsgrenze gewährt hiergegen Schuß. An die Stelle ruinöfer Privat 
fchulden tritt der jolide, mit Amortijation verbundene Anſtaltskredit. 

Der Grundbeſitzer hat alſo bei den Landſchaften einen Anſpruch auf Ge— 
währung eines Darlehns in beſtimmter Höhe. Ein weiterer Vortheil liegt aber, 
wie geſagt, für ihn darin, daß er das Darlehn auch zu einem von ihm zu 
wählenden niedrigen Zinsfuße und ohne erhebliche Nebenleiſtungen erhält. 

Bei allen Pfandbriefinſtituten handelt es ſich darum, auf der einen Seite 
durch die Ausgabe von Pfandbriefen Kapitalien aufzunehmen und auf der 
anderen Seite dieſe Kapitalien wieder auszuleihen. Der Zinsfuß, zu welchem 
fie die aufgenommenen Gelder an die Grundbeſitzer weitergeben, richtet ſich 
naturgemäß nach dem Zinsfuße, welchen fie jelber an die Prandbriefgläubiger 
zu zahlen haben. 

Während nun bei den Aftieninjtituten die Differenz zwiichen dem, was 
jie an die Prandbriefinhaber zahlen, und dem, was fie von ihren Schuldnern 
erhalten, außer den Verwaltungsfojten und den auf Reſervefonds zurückzu— 
legenden Beträgen noch einen Gewinn für die Mftionäre im ſich ſchließen muß, 
bejteht dieje Differenz bei den Landſchaften lediglich in dem, was zum Be— 
triebe, zur Erhaltung und Sicherung des Inſtituts unbedingt erforderlich tft. 
Man kann daber jagen, daß bei vielen Landichaften der Zinsfuß der ‘Pfand: 
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briefe fajt identiich ijt mit dem Darlehnszinsfuße; denn die neben dem Teßteren 
von den Schuldnern aufzubringenden fortlaufenden Leijtungen jind nur ges 
ring. Die Hauptrolle unter den letzteren nimmt bei den meijten Landſchaften 
der jogenannte Quittungsgrojchen ein, der bei jeder Zinszahlung mit zu ent- 
richten it. Dieſer Duittungsgrofchen, deſſen Höhe bei den einzelnen Land— 
ſchaften verichteden ift, bleibt aber regelmäßig unerhoben, wenn die Fonds der 
betreffenden Landſchaft eine gewilje Höhe erreicht haben. Dies ift bei meh— 
reren Inſtituten jeit einer Reihe von Jahren der Tall. 

Was die Höhe des Zinsfußes anlangt, fo ift diefelbe im Laufe der Zeit 
vielfach verändert worden; da die landichaftlichen Pfandbriefe aber von jeher 
zu den beiten Kapitaldanlagen gezählt wurden, durften die Landichaften den 
Kapitaliiten ſtets den jeweilig niedrigiten Zinsfuß anbieten, ein Umjtand, der 
den Grundbefigern zu Statten fam. Zur Zeit arbeiten die preußijchen Land— 
ſchaften hauptſächlich mit 3'/,°/,igen und 3°/,igen Pfandbriefen. Doc find 
auch noch Kige und in geringem Umfange auch 4'/,°/,ige Prandbriefe im Umlauf. 

Daß übrigens die Ausgabe der 3°/,igen Pfandbriefe als eine verfrühte 
Maßnahme zu bezeichnen ijt, habe ich jchon angedeutet, und es wird darauf 
weiter umten noch näher einzugeben fein. 

Nah den legten mir zugänglich geweienen Gejchäftsberichten festen fich 
die landichaftlichen Pfandbriefe ihrem Zinsfuß nach, wie nebenitehend angegeben, 
zufammen: ') 

Ein erheblicher Borzug der Landſchaften beſteht darin, daß bei ihnen 
den Schuldnern die gänzliche oder theilweife Rüdzahlung der Schuld unter 
Innehaltung bejtimmter Termine — gewöhnlich der Zinstermine — jederzeit 
freifteht. Bei den Hypotheken-Aktien-Banken dagegen ift das Necht zur Kündigung 
des Kapitals regelmäßig für eine Reihe von Jahren ganz und gar ausgejchlojjen, 
und kann auch jpäter nur unter Einhaltung einer mindejtens 1 Jahr betragen- 
den Kündigungsfrijt ausgeübt werden. 

Abgeſehen von diejer freiwilligen Kapitalstilgung findet auch noch eine 
regelmäßige Amortijation der Darlehne jtatt. Der Grundbefiger, welcher den 
‚Kredit der Landichaft in Anipruch genommen hat, ift in der Regel verpflichtet, 
neben den Zinfen noch einen regelmäßigen jährlichen Tilgungsbeitrag zu zahlen. 
Derjelbe beträgt für diejenigen Schulden, welche nicht über die Hälfte des 
Grundſtückswerthes hinausgehen, gewöhnlich '/,°/, vom Nominalbetrage der 
Schuld; für die über die erite Werthshälfte hinausgehenden Schuldabjchnitte 
‚aber ijt behufs jchnellerer Tilgung meift eine höhere Amortiſationsquote von 
den Landſchaften feſtgeſetzt. 

Die jogenannten Amortiſationsfonds der Landſchaften nun werden ge— 
bildet durch die von den Schuldnern zu entrichtenden regelmäßigen Tilgungs- 
beiträge, ſowie durch die freiwilligen Zufchüfle, zu denen die Schuldner, tie 
gejagt, jederzeit berechtigt find. Es fließen ferner im diefe Fonds die Binfen 
ihrer Beitandsfapitalien. Die Beitandsfapitalien der Amortifationsfonds werden 
in Pjandbriefen der betreffenden Landſchaft und zwar in Pfandbriefen der: 
jenigen Kategorie, für welche der Amortifationsfond bejtimmt ift, angelegt. 
Die Pjandbriefe werden zu diefem Zwecke entwweder freihändig an der Börſe 
aufgefauft, oder nach öffentlicher Kündigung dem Looſe nach mittelft Baar: 
zahlung des Nominalwerthes eingelöft. Außerdem fließen 3. B. bei der 
Schlefiichen Landichaft, jobald der eigenthümliche Fond eine folche Höhe er: 


N, einfchließlich der Zentralpfandbriefe. 
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reicht hat, daß der Unittungsgrojchen unerhoben bleibt, die Revenüen-Ueber— 
ichüfje des eigenthümlichen Fonds in den Amortiſationsfond. 

Für jedes Gut, dejien Befiger zur Zahlung von Amortifationgbeiträgen 
verpflichtet ift, wird ein bejonderes Konto angelegt, und am Schlufje jedes- 
halbjährlichen Zinstermines werden dem Schuldner qgutgeichrieben: 

1. Die von ihm gezahlten regelmäßigen und freiwilligen Amortijationsbeiträge. 

2. Der auf ihm entfallende Antheil an den Zinſen der Beitandspfandbriefe. 

3. Der Antheil an etwaigen Kursgewinnen beim Ankauf von Beſtands— 

pjandbriefen ſowie eventuell an etwaigen Revenüen Ueberſchüſſen des 
eigenthümlichen Fonds. 

Wenn auf diefe Weiſe ein bejtimmter Theil der Pfandbrieſſchuld — ges 
wöhnlich der zehnte Theil derjelben — abgetragen ift, jo kann der landſchaft 
fihe Schuldner verlangen, daß der getilgte Theil feiner Schuld gelöjcht, oder 
das Hypothefenrecht in Höhe des getilgten Betrages unter Zurüdjtellung in 
der Priorität und ohne die landichaftlichen Privilegien an ihn cedirt wird, Er 
fann aber aud) verlangen, daß ihm an Stelle des getilgten Betrages ein neues 
landjchaftliches Darlehn in gleicher Höhe gewährt wird. 

Auch die Hypotheken Aktien-Banken haben die Ginrichtung der Amorti- 
fation, und die Preußiſche Zentral-Bodenfredit-Aftiengefellichaft gewährt auf 
ländliche Grundjtücde jogar ganz ausſchließlich Amortifationsfredit. Zwiſchen 
dem Amortijationsprinzip der Yandichaften und dem der Hypotheken-Aktien— 
Banken bejtehen aber manche Unterfchtede. Bei den Landſchaften wird, mie 
eben gejchildert, ein befonderer Amortifationsjond gebildet. Der Antheil jedes 
Grundbeſitzers an diejem Fond ijt ein untrennbares Zubehör des betreffenden 
Gutes und geht mit diefem ohne Weiteres auf jeden neuen Bejiger über; es 
fann diejer Anſpruch daher ohne das Gut nicht abgetreten und aud) jonjt von 
dritten in feiner Weile in Anjpruch genommen worden. Bei den Hupothefen- 
Aktien-Banken Dagegen wird fein bejonderer Amortifationsfond gebildet. Die 
Amortifation vellziebt fich vielmehr auf Grund eines zu diefem Ziwede auf 
gejtellten Amortijationsplanes durch jährliche, regelmäßige Amortijationsbeiträge 
der Schuldner unter jährlicher Verrechnung der erjparten Zinſen in einem 
bejtimmten Zeitraume, deſſen Länge fich nach der Höhe der Amortijationg- 
auote und der Zinsrate richtet. Außerhalb diefer regelmäßigen Amortijation 
find Abzahlungen zur gänzfichen oder theilweifen Tilgung des Kapitala ge: 
wöhnlich auf eine längere Neihe von Jahren hinaus völlig ausgejchloffen. 
Bor erfolgter vollftändiger Tilgung des Kapital® kann der Schuldner die 
Löſchung der getilgten Theilbeträge im Grundbuche nicht verlangen. Die auf 
gelaufene Amortifation it bei den Hypotheken-Aktien-Banken auch nicht un 
trennbares Zubehör der betreffenden Grundjtüce, wie bei den Yandichaften; 
derjenige Beliger vielmehr, welcher die einzelnen Amortijationsbeiträge 
bat, erwirbt in Höhe dieſer Beträge eine Eigenthümerhypothek“) und 
daher iiber die Rechte hieraus frei verfügen und diefelben aljo auch an 
abtreten und verpfänden. 

Der Werth unjerer heutigen Amortifationseinrichtungen für den € 
befig — insbefondere den ländlichen — ift vielfach in Zweifel gezogen wo 

Bejonders Nodbertus hat jich jcharf gegen diefelben ausgeſprochen 
Hoffnung, jo führt er in feinem Buche über die Kreditnoth des Grumt 
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aus, es werde durch die Amortijation Schuldenfreiheit des Grundbefiges her- 
beigeführt, jei hinfällig, da der Grundbefiger bei den Landjchaften, jobald der 
amortifirte Betrag eine bejtimmte Höhe erreicht habe, verlangen fünne, daß 
ihm dieſer Betrag berausgezahlt, reip. daß ihm ein diefem Betrage gleich: 
fommendes neues Darlehn gewährt werde; jo würde es zu einer völligen Ab— 
zahlung der Schuld nie fommen. Der nur prozentweilen Abtragung der 
alten Schulden werde, Freiheit des Grundeigentbums voransgejegt, die fapital- 
weile Aufnahme neuer Schulden immer wieder weit vorauseilen. Es werde 
aljo „in Löffeln ausgeſchöpft und in Eimern zugegojlen, oder, wie ein Bild 
das andere umkehren fann, eimerweije darf abfließen fünnen, was nur löffels 
weile zugetragen wird — offenbar eine Berfchärfung der Strafe der Danaiden.“ 
Die Amortifation in diefer Form führe zu feiner Schuldentilgung ; aber auch 
als Zwangsſparkaſſe jei diejelbe nicht zu rechtfertigen; fie jammele den Noth— 
pfennig nicht mur im guten für jchlechte Zeiten, jondern fie erpreſſe ihn ebenjo 
oft in Schlechten für gute Zeiten, führe eventuell jogar zu dem Widerjinn, den 
erzwungenen Sparpfennig nicht zu jparen, jondern im Gegentheil zu bovgen 
und natürlich zu höheren Zinjen, als er jelbjt in der Sparkaſſe abwerfe. 

Was den Punkt einer allmäligen Schulöbefreiung des Grundbejiges mit 
Hülfe det Amortifationseinrichtung anbelangt, jo haben die bisherigen Gr: 
fahrungen Rodbertus Necht gegeben. Eine ſolche Schuldbeireiung des Grund- 
bejiges, wie jie jeiner Zeit als Ziel aufgejtellt worden war, iſt, obwohl feit Jahr— 
zehnten überall Amortijationsernrichtungen bejteben, nicht nur nicht eingetreten, ſon— 
dern die Verschuldung ijt ſogar noch geitiegen. Die Urfache für dieſe Erjcheinung 
liegt aber — von Anderem abgejeben — nicht bloß in dem von Rodbertus angeführten 
Umſtande, daß die LYandichaften den amortifirten Betrag, jobald dieſer eine ge— 
wiſſe Höhe erreicht hat, wieder berauszahlen. Denn auch bei den Hypotheken— 
Aktien-Banken, obwohl dieje hinsichtlich der Herauszahlung der Amortijation 
im Allgemeiien weniger entgegenfommend find, als die Landſchaften, iſt es zu 
Schuldentilgungen in irgendwie erheblichem Umpange bisher nicht gefommen. 
Eine Haupturjache für das Nicdhtzuftandefommen der Schuldentilgung it viel— 
mehr noch darin zu fuchen, daß gelegentlich der, von den Landichaften umd 
den Hypotheken-Aktien-Banken veranftalteten Pfandbrieffonvertirungen die auf: 
gelaufenen Amortijationgbeiträge, um den rumdbefigern die Ummandlung 
ihrer Schulden in niedriger verzinsliche zu ermöglichen, zur Dedung der Kojten 
der PBiandbrieffonverjion verwendet werden mußten. Die Schulden wurden 
dadurch überall wieder auf ihre alte Höhe gebracht, und eine Schuldentilgung 
im Wege regelmäßiger Amortijation hat daher in der That bis jet nur äußerſt 
jelten jtattgefunden. 

Auch als „Zwangsſparkaſſe“ verwirft Nodbertus die Amortilation, über: 
ihäßt hierbei aber offenbar das Moment, daß in jchlechten Zeiten für gute 
gejpart werden müjje Denn wenn man allenfall3 auch die Bedeutung diejes 
Moments für eine Amortifationsquote, welche '/.°/, jährlich überfteigt, zugeben 
muß, jo gilt dies durchaus nicht in gleicher Weije für einen jährlichen Amor: 
tilationsbeitrag von "/,°/,, wie er bei den Landichaften jowohl wie bei den 
Hppothefen-Aftien-Banfen allgemein üblich it. Nach den bisherigen Erfahr- 
ungen vielmehr iſt die fi) anfammelnde Amortifation in der That manchem 
Grumdbefiger ein Rüdhalt geworden, der ihm in der Zeit der Noth zu Statten 
fam, oder es ihm ermöglichte, jeine Schulden in niedriger verzinsliche umzuwandeln. 

Einen großen Vorzug der Landichaften bedeutet es, daß, falls dieſe In— 
jtitute durch günftige Geldmarftverhältniffe in die Lage gejegt jind, niedriger 
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verzingliche Piandbriefe auszugeben, jeder Schuldner, welcher einen höheren 
Zinsfuß zu entrichten hat, berechtigt ift, die Rücknahme der höher verzins— 
lichen Pjandbriefe und die Hergabe der niedriger verzinglichen zu verlangen, mit 
bin günftige Zeiten fich ftet3 zu Nuße machen kann. Bei den Hypothefen-Aftien- 
Banken ijt von einem Necht der Schuldner in diefer Beziehung nicht die Rede, 
und wenn es auc durchaus im Intereſſe der Banken liegt, bei herabgehendem 
Zinsfuße ihren Schuldnern die entfprechenden Erleichterungen zu Theil werden 
zu lafjen, jo hängt die Konvertirung im einzelnen Falle allein von dem Er: 
‚mejjen der betreffenden Banf ab. : 

Nachdem wir fo eine Reihe werthvoller Vorzüge der Landſchaften be- 
trachtet haben, müfjen wir nun dazu übergehen, von den Mängeln diefer Ins 
ftitute zu reden. 

Im Vordergrunde fteht die Thatjache, daß die meiften preußijchen Land— 
ichajten bisher in erjter Linie den Zwecken des Großgrundbeſitzes gedient 
haben. Den Forderungen des bäuerlichen Grumdbefiges gegenüber haben ſie 
fich jtetS jehr zurüdhaltend benommen, und e8 wird noch viel Mühe koſten, 
fie nach diefer Richtung Hin zu vervolllommnen. Dieſe Zurüdjegung des 
ländlichen Kleingrundbeſitzes ift aus dem geſchichtlichen Zufammenhange heraus 
ja leicht erflärlih. Die Landichaften waren eben von vornherein jpeziell für 
den Großgrundbefiß zugefchnitten, und die bei vielen Landſchaften überhaupt 
erſt verhältnigmäßig jpät eingetretene Betheiligung des kleinen Ländlichen 
Grundbeſitzes konnte ihnen diefen Charakter nicht rauben. 

Es ijt gewiß anzuerkennen, daß gerade in leßter Zeit ſehr viel geſchehen 
ift, um die Vortheile der Landichaften in größerem Umfange als bisher auch 
dem Kleingrundbejig zu Gute fommen zu lafjen. So ift zum Beifpiel überall 
bei Prüfung der Beleihbarkeit die untere Grenze für die Größe oder den 
Werth der beleihungsfähigen Grundftücde fehr herabgefegt worden, nicht zu 
reden von den fonftigen WVerbefjerungen und Grleichterungen, die zu Guuſten 
des Sleingrundbefiges in den legten Jahren durchgeführt wurden. Allein 
manches bleibt in dieſer Beziehung noch zu wünjchen übrig. So ijt nament- 
lich die überall ſtark bureaufratiihe Handhabung des Gejchäftsbetriebes der 
bäuerlichen Bevölkerung gegenüber von jchwerwiegenditer Bedeutung. Die 
Landichaften treten in ihrer ganzen Organifation dem Bauer als Behörden 
‚gegenüber, und es ergeben ſich aus dieſem Verhältniſſe für den Bauern eine 
Menge kleiner Unbequemlichkeiten und Berdrießlichfeiten, die ihm die Ver— 
bindung mit diefen Juftituten ald wenig erwünſcht erfcheinen lajjen. Der um- 
jtändliche Verkehr mit der Landichaft, die vielen Weitläufigfeiten, vor allem 
aber die langen Friſten bei Abwidelung der Geſchäfte jchreden den Kleinen 
Grundbefiger in erheblichem Maße ab. Gerade für den Bauern ift eine möglichit 
ſchleunige Erledigung feines Darlehnsgefuches ganz beſonders erwünjcht, weil 
die Napitalien, zu deren anderweitiger Beichaffung er jih an die Landichaft 
‚wendet, meijt jehr kurze Kündigungsfrijten haben. 

Durd eine VBerzögerung fann der Sreditfuchende daher jehr leicht ge: 
ſchädigt, unter Umpftänden ſogar ernjtlich in feiner Exiſtenz gefährdet werden, 
weil die gefündigten Kapitalien fällig werden, ehe vielleicht bei dem betreffen- 
den Inſtitute über jein Darlehnsgefuch eine Enticheidung getroffen ift. 

Sehr häufig ift die Yangwierigfeit der Verhandlungen mit der Yandichaft 
für den fleineren Grundbefiger ein Grund, die Hülfe der Hypothefen-Aftien- 
Banken aufzufuchen, bei welchen, wie er wohl weiß, die Behandlung und Ab- 
widelung der Darlehnsgejuhe durchweg eine rajchere und gewandtere ift, 
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als bei den Landichaften. Der Großgrundbefig befindet fich diefem Mangel 
der Landſchaften gegenüber in einer meit günftigeren Lage, ala der Bauer. 
Diejer ift in Folge feiner Unbeholfenheit und Langjamkeit in derartigen Ge: 
ſchäften weit weniger im Stande, fich in einem Falle der angedeuteten Art 
aus der Verlegenheit zu ziehen. Seine Intelligenz und feine Hilfsmittel find 
bald erjhöpft. Ganz anders der Großgrundbejiger. Er bereitet jeine Kredit— 
operationen aus langer Hand vor umd rechnet mit allen Möglichkeiten. Im 
Nothfalle ftehen ihm Hülfsmittel zu Gebote, die dem Bauern verfchlofjen find. 

Während der aus dem Büreaufratismus der Landichaften fich ergebende 
Nachtheil im Großen und Ganzen nur für dem bäuerlichen Grundbeiig von 
jtärferer Bedeutung it, fommen wir nun zu einem Uebelſtande, der für alle 
Kategorien des ländlichen Grundbefites Bedenken hat. Es ift dies der Grund- 
ja der Landjchaften, die von ihnen bewilligten Darlehne nicht in baarem 
Gelde, jondern in Prandbriefen zu zahlen. Es hängt diefe Praxis mit der 
Entjtehungsgeichichte der Landichaften zufammen. Der Pfandbrief war feiner 
‚Zeit völlig identisch mit dem Hypotheken-Documente. Er wurde jtet3 auf ein 
‚bejtimmtes, namentlich genau bezeichnete®s Gut ausgefertigt, und Grumdbefiger 
und PBiandbriefinhaber jtanden infolgedefien in einem ganz direkten Verhält— 
niß zu einander. Vor Errichtung der Landſchaft hatte der Grundbefiger ſich 
die nöthigen Kapitalien im Wege der Privathypothek verichafft; die neue Ein- 
richtung änderte, rein öfonomijch betrachtet, hieran nur wenig. Für die Schuld 
des Grundbeſitzers verbürgte jich die Landſchaft; fie übernahm ‘auch ſchon in 
jener ältejten Zeit die Verpflichtung, die „Intereffen“ an die Pfandbriefinhaber 
pünftlih zu zahlen, unabhängig davon, ob der Gutsbefiger feinerjeit3 die 
— bereits an die Landſchaft gezahlt hatte; aber die Beſchaffung des 
‚Kapitals ſelbſt blieb, wie bisher, dem kreditſuchenden Grundbeſitzer überlaſſen. 
Dieſer hatte nur einen Anſpruch auf Ausfertigung von Pfandbriefen; der Ab— 
ſatz der Pfandbriefe wurde zwar ſchon damals auf Wunſch des Eigenthümers 
durch die Landſchaft beſorgt, die Norm aber war, daß der Grundbeſitzer ſich 
ſeinen Gläubiger ſelbſt zu ſuchen hatte. 

Obwohl nun in dieſen Verhältniſſen mit der fortſchreitenden Entwickelung 
der Inſtitute bereits früh inſofern eine Aenderung eintrat, als ſich zwiſchen 
dem Pfandbriefgläubiger und der Landſchaft einerſeits, und der letzteren und 
dem Grundbeſitzer andrerſeits ein völlig getrenntes Schuldverhältniß aus— 
bildete, der Pfandbrief aber mehr und mehr den Charakter einer auf den Grund— 
beſitz ſämmtlicher Landſchaftsmitglieder fundirten Schuldverſchreibung der 
Landſchaft ſelbſt annahm, ſo hat ſich die Abfindung der Grundbeſitzer durch 
Aushändigung der Pfandbriefe durchweg noch erhalten, mit der Maßgabe 
zwar, daß die Landſchaft auf Wunſch die Veräußerung der Pfandbriefe über— 
nimmt, jedoch auf Gefahr und Koſten des Grundbeſitzers. 

Die Bedenken, die aus dieſer Praxis der Landſchaften ſich ergeben, ſind 
folgende. Iſt 3. B. der Kurs der betreffenden landſchaftlichen Pfandbriefe 
unter pari, fo ift der aus dem Verkaufe derjelben gewonnene Erlös erheblich 
geringer ald das nominelle Pfandbriefdarlehn. 

Nehmen wir an, daß einem Grundbefiger von der Landjchaft ein Darlehn 
von 3000 Mark in 3°/,igen Pfandbriefen gewährt worden fei, und der Kurs 
dieſer Pfandbriefe betrage, wie gegenwärtig, etwa 93°%/,, jo erhält der Grund- 
— ſtatt der von ihm aufgenommenen und zu verzinſenden Schuld von 

ME. nur einen Baarbetrag von 2790 Mark. Steigt nun der Kurs der Pfand— 
briefe — etwa auf 99 Proz. — und der Befiter will das Pfandbriefdarlehn aus 
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Gründen irgend welcher Art heimzahlen, jo kann er dies nur durch Einlieferung: 
eines, dem Nominalbetrage feines Pfandbriefdarlehns gleichfommenden Betrages- 
in dieſen, jet höher im Kurſe jtehenden Pfandbriefen. 3000 Mark zu 99°, 
ergeben 2970 Mark, welche der Grundbefiger zum Ankaufe der Pfandbriefe 
aufbringen muß. Da er nur 2790 ME. erhalten hatte, jo muß er 180 Me. 
gleich 6°/, des gefammten Darlehns aus feiner Taſche zuzahlen. Steigt der 
Kurs der Pfandbriefe über pari, jo würde er bejjer fahren, wenn er deu 
Nominalbetrag des Darlehns mit 3000 Mark in baar zurüdzahlt, was ihm 
in der Regel freifteht. Immerhin würde er auch dann einen erheblichen Zus 
ſchuß zu leijten haben. 

Einen Vortheil hat der Schuldner eigentlih nur dann, wenn er das— 
Darlehn zu einer Zeit zurüdzahlt, wo der landesüblihe Zinsfuß über den 
Zinsfuß der betreffenden Pfandbriefe hinaus geftiegen ift. Der Kurs der 
niedriger verzinglichen Pfandbriefe ift dann gejunfen, und der Schuldner kann 
in dieſem Falle die Kursdifferenz einftreichen, da er nur verpflichtet ift, das 
Darlehn in Pfandbriefen zurüdzuzahlen. 

Einigen Landſchaften jteht übrigens nach ihren Neglement3 jogar Die 
Wahl zu, ob jie das zu gewährende Darlehn in Pfandbriefen, oder in baar 
zahlen wollen. Steht der Kurs num unter pari, jo erhalten die Grundbefiger 
Prandbriefe, jteht er über pari, fo zahlt die Landjchaft in baarem Gelde. 
Die Grundbefiger haben aljo die beim Pfandbriefverfauf entitehenden Kurs— 
verlufte zu tragen, ohne umgefehrt die etwaigen Kursgewinne zu erhalten. 
Mittelbar fommen ja allerdings die von der Landjchaft erzielten Kursgewinne 
dem einzelnen Mitgliede der Landichaft in den, dem Amortijationsfond zu— 
fließenden Ueberjchüfjen wieder zu Gute, ſoweit ſolche Ueberſchüſſe vorhanden 
find. Aber troß Ddiefer Erwägung, fo weit der einzelne Grundbeſitzer der- 
jelben überhaupt Raum gibt, ift häufig die Furcht vor Kursverluſten der ent: 
Icheidende Grund, von einer Beleihung durch die Landichaft Abſtand zu nehmen, 
und ſich an eine Hppothefen-Aktien-Bank zu wenden. Dieſe bringen die Dar- 
lehnsvaluta zur Zeit ganz allgemein, und für die Zukunft nach den neuen 
Normativbeitimmungen unter allen Umftänden ohne Abzug in baarem Gelde 
voll zur Auszahlung. Wenn die Aktieninftitute, wie noch zu beiprechen jein 
wird, ſich in anderer Weife für etwaige Kursverluſte ſchadlos halten, jo ijt für 
den einzelnen Darlehnsfucher das Ausschlaggebende doc immer, daß er den 
vollen Darlehnsbetrag in baar ausgezahlt erhält. Beſonders jcharf tritt der 
Nachtheil der in Frage jtehenden landichaftlichen Einrichtung darin zu Tage, 
daß bei einigen Landſchaften noch befondere Fonds beftehen, aus denen den Grund— 
befigern die beim Verkauf der Piandbriefe entftandenen Kursverlufte in der Form 
bejonderer verzinslicher Darlehne, der fogenannten Zufchußdarlehne erfegt werden. 

Es ijt EHar, daß bei diefer Sachlage und bei dem andauernd unter 95 
fich bewegenden Kursſtande der 3%/,igen landfchaftlichen Pfandbriefe die von den 
Grundbefigern auf die Ausgabe diefer Pfandbriefe gefegten Hoffnungen vor— 
erjt noch feine Verwirklichung gefunden haben. 

Nachdem wir jo die Vorzüge und die Schattenjeiten der Landichaften 
betrachtet haben, wollen wir auch einen Blid auf die Hypothefen-Aktien-Banfen 
werfen. Manches, was über diefe Inſtitute bei einem Vergleich mit den 
Landſchaften zu jagen ift, ift bereits bei Beiprechung der leßteren hervorge- 
hoben worden, und ich kann mich daher in diefer Beziehung etwas kürzer fajjen. 

Es find zum Theil gerade Mängel der Landichaften, denen Vorzüge 
der Hppothefen-Aftien-Bankten gegenüberjtehen. So ijt ein erheblicher Vorzug 
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der legteren im Gegenjage zu der Langjamkeit und Bedächtigkeit der Landſchaften 
der jchnelle, kaufmänniſch belebte Gejchäftsbetrieb, der bei ihnen mwaltet. Die 
eingehenden Darlehnsgejuche finden eine rajche, darum aber nicht weniger 
gründliche und fachgemäße Erledigung. Unnöthige Verzögerungen in der Ab- 
widelung der Geichäfte, wie jie bei den Landſchaften vielfach aus büreau— 
fratiicher Handhabung der reglementarischen Beitimmungen ſich ergeben, find den 
Hypotheken⸗Aktien-Banken ihrer leichtbeweglichen faufmännifchen Natur nach fremd. 

Auch der bäuerlihe Grundbefiger findet ein leichtes, mit geringen Unbe— 
quemlichfeiten verfnüpftes Entgegenfommen. So geht die Preußiſche Zentral: 
Bodenkredit-Aftiengejellihatt — vielleicht einer auf der Agrarfonferenz von 
1894 gegebenen Anregung folgend — ſeit einigen Jahren in der Weife vor, 
daß fie jich mit den Gemeindebehörden auf dem Lande in Verbindung jet, 
und durch ihre Beamten in den einzelnen Gemeinden Lofaltermine abhalten 
läßt, in welchen über die VBortheile der Amortifationshypothefen Belehrung er: 
theilt wird, und Darlehnsanträge entgegengenommen werden.') Die Vermittel- 
ung von Agenten wird auf diefe Weije vermieden. Die Bedeutung eines jolchen 
Entgegentommens gerade für den Bauern und Fleineren ländlichen Grundbefiger 
liegt auf der Hand. 

Ein weiterer, bereits erwähnter Vorzug der preußiichen Hypothefen-Aftien- 
Banken ift darin zu erbliden, daß fie die Baluten der von ihnen bemilligten Dar- 
lehne zur Zeit durchweg in baarem Gelde auszahlen. Im Zufammenhange damit 
jteht es, daß fie auch die Rüdzahlung ihrer Darlehne nicht in Bfandbriefen jondern 
in baarem Gelde verlangen. Die Hursdifferenzen werden von den Banfen un— 
mittelbar jelbjt getragen, indem der Pfandbriefabjag Lediglich ihre Sache ilt. 
Für etwaige Verlufte juchen fie fich durch eine zeitweife Erhöhung der Ans 
nuität, durch eine Hinausrüdung des Amortifationsbeginnes® oder auch durch 
die Forderung einmaliger Provijionen jchadlos zu halten. 

In früheren Jahren haben auch die Hypothefen-Aftien-Banten ihre Dar- 
Iehne vielfach in Prandbriefen ausgezahlt, und dementiprechend auch die Rüd- 
zahlung der Darlehne in Pfandbriefen verlangt. Durch die neuen Normativs 
bejtimmungen iſt num aber endgültig fejtgefeßt worden, daß von num an nur 
noch in baar gezahlt und zurüdgezahlt werden joll. 

Man könnte num leicht einmwenden, es fomme legtlih auf ein und das— 
jelbe heraus, ob der Darlehnsfuchende die Kursdifferenz ummittelbar jelbjt 
trage, und dann eventuell in der Form eines Zufchußdarlehns erjegt befomme, 
oder ob er, wie bei den Hypothefen-Aftien-Banken diefe Kursdifferenz mittel- 
bar durch zeitweile Erhöhung der Annuität, Zahlung einer einmaligen Pro— 
pifion u. ſ. w. aufbringe. Allein die Erfahrung jcheint doch dafür zu jprechen, 
daß das Verfahren der Hppothefen-Aftien-Banfen das für den Grundbeſitz 
vortheilhaftere iſt. Ihatjache ijt jedenfalls, daß die Furcht vor Kursverlujten 
häufig der Grund ift, daß gerade der kleinere ländliche Grundbefiger ſich von 
der Landichaft abwendet, um die Dienjte einer Hypotheken-Aktien-Bank in An— 
ſpruch zu nehmen. Denn die ftarfe Zunahme, welche das ländliche Darlehns- 
gelhäft noch im leßtverflojjenen Jahre bei der Preußiſchen Sentral:Bodenfredit- 

ftiengefellichaft erfahren hat, dürfte nicht allein auf die günjtigeren Taxvor— 
Schriften diefer Bank zurücdzuführen fein. Die Summe der ländlichen Beleih- 
ungen der Preußiſchen Zentral-Bodenfredit-Aktiengejellichaft ift im Jahre 1896 
um über 7 000 000 Marf geftiegen, und es ift hierbei hervorzuheben, daß die 


N) Mie ich nachträglich höre, verfahren neuerdings auch einige Landichaften in ähnlicher Weiſe. 
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genannte Bank in eriter Linie gerade die Kreditbedürfniſſe des Fleineren länd— 
lichen Grundbeſitzes ſich angelegen fein läßt. 

Neben dem Umijtande, dab die Bank die Darlehnsvaluta ftet3 in baar 
zur Auszahlung bringt, fteht die jtarfe Inanspruchnahme derjelben von Seiten 
des ländlichen Grumdbefiges zweifellos auch damit im Zuſammenhange, daß 
die Taxvorichriften hier günftigere find als bei den Landichaften. Die land- 
Ichaftlihen Taxen jind feine eigentlichen Werthtaren. Site gehen hauptjächlich 
davon aus, daß dem Streditvereine aus zu hoben Beleihungen feine Verluſte 
entjtehen dürfen, und die Abſchätzungen berücjichtigen daher den zeitigen Er- 
tragawerth des einzelnen Gutes nur in ganz geringem Maaße. Der land- 
ichaftlihe Tarmwerth eines Grundſtücks bleibt nach diefen Geſichtspunkten hinter 
dem zeitigen Ertragswerth häufig jehr zurüd, und es ift nicht zu hoch gegriffen, 
wenn man annimmt, daß die Landichaiten in Wirklichkeit die Grundftücke 
Durchichnittlich nur bis zur Hälfte ihres Ertragswerthes beleihen, obwohl fie 
fast überall eine Beleihungsgrenze von */, des Tarwerthes feitgejegt haben.) 
So ehr im Allgemeinen diefe Handhabung im Intereſſe der Sicherheit der 
Prandbriefe zu rechtfertigen ift, jo it Doch nicht zu verfennen, daß im einzelnen 
“ Falle jehr häufig einem ganz gerechtjertigten Kreditbedürfnijje durch die Land— 
Ichaften nicht genügt werden fann, und die ftarfe Benugung des Kredits der 
Preußiſchen Zentral-:Bodenfredit-Aktiengejellfchaft it nicht zum Wenigften da— 
rauf zurüdzuführen, daß diefe Banf bei gleicher Beleihungsgrenze von */, des 
Tarwerths an der Hand ihrer Abjchägungsgrundfäge in der Lage ift, den 
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1896, Wand U. 1. Halbband, Seite 107, 
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zeitigen Ertragswerth eines Gutes eingehender zu berüdjichtigen. Man wird 
daher nicht umhin fünnen, diejen Umjtand als einen weiteren Bortheil auf der 
Seite der Hypotheken-Aktien-Banken zu verzeichnen, denn daß die Beleihungen 
der Preußiichen Zentral: Bodenkredit-Uftiengejellichaft troß diejer ftärferen Be— 
rücjichtigung der Ertragsverhältnifje des einzelnen Grundjtüds als äußerjt 
vorfichtige bezeichnet werden fünnen, ergibt fich aus vorjtehender, in dem Gejchäfts- 
berichte der Bank für 1870 bis 1894 Seite 10 enthaltenen Zujammenjtellung. 

Die Beleihungen der Preußiſchen Zentral-Bodenfredit-Aktiengejellichaft 
haben alſo während einer 25jährigen Thätigkeit durchjchnittlich den 33 jachen 
Grundfteuer-Neinertrag faum überjtiegen. Es iſt damit der Beweis erbracht, 
daß ein eingehenderes Berüdjichtigen der jpeziellen Ertragsverhältnilje eines 
Gutes bei den Beleihungstaren recht wohl mit der Colidität der Beleihungen 
im Einklange ſtehen kann. 

Noch in anderer Beziehung hat die Preußische Zentral-Bodenfredit-Aktien- 
gejellichaft dem Ländlichen Grundbefige gegenüber ihr Entgegenfommen gezeigt, 
indem jie für die Taxen ländlicher Grundjtüde Pauſchalpreiſe eingeführt hat, 
in der Weije, daß von den Darlehnsjuchenden 2 vom Tauſend des nachge- 
juchten Darlebns — mindeftens jedoch 30 Mark und höchitens 300 Mark — 
zu entrichten find. Es find aljo für Darlehne von 1500 Mark — dem ge= 
ringften, jtatutenmäßig zuläffigen Darlehnsbetrage — bis 15000 Mark für 
Taraufnahme und Prüfungsgebühr im Ganzen immer nur 30 Mark zu zahlen. 

Bei den Yandichaiten muß der Streditbedürftige überall beim Nachjuchen 
der Beleihung eine erheblich höhere Summe für Tarfojten entrichten. Was 
e3 aber für den Bauern und Lleinen Grundbefiger bedeutet, wenn er fir die 
Taraufnahme, wie es bei den Landichaften die Negel ift, einen Betrag von 
über 100 Mark entrichten muß, brauche ich nicht weiter auszuführen. Auch 
dem Bauern und Eleineren Befiger aber ift heute mit einer Beleihung nad) 
dem Grundjteuerreinertrage — alſo ohne Taxaufnahme — nur noch felten 
gedient. Die Verwaltung der Preußiichen Bentralbodenfredit-Aftiengejellichaft 
glaubt daher mit Recht, daß in den niedrigen Tarfojten eine Haupturfache 
für die in den legten Jahren erheblich gewachjene Inanſpruchnahme ihres 
Kredits durch den mittleren und Eleineren ländlichen Grundbefig zu ſuchen ift.') 

Auch auf der Seite der preußiichen Hypothefen-Aftien-Banfen finden wir 
aljo eine Reihe jehr erwähnenswerther Vorzüge. 

Wenn wir uns nun zu einer Erörterung der Schattenjeiten dieſer Juftitute 
wenden, jo ift von vornherein zu betonen, daß die Nachtheile der Hypothefen- 
Aktien-Banken für den ländlichen Grundbejig vielfach übertrieben worden find, 
und es wird daher bei Beiprechung der einzelnen Punkte meine Aufgabe fein, 
etwaige Uebertreibungen auf das richtige Maaß zurüdzuführen. 

Ein Hauptpimft, gegen den fich die Angriffe auf die Hypothefen-Aftien- 
Banken mit Vorliebe gerichtet haben, bezieht fich auf den Darlehnszinsfuß diejer 
Banken, und es ijt ja nicht zu verfennen, daß diefer Zinsfuß namentlich in 
früheren Jahren bei einzelnen Banken ganz bedeutend höher geweſen ift, als 
derjenige der Landichaften. Ebenſowenig aber kann bejtritten werden, daß 
fih im Laufe der Jahre die Zinsbedingungen der Hypotheken-Aktien-Banken 
für den Grundbejig erheblich günftiger gejtaltet haben, jo dal; der Unterjchied 
zwiichen dem Zinsfuß der Landjchaften und dem der Hypotheken-Aktien-Banken 
heut nur noch ein geringer ift. 


» Heichäftsbericht der Bank für 1870 bis 1894 S. 8. 
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Borftehende Zufammenftellung, welche angiebt, wie fich die Pfandbriefe der 
einzelnen preußiſchen Hypotheken-Aktien-Banken Ende des Jahres 1896 dem 
Zinsfuße nad) vertheilten, gewährt gleichzeitig einen Anhaltspunkt für die Höhe 
des Darlehnszinsfußes der betreffenden Banfen. | 

Es ijt aus diefer Zufammenftellung zwar erfichtlich, daß der Pfandbrief- 
zinsfuß auch heute noch bei einer ganzen Reihe von Hypothefen-Aftien-Banfen 
nicht unerheblich höher ift, als bei den Landſchaften. So find z. B. bei 
einigen in größerem Umpfange noch 5 umd 4'/,0/,ige Pfandbriefe im Umlauf, 
und man fann daraus jchließen, daß die Hypothekendarlehne, welche auf der 
Grundlage diefer Piandbriefe gewährt worden find, mit 5°/, und darüber ver- 
zinſt werden müſſen. 

Allein es iſt doch zu beachten, daß bereits über die Hälfte ſämmtlicher, 
von den Banken verausgabten Pfandbriefe nur mit 3'/,%/, verziuslich ſind, 
und die Summe der 3'/,°/,igen und #°/,igen Pfandbriefe beträgt Mark 
1.730.542.600 d. h. 99 Prozent jämmtlicher, überhaupt umlaufenden Pfand— 
briefe der Preußischen Hypothefen-Aftien-Banten. 

Zudem find die höher verzinslichen Pfandbriefarten jtarf in der Abnahme 
begriffen. Namentlich gilt dies für die 5 und 4'/,,,igen Pfandbriefe; aber 
‚auch bei den 4°/,igen Pfandbriefen ift vielfach eine abnehmende Tendenz zu 
verzeichnen. Sehr interefjant ijt im diefer Beziehung eine in dem legten Ge— 
fchäftsberiht der Schleſiſchen Bodenkredit-Aktien-Bank enthaltene Tabelle, welche 
die Bewegung des Pandbriefzinsfußes diefer Bank feit dem Jahre 1372 wieder: 


giebt. ch laſſe Die Tabelle hier folgen. 





F 4 f — 3 Geſammt 
Jahr prozentige prozentige prozentige prozentige |pfandbrief Uni: 
v Pfandbriefe | Pfandbriefe | Prandbriefe Pfandbriefe lauf!) 
Mark Mark Mart Mart Mart 








1872 = 6.025.050 — 6.025.050 
1873 2.601.300 7.387.050 9.988. 

1874 8.923.050 8.393.100 — 17.226 150 
1875 13.410.600 | 12.439.950 — 25.850.550 
1876 20.472.550 | 12.717.750 _ 33.190.300 
1877 24.311.100 | 12.390.450 — — 36.701 je 
1878 27.814.700 | 11.866.800 = 39.681. 

1879 27.016.000 | 11.778.300 = er 38.794.800 
1880 19.335.100 | 17.270.250 2.167.700 — 38.778.050 
1881 8.481.050 | 22.817.400 8.928.100 — 40.226.550 
1882 5.858.800 | 23.419.250 | 11.373.300 _ 40.651.350 
1883 4.240.950 | 23.363.000 | 14.036.000 — 41.639.950 
1884 3.367.750 | 23.118.000 | 16.968.500 = 43 454.250 
1885 2.957.150 | 22.883.600 | 21.606.000 - 47.446.750 
1886 2.467.400 | 22.694.150 | 22.710.100 973.600 | 48.775.250 
1887 1.523.400 | 21.281.500 | 24.109.100 3.947.500 | 50.861.500 
1888 1.021.900 | 18.905.800 | 24.077.500 9.739.600 | 53.744.800 
1889 925.900 | 16.290.550 | 20.940.600 | 17.523.800 | 55.680.850 
1890 795.850 | 13.285.600 | 23.718.500 | 22.390.300 | 60.190.250 
1891 724.750 | 12.698.250 | 32.467.900 | 22.280.900 | 68.171.800 
1892 691.250 | 11.594.650 | 45.536.400 | 22.019.200 | 79 841.500 
1893 641.800 | 10.305.800 | 52.041.700 | 22.570.800 | 85.560.100 
1894 600.200 8.813.700 | 57.201.100 | 27.558.900 | 94.173 900 
1895 554 750 6.724.800 | 53.920.900 | 42.269.700 | 103.470.150 
1896 70.650 4.030 800 | 49.234 500 | 66.685 800 | 120 021.750 


Bin 





%) ausjchliehlih der Kommunal TC bligationen. 





"a E 
YA 10082 k 
< 


600 Ed. Wegener: Die Landichaften 


Beſonders günjtig aber liegen die Verhältnifje wieder bei der Preußiſchen 
Zentral-Bodenfredit:Aftiengejellichaft. Bei diefer Bank machen die mit mehr 
als 3'/,0/, verzinglichen Pfandbriefe noch nicht den vierten Theil des gefammten 
Prandbriefumlaufs aus, und die höher als mit 4°/, verzinslichen Pfandbriefe 
fommen mit der ganz geringfügigen Summe von 10.000 Mark überhaupt 
nicht in Betracht. Die Bedingungen, zu welchen die genannte Banf Darlehne 
auf ländlichen Grundbefig gewährt, jtehen Alles in Allem hinter den Be- 
dingungen der Landichaften nur ſehr wenig zurüd. Die von dem Schuldner 
zu leiſtende Jahreszahlung beträgt im Ganzen 4'/, Prozent. Hiervon wird 
jedoh jchon nach wenigen Jahren '/, Prozent auf Amortifation verrechnet, 
jo daß an Zinſen thatſächlich nur 3°/, Prozent zu entrichten find. Eine be- 
jondere Berwaltungsgebühr oder jonjtige Nebenleiftungen werden nicht erhoben. 

Wenn die Hypotheken: Aktien-Banfen dem Sinken des Zinsfupes langjamer- 
gefolgt find, als die Landichaften, jo iſt dieß Angefichts der Nothlage der 
3°%/,igen landichaftlichen Pfandbriefe gar nicht als ein Uebeljtand zu be- 
zeichnen. 

Wenn ferner die Schuldner einzelner Hypotheken: Aktien-Banken in manchen 
Fällen noch erheblich höhere Zinjen zu entrichten haben, als die Schuldner 
der Landichaften, jo iſt doch zu berüdjichtigen, daß es fih hier um Schulden 
handelt, welche vor langen Fahren aufgenommen wurden. Denn die Zins 
bedingungen, zu welchen die Preußischen Hypotheken-Aktien-Banken heute Kredit. 
gewähren, beruhen ausjchließlih auf der Grundlage ihrer 3'/,°/,igen nnd 4 
prozentigen Pfandbriefe und fünnen daher zu bejonderen Stlagen feine Ver— 
anlafjung geben. Vielmehr haben jämmtliche preußiiche Hypotheken » Aftien- 
Banken — zum Theil in großem Umfange — dazu beigetragen, daß Dem 
ländlichen Grundbefige unfündbare, amortifable Kapitalien zu einem mäßigen: 
BZinsfuße zugeführt wurden, was um jo mehr hervorgehoben zu werden ver— 
dient, als es fich bier um die Befriedigung von Sreditbedürfnijjen handelt, 
für welche die landjchaftlichen Kreditquellen verjagten. 

Eine Reihe von Nachtheilen der Hppothefen-Aktien-Banfen iſt bereits bei 
Beiprechung der Vorzüge der Landjchaften erwähnt worden. So hatte jich 
gezeigt, daß bei den Hypotheken-Aktien Banken die Gewährung eines Darlehns 
einzig und allein von dem Belieben der betreffenden Banf abhängt, während 
den Kreditbedürftigen bei den Landjchaften ein Anipruch auf Gewährung 
eines Darlehns in bejtimmter Höhe und zu einem innerhalb gewiljer Grenzen 
zu wählenden Zinsfuße zufteht. Sodann wurde ein Nachtheil der Hypotheken— 
Aktien-Banken darin erblickt, daß bei ihnen den Schuldnern die gänzliche oder 
tbeilweife Rückzahlung der Schuld nicht, wie bei Landjchaften, jederzeit, 
jondern in der Regel erjt mach einer längeren Reihe von Jahren und mur 
unter Innehaltung einer mindeltens ein Jahr betragenden Kündigungsfrift 
möglich it. 

Auch der Umstand, daß die Schuldner der Landichaften, falls letztere zur 
Ausgabe niedriger verzinslicher Pfandbriefe jchreiten, berechtigt find, die 
Rücknahme ihrer höher verzinslichen Pfandbriefe und die Aushändigung der 
niedriger verzinslichen zu verlangen, während die Ermäßigung des Binsfußes 
bei den Hppotbefen-Aftien-Banfen wieder allein in dem Ermeſſen der betreffenden. 
Banf liegt, wurde als Nachtheil dev Aktieninftitute angeführt. 

Ein Haupteimwand gegen die Thätigfeit der Hypotheken-Aktien-Banken bat 
fi) dagegen gerichtet, daß dieſe Juftitute im Gegenjag zu den Landjchaften 
Erwerbsgejellichaften find. 
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Bejonders günftig aber liegen die Verhältniſſe wieder bei der Preußiſchen 
Zentral Bodenkredit-Aktiengejellichaft. Bei diefer Bank machen die mit mehr- 
als 3'/,°/, verzinglichen Prandbriefe noch nicht den vierten Theil des geſammten 
Piandbriefumlaufs aus, und die höher ala mit 4°/, verzinzlichen Pfandbriefe 
fommen mit der ganz geringfügigen Summe von 10.000 Mark überhaupt 
nicht in Betracht. Die Bedingungen, zu welchen die genannte Bank Darlehne 
auf ländlichen Grundbefig gewährt, jtehen Alles in Allem hinter den Be— 
dingungen der Landjchaften nur jehr wenig zurüd. Die von dem Schuldner- 
zu leitende Jahreszahlung beträgt im Ganzen #'/, Prozent. Hiervon wird 
jedoh jchon nach wenigen Jahren '/, Prozent auf Amortijation verrechnet, 
jo daß an Binfen thatjächlih nur 3°/, Prozent zu entrichten find. Eine be 
jondere VBerwaltungsgebühr oder jonjtige Nebenleiftungen werden nicht erhoben. 

Wenn die Hypotheken: Aktien-Banfen dem Sinken des Zinsfußes langjamer 
gefolgt find, als die Landichaften, jo ift dieß Angefichts der Nothlage der 
3°/,igen landſchaftlichen Pfandbriefe gar nicht als ein MUebelftand zu be: 
zeichnen. 

Wenn ferner die Schuldner einzelner Hypotheken-Aktien-Banken in manchen 
Fällen noch erheblich höhere Zinfen zu entrichten haben, als die Schuldner 
der Landichaften, jo ift doch zu berücdfichtigen, daß es fich bier um Schulden 
handelt, welche vor langen Jahren aufgenommen wurden. Denn die Zins: 
bedingungen, zu welchen die Preußischen Hypotheken-Aktien-Banken heute Kredit. 
gewähren, beruhen ausjchließlih auf der Grundlage ihrer 3'/,°/,igen nnd 4 
prozentigen Pfandbriefe und fünnen daher zu bejonderen Klagen feine Ver— 
anlafjung geben. Vielmehr haben jämmtliche preußifche Hypotheken = Aftien- 
Banken — zum Theil in großem Umfange — dazu beigetragen, daß dem 
ländlichen Grundbefige unfündbare, amortifable Kapitalien zu einem mäßigen 
Zinsfuße zugeführt wurden, was um jo mehr hervorgehoben zu werden ver- 
dient, als es fih bier um die Befriedigung von Sreditbedürfnijfen handelt, 
für welche die landichaftlichen Kreditquellen verjagten. 

Eine Reihe von Nachtbeilen der Hypotheken-Aktien Banken iſt bereit bei 
Beiprehung der Vorzüge der Landjchaften erwähnt worden. So hatte jic- 
gezeigt, daß bei den Hypotheken-Aktien Banken die Gewährung eines Darlehns 
einzig und allein von dem Belieben der betreffenden Bank abhängt, während 
den Kreditbedürftigen bei den Yandjchaften ein Anipruch auf Gewährung 
eines Darlehns in bejtimmter Höhe und zu einem innerhalb gemwiljer Grenzen 
zu wählenden Zinsfuße zufteht. Sodann wurde ein Nachtheil der Hypotheken— 
Aktien-Banken darin erblict, daß bei ihnen den Schuldnern die gänzliche oder 
theilweiſe Rückzahlung der Schuld nicht, wie bei Landjchaften, jederzeit, 
fondern in der Regel erjt nach einer längeren Reihe von Jahren umd nur 
unter Innehaltung einer mindeftens ein Jahr betragenden Kündigungsfrijt 
möglich ift. 

Auch der Umstand, daß die Schuldner der Landichaften, falls letztere zur 
Ausgabe niedriger verzinslicher Pfandbriefe jchreiten, berechtigt find, die 
Rücknahme ihrer höher verzinslichen Pfandbriefe und die Aushändigung der 
niedriger verzinslichen zu verlangen, während die Ermäßigung des Zinsfußes 
bei den Hypotheken-Aktien-Banken wieder allein in dem Ermejjen der betreffenden. 
Bank liegt, wurde als Nachtheil der Aftieninftitute angeführt. 

Ein Haupteinwand gegen die Thätigfeit der Hypotheken-Aktien-Banken hat 
fi) dagegen gerichtet, daß dieſe Juſtitute im Gegenjag zu den Landſchaften 
Ermwerbsgejellichaften find. 
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An fih kann man nun zwar berechtigterweije den Hypotheken-Aktien-Banken 
aus dem Vorhandenjein einer gewilien Erwerbstendenz feinerlei Vorwürfe 
machen; diefe Tendenz gehört eben zum Wefen der Aftienunternehmung, und 
fie kann, wenn fie jich innerhalb der richtigen Grenzen hält, ganz ohne Nach— 
theil jür den Ländlichen Grundbefig fein. Denn der wirthichaftliche Vortheil 
des Einen braucht, wie jchon ein Vertreter der preußiichen Staatsregierung, 
der Geheime Oberregierungsrath Dr. Hermes gerade mit Bezug auf die Hypo— 
thefen-Aftien-Banfen auf der Agrarfonferenz vom Jahre 1894 hervorhob, im 
wirtbichaftlichen Verkehr nicht unbedingt ein Nachtheil des Anderen zu fein.!) 


Immerhin aber kann ein jchärferes Hervorfehren des Erwerbstriebes die 
Intereſſen des Grundbejites in hohem Grade gefährden. 


Eine dem Grundbefige, insbejondere dem ländlichen, jchädliche Steiger- 
ung des Ermwerbstriebes der Hppothefen-Aftien:Banken fann in dem Streben 
diejer Inſtitute nach unverhältnigmäßig hohen Gewinnen zu Tage treten. 
Diejes Streben fann ſich einmal darin äußern, daß die Differenz zwiichen 
den regelmäßigen Leiltungen der Banfen an ihre Prandbriefgläubiger und den 
gegenüberjtehenden Yeiltungen der Bankſchuldner nach Möglichkeit zu Ungunſten 
der leßteren vergrößert wird, ſodann aber auch in der Forderung hoher Pro: 
vifionen oder SKlonventionaljtrafen. Die Ermwerbsnatur bat fich jchließlich bei 
einigen Banken auch wohl nach der Richtung hin geäußert, daß fie bejtrebt 
waren, ihre Schuldner an den aus früheren Zeiten übernommenen hoben Zins: 
verpflichtungen in unzuläffiger Weije feitzubalten. 

Es iſt nun in der That, und namentlich in leßterer Beziehung, über 
mance Hypothekenbank lebhaft Klage geführt worden. Allein alle vdiefe 
Klagen find jo gut wie ausnahmslos nur gegen außerpreußifche Hypotheken— 
Aftien-Banfen laut geworden. Auch ift zu.berücjichtigen, daß die Beichwerden 
über die Hppothef= Aktien = Banken jehr häufig auf VBerwechjelungen beruben. 
Es gibt aller Orten Bankinſtitute minderwerthiger Art, welche, ohne die Bes 
rechtigung zur Ausgabe von Inhaberpfandbriefen zu bejiten, jih mit der Ge- 
währung von Nealkredit befajien und zu diefem Zwed eine den üblichen Fir— 
mirungen der Hppothefenbanfen ähnliche Bezeichnung in ihre Firma aufnehmen. 
Dieje Banken find in der Negel überhaupt Feine Aftienunternehmungen, jondern 
einfache Handelsgejellichaften, und ihre Gejchäftsgrundfäge lafjen oft viel zu 
wünſchen übrig. 

Den Preußischen Hypotheken-Aktien-Banken kann man aber die Anerfenn- 
ung nicht verfagen, daß ein Hervorfehren der Erwerbsjeite zum Schaden des 
Grundbeſitzes bei ihnen zu den größten Seltenheiten gehört hat; eine ein= 
wandsfreie Beitätigung diefer Thatjache ift wohl darin zu juchen, daß Dr. 
re auf der Agrarfonferenz von 1894 die preußifchen Hypotbefen-Aftien- 

anfen gegen Vorwürfe der beregten Art ausdrüdlich in Schuß nahm. ®) 


Aus den von vielen Hypothefenbanfen gezahlten hoben Dividenden fann. 


man aber ohne Weiteres eine jchädliche Wirkung für den Grundbefig nicht ab- 
leiten ; denn bei einem jo großen Geichäftsumfange, wie ihn die meisten deutichen 
ypotheken⸗Aktien⸗Banken heute haben, braucht jelbft bei Vertheilung jehr hoher 
ividenden der aus dem einzelnen Darlehnsgeichäft fließende Gewinn nur ein 
ganz verſchwindend Feiner jein. 


" Bericht über die Verhandlungen der Agrarkonferenz im Jahre 1894 ©. 330. 
* Bericht über die Verhandlungen der Agrartonferenz; im Jahre 1894 ©. 329, 
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Eine Neihe von Uebelftänden auf der Seite der Hypotheken-Aktien-Banken 
gehört heute zum Theil der Vergangenheit an. 

Es gilt dieß befonders von der Ausgabe der fogenannten Prämien: oder 
Zufchlagspfandbriefe. Diefelbe ift feiner Zeit Gegenjtand ganz bejonderer An— 
griffe gewejen. Den Käufern diefer Zujchlagspfandbriefe war von Seiten der 
Banken eine bei Rückzahlung des Pramdbrieffapitals zu entrichtende Prämie 
versprochen worden. szir 100 Marf Nominalfapital wurde die Nüdzahlung 
von 105 Mark oder 11O Mark zugefichert. Durch dieje Zufchlagspfandbriefe hoffte 
man die Kaufluft des Eapitaliftiichen Publikums, welche in der eriten Zeit den 
Pfandbriefen der Hypothekenbanken gegemüber jehr zu wünfchen übrig ließ, zu 
beleben. Für die Darlehnsnehmer aber erwuchjen aus dieſer Einrichtung bes 
denfliche Nachtheile; denn das Pfandbriefsagio wurde ihnen in der Form auf- 
gebürdet, daß ſie für den Fall der Rückzahlung ihres Darlehns vor voller | 
Amortifation das Kapital bezw. Nejtfapital in ſolchen Zujchlagspfandbriefen 
einzuliefern hatten. 

Der Kurs diefer Pfandbriefe, in den eriten Jahren ziemlich niedrig, nahm 
fpäter einen folchen Auffchwung, daß ein Ankauf derjelben zum Zwecke der 
Nüdzahlung des Darlehns von den Grundbefigern ganz ungeheuere Opfer er: 
forderte. 

Auch heute find bei einigen preußifchen Hopotbefen-Aftien-Banfen ſolche 
Zufchlagspfandbriefe noch in größeren Beträgen im Umlauf. 

Folgende Tabelle gibt darüber Auskunft. 

E3 waren Ende des Jahres 1896 bei folgenden preußischen Hypotheken— 
Aktien-Banken an Zujchlagspfandbriefen im Umlauf: 
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1. bei der preußiichen Hypo— 
thelen⸗Aktien Hanf . . . — 
2. bei der Preußiſchen Boden: 
fredir- Aktien Pant . . . 1.615.575 [2.302.500 
3. bei der Schleftichen Boden» 
Kredit-AftiemBanf . . . * 


= | — 277856301 2.785.650 


3.017. 600 = 6.935.675 





4.030.800 


Zummta | 1.615.575 


Mit welchen Beträgen der Ländliche Grundbefig an dieſen Pfandbrief- 
jorten interejjirt ift, läßt ſich aus den Gejchäftsberichten der betreffenden Bar 
leider nicht erfeben. Die Preußifche Hypotheken-Aktien-Bank und die | 
Ihe Boden-Kredit-Aktien-Bank find ja an dem ländlichen Kreditwejen ı 
ringfügig betheiligt, nämlich die erjtere mit 2.267.000 Marf, die letere 
1.539.627 ME. Die Sclefiihe Boden-Kredit-Aftien-Banf dagegen bat 
ländlichen Darlehnsbeitand von faſt 10 Millionen Mark aufzumeifen 
wäre jehr intereflant, zu erfahren, in welchem Umfange für dieje Da 
Zuichlagspfandbriefe noch in Betracht fommen. 

Ber den übrigen preußischen Gypothefen » Aktien - Banken, alfo vor‘ 
bei der Breußischen Zentral:Boden$tredit-Aftiengejellichaft find Zujchlagsp 





und die preußiichen Hypotheken-Aktien-Bauken. 603 


briefe nicht mehr vorhanden, oder überhaupt nicht vorhanden geweſen, und 
durch die neuen Normativbejtimmungen it jänmtlichen preußischen Hypotheken— 
banfen die Ausgabe von Prämienpfundbriefen für die Zukunft unterfagt 
worden. 

Auch die Forderung hoher Konventionalftrafen beim Verzug in der Zins— 
zahlung, die den Hüupothefen = Aktien- Banken vielfach zum Vorwurf gemacht 
worden iſt, fommt heute in der Praris der preußischen Banken faum noch vor. 
Die Preußiſche Zentral-Bodenkredit-Aftiengejellichaft beanjprucht bei verjpäteten 
Zinszahlungen und auch bei den von ihr namentlich dem ländlichen Grund- 
bejige gegenüber weitgehend gewährten Zinsjtundungen Feinerlei Verzugszinien, 
oder gar Somventionaljtrafen. Die Stipulirung der leßteren iſt dem unter 
den Normativbeitimmungen jtehenden preußifchen Hypotheken - Uftien - Banfen 
für die Zukunft überhaupt verboten. Auch ſonſt ijt eine Neihe von Härten 
und Mängeln durch die neuen Normativbejtimmungen aus der Geichäftspraris 
der preußischen Hypotheken-Aktienbanken entfernt worden, jo dab das Ge: 
fammtbild diefer Banken jelbjt bei der Berücfichtigung ihrer hier und da noch 
vorhandenen Fehler und Mängel durchaus Fein ungünftiges it. 


Schlußwort. 


Wir haben uns im Vorgehenden mit zwei Einrichtungen beſchäftigt, die 
für das ländliche Kreditweſen in Preußen von hervorragender Bedeutung ſind. 
Die Landſchaften haben im Ganzen etwa ME. 2.000.000.000 auf Ländlichen 
Grundbelig ausgeliehen. Weniger groß ift der Antheil der preußischen Hypo— 
thefen-Aktien-Banfen an dem landwirtbichaftlihen Grundfredit in Preußen. 
Immerhin aber find fie an diefem Kredite einjchlichlich der Melivrationsdar: 
lehne der Preußischen Zentral» Bodenkredit: Aktiengejellichaft im Ganzen mit 
173.000.000 Mark betheiligt. 

Wir haben bei beiden Einrichtungen eine Neihe von VBorzügen und Nach— 
theilen kennen gelernt, und es ilt jchwer zu jagen, auf welcher Seite der un— 
bedingte Borzug zu juchen ift. Im Allgemeinen herrſcht die Anficht, die Land— 
Ichaften jeien die berufenjten Trägerinnen des ländlichen Realkredits und Nie: 
mand kann fich der Einficht verschließen, daß diefe Anftalten in der That 
in ihrer genojjenfchaftlichen Organijation einen Vorzug befigen, der jtarf zu 
ihren Gunſten in's Gewicht fällt. Manche Schwächen und Mängel der 
Zandichaften befommen im Hinblik auf diefen Vorzug ein minder bedenfliches 
Anjeben, und verlieren viel von ihrer Schärfe. Auch die lange jegensreiche 
Thätigfeit, auf welche die Landichaften zurücdbliden können, ift ein Punkt, der 
bei ihrer Beurtheilung höchſt vortheilhaft zum Ausdrud fommen muß. 

Dagegen muß e3 jehr zu Ungunften der Landjchaften ausgelegt werden, 
Daß fie bis auf den heutigen Tag den berechtigten Forderungen des bäuer- 
lichen Grundbefiges nicht genügend Rechnung zu tragen im Stande gewejen 
find. Bejonders zu tadeln ift in diefer Beziehung die zum Theil noch große 
Schwerfälligkeit und Langſamkeit des Gejchäftäbetriebes. 

Die Entwidelungsfähigfeit der Landichaften auch nach diefer Richtung 
bin iſt ja am fich nicht zu bezweifeln, und die in den legten Jahren im Inter— 
eſſe des Hleingrundbefiges vorgenommenen, zum Theil durchgreifenden Berbejjer: 
ungen find gewiß al3 ein großer FFortichritt zu bezeichnen; allein auch bei 
bieten Berbejjerungen iſt wohl zu beachten, daß ſie mur ſchwer zu erreichen 
waren, daß fie den Landjchaften gleihjam abgerungen werden mußten. Die 
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Bedenken gegen dieje8 mangelnde Eingehen der Landichaften auf die Forder— 
ungen des bäuerlichen Grundbejiges fanden auch auf der Agrarfonferenz vom: 
Jahre 1894 deutlichen Ausdrud. So ſagte Profeſſor Sering in der Sitzung 
vom 30. Mai 1894 mit Bezug auf die Intereſſengemeinſchaft zwiſchen Groß: 
und Sleingrundbefig: „Ich fürchte, daß die Empfindung für die Zuſammen— 
gehörigfeit der beiden vielfach noch nicht recht in FFleifch und Blut übergegangen 
it. Wir werden jehen, ob fie fich bethätigt, wenn einmal die Frage prak— 
tiiche Bedeutung gewinnt, ob die Bauern in den Provinzen, wo es noch nicht 
der Fall ift, als vollfommen gleichberechtigte Mitglieder in die Landjchafter 
inforporirt werden jollen. ch glaube, man wird hier und da auf beträcht- 
liche Hemmniſſe in dieſer Hinficht ſtoßen.“) 

In der That liegt bier ein Fehler der Landichaften, der die Entwidel- 
ungsfäbigfeit diefer Inſtitute im Sinne unferer heutigen -Agrarpolitif in feinem 
günstigen Lichte erjcheinen läßt. 

Die preußiichen Hppothefen : Aktien Banken und die Hypotheken-Aktien— 
Banfen überhaupt find ja bisher ſtets ungünſtiger beurtheilt worden, als die 
Landichaften, und es hatte dieß auch zum Theil feine Berechtigung. Aber 
ein Punkt, der hierbei zumeift überjehen wurde, der aber trogdem im höchſten 
Grade beachtenswerth it, ilt der, daß die Aftienbanfen erſt auf eine verhältniß- 
mäßig jehr furze Thätigkeit zurücjehen, und daher naturgemäß nicht an- 
nähernd die Erfahrungen gefammelt haben, wie die Landichaften. Es konnte 
daher auch nicht ausbleiben, daß fie ſich mancherlei Mißgriffe zu Schulden 
fommen ließen, deren Tragweite fie zunächſt nicht erfannten. Man kann im 
diefer Beziehung hauptjächlid” auf die Ausgabe der Prämienpfandbriefe ver- 
weiſen. Undererjeit3 aber werden die Hypotheken-Aktien-Banken, je umfang: 
veicher ihre Wirkſamkeit fich geitaltet, d. h. je größer ihr Darlehnsbeſtand wird, 
um jo leichter in der Yage fein, dem Grundbefiger das Kapital zu immer 
günstigeren Berzinfungsbedingungen zuzuführen. Denn je jtärfer der Ge- 
ichäftsbetrieb die Banken fich entwidelt, um fo weniger brauchen fie an dem 
einzelnen Darlehnsgeichäft zu verdienen Das Beiſpiel der Preußiſchen Zentral: 
Bodenfredit-Aktiengejellichaft betätigt dieß vollkommen. 

Die Hypotheken-Aktien-Banken ſtehen alfo zur Zeit vielleicht noch in manchen 
Punkten hinter den Landichaften zurüd, aber dag Werthvolle an ihnen iſt, daß 
ſie in ihrer Entwidelung nirgends jtehen bleiben, jondern jtetig fortichreiten. 
Nas den Erwerbstrieb der Banken anbetrifft, To find die neuen Normativ: 
bejtimmungen für die preußischen Hypothekenbanken jehr wohl geeignet, Aus— 
ſchreitumgen desjelben zu verhüten, und das in Vorbereitung befindliche Neichs- 
Hypothekenbank Geſetz, welches fich dem Vernehmen nach im Ganzen völlig an 
die preußifchen Bejtimmungen anfchliegen joll, dürfte auch auf die Thätigkeit 
der nichtpreußischen Hupothefenaktieninftitute von jegensreichem Einflujje jein. 

Gegen eine Monopolifirung des gejammten ländlichen Nealkredits zu 
Gunſten der Landichaften, wie jie gelegentlidy ſchon angeregt worden iſt, er— 
heben ſich daher mit Necht die größten Bedenken. 

Denn einmal ijt jelbjt von Seiten der preußiichen Staatöregierung zus 
gejtanden worden, daß die Konkurrenz der Hypotheken-Aktien-Banken höchſt 
fürdernd auf die Landjchaften eingewirkft hat. Bei der an und für fich ſchon 
höchſt jchwerfälligen Natur einzelner Landjichaften würde daher das Fortfallen 


*; Bericht über die Verhandlungen der Agrartonferenz vom Jahre 1894. ©. 196. 
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dieſer Konkurrenz mindeftens für den ländlichen Kleingrundbeſitz von großem 
Nachteile fein. 

Sodann aber fann fein Grund vorliegen, Organifationen, die anerkannter: 
maßen jchon jegt in hohem Maaße dem Intereſſe des ländlichen Grundbefiges 
dur die Zuführung unkündbaren amortifablen Kredites gedient haben, und 
deren Entwidelungsfähigkeit nach jeder Richtung hin durchaus nicht bezweifelt 
werden kann, einfach zu entfernen. 

Die geplante Neuordnung des ländlichen Kreditwejens liegt noch in weiten 
Felde. In welcher Weiſe diejelbe ſich demnächjt gejtalten wird, iſt heute noch 
gar nicht abzufehen. Das eine aber jcheint mir aus den vorstehenden Be: 
trachtungen mit Sicherheit hervorzugehen, daß nicht bloß die Landichaften, 
ſondern ohne Zweifel auch die Aktieninftitute berufen und geeignet erjcheinen, 
fortdauernd an den Aufgaben des ländlichen Kreditwejens mitzuarbeiten. 
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Die fozinle Lage der Heimarbeiter. 
Von Dr. W. Ruland in Münden. 


Unter Hausinduftrie oder Heimarbeit fafjen wir jene gewerbliche Thätigfeit 
zujammen, die daheim oder auch in Heinen Werfftätten nicht für den lofalen 
Abjag, jondern für den Vertrieb im Großen arbeitet. Entjtanden ijt Dieje 
Betriebsform wohl dadurch, daß die Familienmitglieder mit den Erzeugniſſen 
der Heim: oder Hausarbeit auf Haufirhandel ausgingen, wie noch heute die 
ſchleſiſchen Weber. Später trat zwijchen den produzirenden Heimarbeiter und 
den Käufer ein gewerbsmäßiger Vermittler oder Faktor. Er liefert dem Heim- 
arbeiter zumeilen den Rohſtoff, jelbft die Werkzeuge und jchafft jo ein Lohn— 
iyitem, bei dem der Heimarbeiter nicht mehr jeine Waare, jondern jeine Arbeit 
verfauft. In manchen Fällen jchließt fich der Faktor nur als lettes Glied an. 
Dem Hausindustriellen ift jo noch eine gewijje Selbitändigfeit gefichert. Dieje 
Fälle vermindern fich jedoch zujehends. Die Beichaffung des Rohſtoffes, des 
‚Handwerfszeuges wird immer jchwieriger; die Folge davon ijt eine dauernde 
Ausbreitung des Lohniyitems. Der Heimarbeiter, obgleich er fich gegen deu 
Gedanken wehrt, it thatjächlich ein daheim bejchäftigter Fabrikarbeiter. Ch 
feine joziale Zage befjer oder jchlechter ijt al$ die des eigentlichen Fabrikarbeiters, 
ijt für Viele noch eine ſtreitbare Frage, trogdem ein unparteitjche8 Urteil jich 
gegen das Fortbeſtehen der Hausindujtrie ausjprechen muß. Jedenfalls hat 
die Frage über Sein oder Nichtjein der Heimarbeit, mit der das Wohl und 
Wehe Taujender von Familien verknüpft ift, eine mit der Ausbreitung der 
Großindujtrie proportionell jteigende Bedeutung. Es mag daher eine Betrachtung, 
die weniger neue Ergebnifje als eine gedrängte, überfichtliche Zujammenjtellung 
deſſen bieten will, was theoretijche und praftiiche Studien über die Arbeiter: 
verhältnifje in der Hausinduftrie zu Tage gefördert haben, nicht unzeitgemäß 
ericheinen. 

Wer ſich mit diejer Frage eingehender bejchäftigen will, der jet vertwiejen 
auf die Studien von Sar über die Hausinduftrie in Thüringen, Schwied- 
land über die Hausinduftrie in Dejterreih, Schmoller's Gejchichte der 
deutjchen Kleingewerbe, jowie die einjchlägigen Publikationen in den Schriften des 
Vereins für Sozialpolitif: die den nachitehenden Ausführungen zu Grunde liegen. 

In die Bortheile der Heimarbeit theilen jich Fabrikant und Heim- 
arbeiter. Der Fabrifant hat SKoftenerjparniß an Fabrifräumen, deren 
Heizung und Beleuchtung, Majchinen ꝛc. Er eripart die Kojten, die im deutjchen 
Reich die Sozialreform den Fabrifanten auferlegt. Er verwendet ein relativ 
kleines Kapital, vorzugsweiſe Betriebsfapital (zum Ankauf von Rohſtoff und 
zu Löhnen), das nach furzer Zeit, um einen Gewinn vermehrt, wieder zu ihm 
zurückkehrt. Er braucht feine Kriſen zu fürchten wie der Fabrikherr, der jem 
Kapital nicht aus den Gebäuden und den Majchinen zurüdziehen fann. Bei 
einer Krijis fann er einfach den Betrieb einftellen. Ihm ftehen die Heimarbeiter 
nicht als geeinte Mehrheit gegenüber wie dem Fabrikbejiger die Fabrikarbeiter, 
die vermöge ihrer Solidarität ihre Forderungen leichter durchſetzen. 
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Für den Hausindujtriellen bietet die Heimarbeit nicht minder Bortheile. 
Das Zujammenleben der Familie wird gefördert. Die Kinder umd jungen 
Leute bleiben während der Arbeit unter Aufjicht ihrer Eltern. Die Eltern 
jind verpflichtet, den Kindern ein gutes Beijpiel zu geben. Entfittlichungen, 
welche beim Arbeiten in großen Maffen nahe liegen, werden fern gehalten. 
Auch die Gejellen und Lehrjungen, wie bei den Webern, üiberlaffen jich gern 
dem Einfluß des Familienlebens. Die Arbeitszeit wird nicht oder weniger 
durch die weiten Wege nad) oder von der Arbeitsjtätte beeinträchtigt. Mahl— 
zeiten, Arbeit und Ruhepauſen jchliegen jich beijer dem Bedürfniß des Einzelnen 
an als in der zabrifarbeit. 

Die Nachtheile der Hausinduſtrie bejtehen für den Fabrifanten in der 
Schwierigkeit der Kontrolle, zumal die Verleger uriprünglich Kaufleute und 
nicht technisch gebildet find. Dann in der Unjicherheit der Wblteferung, endlich 
in der oft mit der techniichen Inferiorität des hausinduftriellen Betriebes ver: 
bundenen minderen Qualität der Waaren. 

Für dem Heimarbeiter ſind die Machtheile viel bedeutender. Der 
‚perjönliche Kontakt, der ein bedeutendes Ferment der Dumanilirung des Arbeiter: 
verhältniſſes bildet, fehlt bei der Hausinduftrie, wo der Unternehmer vielfach 
Arbeiter bejchäftigt, die er gar nicht fennen kann, die aber auch die Welt nicht 
als jeine Arbeiter fennt. Weder aufrichtige humane Geſinnung noch Rückſicht 
auf jenen Ruf als wohlvollender Arbeitgeber kann alſo hier als Urſache 
‚eines humanen Arbeitsverhältniſſes wirkſam jein. Es ijt daher wahrjcheinlich, 
das der Kapitalbeichäftiger hausindujstrieller Arbeiter eher die pefuniären Vortheile, 
welche ihm jeine Stellung verleiht, ausnützt als der Fabrikbeſitzer. 

Der Lohn des Hausindujtriellen iſt vielfach niedriger als der des Fabrik 
‚arbeiters, weil die Heimarbeit unproduftiver, die Arbeitsleiftung aljo abjolut 
niedriger it al3 in dem Manufaktur und Fabrikſyſtem, der Entgelt aljo nur 
niedriger als in eimer produftivern Berufsart oder Arbeitsmethode jein kann. 
Die technifche Inferiorität der Hausinduſtrie ift nicht immer der Grund der 
niederen Löhne. Es iſt ferner die mehr abhängige Stellung vom Unternehmer, 
auf den der Heimarbeiter gar feinen Drud ausüben faın. Wie ein Proteus 
würde Diejer jedem Angreifer durch Wechjel der Gejtalt entjchlüpfen. „Mir 
it es gleich, ob ich mit Guano oder mit Spiehvaaren handle“, lautet das 
vielzitirte Wort eines Fabrikanten der Hausinduſtrie. - 

Der Hausinduftrielle darf nie jeine Forderungen bi8 zu dem Niveau des 
Fabrilarbeiters erheben. Entweder der Fabrikant bejchäftigt Fabrikarbeiter und 

‚Heimarbeiter oder nur Heimarbeiter. Im eriteren Falle wird er dem Haus: 
f industriellen jtetS die Fabrikbeſchäftigung ausipielen können. Steigert der Haus: 
industrielle jeine Anforderungen, wird er zu „theuer”, dann dehnt der Fabrikant 
in gleichem Maaße jeinen Fabrikbetrieb aus. In legterem Falle fann der 
Kaufmann erjt gar jedem Drud der Heimarbeiter ausweichen. Er ijt mit 
nichts, mit feinem Kapital an diefen Betrieb, an diefen Ort, ja nicht einmal 
an die Branche, oft wohl gar nicht an den hausinduftriellen Gejchäftsbetrieb 
überhaupt gebunden. Er ijt vielfach nur der Kommiſſionär, der heute dieſen, 
morgen jenen Auftrag bejorgt, ohne eigentlich mit der zu Grunde liegenden 
Induſtrie gemeinjame Interejjen zu haben. In dem Augenblid, wo der Heim: 
«arbeiter jeine Forderungen jteigern wollte, würde er fallen gelajjen. ie 
den Heimarbeiter und den Großfaufmann tritt in den meiſten Fällen eine 
Zwiſchenperſon, der Faktor, welcher die Gejchäfte vermittelt und jeinen Verdienſt 
aus dem Lohn des Arbeiters zieht. Die Aufjicht, welche der Staat behufs 
Annalen des Deutfhen Reicht. 1898. 39 
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des Schußes der Arbeiter gegen Ueberbürdung und gegen gejundheitsihädliche 
Snanjpruchnahme ihrer Arbeitskräfte ausübt, fallen in der Hausindujtrie zum: 
größten Theil weg. Die häuslichen Verhältnifje machen den Heimarbeiter vom 
Unternehmer mehr abhängig als den Fabrikarbeiter. Oft arbeitet er in ab— 
gelegenen fabriflojen Gegenden, wo jich eine andere als die gewohnte Arbeits— 
gelegenheit nur jchwer bietet. Er hat vielleicht noch ein eigenes Haus oder 
cin kleines Grundſtück. Dies, jowie jein Fleines Kapital, das er mit Produftions- 
mitteln, Geräthichaften, Inſtrumenten ꝛc. angelegt bat, fejjelt ihn an jeinen 
Beruf und Ort. So ift er dem Unternehmer „Sicher.“ Ihm fehlt das wirt: 
ſamſte Kampfmittel, die Mafjenarbeitseinftellung ; daran hindert ihn die Jiolierung, 
von den Genojjen, die Schwierigfeit bezw. Unmöglichkeit einer gewerfichaftlichen 
Organifirung. Un einem Ort find oft nur wenige Heimarbeiter derjelben 
linternehmung und finden fie ſich, dann fehlt häufig die perjönliche Berührung-- 
Oft werden die zartejten Kinder in einer das zuläſſige Maaß überjchreitenden 
Ausdehnung zur Arbeit herangezogen. 

Ueber den Mißbrauch, der mit der Kinderarbeit getrieben wird, geben 
namentlich die Spezialberichte von Sar über die Hausinduftrie in Thüringen 
und von Schwiedland über die öjterreichiiche Hausinduftrie ergreifende Schil— 
derungen. In Prettau bei Brunnef (Südtirol) beginnen die Kinder mit fünf 
Jahren Spigen zu Flöppeln und mit acht Jahren führen fie jchon jchwierige 
Muster aus. Das fürchterlichite Beijpiel der Kinderausbeutung in der Haus- 
mduftrie erzählt Schwiedland: die Erzeugung von Phosphorzündhölzchen im. 
vielen Orten des nördlichen Böhmens, wo 3. B. in den Bezirfshauptmannjchaften 
Königgräß und Landskron bereit3 8 und Yjährige Kinder der in den aller 
fümmerlichjten Berhältniffen lebenden Erzeuger an Phosphornefroje erfranten,. 
BVerhältniffe, welche wohl bei der vor wenigen Jahren erfolgten behördlichen 
Schliegung von einigen gejundheitswidrigen Betrieben diejer Art maßgebend 
waren. 

Die tägliche Arbeitszeit ift eine ungebührlich lange. (Beide Ungehörigfeiten 
jind nothwendig, weil der Lohn jo gering!) Sar erzählt aus Thüringen: 
„In Neufang iſt ein Geigenmacher, der treibt jein Gewerbe jeit 40 Jahren; 
er arbeitet im Sommer von 4 Uhr früh bis 12 Uhr Nachts, Frau und Kinder 
und ein jteinaltes Grogmütterchen („Sie jchafft doch etwas!“) müfjen mithelfen 
fajt ebenjo lange wie der Meijter.“ 

Die Wohnungsverhältnifje find jchlecht, weil die beften und helliten Räume 
zu gewerblichen Sweden, meijt ungejunden Berrichtungen benugt werden. Die 
Hausinduftrie fertigt durchweg marktgängige, für Dugendbedürfnifje eingerichtete- 
Durchichnittswaaren. Die Arbeit ift daher erheblic mechanischer, geiitlojer und 
die Ausbildung des Deimarbeiters einjeitiger al® die des Dandwerfers. Ein 
Anjchmiegen an den wechjelnden Gejchmad des Bublifums, das rajche Einführen 
neuer Methoden iſt bei der Hausinduftrie meijt unmöglich. Die Heimarbeiter, 
da jie im überwiegender Mehrzahl weder technijch noch kaufmänniſch gebildete 
Handwerker find, halten jchwerfällig am Hergebracdhten feſt. Einen typijchen. 
all verzeichnet Schmoller: der Kaufmann, der in der Weberinduftrie einen 
neuen Artikel einzuführen wünschte, hatte die verjchiedenften Leute anzulernen, 
mußte ihnen die neueiten Mufter, den Rohftoff liefern. Ganz bejtimmte Arten 
von Geweben mit feſtem Namen, beftimmter Breite und Stüdlänge fonnten 
in der Negel nur gefertigt werden. Bei ihnen mußte man jchon bleiben, weil 
nur über ſolche feititehende ftereotype Produfte eine Kontrolle durd; Schau: 
ämter, eine Stempelung möglich war; und dieſe Kontrolle wieder war unents 
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behrlih, weil ohne fie die Waaren, welche der einzelne Kaufmann lieferte, 
welche aber Dugende von Webern gefertigt hatten, zu ungleichmäßig ausgefallen 
wären, weil unter den Eleinen Webern immer viele waren, die nicht jo weit- 
jichtig jein konnten, wie heute jede große Fabrik es ijt oder jein jollte, einzu= 
jehen, daß Eleine Fäljchungen und Nachläfjigfeiten den ganzen Abjat gefährden. 

Das Anlage und Betriebsfapital der Hausindustrie iſt durchichnittlich 
erheblich geringer als zur Anlage einer Fabrik erforderlich it. Die Folge 
davon ijt häufig verjchärfte Konkurrenz und Neigung zu ſaiſonmäßiger, ruchveijer 
Arbeit. Imdireft jchadet die Hausinduftrie, weil durch eine „Verewigung“ 
derjelben die Herbeiführung bejjerer Zuftände in dem Manufaktur- und Fabrik— 
ſyſtem verlangjamt und erjchwert wird, da gewerfichaftliche Organijation und 
ftaatlicher Arbeiterichug in der Hausinduftrie gar nicht oder nur unvollkommen 
wirfen fünnen. 

Es fragt ſich nunmehr: Wie jtellt jich die Sozialpolitif zur 
Hausindujtrie? Eine weile PBolitif wird umterjcheiden zwiſchen einer 
[ebensjähigen und nicht mehr Tebensfähigen Hausinduftrie und bejtrebt jein, 
die Erftere zu heben, die Letztere einem janften, aber jicheren Tode entgegen: 
zuführen, oder um ein treffendes Wort zu adoptiren, fie auf den Ausſterbe— 
Etat zu jegen. Damit find die beiden Hauptwege einer im Sinne der Sozial- 
reform thätigen Politik gegeben, die erwägen muß, was in dem einen, was in 
dem andern Fall zu thun it. 

Zunächſt jet gegenüber Senen, welche die Hausindujtrie bedingungslos 
und gänzlich — wollen, Folgendes betont: Erſtens kann nicht geleugnet 
werden, daß die Hausinduftrie für manche Gegenden nicht nur möglich, jondern 
durchaus geboten ijt; jo find im Eijenacher Oberland Weberei, Holzichnigerei, 
Anfertigung von Beitichen und Korbwaaren bei der geringen Wohlhabenheit 
und dem Mangel ausreichender Beichäftigungs: Möglichkeiten eine Lebensfrage 
für das Bolf. Um lokalen Nothitänden abzuhelfen, wurde in Defterreich unter 
der Aegide der Regierung die Mujchelmopfdrechslerei zu Tachau in Böhmen 
organifirt und die Korbflechterei durch Inftruktoren (in Mähren) zu Wjatin 
und Wallachijch-Mejaritich, (im Niederöfterreich) zu Zwattl in Böhmen in 
Königsjaal bei Prag, endlich (in Galizien) in Rudnik heimisch gemacht. So 
erzählt Schwiedland. 

— hat für eine ganze Reihe von Thätigfeiten die Hausinduftrie mit 
der Nähmajchine einen neuen Boden erhalten. Aus dem Sächjiichen wird 
berichtet, daß zwar einerjeitS die Zahl der Stidmajchinen in den Fabriken 
zunimmt und ein bisher noch der Hausſtickerei gehöriges Gebiet ſich zu eigen 
macht, dat dagegen für alle Arbeit, in der die gewöhnliche Nähmaschine ausreicht, 
die Hausinduftrie wieder zunimmt. Der Dauptabjag der Nähmaschinen geht 
nicht an Fabriken, jondern an Familien, an fleine Gewerbtreibende. Daß 
neben den verjchwindenden, durch die Fabriken verdrängten Hausinduſtrien 
auch heute noch immer neue ſich bilden, liegt im Wejen der hiſtoriſchen Ent— 
widlung. Die Hausinduftrie ift nach Schmollers treffender Auffaſſung für 
viele Gejchäftszweige das nothwendige Hiftoriiche Mittelglied zwijchen Hand- 
werf und Fabrik, zwijchen der Lofalproduktion und der Maſſenproduktion für 
den großen Markt; und jo jehen wir heute noch, nach 300 Jahren, in Stadt 
und Land aus älteren Formen des wirthichaftlichen Lebens neue Hausindustrieen 
entjtehen. So haben ſich ganz meue Indujftrieen, wie z. B. die Tabakinduſtrie, 
zunächjt überwiegend in der Form organijirt, daß der Tabak den Heimarbeitern 
zur Cigarrenfabrifation in’8 Haus gegeben wird. Viele Lurusgewerbe der 
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Hauptjtädte haben eine hausinduftrielle Zorm angenommen.) Die Wohnungs: 
verhältnifje der großen Städte und die neuere Ausbildung des Verkaufsge— 
ichäftes, das wir im jogenannten Magazinjyitem vor uns haben, haben dieſe 
Art von Gejchäftsorganijation begünftigt, allerdings durch die Einjchiebung 
eines wucheriſchen Vermittlerthuns, durch das proletarische Ueberangebot von 
elenden Arbeitskräften in den Großſtädten, ihm unter dem Namen des Sweating- 
oder Schweißſyſtems neuerdings eine traurige Berühmtheit zunächſt in England 
dann auch in Berlin — traurigen Angedenfens — erworben. 

Eine weije Bolitif wird bejtrebt jem, die Hausindujtrie von den Gebieten, 
wo jie dem Fabrikſyſtem ohnmächtig gegemüberjteht, ab» und in die Betriebs: 
zweige hineinzulenken, wo ſie noch exiſtenzfähig ut Ju allen Fällen, wo 
große Majchinen nothwendig ſind, die jich der fleine Meijter nicht wohl halten 
fan, ift der Uebergang von der Hausindujtrie zum Fabrikbetrieb in großen 
Etabliifements angezeigt: Die Maſchinenweberei wird nur jchiver in die Hütte 
de3 fleinen Mannes einfchren ; ebenjo bildet die Hausindujtrie der Nageljchmiede, 
der Bürſtenbinder, theilweiſe auch der Stickerei ein zu elendes Ausfommen, als 
daß man nicht ihr Aufhören, ihren Erſatz durch Fabriken wünjchen müßte. 

Der Hausindurtrie jollten namentlich die Modewaaren gehören ; die Stapel: 
artikel entjprechen einem dauernden Begehr und geitatten daher fortdauernden 
Fabrikbetrieb. Wo dieſe noch der Hausinduſtrie verbleiben, it es ein Zeichen 
gewerblicher Zurückgebliebenheit oder bejonderer Schwierigfeiten in der Technif. 
Die Modewaaren unterliegen einer ungemein wechjeluden Nachfrage und zu 
ihrer raichen Ausnützung eignet ſich bejonders Die Hausinduſtrie, da ihre 
Kapitalienleiter feinerlei Nüdjichten auf felte Anlagen fennen und mit ihrem 
Betriebsfapital ziemtich ungebunden Jind. Daher bei der fabrifmäßigen Her— 
jtellung der Stapelartifel fortwährende Herſtellung der verkäuflich bleibenden 
Waaren, aber, zu den gedrüdteiten Breifen, Gewinnen und Löhnen, Dagegen 
bei der hansindujtriellen Modewaaren-Fabrikation verhältnigmäßig Hohe Löhne 
bei günſtiger Conjunktur (da jelbjt die Höchiten Yöhne ich auf moderne Artikel 
abwälzen lafjen), beim Rückgang aber große Arbeitslojigfeit. 

Zur Erhaltung einer unabhängigen bäuerlichen Bevölferung, vor allem 
des bäuerlichen Mittelſtandes, der im Bedürfniß der wirthichaftlichen Erhaltung 
der Familie bei Mangel einer Berwerthung in anderen Erwerbszweigen zur 
Zeit nur allzu häufig den Weg zu den ‚Fabriken der benachbarten Stadt 
nimmt oder in iſolirten Dorfgemeimden zu drücender Armut berabjinft, iſt Die 
Erhaltung oder gar Einführung der Dausinduftrie unter Umftänden wünfchens- 
werth. 

Welches ſind, fragen wir nunmehr, die Mittel zur Erhaltung 
einer lebensfähigen Hausinduſtrie? Die Sozialpolitiker nennen 
folgende: 

1. Korporative Selbſthilfe auf dem Gebiet des genoſſenſchaftlichen Lebens: 
Creditvereine, Rohſtoffgenoſſenſchaften, Magazingenojienichaften, Produktivge— 
noſſenſchaften, wodurch größere Beſtellungen ermöglicht, entferntere Abſatzgebiete 
gewonnen, und Ausbeutung durch gewiſſenloſe Aufkäufer vermieden — in 
Summa der Kampf mit der Maſchineninduſtrie ausgehalten wird. Oft hat 
nur das Genoſſenſchaftsweſen den hausinduſtriellen Betrieb und die kleineren 
Geſchäfte überhaupt den Fabriken gegenüber erhalten. Beſonders ſchwer iſt es 


) Notre capitale est devenue la plus grande Fabrique collective du monde. 
Te Roy, ref. soc. II, 154. ö 
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für den Eleineren Meifter, guten und billigen Robjtoff, Leder, Garn und Tuch) 
u. dgl. zu faufen. Es iſt nicht zu bejchreiben, wie der fleine Mann, der um 
jeden Preis Arbeit jucht, da von gewifjenlojen Händlern betrügerijch über: 
thenert umd bejonders durch abjichtlichen Lotterfredit in Abhängigkeit gebracht 
wird. Da wirken die Sreditvereine, Die Rohjtofigenofjenjchaften Wunder. 
Ebenjo wichtig jind 2. Gemeinfame Berfaufsmagazine für die Produkte der 
Hausindujtrie in den betreffenden Gemeinden, jowie 3. Ständige Ausstellungen 
von Produften der Hausinduſtrie eines Ortes, endlich 4. Gemeinfame Waſſer— 
oder Dampffräfte mit den entiprechenden Einrichtungen. Dieje eminent wichtige 
Maßregel fünnte ohne irgend welchen Berluft, wenn es an anderen Mitteln 
fehlt, vom Staat oder von Gemeinden (wie in Nürnberg) in die Hand ge 
nommen werden. Ein jolches auf Aktien gegründetes Etablijjement, in dem 
Dampf: und Wajjerfraft an die einzelnen Eleinen Meiſter vermiethet wird, 
befindet jich für Drechsler und NReifendreher in Dresden. Im Nürnberg, 
dejjen Spielmaaren:, Meſſing- und Metallwaaren-Indnitrie eine blühende haus: 
indujtrielle Betriebsform zeitigt, befinden jich die Werkſtätten — da ſich das 
Handwerk ebenjowohl für die einzelnen Artikel al3 ſogar für mande Mani: 
pulationen in vielfacher Weile zergliedert hat — jeltener in großen Fabrik— 
paläjten, dagegen meijt in den Eleinen Wohnungen der Gewerbetreibenden. Ihre 
Hauptjtüge jind die vom Magijtrat angefauften, umgebauten und eingerichteten 
Mühlen, in welchen Lofale und Kraftbenugung am Gewerbetreibende ver: 
miethet werden. Die kleinen Produzenten vermitteln entweder den Abſatz ſelbſt 
(jo dem nähern durch Beſuch der Münchener, Leipziger und Frankfurter Meſſe) 
oder jie überlafjen den Vertrieb dem Nürnberger Kaufmann, der nicht bloß 
Kommiſſionär it, jondern auch die Gewerbsfeute gelegentlich mit neuen Mustern 
verjorgt, häufig Yager hält, Vieles auf Spekulation arbeiten läßt und Neijende 
ausjendet. Dabei aber find die für ihn arbeitenden Gejchäfte völlig unabhängig. 
5. Eine direkte und indirefte Staatshülfe wäre die nothwendige Ergänzung 
der Selbjthülfe- Vor allem wäre eine Ausdehnung des gejeglichen Arbeiter: 
ſchutzes auf die Hausindustrie joweit dies möglich und rathſam, wünjchenswerth. 
. Einerjeit8 würden dadurch in gerechter Weile allen Kategorien von Arbeitern 
gleiche Wohlthaten, wie jte jich aus den Arbeiterſchutz Geſetzen ergeben, zus 
fommen, andererjeitS würde der Unternehmer verhindert, jich dem Zwang der 
Gejeggebung für gejchlojiene Etabliffements durch Entweichen in die Haus: 
indujtrie zu entziehen. Allerdings wird dadurch die Hausindujtrie auf die 
Dauer eriftenzunfähig: denn PVorjchriften über die janitäre Bejchaffenheit der 
Arbeitöräume, über die Grenze der Heranziehung der Familienmitglieder, der 
Frauen und Kinder zur Arbeit, über das Maximalmaß der täglichen Arbeits: 
zeit 2c. — ſie nicht zu vertragen. 

r Staat kann der Hausinduſtrie helfen durch Errichtung und Unter— 
ftügung * Fachſchulen. Nur eine ſyſtematiſche Ordnung des Zeichen- und 
ewerblichen Fortbildungsunterrichtes, wie fie betjpielsweije jeit beinahe drei 
Sahraehnten in Württemberg erfolgt it und dieſe Wohlthaten bis in die 
kleinſten Städte umd größern Dörfer binausträgt, genügt. Ob nicht den 
Unternehmern ein Zwang zur Freilafjung gewiſſer Stunden für den Beſuch 
ber Schulen, den Arbeitern ein gewijjer Zwang des Bejuchs aufzulegen jei, 
wird jchon jeit zwanzig Jahren in den Handelsfammerberichten als eine offene 
Trage behandelt. Ein jolcher Unterricht wäre das einzige Gegengemwicht 
gegen die durchaus einſeitige, keine techniſche und menſchliche Erziehung ge— 
währende Beſchäftigung unſerer 14 — 18 jährigen jungen Leute. Die 
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mechanischen Hilfsmittel der Hausinduftrie find die denfbar primitiviten, ſie 
erregen das Mitleid und das Staunen des Fachmannes. Un diejen Werk: 
ftätten jind die Fortichritte der Jahrhunderte jpurlos vorübergegangen. Wir 
find nicht mehr in Europa, wenn wir in einer Bauernwerfitätte der Viechtau 
weilen, jagt Exner, die Siamejen und Kaffern ftehen in Bezug auf das Haud— 
werfsgeräth nicht zurücd hinter dem bäuerlichen Handarbeiter der Besfiden und 
des Aurachthales. Die Unterjtügung der Fachichulen, die eine beſſere Technik 
einbürgern, Geſchmack und Formenſinn zu verbreiten und zu veredeln juchen, 
fann nur da von Bedeutung jein, wo fie den Uebergang zum Kunjtgewerbe 
vermitteln. Das ijt aber im vielen Zweigen der Hausindujtrie 3. B. bei den 
Grifflern und Tafelmachern der Natur der Sache nach ausgejichlofjen, wie 
Sar aus jeinen Erfahrungen in Thüringen fonftatirt, in anderen Zweigen 
wiederum, wie in der Sorbflechterei, Holzichnigerei, Pfeifeninduftrie ijt es nur 
zum fleinjten Theil, bei den bejjeren Artifeln, möglich, während die für den 
Mafjenabjag berechneten Gegenftände, an denen zumeiſt die ganze Induſtrie 
hängt, wohl eine zweckmäßigere Gejtalt und gefälligere Formen erhalten fünnen, 
aber eine individuelle Behandlung, die doch allein fünjtleriichen Werth bat, 
der größeren Koſten wegen nicht ertragen. Da iſt e8 denn nad) Sar' Meinung 
nur eine Frage der Zeit, ob, wie bei den Spielwaaren, die Manufaktur jich 
joldyer Stapelartifel bemächtigt oder gar, jobald es der technijche Produftions: 
prozeß erlaubt, die Fabrik ihre majchinelle Herjtellung an fich reißt. In beiden 
Fällen hat die legte Stunde der Hausindujtrie geichlagen; der Gang der Ent: 
widlung fann aber wejentlich verzögert werden durch die Dazwilchenkunft von 
Genoſſenſchaften. 

Der Staat könnte ferner Vertrauensperſonen gewinnen, welche genoſſen— 
ſchaftliche Vereinigungen unter den Heimarbeitern anregen und unterſtützen, 
ihnen mit Rath und Anweiſung, unter Umſtänden auch mit poſitiver Hilfe 
beiſtehen. Ein gewiſſer Fonds, angewieſen auf ſtaatliche oder kommunale 
Mittel, müßte jenen, weniger aus dem Kreis der Bureaukraten, als aus dem 
Kreis tüchtiger Techniker oder Kaufleute zu Wählenden zur Seite ſtehen. Ihre 
Hauptſorge hätte ſich auf die techniſchen Fortſchritte der kleinen Geſchäfte zu 
beziehen: auf die erwähnten Magazineinrichtungen, lokalen Ausſtellungen, vielleicht 
Prämien für Anſchaffung neuer Werkzeuge und Maſchinen, Ueberlaſſung von 
Werkzeugen auf Probe. Namentlich könnte der Staat die Ortsgeiſtlichen ge— 
winnen, daß ſie als Faktoren auftreten, wie dies bereits an manchen Orten 
die Pfarrer ſpontan thun. Ueberwachung der moraliſchen und hygieniſchen 
Zuſtände in der Hausinduſtrie, (Schlafſtüben!) endlich Abhilfe, wenn nöthig 
mit geſetzlichen Mitteln gegen den Krebsſchaden der Hausinduſtrie, die Lohn— 
verkürzung, ſind zwei weitere Mittel der Staatshilfe. 

6. Die erwähnten Fachichulen, in denen jachgemäßes Zeichnen, gewerbliches 
Rechnungsweſen, Geichäftsaufjäge, Buchführung u. a. gelehrt wird, würden die 
Hausinduftrie jehr aufbejlern. Bon bejonderer Bedeutung find die wandernden 
—— wie z. B. die Fullwanger Schnitzereiſchule in Baden, die für die 
Schwarzwälder Uhrenjchniger Wanderfurje abhält, um Meifter in der Derjtellung 
geſchmackvoller Schnigereien zu üben. 

Damit wären die wichtigften Maßregeln zur Aufbejjerung der Hausindujftrie 
angegeben. Um nicht fünjtlich eine Hausinduftrie da zu halten, wo nothiwendig 
zulegt doch das Fabrikſyſtem fiegt, wäre als Grundlage folder Maßregeln 
eine umfajiende Enquete diejer Verhältniſſe etwa alle drei oder vier Jahre, 
zu empfehlen. Erjt auf Grundlage einer derartigen Detailinformation fünnen 
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auch die Einzelvorichläge gemacht werden. Da die Allgemeine Arbeiterichug: 
geſetzgebung in der Dausinduftrie aus nabeliegenden Gründen nicht durchführbar 
iſt, jo empfichlt Schmoller eine Spezialgefeggebung für einzelne Hausindu— 
‚ftrieen, welche dann in der Negel den ganzen Staat, in Deutjchland das Neich 
umfaſſen müßte; in Deutichland wären vielleicht Bundesrathsverordnnungen, 
twie wir ſie für einzelne Induſtrieen jchon haben, noch angezeigter. Als ofiene 
Frage läßt er dahingeitellt, vb nicht daneben auch cine gejegliche Bollmacht 
wiünjchenswerth wäre, um für die Negierungsbezirfe die Ordnung lofaler haus: 
induſtrieller Verhältniſſe durch Polizeiverordnungen zu regeln. Es handelte 
jic) in einem wie im anderen alle darum, innerhalb einer bejtimmten Haus: 
indujtrie die üblichen Verträge einer gewiſſen Nechtsnorm zu unterwerfen; 
es handelte fich um eine Neibe von Beltimmungen, die analog der Arbeiter: 
ſchutzgebung für die Großinduſtrie den jpeziellen Zuftänden der einzelnen Haus— 
indujtrien angepaßt werden müßten. Das Zweite, was nach Schmollers 
Anſicht möglich und wünjchenswerth wäre, it da, wo heute noch) in der Daus: 
indujtrie Verbände der Verleger und Deimarbeiter bejtehen oder jich bilden, die 
richtige Vermittlung zwischen ihnen eintreten zu lajjen, die Verbände cher zu be— 
günjtigen, als ihnen das Leben zu erjchweren, ihre gemeinjame Thätigkeit zu fördern. 

Zwei recht gelungene Beiſpiele legterer Art zeigten j. Zt. die Meininger 
Griffelinduſtrie und der Stidereiverein der Ofjtichweiz und Vorarlbergs: nachdem 
die Gewerbefreiheit und Die Entdedungen von Öriffelbrüchen auf privaten 
Grund die Konkurrenz und Noth auf das Höchjte gejteigert hatten und ſelbſt 
die Verkaufsgenoſſenſchaften mißlungen waren, gelang es 1383—84 dem herz. 
Minifterium, eine Einigung aller Genojjenichaftler und aller Brivatgriffelmacher 
mit einer bedeutenden Firma herbeizuführen, wonach dieje zu feſtem Preis das 
‚ganze Jahresproduft von 300 Millionen Griffeln abnimmt: „die Leute find 
Damit zufrieden." Bon 1885—87 emigten jich Kaufleute, Ferger und Stücker 
der Oſtſchweiz umd des Vorarlbergs, in einem Stidereiverband zur Vereinbarung 
‚und Geltendmachung gewiſſer allgemeiner Normen und jchügenden Beſtimmungen 
jür die Fabrikation. Das Gelungene des genojjenichaftlichen Vorgehens iſt am 
beiten daraus zu erjehen, daß feither die ſächſiſche Strideret ſich angeichlojien bat. 

Bor fieben Jahren hat der Verein für Sozialpolitif, nachdem Profeſſor 
Stieda in den Berichten des Vereins (Bd. XXXIX 1839) eine allgemeine 
Ueberjiht über den gegenwärtigen Stand unjerer Kenntniß der deutjchen Haus— 
induſtrie gegeben, eine Reihe von Driginalberichten über die Dausindujtrie in 
verjchiedenen Theilen von Deutjchland veröffentlicht, um zu erforjchen, unter 
welchen Bedingungen dieje Betriebsform jich noch gegenwärtig behaupten und 
die Grundlage befriedigender jozialer Zuftände jein kann. 

Die Berichte, welche dem Bereine hierauf zugingen, zeigen zur Genüge, 
wie widerjpruchsvoll die Auffaſſungen über die Erxijtenzberechtigung der Haus: 
industrie und ihre eventuelle Abichaffung d. i. Umwandlung in das Fabrik— 
Äyftem find. Die wichtigjten und älteften Zweige der ſchleſiſchen Hansinduftrie, 
die Spinnerei und Weberei, nächit derjenigen in der Rheinprovinz die aus— 
gedehntejte in Preußen, find meijtens im Niedergang begriffen, und man fann 
das nach dem Urtheil des Referenten nicht einmal bedauern, da die Beſchäftig— 
ung in der Fabrik mit ihrer geregelten Arbeitszeit und ihrem meijt befjern 
Lohne, bejonders jeit Einrichtung der Krauken- und Unfallverjicherung und der 
immer weiter ausgedehnten Arbeiterichuggejeggebung ungleich mehr Garantie 
Für Leben und Gejundheit des Arbeiters bietet als die Hausinduſtrie. Ebenſo 
averden die Ausjichten der Hausweberei im Fichtelgebirge von dem Neferenten 
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als nicht günftig bezeichnet. Ob jein Borjchlag, man jolle die Leute durdy 
richtig geleitete Fachſchulen und reichliche Stipendien dahin bringen, daß jie 
bejjere Arbeiten fertigen und dadurch höheren Verdienſt erzielen, realifirt wird, 

ift zu wünſchen, aber nicht vorauszujehen. Desgleichen wird die Lage der 
hausindujtriellen Arbeiter in Berlin und den nächitgelegenen Kreifen (Weberei, 
Wüjchefabrifation, Damen- und Herrenfonfektion, Anfertigung von Bhantafie- und- 
Pofamentirwaaren) als feine günitige bezeichnet, troßdem nicht in Abrede gejtellt 
werden fann, daß die Eriftenz vieler Taujende von Familien von dem, wenn. 
auch geringen Verdienſt, abhängt und manches Mädchen durch den Verdienſt 
in der Hausinduftrie vom fittlihen Verfalle zurüdgehalten wird. 

Dagegen berichtet die Osnabrüder Handelstammer über die Hausindujtrie 
in ihrem Bezirk, dab eben durch Die Heimarbeit, ſei es als alleinige Beichäftig- 
ung, jei e8 als Nebenerwerb einer großen Anzahl von Arbeitern mit Fami— 
lien erjt möglich geworden, überhaupt bejjer als fümmerlich zu leben oder ſich 
in einen gewiſſen Wohljtand zu bringen, daß fie auc zur Hebung der ganzen 
Gegend beigetragen. Ebenjo tjt im Bezirk der Handelsfammer Offenbach a. M. 
(Lederwaaren-Induftrie) mach dem Berichterftatter cher eine Vermehrung als 
eine Verminderung der Hausinduftrie zu erwerben. Der Schwarzwälder Holz 
ſchnitzerei prophezeit der Referent, daB fie, jpeziell die eigentliche, vom Hauch 
der Kunſt durchwehte Holzichnigerei in jabrifmäßigen Betrieben, welche die 
Mafjenfabrifation fultiviren, niemals ihre wahre Heimjtätte finden wird. Der 
fünjtlerijch gebildete Schnigler muß jich deshalb mit Naturnothwendigfeit wieder 
zu emanzipiren juchen; er wird dann jein jchönftes Arbeitsfeld finden in der 
Hausinduſtrie, welche dem Schwarzwälder ohnehin am beſten zuſagt. Ferner 
glaubt der Reſerent über die häusliche Bürſtenfabrikation im badiſchen Schwarz— 
wald, daß dieje im Berein mit der landwirtbichaftlichen Nebenbeichäftigung, 
zum Segen der Bevölferung jei und es fich durchaus rechtfertigen ließe, jtreb- 
jame, tüchtige Unternehmer größerer bausinduftriellen Betriebe geeigneten. 
Falles auch durch jtaatliche Beihilfe zu unterjtügen, ſelbſt auf die Gefahr hin, 
daß aus ihmen jelbjt wieder mit der Zeit großinduftrielle Betriebe heraus- 
wachſen könnten. Der Bericht aus dem Eijenacher Oberland bezeichnet bei 
der geringen Wohlhabenheit und bei dem Mangel anderer Beichäftigungs- 
möglichkeiten die dortige Hausinduftrie (Schuhmacher, Sattler, Riemer, Holz: 
ſchuh- und Korbmacher) und deren thunlichjte Förderung als eine. Lebensfrage 
für den Bezirf. Hält man dem gegenüber, was der Referent über das Berchtes- 
gadner Holzhandwerf als Heimgewerbe jagt — daß die auf die Hausinduftric- 
verwendete Zeit viel werthvoller einer anderen Bejchäftigung zugemwendet werden; 
fünnte und daß es nationaldfonomijch richtiger erjcheine, eine derartige Pro— 
duftion nicht mehr länger jtaatlic zu unterftügen und auf diefe Weije fortzufriiten, 
jondern die Leute durch Einziehung des Begünftigungsholzes in Todesfällen zu 
zwingen, jich lohnenderen Bejchäftigungen zuzumenden — jo jieht man, daß dic, 
Hausinduftrie i in den verjchiedenen Bezirfen eine verjchiedene Beurtheilung erfährt. 

Im Allgemeinen erjcheint jedoch die Hausinduftrie heute nur noch als- 
Ucbergangsform vom Handwerk in den Großbetrieb zeitgemäß und bei der 
durch die Sozialreform herbeigeführten und ſtets erweiterten Arbeiterſchutzgeſetz— 
gebung ihre Ueberführung in die höhere Form angebracht. Auf jeden Fall 
wäre es in Bezug auf die noch beſtehende Hausinduſtrie Pflicht, nicht unthaͤtig 
ihrem Untergang zuzuſehen. 

Ueberblicken wir den Stand der heutigen Forſchungen auf dem 
Gebiete der Hausinduſtrie, ſo finden wir trotz der widerſpruchsvollen 
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Auffaſſung in der Litteratur überall dasjelbe Mittel zu ihrer Aufbeflerung: 
Organijation. Allerdings kommen nach Stiedas Anficht die langathmigen 
ausführlichen Reglements und Schauordnungen, welche viele Regierungen ers 
lajien, der Tendenz auf Freiheit nicht entgegen, jondern jchnüren den Ges 
werbetreibenden in diejelben jpanijchen Stiefel, welche das lokale Zunftitatut ihm 
hinzuhalten pflegte umd jo beabjichtigen 3. B. die Neglements, wie fie in 
Preußen erlajlen wurden, ebenjo wie die jächjishen und Erlanger Ordnungen 
eigentlich nicht der Hausinduftrie Vorſchub zu leiften. Sie find meiſt techni= 
chen Inhalts, halten an den alten zunftmäßigen Emrichtungen fejt und lafjen 
der imdividnellen Freiheit nur geringen Spielraum. Gerade dieſe aber hatte 
die Dausindujtrie möthig, wenn fie emporfommen wollte. Schwiedland 
glaubt, mit der Einbeziehung der BDeimarbeiter in die Urganijation der 
Werfftättgehilfen würden die ärgſten Konkurrenten bei Seite treten, ander: 
jeits würde mit der Erhöhung der Löhne der Hausindujtrie verhindert, day, 
wenn die Werfitattarbeit jtockt, die der Sipgejellen deito flotter von jtatten 
geht. „Im der Frage der Heimarbeit fann der Staat wie auf dem Gebicte 
der Arbeiter: Organtjation überhaupt den jozialen Geichehnijjen nur folgen, 
nicht ihmen befehlen, wohl verwalten, nicht aber jchaffen, (?) furz, die allge 
meine Bewegung nur beeinfluffen, jo durch) Einordnung der Sitgejellen in 
die gejegliche Organijation der regulären Gehilfenjchaft, durch Evidenzhaltung 
der Sitzgeſellen, ihre Zuzählung zu der bezüglichen Gehilfenverfammlung, durch 
unnachlichtige Durchführung der Kranfenverficherung: jeine wichtigjte Aufgabe 
aber bejteht ein Gewährenlaffen der freien, jelbftthätigen Organijation. In 
die heutige Richtung der Entwidlung — des Meidens der Produftion jeiteng 
des Kapitals, der Benügung der Arbeit unter den unproduftivjten techniichen 
Bedingungen — Wandel zu bringen, tjt die Arbeiterjchaft, über deren Organi— 
jationsfräftigfeit heute fein Zweifel mehr bejteht, wohl in der Lage. Wenn 
auch jonach der Staat die Aufgabe, die Nachtheile zu bejeitigen, welche aus 
der Verbreitung der Hausinduſtrie dem Werkitattsbetriebe erwachjen, nicht 
direft durch ein Thun erfüllen fann, jo vermag er es doc) indireft durch eine 
Duldung der freien Organijation der Arbeiterjchaft.* Alfo äußert ſich Schwiedland. 

Wir aber müjjen Zar zuftimmen, wenn er glaubt, daß allem Anjcheine 
nach die Genojlenichaftsfrage in der Hausinduftrie ihren mehr afademijchen 
Charakter lange nicht abjtreifen wird; die private Initiative fehlt und eine 
andere ijt faum zu erwarten. So dürfte die Zerbrödelung der Heimarbeit 
ungejtört fortjchreiten und ein Etüd nach dem andern der Manufaktur oder 
dem Fabrifbetrieb anheimfallen. Sollen wir dieje Entwidlung beklagen? Die 
zahlreichen Forſchungen, die namentlich in den legten Jahren auf dem Gebiete 
der Hausindustrie angejtellt wurden, lajjen faum daran zweifeln; in jeltener 
Uebereinftimmung bat jich eviwiejen, daß die viel gerühmten Vorzüge der 
Hausinduftrie, die ein Kompendium vom andern unbejehen übernimmt, meijt 
nur in der Einbildung bejtehen, hingegen die Nachtheile nur zu jehr traurige 
Wirklichkeit jind. Die Illufionen jind verjchwunden; man erfennt in der Heim: 
arbeit eine rückſtändige Betriebsform, bei der, unfontrolirt und unfontrolirbar, 
die größte Ausdehnung des Urbeitstages mit Anjpannung der ganzen Familie 
und bejonders nicdrigen Löhne Hand in Hand gehen. 

- Uns erjcheint daher jelbjt die noch Icbensfähige Hausindujtrie nur mehr: 
als Uebergangsform vom Handwerk in den Großbetrieb zeitgemäß und bet 
der durch die Sozialrejorm herbeigeführte und ſtets erweiterte Arbeiterichuß. 
Geſetzgebung ihre Ueberführung in die höhere Form angebrad)t. 
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Verſchärfung der geſetzlichen Unterhaltspflicht. 
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Durch die jüngfte Reichsgejeggebung zieht fich das Beftreben hindurch, 
die Vorſchriften über die gejegliche Unterhaltspflicht zu verfchärfen und dieſe 
zu erweitern; durch eine ftrengere Normirung diefer an fich der Ethif ange- 
hörenden Pflicht, welche durdy den Staat und feine Gefeßgebung in eine 
‚Rechtspflicht umgewandelt worden ift, deren Erfüllung mit allen Mitteln des 
ftaatliben Zwangs bewirkt werden kann, ſoll einmal die Unterhaltspflicht, 
welche den Organen der öffentlihen Armenpflege binfichtlih hülfsbedürftiger 
Perſonen obliegt, gemildert und jo die Armenlaft erleichtert, andrerfeit3 Die 
Wiedereinziehung der diefen Organen erwachjenen Ausgaben und Aufwendungen 
von den zum Erjag verpflichteten Perſonen in weiterem Umfange als bisher 
ermöglicht werden. Eine hierher gehörige Vorfchrift enthält das Geſetz vom 
12. März 1894 (R.G. Bl. ©. 259 betreffend die Nenderung des Geſetzes 
über den Unterjtügungsmwohnfig und Die Ergänzung bes — — 
es iſt Durch dasſelbe in 8 361 des deutſchen Strafgeſetzbuchs unter Ziffer 1 
eine Strafvorichrift eingefügt worden, welche denjenigen mit ber —— 
oder mit Geldſtrafe bis zu 150 Mark bedroht, der, obſchon er in der Zage 
it, Diejenigen, zu deren Ernährung er verpflichtet ift, zu unterhalten, fich 
der Unterhaltpflicht troß der Aufforderung der zuftändigen Behörde derart 
entzieht, daß durch Vermittelung der Behörde fremde Hilfe in Anjpruch ge- 
nommen werden muß. Dieje Strafbejtimmung ift in grundjäglicher Hinficht 
von großer Bedeutung; eine zivilrechtliche Verpflichtung, allerdings eine Ber: 
pflichtung befonderen Karakters und prinzipaler Wichtigkeit wird unter den 
Schub des Strafrecht gejtellt, der Staat jtellt jeine Strafgewalt zur Ber: 
fügung, um die im Wege des Zwangs erfolgende Erfüllung derjelben zu 
fichern. Der Entwurf der verbündeten Regierungen ging in diefem Punfte 
noch weiter, er wollte auch die Unterbringung derjenigen Perjonen, welche 
die Unterhaltspflicht nicht erfüllen, unter den obigen Vorausſetzungen in dem 
Arbeitshaus gejtatten, dieſe Maßregel erregte im Heichötage jedoch lebhafte Be— 
denfen und ungeachtet der warmen Befürwortung, welche ihr der Vertreter 
der verbündeten Regierungen angedeihen ließ, ſah man fich veranlaßt, die 
HZuläßigfeit der Ueberweifung der betreffenden Perjonen an die Landes: 
polizeibehörde zu befeitigen. Die zivilrechtlichen Vorſchriften über die Ver— 
pflihtung zur Gewährung des Unterhaltes find hierdurch ihren ganzen Um: 
fange nach unter den Schuß des Strafrecht gejtellt worden, e3 fann von der 
Mebertretungsftrafe auf Grund des 8 361 Ziffer 10 des Str.G.B. Gebrauch 
gemacht werden ſowohl gegen den Ehemann, welcher feiner Ehefrau nicht den 
gejeglichen Unterhalt gewährt, gegen den Vater, welcher feine ehelichen Kinder 
der Öffentlichen Armenpflege überläßt als auch gegen den Erzeuger eines uns 
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ehelichen Kindes, welcher nad) Maßgabe des anmwendbaren bürgerlichen Rechts 
zur Unterhaltung desjelben verpflichtet it. Durch das bürgerliche Geſetzbuch 
hat dieſes Bejtreben eine weitere Anerkennung erfahren; indem dasjelbe die 
Baterichaftöflage bei unehelichen Kindern zuläßt und den Vater eines unehe- 
lihen Kindes zur Gewährung des dem Stande der Mutter entjprechenden 
Unterhalts bis zu dem jechszehnten Lebensjahre des Kindes verpflichtet, wälzt 
es die Lajten, welche durch Verpflegung und Erziehung ſolcher Kinder er: 
wacien, von den Armenverbänden auf diejenigen Perſonen ab, die nach den 
Grundjägen einer gefunden Ethif nicht minder hierfür aufzufommen haben 
wie nach den Anfchauungen, welche durch den Gefichtspnnft der ausgleichen: 
den Gerechtigkeit beherricht werden. Die weiteftgehenden zivilrechtlichen Vor: 
ſchriften über die Unterhaltspflicht jtehen aber der Hauptjache nad auf dem 
Papier, wenn das Gejeg nicht die Möglichkeit gibt, zum Zwecke ihrer Bei- 
treibung auch das Vermögensobjeft mit Bejchlag zu belegen und zu pfänden, 
das bei den in Betracht kommenden WBerjönlichkeiten gegen welche fich der 
Unterhaltsanſpruch richtet, zumeift das einzige zu fein pflegt, den Arbeits: und 
Dienjtlohn. Die Sicherung des Arbeits: und Dienftlohns gegen Prändungen 
jeitens der Gläubiger hat die neuere Gejeggebung in fajt allen Staaten im 
Intereſſe der allgemeinen Wohlfahrt verwirklicht; das deutſche Reich ift hier— 
mit bereit3 vor der Zeit vorgegangen, in welcher die fjozialpolitiichen Ideen 
ſich Einfluß auf die Rechtsbildung verſchafften. Schon im Fahre 1869 wurde 
ein Gejeß hierüber erlajjen, während in manchen Staaten, beifpielsweile ın 
Belgien und Frankreich erjt in den legten Jahren eine inhaltlich gleiche Ord— 
nung der Materie zu Stande gebradt wurde. Die Zivilprozekordnung hat 
diejes Gejeg unverändert gelaljen, der nach der Beitimmungen desjelben un: 
pfändbare Arbeits: und Dienftlohn fann auch nicht zum Gegenjtand einer 
Zwangsvollitrefung im Sinne des Zivilprozeßgeieges gemacht werden. Un— 
geachtet aller Rüdjichtnahme auf die Verhältniſſe derjenigen Perjonen, deren 
Einfommen in dem Arbeits: und Dienftlohn jo gut wie ausjchließlich beiteht, 
mußte jedoch für gewille Forderungen eine Ausnahme von dem Grundjage 
der Unzuläßigfeit der Pfändung zugelajien werden, zu dieſen Forderungen 
gehören —— diejenigen, welche auf Gewährung des Unterhalts ge— 
richtet ſind. Nach dem Geſetz vom 21. Juni 1869 finden die Beſtimmungen 
desſelben keine Anwendung insbeſondere auf die Beitreibung der auf ge— 
ſetzlicher Vorſchrift beruhenden Alimentationsanſprüche der Familienglieder. 
In der Rechtſprechung beſteht kein Zweifel, daß dieſe Vorſchrift zu Gunſten 
der Alimente nicht angerufen werden kann, welche unehelichen Kindern ſeitens 
des unehelichen Waters geſchuldet werden‘), ebenſowenig kann die geſchiedene 
Ehefrau ſich derſelben zum Zwecke der Beitreibung der ihr gegen den ehemaligen 
Ehegatten zuſtehenden Unterhaltsanſprüche bedienen?); hingegen iſt in Doktrin 
und Praxis die Frage beſtritten, ob die Armenverbände, welche auf Grund 
des $ 62 des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz von den zum Unter: 
halt der von ihnen unterjtüßten Perſonen Verpflichteten Erjag begehren, das 
Privileg der Ziffer 3 des $ 4 des genannten Geſetzes für ſich und ihre Er— 
jaßforderungen in Anſpruch nehmen können? Nach $ 62 ijt jeder Armenver: 
band, welcher nah Maßgabe des Gejeges einen Hülfsbedürftigen unterjtügt 
hat, befugt, Erſatz derjenigen Leitungen, zu deren Gewährung ein Dritter 
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aus anderen als durch diejes Geſetz begründeten Titeln verpflichtet ift, vor 
dem Berpflichteten in demjelben Maße und unter denjelben Borausjegungen 
zu fordern, als dem Unterftüßten auf feine Leiftungen ein Recht zuitebt; es 
ist num die Frage entitanden, ob der Unterhaltsanſpruch des Unterjtügten jammt 
dem Vorrecht bezüglich der Zwangsvollitredung oder ohne dasjelbe übergeht? 
Manche Gerichte nehmen an, daß lehteres überhaupt nicht übergeben fünne, 
weil es ein perjünliches Privileg jei, da& nur dem Unterhaltsberechtigten ume 
jeiner Perſon willen eingeräumt jei; Vorrechte diefer Art müßten aber von 
dem Uebergang als ausgejchlofjen betrachtet werden, auch dann, wenn derjelbe 
auf einer gejeglichen Zeſſion beruht. ine andere Anficht bejtreitet die 
Möglichkeit des Uebergangs zwar nicht, verlangt aber eine bejondere Zeilion 
darüber. Won manchen Autoren und Gerichten wird auch angenommen, daß 
die Geltendmachung der Erjaßforderung des Armenverbandes auf einem jelb: 
jtändigen, in $ 62 des Unterſtützungswohnſitz-Geſetzes konſtruirten Nechtstitel 
beruhe und diejerhalb der Verband als ein Dritter zu bezeichnen jei; auf 
Dritte beziehe ſich aber das Vorrecht mit nichten, weil die betreffenden Vor: 
ichriften als Ausnahmen der Negel ſtrikt auszulegen jeien. Die Frage bat 
nicht nur Bedeutung für die Anwendung des Geſetzes vom 21. Juni 1869, 
jondern auch für die des S 749 Ziffer 7 und 8 der Zivilprozeßordnung, 
weil hier die Pfändung ohne Nüdficht auf den Betrag für zuläßig erflärt 
wird, wenn fie zur Befriedigung der Ehefrau und der ehelichen Kinder des 
Schuldners wegen jolcher Alimente beantragt wird, welche für die Zeit nach 
Erhebung der Klage und das für dieſen Zeitpunkt vorausgehende legte Viertel- 
jahr zu entrichten find. In der Praxis machte fich die Unmöglichkeit, den 
Arbeits und Dienftlohn zu Gunsten der Unterhaltsforderungen unebelicher 
Kinder mit Beichlag zu belegen und zu pfänden, in unangenehmer Weije 
geltend, die Armenverbände jahen fich hierdurch der Möglichkeit beraubt, im 
den meilten Fällen, in welchen jie für den Unterhalt und die Erziehung un: 
ehelicher Kinder Ausgaben gemacht hatten, diejelben von dem zum Unterhalt 
Berpflichteten wieder beizutreiben ; in geringerem, aber immerhin noch in be 
merfenswerthbem Umfange ergaben fih Mißitände auch daraus, daß die Yohn- 
pfändung zwar für den Unterhalt der Ehefrau, hingegen nicht für denjenigen 
der gejchiedenen Frau gejtattet war. Die Abänderung des Gejekes vom 
21. Juni 1869 jowie der betreffenden Beftimmungen der Zivilprozeßordnung 
wurde Dieferhalb vielfach angeregt, insbejondere waren es die Öftlichen Armen: 
verbände, welche diejelbe lebhaft wünschten. Ihre Bejtrebungen fanden Unter— 
ftügung im Neichstage und bei den verbündeten Regierungen; ein von dem 
Neichstagsabgeordneten Grafen Hollitein dem Reichstage vorgelegter Gejeß- 
entwurf, welcher die gefennzeichneten Mißſtände bejeitigen wollte, fand bei? 
fällige Aufnahme; auf ihm beruht das Gejeg vom 29. März 1897 wegen 
Abänderung des Geſetzes betreffend die -Beichlagnabme des Arbeits- oder 
Dienjtlohnes und der Zivilprozegordnung (R.G.Bl. ©. 159). 

Wie erwähnt ſprach das Geſetz vom 21. Juni 1869 in Ziffer 3 des 
$ 4 nur von den auf gejeglicher Vorschrift beruhenden Alimentationsaniprüchen 
der Familienglieder; die Novelle hat den Ausdrud Familienglieder bejeitigt, 
fie nennt die Verwandten, den Ehegatten und den früheren Ehegatten und bes 
grenzt die Zuläfligfeit der Pfändung dadurch, daß fie nur folche Unterhalts- 
beiträge im Auge hat, welche für die Zeit nach der Erhebung der Klage 
und das Ddiejem Zeitpunkt vorausgehende lette Vierteljahr zu entrichten find. 
Welche Berwandten auf Grund gejeglicher VBorjchrift die Gewährung des 
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Unterhalts begehren können, bejtimmt fi) vom 1. Januar 1900 ab nad) dem 
bürgerlichen Gejegbuche; nach $ 1601 desjelben jind Verwandte in gerader 
Linie verpflichtet einander Unterhalt zu gewähren; Verwandte in gerader 
Linie find nach $ 1589 ſolche Perjonen, deren eine von der anderen ab» 
jtammt. Zwiſchen dem unehelichen Kinde und deſſen Water bejteht feine 
Verwandtichaft. Die Ausdehnung der Vorrechte der Pfändung auf die Unter: 
haltsforderung des früheren Ehegatten ift durchaus berechtigt; nach $ 1571 des 
BG.«B. iſt der Unterhaltsanipruch eines früheren Ehegatten dadurch be: 
dingt, daß der andere als der alleinfchuldige Theil erflärt worden iſt; der 
Frau gegenüber macht das Geſetzbuch noch die weitere Bedingung, daß jie 
den jtandesmäßigen Unterhalt nicht aus den Einfünften ihres Vermögens, und, 
jofern nach den Verhältnifjen, in welchen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb 
durch Arbeit der Frau üblich ift, nicht aus dem Ertrag ihrer Arbeit bejtreiten 
fann, während gegenüber dem Manne nur noch gefordert wird, daß er außer 
Stande ift, fich jelbit zu unterhalten. Was die unehelichen Kinder und ihre 
Unterhaltsforderungen betrifft, jo findet nad) dem durch die Novelle dem 
bisher geltenden Gejege vom 21. Juni 1869 hinzugefügten $ 1 und ta dasjelbe 
hierauf nur infoweit Anwendung, als der Schuldner der in $ 1 und 3 
erwähnten Vergütung zur Bejtreitung feines nothdürftigen Unterhalts und zur 
Erfüllung der ihm feinen Verwandten, feiner Ehefrau vder feiner früheren 
Ehefrau gegenüber gejeglich obliegenden Unterhaltspflicht nicht bedarf. Wei 
einer Konkurrenz von Unterhaltsforderungen der jegigen oder früheren Che: 
frau jowie der Verwandten mit denjenigen unehelicher Kinder haben aljo eritere 
jtet3 den Vorrang, jo daß es nicht berechtigt erfcheint zu behaupten, das (We: 
je babe die Unterhaltsanfprüche der unehelichen Kinder denjenigen der ehe: 
lichen in Anjehung der Zwangsvollitrefung volljtändig gleichgeitellt. Die 
Konkurrenz beider Anjprüche ift aber zu Folge ausdrüclicher Vorschrift des 
Geſetzes nur dann vorhanden, wenn entweder die Leiltungen für die Ehefrau 
und Berwandten jich auf denjelben Zeitraum beziehen wie die Unterhalts- 
forderung der umehelichen Kinder oder, fofern leßtere nach dem Ehegatten 
oder einem Berwandten Klage erhoben haben, wenn die Unterhaltsbeiträge 
für die Zeit von dem Beginn des Vierteljabrs an zu entrichten find, welches 
der joeben erwähnten Klage vorausging. Hierdurch ſoll verhütet werden, dab 
der Unterhaltsverpflichtete gegen die Pfändung jeines Lohnes zu Gunften 
der Unterhaltsforderung eines umnebelichen Kindes den Einwand erheben 
fann, er müſſe für einen Verwandten oder jeinen Ehegatten den Unterhalt 
aufbringen, jofern legterer einen anderen, weiter zurücliegenden Zeitraum um: 
faßt. Unterhaltsbeiträge verjähren nach $ 197 des B.:6.-B. in vier Jahren 
jeit der Entitehung des Anſpruchs. In vollitändig entiprechender Weiſe iſt 
8 749 Abſatz 4, der Zivilprozekorduung abgeändert worden. Ob diefe Ne: 
gelung des Berhältnifjes zwischen den FForderungen der unehelichen Kinder 
umd denjenigen der Verwandten bezw. der Ehegatten als eine jehr zweckmäßige 
bezeichnet werden kann muß dahin geftellt bleiben; die Befürchtung it nicht 
von der Hand zu weilen, daß dieſelbe zu zahlreichen Nechtsitreitigfeiten Anlaß 
geben wird und auf von einander verjchiedene Urtheile wird man fich um jo 
mehr gefaßt machen dürfen, als die Faſſung der betreffenden Vorſchrift wegen 
ihres etwas jchwerfälligen Satzbaus zu Zweifeln da umd dort Anlaß gibt. Es 
wäre vielleicht bejjer und jedenfalls einfacher gewejen, wenn man, einem in 
den Verhandlungen des Neichstags von Seiten des Abgeordneten Lenzmann 
gemachten Vorjchlage entiprechend, das Verhältniß, in welchem bei einer Kon: 
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furrenz von Forderungen beider Kategorien diejelben zu berüdjichtigen find, 
nad) eins für allemal jejtitebenden Prozentjägen bejtimmt hätte; für die Praxis 
der Bolljtredungsgerichte hätte eine derartige Vorſchrift zweifellos eine große 
Erleichterung geboten und auch die Nechtsjicherheit wäre Dadurch in nicht un= 
erheblichem Grade gefördert worden, weil dann dem Ermeſſen des Richters 
nicht der Spielraum wäre eingeräumt geweſen, der ihm inhaltlich der Faſſ— 
ung der Novelle zur Verfügung ſteht. Die an Hand der Nechtiprechung zu 
machenden Erfahrungen dürften in Bälde hierüber genügende Auskunft geben. 

Bezüglich der Eingangs erwähnten Ztreitfrage, ob die erjaßberechtigten 
Armenverbände das privilegium causae der auf fie vermöge einer substitutio 
ex lege übergegangenen Forderung geltend machen fünnen, enthält die Novelle 
feine Vorſchrift; aus dem gejeßgeberifchen Zweck aber, der zu ihrem Erlaß 
Anlaß gab, folgt unzweifelhaft, daß nach dem Willen des Gejeggebers die 
Armenverbände die Kohnpfändung in demjelben Umfange bewirken dürfen, wie 
die von ihnen unterjtügten Perſonen jelbjt und daß es hierfür einer ausdrüd- 
lichen Uebertragung feitens der zur Beanjpruchung des Unterhalts Befugten 
nicht bedarf. Ohne dieß hätte ja die ganze Novelle für die Armenverbände 
faum einen Werth. Uebrigens dürfte nach dem bürgerlichen Geſetzbuch die 
Frage faum noch als eine offene zu bezeichnen fein — da dasjelbe auf Dem 
Standpunkte fteht, daß mit der Uebertragung einer Forderung die mit diefer 
zur Zeit der Uebertragung verbundenen VBorzugsrechte ohne Unterjcheidung 
nach dem Grunde diefer Rechte auf den neuen Gläubiger übergehen. 

Die Novelle vom 29. März 1897 enthält feine bejondere Beſtimmung 
über den Zeitpunkt ihres Inkrafttreten, es findet hiernach die Vorichrift im 
Artikel 2 der Neicheverfajjung Anwendung. Es entjteht mun die ‘Frage, 
welche Wirkung der Inhalt derjelben gegenüber den Unterhaltsanſprüchen bat, 
die bereitS vorher zur Entitchung gelangt find? Als zweifellos muß es be 
trachtet werden, dab die neuen Normen binfichtlich aller Unterhaltsanjprüche 
angerufen werden fünnen, welche bereit3 bejtehen, vor einer rückwirkenden 
Kraft im eigentlichen Sinne kann hierbei nicht geiprochen werden, jomeit aljo 
die Unterhaltsansprüche gejchiedener Ehegatten und ſolcher umehelicher Kinder 
noch nicht erlojchen find fünnen diejelben unter den oben des Näheren hervor- 
gehobenen VBorausfegungen aus dem Arbeits- und Dienjtlohn bezw. aus dem 
in $ 741 Biffer 7 und 8 bezeichneten Einfommen nunmehr zwangsweije bei- 
getrieben werden. Die Forderung an fich hat durch die Novelle feine Ab- 
änderung erfahren, lediglich die Bedentung derjelben für die Zwangsvollſtreck 
ung in das bewegliche Vermögen ift eine andere geworden. 

Die Tragweite der Vorfchriften der Novelle wird von dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ab eine erheblich größere werden; für die Rechts— 
gebiete, in welchen zur Zeit die Vaterſchaftsklage unftatthaft ift und der Vater 
eines umehelichen Kindes nur auf Grund einer freiwilligen Anerkennung der 
Baterichaft zur Zahlung von Unterhaltsgeldern verpflichtet erjcheint, haben die 
zu Gunften der ımebelichen Kinder erlafjenen Beitimmungen vorab wenig 
Werth; mit dem 1. Januar 1900 ändert fich dieß; befanntlich läßt das B.-©. 
die Naterfchaftsflage zu; der Vater ift, wie oben fchon hervorgehoben wurde, 
nach 8 1708 verpflichtet, dem unehelichen Kinde bis zu der Vollendung des 
16. Lebensjahres den der Lebensſtellung der Mutter entiprechenden Unterhalt 
zu gewähren; auf Grund des neuen Geſetzes kann der hierauf gerichtete An- 
ſpruch auch aus dem Wrbeits- oder Dienjtlohn beigetrieben werden, allerdi 
nicht fchlechthin, aber doch in zahlreichen Fällen, in welchen bislang der An- 
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jpruch des unehelichen Kindes wegen des Mangeld an pfändbaren Vermögens— 
objeften mur auf dem Papiere ftand. Ungeachtet der Beitimmung, welche den 
Unterhaltsanjprüchen der Ehefrau und der ehelichen Kinder einen Vorzug 
vor den Alimentenforderungen unehelicher Kinder gewährt, bezeichnet die Novelle 
doch einen weitern Schritt auf dem Wege, welcher zu der Aijimilirung der 
rechtlichen Stellung ehelicher und unehelicher Kinder führt; daß diefe Ajfimi- 
lirung vom Standpunkt der Ethik nicht weniger zu befürworten ijt als von. 
dem der Sozialpolitif aus, wird immer mehr anerfannt und wenn es auch bei 
Abfaſſung des Bürgerlichen Gejegbuchs nicht gelungen ift, den hieraus fich er- 
gebenden Konjequenzen voll und ganz Ausdrud durch pofitive Rechtsſätze zu 
verichaffen, jo hat doch anderjeits die bislang bejtandene Rechtsungleichheit der 
Kinder beider Kategorien und die Benachtheiligung und Zurückſetzung der un: 
ehelichen Kinder eine wejentlihe Milderung und Abſchwächung erfahren und- 
ihr entipricht der Inhalt der Novelle vom 29. März 1897. Man hat es bei 
der Beiprechung derſelben als nicht unbedenklich bezeichnet, daß der praftiiche 
Zwed diejer Gleichjtellung von ehelichen und unehelichen Kindern im einer 
Entlajtung der Armenverbände bejtände und hierdurch die Befriedigung an: 
derer Gläubiger beeinträchtigt werde; dieſe Bedenken find jedoch nicht gerecht: 
fertigt. Allerdings wird ja eine gewilje Entlajjung diefer Verbände durch das 
Geſetz bewirkt werden, allein in derjelben ift nicht etwa ein Nachtheil, jondern 
vielmehr ein Vortheil zu erbliden; es bejteht Fein Grund, die Allgemeinheit 
mit der Erfüllung einer Verpflichtung zu belaften, die dem Einzelnen obliegt 
und der er fich nur unter Verlegung der elementaren Grundgejege der Ethik 
entziehen kann, e3 bejteht gewiß fein Grund, die Allgemeinheit mit den Laſten 
zu bejchweren, welche die Folgen individuellen Leichtjinns und individueller 
Frevelthat find. In je höherem Maß der Gejeßgeber für den Unterhalt und 
die Erziehung eines unehelichen Kindes deſſen Vater verantwortlich macht um 
fo mehr wird der Pflichtvergejjenheit und der Lieblofigfeit entgegengearbeitet, 
in um jo weitergehendem Umfange mit jenem inhumanen Rechtsjage gebrochen, 
dab die Vaterſchaftsklage verboten ift und der Vater eines unehelichen Kindes 
ſich um dasfelbe nicht zu kümmern brauche, einem Nechtsfag, der in Deutjch- 
land die längfte Zeit gegolten hat. Um deßwillen erbliden wir in der Novelle 
einen Fortfchritt auch in ethiſcher Hinficht. 
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Beidhskommiflare für das Auswanderungswelen 
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Bremen. 


Die Auswanderung über Bremen hat im verfloſſenen Jahre mit 46 798 Per— 
fonen, von welchen 9550 deutjche ReichSangehörige waren, jeit 1894 den niedrig: 
ten Stand erreidt. 

Es wurden befördert im Jahre 


1893 . 2. ..2......109400 Berjonen, 
1894 2 .220202.47499 R 
1895 0.202 02020268992 i 
186. 22.2.6700 


KBUR ut 46 798 J 

Wie aus dieſen Angaben zu erſehen, iſt die Zahl der Auswanderer im 
vorigen Jahre gegen 1894 noch um 701 Perſonen geringer. 

Während die deutſche Auswanderung ſich ſeit 1894 von Jahr zu Jahr ver— 
mindert und allein im Vergleich der letzten beiden Jahre um 2989 Perſonen 
abgenommen hat, kommen die erhöhten Ziffern der Jahre 1895 und 1896 nur 
auf die außerdeutſchen Auswanderer, aber auch dieſe haben gegen das Jahr 1896 
allein um 17253 Köpfe abgenommen. 

Das Hauptziel diefer Auswanderer waren im Jahre 1897 wieder die Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika; die Auswanderung nad anderen Ländern 
bewegte ji) in mäßigen Grenzen. 

Wie im Jahre 1896 bildeten wiederum die ruſſiſchen und öjterreidhiichen 
Juden, jomwie die Galizier das Hauptfontingent der Reiſenden, während Die 
deutihe Emigration jehr zurücdgegangen it. Diefe Verminderung der Aus— 
wanderung it wohl auf die in den Vereinigten Staaten herrichenden wirthſchaft— 
lihen Berhältnifje zurüdzuführen, insbefondere auf den zum Theil durch die 
Ueberfättigung des Landes mit europäishen Waaren bedingten ArbeitSmangel 
und auf die damit in Zuſammenhang jtehende Herabjegung der Löhne, zumal 
in Deutjchland günjtigere Arbeitsbedingungen vorhanden waren. Auffällig iſt 
es, daß öjterreichiiche Kolonijten, die früher den weitlih von Chicago gelegenen 
Staaten den Vorzug gaben, jet mehr nad den Südjtaaten Texas, Georgia ꝛc. 
reifen, um ſich dort Grundbejig zu erwerben. 

Eine Auswanderung rufiiicher Juden nad) Südafrifa (Johannisburg) hat 
aud in dem verflojjenen Jahre jtattgefunden, doc war die Perjonenzahl um 
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8324 geringer al3 wie im Jahre 1896. Eine Zunahme der Auswanderung nad 
Trandvaal ift in Folge der dort zur Zeit Herrfchenden Unruhen vorläufig nicht 
‚zu erwarten. 

Bejonderd bemerkenswert iſt, daß fich ein Heiner Trupp Auswanderer, be— 
stehend aus 105 Deutjchen und 112 Fremden (größtentheil3 Galiziern) mit dem 
vorzüglich ausgerüfteten Bremer Segelihiff „H. F. Glade“ am 4. April v. 3. 
nad Honolulu begab, um auf den Zuderplantagen der Firma Hadfeld & Co. 
Beihäftigung zu finden. Die Fahrt nad Honolulu dauerte 113 Tage und alle 
Perſonen jind dort wohlbehalten gelandet worden, Es wird jedoch feitens der 
Firma Hadfeld & Eo. beabjichtigt, Fünftighin für ihre Plantagen feine deutjchen 
"Arbeiter mehr anzumerben. 

Der Reichskommiſſar hat die regelmäßigen Reviſionen in den Auswanderer— 
Logirhäufern in Begleitung eines Nachmweifungsbeamten auch in diefem Jahre 
vorgenommen und die Käufer durchweg in gutem Zuſtande gefunden. 

Der Gejundheitäzujtand der Auswanderer und Nücdwanderer war während 
ihres hiejigen Aufenthalt3 und während der Reife auf den Schiffen ein recht 
‚guter. 

Zwei hiejige Erpedienten der indirekten Auswandererbeförderung haben ihr 
Geſchäft aufgegeben. Einem derjelben ijt wegen Konkurſes von der Auswander— 
angsbehörde die Konzefiion zur Beförderung von Auswanderern mit Schiffen der 
Andorlinie genommen worden. 

Die hier befindlihen evangeliihen und katholiſchen Auswanderermijjionen 
‚hielten regelmäßige Auswanderer-Gottesdienjte vor Abgang der Dampfer ab. Die 
Auswanderer wurden von den Beamten des Nachweijungsbüreaus bei Ankunft 
am Bahnhof und durd Plakate in den Logirhäufern auf diefe Gottesdienſte auf: 
‚merfjam gemacht. 

Die dem Norddeutihen Lloyd bisher gehörigen Fracht- und Pafjagierdampfer, 
welche den Verkehr zwijchen Bremen-Stadt (Freihafen) und Großbritannien ver- 
mitteln, jind ſeit Auguſt v. J. auf die hieſige Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft „Argo“ 
übergegangen. Die Schiffe wurden wegen der Beförderung über England reiſender 
Auswanderer von der Bremer Behörde für das Auswanderungsweſen im April 
v. Is. unter das Auswanderergeſetz geſtellt. 

Die Beförderung von Auswanderern mit den zwiſchen Bremen und Leith 
fahrenden engliſchen Dampfern „Prague“ und „Stettin“ hat wegen der deutſchen 
Konkurrenz aufgehört. 

Der Reichskommiſſar hat auch im Jahre 1897 die Auswandererſchiffe der 
direkten und indirekten Linien nach beſtimmten Grundſätzen inſpizirt. Es wurden 
von ihm, wenn nicht beſondere Umſtände eine Ausnahme bedingten, diejenigen 
Auswandererſchiffe, welche von ihm am Tage der Abfahrt revidirt worden waren, 
bei der nächſten Reiſe einen Tag vor der Abfahrt beſichtigt. 

Durch die Reviſion am Tage der Abfahrt pflegt der Reichskommiſſar feſt— 
zuſtellen, ob das Schiff in Betreff ſeiner Boote, feiner inneren Einrichtung und 
YAusrüftung, jowie feiner Sicherheitsvorkehrungen und GSeetüchtigfeit den Vor— 
jchriften entjpriht. Zur Prüfung der Schiffsbefagungen fehlt ed an diefem Tage 
gewöhnlich an Zeit, da dad Schiff im Begriff ift, in See zu gehen. 

Bei der Revifion am Tage vor der Expedition des Schiffes ſoll hauptjäd- 
lich feftgejtellt werden, ob die Schifisbefagung in der geſetzlich vorgejchriebenen 
Stärke und Eigenſchaft vorhanden, nad den Rollen vertheilt und mit dem Sicher- 
heits⸗ und Boot3dienjt vertraut ift. Den Uebungen der Mannjcdaften in dieſem 
wichtigen Dienſt hat der Reichskommiſſar befondere Aufmerfjamfeit zugewandt 
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und ſämmtliche Ererzitien gelegentlich jeiner Anmwejenheit an Bord perjünlid ge= 
leitet. Zur Prüfung des Schiffes felbft iit der Tag vor der Abreije nicht günftig, 
weil dasjelbe noch in der Ausrüſtung begriffen iſt. 

Sur Uebrigen leitete im vorigen Jahre die einheitliche Ausbildung der Mann= 
jhaften an Bord der Lloydjdiffe, während ihrer Anwejenheit in Bremerhaven,. 
in Sicherheit und Bootsdienit ein älterer Offizier ded Norddeutichen Lloyd, 
der gleichzeitig Mejerveoffizier der Kaiferlihen Marine ijt und eigens zu dem 
Zwed für mehrere Monate an Land fommandirt wurde. 

In Folge diefer jyitematischen Uebungen find die Bejatungen in muiter- 
gültiger und einheitliher Weije ausgebildet worden und genügten in jeder Hin— 
fiht den an jie geltenden Anforderungen. Die Disziplin der Schiffsmannihaften 
war, jomweit der Reichskommiſſar beobachten fonnte, einzelne Fälle ausgenommen, 
eine vorzügliche. Als vor zwei Jahren die Bootömanöver und NRuderübungen 
obligatorijch wurden, waren die Schiffsmannjchaften von der Nothwendigkeit des 
vermehrten Dienſtes noch nicht überzeugt, hielten denjelben vielmehr für eine 
unangenehme Zugabe; heute werden Bootdmandver und NRuderübungen, haupt- 
fählih die Segelübungen, von den Offizieren und Mannſchaften al3 eine ange- 
nehme Abwechſelung in dem fonjt einförmigen Dienjt betrachtet und ihre Wichtig- 
feit voll anerkannt. 

Die Einrihtungen der im April v. 3. unter dad Bremiſche Auswanderer 
geſetz geitellten Dampfer der Dampfichifffahrtögejellihait „Argo“ entiprechen be- 
züglich der Einrichtungen und Ausrüftung im Allgemeinen noch nicht den Vor— 
jchriften, auch fehlt es den Schiffsführern an Zeit, die geringeren Bejagungen 
(je 18 Köpfe im Durchſchnitt jtarf) in dem Bootd- und Sicherheitädienit jo aus— 
zubilden, wie diefelben an Bord der transozeaniihen Dampfer ausgebildet werden. 
Die Gejellihaft „Argo“ iſt jedoch bejtrebt, den Anforderungen des Reichskom— 
mifjars zu genügen. 

Ueber die Auswandererdampfer des Norddeutihen Lloyd iſt noch Folgendes 
hervorzuheben: 

Der Norddeutihe Lloyd hat auch im vorigen Jahre feine Flotte wieder 
dur eine Neihe hervorragender erjtklaffiger Dampfer vermehrt. ES find dieß 
die großen Dampfer der Barbarojja = Klafje: „Barbarofja,“ „Königin Luife,“ 
„sriedrich der Große“ und „Bremen“ für die nordamerifaniihe und die aujtra= 
lifche Linie, der gewaltige Schnelldampfer „Kaifer Wilhelm der Große“ für die 
Sinien Bremen —Nemw:Yorf und ferner die Dampfer „Coblenz“ und „Mainz“ 
für die Linie nad) Brajilien. Alle dieje find Doppelichraubendampfer. Die dur 
das Doppelichraubensyitem gewährten größeren Vorzüge, vor Allem die größere 
Sicherheit, haben den Lloyd veranlaßt, felbit bei den Dampfern „Eoblenz“ und 
„Mainz“, zu denen demnächſt der Dampfer „Trier“ als Schweiterfchiff hinzutreten 
wird, obwohl dieje Schiffe nur für den Fracht- und Zwiſchendeckspaſſagier-Ver— 
fehr bejtimmt find, dieſes Syitem einzuführen. Bekanntlich hat der Norddeutjche 
Lloyd während der legten Jahre feine Dampfer ausſchließlich auf deutſchen Werften 
gebaut. Auch die vorerwähnten Dampfer find auf deutjchen Werften entitanden 
und jtellen ein Stüd deutjcher Arbeit vor, das namentlich in dem neuen Schnell- 
dampfer „Kaifer Wilhelm der Große* und den Dampfern der Barbarojja-Maffe 
im Auslande allgemeines Aufjehen erregte. 

Die Dampfer find mit den neuejten techniſchen Einrichtungen verſehen; in 
erjter Reihe ift der Schotteneintheilung eine bejondere Sorgfalt gewidmet worden. 
Der Scnelldampfer „Raifer Wilhelm der Große“ meijt 16, die Dampfer der 
Barbaroſſa-Klaſſe 12 und die der Coblenz-Klaſſe je 7 waſſerdichte Schotten mit 
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möglichjt wenig Durcdgängen auf. Sämmtlihe Dampfer jind zur Verminderung 
der Rollbewegung mit jogenannten Schlingerkielen, jeitlih den Schiffsboden an— 
gebrachten Kielen, ausgerüjtet, welche ſich ausgezeichnet bewährt haben. Bei den 
Dampfern der Barbaroſſa-Klaſſe und dem neuen Schnelldampfer „Kaiſer Wilhelm 
der Große” iſt noh die Einrichtung eines eleftrifchen Kontrolapparates für 
Schottenihließungen zu erwähnen, durch welche es dem Kapitäne möglich ift, 
oben auf der Kommandobrüdfe jeden Augenblid an einem Tablean zu erfennen, 
ob die wajjerdichten Thüren geöffnet oder gejchlojjen iind. Diejer Apparat jtellt 
einen neuen Fortſchritt in den Sicherheit3einrichtungen der Schiffe dar, welcher 
namentlih bei Schiffsunfällen eine nicht zu unterichäßende Bedeutung gewinnt. 
Auf dem Dampfer „Coblenz“ find ſeitens des Lloyd PVerjuche mit einer neuen 
Bootdaufitellung, Patent Storm, vorgenommen, deren wejentliche Neuerung darin 
beiteht, daß es möglich gemacht werden joll, bei einem nicht zu jtarfen Ueber: 
neigen des Schiffe auch von der hohen Bordjeite aus die Böte jchnell und ficher 
zu Wafjer zu bringen. 

Die Dampfer der Barbarofja » Klafje haben eine Länge von 166 m, der 
Raumgehalt der Schiffe beträgt etwa 10 500 Regiitertonnen, die Wajjerverdräng- 
ung 20 000 Tonnen ; die beiden Majchinen entwicdeln zujammen eine Stärke von 
7—8000 %Bierdefräften, welche dem Schiffe eine Gejchwindigfeit don reichlich 
14 Meilen in der Stunde verleihen. Die Schiffe, denen ihre große Länge eine 
angenehme Fahrt gibt, beiigen Einrichtungen für 300 Kajütspaſſagiere und bis 
zu 2000 Zwijchendedspafjagieren; ihres großen freien Dedraumes und der luftigen 
Innenräume wegen find te für die Beförderung von Zwiſchendeckspaſſagieren be= 
jonders geeignet. Aeußerſt beliebt ijt die in zwei Ubtheilungen zur Anwendung 
gefommene Kammereinrihtung für Familien von zwei und vier Perfonen. Der 
Scnelldampfer „Kaifer Wilhelm der Große“ hat bei einer Länge von 198 m 
einen Raumgehalt von 14 350 Negiitertonnen und beſitzt Einrichtungen für die 
Aufnahme von 700 Kajüts- und etwa 800 Zmilchendedspafjagieren. Die 
Maſchinen des Schiffes indiziren zujammen ca. 28 000 Pferdeſtärken, die Ge— 
jchwindigfeit jtellt jih auf 21 bi$ 22 Meilen in der Stunde. Der Dampfer 
hat mit feiner auf der Rückreiſe von New-York nah Bremen im November er- 
zielten durchſchnittlichen Gejchwindigfeit von 22,,, Meilen alle übrigen Schnell- 
dampfer geichlagen. Als Neuerung ijt bei diefem Dampfer die Anlage einer 
Schugßeinrihtung auf der Klonımandobrüde, beitehend aus einem in der Mitte 
errichteten Schußhaufe und jeitlichen Thürmen, hervorzuheben, wodurd; den Navis 
gationsoffizieren ein geſchützter Aufenthalt geboten iit, jo daß auch bei jchwerem 
Wetter und überfommenden Seen zuverläjjiger Ausgud gehalten werden fann. 
Auch für das Heizerperjonal iſt in bejonderer Weije Fürjorge getroffen, indem 
für jämmtlihe drei Wachen eigene Wohnräume hergeitellt worden jind, fo daß 
jede Wache für jich untergebradt it, eine Eintheilung, welde vor Allem den 
Borzug hat, da die zur Koje befindlichen Mannjchaften bei Wacjenablöjungen 
nit im Schlafe geitört werden. In unmittelbarer Nähe der Schlafräume find 
zugleih umfangreiche Wajch- und Badeeinrichtungen hergejtellt worden. Ferner 
ijt für die Leute ein eigener Speifefaal hergerichtet, jo daß fie ihre Mahlzeiten 
außerhalb ihrer Schlafräume einnehmen können. Die Heizerräume find ſowohl 
durch jelbjtthätige, jogenannte Utley'ſche Seitenfenjter-Ventilatoren als durch elet- 
triſch getriebene Gebläjemajchinen in ausgiebigem Maße ventilirt. 

Die Dampfer der Coblenz-Klaſſe find Schiffe von 94m Länge und 3170 
Regiftertonnen Raumgehalt; die Gejchwindigfeit diefer Schiffe beträgt 12 Meilen. 
Außer einigen Kajütspafjagierzimmern befigen die Dampfer Einrichtungen für 
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230 Zwijchended3pafjagiere, welche in einem hohen luftigen Poopded untergebracht 
find. Auch diefe Schiffe entjprechen jowohl in räumlicher wie hygieniſcher Hin— 
fiht allen Anforderungen. 

Aus der Flotte des Norddeutichen Lloyd jind im vorigen Fahre ausgeſchieden 
die Dampfer „Graf Bismard“, „Kronprinz Friedrich Wilhelm“ und „Hohenftaufen“. 
Es find dies ziemlid die leßten älteren Dampfer, welche der Norddeutiche Lloyd 
noch bejaß, jo daß mit dem Ausjcheiden diefer Schiffe die Verjüngung der Flotte 
dejjelben nahezu durchgeführt iſt. 

Im Bau befinden jich gegenwärtig noch der Schnelldampfer „Kaifer Friedrich“ 
und Poſtdampfer „Trier“, erjterer bei 3. Schihau in Danzig und leßterer bei 
der Firma G. Seebed, A.“G. in Geejtemiünde. 

Am 1. Oktober dv. 3. unternahm der Reichskommiſſar für dad Auswanderungss 
wejen mit Genehmigung des Herrn Staatsjefretärd des Innern eine Information 
reife nah Hamburg, um die Einrichtung dortiger Schiffe zu bejichtigen. 

Am 20. und 21. Dezember v. %. nahm derjelbe an einer Konferenz zur 
Berathung von Vorſchriften für Auswandererjdiffe, im NReichdamt des Innern, Theil. 

Unter den über Bremen befürderten 46,798 Perſonen, von denen 9,559 
Deutjhe und 37,239 Ausländer waren, befanden ji: 

25,977 Perſonen männlichen und 

20,821 & weiblichen Geſchlechts. 
Hierbon waren 

39,912 Erwachſene, 

5,578 Rinder zwijchen 1 und 10 Jahren und 

1,308 „ unter 1 Jahr alt. 


Bon den Auswanderern reijten einzeln 
18,360 Männer, 
10,412 Frauen, ferner 
18,028 PBerjonen in 5242 Familien. 
Direkt wurden befördert in 220 Sciffen: 
44,778 Berjonen, indireft in 131 Schiffen: 
2,020 Berfonen. 
Die Beförderung vertheilt ſich auf die einzelnen Monate wie folgt: 


Januar. . 1,932 Perſonen in 20 Sdiffen, 
Sebruarr . 2,386 ri u. — 
Mi; .. AU 3 u» MM 
Al 2: 39, 
Mai . . 5,456 " 35 — 
Juni2,837 Ar 29 — 
ll: na ER er ne 
Yuguft . . 4,154 5 „ 32 N 
September . 5,800 ’ „33 ö 
Dftober. . 4,812 a „ 84 J 
November . 4,889 s 27 
Dezember . 3,316 P „29 


Summa 46,798 Berfonen in 351 Sciffen. 

Außer den 2,020 Auswanderern, welche indireft mit Schiffen der Geſellſchaft 
„Argo“ über England nad den Vereinigten Staaten von Nordamerifa und nad 
Afrika die Weiterreife angetreten haben, jind noch ſolche Perſonen befördert, die 
angeblih in England bleiben wollten: 


für das Ausmanderungsmwefen während des jahres 1897. 629 


nad London . . . . 3,779 Berjonen, 
nah Hull.... 466 
Summa . . . 4,235 Perſonen. 
Burüdbefördert wurden: 
von London . . . . 1,151 Perſonen, 
von Sul . . 2... 146 = 
Summa . . . 1,297 Berjonen. 


Bon den außereuropäifhen Pläßen nad) Bremen wurden zurüdbefördert 
24,974 Bafjagiere, unter denen fih 208 Perſonen befanden, welche in den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika nicht zugelafien wurden. 

Bon diejen ftammten aus: 


Deutihland . . .» 2.833, 
Oeſterreich.. . . . 127, 
Rußland . . 2» 22.041, 
Italien.. 1, 
Rumänien — — 1, 
Frankreich. 2. » 1, 
Spanien ——— 1, 
Syrien . 3, 


Unter diefen Zurüdgewiejenen befanden ch 92 Perſonen, welche angeblich 
vor ihrer Einſchiffung Arbeitskontrakte für Amerika abgeſchloſſen hatten. 

Bon den über Bremen ausgewanderten 9,559 Deutſchen gehörten ihrem 
Berufe nad an: 


der Landwirtbihaft . . » 967 oder 10,, u, 
„Induſtrie — a er 911 „ 9.5 "Io 
dem Handel und Verkehr .. ERBE: ae 
„ Arbeiterftande . . 2 2 020.2..2495 „26,0, 
anderen Berufen (dem jogen. freien 

Berufen, dem öffentlihen Dienit) . 158 „ 1,r or 
ohne Beruf oder ohne Berufdangabe waren 3,792 39,7 0. 


zufammen . . 9,559 ober 100 °,. 


Hamburg und Stettin. 


Die Auswandererbeförderung über Hamburg iſt gegen das verflofjene Jahr 
erheblich heruntergegangen und zwar um 17,699 Köpfe. 
E3 wurden befördert im Jahre: 
1892 . .„ . 188,220 Berfonen 


1893 „ . . 58,872 u 
1894 . . . 38,827 “ 
1895 . . . 55,097 R 
1896 . . . 52,748 Ri 
1897 .. 35,049 


Auf Diefe Verminderung haben die ungünftigen Verhältniffe in den über- 
feeifchen, für unfere Auswanderer geeigneten Ländern, denen günftigere Verhält— 
nifje in Deutjchland gegenüberftanden, eingemwirft. 

Namentlich ift der durch Deutſchland gehende ruſſiſche Ausmwandererftrom 
unverhältnißmäßig zurüdgegangen. Während an rufjiihen Auswanderern im 
Jahre 1895: 19460, im Jahre 1896: 18270 Perjonen befördert wurden, 
ftellt fich diefe Zahl im Jahre 1897 nur noch auf 8841. Der früher beobachtete 
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Zudrang von männlichen ruſſiſchen Arbeitern, welche jich in Nordamerika für die 
Bergwerfe auf ein oder zwei Jahre verdingen und dann mit ihren Eriparnitien 
in die Heimath zurüdfehren, fehlt im Jahr 1897 fait gänzlich). 

Im MUebrigen find die Ziele der Auswanderer die gleihen wie im vorigen 
Jahre geblieben; nur ijt die deutjche Auswanderung nad) Chile und Afrika, welche 
jeit 1896 einen größeren Auffhwung zu nehmen jchien, wieder zurüdgegangen. 

Die Zahl der mittellofen Auswanderer 

1896 . . . . 588 

1897 . .. ..... 238 
fteht wohl im Verhältnig zu der bedeutend verminderten Gejammtauswanderung. 
Die Ueberwachung ded Auswandererverfehrd an Land jeitens des Reichskommiſſars 
erjtredte ji) auf die Ankunft der Auswanderer auf den Bahnhöfen, auf die ge— 
ordnete Ueberführung von dort in die Auswandererherbergen oder in die auf 
dem Umerifaquai errichteten ſtaatlichen Auswandererhallen, jowie auf die Unter- 
bringung und vorjhriftsmäßige Behandlung in diefen Unterfunftsitätten. 

Bei den regelmäßigen Nevijionen diejer Anſtalten waren Ausstellungen nit 
zu machen; die jtaatlihen Auswandererhallen find in jeder Beziehung mujterhaft 
verwaltet. 

Der Zujtand der Ausmwandererjchiffe, ſowie die für die Unterbringung, Die 
Verpflegung und den Schuß von Auswanderern und Mannſchaften getroffenen 
Einrichtungen waren durchaus den Vorſchriften entſprechend; vorgefundene Fleine 
Mängel wurden auf Berlangen von den Rhedereien ſtets bereitwilligft bejeitigt. 

Klagen über mangelhafte Behandlung oder Beköſtigung find dem Reichs— 
fommifjar nicht zu Ohren gekommen. 

Die Maßnahmen zur Sicherung der Auswanderer bei Seeunfällen find nicht 
unerheblich von den hiefigen Nhedereien, namentlih von der Hamburg-Amerika— 
Linie erweitert worden. Letztere hat Anfang 1897 eine befondere Inſtruktion 
für die Bootsführer herausgegeben, um eine feititehende Grundlage für eine 
gleihmäßige Ausbildung auf ihren Schiffen zu jchaffen. 

Nach diefer Inftruftion werden jeßt die praktiſchen Bootsübungen vorge— 
nommen, bei denen ein größerer Werth auf Gründlichfeit der Uebung als auf 
eine übermäßige Schnelligkeit in der Ausführung gelegt wird. 

Da ſich bei der Größe dieſer Flotte und bei dem fortwährenden Wechjel 
des Perjonald die Anmujterung von unbefahrenen und boot3unfundigen Leuten 
auf den Schiffen niemal3 ganz vermeiden läßt, jo iſt der Fall häufig eingetreten, 
daß am Anfang einer Reife einige Leute der Boot3bejagungen mit der Hand— 
habung der Boote noch nicht genügend vertraut waren. Um dieſen Uebelitand 
nad Möglichkeit auszugleichen, iſt die Einrichtung getroffen, die Beſatzungen der 
Schiffe nicht mehr, wie bisher, nur für eine eite anzumuftern, fondern jtet3 
auf ein ganzed Jahr zu verpflichten. 

Außerdem ift das Bejtreben darauf gerichtet, diejenigen Handhabungen beim 
Zuwaſſerlaſſen der Boote, welche bei mangelhafter Ausführung hauptſächlich ge— 
eignet jind, leßtere zu gefährden, automatijch wirken zu laſſen. Es jind dies: 
das Einſetzen der Bodenſchraube und das Loslöjen der Boote von ihren Zaljen 
beim Bumafjerlajjen. 

Ein derartige, automatifch wirfendes Bodenventil für Boote iſt in die Boote 
des neuen Dampfers „Pretoria“ verſuchsweiſe eingebaut worden. 

Eine kürzlich patentirte, ebenfalls automatisch wirkende Fallvorrichtung für 
Boote joll im nächſten Jahre auf ihre Brauchbarfeit erprobt werden. 

Eine automatijc wirkende elektrifche Dampfpfeife, welche die vorgejchriebenen 
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Mebeljiguale genau in den jeitgejebten Zeitintervallen giebt, iſt bereit3 bei den 
Schiffen der Hamburg-AmerifasLinie zur Einführung gelangt und jind in dieſem 
Jahre die Schnelldampfer „P.“ und „A.“-Dampfer mit derjelben verjehen, während 
die übrigen mit einer eleftrifhen Maſchine verjehenen Dampfer der Rhederei 
dieſe Einrichtung im Laufe des nächſten Jahres erhalten jollen. 

Die bis jegt allgemein gebräuchlichen Rettungsringe aus Kork jind von der 
Hamburg-Amerila-Linie faſt gänzlich abgeſchafft und durch jolhe aus weichen 
Material, dem Rennthierhaar, erſetzt. Dieje haben bei bedeutend größerem Auf- 
trieb u. A. den Vortheil, daß jie beim Zumwerfen die zu rettende Perſon niemals 
bejchädigen fünnen, wie died bei den jchweren Korkbojen jehr häufig vorgefommen 
üt. Außerdem find eine Unzahl diefer Schiffe mit den jogenannten Brunswig'- 
ſchen Rettungsbojen ausgerüjtet, um Erfahrungen über ihre praftiihe Brauchbar— 
‚feit zu jammeln. 

Diejenigen Petroleumtant3, melde den neuen Vorſchriften der See-Berufds 
‚genofjenichaft nicht entjprachen, wurden umgeändert. 

Endlich ijt auch auf denjenigen Schiffen, welche noch nicht mit einem von 
der Kommandobrüde nad der Majchine gehenden Sprachrohr verjehen waren, 
‚ein ſolches hergeitellt worden. 

Auch im bejonderen nterefje der Auswanderer jind von der Hamburg— 
Amerika⸗Linie im Laufe des legten Jahres verſchiedene Verbejjerungen eingeführt 
worden. nöbejondere wird den Zwiſchendeckspaſſagieren eine Schlafdede unent- 
‚geltlich geliefert; ferner wird geſalzenes Ochjenfleiih nur noch ausnahmsweije, 
in der Regel dagegen frisches Fleisch verabfolgt; für das bisher gebräuchliche 
blecherne Eß- und Trinkgefhirr iſt ſolches aus Steingut eingeführt; die Zwifchen- 
deckspaſſagiere erhalten jetzt Mefjer und Gabel; endlid find an Stelle der bis— 
her üblihen Jutematragen ſolche aus blaufarrirtem Leinen getreten. 

Die Boote und Boot3-Ausfap-Vorrichtungen bei den Auswandererjdiffen aller 
"Rhedereien find in vortrefflihem Zuftande, die Mannjchaften mit der Handhabung 
derjelben befannt. Bootsmanöver werden vor jeder Außreije, gelegentlih der 
Schiffsbejihtigungen durch die Bejichtiger und den Reichskommiſſar, ſowie aud) 
‚fpäter abgehalten. Boots- und ruderkundige Leute jind für alle Boote in aus— 
reihender Zahl vorhanden. Das Schottenſchließen und die Feuerlöſchmanöver 
werden regelmäßig geübt und im ournal verzeichnet. 

Auh die See-Berufdgenoffenshaft ift wieder in diefe Bejtrebungen einge- 
‚treten, indem jie einen zweiten Nachtrag zu den Unfallverhütungsvorſchriften 
fertiggejtellt hat, welder nur noch der Genehmigung durch das Reichs-Ver— 
fiherungsamt bedarf. 

Die Hamburger Dampferflotte hat im Yahre 1897 wieder einen erheblichen 
Zuwachs erhalten, und zwar durh 20 Dampfern mit 69 487 brutto Regiiter- 
tonnen. Diefe Dampfer find zum größten Theil ald Auswandererſchiffe eingeitellt 
und entſprechen den höchſten Anfprüchen, die an moderne Seeſchiffe geitellt wer« 
‚den können. 

Im Ralenderjahre 1897 Tiefen 704 Dampfer und 2 Segelidiffe von Ham— 
‚burg mit Ausmwanderern aus. Wie jhon in früheren Berichten erwähnt, it es 
‚dem Reichskommiſſar nicht möglich, alle Schiffe vor jeder Ausreiſe zu befichtigen. 
Es wurden daher nur die größeren von Curhaven und Brunshaufen, jowie die 
von Stettin auslaufenden Dampfer vor jeder Fahrt revidirt, während jedes 
andere Auswandererjchiff wenigitend mehrmals im Jahre einer Befichtigung unter— 
‚zogen wurde. Auch einige der von der Reiſe zurüdtehrenden Auswandererjciffe 
avurden unmittelbar nad ihrer Ankunft von dem Reichskommiſſar gejehen. 
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Der von der Hamburg-Amerifa-Linie jeit Ende 1895 in Stettin eingerichtete 
Auswandererverfehr nah Nordamerifa wurde aud) 1897 fortgeſetzt. Es waren 
hiefür 7 Dampfer eingejtellt, welche durchfchnittlich alle 14 Tage erpedirt wurden 
und indgefammt 1,373 Zwiſchendeckspaſſagiere beförderten. Diefer Verkehr wurde 
durch den Reichskommiſſar für daS Auswanderungsweſen des Unterelbegebiet3 nad) 
denjelben Grundſätzen, wie folde für den Hamburger Hafen beftehen, überwadt. 

Unter den über Hamburg beförderten 35,049 Perſonen, von denen 8,802 
Deutfhe und 26,247 Ausländer waren, befanden fid: 

19,787 Berjonen männlichen und 
15,262 a weiblichen Geſchlechts. 
‚Hiervon waren 
28,752 Erwacdjene, 
4,985 Kinder zwiſchen 1 und 10 Sahren und 
1,312 _ „ unter 1 Jahr alt. 
Bon den Auswanderern reilten einzeln: 
11,744 Männer, 
5,321 Frauen, ferner 
17,984 Berjonen in 5551 Familien. 
Direlt wurden befördert 
in 463 Schiffen 32,742 Perſonen, 
indirekt „ 241 i 2,307 2 
Die direkte Beförderung vertheilte fich auf die einzelnen Monate wie folgt: 
Sanuar 1,040 ®Berjonen in 33 Schiffen 


Februar 1,448 J „39 R 
März 2,550 u „ 88 J 
April 344 „36 
Mai 5,455 : „ 37 R 
Juni 3,841 * „ 47 ® 
Juli 3,304 z „ 44 
Auguft 3220  „ „10 
September 3,838 pr „ 43 x 
Dftober 2,611 : 40 
November 1,295 „ 35 5 
Dezember 666 31 R 


zufammen 32,742 — in — Schiffen. 
Bon außereuropäiſchen Plätzen wurden nad) Hamburg befördert 19,614 Perſonem 
unter denen ſich 238 mittelloje Rückwanderer befanden. 
Bon dieſen famen aus Amerika 236 und aus Afrika 2 Berfonen. 
Außerdem kamen aus England 993 mittellofe Rüdwanderer, jo daß fih die 
Gejammtzahl derfelben auf 1231 Perſonen belief. 
Bon diejen ftammten 


aus Deutihland . . . 71 Berjonen, 
„ Dünemarf : z 
„ Dejterreihslingarn . 109 — 
„ Rumänien . . . 2 u 
„ Rußland. . . . 1065 , 
„ Shwei, . . .»-. 2 3 
„ Eerbien . . .. 1 R 


Zufammen .„ . 1231 Perjonen. 
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Mit Ausnahme von 4 Perjonen wurden ſämmtliche Rückwanderer theil3 
auf Koſten des jüdijchen Comite® und der betreffenden Rhedereien, theild auf 
Koiten der Behörde für das Ausmwanderungswejen und der Polizeibehörde nad). 
ihrer Heimat befördert. Bon den vorgenannten 4 Rüchvanderern verjtarben 3 im 
Allgemeinen Krankenhauſe, 1 wurde der Srrenanjtalt Friedrichsberg überwieſen 
und befindet fid) noch dort. 

Bon den über Hamburg ausgewanderten Deutjchen gehörten ihrem Berufe- 
nad an: 

der Land» und —— Jagd 


und Fiſcherei — 825 oder 9,5 °/,, 
— ee TE, UT, 
darunter: 


Metallverarbeitung . . 219 
Heritellung dv. Maſchinen, 
Werkzeugen ꝛc. . . 201 
Holz: und Scnipitoffe . 108 
Nahrungs- u. Genußmittel 410 
Belleidung und Reinigung 206 


Baugewerbe . 297 
dem Handel und Verkehr, der Sal und 
Schankwirthſchaft . . . . 2,024 „ 23,0 for 
darunter: 
Handelögewerbe . . . 1782 
Gaſtwirthſchaft . . 121 
„häuslichen Dienſt und ——— 
Lohnarbeit . . 738 „ Bu ln 
anderen Berufen, (den ſogen. freien 
Berufen, dem öffentlichem Dienft) . 458 5, 55 


ohne Beruf oder ohne RR 
waren .» 2 202. . 3,044 34, Oo» 
— 8,802 — 100 Po. 
Bon den über Stettin ausgewanderten 440 Deutſchen gehören ihrem Berufe 
nad an: 


der Landwirtbihaft-. - » >» 2... 196 oder 44,° 
ber Induſtrie. 8.0: BE - 5 ale 
dem WANDEL u 0. ee SE 6,3 °/o 
fonftiger Lohnarbet .». . » 2.2...50 „ 114% 
anderen Berufen. . . ce OR: , 23, 90 
ohne Beruf oder ohne Berufsangabe waren 8; 1, %s 


Bufammen 440 oder 100 °% 


Ueber Herkunft und Bejtimmungsland der Auswanderer ergeben die anliegenden 
Tabellen das Nähere. 
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1. Die überfeeifhe Auswanderung 
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2. Die über deutihe Häfen im Jahre 1897 
Zahl der im Jahre 1897 



















Er über 
Herktunfts= (Heimats-) Länder deutſche 
Bremen Hamburg Stettin Häfen 
überhaupt 
{ 1 2. | 3 | & 5 
a) Deutſches Rei . . . 2... 9,559 8,802 440 18,801 
b) Fremde Länder 
N 9 7 — 16 
DER = u u 73 216 — 289 
a A ee: 4 7 = 11 
WERIERIND: = 11 1 12 
Großbritannien -» - . 2 2200. 14 56 — 70 
BEN. a a 23 22 1 46 
BETIORDE = er 26 35 — 61 
| Dejterreihelingatn . : » 2 2... 15,584 9,253 851 25,688 
Davon: 
Im Reichsrath vertretene Länder . 7,492 7,669 647 15,808 
Ungarn. . . - Re 8,092 1,584 204 9,880 
BEER : u en _ 2 — 2 
Rumänien . . Sue Pe 158 347 47 5582 
Rußland (europaiſchet). Or ER 9,266 8,841 _ 18,107 
Schweden und Norwegen . » . . . 55 130 — 185 
Be. 38 65 — 103 
ea 1 10 | — 11 
Spanien. . . 4 2 — 6 
Türkei (eutopäifde) . Eee ee 3 17 — 
Sonſtige europ. Staaten!) . .» . » 4 1 — 
Vereinigte Staaten von Amerika) .. 11,617 | 6,236 33 
Andere außereuropäifche Länder”) . . 360 989 = 
et 37,239 26,247 933 
Im ganzen (a und b zufammen) . . 46,798 35,049 1,373 
Davon wurden befördert: 
Rn, Fu ER 46,798 — — 
über Hamburg — 35,049 — 
ER SEIN .. . ie 5 ce _ _ 1,373 


») Bulgarien. 
9) Einfhrieprich der auf Auswandererſchiffen beförderten Reifenden, melde nicht zu 
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beförderten dentfhen und fremden Auswanderer. 
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Miszellen. 
Die Großſtädte des Deutſchen Reichs. 


Nachdem die Entwickelung der „Weltgroßſtädte“ der Erde von 300 000 und- 
mehr Einwohnern im Laufe unjeres Jahrhunderts nad) den Angaben der „Mit- 
theilungen des k. württemb. Statiſtiſchen Landesamts“ vorgeführt worden iſt, 
geben wir eine Darjtellung des Wahsthums der 28 Städte, melde am 2. Des 
zember 1895 im Deutjchen Reiche 100 000 und mehr Einwohner gehabt haben. 
und welche man gewöhnlich kurz als „Großſtädte“ bezeihnet. Da das Gebiet 
des jebigen Deutichen Reihs am Anfang des 19. Jahrhundert3 in die vers 
ichiedenartigiten, durdy fein gemeinjfames Band vereinigten Staatägebilde zer- 
jplittert war, und da gemeinjame Zählungen der Ortsanweſenden erjt mit dem 
Sabre 1834 („Zollvereinsabrechnungs-Bevölkerung“) beginnen, jo können die 
Ziffern in der legten Spalte der nachitehenden Tabelle nicht auf unbedingte, wohl 
aber auf annähernde Zuverläſſigkeit Anfpruc machen; etwaige Unterichiede fommen 
jedoch deshalb weniger in Betracht, weil der erjte größere Zeitraum, von 1816 - 
bis 1875, jich auf volle 60 Jahre eritredt; von 1875 an find die Ziffern gleich- 
mäßig erhoben und daher jtreng unter fich vergleichbar. 
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Diefe Zahlen geben bemerfenswerthe Aufſchlüſſe. Zu Beginn unjeres Jahr- 
hundert gab es überhaupt nur zwei Großjtädte im jetzigen Neichögebiet, Berlin 
und Hamburg, die Hauptitadt des größten deutjhen Staats im Norden und die 
Hauptjeejtadt, und dieje zwei hatten verhältnigmäßig recht bejcheidene Bevölkerungs— 
ziffern. Die Städte Krefeld, Düfjeldorf, Chemnitz waren jehr mäßige Landjtädte, 
Charlottenburg und Dortmund unbedeutende Wohnpläße. 

Im Jahre 1875 hatten jich erjt 11 Städte zu „Großjtädten” aufgeihmwungen. 
Allen voran blieb Berlin, das von 1816 bis 1875 um volle 800 274 Perjonen 
gewachſen it. Was Berlin jeiner Verwandlung zur „Reichs-Hauptſtadt“ ver: 
danft, tritt noch jchärfer hervor, wenn man jeine Vollszahl vom 1. Dezember 
1871 mit 826 341 für einen Vergleich zum Ausgangspuntt nimmt. Bolle 
59 Jahre hat Berlin gebraucht, um von 166 584 auf 826 341, alfo um 659 757 
Perſonen anzuwachſen; in den 24 Jahren 1871/95 dagegen, jeit Berlin Haupt- 
ſtadt des Deutjchen Reichs ıft, betrug die Zunahme 851 010, war aljo größer 
als diejenige der erſten Zweidrittel ded ganzen Nahrhunderts. 

Auch die Hauptjtädte der anderen größeren Bundesjtaaten des Reichs haben 
feineswegs gelitten; von 1816 bis 1896 haben ji Münden von der 9. zur 
3., Dresden von der 7. bis zur 6. und Stuttgart von der 21. zur 15. 
Stelle gehoben. Städte mit reicher Vergangenheit und von altem Anſehen, wie 
Königsberg i. Pr., Straßburg i.E., Nürnberg gehörten nod beim Eintritt in 
unjer Sahrhundert zu dem ſechs größten deutjchen Städten; beim Ausgang des— 
jelben jind fie an die 12., 20. und 13. Stelle hinumntergedrängt worden. 

Vor achtig Jahren wohnte nur 1°/, der Gefammtbevölferung in „Groß— 
jtädten,“ heute 14°/,, alfo vierzehnmal fo viel. Bei den in's Niefige geiteigerten 
Verkehrsmitteln üben 7'/, Millionen „Großſtädter“ einen erheblichen Einfluß auf 
die ganze Bevölferung aus; das ganze Leben und Denken der großjtädtijcheu 
Menichenjchicht gewinnt eine verhältmigmäßig hohe Unabhängigkeit vom platten 
Lande, von der „Provinz“; die Anziehungskraft der großitädtiichen Mlittelpunfte 
eritreckt jich nicht nur auf Mrbeitfuchende aller Berufe und jeden Alterd und Ge- 
ſchlechts, vom dienenden bis zum geiftig und fünitlerifchen thätigen Stande; jie 
wirft noch viel weiter, indem jie allmählich daS ganze geijtige Leben der Nation 
zu beherrjchen jtrebt und die geijtige Selbjtändigfeit der Landbevölkerung jtarf 
bedroht. 

Dabei fommt diefer Großjtadtbevölterung keinerlei einheitliher oder jtetiger 
Charakter zu; jie gleicht vielmehr einem Menſchenmoſaik, das in unaufhörlicher 
Veränderung begriffen iſt. Nah der Boll3zählung vom 1. Dezember 1890- 
waren von je 100 ortsanweſenden Einwohnern außerhalb der betreffenden Groß— 
jtadt geboren in: Münden 64°/,, Hannover 62,5, Stettin 62,4, Dresden 61,8,. 
Sranffurt a. M. 61,7, Stuttgart 59,9, Leipzig, Straßburg 59,8, Berlin 59,3, 
Altona 59,1, Halle a.©. 58,5, Chemnitz 58,4, Breslau 57,4, Königäberg 56,8, 
Magdeburg 55,8, Braunfchweig 55,4, Nürnberg 54,9, Düfjeldorf 53,2, Ham— 
burg 52,5, Danzig 49,4, Köln 47, Bremen 45,2, Elberfeld 42,7, Krefeld 41, 
Barmen 38,7 und Maden 37,6. Man jieht, nur in 7 von den 26 bier auf- 
geführten Großftädten bejtand am 1. Dezember 1890 die Mehrheit der Orts— 
anmwejenden aus Ortögebürtigen, und auch bei feiner diejer jieben erreichte jie 
zwei Drittel. Die jtarfe Wirkung diefer Zuſammenſetzung auf das joziale Zus 
jammenleben in den Großjtädten wird jelten genügend gewürdigt. 

Wenn dad Wahsthum der deutjhen Großitädte in demjelben Maße fort— 
jhritte, in welchem es 1875/95 vor fi gegangen ijt, jo würde in weiteren 
20 Fahren, alſo im Jahr 1915 unter je Einwohnern de3 Deutjhen Reichs 
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ein „Großſtädter“ ſein. Man wird darum die Frage aufwerfen müfjen: Kann 
dieſes rafche Anwachſen der Großitädte auch im nächſten Jahrhundert andauern ? 
— Unwpillkürlich ſchweift der Blid zurüd in die antife Welt. Bon den einjt jo 
riefigen Stadtgebilden Mefopotamiend, de3 unteren Nilthal3 geben nur nod 
jpärlihe Nejte traurige Kunde. Auch diejenigen Städte, welche zur Zeit des 
römischen Kaifertfums neben Rom vielleicht die Bezeichnung von „Großſtädten“ 
verdienten, wie Alexandrien, Antiohien, Athen, Karthago, Konjtantinopel, Ephejus, 
Syrafus, find mit wenigen Ausnahmen zur Bedeutungslofigkeit hinabgefunfen. 
Der Geſchichtsforſcher unterfuht, ob das römische Weltreih auseinanderfallen 
mußte, weil die Welthauptitadt Nom ſich in’8 Ungemefjene ausdehnte und daher 
den Zufammenhang mit den „Hinterfaffen“ verlor, oder ob Rom einjhrumpfen 
‚mußte, weil jeinen aus den Bewohnern des platten Landes refrutirten, jahre— 
lang in entlegenen Provinzen jtehenden Legionen und ihren Führern der Reichs— 
gedanke abhanden fommen mußte; er zeigt, daß die mittelalterliche Städtebildung 
in Wejteuropa einen ganz anderen Charakter trägt als die moderne. Noch 
wichtiger aber, weil von ummittelbarjter praftiicher Bedeutung wäre eine gründ— 
diche Erörterung der Frage: Welche Wirkungen übt das gegenwärtige Wahsthum 
der Großſtädte auf die Zukunft des deutjchen Volkes aus? Sind die Großſtädte 
die Träger einer fommenden höheren Kultur oder nit ? Soll ihr Wachsthum 
gefördert oder Hintangehalten werden? Iſt Fünjtliche Dezentralijierung der Ber 
völferung im Interefje einer harmonischen, wirthichaftlichen und geijtigen Ent— 
widelung des Geſammtvolkes anzujtreben oder nicht? und wenn ja, ift dieſe 
Dezentralifation überhanpt möglih? Der Statiftif fällt nicht die Aufgabe zu, 
dieje Probleme zu löfen, jondern lediglic, die, jie an den ziffermäßig dargejtellten 
Mafjenverichiebungen darzulegen. Sie hat dem wiſſenſchaftlichen Forſcher wie 
den Vertretern diefer oder jener Ueberzengungen und Intereſſen diejenigen Zahlen- 
angaben zu liefern, aus deren alljeitiger Erwägung und Beleuchtung im Kampfe 
der Geijter gedeihliche Urtheile und Mafregeln für das öffentlihe Wohl hervor» 
geben fünnen. (R. Anz.) 


Die Gebietshaheit 
als rein jtaatsrechtliher Begriff durchgeführt 


von 


Dr. jur. Guftav Banfi in Marienwerder. 


81. 
Die Streitfrage. 

Gebiet iſt derjenige Theil der Erdoberfläche, der der Herrichaft eines 
Staates unterjteht. Gebietshoheit iſt dieje Herrichaft des Staates über jein 
Gebiet, jie ift „die Staatsgewalt in ihrer Richtung auf das Land”. *) 

Sp lauten übereinjtimmend die Definitionen. Ueber den Inhalt der Ger 
bietöhoheit aber jind die Meinungen getheilt. Es fommt darauf an, wie man 
das Verhältniß des Staates zu jeinem Gebiet auffaßt. 

Die Erdoberfläche ernährt die Menjchen, fie trägt fie und vermittelt ihren 
Verkehr, kurz fie iſt für fie eine nothwendige Lebensbedingung. Ihre Be 
jchaffenheit nach äußerer Geſtalt, Fruchtbarkeit und Klima ift auf die Ent- 
widelung der Menjchen oft von bejtimmendem Einfluß. Das Gebiet als Theil 
der Erdoberfläche ijt für die auf ihm lebenden Menjchen von derjelben Be: 
deutung.) Ohne ein Gebiet feine Coerijtenz von Menjchen, in Folge deſſen 
auch fein Staat,?) und die Eigenjchaften des Gebietes beftimmen oft Kraft 
und Ohnmacht, Wohl und Wehe des Staates. 

Aber dieje Bedeutung des Gebietes it mur politifch, nicht juristisch, 
und fie läßt den Kernpunkt des Begriffs Staatsgebiet unberührt. Das ge 
rade diejer Theil der Erdoberfläche gerade diefem Staat und ihm allein, ein 
anderer einem anderen, zugefallen ift, das ijt ausjchlaggebend. Deßhalb muß 
das Verhältnig des Gebiet3 zu feinem Staat im Vergleich mit jeinem Per: 
hältniß zu anderen Staaten berüdjichtigt werden. Da jehen wir: Der Staat 
benußt das Gebiet zur Erfüllung jeiner jtaatlichen Aufgaben und er benußt 
nur dieſes Gebiet dazu, ebenjo wie er die anderen Staaten von einer jolchen 
Benutung ſeines Gebiet3 ausjchlieht. 

Diejer Gedanfe wird nach zwei entgegengejeßten Richtungen verwerthet. 

Einmal verfolgt man die Erjcheinung weiter, daß der Staat das Gebiet 
beuugt. Er wirkt in der mannigfachjten Weile auf das Gebiet ein, er ver: 
wendet Theile davon in jenem Nugen, er „veräußert“ jogar Gebiet und er— 
wirbt neues, furz, er jcheint eine derjenigen des Eigenthümers ähnliche Stell: 


N Laband, Staatsrecht des Deutichen Reichs, 3. Muflage. Freiburg, 1895 LS 104 
und Andere. J 
Brockhaus Art. „Staatsgebiet* in von Holtzendorff's Rechtslexikon II. 
S. 622. 
5) Ueber Nomaden:, Flibuſtierſtaaten ꝛc. ſ. unten $ 8 (gegen Fricker). 
Annalen des Deutfchen Reicht. 1898. 41 
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ung zum Gebiet einzunehmen. Hier jegt eine weitverbreitete Theorie ein: Sie 
findet die Gebietshoheit dem jachenrechtlichen Eigenthum analog, jchreibt dem 
Staat ein bejonderes Necht am Gebiet zu und folgert aus dieſem Necht jeine 
Beiugniffe zur Verwendung des Gebiets. 

Zu anderem Nejultate gelangt man, wenn man die Beobachtung zum Aus- 
gang nimmt, daß Die Ausdehnung des Gebiets die Ausdehnung der jtaatlichen 
Herrſchaft bedeutet. Der Staat bedarf zu jeiner Exiſtenz eines räumlichen Gebiets, 
auf dem er und nur er allein Staat jein darf. Quid est in territorio, etiam est- 
de territorio, das ijt ein alter, immer von Neuem bervorgehobener Say. Was 
in dem Gebiet it, ift der dort herrichenden Staatsgewalt unterworfen; joweit 
das Gebiet reicht, joweit reicht aucd die Staatsgewalt; ein anderes Gebiet, 
eine andere Staatsgewalt. Gerade in der alten Zeit, in der man ſich dar: 
über am wenigſten flar wurde, war dieſer Gedanke am jtrengjten durchgeführt. 


Die damalige Nechtlofigfeit der Fremden ift der jchärfite Ausdrud für die 


Abgefchloffenheit des Staates.) Aber auch mac) deren Bejeitigung ſorgten 
die Bolljchranfen und Berfehrserjchwerungen, die Beläftigungen durch die 


Polizei dafür, daß man ſich beim Emtritt in ein fremdes Gebiet des Wechjels- 


der Staatsgewalt gründlich bewußt wurde. Bei der heutigen Verfehröfreiheit 
tritt die abjolute Wirkjamfeit der Staatsgewalt zwar nicht jo augenfällig 
hervor, wird aber auch jet von Niemand bezweifelt. °) 

Diejes jind die beiden Ideen, die von jeher unjere Lehre beherrſcht haben. 
Sie ſind einander entgegengejegt. Während die erjtgenannte konſequenter— 
weile aus dem Necht am Gebiet die räumliche Ausdehnung der Staatsgewalt 
jolgern muß, bejtimmt ſich nach der anderen gerade umgekehrt aus der Aus: 
dehnung der jtaatlichen Derrichaft das Necht zu ftaatlicher Einwirkung, 

Sie beruhen auch auf ganz verichiedenen Gedanfenrichtungen. Die Auf- 
jallung des Gebiets als Objekt der Staatsgewalt operirt mit privatrechtlichen 
Begriffen umd beweist ihre Behauptungen durch privatrechtliche Lehrjäge und 
Analogieen. Ste kann deßhalb mit Necht die privatrechtliche Theorie genannt 
werden. Die Auffaſſung dagegen, das Gebiet jet nur der Derrichaftsbereich 
des Staates, jucht ich von allen Anklängen an das Privatrecht möglichſt fern 


zu halten und die Frage nach öffentlicherechtlichen Grundſätzen zu entjcheiden,. 


man fann ſie die rein }taatsrechtliche Theorie nennen. 

Dieje beiden Theorien find abwechjelnd herrichend gewejen. Im römiſchen 
Recht galt, wie im nächſten Paragraphen nachzuweiſen jein wird, Die ſtaats 
rechtliche Auffaſſung, zwar nicht als offen ausgejprochenes Dogma, aber doch 
als Leitender Gedanke bei der Entjcheidung der emjchlägigen Fragen. In 
Deutichland berrichte, jeit überhaupt von Staaten geiprochen werden fonnte, 
Die privatrechtliche Anfchauung in ihrer frafjeiten Ausprägung (unten $ 3). 
Aus Niüpglichfeitsgründen wurden dann durch bejondere Feſtſetzungen ihre ge 
jährlichen Auswüchſe möglichſt bejchnitten (unten $ 4) und auf Grund Dieter 
Praxis bildete jich unter dem Einfluß des neu erwachten römischen Rechts und 
ber italieniſchen Staatslehre allmählich die heutige Auffaſſung aus (8 5). 


z Gareis, Allgemeines Staatäreht in Marauardfen’s Handbuch I, 1, 1883. 
‚ 152, 153. 


) Brodhaus, a. a ©. 2. 68. Gareis, aa. O. 5. 18. Snap, 
Grundzüge des Staatsrehts, 3. Aufl., 1880, S. 66. v. Holgendorff, 
5. 1077. Meyer, — des deutſchen Staatsrechts, 4. Aufl., 1894, ©. — 
Europäiſches Völkerrecht, 7. Aufl. beſorgt von er 1882, 150. v. n Ra 


Baperiiches Staatsrecht, 2. Aufl. 1896, ®b. 1 5, 269 dorn, Das Staatsrecht des 
Deutichen Reiches, I. Bo., 2. Aufl., 1895, 5. —* 
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Dieje iſt keineswegs einheitlich. Auf der einen Seite, ‚namentlich um 
Völkerrecht, findet ſich noch die privatrechtliche Anſchauung oft mit bedenk— 
lichen Anklängen an die alte Patrimonialtheorie. Daran reihen ſich die ver— 
ichiedenartigjten Mijchungen, die aber im Allgemeinen unzweifelhaft ein Fort: 
Ichreiten von der privatrechtlichen zur jtaatsrechtlichen Theorie darjtellen. End— 
lich ijt von emigen neueren Staatsrechtslehrern auch die rein jtaatsrechtliche 
Auffaſſung als Brinzip aufgejtellt worden, jedoch nicht ohne daß „aud) bier 
itellenweije die alte Privatrechtstheorie von Einfluß geblieben ift. So iſt der 
heutige Stand der Lehre überaus bunt und verworren. Und jchlimmer als 
das: Weil fich die beiden fombinirten Anjchauungen grumdjäglich ausjchließen, 
gibt es auch mancherlei Widerjprüche und Inkonſequenzen. Logiſch richtig it 
nur die abjolute Durchführung des einen oder des anderen Gedanfens. 

Das Ziel kann nur die Durchführung der jtaatsrechtlichen Theorie jein. 
An der unflaren VBermijchung privaten und öffentlichen Rechts bat unfere 
Wiſſenſchaft lange gekrankt, und der große Aufſchwung, dem ſie neuerdings ges 
nommen bat, iſt wejentlich eine Folge des Strebens nach Trennung Diejer 
Rechtsgebiete. 

Diefe Trennung iſt in der Lehre von der Gebietshoheit bejonders jchwer, 
weil ſich im ihr privates und Öffentliches Necht äußerlich auf das Engjte ver- 
binden. Sie joll im dogmatiichen Theil verjucht werden. So wird im 8 6 
die —— Theorie, ſoweit ſie heute noch in Geltung iſt, kritiſirt und 
im $ 7 ihr ſchädigender Einfluß ſelbſt auf die Schriftſteller nachgewieſen, die 
prinzipiell der ftaaatsrechtlichen Auffaſſung buldigen. Nach Beſprechung zweier 
bejonderer Anfichten (im $ 8) wird dann die Anwendung des gewonnenen Re 
jultats jpeziell für das preufiich-deutiche Recht ($ 9) und für das Völkerrecht 
($ 10) veriucht werden. 


A. — — Theil. 


Das — Recht.!) 

Das Syſtem der Unterſuchung iſt für das römiſche Recht einfach. Eine 
Beſprechung der äußeren Verhältniſſe erübrigt ſich, weil dieſe ſtets klar ge— 
weſen ſind, im Gegenſatz zu der verwirrenden Vermiſchung in Deutſchland, 
die dem Verſtändniß ſo viel Schwierigkeiten bereitet. Auch gibt es nicht wie 
matiſche Unterſuchungen über das Weſen des Staates und ſeiner Herrſchaft 
nach Art unſerer heutigen Lehrbücher durchzuarbeiten. Staatsrecht als be— 
ſondere Disziplin haben die Römer nicht getrieben, ſondern ſie haben ihre 
öffentlich-rechtlichen Anſchauungen nur nebenher bei der Erörterung privat— 
rechtlicher ragen niedergelegt: Im_ Privatrecht ift aljo über ihre Anjchau- 
ung Aufſchluß zu juchen. Hier muß es jich zeigen, ob fie Die itaatliche Be- 
jtimmungsbefugnig von einer privaten Berechtigung oder auch nur einem ähn- 
lichen Verhältniß abhängig machten, oder ob fie das öffentliche von dem 
Brivatrecht zu trennen wußten. 


", Vergleiche an diefem ganzen Abjchnitt: Windſcheid, Lehrbud des Sr 
rechts I ©. 411 fi., Dernburg, Pandelten I S. 161 ff., 443; — PBernice, ntis 
tins Sabeo, das römiiche Privatrecht im 1. Jahrhundert der Raiferzeit, LE Band Halle 1873 
S. 263 ff. — Bekker, Syitem des heutigen Bandektenrechts, Weimar 1886, J. ©. 333 ff., 
— Wächter, Bandeften I. Theil Pe u ©. 274 ff, — Gierke, Das deutiche Ge 
noflenichaftsrecht, 3. Band Berlin 1881, 
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Das römische Rechtsſyſtem mit jeinen klaren, jcharfen Begriffen war von 
vornherein einer reinlichen Scheidung diejer beiden Nechtsgebiete günjtig. 
Namentlid; war es der die private Berechtigung erichöpfende Eigenthumsbegriff 
der Römer, im Gegenjaß zu der ein Ober: und Untereigenthum gejtattenden 
relativen Ausgejtaltung bei den Germanen, welcher einer Bermijchung vor 
beugte. Wo Die Sphären des Privatrecht3 und des öffentlichen Rechts auch 
‚äußerlich von einander getrennt erjcheinen, weil die Gegenjtände, deren Ber: 
bältmifje der Staat ordnet, im Privateigenthum der Einzelnen jtehen, aljo in 
der Mehrzahl der Fälle, it damit auch die juriftiiche Sonderung von jelbjt 
gegeben. 

Schwerer it dieje dagegen, wenn die Trennung der beiden Sphären 
äußerlich nicht Hervortritt. Dann kann ein Fehler leicht nach der einen oder 
der anderen Seite gemacht werden, indem entweder Privatrechte aus den 
öffentlichen Befugniſſen gefolgert oder dieje von einem Privatrecht abhängig 
‚gemacht werden. Hierher gehören die Fälle, in denen der Staat der einzige 
Dispojitionsberechtigte an den Gegenjtänden iſt, entweder weil fie überhaupt 
dem Privatrecht entzogen find, alle Verfügungsbefugniß über fie fich aljo in 
der Staatögewalt erjchöpft, oder weil der Staat zugleich der Privatberechtigte 
iit, beide Rechtsiphären ſich aljo in jeiner Hand vereinigen. Entſpricht die 
Stellung diefer Sachen im Rechtsſyſtem und ihre Behandlung der nothwendigen 
Trennung von Privatrecht und öffentlichem Recht, jo darf die eingehendſte 
Beitimmungsbefugniß des Staates feinen Einfluß auf das private Rechtsverhältnik 
der Sachen ausüben und andererjeit3 darf die private Berechtigung des Staates durch 
jeine Eigenjchaft als Faktor des öffentlichen Rechts nicht beeinflußt werden. 

Unterjuchen wir zunächjt die Stellung der Sachen, die dem Privatrecht 
entzogen jind. Hierhier gehören die res nullius, sacrae, sanctae, religiosae, 
publico usui destinatae, die einen ihrer natürlichen Bejchaffenheit, die anderen 
ihrer Beitimmung wegen. 

Eine erafte Formulirung der hierüber geltenden Nechtsgrundjäge, etwa 
in lehrbuchartigen Leitjägen, juchen wir vergebend. Einerſeits erjchwert der 
Sprachgebraucd der Römer, mit dem Genitivus jowohl den Eigenthümer, 
als deu Verfügungsberechtigten überhaupt zu bezeichnen, gerade dieje Unter: 
juchung, andrerjeits war es überhaupt nicht ihre Gewohnheit, über die legten 
Prinzipien fundamentale Betrachtungen anzujtellen. Ihre allgemeinen Aeußer— 
ungen find deshalb unklar und auch widerjpruchsvoll,') und es wäre ein 
unfichere8 Unternehmen, aus ihnen die Ueberzeugung zu jchöpfen. Der Auf: 
ihluß über die römische Auffaffung ijt vielmehr in der Entjcheidung der 
jpeziellen Rechtsfragen zu juchen. Wie es überhaupt jpäteren Zeiten über: 


) Mergleiche nur folgende Aeußerungen: für die Unflarbeit folgend aus dem Gebraud 
des Genitivus: 1. 3. D. ne quid in loco publ. 43,8 (Celsus): Litora, in quae populus 
Romanus imperium habet, populi Romani esse arbitror; — 1. 1 pr. D. de interd, 43, 
1 (Ulpian): ,. . quae sunt nullius, haec sunt liberae personae, . ,. quae sunt alicujus, 
haee sunt aut publica aut singulorum , publica de locis publieis, de viis deque flumi- 
nibus publicis . . . 1. 1 pr. D. derer, divis, 1, 8 (Gajus): Quae publica sunt, nullius 
in bonis esse ereduntur, ipsius enim universitatis esse creduntur — und für den 
Widerſpruch: $S 1 J. de rer. div. I, 1: naturali jure communia sunt omnium haeec: 
aer et aqua profluens et mare et per hoc litora maris; — 1. 14 D. de aquir. rer. 
dom, 41, 1 (Neratius): litora non publica sunt, ut ea, quae in patrimonio sunt populi, 
sed ut ea, quae primum a natura prodita sunt et in nullius adhuc dominium per- 
venerunt: nec dissimilis condieio eorum est atque piscium et ferarum, quae simu- 
latque comprehensae sunt, sine dubio ejus, in eujus potestatem pervenerunt, dominii 
fiunt, 
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laſſen blich, aus den Entjcheidungen rüchchlieend dasSyitem aufzubauen, jo beſteht 
auch in dieſer Frage die Aufgabe darin, aus den Folgen das Prinzip zu fonftruiren. 

Bon den res nullius') machen die Luft und das flichende Waſſer ver: 
möge ihrer natürlichen Bejchaffenheit eine ausjchliegliche Beherrſchung durch 
einen Einzelnen unmöglich. Ber den Meeresufern iſt eine jolche denkbar, aber 
jie theilen das rechtlihe Schidjal des Meeres. Ber ihnen gilt nicht der Sak 
„superficies solo cedit‘‘, jondern das Erbaute bleibt Eigentum des Bauenden, ?)- 
ein Privateigenthum an ihnen wird dadurch verneint. Und es famı an ihnen 


auch Niemand Eigenthum erwerben, wenn auch Martian dem Erbauer das- 


dominium soli zujchreibt‘), denn das Necht des Erbauerd am Boden geht. 
durch das Verſchwinden des Gebäudes wieder verloren, kann aljo fein Eigen 
tum, jondern nur eine rechtlich gejchügte Thatſache gewejen ſein. 

An ſich eigenthumsfähig, aber dem göttlichen Dienſt gewidmet und des— 
halb dem menſchlichen Recht entzogen, ſind die res divini juris‘). An ihnen 
eriftirt fein Privateigentdum, wie aus dem vollen Schagerwerb durch den 
Finder“) hervorgeht und auch allgemein ausgejprochen wird"). 

Auch die res publico usui destinatae jind der privaten Dispojition 
entzogen’). Ob an ihnen ein Privateigenthum des Staates bejteht oder nicht, 
it eine bekannte Streitfrage, deren Löſung für das hier zu gewinnende Nejultat 
nicht von Bedentung iſt.) 

Alle dieſe Sachkategorieen jtehen unter der Beſtimmungsbefungniß des 


)$1J. de rer. divis 2,1. 


”, ]. 14 pr. D. de aquir, rer, dom, 41, 1: — 1.50 h.t;; — 1. 3 D. ne quid in 
loco publ. 43, 8. 
») 1.6 pr. D. de divis, rer, 1, 8: ., .. et soli domini constinuntur, qui ibi aedi- 


ficant, sed quamdiu aedifieum manet: alioquin aedificio dilapso quasi jure postliminü. 
revertitur locus in pristinam causam, et si alius in eodem loco aedificaverit, ejus fiet. 

* Die res sanctae ſtehen unter einem erhöhten Schu — 1.8, 1.953, l. 11D. 
de rer, div. 1, 8; — und jind deshalb quodammodo divini juris; — 1.1 pr, D. de 
div. rer. 1, 8 und $ 10 J. de rer, divis. 2, 1; — juriftiich aber gehören fie zu den res 
publico usui destinatae. 

») $ 39 J. de rer, divis 2, 1. 

u S 7: 8.J. de rer. divis. 2, 1:— 1682 und $S3 D. de divis rer. 1, 8. 

1. 68 1 D. de contr. emt. 18, 1; — R 2 J. de inut stip, 3, 19. 

* Die früher herichende Lehre betrachtet dieſe Sachen als zivilrechtlich herrenlos, die 
Beſtimmung zum öffentlichen Gebrauch ſoll jede Privatherechtigung ausſchließen. Sie ſtützt 
ſich dabei hauptſächlich auf die über das Bett eines öffentlichen Flußes geltenden Rechts— 
fäte (. 785 D. de aquir. rer. dom. 41, 1; — 1.81 D. h. t.; — 1. 22, 23 J. de rer. 
div. 2, 1), uud Sieht dem gegenüber das Erordern eines ——— von dem Bebauer 
eines öffentlichen Waßes (1.2 $ 17 D. ne quid in loco publ. 43, 8) und die Beſtimmung, 
dab der auf einen öffentlichen "Rat geinndene Schab zur Hälfte dem Fiskus oder der Ge- 
meinde zufällt (5 39 4. de rer, div. 2, 1) für bloße Finanzmaßregeln an. 

Die andere jet berichende und den modernen Verhältniſſen entiprechende Lehre erkennt 
an diejen Sachen ein Privateigenthum des publizivenden Gemeinweſens an. Hierfür fprechen 
namentlich die genannten Nechtsiäße über das solarium und die Schabhälfte, außerdem 
Quellenzeugniiie darüber, daß stadia und Theater einer Stadt vermacht worden jind (1. 122: 
de leg. I). Die Rechtsſatze über das Flußbett werden dann als unregelmäßig angeiehen, 
— — der Unterſtützung dieſer Auffaliung wird auf eine Aeußerung Labeo's (l. 65 

de aquir. rer, dom, 41, 1), bingewielen (Bernice ©. 275). 

Welche Auffaſſung den Gedantengang der Römer richtig wiedergiebt, kann bier dabin- 
geitellt bleiben. Denn wenn fein Privateigentum bejtebt, jo it die Stellung diejer Sachen 
tür umfere Frage diefelbe, wie die der res nullius, die ftaatliche Beſtimmungsbefugniß ift 
Dr von einem Privatrecht — — Beſteht aber Eigenthum des Staates an ihnen, 

—— die ſpäteren Erörterungen über den Staat als Privatrechtsiubjelt durch, wonach 
— n Privateigenthum ſich ebenſowenig wie heute von dem eines Privatmannes unterſchied, 
alio auch die Ausübung der ftaatlichen Herrichaft nicht beeinflußt bat 
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Staates. Bei den res divini juris tritt dieje zwar jehr zurüd, it aber 
deshalb nicht aufgegeben. Denn diefe Sachen können wieder verfehrsjähig 
werden,') und Juftinian machte die res sacrae den Zweden des Staates 
fogar durch ihren Geldwerth dienitbar, indem er ihre Veräufjerung zum 
Loslauf von Gefangenen geftattete.°) — Die Verhältnijje der res nullius 
und publico usui destinatae regelt der Staat dafür um jo genauer. An 
ihnen hat jeder Bürger prinzipiell das gleiche Necht, und der Staat verfährt 
deshalb nach dem Grundjag, den Einzelnen joweit thätig werden zu laſſen, 
als er dadurch nicht den Gemeingebrauch behindert.) Deshalb it an den 
res nullius Jedem ohne weiteres eine Thätigfeit gejtattet, die nicht auf 
dauernde und ausjchliegliche Beherrſchung eingerichtet it. So darf jeder das 
Meer befahren und im ihm filchen, am Ufer die Netze trocknen und leichte 
Hütten zum Schuß gegen die Witterung errichten.‘) Zur Aufführung eines 
dauernden, joliden Baues aber auf dem Ufer oder in das Meer hinein iſt die 
Grlaubnih des Prätors nothwendig;) wird dadurch der Gemeingebraud) 
geitört, jo jteht dem Gejchädigten das interdiktum utile zu“) und der 
GErbauer wird nöthigenfall® mit Gewalt entfernt,‘) während im anderen Fall, 
wenn Niemand Schaden erleidet, der Erbauer vom Prätor geichügt wird, und 
zwar, weil ihm bier ein bejonderes Necht zufteht, durch Gewährung des inter- 
dietum uti possidetis.?) — Auf den öffentlichen Plätzen darf Jeder jpielen, 
auf den Öffentlichen Wegen oder Flüſſen Jeder gehen oder jahren. Das Ab- 
leiten von Wajjer aus einem öffentlichen Fluß tft, wenn es in angemefjener 
Weiſe geichieht, gejtattet, anderenjallS aber verboten.’) Andere in der Benuß- 
ung des öffentlichen Fluſſes und Weges zu jtören, wird wiederholt unterjagt."”) 
Die Störung darf auc) nicht indireft in Ausnutzung jonjtiger Nechte geichehen. 
So darf der Eigenthümer zweier auf beiden Seiten eines Öffentlichen Fluſſes 
gelegener Grundjtüde diefe nicht durch eine Brüde verbinden, und es darf unter 
dem Öffentlichen Weg hindurch feine Unterführung geleitet werden.*)'P). 


Dieje Gegenitände jtehen aljo unter der eingehenden Ordnung des Staates. 
Der Charafter der jtaatlichen Thätigkeit fann erjt genau erfannt werden, wenn 
wir ihnen die andere Gruppe von Gegenjtänden, bet der eine Vermiſchung von 
öffentlichem und Privatrecht bejonders leicht ijt, die im Privateigenthum des 
Staates ftehenden Sachen, gegenüberjtellen. 

Dieje Sachen unterjcheiden jich juriftiich nicht von anderen Privatjachen. 
Der Staat bewegte jich im Privatrecht genau jo, wie jeder —— Er 
erwarb und veräußerte bewegliche und unbewegliche Sachen, ng Pacht⸗ 
fontrafte ein und lieh ſich Bürgſchaft ſtellen, er gab Darlehen an ——— und 


„1.8385 D. de verb. oblig. 45,1; — 1. 36 D. de relig. 11,7; — l. 40 h. t.; 
— c 14 C. de relig. 11,7. 

) c 21 $ 2 C de sacros. eccles. 1,2; — cf. $ 8 J. de rer. divis 2,1. 

1.289,13 und l. 40. ne quia. in loco pubi. 48,8. 

85 J. de rer. div. 2,1. 
$ 1 J. de rer. div, 2,1; — 1. 50 D. de aquir, rer, dom. 41,1. 
.288D, ne quid in loco publ. 43,8. 
1 50 D. de aquir. rer, dom, 41,1. 

»)1.28 8 D. ne quid in loco publ, 43,8; — l. 14 D, de injur. 47,10. 

») 1. 17 D. de serv, praed, rust. 8,3; — 1. 1$ 41 D. de apua cotid. 43,20; — 
1. 2 D. ne quid, in flum, publ. 43,12. 

'w, ], 1 pr. und $ 12 D. ne "quid in flum, publ. 43,12; — 1. 2 $2% D. ne 

quid in loco publ. 43,8. 
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nahm ſolche auf, ja er führte Hausbücher wie ein Privatmann . Sein Ver- 
mögen umterjchied ſich lediglich durch die Perſon des Eigenthümers von dem 
der Privatleute; die res fiscales, res in patrimonio werden volljtändig den 
Regeln des Brivatrechts unterftellt.*) 

Damit iſt das Vorliegen des einen möglichen Irrthums, dab die private 
Berechtigung des Staates durch jeine Eigenichaft als Machtfaktor beeinflußt 
wird, für das römiſche Necht verneint. Und weiter ergibt jich auch, daß die 
Nömer den anderen Irrthum vermieden haben, aus der öffentlichen Befugniß 
MBrivatrechte zu folgern. 

Denn wenn der Staat im Privatrecht dem Privatmann gleichjteht, danıı 
ift jeine dortige Thätigfeit von jeiner Herrjcherthätigfeit im öffenklichen Necht 
a ta verſchieden. Dann iſt auch bei den der Brivatdispofition entzogenen 

Sachen von einem Privatrecht des Staates feine Nede, jondern jeine Ord— 
nungss nnd Beſtimmungsbefugniß ift rein jtaatlih. Man Half ſich auch nicht 
etwa mit einer Gejammtberechtigung der Volksgenoſſen, denn die im Gemein: 
gebrauch Gejtörten hatten nicht die Nechtsmittel des Eigenthümers oder Be: 
Jißers, jondern die actio injuriarum’), den Schuß gegen Unbill. Das Recht, 
dieſe Sachen zu benugen, folgt aus der Erlaubniß, die der Staat als Herricher giebt. 

Für alle Gegenjtände aljo, ob jie im Privateigenthum eines Unterthanen 
oder des Staates jelbjt jtehen, oder ob an ihnen ein Privatrecht überhaupt 
nicht exiftirt, it der Nechtsgrund der Thätigfeit des Staates Dderjelbe. Und 
weil es über dem Privateigenthum fein anderes privates oder ähnliches Necht 
geben kann, deihalb it das Necht des Staates überhaupt fein privates oder 
‚and; nur ähnliches. Ein Obereigenthum, ein Necht am Gebiet fannten die 
Nömer nicht. Dann aber fannten fie für die jtaatliche Thätigfeit nur den 
einen Grund: die Ausdehnung des Staates. Weil alle die Gegenjtände in 
jeinem Machtbereich Liegen, deßhalb fann der Staat den Menjchen mit zwing- 
ender Kraft befehlen, wie jie dieſe Gegenjtände zu behandeln haben, und dieje 
Befehle fallen, der verjchiedenen Natur und Beſtimmung der Gegenjtände ent- 
iprechend, verjchieden aus. Das Gebiet war den Römern fein Objekt, e$ war 
ihnen der Derrichaftsbereid). 

Das ift der legte Gedanke, der dem römischen Nechtsleben zu Grunde 
lag. Ausgeſprochen haben ihn die Römer zwar nicht, fie haben ihn aber 
injtinftiv befolgt. Und von ihnen ift er zu uns gefommen. Es ijt fein Zus 
jall, daß mit dem Wiederaufblühen des römiſchen Rechts auch der moderne 
Staatögedanfe ſich auszubilden begann, und dab Deutichland erjt der Be— 
fruchtung durch die Staatsauffafjung, wie jie ſich in den italienischen Re— 
publifen gebildet hatte, bedurfte, um ich zu den heutigen VBerhältniffen zu 
entwickeln. 

88. 


Das germaniſche Recht. a) Die Entwidelnng im Staatsleben.) 


Im Gegenjag zu dem römijchen Reich mit jeinen von vornherein politiich 
und juriftiich einfachen Verhältniſſen ijt in Deutjchland der heutige Stand der 


A ganlte Labeo S. 264, 266. 
6$1D. de divis, rer. 1,8; — 1.17 D. de verb, signif. 50,16; — 1. 72 
$1D. de contr. emt. 18,1; — 1.2 $ 4 D. ne quid in loco publ. 43,9. 
»)1.2,8 9, D. ne quid in — publ. 43,8; — 1. 18, $ 7, D. de injur. 47,10. 
u) Bergl. über die ftaatlihe Entiwidelung namentlih: Karl Salomo Sadariac Der 
(eilt der deutſchen Territorialverfaiiung, Leipzig 1800, S. 112 Hi. — Böpfl, Deutiche 
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Dinge erſt die Frucht einer langen und mühſamen Entwidelung, die ſich neben- 
einander in doppelter Weiſe, im Staatsleben und in der Theorie vollzog. 
Im Staatsleben bildete jih aus dem farolingiichen Einheitsjtaat erjt der 
Feudalismus des Mittelalters und aus diejem endlich das heutige Deutſch— 
land, und die Theorie mußte erjt den Ummeg durch die frafichte Patrimonials 
anſchauung machen, ebe endlich die heutige moderne Staatsichre zur Geltung 
fam. Das Bindeglied zwijchen diejen beiden Entwidelungsreihen und deren 
mächtiges Fürderungsmittel nach dem heutigen Ergebniß hin bilden die Haus: 
gejege der deutjchen Fürſten, welche die Erfenntniß von der Unhaltbarfeit der 
bejtehenden Grundjäge und den Verfuch enthalten, deren größte Gefahren ab: 
zuwenden. 

So hat ſich denn die Unterſuchung nach dreifacher Richtung zu bewegen. 
Einmal hat ſie die äußere ſtaatliche Entwickelung zu verſtehen, dann die Ver— 
ſuche der Fürſten zu verfolgen, deren Gang durch die Hausgeſetze zu beein— 
fluſſen, endlich das Ringen der Wiſſenſchaft nach einem befriedigenden Reſultat 
darzuſtellen. 

Zunächſt alſo iſt die äußere ſtaatliche Entwickelung zu betrachten. 

Von einem Staatsgebiet kann man in Deutſchland erſt nach der Völker— 
wanderung Iprechen. Die eivitates, die Völferjchaften, die vorher die politi— 
chen Einheiten waren, kannten an dem Grund und Boden nur ein privates 
Gelammteigenthbum der Vollsgenoſſen. Es trat die unjurijtiiche, vein wirth— 
ichaftliche Bedeutung des Grund und Bodens jo jtark hervor, daß die jtaat- 
liche Bedeutung vorerjt noch latent blich. 

Anders wurde es erjt nach der Völferwanderung. Die in eivitates ge 
Ipaltenen Stämme hatten jich geeint, jie waren Jehhaft geworden und mit der 
römischen Kultur in Berührung gekommen. Aus dem Oejammteigenthum der 
Nölferichaft mit der immer neu vorgenommenen Bertheilung an die Volls— 
genojjen murde ein Privatergenthum der Volksgenoſſen mit öffentlicher Ober: 
herrichaft des Etammes, aus dem großen Grundſtück, das die civitas ge 
meinſam bewirthichaftete, wurde das Staatsgebiet, und aus dem Privateigenz 
thum am dieſem Grundſtück wurde die Gebietshoheit. Jetzt waren die Ver— 
bältnijie far und einfach: Der Etamm war der Etaat, und jeder Stamm 
hatte die Gebietshoheit über jein Gebiet. Bald jedoch begann die Verwirrung. 

Auf den Trümmern der Stammesherzogthümer war die jränfiiche Uni— 
verjalmonarchie erwachſen, eim gewaltiges Neich mit jtraffer Urgamijation,. 
deren Fäden alle in der Hand des Königs zujannnenliefen. Aber ſchon unter 
dem großen Narl fündigte jich die Auflöjung an; die Grafen, die Werfzeuge 
der Könige m ihrem Kampf gegen die Herzogthümer, fehrten die ihnen ver— 
lichene Macht gegen ihre Machtgeber.') Dieß wurde ihnen um jo leichter, als- 
das Grafenamt thatlächlich cin Monopol der hervorragendjten und begütertiten 
Familien geworden war, die mm in einer Hand die weitreichenden Beruguifje 
des hoben Beamten mit dem Einfluß des wirtbichaftlich Starfen vereinigten. 
Unter Den schwachen Nachfolgern Karl's gelang es ihnen, ſich als Zwiſchen⸗ 
inſtanz in das direkte Unterthanenverbältnig des Volfes zum König einzu 































Staats und Rechtsgeſchichte, Stuttgart 1844— 47, 2. Bd., 2 Abtb., S. 149 fr, —-M B) 
Lehrbuch des Stagisrechts, S. 47 1; Heimburger, Erwerb der Gebietshoheit, 
1888, 2.12 ff.: Preuß, Gemeinde, Staat und Neid) als Gebietstörperfchaften, & 
S. 335 if, 

Berxcht ohd, Tie Entwidelung der Yandeshobeit in Oeſterreich nach den echten ink 
uncchten Freiheitebriefen, München 1862, &. 3 ff. 
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ichieben. „Seit dem neunten Jahrhundert war der Gedanfe einer allgemeinen 
durch jich jelbjt nothwendigen Unterordnung unter eine höchite, in der Königs— 
würde dargeitellte öffentliche Gewalt nahezu verjchwunden, jo daß man das. 
Bedürfniß bejonderer Unterwerfungsafte empfinden mußte.“) Dieje bejtanden 
in der Uebernahme von Lehnsgütern, wobei der perjönliche Treueeid geſchworen 
wurde, der nun das Band zwilchen König umd Vaſall bildete. So entitand- 
aus dem Unterthanenverband der fränkischen Epoche der Feudaljtaat des 
Mittelalters. 

Einen wejentlihen Antheil an der Auflöjung der alten, jtraffen Ver— 
faſſung hatten die firchlichen Jmmunitäten.*) Die Kirche hatte nad) dem: 
Grundjage, daß jie nach römischen Necht lebe, für ihre Diener und Beſitz— 
thümer die Privilegien des römischen Neiches in das Frankenreich mit herüber- 
gebracht. Hier erfuhr ihre bevorzugte Stellung noch nach allen Seiten hin 
eine derartige Stärfung, daß dadurch der alte Einheitsjtaat aufgelöjt werden 
mußte. 

So wuchjen zunächſt die Bejisthümer der Kirche, namentlich durch Schenk: 
ungen, ungeheuer au. Zu diejer wirthichaftlichen Macht gejellte ſich die poli— 
tiiche durc Ausdehnung der Firchlichen Jurisdiftion. Dieje vollzog ſich einer: 
jeits dadurch, daß in allen Fällen, in denen ein Moment der Sünde vorlag, 
die firchliche Gerichtsbarkeit an Stelle der weltlichen treteır jollte, wodurch die 
ſtaatliche Organifation in ihrem ganzen Umfange durchbrochen wurde. Anderer 
jeit8 wurde den firchlichen Großen immer mehr und mehr über ihre Güter 
die Gerichtsbarkeit im Ganzen gegeben, die fie dann durch Kirchenvögte aus: 
üben ließen. Lagen viele jolcher Güter zufammen, jo wurde ihmen fir jolche 
größeren Bezirfe geradezu die Grafichaft übertragen. Es entiprach dieß der 
alten Tendenz der Könige, die geiftlichen Fürſten, zu welchen fie treu ergebene 
Perjonen zu machen pflegten, den jchon oft oppofitionell auftretenden welt 
lichen Fürſten gleichzuftellen, oder ſie gar zu deren Beaufjichtigung zu ver: 
wenden. Das Bisthum wurde jo ein Territorium, wie die Bezirke der welt- 
lichen Großen. Bon der bijchöflichen Jurisdiftion waren wieder viele Klöjter 
und Stifter befreit, fie wurden mit denjelben Privilegien begabt und vermehrten 
jo die Zahl der Territorien. Im 11. Jahrhundert verschwand die alte Gau— 
verfaſſung vollitändig, an ihre Stelle war eine große Zahl geiftlicher und 
weltlicher Territorien getreten. 

Nur eine Epijode im diefem Zerſetzungsprozeſſe bilden die vorübergehend 
glüdlichen Verſuche der Wiederaufrichtung von Herzogthümern. Die jtärkjten 
der weltlichen Vaſallen hatten es veritanden, das Zujammengehörigfeitsgefühl 
innerhalb der deutichen Stämme wieder derart zu beleben, daß fie fich zu 
Nationalberzögen aufichwangen. Anfangs des 10. Jahrhunderts war Deutjch- 
land thatjächlich in fünf Herzogthümer aufgelöjt.”) 

Ihr Beftehen war nicht von langer Dauer. Dem planmäßigen Zujammen: 
wirfen der Könige mit den Eleineren, von den Herzögen unterdrücdten Macht: 


!) v. Gerber, Enitem des deutichen Privatrecht, 15. Aufl, Jena 1886, ©. 193. 

?) Vgl. hierüber: Schulte, Spitem des allgemein. katholiſchen Kirchenrechts, Gießen 
1856, ©. 160; Hinſchius, Stirchenrecht der Hatboliten und Proteitanten in Deutichland, . 
1. Bd., Berlin 1869, ©. 123 f; Richter: Dove, Lehrbuch des katholiihen und evangeliichen 
Kirchenrechts, 7. Aufl, Leipzig 1871, S. 55, 155; Born, Lehrbuch des Kirchenrechts, Stutt- 
gart 1888, ©. 51 ff. nam. ©. 74; — Eichhorn, Teutiche Staats: und Rechtsgeichichte, 
Göttingen 1843, I. ©. 679 ff., I. ©. 58 f., 109 ff., 494 ff. 

Berchtold a. a. D., ©. 4. 
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babern fonnten jie nicht widerjtehen, und der Sturz Heinrichs des Löwen 
1.3. 1180 vollendete ihre Zerjtörung für immer. 

Die Früchte diejes Sieges genoſſen nicht die Könige, jondern die Hleineren 
Vaſallen, deren willige Unterjtügung durch weitgehende Konzeſſionen erlangt 
war. Sie benußten ihre Macht zur möglichjten Stärkung ihrer perjönlichen 
Stellung, namentlich zur Erweiterung ihres Privatbejiges. 

Dies hatte wieder auf die Auffafjung des Verhältniſſes des Amts— 
bejiges zum Brivatbejit den weitgehenditen Einfluß. Diejer überwog jenen 
im den meijten Fällen weitaus an Bedeutung. Kein Wunder, dat der Nadı= 
druck auf den wichtigeren Theil gelegt und bei der thatjächlichen Zuſammen— 
gebörigfeit das Amtsrecht mehr und mehr als Pertinenz des Privatbejiges 
angejehen wurde.) Nun wurden auch die Nechtsanichauungen, die für den 
Privatbefig galten, auf den ganzen Beſitz ausgedehnt‘) und die Kaiſer, Die 
damals in eriter Linie die Unterjtügung der Fürjten im Kampfe gegen die 
Kirche gebrauchten, konnten der Ausbildung und thatjächlichen Uebung einer 
jolchen Anſchauung nicht energijch entgegentreten. Won den Fatjerlichen Ober: 
Ichnsrechten jchwand eins nach dem andern dahin, Lehen und Allod wurden 
einander immer ähnlicher. Da die Amtsrechte nur durch Lehen übertragen 
werden fonnten, gaben Biele ihr Allod dahin, um es als Zehn zurüdzuempfangen: 
Sp verwandelte nach dem Sturz der Welfen 1180, Heinrich der Löwe jeine 
braunſchweigiſcheu Allodialbeiigungen in Lehen, um die Herzogswiürde darauf 
übertragen zu fünnen. Den Kitt des Neichsbaues bildete das Lehnsverhältniß, 
ein privates Nechtsinftitut, das allein durch das daran flebende perjünliche 
Treueverhältniß zur formellen Begrüudung einer öffentlichen Ordnung im 
unzureichender Weiſe verwandt werden konnte, und bier gab e8 wieder Ober: 
und Unterlehen im unabjehbarer Reihe. Bon einer Staatsidee im modernen 
Sinne, einer Gebietshoheit, hatte man damals feine Vorjtellung. Das imperium 
floß aus dem dominium und wurde mit diefem übertragen, Teile des impe- 
riums mit Theilen des dominiums. Weltdominium des Kaiſers bezw. 
Papſtes — Ierritorialdominium der Fürſten bezw. Biſchöfe — Gutsdominium 
der fleinen und fleinjten Vaſallen, dazwijchen unzählige Meittelinjtanzen, ſich 
auf das merfivürdigfte durchkreuzend, der Lehnsherr zugleich Lchnsmann, oft 
Lehnsmann des eigenen Lehnsmanns: Alles relativ, Alles privatrehtlid. Man 
kaufte, taujchte, jchenfte und vererbte, Gebietstheile, Negalien und baares Geld, 
Alles mit und gegeneinander, jo day wohl jelten Jemand von allen jeinen 
einzelnen Befigen und Nechten den Erwerbstitel hätte angeben können.) „Gebt 
man die bejonderen Berfajjungen dergleichen Yande ... . . durch, jo ſeynd 
diejelbige jo verjchieden, al3 die Gejichter und Gefinnungen derer Menjchen.* 
So gab es denn nur einen Ausgangspunft, die Perjon, und territorium war 
ein Conglomerat der verichiedenartigiten Befugniffe, zulammengehalten umd zur 
Einheit erhoben durch die Perſon des Herrn.?) | 

') &. darüber ausführlich Zacharige, Geiſt der deutſchen Territorialverfaſſung, 
Leipzig 1800, S. 114 ff. ] 

*; Dergl. Berdtold a. a. O. 5. 67 fi. — 

°; ©. über dieſe Vermiſchungen Nic. Thadd, Gönner, Entwickelung des Bi 
und der rechtlichen Verhältnifie deuticher Staatsrechtsdienitbarteiten, Erlangen 1 
und‘ 1. Moier, Bon der N Reihsitände Landen, Frankfurt und Leipzig 17€ 


Moijer a. a. D, ©. 97. 
..) 5. Preuß, Gemeinde, Staat und Neih als Gebietskörperichaiten. 
deutihen Staatstonitruftion auf Grund der Senollenjchaftstheorie. Berlin 1889, 
-339, 342. — 
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Es bedurfte eines jahrhundertelangen harten Kampfes, um dieſe Wirrniß 
einigermaſſen zu löſen. Dieſe Epoche bietet uns das Bild der Entſtehung des 
Gebiets aus dem territorium, des allmähligen Ueberganges der Hoheit des 
Neiches an die unteren Inſtanzen, von denen jede jo viel wie möglich zu 
gewinnen fuchte. Jeder diejer relativen Herren juchte ſich abjolut zu machen, 
nach oben hin jich zu befreien, nach unten hin andere zu binden. Der Sieg 
mußte demjenigen Faktor zufommen, welcher jich wegen der Schwäche jeiner 
nächjthöheren Injtanz am energiichiten bethätigen könnte. Am jchwächiten 
aber war die fatjerliche Gewalt; ihre Ohnmacht benußten ihre Lehnsleute dazu, 
ein Necht nach dem anderen an jich zu reiten. So wurden die Reichsunmittel- 
baren jchließlich die eigentlichen Gewalthaber, und „die oberfehnsherrliche Be: 
leihung mit Bann und Regalien war wejentlic) nur noch die Anerkennung 
eines ſchon beitehenden Mechts.*') Die erite offizielle Beglaubigung ihrer 
Nechte erhielten jte von Friedrich IL., der im jeinen Sonjtitutionen von 1220 
und 1232 auf jein fonfurrirendes Negierungsrecht in ihren Ländern verzichtete, 
den Abſchluß bildete der Wejträliiche Frieden. Die Neichsummittelbaren find 
jest Landesherren geworden, ihr territorium hat jich zu einem Gebiet, ihre 
Lehnsrechte Haben ſich zu einer Gebietshoheit ausgewachien. Die Herrichaft 
des Kaiſers ift zu einem Ehrenvorrecht erblaßt. „Caesar his omnibus tam- 
quam subalternis seu subordinatis majestate sua, mit jeiner überjchweben- 
den Staijerlichen Hoheit, supereminet.**) Deutichland ift zwar juriſtiſch noch 
ein Staat, da die Kompetenz des Reiches grundjäglich noch unbeſchränkt ges 
blieben war,?) vom praftijchpolitiichen Standpunft aus iſt es aber nur noch 
eine [oje Förderation der deutjchen Staaten.’) Dffiziell janftionirt wurde die 
Gebietshoheit der deutjchen Staaten erjt durch die Niederlegung der Kaiſer— 
frone 1.3. 1806, 

& 4. 


Das germanifhe Net. b) die Hausgeſetze. 

Die äußere Entwidelung der Gebietshoheit war in Deutjchland mit dem 
Weſtfäliſchen Frieden im wejentlichen abgejchloffen. Aber auch nur die äußere 
Entwidelung. Denn die Grundjäge für die Stellung des Gebiet3 zur Staats- 
gewalt find noch genau die privatrechtlichen des Mittelalters. Aus der that: 
Jächlichen Einheit zu einer begrifflich nothwendigen wurde der Staat erſt in 
unjerem Jahrhundert, und das Ziel und den Schlußftein dieſer Entwidelung 
bildet der Grundjag der Einheit, Unteilbarkeit und Unveräußerlichkeit des 
Staatsgebiets. 

Den Anſtoß zu dieſer Entwickelung gaben praktiſche Erwägungen, und 
die erſten Maßnahmen gingen vom Reich aus. Die bekannteſte Feſtſetzun 
des älteren Reichsrechts“) iſt eine Beſtimmung Kaiſer Friedrichs J. von 115 
bezüglich der Reichslehen,“) die dann auch in die Rechtsbücher“) aufgenommen 


') Heimburger, der Erwerb der Gebietähoheit 1. Theil, 1888, ©. 13. 
*) Nic. Chriftophorus Lyncker, Tractatus de superioritate territoriali, von der 
Landeshobeit, recusus; Wittenberg 1743, S. 15. 
Meyer, Georg, — des deutſchen Staatsrechts, 4. Aufl. 1894, ©. 57. 
9 nz Lehrbuch S. 5 
) v. Gerber, „Ueber Theilbarfeit, — Staatsgebiete“ in Aegidi's Zeitſchrift 
für denn es Staatsrecht, Bd. 1, 1867. S. 22. 
21 feud. 55: Praeterea ducatus, EN eomitatus de cetero non dividatur, 
Sachſenſpiegel Yehnrecht 20 8 5: Bischope gut und vanlen sal die Koning ganz 
Jien 2a nicht tveien, 
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und in der goldenen Bulle!) bezüglich der Kturlande von neuem in Erinnerung, 
gebracht wurde. Theil genügten fie nicht, theil$ wurden fie übertreten, und- 
jo jahen jich denn die Fürſten veranlaßt, „ſich durch Hausverträge und Erb— 
einigungen oder auch Erbverbrüderungen noch mehr zufammenzujegen, um 
ihren Nachfommen ihre Länder dejto zuverläfliger zu bewahren“?), und durch. 
die „Grundſätze von der Unveräußerlichfeit und Unteilbarfeit der Güter und 
vom Worzuge des Mannesjtammes vor den Töchtern die Hauptitügen des 
umerjchütterlichen Glanzes der hohen Häufer“?) zu erhalten. 

Die erjten ficheren Nachrichten von derartigen Feitiegungen haben wir 
aus dem 14. Jahrhundert. ES waren Anfangs nur jchüchterne Verjuche, den 
ärgiten Auswüchſen der privatrechtlichen Theorie entgegenzutreten. Durch den 
Vergleih von Pavia, 1329), zwijchen den beiden bayeriichen Linien wurde 
eine Veräußerung an Fremde unterjagt und das ganze Gebiet trog Theilung 
zum Stammgut des fürjtlichen Haujes erklärt; im Einigungs- und Erbvertrag von 
1380)°) wurde die Untheilbarfeit der Markgrafichaft Baden Eonitatirt. Bejonders 
zahlreich find jolche Bejtimmungen in dem Hohenzoller’ichen Haufe. Im der 
ſchwäbiſchen Linie it der Sentoratsvertrag zwijchen den Nepräjentanten der 
beiden Linien Zollern-Hohenzollern und Zollern-Schalfsburg vom 27. Juli 1342 
zu erwähnen, ®) in der fränfischen Linie der Bergleich zu Barkhauſen vom 
10. Oftober 1341 °), die Verfügung Friedrich's V. vom 8. Sanuar 1372: 
und das Teſtament Friedrich's I. vom 17. Mai 1387 °), welche die Zahl der 
zuläſſigen Theile bejchränften umd durch Vorkaufsrechte, ſowie gegenjeitige 
Subjtitutionen der einzelnen Linien die Beligungen der Familie zu erhalten 
juchten. — Einen gewaltigen Schritt vorwärts machte die dispositio Achillea ®), 


N (Goldene Bulle Cap. 25: seindi, dividi, seu quavis conditione dismembrari 
non debeant, sed ut potius in sua perfecta integritate perpetua maneant; primo- 
genitus fillus succedat in eis, sibique soli jus et dominium competat, 

Pütter, Hiftoriiche Entwidelung der heutigen ZStaatsverfaflung des deutichen 
Reiches, Göttingen 1788, 1, ©. 214 und II ©. 173. 

» NRüttera.a. O. |], S. 273. . 

9 Abgedrudt bei: Schulze, Hausgeſetze der regierenden deutichen Fürſtenhäuſer. 
1. Bd. Jena 1862, III. Bd.: Hausverfafiung und Hausgejege des preußiichen Königshauſes, 
Jena 1883. IS. 260 fi. ſ. ©. 264: Und das wuer under tail und Unjer erben die vor 
geichrieben tailunge: und Täding in allen ihren ituden, articlen und Puneten jtätt; und 
gank haben: und halten, das haben wuer gehailien; und gelobt bei unieren Treuen umd 
leiblich zu den Heiligen geichworen, vgl. Schulte l S. 228. 


) Schulze I ©. 172: ..... tonderlich dab unnſer Schlöſſer, Lannd und Leut nitt 
Inn vil hennden getheilt und zertrenntt werden, . . . zum Ersſten feßen und wollen wir 


mit Namen. daß nun unnd herrnach zu öwigen Zeitten, die Markgraveſchaft zu Baden mitt 
Schlöſſen, Lannden unnd mitt Leutten, die wir jehund han unnd hernach gewinnen mögen, 
nicht mehr getheilt ſoll werden. . . . 

) S. Schulze III Preußiſche Hausgeſetze) S. 14. 

) ©. Schulze II, ©. 21, abgedrudt daſelbſt, S. 112: auch iſt gerett und getey— 
dingt, daz unſer debeiner, noch fin Suon oder Nachfomen an der Herichaft ... fein Weit, 
Land noch Gut on des anderen oder feiner eliden Sun willen, wort und gunſt, icht on 
werden, verfauffen noch verfumern joll . . Wer auch, dab unfer einen oder unſer elih Sun 
ſolich Bot oder Duft an ginge, daz er verkauften, verjegen oder verfumern mußt, daz fol er 
mit finem rechten bringen, und jol auch den andern den kaufte, ſaß oder verfümernufje vor 
vier wochen onbieten. 

*, 2. Schulze III, ©. 23. 

Abgedruckt bei Schulze III, S 146 f: Zum eriten, jo ordnen, jeßen und wollen 
wir, daß... die Mark zu Brandenburg ... ein Teil fein jolle.. .. Wir ordnen, meinen, 
ſehen und wollen auch, daß feiner unfer Söhne noch ihr feines Erben von den obengenannten 
unferen Yanden . . . . nichts von keinerlei vergeben, verjegen oder verfaufen jollen ; ſie jollen. 
das auch weder ſämmtlich noch fonderlich feine Macht haben zu thun. 
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welche noch weit über die Bejtimmungen der goldenen Bulle hinausging. 
Durch fie erklärte Albrecht Achilles die Untheilbarfeit nicht nur des eigentlichen 
Kurlandes, hier aljo der Mittelmarf, der jogenannten Kurmark, jondern der ge 
jammten märkiſchen Befigungen, und durch fie legte er den Grumdjtein zu der 
jpäteren einheitlichen Entwidelung und damit auch zur fünftigen Größe Preu— 
Bens, denn „der vom Hijtorifer oft wenig beachtete Aft, wodurd die Un— 
theilbarfeit des Staates grundgejeglich feitgeftellt wurde, erjcheint als der größte 
Wendepunkt in der Staatögejchichte eines deutichen Territoriums.“ ') 

Einige Nüdfälle in die Grundanfchauung der damaligen Zeit famen vor, 
wurden jedoch bald überwunden. Sp beitimmte zwar Joachim I. in jeinem 
Tejtament von 1534 die Iheilung der Marfen, ebenjo auch nach der Wieder: 
vereinigung durch Erbgang Johann Georg im Jahre 1596. Sein Nach): 
folger Joachim Friedrich aber fonftatirte durch den Gerai'ſchen Vertrag vom 
29. April 1599,) ratifizirt von den jüngeren Brüdern m Onolzbach am 
11. Juni 1603, die Unverleglichfeit der dispositio Achillea von Neuem. 
Die jüngeren Brüder erhielten die fränfiichen Lande ohne Befugniß weiterer 
Theilung, erfannten aber den Kurfürſten als das Daupt des ganzen Haujes 
an; nachgeborene Söhne, jowie Töchter jollten Apanagen befommen. Hiermit 
war die Dausverfafjung wejentlich zum Abſchluß gebracht. 

Aber alle dieje Beftimmungen haben auch jegt nur im zweiter Linie juriſti— 
schen Charakter, in eriter Linie dienen ſie politischen Zweden. Ste leugnen 
nicht prinzipiell die Unterwerfung des Gebiets unter die privatrechtliche Dis— 
pojition des Fürſten, jondern verbieten nur im Staatsinterejje die Anwend— 
ung diejes an und für jich anerfannten Nechtsprinzips. Dieje Verbote müſſen 
daher immer von Neuem eingejchärft und gegen Uebertretungen gejchügt werden. 
So errichtete noch der große Kurfürjt im jeinem Teſtament vom 16. Januar 
1686 jür jeine jüngeren Söhne Baragien.’) Liegt hierin auch feine Landes: 
theilung, jo doch ein Nüdjchritt gegen das Prinzip der Apanagen. Mit Necht 
hob daher jein Nachfolger das Tertament als den Hausgejegen wideriprechend 
auf und fand jeine Brüder mit Geld ab. Er erweiterte die Achillea jogar 
dahin, daß er durch eine Verfügung vom Jahr 1710) an „Srafichaften und 
Herrichaften, auch anderen einzelnen Gütern, ingleichen Pretioſen, Naritäten, 
theils ererbten, theils angeichafften Sachen” ein „ewig währendes unwider— 
rufliches Fideikommiß“ begründete, das dem jedesmaligen Thronerben zujtehen 
jollte, jo daß nun Jämmtliche Macht: und Geldmittel in einer Hand vereinigt 
waren. Diejes Edikt iſt durchaus bezeichnend Im der Erflärung der Un— 
veräußerlichfeitt durd) das privatrechtliche Imjtitut des Fideikommiſſes und in 
der Nebeneinanderjtellung von Gebiet, Grundjtücden und Geld tritt vollitändig 
die Anjchauung bervor, nach welcher das Gebiet ein Objekt privatrechtlicher 
Verfügung ift, wie jedes andere Vermögensſtück; andererjeits liegt darin, daß 
Dieje Dinge alle, auch die Geldmittel, der Willfür der Einzelnen entzogen 
werden, der Heim des ſich nunmehr allmäbhlig entwidelnden Gedanfens von 
der Selbjtjtändigfeit des Staates dem FFürjten gegenüber. — Zwar mußte 
noch Friedrich IL. an jeinem Lebensabend im geheimen Familiemverträgen ſich 





, Schulze IIl ©. 33 und in dem „Wecht der Erftgeburt“ p. VI; vgl. dazu Berch— 
told, Yandeshoheit S. 73. 

2, ©, Schulze IT ©. 38 f. 

S. Schulze III ©. 46. 

S. Schulze III ©. 58, 59. 
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die Unzertrennlichfeit der königlichen Güter garantiren lajjen,') und Friedrich 
Wilhelm III. hielt es noch für nöthig,?) in dem Hausgejeg vom 17. Dezember 
1808 $ 1 die Umveräußerlichfeit und Ulnteilbarfeit der Souveränitätsrechte 
von neuem zu bejtätigen. Im unjerem Sahrhundert fonnte aud) theoretiich 
das Fazit der Entwidelung gezogen werden, die im jtaatlichen Leben jchon 
jeit dem Ende des 17. und ım 18. Jahrhundert fich vollendet hatte: Das 
Territorium, der Komplex ftaatsrechtlich und thatjächlich verjchiedener Beſtand— 
teile, wird Staatsgebiet, der Inhaber aller diejer einzelnen Privatrechte wird 
Träger der einheitlichen Staatsjouveränität. 

Die Entwidelung des modernen Staatsbegriffes zeigt ſich bejonders deut— 
lich in der rechtlichen Behandlung der Domänen. °) 

Gemäß der Vermifchung von Amtsbeji und Privatbeſitz jegten ſich die 
Domänen aus Gütern, die durch die Landeshoheit und mit Ddiejer erworben 
waren, umd aus wirklichen Privatgütern des herrichenden Hauſes zujammen,*) 
der Fürjt war aljo theils Grumdbefiger, theils Herrſcher. Diejer Zuftand 
ließ jich in der Patrimonialzeit ertragen, als die aus beiden Stellungen 
fliegenden Befugnijfe diejelben waren: die Domänen wurden gemeinjam be 
wirtbichaftet, aus ihren gemeinjanen Einkünften wurden die Kojten der Hof- 
haltung und der Verwaltung bejtritten, und die etwaigen Erſparniſſe wurden 
zur Neuerwerbung von Gütern verwandt, jo daß die verjchiedene Herkunft 
ganz vergejjen wurde. Eine Aenderung in diefem Zujtande begann erſt, als 
die Erträgnifje der Domänen zur Bejtreitung der fteigenden Satatskoſten nicht 
mehr hinreichten und die Fürften von den Ständen die Bewilligung von. 
Steuern durch die Geftattung einer Mitwirkung bei der Verwaltung über- 
haupt und insbejondere der Domänen erfaufen mußten. Um diejer läjtigen 
Auflicht der Stände wenigftens für die Privatausgaben zu entgehen,°) be: 
gannen jegt die Fürjten zur Beitreitung ihrer perjöulichen Bedürfniſſe aus den 
Kammergütern jog. Chatoullgüter auszujcheiden und dieſe in ihre eigene, 
private Verwaltung zu nehmen. Da eine genaue Scheidung dem Urjprun 
nach theils jehr jchwer, theils unmöglich, die Theilung aljo in jedem Fa 
mehr oder weniger willfürlich war, blieb in beiden Gruppen die Vermijchung 
von Staats- und Privateigenthum bejtehen. 

Im modernen Staat iſt ein jolcher Zuftand unhaltbar. Deffentliches 
Recht und Privatrecht des Staates und des Fürften jind zu jcheiden. Die 
Regelung der Domänenfrage iſt deghalb auch die nothwendige Folge der 
Ausbildung des modernen Staatsgedanfens. 

Preußen ift auch hierin vorangegangen. Schon der große Kurfürjt ließ 
die Einfünfte aus den Domänen wieder zujammen vereinnahmen und davon 
einen feiten Betrag zur Chatoulle in Ausgabe jtellen.‘) Friedrich Wilhelm I. 
hob dann in jeinem Edift von der Inalienabilität der Domänen vom 13. Aug. 


S. Schulze III ©. 66. 

2) ©. Schulze IU ©. 73. 

3) Litteratur über diefe Frage: Emft Meier, Art. „Domänen“ in v. Holzendorff's 
Rechtslerifon. — Artl „Domänen“ im Geſellſchaftslexikon, Bd.6. — v. Tre it ſchke, Art. „Dos 
mänen” im Handmwörterbuch der Staatswifienichaften, Bd.2. — Derj., Artikel „Zivillifte” ebenda, 
Bd. 3. — v. Rönne, Preuß. Staatsrecht II, 2, 3. Aufl. 1872 ©. 585 ff. — Ueber die finanzielle 
Seite: 8. v. Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaften, 4. Aufl., 1. Bd. 1878 ©. 254 ft. 

9 S. v. Rönne a. a. O. ©. 587 und Meier a. a. O. ©. 404. 

°, &. v. Treitſchke, Art. „Domänen“ a. a. ©. ©. 166 und Artikel „Domänen“ 
im Handmwörterbud, Bd. 2, ©. 956. 

6 v. Treitichte, Art. „Domänen“ ©. 167; vgl. v. Rönne a. a. D. 588. 
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1713 den Unterſchied zwiſchen den Kammergütern und Chatoullgütern auf, 
ſchloß fie beide als rechte „Domanial-, Kammer- und Tafelgüter“") zuſammen 
und bejtimmte im Ganzen ihre Unveräußerlichkeit. Damit hatte der König 
jeine doppelte Stellung als Grundbeſitzer und Regent einfach in der Regenten— 
eigenſchaft aufgehen laſſen. Die Domänen waren jetzt Staatsgüter, und das 
A. L. NR. definirt ſie im II. Theil 14. Titel $ 11 richtig als „Grundſtücke, 
deren bejonderes Eigenthum dem Staat und die ausichliegende Benubung dem 
Oberhaupt desjelben zukommt.“ Mit ihrem Charakter als Privateigenthum 
des Staates ijt e8 wohl vereinbar, wenn der 8 16 1.'c. ihre Veräußerung, 
unter gewijjen Umſtänden geitattet. 

Die Unglüdszeit zu Anfang diejes Jahrhunderts führte zu einer prafti= 
jchen Anwendung des landrechtlichen Grundjages. Es wurde mit Zujtimmung, 
der Provinzialjtände und Agnaten das Hausgejeg vom 17. Dezember 1808?) 
erlaſſen, welches die Veräußerung unter bejonderen Garantieen gejtattete. Der 
Gedanke der Domänen ijt richtig erfaßt. Als Güter des Staates haben fie 
dejjen Iuterejje, unter Umſtänden aljo auch durch Verkauf, zu dienen, in Folge 
ihrer Wichtigfeit aber find jie der Willfür des einzelnen Herrjchers entzogen. 
In dent heutigen fonjtitutionellen Staat liegt in ihrer Eigenjchaft al3 Staats- 
eigenthum jchon dagegen ein genügender Schuß. 

Dem preußiichen Beiſpiel folgte das übrige Deutichland. Man machte 
jich allmählich von der Vermiſchung des Staatseigenthums mit dem Privates: 
eigenthum frei. Dabei wurden zwei entgegengejegte Wege eingejchlagen.?). 
Der Staatseigenthumsgedanfe mußte vornehmlich in den größeren Staaten: 
durchdringen, weil hier naturgemäß die Grundbejigerftellung gegenüber der- 
Negentenjtellung zurüdtrat. Im den fleineren Staaten dagegen, wo die erftere 
oft überwog, hat man ſich von der alten Reminiſzenz nicht losreißen fünnen 
und die Domänen als Privatgüter der Fürſten behandelt, wobei das Staats— 
interefje nur durch mehr oder weniger einjchränfende VBorjchriften gewahrt 
blieb. So beitehen in Deutjchland zwei Syiteme: Die Domänen find Privat- 
eigentHum des Staates geworden, und der Unterhalt des Fürjten wird im. 
Geſtalt einer Zivilliite aus den allgemeinen Staatseinnahmen bejtritten, *) oder 
fie find Privateigenthum des Fürjten geworden mit gewilfen Öffentlichen Ver— 
pflihtungen. Eine Zwiſchenſtellung nehmen die Länder ein, in denen das. 
Eigenthum theils dem Staat, theil® dem Fürſten zugewiejen ift. 

Der richtige Standpumft ijt der erjte. Zum Begriff der Bivillifte gehört 
eine völlige Verjchmelzung des Kammerguts mit dem Staatsgut®), und dieſe 
jet die klare Erfajiung des Staats als Privatrechtsjubjeft und eine jcharfe 
Scheidung jowohl von dem Privatrecht des Fürſten, als auch von den öffent 
lichen Befugniffen voraus. Deßhalb ift die materielle Stellung des Fürften 
von jeiner Herricheritellung an ſich unabhängig. Allerdings hat der Staat. 


') ©. Schulze II ©. 57. 

2) Art. „Domänen“ im Hanmörterbud ©. 958. . 

9 Darier genau: v, Treitichte, Artilel „Domänen“ S. 168. — Derſ. Art. Zivil— 
Tifte ©. 518, und Art. „Domänen“ im Handwörterbuch S. 958 ff. 

) daß die Domänen in Preußen durch die Verordnung vom 17. Januar 1820 für 
2 fog. Kronfideifommißfonds verpfändet find, mag zwar hiftoriich ein Reit der alten Praxis. 

eo Sa ift dagegen ebenjowenig einzumenden, wie gegen die eben dort beitimmte 
—E für die alte Staatsſchuld. Eine andere nicht Ve zu erörternde Trage ift es, 
wie ſich zu diefer Verpfändung die neuen Grumdbuchgejege verhalten. 

>), v. Treitſchke, Art. Zivillifte S. 281. 
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hiftoriich wie juriftiich die Pflicht, den Fyürjten jtandesgemäß zu alimentiren, 
aber das muß er auch bei anderen Organen des Staates, dejjen erjter Diener 
der Fürſt nach dem befannten Ausſpruch des großen Friedrich ift. 


g 5. 
Tas germanifhe Recht. c) Die Entwidelung in der Theorie. 


Vorbereitet, gejtügt und begleitet wurde dieje Entwidelung durch die 
Theorie. Mit dem römijchen Recht fam die römijche Staatsidee, wie jie in 
‚den italienischen Stadtjtaaten verwirklicht war, nach Deutichland. Die Fürjten, 
welche ſie zur Unterdrüdung der läjtigen Macht der Stände gebrauchen 
fonnten, faßten fie bereitwilligit auf. Man ordnete ihre Lehre auf den Unis 
verjitäten an, und von dieſen verbreitete jie ich in Theorie und Praxis. 
Zuerft durchgeführt wurde fie in Frankreich, und es iſt auch der Franzoſe 
Boden, der Anfangs des 17. Jahrhunderts in jeinem berühmten Buche „de 
Republica* zum erjten Mal eine wifjenjchaftliche Darftellung und Begründ- 
ung des Staatsbegriffes gibt. Der Staat ift ihm eine familiarum rerum- 
-que inter ipsas communium summa potestate ac ratione moderata multi- 
tudo.') Scın Hauptverdienjt liegt im der jcharfen Betonung der Zujammen- 
gehörigfeit und Einheit der Staatselemente, wodurch er zuerjt eine begriffliche 
Erfaſſung des Staates ermöglichte. Begierig griff man jeine Jdeen auf, um 
fih aus den Wirrniſſen der Feudalzeit zu retten, jeine Gedanken wurden 
grumdfegend für lange Zeit. Im Uebrigen aber fteht er vollitändig im Banne 
der privatrechtlichen Anjchauungen jeiner Zeit. Aus den vielen einzelnen Ob— 
jeften der jürjtlichen Macht ijt ein Objekt, aus den verjchiedenartigen Nechten 
des Fürſten ein einheitliches Necht an dieſem Objeft als Ganzem geworden, 
Recht und Objekt jind aber privatrechtlich. Daher zeigen ſich bei Bodin zwar 
die Keime des modernen Staatsgedanfens, er führt aber nicht unmittelbar zu 
ihm hin, jondern nur mittelbar durch die nunmehr ſich entwidelnde PBatri- 
montaltheorie. Der Staat it noch nicht die Perfönlichfeit des öffentlichen 
Rechts, wofür er heute angejehen wird, jondern eine Domäne des Fürſten; 
‚er ijt mit Allem, was dazu gehört, ein VBermögensftüd des Herrichers, das 
ſich rechtlich nicht wejentlich von anderen Vermögensſtücken unterjcheidet. Die 
über Ddiejes geeinte Ganze berrichende majestas geht nicht organiſch aus dem 
Staat hervor, jondern jie jteht außerhalb desjelben und ergreift ihn als Ob: 
jet. Deßhalb mußte der richtige Gedanfe, daß jie eine summa et legibus 
‚soluta potestas“ ?) jei, abjolutijtiicy ausgejtaltet werden und dazu dienen, 
die privatrechtliche Herrichaft zu eimer jchranfenlojen zu machen. Die Sou— 
veränität im Bodin’schen Sinne iſt der Abjolutismus des Herrichers. Lud— 
wigs XIV. Ausjpruch „letat c’est moi“ °) ift nur der fonjequente Aus: 
druck diejer Theorie. Sp gab e3 denn dem Staat gegenüber aud) fein Privat: 
recht, und ein jo berühmter Ncchtsphilojoph wie Hobbes fonnte allen Erntes 


', Joani Bodini de Republica libri sex, Francofurti 1622, lib. I, cap. I. initiis, 

*) Bodin loe. cit. ],, 8. 

’) Ngl. bei Heimburger. Erwerb der Gebietshoheit, 1. Theil 1888, S. 16 die In— 
ftruftion Ludwigs XVI. an den Dauphin: Tout ce qui se trouve dans l'étendue de 
nos etats, de quelge nature quiil soit, nous appartient au möme titre; vous devez 
etre bien persuade, que les rois sont seigneurs absolus et ont naturellement la dis- 
position pleine et libre «le tous le biens, qui sont possedes, 
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jedes Eigenthumsrecht der Untertbanen dem Staate gegenüber leugnen!) und 
zur Erflärung als Analogie die Eigenthumsunfäbigfeit der Sklaven dem Herrn 
gegenüber anführen. °) 

Noch bis in unjer Jahrhundert hinein behielten dieſe Ideen ihre Kraft. 
Bedeutende Schriftjteller, wie Biener und Zahariä,’) erklärten rejignirt, 
unter den num einmal im Deutjchland gegebenen Verhältniſſen müjje man das 

Landeseigenthum als Grundlage der Landesverfaſſung anſehen. Auf dem 
— beruhe die Landeshoheit und die Reichs- und Landſtand— 
ichaft,*) es jei die Quelle aller Regalien ®); die Landeshoheit ſei ein Anmerum 
der Lehns⸗ und Allodialſtücke und ſtehe zugleich mit dem Territorium im 
Privateigenthum.“) Sie unterſtehe deßhalb auch der privatrechtlichen Be— 
fugniß des — und dieſer könne ſowohl das ganze Land, wie einen 
Theil, ein einzelnes Regierungsrecht, wie einzelne Regalien veräußern.) 

Daneben aber machte ſich eine andere Strömung geltend, die ſchließlich 
die herrichende werden jollte. 

Sie wird von Hugo Grotius eingeleitet.) Auf der von Bodin be- 
gründeten Einheit des Staates fußend, gelangte er weiterjchliegend zu der 
Ueberzeugung, daß die jtaatliche Herrichaft von dem ‚Privateigenthunt, das 
imperium vom dominium begrifflich verschieden ſein müſſe.“ Zwar it auch 
er ein Kind ſeiner Zeit, inſofern er noch im imperium ein — „zartes“ 
Tbereigenthum enthalten ſieht,!“) welches die Gejammtheit bei der Vertheilung 


V Thomas Hobbes, de cive, Amsterdam 1647, cap. VI, $ 15: Singuli cives 
suum sibi proprium habent contra concives, .... sed non contra imperium summum ... 
neque agit de eo, quod jure possit is, qui summum imperium habet, sed quid voluit, 

?, Hobbes, de cive, cap. XII, $ 7: Civitas autem eivium omnium dominus est; 
et qui dominum habent, dominium non habent. 

‚, Babariae, Beift der deutichen ITerritorialverfaflung, Yeipzig 1800. — Biener, 
le natura et indols dominii on duo, Halle 1780. 

*% Babariaea. a. O. 248. 

) Biener a. a. DO. 11 Durch, 2. ap. de dominio regalium fonte, — Fiſcher, 
ee lämmtlichen Kameral- und Bolizeirechte II S. 388 ff. — Zadhariae a. a. O. 

NRBiener a- a. I 2. 41, 42; Territoria Germaniae cum Superioritate iisdem 
udhaerente aut jure od aut jure feudi possidentur, Utraque possessio proprie- 
tatem territorii juriumque annexorum continet, a qua ‚quidem superioritas distingui 
debet, quae ipsa tamen cum territorio, in quo tamquam in fundo residet, patrimonium 
constituit principum familiarumque illustrium in Germania. — Germania tota, ei 
ab imperio ipso ejusque regimine, 202 per totius regni fines patet, recesseris, re- 
gitur jure patrimoniali ac herili, ue enim superioritas territorialis secundum 
principia majestatis in gente libera 3 auf das allgemeine oder ideale Staats: 
recht, Bent. d. Verf.) debet judicari; sed territoriis adhaeret ex forınula imperi, at- 
que cum ipsis territoriis in patrimonio est, ut patrimonialem et herilem haut inepte 
ddixeris. ... . Omnia haec territoria, sine quibus superioritas non intellegitur, in 
patrimonium et proprietatem cesserunt cum omnibus juribns, regalibus atque ipsis 
adeo a ac vasallis, 

85 Mojer, von der teutichen Reichsitände Landen, Frankfurt und Leipzig 1769. ©. —* 
ugo Grotius, de jure belli ac pacis libri ıres, Francofurti a, M. 1696 

N Grotiusa.a. ©. lib. II cap, II 54: Quamquam pleruamque uno actu 
«uaeri solent imperium et dominium, sunt kamen distineta; ideoque dominium non 
in cives tantum, sed etiam in extraneos transit, manente penes quem fuit imperio: 

») Grotiusa. a.D.lib. II cap. IIT $ 19: Sed illud simul notandum est; inter- 
dum primas aquisitiones a populo aut populi capite ita factas, ut non tantum irm- 
perium, in quo inest jus illud eminens, de quo alibi egimus, sed etiam privatum.,. 
quaereretur: atque ut deinde particulatim in privatos ita fieret distributio, ut tamen 
eorum dominium ab illo priore dominio penderet, si non ut jus vasalli a jure feni- 
oris aut jus emphyteuticarii a jure proprietarii, sed tamen aliquo tenuiore modo, 
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des Eigenthums an die Einzelnen von dem urjprünglichen Gejammteigenthum 
zurüdbehalten habe. Aber jchon jein Kommentator. Cocceji') erweitert 
jeinen Gedanfen dahin, daß nach ihm „dominium toto coelo ab imperio 
differt.“ 

Eine jolche Untericheidung entiprach wohl den Klaren und einfachen Ber: 
Rn auderer Völfer, aber nicht dem wirren Durcheinander Deutichlands. 
Hier konſtruirte man ſich deßhalb unter Abſtraktion von den gegebenen Ver⸗ 
hältniſſen einen Idealſtaat und erklärte die Abweichungen von dieſem für 
thunlichſt zu beſeitigende Unregelmäßigkeiten.) Mit Stolz jagen die Lehrer 
eines jolchen idealen Staatsrecht, dab erit „die Kultur desjelben einiges 
Syſtem in das Chaos“ 8) gebracht habe. Grundftürzend gingen fie deßhalb 
aber immer noch nicht vor. Sie verneinten zwar das privatrechtliche Dis- 
poſitionsrecht Des Herrichers, aber nicht, ‘weil e8 mit dem Beariff des Staates 
al3 jolchen unvereinbar jei, jondern weil es gegen den angeblich zwijchen 
Herricher und Untertbanen geſchloſſenen Subjeftionsvertrag verjtoße.‘) Deß— 
halb ſprach man dem Fürſten zuerft ein theilweiſes Veräußerungsrecht ab, 
weil dadurch die vertragsmäßige Zulammengehörigfeit der einzelnen Theile 
geftört würde”), dann ein jolches Hecht überhaupt‘), Immerhin fam hier: 
durch Die Nechtsfähigfeit der Umnterthanen zum Ausdrud, die Patrimonial- 
theorie wurde bei Seite geichoben, die abjolute Herrichermacht auf das im 
Intereſſe des Staates liegende vernünftige Maaß herabgedrüdt. Erſt jegt hat 
e3 eine Verechtigung, von einer Staatsgewalt in unjerem Sinne, von einer 
Gebietshoheit zu reden. Demgemäß finden wir dieſen Ausdruck auch zuerſt 
bei Anhängern des idealen Staatsrechts als Grumdlage juriftiicher Konſtruk— 
tion. „Die Landesfürftliche Obrigfett it vor Alters ım Reich ein ganz um— 
befannt Ding gewejen und tjt ein neuer foetus nostri saeculi“ jagt Lynder‘) 
und definirt jie al® „potestas immediati post Caesarem Regiminis, Statibus 
in personas et res sui territorii competens“ °). Ganz modern faßt fie be 
reits Epplen?) der unter „Landeshoheit nichts Seringeres als die Staats- 
gewalt, das ijt einen Inbegriff der Negierungsrechte“ verjteht. 

Mit jolchen freien Ideen jtand die damalige ——— praxis in Wider⸗ 
ſpruch. Wenn der große Kurfürſt den Ausſpruch that; ic gesturus sum 
prineipatum, ut sciam, rem esse populi, non meam privatam“, umd 
wenn Friedrich der Große jich jelbjt als den erjten Diener des Staates be 


!, Samuel v. Gocceji, Dissertationes Prooemiales; XU, XII $ 237: Imperium 
est potestas proprio jure competens ad tuenda jura civitatis, dominium est facultas 
Jomino competens de 8* sua de lubitu disponendi. 

) Sp ausdrücklich A. F. H. Poſſe. Ueber das Staatseigenthum in den deutſchen 
Neichslanden, Roſtock und Leipzig 1794. ©. 20- 

», Gönner, Entwidelung des ne und der rechtlichen Verhältniſſe deuticher 
Staatsrechtsdienſtbarkeiten, Erlangen 1800, 

So v. Epplen, Ueber das Beingip ı & deutſchen Territoxialverfaſſung. Frankfurt 
1803, und Poſſe, Ueber das Einwilligungsrecht deuticher Unterthanen in Landesveräußer- 
ungen, ‚jena 1786. Lesterer jagt auf Seite 2: Ohne von der Ortbodorie des Verbrechens 
der beleidigten Majeität angeichuldigt zu werden, fanı man heutzutage in der Regel eine 
vertragsmäßige Unterwerfung der Nationen unter ihre Herrſcher behaupten. 

>, Sp zuerit H. Grotius loc, eit. lib, II cap. II cap. II. $ 3 und 4. 

®, So Voſſe Meinst: ar per ©. 71. 

"Nic. Chriſtophorus Yynder, Tractatus de Superioritate territoriali, von der 
Landeshobeit, recusus Wittenberg 1743, ©. 3. 

*) Lyncker dasi. 5.11. 

N». Epplen, Territorialverfafiung, S. 33. 
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zeichnete, jo jind fie damit ihrer Zeit weit vorausgeeilt; im Allgemeinen bielten 
die Fürſten an der Patrimonialtheorie fejt und machten von der ihnen dar: 
nach zuftehenden jchranfenlojen Gewalt den weitaehendjten Gebrauch. Aber 
die Geijter, einmal geweckt, liegen jich nicht mehr zurüchalten und machten 
ſich jchlieglich gewaltjam Luft. Die franzöfiiche Revolution brachte die Rechte 
des Volkes zur Geltung, fie führte die Gedanken des idealen Staatsrechts ins 
Leben ein umd entzog der patrimonialen Anjchauung den Boden. Aus der 
Domäne des Fürften wird ein Staat im wahren Sinne des Wortes, aus dem 
Sklaven des Herrichers wird ein freier Unterthan. 

So drängte die Entwidelung von verjchiedenen Ausgangspunften nad) 
demjelben Ziel, der Bildung des modernen Staates. Unſerem Jahrhundert 
war es vorbehalten, das Facit zu ziehen. Seht zwingt die Staatsgewalt 
nicht mehr, weil jie der Wille des Fürjten tt, jondern umgefehrt wird der 
Wille des Fürjten erjt zwingend als Wille des Staates. Diejer Wille tritt 
nicht mehr von außen an den Staat heran, jondern er geht aus ihm hervor, 
er iſt das Produft und der Ausdrud des reich entwicelten jtaatlichen Innen— 
lebens. Die einzelnen Elemente greifen in einander, um durch ihr Zuſammen— 
wirfen, den Willen des Staates hervorzubringen: Der Staat iſt ein Organis— 
mus; — der Staat tft fich jelbit Ziel und Zweck, er ift nicht mehr totes 
Objekt, er ijt lebendes Subjekt, er iſt Berjon. Die organijche, perjönliche 
Anſchauung gelangte zur Herrichaft.') 

Allerdings hat ſich die alte, patrimoniale Auffaffung, wenn auch in wejent: 
lich abgejchwächter Form, noch bis im die neuejte Zeit hier und da in der 
Wiſſenſchaft erhalten. So jah noch Stahl?) den Staat als Anftalt an. 
„Als ob er überhaupt etwas Gemachtes jein fünnte!*’) Und neuerdings leugnet 
Seydel die Berjönlichfeit des Staates. Er wendet ein’): „Will man den 
Staat aus einem Objekt zum Subjekt machen, jei e8 in der Form des Orga- 
nismus oder der juriftiichen Perſon oder ſonſt wie, jo geräthb man in bloße 
Rechtsverjtellungen, d.h. man verläßt den Boden der Wirklichkeit“. „Herricher 


1) Sorenz von Stein, Verwaltungslehre, I, 1, 2. Aufl. Stuttgart 1869, S. 4: 
"Der Staat iſt die Erhebung der Gemeinihaft der Menihen in Land und Volk zum perfön- 
lihen Bemwußtiein und Willen. Grotefend, das deutiche Staatsrecht der Gegenwart, 
Berlin 1869, S. 10: Den äußeren Beltand des Staates befeelt die dee, welche in dem: 
jelben ihre Verwirklichung jucht. Der Staat ift demnach ein perfönliches Weſen. v. Gerber, 
‚über Theilbarfeit deuticher Staatsgebiete in Aegidis's Zeitichrift für deutiches Staatsrecht 
Bd. 1, 1867, ©. 9: Wir denfen uns den Staat als einen Organismus mit der dee der 
Veriönlichkeit. Die Seele ift die Staatsgewalt. Laſſon, Prinzip und Zukunft des Völker: 
rechts, Berlin 1871, 5. 124: Der Staat iſt Perſon in vollem Ernft, gerade jo wie jeder 
Menſch, nur eine andere Art der Perfon. Rofin, „Kritifche Begriffsſſudien“ im den 
„Annalen“ 1883, Heft 5 und 6: Der Staat ift die öffentlich-rechtliche Geſammtperſönlich— 
teit zur Verwirklichung nationaler Gemeinzwede. — Bähr, Der Rechtsſtaat, eine publiziit- 
iſche Skizze, Cafiel und Göttingen 1864, S, 45: Der Staat ift der juriftiich entwickelte 
Begriff für die Genofienihaft der Nation. Siehe ferner noh: Dr. Bruno Schmidt: 
Der Staat, eine öffentlich-rechtlihe Studie, Leipzig 1896 Laband, Staatärecht des 
D. Reichs, 3. Aufl. I. ©. 51, Zorn, Heichsitaatarecht 1. Bd., 2. Aufl, Berlin 1895, ©. 62. 
— Hänel, Studien zum deutichen Staatsredt. I. Die vertragsmähigen Elemente der 
deutichen Reichsverfaſſung, Seipaig 1873, ©. 57 ff. — Der ſ. Deutiches Staatsredht, Bd. I, 
1892, 5.102 ff. — Jellinet, Gejeg und Verordnung, ae &.192 ff. und Andere 

2) Stahl, Philoſophie des Rechts, Bd. 2, Abt. 2, 2. Aufl. 1846, S. 110. 

*, Böpfl, Grundfäse des allgemeinen und deutichen Staatsrechts. Heidelberg Vierte 
Auflage 1855. 

% Mar v. Sendel, Bayriſches Staatsrecht, 2. Aufl. 1896 Bd. 1—4, Freiburg und 
Leipzig 1896 IL. ©. 170 und „Die neueften Geitaltungen des Bundesitaatsbegrifis“ in den 
„Annalen“ Jahrgang 1876, S. 647, 658. 
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und Staat jind von einander gejchieden, wie Subjekt und Objett“. Aber jeine 
Widerjpruch it vereinzelt. Auch wer es nicht bejonders ausfpricht, legt unwill— 
fürlich die Anjchauung des Staates als Organismus, al3 Perjönlichfeit jeinen 
Unterjuchungen zu Grunde. „So darf denn heutzutage in der Staatswifjen- 
ichaft die Auffaffung des Staates als jelbjtjtändigen Rechtsſubjekts als die 
für die Betrachtung des Staates mahgebende angejehen werden.“ !) 

Der Staat iſt nicht die einzige Perjönlichfeit des öffentlichen Rechts. 
Diejelben Erjcheinungen, wie beim Staat im Großen, jehen wir im Kleinen 
bei den Gemeinden, Streifen und Provinzen. Auch fie haben ein Leben und 
als deſſen Aeußerung einen Willen, auch fie haben Organe, die diejen Willen 
durchführen. Die kleineren Organismen bilden durch Zuſammenſchluß einen 


— 


größeren, dieſe wieder einen größeren und ſo fort, ſo daß das öffentliche Leben 
eine Kette von Organismen aufweiſt, deren kleinere immer dem größeren ein— 
gegliedert ſind. Aus dieſer Eingliederung ergiebt ſich die Unterwerfung unter 
den organiſchen Willen der höheren Inſtanz. Der höchſte Organismus, welcher 
feinem andern mehr eingegliedert iſt und deshalb feinen Willen mehr über ſich 
anerfennt, iſt jouverän.?) 

Sn ihm hat man den Staat zu jehen. Zwar wird das von Vielen bes 
jtritten, die den Staat an verjchiedenen anderen Merkmalen?) erfennen wollen.. 


Meyer, Lehrbuch des deutichen Staatsrechts, 4. Aufl. 1895, ©. 9. 

?, Weber die Berechtigung des Begriffs der Souveränität überhaupt und über deſſen 
Vereinbarfeit mit der heutigen organiihen Staatsauffaflung, f. unten im $ 8 die Bemert- 
ungen gegen Preuß. 

”) ©. über dieſe Verfuhe: Rofin, „Kritiſche Begriftsitudien” in den „Annalen“ 1883, 
Heft 5 md 6, nam. S. 289 ff; derf. „Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft“ S. 41, dagegen: 
Gierke, „Laband’s Staatörecht und die deutſche Rechtswiſſenſchaft“ in Shmoller's- 
Yahrbüchern für Geſetzgebung etc., N. 75. 1883, Heft 4, 5 119. 

Brie, Die Theorie der Staatenverbindungen, Stuttgart 1886, nam. 5. 6—13, ähnlich 
Schmidt, Der Staat. S. 50 ff.; — dagegen Rehm im der fritiichen Wierteljabrichrift 
N. F. X, S. 25 ff, Laband, Staatsrecht I. ©. 6 und im Archiv für öffentl. Recht IL, S. 317 ff" 

Liebe, „Staatsrechtlihe Streitfragen“ in der Zeitichrift für die gejammte Staats 
willenichaft Bd. 38, Nabrgang 1882, ©. 682 ff.: dagegen Jellinek, Staatsverbindungen,. 
S. 42; Rofin, Begriffsitudien, S. 277; Zorn, „Streitfragen des deutichen Staatsrechts* 
in der Beitichrift für die geſammte Staatswillenichaft, Jahrgang 1881, S. 292 ff. 

Jellinek, Die Lehre von den Staatenverbindungen, Wien 1882, nam. S. 20 ff... 
280 ffi. gegen ihn Roſin, Begriffsituoien S. 278 fi, Yaband Staatsredht I, ©. 60. 

Meyer, Lehrbuch des Staatärehts. 4. Aufl. 1895. ©. 8 ff. 

Yaband, Staatsreht I, S. 65 ff., gegen ihn Zorn 1 &. 82, v. Seydel, Kom 
3. Neichsverf. 2, Aufl. 1897 ©. 7 ft. 

Alle diefe Untericheidungen belämpft Preuß, Gemeinde, Staat und Reid). 

Eine genauere Veiprehung und Widerleguna iſt zur Ertenntgiß- des Weſens der 
Gebietshobeit nicht nötbig. Hier gemügt zur Vervollitändigung der Literaturüberiicht eine 
ganz kurze Skizze der Anſichten und ihrer Schwächen. 

Nah Rofin's Anficht unterfcheidet fich der Staat von der Gemeinde dadurd, daß 
er im Gegeniak zu den Iofalen Intereſſen der Gemeinde nationale Aufgaben realiiirt- 
Aber die eine Gegenüberitellung von Lübeck und einer großen Provinz genügt zur Abweiſung 
Brie erkennt den Staat an der prinzipiellen Allfeitigfeit des Zweds. Damit führt er auf 
Ummegen wieder die Souveränität als Merkmal ein, wie ja auch fein Anhänger Schmidt 
die Souveränität wenigitens in ihrer negativen Bedeutung als ein „werthvolles Symptom“ 
für die Beitimmung des Staates anjieht. — 

Andere verlegen den Nachdruck auf das eigene Recht, und zwar iſt dieſes nach Liebe 
originäres, nach Jellinek unkontrollirbares Recht. Aber gegen Liebe genügt der Hinweis 
auf das jo oft übertragene und doch ftet3 eigene Eigenthbumsrecht und auf die doch ficher 
„eigenen“ Hobeitsrechte über ein abgetretenes Gebiet, gegen Jellinek die Erinnerung, daß 
die Glieditaaten eines Gefammtitaates gar nicht frei von jeder Nontrolle find. — Die Anficht 
Meyer's, daß man den Staat an der Befugniß erkenne, gewiſſe politifche Aufgaben nad 
eigenen Gelehen zu erfüllen und feine eigene Organijation felbititändig zu regeln, ſcheitert 
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Aber fie ſtehen mit ihren Anfichten vereinzelt da. Die herrichende Lehre ſieht 
in der Souveränität nach wie vor das entjcheidende Merkmal des Staates.!) 

Der Staat herricht und nur er herrſcht.) Die Herrſchaft, die er in 
ſeinem Gebiet ausübt, iſt ſeine Gebietshoheit.“) 

Deren Inhalt iſt jetzt ein anderer, als früher. Wenn das Gebiet ein 
organiſcher Beſtandtheil des Staates iſt, dann ſteht es auch nicht zu der be— 
liebigen Dispoſition der Staatsgewalt, ſondern es teilt notwendig die Schick— 
ſale des Staates. Und weil der Staat als Organismus jetzt nicht mehr 
willkürlich von der Staatsgewalt auseinandergeriſſen werden kann, deshalb 
ſind die Beſtimmungen der Verfaſſungen über Einheit und Unveräußerlichkeit 
des Staatsgebiets jetzt nicht mehr der Ausfluß politiſcher Weisheit, ſondern 
‚die Konſequenz eines Nechtsprinzips.*) 

Natürlich wechjelte nun auch die Auffaſſung des Verhältniſſes zwijchen 
Gebiet und Staatögewalt. Mit großer Energie wird immer wieder darauf 
bingewiejen, daß das Gebiet nicht mehr privatrechtliche, jondern nur noch 
‚öffentlich = rechtliche Bedeutung für den Staat habe. „Daß die Gebietshoheit 
‚ein imperium, fein dominium jei, ijt fajt zum Staatsrechtlichen Gemeinplatz 
geworden“) 


‚an dem Mangel der Feſtſtellung dieſer politiſchen Aufgaben. Und wenn Laband das eigene 
Herrichaftsrecht als Kriterium auritellt, den Gegenjag dazu aber lediglich im „fremden“ Recht ſieht, 
jo ift der Begriff des eigenen Nechts, wie Zorn lich ausdrüdt, „ebenio richtig als werthlos“. 

Alle dieſe Theorieen find durch das Beitreben entitanden, den deutichen Glieditanten 
den Staatscharalter zu retten. Deshalb ſind ſie einſeitig. Wie wenig es übrigens auf den 
Namen „Staat“ anfommt, darüber wird unten im 8 A geiprochen werden. 

) ©. v. Gerber, Grundzüge des um Aufl. 1880 S. 22. — — 
Deutſches Staats: und Bundesrecht, 2. Theil, 2. Auflage, Göttingen 1854, ©. 41. 
‚Zorn, Lehrbuch IS. 63. — Zöpfl, Grundjäge des Staatärechts, Bd. 1, ©. 2, 9, 18. 
— v. Treitſchke, „Bund und Neich“ in den Preuß. Jahrbüchern 1874 ©. 526. — 
Gierke, Grundhegriffe des Staatsrechts“ in der Zeitſchrift für die geſammte —— 
Wiſſenſchaft, Bd. 30 1874, S. 304 — v. Held, Die Verfaſſung des deulſchen Reiches . 
Leipzig 1872, ©. 140. f. — ereis. „Allgemeines Staatsrecht“ in N 
Handbuch 1, 1 1883, 5 31. v. Seydel, Ben Staatäreht 2. Aufl. 1896, I, S 170 ff.: 
— Derj. om. ;- Neichsverf. 2 Aufl_ 1897 5 

) S. Laband Stantsreht I, ©. 6 fi. — hs „S. 62 f. — Jellinek, Geſet 
‚und Verordnung. S. 190 f. — v. Gerber, Grundzüge 5 220 ff. Aehnlih Liebe, 
Staatsrechtliche Streitfragen S. 632, — Dagegen Rofin, Begriffsitudien S. 296 ff, 

*) Auch den Gemeinden wird eine gewiſſe Gebietshobeit zugeichrieben von Rojin. 
‚öffentliche Genoilenicaft S. 47, Meyer Staatsreht S 5. 269; Schulze, Preußiſches Staats- 
weht I, ©. 11; Gierke, Genofienichaftsrecht I, ©. 870, und Hänel, Staatsrecht I, 
©. 803 fpricht von einer Yandesboheit der Territorien Dagegen iſt prinzipiell jo lange 
nichts einzuwenden, als man unter Hoheit lediglich die Ueberordnung über Andere mit 
dementiprechender Beſtimmungsbefugniß ohne Anſchluß wiederum einer Unterordnung, aljo 
‚eine relative Herrichaft veriteht. Der Unierſchied liegt dann nur in der Bedeutung des 
Wortes Hoheit. Dann iſt aber der Inhalt dieſer verfchiedenen Gebietshoheiten nicht der- 
ſelbe, ſondern jedesmal nach der Machtitellung der Gemeinden verichieden. Den ganzen 
ya öffentlicher Befugniſſe vereinigt im ſich nur der umbeichränfte, weil böchite Macht- 
aftor, der Staat. Dieſer ganze Juhalt muß aber betrachtet werden, um eine richtige Auf— 
faſſung des Begriffs zu ermöglichen. Deshalb wird in dieſer Arbeit, die das Weſen der 
Gebietshobeit feſtſtellen ſoll, lediglich die Herrſchaft des Staates darunter verſtanden. Sinn— 
entiprechend kann das Nejultat der Unterſuchung dann auch auf das Verhältniß der Ge- 
meinden zu ihrem (Sebiet angewandt werden; dieſes dann ebenfalls eine Herrſchaft, eine 
Gebietshoheit zu nennen, mag freifteben, wenn man sich dabei der darin liegenden Ab- 
ſchwächung des eigentlichen Begriffs diefer Worte bewußt bleibt 

) v. Seydel, Bayr. Staatsredht, 2. Aufl. I, S. 336. Wie dies allmählig durch- 
drang, I. darüber v Gerber, Leber Iheilbarteit deutiche Staatsgebiete in Aegidi's 
„Zeitichrift für deutiches — "db 1.1867, ©. 6 ff. 

5) Laband, Staatsredht I, S. 167, Anm. 2. 
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B. Doamatifcher heil. 
S 6. 
Die privatredtlide Yehre und deren Kritik. 


Die geichichtliche Entwidelung hat den Kampf der privatrechtlichen mit- 
der jtaatsrechtlichen Anjfchbauung und das allmählige VBordringen der letzteren 
gezeigt. Das Nejultat war die Auffaſſung des Staates als Organismus. 

So allgemein diefer Gedanke durchgedrungen it, jo wenig herrſcht | 
Einigfeit über die Stellung des Gebiets zum Staat. Ein fleiner Theil der | 
Schriftiteller führt den Gedanfen des Organismus fonjequent weiter und ſieht 
im Gebiet nur den Herrichaftsbereich des Staates. Für die bei Weiten 
meiſten Schriftiteller aber, namentlich die Lehrer des Völferrechts, iſt das Ge— 
biet immer noch ein Objekt der Staatsgewalt, zwar fein privatrechtliches, wie 
nach der Patrimonialtbeorie, aber ein jtaatsrechtliches, injofern die Staats- 
gewalt zu Ziveden des Staates darüber verfügen fann. Nach ihrer Auffafjung. 
it die Gebietshoheit das Necht der Staatsgewalt an ihrem Gebiet als Ob: 
jeft und findet im Privatrecht ein Analogon an dem Eigenthumsrecht. 

Es ijt der alte im S 1 jfizzirte Gegenſatz, der uns entgegentritt: Die 
rein jtaatsrechtliche und die rein privatrechtliche Begriffsbeitimmung. Denn 
wenn auch die legterwähnte Theorie das Privatrecht ſelbſt nicht mehr direkt. 
amvendet, jo überträgt fie doch jene Gedanken und Gefichtspunfte auf das 
öffentliche Leben des Staates. Die Gebilde des Öffentlichen Nechts jtehen 
jich aber wie Perſonen gegenüber, und ihr Gebiet ift als Theil ihrer Ber: 
jönlichfeit ein Theil des Subjefts. Für eine Objeftseigenjchaft des Gebiets- 
ijt danı fein Naum mehr. Die Annahme einer jolchen iſt cin Net der alten 
privatrechtlichen Anichauung, welche Staat. und Staatsgewalt zerreißt. Deß— 
halb ijt es berechtigt, die Theorie, welche das Gebiet als Objekt der Staats— 
gewalt anfieht, immer noch eine privatrechtliche zu nennen und ihr die An- 
Ichauung, wonach das Gebiet lediglich Herrichaftsbereich des Staates ijt, als: 
rein taatsrechtliche Auffaſſung gegenüberzuſtellen. 

Der heutige Stand der Lehre von der Gebietshoheit charakteriſirt ſich 
als eine Kombination beider Auffafjungen. Im Allgemeinen herrjcht die priz 
vatrechtliche Anſchauung, jie iſt aber mehr oder weniger durch die jtaatsrecht- 
fiche zurücigedrängt, in ihren Klonjequenzen durch Folgerungen aus dem jtaat“ 
rechtlichen Gedanfen modifizivt. Inwieweit, das hängt von der Gedanlen- 
richtung des einzelnen Schriftitellers ab und ift deshalb auch bei jedem ver 
ichteden. Es joll_die Lehre von der Gebietshoheit, wie fie der Anſchauung 
des Gebiet? als Objefts der Staatsgewalt zu Grunde liegt, im Allgeme nen, 
abgeſehen von den einzelnen Modifikationen, dargeſtellt und in ihren einzelt 
Gedanken auf ihre Stichhaltigfeit der jtaatsrechtlichen Anſchauung gege 
geprüft werden. Auf dieſe Weiſe ergibt ſich dann bei der gebotenen $ 
der einzelnen Gedanken auch die Kritit der Schriftfteller, die — 
ihr Syſtem aufgenommen haben. 

Man jagt‘): Zu einem Staat gehören Land, Leute und Sta 
letztere umfaßt und beberricht jene, Land und Leute jind Die } 
Staatsgewalt. Im Bezug auf die Unterthanen heißt dieſe Perſong 































' Ueber dieſen Gedankengang vgl. v. Nönne, Stantsrecht der preuß. 
S. 147, 148, Gareis, Allgemeines Staatärecht in Marguardiens Hanbbı 
140; ® özl, Art. „Staatsgebiet“ im Staatswörterbuh S. 720 f. 
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Bezug auf das Land Territorial- oder Gebietshoheit. Beide Hoheiten find 
einander analog, beide finden wieder Analogien im Privatrecht, die Perjonal: 
hoheit an den familienrechtlichen Gewaltverhältnifien, die Territorialhoheit am 
jachenrechtlichen Eigenthum. Wie der Eigenthümer über die ihm gehörige Sache, 
jo fann der Staat über jein Gebiet verfügen, „ur modifizirt ſich der Be— 
griff von Herrſchaft bei der V Verſchiedenheit der beherrſchten Objekte weſentlich.“) 
Das Gebiet ſteht ſonach in einem ſtaatlichen Eigenthum, es iſt Staatseigen— 
thum, oder, weil dieſe „höchſte und exkluſive Herrſchaft“ nameutlich im Völker— 
recht zur Geltung fommt, völkerrechtliches Eigenthum.?) Demgemäß theilt 
jich die Staatsgewalt. Aus der Be unalnnlen folgen die Nechte gegen die 
Unterthanen: QTreuepflicht, Dienſtpflicht, Duldungs- und Unterlaffungspflicht, °) 
— aus der Territortalhoheit die Nechte, die jich auf den Grund und Boden 
beziehen und durch das Gebiet bejtimmt werden. Die Gebietshoheit bildet 
eine feite Gruppe innerhalb der ganzen Staatsgewalt und hat einen be: 
jtimmten Inhalt materieller Befugniffe. Sie äußert ſich entweder pofitiv 
oder negativ; pojitiv in der Befugniß, das Gebiet für die Zwecke des Staates 
zu verwenden: Daraus folgt das Necht zu expropriren, Feſtungen, Eiſen— 
bahnen, Wege anzulegen, den Belagerungszujtand zu erklären, herrenloſe 
Sachen zu voffupiren ; Necht, jede Einwir kung von außen 
unjchädlich zu machen, zu erichweren oder zu verbieten: Daraus folgt Die 
Unterwerfung der Fremden unter die Staatsgewalt, das Necht auf Fremden— 
ausweilung, Paßzwang, Zollerhebung. 

Die Gedanfen jcheinen der Natur der Dinge zu entiprechen: Land und 
Leute jind gleichmäßig Objekte der Staatsgewalt, und beide Hoheiten finden 
wieder ihre Analogie im Privatrecht. Die zweite Behauptung wird man auc) 
zugeben müfjen, wenn man mit der erjten einverjtanden it. Aber dieje tft 
nicht richtig. Das Gebiet unterliegt nicht der Herrichaft des Staates, wie 
die Unterthanen, jondern es bildet nur die Grundlage und Vorausjegung des 
Thätigiwerdens der Staatsgewalt, die ſich nur gegen Perjonen richtet und nur 
gegen | jolche richten fann. 

Die privatrechtliche Anſchauung gelangt auf ihrem Wege weiterhin zu 
pojitiven Nejultaten, den jogenannten Ausflüffen der Gebietshoheit. Durch 
den Nachweis jedoch, daß dieſe jich lediglich al8 Herrichaftsrechte gegen 
Berjonen qualifiziven, würde die Gleichjtellung von Gebiet und Untertanen 
widerlegt. 

1. Am leichtejten ift diejer Nachweis bei der Erklärung des Belagerungss 
zuitandes. Dieſe Maßregel enthält Verhaltungsvorjchriften für die Unter— 
thanen, die von den gewöhnlichen eben der ungewöhnlichen Verhältniffe wegen, 
die jie nöthig machen, abweichen. Das Recht zu ihnen folgt aus dem all» 
gemeinen Recht des Staates, den Unterthanen ein den Zwecken des Staates, 
dienliches Verhalten vorzufchreiben. Der Befehl 3. B., nah 9 Uhr Abends 
die Stadtthore zu jchliegen, nur im bejchränfter Anzahl an öffentlichen Orten 
Fich zu zeigen, der ‚Uebergang der öffentlichen Gewalt in die Hand des mili- 
tärischen Befehlhabers, das Alles enthält eine Einwirkung auf lien 





! Hartmann, uftitutionen des Bölkerrechts, Hannover 1874, ©. 155. 

) ©. diefe Ausprüde bei v. Rönne a. a. D., &. 144; — Kartmann aa. D., 
€. 155; — v. Bulmerinca, Völkerrecht, 2. Aufl., Freiburg 1889 5. 279; —- Schiene 
Geifden, Völkerrecht, Berlin 1882, S. 147; — v. Martens- Bergbohm, Wölterrecht, 

eite 

) &. darüber Bareis a. a. O., S. 140-150. 
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die natürlich, wie jede jtaatliche Zebensthätigfeit, irgendwo örtlich in’S Leben 
treten muß, aber dennoch immer nur gegen Berjonen gerichtet iſt. Sonit 
fünnte man jchlieglich jede ftaatliche TIhätigfeit als Eimwirfung auf das Ge: 
biet bezeichnen, denn die förperliche Grundlage bildet das Gebiet immer. 

2. Weniger jelbjtverjtändlich ijt unjer Gedanke bei der Expropriatioun. 
Hier wird thatjächlich ein Stüd des Gebiets für die unmittelbaren Zwecke 
des Staated in Anjpruch genommen, die Objektsnatur des Gebietes jcheint alſo 
deutlich hervorzutreten. Aber dennoch iſt auc das nur Schein. Im ein 
rechtliches Verhältniß zu dem enteigneten Theil des Gebiets kommt nur der 
Fiskus, während der Staat als Inhaber der öffentlichen Gewalt befehlend 
und zwingend nur mit der Perjon in Beziehung tritt, der diejer Perſon ab- 
genommene Theil Land fommt nicht als Gebietstheil in Betracht, jondern 
lediglich als Privatgrunditüd. 

Einmal aljo haben wir es hier mit dem Unterjchied zwiſchen Staat und 
Fiskus zu thun. Der Staat ijt der Inhaber der Befehls: und Zwangsgewalt, 
die Perſon des öffentlichen Nechts; der Fiskus it der Inhaber der jtaatlichen 
Vermögensrechte, die Perjon des Privatsrechts. — Von verjchiedenen Eeiten 
wird die Berechtigung einer jolchen Scheidung bejtritten.‘) Man wendet ein, 
der Staat jei eine einheitliche Perjünlichkeit, zu deren Aufgabe ebenjo der Ab- 
ſchluß von Privatrechtsgejchäften, wie der Erlaß öffentlicher Befehle gehöre. 
Das ijt richtig, deßbalb darf man aber doch jeine Bethätigung auf dem einen 
Gebiet von der auf dem anderen jcheiden. Im öffentlichen Necht tritt er als 
die herrjchende, die übergeordnete Perjon, im Privatrecht als die vertrag: 
ſchließende, die gleichberechtigte Berjon auf. Wenn daher die Natur der ftaat- 
lichen Herrſchaft, der Ueberordnung, erforſcht werden ſoll, darf man nicht Ver— 
hältniſſe des Privatrechts, der Nebenordnung, heranziehen. Er it auch im 
Privatrecht unzweifelhaft Staat, aber nit der Staat als Herrichaftsjubjekt, 
jondern als ein den phyſiſchen Perſonen gleichgeſtelltes Privatrechtsſubjekt, 
weil er ein ſolches nach ſeiner eigenen Willkür ſein will. Deßhalb iſt es auch 
berechtigt, den Staat, ſoweit er ſich rechtlich von einem Privatmann nicht 
unterſcheidet, mit dem beſonderen Namen Fiskus zu bezeichnen. Damit wird 
der Staat nicht in zwei verſchiedene Begriffe zertheilt, ſondern es werden nur 
zwei verſchiedene Seiten ſeines in ſich einheitlichen Weſens, zwei verſchiedene 
Bethätigungen ſeiner Perſönlichkeit, auseinandergehalten. — Für die Frage 
der Expropriation iſt dieſe Scheidung beſonders wichtig. Tritt der Staat zu 
dem Gebietstheil als öffentlicher Machtfaktor in Beziehung, ſo kann man von 
einem Ausfluß der Gebietshoheit reden; wirft er aber nur als Perſon des 
Privatrechts ein, jo haben wir lediglich ein privates Nechtsverhältnig ohne 
jtaatsrechtliche Bedeutung. 

Bedarf nun der Staat für jeine öffentlich-rechtlichen Zwecke eines Theils 
des Grund und Bodens, jo kann er ihn jich auf verichiedene Weije verjchaffen. 

Der einfachjte Weg, den er zunächit verjuchen wird, it der Ankauf. 
Dann geht ein privates Beſitzthum durch privates Nechtsgejchäft aus der 
einen Hand in die andere, e8 fommt aljo unzweifelhaft nur Fisfus in Be 
tracht. Gelingt ihm der Kauf nicht, dann exproprürt er, er entjegt die Eigen: 
thümer ihres Nechts. Damit iſt die Sache nicht herrenlo8 geworden. Denn 
dann fünnte 8 Jeder offupiren, jchon während des jtaatlichen Gebrauchs und 





= N So von Rofin, ——— S. 296 ff, Preuß, Gemeinde, Staat und Reich. 
S. 114 11, Bäbr, Der Redtsitaat, S. 54 ft. 
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namentlich nach demjelben. Der Staat jchliegt aber Privateigenthümer aus, 
an dem Grundſtück und dejjen PBertinenzen it Sachbeichädigung, Diebjtahl 
und Unterjchlagung möglich, der Staat nugt die Sache unter Umſtänden wie 
ein Eigenthümer und überträgt fie weiter wie ein Eigenthümer. Er bat aljo 
aud im dieſem Fall als Fiskus erworben. Scin Recht auf die Sache ift 
genau jo privatrechtlich, wie wenn er jie gefauft hätte, nur daß die Sache 
in dem einen Fall freiwillig abgetreten, in dem anderen Fall zwangsweije 
fortgenommen ijt. Diejer Zwang iſt das einzige ftaatsrechtliche Element in 
dem ganzen Vorgang, und er richtet ich gegen Perſonen als die einzigen 
Objekte, nicht gegen die Sache. — Ganz deutlich) wird dieſes Verhältniß, 
wenn der Staat den Zwang ammvendet, um das Privateigenthum Anderen zu 
verjchaffen. Dies thut er, wenn er das Intereſſe von ıym untergeordneten 
Faktoren, wie Gemeinde, Gejellichaft oder jelbit Privatmann, zu dem jeinigen 
macht. Er jtattet dann mit Erpropriationsrechten aus, d. b. er verjpricht, 
Hindernifje, die der entgegengejehte Mille der dermaligen Eigenthümer dem 
Unternehmen bereitet, nöthigenfalls mit Zwang zu bejeitigen. Die Enteig- 
nung nimmt auch in diefem Fall immer der Staat vor; er iſt cs, der die 
an jich umnerhebliche Forderung einer Geiellichaft oder eines Privatmannes 
zum zwingenden Befehle erhebt; als „Fiskus“ bleibt er bier gänzlich außer 
Betracht. Hieraus folgt, dab ein rechtliches Verhältniß des Staates zu der 
Sache jelbjt bei der Erpropriation begrifflich nicht bejteht, aljo auch nicht zu 
einer Begriffsfonjtruftion der Erpropriation verwendet werden fann. 

Außerdem kommt das entzogene Stüd des Grund und Bodens nicht als 
Theil des Gebiets als jolchen, nicht als Stüd des Herrichaftsbereiches des 
Staates in Betracht: Das bleibt es ohne Aenderung nach wie vor, ob A 
oder der Fiskus oder nach diefem Wieder B oder C Eigenthümer jind, es 
ändert jich mit dem’ Eigentbum nur die privatrechtliche Einwirkungs- und Dis: 
pojitionsbefugnig. Wir haben c8 hier lediglich mit emem Grundſtück, der un— 
beweglichen Sache des Privatrechts, zu thun. Grundſtücke unterjcheiden ich 
aber in diejer Beziehung durchaus nicht von beweglichen Sachen; man denke 
3. B. daran, daß Pierde bei einer Mobilmachung den Eigenthümern fort: 
genommen werden, oder daß bei dem Bau einer Straße der Staat gemäß 
A. L. R. IL, 15 $ 18 die Ueberlafjung der „dazu nöthigen auf der benach: 
barten Feldflur vorhandenen Materialien“ verlangt. — Vielleicht fünnte man 
einwenden, die Staatsgrunditücde hätten doch eine ganz bejondere rechtliche 
Qualifikation, jo bezahlten fie z. B. theilweiie feine Steuern. Dieß erklärt 
fi) aber lediglich daraus, daß dann der Staat die Steuern an jich jelbit 
zahlen, die Sache aljo auf eine lediglich rechnerifche Operation hinauslaufen 
würde, die einfacher unterbleibt. Von einer Eigenthümerhypothek pflegt man 
an jich jelbit auch feine Zinjen zu zahlen. 

Bezüglich unbeweglicher Sachen wird das Erpropriationsrecht des Staates 
namentlich wirfjam bei der Anlage von Feſtungen, Straßen, Eiienbahnen ic. ; 
eine Aeußerung der Staatsgewalt, die hauptjächlich als Beweis für das Be- 
ftehen einer bejonderen Gebietshoheit angeführt wird. Die Erflärung hierfür 
ijt bereits im vorigen Abjchnitt gegeben. Der Staat muB ein privates Necht 
auf den für Staatszwede erforderlichen Theil des Grund und Bodens haben 
oder, falls er es noch nicht hat, erwerben. Iſt der Grund und Boden herren: 
los, offupirt er, andernfalls fauft oder enteignet er, um ihn zu jeinen Zwecken 
zu benugen. Welcher Art diejer Zweck iſt, iſt hierfür gleichgiltig, c8 fommt 
nur darauf an, daß cr durch die allgemeine Gejeßgebung oder durch bejon- 
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deren Akt auf Grund derjelben zum Staatszwecke erklärt ift. Jedenfalls 
tritt die Staatsgewalt nur gegen Perſonen in Thätigfeit, welche ihre eigenen 
Interefien denen der Gejammtheit unterordnen müſſen. In rechtliche Beziehung 
zur Sache tritt nur der Fiskus; die Staatögewalt als jolche ift davon, ob fie 
in Erfüllung ihrer Aufgaben den Grund und Boden berührt, völlig unab- 
hängig. Ihre Wirkjamfeit iſt rechtlich immer diejelbe, ob fie eine Eijenbahn 
betreibt, eine Telegraphenlinie anlegt, Luftballons jteigen läßt oder einen Brief— 
taubenverfehr unterhält. 

3. Ebenfalls ein Ausflug der Gebietshoheit des Staates joll deijen Necht 
auf herrenloje Sachen jein. Man will es aus dem früheren Gejammteigen- 
thum des Staates herleiten‘) und mißt den adespota den Charakter des Staats— 
eigenthums bei,*) der ihre Aneignung ohne Verfügung des Staates verbiete.. 

Mit der modernen Staatsidee verträgt fich aber eine jolche Auffafjung 
nicht. An und für jich bejteht ein Recht des Staates auf berrenloje Sachen 
überhaupt nicht, ſondern dieje fann jeder occupiren, der Eigenthum erwerben 
fann; wenn der Staat ein Vorzugsrecht bat, jo ift das nicht eine Folge feiner 
Staatönatur, jondern bejonderer gejeglicher Beitimmungen. Dieſe haben ihren 
gejchichtlichen Grund zwar in dem alten Obereigenthum, juriftijch aber jind 
es wahre Annahmebeitimmungen.‘) Deshalb jteht dem Staat ein jolches 
Necht nur injofern zu, als er es jich ausdrüdlich beigelegt hat, und es ent: 
jpricht durchang der Natur der Dinge, wenn ALR U, 16 $ 7 betont, daß 
„berrenloje Sachen, die jich der Staat nicht ausdrüdlich vorbehalten habe, 
auch ohne Eimvilligung desielben von Privatperjonen in Befig genommen 
werden können.“ 

Solche Beftimmungen überhaupt laſſen fich aus dem Gefichtspunft recht: 
fertigen, daß, wo Keiner ein bejonderes Necht hat, der Staat nad) Billigfeit 
und Nüslichfeit vertheilen kann. Nach diejem Kriterium trifft der Staat jeine 
Mahnahmen, und zwar nicht nur zu feinen eigenen Gunjten, jondern auch, 
jegt wie früher, zu Gunſten Anderer, wie e8 ihm gut jcheint, auf Grund 
jeines allgemeinen Bejtimmungsrechts; man braucht nur an das Weichbild- 
recht der Städte, das Jagdvorrecht der Herren und das Recht der milden 
Stiftungen auf den erblojen Nachlaß ihrer Pileglinge zu erinnern. Die allein 
ige Anwartjchaft auf den Erwerb kann den Gegenjtänden eines ſolchen Vor— 
zugsrechtS einen bejondereu Charakter, wie als Staatseigentyum, nicht vers 
leihen; dann mühte ja mit jeder Aenderung einer jolchen Befugniß auch die 
rechtliche Natur der Sache Jich Ändern. Manche gehen allerdings jo weit, an 
frei umberjchweifenden Thieren ein dominium transiens des Staates anzu— 
nehmen.*) Dementjprechend müßte auch jedem Jagdberechtigten cin dominium 
transiens zuftehen, und das aufgejcheuchte Wild das dominium mitunter mehr: 
mals an cinem Tage wechieln. Alle durch derartige bejondere gejegliche Bes 
ſtimmungen ausgezeichneten Gegeuſtände jind vollfommen herrenlos, wie andere, 
fie find an und für jich offupierbar, wie andere, nur it durch Befehl des 


Fiſcher, Lehrbegriff II, S. 382, 

Klüber, Europäiiches Völkerrecht, 2. Aufl, Schaffhbauien 1851, S. 558, ©. 5l, 
138, v. Martens=-Bergbohm, Völkerrecht, das internationale Recht der zivilifirten 
Nationen, Berlin 1883, ©. 344. 

VBogl. Pözl, Art: „Staatsgebiet“ im Staatswörterbuh, Bd. IX, ©. 723, und 
Art.: „Herrenlofe Sachen“ dajelbit, Bd. V, ©. 134 und Heimburger, der Erwerb der 
Gebietshoheit, 1. Theil 1888, ©. 29 f. 

) &. Heffter-Geffden, Völkerrecht, S. 150, Hartmann, \nititutionen, S. 115, 












4 


als rein ftaatsrechlicher Begriff durchgeführt. 667 


Staates die Zahl der Offupanten bejchränft. Staatlich iſt dabei einzig und 
allein diefer Befehl: Du darfjt offupiren, Du nicht — gerichtet an Perſonen, 
und das Gebiet bezeichnet den Raum, innerhalb defjen der Staat jolche Be 
fehle an Menjchen erlajjen fann. 

4. Die jogenannten Ausflüſſe aus der negativen Seite der Gebietshoheit, 
die man unter der Bezeichnung „Nechte gegen Fremde” zuſammenfaſſen kann, 
enthalten eine Bethätigung der Staatsgewalt dem Ausland gegenüber, man 
fünnte von einer völferrechtlichen Seite der Gebietshoheit reden. Doch auch 
fie jind Befugniſſe der Staatsgewalt überhaupt, wie alle anderen. 

Ihre gemeinjame Bedeutung bejteht darin, daß jede fremde Staatsgewalt 
aus dem Gebiet ausgeichlofjen und auch der Angehörige eines fremden Staates, 
jowie er das Gebiet betritt, der inländischen Staatsgewalt unterworfen wird.') 
Wenn dieje es für erforderlich hält, in irgend einer Weile den Fremden gegen: 
über thätig zu werden, jo fann jie es thnn, und der Grund für ihre Befug— 
niß liegt nicht darin, daß das Gebiet Objekt ihrer Herrichaft ift, jondern darin, 
daß die Herrjchaft über Perjonen jo weit reicht, als ihr Gebiet reicht. In 
ihren Maßnahmen it fie an ſich unbefchränft; wenn die Fremden nicht in 
jeder Beziehung unterworfen werden, wie die Inländer, jo liegt das in ihrer 
Eigenjchaft als Nichtftaatsangehörige. Man darf den Grund dafür nicht in 
einer Theilung der Staatsgewalt in Perſonal- und Gebietshoheit jehen und 
jagen, legtere ergreife Alles, was jich auf dem Gebiet befinde, aljo auch die 
Fremden, die Berjonalhoheit dagegen nur die Angehörigen; die Staatögewalt 
iſt ein und diejelbe und ergreift jede in ihrem Bereich befindliche Perjon, nur 
entiprechend der Verſchiedenheit diefer Perjonen mit verjchiedenen Wirkungen. 

Deshalb unterliegen die fremden ihrer bejonderen Natur nach der Staats- 
gewalt teils mehr, theils ebenjoweit, teils weniger, als die Einheimischen. Sie 
unterliegen ihr mehr, injofern fie, eben weil ſie „fremd“ find, jich über ihre 
Berjönlichfeit ausweijen müfjen, fich mancherlei Kontrolle zu unterwerfen haben. 
und jchliehlich, wenn jie im Inland läſtig werden, ausgewiejen werden. Cie 
unterliegen ihr gleichmäßig mit den Unterthanen, injofern fie für die Benutzung 
der jtaatlichen Einrichtungen die entjprechenden Gegenleiſtungen machen. So 
zahlt der vorübergehend ſich Aufbaltende für jede Benugung einer Staats: 
einrichtung die dafür feitgejeßte Gebühr; der Forenie bat als Grundeigen— 
thümer die Lajten eines Grundſtücks zu tragen, und der jog. „einheimijche 


N Gar nicht anzuerkennen it die Anfiht Schmidt's (Der Staat, S. 140 ff), daß 
„die Beherrihung der Ausländer lediglich auf eine gegenieitige Rechtskonzeſſion der mit 
einander in Verkehr tretenden Staaten zurüdzuführen it.“ Das Gegentheil it der Fall, 
wie die Entwidelung des Fremdenrechts zeigt: Die Beſchränkung der an fich Ichranfenlofen 
Macht über die Fremden tit eine Konceſſion des Aufnahmeſtaates. 

Der Hinweis auf die Staaten, in denen Konfjularjurisdiktion befteht, überzeugt nicht. 
Dielen wird nicht das fo beichränkte Recht der Ausübung der Staatsgewalt in diefer Be— 
ihränfung neu verliehen, fondern fie werden umgekehrt gezwungen, fih in der Ausübung 
der an ſich unbeichränften Staatsgewalt zu beichränfen, umd fie fügen fich, um überhaupt 
einen geregelten erg mit den zivililierten Staaten aufrecht erhalten zu fünnen. Sie 
neitatten den fremden Konſuln das Thätigwerden auf ihrem Gebiet: „Die Rechtsbaſis diefer 
Aemter beruht demnach in erfter Linie auf der in der Annahme liegenden Konzeſſion des 
Staates“ (fo Zorn, das deutiche Geſandſchafts-, Koniular- und Seerecht, in den „Annalen“ 
Jahrgang 1882, ©. 87). Gelangen dieje Staaten dann auf eine jo hobe Stufe der Zivili— 
jation, daß der Heimatsftaat feine Unterthanen unter ibrer Jurisdiktion für genügend ge 
fichert hält, jo läßt er von feinen Forderungen nah, und ihre Befugniſſe erweitern ſich 
dementiprechend von jelbit vermöge der Elaftizität der mur zurüdgedrängten am ſich unbe— 
ſchränkten Staatsgemalt. 


ug 
ed by (soogle 
P k 











608 


Die Gebietshoheit 





Dr. jur. Guſtav Banſi: 





Ausländer“, der die jtaatlichen Einrichtungen im Ganzen genießt, muß dafür 
in der Regel alle, auch die perjünlichen Steuern entrichten. Endlich unter— 
liegt der Fremde der inländischen Staatsgewalt weniger, als der Einheimijche, 
injofern don ihm die jpeciell jtaatsbürgerlichen Pflichten, wie Militärdienit, 
nicht verlangt werden, wofür er auch wieder die jpeziell jtaatSbürgerlichen 
Rechte, wie Wahlrecht, nicht genießt. 

Sobald Jemand das Staatsgebiet betritt, wird er von dem Organismus 
erfaßt, den wir Staat nennen. Nach diefer jeiner Stellung in dem Organis— 
mus richtet ſich deſſen VBerhältnig zu ihm. Verweilt er nur vorübergehend 
darin, Jo beſchränkt ſich die Staatsgewalt im weſentlichen auf Verhütung von 
Störungen; der Forenſe dagegen und noch mehr der „einheimijche Ausländer“ 
jtehen im mirthichaftlichen Organismus und haben diefen mit zu unterhalten ; 
die Staatsangehörigen im Nechtsfinn bilden Daneben noc den staatlichen 
Irganismus; der Staatsangehörige im Auslande, der nur an legterem theil- 
nimmt, hat nur die jtaatsbürgerlichen Nechte und Pflichten. In diejen großen 
Gruppen giebt e3 wieder Unterabtbeilungen nach Vermögen, Rang, Stand 
oder jonjtiger Bedeutung für den Staat Die Leiftungen an den Organis— 
mus und die Yeiltungen des Organismus bedingen jich gegenjeitig und jtehen 
im proportionalen Berhältnig zu einander. So haben wir nicht nur zwei 
Gruppen, Fremde und Einheimiiche, jondern viele Gruppen, zu immer inten- 
jiverer Berhätigung in dem Organismus aufjteigend. Die verichtedene Ber 
handlung der verjchtedenen Gruppen ift eine Folge der gerechten Organijation. 
Die Bedeutung des Menjchen für den Urganismus it das Ddurchgreifende 
Prinzip für die Neaftion des Organismus gegen ihn, die Bedeutung der 
Fremden das Prinzip für ihre Behandlung. Sonach gilt ein Prinzip für Die 
Behandlung der Fremden und Einheimiſchen, es iſt eine Gewalt, der Wille 
des Organismus, der Beide unterworfen find, die unmatürliche Zereißung in 
zwei jtofflich gejonderte Hoheiten iſt überwunden. 
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Die ſtaatsrechtliche Lehre und deren Kritif. Das Refultat. 


Der im $ 6 eingejchlagene Gedanfengang it den Schriftjtellern geläufig, 
die prinzipiell der jtaatsrechtlichen Auffaſſung huldigen. Daß Die vg. Aus: 
flüffe der Gebietshoheit nur Afte der Staatsgewalt an und für ſich jind, wird 
im Allgemeinen zugejtanden, wenigitens mehr oder weniger. Roſin ud 
Seydel) wollen nur die Wirkungen der Gebietshoheit nach innen als Akte 
der allgemeinen Staatsgewalt anerkennen, die nach außen dagegen aus einer 
jpeziellen Gebietshoheit herleiten. Laband aber und Gerber, ſowie an 
geben zu,*) daß man die Gebietshoheit nicht mit eigenthümlichen Befugniſſen 
ausjtatten dürfe, daß ſie vielmehr die umbeichränfte Staatögewalt jelbjt je 
Als muftergiltig wird immer Gerber’s Ausjpruch’) zitirt: „Es würde u 


" Möfin, Recht der öffentlichen Genoſſenſchaft, S. 46 f.; — v Sendel, $ 
Staatsredht. 2. Aufl. 1896, 1. ©. 270. Leßterer wird durch feine in$ 5er 
tafjung, wonad der Staat Objekt der Staatägemwalt ijt, gebindert, den für die V 
GHebietshoheit nach innen richtig erfaßten Gedanten aud auf deren Bedeutung. 
zu übertragen. 4 

:; ». Gerber, Grundzüge des Staatsrechts, 3. Aufl. 1888, $ 22, ©. 6 
band, Staatsredht 1, 165. Zorn, Staatsredht I, S. v9 fi. 
) Gerber a. a. — — — 


als rein jtaatsrechtlicher Begriff durchgeführt. 66% 


richtig jein, den Begriff der Gebietshoheit mit einem eigenthümlichen mate— 
riellen Inhalt ausstatten und etwa durch einzelne Maßregeln bejtimmen zu 
wollen, die den Grund und Boden zum praftiichen Objekt haben, wie die 
Anlegung von Straßen, Verfügung über öffentliche Gewäſſer, die Aufjtellung 
von Regalien, oder durch Mahregeln, welche jich auf die Eintheilung des 
Staates im Kreiſe und Provinzen, oder auf die Behandlung ‘Fremder im 
Staatsgebiet beziehen. Denn Alles dich find nicht Ausflüjle der Gebiets- 
hoheit, jondern Afte der Staatsgewalt jelbit, für deren Charafterijtif die zu— 
fällige Berührung mit Verhältniſſen der Dertlichkeit nicht entjcheidend iſt.“ 
Und Yaband!) fügt hinzu: „Daß die Gebietshoheit innerhalb eines bejtimmten 
Gebietes ausgeübt wird, iſt eine Eigenjchaft derjelben und nicht ein Theil 
ihres Inhalts.” 

Sit man erſt jo weit gegangen, jo jcheint auch die legte Konſequenz um: 
abwendbar, nämlich der Schluß, dat das Gebiet überhaupt nicht Sbjelt der 
Staatsgewalt ijt. Die Schriftiteller haben jich denn auch dieje Frage vor: 
gelegt, Die „ wötgwenbige Schlußfolgerung aber haben nur die wenigjten ge- 
zogen.?) Das Gebiet joll trog alledem Gegenjland, Objekt der Staatögewalt 
jein, die Staatsgewalt ein Recht an diejem Gebiete haben.?) Aehnlich der 
alten Obereigenthumstheorie, gebraucht man jet wiederum den Ausdrud 
„ſtaatsrechtliches Sachenrecht“ *). Wie diejes Hecht aber bejchaffen jei, dar- 
über ijt man wieder unneinig. Während Laband dasjelbe analog dem 
Eigenthumsrecht annimmt und v. Seydel ihm wenigitens einige Aehnlichkeit 
mit dinglichen Nechten zujchreibt, jprechen Gerber und Bornhaf ihm aud) 
die geringfte Verwandtichaft mit dem Privatrecht ab. Dieje Uneinigfeit ift 
eine nothwendige Folge des inneren Widerjpruches. Und man hat dieß wohl 
auch jelbjt gefühlt. Sp jagt Laband: „Wenn unter Gebietshoheit die Aus— 
übung der Staatögewalt in einem Gebiet zu verjtehen ijt, jo kann jie nicht 
al3 ein Necht an dem Gebiet definirt werden.“ „Dejienungeachtet muß man 
annehmen“ fährt er fort. Einer logischen Nothwendigfeit gegenüber gibt es 
aber fein „dejlenungeachtet*. Die abjolute Durchführung des von abend 
jelbjt angeregten Gedankens ijt die einzige Möglichkeit, zu einem einheitlichen 
Rejultat zu kommen. Ein derartiges „taatsrechtliches Sachenrecht“ iſt au. 
nicht zu fonftruiren. Sein Inhalt könnte doch uur der jein, daß der Staat 
auf dem Gebiet und mit Theilen desjelben gewiſſe Handlungen vornehmen 
fann. Oben ijt jedoch bereitS gezeigt, daß dieſes Necht des Staates durch 
die Bedeutung des Gebiets als des Herrichaftsbereiches des Staates und dem 
gemäß als Necht gegen die auf dem Gebiet befindlichen Perſonen erflärt 
werden muß; zu einer volljtändigen Widerlegung fehlt nur noch der Nach: 
weis, daß die andere Erklärung: Konjtruftion des Gebiet als Objekts der 
Staatsgewalt, unmöglich ift. 

Objekt iſt Gegenftand der Einwirkung; das Gebiet joll aljo Gegenſtand 
jtaatliher Einwirkung jein. Der Staat beherricht das Gebiet, er verwendet 


') Laband, a. a. O. ©. 165. 

) So ſchließen nur v. Hol&endorff, Encyclopädie, S. 1077, namentli aber 
Meyer, Lehrbuch, ©. 178, Frider, Dom Staatsgebiet, Nede, 7 Tübingen, 1867; — nicht 
ausdrüdlich, doch ziemlich deutlich, Brodhaus im Nechtslerifon u, ©. 622, 

) So Laband, Staatsredht I, 5.165 und in Marquardien’ 3 Handbuch, U, ©. 28; 
— v. Sendel, Bayriiches Staatärecht, 2. Aufl. 1896 I ©. en v. Gerber, Grund 
züge S. 66 }.; Bornhaf, Preubiiches Staatsrecht, ‚Freiburg 1888, 228 5. 

*) Gegen dieſe Bezeichnung rider a. a. O.5.7 und 8; Kofi in, Hecht der öffent« 
lichen Benoiienihaft S S. 46; Zorn, Staatsredht L 5. 100, Anm. 9. 
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es jür feine Zwede, das Gebiet trägt ihn Eörperlih. Daß die erftgenannten 

unftionen des Gebiets nicht durch eine Objeftsnatur desjelben bedingt find 
ut oben gezeigt; zu betrachten ift nur noch das Gebiet als körperlicher Träger 
des Staates. Es trägt im Staat die Perſonen mit den ihnen gehörigen 
Sadıen und Staatsanftalten; ') es bat eimen privatim benußten und einen 
öffentlichen benutzten Theil. Legterer erreicht eriteren durchaus nicht an Um— 
fang; ſchon hieraus fünnte man Bedenfen entnehmen, ihn als bejtimmend für 
die Natur des Gebiets anzujehen. Diejer lettere Theil wird aber auch, wie 
gezeigt, privatrechtlich bejejfen, und zwar vom Staat, der als Eigenthümer, 
als Fiskus, ſich hierfür in die Neihe der Privatperjonen jtellt. Endlich und 
hauptjächlich denft man, wenn man vom Gebiet jpricht, doch nicht an die ein- 
zelnen Stüde, die unter die Privatrechtsjubjekte, zu welchen auch der Staat 
gehört, vertheilt jind, jondern man denft ſich das Gebiet einheitlich, als einen 
in jeiner Gejammtheit für die Staatsgewalt wichtigen Gegenjtand, bei dem 
die privaten Nechtsverhältnijje irrelevant find. Nur die Funktionen des Ge— 
bietS als eines Ganzen fünnen für jeine rechtliche Stellung zum Staat be: 
ſtimmend ſein; zerpflücen wir es in einzelne Theile, jo bat das Gebiet auf- 
gehört, und wir haben Grundſtücke, Gegenjtände des Privatrechts. Deßhalb 
ut auch der Einwand Zaband’'s?, nicht durchgreifend, daß „auch an unbe— 
wohnten Stüden der Erdoberfläche Gebietshoheit bejtehen und Wirkungen 
äußern fünne, woraus ſich ergebe, daß das Gebiet Objekt eines jelbjtändigen 
Nechts des Staates” ſei. Das Gebiet hat für den Staat nur unmittelbar 
Bedeutung als Herrichaftsbereich und nicht mittelbar als Komplex der den 
Unterthanen unterworfenen Grundftüde Ob es bewohnt oder bebaut ift in 
allen jeinen Theilen, ob es einen Privateigenthümer hat oder nicht, ijt voll» 
ſtändig gleichgiltig. 

Hiermit iſt auch der Schlüfjel zu der frage gewonnen, welche Stellung 
denn nun das Gebiet dem Staat gegenüber einnimmt. Wenn das Gebiet nur 
als Ganzes in Betracht fommt, jo iſt feine bejtimmende Funktion die als 
Herrjchaftsbereich des Staates, es bezeichnet die Ausdehnung des ftaatlichen 
Willens, ?) Jeder Staat bedarf aber eines bejtimmten Derrichaftsbereichs, der 
Begrenzung auf ein bejtimmtes Gebiet; ohne ein Gebiet iſt eine Durchführ- 
ung der jtaatlichen Aufgaben, ift überhaupt ein Staat undenkbar. Die Folge 
wäre nicht das Nebeneinanderbeitehen verjchiedener Staatsgewalten auf dem- 
jelben Gebiet, jondern das Aufhören jeder Staatögewalt, die Anarchie.) Die 
Ausjchlieglichkeit it jomit eine nothwendige Eigenichaft des Staates, das Ge 
‚biet als Borausjegung und Merkmal der Ausjchließlichfeit jomit ein Moment 
im Wejen des Staates.’) Dann fann es aber nicht zugleich Objekt, Gegen- 
jtand des Nechts der Staatsgewalt jein, die jtaatsrechtliche Anſchauung iſt 
damit rein durchgeführt. 

Hier wird eingewendet:’) Nicht das Gebiet, jondern das Recht am Ge 
biet ıjt ein Moment im Wejen des Staates; aus diefem Recht jolgt die Aus: 
ſchließlichkeit. Sit es aber richtig, daß alle Konjequenzen diejes ſog. Rechts, 
wie dargelegt, entweder fisfaliiche Privatrechte oder, joweit fie öffentliche Rechte 


) Frider, Nom Staatsgebiet, S. 15. 

) Yaband, Staatäredht I, 5. 165. 

) v. Holtendorff, Encyclopädie, S. 1077. 
* Weber Staatsjervituten, fiehe unten $ 10. 
9 Frider aa. D. ©. 17. 

"“ v». Gerber, Grundzüge S- 67. 
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ſind, Rechte des Staates gegen Perſonen find, für welche die Funktion des 
Gebietes als Derrichaftsbereich die VBorausjegung bildet, jo fann jener Ger- 
ber’jche Sat als richtig nicht anerkannt werden. Ein Necht am Gebiet iſt, 
das joll jegt gezeigt werden, überhaupt begrifflich unmöglich. 

Der Staat ijt Berjönlichkeit, zwar eine jolche des Nechts, aber doch einer 
pbyitichen Perſon ähnlih. Schon der Begriff des Organismus, der Per— 
Jönlichkeit, ift dem phyfiichen Leben entnommen und wäre unverjtändlich, wenn 
nicht Jedermann aus diefem, bewußt oder unbewußt, die phyſiſche Perſon als 
Analogie heranzöge. Deßhalb fann man wohl auch, wo die Aehnlichkeit be— 
jonders auffallend it, gewilje für den phyſiſchen Organismus anerfannte 
Grundſätze bei der Betrachtung des jtaatlichen Organismus analog verwenden. 
Natürlich, wie bei allen jolchen Analogieen, cum grano salis und ohne die 
llebertreibungen der antbroppimorpüiidien Staats slehre. ) Aber die „bildliche 
Verwerthung des Begriffs Organismus, injofern fie überhaupt berechtigt iſt, 
faun ſich auch an den menichlichen Organismus anlehnen, in welchem ohnedier 
der Dualismus zwiichen Gert und Körper gar manche anderweite Analogieen 
bietet.” *) Eine jolche zwiſchen dem menichlichen Körper und dem Gebiet 
drängt ſich dem Beobachter jürmlich auf. Nur Wenige‘) erwähnen fie aus: 
drüdlih, Viele aber legen sie bewußt oder unbewuht zu Grunde, und der 
Staatsförper, in dem ein Staatswille lebt, iſt auch im gewöhnlichen Leben 
‚ein jehr gebräuchliches Bild. 

Und ein jehr richtiges Bild. Wie der menjchliche Körper die Stätte des 
menjchlichen Lebens ift, jeder Iheil Ddiejes Körpers von dieſem Leben erfüllt 
und von ihm zeugend, jo It das Gebiet die Hülle und jeder Theil des Ge: 
biets Stätte des jtaatlichen Lebens. Nun jteht der Menjc mit jeinem Körper 
nicht in vechtlicher, ſondern in organiſcher, natürlicher Verbindung. Beide ſind 
aber in Hinſicht auf den Grund und Charakter des Zuſammenhangs Gegen— 
ſätze. Die rechtliche Verbindung ſetzt das geſonderte Nebeneinanderbeſtehen 
voraus, die organiſche ſchließt dies gerade aus. Die rechtliche Verbindung iſt 
etwas Künſtliches, Gemachtes, die organische etwas Natürliches, Gewordenes. 
Das Recht iſt für die rechtliche Verbindung der Grund, das Primäre, für die 
organische dagegen nur etwas Sefundäres, der Schutz. Ein Angriff auf den 
menjchlichen Körper ijt deshalb nicht em Eingriff in ein Recht, jondern ein 
jolcher in das Leben, eine Beeinträchtigung des ganzen Menjchen. Ein Meſſer— 
ſtich ijt feine Sachbeſchädigung, das Abjchneiden eines Gliedes, eines Zopfes 
fein Diebjtahl, jondern eine Körperverlegung. Es giebt fein Recht des Menjchen 
an jeinem Körper, weil ein organiſcher Beſtandtheil des Subjekts nicht Objekt 
eben dieſes Subjekts ſein fann; es iſt lediglich der Anſpruch auf ungeſtörtes 
Sein und Leben, das von Anfang der Welt an bejtauden hat, das fein Geſetz— 
geber geben und feiner nehmen kann.“ Daß es jtaatlich gejchügt wird, iſt 
eine a. der menschlichen Unvollfommenheit und Gewaltthätigfeit und nicht 
die Vorausſetzung jeines Beſtandes 

Ebenjo iſt das Gebiet Körper des Staates, der Staat aljo nicht Inhaber 
eines Rechtes an ihm. Meit einiger Berechtigung jcheint man ihm ein jolches 








) ©, bar. Preuß, a. a. D. S. 139. 

3) v. Gerber, Grundzüge ©. 235, 226. Anm. 1. 

Zuerſt wohl H. Grotius de Jure belli ac pacis lib. II. cap. I, S 4: neuer: 
dings Stein, Verwaltungsiehre I, 1, ©. 13; Grotefend, Staatsreht S. 7. 

* Dab es die Stlaven nicht beſeſſen haben, hat jeinen Grund darin, dab ſie rechtlich 
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noch im VBölferrecht zujchreiben zu fünnen. Die Staaten jcheinen miteinander 
zu verfehren, wie die Menjchen im Brivatrecht,') ſie nehmen Gebiet und fie treten es 
ab, jie gejtatten Einwirkung und jie halten jie fern, kurz, fie jcheinen ihr Gebiet 
zu behandeln, wie der Eigenthümer jeine Sache, jie jcheinen ein Necht an 
dDiejem Gebiet zu haben. Aber das iſt nur Schein. Sie jtehen ſich gegen: 
über, wie die Menjchen, aber mdividualifirt in ihrem Gebiet, jie bejigen nicht 
das Gebiet, jondern fie find das belebte Gebiet, ihre Gebiete verhalten ſich 
zu einander, wie die Körper der Menſchen. Eine Einwirkung auf das Gebiet 
iſt eine joldhe auf den Staat; der Staat kann ſie gejtatten oder verbieten, 
nicht infolge eines bejonderen Bejtimmungsrechts über das Gebiet, jondern 
infolge jeiner Selbjtbejtimmungsbefugnig. Wen er eine Verlegung jeines 
Gebiets gejtattet, jo übt er dasjelbe „Recht“ aus, wie ein Menjch, der ſich 
freiwillig prügeln läßt; micht mur der Körper wird geprügelt, jondern der 
Menjch, nicht nur das Gebiet wird verlegt, jondern der Staat. Wenn er 
Gebiet abtritt, gibt er nicht ein Objekt her, jondern einen Theil jeiner jelbft, 
er amputirt ſich ein Glied, ohne das er vielleicht ganz gut weiter leben fann, 
aber als cin anderer, wie ein Menſch nach Verluſt eines Beines ein anderer 
geiworden it. Sp beruht der Zuſammenhang zwilchen Staat und Gebiet nicht 
auf einem Necht, jondern auf einem Naturgejeß für das Leben der Staaten; 
ohne Gebiet fein Staat, ein Angriff auf das Gebiet ein Angriff auf den Staat, 
Veränderung des Gebiets Veränderung des Staates. Das Gebiet ift der Staat 
jelbjt in jeiner räumlichen Erjcheinung ; von einem bejonderen Necht am Gebiet 
fann deshalb nicht gejprochen werden. 

Das Nejultat iſt ein volljtändiger Sieg der ftaatsrechtlichen Anſchauung; 
die letzten Reſte der privatrechtlichen Theorie find ausgejchieden. Das Gebiet 
iſt in feiner Beziehung Objekt, jondern es ift die Vorausſetzung für die Aus: 
übung der jtaatlichen Herrichaft, es iſt der Herrichaftsbereich des: Staates.?) 
Der Inhalt der jogenannten Gebietshoheit iſt der Inhalt der Staatögewalt, 
allumfaſſend, wie dieſe. Es ift deshalb der Begriff der Gebietshoheit gar 
nicht nöthig. Um aber ein pofitives Ergebniß zu erzielen, das der gebräud) 
fichen Formel gegenübergejtellt werden fann, ijt ein Ausdrud zu juchen, der 
einerjeits die Bedeutung des Gebiets für den Staat ausdrüdt, andererjeits 
die Einheit zwiſchen Gebietshoheit und Staatsgewalt betont. Nur die Form 
kann zweifelhaft jein, der Gedanke ift feitgeftellt: Gebietshoheit ijt die Eigen- 
Ichaft des Staates, auf jeinem Gebiet Staat zu jein, d.h. die Staatsgewalt 
ausüben zu dürfen.”) 

8. 


Die Theorien von Frider und Preuß. 
I. Die Aufjafjung des Gebietes als des Herrichaftsbereiches des Staates 
hat ihre erjte jcharfe Formulirung in der gedanfenreichen Abhandlung Frider's 
„Bom Staatsgebiet“, Tübingen 1867, gejunden. eine Gedanken find in 


A al 8. S. Zahariae, „Vierzig Bücher vom Staate“ Bd. 5. 5.42; — Frider 


2, Ngl. Grotefend, Staatäreht ©. 303, 304; — Hänel, Teutiches Staatsredht, 
Bd. I, 1892, ©. 108; v. Sarwey, Württembergifches Staatsrecht, Tübingen 1883, II 49; 
— Zorn, Staatsredt, I, S. 100. 

) Dann muß auch die bisher übliche Anordnung in den Lehrbüchern geändert werden 
Es ift eine dogmatiſch unrichtige Koncejlion an den alten Gebrauch, wenn 3. B. Born 
troß der Verficherung, daß für die Gebietshoheit die nämlichen Grundjäge gelten, wie für 
die Staatsgemwalt überhaupt (Staatsreht ©. 100), ſpäter (S. 104 ff.) gemifle Befugniſſe 
der Reichsgewalt als Ausflüfle der dem Reich zuftebenden Gebietshoheit aufführt. 
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der ſtaatsrechtlichen Theorie verwertet und ihre konſequente Durchführung iſt 
die Aufgabe diejer Arbeit. Trotzdem muß ihm in zwer Punkten widerjprochen 
werden. 

So jagt er, das Gebiet jei überhaupt feine Sache‘), Man mu die 
rechtliche Bedeutung des Ausdruds „Sache“ von der phyſiſchen unterjcheiden. 
Nechtlich ift das Gebiet feine Sache, weil das dazu nötige Necht eines Subjefts 
an dem Gebiet al8 Objekt nach den vorhergegangenen Erdrterungen nicht vor: 
handen iſt. Phyſiſch aber ift es doch unzweifelhaft eine Sache; es ift nicht 
nur der Begriff eines auf der Erdoberfläche abgejtedten Raumes, wie «8 
rider in zu weit gehender Abjtraktion auffaßt, jondern der innerhalb diejer 
Grenzen liegende Grund und Boden jelbit. Er trägt den Staat. Frider 
jagt zwar, der Boden trüge nur die Menjchen, denn der Staat jelbjt jei im 
Verhältnig zu ihnen nicht etwas zweites Körperliches, jondern lediglich die 
Menjchen jelbjt in ihrer rechtlichen Organtjatiou. Eben deshalb aber trägt 
das Gebiet in den Menjchen auch den Staat. Sonjt mühte man den Staat 
auch lediglicd als einen Begriff, als die abjtrafte Organijation auffafjen. So 
lange man in ihm aber, wie auch rider jelbit, die Menjchen in ihrer Or— 
gantation ſieht, jo lange ift er auch etwas Körperliche und bedarf eines 
förperlichen Subſtrates, des Gebiets. Der menschliche Körper iſt ebenfalls 
rechtlich feine Sache, jedoch unzweifelhaft phyſiſch eine Sache. 

Sn Folge dieſer Verflüchtigung des Gebiets in einen Gedanfen ift die 
weitere Fricke r'ſche Anficht entitanden?), ein Staat jei aud) überall da vor: 
handen, wo die nomadijche Horde ihre Zelte aufichlüge. Dagegen ijt der 
organische Zuſammenhang zwiſchen Gebiet und Staat zu betonen. Es genügt 
zum Staat nicht lediglich eine Örtliche Organiiation von Menjchen, jondern 
e3 muß das Gebiet ein Theil diefer Organijation jein. Diejes iſt dann der 
Fall, wenn ein Theil der Erdoberfläche in der ausjchließlichen Beherrichung 
eines Volkes jteht und die Beherrichung gerade diejes Theil® von dem Volke 
als Grundlage und Borausjegung ihres gemeinjchaftlichen Lebens gefühlt wird. 

Danach kann ein Nomadenftaat wohl ein Staatsgebiet haben, nämlich 
wenn er einen bejtimmten Landjtrich fir jich in Anjpruch nimmt und zu be 
haupten weiß. Inerhalb diejes Landjtrichs kann er umberziehen. Ob er das 
Yand den einzelnen Stammesgenofjen zur Benugung aufteilt oder es ſelbſt in 
gemeinjchaftliche Benugung nimmt, ob dieſe Ausnugung durch Ackerbau oder 
Viehzucht betrieben wird, ift eine Frage der Kultur und der Bevölkerungs— 
dichtigfeit. Bei der gemeinjchaftlichen Benugung durch Viehzucht ijt er ge 
nöthigt, jeinen Aufenthalt zu verändern, er geht der beijeren Weide nach. Cs 
wird auch in derartigen Verhältniffen der Vorfultur als Verlegung empfunden, 
wenn ein Stamm die Weidepläge des anderen bezieht oder in jeine Jagdgründe 
einfällt. 

In einem jolchen Fall iſt das Gebiet vorhanden und bleibt jtet3 das— 
jelbe, nur der Aufenthalt der Menjchen wechjelt. Anders ijt es, wenn eine 
Horde ziellos umberzieht, wenn fie es gar nicht beabjichtigt und auch gar 
nicht dazu fommt, einen Streifen Landes zur dauernden Beherrichung zu be 
jegen. Dann wechjelt jie wicht immer das Gebiet, jondern fie hat gar feines. 

Die Grenze wird im einzelnen Fall jchwer zu ziehen jein, begrifflich iſt 


') Frider, a. a.D., S. 17. Dagegen v. Seydel, Bayr. Staatsreht 2. Aufl. 1896, 
1, S. 270 Anm. 3. Zorn, Staatsrecht I, S. 99, Anm. 92. 
Brider, 5. 24, 25. 
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jie aber vorhanden. Sonjt könnte jeder einigermafjen ſtraff organifirte Menſchen— 
haufe, wie zuweilen Karawanen, Erpeditionen, für einen Staat angeſehen 
werden. 

Wenn ein Bolf jein Staatsgebiet verläßt, jo hat es aufgehört, ein Staat 
zu jein, und wird es erjt wieder, wenn es fich auf einem andern Gebiet feit 
niedergelajjen hat. Verläßt es auch dieſes Gebiet wieder, jo wiederholt fich 
die Erjcheinung. Wie lange ein Bolf auf einem bejtimmten Landjtrich wohnen 
muß, um Diejes zu einem Gebiet, fich jelbit zu einem Staat zu machen, läßt 
Jich nicht allgemein bejtimmen, jedenfalls darf das Beſetzen des Gebiets nicht 
von vornherein einen vorübergehenden Charakter tragen, jondern muß zu 
längerer Dauer eingerichtet und geeignet jein. Daß es trogdem bald wieder 
aufgegeben wird, fann am dem einmal begründeten Gebiets: und Gtaats- 
charafter nichts ändern. Deshalb jind Die Stämme in der Bölferwanderung 
theils Staaten gewejen, theil® nicht, je nachdem jie auf dem Landjtrich, den 
jie jeweilig inne hatten, jich dauernd eingerichtet hatten oder nicht. Ein See 
räuberhaufen in jeinem Schlupfwinfel it an ſich fein Staat, er fann jich aber 
zu einem Staat, dejjen Angehörige vornehmlich von Seeraub leben, fonjolidiren. 

Daß das Gebiet Feitland iſt, it begrifflich nicht nöthig, jondern denfbar 
iſt auch, daß der beherrichte Theil der Erdoberfläche eine Wajjerfläche üt; 
thatjächlich wird aber eine jolche Konfolidirung auf dem Waſſer nicht mög— 
lich jein. 

II. Eine bejondere Betrachtung verdient eine Theorie, die auf einer 
anderen Grundanjchauung beruht und deshalb von den obigen Erörterungen 
nicht volljtändig mitgetroffen wird. Es ijt die Stonjtruftion, welhe Preuß 
in jeiner jchon mehrfach zitirten Schrift: „Öemeinde, Staat und Neich als 
Gebietsförperichaften”, Berlin 1889, giebt. Er verjteht unter Gebietshoheit, 
die ihm das Kriterium des Staates iſt, deſſen Fähigkeit, jich ſelbſt wejentlich 
au verändern.') 

Zu diejem Nejultat gelangt er auf einem ganz neuen Wege, indem er 
Die Grundlagen der bisherigen Staatsauffafjung negirt. Er licht deren 
Fehler in dem Begriff der Souveränität, die fein Nechtsbegriff ſei, jondern 
gerade die Losgelöjtheit von allem Recht bedeute‘) und deshalb den Staat 
außerhalb des Nechts jtelle. Die Folge jei die abjolute Gegenüberjtellung 
von Staat und Unterthan, die abjolute Negirung eines öffentlichen Rechts. 
Das Volk werde dadurch atomifirt, rechtsfähig jeı nur das Individuum Des 
Privatrechts. 

Eine ſolche Losgelöſtheit von allem Recht habe nun zwar für den Bodin— 
ichen Staat gepaßt, aber nicht für den heutigen Rechtsſtaat, in welchem das 
Band, das ſeine Theile zu einer höheren Einheit umſchließe, ein Rechtsband 
ſei.) Es müſſe deshalb der abjolute Staatsbegriff durch den organiſchen 
erjegt werden. Das Mittel hierzu gebe der deutſche Perjonenbegriff, welcher 
auch organifirte Vielheiten als Perſonen fenne und dadurch die privatrechtliche 
Identität von Individuum und Perſon überiwinde.*) 

So jet Perſon nunmehr jede piychiiche Einheit, welche Trägerin einer 
vom Necht normirten Willensjphäre je.) Solcher Organismen gebe es eine 
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große Zahl,) über und nebeneinander, die niederen immer von dem nächit: 
höheren umfaßt und im diejem den weiteren Verbänden eingegliedert, bis 
ichließlich die Staaten ji in der WVölferrechtsgemeinjchaft zujammenfänden. 
So jei der Staat weiter nichts, als ein Glied in der langen Kette der Ge 
jammtperjönlichfeiten. Sobald ſich nun eine jolche Perjonenvielheit mit einem 
Gebiet organijch verbunden habe, jei eine Gebietsförperjchaft entjtanden. Solche 
jeien die Gemeinden, Kreiſe, Provinzen, die Gliedftaaten uud das Reich.“) 
Eine Verjchiedenheit zwiichen ihnen bejtehe nur in der Verſchiedenheit ihrer 
Eingliederung ;”) ihr Recht am Gediet jei gleichmäßig lediglich das Necht, Ger 
bietSförperichaft zu jein. Die Gebietshohett in ihrer alten Bedeutung als 
Recht am Gebiet jet überwunden, und ſie bedeute nunmehr die Fähigkeit, in 
dem Gebiet jich jelbjt zu verändern.*) Cine Gebietsförperjchaft, welche eine 
jolche Gebietshoheit habe, jei ein Staat ;°) jomit jeien auch Neich und Einzel: 
itaat beide wirkliche Staaten, da fie ohne ihren Willen nicht verändert werden 
fünnten. 

Dieje, wie jie Preuß jelbit nennt, „Konjtruftion auf Grundlage der 
Senojienjchaftstheorte” bietet eine Fülle von Anregung; fie jcheint in vielen 
Bunften das Nichtige zu treffen, in anderen aber zu weit zu gehen. 

Es it Preuß durchaus beizujtimmen, wenn er den Staat als Organis- 
mus, als Berjönlichkeit auffaßt, und ebenjo auch, wenn er in den untergeord- 
neten Verbänden, wie Gemeinden, Provinzen ꝛc. ebenfalls ſchon Organismen, 
PBerjönlichkeiten, „politiiche Gemeimvejen“®) ſieht; es entipricht vollitändig der 
oben vertretenen Auffafjung, wenn er in dieſen Organismen Genojjenjchaft 
und Gebiet ſich organisch durchdringen läßt, jolche Perſönlichkeiten Gebiets: 
förperihaften nennt und bei ihnen eine bejondere Gebietshoheit als Necht am 
Gebiet verneint; endlich ift es jehr richtig, wenn Preuß das Verhältniß des 
niederen zum höheren Organismus als Eingliederung bezeichnet und die hier- 
durch entjtehende innere Struftur als das Necht jolcher Organismen auffaßt. 

Darüber hinaus it ihm aber nicht zu folgen. Weder jcheinen jeine 
Gründe gegen die Annahme einer Souveränität des Staates jtihhaltig, noch 
ijt durch die Aufjtellung jeines Begriffes etwas gewonnen. Es mag zuerit 
der legtere Punkt kurz betrachtet werden. 

Die Aufitellung der Preuß'ſchen Gebietshoheit iſt einmal logijch über- 
flüßig. Das Recht eines Staates, ich jelbjt wejentlich zu verändern, folgt 
aus — allgemeinen Selbſtbeſtimmung, der Staatsgewalt, der gegenüber 
die Gebietshoheit nichts Anderes, Beſonderes, ſondern nur eine Art ihrer Be— 
thätigung bezeichnet. Man erwect durch ihre Ausjcheidung leicht den Anjchein, 
egen den ſich Preuß ausdrüdlich verwahrt, als ob man das Recht zur 
Veränderung aus einem Necht am Gebiet folgere. — Dann ijt der Begriff 
auch praftiich unbrauchbar. Der Weg, auf welchem Preuß zur Annahıne 
diefer Bethätigungsart der Staatsgewalt bei Neich und Gliedjtaat und des— 
halb zu der Annahme ihrer Staatsnatur gelangt, tft unrichtig. 
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Er jtügt ſich auf die Grundſätze — deren Nichtigkeit hier noch nicht in 
Betracht kommt!) —, daß jich der Einzelitaat verändern fünne, wenn das 
Reichsgebiet, und das Neich, wenn das Gebiet der Einzeljtaaten nicht dadurch 
berührt werde, jonjt aber Beide zujammemvirfen müßten. Hieraus jchließt er, 
dal es immer jowohl auf den Willen des Neiches, als auch der Gliedjtaaten 
anfomme, beide ſich alſo jelbjtjtändig veränderten, demnach Staaten jeten. 
Day ſie in den Fällen des Zuſammenwirkens thatjächlih von einander ab- 
bängig ſind, findet Preuß?) jelbjtverjtändlich und erflärt e8 aus dem Ein: 
gliederungsverhältnid; damit aber gibt er nur den politiichen Grund Diejer 
Abhängigkeit und nicht ihre juriftiiche Bedeutung. Im allen Fällen, in denen 
Zwei zuſammenwirken müfjen, fann man nicht von dem jelbitjtändigen Vor— 
schen des Einzelnen jprechen; es jind eben Beide beichränft. Daß das Neich 
Gebiet der Gliedftaaten nicht ohne deren Gimwilligung abtreten darf, fann 
man zwar mit Preuß für die Gebietshoheit der Einzelitaaten, ebenjo aber 
auch gegen die Gebietshoheit des Neiches anführen. Ebenſo läßt ſich aus 
der Nothiwendigfeit einer Zuftimmung des Neichs bei Gebietsabtretung eines 
Gliedftaates an einen fremden Staat für die Gebietshoheit des Neichs, aber 
auch gegen die Gebietshoheit der Gliedjtaaten argumentiven. So jpricht in 
diejen Fällen immer, was jich für den Gliedjtaat anführen läßt, gegen das 
Reich und umgekehrt. Mit demjelben Recht hätte gefolgert werden fönnen, 
daß dem Reich oder den Gliedſtaaten vder Beiden die Gebietshoheit fehlt. 
Die Frage, wer nun eigentlich jeine Gebietshoheit hat, hat Preuß nicht gelöft. 

Die Beiprechung des zweiten Differenz Punktes mit Preuß, ob es eine 
Souveränität des Staates gebe oder nicht, führt uns in Gebiete, die mit der 
Frage des Wejens der Gebietshoheit in feinem direkten Zuſammenhang jtehen. 
Eine Auseinanderjegung mit Preuß hierüber it aber nicht zu entbehren. 
Denn wenn es auch jchließlich nur ein Wortftreit it, ob man ein nicht ſou— 
veränes Gemeinweſen Staat nennt oder nicht (vgl. $ I Anm. 16), das Leugnen 
einer Staatsjouveränität überhaupt würde unjerer Auffaffung von der Wirk- 
jamfeit der Staatsgewalt den Boden entziehen. Deshalb ijt dieſe Digreſſion 
bier nicht zu jcheuen, umjomehr, als das Ergebnik für die beiden letzten Para— 
graphen wichtig. ift. 

Preuß nimmt die Souveränität in ihrer ältejten, von Bodin begrün- 
deten Bedeutung’) als nach oben und unten losgelöfte, abjolute Herricher- 
macht. Dieje Auffafjung ftimmte wohl mit der damaligen Batrimonialtheoriet), 
welche den Staat als Eigenthum des Herrjchers betrachtete, überein, nicht aber 
nit der Anſchauung, nach welcher die Herrichaft organijch aus dem Staat 
hervorgeht. Inſoweit war es leicht, die Souveränitätslehre zu widerlegen. 
Aber mit dem Charakter der Staatsherrichaft überhaupt hat jich auch ihr 
Charakter als höchite geändert. Souveränität bedeutet jegt nur noch, daß 
der Staatliche Organismus der höchite ift, dab die Staatsgewalt feine andere 
über jich anerfennt und die Quelle aller unteren Gewalten ijt; gegen die Bei- 
behaltung des alten Wortes iſt nichts einzinvenden?), da ſich Alle der Aender— 


) S. darüber umten $ 9. 
*) Das. ©. 412. 
2) 5, dar. oben $ 5, 

22. dar. oben $ 5. Pal. Gierfe, „Grundbegriffe das Staatsrechts“ im der Zeit- 
ichrift für die gefammte Staatswilienichaft, Bd. 30, 1874, ©. 304. rider, Problem des 
ölterrechts, 5. 358 f. 

°), Dagegen Preuß, S. 104 
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ung jeinev Bedeutung bewußt ſind, und es auch jprachlich für jeine jeßige 
Bedeutung durchaus bezeichnend it. Dat die Staatögewalt einen Theil ihrer 
Herrichaft an umtere Inſtanzen abgetreten hat, Die Zwiſchenglieder zwiſchen 
Staat und Individuum ſind, iſt demnach mit dem heutigen Souveränitäts- 
begriff wohl vereinbar. Nicht vereinbar dagegen ift es mit ihm, daß fie eine 
höhere Gewalt über jich anerfennt, denn dann ift fie nicht mehr die höchite. 
In die Sprache der organijchen Staatsanſchauung überjegt, lautet dann die 
Trage nach der Souveränität dahin, ob der Staat einer höheren Perſönlich— 
feit eingegliedert it. 

Dieſe müßte die Völfergemeinjchaft jein. Ein Organismus, eine Pers 
Jünlichfeit ijt jie aber, wenn ſie eine innere Struktur in dem oben gedachten 
Einne hat, wenn ihre Glieder, die Staaten, durch ein Nechtsband mit ein- 
ander verbunden jind, 

Wir ſtoßen aljo direft auf die vielbejprochene Frage, ob das Völferrecht 
wirkliches Recht ift, welche fich zu der Frage zujpigt, ob das Necht der Bofiti- 
virung und eines geregelten Apparates zur Durchführung bedarf. 

Preuß jagt’) im Anſchluß namentlich an Gierfe, Jellinef, Srider 
und Bähr’): Sobald zwei Menjchen neben einander eziftiven, jei die Noth— 
wendigfeit einer irgendwie gearteten Abgrenzung ihrer Willensjphäre und 
damit die Idee des Nechts gegeben. — Wohl die Nothwendigkeit einer Ab: 
grenzung, wohl die Idee des Rechts, aber nicht das Necht jelbit, eben dieje 
Abgrenzung der Willensmacht. Es wird lange Zeit jo bleiben, daß bei 
Kollifionen der jedesmal Stärfite jo viel nimmt, als er braucht, und nur das 
Uebrige dem Schwächeren überläßt; jeder einzelne Nechtsjag wird dem Starfen 
erjt abgerungen werden müſſen.) So bedarf es eines langen Entwicelungs- 
ganges, ehe dem Willen des Einzelnen bejtimmte Grenzen geſteckt ſind. Ob 
die Rechtsidee ſich wirklich zum Recht verdichtet hat, muß an beſtimmten Merk— 
malen erkannt werden. 

Die Rechtsüberzeugung des Volkes ſoll ein ſolches ſein, und zwar ſoll 
ſich dieſe in der Ueberzeugung von der Nützlichkeit des Zwanges ausſprechen. 
Die Vorſtellung, meint Preuß,) daß eine Zwangsdurchführung an ſich ge— 
recht und wünſchenswerth ſei, fehle bei keiner Rechtsnorm. 

Hierdurch wird zwar eine weitere Entwickelungsſtufe des Rechts bezeichnet, 
aber noch nicht das Recht ſelbſt. Denn hiernach unterſcheidet man wohl das 
Recht von der Sittlichkeit als der „Beſtimmbarkeit durch innere Einflüſſe,“ 
doch nicht von der Moral; denn dieſe, gewiſſermaßen das Deſtillat, welches 
von der Summe der Sittlicheitsbegrifie der einzelnen Volksgenoſſen in ihrem 
Zuſammenwirken gewonnen wird, zeichnet jich in vielen Punkten gerade durch 
die Poſtulirung eines Zwanges aus. Hiernach würde aljo Recht und Moral 
identifizirt. Andererſeits zerreißt diejes Merkmal den Stoff des Nechts und 
der Moral gleichmäßig. Denn bei der allgemein befannten Neigung der 
Menjchen, diejenige Ansicht für gerecht zu halten, welche ihnen Vortheil bringt, 
wird die Ueberzeugung des Volkes in vielen Punkten fich widerjprechen. Wer 
ſich gejchädigt fühlt, wird den Zwang jehr lebhaft herbeitwünjchen, der 
Schädiger dagegen fein Fehlen für ſehr nüglich halten. „So ift die Nechts- 


V Preuß, ©. 205; vgl. ©. 147. 
* Gierte, Grundbegriffe, Frider, Broblem des Wölterrechts, Bähr, Der Rechts— 
ſtaat, — Lehre von den — —— 
Bal. v. Ihering, Zweck im Recht, I. S. 247 
Auf S. 208, 
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überzeugung des Volkes von vornherein eine Bafis, deren prinzipielle Haltbar- 
feit mindejtens aus guten Gründeu bezweifelt werden fann.*') Ein Verſuch, 
nach diejem Kriterium zu jagen, was Necht it, müßte mißglüden. 

Nun macht man noch einen Schritt weiter nach der pojitiven Seite hin 
und jagt, die Nechtsjäge müßten als folche anerfannt jein, in diejer Anerkenn— 
ung liege ihre Geltung.’) — Wenn muın aber ein Theil eine jolche ihm viel- 
leicht jchädliche Anerkennung verweigert? Dann werden jie gezwungen, denn 
erzwungene Anerkennung it auch eine Anerkennung! — Und wenn jie bei 
gegebener Gelegenheit jich gegen diejen - Zwang empören? Dann wird das 
Necht aufgehoben, aber in der Aufhebung joll ein Nechtsbruch liegen. °)} Und 
wenn jie diefen Sab, daß hierin ein Nechtsbruch liege, nicht als Rechtsſatz 
anerfennen? Dann werden jie gezwungen! Alfo wird dem innerlichen Moment 
der Anerkennung das äußere Moment des Zwanges beigemijcht. 

Bierling‘) verwahrt jich zwar ausdrücklich dagegen, daß bierin ein 
Widerjpruch liege, denn auch unfreiwillige, erzwungene Anerkennung ſei An— 
erfennung. Wenn man aber die Anerfennung jo faßt, dann tt ſie nicht mehr 
das eigentliche Kriterium. Denn ein Zweifel darüber, was Recht ift, und die 
Nothiwendigfeit eines Kriteriums wird ſich nur dann ergeben, wenn die An— 
erfennung verjagt wird; wenn dann der Zwang eintreten muß, dann ift er 
eben das Sriterium des Rechts. 

Daß ein Recht ohne Zwang nicht denkbar iſt, wird denn auch allgemein 
gefühlt. „Der Drang nach Poſitivirung und zwangsweiſer Durchführung iſt 
den Rechtsnormen immanent,“ jagt Breuß,’) Gierfe*) erklärt, „man fünne 
eine NRechtsnorm nicht finden, ohne für ſie zugleich eine bindende Autorität 
und eine nöthigenfall® nach Möglichkeit durch Zwang bewirkte Nealtfirung zu 
poftuliven,“ und nah Bähr?) „hat das Recht Anſpruch auf äußere Erzwing— 
barfeit," „es bedarf, um in's Leben einzutreten, der Vollziehung.“ Aller 
dings, jo meint man, brauche der Zwang nicht vollfommen realiftrt zu jet, 
e3 genüge die Wucht einer fittlichen Macht.) — Dieje iſt aber nutzlos, wenn 
der Uebelthäter fie verlacht, vergeblich iſt ein Zwang, der nicht durchgeführt 
wird, ein Mittel, das gerade im entjcheidenden Augenblide verjagt. Das Recht 
bedarf der Durchführung, dieje it aber nur möglich durch einen organijirten 
Apparat. Einen jolchen hat nur der Staat, deßhalb iſt auch er der einzige, 
der jolche Normen durch jeinen Schuß zum Necht erhebt. Andere Normen 
mögen als Moral oder Sitte”) ihre Kraft behalten, Recht aber jind jie nicht. 
Dieje Scheidung entipricht ebenjojehr der Logik, wie der vulgären Bedeutung 
des Wortes „Recht,“ ift auch praftiich beſſer, als wenn man zwijchen erzwing— 
barem und nicht erzwingbarem Necht unterjcheiden müßte. 

') Zorn in der fritiichen Vierteljahrsihrift N. F. Bd. 8, . 680. 

a) So Bierling, Zur Kritik der juriftiichen bare S. 3, 8. Vgl. Bern- 
böft, „Ueber die Grundlagen der Rechtsentwidelung bei den indogermaniiden Volkern“ 
in der Zeitſchrift die vergleichende Rechtswiſſenſchaft, Bd. II, S. 261. Auch Hänel, 
Staatsrecht J, 117. 

2) Bernböft a. a. O. ©. 262, 
Bierling a. a. O. S. 82. 

) Preuß, a. a. O., ©. 216. 

Gierke, Grundbegriffe ©. * 70. 

Bähr, Rechtsſtaat S. 4 und 6 

N Gierfe, a..a. ©, ©. 70, Bähr, a. a. O. ©. 1. 

”, Weber die nothwendige Trennung dieſer Begriffe, j. Gareis, Encyclopädie und 
Methodologie der Rechtswillenichaft, Gießen 1837, S. 19 ff, darüber daß Recht nur durch 
die Autorität des herrſchenden Gemeinweſens entſtehen kann, ebendaſebſt, 5. 34. 
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Das Völkerrecht hat num einen jolchen Zwangsapparat nicht. Die Staaten 
‚reagiren gegen Berlegungen, wann und wie ſie wollen, von einer geregelten 
Durchführung der VBölferrechtsnormen kann feine Nede jein.!) Aber ſie re 
agiren Doch, jagt man, fie zwingen doch thatjächlich öfter zur Befolgung, es 
iſt aljo doch der Keim eines Rechts vorhanden,?) eine Art Necht in ab- 
stracto, ’ das Völferrecht hat doch mindejtens etwas vom Wejen des Rechts 
an ji.‘ Es ijt aber auch nur der Keim vorhanden in der mehr oder 
weniger zwingenden Staatenpraris; wenn die Träume der Kosmopoliten jich 
verwirklichen, wird er jich entwidelt haben, dann wird es ein VBölferrecht geben, 
das Necht des Weltorganismus. Vorläufig find wir davon noch weit ent— 
jernt. Das Bölferrecht ijt fein Necht, der Staat iſt der höchſte Organismus, 
er ijt ſouverän. 

Dann it allerdings der Staat von jeder Feſſel frei.’) Man jicht hierin 
gewiſſermaſſen ein Verbrechen gegen den Geiſt der Menſchheit, für uns aber 
liegt darin gar nichts Schreckliches. Die Gebräuche des öffentlichen Lebens 
werden darum nicht weniger befolgt, als wenn ſie unerzwingbare Rechtsſätze 
wären. Es handelt ſich lediglich um die juriſtiſche Werthung eines unabhängig 
davon beſtehenden Zuſtandes. 

Im Allgemeinen kann jeder Staat Alles thun, was er will, wenn nur 
die anderen Staaten es ſich gefallen laſſen oder er die Macht hat, ſeinen 
Willen gegen etwaigen Widerjpruch durchzujegen. Manche Handlungen werden 
den anderen Staaten gleichgiltig Tein, andere aber werden ihre Intereſſen bes 
rühren und jie werden dagegen Stellung nehmen. Ber Fragen von allge 
meiner Bedeutung werden nun alle oder doc) viele Staaten Stellung nehmen, 
und der einzelne Staat wird hieraus erjeben, ob er im Stande jein wird, 
:jeinen Willen durchzuſetzen. Beſteht eine jolche Wahrſcheinlichkeit nicht, ſo 
wird der Staat, um den Frieden zu erhalten, jich bejcheiden, „denn er bes . 
gehrt nicht blind zutappend jeinen nächſten VBortheil, jondern er verjteht es, 
den augenbliclichen VBortheil gegen die dauernde Gefährdung abzumägen.“°) 
Diejer Vorgang wird ſich bei den Handlungen von allgemeinem Intereſſe 
‚jedesmal wiederholen, jo daß jich in manchen Punkten eine gewifte Gleich— 
mäßigkeit im Leben der Staaten ausbilden wird, die dann ihrem Verhältniß 
‚zu einander gewiſſermaſſen als Regel zu Grunde gelegt wird. Gegen Die 
Verlegung einer jolchen Negel werden dann die Staaten cinjchreiten, und ſie 
werden es um jo eher thun, je länger ein Einjchreiten bei jolchen Gelegen— 
heiten üblich it. So fünnen Regeln für das Staatenleben entjtehen, Die 
zwar von der Theorie zum Nechtsjag gejitempelt werden, aber nur eine praf- 
tiſche Verbindlichkeit haben. Im Interefje des Staates liegt es nun, Dieje 
Negeln zu beobachten, um nicht den allgemeinen Umvillen auf jich zu laden. 
Deßhalb werden jie in den meiſten Fällen thatjächlich jo befolgt, als ob fie 
wirkliche Rechtsjäge wären, und deßhalb, wie auch aus Pflichtgerühl, beob- 
achten die Staaten die gejchlojjenen Verträge in den meijten ‚Füllen ebenjo, 
"wie wenn der Gerichtshof des Weltorganismus über deren Ausführung wachte. 


U U v. JIhering, Zwed im Recht I, 324 f. 
2: rider, Problem des Völferrechts, ©. 134, 81 fi. 
Bähr, Rectsitaat S 11. 
R Gierfe, Grundbegriffe S S. 181; vgl. Jellinek, ET S. 8, 29. 
9) Mal. Zorn — der kritiſchen Vierteljahrsichrift, N . 5 ®Bb. VHI, ©. 680 und 
Schmidt, der Staat, S. 76 ff.,, nam. ©. 31. 
® Ad. Laſſon, Fa, und Zukunft des Völkerrechts, Berlin 1871, S. 44 
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Eine wirkliche, jtrifte Abgrenzung der Willensmacht, ein wahres Necht gibt e& 
über ihnen aber nicht. 

Auch nach innen, jeinen Untertanen gegenüber, fann der Staat thun, 
was er will. Wohlgemerkt, der Staat als Organismus, nicht der jeweilige 
Inhaber der Staatsgewalt. Die Organe des Etaates find an dejien Willen 
gebunden, der Wille jelbjt aber it frei. Das; er ihm im der Form des Ge— 
jeges verkündet, ift die Folge jeiner Organijation, aber nicht die Bedingung, 
und der Grund jeines Wollendürfens. Durch das Gejeg hat er jeinen Willen 
jo lange firirt, bis er einen anderen Willensentichluß faßt, den er wieder in 
Geſetzesform von jich gibt; er bindet jich niemals die Hände, jondern ſetzt ſich 
nur ein Programm, das er Ändert, jo oft und jo weit e8 ihm nützlich er— 
jcheint. 

„Was heißt das, der Staat bindet ſich? Wer wacht darüber, daß er dus 
Band nicht zerreigt? Niemand!“ ') 

Ter Staat hat die Macht, den Unterthanemwillen, der dem jeinigen wi. ers 
jpricht, zu brechen, es bejteht aljo nur der Wille, der dem Staatswillen ent- 
ipricht, ?) folglich it der rechtlich gejchügte Unterthanenwille der Staatswille. 
Jede Willensmacht hat ihren Uriprung und ihren Grund in dem Willen des 
Staates und ijt mit diefem veränderlic. Es gibt aljo dem Staat gegenüber 
feine wohlerworbenen Rechte als Schranke. *) Eine Abgrenzung der Willens: 
macht gibt es demnach nur für die unteren Instanzen, für die der Wille des 
Staates Geſetz und Necht it, und nicht für den Staat jelbjt, denn er ijt Jich 
ſelbſt Gejeß. Folglich it das Staatsrecht Necht für alle unteren Inftanzen, 
fein Necht für den Staat jelbit. 

Das Staatsrecht iſt das innere Necht der Gebietskörperſchaft Staat, *) es 
ift eine Art Genofienjchaftsrecht. ) Aber es unterjcheidet fich von dem Necht 
anderer Genofienjchaften ebenjo, wie jich der Staat von dieſen unterjcheidet. 
Deren Wille ift, weil cr vom Staate janftionirt ift, der Wille einer über: 
geordneten Perjünlichkeit, die ihn als Necht für fie aufrecht erhält; der Wille 
des Staates iſt jein eigener Wille, aljo für ıhn fein Necht. Wenn die Ge 
nojienjchaft die Befugniſſe der Mitglieder achtet, dann muß fie, wenn der 
Ctaat es thut, dann will er. Eine Aufgabe der Staatsbürger ijt es, den 
Staat jo zu organijiren, dab jein Wille den Poftulaten der Gerechtigfeit und 
Nützlichkeit möglichit entipricht. Der Staatswille bleibt aber ftets frei, und 
ber einzelne Bürger fann weiter nichts, als bet dejien Bildung jeinen Willen 
als mehr oder minder wichtiges Moment geltend machen. Die Verfaſſungen 
beichränfen aljo nicht den Staatswillen, jondern regeln nur dejjen Bildung.*) 
Er iſt nicht weniger jouverän, wenn er durch einen fomplizirten Prozeß aus 
dem Willen des Bolfes feitgeitellt wird, als wenn ihn der Monard) durch 
einen Federſtrich fixirt; beichränft ift nur die Willkür des einzelnen Menjchen. 
Der Staat ald Organismus jtellt nicht ſich unter das Necht, jondern jene 


N Gareis, Allgemeines Staatsrecht. S. 30. 

Br. ” Dal. Nellinet, ——— S. 32; dagegen Roſin, Begriffsſtudien 
S. 266. 
Co ſogar Bähr, ne 2.50; vgl. dagegen v. Gerber, Grundzüge ©. 235. 

N Preuß, — a. ©, ©. 278. 

5 Yähr, ao, S. 46, 

* Der Zap ber Derfaliungen über Umtbeilbarfeit und Inveräußerlichkeit des Staats- 
gebiets 3. 3 bat nur zur Folge, daß Theilungen und Veräußerungen in ber für Verfafl- 
ungsänderungen a Norm ‚vor fih gehen müllen. S. v. Seydel Bayr. 
Etaatsredht 2. Aufl. I 
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Diener. Der Unterthan hat nicht ein Necht gegen den Staat, jondern gegen 
das Organ auf Beachtung des Staatswillens. Der jog. fonjtitutionelle Staat 
it ein abjoluter Staat mit Eonjtitutioneller Verfaſſung. 

So iſt der Staat jtets abjolut; die Republik Frankreich ift es gerade jo, 
wie Franfreich umter Ludwig XIV. Aber der Inhaber der Staatsgewalt it 
nicht mehr abjolut; der früher über den Staat ftand, jteht jegt in ihm, er 
it ihm eingegliedert. Sp gibt e8 feinen Menjchen, der über dem Necht 
jtände; die gefammte Struktur des Staates it eine rechtliche, die Ausübung 
der Staatsgewalt iſt rechtlich bejchränft, das Verhältnig der Menjchen zu 
einander rechtlich geregelt. 

Das it der Beariff des Nechtsitaates! Souveränität, Unbejchränftheit 
des Staatswillend nad) innen und außen, find mit ihm wohl vereinbar. 


$ 9. 
Anwendung des Nefultats ſpeziell für das preußiſch-deutſche Recht. 


Als Reſultat ergab fich, dab die Gebietshoheit nur dem jouveränen Ge— 
meimvejen, dem Staat zufteht und denjelben allgemeinen Inhalt hat, wie die 
Staatögewalt überhaupt. Sie ift alſo al& rein jtaatsrechtlicher Begriff er: 
wiejen, der mit einem privatrechtlichen Inſtitut nicht einmal eine Achnlichkeit 
hat. Damit ijt der Zweck diejer Arbeit zumächjt erreicht. Es werden aber 
im Staatärecht und noch mehr im Völkerrecht aus dem bier befämpften Be 
griff der Gebietshoheit, aus dem angeblichen Necht des Staates am Gebiet, 
viele Folgerungen gezogen, die jcheinbar nicht anders zu erklären find. Um 
den hieraus jich ergebenden Zweifeln zu begegnen und das Nejultat als nach 
allen Seiten bin brauchbar nachzumweiien, empfichlt e8 ich, den bier gewon— 
nenen Begriff der Gebietshoheit auf beiden Rechtsgebieten durchzuführen. 

1. Für Deutſchland iſt die Frage wichtig, ob das Neich oder der jog. 
Sliedjtaat die Gebietshoheit habe. Nach unjerer Auffaffung muß fie dem 
jenigen Gemeinwejen zugejchrieben werden, das die Souveränität hat. 

Die Konftruftion, Die in einem Bundesjtaat eine doppelte Souveränität, 
des Gejammtjtaates und des Glicdjtaates, annimmt, ') iſt nach längerer Zeit 
der Herrichait mit Recht verlaſſen. Auch die Theilung der Souveränität nicht 
nach dem Inhalt, jondern nach dem Umfang ?) ift als Fehler erkannt. Cine 
höchjte Gewalt kann jede Beichränfung forträumen, eine Beichränfung auch 
nur dem Umfange nach it aljo entweder aufgeziwungen, — dann tjt Die be— 
Ichränfte Gewalt nicht jonverän, — oder fie tit mur geduldet, — dann tft es 
die bejchränfende Gewalt nicht. Eine ſouveräne Gewalt kann fich nur jelbit 
bejchränfen, und nur im diefem Sinn it c8 berechtigt, von einer „einjchränts 
baren Souveränität?) zu jprechen. Eine „ganz bejchränfte“ Souveränität, 
die nur bezüglich gewiſſer ausdrüdlich zugeftandener Nechte bejtehen joll,*) it 
feine. Auch die völferrechtliche Halbjouveränität ift feine; fie kann nur eine 
Stufe der politiichen Entwidelung von eimem nicht jonveränen ‚Öebilde zu 

) So Wait, Grundzüge der Politik, Kiel 1862, ©. 155 fi. — Bluntſchli, Art. 
Souveränität im Staatswörterbud, Bd. 9. ©. 555. — v. Martik, Betrachtungen über 
die Verfaflung des norddeutſchen Bundes, Leizpig 1868, ©. 186. Schulze, Preußiſches 
Staatsreht I, ©. 140. Nebhnlih v. Sarmwer, Württembergijches Staatsrecht I, ©. 39. 

) So Waitz a. a. ©. ©. 166. 

So GBareis, Allgemeines Staatsreht ©. 31. 

) Eo Meyer, Erörterungen ©. 82. 
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einem jouveränen ausdrüden.!) Ein Gebilde hat entweder die Souveränität 
voll und ganz und ungetheilt, oder es hat jie überhaupt nicht. ?) 

Sp fann auch in Deutjchland nur entweder dem Reich oder dem ſo— 
genannten Gliedjtaat die Souveränität und deßhalb die Staatsnatur zugejchrieben 
werden. 

Das Borhandenjein der Souveränität wollen die Schriftiteller an ver: 
ichiedenen Merkmalen erfennen. Dieje Abweichungen haben ihren Grund darin, 
daß die Autoren verjchiedene Aeußerungen der Souveränität zur alleinigen 
Grundlage ihrer Unterjuchungen machen und hierauf weiterbauend zu ver 
jchiedenen und wegen ihrer Einjeitigfeit unvollfommenen Rejultaten kommen. 
Dieje laſſen fich aber faſt alle mit einander vereinigen und geben zujammen 
ein reiches Bild der jouveränen Staatögewalt als des „Herrſcherwillens, der 
im ganzen Bereiche des Staates gegenwärtig und wirkſam iſt, ſeiner innerſten 
Berjüntichkeit.“ °) 

Souveränität heißt wörtlich „höchite Gewalt.“. Dieje Eigenjhart als 
höchjte zeigt fih in der „Unabhängigkeit von jeder höheren Gewalt *)" oder 
„der rechtlichen Unabhängigkeit von Befehlen Anderer“ °) jomit aljo, da ihr 
nicht befohlen werden kann, in der „ausichlieglichen Beſtimmbarkeit durch 
eigenen Willen“ °%), und da zur Selbjtbeitimmung auch Selbjtverpflichtung ge: 
bört, in der „ausjchlieglichen Verpflichtbarfeit durch eigenen Willen“). Somit 
iſt ſie jelbftändig in ihrer Thätigkeit, d. h. ſie jegt ich ihre Kompetenz ſelhſt 
und iſt auf den Gebieten ihrer Kompetenz ſelbſtändig in ihren Verfügungen ® ). 
Zum Segen der Stompetenz gehört auch deren Erweiterung, zur Souveränität 
gehört aljo auch die Kompetenzfompetenz, in der jich jo vecht eigentlich die 
oberjte Herrichermacht äußert °). 

Die Kompetenzfompetenz ift alſo die legte Folge und das jchärfite Kri— 
der Souveränität. Es ijt ſomit Staat, wer ſie hat, nicht Staat, wen 
ie fehlt. '°) 

Das Ergebniß für Deutjchland ijt zweifellos. Das Reich hat nad) Art. 78 
der Reichsverfaſſung Die Ktompetenzfompeten;z, die jog. Öliedjtaaten haben fie 
nicht. Deßhalb iſt auch nur das Reich ein Staat, dieje find es nicht!!). Die 
— — hat nur das Reich und zwar innerhalb des ganzen Reichsgebiets."?) 





') Mergl. v. Holzendorff in — Handbuch des Völkerrechts IL, 8 ff. 
?) Vgl. Laband, Staatsrecht I 6 

s) Stahl Rhilojopbie des Rechts, I, 2, ©. 190, 191. 

Waitz a. a. O. ©. 18. 

Feöe, Streitfragen 642. 

B Rofin, Begriffsitudien S. 269. 

n Kellinet, Staatenverbindungen, S. 32. 

*, Meyer, Grundzüge, ©. 3. 


® Zahand, Staatsrecht I S. 82. f.; — Zorn, Staatsreht I, 5. 78; — Hänel, 
Staatsrecht I, 148. 149; — — „in der kritiſchen Vierteljahrsſchrift 1888, S. 270. 
; * Bezt Sänel, Staatsreht I . ©. 793 ff., namentlih S. 812; derielbe Stur 
ien 4 


N Born, Staatsrecht I, S .84; — Hänel a.a. D.; — v. Held, die Verfaſſung des 
deutichen Reiches, Leipzig 1872, ©. 143. Nur als Bund will das Reich betradten von 
Sendel bayr. Staatsreht, 2 Aufl. 1896, IS, 264; — Deri. in feinem Kommentar 
zur Reichs-Verf. 2. Aufl. S. 23 ff., derf. „Bundesftaatsbegriff“ in der Zeitichrift für die 
geſammte Staatswiſſenſchaft, Bd. 28, (1872) ©. 215; — derj. „die neuiten Geftaltungen 
des Bundesitaatsbegriffes“ in den „Annalen, Jahrgang 1876, 5. 649 ff. (au in Staats 
vechtlich: und politiiche Abhandlungen, Freib. 1893. S. 1—120). 

Dieſe Feititellung bat nur jwriitiichen und keinen politiichen Werth. Politiſch iſt 
fie deiihalb gleichgiltig, weil die Nehtsitellung der Glieder des Reichs dadurd nicht berührt 
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Das Reich iſt der höchſte Organismus, er umfaht die niederen im ſich 
und aus deren Eingliederung ergibt jich ihre Beitimmbarfeit durch jeinen 
Willen. Die Territorien, wie fie nach ihrer Feititellung als Nichtitaaten ge: 
nannt werden können, jind gleihmäßig Verwaltungsdiitrifte des Neiches, denen 
je nach ihrer Bedeutung mehr oder weniger Autonomie und Selbjtverwaltung 
zugewiejen find, und deren organicher Wille auf die Bildung des Reichs— 
willens mehr oder weniger Einfluß bat. 

2. Durch dieſe Auffaſſung erledigt ſich auch leicht die vielumitrittene 
Frage über das Verhältnig Cha -Lothringens zum Reich. Es it Verwalt- 
ungsdiſtrikt des Neiches, wie die übrigen Territorien. Der Unterjchied von 
diejen Liegt lediglich in der Verwaltungsorganijation und in der Machtjtellung 
timerhalb des Reichs; den Reichslanden iſt weniger Autonomie und Selbjt- 
verwaltung zugeitanden, und jie haben weniger Einfluß auf die Bildung des 
Willens des Ganzen, dejjen mindejtberechtigter Theil jie jind. Vorausſichtlich 
wird die Entwidelung dahin gelangen, daß Elſaß— Lothringen den übrigen 
Territorien gleichgeftellt wird, namentlich aljo Sit und Stimme im Bundes: 
rath erhält. Es wird dann aus einem minderberechtigten ein gleichberechtigter 
Theil des MNeiches, aber immer noch fein Staat. Die Gebietshoheit hat und 
behält das Reich 

3. Ebenjo leicht jind die Schwierigfeiten zu löjen, die jich bisher bei der 
Frage nach der Form einer Gebietsveränderung des Reiches oder der Terri— 
torien ergeben haben. Der Schlüfjel liegt auch hier in der konſequenten 
Durchführung des Gedanfens, daß die Territorien als niedere Organismen 
dem Reich eingegliedert find. 

Das Neich iſt ein Rechtsitaat, eine Perſönlichkeit mit rechtlicher innerer 
Organijation. Deßhalb find die Kompetenziphären des Reiches und des Terris 


wird, dieſe weder durch Zuerkennung der Staatseigenichaft erhöht, noch durch ihre Aberfenn= 
ung erniedrigt werden. Es haben deßhalb auch alle politiichen Rüdjichten auf die Macht: 
— der Glieder bei der eantwortung dieſer Frage zu ſchweigen. 

ber der Juriſt muß mit klaren Begriffen operiren, um zu richtigen Reſultaten zu 
fommen. Unklar wäre der Begriff „Staat“ aber, wenn man darunter unterſchiedlos zwei 
fo verichievdene Gebilde, wie Reich und Glied, begreifen wollte ‘Man ſteht deßhalb vor der 
Alternative, entweder den Begriff „Staat“ auszudehnen und dann verichiedene Staaten= 
fategorien anzumehmen, oder den alten ftrengen Begriff beizubehalten und dann dem einen 
diejer beiden Gebilde die Staatsmatur abzuiprechen. An fich it der eine Weg ebenjo logiſch 
richtig, wie der andere, und inſofern iſt der Streit lediglich ein Wortſtreit, Biitorifch richtig 
ift aber nur der lettere. Denn bis die Frage, nach der Staatsnatur der Glieder des Reiches 
hervortrat, war der Begrift „Staat“ immer ein fefter, und es empfiehlt jich nicht, ihn jekt 
zu verallgemeinern und abzuſchwächen, nur um die Bezeichnung rege zu können. An 
die Stelle der Frage: „Staat oder nicht Staat?” würde dadurch d e Frage; „Weldye Art 
von Staat?“ gejeßt werden, es würde jeder Schriftiteller nach eigenem Ermeilen Eintheil⸗ 
ungen vornehmen, und der Erfolg wäre eine große Verwirrung in der Terminologie. Wie 
wenig Einigung über ein neues Eintheilungsprinzip zu erzielen iſt, ſ. darüber oben $ 5, 
Anmerf. 29, 

Deshalb ift das Wort „Staat“ bier in feiner althergebrachten, feiten Bedeutung als 
jouveränes Gemeinweſen genommen worden, umd die Prüfung ergab die Unanwendbarkeit 
diejer Bezeichnung auf den jog. Glieditaat. Gegen die Weiterverwendung des Ausdruds 
im gewöhnlichen Leben it jo lange nichts einzuwenden, als fie lediglich eine Konzeſſion an 
den im Volk aus früherer Zeit beibehaltenen Sprachgebrauh enthält und man fich des 
Wideripruchs diefer Bezeichnung mit der Wirklichkeit bewuht wird. In wiſſenſchaftlichen 
Erörterungen iſt es aber anzuratben, dieſe Erkenntniß auch durch den Gebrauch einer anderen 
Beʒeichnung darzuthun, und deßhalb wird im dieſer Arbeit von jeßt an der Ausdruck 
„Blied“ oder „Territorium“ gebraucht werden. — Ueber die Bedeutung des Ausdruds 
vgl. Zorn, Staatsreht I, S. 85; Schmidt, Der Staat S. 56. 
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toriums gejehlich abgegrenzt. Das Neih hat ſich und den Territorien etır 
Programm gejegt, innerhalb defjen fich die letzteren wieder ıhr eigenes Pro— 
gramm jegen. Dieje Programme find die VBerfafjungen. Ein Thätigwerden 
innerhalb des Programms ijt ein verfaflungsmäßiges Handeln, es genügt zu 
ihm die Form für die gewöhnliche Willensbildung: Reichs- und Landesgejcg 
oder =verordnung. 

Eine Aenderung diejes Programms ift eine Verfafjungsänderung; fie 
wird unter den erjchiwerten Formen eines verfaljungsändernden Gejeges vor— 
genommen. Ihre Verfafjung fünnen die Territorien und das Reich ändern. 
Erjtere können aber nur ihre jelbitgejegten Schranfen verrüden; an den von 
dem höheren Organismus Reich gezogenen Grenzen, an defjen Berfaflung 
findet ihre Willensmacht ihr Ende. Das Reich dagegen als höchſter Orga— 
nismus fennt nur jelbjtgejegte Schranfen, es fann jeine Verfaſſung beliebig 
verändern, ohne un dem Willen anderer Potenzen jeine Grenze zu finden. 
Neichsrecht bricht Landesrecht ; es gibt fein Necht des Territoriums, welches 
das Neich nicht durch jeinen verfafjungsmäßig zu Stande gekommenen Willens- 
entjchluß aufheben fünnte. Die Territorien ſtehen zu jeiner Dispofition, ie 
fünnen mur durch ihren Willen die Bildung des Reichswillens mehr oder 
weniger beeinflufjen. 

Beränderungen des Gebiets find Veränderungen des Organismus, fünnen 
aljo nur durch verfaſſungsänderndes Gejek vorgenommen werden. !) 

Zweifellos eine Veränderung jowohl des Neiches, als auch des Territo: 
riums bildet die Abtretung von Neichsgebiet an einen auswärtigen Staat.”) 

Befinden fich Neich und Territorium in Uebereinftimmung, jo werden fie 
Beide thätig, und zwar Beide mittels eines verfafjungsändernden Gejeßes. 
Gehen ihre Willen auseinander, jo gebt der Wille des Neiches vor, und zwar 
nicht nur, wenn er fich für Aufrechterhaltung, jondern auch, wenn er jich für 
Veränderung des bejtehenden Zuftandes ausjpricht. Das verfajlungsändernde 
Reichsgeſetz genügt auch zur Abtretung von Landesgebiet. Wenn zwei Willen, ein 
unbejchränfter und ein bejchränfter, in einer Richtung thätig werden, jo wäre e8 ein 


) Grenzregulirungen gebören nicht hierher. ©. v. Sey del, Bayr. Staatsrecht, 2. Aufl. I 
©. 338, Durch fie werden nicht beitehende Grenzen verichoben, jondern zweifelbafte felt- 
neftellt, das Gebiet wird alio nidyt verändert, Sondern gerade in feiner wahren Ausdehn— 
ung beitätigt. Cine etwaige Staatenpraris fann, wie ſie überhaupt wiſſenſchaftlichen Unter— 
ſuchungen nicht präjudiziven kann, namentlich für diefe Frage nicht herangezogen werden. 

Im Folgenden ift eine foniequente Durchführung des oben entwidelten Gedanfens 
verfucht, daß die Territorien lediglich Werwaltungadiitritte des ſouveränen Reiches find. 
Jede Abweichung von dieler Grundauffaſſung muß eine folhe in den Folgerungen herbei- 
führen, und zu dem entgegengeießten Reiultat muß natürlih v. Seyd el (Komm. zur Keichs- 
Nerf. ©. 35 ff. vgl. dazu die Zitate in Anm. 15) kommen, der im Reich nur einen Staaten: 
bund fiebt. Troß dieſes direkten Gegenſatzes ift ums von allen abweichenden Anfichten die 
von Seydel's in der Art des Denkens die verwandteite. Darin ift ihm volltommen 
beizuftimmen: Die alte Bundesitaatätheorie bat ſich überlebt. Staat fann nur das Reich 
oder das Glied fein. Temgemäß gibt es nur zwei Möglichkeiten: Entweder verändern ſich 
die Glieder und das Neich hat innerhalb feiner Kompetenz feine Zuftimmung zu geben — 
fo ichließft vo Sendel —, oder das Reich verändert vermöge feiner Souveränität ſelbſt— 
jtändig fich und die Glieder — ſo ſchließen wir. Ter Tifferenzpunft iſt die Frage, ob die 
(lieder bei ihrem Cintritt in das Reich ihre Souveränität aufgegeben haben oder nicht. 
Im Rahmen diejer Arbeit lag nur eine furze Fixirung unſerer Anſchauung, wie fie oben 
unter I gegeben ift. Iſt fie richtig, To find auch die gezogenen Folgerungen umabwenbdbar, 
ift fie falich, fo ift v. Seydel im ganzen Umfange beizuitimmen. Und meil es für uns 
nur Diele beiden Möglichkeiten gibt, deßhalb ift auch auf die Abweichungen im Einzelnen 
nicht eingegangen worden. 


als rein ftaatsrechtlicher Begriff durchgeführt. b85 


Widerjpruch, dann den unbejchränften an den bejchränften jeine Grenze finden zu 
laſſen. Denn dann wären beide Willen beichränft. Die Gefahr für die Ter— 
ritorien iſt hierin nicht jo groß, wie e& auf den erjten Blick jcheint. Die vier: 
zehn Stimmen, die jede Verfaffungsänderung unmöglich machen, werden in 
allen Fällen, in denen nicht eine ganz dringende Nothiwendigfeit vorliegt, im 
Bundesrath jich Leicht bejchaffen lajjen, und wo eine jolche Nothwendigfeit all: 
jeitS gefühlt wird, iſt es nur fonjequent, wenn das Meichsinterefje dem Landes: 
interejje vorgeht. 

Seinen deutlichen Ausdruck hat diejer Gedanfe für den Fall gefunden, 
in welchem er wohl allein praftijch werden wird, nämlich der Gebietsabtret— 
ung nach einem unglücklichen Kriege. A. 11 R. VB. jchreibt dem Kaiſer aus: 
drüclich das Necht zu, im Namen des Neiches Frieden zu jchließen. Da zu 
den Bedingungen eines unglüdlichen Friedens regelmäßig auch Gebietsabtret= 
ung gehört, iſt jomit auch dem Sailer das Necht der Gebietsabtretung im 
Namen des Neiches zugeitanden. Eine Verneinung dieſer Befugniß würde 
entweder dem Kaiſer die Pilicht auferlegen, nur günftige Frieden abzujchließen, 
oder die Eriftenz des im Namen des Neiches, aljo vom Weiche, gejchlofjenen 
Friedens von der Genehmigung des jedesmal dadurch betroffenen Territoriums 
abhängig machen. Die Unmöglichkeit der erjten Folgerung ergibt ſich von 
vornherein, die zweite widerjpricht dem Unterordnungsverhältnig der Territo— 
rien gegenüber dem Neich und würde jedem Glied die Macht geben, aus kurz— 
ſichtigem Egoismus das Ganze in’ Berderben zu jtürzen. 

Beim Erwerb von Gebiet liegt die Frage jehr einfach, wenn das Neid) 
erwirbt. Der völferrechtliche Erwerb geichieht nach A. 11 R. 3. durch den 
Kaijer, die Inkorporation, falls eine jolche jtattfindet, nach A. 7ER. V. durch 
verfajjungsänderndes Neichsgejeg. ES it dann Frage der immer von Dem 
Neich zu bejtimmenden Organijation, welche Stellung das neuerworbene Ge— 
biet zum Reich einnimmt, ob es ein minderberechtigtes oder ein gleichberechtigtes 
Glied desjelben wird oder einen anderen eingefügt wird. 

Bweifelhafter ift die Enticheidung bei Erwerb durch) das Territorium, 
wie 3. B. durch Erbgang. Wird diejer Erwerb dem Territorium inforporitt, 
jo wird er auch dem Weich inforporirt, es bedarf zu jener Einverleibung 
aljo eines verfaflungsändernden Gejeges des Territoriums und des Reichs. 

Wird er nicht inforporirt, jo braucht ihn auch das Neich nicht in fich aufs 
zunehmen. Unberührt bleibt aber das Neich von einem jolchen Erwerb nicht. 
Das Territorium muß jeinen Erwerb verwalten, es muß ihm nach außen ver— 
treten, ihn im Nothfall jchügen. Nun find völferrechtliche Vertretung und 
namentlich das Kriegsrecht dem Neich vorbehalten, diejes müßte für das Ter— 
ritorium den Schuß übernehmen, eine Laſt, die ihm nicht ohne jeinen Willen 
aufgebürdet werden kann. Das Neich mühte aljo einen jolchen Erwerb ges 
nehmigen, und zwar würde in diejem Fall ein gewöhnliches Gejeg genügen, da 
feine neue Kompetenz des Neiches begründet, jondern nur die ihm bereitö ver: 
fafjungsmäßig zuftehende auf ein neues Objeft ausgedehnt wird. 

Endlich kann eine Veränderung der Territorien gegen einander jtattfinden. 
Um die nöthige Form zu finden, muß erjt entjchieden werden, welche Bedeut- 
ung eine jolche Veränderung für das Neich hat. 

Der A. 1 R. 2. jagt: Das Bundesgebiet befteht aus den Staaten 
Preußen u. j. m. Er bezeichnet hiermit als Bejtandtheile des Bundesgebiets 
die Territorien im Augenblid des Infrafttretens der Verfafjung, beitimmt aljo 
in den Territorien die Beitandtheile des Bundesgebiets. Hierdurch machte er 
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aber die derzeitige Gliederung des Neichsgebiets, alſo den Beitand der Terris 
torien, zu einem Bejtandtheil der Berfafjung. Daraus folgt, daß jede Ber: 
änderung des Territoriums eine Veränderung der Verfaſſung bedeutet, alio 
eines Willensaktes des Neiches durch verfaffungsänderndes Geſetz bedarf. Die- 
jelben Grumdjäge würden für das Territorium gelten, wenn 3. B. Preußen 
den Bejtand jener Provinzen in die Verfaſſung aufgenommen hätte Die 
Veränderung der Territorien gegenemander ijt eine Veränderung des Neiches 
in jeiner inneren Struktur. 

Hieraus folgt, da einerjeits die Territorien auch gegeneinander fich nicht jelbit: 
ftändig verändern fünnen, andererjeits gemäß den oben feitgeitellten Grundjägen 
ein verfſaſſungsänderndes Reichsgeſetz ohne Willensaft des Territoriums zu einer ſol— 
chen inneren Beränderung durch Veränderung der Territorien gegen einander genügt. 

4. Seitdem Deutjchland den Weg der Stolontalpolitif bejchritten hat, ut 
auch die ‚Frage wichtig geworden, wen in den Kolonien die Gebietshoheit zufteht.) 

Da Gebietshoheit gleich Staatsgewalt, handelt es jich darum, wer Die 
Staatsgewalt ausübt, und die Hilfsfrage hierzu iſt wieder: Sind die Kolo— 
nieen Staaten und was für Staaten, Negerjtaaten oder deutſche Staaten? 

Zu emem Staat gehören Wolf, Gebiet und Staatsgewalt. Das Bolf 
ıjt vorhanden; die Negerſtämme fühlen ſich als Einheit, jie fennen ihre Zu: 
jammengebörigfett, die Stammesangebhörigfeit kann eine Staatsangehörigfeit 
jein. Ob die Stämme groß vder Hein find, das fommt nicht in Betracht, 
auch in Europa gab es und gibt es noch jehr kleine Staaten. 

Ein Gebiet kann ebenfalls vorhanden ſein. Nach den obigen Erörter: 
ungen *) fommt es darauf an, ob em Stamm einen bejtimmten Landftrich 
dauernd für Jich in Anſpruch nimmt und ihn auch gegen andere Stämme zu 
behaupten weiß. Dieß wird bei den Negerjtämmen theils der Fall jein, theils nicht. 

Bei denen, die ein jolches Gebiet haben, wird dann entjcheidend jein, ob 
ſie ſich innerhalb desjelben rechtlich jo organijirt haben, daß man von einem 
Staat reden fan. Im dem deutjchen Kolonieen iſt dieß nach den ung zu— 
gänglichen Schilderungen nicht der Fall. ES braucht ja fein Gejegbuch zu 
beftehen und feine Verfaſſung eingeführt zu jein, aber es müfjen doch gewiſſe 
Grundjäße gelten, es muB eine gewilje Nectsordnung eingehalten werden. 
Die Willfür eines Negerhäuptlings fennt aber feine Grundjäße, jeine Gewalt 
it feine Staatsgewalt. Es gibt ja auch Ausnahmen, man braucht z. B. nur 
an Liberia zu erinnern; im Allgememen findet ſich aber nad) den ung zus 
gänglichen Schilderungen eine ſolche Organijation nicht, wohl aud) jpeziell in 
den deutſchen Schußgebieten nicht. 

Wenn die Staatsgewalt nicht bei den eingeborenen Stämmen liegt, jo 
liegt jie dann vielleicht in den Kolonieen jelbjt, und es find dieje als jolche Staaten. 

Man hat die angenommen ®) und gejagt, der überjeeijche Territortalbejig 
babe autonome Selbjtändigfeit. Die Hobeitsrechte jollen die Unternehmer 
entweder mit dem Sande zuſammen offuppirt haben nach dem nicht nur für 

') S. darüber La band, Staatsrecht I, $S 70; — Zorn, Staatsreht, I, $ 22; — 
v. Stengel, „Die deutichen Tchußgebiete* in den „Annalen“, Jahrgang 1889; -- Meper, 
Die ftaatsrechtlihe Stellung der deutihen Schußgebiete, Yeipzig 1888; — Bornbhal, „Die 
Anfänge des deutfchen Nolonialjtaatsrechts im Archiv f- öffentl. Necht, II; Bann, Das 
Recht der deutichen Schußberrlichteit, Wien 1887; — Lentner, Das internationale Kolo— 
nialrecht im 19. Jahrhundert, Wien 1887, Dr. Adam, „Bölterrechtlihe Okkupation und 
deutiches Kolonialſtaatsrecht“ im Archiv für öffentliches Mecht, Bd. 6, Jahrgang 1891. 

Oben $ 8 gegen rider. 


3 = 


So Bann a. a ©, nam. 2. 26 und 57; äbnlih Joel a. a. O. 
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das Privatrecht geltenden im den Digeſten ausgelprochenen Grundſatz, daß 
mit einem Grundſtück auch die daran baftenden Nechte erworben würden !), 
oder ſie Jollen fie von den eingeborenen „Fürſten“ durch Vertrag envorben haben. :) 

Gegenüber der eriten von Pann behaupteten Möglichkeit iſt zu betonen, 
day Die Digeſtenſätze über Grundſtückserwerb allerdings nur für das Privat: 
recht gelten. Em Hobettsrecht, das am Grund und Boden haftet, iſt über: 
baupt für die organiſche Staatsauffaſſung ein unmöglicher Gedanke. 

Die andere Möglichfett des Fontraftmähigen Erwerbes der Doheitsrechte 
von Den Dänptlingen findet ihre Widerlegung im dem oben — Wer 
feine Staatsgewalt bat, kann auch feine Hoheitsrechte übertragen. Die ganze 
Art der Verträge zeigt auch ſchon, daß es feine wahren Nechtsgeichäfte ſind. 
Gegen werthloſen Tand, kindiſche Spielereien treten die Dänptlinge ihre Ge 
walt ab. Die Unverhältnißmäßigkeit zwiſchen Waare und Preis zeigt deut: 
lich ihren eigentlichen Charakter. Sie ſind lediglich Mittel, das Vertrauen 
und Wohlwollen der Eingeborenen zu gewinnen, damit ſie ſich der Nieder— 
laſſung der — nicht widerſetzen, es ſind nur politiſche Einwirkungen auf ihr 
Verhalten. ) Das ganze Verhältniß tt lediglich ein thatſächliches, vertragsloſes. 

So haben Die Kolonialgeſellſchaften nicht etwa ſchon beſtehende Hoheits— 
rechte erworben. Sie haben auch keine ſtaatliche Ordnung eingerichtet, ſon— 
dern nur nach Möglichkeit eine gewiſſe thatſächliche Ordnung hergeſtellt. Es 
wäre vielleicht allmählig ein Staat daraus entſtanden, es war aber noch keiner 
vorhanden, als das Reich die Schutzgewalt ühernahm. Sie haben deßhalb 
auch jest nicht Die Gebietshoheit, und die Schutzgewalt iſt nicht lediglich ein 
Proteltorat, wie Pann und Joel meinen. 

Die Schutzgewalt N eine Staatsgewalt, und zwar die jonveräne Staats: 
gewalt Des Meiches. Dies wird vielfach anerfannt Aber man will den 
Häuptlingen und Nolonialgeiellichaiten noch eme Unterftaatsgewalt mit Landes— 
bobeit zuſchreiben.) Auch dieſes it nicht richtig. Wenn eine Macht ſou— 
verän iſt, alfo in der Nompetenzfompetenz Die Möglichkeit einer vollſtändigen 
Zentraliſirung beſitzt, ſo hält ſie, wenn ſie dieſe nicht durchführt, ſich ledig— 
Ich ſelbſt zurück, die in Folge dieſer Zurückhaltung von den unteren Inſtanzen 
ausgeübten Beruanitie ſind deßhalb im juriftiichen Sinne lediglih von ihr 
übertragen. Deßhalb bezeichnet der Ausdrud „Unterftaatsgewalt“ entweder 
den falichen Gedanfen, daß in den Stolonieen unter der jonveränen Reichs— 
gewalt jelbftändige Machtfaktoren beſtehen, oder es iſt ein faljcher Ausdrud für 
die richtige Auffaſſung, daß Das Neich den unſelbſtändigen Machtfaktoren ge— 
wiſſe Autonomie und Selbſtverwaltung eingeräumt bat. 

Div Reichsgewalt it Die einzige Staatsgewalt in den Kolonieen: dieſe 
find Tediglich Untertbanenland, Tbjefte der Reichsgewalt. Die Neichsgewalt 
it ſouverän, ae fome Schranke gebemmt, als die, welche ſie aus Mlugbeit 
ſelbſt ſich ſetzt. Das Land iſt offupirt, ob mit oder ohne den Willen der 
Eingeborenen, tt aan, umd wenn auch Bulmerineq ımd Defiter ’) „eine 
gewaltthätige Feſtſetzung von Nulturitaaten in Ländern unzivifiirter Wölfer“ 
ee völkerrechtswidrig erklären, der Widerjpruch irgend eines Dorfälteiten raubt 

) Bann, S. 37, Anm. 21. 

N Tann, ©. 27, Arm. 15. 

D Mal. z. B. Lentner n. a. O. S. 44 Adam a. a. O. 
S. 41 fi, © 50. Meyer a. a. S. 31. 

9 So Labanda.a.C 751 fi. Meyer a. a. O. ©. 84 fl. 

Von Bulmerincaq, Völkerrecht, ©. 282: — Heffter-Geffden, Nöllerrecht, Z.153 


7 


DIE. v. Stengel, 


"0: 


Digitized by Google 


688 Dr, jur. Guſtav Banſi: Die Gebietshoheit 


der Neichsherrichaft noch nicht den kleinſten Theil ihrer Nechtmäßigfeit. Das 
Neich herricht allein; es gibt nur eine Staatsgewalt und nur eine Gebiets- 
hoheit, die des Neiches.') Die Kolonialgejellichaften und die Häuptlinge jind 
lediglich Organe des Reiches. 
8 10. 
Anwendung des Refultats ſpeziell für das Völkerrecht. 


Am meisten hat fich die privatrechtliche Anjchauung auf dem Gebiet des 
Völferrecht3 erhalten. Aber auch hier laffen fich) aus dem gewonnenen Re— 
jultat alle einjchlägigen Fragen erklären. Es genügt die jcharje Betonung der 
Eigenjchaft des Gebiets, den Herrichaftsbereich des Staates darzuitellen. 

1. Dieſe Eigenjchaft äußert jich einmal für den Staat jelbjt darin, daß 
Alles, was innerhalb der Gebietsgrenzen liegt, damit auch innerhalb der jtaat= 
lihen Machtiphäre fich befindet. Wie bejchaffen das Gebiet ift, ift für dieſen 
Gedanken völlig gleichgiltig; ob Land oder Wajfer, Fluß, Binnenjee oder Injel, Tief: 
land oder Gebirge, Garten oder Wüſte, überall herricht der Staat gleichmäßig”) 

Keine Ausnahme bildet das jogenannte territorium non clausum. Daß 
Gebietstheile von fremden Staatsgebiet umjchloffen werden, mag zwar Die 
thatjächlihe Ausübung der bejtehenden Herrichaftsrechte erjchweren, ändert 
aber an deren rechtlicher Exiftenz nichts. Der Staatsförper kann räumlich ges 
theilt jein, organijch iſt ev doch ungetheilt. 

Die Fälle der Erterritorialität bilden eine Ausnahme, die ich politijch 
aus einer gegemjeitigen Stonzejjion der Staaten und jurijtiich aus dem Willens- 
entichluß des Staates erklärt, jich in der an ſich uubejchränkten Bethätigung 
der Staatsgewalt von bejtimmten Objekten fernzuhalten. 

Was ſich vorübergehend im Gebiet befindet, ift für die Dauer jeines 
Aufenthalts unterworfen; mit dem Hinaustritt aus dem Gebiet hört auch die 
Herrichaft auf.“) Eine Unterwerfung auch außerhalb des Gebiets findet Jich 
nur bei dem Staatsangehörigen. Er ijt in den VBolfdorganismus eingegliedert, 
er ift auch im Ausland Beftandtheil und Herrjchaftsobjeft de3 Staates. Die 
Unterwerfung it bei ihm nicht eine zufällige Folge jeines wechjelnden Auf— 
enthalts, jondern der fonjequente Ausflug jeiner dauernden Eigenjchaft als 
Staatsangeböriger; er bleibt deutſch auch in anderen Erdtheilen. Derart 
eingliederungsfähig ift aber nur der Menſch; von der Staatsangehörigfeit einer 
Sache fann man nicht jprechen, fie ift nur Vermögensſtück eines Staatsange- 
hörigen. Wenn ein Pferd über die Landesgrenze läuft, wird jeine Rückgabe 
nöthigenfalls von der Behörde veranlaßt, nicht weil es nach Deutjchland ge: 
hört, jondern weil es einem Deutjchen gehört. — Auch die Theile des Ge 
biets jelbjt, die Grundſtücke, unterjcheiden ſich Hierin nicht von anderen Ver: 
mögensjtüden. Daß ſie nicht aus der Machtiphäre des Staates hinaus- 
fünnen, liegt an ihrer Unbeweglichfeit, und daß jie unter Umſtänden nicht 
von Ausländern erworben werden fünnen, it eine Folge bejondrer gejeglicher 
Beſtimmungen, die fich politisch aus der Wichtigkeit gerade diejer Vermögens- 


Sp au Adam a. a. O. ©. 301 fi. Bornhak aa. O. S. 8 ff. v. Stengel 
50 ff. Born, Staatsredt I, ©. 573 ff 
) Hartmann, Inſtitutionen des praftiichen Völkerrechts in FFriedenszeiten, Hannover 
1874, ©. 164, hält es für nöthig, dieſe Gebietstheile einzeln bezüglich ihrer Bugehörigfeit 
zum Gebiet zu prüfen. 

) Gegen die Annahme eines dominium transiens an frei umberfchweifenden Thieren, 
Fr ſich — heute noch im Vöolkerrecht vorfindet, ſiehe die Bemerkungen oben im $ 6 (herren— 
oſe Sachen). 


a. a. 


I. 





— rein fantöredhtlicher durchgeführt. 


objefte rechtfertigen laſſen, juriftiich aber nicht von anderen Vorjchriften für 
Fremde und Einheimijche, wie Verbot gewiſſer Betriebe, Baubejchränfungen 
und dergleichen, ſich unterjcheiden. 

2. Anderen Staaten gegenüber bethätigt ich die Eigenjchaft des Gebiets, 
den Derrichaftsbereich des Staates darzuftellen, in dem Verbot jedes Eingriffs 
einer fremden Staatsgewalt. Unter Umſtänden fann ein jolcher Uebergriff für 
den fremden Staat eine Lebensfrage, für den eigenen ungefährlich jein, und 
es wird dann dem fremden Staat auch ein Thätigwerden auf dem inländi- 
ihen Staatsgebiet gejtattet. Wird dieje Erlaubnig nun nicht für jeden Fall 
einzeln, jondern auf einmal für eine Klaſſe von Staatshandlungen auf eine 
beſtimmte Zeit ertheilt, jo pflegt man von Staatsjervituten zu reden. Als 
Beijpiele werden gewöhnlich jolche Verträge angeführt‘), in denen ein Theil 
des Grund und Bodens in den Dienſt des fremden Staates geitellt wird, wie 
Gejtattung von Truppendurchzügen, Anlage von Eijenbahnen, Straßen, Kohlen— 
depots u. dergl. 

Bei der Behandlung diejer Frage tritt die privatrechtliche Anſchauung 
jo recht deutlich zu Tage. Man jpricht von der Befugniß, von einer fremden 
Sache Nugen zu ziehen, ?) einem Realrecht, das am Grund und Boden haftet,®) 
ja, von einem territorium dominans und einem territorium serviens ohne 
Erforderniß der Vizinität.) Ein Necht des fremden Staates am inländijchen 
Staatsgebiet wird aber dadurch nicht begründet. Es hat fich Lediglich der 
Staatswille dahin verpflichtet, von jeinem Recht, jede Einwirkung zu verhin- 
dern, feinen Gebrauch zu machen. Ganz deutlich ift dies bei dem jogenannten 
Etappenrechte; der fremde Staat benugt die Straßen nicht anders, als jeder 
Wanderer, und das Eigenthümliche diejer Erjcheinung ift nur, daß fremde 
Soldaten durch das Gebiet ziehen dürfen. Bei der Anlage von Straßen, 
Eijenbahnen u. j. w. wird immerhin noch ein Stüd des Gebiets in den aus: 
jhließlichen Dienjt des fremden Staates geftellt. Diejes dient ihm aber nicht 
als Gebiet, jondern als Grundftüd, worauf er jich ein Zivilrecht erwerben 
muß, um es bemugen zu fünnen. Den privatrechtlichen Erwerb und den Be- 
trieb des Unternehmens gejtattet ihm der Staat, wie einem anderen Unter: 
nehmer, einer inländijchen oder ausländischen Privatperjon oder Gejellichaft. 
Diefe Erlaubniß des Staates wird vertragsmäßig feitgeitellt, und diejer Ver— 


trag ijt das einzige ftaatsrechtliche Element in dem ganzen Vorgang. Die 


jog. Staatsjervituten fallen jomit unter die Staatsverträge im Allgemeinen, 
eine bejondere Gruppe iſt weder logiſch richtig, noch praftiich nothwendig. 
Den Untergang diefer jog. Servitutsrechte bei der Inkorporation will 
man aus der Bereinigung des territoriam serviens mit dem territorium 
dominans, alſo aus einer Konjolidation erklären’). Die Nehnlichkeit mit dem 
Privatrecht iſt aber nur jcheinbar. Der Grund diejes Untergangs ijt allein 





) So 3. B. Hlüber Guropätiches Völkerrecht. 2. Auflage, Scaffhaufen 1851. 
©. 1854; — Gönner, Staatsrechtödienitbarleiten, S. 10; — Miruß, Hobeitsrechte, IL., 
S. 554; — Bözl, Art. „Staatsgebiet“ im Staatswörterbud, S. 726; — v. Rönne, 
Preuß. Staatsreht, S. 141; — Hartmann, Bölferreht, ©. 181; — Bulmerincg, 
Bölkerreht, 5. 289; — Lewis in Holtzendorff's Rechtslerifon II., S. 766; Brod- 
haus, das, 5. 749. 

) Bönner a.a. O. ©. 10. 

’) Hartmanna.a.D.S.181. Bergl v.Martens=-Bergbohm, Völkerrecht, S. 364. 

* ». Holtzen dorff in jeinem Handbuch des Völkerrechts IL, S. 247. 

°) So Zahariä, Deutiches Staats- und Bundesrecht, II. Theil, 2. Aufl., Göttingen, 
1854, ©. 594 und v. Holgendorff in jeinem Handbuch II, S. 250. 

Annalen ded Deutfchen Reicht, 1898. 44 
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der, dal dann der Erwerbsjtaat zur Bethätigung auf diejem Gebiet der in 
dem Staatsvertrag ausgedrüdten Erlaubnig nicht mehr bedarf. Bei einer 
theilweiſen Inforporation wird die Einwirkung auf den inforporirten Theil jelbjt- 
verjtändlich, auf den nicht inforporirten bleibt jie aber vertragsmäßig zugeftanden. 

Ein Recht des fremden Staates am Gebiet gibt es überhaupt nicht. 
Selbjt in der jog. dette hypothequee, der Hingabe eines Gebietstheils zur 
Sicherung für eine Schuld, Liegt nicht die Begründung eines Pfandrechts, 
jondern nur eine rein thatjächliche Sicherheit. Derjelbe Vorgung fand im 
Jahre 1871 ftatt, als wichtige Punkte Frankreichs bis zur Bezahlung der 
Kriegsichulden bejegt gehalten wurden. Ebenjogut hätte eine ganze Provinz 
in Berwaltung genommen werden fünnen. So it die Ueberlaſſung Wismar’s 
von Schweden an Medlenburg im Sahre 1803 ein normal jtaatsrechtlicher 
Vorgang gewejen, anormal ift nur, daß diejer für kurze Zeit berechnete Zu: 
Itand dauernd geworden ift. 

3. Die Erdoberfläche ift zu einem großen Theil nicht der ausjchließlichen 
Herrichaft eines beftimmten Staate8 unterworfen. Auf dieſem Theil fann 
jeder Staat beliebig thätig werden. Prinzipiell jind ihm darin feine Schranfen 
gejegt, aber thatjächlich ıft er durc) die Konkurrenz der anderen Staaten '), 
die alle diejelbe Befugniß haben, mehr oder weniger bejchränft. Jeder hat 
jeine Anjprüche den Rivalen gegenüber zu vertheidigen. Dieß wird ihm leicht, 
wenn er geringe, jchwer, wenn er große und allgemeine Interefjen verlegt. 

Groß aber ijt das Intereſſe jämmtlicher Staaten an der Benukung des 
Meeres, und jeder Anjpruch auf die ausjchliegliche oder auch nur vorzugs- 
weile Berechtigung an einem Meerestheil wird fie gleichmäßig zu Gegnern des 
prätendirenden Staates machen. Dazu fommt, daß das Meer als flüſſiges 
Element nur jchwer gegen Eingriffe gejchügt werden fanı. Es würde jo be- 
deutender Machtmittel bedürfen, wie fie heute fein Staat zur Verfügung bat, 
um einen jolchen Anjpruch durchzujegen. Früher war das allgemeine Inter: 
ejje geringer und die Macht Einzelner bejonders groß: der deutjche Kaifer 
galt lange Zeit aud) als Herr des Meeres, und jpäter beanjpruchte England 
die Oberherrjchaft zur See.) Heutzutage aber wagt es Steiner, mit jolchen 
Prätenjionen hervorzutreten. So ijt denn das Meer thatjächlich frei, nicht 
weil e8 „ein dem Nuten Aller und dem Verkehr Aller mit Allen beftimmtes 
Element“ it’), jondern weil es gegemüber der Eiferjucht der anderen Staaten 
unmöglich it, eine jo gewaltige Fläche zu beherrichen. *) 

Eine ſolche Beherrſchung it nur möglich, jomweit fie vom Lande aus 
durchgejegt werden fann, und injomweit wird fie auch von den Staaten aus- 
geübt. Es wäre politiich gefährlich und wirthichaftlich jchädlich, wollte man 
das Meer unmittelbar an der Küfte Jedermann freigeben, man denfe nur an 
Seeräuber, plögliche Friegeriiche Ueberfälle, Schleihhandel oder auch nur an 
die Störung der Küjtenbevölferung in der Seefijcherei.°) Urjprünglich haben 
jedenfalls die Staaten eine jede derartige gefährliche Annäherung mit Gewalt 


) Vergl. Störk, in v. Holgendorff's Handbuch des Völkerrechts, Band II 
©. 453, 454. 

” ©. dar. Störd a. a. O. ©. 489 ff. 

’) So Hartmann a. a. O. 6.182. Pal. iiber das Unjuriftiiche einer ſolchen Argu— 
mentation Störk a. a. O. 485 ff. 

+ Mal. Klüber, Europätiches Völkerrecht S. 147. 

°) Aehnlich v. Martens-Bergbohm, Wölterreht S. 378, Perels, Das inter 
nationale öftentliche Seerecht der Gegenwart, Berlin 1882, 3. 22. 


als rein ftaatsrechtlicher Begriff durchgeführt. 691 


verhindert '), das gemeinjame Intereffe hat zu gegenjeitigen Konzejjionen ges 
führt, (und allmählig ift daraus eine fejtitehende Regel geworden. Deßhalb 
unterjteht das Küjtenmeer der ausjchlieglichen Herrichaft des Uferftaates. Sein 
Mad, Kanonenjchußweite, wofür auch der Gleichmäßigkeit wegen drei Seemeilen 
geſetzt werden, iſt noch jegt ein deutliches Zeichen für die Grundidee diejer Negel. 

IV. Der Erwerb und Verluſt der Gebietshoheit vollzieht ſich äußerlich 
ähnlich, wie der Erwerb und Verluſt des Grundſtückseigenthums im Privat- 
recht. Deßhalb hat fich bei der Behandlung diejer Frage die privatrechtliche 
Anichanung am unberührteiten erhalten. Schon das Schema iſt dem Privat: 
recht entlehnt. Mean umnterjcheidet originäre und derivative Erwerbsarten, und 
bei erjteren wieder die natürlichen Ermwerbsarten — insula nata, alveus de- 
relietus, alluvio, avulsio — von den thatjächlichen — unvordenkliche Zeit 
und Offupation, — bei leßteren nach dem Grund der Abtretung Kauf, Taujch, 
Schenkung u. j. w. Mit Gewalt jollen die Erjcheinungen des ftaatlichen 
Lebens im zivilrechtliche Kormen gepreit werden.) Ihrem inneren Wejen 
wird man dadurch aber nicht gerecht. Denn wenn Gebietshoheit gleich Staats» 
gewalt ijt, jo it ihr Erwerb oder Berlujt weiter nichts, als eine räumliche 
Erweiterung oder Einjchränfung der Staatsgewalt, eine Vergrößerung oder 
eine Berfleinerung des Organismus Staat. Die meijten der verjchtedenen 
von den Völferrechtslehrern angenoınmenen Arten des Erwerbes und Berluftes 
halten vor dieſem Gedanken nicht Stand. 

Die jog. natürlichen Erwerbsarten find jelbjtverjtändlih. Die insula 
nata und der alveus derelictus find überhaupt dem Gebiet nicht bisher fremd 

ewejen, jondern bedeuten nur eine Gejtaltsveränderung desjelben. Der 

Derrichaftäbereich des Staates bleibt genau derjelbe, an allen Punkten jeines 
Gebietes, es it nur das Waller an der einen Stelle vom Lande verdrängt 
worden und bat dafür an einer anderen Stelle vielleicht Land bededt, es iſt 
nichts Altes verloren umd nichts Neues dazugefommen, jondern nur die Zu: 
jammenjegung verändert. Auf dieje aber fommt es hier ebenjowenig an, als 
wenn aus vulfanischen Urjachen ein neuer Berg entjteht und ein alter verfinkt, 
oder wenn Flugſand fruchtbare Landftriche bededt. 

Die Unterwerfung der alluvio und avulsio erflärt ſich aus der Herrichaft 
des Staates über die Küſtengewäſſer. Im ihnen kann nur er offupiren, umd 
es wird auch binnen furzem nicht an jolchen Befigergreifungshandlungen fehlen. 
Durch diefe wird dann das Staatögebiet bi8 an die unmittelbare Seefüjte 
ausgedehnt, und das Eigenthumsmeer wird nun von dieſem Punkt ab be 
rechnet. Der aus den Pandeften herübergenommene Sat, daß die avulsio, 
falls Zurücdbringung möglich jet, vindizirt werden könne,“ ift im Völkerleben 
ebenjo undurchführbar, wie unpraftiich. 

Bon den thatjächlichen Erwerbsarten ijt der Begriff der unvordeuflichen 
Zeit im Völkerrecht überflüffig, weil der Erwerbsitaat ſich Niemandem gegen- 
über zu legitimiren hat. Dem fremden Staat, der fich diejes Stüd aneignen 
will, muß es genügen, dat es bereits beherricht wird, ob mit Necht oder Un— 
recht oder wie lange, kann ihm gleichgiltig jein. Der Staat, dem e8 zu Un— 
recht fortgenommen it, hat jich dabei beruhigt; ob er das Unrecht zehn oder 
dreißig oder hundert Jahre getragen hat, fällt nicht in® Gewicht. Und wenn 


') Gegen diefe Erflärung Störta. a. D. ©. 455 \ 

2) So nam. Hartmann, a.a. D., S. 171 ff. Heffter-Gefiden, Völlkerrecht. 
v. Bulmerinca, Völterrecht, S. 283 ff. 

) So Hartmann a. a. ©. ©. 175, v. Bulmerinca, a. a. DO. ©. 29%. 
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er es dann zurüdfordert, wird dem Nehmer der Nachweis des unvordenflichen 
Befiges feine Hilfe bei der Behauptung jeines Raubes leiften. Es wird. 
ichlieplich dann doc Waffengewalt enticheiden, und der Stärfere hat Red. 
Der Begriff hat nur moralijchen, feinen juriftiichen Werth. 
Die einzige originäre Erwerbsart iſt die Offupation. Hier wird wirklich 
der Staatögewalt em neues Gebiet der Bethätigung erichlojjen. Aber die 
Regeln, welche die Völkerrechtslehrer für diejen Erwerb aufjtellen, jtehen mit 
den thatjächlichen Verhältnifjen im Widerjpruch. Unpraktiſch iſt die Beichränf- 
ung der Offupation auf Landitreifen, die nur von ganz unzivilifirten Menjchen 
bewohnt werden, oder das Erforderniß eines wirklichen Nußens für den Er- 
werber, oder endlich das Berbot der Offupation Lediglich aus dem Grunde, 
um anderen Völfern zuvorzufommen.!) Der Hinweis auf derartige Rechts— 
jäge wird den Erwerb und die Behauptung des Bejiges weder erleichtern, 
wenn fie befolgt, noch erjchweren, wenn jie verlegt find. Es wird lediglich. 
darauf ankommen, ob der Staat jeine Gewalt zu begründen und aufrecht: 
zuerhalten im Stande it. Jeder Staat fann offupiren, jo viel und jo oft. 
es ihm jeine Machtmittel geftatten, damit ijt der Inhalt des Völferrechts für 
dieje Frage erjchöpft. 

Ebenjowenig privatrechtsähnlich, wie die originären, jind die jogenannten: 
derivativen Erwerbsarten, bei denen aljo das in Beſitz zu nehmende Stüd. 
vorher zum Gebiet eines anderen Staates gehört hat. Von Kauf,?) Taujch, 
Schenkung iit feine Rede, das Gebiet ijt feine Waare, jondern ein Theil des- 
Organismus, Erwerb von Gebiet it Vergrößerung des Staates jelbit, Ver— 
Kit desjelben iſt Verftümmelung. Es find nur zwei Fälle zu unterjcheiden:: 
Der Gebietstheil wird mit Gewalt fortgenommen, oder er wird abgetreten. 
Im erjteren Fall wird der Staat gewaltjam verftümmelt — eine rechtliche 
Betrachtung erübrigt ſich hier — im zweiten Fall verftümmelt er jich jelbit. 
Bu diejer Selbjtverjtümmelung können ihn verjchiedene Gründe bewegen; es 
ijt entweder die Norh nach einem unglüdlichen Kriege, oder Drohung und 
Druck eines übermächtigen Nachbarn, oder Aequivalente in Gejtalt anderer 
Gebietstheile, Geld, Begünstigung politischer Pläne u. dgl. Für die recht- 
liche Betrachtung ijt der Grund der Abtretung gleichgiltig und eine danad), 
getroffene Eintheilung der Erwerbsarten in privatrechtsähnliche Injtitute une 
richtig. Wenn der Menſch jich verjtümmeln läßt, wenn der A. Transfufion: 
jeines Blutes in die Adern des B. geitattet, wenn Fleiſch oder Haut vom: 
jeinem Körper auf den des B. übertragen wird, jo fann nicht von Verkauf 
oder Schenkung des Blutes oder der Haut gejprochen werden. Ein jolces- 
Gejchäft ift erft denkbar, wenn das Veräußerungsobjeft vom Körper getremit 
it; dann iſt diejes aber auch fein Körpertheil mehr, und unerflärt bleibt ge 
tade das Problem, nämlich die Trennung vom Körper. Ebenſowenig ver- 
fauft oder verfchenft der Staat jein Gebiet, jondern er trennt ſich von einem: 
Theil jeines Körpers, den ein anderer Staat in jich aufnimmt. So ijt die 
Abſtoßung eines Gebietstheils, die Zeſſion, die einzige derivative Erwerbsart, 
und ſie iſt ein Willensentſchluß des Staates, der ſich nach den Regeln des 
Staatsrechts über Verfaſſungsänderungen vollzieht. °) 





’ Diele Verbote 5. 9. bei Hartmann a. a. O. ©. 172. 
”, Mit dem „Kauf“ beichäftigt jich namentlich v. Martens Bergbohma.a.D. ©. 356. 
Vergl. deimburger, rwerb der an S. 110 und Gareis, Inſtitu— 
tionen Des | Wölterrechts, Gießen 1888, 5. 176 f 


Das Zlottengefet.') 
IV. Die Ausgaben für Slotte und Landbeer 


und 
ihre Stellung im Sausbalt der wichtigſten Großftaaten 
zulammengeitellt auf Veranlafiung des NReichs-Marine-Amtes. ”) 





Während die dem „Entwurf eines Gejeges, betreffend die deutiche Flotte“ beis 
egegebenen Zujammenftellungen die volkswirthichaftlihe Nothwendigkeit der Ver— 
‚größerung der beutichen Kriegsmarine darzuthun beftimmt waren, ſoll in den 
nachfolgenden Unterjuchungen die finanzielle Seite der Forderungen in’3 rechte 
"Licht gerückt werden. 

Die Bedenken, welche gegen die Erhöhung der Ausgaben für die Marine 
‚erhoben worden find, wurzeln vornehmlich in der Annahme, daß der biöherige 
Aufwand des Deutichen Reihs für Heer und Flotte bereits unverhältnigmäßig 
groß ſei, die Ausgaben für fulturelle Zwede in unzuläffiger Weife beichränfte und 
«die Steuerkraft übermäßig in Anſpruch nehme Gin zutreffendes Urtheil hierüber 
ift Tediglih aus einer ziffermäßigen Unterjuhung zu gewinnen, welche geftattet, 
‚die Höhe der militärischen, inöbejondere der Marine-Ausgaben in Deutichland an 
‚dem entiprechenden Aufwand der anderen Großitaaten und an den von der Kriegs— 
flotte zu ſchützenden Werthen zu meſſen, die finanziellen Leiſtungen für die Macht: 
ſtellung de3 Landes mit denjenigen für die jonftigen Zwecke des Gemeinlebens in 
Vergleich zu jegen und die ftenerlichen Laften zu beftimmen, welche in ben ver- 
‘Ichiedenen Ländern aus den militäriihen Anforderungen erwachſen find. 

Es find nunmehr die Refultate der Unterjuchungen darzulegen. 


I. Die Entwidelung der Ausgaben für die Landesvertheidigung und Schuld 
in den Großjtaaten. 
I. Bie Ausgaben für die Marine. 


Der Gejammtaufwand geitattet naturgemäß einen Vergleih nur für größere 
‚Zeiträume. Abgeſehen von Defterreih (ohne Ungarn) ?), deſſen Aufwand für 
Zwecke der Landesvertheidigung und bejonderd für Mearinezwede notoriih ein 
‚anormal geringer ilt (1890 bis 1897 indgefammt 118547, durchſchnittlich 
14818), gaben au3 in 1000 Me. für: 


") Bol. oben S. 336. 

) Die erläuternden Tabellen und grapbiichen BEN fiehe Druckſache des Reichs- 
‚tages 9. Legislatur- Periode, V. Seflion 1897/98 Nr. 107. 

) Es find auch bier im erften Abfchnitte, der Bleihförmigteit halber, wie diejes im 
im Abichnitte erforderlich war, ſtets nur die im Reichsrathe vertretenen Länder, alſo 
eiterreih ohne Ungarn, zum Vergleiche berangezogen; auch in der Litteratur wird durch 
:gehends jo verfahren. Auf viele entfallen 70 Rrogent der im Budget für die Gelammt- 
monarchie angelegten Marineausgaben. Für Deiterreih einſchließlich Ungarn Stellen fich 
demnach die ‚Marineausgaben 1890 bis 1897 auf insgelammt 169353 und durchſchnittlich 

«auf 21169 (in 1000 Mi ) 


— — 
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Marine einſchl. Penſionen Marine ohne Penſionen 
— durchſchnittl. durchſchnittl. 
insgeſammt | pro Sahr insgefammt pro Jahr 
von 1890 bis 1897: 
Deutihland . - . > 2... 703 433 7929 687 723 | 85 965 
Rußland . BE ee — — 890 455 111307 
Frankreich... 1814 156 226 769 — | —_ 
Großbritannien . » = 2... 2875420 | 359 427 — * 
von 1890 bis 1896: 
Japan . . —— — | — 382 756 46 965 
Deutihland > > 222. u — 570487 | 81498 
gtalien . Pr -- | — 581 375 | 83 054 
ie Vereinigten Staaten er — | — 866 916 | 123 845 


Der Aufwand Japans für Marinezwede wie überhaupt für Zwecke ber 
Landeövertheidigung ift zwar feit 1880 in rajchem Aufiteigen begriffen geweien, 
hat indeſſen doch erit in den Jahren 1895 und namentlich 1896 eine beträcht- 
lihe Höhe erreicht, wehhalb die Geſammtſumme der Periode 1890 bis 1896 
ebenjo wie die Durhjchnittsziffer im Verhältniß zu den gegenwärtigen Aufwande 
überaus niedrig find. Die übrigen verglichenen Staaten übertreffen ſämmtlich 
Deutihland an Marineaufwand; ſelbſt Stalien, deilen durchichnittliche Bevölker— 
ung im Sahre 1896 etwa 31350000 gegen 52663000 Deutiche betrug, gab 
inögefammt rund 11 Millionen und durdichnittlich jährlih 1600000 mehr aus 
al Deutichland. Für die übrigen Staaten aber fteigt diefer Mehraufwand: 
für Rußland auf 203 Millionen Gefammt: und 25 Millionen durchſchnittliche 
Sahresausgabe, Für die Vereinigten Staaten auf 297 beziehungsweile 42 Mill., 
für Franfreih auf eine Gelammtmehrausgabe von 1111 Mill. und eine jährliche 
von 139 Millionen, für Großbritannien ſogar auf einen Gejammtmehraufwand 
von 2172 Mill., dem ein durchichnittlicher Jahremehraufwand von 271 Mil. 
entipricht. Für den heutigen vergleichsweilen Werth der verjchiedenen Flotten 
eröffnen diefe Summen eine jehr bedenklihe Perſpektive, — aber eine derartige 
Erwägung gehört nicht in das Gebiet der vorliegenden Aufgabe, die nur dahin 
geht, zu zeigen, wie unverhältnißmäßig gering in der Periode 1890 bis 1897 
der deutſche Geſammt- und durdichnittlihe Jahresaufwand für Marineziwede im 
Vergleiche mit demjenigen der anderen Großftaaten war. 

65 war in der zur Verfügung Itehenden Zeit nicht möglich, die betreffenden 
Zahlen für jedes einzelne Jahr von 1880 biß 1897 mit ber erforderlichen Ge: 
nauigfeit nach den Etats aufzuftellen. Dies iſt aber für die beiden Zeiträume 1880 
bi3 1884 und 1890 bis 1897 geichehen. Abgeſehen wieder von Deiterreih und 
Japan, die aus den vorangeführten Gründen auch hier feinen Vergleich zulaflen, 
betrugen die Ausgaben (in 1000 ME.) 









von 1880 bis 1884 


für Marine und Penfionen | für Marine ohne Penftonen 








217 492 — _ 


insgefammt —— — insgeſammt pro Jahr 
jür leeeeee — | — 196 271 | 39 254 
„ Teutihland. » . : . . 202 465 | 40 493 200 252 | 40 050 
„ Rußland. . . j | — 328 914 65 783 
„ die Wereinigten Staaten . — | — 333 125 66 625 
-„ Branch - . - 2»... 889 783 | 177 957 — — 
| 


ı Großbritannien : . . . 1 087 460 


IV. Tie Ausgaben für Flotte und Lanpbeer. 645 


Der durchichnittlihe Mehr» (beziehungsmweile Minder-Jaufwand pro Jahr 
betrug alio in dieſer Periode Deutichland gegenüber (in Millionen Mark) für: 


Stalin. - -» ».....1 Minderaufwand, 
Rußland . . . .. 25 Mehraufwand, 
Vereinigte Staaten . 26 3 
Sranfrid . . . . 136 a 


Großbritannien . . 177 a 

VBergleiht man diefe Zahlen mit dem oben genannten Mehraufwande in der 
zweiten Periode (1890 bis 1897 beziehungsweile 1896), jo ergibt fich, daß der 
durchichnittliche Jahresmehraufwand nur für Rußland der gleiche geblieben iit, 
daß aber Jtalien Deutichland überholt hat, und daß fir die übrigen Staaten der 
jährlihe Mehraufwand eine bei den Vereinigten Staaten und Großbritannien be— 
jonders erhebliche Steigerung erfahren hat. Der Mehraufwand für die ‘Flotte 
betrug Millionen Mark: 

1880 bis 1884 1890 bis 1897. 


ZItalien 41 + 2 
Vereinigte Staaten . 26 38 
Sranfrih. . . . 136 139 
Großbritannien jogar 177 271 


In finanzwirthichaftlicher Hinficht bietet ein beiferes Bild des Aufwandes der 
verichiedenen Großitaaten für Marinezwede, als der Vergleich der Gejammtausgaben, 
derjenige der Ausgaben pro Kopf der Bevölkerung. Bei der Betracht: 
ung jcheidet zunächit Defterreih und zwar dejlen ganz anormal geringe Ausgabe 
für Marinezwede wieder aus; jelbit Spanien gab 1896/97 für feine Marine 
mehr ald 1 ME. pro Kopf feiner Bevölkerung aus, Defterreih im Jahre 1897 
aber nur O,; ME. Aber au Rußland geftattet hier feinen Vergleich, da Ruß— 
land — es iſt ftet3 das ganze Staijerreih ohne Finland, alfo einichließlich der 
afiatiichen Länder zu Grunde gelegt — in Folge feiner geographiichen Lage und 
feiner wirthichaftlihen Verhältniffe den gleichen Marinefhut mit einer weit ges 
ringeren Ausgabe pro Kopf feiner fait 2'/, mal fo ſtarken Bevölkerung erreichen 
fann als Deutſchland. Aehnlich günftig wie Nußland ftehen in diejer Hinficht 
die Vereinigten Staaten, deren Bevölkerung die deutihe um über 20 Millionen 
übertrifft; auch darf nicht außer Betracht bleiben, daß die Vereinigten Staaten 
für Militärpenfionen "mehr ald das fünffache pro Kopf aufwenden, ala wir, fo 
daß ſich bei Zurehnung der beiderjeitigen Marinepenfionen, die aber für die Ver: 
einigten Staaten auf Grund des vorliegenden Materiald für 1896 nicht feititell- 
bar waren, das Berhältnig Deutichlands zu den Pereinigten Staaten wohl er: 
heblih ändern würde. Die Ausgabe pro Kopf für die Flotte ohne Penfionen 
betrug in Rußland 1897/98: I, ME., in den Vereinigten Staaten 1896/97: 
1,75 ME. gegen 1, ME. in Deutichland 1896/97 und 2,,, M. im Jahre 1897/98. 
Die übrigen Großjtaaten geben jämmtlih im Endjahre der Vergleichöperiode 
(1897 beziehungsweile 1896) mehr pro Kopf ihrer Bevölkerung für die Marine 
aus, als wir, und zwar — nunmehr in Prozenten deö deutjchen Kopfbetrages 
von 1897,98 berechnet —: 


Stalin . » » ...14 Prozent 
— j — j J mehr als Deutſchland. 


Großbritannien über 400 
Die einzelnen Staaten unter dem Geſichtspunkt der prozentualen 
Steigerung ihrer Marineausgaben während eines beſtimmten Zeitraums mit 
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einander zu vergleichen, würde unzuläflig fein, weil die Vergleih&bajis eine ganz 
verjchiedene wäre. In Deutichland waren 3. B. die Ausgaben für die Flotte 
im Jahre 1880 derart geringe, daß felbit die gegenwärtigen, im Vergleiche zu 
dem Marineaufwand der übrigen Großitaaten, wie dargelegt, nod überaus be— 
iheidenen Ausgaben prozentual als eine erhebliche Steigerung jener Anfangs: 
ausgaben ericheinen. In abjoluten Zahlen ausgedrüdt, ftiegen die Kopfbeträge 
der Marineausgaben vom Jahre 1880 zum Jahre 1897: 


in Deutihland um . . . Lo ME. bei O,, ME. Anfangsausgabe 
(bi8 1896 nur um O,,0 ME.) 

„ Stalien (Did 1896) um. Ian „m m Las . 

„ Sranfrih um. . . » Lor vn As m > 

„ Großbritannien um . . 5, u m da m — 


„Japan (bis 1896) um. 3us m — 

Während alſo Italien vom Anfangs: bis zum Gndjahre der Periode an— 
nähernd in gleiher Höhe wie Deutichland jeine Marineausgaben pro Kopf 
fteigerte — aber bei höherer Anfangsaudgabe —, wächſt diefe Steigerung, un: 
geachtet der mehr als fünf» beziehungsweije mehr als jiebenfahen Anfangs 
ausgabe, 

für Frankreich auf . » . 121 Brozent 
„ Großbritannien aber auf . ... 387 
der deutſchen Steigerung. 

Japan hat bei anfänglich niedrigerer Ausgabe den deutſchen Marineaufwand 
wie im abſoluten, ſo auch im Pro-Kopf-Betrage weit überholt. Den Anlaß dazu 
hat der Abſchluß des voraufgegangeuen chineſiſchen Krieges gegeben. 

Genauer noch als die Pro-Kopf-Ausgaben einzelner Jahre veranſchaulichen die 
Pro-Kopf-Ausgaben ganzer Perioden das Maß der Aufwendungen 
für die Marinezwecke. Berechnet man fie für den Zeitraum 1890/97, jo ergibt 
fih unter Zugrundelegung der Volkszahl in dem Mitteljahre diefer Periode — 
1893 (und zwar wegen der verichiedenen Finanzjahre für die Vereinigten Staaten 
und Italien zu Anfang, für die übrigen Staaten Mitte 1893) folgendes Bild: 
Die jährlichen Pro-Kopf-Ausgaben für Marinezwede in den nad) dem Worgetra= 
genen hier vergleichbaren Staaten waren 

während ber Periode 1890 biß 1897: 


Marine F Penfion Marine ohne Penſion 
Deutihlan . . . 1,; Mt. Lu. Mt 
Rukland . . 2. 2 2 ve, O1 m 
Sranfeeid . . 2: 2 2 2 Sur r — 
Großbritannien u — 
—— der Periode ĩ = bis 1896 aber: 

Deutihland. . . ne Mae ME: 
Italien . . a a ee a aan art Dat de ee 
Vereinigte Staaten — a: 


Diefe Zujammenftellung zeigt sofort, wie die im Verhältniſſe zu den früheren 
Jahren hohen Marineausgaben Deutſchlands im Jahre 1897 den bisherigen Ver— 
gleich beeinflußten: Rußland, welches 1897 pro Kopf 1,,, ME. weniger ausgab, 
wandte durhichnittlih von 1890 bis 1897 nur O,,; ME. weniger auf, die Ver: 
einigten Staaten aber, die 1896 pro Kopf O, ME. weniger auögaben als 
Deutihland 1897, wandten durchſchnittlich von 1890 bis 1896 O,., (beziehungs: 
weile O,,-) ME. mehr auf ald Deutichland. Die durhichnittlihe Jahres mehr: 
ausgabe der übrigen Staaten pro Kopf betrug im Berhältniffe zu Deutichland 
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für Stalin . . . Lys ME. oder 70 Brozent 
„» Sunfeid . - Ay m m 239 — der deutſchen Ausgabe 
„ Großbritannien . 75 u m: 437 J 
und übertrifft alſo deren Mehrausgabe im Endjahre 1897 noch ſehr erheblich, — 
ein Beweis, wie ganz anormal wenig wir im Laufe der Periode 1890 bis 1897 
aud pro Kopf unjerer Bevölkerung für die Marine verausgabten. 
In der eriten Beriode — von 1880 bi 1884 — betrug die jährliche 
Durhihnittsausgabe für Marinezwede pro Kopf der Bevölkerung: 
Marine — Penſion. Marine ohne Penſion 


Rußland. 0, Me. 
Deutihland. - 2» 2 066 at. Os » 
Bereinigte Staaten ; DEREN 
Italien re — Ih 
Frankreih © «2 +. Aa ME — 
Großbritannien . . 2. 


Bei einem Vergleiche der Durchihnitts: Pro-Flopf- Ausgaben Beier Perioden 
erklärt fich die unverhältnigmäßig geringe Steigerung der Ausgaben Rußlands 
und der Pereinigten Staaten dur dad rapide Wachsſthum der Bevölkerung 
zwiſchen den beiden Durhichnittsjahren (Vereinigte Staaten um 13, Rußland um 
21 Millionen, Deutihland nur um 5 Millionen). Die Durchſchnittsausgabe der 
übrigen Staaten ift aber ungeachtet ihrer viel höheren Anfangsgröße auch noch 
bedeutend jchneller gewachſen als die deutſche. Es ftieg die Ausgabe pro Kopf: 

von Durchſchnitt gig 2 — 
1880 bis 1884 (bezw. 1896) 


für Deutichland von... . O,, ME. auf Im (1,90) ME., aljo um O,s; (O,,,) ME. ; 
„ Stalin von...... ls 242 Mi. (1896), u 1 Mi; 
„ Srankreih von... . Ar u m dar nn „ oh nn; 


„ Großbritannien von . 645 v m Iso mr ww ee 


In Prozenten der deutſchen Steigerung des durchſchnittlichen Pro : Kopf: 
Aufwandes berechnet, beträgt aljo die Steigerung: 


für Sranfrid . . . . 135 Brozent, 
Pr, , |”. Mr |: | _ 
„ Großbritannien fogar . 373 x 


Dad Mißverhältniß der Steigerung der Pro= Kopf» Marine: Ausgaben für 
Deutichland im Vergleihe mit derjenigen der anderen Staaten ift aljo bei Heran- 
ziehung der DurhichnittSausgaben beider Perioden noch weit erheblicher als bei 
Betrahtung der Anfangs: und Endaudgabe, was eben darin feinen Grund hat, 
daß die anderen Staaten fortgefeßt jehr hohe Summen auf ihre Flotten ver: 
wandten, während wir erit in diefem Jahre unfere geringfügigen Marineausgaben 
verhältnigmäßig ftärfer erhöhten. 


2. Die Marineausgaben im Berglei zu 3 Hauptobjekten des Marinefcdubes. 


Es liegt nahe, bei den Bergleihen des Marineaufmwandes der verichiebenen 
Großftaaten und jeiner Steigerung einen entiprehenden Blick auf die Größe und 
Entwidelung der Seehandelsflotten und der Seeſchifffahrt ſowie des Seehandels 
überhaupt zu werfen, da deren Schuß ein weſentlicher Zwed der Marineaus— 
gaben ift. 


698 Das Frlottengeich. 


Es betrugen die Marineausgaben in dem betreffenden Gtatsjahre pro Tonne 
der Hanbdeläflotte: 


für Deutihland . . . . 2 19,95 ME. 
„ Delterrih . . ee Me u 
„  Bereinigte Staaten 0 BO 
= ARE u et 
„ Rußland. .1 1005,0 
Frankteich. 81 
7. SHMEN 2.6, 178 


In Prozenten der deutihen Ausgaben berechnet, betrug die Schugausgabe 
der übrigen Staaten per Tonne: 


für Oejterreihellngarn . . 143,, Prozent, 
„ Vereinigte Staaten. . 206,; . 
AItalienn a A 
„ Sranfrih . . . . 421, r 
„ Rublad . . . . . 546, — 
„Japan <= . 910, e 


Seit dem Jahre 1880/81 iſt der Sat des Tonnenfhuges in Deutſch— 
land von 21, ME. auf 19,5; ME., d. i. um 2,; ME. oder 10,, Prozent pro 
Tonne zurüdgegangen; in derjelben Zeit hat er fih in allen übrigen 
ändern, mit Ausnahme von Frankreih, erbeblih gehoben. In Frank— 
reich ift er von 92,1. ME. auf 81, ME. zurüdgegangen; dagegen hob er fi 
in England .. . vonil,,, Mk. auf 12, ME.,d.i. 1, ME. oder 9,, Proz. 
" Defterr.. Ungarn " 27,18 " " 2T rs " " 0,0 [2 " 2,2 
den Ver. Staaten 17a u u da 5 u Wis nz 128, 
Italien Me ee ee Mies. u. Abe 
„Rußland a a Oo Be u 


Für Japan laffen ſich die entiprehenden Zahlen nicht feititellen, da die 
Statiftit der Handelöflotten hier erit mit -1886 beginnt. 


Vergleiht man das Jahr 1890/91 mit dem Jahre 1896/97, jo ergibt fid 
für Deutichland, Oeſterreich-Ungarn, Stalien ein Rückgang der Schugausgaben 
pro Tonne, und zwar: 
in Stalin . . . . von 63,00 Mk.auf 53, ME.,d.i. 10,,, ME. oder 16,, Bros. 
" Defterr.»Ungarn " 33,50 " " 27,78 " d,51 n " 17,3 " 
” Deutſchland em 23.11 " 7 19,33 [7 ” Bra " " 16,, " 


In den anderen Ländern dagegen findet fih eine Steigerung, nämlid: 
in d. Ber. Staaten von 38,,, Mk. auf 39,95 ME.,d.i. O,, ME. oder 2,, Proz. 


nz 


" Großbritannien " 1l,ıs " " 12,5; " " l,o6 ” " 14,, „ 
" Frankreich a et, 70,52 " " 8l,4s " " 10,97 " n 15,, ” 
„ Rußland.. Be ur We. 90238. 


" Japan ea 60,5 " " 175,90 " ” 115,06 " " 189,, "” 
Nicht günstiger für Deutichland stellt fih das Verhältniß der Marineauf— 
wendungen zu der Scifffahrtsbewegung und ihrer Entwidelung im Außenhandel 
der verichiedenen Länder. 
65 betrug der Scifffahrtsverfehr im auswärtigen Handel und die Berheiligs 
ung der heimiichen Flotte an demſelben: 
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Geſammtverkehr davon heimiſch 


Millionen Millionen 
Tonnen Tonnen 
in Japan)).. 3270 212, di. 4,0 Proz. 
„ RAubln . . .» . . 16225, 1208, u. Te 5 
„ Stalin - - >» 2. .16829, 4030, m 2do m 
„ Deutihland . . . . . 23953, , 10145, nn 42 
„Frankreich . . . 27 909,; 85315 „ 308 m 
„ den Vereinigten Staaten . 33 794 7308. Bier) 
„ Großbritannien . . 80539,, 58691, Mas: & 


Für Oeſterreich-Ungarn find die Zahlen nicht feitzuftelfen. 

Dem Scifffahrtöverfehr nach fteht Deutichland erſt an vierter Stelle, was 
dadurch zu erklären ii, daß feine weitlihen Zufuhrhäfen zu Holland und Belgien 
gehören. Hinfichtlih des Antheil® der heimijchen Flagge in feinen Häfen aber 
fteht e8 an zweiter Stelle. _ 

Bringt man den Scifffahrtsverfehr wiederum mir dem Marineaufwand in 
Vergleichung, jo ergibt ih ald Schuß pro Tonne im Jahre 1895: 


in Deutihland . . 3, ME, 
„ den Bereinigten Staaten . — 83 
Jialien a ei or Any 
„ Großbritannien. . .» . Aon 
„ Rußland. 2 
NE u eu in 
„Frankreich . . 02... 


In Deutichland ijt der Tonnagenſchutz bei weitem der ——— 
Setzt man Deutſchland mit 100, ſo beträgt er für 
Vereinigte Staaten. . . . 108 Proz. 


SHIGBENE u: S- an 
Großbritannien . . » .. 140 „ 
Rußland.. ee 
re 2. 0 5 HU. 
Frankreich . . 20 BR 


Die Größe der Handeläflotte und des Seeverkehrs bringen die Bedeutung 
der Geeintereflen eines Landes nicht voll zum Ausdrud, da eritens das ftarfe 
Uebergewicht der engliichen Handeläflotte, die allein ungefähr ?/, der ganzen Welt: 
handelöflotte umfaßt, alle VBerhältniffe zu Ungunften der übrigen Länder ver: 
fchiebt ; zweitens die Betheiligung der einheimischen Schiffe am Handel der ein: 
zelnen Länder einen verjchiedenen prozentualen Umfang erreicht, und drittens jener 
indirefte Verkehr über Häfen der Nachbarländer, der jpeziell für Deutjchland von 
größter Wichtigfeit ift, in der Scifffahrtsftatiftit nicht zum Ausdrud gelangt. 

Am richtigiten dürfte die Bedeutung der Geeintereffen in den Werth: 
ziffern des Seehandels eines Landes zur Ericheinung gelangen, da die 
Größe ded Seehandels die Abhängigkeit einer Volkswirthſchaft von feewärtiger 
Einfuhr und Ausfuhr, und damit die mehr oder minder jchweren Gefahren einer 
dauernden Beeinträchtigung des Seehandels oder feiner zeitweiligen Unterbindung 
durch eine Blofade zeigt. 

Einem Vergleich der jährlichen Marineausgaben mit dem Seehandel ſtehen, 
abgejehen von den örtlichen und zeitlichen Verſchiedenheiten der handelsitatiftifchen 
Aufnahmen, bei den meiften Ländern ſchon deshalb gewiſſe Schwierigkeiten ent: 


» Nur Schiffe eurcpäiicker Bauart. 
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‚gegen, weil der Umfang des Seehandeld aus der Handelsſtatiſtik nicht ohne 
Weiters zu entnehmen ift, jondern nur jhägungsmweile gewonnen werden fann. 
"Nur für die Injelreihe Großbritannien und Japan fällt der Außenhandel mit 
dem Seehandel zujammen. Bei den übrigen Staaten iſt in der folgenden Unter: 
suchung im entjprechend mobdifizirter Weile nad) den Grundiägen verfahren, die 
«bei der Berechnung des deutichen Seehandel3 in der Denkichrift über die deutichen 
Geeintereffen” angewandt worden find. Als Quellen haben überall die anıtlichen 
-Hanbelöftatiftifen der angeführten Länder ſowie die hieraus in der Statiftit des 
franzöfiihen Handelsminiſteriums zufammengeftellten Ueberfihtstafeln‘) gedient. 
Bon ben europäiichen Staaten fteht 1896 im Seehandel nur Großbritannien 
mit 12,, Milliarden Mark Deutichland voran; e3 wendet für den Schuß von je 
100 ME. feines Seehandels 3,, ME. auf. Es folgen 
Deutſchland. . mit 5, Milliard. ME. Seehanbel u. e. Schugaufwand von 1,, Proz., 


Frankreich — m " " r em 
Rußland ... „ 1a ” e — — „Tan 
Stalien erg l,; M) " " " 7) " 6,3 " 
Deiterr..:UIngarn „ O, — A = J n„ 2 


Auch die Vereinigten Staaten (Seehandel 6,, Milliarden) und Japan See— 
handel 1,,, Milliarden) wenden 2,, bezw. 14,, Prozent vom Werthe des See: 
handels für Marinezwede auf. 

Sett man Deutichlands relativen Schugaufwand gleid 100, jo erhält man 
‘folgende Skala: 


Dentihland . -» » 100 Prozent, 
Vereinigte Staaten . . . 135 — 
Defterreih-lingarn . .147 = 
Großbritannien . » . . 200 a 
Stantrih. » >» 347 = 
Italien..... 4370 J 
Rußland. .4 418 — 
Japan . .. 876 


Deutſchland ſteht alſo in dem prozentualen Aufwande zum 
Schutze des Seehandels unter allen Großſtaaten an letzter Stelle; ſelbſt 
Oeſterreich-Ungarn mit ſeinem ungewöhnlich kleinen Marinebudget und die Ber: 
‚einigten Staaten mit ihrer günftigen Lage wenden verhältnißmäßig größere Be- 
träge für den Seehandelsihug auf. 

Betrachtet man die Entwidelung des prozentualen Schukaufwandes der ein- 
zelnen Staaten von 1890 bis 1896, jo findet man, daß bei Oeſterreich-Ungarn 
und den Bereinigten Staaten erhebliche Aenderungen nicht eingetreten find; nur 
bei Stalien und Deutihland ift eine Verminderung, und zwar bei jenem 
‚eine abjolute und relative, bei diejem eine relative vorhanden, während bei allen 
übrigen Staaten eine ftarf abjolute und relative Vermehrung der 
Aufwendungen für den Schug des Handels zu verzeichnen ift. Im 
Stalien ift (mit der Verkleinerung des Marinebudgets der prozentuale Schuß 
‚aufwand von etwa 8 auf 6,, Prozent vom Werthe des Seehandels gefallen. 
Trogdem fteht Italien nächſt Rußland damit noch an der Spike aller europäis 
ihen Staaten. In Deutihland ilt jeit 1890 91 in Folge der ftarfen Stei— 
gerung des Seehandeld der ihon vorher geringite prozentuale Schuß: 


") Annales du Commerce Exterieur, Ministere du Commerce, de l’Industrie, 
des Postes et des Télégraphes. Direction du Commerce, 


— 
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aufwand noch um 5", Prozent in fi, nämlich von 1,, auf 1,, ME. für je 
100 ME. des Seehandelö gefallen. 

Dagegen jtellten fich bei den übrigen Staaten die Aufwendungen für- Marines 
zwede auf je 100 ME. des Seehandel® nad) den Budget3 von 1890 (bezieh-- 
1890/91) und 1896 (bezw. 1896/97) folgendermaßen: 


1890 1896 Steigerung 

Mart Mark in Prozenten 
Großbritannien 2, du + 36, 
Sranfrei . . 4, 5,0 + 44, 
Rußland . . 5 Tu + 42, 
Iovn -. . » Lo 144 + 272, 
Deutihland . 1, 1,, Verminderung 5,s- 


Das Zurüdbleiben Deutichlands hinter den übrigen Staaten ift um fo be—— 
achtenswerther, als gerade in diejer Zeit neben dem japanijchen nur der deutſche 
Seehandel abjolut und im Werhältniß zur Bevölkerung geitiegen ift. Dagegen 
iſt Frankreichs geſammter Außenhandel wie jein Seehandel abjolut und im Ber: 
hältniß zur Bevölkerung, Großbritanniens Handel wenigitend im Berhältniß zur 
Bevölkerung gefallen; Rußlands Seehandel hat nur entiprechend der geitiegenen 
Volkszahl zugenommen. 

Auf den Kopf der Bevölkerung entfielen vom Jahreswerth des Seehandel3 
in Mark: 


1890 1896 
bei Großbritannien . . 330,, 315, 
„ Branfeih . . . 121. 108,, 
„ Deutihland . . . 91. 100,95 
= WDR an an Che 27.3 
„ Rußland. . .» .» 14 14. 


Sclieklib ilt darauf hinzuweiſen, daß auch eine Heranziehung des Handels - 
der britiichen Kolonien die Schugquote des Seehandeld von Großbritannien nicht 
wejentlich erniedrigen würde, da der etwa 6 Milliarden betragende Handel der 
Kolonien zur Hälfte nad dem Mutterlande geht und ſoweit aljo im englijchen 
Handel enthalten ift. 

Wie die beigebrahten Vergleiche zeigen, nimmt Deutihland 
feinen Seeinterejjen nad den zweiten Pla unter den aufgeführten 
aht Großitaaten ein; feine Seefhugausgaben aber ſtehen faſt 
überall an der legten Stelle und haben nirgendE mit der Ent— 
widelung der Seeinterejien im eigenen Lande und noch weniger. 
mit den Aufwendungen der fremden Staaten Schritt gehalten. 


3. Ber Gefammtaufwand für Landesvertheidigung nnd Schuld. 


Es handelt fich hier um eine rein zahlenmäßige Zujammenftellung der Auss.- - 
gaben für die „unproduftiven Zwecke“. Die Bedeutung diejer Zahlen wird erit 
pollfommen hervortreten, wenn — wie dies die Aufgabe der beiden folgenden 
Abſchnitte iſt — auch der Aufwand für die „probuftiven Zwede“ ſowie die Art 
und Weile der Dedung der ftaatlihen Ausgaben zur Erörterung gelangt find. 

Bei dem zunächſt vorzunehmenden VBergleihe der Gejammtjummen bleibt 
Japan aus dem oben angegebenen Grunde außer Betradt. Die Vergleihung hat 
hier zufammen für die Landesvertheidigungd: und Schuldkoften zu erfolgen, aud) 
deshalb, weil, wie ſchon erwähnt, die legteren nach Abzug der Koſten der Staats— 
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eiſenbahnſchuld ebenfalls überwiegend militärifchen Bedürfniffen ihre Entitehung 
verdanfen. 

Inter der zutreffenden Vorausfegung, daß die Staatsichuldfoften der übrigen 
deutichen Bundesjtaaten den preußifchen verhältnigmäßig gleich find, ergibt ſich 
folgender Aufwand für unproduftive Zwede während des Zeitraumes 1890 bis 
1897 (in 1000 Mt.): 


Geſammtſumme: Durchſchnittliche 

Jahresausgabe: 
Oeſterreich . I ar 3373723 ... 421714 
Stalien (1890 big 1896). 4 5813852 . . . 830 550 
Deutihland -. . » 2 2 20. 7366450 . . . 920 806 
RUBIGRD u. 0 2 12 Ge eh 9115556 . . . 1139445 
Großbritannien - > > 2 2 2a 9752720 . . . 1219090 
Franfrih. . . . 12617624 . .. 1577 203 
Vereinigte Staaten (1890 bis 1896) 8391311 . 1198759 


Defterreich gibt, wie jchon wiederholt hervorgehoben wurde, für Landesvertheidig⸗ 
ung und uamentlich für ſeine Kriegsflotte unverhältnigmäßig wenig aus, weß— 
halb trog jeiner hohen Verſchnldung der gejammte unproduftive Aufwand Deiter- 
reichs im abioluten Betrage niedrig erfcheint. Für den Vergleich mit Deutſch— 
land iſt überdie® darauf hinzumeijen, daß die öfterreichiiche Bevölkerung — es 
handelt fich bier ftet3 lediglih um die im Neichsrathe vertretenen Länder — nur 
etwa die Hälfte der deutichen beträgt; die unten folgende Gegenüberftellung der 
Pro:fopf- Ausgaben ergibt deßhalb auch ein wejentlich anderes Bild. Die Aus: 
gabe Italiens ift überhanpt nur in den abioluten Zahlen eine geringere als die 
deutiche; die Pro-Kopf-Ausgabe überfteigt die deutfche, wie fich zeigen wird, jehr 
erheblih. Die Mehrausgaben der übrigen Staaten für Laubdesvertheidigung 
und Schuld Deutichland gegenüber betragen aljo (in 1000 Mk.): 


für Geſammtſumme: Jahresſumme: 
Rußland.. 1749 106...2118639 
Vereinigte Staaten . . » 19845663..227 953 
Großbritannien - 2: 2202... 2386270 . 20.298 284 
Franfreih . . . 5251174 . 2... 656 397 
In PBrozenten stellt ſich die jährliche Mehrausgabe 

für 

Rußland . . . . auf 24 Prozent 

Vereinigte Staaten . „ 23 J | ber deutſchen 

Großbritannien . -» „832 ö | Jahresausgabe. 

Frankreich TEE u 5 " 


In dieſen ſämmtlichen Aufftelungen find die Ausgaben der Bereinigten 
Staaten!) erheblich zu gering angejet, da weder die Stoften der Miliz noch die 
Schuldkoften der Einzelitaaten von 1890 ab ermittelt werden konnten; ebenjo 
fehlten aus demjelben Grunde bei Rußland ftet3 die Militärpenfionen. 

Bei dem Bergleiche der Pro-Kopf-Ausgaben für die jogenannten uns 
produftiven Zwede im Anfangs und Endjahr haben wieder Rußland (mit 
7,01 bezw. 9,,; ME. Ausgabe) und die Vereinigten Staaten (mit 25,3; bezw. 
15,05 ME.) wegen ihrer unverhältnigmäßig großen Volkszahl außer Betracht 
zu bleiben; für die Vereinigten Staaten dürfte übrigens der Kopfbetrag im End» 
jahre trog der enormen Schuldentilgungen früherer Jahre faum Hinter dem 





') Die einmalige hohe Schuldentilgung des Jahres 1890/91 ändert an dem Bilde nichts 
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deutichen zurücbleiben, wenn man die Miliz: und Schuldkoften der Einzelitaaten 
vollſtändig heranzuziehen in der Lage wäre. Für die übrigen Staaten beträgt der Pro: 
Kopf: Aufwand für a — und bi im Jahre 1897/98 (1896,97): 


Japan . . . ll, ME. 
Dcerid -» » » 16 z 
Deutihland -» . » 2: 2.2 18m 
2: > Ve. | ge 
Großbritannien . » 2... Sn R 


Sranfreih . . . — 

Die geringe Ausgabe Japans erklärt ſich — 4 dieſer Staat für ſein 
Landheer erheblich geringere Aufwendungen machen kann als die europäiſchen 
Großmächte und auch noch nicht eine ſolche Schuldenlaſt zu verzinſen und zu 
tilgen hat. Dagegen iſt die Ausgabe Oeſterreichs in Folge ſeiner ſtarken Ver— 
ſchuldung nur noch unerheblich geringer als die deutſche, während die übrigen 
Länder für unproduktive Zwecke mehr als Deutſchland ausgeben pro Kopf: 


Stalin . 2 220.2 Bro ME. oder 44 Proz. 
Großbritannien . » „14 » u 77, = eh s 
Frantrih. - . Mn nn "12 „ Pro⸗Kopf⸗Ausgabe. 


Allerdings darf man annehmen, daß die franzöſiſche und engliſche Bevölkerung 
ein größeres Jahreseinkommen pro Kopf hat als die deutſche, aber es kann feinem 
Zweifel unterliegen, daß dieſes Mehr an Jahreseinkommen auch nicht entfernt an 
jene unproduktive Mehrausgabe pro Kopf heranreicht. 

Berechnet man in gleicher Weiſe wie vorher für die Marine-Ausgaben ſo 
and bier für die ſogeuannten unproduftiven Ausgaben eine durchſchnittliche 
Sahres-Pro-Kopf: Ausgabe während der Periode 1880 bis 1897, fo ergiebt ſich 
(wieder unter Außeradhtlaffung von Japan und Rußland) folgendes Bild. 

Die durhichnittlihe Jahres: Pro-Kopf- Ausgabe für „unproduftive Zwecke“ 
während der Periode 1890 bis 1897 — 


in Defterreih . —47 
„Vereinigten Staaten ——— 
„ Deutihland . » : 2. 180 m 
SEHEN 3 ar a 

„ Großbritannien . » . 0. Blog u 
A Frankreich ir ax 40,55 


Delterreih rückt hier mit jeiner Ausgabe ungeachtet jeines weit geringeren Wohl— 
ftandes der deutjchen Ausgabe noch näher, während der Aufwand der Vereinigten 
Staaten trog der unverhältnigmäßig größeren Volkszahl den deutichen fait erreicht. 
Für die übrigen Staaten ftellte fi) die Durchſchnittsausgabe höher als die deutiche: 


Italienn. um 50 Prozent 
Großbritannien. 74 | m 
Sranfreic Auer > + „126 > usgabe 


Alio hier im Allgemeinen dasſelbe günftige Verhältnig für Deutſchland wie beim 
Vergleiche der Ausgaben im Endjahre der Vergleichsperiode, ein Beweis, daß 
unjere Ausgaben fur unproduftive Zwede feine jtärfere Steigerung erfahren haben 
als diejenigen der anderen Staaten, vielmehr im Laufe der ganzen Wergleichd- 
periode verhältnigmäßig ſehr geringe geblieben find. 

Es erhellt, daß aus dem Geſammtaufwande Deutichlands für Landesvertheidig- 
ung und Schuld fein Argument für fein Zurüditehen hinter den Anitrengungen, 
welche die anderen Großftaaten für die Entwidlung ihrer Seemacht bethätigen, 
entnommen werden fanın, 
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II. Die öffentlihen Ausgaben nad ihrer konkreten Zwedbeitimmung. 


Während bisher die Ausgaben für Flotte, Heer und öffentlihe Schuld für 
fih betrachtet wurden, handelt e3 fi) im Folgenden darum, fie einerjeit3 zu der 
gelammten Regierungsausgabe der einzelnen Staaten, andermjeit3 zu deren Auf— 
wand für Zwede der Kultur und Wohlfahrtspflege (produftive Ausgabe“) in 
Verhältniß zu jegen. Die erforderlichen Zufammenftellungen finden ſich in den 
Tabellen XI bis XVII Sie geben ein Bild von dem gejammten Ausgaben: 
weien der Staaten und großen Gemeinden, und injofern auch einen Weberblid über 
bie ftaatlihe und fommunale Wirkſamkeit auf allen Gebieten des öffentlichen Lebens. 

Dieje Unterfuhung beruht auf einer Kombination der Neichd- und Staats» 
ausgaben mit denjenigen der jeweiligen Hauptitadt. Sie eritredte fich auf die 
fünf größten deutichen Bunbdesitaaten, auf Delterrih— Wien und Frankreich — 
Seine— Departement — Paris. 

Bon den ftaatlihen Ausgaben betragen — die eigentlichen Regierungsaus— 
gaben in Preußen, einichließlich einer — dem Verhältnig der Einwohnerzahl 
entiprehenden — Quote von 60 Prozent der Neichdausgaben 36,1 Mi. pro 
Kopf. Davon entfallen nur 2,, ME. oder 6,,, Prozent auf die Marine ein- 
ichließlid der betreffenden Penfionen; die Ausgaben für den Invalidenfonds ent— 
fallen jo gut wie ganz auf das Landheer. Die Prosftopf-Ausgabe für die Landes» 
vertheidigung überhaupt ift 14,0 ME. — 40,,, Prozent der Gelammtausgabe. 
Unter Hinzurehnung der Schuldkoften beträgt die Pro-Kopf-Ausgabe für die jo- 
genannten „unproduftiven Zwede” insgelammt 18,,, ME. oder 51,,, Prozent 
der gefammten NRegierungsaudgaben. An letzteren Zahlen iſt für die internatios 
nalen Vergleiche feitzuhalten. Won der geſammten ftaatlihen Regierungsausgabe 
bleibt alio für produktive Zwede noch 17,,, ME. pro Hopf oder 48,,, Prozent 
frei. Es muB indellen darauf hingewiejen werden, wie diefe Zahlen ungünitig 
durch die Nichtberüdjichtigung der Ueberweiſungen an die Gemeindeverbände, die 
nur produftiven Zweden dienen, beeinflußt werden. Die Wirkung dieſes Um— 
ſtandes verjchwindet bei der nunmehrigen Darjtellung der fkombinirten Staats: 
und Lofalausgaben, welde injofern ein zutreffenderes Bild bieten. Won der ge 
jammten Regierungsausgabe pro Hopf an Staat3= und Zofalaufwand zus 
fammen, von 92, ME., entfällt auf die Marine inklufive Penfionen nur 
2a Me. = 2,3 Prozent, auf die Landesvertheidigung indgefammt 14, = 
15,50 Prozent und auf die jogenannten unproduftiven Ausgaben Landesver— 
theidigung und Schuld zufammen) 20, ME. = 22,,; Prozent. Bon der ge 
jammten Pro-Stopf-Ausgabe bleiben alſo nod 71, ME. =177,,; Prozent für 
produftive Zwede frei, das heißt unfere Ausgabe für letztere beträgt 345 Proz. 
unferer unproduftiven Koften, übertrifft diefe aljo um das 2'/, fache. Allein für 
Unterricht, Kunst und Wiſſenſchaft wenden wir ebenjo viel auf, wie für Heer 
und Flotte zufammen, nämlich 14,,, ME. pro Kopf und 15,7; Prozent der Ge: 
jammtausgabe, — doppelt fo viel aber für die Pflege der Volfswirthichaft, bie 
Förderung des Nderbaues, des Handel3 und Gewerbes, nämlich 30, ME. oder 
annähernd '/, unferer gelammten öffentlichen Ausgaben. Auf die jozialpoliti 
ichen Aufgaben unter Ginrehnung der Gejundheitöpflege entfallen faſt 10 Mt. 
pro Kopf und mehr als des gelammten Aufwandes. Bon einem gefähr- 
lichen Weberwiegen der unproduftiven Ausgaben oder gar von einer „Erdrüdung 
der Stulturaudgaben” durch fie fann ſonach feine Rede ſein. Schon die Aus— 
gaben für die Woltswirthichaft übertreffen die gefammten unproduftiven Aus— 
gaben jehr erheblich, fait genau um 50 Prozent. 
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Die Zujanmenstellungen für Bayern-München, Sachſen-Dresden, Württem— 
berg Stuttgart und Baden-Karlsruhe ergeben im Wejentlichen ein gleich günftiges 
Bild wie die bisher erörterte Zulammenftellung für Preußen: Berlin. Es ent: 
fallen auf die „unproduftiven Ausgaben“ an Staat: und Lokalaufwand zu— 
fanımen: in Bayern-Miünden, 33,0, ME. pro Kopf — 27,4 Prozent bei 86, Ger 
fammtausgabe, in Sadhjen:Dresden, 22,.;, Mi. pro Kopf = 25,9 Prozent bei 
89,55 ME. Gejammtausgabe, in Württemberg. Stuttgart 18, Mi. pro Kopf = 
19,5. Prozent bei 93,,, ME. Geſammtausgabe und in Baden-Karlsruhe 18,,, ME. 
pro Hopf = 20,,, Prozent bei 88.5 Mk. Gejammtausgabe, Die int Vergleiche 
mit Preußen =Berlin um ein Geringes höhere unproduftive Ausgabe der beiden 
eriteren Staaten erklärt fi) durch die etwas ftärfere Verichuldung Münchens und 
Dresdens, wobei indeſſen zu bemerken ift, daß für dieſe Städte die Ausſcheid— 
ung des Antheiled der jtädtiichen Werfe an den Schuldkoften nicht mit der gleichen 
Bollitändigfeit wie für Berlin möglid war. Dagegen ift in Württemberg:Stutt- 
gart und Badensstarlöruhe die unproduftive Ausgabe jowohl im Stopfbetrage wie 
im Berhältniffe zum Geſammtaufwande geringer al3 in Preußen: Berlin. Im 
Folgenden find ſtets die Verhältniſſe für Deutichland = Preußen » Berlin als für 
Deutichland typiich angejehen und zu Grunde gelegt worden. 


Der zunächſt vorzumehmende Vergleih der öfterreihiichen Ausgaben iſt 
namentlich deshalb lehrreich, weil Deiterreich, verglichen mit den anderen Groß: 
ftaaten, überaus wenig für die Yandesvertheidigung ausgibt. Allerdings bleibt 
auch, abgejehen von der ganz anormal niedrigen Marineausgabe, der Kopfbetrag 
der Ausgaben für die Landesvertheidigung insgeſammt hinter dem deutichen um 
6,4 ME. oder fait 44 Prozent zurüd, aber von der gefammten Regierungsaus— 
gabe macht der militäriihe Aufwand Dejterreihs doch nur 8,,; Prozent weniger, 
und bei Einbeziehung der Lokalausgaben jogar nur 3,0, Prozent weniger aus 
als in Deutichland. 


Zutreffender wird aber, wie angegeben, der Vergleich, wenn beiderjeits bie 
geiammte unproduftive Pro-Kopf-Ausgabe an Staat! und Lolalaufwand 
zufanmengenommen wird. Alsdann ergibt ſich folgendes Bild. Es entfallen: 





bei einer | auf | = 
Regterungsansgabe | MNproduftine 
\ Aus 2 
pro Kopf von — Pro-Hopf-Ausgabe 
Mart Mark | 
in Teutihland . » . . 92,10 | 20,85 22,0 


„ Oecterrih . . . - 64,71 22,30 | 34,00 
| 
| 
| 


Alſo in Oelterreih der Pro: Ktopf= Aufwand Für umproduftive Zwecke um 
1,4 ME. oder aber um 12,,, Prozent der Gefammtausgabe höher als in Deutich- 
land, d. h. in Deiterreih entfällt fait '/, der Regierungsausgaben pro Kopf 
mehr auf die unproduftiven Ausgaben als in Deutichland. 


Für produftiven Aufwand bleiben demnach frei pro Kopf: 


m Ociterrih . . 2 2.0.42, ME, 
ed — - + : «en 
Aunalen bed Deutfchen Reichs. 1898. 4 






E 
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aljo mehr 29,50 ME. oder 7O Prozent des öjterreichiichen Betrages. Sonach 
entfällt der gelanmmte Pro:ftopf: Mehraufwand Deutichlands Deiterreih gegenüber 
von 28, und noch 1,,, ME. darüber lediglich auf produftive Zwede. Dieſen 
Mehraufwand fann aber Deutjchland in Folge feines erheblich größeren Volks— 
wohlitandes und — wie der dritte Abjchnitt der Unterfuhungen des Näheren er= 
geben wird — ber weit höheren Ginfünfte aus dem Staatövermögen und den 
Staatöbetrieben ohne höhere Steuerbelaftung aufbringen. 


Hinfihtlih des Mehraufwand: Deutſchlands an produftiven Ausgaben ift 
hervorzuheben die unverhältnigmäßig höhere Mehrausgabe Deutſchlands für Pflege 
der Volkswirthſchaft von 13,,; ME. pro Kopf und 7,,, Vrozent der gelammten 
Ausgabe; die Mehrausgabe Deutihlands pro Kopf beträgt hier 84 Prozent 
der öfterreihiihen Pro-Kopf-Ausgabe. Auch unfer fozialpolitiiher Aufwand- 
einichließlich desjenigen für die Gejundheitöpflege übertrifft weit den entiprechenden 
Aufwand Defterreihs; er ift im Kopfbetrage mehr als doppelt und im Verhält— 
niffe zu der geſammten öffentlichen Musgabe 1'/, mal jo hoch wie in Oeſterreich. 


Zunächſt beweift die franzöfiiche Tabelle aufs Neue die befannte Thatſache, 
Tranfreih hat befanntlih im Verhältniffe zu feinem Volkswohlſtande überaus 
hohe öffentliche Ausgaben. Die Bevölkerung Frankreichd übertrifft die preußiiche 
um etwa "/,, und auch der Volksreichthum mag in Frankreich wohl etwas höher 
jein al® bei uns; aber er dürfte weit über das PBerhältniß der beiderjeitigen 
Bolfseinfommen hinausgehen, wenn die ftaatlihen NRegierungsausgaben Yranf: 
reichs im Gejammtbetrage doppelt jo groß find wie die preußiichen und bie 
fegteren im Pro-Kopf-Betrage um 68 Prozent überfteigen oder wenn gar die 
fombinirte ftaatlihe und Lokale Pro: Kopf» Ausgabe in Frankreich Paris fait 
doppelt jo hoch ift ala in Preußen: Berlin. Es hängt dieß mit der Thatiache 
zufammen, daß Paris für eigentliche Negierungszivede (1896) dem abjoluten Be 
trage nad) fait drei Mal jo viel ausgibt, wie Berlin; hauptiäclich aber geht die 
unverhältnigmäßig höhere Pro-Kopf-Ausgabe in Frankreich Paris aus der hohen 
ftaatlihen und kommunalen VBerichuldung Frankreichs hervor: die Pro-Hopf: Aus: 
gaben für die Staats: und Lofaljchuld zujammen aber mehr ald neun Mal jo 
hoch als in Deutjchland. 

Die franzöfiiche Ausgabe für die Flotte it nicht nur, wie im I. Abjchnitte 
näher angegeben, pro Kopf höher alö die deutiche, Tondern jie bildet auch einen 
höheren Prozentiag der gelammten Regierungsausgabe: fie macht mit 6,; ME. 
pro Kopf 10, Prozent, die deutiche hingegen mit 2,,, ME. pro Hopf nur 6,4 
Prozent der jtaatlichen Regierungsausgabe aus. Der Antheil der franzdfiichen 
flotte an der jtaatlichen Regierungsausgabe beträgt alio 165 Prozent des ent: 
iprechenden Antheiles der deutichen Flotte. Auch von den fombinirten ftaat- 
lihen und lofalen Negierungsausgaben entfällt in Frankreich ein erheblich 
höherer Prozentſall auf die Warineausgaben als in Deutichland, nämlich 3,35 Proz. 
gegen 2,35 Proz. d. h. die deutjche und die franzöfiiche Flotte nehmen an den 
fombinirten itaatlichen und lofalen Negierungsausgaben ihrer Länder Theil in 
dem Verhältnifie von 100:142. — Die Pro-Stopf-Ausgaben für die Landes: 
vertheidigung allein (alſo ohne Schuldkoiten) find in Frankreich viel höher als 
in Deutichland: 20,5; beziehungsweile 20, ME. gegen 14, Mk. Wenn das 
gegen nach dem Tabellen dad prozentuale Verhältniß der Landesvertheidig- 
ungsausgaben zu der Gelammtausgabe in Frankreich geringer ericheint als in 
Deutichland (33,53, Prozent aegen 40,, Prozent beziehungsweile 11,,, Prozent 
gegen 15,5, Prozent), jo iſt in dieſer Hinſicht — und dies trifft ebenjo für das 
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eben erörterte Verhältnig der Marineausgaben zu — die PVergleichbarfeit der 
Prozentjäge beinträdhtigt durch die außerordentlih hohe Schuldausgabe Frank— 
reichs, welche den Prozentbetrag der füämmtlichen anderen Ausgabepoiten entiprechend 
drüdt. Läßt man beiberjeit® die Schuldfoften außer Betracht, jo entfällt von 
der gelammten Ausgabe auf die Landesvertheidigung in Frankreich, falld nur die 
Staatsausgaben berüdfichtigt werden, ein höherer Prozentfag, falld auch die 
Lokalausgaben in Anjag kommen, der gleiche Prozentjag, wie in Deutichland. 


Auf die gefammten unproduftivden Ausgaben entfallen von den 
Staat3audgaben: 
in Sranfreih . Al, ME. pro Kopf = 67, Proz. der geſammten 
„ Deutihland. 18, „ „ = Slu Regierungdausgabe. 


Es iſt alfo nicht nur die ſtaatliche Pro-Kopf-Ausgabe für unproduftive 
Zwede, wie auch ſchon im erſten Abichnitte der Unterfuchungen dargelegt wurde, 
in Frankreich jehr viel höher als in Deutichland, fondern diefe höhere franzöfiiche 
Ausgabe maht auch einen größeren Prozentſatz der geſammten jtaatlichen Ne: 
gierungsausgabe aus, und zwar beträgt der Antheil der unproduftiven Ausgabe 
an der jtaatlihen Gejammtregierungsansgabe in Franfrei 32 Prozent. des ent- 
iprechenden deutichen Antheils. Noch weit ungünftiger für Frankreich geftaltet 
ih das Verhältnig bei Gegenüberftellung der unproduftiven Ausgaben mit ber 
Geiammtheit der jtaatlihen und lofalen Ausgaben. Sie betragen 

in Franfrid . . 20. 77,5 ME. oder 42,9, Prozent 5 der Gejammt- 

„ Dentihland . . » » WO u MM m ausgaben, 

das heißt der Antheil des unproduftiven Aufwandes in Staat und Gemeinde zu— 
ſammen am gelammten Negierungsaufwande iſt in Frankreich 191 Prozent des 
deutichen Antheils, aljo fait das Doppelte. 


Für provuftive Zwecke bleiben demnach frei: 
von den Staatsausgaben: 


in Sranfreih . . 19,5 ME. pro Hopf = 32,, Proz. | der gejammten 


" 


„ Deutihland . 17a» nn = Bi m | Staatsansgaben, 
von den fombinirten Staatd- und Lokalausgaben: 
in Sranfrih . . . 103,50 ME. pro Kopf = 57, Prozent, 
„Deutſchland 711 oe el 5 


Der nur unbedeutend höhere ftaatliche Pro-Kopf-Aufwand ———— für 
produktive Zwecke wird ſeinem etwas höheren Volkswohlſtande ungefähr ent— 
ſprechen, während der Mehraufwand an gemeindlichen Ausgaben in der größeren 
politiſchen und kulturellen Bedeutung der Stadt Paris für Frankreich ſeinen 
Grund hat. Wie wenig aber dieſe Mehrausgabe Frankreichs für produktive 
Zwede im Berhältniffe zu feinem gelammten Mehranfwande Deutichland gegen 
über jteht, zeigt der Vergleich der obigen Prozentſätze, wonach der Antheil der 
produftiven Ausgabe an der Gejammtausgabe in Deutichland 150 beziehungs— 
weile 136 Prozent des franzöliichen beträgt, dieſen alio um die Hälfte, bezieh— 
ungsweile mehr als ein Drittel überiteigt. Noch deutlicher aber erhellt das 
weniger günftige Verhältnig der produftiven Ausgaben Frankreichs zu jeinen une 
produftiven aus folgender Zufammenftellung. Cs beträgt in Prozent der bes 
treffenden deutichen Ausgaben in Frankreich 

dad Mehr an produftiven Ausgaben: 
Staatdausgabe allein: Staat: und Lokalausgaben: 
12 Prozent, 44 Prozent, 
45* 


Tas Fl SHERAeIeR. 





dagegen das Mehr an unproduftiven Ausgaben: 
Staatsausgaben allein: Staats- und Lokalausgaben: 
121 Prozent 273 Prozent. 
Im Bergleibe mit Deutichland ift alio der unproduftivde Mehraufs 
wand Frankreichs für Staat und Gemeinde über ſechs Mal, und für den Staat 
allein über zehn Mal jo groß wie der produftive Mehraufwand. 


Die deutiche Finanzgebahrung kommt demmach in viel höherem Make pro= 
duftiven und kulturellen Sweden zu Gute als die franzöfiiche. 

Im Einzelnen möge hierzu Folgendes bemerkt werden. Die verhältnig- 
mäßig etwas geringere Ausgabe an allgemeinen Verwaltungsfoften in Frankreich 
im Bergleiche mit Deutichland rührt namentlich daher, daß der franzöfiihe Staats— 
und Kommunal: Etat ftellenweife eine weitergehende Vertheilung der often der 
Behörden auf die einzelnen Rubriken ermöglicht als die entiprechenden deutichen 
Etat. Der Aufwand Franfreihs zum Schutze der auswärtigen Intereſſen it 
auch im Verhältniß zur Gejanımtausgabe höher als derjenige Deutichlands, und 
zwar in Folge der erheblichen Ausgaben Franfreihs für feine Kolonien. Da— 
gegen entfällt auf alle übrigen produftipen NAusgabearten in Frankreich 
jeine Stolonien, Dagegen entfällt auf alle übrigen produftipen Ausgabe 
arten ein weit geringerer Prozentiag der Gelanımtausgabe ald bei und. Für 
Nechtöpflege 2c. Stellt ih der Antheil der Ausgabe am Geſammtaufwande 
in Frankreich und Deutihland wie 100 zu 144, für Gejundheitspflege wie 
100 zu 188, für Unterricht, Kunſt und Wiffenihaft wie 100 zu 149. Die 
höhere Pro-Kopf-Ausgabe Frankreihs für Pflege der Volkswirthſchaft erklärt ji) 
binfichtlih der ftaatlihen Ausgaben dadurch, daß unter diejen für Frankreich 
die ſämmtlichen jehr bedeutenden ftaatlidien Subventionen an die privaten Eiſen— 
bahngeiellichafien anzuiegen find, während für Deutichland- Preußen demgegenüber 
nur die viel geringeren außerordentlichen Gijenbahnausgaben zu berechnen jind, 
binichtlich der gemeinlichen Ausgaben aber dur die fehr erheblichen Aufwend— 
ungen der Stadt Paris für Straßenerweiterungen, die allerdings auch einen jehr 
erheblichen Theil der Pariſer Stadtſchuld verurſacht haben, und die aud Berlin 
in abjehbarer Zeit bevorjtehen dürften. Indeſſen ift auch der Antheil des Auf⸗ 
wandes fir VBolkswirthichaftspflege an der Geſammtausgabe in Deutichland höher 
als in Frankreich; der deutiche Antheil beträgt 118 Prozent des franzöſiſchen 
Dieſes Verhältniß ſtellt fih für „Sozialpolitif und Armenpflege“ zu Gunſten 
Deutichlands auf 141 Prozent; es ift aber noch bejonders darauf hinzumeilen, 
dab unter den deutichepreußifchen Ausgaben lediglich die in den Etats ericheinenden 
berüdfichtigt find, nicht alfo auch die ganz ungleich höheren Aufwendungen der 
öffentlichen DVerficherungsfaffen auf Grund der iozialpolitiichen Gejege, — Auf 
wendungen, denen die beiden anderen Vergleichsitaaten nichts Entſprechendes an 
die Scite Stellen können. 2 

Für die übrigen außerdeutſchen Staaten konnte, wie erwähnt, Die Yerlegun 
der öffentlichen Ausgaben nad ihrer Zweckbeſtimmung nicht in der glei | 
dehnung borgenommen werden. Einen gewiiien Erſatz hierfür bietet 
der nunmehr für ſämmtliche Staaten durchzuführende Vergleih des 
und unproduftiven Aufwandes mit der jtaatlichen Gelammtausgabe. 

Bei dieſem Vergleiche ift fir ſämmtliche Staaten dasjenige Jahr 
zu legen, für welches das Deckungsverhältniß feitgeitellt wurde, wobei 
wiederholt daranf hinzuweiſen iit, daß für Deutichland gerade im dieſen 
(1897,98) die Marineansgaben verhältnigmäßig hohe waren. | 
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Es betrug: 








alio in Prozent der 


die pie ro Sn ‚Ausgabe Gejanmtsausgabe die 


—3 für die Marine Marineausgabe 
Ka * ausſchließl. einſchließl. 
— ausichl. einſchl. 
Penſionen Penſionen 
art | Wert | ——— 














in Deutichland 1897/98. . . . 38,0s 2,10 2, 5,5 | 5,1 
„ Oeiterreih 1897 ...... 33,07 0,08 — lo | — 
„Frankreich 18873.. 65,06 — 6,18 — | 8,4 
„ „jtalien 1896/97 . . > 36,3 2,16 — 6,: _ 
„ Großbritannien 1896, 97... 44 — 11,00 _ 24,5 
„Rußland 1896/97 . . e 19,06 1,00 — 5,2 — 
„Vereinigte Staaten 1896, 97 . 25,03 1, _ 6,8 — 


Abgeſehen von Oeſterreich, wendet alſo nur Rußland einen annähernd gleich 
geringen Theil ſeiner Geſammtausgabe für Marinezwecke auf, wie Deutſchland, 
die anderen Staaten dagegen erheblich mehr, und dieſes Mehr beträgt: 


für Italien. . . .. I 

Vereinigte Staaten 1, | j 
2 Srontreid a — 3* Prozent ihrer Geſammtausgabe. 
„ Großbritannien. . . 18, 


In Prozent des deutichen Antheils berechnet, überiteigt ſomit ter Ans 
theil der Marineausgabe an der — — den deutſchen Antheil: 


in Italien. .. . 22 Prozent, 
„Vereinigten Staaten um 24 z 

»„ Sranfrih um . . . ..65 R 

„ Großbritannien um 330 


Dabei haben die Seeintereffen Deutichlands, wie in der früher überreichten 
Dentichrift nachgewiejen ift, für unfer wirthichaftliches Leben eine ausichlaggebende 
Wichtigkeit, ficherlich eine größere ald in allen genannten Staaten mit Ausnahme 
von Großbritannien. 

Audererjeitö stellt der Wergleih der Pro-Kopf-Ausgabe für „unproduftive 
Zwede" mit der Geſammt-Pro-Kopf-Ausgabe wieder unſere günftige Finanzlage 
in ein helles Licht. Es beträgt nämlich: 

















bei einer Ger | die Pro⸗Kopf—⸗ | } 
jammt-Pro= Ausgabe für | alfo Prozent der 
Kopf-Ausgabe |unproduftive) Gejammt-Pro- 
von Zwede | Kopf-Ausgabe 
Mark Mart | 
in Deutichland- Breußen) 1807708 38,06 18,51 | 47,5 
" Oeſterreich 1897.. 383,2 16,00 | 50,8 
„Frankreich 1897 . . . 2... 69,08 41,03 63,1 
„ alien 1896/97 . . ———— 36,18 26,07 72,8 
— Großbritannien 1896/97 ar vi 44,58 33,0» 72,8 
» Rufland 1896/97 . . 19,08 9,5 Sl. 
e — Staaten 1896/97 . i 25,08 15,06 | 58,1 


) i. bier Die geiammte jtaatliche Ausgabe, abzüglich der Betriebstoiten der Staats 
betriebe. SE die Summe der Regierungsausgaben einichl. der Ueberweiſungen an die Ge— 
meindeverbände und der Vermwaltungstoiten der öffentlichen Abgaben. 
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In fämmtlihen Staaten entfällt aljo ein größerer Prozentjag der Geſammt— 
ausgabe auf die unproduftiven Zwecke als in Deutjchland, und zwar: 


in Defterrid -. - : 2... 3,, Prozent 

= Ra .» » 4 33 ” 

„ Stalin {og - . . .» .. .» 25, * 

„ den Vereinigten Staaten . . . 10, n hauptſächlich wegen der hohen 


Militärpenfionen. 

Die Differenz beträgt in Franfreih 15,, Prozent, in Großbritannien jogar 
25,, Prozent. Der Antheil der militäriichen Aufwendungen an der Geſammt— 
ausgabe ift alſo in diefen Staaten um */, bezw. ?/, höher als in Deutichland. 
Dieſes iſt der Fall, obwohl die Gejanmtausgabe jener Staaten wie ihre Pro: 
Kopf-Ausgabe die deutjche weit übertrifft, und zwar in einem das Berhältnik 
des beiderjeitigen Wolfswohlitandes überfteigendem Maße. 


II. Die Dedung der öffentlihen Ausgaben in den Großitaaten. 


In den beiden bisherigen Abjchnitten wurde vollitändig abgeiehen von der 
Frage der Dedung der öffentlihen Ausgaben in den Wergleichöftaaten. Die 
nunmehr vorzunehmende Unterfuhung dieſer Frage bildet die nothwendige Er: 
gänzung der biöher gewonnenen Nejultate, namentlich infofern ein vergleich3weiie 
günstiges Dedungsverhältniß, nämlich ein jolches mit verhältnigmäßig geringerer 
Belaftung der Staatsangehörigen, den Staaten höhere Ausgaben überhaupt und 
indbejondere auch für unproduftive Zwecke geitatten fann, während jolche ver: 
hältnigmäßig höheren Ausgaben bei einem ungünftigeren Dedungsverhältniiie 
noch bedenflicher ericheinen müfjen. Des Weiteren aber vermag überhaupt erit 
die Unterfuhung der Ausgaben-Dedung dem bisher gewonnenen Bilde der finan— 
ziellen Lage der verichiedenen Staaten, joweit diefe Gegenitand der Unterſuchung 
war, die richtige Farbe zu geben. 

Die Unterfuhung der Dedungsfrage ift aber auf die Staatsaudgaben 
zu bejchränfen, da die bunte Verjchiedenheit der finanziellen Verhältniſſe der Ge- 
meinde Schon nicht geitattet, für einen einzelnen Staat eine Gemeinde auch nur 
annähernd als Typus ihrer Stategorie zu bezeichnen, und vollend3 internationale 
Vergleiche durchaus verbietet. 

Dabei hat Japan völlig auszufcheiden, und zwar aus folgendem Grunde: 
Für die jämmtlichen Vergleichditaaten jind hier, wie auch bisher, ftet3 die Ge- 
fammt-Auögaben und »Ginnahmen in Vergleich zu ftellen, da die Staaten zwiichen 
ordentlichen und außerordentlichen Ausgaben und Ginnahmen nicht nad) dem 
gleichen Prinzipe untericheiden und deshalb nur der Vergleih der Geſammt-Aus— 
gaben und -Einnahmen ein verwerthbares Bild liefert. Es find aber auch in 
dem Endjahre der BVergleichöperiode für die verglichenen Staaten außer Japan 
die außerordentlihen Ausgaben oder Einnahmen nicht etwa derartig hohe oder 
geringe, daß dadurch die Vergleichbarkeit beeinträchtigt würde. Dagegen bat Japan 
gerade im Jahre 1896/97 ganz unverhältnigmäßig große außerordentliche Aus: 
gaben und Ginnahmen; die eriteren betrugen über 35 Prozent der Geſammtaus— 
gabe, die legteren fait 37 Prozent der Gejammteinnahmen (einjchl. Ueberihuß des 
Vorjahres). Auch ericheint es nicht zuläfig, etwa dad Budget Japans für 1895/96 
zu Grunde zu legen, weil diejed Jahr jhon zu weit zurüdliegt und das damals 
noch recht geringe Budget den heutigen Finanzverhältnifien Japans nicht mehr 
entipriht. Es iſt deshalb für Japan lediglih das Deckungsverhältniß unter 
Zugriumdelegung nur der ordentlihen Ausgaben und Cinnahmen ermittelt 
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und zum Vergleiche das entſprechende Dedungsverhältnig für Deutſchland-Preußen 
beigeſetzt. 

Das Deckungsverhältniß im Endjahre der Vergleichsperiode ergibt fol— 
gendes Bild. 

Von den etatsmäßigen Ausgaben — abgeſehen von denjenigen der Staats— 
betriebe vergl. Erläuterungen — werden gedeckt: 








durch Nerto-Eins 





nahmen ans Ztaat& durch kleinere durch öffent: 
betrieben nud der Be Ver— durch | _ liche Abgaben 
thetligung an Bribat: 8 ZUMME | Zraye Km 
betrieben, aus dem waltungs An RIEERIEN i 
Ztaate gebörigen | Einnahmen 1 bis 31bühren in den 
— Fouds ohne Ge— leihen verſchiedenen 
md ans llcberichitiien hen Tarp 
früherer Ainanzjahre bũhren Formen 
Prozent Prozent Prozent Prozent Prozent 
1. 2 a. 4 53. 
in Deutfchland-Preußen In 34,31 4,55 3,86 42,18 57. 
„ Deiterreihh 1897. . l,os 2,2 — 41 95,85 
„ Stankreih 1897. . . . . 2,0 3,0 — 6,30 93,10 
— Stalien 1896/97... ... ... 2 us 2,08 3,51 11,» 88 10 
„ Sroßbritannien 1896/97, . 5,51 1, — 7 ꝛe 92,78 
„ Nußland 1896/98 . . 9,00 1,0 10,55") | 21,.s 78,12 
„ Vereinigte Staaten 1896/97 ca. 2 ca. 2rs — 52 94,7 
amter Yugrundelegung nur ber 
ordentlichen Ausgaben und 
Einnahmen: 
TVeutichland-Breußen 1897/98 35,10 4,0 — 40 45 59,55 
„apan 1896/97 . . j 20,07 8,25 — 28,35 Tl,ss 


In Spalte 5 find die Gebühren mit den Steuern zujammengerechnet als 
Ginnahmen, die eine Belaitung der Staatsangehörigen enthalten. Dieje Zur 
jammenftellung rechtfertigt ſich aus öffentlichrechtlichen Gründen ; indeſſen iſt darauf 
hinzuweiien, daß die Gebühren den in Spalte 1 verzeichneten privatwirtbichafts 
lihen Einnahmen injofern einigermaßen nahe jtehen, als fie vorwiegend ein Entz. 
gelt für bejondere ftaatlihe Leiftungen bilden. Die Gebühren der Bolt: und 
Telegraphenverwaltung find mit zu den privatwirthichaftlichen Erwerbseinfünften 
‚gerehnet worden. — Für Deutichland ijt dasjenige Dedungsverhältniß zu Grunde 
gelegt, welches fich bei Kombination der NeichZeinnahmen mit den preußiſchen 
Einnahmen ergibt. Allerdings erzielen die jüddeutihen Staaten aus ihren Eiſen— 
bahnen wohl nicht fo hohe Ueberſchüſſe wie Preußen, und aud die Poſt- und 
Telegraphenverwaltung von Bayern und Württemberg ift wohl weniger ventabel 
als diejenige des Reiches. Dafür haben aber die Mittel- und Stleinitaaten 
großentheild einen alten und äußerſt ergiebigen Domanialbelig, jo daß für Deutich- 
fand indgefammt ſich das Dedungsverhältniß kaum erheblich weniger günftig ges 
ftalten dürfte, als da3 oben dargeitellte für Preußen. 


Die Tabelle zeigt, ohne daß es einer weiteren Grläuterung bedarf, das 
ganz unverhältnigmäßig günftige Dedungsverhältnig Deutichlands im Vergleiche 
mit jämmtlichen anderen Vergleihsitaaten. Nein Staat deckt auch nur halb 
jo viel von jeinen Ausgaben ohne Belaftung durch öffentliche Abgaben wie 
Deutichland; die Mehrzahl der Staaten ſogar mod lange nicht ein Wiertel 
jo viel. 
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Im Endjahre der Vergleichsperiode (1897/98 beziehungsweile 1896/97) be 
trug die geiammte Pro-Kopf-Ausgabe an Regiernngsausgaben (einſchließlich 
Ueberweiſungen an Gemeindeverbände und Verwaltungstoiten der öffentlihen Ab— 
gaben: 


Prozent 
der deutichen Ausgabe 

alio: 
in Deutichland: ae Be he yes rer ee RE, 
„ Deiterreich 5 an Er a 85, 
ESTER ehe ee de ca Bir 167, 
„Stalien . By 94, 
u: ETORBTNONNIEN: :- 2 2 2 na m A 115, 
‚ Rußland : 19... > 49, 


Vereinigte Staaten (einschließlich der Aus: 

gaben der Einzelitaaten, vergl. Er: 

(äuterungen) . 67. 

Hierbei findet bie verhältnigmäßiig geringe Pro⸗-Kopf-Ausgabe Rußlands und 
der Vereinigten Staaten in der ſtarken Bevölkerung dieſer Staaten ihre Erklär— 
ung, abgeſehen davon, daß der Schwerpunkt des öffentlichen Ausgabenweſens 
der nordamerikaniſchen Union in den Lokalverwaltungen liegt. Die Mehrausgabe 
Großbritanniens im Vergleiche mit Deutſchland dürfte vielleicht dem Verhältniß 
des Volkswohlſtandes in beiden Ländern entſprechen und ebenſo anderſeits die ge— 
ringere Ausgabe Italiens und Oeſterreichs, während die Mehrausgabe Frankreichs 
eine auch im dieſer Hinſicht unverhältnißmäßig hohe iſt und weſentlich mit der 
ſtarken Verſchuldung Frankreichs zuſammenhängt. Dagegen betrug die Pro— 
Kopf-Belaſtung jener Staaten durch öffentliche Abgaben in denſelben Jahren: 


Prozent der 
deutſchen Belaſtung alſo: 

in Deutſchland— Beben wie ee A, 

„Seſterreih ee A 143, 
RUE 2 sn 2 an en A 273, 
„ Italien ma un re ie 145, 
„ Großbritannien . . . . „A m 187, 
„ Rußland — —F a Wi 67, 
„ Vereinigte Staaten 23,72 106. 


Der Vergleich der beiden Ickten Zufammenftellungen zeigt die finanzielle und- 
volkswirthſchaftliche Wirkung des verſchieden günſtigen Deckungsverhältniſſes 
Es beträgt 
die Ausgabe pro Kopf die Belaſtung aber 
mehr (+) oder weniger (—) mehr (+) oder weniger (—) 
Prozent der deutichen Ausgabe: Prozent der deutfchen Belaftung :: 


in Oefterreih -. . . : — 15, + 43, 
„Stanfrid . . .. + 67, + 173, 
SEE 2 6 + 45, 
„ Großbritannien . . + ne + 87, 
„ Rußland . — — 33, 
„Vereinigte Staaten . — 3 + 6. 


Daß das Durhjchnittseinfommen in Rußland (dad ganze Kaiſerreich ift zu. 
Grunde gelegt, alio einſchließlich der altatiihen Befigungen) um mehr ald '/, ges 
ringer ift, al3 in Deurichland, bedarf ebenſo wenig der. weiteren Ansführung, 
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wie da die ftärfere Belajtung Großbritanniend und gar erit Franfreichs, Die 
das 2°/, fache der deutichen beträgt, in gar feinem Verhältniffe zu dem anzu— 
nehmenden höheren Volksreichthum fteht. In Deiterreih und Stalien ift der 
Volkswohlſtand notoriſch geringer, als in Deutichland- Preußen, die Belaftung 
durch öffentliche Abgaben beträgt aber faft dad 1'/, fache der deutichen. 

In den Vereinigten Staaten wird dad Durdjchnittseinfommen der großen 
Menge der Steuerzahler — die dortigen höchſten Einkommen werden feineswegs 
im Werhältniß zu ihrer Leiltungsfähigfeit zu den öffentlihen Abgaben heran— 
gezogen — unter Einrechnung der farbigen Bevölkerung nicht höher fein als in 
Deutihland. Die Staatsausgaben pro Kopf find viel niedriger, und doch über: 
ichreitet die ſteuerliche Belaſtung die deutiche. 

Berechnet man die Belaftung der verjchiedenen Staaten in Prozenten der ges 
ringiten, nämlich der rujfiichen, jo ergibt fich folgende Steigerung in der Bes. 
laftung ; fie beträgt alsdann: 

für Deutichland- Preußen. . 149 Prozent 


„ die Vereinigten Staaten 158 „ alſo + 9 Broz., 

„Oeſterreich 2 2 „+ 698 „ 

Slalien 216 „+ 67 „ 

„ Großbritannien. . BET: „tı128 „ 
Sranfreih . . . » .» . 406 + 257 


Der auf die Einnahmen aus der Anleihe entfallende Prozentſat der Deckung 
der etatsmäßigen Ausgabe iſt für Deutſchland-Preußen ſo gering, daß, auch wenn 
man dieſe Einnahmen unverkürzt den öffentlichen Abgaben zurechnen wollte, das— 
obige Bild ſich nicht irgend wie erheblich ändern würde; die Pro-Kopf-Belaſtung, 
würde bei dieier Berechnung für Deutichland-Preußen 23,,, ME. betragen. Ruß: 
land würde bei gleicher Veränderung 16, ME. Belaftung pro Kopf aufweiſen: 
jeine Belaftung würde in diefem Falle 71 Prozent der beutichen betragen, fich 
alſo im Wergleihe mit Deutichland- Preußen nach obiger Zujammenjtellung nod): 
um 4 Prozent verftärfen; die Belaftung der Vereinigten Staaten würde der 
deutichen fait ganz gleich jein. 

Die im vorigen gewonnenen Berhältnißzahlen geitatten ed, das Maß der 
Adgabenbelaftung zu ermitteln, welches aus den Aufwendungen für die Marine: 
und die „unproduftiven Ausgaben“ überhaupt hervorgeht. 

Zunädhit möge die Belaftung durh Marineausgaben in Vergleih ge: 
ftellt werben; hierbei tritt naturgemäß die Geringfügigfeit der Anftrengungen 
Deutichlands für jeine Seemaht noch deutlicher als im eriten Abjchnitt der 
Unterfuchungen zu Tage. In abfoluten Zahlen beträgt (unter Ausicheidung von 
Deiterreih) die Ausgabe und die Belaitung für Marinezwede — in 1000 Mt. — 





Durch offentliche Abgaben 


Ausgabe für Marine find aufzubringen an 
Marineausgaben 
ausichliehlich |-einichließlich F ausichlieblich | einſchließlich 
Penſionen Penſionen Penfionen Penſionen 

















in Deutſchland 1897,98 . . . 117236 120118 67 083 68 732 
„Frankreich 1897. » . . . — 237749 — 222771 
Ralien 1896/97... . 76846 | — 67 701 J 
Rrobbritannien 1897/98 . . — 446 760 — 414 504 
„ Rußland 1897 . . . 131 785 | — 103 741 | — 
„Vereinigte Staaten 1896, 97. 130200 | — 123391 — 
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Obwohl alſo Deutſchland im Jahre 1897/98 eine im Vergleiche mit den 
Vorjahren erheblich höhere Marineausgabe aufweilt, und obwohl die deutſchen 
Seeintereflen diejenigen aller anderen Nationen, abgeiehen von Großbritannien, 
ſehr erheblich überfteigen, iit in feinem der Staaten die Belaftung durch Marine- 
ausgaben ihrem abjoluten Betrage nad jo gering wie in Deutichland. Sie ift 
jelbft etwas geringer als in Italien, obwohl die bdeutiche Bevölkerung die ita= 
lienifche um ?/, der legteren übertrifft. Die Belaftung der Vergleichsſtaaten für 
Marinezwede beträgt in Prozent der deutichen Belaftung: 


in Stalin - » - 2 2... 101 Prozent, 
„ Rußland . EEE 5 
„ Vereinigte Staaten. . . 184 . 
„ Branfrei . . .» . . . 324 e 
‚ Großbritannien + 603 


das heißt: Die Belaftung Rußlands durch Marineausgaben iſt über 1'/, mal, 
diejenige der Vereinigten Staaten über 1*/, mal, diejenige Frankreich faſt 3'/, mal, 
diejenige Großbritanniend gar mehr als 6mal jo ſtark wie die deutiche. 

Berechnet man die Pro=Sto pf- Ausgaben und die Pro-Kopf-Belaſtung 
für Marinezwede in denjelben Vergleihsjahren, jo beträgt 





bei einer Pro-Kopf-Marine | „ie Belaft- 








ausgabe ung durch 
ausschließlich | einſchließlich | Öffentl. Ab⸗ 
Penſionen Penſionen aben für 
von von Marinezwede 
Mark | 
in Deutichland 1897/98. ». . 2 2 2 0. 2,16 | — 1, 
z ee ee ——— — 2a las 
* Deiterreich 1. BE 0,08 — 0,0 
„Frankreich 1897: 2 2 2 2 2 ne — 6,13 5,14 
„ Stalien 1896/97 . . — en 2,40 _ 2,7 
„ $roßbritannien 1897/98 . ae he — 11,ıs 10.4 
„ Rußland 1897 . . RE 1,02 — 
„Vereinigte Staaten 1896/97 - >... l,,7 — L⸗ 





In Prozent der deutſchen Belaſtung berechnet, ſtellt ſich alſo die Marine— 
Belaſtung für: 


Oeſterreich af ... 48 Proz. 
Rußland a Bee le. > 

Rereinigte Staaten „ = MA 

Stalien = .. 175 

Frankreich .. . 456 , 

Großbritannien 821 


Die geringere Belaſtung Oeſterreichs erklärt ſig * deſſen unverhältniß— 
mäßig geringe Ausgabe für Marinezwede, während in Nußland die wegen der 
großen Volkszahl überhaupt jehr kleine Pro-Kopf-Ausgabe auf die Belajtung 
einwirkt. 


Einen Vergleich der Pro-Kopf-Ausgaben mit der Belaſtung für Marine— 
zwecke bietet die folgende Zuſammenſtellung. Es beträgt im Vergleichsjahr 
pro Kopf 
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die Ausgabe: 
mehr (+) oder weniger (—) 
Prozent der deutſchen Ausgabe: 


die Belaftung aber 
mehr (-+) oder weniger (—) 
Prozent der deutichen Belaftung: 


in DOelterrih . . — 71 Bro). . 2 22.2 52 Proz. 
„Frankreich .+ 177° „ 3 rt ie 
„ Stalien . „+ 14 „ en een 
„ Großbritannien + 405 „ . 7721, 
„Rußland. »— 53 — a — 35 „ 
„ Ber. Staaten. — 18 „ — 35 


Die Wirkung des ſo außerordentlich günſtigen Deckungsverhältniſſes in 
Deutſchland, wie ſie dieſe Zuſammenſtellung zeigt, tritt noch klarer hervor bei der 
nunmehr vorzunehmenden Ermittelung der Belaſtung der verſchiedenen Staaten 
für die ſogenannteu unproduktiven Zwecke (Landesvertheidigung und Schuld) 
und bei einem Vergleiche dieſer Belaſtung mit den entſprechenden Ausgaben. 


Unter der wohl zutreffenden Vorausſetzung, daß die übrigen deutſchen Staaten 
verhältnißmäßig gleichviel an Schuldkoſten ausgeben wie Preußen, betrug 


bei einer Geſammtausgabe der durch öffentl. Abgaben 
für „unproduftive Zwecke“ aufzubringende Theil 


von der unproduftiven Ausgabe 
in Deutichland 1897/98 . 1 004 965 575 041 
„ Deiterreihh 1897. 450 729 431 934 
„Frankreich 1897 . 1 591 624 1491 352 
„ Italien 1896/97 833 797 734 575 


„ Großbritannien 1897/88 . 1313 580 1218 740 
„» Rußland 1897 1 232 922 970 556 
„ Ber. Staaten 1896/97 1 108 800 1 050 810 


Nur Deiterreich (tets ohne Ungarn) hat ui weſentlich in Folge feiner 
geringfügigen Ausgabe für die Marine, eine geringere Belaftung für unproduftive 
Zwede als Deutihland ; aber dieje geringere Belaſtung entipricht wider der fleineren 
Bevölkerungszahl noch dem geringeren Volkswohlſtande. In allen übrigen Staaten 
ift die Belaftung eine jehr viel ftärfere, die Mehrbelaſtung beträgt 

in Prozenten 


in Millionen Mart der deutichen Belaftung 


in Italien. 1880 28 
„ Rußland. . . . 336 69 
„Vereinigten Staaten u 6 83 ) mehr 
„ Großbritannien © 2 2 2020202644 112 

„ Hranfeid . 2... 917 159 


Danach haben jelbit — von geringem Wohlſtande als Deutſchland, wie 
Italien und Rußland, eine ſehr erheblich ſtärkere Belaſtung durch unproduktive 
Ausgaben; in den Vereinigten Staaten beträgt dieſelbe mehr als 1*/, der deutſchen, 
in Großbritannien ift fie weit über doppelt jo ftarf, in Franfreih gar das 
2'/,fache der deutihen. Den Riejenfummen gegenüber, welche die Engländer und 
Franzojen an öffentlichen Abgaben für Landesvertheidigung und Sculdfoiten 
aufzubringen haben, ericheint die deutiche Belaitung geradezu geringfügig. 

Ein ebenjo günftige® Bild zeigt der Vergleich der Pro-Kopf-Belaſtung 
für unproduftive Zwede. Es beträgt in den genannten VergleichSjahren : 
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bei einer Pro-Kopf— die Pro⸗Kopf—⸗ 
Ausgabe für Belaftung für 
„unproduftive Zwecke“ von „unproduftive Zwecke“ 

ME. ME. 
in Deutihland . . . . 18,4 10,58 
„Oeſterreich - -» . 16,00 16,30 
„ Stand -. -» . . Al,o 38,45 
„Stille - ». - 2» = 26 283,80 
„ Großbritannien . . . 32,78 30,44 
„ Aubland . . » » . Im T ss 
„ Vereinigten Staaten . 15,06 14,3: 


Ulfo bleibt nur in Rußland mit feinen faſt 129 Millionen Einwohnern in 
Folge der unverhältnigmäßig geringen Pro-Kopf-Ausgabe auch die Pro-Kopf-Be— 
laftung für unproduftive Zwecke noch hinter der deutichen zurüd, während in den. 
ſämmtlichen übrigen Vergleichsſtaaten diefe Belaftung eine ſehr erheblich höhere 
ift; fie beträgt in Prozenten der deutichen Belaſtung: 


für die Vereinigten Staaten . . 135 Prozent, 
„ Scterreid -. . » 2»... 153 „ 
„Italie no or 2 e 

„ Großbritannien . . 2... 287 

„ Sranfreid . » 363 


Sowohl im Vergleiche mit den vor triegeriſchen Ginfällen überaus gejicherten 
Vereinigten Staaten wie mit den Ländern von erheblich geringerem Volksreichthum 
(Oefterreih und Italien) wie auch mit den reicheren Ländern (Großbritannien und 
Frankreich) erſcheint aljo die Pro-Kopf-Belaſtung der deutichen Bevölkerung durd- 
unproduftive Ausgaben noch weniger erheblich, als die oben berechnete Belaſtung 
nad ihrem Gejammtbetrage. 

In welcher Weije hierbei unſer günftiges Dedungsverhältniß mitwirft, zeigt 
die folgende Zujammenjtellung. 

63 beträgt im Wergleichsjahre (welches, wie im erjien Abichnitte dargelegt 
wurde, überdies noch für Deutichland- Preußen ein verhältnigmäßig un günftiges- 
ift) für die fogenannten unproduftiven Zwecke 

die Mehr: (+) oder die Mehr: (+) oder 
Minder: (—) Ausgabe Minder—)Belaftung. 


pro Kopf in Prozent aber in Prozent 
der deutichen Ausgabe: der deutichen Belaftung : 
in Odterrih. - - — 9 Prozent, + 53 Prozent 
„ Branfrih . . . + 122 ö + 263 m 
„Salien . .».. + 44 — + 122 — 
„Großbritannien. + 77 z + 187 n 
„Rußland . . 2. — 48 pr — 29 „ 
„ Vereinigte Staaten — 19 + 35 


Für Rußland ſchrumpft alſo die Minderausgabe pro Kopf von faſt ein 
halb unſerer Ausgabe zu einer Minderbelaſtung von weniger als ein Drittel 
unſerer Belaſtung zuſammen, eine Differenz, welche ſicherlich derjenigen des Volks— 
wohlſtandes nicht gleihlommt, — für Oeſterreich und die Vereinigten Staaten 
bedeutet die im DVergleihe mit Deutichland geringere Pro-Kopf-Ausgabe dody 
eine jehr erheblich ftärfere Belaftung, während das Plus der Ausgabe bei Groß- 
britannien und Frankreich fich für die Belaftung mehr als verboppelt, bei Italien 
aber fait verdreifacht. 
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Die vorhergehenden Berechnungen bezogen fich lediglich auf die jeweiligen 
Endjahre der Vergleichöperiode. Im I. Abfchnitte der Unterjuchungen wurde 
außerdem die Summe der betreffenden Ausgaben für die ganze Periode und die 
durchſchnittliche Jahresausgabe berechnet. Es unterliegt faum einem Bedenken, 
das für die Vergleihsjahre ermittelte Dedungsverhältnig auch auf jene Summen 
anzumenden. 

Bei Anwendung des Dedungsverhältnifies auf die durchichnittlichen Jahres: 
ausgaben ergibt jich Folgendes Bild der durchichnittlichen Belaftung, zunächſt dur 
Marineaudgaben. 

63 betrug in der Periode 1890 bis 1897 (bezw. 1896) die durchichnitt- 
liche jährliche Belaftung, d. 5. der durch öffentliche Abgaben aufzubringende Be: 
trag, für 








Marineausgaben 
insgeiammt jährlich pro Kopf jährlich 








ausſchl. einſchl. ausihl. einſchl. 
Penſionen | Benfionen Penſionen Benfionen 
Millionen | Millionen Mart | Mart 











1890 bis 1897: 
in Deutihlad . . » 2... 49 | 50 0, 0,» 
„Rußland . » 2 22. 87 — 0,11 | — 
„Frankreich.... 2... — 213 — | 5,50 
„ Wroßbritannien . » » . . — 333 — 8,08 
1890 bis 1896: 
in Deutſchland rer 46 | — 0 — 
„Italien. .. 73 — 2,00 — 
„den Vereinigten Staaten. . 118 | — 1,1s | _ 





Die durchſchnittliche jährliche Belaftung durch Marineausgaben betrug alſo 
An Prozenten der deutichen Belaftung: 


für den für den 
Geſammtbetrag Pro-Kopf-Betrag 
Prozent Prozent 
in Rußlannndndd 412728 73 
Italien wre ih 261 
„den Vereinigten Staaten re |; 191 
„Band -» > 2426 556 
„Großbritannien. . . 20.666 871. 


Diefe Zufammenitellung zeigt, wie viel höhere Anfprüce als Deutichland 
während der DBergleichöperiode die anderen Großitaaten an die Steuerfraft der 
Bevölkerung im Intereſſe ihrer Kriegsflotten geftellt haben. Die Gefammtbelait: 
ung für Marinezivede betrug gegenüber Deutichland in Italien mehr als das 
1'/,tadhe, in Rußland fait das 1*/, fache, in den Vereinigten Staaten über das 
2'/,fache, in Frankreich das 4'/, Fade und in Großbritannien über das 6'/, fache. 
Noc stärker ift aber der Unterjchied in der durchichnittlichen Belaitung des ein: 
zelnen Stenerträgers geweien. Wir jehen dabei wiederum ab von Rußland und 
den Vereinigten Staaten, wo übrigens die Pro-Kopf— Belaftung fait die doppelte 
war. Sie betrug für Italien mehr als das 2°/, fache, für Frankreich mehr als 
das 5'/,fache, für Frankreich mehr ala das 5'/,fahe und für Großbritannien 
weit mehr als das 8'/,fache der deutichen. 
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Die folgende Zufammenitellung vergleicht dieſe prozentuale Durchſchnitts— 
belaftung mit der prozentualen Belaftung im Endjahre der Bergleichöperiode 
(1897 bezw. 1896, wie vorher). Es beträgt in Prozenten der deutichen Be— 


laftung:: 





im Endjahre der Ver— dagegen die durdihnitt- 
gleichsperiode die Belaftung [liche Belaftung 1980—1897 








durch (1896) durch 
die gejammten die Pro-Kopf-Jdie gefammten/die Pro Kopf⸗ 
Marines | Marine Marine Marine 
ausgaben | ausgaben ausgaben ausgaben 














Prozent Prozent Prozent Prozent 

in Rußland . -» . 2 2.2. 155 | 75 178 73 
x en — eg 101 175 159 261 
Vereinigten Staaten —— 184 135 257 191 

" , Frankreich. En ae a ah Ka 324 456 426 556 
„ Großbritannien . . . » - 608 821 666 871 


Daraus ergibt fih, wie unſere gegen die Vorjahre etwas höhere Marine: 
ausgabe für 1897/98 den oben vorgenommenen Vergleich der Belaftung im End— 
jahre beeinflußte. Im Laufe der ganzen Periode 1890 bis 1897 (1896) war 
unfere Belaftung durch Marineausgaben, im Verhältniß zu derjenigen der anderen 
Staaten, eine noch geringere ald im Endjahre diejer Periode. 

Für die durchſchnittliche jährliche Gefammt: und Pro-Kopf-Belaſtung durch 
unproduftive Ausgaben in der Periode 1890 bis 1897 (bezw. 1896) 
ergibt fich bei Anwendung des erwähnten Dedungsverhältnifjes folgendes Bild. 
Es betrug die durchſchnittliche jährliche Belaftung durch „unproduftive Auge 
gaben“: 

inögejammt jährlid pro Kopf jährlich 


in Defterrih . . 404 Millionen ME. 16,5, ME. 
„ Deutihland. . 527 — J 
„Italien... 732 — — 23.06 m 
„ Rußland . . 897 fr * — 
„Ver. Staaten . 1136 ir 2 1,0. 
„ Großbritannien 1131 " — Be 
„ Sranfreih . . 1479 u . 38,0 


Somit jtellt fih für die Vergleichsftaaten die durchichnittliche jährliche 
Mehr: (+) oder Minder: (—) Belaftung für unproduftive Zwede auf: 














Geſammtbetrag Pro⸗Kopf· Betrag 

















abſolut Prozent Prozent 
der deutichen | abſolut | der deutichen 
Diltionen Belaftung Belaftung 





in Oeiterreich. 
„Italien. 





+13 +131 


„Rußland . . » . — 20 — 29 
„ Vereinigte Staaten . + 6, + 64 
„ Großbritannien . +18, —+-182 
„Frankreich. 27 270 








Hinfihtlih des durchſchnittlichen Geſammtbetrages der Belaftung für „uns 
produftive Zwecke“ bleibt aljo nur Defterreich etwas Hinter Deutichland zurüd, 
aber die Mehrbelaftung pro Kopf beträgt 60 Prozent. In der Pro-Kopf-Be— 
laftung fteht nur Rußland günftiger als Deutichland, aber auch nur unerheblich 
im Berhältniffe zu dem geringeren Bolfsreihthum. Im Uebrigen weifen ſowohl 
im Geſammt- wie im Pro-Stopf-Betrage die Vergleichsitaaten Deutſchland gegen— 
N über ein jehr erhebliches Mehr an Belaltung auf: in Großbritannien und ben 
Vereinigten Staaten ift fie im Gefammtbetrage weit mehr als doppelt, in Frank— 
reih nicht viel weniger als dreimal jo hoch ald in Deutjchland, während die - 
Pro: Kopf-Belaftung in Defterreih und den Vereinigten Staaten mehr ald das 
1'/,fadhe, in Italien annähernd das 2'/,fache, in Großbritannien das 2*/,fadhe, 
in Frankreich jogar das 37fache der deutichen betrug. 

Diejes jo günstige Bild der unverhältnigmäßig geringen Belaftung Deutſch— 
lands durch „unproduftive Ausgaben” während der Periode 1890 bis 1897 hat 
ih im Endjahre durch unſere jest höheren Marineausgaben nur wenig ver- 
ihoben. Es betrug die Mehr: (+) oder Minder- (—) Belaftung durch unpro— 
duftive Ausgaben Deutichland gegenüber (in Prozenten der deutſchen Belaftung): 


durchſchnittlich im 
bon 1890 bis 1897 GEndjahre der Periode 
für Oefterrih . + 60 Prozent + 53 Prozent, 
„Salen . + 131 — +4 122 
„ Rublad . — 29 © — 29 2 
„ Ber. Staaten + 64 r + 35 " 
„ Großbritannien + 182 = + 187 5 
„ Sranfreih . . + 270 R + 263 


[4 

1 Nur für die Vereinigten Staaten iſt alio der Prozentiat der Mehrbelaftung 
| erheblich zurüdgegangen, was darin jeinen Grund hat, daß bei der Berechnung der 
durhichnittlichen Jahresbelaftung noch die große Schuldentilgung vom Jahre 1890/91 
mit berüdiichtigt ilt; bei den übrigen Staaten find die Abweichungen des End— 
jahres vom Durdichnitt unerheblih. Uniere Belaitung dur) unproduftive Aus— 
gaben iſt alfo nad) wie vor eine außerordentlich und in jeglicher Hinficht un: 
verhältnigmäßig geringe. 


Schlußwort. 


Die Unterſuchung hat im Weſentlichen Folgendes ergeben: 

1. ſtehen unſere bisherigen Ausgaben für die Kriegsflotte hinter denjenigen 
aller anderen europäiſchen Großſtaaten mit Ausnahme von Oeſterreich und 
hinter denen der Vereinigten Staaten zurück. Sie entſprechen in keiner 
Weiſe der Bedeutung, welche die deutſchen Seeintereſſen für unſer Wirth— 
ſchaftsleben und im Verhältniß zu denjenigen der anderen Staaten be— 
ſitzen. 

Während unſere Handelsflotte ſich zur zweiten der Welt emporgehoben 
und unſer Seehandel ſeit 1880 einen außerordentlichen Aufſchwung ge— 
nommen hat, ſind unſere Marineausgaben, ungeachtet ihrer unverhältniß— 
mäßigen Geringfügigkeit im Jahre 1880, in der Folgezeit nach ihrem 
— bier allein maßgebenden — abſoluten Betrage nicht ſtärker, durch— 
gehends ſogar weit weniger gewachſen, als diejenigen der anderen Staaten. 
Das Verhältnif zwiihen den deutfchen Seeinterefien und den Ausgaben 
zu deren Schug im Vergleich zu den anderen Großſtaaten hat eine zu— 


itized by Edogle 
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nehmende Berjchlechterung erfahren: die Rifitoprämie ift weder im Ber: 
hältniß zu dem vergrößerten Objekt noch zu der geiteigerten Gefahren: 
größe erhöht worden ; 

2. hat ſich gezeigt, daß die Aufwendungen für die Landeövertheidigung über: 
haupt, einjchließlich derjenigen für die Schuld, in Deutichland gegenüber 
ben anderen Großſtaaten jehr mäßige find. Im Verhältniß zur Gejammt: 
heit der öffentlihen Ausgaben find jene „unproduftiven Ausgaben“ 
‚niedriger, al irgendwo fonit. 

Daraus folgt, daß aus der Stärke unjerer Nüftung zu Lande und 
ihren finanziellen Anforderungen ebenjowenig ein Argument zu Ungunjten 
der Flottenvorlage entnommen werden kann, wie aus der Befürchtung, 
daß die „unproduftiven Ausgaben“ diejenigen für kulturelle Zwecke in 
unzuläffiger Weife zurücddrängen ; 

:3. ergab eine Unterfuchung der ftaatlichen Einnahmequellen, daß die Belaftung 
ber deutichen Bevölkerung durch Öffentliche Abgaben — abgejehen von der 
weſentlich ärmeren ruffiihen Bevölkerung — geringer, zumeift jehr viel 
geringer ift, ald in irgend einem der anderen europäiſchen Großitaaten 
oder in der nordamerifaniichen Union. Namentlich bleiben auch die An: 
forderungen, welche das Landheer und die Marine an die Steuerfraft 
jtellen, in Deutichland weit hinter denjenigen in allen anderen Groß— 
ftaaten zurüd. 

Nah dem allen liegen irgend welche finanzwirthichaftlihen Bedenken gegen 
die Vermehrung der deutichen Sriegäflotte nicht vor, während die Geringfügig- 
Zeit unferer bisherigen Marineausgaben und die hohe Bedeutung und fortgeiegt 
raſche Steigerung unſerer Seeintereflen ſolche Verſtärkung unabweislich Fordern. 





Die Sonderfellung des bayerifchen Heeres 
und das Reichsmilitärgericht.) 


Von 
Dr. Joſef Graßmann, 


Legationsiefretär im Ef. bayer. Staatsminifterium des f. Haufes und des Aeußern. 


Einleitung. 


Die jchwierigen und mehrmals dem völligen Scheitern nahen ne 
[ungen über die Geftaltung der Militärftrafgerichtsordnung für das Deutjche 
Neich find endlich, 2 Jahre nad) Vereinbarung des einheitlichen Militärſtraf— 
rechtes, zum Abjchluffe gelangt.’) Nur eine Frage ift vom Geſetzgeber abjicht- 
lich offen gelafjen worden, nämlich die Frage, ob Bayern die Erhaltung eines 
eigenen oberjten Militärgerichte® neben dem NeichSmilitärgerichte beanjpruchen 
fann. 

Deshalb beitimmt 8 33 des Einführungsgejeges zur Militäritrafgerichts: 
ordnung: „Die Militärjtrafgerichtsordnung und diejes Geſetz fommen in Bayern 
nach näherer Beitimmung des Bündnihvertrages vom 23. November 1870, 
in Wirttemberg nach näherer Beitimmung der Milttärfonvention vom 21/25. 
November 1870 zur Amvendung. 

Die Einrichtung der oberjten militärgerichtlichen Inſtanz mit 
Nücdjicht auf die Verhältnijje Bayerns wird andermweit gejeglid 
ger 

Die Wortfaffung dieſes jeltjamen, gejeßgeberischen Borbehaltes macht jeine 
Bedeutung nicht ohne Weiteres Kar; 8 38 des Gejeges über die Dienftvergehen 
der richterlichen Militärjuftizbeamten lautet hinfichtlich des bayerischen Anjpruches 
beitimmter und läht gegenüber dem cit. $ 33 erfennen, was an Bayern auf 
dem Gebiete der Mititäritvafgerichtsordnung vorerjt nicht zugejtanden werden 
wollte. Diejer $ 33 beitimmt nämlicd): 

„Diejes Geſetz fommt in Bayern nach näherer Beitimmung des Bündniß— 
vertrages vom 23. November 1870 zur Anwendung; die Errichtung eines 
Disziplinarhofes für die bayerischen richterfichen Meilitärjuitizbeamten bleibt 
der Yandesgejeggebung vorbehalten.“ 


!) Da die nacdhitehend erörterte itaatsrechtliche Streitfrage von aftueller volitiicher Be— 
deutung iſt, glaubt die Redaktion ausdrücklich bemerken zu jollen, daß fie auch der Bertret- 
ung einer abweichenden Anficht Raum zu geben bereit iit. Redattion der „Annalen“. 

?, (Sntwurf einer Militäritrafgerichtsordnung, eines Einführungsgeſehes zur Militär 
itrafgerichtsordnung,, eines Geſetzes, betreffend die Tienitvergeben der richterlichen Militär- 
juſtizbeamten und die unfreiwillige Verlegung derſelben in eine andere Stelle oder in den 
Rubeftand — — den Beſchlüſſen des es in 3. Leſung. Druckſachen des Reichs: 
tages, 9. Leg. B., V. Sellion 1897,98 No. 28 
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Die Deutung des unbeftimmten Ausdrudes in 8 33 „mit Nüdjicht auf 
die Verhältnijfe Bayerns“ ergibt ſich nur aus der Entitehungsgeichichte des 
Geſetzes. Der bayerische Antrag, es ſolle entiprechend der vertragsmäßig ge: 
währleijteten Sonderjtellung des bayerischen Heeres für deſſen Angehörige ein 
bejonderer oberſter Gerichtshof geichaffen oder deſſen Errichtung der Landes— 
gejebgebung vorbehalten werden, wurde abgelehnt. Die Mehrheit des Bundes- 
rathes, insbejondere die preußiſche Regierung, vermochte einen ſolchen Anjpruch 
Bayerns nicht anzuerfennen. Die bayeriihe Regierung hat daher — abge 
jehen von ihrer ablehnenden Haltung gegenüber wejentlichen Grundjägen des 
Entwurfes — dem Gejege und auch namentlich dieſem Vorbehalte nicht zu: 
geſtimmt, um ihren Standpunkt in der Nejervatrechtsfrage volljtändig zu 
wahren. Die nunmehrige Faſſung des 8 33 bezweckt, wie in der Kommiſſion 
und im Plenum des Reichstages ausdrücklich erklärt worden iſt, „hinſichtlich 
der Regelung der oberſten Inſtanz für Bayern in rechtlicher wie thatſächlicher 
Beziehung den status quo oder res integra zu erhalten“. 

Darf num auch angenommen werden, daß die zunächit zwijchen den ver: 
bündeten Fürſten eingeleiteten Verhandlungen zu einer Berftändigung über die 
fünftige Gejtaltung der oberjten militärgerichtlichen Juſtanz führen werden, jo 
erſcheint es doch von Belang, die zur Zeit noch bejtrittene, unſeres Erachtens 
aber wohl gerechtjertigte Annahme, daß Bayern ein Nejervatrecht auf die Er: 
richtung eines bejonderen oberjten Gerichtes für die bayerische Armee befigt, 
ausſchließlich von ſtaatsrechtlihen Geſichtspunkten aus, in zuſammen— 
faſſender Darſtellung zu prüfen. Denn einerſeits iſt zu der von Bayern au: 
geſtrebten Errichtung dieſes Gerichtshofes — abgeſehen von der ausdrücklichen 
Zuſtimmung dieſes Bundesſtaates — noch die Erlaſſung eines Reichsgeſetzes, 
alſo die Anerkennung des Reſervatrechtes durch Bundesrath und Reichstag, 
erforderlich. Andererſeits muß auch für die künftige Geſtaltung der oberſten 
militärgerichtlichen Inſtanz für Bayern der beſondere Schutz des Artikels 78 
Abſatz II der Reichsverfaſſung begehrt und gewährt werden. Das Intereſſe 
an der Feititellung des bayerischen Nejervatrechtes bleibt daher ungejchwächt 
bejtehen, auch wenn die Berftändigung zwiſchen den Bundesfürjten erzielt 
worden iſt. Ä 

Die jtaatsrechtliche Unterjuchung der Nejervatrchtsfrage muß noch einen 
weiteren Punkt berühren. Der k. preußische Kriegsminiſter hat in der Reichs— 
tagskommiſſion (Bericht der Reichstagskommiſſion, Drudjache No. 150 ©. 148) 
folgende auffallende Aeußerung gemacht: „Es jei gerathen und dem freund: 
lichen Verhältniſſe der betheiligten Bundesjtaaten entiprechend, den Weg 
der direkten VBerjtändigung offen zu lajjen und die eventuelle Anwendung des 
Art. 76 der Neichsverfafjung zumächit nicht in Betracht zu ziehen.” Da 
wir dieſer Auffaſſung grundjäglich und im Intereſſe des Bejtandes jämnıt= 
licher Reſervatrechte widerſprechen müſſen, iſt es gerechtfertigt, im Anſchluſſe 
an die beſondere Frage den verfaſſungsmäßigen Weg zur Löſung von Meinungs— 
verſchiedenheiten über den San oder den Umfang von Nejervatrechten über: 
haupt flarzuftellen. 


Der Verfailler Vertrag und deſſen Vorgeſchichte. 


Maßgebend für die Anjchauung der preußiſchen Regierung, daß ein 
bayeriiches Nejervatrecht in der erwähnten Nichtung nicht beitehe, ſind nad) 
der Erflärung des k. preußischen Kriegsminiſters „die Borgänge, welche ji aus 
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den Verhandlungen des Jahres 1870 ergaben“. Auf dieje Verhandlungen 
joll zunächſt, joweit als veranlaßt, zuriücdgegangen werden. 
Art. I und II des Schuß und Trugbündniffes zwijchen Preußen und 
Bayern vom 22. Auguſt 1866 lauteten: 
I. „Zwiſchen ©. Maj. dem Könige von Bayern und ©. Maj. dem Könige 
von Preußen wird hiermit ein Schutz⸗ und Trutz Bündniß geichloffen. 
Es garantiren ſich die hohen Kontrahenten gegenſeitig die Integrität 
des Gebietes ihrer bezüglichen Länder und verpflichten ſich, im Falle 
eines Krieges ihre volle Kriegsmacht zu dieſem Zwecke einander zur 
Verfügung zu ftellen. 
U. ©. Maj. der König von Bayern überträgt für dieſen Fall den Ober- 
befehl über feine Truppen ©. Maj. dem Könige von Preußen.“ 


Die Ereignifje de3 Jahres 1870 veranlaßten Bayern, mit dem Präfidium 
des Norddeutjchen Bundes in Verhandlungen über „die Neugeltaltung Deutjch: 
lands“ einzutreten. Die bayerijche Regierung wollte jedoch nicht ohne weiteres 
den Eintritt in den Norddentjchen Bund; cs wurden Bedingungen aufgeftellt, 
welche zunächft mit dem Miniſter Delbrück während der Verhandlungen in 
München (vom 22.—26. September 1870) erörtert wurden. 


Diejen Berhandlungen waren Anfangs September 1870 Beſprechungen 
zwijchen dem Grafen Bismard und dem Grafen Taufkirchen vorausgegangen, 
welche für die Auslegung der bayerischen VBorjchläge und für die Würdigung 
der an Bayern gemachten — im Neichstage nachher jo jehr befämpften — 
Stonzejlionen von Bedeutung find. Graf Bismard erflärte — vergl. Die 
übereinjtimmenden Darlegungen des Minifters Delbrück in der-Reichstagsfigung 
vom 5. Dezember 1870 —, er wolle, daß Bayern bei den bevorjtehenden 
Verhandlungen die freiefte Beſtimmung behalte, und daß auf den Grundlagen 
jeiner Vorjchläge verhandelt werde, wofür Jas Wort des Königs von Preußen, 
jein (Bismarck's) eigener, bejtimmter Wille und die Verpflichtungen des Danfes, 
welche der Norddeutiche Bund Bayern gegenüber habe, unbedingte Garantien feien. 
Er jet bereit, jeden Vorjchlag bundesmäßiger Annäherung, joferne derjelbe 
nicht eine Aufhebung der bisherigen Verfafjung des Norddeutichen Bundes in- 
volviere, im Prinzipe anzunehmen. Gegen die von Graf Taufffirchen aufge 
jührten Borbehalte, u. a. unbedingte und vollftändige Yeitung der 
bayerifhen Armee in Friedenszeiten ohne andere Theilnahme 
der Zentralgewalt oder der Bundesbehörden als der der 
Bundesinjpeftion, allenfallfiger Bundeslager und der Verwaltung in 
den Bundesfeitungen, erhob Graf Bismard keinerlei Wideriprud. — 


Ueber die folgenden Verhandlungen mit Delbrüd, der nicht bevollmächtigt 
war, Vorjchläge zu machen, jondern nur den Auftrag hatte, die PBropojitionen 
Bayerns entgegenzunehmen und zu erörtern, bejagen die Protofolle, joweit 
jte jich auf die hier zu prüfende Frage beziehen, wörtlich folgendes: 

„Bei Beſprechung des Bundeskriegsweſens wurde zunächſt darauf 
hingewieſen, daß in Art. 4 Ziff. 14 Alles dasjenige, was an dem 
Militärwejen der Legislative anheimpältt, dortjelbjt ion 
der Legislative des Bundes zugewiejen und jomit der Kompetenz 
der Gejeggebung der Einzelnjtaaten entrückt jei.* 

Für Artikel 61 der Verf. des Norddeutjchen Bundes wurde von Bayern 
folgende Faſſung vorgeichlagen: 
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„Bayern behält jeine geſammte Mifitärgejeggebung nebft den dazu 
gehörigen Vollzugs:Initruftionen, Verordnungen und Erläuterungen ꝛc. 
bis zur verfaflungsmäßigen Beihlußfaffung über die der Bundesgejeg- 
gebung anheimfallenden Materien.“ 

Außerdem wurde in Anbetracht des Umftandes, daß die Strafgejeßgebung 
dem Wirfungsfreije des Bundes — nach dem bayerischen Vorſchlage — nicht 
anheimfallen jollte, proponirt, dem Art. 4 Ziff. 14 den Zufaß zu geben „mit Ausnahme 
des Militär-Strafrechtes und -»Strafprozeljes, ſowie der Militärfirchenordnung“. 

Für Artikel 63 jchlug Bayern folgende Fafjung vor: 

„Das bayerijche Heer bildet einen im jich geichlofjenen Beſtandtheil 
des deutſchen Bundesheeres mit jelbitjtändiger Verwaltung unter der 
Mititärhoheit S. M. des Königs von Bayern; im Kriege unter dem 
DOberbefehle S. M. des Königs von Preußen als Bundesfeldherrn. 

In Organijation, Formation und Ausbildung (taftijche Neglements 
und Bräjenzitand) beſteht Einheit zwiſchen dem bayerijchen und dem 
norddeutjichen Heere. Das Bundespräfidium hat die Pflicht und das 
Net, ſich durch Inſpektionen von diejer Einheit in Organijation und 
Formation, jowie von der Vollzähligfeit und Sriegstüchtigfeit des bayer- 
tischen SKKontingentes zu Überzeugen, und wird fich über die Modalitäten 
der jeweiligen Vornahme und über das Ergebniß diejer Inſpektionen mit 
©. M. dem König von Bayern in’3 Vernehmen jeßen. 

Die Anordnung der Kriegsbereitichaft (Mobilifirung) des bayeriichen 
Kontingentes oder eines Theiles desjelben erfolgt auf Veranlaſſung des 
Bundespräfidiums durh S. M. den König von Bayern.‘ 

Borbehalten it für die bayerische Negierung demnach): Benennung und 
Nummerirung der Negimenter c., Uniformirung, Ausrüftung und Bewaffnung 
(Syitem Werder), Garnijonirung, Perſonalweſen und Militärbildungsanitalten, 
überhaupt alle in obiger gormulirung nicht berührten Militär- 
Hoheitsrechte. 

Art. 64, Abſ. J wurde bayeriſcherſeits mit der Aenderung, daß nach 
„Bundesfeldherrn“ einzuſchalten ſei: „im Kriege“, angenommen, zu Abſatz II 
und III die Weglaſſung proponirt. Zu Art. 65 (Feſtungsweſen) wurden 
Aenderungen vorgeſchlagen, Art. 66 und 67 wurden in Konſequenz früherer 
Bropofitionen abgelehnt. — 

Auf diefer Grundlage wurde in Verſailles weiter verhandelt, und zwar 
zunächit zwiſchen den beiden Kriegsminiſtern; deren Verhandlungen find in dem 
Protofoll vom 26. Dftober 1870, welches in der erwähnten Reichstags— 
fommijjion citirt worden it, in einem Schreiben des preußijchen Kriegsminiſters 
v. Noon an den bayerijchen Kriegsminiſter von Prandh vom 29. desjelben 
Monats und in einem Protofoll vom 30. desjelber Monats niedergelegt. 

Dem erjteren Protokolle, dejjen Eingangsworte den lediglich informatorischen 
Charakter des Memungsaustaujches hervorheben, iſt folgendes zu entnehmen. 
Am eingehendjten wurden die bayerischen Vorſchläge über die FFeitjtellung der 
Ssriedenspräfenzitärfe und die Ausjcheidung des Etat8 der bayerischen Armee 
aus dem Budget der Bundesarmee — dieje beiden Aırgelegenheiten boten die 
größten Schwierigkeiten bei den Verhandlungen überhaupt — erörtert; hiebei 
erklärte Miniiter von Pranckh, Bayern wolle in ein verfaſſungsmäßiges Bündniß 
mit dem norddeutjchen Bunde treten, ohne Dadurch jeine Armee in der 
allgemeinen deutjchen Armee bis zueinemgewijjen Grade auf- 
gehen zu lajjen. 
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An den Vorjchlägen zu Art. 61 der Verfaſſung hielt von Pranckh feit; 
jeitend des preußijchen Miniſters wurde hiezu bejonderd hervorgehoben, wie 
winjchenswerth, ja nothivendig für das Bundesheer eine gleichmäßige Nechts- 
pflege, reſp. Strafgejeggebung ſei; was andrerjeitS zwar anerfannt, indeß nod) 
betont wurde, daß — nachdem erjt im vergangenen Jahre für die fgl. bayer- 
iiche Armee ein neues Strafgejegbuch eingeführt worden jei — es, abgejeheu 
von den großen Schwierigkeiten jeine Bedenfe habe, jchon gegenwärtig einen 
Wechſel eintreten zu laſſen; außerdem müfje aber doc die Militär-Strafgejeg- 
gebung mit dem Civil-Strafgejegbuche in einem gewiſſen Einklange bleiben und, 
jolange das Teßtere nicht in ganz Deutichland identijch ſei, erichiene eine 
Aenderung des Militärjtrafgejeges unthunlich. 

Bezüglich des Art. 63 wurde der bayerijche Vorjchlag in der Münchener 
Faſſung aufrecht erhalten; v. Roon emviderte nur, wie ihm eine Garantie 
zu fehlen jcheine, dal auch im Frieden die Ausbildung der k. bayerischen Armee 
in gleichmäßiger Weiſe mit derjenigen der Bundesarmee jtattfinde, und daB 
eine Abjtellung der etwa bei Injpizirungen wahrgenommenen Mängel mit Erfolg 
bewirft werden könne. 

Seitens des bayerischen Minifters wurde dem entgegnet, in der Ans 
nahme der taktischen Neglements der Bundes:Armee und der bezüglichen 
Beltimmungen für Bayern, jowie in dem vorhandenen Streben nach Gleich- 
mäßigfeit jcheime die praftiiche Garantie zu liegen; mit Rückſicht auf die zarte 
Natur der Frage fünne er eine anderweite verfajjungsmäßige Regulierung nicht 
für thunlich erachten. 

Die weiteren Verhandlungen betrafen die Art. 64—68. 

Die Ausfertigung des Protofolls überjandte v. Roon am 29. Dftober 1870 
an den bayerijchen Striegsminifter mit dem Beifügen, daß er die bayerijchen 
Vorjchläge im allgemeinen als einen wejentlichen Fortſchritt zur Einheit Deurjch- 
lands zwar gerne anerfenne, aber an der Herbeiführung einer entiprechenden 
Modification der Bundesverfafjung zweifle. „Wiewohl es ſich“ — heißt «3 
weiter — „bei Ihren Borjchlägen nicht jowohl um eine Erweiterung des Bünd- 
uißvertrages von 1866, als vielmehr um Bayerns wirklichen Eintritt in den 
Bund zu handeln jcheint, jo glaube ich doch, daß die Zuftimmung des Reichs— 
tages nur für die erjte Form einer näheren Verbindung zu erwarten iſt; auch 
dürften Ihre Wünjche, mur wenn es fich dabei um ein engeres Bündniß handelt, 
militäriſcherſeits warm befürwortet werden fünnen.“ 

In der Beiprechung vom 30. Oftober 1870 wurde zumächjt im Anjchluffe 
an diejes Schreiben die Form der Fünftigen Einigung zwiſchen Bayern und 
dem Norddeutichen Bunde bejprochen, wobei dv. Prandh jeine Erklärung, daß 
Bayern ein verfajjungsmäßiges Bündniß eingehen wolle, erneuerte. v. Roon 
bezeichnete indejjen auch die — eventuell auf Grund der legten Bejprechung 
mooificirten — bayerijchen Borichläge als feine geeignete Bajis für den Ein- 
tritt Bayerns in den Bund wegen der jachlich bedeutenden Sonderjtellung 
Bayerns. Infolge diejer Meinungsverjchiedenheiten jchlug der preußiſche Minifter 
vor, auf der zweiten Grundlage — Erweiterung des Alltanzvertrages — zu 
verhandeln, da bei einer jolchen Berbindung der Charakter der jozujagen 
partifulären Selbitjtändigfeit mehr erhalten werden könne. Die 
Miniſter einigten jich dahin, einen Entwurf einer Miltitärconvention aus 
zuarbeiten. 

Die Verhandlungen ſtockten, bis Graf Bismarck ſelbſt eingriff; bei den 
weiteren Beſprechungen dienten die Münchener Vorſchläge auch in den weſent— 
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lichjten militäriichen Fragen hauptjächlich zur Richtſchnur; nur hinfichtlich des 
Feſtungsweſens und der Beitimmungen über die Sicherung des Deercsauf- 
wandes wurden Nenderungen vereinbart. 

Bismarck verhandelte „auf der Baſis eines engeren Bundes, welche — wie 
jein Schreiben an den Minister Grafen Bray vom 4. November 1870 bejagt — 
die einzige it, die den Wünjchen der deutichen Nation entjpricht, während jie 
zugleich breit genug ift, um der Stellung Raum zu gewähren, auf welche 
Bayern vermöge feiner Bedeutung in einem deutihen Bunde Anjpruch hat.“ 
Die bejondere Negelung der militärijchen Verhältniſſe joll, wie 
weiter vorgejchlagen wird, durch einen neben der Berfajjung abzu 
ichließenden völferrechtlihen Akt erfolgen, während in anderen Be 
ziehungen die Verfaſſung jelbjt die nöthigen Maßgaben zu enthalten hätte. — 

Am 23, November 1870 erfolgte die Unterzeichnung des Bündniivertrages 
und des hiezu gehörigen Schlußprotofolles, aus deren Inhalte bier mur die 
für die zu löſende Frage ausjchlaggebenden Beltimmungen anzuführen jind. 

Ziff. III, 8 5 des Vertrages lautet: 

„Die Artifel 61 bis 68 (der B.-U.) finden auf Bayern feine Anwendung. 
An deren Stelle treten folgende Beltimmungen: 

I. Bayern behält zunächſt feine Milttärgejeggebung nebjt den dazu 
gehörigen Bollzugs-Inftruftionen, Verordnungen, Erläuterungen ac. bis 
zur verfaflungsmäßigen Beſchlußfaſſung über die der Bundesgejeggebung 
anheimfallenden Materien, rejp. bis zur freien VBerjtändigung bezüglich der 
bereits vor dem Eintritte Bayerns in den Bund in diefer Dinjicht erlaj- 
jenen Gejege und jonjtigen Bejtimmungen 

III. Das bayerijche Heer bildet einen im ſich geichloflenen Beftand- 
theil des deutjchen Bundesheeres mit jelbjtftändiger Verwaltung unter der 
Militärhoheit S. M. des Königs von Bayern; im Kriege — und zwar 
mit Beginn der Mobilifirung — unter dem Befehle des Bundesfeldherrn. 

In Bezug auf Organijation, Formation, Ausbildung und Gebühren, 
dann Hinfichtlich der Mobilmacjhung wird Bayern volle Uebereinjtimmung 
mit den für das Bundesheer beitehenden Normen berjtellen.“ 

Die weiteren Bereinbarungen über Inſpeetionen und Mobilmachung ent: 
Iprechen genau den in München gegenüber Delbrücd gemachten Borjchlägen und 
jind bier belanglos. 

Abjchnitt V des Bertrages lautet: 

„Diejenigen VBorjchriften der Verfaſſung, durch welche beitimmte 
Nechte einzelner Bundesftaaten in deren Verhältniß zur Gejammtbeit fejt- 
gejtellt find, insbejondere, ſoviel Bavern angeht, die unter Ziff. III dieſes 
Vertrages aufgeführten Bejtimmungen fünnen nur mit Zuftimmung 
des berechtigten Bundesjtaates abgeändert werden.“ 

Endlich jagte Ziff. XIV des Schlußprotofolles : 

„Sn Erwägung der in Ziff. III, 8 5 enthaltenen Beltimmungen 
über das Kriegsweſen ꝛc. wurde noch Nachjtehendes vereinbart: 

8 4: Diejenigen Gegenftände des bayerischen Kriegswejens, betreffs 
welcher der Bırndesvertrag vom Heutigen oder das vorliegende Protokoll 
nicht ausdrücliche Beitimmungen enthalten — ſohin insbejondere die Be— 
zeichnungen der Negimenter 2c., die Uniformirung, Garnijonirung, das 
Perſonal- und Militärbildungswejen u. j. w., werden durch diejelbe Iscil. 
Berfaffung oder Bundeslegislative] nicht berührt.“ 
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Dieſe Vereinbarungen find — auch nach der ausdrüdlichen Schlußbeſtim— 
mung zum XI. Abjchnitte der Neichsverfafjung — maßgebend für die jtaats: 
rechtliche Stellung der bayerischen Armee, allerdings in Verbindung mit Art. 4, 
57—60 der Reichsverfaſſung. 

Die Gegenüberjtellung des Vertrages bezw, der VBerfaffung und der ur— 
Iprünglichen einzelnen VBorjchläge der bayerischen Negierung, welche ausführlich 
oben mitgetheilt jind, ergibt, dab die wejentlichen Sätze des Vertrages über 
die Sonderjtellung des bayerijchen Heeres und feines Kriegsherrn wörtlich 
mit den erjten Vorjchlägen der bayeriichen Regierung, wie jie ſich auch in allen 
noch vorhandenen bayerischen Entwürfen finden, übereinftimmen, jo namentlich 
der bedeutjame Eingangsſatz des 8 5 Ziff. III und die Generalflaujel des 
Schlußprotofolles, die nur eine allgemeinere — nicht einengendere — Faſſung 
gegenüber dem zuerit gemachten Vorbehalte zu Art. 63 erhielt. Daß die Ab- 
Jicht der bayerischen Regierung darauf gerichtet war, die „militärische Ober: 
berrlichkeit des Königs“ nur in den einzelnen, ausdrüclich und bejtimmt bes 
nannten Richtungen einzujchränfen, bezw. an den Bund nur die genau um— 
grenzten Befugniſſe zu übertragen, welche zur Ermöglichung einer gleichmäßigen 
Ausbildung und gemeinjamen friegerijchen Aktion der bayeriichen Armee mit 
dem Bundesheere abjolut nothwendig waren, iſt zweifellos. Daß dieje Ab— 
jicht auc) erreicht wurde, läßt jich gegenüber der wörtlichen Aufnahme der 
bayerijchen Hauptvorjchläge in den Vertrag nicht ernjtlich beftreiten. Im 
den damaligen politiichen Zielen des Bundesfanzlers, die hier nicht darzuftellen 
Jind, Liegt die Erflärung der weitgehenden Concejjionen an Bayern, die troß des 
Widerjtrebens des damaligen preußiſchen Kriegsminifters gemacht worden jind. 


Schlußfolgerungen aus den Bertragsverhandlungen. 


In einer die Militärjtrafrechtspflege berührenden Beitimmung it Bayern 
allerdings von jeinem eriten Vorjchlage zurücgegangen. Es hat auf dem er: 
wähnten Zulage zu Art. 4 Ziff. 14 der Neichsverfajjung nicht beharrt. Der 
preußische Kriegsminiſter v. Goßler hat nun folgendermahen argumentirt: 
Bayern habe zumächit eine Ausnahmeftellung bezüglich der Militärjtrafgerichts: 
ordnung beanjprucht. Dieje Auffafjung jei bei den Verhandlungen der beiden 
Kriegsminifter wejentlich modifichrt worden, da Bayern die Nothiwendigkeit einer 
gleichmäßigen Militärrechtspflege anerkannt und nur aus praftijchen Gründen 
eine Aenderung jeiner Militärjtrafgejeggebung hinauszuſchieben gewünſcht habe. 
Dem entjpreche die jegige Faſſung des Abjchnitt III, S 5, Ziff. I des Ver: 
trages. Hienach jei die preußiſche Negierung berechtigt, einen einheitlichen 
Neichsmilitärgerichtshof unter der Betheiligung Bayerns vorzujchlagen. 

Der bayerijche Gejandte Graf Lerchenfeld hat laut Bericht der 
Neichstagscommijjion hierauf erwidert, aus diefer Modifikation des urjprüng- 
lichen Vorjchlages jei lediglich der von Bayern nie bejtrittene Schluß zu ziehen, 
daß die Neichsgejeggebung in der Lage jei, für das ganze 
Bundesgebiet mit Einjchluß von Bayern die Militärjtrafgerichts- 
ordnung einheitlich zu regeln und Normen für die Einrichtung und 
die Thätigfeit der Gerichte vorzujchreiben. Daß aber das Neich im Wege der 
Gejeggebung ohne die Zuftimmung Bayerns diejem gegenüber jich die Gericht 3- 
barfeit aneignen fünne, dieſe Schlußfolgerung lafje jich hieraus nicht ziehen. 
An eine gemeinjame oberfte Injtanz jei bei Abichluß des Vertrages nicht ge: 
dacht worden. Die Abjicht der SKKontrahenten jei geweſen, dal die Militär- 
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hoheit des Königs von Bayern, unbeſchadet des Faijerlichen Oberbefehles im 
Kriege und der in $ 5 cit. feitgeitellten Verpflichtungen, unberührt bleibe. 
Ziffer I des $ 5 mülje im Zujammenhange mit Ziff. III ausgelegt werden ; 

die Beſchlußfaſſung über ein Neichsgejeg habe in dieſem Falle die Beachtung 
des Art. 78 der Berfajjung und die Beachtung der Competenzen des Reiches 
zur Vorausjegung. Die Einrichtung des ReichSmilitärgerichtes bewirke eine 
Einjchränfung der dem Könige von Bayern vertragsmäßig garantirten Nechte, 

aljo eine materielle Aenderung des Vertrages, die ohne Bayerns Zuftimmung 
nicht zuläjlig wäre. 

Der preußiiche Kriegsminiiter hat auf diefe Neuerung feine weitere Er: 
flärung abgegeben; eine andere Darlegung von Gründen für Die 
preußiihe Rechtsauffaſſung ijt amtlich nicht veröffentlicht 
worden. 

Die Gejchichte der VBertragsverhandlungen bringt für die Löſung der 
Specialfrage feine direkte Antwort; für die Abgrenzung der Befugniſſe des 
Neiches oder des Bundesfeldherrn gegenüber der bayerischen Armee ergibt, jie 
den Grundſatz, dab die Mititärhoheit des Königs von Bayern nur in ein— 
zelnen Bunften zu Gunften des Neiches bejchränft worden it. Daher muß 
für die Neichszuftändigfeit ftet3 der Nachweis der ausdrüdlichen Uebertragung 
einer bejtimmten Befugniß an das Neich erbracht werden. Insbeſondere it 
auc irgend ein Anhaltspunkt, daß unter dem Ausdrude „im Kriege unter dem 
Befehle des Bundesfeldherrn” etwas anderes zu veritehen wäre, als unter den 
im Allianzvertrage von 1866 gebrauchten Worten „Oberbefehl im Kriege“, in 
den Berhandlungen nicht zu finden. Es wird daher der Schluß nicht abzumeiien 
jein, daß jene militärischen Hoheitsrechte, welche der König von Bayern während 
des Krieges 1870 neben der Verfügung des Königs von Preußen Hinfichtlich 
der friegsmäßigen Verwendung der bayerijchen Truppen ausgeübt hat, durch 
den Verſailler Bertrag nicht berührt oder vermindert worden find. 

Daß die Folgerung des f. preußiichen Kriegsminijters aus den Verband: 
lungen unzutreffend iſt, bedarf gegenüber den Ausführungen des bayerijchen 
Geſandten keines weiteren juriſtiſchen Beweiſes: anerkannt und außer Streit 
iſt das Recht des Reiches zur geſetzlichen Regelung des militärgerichtlichen Ver— 
fahrens, einſchließlich der Vorſchriften über die Einrichtung der gerichtlichen 
Inſtanzen, — auch gegenüber Bayern. Streitig iſt aber, ob das Reich die 
Befugniß zur eigenen Ausübung der Militärgerichtsbarkeit auch hinſichtlich 
des bayeriſchen Heeres ſich im Wege der Geſetzgebung aneignen kann, ohne 
daß Bayern gemäß Art. 78 Abſ. II der Reichsverfaſſung dieſer Uebertragung 
einer neuen Berugniß zuſtimmt. 

Zur Löſung der Frage iſt es nothwendig, anzugeben, welche neuen Be— 
fugniſſe die Militärſtrafgerichtsordnung an das Reich übertragen will, ſowie 
zu unterſuchen, ob hiedurch eine Aenderung der Militärhoheit des Königs von 
Bayern eintritt und zwar jener Hoheitsrechte, die im Verſailler Vertrage vor 
behalten und demgemäß durch rt. 78 Abj. IT der Reichsverfaſſung gegen 
eine Veränderung ohne Bayerns Zuftimmung gejchügt jind. 


Befimmungen der Teihs-Militärktrafprocekordnung. 


Die Militärjtrafgerichtsbarfeit, welcher die Angebörigen des Heeres im weitejten 
Umfange_ wegen aller ſtrafbaren Handlungen unterſtellt ſind, wird nach 8 12 
der MeStG.O. durch die Gerichtsherren und durch die erkennenden Gerichte 
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ausgeübt. Gerichtsherren im Sinne des Gejeges find die Befehlshaber, welchen 
die niedere oder die höhere Gerichtsbarkeit nad) Maßgabe des Gejeges zufteht. 

Die erfennenden Gerichte jind die Standgerichte, die Kriegsgerichte, die 
Oberkriegsgerichte und das Reichsmilitärgericht. 

Das Reichsmilitärgericht iſt, abgeſehen von den ihm durch anderweite 
Beſtimmungen dieſes Geſetzes zugewieſenen Entſcheidungen und Geſchäften, zu— 
ſtändig für die Verhandlung und Entſcheidung über das Rechtsmittel der 
Nevifion, welche gegen die Urtheile der Oberfriegsgerichte jtattfindet. Die 
Nevifion kann nur darauf gejtügt werden, daß das Urtheil auf einer Gejeges- 
verlegung beruht. Inſoweit die Nevifion für begründet erachtet wird, iſt das 
angefochtene Urtheil aufzuheben. 

Erfolgt die Aufhebung des Urtheils nur wegen Gejegesverlegung bei Anz 
wendung des Geſetzes auf die dem Urtheile zu Grunde liegenden Feitjtellungen, 
jo hat das NeichSmilitärgeriht in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, 
joferne ohne weitere thatſächliche Erörterungen nur auf Einſtellung des Ver— 
fahrens oder auf Freiſprechung zu erfennen it. Im anderen Fällen ift die 
Sache zur anderweiten Verhandlung und Entjcheidung in die Berufungsinitanz 
zurückzuverweiſen. 

Der Präſident des Reichsmilitärgerichts wird vom Kaiſer ernannt; auch die 
Ernennung der übrigen Gerichtsmitglieder erfolgt durch den SKaijer, und zwar 
der militärischen auf Vorjchlag der Contingentsherren, der Senatspräjidenten, 
Näthe, des Obermilitäranwaltes und der Militäranwälte beim Neichsmilitär- 
gericht auf VBorjchlag des Bundesrathes. Die Gejchäftsordnung wird vom Slaijer 
bejtätigt; der Sitz des Neichsmilitärgerichts ift Berlin. 

Aus diejen Beitimmungen ijt vor allem hervorzuheben, dat das Neiche- 
militärgericht eine „reine Nevijional-Inftanz, welche feine Jurisdiftion ausübt“, 
nicht darftellt; dasjelbe it vielmehr erfennendes Gericht, wenn auch nur in 
bejchränftem Umfange. Insbejondere fann die Ihätigfeit dieſes Gerichtes nicht, 
wie es gejchehen ift, als „Geſetzesauslegung,“ welche unter den Begriff der 
Militärgejeggebung falle und als jolche der Neichscompetenz jchon zugewiejen 
jet, bezeichnet werden. Die Gejeßesauslegung it nur dann Sache der Gejeß- 
gebung, wenn jie durch den Gejeggeber jelbjt mit der Wirkung erfolgt, daß 
jeine neue Darlegung des Gejegesinhaltes als Recht gelten joll. Gejegesan- 
wendung und Nechtiprechung jind von der jog. authentischen Interpretation 
nach allgemeiner Rechtsauffaſſung jo verjchieden, daß die Thätigfeit eines 
„erfennenden Gerichtes“ nach feiner Richtung als eine gejegeberische erachtet 
werden kann. 

Aus dem Entwurfe ergibt ji klar, dab ein vom Kaiſer bejtelltes Gericht, 
eine Reichsbehörde, Fünftig eimen Theil der Gerichtsbarfeit auf militärischen 
Gebiete ausüben joll, während dermalen die Militärgerichtsbarfeit ausjchließlich, 
joweit nicht Militärconventionen eingreifen, durch die von den Landesherren 
bejtellten Gerichte in allen Imjtanzen wahrgenommen wird. 


Militärgerichtsbarkeit als Beftandtheil der Militärhoheit. 

Ein anjcheinend begründeter Einwand gegen den bayertjchen Rejervat- 
rechtsanjpruch iſt mit der Behauptung erhoben worden, dieje Lebernahme eines 
Theiles der Gerichtsbarfeit auf das Reich berühre überhaupt nicht die Militär: 
hoheit, weil dieſe Gerichtsbarfeit ein Ausflug der Juſtizhoheit je, deren Be: 
Ihränfung auf dem Wege der Verfaflungsänderung, vielleicht auch der ein- 
jachen Gejeggebung des Neiches möglich) jei. 
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Nichtig iſt hieran nur, daß die Juftizhoheit des Königs von Bayern nicht 
vertragsmäßig garantirt und deßhalb auch nicht durch Art. 78 Abj. II der 
Verfaſſung beſonders geſchützt it. 

Die Militärgerichtsbarkeit muß jedoch nad) deutſchem Rechte 
als Ausfluß und Beſtandtheil der Militärhoheit bezeichnet 
werden. 

Der Entwurf der M-St-G.O. hat ganz zutreffend die Zuſtändigkeit des 
Neiches zur Regelung des Militäritrafverfahrens aus Art. 4 Ziff. 14 abgeleitet, 
nicht aus Ziffer 13, welche der reichsgejeglichen Regelung u. A. „das gericht: 
liche Verfahren“ überweift. 

Denn das Militäritrafrecht, wie die Militärftrafrechtspflege find in Deutich- 
land jeit Einrichtung der jtehenden Heere als wejentlicher, umnentbehrlicher Ber 
Itandtheil der Heeresorganijation aufrecht erhalten worden — troß aller An— 
griffe auf die jonderrechtliche Stellung der Heeresangehörigen: dieſes Necht 
bat jich entwicelt aus den eigenartigen Verhältnifien und Aufgaben der mili- 
tärijchen Organijation; die Militärjtrafrechtspflege ift, in engiter Anpafjung an 
die militärischen Intereſſen und Nüdjichten, als ausjchlichliche Heereseinrichtung, 
namentlich in Preußen, gejtaltet worden. v. Rönne?) gibt folgende Darjtellung 
für Preußen: 

„Die frühere Heeresverfafjung, wonad) das Heer einen in ſich abgeſchloſſenen 
Staat im Staate ausmachte, ließ es nothwendig erjcheinen, den Eivilgerichten 
die Ausübung der Nechtspflege bei den Truppen zu entziehen und bejondere 
Militärgerichte für die Nechtsangelegenheiten der Militärperjonen und ihrer Au— 
gehörigen in Givil und Strafjachen zu errichten. Bei der veränderten Or: 
ganifation des Heeres im Jahre 1808 fiel die Nothwendigfeit hinweg, den 
Milttärgerichtsitand in jeiner bisherigen Ausdehnung fortbeftehen zu laſſen.“ — 
Die Kabinetsordre vom 19. Juli 1809 bejchränfte dieje Gerichtsbarfeit im 
Wejentlichen auf Strafjachen der Militärperjonen, die Militärjtrafgerichtsordnung 
vom 3 April 1845 hat es grundjäglich hiebei belafjen. Diejer Kabinetsordre 
waren auf Grund einer Kabinetsordre vom 21. Januar 1808 Erörterungen 
zwiichen dem Juſtizminiſter Kanzler v. Schrötter umd dem Generalauditeur 
v. Könen, bezw. den Generalen Scharnhorst, Grabert, Boyen xc . darüber voraus: 
gegangen, ob die Militärgerichtsbarfeit auf Dienftjachen und Dienftvergehen ein= 
zujchränfen jet. Die militärischen Autoritäten entichieden ich unter Dinweis auf die 
Gefährdung der militärischen Disziplin für die Beibehaltung des Sondergerichts: 
Standes Hinfichtlich aller Strafjachen der Militärperjonen, jo daß der Vor: 
ichlag v. Schrötter'S auf Einjchränfung nicht durchdringen konnte.?) 

Die Verjuche zur Bejeitigung der Meilitärgerichtsbarfeit bei Berathung 
der preußiichen Verfaſſung im Jahre 1848 zeigen bejonders deutlich die Militär: 
gerichte als Einrichtungen des Heerweſens. 

Die Verfaffungstommiffion der jog. Nationalverjammlung,?) Hatte die 
Einjchränfung der Sondergerichtsbarfeit auf im Dienite begangene Straf: 
thaten und Disziplinvergehen vorgejchlagen und dies folgendermaßen begründet: 


as ) A: Rönne, das Staatsrecht der preußiihen Monarchie, 4. Aufl. 1883, III. Bo. 
©. 375 FH. 

*, Verhandlungen des preuß. Abgeordnetenhaufes 1862 (Sommerfeflion) Bd. 1I ©. 614, 
Pd. VII S. 1040. 

® Mauer, Protofolle der von der Neriammlung zur Vereinbarung der preuß. Ver 
faſſung ernannt geweienen Verfaſſungskommiſſion 1849, 5. 126 und 133; vergl. auch Sten- 
Ber. der Verhandlungen diejer VBerfammlung, Bd. I S. 630 und 739 ff. 
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„Der Militärgerichtsitand in Eiviljachen ift längit aufgehoben ; auch in Straf: 
jachen, jofern nicht von militärischer Disziplin die Rede tft, verlangt das Prinzip 
der Gleichheit vor dem Gejege, daß jede ausnahmsweije Stellung des Militärs, 
jowohl was die Gerichtszujtändigfeit und die Art des Verfahrens als was die 
Strafen jelbjt betrifft, aufhöre. Steht die bewaffnete Macht außer dem Kriege 
und dem Dienfte unter dem bürgerlichen Gelege, jo kann dies nur dazu bei- 
tragen, die jeitherige Trennung des Militärs von den übrigen Klafien der Be: 
völferung immer mehr zu bejeitigen. — Die Einrichtung bejonderer Militär: 
gerichte, deren Kompetenz ausichlielich durch den Gejichtspunft der Disziplin 
bejtimmt werden joll, wurde im Art. 87 des Entwurfes vorbehalten.“ 


Die Verfaſſungsurkunde vom 5. Dezember 1848 fam durch die Geftaltung 
des Art. 36 diefen Wünjchen entgegen; die I. Kammer gab jedoch dem Art. 36 
(num 37) die (in die am 31. Januar 1850 publizirte Verfaſſung übernommene) 
Tertirung: „Der Militärgerichtsftand des Heeres bejchränft ſich auf Strafiachen 
und wird durch das Gejek geregelt. Die Beſtimmungen über die Militär: 
disziplin im Heere bleiben Gegenjtand beionderer Verordnungen.“ ') 

Bu diejer Abänderung bemerft der Bericht des Centralausſchuſſes, deſſen 
Vorſchlag im Plenum Annahme fand: „Man blieb im Gegegentheile dabei 
ſtehen, daß, je freier die Verfaſſung eines Landes jich geitalte, um jo jtrenger 
müßten dejjen militärische Inſtitutionen jem. Man müfje die Militär: 
gerichtsbarfeit daher in ihrem jegigen Umfange erhalten. Die Franzojen hätten 
jich jeit Beginn der Revolution mit diefen Gegenjtänden beichäftigt und Civil: 
und Milttärgerichtsbarfeit mit nur jehr geringen Ausnahmen jtreug von eins 
ander gejchieden“. 

Der, Kriegsminiiter v. Strotha bemerkte hiezu: „Aus der Verfaſſungs— 
urfunde muß hervorgehen, daß der Militärgerichtsitand nicht als ein eximirter, 
jondern als ein bejonderer, durch die eigenthümlichen Verhältniſſe des Heeres 
und die Nüdjichten auf die Disziplin bedingter fortbeitehen joll*. Der Ne 
gierungskommiſſär led fügte bei: „Seit 1820 ijt die Negierung bemüht, dem 
Milittärgerichtsitande den Charakter eines eximirten Gerichtsitandes im Sinne 
unjerer Gejeßgebung zu nehmen und ihn nur in joweit als beionderen Ge 
richtsſtand beizubehalten, als dies nach den Einrichtungen des Heeres noth- 
wendig it. Die Disziplinaritrargewalt Fällt keineswegs mit der Militärgerichts- 
barfeit zujammen. Wo die Disziplinarjtrafgewalt aufhört, fängt 
die Militärgerichtsbarfeit an“. 

Die II. Kammer jtimmte der Faſſung der I. Kammer zu. 

Diejelben Gründe hatten schon bei dem Erörterumgen über die Geſetzes— 
vorlage, betreffend die Aufhebung des erimirten Gerichtsitandes ıc. xc., dazu 
geführt, daß man folgendes Amendement von Jung ablehnte: „die Militär: 
gerichtöbarfeit, joweit jie jich auf die gemeinen Verbrechen bezieht, iſt aufs 
gehoben“. ?) 

Spätere Anträge auf Einichränfung der Miülitärgerichtsbarfeit, namentlich 
im Jahre 1862, wies die Regierung aus denjelben Gründen, namentlich mit 
Rückſicht auf die militärifche Disziplin zurüd,?) wobei Kriegsminiſter v. Roon 


) Sten.-Berichte über die Verhandlungen der an das A.Patent vom 5. Dez. 1848 
einberufenen Kammern; I. Kammer Bd. II S. 738 - 
) Sten.Ber. über die Verhandlungen der zur es RE der preußiichen Staats: 
— berufenen Verſammlung 1848, II. Kammer, Bd. IS 6I2ff. 
erh. des ee Abgeordnetenhauies 1862, Sten.®er. der II. Kammer, Bd. II 
©. 614, 629, Bd. HI ©. 1472, Bo. VI ©. 462 und Bd. VII S. 1040, 


732 Dr. %. Graßmann: Die Sonderftellung des bayeriichen Heeres 


u. A. erflärte: „Die Militärgerichte find Genofjenjchaftsgerichte; ihre Urtheils— 

jprüche werden gefällt von Seiten derer, welche dem Gerichtsverfahren unter: 

a find. Dieje alten Injtitute haben ihre große Berechtigung für alle 
eiten“. 

Das NReichsmilitärgejeg vom 2. Mai 1874 hielt den Grundjag der preuß- 
ischen Verfafjung aufrecht, die Begründung desjelben nahm insbejondere auf 
die dabei obwaltenden, überall gleihmäßig hervortretenden militäriſchen Inter— 
ejjen Bezug.') 

Zu den treffenditen Darlegungen über das Weſen der Militärgerichtsbarfeit 
gehören die Worte des Bundesraths-Kommiſſärs Oberitlieutenants Blume in 
der Neichstagsfigung vom 21. Dezember 1876: ?) 

„sn der willigen Unterordnung unter die militärifchen Obern und in dem 
forporativem Geifte juchen und finden wir vor allem die Stärke und Zuver- 
läfligfeit der Arınee. Deßwegen erachtet es die Militärverwaltung für ihre 
Pflicht, alle mit den allgemeinen Inſtitutionen vereinbarlichen Einrichtungen auf 
recht zu erhalten, welche dazu dienen, die Autorität der militärischen Oberen 
zu beben und in dem Soldaten das Gefühl der Zugehörigkeit zu der Armee 
zu jtärfen. Zu diefen Einrichtungen gehört aber der bejondere Gerichtsjtand 
der Militärperionen in dem gegenwärtig bejtehenden Umfange als ordentlicher 
Gerichtsſtand in Strafjachen. Hier erjcheint die Strafverfolgung als Aus: 
fluß der Kommandogewalt; über die Frage der Schuld oder Unjchuld des 
Soldaten urtheilen jeine Vorgejegten und jeine Kameraden; das Gericht, 
welches Gewalt über den Soldaten hat, it jelbjt eine Heeres 
injtitution“. 

Der Kriegsminifter von Kameke wandte ſich ebenfall3 gegen eine Eins 
jchränfung der Militärgerichtsbarfeit, weil die hiegegen vorgebrachten Gründe 
„das innerjte dDisziplinare Leben der Armce und damit deren Lebensnerv be 
rühren“. °) 

Der Entwurf der M.St.“G.«O. geht, wie die Begründung ausführt, eben» 
fall3 von dem Grundjage aus, daß eine Beichränfung der Militärjtrafgerichts- 
barfeit auf die militärischen Delikte unannehmbar ijt; „für den Soldaten ijt 
eben der Militärgerichtsitand — das liegt in den militärischen Verhältniſſen 
— der ordentliche Gerichtsitand in Strafiachen.“ 

„Die militärische Disziplin jteht und fällt mit der unbedingten, jede fremde 
Einwirkung ausjchliegenden Autorität der Nommandogewalt. Es widerjtreitet 
dem innerſten Weſen des militärischen Organismus, daß neben der Kommando- 
gewalt von Außen ber eine andere, jelbjtitändig für ſich bejtehende Gewalt im 
Gefüge des Heeres ſich geltend mache. Der aftive Soldat muß in dem Ger 
fühle, daß er mit jeiner ganzen Berjon dem Heere angehört, irre werden, wenn 


I) Drudiachen des Neichstages 1874, I. Seſſion N. 9 ©. 40 und ff. 

?, Sten. Berichte des Reichstages, 2. EP. IV. Seſſion 1876, Bd. II ©. 995. 

9, Sehr zutreffend fagt ein Axtifel der „Täglichen Rundſchau“ vom 10. April 1897 
zu dieſer Angelegenheit: „Empfiehlt es fich, die bödyite Leitung und Kontrolle des Militär 
gerichtäweiens von der zu Recht beitebenden Militärhobeit — durch Zuweiſung an die Juſtiz— 
verwaltung — losjulöien? Bon gewiſſer Seite würde es ja gerne geieben, daß der Unter 
ichied zwischen der bürgerlichen und militärischen Strafrechtspflege möglichit verwiicht würde x 
Wir müſſen uns büten, den Grundgedanten der gelonderten Militäritrafjuftiz verdunfeln 
oder verichieben zu lallen ꝛe. Ein ſchiefes, unlogiiches und darum unzweckmäßiges Berhält- 
niß würde entiteben, wenn die unter gefonderter Militärhobeit ftehende bayerische Armee die 
Autorität eines Gerichtshofes anerfennen müßte, der außerhalb der verfaſſungsmäßig allein 
eingejegten Autorität ſteht.“ 
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| er in Angelegenheiten, die die militärische Disziplin betreffen, und dahin ge— 
hört das gejammte Strafgebiet, noch eine andere Gerichtsbarfeit als die mili— 
täriiche anzırerfennen hätte.“ 

Die Stellung des Gerichtsheren in dem Militärſtrafverfahren entipricht 
dieſer preußiichen, unjerer Meinung nac) nicht zutreffenden Auffafjung von 
der Verbindung der Gerichtsbarkeit mit der militärischen Kommandogewalt.') 

k Wir unterjcheiden allerdings, im Gegenjage zu dem Entwurfe, zwiſchen dem 
| militärischen Befehlshaber und dem Kontingents- bezw. oberjten Kriegsherrn. 
Wenn nämlich auch einzelne jtrafprozebrechtlihe Maßnahmen in unmittelbarer 
„Beziehung“ zur Ausübung der Kommandogewalt ſtehen, wie 3. B. die 
einftweilige Enthebung vom Dienite, die Verhaftung, die Einleitung der jtraf- 
gerichtlichen Unterjuchung, jo laſſen fich bezüglich der eigentlichen Rechtſprech⸗ 
ung, der Thätigkeit „ſelbſtſtändiger und unabhängiger erkennender“ 
Gerichte Feinerlei zwingende Gründe dafür finden, dieſe wejentlichen Be 
Itandtheile der Meilitärjtrafrechtspflege mit der Führung des militärischen Be 
fehls allein oder vorwiegend in untrennbare Verbindung zu bringen oder die 
Urtheilsfindung aus der Berantiwortlichfeit des einzelnen Kommandeurs für 
die Wahrung der Disziplin abzuleiten. 

Die Militärgerichtsbarfeit, d. bh. das Necht zur Ausübung der Straf: 
rechtspflege hinfichtlich der Angehörigen des Heeres, ruht — in jenem vollen. 
Inhalte — in der Kontingentsherrlichfeit des Landesherrn, die ſich nicht in 
der militärischen Befehlsgewalt erjchöpft, jondern noch andere wichtige Befug- 
nijje umfaßt. Wenn ſich auch die Berhätigung diefer — entiprechend ihrer 
Aufgabe — jonderrechtlich gejtalteten Strafrechtspflege an die Formen des 
bürgerlichen Strafprozefjes möglichjt anpafjen mag, jo wird dadurd ihr Wejen 
als ein Theil der Heeresverwaltung überhaupt nicht berührt; 
| denn die Aufgabe diejer Strafrechtspflege ift in erjter Linie die Erhaltung des 
ü militärischen Gehorjams, der militärijchen Disziplin und Zucht; nur hieraus 
erklärt jich die Ausnahmejtellung des Heeres auf dieſem Gebiete gegenüber 
den anderen Staatsangehörigen. 

Dieje Auffaflung, daß die Militärgerichtsbarfeit ein untrennbarer Beſtand— 
theil nicht der Juſtizhoheit jondern der militärischen Gewalt it, gelangte auch 
in der Berfafjung des Deutjchen Neiches zum klaren Ausdrud: Artikel 61 
zählt zu der „gejammten preußijchen Militärgejfeggebung“ namentlich die 
Militärjtrafgerichtsordnung. Auch bei den Verhandlungen mit Miniiter Delbrücd 
über den Umfang der Reichszuftändigfeit aus Art. 4 Ziff. 14 jind die Kon— 
trahenten, wie oben erwähnt, davon ausgegangen, daß die geſammte Geſetz— 
gebung auf dem Gebiete des Militärweſens von der Ordnung der gemein- 
giltigen Nechtseinrichtungen zu jcheiden jet. 








YAuch diefepreußifche Auffaſſung führtabfolut zwingend zu dem Schluffe, daß demjenigen 
die Militärgerichtsbarteit, d. h. die Ausübung der Nechtsprlege, zukommt, der die Hommando- 
ewalt bat. Es fann aber wohl Niemand beitreiten, daß die Kommandogewalt über das 
yeriiche Heer im Frieden ganz allein dem König von Bayern zuiteht, nicht dem Kaiſer. 
Das Reich bat hienach im Frieden aud nad diejer Meinung nicht das Recht, über 
bayeriiche Heeresangebörige eine Gerichtsbarkeit auszuüben. Das Neihsmilitärgericht iit aber 
als Nevifionsinitanz nur im Frieden thätig ($ 419 der M.Eir.G.-D.) — Nah unjerer 
Anficht ſteht allerdings auch im Kriege dem Neiche ein ſolches Recht nicht zu, da dasjelbe 
nicht in dem militäriichen Oberbefehl, jondern in der Militärhobeit wurzelt. Letztere Auf- 
faſſung iſt bei Abichluß des Bündnihvertrages die Meinung der bayeriihen Regierung ge 
— dieſelbe muß daher auch bei Auslegung des Vertrages in Betracht gezogen 
werben. 
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Der König von Bayern als Inhaber der Militärgerichtsbarkeit für feine Armee. 


Steht nun dem Könige von Bayern dermalen die Militärhoheit einjchließ- 
lich der Miilitärgerichtsherrlichkeit zu ? 

An diejer Stelle ijt es nicht nothwendig, die jtaatsrcchtlichen Probleme 
der deutichen Heeresverfafjung, die Laband mit Necht eine Art von jurijtiichem 
Kunſtwerk nennt, ausführlich zu erörtern: wir theilen die Grundauffallung 
der verbündeten Negierungen !) wie die Meinung von Zaband?) und Sceydel,?) 
day das deutjche Heer nicht ein einheitliches Reichsheer, jondern „aus einzelnen 
Nontingenten zujanmengejeßt iſt, hinfichtlich derer die Militärhoheit den Bundes- 
jtaaten (grundjäglich) verblieben it“. Auch die Selbitjtändigfeit der Militär- 
verwaltung in den Bundesjtaaten ift, troß der dem Kaiſer und Reich in Art. 63 
eingeräumten Nechte, welche feine unmittelbare Reichs-Heeresverwaltung be— 
gründen, im Prinzip aufrecht erhalten geblieben. 

Die Stellung des Königs von Bayern it von jener der übrigen Kontine 
gentsherren wejentlich verſchieden; jeine Militärhoheit umfaßt nicht nur die allen 
übrigen Kontingentsherren verbliebene Selbitverivaltung jener Armee, fie be 
greift, wie aus der Gejchichte der Verhandlungen des Jahres 1870 zu ent— 
nehmen it, ſämmtliche Rechte des oberſten Kriegsherrn, joweit nicht durch 
Vertrag dem Bundesfeldheren oder dem Neiche Berugnijje übertragen find. 
Die Unhaltbarfeit des Sates, zwijchen der Militärhoheit des Königs von 
Bayern und der Kontingentsherrlichfeit der anderen Bundesfürften bejtehe fein 
wejentlicher Unterjchied, läßt fich wohl durch die bloße Gegenüberjtellung der 
Verfaſſungsbeſtimmungen und des Verjailler Vertrages ohne weitere ſtaats— 
rechtliche Deduftionen leicht nachweiſen. 

Wenn es heißt: „Die Artifel 61—68 der Reichsverfaſſung finden auf 
Bayern feine Anwendung. An deren Stelle treten folgende Beſtimmungen“ 
(des Vertrages), jo fanı dies, wenn fünftliche Konftruftionen bei Seite bleiben, 
nichts anderes bedeuten als: 

1. Die in Art. 61-63 dem Neiche bezw. dem Kaiſer eingeräumten Be 
jugniffe hat Bayern dem Neiche bezw. dem Kaiſer nicht übertragen ; 

2. die Stellung des bayerijchen Heeres im Reichskriegsweſen beſtimmt 
jich, joweit nicht Art. 4 Ziff. 14 (Mititärgejeggebung), Art. 57—-60 der 
Neichsverfafjung, die für die vorliegende Frage belanglos jind, cingreijen, 
ausjchlieilich durch den Inhalt des Verjailler Vertrages. 

Dies iſt auch von den mahgebenden Staatsrechtsiehrern anerfannt. 

Wie Brodhaus‘), Hänel’), Laband®),v. Seydel’) — troß tiefgehender 
Meinungsverjchiedenheiten über die Konjtruftion des Reichsmilitärweſens — 
übereinitimmend darlegen, bezieht jich das gemeingiltige Recht für das Militär— 
wejen des Neiches nicht auf das Königreich Bayern. Das bayeriiche Heer 


) Gutachten des Neichstanzlers, mitgetheilt in dem biemit übereinftimmenden Urtbeile 
des Neichsgerichtes vom 9. März 1888. Archiv für Öffentliches Recht, Bd. IV ©. 150 u. 160, 
Trudiachen des Reichstages 1889/90, 7. Leg.P. V. Seſſion, II, Bd. Nr. 126 S. 12. Trud- 
jachen des Neichstages 1895/96, 9. Leg. PB. IV, Seſſion, V. Bd. Nr. 382 ©. 3 u. 6. 

Laband, Staaterecht des Teutichen Reiches, 3. Aufl. Il S. 480 ff. 

° v. Sendel, Kommentar zur Bl. für das Teutiche Reich, 2. Aufl. S. 354 ff. 

*) Friedrich Brodhaus, Tas deutiche Heer und die ontingente der Einzelnitaaten, 
1888, S. 150 ff., 150. 

> A. Hänel, Deutſches Staatärecht, 1892, I. Theil ©. 487 ff. 

°; Yaband, a. a. O. ©. 486, 517 ff., Archiv für öffentliches Recht, Bd. TIT S. 491. 

v. Seydel, a. ad. S. 363 fi; Bayeriſches Staatsreht, 2. Aufl. Bd. I 
S. 704 ff. 
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fteht unter der vollen Militärhoheit des Königs jowohl hHinfichtlich des 
militäriſchen Befehls als der Stontingentsherrlichfeit uud der gefammten Heeres— 
verwaltung, insbejondere der Militärjuftiz, „eines — wenn auch eigenartigen — 
Zweige der Hceresverwaltung“ (Brodhaus). Allerdings it Bayern ver: 
pflichtet, für jein Heer volle Uebereinjtimmung in Bezug auf Formation ꝛc. 2c. 
herbeizuführen; aber dies gejchieht nicht durdy Befehl des Kaiſers, jondern in 
Erfüllung der eingegangenen Vertragspflicht durch den König. Selbftjtändig 
ift die Finanzverwaltung, die Anlage von Feitungen in Bayern. Die Aus— 
übung des faijerlichen Injpektionsrechtes it an das Einvernehmen des Kaijers 
mit dem Könige von Bayern gebunden und der Kaiſer kann nicht, wie bei 
Fe anderen Truppen, gefundene Mängel der bayerischen Armee jelbjt ab- 
tellen. 

„Hier überall ijt nur von einer bejtimmten Art der Handhabung der 
bayerijchen Militärhoheit die Nede, wozu ihr Inhaber, der König, nad) 
Maßgabe, aber auch nur im Umfange ausdrüdlicher Verfaſſungs- vder 
BertragssBeitimmungen (vgl. die Generalflaujel des Schluhprotofolles) ver: 
pflichtet iſt.“ 

Nur zwei Vorſchriften jchaffen eine unmittelbare Beziehung des 
bayeriichen Heeres zu Kaiſer und Weich. 

Zunächit wirft die NeichSgejeggebung nach) Maßgabe des allgemeinen In— 
haltes der Verfaſſung direft auch auf das bayerijche Militänwejen, während 
das militärtiche VBerordnnungsrecht im vollen Umfange — auch joweit es jeit 
Vereinbarung der Reichsverfaflung durch bejondere Neichsgejege dem Kaiſer 
hinfichtlich der nichtbayerischen Kontingente eingeräumt worden ift — (vgl. auc) 
S 283 bj. II der R.-Mil.-Str.-G.-D) — dem Könige von Bayern für jein 
Heer zusteht. 

Weiterhin hat im Kriege — mit Beginn der vom Könige auf Veran— 
lajjung des Kaiſers angeordneten Mobilifirung — der Kaiſer als Bundesfeld- 
herr den Befehl auch über das bayerische Heer mit der durch den Fahneneid 
verbürgten Wirkung des unbedingten Gehorjams der Truppen, aber ohne daß 
die in den Artikeln 61—68 der Reichsverfaſſung jonjt normirten gemeingiltigen 
Befugniffe auf dem Bundesfeldherrn in jeiner Beziehung zur mobilijirten 
bayerischen Armee übergehen. 

Für Bayerns Heer bleibt johin die grumdjägliche Scheidung der Re— 
gierungsgewalten zwiſchen Neich und Bundesſtaaten nad) Artikel 4 der Neichs- 
verfafjung vein und umverändert, fraft Sonderrechtes, bejtehen; denn Die 
Spezialbejtimmungen des Abjchnittes XI der Reichsverfaffung, welche für das 
übrige Bundesgebiet cine Erweiterung der Neichszuftändigfeit über „die Be: 
aufjichtigung und die Geſetzgebung“ hinaus bewirken, gelten für Bayern nicht. 


Befchränkungen der Gefehgebungsgewalt des Beides. 

Die Militärjuftizhoheit als Beitandtheil der Militärhoheit überhaupt ijt 
aljo, weil nicht ausdrüclich im Verſailler Vertrag an das Neich übertragen, 
dem König von Bayern verblieben, wenn nicht der gegnerische Schluß gerecht: 
jertigt it, daß das Neich kraft jeines Gejeggebungsrechtes ſich auch die volle 
Militärjuſtiz durch Reichsgeſetz aneignen Fünne. 

Dieje Meinung geht von dem Grundjage aus: das Neich hat das Necht 
der Gejeggebung unbejchränft auch gegenüber Bayern. Das Neich kann 
daher durch Geſetz ſich jede Befugniß Hinfichtlich des Militärwejens ver: 
ichaffen, die ihm nicht jchon ausdrücklich durch die Verfaſſung eingeräumt ift. 


736 Dr. J. Graßmann: Die Sonderitellung des bayerischen Heeres 


Diejes unbejchränfte Gejeggebungsrecht ift durch den VBerjailler Vertrag aner- 
fannt, kann daher im dieſem feine Schranfe finden. Eine Ausdehnung der 
Reichszuftändigfeit auf diefem Gebiete bedeutet feine Aenderung der Verfaſſung 
* des Vertrages, wenn dieſe Erweiterung der Befugniſſe durch Reichsgeſetz 
erfolgt. 

Dieſe Schlußfolgerung iſt falſch; ſie kann nur bei völliger Unkenntniß 
oder Ignorirung der Grundgedanken der Verfaſſung verſucht werden. 

Schon gegenüber der Unionsverfaſſung des Jahres 1849, die vielfach 
für die Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes unmittelbares Vorbild geweſen 
iſt, hatten die Bevollmächtigten Preußens und anderer deutſcher Regierungen 
darauf hingewieſen, daß die Ausführung der von der Zentralgewalt ausgehen: 
den Anordnungen durch die eigenen Organe diejer Gewalt den monarchiichen 
Verfafjungen widerjpreche. In der Denfjchrift vom 11. Juni 1849 erflärten 
die Negierungen weiters, „daß ſie einer faljchen, zu weit gehenden Zentrali= 
jation begegnen müßten durch Fernhaltung der Neichsgewalt von der eigent= 
lichen Adminijtration und durch die Begrenzung des der Reichsgewalt zuge: 
theilten Oberaufjichtsrechtes.* Hänel!), ein „partifulariftiicher Neigungen“ 
gewiß unverdächtiger Staatärechtölchrer, hat im Anjchluffe hieran umd in 
Uebereinftimmung mit den angejehenjten Theoretifern ?) in ſeinem Staatörechte 
eingehend nachgewiejen, daß Dieje_grundjägliche Scheidung der NRegierungs- 
befugnijje auch in der Reichsverfaſſung als Grundregel klar gefaßt und folge 
richtig durchgeführt worden ift. Artikel 4 ſpricht nämlich als Grundjag 
unzmweideutig aus: dem Neiche fommt in den dort bezeichneten Angelegenheiten 
das Recht der Beaufjichtigung und Gejeggebung zu. Das Reich 
bat aljo in den Materien, auf welche ich überhaupt jeine Zuftändigfeit eritreckt, 
nur dieje Befugnifie, nicht aber die vollzichende und die richter: 
lihe Gewalt.’) Es war die Abjicht der vertragjchließenden Bundesjtaaten, 
dieje letzteren Negierungsrechte nicht dem Neiche zu übertragen, *) jondern 
ihre Ausübung als eigenes Necht ſich vorzubehalten. 

Diejer Grundjag it allerdings nicht mit voller Konjequenz durchgeführt 
worden; die Verfaſſung — umd neben ihr jpätere Spezialgejege — hat für 
einzelne Gebiete, auf Grund der Beitimmungen in den Abjchnitten VI—XII, 
eine unmittelbare und eigene Verwaltung des Reiches geichaffen. Bollziehende 
oder richterliche Gejchäfte fallen bienach nur dann in die Zuftändigfeit des 
Neiches, wenn eine jolche Ausnahme in einer bejonderen Bejtimmung der 
Berfafjung oder in einer Berfafjungsänderung ihre ausdrüdliche Begründung 


, Bol. Hänel a. a O. ©. 234 ff. 

”) Mol. v. ee ‚Kommentar zur Derfafiung für das Deutiche Reich, S. 62 ff., 144; 
Laband, Staatsrecht, 1 ©. 111, 671 ff.; Arndt, Kommentar zur Berfaffung I des Deutichen 
Reiches, ©. 92, 101 ff. 

*) Val. die Motive zum Gelegentmurfe über die Berfafiung der Gerichte, Yundesratbs- 
Druckſache Nr. 168/ 1873 5.82: „Tie Yuitizbobeit, kraft welcher die Staatsgewalt die Rechts- 
ordnung im Staate feitzuitellen und zu erhalten, alſo auch die Rechtsgewalt zu handhaben 
bat, ſteht dem einzelnen Bundesſtaaten zu. „Die neue Juſtizgeſezgebung“ (abe eieben vom 
Reichsgerichte) „Toll dieler Juſtizhoheit, ſoweit es ſich um die Rechtsübung im Bundesitaate 
handelt, keinen Abbruch thun. Die Juſtizgewalt wird nach wie vor auf die Quelle der 
landesbobeitlihen Gewalt zurüdgefübrt werden müſſen. Die Landesgerichte haben in Voll. 
macht und unter Autorität der bundesitaatlichen Yandesherren zu richten.“ gl. auch S. 30. 
——— ERS, I ©. 676 ff.; v. Nönne, Staatsrecht der preußiichen Monarkhie, 
Bd 

9) fe nicht „eine yultisbohet der Geſammtheit der verbündeten Regierungen” zu 
begründen. Motive zum G.V.G. ©. 235). 
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findet.) Daher fonnte die Errichtung des ehemaligen Bundes-Oberhandels= 
gerichtes?) wie des Neichsgerichte nur auf Grund einer Menderung der Ber: 
faſſung geichehen.?) 

Die Uebertragung der Militärgerichtsharfeit an das Reich, wie fie die 
M.St.G.O. bejtimmt, kann hienach nur anf dem Wege einer Verfajjungs- 
änderung erfolgen, da der erwähnte Grundjaß des Art. 4 über die Unzu— 
jtändigfeit des Neiches zur Ausübung der Gerichtögewalt gegenüber den 
Angehörigen der einzelnen Kontingente durch die Beitimmungen des Abjchnittes XI 
der R.V. nicht modifizirt worden tft. Die Thatjache, da die Sontingents- 
herren jeit Beſtand des Neiches die Militärgerichtsbarfeit durch ihre Gerichte 
ausüben, fteht im vollen Einflange mit dem dargelegten Prinzipe der Aus- 
jcheidung der Kompetenzen. — 

Ber den mannigfachen Erdrterungen über das bayerische Militär-Rejervat- 
recht, welche überwiegend von politischen Geſichtspunkten ausgingen, ſind 
dieje Grundregeln und die hieraus abgeleiteten Säge nicht allgemein anerfannt 
worden. ES wurde, furz zujammengefaht, folgende Beweisführung für die 
Unzuläffigfeit der bayerischen Anjpruches verjucht: 

Auch Bayern gebe zu, daß die Neichögejeggebung zur einheitlichen Regelung 
des MilitärgerichtSverfahrens zuftändig jet. Hieraus folge unmittelbar, dal; 
das Neich bei jolcher gejeglicher Negelung durch die den Bundesitaaten be= 
laſſene Militärhoheit und Juftizhoheit nicht behindert jei. Höchſtens fünne es 
jich fragen, ob der Entwurf der M.-St.-©.:D., injoferne er nicht mur das 
eigentliche Verfahren betreffe, jondern auch die Gerichtsverfafjung beftimme 
und die Einrichtung eines oberjten Gerichtes vorjehe, über die Zujtändigfeits: 
grenze des Neiches hinausgehe. Dieje Frage könnten aber die jämmtlichen 
Bundesitaaten, nicht allein Bayern aufwerfen. Much fie könne nur verneint 
werden. Dem die reichsrechtliche Regelung des militärgerichtlichen Verfahrens 
jet nicht denkbar ohne Aufftellung von Normen über die erfennenden Gerichte 
und andere Organe der Rechtspflege. Sie jei ebenjowenig denkbar, ohne daß 
im Intereſſe der Einheitlichfeit der Rechtiprechung eine oberjte Inſtanz ges 
ichaffen werde. Hieraus ergebe ſich mit Nothiwendigfeit die Bildung eines 
oberiten Neichsmilitärgerichtes. So wenig als die Jujtizhoheit der Bundes: 
jtaaten das Neich an der Schaffung des Neichsgerichtes gehindert habe, jo 
wenig jtehe die Militärhoheit derjelben der Regelung der Militärrechtspflege 
entgegen. 

Segen den erften Sat dieſer Beweisführung it, wie jchon gejagt, nichts 
zu erinnern. Hier aber handelt es fich, wie jüngjt v. Seydel‘) treffend dar- 
gelegt hat, nicht um Normen für die Organijation der Gerichte und die Formen 
ihres Verfahrens, jondern um die Nechtiprechung jelbjt, die Ausübung der 
Gerichtsbarfeit — unter Beachtung der gegebenen einheitlichen Strafgejeße 
und Prozeßvorjchriften. Dieje Unterjcheidung fann auch ein Laie verjtehen, 
fie it feine Haarjpalterei! Die Militärhoheit, welche nicht etwa den Bundes- 
jtaaten vom Reiche belafjen, jondern von dieſen an das Neich nicht 
übertragen worden ift, hindert dasjelbe nach den Verfafjungsbeftimmungen an 
der Aneignung der Militär-Gerichtsbarfeit, die nicht ein Beitandtheil der Juſtiz— 


' Mal. au Arndt, Kommentar zur preuß. Berf.-U. 1889 Einl. ©. 40 u. 41. 
) Erklärung des Minifters Dr. Leonhardt in der preuß. Herrenhausiigung vom 17. Nov. 
1869, zitirt auch bei v. Rönne, Staatsrecht des Deutichen Reiches, 2. Aufl. 1. Bd. ©. 24. 
) v. Seydel, Kommentar S. 101—102, 
*% „Annalen“ 1898 ©. 151—58. 
Annalen des Deuiſchen Reicht. 1898, 47 
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Hoheit ift, folange, al! nicht unter Beachtung des Art. 78 Abj. I. der R.-V. 
dieje entjprechend geändert iſt. 

Ein Gejeg, welches die Befugnifje der Reichsgewalt erweitern will, ijt eine 
Verfafjungsänderung; oben iſt aber dargelegt, daß dem Reiche bisher die Aus- 
übung der Militärgerichtsbarfeit auf Grund des Art. 4 nicht zuftand. Die Reiche- 
gejeggebung wird laut Art. 2 der R.V. „nach Maßgabe des Inhaltes diejer 
Verfafjung‘ ausgeübt, fie muß aljo die grundjägliche Gewaltenvertheilung 
injolange achten, al3 nicht die Bundesjtaaten in der in Art. 78 feitgejegten 
Weije einer Minderung ihrer vorbehaltenen Befugniſſe zujtimmen. Die Ein: 
richtung eines ReichSmilitärgerichtes Liegt nicht in der derzeitigen NeichScompetenz ; 
dieſe Zuftändigfeit ift erjt geichaffen worden — abgejehen von dem Bertrags- 
rechte Bayerns — durch die legte Beichlußfaffung des Neichstages und Bundes: 
rathes, mwojelbjt weniger als 14 Stimmen gegen den Gejegentwurf jtimmten. 
Auch das weitere Argument, die reichsrechtlihe Regelung dieſes Berfahrens 
jet ohne Bildung einer oberjten Inftanz im Intereſſe der Einheitlichkeit der 
Nechtiprechung nicht denkbar, ift für eine ftaatsrechtliche Prüfung volllommen 
belanglos. Ganz abgejehen davon, daß das militärgerichtliche Verfahren unter 
Zulafiung von zwei oberjten Gerichtshöfen prinzipiell ebenjogut reichsrechtlich 
geordnet werden fann, wie es im bürgerlichen Streitverfahren und im Voll— 
zuge der Unfallverficherungsgejege geichehen iſt, und daß die Einrichtung einer 
einzigen höchiten Inſtanz die Einheitlichfeit der Rechtſprechung nicht 
unbedingt gewährleiftet, *) jo iſt dieje Behauptung eigentlich nur ein Motiv für 
die Gejeggebungspolitif, ein Grund, der geltend gemacht werden mag, um 
die verbündeten Staaten zu veranlafjen, ihre vorbehaltene Zujtändigfeit ein— 
zujchränfen. Sie ift aber fein Beweis dafür, dab jie in dieſe Einſchränkung 
ſchon gewilligt hätten. 

Auf eine jolche Deduction trifft zu, was Hänel?) hinfichtlich der eigenen 
Gerichtsbarkeit des Neiches überhaupt bemerkt: „Zwar mochte man jagen, dat 
die Gerichtsbarkeit als politiiche Nothwendigkeit ſich darftelle, ja, daß fie eine 
folgerichtliche Entwicelung deſſen ſei, was in der Beauflichtigung des Neiches 
angelegt und der Abficht nach enthalten jein müffe. Allein die Verfaſſung 
jelbft Hatte der inneren Nöthigung eine rechtliche Grundlage 
nicht gewährt. Diejelbe konnte vielmehr nur durch eine Erweiterung 
der uriprünglichen verfafjungsmäßigen Kompetenz; — aljo durch eine Ver— 
fafjungsänderung — gewonnen werden." — 

Es gibt hienach feine Beitimmung der Berfaffung, auch fein jpäteres 
Neichögeje, woraus zu folgern wäre, das Neich fünne jich, ohne eine Aender— 
ung der verfafiungsrechtlichen Normen, die Militärgerichtsbarfeit aneignen. Daher 
darf auch nicht behauptet werden, die Militärhoheit des Königs von Bayern 
begreife die Militärgerichtsbarfeit nicht in jih. Zur Zeit des Abjchluffes des 
Verjailler Vertrages hatte, wie dargelegt, das Reich dieſe Befugniß nicht; 
Befugniſſe, die nicht ausdrüdlich im Bündnikvertrage dem Neiche im Jahre 
1870 übertragen worden find, find aber Bayern nach dem oben flargejtellten 
Grundſatze verblieben; die Abficht, mehr als die übrigen Bundesfürften bei 


Bgl. binfichtlich der Wahrung der Nechtseinheit im Neichögerichte u. a. Archiv für 
für öffentliches Recht Bob. XII, ©, 132 ff.; Birkmeyer, die Lehre von der Theilnabme 
umd die Rechtſprechung des R.G,, Berlin 1890; aud Stenglein, Deutſche Juriſten— 
zeitung, II. Jahrgang, ©. 442. 

) Hänel, das Staatsreht Bd. IL, ©. 748, 
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Gründung des Norddentichen Bundes aufzugeben, lag zweifellos nicht in der 
Abjicht des Königs von Bayern. 

Iſt aljo eine VBerfajjungsänderung zu Diefer Ausdehnung der 
Reichscompetenz gegenüber den bisherigen Rechten der einzelnen Kontingente- 
herren nothwendig, jo bedarf es weiterhin zur Erjtredung diejer neuen Kom: 
petenz auf das bayerijche Heer der Zujtimmung des Königs von 
Bayern nad) Art. 78 Abj. II der Verfaſſung. — 

Wie man leichthin behauptet hat, Die Heichsgefetgebung finde an der 
Militär: oder Juſtizhoheit der Bundesstaaten feine Schranken, jo ift dem 
bayerischen Anjpruche der Sat entgegengehalten worden, daß der für die Zu— 
jtändigfeit der Neichsgejeggebung maßgebende Artifel 4 der Neichsverfajjung 
auch durch die Beitimmung in Ziff. III, 8 5 des Verjailler Vertrages nicht 
berührt wordten jei, denn dieje jämmtlichen Beltimmungen träten nur an die 
Stelle der Ar . 61—68 der Reichsverfaljung. 

Hiezu jeifolgendes bemerft: 

VBertragsmäpige Abmachung zwiichen Bayern einerjeits, dem Norddeutjchen 
Bunde und den anderen jüddeutjchen Staaten andererjeits ift es nicht nur, daß 
gewilje Artikel der Neichsverfaffung auf Bayern feine Anwendung finden, ſondern 
e3 jind, wie im Bertrage deutlich ftcht, auch „die folgenden Bejtimmungen*, 
d. i. aljo auch 8 5, nach ihrem ganzen Inhalte Gegenjtand des Ber- 
trages. Was wollten die Kontrahenten bei Abjchluß diejes „völferrechtlichen 
Aftes“ vereinbaren? Sie jehten feſt, daß nicht nur die Anwendung irgend 
eines Theiles der in Art. 61—63 normirten Befugniſſe auf Bayern nicht ohne 
deſſen Zujtimmung vom Neiche verfügt werden, jondern daB aud) eine Aender— 
ung des pojitiven Inhaltes des Vertrages, insbeſondere auch der Ziff. III des 
8 5, nicht ohne die Zujtimmung der beiden SKontrahenten eintreten fünne. 
Bisher ift der König von Bayern infolge der Militärhopeit 
Inhaber der Militärgeridhtsbarfeit für die bayerijche Armee, 
weil das Reich feinen Nechtstitel zur Ausübung derjelben durch Reichsbehörden 
beſaß. Derllebergang diejer Gerichtsgewalt — es ijt, was gegen 
Mark!) bemerkt jein joll, für das Staatsrecht grundjäglich belanglos, ob es 
fic) hiebei um einen Theil der Befugniß oder um die ganze Gewalt handelt, 
— an das Reich bewirkt daher eine Minderung der Militär: 
hoheitsrechte de3 Königs von Bayern in ihrem vertragsmäßig 
bejtimmten und gejicherten Umfange. Dieſe unbejtreitbare Wirkung 
tritt natürlich unabhängig davon ein, welchen Einfluß die theilweije Aneignung 
der Meilitärgerichtsbarfeit jeitens des Neiches auf die Nechte anderer Bundes: 
fürjten äußert. Daß aber eine Minderung der in einem Vertrage von einem 
Vertragstheile vorbehaltenen, bezw. diefem zugeltandenen Nechte eine Nenderung 
diejes Vertrages it, dürfte auch Nichtjuriften far ſein. Ebenſo zweifellos, 
überdies in Art. 78 Abſ. II der Neichsverfaffung ausdrücklich erklärt, ift der 
Sat, daß ein Vertrag gemeinhin nur unter Zuftimmung beider Kontrahenten 
geändert werden kann. r 

Dieſen einfachen Grundregeln gegenüber erſcheint es faſt unenfindlich, wie 
behauptet werden mag, die Geſetzgebung des Reiches ſei gegeüber dieſem 


md das Reichsmilitä rgericht. 


Yv. Mark, Das baheriſche oberſte Militärgericht. Ein Gutachten, Berlin 1897. Das 
Mißlingen diefes einzigen Verſuchs, wiſſenſchaftlich die bayerische Auffafiung zu be- 
fänıpfen, haben dargelegt Reichsgerichtsratb Dr. Meves in der Yeitichrift „Das Recht“, 
München 1898 Nr. 1 ©. 9 und 1897 Nr. 12, S. 1—2; v. Sendel in der Kritiſchen Piertel- 
jahrsichrift für Gefehgebung und Rechtswiſſenſchaft 3. 3. IV. ©. 460. 
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Vertragsrechte unbejchränft, d. h. der eine Kontrahent — der überdies nicht 
das Reich iſt — brauche die Zuftimmung des anderen Theile nicht, wenn 
er die Vertragsänderung im Wege der Gejeggebung vornehmen wolle. Das 
fteht nicht im Vertrage, jondern Vertragsrecht ift, daß jede Aenderung des— 
jelben nur unter beiderjeitiger Zuftimmung erfolgen fann. 

Wäre der Sat, daß der Artikel 4 durch den Vertrag überhaupt nicht 
berührt werden fünne, richtig, dann gäbe es im Neiche gar feine Reſervatrechte, 
auf welche Art. 78 Abj. II der Neichsverfafjung Anwendung fände; fie fönnten 
alle im Wege der „Sejeggebung“ ohne Zujtimmung Deſſen, dem fie genommen 
werden jollen, geändert werden. 

In einem gewiſſen Zujammenhange mit diejer haltlojen Behauptung jteht 
eine weitere Darlegung, die dahin geht: 

Ein Rejervatrecht fönne begriffs mäßig bei Angelegenheiten nicht beitehen, 
für welche die Zujtändigfeit des Neiches Bayern gegenüber von vornherein 
ebenjo ausgeichlojjen jein jollte, wie gegenüber allen anderen Bundesjtaaten. 
Ein jolches Nejervatrecht jei nur möglich bei Materien, Hinfichtlich derer dic 
Neichscompetenz gegenüber Bayern enger begrenzt worden jei als gegenüber 
den anderen Staaten. | 

Dieje Begriffsbeitimmung eines Reſervatrechtes und damit die hieraus 
entiwidelte Folgerung ijt unrichtig. Denn ein Nejervatrecht ift nicht immer 
oder nothiwendig die Verneinung cines pojitiven Saßes der Reichsverfaſſung 
zu Gunſten eines einzelnen Staates. In der Negel werden ja jolche Rechte 
nicht ausbedungen jein oder nicht nen gejchaffen werden, wenn jchon die Ver- 
fafjung die Zuftändigfeit des Reiches in einer bejtimmten Materie ganz aus: 
ichließt; begriffsmäßig zuläſſig ift aber auch für jolche Fälle ein Reſervatrecht 
im Sinne des Art. 78 Abj. IL, da ein jolches Necht den ın Art. 78 Abi. 1 
liegenden Schuß gegen die Einichränfung der Landeshoheit zu Gunſten eines 
einzelnen Bundesitaates, der im Bundesrath nicht über 14 Stimmen verfügt, 
bejonders verjtärfen fann. Mit der verjuchten Einjchränfung diejes Begriffes 
jtehen auch die durch das Branntweinjteuergejeg vom 24. Juni 1887 gejchaffenen 
Nejervatrechte in abjolutem Widerjpruch; denn Ddieje Nechte der jüddeutjchen 
Staaten bejtehen gerade darin, daß jie jich für ihren Theil gegen eine Aender: 
ung des allgemein giltigen Bundesrechtes wehren fünnen. 

Machen wir eine weitere Probe mit dem befämpften Lehrſatze. 

Nach Art. 64 der Reichsverfafjung ernennt der Kaiſer die Höchſtkomman— 
direnden eines Stontingentes, jowie alle Offiziere, welche Truppen mehr als 
eines Kontingentes befehligen, und alle Feſtungskommandanten, während die 
übrigen Offiziere von den KontingentSherren ernannt werden. Der König von 
Bayern ernennt dagegen im Frieden und Kriege alle Offiziere jeiner Armee. 

Würde nun durch eine VBerfafjungsänderung dem Kaijer das Recht zur 
Ernennung von Negimentsfommandeuren oder Stabsoffizieren in allen 
Ktontingenten übertragen, jo könnte nach diejer Theorie hierin eine Beſchränk— 
ung des bayerijchen Nejervatrechtes nicht gefunden werden, obwohl diejes Er- 
nennungsrecht direkt gegen $ 5 Ziff. III des VBerjailler Vertrages und Ziff. XIV 
8 4 des Schlußprotofolles verjtößt, wojelbjt die Negelung des Berjonalwejens 
dem Könige von Bayern ausdrüdlich vorbehalten und zugefichert ift! — 

Die Reichsgejegebung hat auch bisher jedesmal, wenn eine neue gemein: 
giltige Norm mit dem Bindnigvertrage vom 23. November 1870 in Wider- 
Ipruch trat, davor Halt gemad)t. 
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Zwar beſtimmt $ 39 des Neichsmilitärgejeges vom 1. Mai 1874: „Die 
bejondere Gerichtsbarfeit über Militärperjonen beichränft ſich auf Strafjachen 
und wird durch NReichegejeg geregelt” und $ 8 diejes Geſetzes erklärt es als 
Sache des Kaiſers, für die Wahrung der militäriichen Disziplin zu jorgen. 
Aber 8 72 des Gejeges jchränft mit der Vorſchrift: „Gegenwärtiges Gejek 
fommt in Bayern nad) näherer Bejtimmung des Bündnißvertrages vom 23. No- 
venber 1870 in Anwendung“ die Geltung der durch Gejeg gejchaffenen Zu: 
jtändigfeit, entjprechend dem bayerifchen Rejervatrechte, ein. Die Vorbehalte 
zur M.St.G.O. und hinjichtlich des bejondern bayerijchen Disziplinargerichts- 
hofes jind Eingangs erwähnt worden ; die Bedentung der eriteren liegt namentlich 
darın, daB das in der M.St-G.D. und dem Einführungsgejege normirte 
Verordnungsrecht des Kaiſers für Bayern dem Könige von Bayern zufteht. 
Dies gilt insbejondere, wie auch die Motive durch Allegirung des 8 72 des 
R.M.«G. anerfennen, für die vielumftrittene Beftimmung des 8 2831 der 
MSt.G.O., wojelbit dem Kaijer das Necht vorbehalten ift, allgemeine Vor— 
— über den Ausſchluß der Deffentlichkeit bei Gerichtsverhandlungen zu 
erlaſſen. 

Aus der Geſchichte der Reichsgeſetzgebung, welche die wiederholte ausdrück— 
liche Geltendmachung des bayeriſchen Militärrejervatrechtes nachweiſt, darf hier 
noch ein für die gegenwärtige Frage in gewiſſem Maße präjudizieller Vorgang 
erwähnt werden. Der Entwurf eines Geſetzes, betreffend die gerichtliche Ver— 
folgung von Perſonen des Soldatenſtandes wegen Dienjthandlungen, hatte es 
vorgejehen, die Borentjcheidung der Frage, ob die im bürgerlichen Rechtsverfahren 
vermögensrechtlich in Anjpruch genommene Perjon ich einer Ueberjchreitung 
ihrer Dienſtbefugniſſe oder einer pflichtwidrigen Unterlajjung ſchuldig gemacht 
babe, einer Neichsbehörde in Berlin zu überweijen, deren Vorjigender und 
Mitglieder vom Kaijer ernannt werden jollten. Hiezu beantragte Bayern im 
Bundesrathe folgende Zujagbejtimmungen: 

1. Für Angehörige des bayerischen Heeres ift diejer Gerichtshof nur zu— 
ftändig, wenn die Vorentjcheidung eine Dienjtyandlung im Kriege — 
nach Beginn der Mobilmachung — betrifft. 

Im übrigen jteht die VBorentjcheidung einem bejonderen bayerijchen 
Gerichtshofe zu. Der König von Bayern bejtimmt den Sit des Ge- 
richtshofes umd ernennt den Vorſitzenden und die Mitglieder. — 

2. Im Falle von Ziffer 1 Abjag I wird einer der militärijchen Beifiger 
vom Könige von Bayern zc. ernannt. 

3. Für das Negulativ des bayerischen Gerichtshofes treten an Stelle des 
Bundesrathes die einjchlägigen bayerijchen Minijterien. 

Diejer Antrag wurde mit Himveis auf die nach Ziff. III des Vertrages 
vorbehaltene Milttärhoheit, welche auch die jelbjtftändige Handhabung der 
Disziplinargewalt in fich begreift, begründet; der Vorichlag bezüglich des 
Kriegszuftandes wollte etiwaige Widerjprüche infolge der getrennten Rechtiprechung, 
die jich bei Beurtheilung von Dienfthandlungen mit Rückſicht auf den Befehl 
des Kaiſers im Kriege ergeben fünnten, von vornherein unmöglich machen, weh- 
— auf die Geltendmachung des vollen Anſpruches in dieſer Richtung verzichtet 
wurde. 

Die Gegenausführungen dedten ſich vielfach mit den auch jet vorge: 
brachten Argumenten. Die Materie falle nicht nur unter Ziffer 14, jon: 
dern auch unter Ziffer 13 des Art. 4 der R.-B. Es jei fraglich, ob nicht 
im Hinblid auf $ 11 des E.-G. zum Gerichtsverfafjungsgejege die Einrichtung 
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einer jolchen Enticheidung, bezw. eines jolchen Entfcheidungsorganes, überall 
Zandesjache ſei. Aus dem Bündnihvertrage laſſe jich der bayerische Auſpruch 
nicht ableiten, weil dort die Bundesgejeggebung in Militärjachen nicht für immer 
ausgefchloffen, und gegenüber Ziff. III des $ 5 anzunehmen jei, daß die 
Militärhoheit des Königs von Bayern nur auf die Verwaltung, nicht auf die 
Gejeggebung bezogen jei. Richtiger wäre es überdies, dieſes Necht auf die Ge- 
vichtsherrlichfeit zurückzuführen; Bayern habe aber auch in diejer Richtung fein 
Nejervatrecht, da jowohl die Gerichtsherrlichkeit, wie die Disziplmarhoheit nad) 
der Reichsverfaſſung auch den anderen Staaten belajjen worden jet. 

Der bayerische Antrag wurde indeſſen in der Plenarfigung des Bundes- 
rathes vom 1. April 1882 *) gegen eine Minderheit von weniger als 14 Stimmen 
und zwar unter Zuftimmung Preußens und nach nochmaliger Beiprechung der 
im Ausſchuſſe eingehend erürterten Nejervatrechtsfrage, angenommen. Die 
Mehrheit ging hiebei von folgender Erwägung aus: ES handele ſich zwar nicht 
um ein reines Militärgeſetz im Sinne des Art 61 der R.-B., aber doch um 
einen Gegenstand, welcher mit der nach dem Berjailler Vertrage Bayern vor= 
behaltenen jelbjtjtändigen Verwaltung jeines Heeres, ſowie mit der dem Könige 
von Bayern verbliebenen Milttärhoheit und der darin mitbegriffenen Disziplinar: 
gewalt im engjten Zujammenhange jtehe, jo daß der Anjpruch auf einen be 
jonderen Gerichtshof im Frieden ſich wohl rechtfertigen lajje. — Der Gejeß- 
entwurf gelangte nicht an den Reichstag. 

Die Verſuchung liegt nahe, eine Parallele zwijchen der damaligen und 
der heutigen Auffaffung der Bundesrathsmehrheit zu ziehen. Es ergibt ſich 
indefjen wohl der Schluß aus dem damaligen Anerfenntniffe, welches von dem 
Neichskanzler Fürften Bismard gebilligt war, für die gegenwärtige Frage von 
jelbit — zu Gunſten des bayerischen Anjpruches. 

Wir fommen zu dem Ergebniß: Die Ausübung der Militärgerichtsbarfeit 
über Angehörige des bayerischen Heeres kann an eine Neichsbehörde nur durch 
ein verfafjungänderndes Neichsgejeß und nur mit Zujtimmung Bayerns über 
tragen werden. 

Bon den Staatsrechtslehrern hat bisher nur v. Seydel?) in eingehender, 
icharfjinniger Begründung den bayerijchen Anjpruch geprüft und die Stellung- 
nahme der bayerischen Regierung vom jtaatsrechtlichen Standpunkte vollitändig 
gebilligt. v. Mark's Darlegung iſt jchon erwähnt. Daß Laband) das 
bayerijche Nejervatrecht in logijcher Entwickelung jeiner Auffafjung des Reichs 
friegsiweiens und der Unterjcheivung zwiichen Reichs: und Landesfompetenz 
anerfennen würde, falls er jich zur Sache äußerte, kann nicht zweifelhaft 
ſein; jeine Meinung liegt ja in dem Satze klar: „Die Militärgerichtsbarfeit 
ſteht den Kontingentsherren rüdjichtlich ihrer Truppentheile zu. Eine fatjer- 
liche Militärgerichtsbarfeit für das Heer gibt es nicht und demgemäß auc) 
feine Neichsbehörde zur Ausübung derjelben. Die Verhandlung und Ent: 
icheidung erfolgt von Behörden der Einzelnjtaaten; fie jprechen Recht im 
Samen des Kontingentsherrn und der legtere hat die Befugniß, die Erfennt: 


) Ein Auszug aus Nr. 38 der Bundesraths-Drudiache, Seſſion 1881/82 und das 
Groebnik der Abitimmung find veröftentlicht in Nr. 149 der Norddeutichen Allgemeinen 
Zeitung vom 29. März 1882. 

2, ». Seydel, Bayeriſches Staatsrecht, 2. Aufl. Bd. II S. 708, Kommentar zur 
Nerf.ll. für das Deutiche Reich, 1897, S. 297, Annalen des Deutichen Reiches, 1898, S. 151. 

’, Yaband, Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 3. Aufl. Bd. II ©. 539. 
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niſſe zu bejtätigen oder zu verwerfen.“) Ein wifjenjchaftliches Öutachten zu 
Gunſten der preußiſchen Auffaſſung — abgeſehen von der Mark'ſchen Dar— 
legung — iſt bis jetzt nicht veröffentlicht worden. 


Die Anwendung des Artikels 76 der Reichsverfaſſung. 


Im Schlußjage der Einleitung wurde darauf hingewiejen, dab der 
preußiſche Kriegsminifter zur Löjung der Meinungsverjchiedenheiten über den 
Beſtand des Nejervatrechted auf die Vorjchrift in Artikel 76 der Neichöver- 
fajjung hingewieſen hat. Wir werden feinen Widerjprucdh erfahren mit der 
Feſtſtellung, daß dieje Auslegung der Verfaſſung abſolut unrichtig iſt. 

Art. 76 Abſ. I, welch” letzterer allein in Frage ſteht, lautet: „Streitig— 
feiten zwischen verjchiedenen Bundesjtaaten, jofern diejelben nicht privatrecht- 
licher Natur und daher von den fompetenten Gerichtsbehörden zu entjcheiden 
jind, werden auf Anrufen des einen Theil von dem Bundesrathe erledigt“. 
Die befämpfte Meinung geht aljo dahin, dab über den Beitand des bayerischen 
Nejervatrechtes die Mehrheit des Bundesrathes entjcheidet bezw. den Streit 
erledigt.’) Wäre dem jo, jo würde es zur volljtändigen Annullirung des 
Artifels 78 Abj. II der Neichsverfafjung genügen, die auf Rejervatrechte 
gejtügten Anjprüche eines Bundesſtaates zu bejtreiten, da es ja dann im 
der Macht der einfachen Mehrheit läge, den Anjpruch als unzuläjfig abzu— 
weiſen und über den Anjpruch auch gegen den Willen des berechtigten Bundes— 
jtaates hinwegzugehen. 

Zunächſt iſt nun Art. 76 nach allgemeiner wiſſenſchaftlicher Ueberzeugung, 
welche ſich in erſter Linie auf deſſen Entſtehungsgeſchichte ſtützen kaun, für die 
Entſcheidung ſolcher Meinungsverſchiedenheiten, wie ſie hier in Frage ſind, 
nicht beſtimmt. Sein Vorbild iſt Art. XI Abſ. IV der deutſchen Bundes— 
verfaſſung vom 8. Juni 1815 (Austrägalinſtanz). Art. 76 bezieht ſich auf 
öffentlich-vechtlihe Streitigfeiten der Bundesſtaaten unter ji, d. h. der Streit 
muß eine Nechtöbeziehung zwiſchen Bundesjtaaten betreffen. Bei näherer Be— 
trachtung wird es aber jür jeden zweifellos werden, daß es ſich hier nicht 
um eine Streitigfeit zwijchen Bayern einerjeits, Preußen oder anderen Bundes 
jtaaten andererjeit3 handelt. Denn geltend gemacht wird von Bayern ein 
Nejervatrecht, d. i, nach dem Wortlaute des Art. 78 II „ein bejtimmtes Recht 
einzelner Bundesjtaaten in deren Berhältnig zur Gejammtheit"; die An: 
wendung des Art. 76 auf jolche Nechtsverhältnifie iſt ausgeſchloſſen. 

Die Verfaſſung hat feine ausdrüdliche Beſtimmung getroffen, wie jolche 
Meinungsverjchiedenheiten ausgetragen werden jollen. Der Schöpfer der Reichs— 
verfallung wird wohl davon ausgegangen jein, daß nicht alle „jelbjtveritänd- 
lichen“ Folgerungen aus der rechtlichen Natur der einzelnen Abmachungen in 
der Verfaſſung einzeln und ausdrücdlich mormirt werden müßten. Die Be 
jtimmung des Art. 78 Abj. II it allerdings, obwohl telbitverjtändlich, °) in 
die Verfafjung aufgenommen worden. Es iſt aber, wie 5 B. Yaband gegen 
Hänel's irrige Darjtellung mit zwingenden Gründen hervorbebt, unmöglich, 
daß dieſe Bejtimmung jelbjt, im Wege einer Verfafjungsänderung, aljo auch 
gegen den Willen der einzelnen Bundesſtaaten, bejeitigt und auf dieſe Weije 
der bejonbere Schuß der Nejervatrechte, der nicht nur ein „moraliſcher“ Schuß 


R Dal. nid Stenglein, Deutiche ae a 2. Jahrg. ©. 440 ff. 
) Mol. biezu v. Seydel, Kommentar, S. 405—407. 
°) Val. u. a. v. Seydel, ommentar, S 419. 
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iit, aufgehoben werde. Das würde nicht nur gegen Treue und Glauben ver— 
jtoßen, das wäre der offene Bruch des Nechtes. 

Denn bei den Vorjchriften, welche Art. 73 Abi. II der Neichsverfaflung 
trifft, jteht der berechtigte einzelne Bundesjtaat mit gejonderten Intereſſen und 
Rechten der Gejammtheit aller übrigen Staaten als dem anderen Vertrags: 
theile gegenüber. Es ift aljo nach der Regel des Rechtes unzuläjjig, den 
jonderberechtigten Staat in diefem Falle nur mit jeinen nach Artikel 6 der 
Reichsverfaſſung bemejjenen Stimmen im Bundesrat gelten zu lajjen. 

Bei Wahrnehmung eines Nejervatrechtes hält jeine Stimme gegen die 
Stimmen aller anderen Staaten zujammen die Waage. Worin läge jonjt der 
Schuß dieſer Nejervatrechte? Abſatz II des Artikel 78 modificırtt — der 
Natur der Sache entfprechend — den Grundja des Abjages I, wonach „Ber: 
änderungen der Verfaſſung“, wie fie auch die Uebertragung der Militär 
gerichtsbarfeit an das Neich bewirkt, „im Wege der Gejeßgebung erfolgen und 
al3 abgelehnt gelten, wenn fie im Bundesrathe 14 Stimmen gegen jich haben“, 
dahin, daß bei einer BVerfaffungsänderung, welche ein Rejervatrecht berührt 
oder aufhebt, zunächſt der berechtigte Staat als der eine Vertragstheil diejer 
Henderung jeines Nechtes zugejtimmt haben muß, ehe die Neichsgejeggebung 
vorgeben kann. 

Es handelt jich hier, wie Fürjt Bismard in jeinem — oben erwähnten — 
Schreiben vom 4. November 1870 gegenüber dem bayerischen Minijter Grafen 
Bray vor Abjchluß des Bündnißvertrages ſcharf und flar hervorhob, um einen 
völferrechtlichen Akt neben der Verfaſſung. Der vertragichließende Bundes— 
ſtaat tritt daher in diefer Beziehung mit internationaler Gleichberechtigung dem 
anderen Kontrahenten, der Geſammtheit der übrigen Staaten, gegenüber. 

Hieraus ergibt ſich wohl von jelbit, daß die Vorfrage über den Inhalt 
und Umfang eines Nejervatrechtes nicht von dem einen Vertragstheile, deſſen 
Organ der Bundesrath ift, einjeitig beantwortet werden fann, jondern daß. 
wie bei allen Meinungsverjchiedenheiten über völferrechtliche Abmachungen, um 
Wege gütlichen, ziwichenftaatlichen Benchmens verhandelt werden muß. Gelingt 
die Einigung nicht, oder verzichtet der Bundesſtaat nicht auf das ausbedungene 
Recht, jo kann die Neichsgejeggebung naturgemäß nicht nad) Art. 738 Abi, I 
der Neichsverfafjung vorgehen, die Ausdehnung der Reichskompetenz ijt dann 
nicht möglich.') 

Hierin liegt die prinzipielle weittragende Bedeutung dieſer Frage, welche 
nicht allein eine jtaatsrechtliche, jondern eine eminent politiiche it: was ab: 
weichend von dieſem Grundjage im Falle des oberjten bayerijchen Militär: 
gerichtes für zuläjjig erachtet würde, müßte ein Präjudiz für die Bejeitigung 
aller anderen Rejervatrechte gegen den Willen Bayerns jchaffen. Nach dem 
Wortlaute und dem Geijte der Meichsverfaflung kann der Bundesrath einen 
Bundesstaat, welcher ein Nejervatrecht geltend macht, nicht majorifiren, d. b. 
durch Mehrheitsbejchluß deſſen Recht für nicht beitehend erflären. Der Fall, 
daß ein abjolut unbegründeter Anjpruch jeitens eines Staates erhoben würde, 
darf an ſich aus der Betrachtung ausjcheiden; auch im der gegenmärtigen 
Sache wird fein Unbefangener behaupten fünnen, dat Bayerns Anſpruch mit 
überzeugenden, ftaatsrechtlichen Gründen als haltlos dargethan worden jet. 

"Mol. v. Seydel, Kommentar S. 146 und au v. Kirhenheim, Lehrbuch des 
deutihen Staatsrechtes, 1887 ©. 84: „Der Artifel 78 Abi. II vermag, ein bedeutungsvolles 
Vertragselement einichließend, die gedeibliche Entwidelung des Reiches möglicherweiie zu 
henımen, indem er dem status quo unmandelbare Heiligkeit beilegt.” 
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Für die Beleitigung des Hindernifjes gegen die einheitliche höchite Inſtanz 
in Militärftrafjachen gibt es ftaatsrechtlich nur einen Weg: umter Anerfennung 
des vertragsmähßigen Nechtes Bayern zu einem freiwilligen Entgegenfommen 
durch einen entiprechenden Verzicht auf ſein Necht zu bewegen ; ausgejchlofjen 
aber ijt e8, Das Necht einfach zu leugnen, wenn ein jolcher Verzicht nicht er: 
reicht werden fann. Mit dem VBerjuche, durch Mehrheitsbejchluß den Anjpruch 
Bayerns zu verwerfen, würde jich unjerer Ueberzeugung nach der Bundesrath 
über die Erflärung der preußiichen Negierung vom 5. April 1884 hinweg: 
jegen, deren Hauptjäße bier folgen mögen: „Es empfiehlt jich, feinen Zweifel 
darüber auffommen zu laſſen, daß die verbündeten Regierungen ohne Ausnahme 
entjchlojfen jind, die Verträge, auf welchen unjere Neichsinftitutionen beruhen, 
in unverbüchlicher Irene aufrecht zu erhalten und jie in dem Geiſte zu hand: 
haben, im welchem ſie nach den Worten der Neichsverfafjung „zum Schuße des 
innerhalb des Bundesgebietes giltigen Nechtes* abgejchlojien find. Jede Ver: 
minderung der Zuverjicht, mit welcher die verbündeten Negierungen auf die 
‚seitigfeit der unter ihnen abgejchlojjenen Verträge bauen, würde Zweifel über 
die Zuverläjligfeit der Verträge herbeiführen, auf denen der Bund der deutjchen 
Staaten beruht. Je mehr die Regierung ©. Maj. des Königs fih bewußt 
it, unter jchweren Kämpfen und Gefahren erfolgreich dafür eingetreten zu jein, 
dab dem deutjchen Volfe das für jeine nationale Geltung erforderliche Maaß 
von Einheit gewonnen wurde, um jo jorgfältiger ift jie darauf bedacht, zu 
verhüten, daß dieſer Gewinn durch politische Mißgriffe wieder in Frage 
gejtellt werde.“ 

Dieje grundlegenden Sätze werden auch jetzt noch für die deutiche Reichs— 
politit maßgebend jein müjjen, wenn fie den Anforderungen des Nechtes und 
damit auch den Geboten der jtaatsmännijchen Klugheit entiprechen joll. Auch 
den Schein einer NRechtsverlegung gegenüber einem Bundesſtaate joll man 
hienach ängjtlich meiden und nicht überjehen, daß die Wahrung des wechjel: 
jeitigen Vertrauens unter den Bundesgenofjen wichtiger ift, als der unterge: 
ordnete Erfolg, der bei Durchießung des eigenen Willens in diejer oder jener 
einzelnen Frage erzielt werden mag. 
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IV. Die repräfentative Negierungsform. 


Die rajche Ausbreitung derjenigen Negierungsform, die man als fon- 
jtitutionelle oder repräjentative bezeichnet, ijt mit Necht zu den bemerfens- 
wertheiten Erjcheinungen der Staatengejchichte gerechnet worden. (R. v. Mohl, 
Die Gejchichte und XLiteratur der Stantswienichaften. Erlangen 1855, I 
©. 267.) Aus dem mittelalterlichen Ständewejen it jie langjam berausge- 
wachen. In England zumächit hat jich jene ſtändiſche Form mit neuem Getjte 
erfüllt, Frankreich hat, unter dem Einfluffe eines großen Schriftitellers, dieje 
Gedanfen übernommen und fie gerade dadurch, dal es jie trivialifirte, verbreit- 
ungsfähig gemacht. Schließlich haben jie ſich die Welt erobert. 

Und jo jehr ijt uns das fonftitutionelle Wejen in Fleiſch und Blut über- 
gegangen, dal der heutige Menjch fich, wenn er nicht etwa Sozialift oder 
Anarchift ift, wohl eine Weiterbildung diejer Negierungsform in der oder jener 
Einzelheit, aber feinen grundjäglich anderen Aufbau des Staates zu denfen 
vermag. Mit dem Vorbehalte jelbit, den ich eben machte, habe ich ausgedrüdt, 
wie jehr der Konſtitutionalismus unjeren gegebenen Kulturzujtänden ange— 
mejjen it. Man muß die völlige Umwälzung der beitehenden gejellichaftlichen 
und wirthichaftlichen Verhältniſſe als Vorausjegung denken, um ein Berlaffen 
der jegigen Grundlage der Staatögejtaltung als möglich zu erachten. Und 
jelbjt dann brauchte man dieſe Wirkung noch nicht für eine nothwendige an— 
zuſehen. 

Die konſtitutionelle oder repräſentative Regierungsform iſt ein Erzeugniß 
der neueren Zeit. Weder das Alterthum noch das Mittelalter war fähig, ſie 
hervorzubringen. Nicht das Altertum. Denn, wie Mohl (a. a. O. IS. 269) 
treffend bemerft, konnte der Gedanke an eine repräjentative Negierung „gar 
feinen Plag finden in der Faſſungskraft jolcher, welche ſich jelbft als Bürger, 
ja als Menjchen nur begriffen, injoferne jie perjönlich und mit Einſetzung 
ihres ganzen Dajeins Antheil am Gejammtleben nahmen.“ 

Das Mittelalter aber konnte den fonjtitutionellen Staat nicht finden, weil 
es in die entgegengejegte Nichtung verfallen war, weil ihm die jtaatliche Kräfte 
zujammenfafjung fehlte. Die fürftliche Gewalt jtand auf dem Boden des 
Privatrechts; die Gejellichaft hatte fich in ſtändiſche Werbände zerjeßt, Die 
ihre inneren Berhältniffe ordneten und Lediglich) um ihre Sonderinterejien be 
jorgt waren, aber nur allzujehr verlernt hatten, fich als Theile des Saats— 
ganzen zu fühlen. 


!) Mal. oben S. 481. 
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Gleichwohl iſt in der That aus dieſen ſtändiſchen Bildungen der kon— 
ſtitutionelle Staat geſchichtlich herausgewachſen; aber dadurch, daß ein neuer 
Geiſt in die alten Formen kam und dann ſchließlich auch die Formen um— 
geſtaltete. 

Dieſer Vorgang hat ſich zuerſt in England vollzogen, nicht etwa in Folge 
gelehrter Ueberlegung, ſondern im Wege der thatſächlichen Entwickelung. 

Die ſyſtematiſche Durchforſchung ihres Staatsrechts iſt noch heute nicht 
die jtarfe Seite der Engländer. Die und die Schwerverftändlichkeit ihrer 
Staatseinrichtungen für den Ausländer bewirkte, daß jie lange Zeit feinen vor- 
bildlichen Einfluß auf andere Staaten äußerten. 

Das änderte fich, als auf dem Feitlande allmählig die abjolute Fürften- 
gewalt jich zur Herrin über die Stände gemacht hatte, alsdann aber vielfach 
der Gefahr unterlag, in perjönliche Willürherrjchaft zu entarten. Nun 
wurden die englischen Verfaſſungszuſtände Gegenjtand allgemeineren Interejjes 
und gewannen das Anjchen eines idealen Vorbildes. Der Mann aber, der 
zuerit mit europätjcher, ja mehr als europäiicher Wirkung aus dem englijchen 
Beijpiele eine Lehre gemacht hat, it Montesquieu. 

Das Urtheil über Montesquieu's Anjchauungen von der richtigen 
Staatsverfajjung kann nur dahin lauten, daß jeine Lehre auf einem fehler- 
haften Grundgedanfen beruht. Aber er berief jich auf das Berjpiel Englands 
und wäre diejer Himveis zutreffend, dann mühte in der That jede wiſſenſchaft— 
liche Kritif die Segel jtreichen. Denn gegenüber einer jolchen Thatjache wären 
alle Gegengründe, die man aus dem Wejen des Staates und jonjtigem Nüjt- 
zeug der Theorie beiholen mag, hölzerne Waffen. Indeſſen auch hierin hat 
Montesguteu jich völlig geirrt; er hat die englische Verfaſſung gründlic) 
mißveritanden. 

Und mun fünnte man jagen: Wenn das wirklich nach der einen und nach 
der anderen Richtung jo ijt, wenn Montesquien hier wie dort gefehlt hat, 
wozu der Lärm? 

Die Antwort lautet: Weil Montesguieu, indem er irrte und troßdem 
er irrte, die Entwidelung der Staatsrechtswifjenichaft und der Staatsverfaff- 
ungen in neue Bahnen geleitet hat. 

Nobert v. Mohl bat (a. a. ©. I ©. 2717.) dieje Bedeutung Mon- 
tesquieu’s jo klaſſiſch ſchön dargelegt, daß ich mir nicht verjagen kann, jeine 
Worte anzuführen: 

„Bar wohl waren die Engländer jic bewußt, eine eigenthümliche Staats- 
einrichtung zu haben und fie fühlten jich auch ftolz und glüdlich in deren Bejig. 
Allein während Jahrhunderten dachte nicht Einer daran, den allgemeinen rechts= 
philojophiichen Gedanfen diejer eigenthümlichen Gejtaltung herauszujchälen und 
ihn zu einem Grundſatze zu erheben, damit aber theils eine Vervollftändigung 
der Staatswiljenichaften zu bewerfitelligen, theils den eigenen Befig um jo voll 
jtändiger zu begreifen, theils endlich anderen Bölfern die Nachbildung zu er- 
leichtern. Dieje Ehre überließ England einem Fremden, nämlich Montes- 
quien.“ 

„Er war es zuerjt, welcher in jeinem großen Werfe über den Geijt der 
Sejege (in Buch XI Kap. 6) das engliſche Staatsreht aus einem höheren 
Geſichtspunkte auffaßte. Damit jchufer auch mit Einem Schlage die Theorie 
des allgemeinen fonjtitutionellen Staatsrechts. Ein kurzer Abjchnitt in einem 
zu wejentlich anderen Sweden bejtimmten Werfe war die Grundlage einer 
ganz neuen Seite der Wiſſenſchaft und von unberechenbaren Folgen für das 
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Leben, guten jowohl als jchlimmen. So groß iſt die Gewalt des Genius, 
und zwar jelbjt, wenn er irre geht. Montesquieu aber ging in jeiner 
Lehre irre.“ 

Don den jonftigen Wirkungen der Lehre Montesquien's abgejehen, 
die wir jpäter noch fennen lernen werden, jchlug diejelbe vor Allem in Eng— 
land ein. Mohl (a. a. O. I ©. 275) bezeichnet dieſe Thatjache als jehr 
begreiflih. Subjeftiv genommen ja, aber rein objeftiv betrachtet ijt Dies, wie 
unjere folgende Prüfung ergeben wird, doch höchjt merkwürdig. Mohl äußert 
fi über die Wirkungen der Montesquiewjchen Lehre in England folgender 
Mapen: 

„Richt nur war der Berjtand und das wiljenjchaftliche Bedürfnik be— 
friedigt durch die Gewinnung eines ordnenden Gedanfens für die ſchwere Maſſe 
des pojitiven Rechtes, jondern auch die Nattonaleitelfeit war gejchmeichelt durch 
die Entdefung, daß die einheimischen Einrichtungen einen allgemein anwend— 
baren Mujterjtaat bilden.“ 

„Montesquiews Name war bald in dem ganzen Bolfe hoc) ange 
fehen und noch heute dürfen im Parlamente, welches feine Berufung auf 
jchriftftelleriiche Autoritäten zu dulden pflegt, jeine Sätze als unzweifelhafte 
Ausjprüche der Weisheit angeführt werden. Ebenſo waren es englische Schrift- 
jteller, welche zuerjt jeinen furzen Abrig zu einem vollftändigen Syjteme ent: 
widelten und das ganze pojitive Staatsrecht des Landes unter jeine Lehren 
und Kategorien stellten." 

Der berühmtejte unter diejen Schriftjtellern ift Bla djtone, dejien Com- 
mentaries on the laws of England noch heute neu aufgelegt werden, ein 
Meifter der Darftellung, der etwas vom Geiſte de3 Gaius hat. 

Doc wenden wir uns nun der Lehre Montesquieu’s vom fonititu« 
tionellen Staate und ihrer Vergleichung mit dem engliichen Staatsrechte zu. 

Montesquieu’s geijtiges Eigenthum find nicht die einzelnen Bejtand- 
theile jeiner Lehre, jondern deren Berbindung. Aber man kann ihm nicht ab- 
ftreiten, daß dieje Verbindung patentfähig ift. 

Er verbindet zweierlei. Schon vor Montesquieu hatte man bemerkt 
— umd insbejondere hat Arijtoteles es wahrgenommen — daß die Staat 
gewalt verjchiedene Aufgaben erfülle, die man jchlieglih auf gewiſſe Kate: 
gorien zurücjühren kann. Streng genommen find es zwei oberjte Kategorien: 
Gejehgeben und Negieren, und erſt das Negieren mag man wieder verjchiedentlich 
unterabtheilen, insbejondere in Werwalten und Richten. Montesquieu macht 
aus den Aufgaben der Staatsgewalt jelbitändige Gemwalten, und zwar drei: die 
gejeßgebende, ausführende und richterliche Gewalt, und will deren Selbſt— 
ftändigfeit dadurch gewährleiftet wiljen, daß jede Gewalt ihre unabhängigen 
Träger hat. Er irrt hier doppelt: im der Eintheilung —, insbejondere darin, 
daß er meint, die Verwaltung beſtehe nur im Gejegvollziehen wie die 
Nechtspflege — und noch mehr darin, daß er aus Staatdaufgaben Staats: 
gewalten macht und damit, um es grobfürnig auszudrüden, Staatverwirr: 
ungen. 

Die zweite Verbindung, die Montesquieu vornimmt, ift die. Man 
hatte jchon vor ihm drei Staatöformen gefannt: Monarchie, Ariftofratie, Demo- 
fratic. Dieje drei Staatsformen unterjcheiden jich durch die Verjchiedenheit der 
Träger der Staatsgewalt. 

Montesquieu jtellt nun dieje Inhaber der Einen und untheilbaren 
Staatsgewalt derart in den Dienft jeines Lehrgebäudes, daß er dem Monarchen 
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die vollzichende Gewalt überträgt, die gejeßgebende Gewalt aber zwijchen 
Arijtofratie und Demofratie theilt. Die richterliche Gewalt fällt neben hin- 
aus. „Auf diefe Weije glaubt er" — jagt Mohl — (a. a. O. I ©. 273) 
„zweierlei zu erlangen. Bor Allem eine gute Gejeggebung, weil alle Be 
itandtheile de8 Volkslebens auf ihren Inhalt eimwirfen. Sodann eine ehr: 
liche Vollziehung und gerechte Nichterjprüche, weil die dazu Berechtigten nur 
das Intereſſe haben, das ihmen übergebene Gute auch gut anzınvenden und fie 
es nicht im Grundjage verderben fünnen.“ 

Diejer Gedanfe Montesquiews ijt, trogdem er jo, wie er ihn jelbft 
gedacht hat, jchief ijt, der fruchtbarjte geweſen. 

Nun aber zu der anderen Frage. Wie verhält jih Montesquieu's 
Lehre zu dem wirklichen engliichen Staatsrechte? Die Antwort fann nur 
dahin ausfallen, daß er dasielbe volljtändig - mipverftanden hat. Bor Allem 
darin, daß er das Vorhandenjein einer Gewaltentheilung annahm. Davon 
iſt nicht die Nede. Die Staatögewalt war in England urjprünglich wie 
anderswo in den Händen des Königs; fie ift alsdann in die Hände des Par: 
lament3 gefommen. Aber getheilt war fie nie. Das Parlament ift in Eng- 
land durchaus nicht blos auf die Gejeggebung bejchränft; es regiert vielmehr 
und zwar guten Theils nicht blos mittelbar durch das aus feiner Mehrheit 
hervorgehende Kabinet, jondern auch unmittelbar. 

Für's Zweite aber irrte Montesquieu ganz gewaltig, wenn er fi) 
vorjtellte, das englische Oberhaus vertrete das ariitofratijche, das Unterhaus 
das demofratijche Element im Staate. Vielmehr vertraten, vollends zu der 
Zeit, wo Montes quieu jchrieb, beide Häufer lediglich die regierende Klaſſe 
und cbendies jicherte auch ihren Einklang. Diejer Einklang muß fich, beim 
Mangel einer über beiden Häujern ftehenden Gewalt, des Königthums, gerade 
dann in Ziwiejpalt verwandeln, wenn das, was Montesquieu will, wirflid) 
eintritt und, in zwei von einander jelbftändige Körper vertheilt, die ariitofra- 
tiichen Volfesbejtandtheile, die bisher herrichten, und die demofratijchen, die 
künftig herrichen wollen, mit einander um die Macht ringen. 

Troß alledem jagt Mohl mit Necht, da Montesquieu's Lehre ein 
nicht hoch genug anzujchlagendes Verdienſt habe und von den größten Folgen 
gewejen je. Montesquieu hat jedenfalls bahnbrechend gewirkt; er hat den 
Gedanken eines Fonftitutionellen Staatsrechts zuerſt gefaßt und wenn auch 
nicht jelbjt das Richtige getroffen, doch bewirft, daß es gefunden wurde. „Jahr: 
hunderte fang vor Montesquieu, jagt Mohl (a. a. D. I ©. 275), war 
die englijche Verfaſſung vorhanden und Niemand hatte den ihr zu Grunde 
liegenden Grundjag aufgeſucht. Wer fann wiljen, wie lange ohne ihn die 
jtumpfe Gleichgiltigfeit noch bejtanden hätte?“ 

„Was aber die Folge betrifft,“ bemerft Mohl weiter, „jo iſt noch das 
Geringite, daß Montesquieu durch wenige Seiten zu einem ausgedehnten 
Zweige der Literatur Veranlafjung gab. Bon viel größerer Bedeutung it, daß 
lange Zeit hindurch der fonftitutionelle Staat in jeinem Sinne aufgefaßt und 
in diejem Sinne dann auch der Juhalt vielfacher Grundgejege für wirkliche 
Staaten entworfen wurde. Es darf wohl angenommen werden, daß ohne das 
große Anjehen jeines Namens der Gedanke des fonftitutionellen Staates lange 
nicht in dem Umfange und in jo maßgebenden Kreiſen Wurzel gefaßt hätte. 
Und wenn denn mun auch unzweifelhaft die Ausführung der Auffaſſung 
Montesquieu's bedeutende Nachtheile gehabt, namentlich falſche Bildungen 
der volfsvertretenden Verfammlungen und alle jchlimmen Folgen derjelben ver- 
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anlakt hat: jo überwiegt denn doch das Gute, welches durch die Verjuche zur 
Sicherjtellung der Unterthanenrechte überhaupt erzielt worden ijt.“ 

Nach zwei Richtungen find die Wirkungen und die Weiterbildung der 
Lehren Montesquieu 8 zu würdigen, nämlich mit Hinficht auf die Ent- 
widelung der Staaten und auf die jtaatörechtliche Lehre. 

Mohl (a. a. O. J ©. 277) macht die Bemerkung, wiffenjchaftliche Lehren 
hätten gleich anderen Menjchenwerfen das Schidjal, daß nicht jelten ihre 
ichwache, vielleicht geradezu verderbliche Seite lange Zeit und allgemein ge- 
priejen, die gute dagegen verworfen werde, bis jpät erjt Nachdenken und Er- 
fahrung das Richtige zu Ehren bräcten. So jei 8 audh Montesquieu’s 
Lehre vom fonitituttonellen Staate ergangen. Dies trifft zu. 

Bon den beiden Hauptbejtandtheilen jeiner Lehre enthält jener, welcher 
aus der Verbindung der drei Staatsformen entnommen ift, einen gemiljen ge- 
junden Stern, den wir Ipäter noch herauszujchälen verjuchen werden; der andere 
Theil, der Gedanke der Trennung der Gewalten, ijt volljtändig verfehlt. 

Gerade der lettere Theil der Lehre ift es aber, der zunächſt allgemeine 
ea ji errang, während der erjtere faſt ebenjo allgemein verworfen 
wurde. 

Dies hängt mit der demofratiichen Richtung zujammen, in welche die 
Welt gerathen war. Man wollte das Staatsweſen zwar nach dem Grund: 
jage der Gewaltentheilung, aber auf demofratiicher Unterlage aufbauen. 

So fam es, daß die Noujjeau’jche Lehre von der umveräußerlichen 
Volfsjouveränetät hereindrang und der Lehre der Gewaltentheilung zur 
Grundlage gegeben wurde in der Weile, daß man eine Gemaltentheilung 
auf Grund der Bolfsjouveränetät annahm. Indem nun bier die Gewalt: 
zuweiſung als bloße Uebertragung zur Ausübung, die Souveränetät als 
einheitlich beim Bolfe ruhend erjchien, war jcheinbar das Unlogiiche der Ge 
waltentheilung vermieden. Aber eben nur jcheinbar. Denn es geht nicht, 
dab das jouveräne Volk von der Staatögewalt dem einen Organe dieſes, dem 
anderen Organe jenes Stück überträgt, die Souveränetät jelbit aber bei jich 
verjchloffen hält. Die Souveränetät fann nicht ruhen; fie muß irgendwo im 
Staate thätig vorhanden jein, um ihn zufammmenzubalten. Daran vermag feine 
Theorie der Welt etwas zu ändern. 

Die bezeichnete demofratijche Richtung fam zunächſt bei der Gejtaltung 
der Berjafjung der Vereinigten Staaten, und zwar jowohl in der Unionsver— 
fafjung wie in den Staatenverfaffungen zur Geltung. 

Demnächſt folgte dann Frankreich und in dejfen Nachahmung eine größere 
Zahl von Staaten. 

Nun war es aber durchaus nicht an dem, daß es irgendwo gelungen 
wäre, die Theilung der Gewalten, d. h. die Aufftellung von einander unab- 
hängiger Staatsgewalten in Wirklichkeit durchzuführen. Es gelang dies nicht, 
weil man nichts gegen die Natur der Dinge durchjegen kann. Man hat jich 
nur eingebildet, jenen Gedanken durchgeführt zu haben; allenthalben aber bat 
ſich herausgeftellt, daß eine der zwei überhaupt in Betracht fommenden Ge 
walten, — Die ° gejeggebende oder die vollziehende Gewalt — oder richtiger ge: 
jprochen, Die Träger. diejer Gewalten — Die Staatögewalt, aljo die Sou— 
veränetät innehabe, ein Ergebniß, das entweder jofort ipso iure oder als Folge 
eines Kampfes um die Herrſchaft eintreten mußte. Gerade die franzöſiſche 
Verfaſſungsgeſchichte iſt in dieſem Punkte lehrreich. 
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Die weitere Entwidelung des Eonjtitutionellen Staatsrecht3 bewegt ſich 
denn auch im Sinne des eben angegebenen Dilemma’s. Ich will zunächit 
darlegen, welche inneren Gründe für die Yöjung des Dilemma’ in dem einen 
oder dem anderen Sinne bejtimmend jind. 

Der äußere Apparat der Eonititutionellen oder repräjentativen Regierungs— 
form, wie er jich aus der ftändiichen Zeit gejchichtlich herausentwidelt hat 
— der König oder ein ſonſtwie betiteltes jog. Staatsoberhaupt einerjeits, das 
Parlament andererjeits — iſt an fich für jede der drei Staatsformen brauch- 
bar. Es kommt nur darauf an, welches ver Träger der Herrichaft iſt. Dit 
es der König, jo it der Staat eine Monarchie; iſt es das Parlament, jo ilt, 
je nachdem dasjelbe gebildet iſt, der Staat eine Ariftofratie oder eine Demo— 
fratie. Die Abficht aber, den König, oder jene, das Parlament zum Herrn 
über den Staat zu machen, wird nothivendig in der Zujtändigfeit zum Aus: 
drucke fommen müjlen, welche beiden in der Berfaflung eines Staates ein— 
geräumt ijt. ES braucht gar nicht mit unmittelbaren Worten ausgejprochen zu 
jein, daß dem Könige oder dem Parlamente die Staatsgewalt zulomme — im 
Gegentheile, der Sat für jich allein würde gar nicht3 helfen, wenn er in der 
Staleng nicht auch wirklich durchgeführt iſt. Die Frage, wo der wirkliche 
Sit der Staatsgewalt ſei, iſt aud ohne einen allgemeinen Ausſpruch dann 
entichieden, wenn dem einen Faktor jolche Rechte eingeräumt jind, daß mittels 
deren —— ſein Wille der maßgebende im Staate wird. 

Die entſcheidenden Puukte ſind ſchon von der geſchichtlichen Entwickelung 
des ftändiichen Staates in England wie anderwärts klar gejtellt worden. Es 
find, um von allem Nebenjächlichen abzujehen, zwei: die Gejeggebung und 
der Staatshaushalt. Und es ift durchaus fein Zufall, daß jene Entwidelung, 
die auf Einjchränfung und jpäter auf Bejeitigung der föniglichen Gewalt hin- 
ging , gerade auf dieje zwei jtaatlichen Thätigfeitsgebiete vorzugsweiſe ein 
wirkte. Nicht etwa an eine Art Arglift it dabei zu denfen in dem Sinne, 
dag man den Feind an dem jchwächjten Punkten jeiner Stellung angreift. Das 
war, wie das Beiſpiel der englischen Gejchichte zeigt, uriprünglich gar nicht 
die Meinung, und die Grundlagen des englijchen Konjtitutionalismus jind ja 
unter drei Edwards geradezu regiis auspieiis gelegt worden. Nein, jo lag 
die Sache nicht; jondern ein wirkliches und wohlverjtandenes Staatsintereſſe 
hat die fonftitutionelle Entwidelung gerade auf jene zwei Punkte hingelenft. 

Ich habe früher jchon auseinandergejegt, daß die unbejchränfte Monarchie 
große Gefahren in fich birgt. Der Staatswille joll objektiv jein, feine anderen 
Suterejlen fennen wie die des Gemeimwohls; er joll frei jein von Willfür umd 
von Selbſtſucht. Ein Einzelner als Träger der Derrichaft verfällt aber in 
diejen legteren Fehler leicht und Gejeggebung und Haushalt des Staates jind 
diejenigen Gebiete, wo die Wirkungen einer willfürlichen oder die Staatsinter: 
eſſen mißfennenden Regierung am jchwerjten gutzumachen find. Einem weijen 
Monarchen wird es daher ſelbſt willfommen jein, ſich bei jolchen folgenjchweren 
Alten der Staatsgewalt durch die Mitwirkung Anderer beaufjichtigt und gebunden 
zu jehen, und dieſe Anderen jind naturgemäß die, Die es angeht, Die, für 
welche die Gejege gelten, und welche für den Staatsaufwand auffommen jollen. 

Dieje Mitwirkung der Staatsgenoſſen — jei es Aller, jei es nur bejtimmter 
Klaſſen — oder eines Vertretungsorgang derjelben, eines Barlamentes, braucht 
num nicht nothwendig eine ſolche zu jein, daß dadurch Die Herricherftellung 
des Königs untergraben wird. Dies iſt jelbjt dann nicht nothiwendig der 
Fall, wenn dem Parlament ein Zuftimmungsrecht, nicht blos ein Beirath ein— 
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geräumt ift, und es muß ihm jogar ein Zuftimmungsrecht eingeräumt jein, 
wenn die Einrichtung etwas nützen joll. Nothwendig für das Wejen der 
Monarchie ift nicht, daß Alles, was der König will, jelbft nach Laune oder 
Willkür will, geichieht, jondern nur, daß fein Staatsaft ohne oder gegen den 
Willen des Königs geichieht, vor Allem aljo, daß der füniglihe Wille zu 
nicht3 gezwungen werden fann. 

Co iſt aljo eine Nepräjentativverfafjung unbejchadet des Weſens der 
Monarchie jehr wohl denkbar. 

Aber es it andererjeits ebenjogut eine NRepräjentativverfafjung dentbar, 
welche den Namen der Monarchie aufrecht erhält, das Wejen derjelben aber 
Dejeitigt. 

Auch hiefür bietet England ein Muſter. 

Der Keim zu einer jolchen Entwidelung iſt dem SKonftitutionalismus jchon 
in die Wiege gegeben und es fümmt nur darauf an, ob er ſich auswächſt. 

Diejer Keim Liegt gerade auf dem Gebiete, von welchem aus die jtändijche 
Verfafjung und weiterhin das fonftitutionelle Wejen ihren Anfang genommen 
haben, dem Gebiete der Staatsfinanzen, und zwar in einer eigenthümlichen 
Rechtöanidhanung des Mittelalters, wie ſie insbejondere auch in ganzer Schärfe 
in Deutjchland herrichte. 

Solange die fürjtlihe Gewalt den Staatsaufwand aus eigenen Mitteln 
zu bejtreiten vermochte, aus Stammgutserträgnifien, Grund» und Lebens 
gefällen zc., jtand fie feit auf eigenen Füßen. Sobald dies nicht mehr der 
Fall war, jobald fie, um den engliſchen Ausdrud zu gebrauchen, Subjidien 
bedurfte, änderte fi) dies. Denn die mittelalterliche Rechtsanſchauung fannte 
feine Steuerpflicht, ſondern nur freiwillige Zuſchüſſe der Unterthanen an den 
Landesherrn. Gerade aus dieſer Lage der Dinge heraus hat ſich die Parla— 
mentsverfaflung in England, haben jich die landjtändijchen Verfaſſungen bei 
uns entwidelt. Solange nun Parlament oder Stände die Sachlage ausnügten, 
wonach der Landesherr das Geld brauchte, fie aber nicht verpflichtet waren, 
es ihm zu geben, war die Möglichkeit einer Weiterentwidelung in dem Sinne 
eröffnet, dap die Staatögewalt vom Fürften zu den Vertretungsförpern glitt. 
Auf dem Feſtlande wurde die fürjtliche Gewalt über die Stände Herr, in Eng: 
land ging es umgefehrt. 

Das Steuerbewilligungsrecht ift aljo die vornehmite der Waffen, mittels 
deren das Parlament zum Siege über die Krone gelangen kann. Dieje Waffe 
hat volle Schärfe bei einem Nechtsitande, der nur ein Steuerbewilligungs- 
a: feine Pflicht kennt, die für den Staatsbedarf nöthigen Mittel zu be 
wi igen. 

Der Beſitz dieſer Waffe bietet dann die Möglichkeit, die Krone dermaßen 
aus den zwei Hauptitellungen der Gewalt — Gejeggebung und Regierung — 
hinauszudrängen, daß ihre Unterwerfung unter das Parlament vollzogen und 
die Amvendung der urjprünglichen Waffe, der Steuerverweigerung, gar nicht 
mehr nöthig üt. 

Dieje Verdrängung hat ji, um aus dem englischen Mujterbilde das 
jenige herauszugreifen, was auch anderwärts nachgeahmt worden it, in fol 
gender Weile vollzogen. 

Die Krone darf nur durch Vermittlung von Mliniftern regieren. Dies 
allein würde jie vom Parlament noch nicht abhängig machen und zwar jelbjt 
dann nicht, wenn den Miniſtern eine jelbjtändige Verantwortlichkeit für alle 
Negierungshandlungen aufgebürdet wird. Denn wenn die Krone in der Wahl 
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der Minifter frei bleibt und wenn die Verantwortung der Minifter ſich auf 
die Gejeß- und Budgetmäßigfeit ihrer Verwaltung beichränft, dann entipricht 
ihre Gebundenheit in der Führung der Negierung nur jener, die für fie in 
Bezug auf Gejehgebung und Regelung des Staatshaushaltes beſteht; die eritere 
Gebundenheit ijt aljo geradezu die vernunftgemäße Ergänzung der leßteren. 
Anders gejtaltet jich die Sache dann, wenn die Krone in der Wahl der 
Minijter nicht mehr frei und im der Führung der Regierung von legteren ab: 
hängig iſt. Dieſe Wirkung wird, unterftügt von der beherrichenden Stellung 
des Parlaments auf finanziellem Gebiete, dadurch erzielt, daß die Minifter 
dem Parlamente nicht blos für die Gejegmäßigfeit ihrer Amtsführung, jondern 
auch für deren honesty and utility verantivortlich gemacht werden. Da: 
durch) wird das Parlament Dienftherr der Minifter. Der König muß die— 
jenigen Minifter nehmen, die ihm die Parlamentsmehrheit vorjchlägt, weil er 
andere Minijter nicht befommt, und er mul dieje Minijter nach) dem Willen 
der Barlamentsmehrheit regieren lajjen. 

Das jo geichwächte Königthum bedarf nun eigentlich feiner ausdrücklichen 
capitis diminutio auf dem Gebiete der Gejeggebung mehr; fie ergibt ſich 
von jelbit. Das Sanftionsrecht it, auch wenn es dem Namen nach noch be 
jteht, leere Form. Uber man hat doch auch da die Folgen gezogen: das 
Sanftionsrecht wurde als ein Veto gegenüber dem eigentlich gejeßgebenden 
Parlamente gefaßt; dann, wie in der norwegiſchen Verfafjung von 1814 oder 
in der franzöfiichen von 1791 als auffchiebendes Veto; in England hat man 
gar behauptet, das Recht jet durch Nichtgebrauch verjährt. 

So haben wir uns denn ein Bild davon gemacht, wie ein und diejelbe 
fonjtitutionelle Negierungsform zwei verſchiedenen Staatsformen dienen fann. 

Ich will das Ergebnig nochmal in kurzen Zügen zujammenfajjen. 

In der fonftitutionell beichränften Monarchie ijt der Monarch Träger 
der Staatögewalt, Herrjcher, demnach Quelle der geſammten Nechtsordinnung. 
Er hat fi) nur im der Ausübung der Staatsgewalt jelbit beichränft. Die 
bayeriiche Verfaſſungsurkunde gibt die Mufterformel zur Bezeichnung diejer 
Stellung. 

Das Parlament hat ein Zuftimmungsrecht bei der Gejeggebung, Die 
aber dem Könige zujteht; die Sanftion des Königs allein macht das Gejek 
zum Geſetze. Das Parlament hat ein Mitwirkungsrecht bei Negelung des 
Staatshaushaltes, das verjchieden gejtaltet jein mag, aber auf alle Fälle 
jeine Grenzen an dem Sage hat, daß die Mittel zur verfafjungsmäßigen 
Führung der Staatsgejchäfte nicht verweigert werden dürfen. Es gibt hier 
fein Schach dem Könige. Diejer Sat bedeutet in der Entwidelung mo: 
narchiicher Staaten einen Fortichritt, den Sieg des einheitlichen Staats: 
gedanfend. Die Hemmung der ftaatlichen Lebensbethätigung iſt fein erlaubtes 
Kampfmittel. Im Uebrigen hat das Parlament eine Anzahl Nebenrechte zum 
Schntz und zur Sicherung der Wirkſamkeit jeiner Hauptrechte. 

Der Monarch kann ohne Miniſter nicht regieren. Er bedarf ihrer, und 
zwar ihrer jelbjtändigen Mitwirkung. Die Minijter find daher für ihre ganze 
Amtsthätigfeit verantwortlich, das Parlament kann fie anflagen, aber nur wegen 
Gejegwidrigfeiten, nicht weil es ihre Antshandlungen politiich mißbilligt. Den 
Gang der Regierung bejtimmt hienach der Fürſt, der jeine Minifter nad) Be: 
lieben wählt und entläßt und am nichts gehindert tit, außer am Nechtsbruch. 

In der Parlamentsherrichaft beitimmt das Parlament den gejammten 
Gang der Regierung. Das jogenannte Staatsoberhaupt hat entweder nach 
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ausdrücklicher Verfaſſungsſatzung nur die Bejugnifje, die ihm bejonders ein- 
geräumt jind — pouvoirs d’attribution — oder es ſind die Nechte des 
Parlaments jo bemejjen, daß das Staatsoberhaupt auch in dem Umkreiſe 
jener Zuftändigfeit tun muß, was das Parlament will: die hieſür ent: 
ichetdenden Nechte jind das Necht der Budget: oder Steuerverweigerung, bezw. 
der Mangel einer jtaatsrechtlichen Prlicht zu deren Bewilligung, und das Recht 
ver unbejchränften Minijteranflage. Was dann noch jonit hinzukömmt, ift 
mehr willfürlich und nur die Weiterentwiclung des parlamentarijchen Weber: 
gewichts. Wie das Staatsoberhaupt bei diefem Verfaſſungszuſtand heißt, ift 
im Grundjage einerlei; ebenjo wie es bejtellt wird. In der politischen Wirk: 
ung mag es einigen Unterjchted machen, ob das Staatsoberhaupt erblich und 
mit monarchiichem Glanze umgeben tt, oder ob es ein gewählter Präjident 
ijt. Aber bis zu einem gewiſſen Grade hat A. Batbie (traite theorique 
et pratique de droit publie et administratif, 2 ed., Paris 1885 VII 
p: 354) recht, wenn er, umter roi constitutionnel den König der Parlaments⸗ 
herrſchaft verſtehend, ſagt: Le roi constitutionnel n’etait qu' un president 
hereditaire, et le president de la republique est un roi constitutionnel 
temporaire. 

Noch habe ich, ehe ich zu meiner Aufgabe, die Entwidlimgsgejchichte des 
Konjtitutionalismus zu jchildern, zurückkehre, eine Reihe allgemeiner Bemerk— 
ungen beizufügen. 

Die Wahl der Verfafjung iſt feine Rechts-, jondern eine Nüglichkeitsfrage, die 
hier nicht unterjucht werden joll. Bon diejer Abwägung abgejehen, wird man nur 
Eines allgemein bemerfen Dürfen. Für jede Verfaſſung, gleichviel welches ihre Nicht: 
ung jet, iſt es ziemlich und müglich, day jie ihren grundlegenden Gedanken folge: 
richtig durchführt umd ehrlich ausjpricht. Wo die Verfaſſung, wie in England, 
feine Urkunde, jondern ein langſam gereiftes Erzeugniß der geichichtlichen Ent: 
wicelung it, da üt es ja umvermeidlich, daß vielfach Form und Inhalt jich 
nicht dedfen. Aber wo man — und daß dies jeit einem Jahrhundert gejchicht, 
daran iſt Montesquieu mit jchuld — Verfaffungen macht, da kann man 
jene Klarheit wohl durchführen. Man jpart damit viel Streit und — 
ein erhebliches Stück an politiſcher Sittlichkeit. 


Dann noch ein Anderes. Man ſoll den Verſuch nicht machen, den tiefen 
jtaatsrechtlichen Gegenſatz zwiſchen Königsherrichaft und Barlamentsherrichaft 
zu überfleiitern in dem Sinne, daß man jagt, Seine Majeſtät thue eigentlich 
am Geſcheideſten — ganz abgeſehen davon, ob er müſſe oder nicht — wenn 
er den Staatskarren ſo laufen laſſe, wie das Parlament will und auf ſolche 
Art dem Parlament ſo zu ſagen den Gewiſſenseid zuſchiebe. Das kömmt doch 
eigentlich, klar geſprochen, auf Folgendes hinaus. 


Auch da, wo nach dem gegebenen Rechte der König die Staatsgewalt 
hat, ſoll er ſo — als ob nicht er, ſondern das Parlament die Staats— 
gewalt hätte. Damit iſt die konſtitutionelle Monarchie eigentlich verurtheilt. 
Denn dann muß doch jeder Vernünftige jagen, daß eine Verfaſſung die beſſere 
iſt, die den König von vorneherein zu dieſem angeblich ſtaatsklugen Verhalten 
zwingt und es nicht ſeiner Einſicht überläßt, ob er es begreifen will, daß er 
beſſer tut, fich unbedingt dem Parlamente zu fügen. Diejer Zwang jcheint 
um jo mehr von Nöthen, als in der That ein verjtändiger König das nicht 
einjehen wird. Er wird jich Jagen, daß es ein Widerjinn jei, wenn dem Staate 
für die zweifellos höheren Koften einer monarchijchen Negierung eine freijtaut- 
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liche Negierung geboten werde. Denn der Staat ift dann auf jeden Fall 
benachtheiligt, mag die legtere Regierungsform beſſer jein oder nicht. 

Die Anjchauung, von der ich bier geiprochen habe, — ich möchte fie die 
des landläufigen Liberalismus nennen — ift merkwürdiger Weije von einem 
jonjt jo klaren Kopfe wie R. v. Mohl mit Ueberzeugung vertreten, dabei aber 
wider Willen in ihrer ganzen Seichtigfeit dargelegt worden. 

Mohl jagt (a. a. DO. I ©. 2887.) Folgendes: 

„Unzweifelhaft liegt in derjenigen Auffaſſung des konjtitutionellen Staates, 
welche dem Fürſten die gefammte Staatsgewalt, der VBolfsvertretung aber die 
Wahrung der Untertanen Nechte und -JIntereſſen zutheilt, wenigitens Die 
Möglichkeit einer unvermittelten Disharmonie. Wenn nämlich der Fürſt und 
die Mehrheit der Vertreter über einzelne wichtige Staatshandlungen oder gar 
über die ganze Richtung der Negierung entichteden nicht einverjtanden find, 
jo muB nicht nur vielfacher und ernitlicher Streit entjtehen, jondern es fann 
jogar die Thütigfeit des Staates in Beziehung auf ganz mwejentlihe Fragen 
zu vollfommenem Stillitand fommen. Jeder Theil iſt dabei in jeinem formellen 
Rechte; allein die Wirkungen eines jolchen Widerjpruches find nichts Ddeito 
weniger jehr beflagenswerth. Für einen Nichter aber oder für eine fonftige 
Ausgleihung jorgt der Organismus des fonjtitutionellen Staates nicht. Soll 
nun der Staat nicht zu Grunde geben, jo muß ein Ausgleichungsmittel ge 
junden werden. Offenbar fann dieſes nur bejtehen entweder in einer regel— 
mäßigen Unterordnung der Verſammlung unter die Anjichten der Regierung oder 
in eimer Führung der Staatsangelegenheiten im Sinne der Mehrheit der 
Bolfsvertretung. Erjteres ijt nun aber, da von einem Befehle nicht die Nede 
jein kann, nur durch einen mittelbaren Einfluß auf die Abjtimmungen auch re— 
gierungsfeindlicher Abgeordneter zu bewerfitelligen, welcher jeiner Seits wieder 
entweder durch Einjchüchterung mittel Auflöfungen und perjönlichen Mihliebig- 
feiten oder aber durch Eimwirfungen auf die Wahlen und jpätere Gewinnungen 
der Gemwählten mittels angebotener Vortheile erreicht werden mag. Cine Ne 
gierung im Sinne der Bolfsvertretung aber it immer und jicher vorhanden, 
wenn regelmäßig die Häupter der jeweiligen Mehrheit der Verjammlung in 
den Nath des Fürſten gerufen und aljo die Staatsangelegenheiten von ihm 
gerührt werden. Man ijt übereingefommen, die eben bejprochene Negierungs- 
weije die parlamentarijche zu nennen; vielleicht fann man das andere Syitem 
als das dualiftiiche bezeichnen.” Mohl bemerkt dann weiter, daß beide Syſteme 
ihre Nachtheile Hätten. Schließlich aber jagt er: „Dennoch kann die Wahl (zu 
Gunſten des parlamentariichen Syjtems) nicht zweifelhaft jein, wenn man be- 
denft, daß hier der Auffaſſung des Volkes von jeinem Nechte und feinem Vor: 
theile volle Wirfjamkeit zu Theil wird; daß ein auflöjender Dualismus unter 
den Faktoren des Staatswillens nicht vorfommen fann; daß die Widerjpruche- 
parteien in der Bolfsvertretung durch die Hinficht auf eine mögliche einjtige 
Üebertragung der Berwaltung zu einer VBeichränfung ihrer Forderungen auf 
Ausführbares genöthigt find, daß endlich unter allen Umjtänden nur be- 
deutende Männer mit Leitung der Gejchäfte beauftragt werden fünnen. 
Richtig ift freilich, daß bei diefem Syjtem die Perſon des Fürjten mehr in 
den Hintergrund tritt; allein nicht nur bleibt immerhin das monarchiſche 
Prinzip gewahrt (!!) und überdies einem tüchtigen und willigen Fürjten ein 
jehr großer perjönlicher Einfluß; jondern es fann überhaupt ein jubjeftives 
Gefühl gegen den allgemeinen Nutzen nicht in Betracht kommen. Davon 
nicht zu reden, daß auf die Dauer auch der jelbjtijche Vortheil des Fürſten 
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und jeines Gejchlechts ſich viel beſſer bei einer Lostrenmung jeiner Perſon von 
dem Tadel und Unglüde der Negierungshandlungen befindet, als bei einer 
Vernichtung der fittlichen Staatsfraft.“ 

Es iſt faum möglich, oberflächlichere Gedanken vorzubringen, als Mohl 
bier gethan hat. Man möchte fajt jagen, er weiß nicht, von was er redet. 
Er jpricht von einer wirklichen Monarchie, wo der Fürſt die geſammte Staats: 
gewalt hat, und er nennt diejes Negierungsiyjten, wonach der Fürft jelbitändig, 
nicht in Unterordnung umter die jeweiligen Parlamentsmehrheit, regiert, das 
dualijtiiche. Damit jest er etwas als gegeben, was jeiner eigenen Voraus— 
jegung nicht entipricht, nämlich, dag das Parlament mitzuregieren bat. 
Er nimmt damit überdies etwas geradezu Ungereimtes an. Es hat einen 
Sinn, wenn das Parlament die Leitung der Regierung hat; es hat einen 
Sinn, wenn der Fürjt jie hat; aber es hat feinen Sinn, daß alle Beide fie 
haben follen. Mohl nimmt ferner an, der Fürſt fünne die Regierung im 
Wideripruche mit der PBarlamentsmehrheit überhaupt nur durch Anwendung 
von Pfiffen und Kniffen, um es geradeheraus zu jagen, von Spigbübereien 
führen. Mit anderen Worten, Mohl geht von der Vorausjegung einer Sad): 
lage aus, die, wenn die Verfaſſung des Staates wirflich eine monarchiſche it, 
gar nicht bejteht. Denn eine jolche Verfafjung gibt dem Parlament überhaupt 
feine Mittel in die Hand, dem Monarchen das Negieren nach den eigenen An: 
jichten unmöglich zu machen. Das Parlament kann in dieſem und jenem Einzelnen 
Hindernijje bereiten, ein Geſetz ablehnen, Budgetpojten jtreichen, aber be 
zwingen fann es den Monarchen nicht. Es iſt aljo durchaus nicht nötbig, 
daß der Monarch fich wie eine Kirchthurmfahne nach jedem Wechjel des par- 
lamentariſchen Windes dreht und es bejtcht auch nicht die von Mohl be: 
fürchtete Gefahr, daß der Staat zu Grunde geht, wenn diefe Drehungen nicht 
bereitwillig vollzogen werden. 

Einer großen und mächtig andauernden politischen Strömung, die das 
Volk in jeiner Mafje ergreift, wird ſich ein eimfichtiger Monarch nicht ver 
ichliegen. Das ijt aber etwas anderes, wie der gewöhnliche Gang des parla= 
mentarijchen Apparates. Wie vollends der Monarch und jein Haus davon 
Bortheil haben jollen, wenn die Krone von der Negierung losgetrennt wird, 
ai ich nicht zu verjtehen. 

Das Ergebniß unſerer Betrachtungen iſt alſo dies. 

Die Frage, ob die von Mohl empfohlene freiwillige Abdankung des 
Königthums zu Gunſten der Parlamentsregierung für den Staat nützlich und 
räthlich iſt, deckt ſich praktiſch mit der Frage, ob die Parlamentsherrſchaft als 
Staatsform den Vorzug vor der verfaſſungsmäßig beſchränkten Königsherrſchaft 
verdient. 

Ueber dieſe Frage habe ich mich bereits früher in den „Annalen“ 1887 
©. 237 ff. ausgeſprochen. Ich ſchließe mich dem Urtheile an, das Fürſt 
Bismard am 5. April 1884') im den denhvürdigen Worten ausgejprochen 
hat: „Die Negierung eines großen Volkes ... . . durch die Mehrheit einer 
gewählten Berjammlung it untrennbar von all den Schäden und Gefahren, 
an welchen cin jedes Wahlreicd; nach den Erfahrungen der Gejchichte zu Grunde 
geht.” 

Ih fehre num zur Entwidelungsgeichichte des Fonjtitutionellen Staats— 
rechtes zurüd. ntjprechend dem früher erörterten Dilemma haben auf dem 
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europäiſchen Feſtlande die konſtitutionellen Staaten in zwei Gruppen ſich ge: 
theilt: in wirkliche Monarchien und in ſolche, die mit oder ohne den Namen 
von Monarchien Parlamentsherrſchaften ſind. Der erſten Gruppe gehören in 
geſchloſſener Reihe die deutſchen Staaten — von den Hanſeſtädten natürlich 
abgeſehen — zu; Die zweite Gruppe umfaßt Das größere Gebiet. Merkwürdig 
iſt in dieſer Gruppe insbeſondere Belgien, deſſen Verfaſſung, tm der Abſicht, 
das reine Wild des Staatsweſens mit Gewaltentheilung herzuſiellen, das reinſte 
Bild der Parlamentsherrſchaft mit Schein Königthum erzielt bat. 


Von den ſtaatsrechtlichen Schriftſtellern kann man im Ganzen und Großen 
jagen, daß ſie in der Regel Anhänger derjenigen Ausbildung des konſtitutio— 
nellen Staatsweſens ſind, welche ihr eigener Staat ſich gewählt hat. Daß 
unter der gleichen äuſſeren Firma zweier Staaten ſich oft ein Unterſchied der 
Staatsform verbergen kann, wird ſelten erkannt. Dies hängt beſonders mit der 
Neigung zuſammen, aus dem Rechte des eigenen Staates heraus zu verall— 
gemeinern, Rechtsſätze der eigenen Rechtsordnung zu gemeingiltigen Sätzen des 
allgemeinen Staatsrechts zu erheben. 

Es iſt nicht meine Abſicht, hier eine Literaturgeſchichte zu geben. Nur 
ein Epigone Montesquieu's verdient noch eine nähere Betrachtung. Es 
iſt Benjamin Conſtaut.“ Mohl jagt (a. a. O. J. S. 304 von Kon: 
ſtant's Schriften, man — ſie als den Katechismus des gemäßigten Libe— 
ralismus anſehen, „deſſen Vorzüge und Fehler ſie nicht nur theilen, ſondern 
ſogar zum großen Theil veranlaßt haben.“ 

Für uns kommt übrigens aus dieſem Katechismus nur das Grundjätz— 
liche in Betracht. Conſtant hauptſächlich hat Montesquieu's Lehre von 
der Gewaltentheilung dadurch weiter gebildet, daß er eine vierte Gewalt bin: 
zufügte. 

Conſtant's Lehre nähert ſich äußerlich dem engliſchen Vorbilde noch 
mehr wie Die Lehre Montesquieu's und bat es fertig gebracht, im Wege 
der theoretischen Darleanng das Königthum volltonmmen und mit aroßer Ge: 
wandtheit zur Regierung hinanszukomplimentiren. 

Conſtant unterſcheidet als Gewalten, abgejeben von der mitgeichleppten 
richtertichen Gewalt, Die geſetzgebende, die miniſterielle und die fünigliche Ge: 
wall. Die Minstergewalt it Erbe der Vollzugsgewalt Montesquieu's. 
Die Miniſtergewalt regiert. Die Nönigsgewalt dagegen iſt ein ponvoir 
moderatenr, deſſen Aufgabe darin beitebt, den Einklang zwiſchen geſetzgebender 
und Memitergewalt berzujtellen. Das will jagen: Wenn zwiſchen dem re 
gierenden Miniſterium und dem Parlament, d. h. deſſen Mehrheit Uneinig— 
keit entſteht, dann hat der König darüber zu entſcheiden, ob das Miniſterium 
abtreten und einem Miniſterium Platz machen ſoll, das der Parlaments— 
mehrheit entſpricht, oder ob das Parlament aufzulöſen und ein neues zu 
wählen iſt. Für gewöhnlich dagegen hat der König lediglich die Unter— 
ſchriften zu leiſten, die vom Miniſterium gewünſcht werden. Aber auch die 
höchſt beſcheidene ——— die Conſtant dem Könige einräumt, bat feinen 
materiellen Inhalt. Denn die provocatio ad populum, die der König zu 
Gunſten des regierenden Nabinets ergreifen fanı, bat natürlich Die Bedeutung, 
dat der Volkswille, wie er ſich Durch die Wahlen ausdrücdt, maßgebend üt. 
Net das nen gewählte Parlament wiederum eine dem Miniſterinm feindliche 
Michrheitt auf, jo mus das Miniſterium abtreten. MI dieſe Gedanken bat 
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Constant der engliichen Uebung entnommen, Sein Eigen iſt nur, daß er die 
ſcheinbare Vollzugsgewalt des Montesquieu'ſchen Königthums auch formell 
zu Gunjten des parlamentarijchen PBarteimmifteriums enteignet hat, indem er 
dem Königthum ftatt der einen Scheingewalt eine andere, noch unjcheinbarere 
Scheingewalt gibt. In Wirklichkeit läuft Conſtant's Gewaltentheilung 
darauf hinaus, den Sitz der Staatögewalt in das Parlament oder dejjen 
Wähler zu verlegen, jo daß aljo ein nah Conſtant's Syitem eingerichteter 
Staat eine Ariftofratie oder Demokratie, niemals aber eine Monarchie it. 

Conjtant it zu jeiner Theorie auf eine eigenthümliche Art gelangt, 
nämlich von der Minijterverantwortlichfeit und der Unverantwortlichkeit des 
Königs aus. Er jagt, man könne nur verantwortlich jein, wenn man jelbjt- 
jtändıg jei, nur umverantivortlich, wenn man außerhalb der sphere veritable- 
ment active jich befinde. Folge der Miniiterverantiwortlichkeit jet aljo, daß 
das Minifterium jelbjtändig regiere, ohne day der König jich einmiſche; Folge 
der föniglichen Umverantwortlichfeit, daß der König über das Bereich cigent- 
licher Staatsthätigfeit hinausgerüct werde. So hebt denn Conjtant jeinen 
König, dieſes pouvoir neutre et abstrait, wie er ihn nennt, jo hoch in den 
Hinmel, daß der König in diejer jchlechten, gemeinen Welt, oü le mal peut 
avoir lieu, gar nichts mehr zu jagen hat. All dies mittel der durchjichtigften 
Sophismen. Denn zur Begründung der Minijterverantwortlichfeit genügt, dab 
die Minijter bei den Negierungshandlungen des Königs frei mitwirfen, es üt 
nicht möthig, daß fie jelbititändig ohne den König regieren. Und zur Be 
gründung der Unverantwortlichfeit des Königs genügt, wenn er wirklich Herricher 
ift, der Hinweis auf jeine Souveränetät, aljo darauf, dat Niemand als Richter 
über ihm ſteht. Es iſt wicht möthig, ihn zur Null zu machen. Der Souverän 
it bet jeder Staatsform unverantwortlich, trogdem er nothwendig thätig wird 
und in Folge dejjen der Gefahr ausgejegt ift, von jeiner Staatsgewalt einen 
jchlechten Gebrauch zu machen. Wo das Wolf oder eine herrichende Klaſſe 
oder in deren Namen ein Barlament fie ausüben, gejchieht und geſchah Unheil 
genug. Aber noch Niemandem fiel es bei, dus Dilemma zu jtellen, jie müßten 
entiweder in Ohnmacht verjegt oder einer rechtlichen Verantwortlichkeit unter: 
worfen werden. 
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Die rege wirthſchaftliche Thätigkeit, welche das Jahr 1896 auszeichnete, 
ſetzte ſich auch in dem zuletzt abgelaufenen Jahre unvermindert fort und äußerte 
ſich bei der Reichsbank faſt in gleicher Weiſe. Im Zuſammenhang mit den 
namentlich an den Vierteljahrsſchüſſen außerordentlich geſtiegenen Ansprüchen 
nahm die Entwidlung des Zinsfußes annähernd denjelben Verlauf wie im Vorjahr. 
Im Durbichnitt geitaltete jih gegen diejes der Disfontiag um O,;°/, böber, 
während die Anlage in Wechſeln und Lombarddarlehen wie der Notenumlauf nur 
unerheblich zunahmen. Wermindert find wiederum die jogenannten fremden Gelder 
und auch der Metallvorrath. Dagegen haben die Zahlungsausgleichungen im 
Abrechnungs⸗ und — vermöge beſchleunigten Umſatzes — im Giro— Verkehr abermals 
einen beträchtlich größeren Umfang erreicht. 


Die Geſammtumſätze bei der Neichsbanf im Jahre 1897 haben nad der An: 
lage A betragen: 
bei der Neihshauptbant . . .„ 47,071,370,300 Sb. 
bei den NReichsbantanitalten . . 95,039,420,600 „ 





zufammen . . . 142,110,610,900 M. 

(1896: Ab. 151,499,193,300), alſo Mb. 10,611,417,600 mehr als im Jahre vorher. 

Der Bankzinsfuß war für Wechſel für Lombard-Darlehne 
vom 1. Januar bis 18. Januar 1897 . . 5 Proz. 5'/, bezw. 6 Proz. 
- I e „ 25. Februer 4 4, 5 — 
„ 26. Februar „ 9. April ne 4 u \. 
„ 10. April „ 30. Juni FO r Bi u Se 
= 1. Juli „ 5. Seotbr. „ 3 5 4 Proz. 
„ 6. Septbr. „ 10. Oktober „ 4 = 5 „ 
„11. Oktober „ 31. Dezember „ 5 > 6 u 


a ne 
im Durchſchnitt des ganzen — 3,808 Proz. für Wechſel und 4,558 
bezw. 4,.05 Proz. für Lombard:Darlehne gegen 3,855 und 4,56 bezw. 
4,056 Proz. im Borjahre. 

Die bisherige Zinsfußermäßigung bei der Beleihung von Schuldverichreibungen 
des Neich3 und der Bundesitaaten ift vom 1. Juli ab in Wegfall gekommen. 


N Aus Raummangel veripäte. — Vergl. die Berichte für 1876 „Annalen“ 1877, 
©. 736 fi.; 1877 „Annalen“ 1878, ©. 673 fi.; 1878 „Annalen“ 1879, ©. 577 fi.; 1879 
„Annalen“ 1880, ©. 433 fi.: 1880 “Annalen” 1881 ©. 354 ff.; 1881 „Annalen“ 1882, 
S. 329 fj.; 1882 „Annalen 1883, ©. 600 fi.; 1883 „Annalen“ 1884, ©. 193 fi.; 1884 
„Annalen“ 1885, ©. 375 fi.; 1885 „Annalen“ 1886, ©. 638 ff.; 1886 „Annalen“ 1887, 
S. 505 ji.; 1887 „Annalen“ 1888, ©. 709 fi.; 1888 „Annalen“ 1889, &. 770 if.; 1889 
„Annalen“ 1890, S. 917 ft.; 1890 „Annalen“ 1891, ©. 442 ff.; 1891 „Annalen“ 1892, 
5. 450 fi.; 1892 „Annalen“ 1893, ©. 561 fi.; 1893 „Annalen“ 1894, ©. 663 fi.; 1894 
An 1895, S. 817 ff; 1895 „Annalen“ 1897, ©. 169 ff.; 1896 „Annalen“ 1897, 
©. J. 
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An Banknoten waren im Umlauf: 


als höchſte Summe am 31. Dezember . . .1,319,972,000 M. 
als niedrigfte Summe am 23. Yebuar . . 948,443,000 „ 
durchſchnittlich . . . . 2. .1,085,704,000 „ 


es find alſo gegen das Vorjahr /1,083,497,000 ) dursfänittlic 2,207 ‚000. 
mehr im Umlauf gewejen. 


Wie viel Banknoten nad den einzelnen Abjichnitten am Schluffe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 
Für die Anfertigung neuer Banknoten find 410,105 Ab. in Ausgabe berechnet. 
Der der Reichsbank im $ 9 des Bankgeſetzes zugewieſene Betrag ungededter 
Banknoten iftt 9 Mal, nämlich 
am 7. Januar 1897 um AM. 31,291,117, 
„ 31. März "nr n» .. 12,189,540, 
„ 30. Juni "nn. 28,197,149, 
„ 30. September „ u „ 205,829,552, 
„7. Oftober J4171,036,711, 
„15. * 70265,650, 
—— 439024,022, 
„ 7. Novenberr „ 2.2 7,083,688, 
| „ 31. Dezember „ „ 172,281,834 
überichritten worden. Die hiervon zu entrichtende Steuer ift mit Je. 767,916 
(1896: 464,801) unter den Bailiven aufgeführt. 
Die Giro-Guthaben (Anlage C) 
betrugen am 1. Januar 1897 . . . 353,826,763 Mb. 
Im Laufe des Jahres find auf 
Giro-Konto vereinnahmt : 
durch Baarzahlungen 8,211,624,483 M. 
„Verrechnungen mit 
d. Stonteninhabern 16,689,232,664 „ 
„Blagübertragungen 15,234,438,463 „ 
„MWebertragungen v. 
and. Banfanitalten 17,507,666,996 „ 1896: 
57,642,962,606 Ab. (52,827 ,208,776 Sk) 


(darunter für Reichs- und Staatskaſſen 

fe. 5,699,692,379) 

find... . 57,996,789,369 M 

Dagegen auf Giro-Konto veraudgabt: 
durch Baarzahlungen 12,704,318,695 Mb. 
„Verrechnungen mit 

d. stonteninhabern 13,826,375,845 „ 
„ Plagübertragungen 15,234,438,463 „ 
„MWebertragungen n. 

and. Banfanftalten 15,899,551,588 „ 1896: 

57,664,684,591 4. (52,775,463,823 M 

(darunter für Reichs- und Staatskaſſen 

N. 5,705,384,114) 

der Neft von...  332,104,779 Mb. 

iſt als Guthaben am 31. Dezember 1897 verblieben. 
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Der höchſte Beitand der Giro-Guthaben mit Ausschluß derjenigen der 


Reichs- und Staatskaſſen war . AM. 290,237,000 am 7. September, 
der niedrigite -» -. 2» 2m .199,447,000 am 15. März, 
dburhihnittlih . .» .  „ 235,443,000 (1896: Mb. 239,027 ,000). 


Die vereinnahmten Beträge find durchichnittlih 1,5 Tage — gegen 1, 
Tage im Vorjahr — auf dem betreffenden Konten belafien worden. 

Bon Behörden und Perjonen, welche fein Giro-Konto haben, find nad Anlage 
D für Giro-$unden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 1896: 


3,047,090,749 Mb. (2,892,505,507 Me.) 
Unter Hinzutritt der Hebertragungen 
zwiichen Giro-Kunden an verichiedenen 
Bankplätzen (f. oben) von. - -» . . 15,899,551,587 „/(14,098,166,872 Ak.) 
beläuft fich alfo die ganze Summeder Ueber— 
tragungen zwiſch. verichied. Bankplägen auf 18,946,642,337 „(16,990,672,379 Ab.) 
Nach Hinzuredinung des am 1. Jan. 
1897 verbliebenen Beitandes von . . 74,965,522 „ 
ergeben ſich 19,021,607,859 Mb. 
Davon find im Jahre 1897 zur 
Sutichrift gelangt . 17,507,666,996 Me. 
und an Behörden, 
welche fein Giro: 
Konto haben, aus: 
gezahlt . . . . 1,433,329,613 „ 
— 18,940,996,609 „ /17,001,975,116 M.) 
Der Neit von... . 80,611,250 Mb. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 


Die Zahl der Konto-Inhaber betrug am Sabosfätnß 


bei der Neich3hauptbanf . . . . .. 1,371 (1896: 1,356) 
bei den Neichöbanfanftalten. . . . . 11,834 (1896: 10,937) 
zufammen . . 13,205 (1896: 12,292). 


Die bei den 10 Abrechnungsſtellen im Jahre 1897 abgerechneten Ge- 
jammtbeträge beliefen fich auf «AM 24,198,455,400 gegen 22,904,935,300 im 
Vorjahre. Die Stüdzahl der Einlieferungen betrug 4,133,354 (1896 : 3,945,979) 
und ihre durhichnittliche Größe Mb. 5,854 (1896: Ab. 5,505). Die Zahl der Theil: 
nehmer betrug einschließlich der betheiligten Neichsbanfanftalten 121 (1896: 120). 

Das Guthaben des Reiches nnd der Bundesitanten betrug am 1. Januar 1897 

19,359,051 Mb. 
Im Laufe des Jahres find für diefelben vereinnahmt . 1,874,289,460 „ 
macht 1,893,648,511 Ab 
dagegen ausgezahlt - > > 2 mn nn nen. 1,875,374,489 „ 
und 18,274,923 M. 

ald Guthaben verblieben. 

Die für Rechnung des Reiches und der Bundesſtaaten im Giro-Verfehr 
geleifteten Zahlungen find hier nicht berüdjichtigt. Einſchließlich diefer beliefen 
fih die Ein- und Auszahlungen 

für das Nih auf. » > 2 2 2 202020. 4,186,539,759 Mr 
für die Bundesstaaten uf . 2» 2 20202 ...10,968,200,681 „ 
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Der Geſammt-Umſatz im Giro-Verfehr, einjhließlih der Ein- und 
Auszahlungen für Rechnung des Neiches und von Bundesftaaten, hat hiernach 
im Sabre 1897: 119,057,311,146 M betragen, gegen 109,807,307,087 Ak. 
im Borjahre. 

Die unverzinslihen Depofiten: RANDE —— — 

am 1. Januar 1897 . . u 494,457, M 
Neu eingezahlt find . - > > 2 2 433983,191, „ 
maht . . . 4,477,648 M. 
abgehobeee.. 3955,576 — 
bleiben . . . 522,072 Mb 
(27,615 M. mehr als zu Anfang des Jahres). 
Zur Wiederauszahlung bei anderen Banfanftalten wurden angewieſen: 
1896: 
a) frei von Gebühren 4,239 Stüd über M. 102,124,812 (M 187,493,369) 
b) gegen Gebühren 2,560 „ „ n  20506,549 („ 35,220,126) 
zufammen . . 6,799 Stüd über M 122,631,361 (Mb. 222,713,495) 


An Gebühren dafür find aufgefommen: 1896: 
bei der Neihshauptbant . » > 2 2 nn MM 454 (M. 601) 
bei den Neihöbankanftalten . » » 2.0.4 4,011 (M 6.607) 
überhaupt . . .#% 4,465 (6 7,208) 


aljo im Jahre 1897 AM. 2,743 weniger. 

Bon den audgeitellten Anweijungen waren beim Jahresichluffe noch Me. 654,197 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 

Der Metallbeitand an kursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
ober ausländiihen Münzen, das Pfund fein zu 1,392 Ne. berechnet, betrug: 


als höchſte Summe am 23. Juni . . 440, 769,000 MM. 
ala niedrigite Summe am 7. Oftobr . . . 748,188,000 „ 
durhihnittlih.. . Par 871,450.000 R 


gegen das Vorjahr /391,988,000 Mb.) alſo 20,538, 000 Ab. weniger. 
Am 31. Dezember jegte jich der Metallbeitand — aus 


Gold in Barren und fremden Münzen . . 304,868,000 M 
„m deutihen Münzen . 2 2 2 2863,206,000 „ 
568,074,000 M 

Thalern.. 12138430, 000, 
Scheidemünzeen. —668,052,000 „ 
826,556,000 M 


Durchſchnittlich belief ſich der Beſtand an ” 
Gold in Barren und fremden 1896: 

Münzen auf 4 299,274,000 (A 332,814,000) 

Gold in deutichen „ »„  n 292,327,000 f „ 269,195,000) 

A 591,601,000 (A 602,009, 000) 

Thalenm . . 2 2202. 198,566,000 ( „ 204,066,000) 

Scheidemünzen -. . » -  „.81,283,000 f „ 85,913,000) 

AM 871,450,000 (6 891,988,7,000) 

Im Durhichnitt des ganzen Jahres waren von den umlaufenden Noten 

80,7 (1896: 82,3) Prozent durd Metall gededt. Die Metalldefung der um: 

laufenden Banknoten und der jonftigen täglich fälligen Verbindlichkeiten betrug im 

Jahresdurhichnitt 55,9; (1896: 56,90) Prozent. 
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In Goldbarren a — * ANGE waren am 1. Januar 1897 


vorhanden . . . ...314,385,052 A 
angefauft wurden für 3 4188068 6682 
(im Vorjahre für M. 82 031,680) macht . . 438,338,704 Mb. 

Davon find ausgeprägt oder verfauft . » 2 2. ...133,470,724 „ 


und . . 304,867,980 M 
im Beltande verblieben. 


Das Gold hatte einen Werth von . 2. 2 2 02020..304,874,632 „ 
und hat fih alio ein Gewinn ergeben von . . 6,652 M. 


An Platz-Wechſeln waren nad) der Anlage E. am 1. Janna 1897 im Beſtande: 
173,029 Stück im Betrage von. 418,996,322 M. 


Diskontirt wurden: 1896: 
1,106,023 Stüd im Betrage von 2,569,244,584 „ (2,491,338,049 Mb.) 
find 1,279,052 Stüd mit . . . . 2,988,240,907 Ab. 
Davon wieder eingezogen: I890: 
1,102.082 Stüd mit . . . . 2,580,673,920 „ [(2,469,230,163 AM) 
bleiben 176,970 Stüd mit . . . .  407,566,987 Me. 


Beitand am 31. Dezember 1897, und zwar: 
27,308,676 M. bei der NReihshauptbanf, 
380,258,311 „ bei den Reichsbankanſtalten. 


Der Gewinn aus diejen — beträgt: 7896: 
bei der Neichöhauptbant . . 5% 577,697 M. (548,273 M) 
bei den Neichöbantanftalten . - . .  . 12,607,271 „  /11,536,962 „) 
zufammen . . 13,184,968 #. /12,085,235 46.) 


im Ganzen alfo 1,099,733 M. mehr ald im orjahre. 

Die höchſte Anlage in Platz-Wechſeln hat 

459,165,000 #6. am 80. September, 

die niedrigste Anlage . . . 280,316,000 „ am 15. März 
die durchſchnittliche Anlage . 357,149,000 „ (1896: 366,744,000 Mk) 
betragen. 

Die durhichnittliche Größe aller Platz-Wechſel iſt 2,323 „A. geweien. Die 
durhichnittliche Verfallzeit Hat 50 Tage betragen. 

Unter den Platz-Wechſeln befanden ſich 56,544 Stüd im Betrage von 100 Ab. 
und weniger (1896: 47.443). 

Berjandt: bezw. Einzugs-Wechſel auf's Inland waren nad) den Anlagen F. 
und G. am 1. Januar 1897 im Bejtande: 

307,503 Stüd im Betrage von 369,512,682 M. 


Angefauft wurden: 1896: 
2,720,034 Stüd im Betrage von 4,037,846,740 „ (3,743,033,730 Mb) 
find 3,027,537 Stüd über . . . .  4,407,359,423 Mb. 
Eingezogen wurden: 
2,699,855 Stüd mit . 2. .  4,048,486,103 „ (3,742,767,696 Mk.) 
bleiben 327,682 Stüd mit . . » . 8358,873,320 M. 


als Beitand am 31. Dezember 1897, und zivar: 
38,040,686 Mb. Einzugswechſel bei der Reichshauptbank, 
234,632,507 „ Einzugswechſel bei den Reichsbankanſtalten, 
86,200,127 „ Verſandtwechſel unterwegs. 
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Der Gewinn an Dielen —— hat betragen: 1896: 
bei der MNeichshauptbant . . =... 1,.155,409 M. (1,012,493 AM.) 
bei den Neihöbanfanitalten . -» .» 9390,542 „ (8,939,185 „) 
zujammen .  . 10,545,951 Mb. (9,961,675 Me.) 


mithin 594,272 Mb. mehr als im Borjahre. 
Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechſeln betrug 
285,203,000 M. (1896: 286,807,000 M) 
die höchfte Anlage . 402,639,000 „#4 am 30. September, 
die niedrigste Anlage 222,404,000 „ am 15. Februar. 
Die durhihnittlihe Größe diefer Wechſel iſt KH 1,484 geweien. Die 
durchſchnittliche Verfallzeit hat 25 Tage betragen. 
Unter den Verſandt-Wechſeln befanden ih 328,934 Stüd im Betrage von 
100 46. und weniger (1896: 310,766 Stüd). 
Bon den am 31. Dezember 1897 überhaupt im Beftande gewejenen 
766,440,307 M. Wechſeln auf das Inland wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . . 321,106,200 M. 
„16 bi 30 Tagen . 134,574,900 „ 
„ 31 „60 u ...194,089,400 „ 
„61 „Mu... 116,669,800 „ 
wie voritehend . . . 766,440,300 M. 


® 
An Wechſeln auf das Ausland (Anlage H) waren am 1. Januar 1897 im 
Beitande: 
466 Stüd im Kurswerthe von 2,547,068 M. 


Angetauft wurden: 1896: 
12,837 Stüd für . . . . 54,064,753 „ (54,421,475 M) 
find 13,303 Stüd für . : 2. 56,611,821 M. 
Verwerthet wurden: 
12,820 Stüd für . . .. 54,307,788 „ (54,990,331 M) 
mithin find 483 Stüd mit . .». . . 2,304,033 Mb. 


im Beitande geblieben. 
Diefelben hatten am 31. —— 1897 


einen Kurswerth von . . . 20. 2,487,565 M. 1896: 
es iind alo . . — ur 183,532 M (119,345 M 


ald Gewinn zu verrechnen, mithin. gegen das Vorjahr 64,187 M. mehr. 
Die durchſchnittliche Anlage in dieien Wechſeln hat: 
2,411,000 AM. (1896: 2,753,000 M 
die höhfte Anlage . . . 2,841,000 „ am 15. Novenber, 
die niedrigfte Anlage . . 1,792,000 „ am23. September betragen. 
Für Nehnung der Girofunden find 358,890 Stüd Platzwechſel im Betrage 
bon db. 926,126,389 (1896: AM. 918,713,787) koftenfrei eingezogen. Die 
durchichnittliche Größe dieſer Wechjel hat M. 2,580 betragen. 
Auftragdpapiere wurden bei jämmtlichen Banfanitalten 70,507 Stüd 
im Betrage von M. 93,853,239 (1896: M. 79,036,820) eingezogen. Davon 
waren am Jahresſchluß an die Auftraggeber noch nicht ausgezahlt „AK 376,873, 
welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find, 
An Gebühren wurden dafür M. 53,118, (1896: „AM 45,828) erhoben. 
Die durchſchnittliche Größe dieer Auftragspapiere hat 1,331 Mb. betragen. 
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Im Ganzen find demnach für fremde Rechnung 429,397 Stüd im Betrage 
von M 1,019,979,628 zur Einziehung übernommen worden. 

Die Geſammtſumme aller angefauften und zur Ginziehung über: 
nommenen Wechſel und Auftragspapiere betrug: 


an angefauften Platz-Wechſeln . . 1,106,023 Stüd über 2,569,244,5834 Mb. 
au angefauften Verſandt-Wechſeln 
aufs Inland. . .». . .2,720,034 „ „  4,037,846,740 „ 


„ angefauf. Wechieln auf'3 Inland 3,526,057 „ „. 6,607,091,325 „ 
„ angefauften Wechieln er 3 Aus: 


IMDb. 1 % h E 12,837 „ = 54,064,753 „ 
„ angefauften Wehſein . 3,838,894 Stück über 6,661,156,078 «A 


„Wechſeln u. Auftragspapieren zur 
Einziehung für fremde Rehnung 429,397 „ „ .1,019,979,628 „ 
überhaupt . . 4,268,291 Stüd über 7,681,135,706 M. 
(1896: 3,997,839 Stüd über 7,286,543,681 M.) 
mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 270,452 und im Geldbbetrage 
394,591,845 M. mehr. 

An Gejammtgewinn aus den Wechjelgeihäften find, die 53,117 M. für 
die zur Ginziehung übernommenen Auftragspapiere eingerechnet, 23,967,568 AH. 
(1896: 22,202,088 M), alio 1,765,480 AM. mehr als im VBorjahre aufgefommen. 

Bei Verfall wurden nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht eingelöft 
von den Platz⸗ 

wechieln 28,804 Stüdüber.4 15,786,918 
„Einzugs⸗ 
wechſeln 122,295 „ u  n 45,689,380 


„  „ angelauften Wechjeln insgejammt . . 151,099 Stüd über 61, 47 6,298 Mb. 

das find der Stüdzahl nach dem Betrage nad) 

1896 : 1896 : 

von den PBlagwehieln. . > 2 22020. Ban lo Aral) On /o (Oro’lo) 

" " Einzugswecjeln . . . . . . . 4,0 " (A,s4 n) 1,42 " (I,a4 n) 
"„ n angelauften Wehien . . . 30m (Ansn) Osnem (dos m 


(Die Summe der in’3 Stoden gerathenen Wechſel beträgt nur M. 47,326, 
die Nejerve für zweifelhafte Wechjelforderungen «4 110,100). 


Nach der Anlage J. waren im Lombard am 1. Januar 1897 auögeliehen: 
M.  197,202,600. 


Neun ausgeliehen wurden: 1896: 
93,383 Darlehne über . . „ 1,552,955,720 (Aa 1,428,201,300) 


Me. 1,750,158,320. 
Zurüdgezahlt find: 
88,990 Darlehne über . . KM. 1,577,489,250 (Ab. 1,442,187,050) 
mithin . M. 172,669,070 
am 31. Dezember 1897 auögeliehen geblieben. 
Die Stüdzahl der Pfandſcheine — 


am 1. Januar 1897 . . nenn 8,992 Stüd, 

neu ausgeihrieben wurden . >» 2 2 2 nen 8797 „ 
17,789 Stüd, 

abgelöft wurden . . . .934892 , 


Es blieben alſo am 31. Dezember 1897 . ee BOT Stück. 
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Die aus dieſen Geichäften aufgefommenen Zinfen haben: 


bei der Neihshauptbant . . 849,147 M. (1896: 1,063,357 Ma) 
bei den Neihöbanfanftalten . 4,140,107 „ (1896: 3,627,681 „) 
zufammen . .  4,989,254 % (1896: 4,691,035 Me.) 


alfo im Ganzen 298,217 A mehr al3 im Jahre 1896 betragen. 


Die durhihnittliche Anlage im Lombard hat 
108,324,000 Me. (1896: 106,029,000 A) 

die höchſte Anlage. . . 178,090,000 „ am 30. Juni, 

die niedrigite Anlage . 84,604,000 „ am 23. November betragen. 
Die am Schluſſe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 
167,967,020 Mb. auf Werthpapiere (einichl. Wechiel) der im $ 13 Ziffer 3, 

Buchitaben b, ce, d des Banfgejeges bezeichneten Art, 
8,150 „ auf Gold und Silber, 

4,693,000 „ auf Waaren ertheilt. 

Die durhfchnittliche Größe jedes Darlehens hat Mb. 16,630, die durchſchnitt— 
fihe Größe jeder Nüdzahlung A. 17,727 und die durchichnittlihe Dauer der 
einzelnen Darlehne 25 Tage betragen. 

Die Ueberſicht K ergibt, welche Wechſel- und Lombard:Beftände am Schluffe 
eines jeden Monats vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen Wechſel- und Lombard— — 


waren am 1. Januar 1897 vorhanden.. .. 48,726 Mb 
Im Sabre 1897 find hinzugetreten . . . — 15.206 — 
ergibt einen Beſtand Don 2 20.2 63,932 Me 

Im Laufe des Jahres find hierauf gezahlt -. -» » 164606, 

und ſonach am 31. Dezember 1897 Reit geblieben . . . 47,327 Aa 
Da Abichreibungen im Jahre 1897 nicht a aha — iſt die Reſerve 

für 1896 noch vorhanden in Höhe von - 919,400 Me. 


Für die übrig gebliebenen, die neu — — die 
in den beiden erſten Monaten des Jahres 1898 fällig gewordenen 
zweifelhaften Wechſelforderungen ſind zu reſerviren 110,100 Ab. 

außerden für einen Kaſſen-Defekt bei der Reichs— 

banfnebenitelle in Stonjtanz (vergl. Jahres» 


beriht 1896 ©. 12) md . . . .... 490,000 „ 
im Ganzen alio . . . 600,100 „ 
mithin dieſes Mal weniger. . . .. 319300 M 


welche dem Gewinn für 1897 hinzutreten. 
Auf dem Effekten-Konto haben im Jahre 1897 Umſätze nicht ftattgefunden. 
Die Neihsbant beſaß beim Jahresichluß feine Effekten für eigene Rechnung. 
Die Guthaben bei den Korrejpondenten der Bank betrugen am 1. Januar 


ODE 2 ee re ee N en ee EA 
Im Laufe des Jahres wurden ihnen übermaht . . .  23,858,098 „ 
gibt . . 29,965,542 Me 

Davon find eingezogen 2 2 m nenne. 17,412,860 „ 


und .  . 12,552,682 Ma 
bei denjelben als Guthaben verblieben. 
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Das ki ea der ee: me L.) war am 1. Januar 1897 
belajtet mit . . . . >... .33,196,700 4 


Im Laufe des Jahres And Für Neu: und Umbauten bezw. 
gekaufte Grunditüde hinzugetreten: 

für die Neichsbanknebenitelle in Grimmitihau 86,000 M. 

„m Neichöbantitelle in Een . . » . 48,000 „ 

„ » Neichsbanfnebenitelle in Gießen . . 40,000 „ 


— Reichsbanknebenſtelle in Neuſtadt a. d. H. 82,000 „ 256,000 , 


iind . . 33,452, 700 Mk 
welcher Betrag auf das Jahr 1898 übertragen: ift. 


Die Grundftüde haben neben der Benugung zu Dienftzweden 36,568 Mk. 
an Miethe eingetragen, welche als Gewinn verrechnet find. 


Am 1. Januar 1897 Waren an ee — 





vorhanden . . . . . 7,456 Stüd. 
Hinzugefonmen ſind a ae ee ae en ar ED 
macht . . 11,465 Stüd. 
Zurüdgenommen ſinnn. 4,063 ,„ 


mithin . . 7,402 Stück 
beponirt geblieben. h 


An Gebühren für die Aufbewahrung find: 1896: 
bei der NReihshauptbant . » . 2.2... 55,784M. (52,993 Mb.) 
bei den Neihsbankanftalten . . » . . 123,282 „(121,656 „) 

überhaupt . . 179,066 „ (174,650 Mu.) 


eingefonmen, aljo gegen dad Vorjahr 4,416 AM. mehr. 
An offenen Depots waren am 1. Januar 1897 vorhanden: 


266,051 Depots im Nennwerthe von . . .» . .»  2,798,110,877 M. 
Im Laufe des Jahres find hinzugefommen: 

54,650 Depots über Da ee 720,838,387 „ 

macht 320,701 Depots über een nn. 8,518,949,264 Me 

Herausgenommen find: 

55,083 Depots über. . . Be lan a a 750,307,511 „ 
fo daß am 31. — 1897 

265,618 Depots über.... 27768,641,763 M. 


im Bejtande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effeften-Gattungen betrug am 31. Dezember 1897 
3,778 (1896: 3,726). 

Don den niedergelegten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinjen bezw. 
Gewinnantheilen 106,906,511 Me. (1896: 104,916,103 Ab.) eingezogen. 


An Gebühren für die Depots und für die An- und Verkäufe von Werth: 
papieren find für das Jahr 1897 2,183,538 M. (1896: 2,244,235 AM.) auf: 
gefonmen. 
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Die Verwaltungsfojten haben betragen: 
bei der Reihshauptbnt . . : 2 2 202 
bei den Reichsbantanftalten . 


(1896: 9,527,153 4). 


3,566,363 M 
6,692,156 „ 


10,258,519 


Sn diejer Hauptjumme der Verwaltungskoſten find enthalten: 


nad) der Gewinnberechnung wieder vereinnahmte 259,679 M. 
für erjparte Gewinnantheile 7,075 „ 


al3 wirkliche Verwaltungskoſten verbleiben. to dat 


Der Gejammtgewinn hat nach) der Anlage M betragen 
In Abzug fommen davon: 


1. die Verwaltungsfoften . . 10,258,519 M. 
2. für BanfknotenAnfertigung : 410,105 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 86 


des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 
(R.G.⸗Bl. ©. 215) . . 

4. für zu zahlende Notenfteuer nad SD 9, 10 
des Banfgejeges . $ 


1,865,730 „ 
767,915 „ 


bleibt Gewinn 
Hiervon find nah $ 24 Ziffer 1—3 des Bankgeſetzes 
bezw. der Abänderung bdesjelben (Geſ. vd. 18. Dezember 1889 
* G.«Bl. S. 201) bereits gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 3"/,°/, von 120,000,000 M. mit 


266,754 „ 


9,991,165 Me. 


32,699,102 M 


13,302,270 „ 


19,396,832 M 


4,200,000 „ 





2. der Ueberreſt von i 
ift zur Hälfte an bie Antheilseigner, zur Hälfte an die 
Neichökaffe zu zahlen, foweit die Gejammt-Dividende der 
erfteren nicht 6°, von 120,000,000 #4 . 7,200,000 A 
überjteigt. Den Antheilseignern be bereits 
gezahlt w. o. 3'/,°/, . .  4,200,000 „ 
fie haben hiernach noch zu —— . 3,000,000 M 
und es iſt die gleiche Summe an das nn 


zu zahlen mit 3,000,000 „ 


3. bon dem verbleibenden Neit von. 
erhalten die Antheilseigner ein Viertel 
die Reichskaſſe drei Viertel 


2,299,208 M 
6,897,624 „ 
Die Antheilseigner erhalten aljo außer den zu Ziffer 1 
genannten 4,200,000 Mb. 
a) laut Ziff. 2 . 


" 


3 
ferner e) die bei dem vorigen Abſchluſſe unvertheilt gebliebenen 


15,196,832 M 


6,000,000 „ 
9,196,832 


9,196,832 „ 


3,000,000 „4 
2,299,208 „ 
6,563 „ 





zujammen . — 
von welcher Summe auf jeden Antheilsſchein der Reichsbank 
als Reſt-Dividende 133 M, auf ſämmtliche 40,000 Antheile alſo 


zu zahlen find. Die übrig bleibenden. .. 
werden der jpäteren Berechnung vorbehalten. 


5,305,771.M. 


5,304,000 „ 
1,770. 
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Die Antheildeigner haben hiernadh für jeden Antheil von 3,000 M. außer 


ben bereits für das erite und — — sage 2020... 105 M. 
als Reit:Dividende . . > a ARE 
überhaupt . 237.4 


im Ganzen aljo einen Ertrag von 7,0, Proz. für das Jahr 1897 (1896: 7,0 Proz.) 
zu beziehen. 
Das Reich erhält 


DENE UM 2 an ae 3,000,000 M. 
a ee Bea ERDE 
vom Gewinn, im Ganzen. . . . EEE OBEN 9,897 ,624 M. 
und außerdem an Noteniteuerr >» > 2: 2 2 2. 767,916 „ 

zujammen . . .„ 10,665,540 M. 


1896: 8,871,275 „ 
Hienach ift die beiliegende Bermögens:Bilanz der Reihöbant, Anl. N., aufgeitellt. 
Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorjchrift im $ 32 lit. a 
des Bankgeſetzes entiprechend, vom Herrn Reichötanzler feitgeftellt. 
Als Eigenthümer der Reichsbankantheile waren 
am 31. Dezember 1896 


6,201 Inländer mit . . . 29,698 Antheilen, 
1,777 Ausländer „ : . » 10,302 — 
alſo 7,978 Eigner und. . . . 40,000 Antheile, 

am 31. Dezember 1897 
6,218 Anländer mit . . . 29,647 Antheilen, 
1,802 Ausländer „ -» » . 10,353 . 
aljo 8,020 Eigner und. . . . 40,000 Antheile 


in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 
Von den Zweiganftalten wurden zwei Reichsbanknebenſtellen in Reichsbank— 
jtellen, ein Waarendepot in eine Nebenitelle mit Kaffeneinrihtung umgewandelt. 
Neu eröffnet wurden 8 Nebenftellen mit Kaffeneinrichtung. 
Am Ende des Jahre3 1897 waren an Zweiganftalten vorhanden : 
17 Reichöbankhauptitellen, 
50 Reichöbantitellen, (1896: 468,) 
1 Reichsbankkommandite, 
192 Neihöbanfnebenitellen mit Kaſſeneinrichtung (1896: 185), 
12 Reichsbanfnebenitellen ohne Stafleneinrichtung 


17 Reichsbankwaarendepots (1896: 18), 
289 inögejammt. (1896: 281). 


Das Berzeihniß der jämmtlichen Zweiganftalten der Reihsbant, Anlage O., 
das Verzeihniß der Mitglieder des Central-Ausſchuſſes und der Bezirks-Aus— 
ichüffe, Anlage P., die Zulammenftellung der im Jahre 1897 veröffentlichten 
Wochenslleberfihten, Anlage &, und zwei Ueberfichten der Geſchäfte jeit dem Be— 
ftehen der Neichsbant, Anlage R. und S., find beigefügt. 


Annalen bed Deuticyen Reid, 1898. 49 
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Giro:llchertragungen für das Jahr 1897. 
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— 





Aachen 

Augsburg 
Bielefeld . 
Bochum 
Braunſchweig 
Bremen 

Breslau . 
Bromberg 

Caſſel 

Chenuig 

Coblenz 

Edln . 

Göslin . 
Cottbus . 

Erefeld 

Danzig . 
Darmitadt d. 1/4, 1897 ab 
Dortmund se: 
Tresden . 
Düſſeldorf 
Duisburg 
Elberfeld 

Elbing 

Emden 

Erfurt 

Eſſen 

Flensburg 
Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. d. O. 
Gera — 
Gleiwißz 
Glogau 

Görlitz 

Graudenz 

Halle a. d. € 
Hamburg 
Hannover 
Karlsruhe 

Kiel 
Königsberg i. Br. ’ 
Landsberg a. d.W. . 
Leipzig ; 
Liegniß 

Yitbed 












— 


Zugang: 


Durch Ueber— 
tragungen 
zwiſchen Giro— 


Kunden 
an 


verſchiedenen 


Orten. 
M 


137,144,376 
60, 278 9 6 
47 263 490 
99,421,638 

10%, rn 3.229 

306, 0. H 813 

4 14,778,960 

a 447,718 
23,5 42, 440 

12 769,616 
76. 195,923 

498 256,178 

71,842. 381 
37,209,857 

151,163,135 

118,010.258 
306,737,925 

231,932,282 

304,879,973 

182,822,223 

193,963.570 

351,456,751 
16,487.721 
23.951,972 

120,662.970 

407.,707.557 
62,946,582 


‚208,737,567 


24,880,340 
72,624,418 
136,147,140 
34 326,360 
55,608,017 
6.300,75: 
177.423. 548 


‚278,752,467 


322,394.261 
168,542,644 
67,379,625 
136,359,636 
16,064,698 
456,958,058 
33.447,030 
108,682,818 


Stüch 


8,119] 
5,666) 
5,943 
3571 
9,204 
7 2 24| 
94 312 2 
8515 ) 
—11 807 
20,326 
8.916 
23,157 
3.112 
7,545 
09,108 
12,555 
4,148 
14,431 
21,131 
8451 
6,025 
15,956 
5,090 
776 
15,300 
11,675 
7,470 
20,496 
6,269 
7,906 
9.477 
5,56 
6,199) 
2.327 
12,761) 
11.098 
19,940 
10,583 
7,302) 
13,929) 
4,277, 
22 ‚885 j) 
4.749 
5,456 








durch 
Zahlungen von Be 
hörden und Per: 
jonen, welche fein 
Giro-Konto haben, 


Betrag 
Ak. 


27,176,950 

8285,801 
13,159,313 
25 343,828 
28,304,909 
42,065,786 
62,754,197 
40,193,107 
27.262.944 
39,477,587 
31,541 506 
64,211,504 
26,868,290 
21,265,664 
19,687,121 
55,851,699 
11,319,526 
85,560,619 
51,204,189 
40,976,280 
24,702.724 
38,474,312 
18.456,362 

1,666,935 
34 835, 742 
49,958.211 
22 120,533 
»2,714,809 
26,940,886 
16,214,270 
45,1 15.399 
13,171,261 
14.,366,586 

5,762.010 
49,037,455 
25,951,144 
45,862.716 
51,464,351 
45,274,853 
79,678,758 
11,665,463 
63 380,264 
26,648,946 
14,268,104 




































Zuſammen. 


164 321,326 
68,564,757 
60,452,803 

125,265,466 

131,080,138 

348,110,599 

477,532,757 
90,690,825 

150 ,805,384 

152.243,203 

107,737,520 

562,467,682 


173,867,958 
48,057,750 
317,492,901 


85,067,115 
1,261.452,377 
51,839,226 


Abgang: 


119,249,599 
100,248,520 
72,172,669 
135,238,767 
136,575,374 
381,470,259 
500,625,879 
79,182,883 
170,966,331 
170,924,257 
91,027,578 
719,245,406 
13,074,122 
36,299,532 
182,885,665 
182,986,912 
61,363,739 
306,958,344 
369,396,124 
260 890,399 
235,529,097 
502,136,899 
25,671,3852 
19,362,316 
133,575,862 
605,728 846 
72,441,234 
1,279,202,009 
35,965,476 
98,206,345 
237,396,139 
51,640,102 
68. 083, 990 
11,514.895 
230,616 019 
1,283.294,744 
207,512 657 
76,789,614 
239,368,333 


ed by Google 
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Durch Ueber— 
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durd 














en on Zahlungen von Be: 
zwuchen Giro4 hörden und Per — 
DO rt Kunden jonen, welche kein Zuſammen. Au bga ng: 
an GiroKonto haben. 
verichiedenen 3 
Orten. 
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Stück | 












F Betrag 
se 



















Magdeburg 337,129,463 27,838 86,018,544| 423 148,008]  479,667,534 
Mainz. 144,427.940] 11,218! 19,280,695 163,708,635]  153.519,833 
Mannheim 474,893.270] 1 1.647) 22,357,840| 497.251,110|  457,938,726 
Memel 8,656,444] 1,821 4,565,739 13,222,183 14,592,403 
Meg 188,421,709] 7,610) 56.470,634| 244.502,342]| 226,579,355 
Minden — 16,931,252] 255800  10,575,553 27,506,805 28,259,468 
Mülhauſen i. €. 108 772,569] 4,575)  14,901,619] 123,674,189| 121,459,788 
Minden 357,174 341] 16.054 839,312,734] 396.487,074] 289,652,410 
Minister i. W. 133,807,638] 1133581 33316,4871 172,214,525] 158,965, 955 
Nordhauſen 28.852.799] 3,390 9,904,705 38.757,504 33,546,521 
Nürnberg . 191,683,400| 19,622) 40,107,537| 231 791,236]  241,285,625 
Dsnabrüd . ... 26,062,643] 5,541 | 7.416,772 33,479,415 32 065,193 
Plauen i.B.v.1/4.97 ab 24,507,270] 3,322] 7,624,028 32,131,208 44,122,663 
Roien Sr 74,094,155 18.037 54,695,446| 129,689 601 92 336 900 
Siegen 38,042, 4591 2,7950 12,186, 747 50,229,206 49,645,.724 
Etettin. 199,064,945] 12.256)  39,107,591 238,172.5371 222,416.972 
Stolp 6,866,600] 3,235 8,033,384 14,809,084 11.187,568 
Straliund . 15,528.714] 4,551!  12,894,632 28,423,346 24,647,370 
Straßburg i. €. 143 969, 7881 5.167) 15. 151, 157— 159,120,945)1 190088, 992 
Etuttgart . 972,681,305] 13.4431 26,564,349]| 299,245,654] 252,147,648 
Thorn . 18,973,607] 1.564 3,912,610 22,886,217 32.029,712 
lt . . 6,162,010] 3,921)  10,173,492 16,335,502 7,940 ,428 
Wiesbaden 62,654 250] 4,692! 15.963.483 78.617,73 72.689.983 


Bei den Reichsbank— 
anitalten . . . . 

Bei der Reichshauptbank 

Ueberhaupt 





11467233, 04 71657 696 2,046,769,085 
4.432.318. 541| 86.109 1,000.321.664 





15.899,55 1,588 








Hierzu Beitand am 1. Januar 1897: 


74,065,522 








13,514 .002,132[13,990,514,785 
5,432,640,205 4,050,481,524 


733.80513.047,090,749]18,946,642,337]18,940,996,609 


19,021,607,859 
18,940,996,609 
80,611,250 


Hiervon Abgang: 
Ergibt einen Bejtand von: 


Digitized by Google 
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Anlage H. 
Wedel auf's Ausland. 





| | 
auf auf | auf auf auf die Neal: 
Frank⸗ 
Werth 





Ort Belgien England | reich — Schweiz 


Fres. | Litel. 


se 





Beitand am 1. Jan. | 
ORT... 24486 466 254,671 81,927| 398,262, 25,710) 286,158 2,547,068 
‚Angelauft wurben: 























erlin . . . .| 1,018[1,385,314| 169,543) 914,556 661018 — 6,608,811 
„Wahen . . . .| 197| 62.000 52.852) 1757 — _ 1,168,564 
„Augsburg . . . 92 2,879 3952 — — 75,336 868,259 
„Bielefeld... .| 7 ' 8404| 106,496 — 1,639| 258.233 
„Bodum... | 381 — | wer — = = 217.090 
„ Braunichweig . . 69 — 5391| — — — 120,711 
DEIBEN . 5 u — — — — —· — — — 

„Breslau. . . .| 102] 3404 2065| 8,566 1,068 8,617 58,913 
„Bromberg . . . | — | 24 — — — 483 
ER | © .... 941 30,000 14,530| 10,197 35 180 328.160 
„Chemnig . . .| 1,498] 122,837: 294,478] 132294, 53,265 30,081. 6,407.198 
„Goblens . . . .| 228 207, 33,109 50,713 16,660 749,140 
„Ein. . . . .|1,002| 14,683 125,816 87.052 179,926 100,602 3.251,989 
„Een... | ml — 21,140) — | | 436,587 
„Cottbus. . . | 3831| 15,189) 16.947] 13341] 40,187 17,404 457435 
„Cifed . . . .| 4265| 14,900 65,700 9,718 30455 — 1 406,091 
«Bang » ... 12 — 8,6o027 — - | — 174,641 
en 1/4.97| 1,275] 19,876] 19,563) 298,737 — 217) 654,147 
„Dortmund . . .| 990] 43,798 88,160) 197,911] 1471 1376 1,998,768 
„Dresden... . ..| 123] 1,182) 9,110) 14,670 5,898 4,643 211,576 
„Düfledorff . . .]| 185] 93917 21809) 22800 — 250 537,797 
„Duisburg . . .| 121] 65,000 82.167) 323,955) 143858 — 2,226,081 
„Elberfeld. . . .| 1,256] 205.781| 237,799 520,533 130.075 7,950 5.653.333 
„Ebinn ...:..I ml — A — _ _ 17,465 
„Emden . ... 8| 22,127) 1105| 724 — _ 46,810 
„Erurt . .....| 1297| 2421) 17,050 — 0 — 357,620 
„Eien. ....] 14 1,928] 17,372 — 1828 — | 370,459 
„Slensburg . . .| 147 124 16,908 6b2 — 880 348,004 
„Frankfurt a. M.. 56 — 8,901 3,353 — 15,320. 196,242 
„Frankfurt a. d. O. 104 731 3,934 3,76 604 — 113,961 
„Gera... 8334| 10,683) 75,975 16,091] 6,497 10,585) 1,594,643 
" Bleiwig . ’ . 5 3 m 1 032 SER; —— — 20,893 
„Glogau . ... 8 674 18,347 20,740) 4378 200) 398,531 
„Böcs - . . .| 101 — 28,193 119,800 3,278) 25,426 736,573 
„ Oraudenz . ; 7 — 1,197) — — — 24.299 
„Halea.d. 6. | 31 — 1636| 7,660. 9,265 2,094 56,683 
„Hamburg . . .| 248| 1288581 11,724| 1,187) 3840) 425,542) 700.131 
„Sannover . . .| 180| 15,962) 29,813 346 2,943) 8304| 638,411 
„SKRarlsrue . . | 14] — 9,323| 19,842 — 95,011) 286,318 
Er ee a — 3,469 1  — 600 109,969 
„ Königsberg i. Br. — — — * — — — 

„Landsberg a. d. W.) 110 585 32,483 — 240 — 660,830 
„Seipig . . . | 31 — 12,403 13,506 — | _ 265,412 
„Liegniß . ... .1 186 512 1138| — | 6,87 — 242,863 
„Lübed . . . .| 104] 8014 22,019 26,47 — 493,931 
„Magdeburg. . .| 52] -— 16305| 283 1.888; 105,588) 420,555 
„Mainz... | 8ıl 85752 8949| 110211) 19.138) 3.841] 379.984 
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in Mannheim . 

„ Memel 

‚me. . 

‚ Dinden . R 
,‚ Mülbauien i. €. 
„Münden . . 
Münſter i. W.. 
„Nordhauſen. 
Nürnberg 
Osnabrück 


— 


* 


> 


2 


Poſen 

Siegen 

Stettin 

Stolp 
Stralſund 
Straßburg i. E. 
Stuttgart 
Thorn 
„Tilſit. 
„Wiesbaden 


⸗ 
222222222 


lleberhaupt . 


verkauft u. an die tor: 
ge 


refpondenten 
jandt . 


Bleibt Beitand am 


31. Dezember 1897 


Plaueni.B.v 1/4.97 




























Stüd- auf auf 
Belgie E | 
zahl Belgien | England 
gitrl. 
159 127 185 
118 — 82,955 
2] — 2,901) 
7 — 192 
1 - 800 
697 | 68,000) 309,891 
80 — 6,558 
52 — 2,473 
336 2953 39,219 
1 — 2,000 
43] 13,128) 8,425 
71 2,554 6,697 
61 = 3,872 
25 — 1,567 
297 162) 30,251 









11) 





auf 
Frank⸗ 


reich 
Fres. 


13,812 
650 





689,358) 
75,491) 
8354| 
193,466) 


1,852] 


6,082) 





13,303 [2,695,776 2,263,1244,436,139 1,529,487 


lm 112,953 97,734 207,469) 34,092 


| Boll. fl. 


auf | 
Holland | 


15,188. 
22,471 
22,116) 


21,312 





auf die 


Schweiz 


Fres. 


235,48 


141,73 


1 





1.474.482 


1 ‚332,751 


1 








Neal: 
Werth 


232,414 
1,725,721 
96,049 
3.916 
16.225 


6,957,459 


195,556 
51,807 
976,119 
40,422 
277,325 
367,412 
83,609 

. 81,882 
626,262 
345 
107,687 
56,611,821 






54,307,788 


2,304,033 


Die am 31. Dezember 1897 im Bejtande verbliebenen Wechſel haben einen wirklichen 
112,953 auf Belgien 


Werth wie folgt: 


res. 
ſtrl. 97,734 „ 
Fres. 207,468 „ 
fl. 34,093 „ 
Lire 6,115 „ 
Kr. 56,088 „ 
a 141,782 „ 
. 3,683 „ 


England 
Frankreich 
Holland 
Italien 
Ktopenhagen 
die Schweiz 


om. 2 pe·· * 


80,58 
20,32 
80,64 
168,20 
76,40 
111,72 
80,179 


Skandinavien à 111,64 


AM 


„ 1 
” 
" 
" 
" 
” 


91,017 


‚985,950 


167,302 
57,343 
4,672 
62,662 
113,639 
4.111 


Mb 2,487,565 


Hievon der Werth, mit weldem die vorjtehenden Wechjel- 


Bejtände auf den Si der nme Ban in Abzug 


gebracht mit . 


* 


ergibt einen Gewinn von Ab 


2,304,033 


183,532. 
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Anlage, 
Lombard-Verkehr im Jahre 1897. 





Gewinn AM Gewinn Me 
Hahen . » > 2 2 2 2 2 00.6095 I Hannover - » . 2 2 2 2 =. 169,159 
Augsburg.. 3123 Karlsruhe ee a re rer MER 
Bielefeld - - 2 22 22020. 2855 el. . . ...36020 
Bochmm947090 ||| Königäberg i. Br. due a de U 
Braunihweig - » .» = 2.0. 11,264 || Landsberg. .» >» 2» 2 202020. 81,655 
Bremen. - » - >» 2 220200 BLIOL Leipzig... 0 200.» 189,865 
Bredlau. . 2 2 20202020» 201,482 If Lieanit- - » > 2 2020.20. . 108,410 
BermbaR 2 2 2 0 ee DET MÜHE . ee 33248 
Eafll . -» » .» > 2 2020200131801 | Magdeburg . ». -» >». 2. . 135,827 
Chemniz.. 4877613 MN Mainz - - - 2 2 2 0 ne. 28,297 
Coblen. -. © » = 22-020... 88,109 || Mannheim. - . 2 2 = 2020. 60,550 
BEIN: 0 ARE el... et ERBE 
eöslin . 222 BE ME. > ee 29,866 
Eottbud. . . 2 2 2 2.2.20. 74081 | Minden. . . 17466 
Ereield - . » >» 2 2 202020. 41,407 || Miülhaujen i. ei. r ... . 10,009 
Danzig.. 22020. 823045 ||| Münden . . Are ar: SA 
Darmitadt vom » . 2 2.2.2... 6,955 inte ı Bei. 611 
Dortmund.. 88,092 Nordhauſen. 19,605 
Dredden . » > 0.2020. 106,480 Nurnberg... 14, 108 
Düfleldof . . o 2 0202020025592 II Osnabrüd . ». » » 2... 18,870 
Duisburg . -» » » 2 2° 20. 91,209 J Plauen vom . . » 2... 16,910 
Elberfeld - » » 2 0 0 0 0 0 MEBE MN VBolen -. - » 22. ‚151 ‚067 
Elbing » » > > 2 222020. 83,196 || Siegen . A 2833544 
Emden . . 2 2 2 2 22000 6022 II Stettin - - » > 2 0 20000. 154,908 
Erfurt. 74,987 N Stop .» -» » > > 377718 
Ejien. - - » » 2 22020. 0.118045 II Stralfund . -» >» 2 2 200.0» 58,954 
Blenäburg . » 2. 2200000. 22,651 If Straßburg i. Ei. » » » » . . 27,074 
Frankfurt aM... ©. 20.0. 61352 || Stuttgart . » 2 = = en u. 85,123 
Frankfurt a. d. O. ee Sr ar AOL EHER... 4.20 en 40,244 
Gera. -» . . ne STADT TE. »- © > 0 nenne 1 
Sleiwiß. © > > = 2 000000. 60,822 ||| Wiesbaden. . . » 24,891 
Be WO NE SE RE RE EN? en bei den —— 4,140,107 
—— 10.590 bei der Reichshauptbank 849,147 
Dee 53 ae 94,907 | Ueberhaupt. . » » . 4,989,254 


Hamburg. Miee 
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AnlageM. 
Gewinnbere[hnung für das Jahr 1897. 


Einnahmen. 
Gewinn von Plagwedhieln . . . 2 2 2. . .  . 13,184,968 M 
„ Berjandtwecjeln . re 5 AOL 
„Wechſeln auf außerdeutſche Bi. 202. 183,532 „ 4 28,914,451 
. Gewinn an Lombardgeihäften . f — — 44989, 255 
en Sebühren . R ä „  3,140,260 
injen von Buchforderungen und disfontirten Effekten 25,835 
üge aus den — der Bank. 36,568 
- Gewinn auf God . ; u 6,652 
Berichiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Untoiten . . nee. 259,679 Me 
b) erjparte ewinnantheile von unbeſetzten Vorſtands— 
Beamtenitellen . . 6075 „ 
e) auf früher abgeichriebene Bediiel- Forderungen nach; 
träglih eingegangen . . . De 





„266,781 


Einnahme . . . MM 32,379,802 
Diefer Summe treten die bei dem „Reſerve-Fonds au — ag 
ungen“ erjparten Beträge hinzu mit . F 319,300 


— 2.6 32,699,102 
1. Berwaltungstoiten: Undgaben. 
a) für die Dauptbant 2 2: 2 on nm nn nn. 3,566.363 Me 
b) für die Bantitellen . . 2 2 2 202202... 6,692,156 „ RW: 
— — 10438 41 
2. Für Anfertigung von Banknoten . . -„ 410,105 
3. An den Preufiichen Staat gezahlt gemäh $ 6 des Vertrages vom 17. 18. Mai 
1875 (Reichs-Gejeg-Blatt Seite 215) . . „  1,865,730 
5. Der Betrag der nach 88 9/10 des * Bantgejepes an die Reichetaffe abgur 
führenden Noteniteuer . . . = 767,916 
Ausgabe — 7 13,302,270 
Bilanz. 
Es beträgt wie voritehend die Einnahme. > > 2 2m nn nn nn m 32,699,102 
die Ausgabe » 2 2 2 2 nn 424133302.270 
i Gewinn für 1897... ...%4 19,396,832 


Hiervon find bereits gezahlt bezw. noch zu verrechnen nad $ 24 Ziffer 1—3 


des Banfgejepes vom 14. März 1875 bezw. der Abänderung deilelben 
vom 18. Dezember 1889: 


1. an die Antheildeigner 


3'/, 9%, von 120,000,000 M mit . . 2 2 2 2 2er 4,200,000 

2. Von dem Ueberreite von . 2. 2 2 2 nn 2.46 15,196,832 
erhalten 2'/2 %/o die Reichskajie . aha - 3,000,000 Ab 
2'/2°% die Antheilseigner . 3.000,000 „ 


3. von dem weiter verbleibenden Reite von Be nee TE 
erhalten drei Viertel die Neihstajie . -» .» . . 6.897,624 M. 


ein Biertel die Antheilseigner . » . . 2,299,208 „ 


9,196,832 
Demnad) erhält die Reichskaſſe obige 2a . » . .  . 3,000,000 .4 
und obige drei Viertel . . 6,397,624 „ 
zujammen . . CRRTER Ab 
and die Antheildeigner obige 2 Tin En 0.4 3,000,000 
obige8 ein Biertel . .„  2,299,208 
und den am Schluß des Sabres 1896 unvertheilt gebliebenen Neit von r 6,563 


zujammen .„ . „a 5,305,771 
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Bilanz der Reichsbank am 31. Dezember 1897. 


Activa, 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder ausländtichen — Mä Me 
das Pfund fein zu 1392 6 gerechnet . . 304,874,632 
2. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: 
Bold in deutichen ENANIER ; 263,207,730 
a) T Ibalern . . . 20 189,430,026 
Scheidemünzen . 70,051,3909  522,689,665 
b) Reichskaſſenſcheinen R 15,660,930 
e) und d) eigenen Banknoten 
zu 500 Thaler M 
7 1 7 [7] — 
" 50 " " 
" 25 " 123 150 
” 10 [23 [7 60 
„1000 MWart „  514,677,000 
„ 00 u = 16,000 
„ 3100: „._377,940.300  892,633,510 
e) Noten anderer Banten . . . 11,077,600 1.442.061.705 
>. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten. . — — 
4. Die Wechſelbeſtände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 ber 
zeichneten, und zwar: 
a) Platzwechſel M 
innerhalb der nächſten 15 zug — 151,970,000 
in längerer Sidt . . 255,596,486 407.566.987 
b) Berjandtwechiel auf Sönke Fläge 
innerhalb der nmüchiten 15 zug fällig 169,136,200 
in längerer Sidt . . 189,737,120 358.873 320 
ce) Wechiel auf —— * 
auf eeeee ee! 868 
„Belgien 91,017 
„ England 1,985,950 
„ Hranfreicd . 167,302 
„Holland 57,343 
» Italien . 4,672 
„ Mopenbagen 62,662 
„ Schweiz 113,639 
„ Zfandinavien 4.111 9.487.565 
‚ — — 168,927,872 
>. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: * 
a) auf Gold oder Silber Se S,150 
bi Eiteften leinſchließlich Bechiel) Br in $ 13 
Ziff. 3 Buchitaben b, ce, d des ——— be⸗ 
zeichneten Art — Nah: 167,967.020 
c) „ andere Gfietten . F 
d) „ Waaren 4.693.900 
— — GEELCOTE 
6. Der Beitand an Eijeften: 
a) an gefauften —— und anderen Werth- 
Papieren . 3706,840 
b) an eigenen Gffeften 5 ; -- 
e) an Gifeften des Reſerveionds — 37.806.840 
Seite : 2,726,341,119 
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Ulebertrag . . 46 2,726,341,119 

7. Das Guthaben der Bank im Kontoforrent-Verfehr bei ihren 
Korrejpondenten — — 12,552,681 

8. Der Betrag der fülligen, aber unbezahlt gebliebenen Vechel 
forderungen . ; — 47,326 
Der Werth der der Bant gehörigen Grundftüde — 33,196,700 


9. 
10. Berjchiedene Altiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte — 








b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten . . 489,196 
ce) Bau⸗Vorſchüſſe . . 964,495 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete und deshaib von 
den Katien-Bejtänden abgejegte Banknoten . . . »  58,031,540 
e) Verjchiedene Forderungen . . .  45,39,681 
N Noch nicht verrechnete Koſten für Anfertigung | von 
Banknoten . 2 2 20202. — 104,878,912 
2,877,271,738 
Passiva. 
-- r 4 
1. Das Grundkapit—a.... te 120,000,000 
2. Der Nejervefonds . . Er. 30,000,000 
3. Der Rejervefonds für zweifelhafte Forderungen: 
derjelbe betrug am 31. Dezember 1896 . .... 919,400 
Bon dem vorftehenden Betrage — zur mer a “er 
erforderlich . ; ’ 319,300 
und ſonach nur zu reſerviren — —— — 
600,100 
4. Der Gejammt»Betrag der in Betrieb gegebenen Bank 
noten: zu 500 Thaler 106,500 
„-. 100. , 556,200 
A 235,575 
25 . 590,325 
.„ 1 251,025 
„ 1000 Mart 949,248,000 
„ 00  „ 440,000 
„ 100 „  1,319,215,400 
2,270,643,025 
5. Das Guthaben der Giro und Kontofurrentgläubiger . . 430,990,052 
6. Der Betrag der Depofiten (unverzinslih) . . 5.2.072 
7. Der Betrag der nad) 88 Y10 des — an die Reiche: 
kaſſe abzuführenden Notenjteuer . . i 767,916 
8. Berichiedene Paſſiva: 
a) Betrag der noch nicht abgehobenen Anweiſungen. 654,197 
b) Betrag der noch nicht ausgezahlten Auftragswechſel 376,873 
ec) Die dem Jahre 1897 zufallenden Zinjen und Er- 
träge von Wechjeln, Lombardforderungen und Grunds 
jtüden . ER ee a 2,873,782 
d) Noch nicht ab ehobene Dividenden — 772,072 
e) Verichiedene Buchſchulden ee Ei 3,868,255 
8,545,179 
9. Der Betrag des Neingewinnes für das Jahr 1897: 
a) für das Neih . . DT ar ee a fü 9,897.624 
b) für die Bankantheils:Inhaber . 2. Ma 5,299,208 
hierzu treten die 1894 N ge 
bliebenen . . . . n 6,563 5,305,771 
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AnlageO. 
Verzeichniß jümmtliher Neihsbantanitalten. 
Zur Beachtung. 
1. Die in dem nadjtehenden Berzeihniß aufe eführten Die: mit Ausnahme der durd einen 


3. 


Wechſel, melde an den mit einem Stern bezeichneten Orten zahlbar 


Stern bezeichneten, find Bankplätze. An Bankplägen und auf ſolche werden Wechſel an— 
gefauft. Die Bankpläge find in den Giroverfehr der Reichsbank einbezogen. 

hi nd, werden von 
der Reichsbank nit angelauft. Die an diejen Orten befindlichen Bantanſtalten (Neben: 
jtellen und Waarendepots) jind nicht mit Kaſſeneinrichtung verjehen. Ihre Thätigfeit be- 
ihränft fi vielmehr auf die Vermittelung von Wedjelankäufen und Sombardgeichäften. 
An den durd ein Streuz hervorgehobenen Orten werden die Noten der nad) der Beitimmung 
im $ 45 des Banfgejeges befannt gemachten Banken in Zahlung genommen. 


Berlin ur . Direktorium. abhängig von 
Hlacen(-Burticheib) Stelle. 


FCöln a. Rh. (Deutz- 


Feſtung) Haupt⸗St. 


abbãngig von: 


Alfeld a. d. Leine Neben:St. . Hannover. *ECörlin a. d. Bei, Waarendepot Cöälin. 

"Alenbug »- . . u . Königsberg. Cöslin . Stelle. 

Allenitein . i r . Königsberg. , Colberg . „NebenSt. . Cöslin. 

Altenburg i. ©. ‚u. . . Gera. Colmar i. Eli. . . . . Mülbaui.i.e. 

Altona a. d. Elbe Sottbus . „Stelle. 

(Öttenien). F . Hamburg.  TÜrefeld . Stelle. 

"Anclam . — . Stettin. Crimmitſchau ‚Meben:St. . Chemnip. 

Apolda # . Erfurt. Eulm?) . 2 00a . Danzig. 

Arnswalde " . Kandab.a.®- , Cüjtrin i „+ Landirg.ar® 

v.8.10.ab. Danzig . Haupt-St. 

Aſchaffenburg . Bis 31. 3. Darmſtadt ‚Neben:St. . Bis 31. 3. 
Franff.a.M. Nebenſtelle 
vom 1.4. ab v. Mainz. 
Darmitadt. Pemmin . r . Stralfund 

NAichersleben . 7 . Magdeburg. Deiiau . “ - Magdeburg. 

Augsburg . Stelle. Deutich:strone — Poſen. 

Bamberg . ‚Meben-St. . Nürnberg. | Dillenburg er" . Siegen. 

7Barnıen a. d. W. : . . Elberfeld. | TDortmund . . Haupt-St. 

*Bartenjteini. IRRE = . Königsberg. ' FDresden . . Stelle. 

Barth . . . R . Straliund. . Düren i. Rheinlande Neben-St. . Cöln. 

Baupen y R . Dresden. Düfjeldorf . . Stelle. 

Bayreuth . . e . Nürnberg. | Duisburg (Meiderich 

Belgard a. d. Perſ. J Cöslin. ſ. Ruhrort) m 

Bernburg . mM . Magdeburg. | Eijenad . . Neben-St. . Erfurt. 

Beuthen i. O. Echl. .Gleiwitz. | FElberfeld. . Stelle. 

Bielefeld . . Stelle. Eibing 

Bingen . .» . .Neben-St. Mainz. Enden . 2: 

"Biihojsburg . .„Waarendepot Königsberg. Erfurt. . Ute 

Bocholt . . „Neben-St. . Miünjteri.W | Eihwege . . . „Neben:St. . Eajiel. 

Bodrum . Stelle. &Ejjen a. d, Ruhr. Stelle. 

Bonn . ‚ Neben:St. Köln. Eupen . .Neben-St. . Aachen. 

Brandenburg a. 5. = . Berlin. Finſterwalde in der 

*Braunsberg i. Oſtp. ” . Königsberg. Niederlaufig . . Eottbus. 

Braunichweig . . Stelle. Fiſchhauſen Waarendepoi Königsberg. 

Tdremen . . Haupt:St. *Flatow i. Reitpr. a Bromberg. 

Breslau. . . Flensburg Stelle. 

Brieg i. B. Breslau Neben-Et. . Breslau. Forſt i. d. Lauſitz Neben-St. . Cottbus. 

Bromberg . Stelle. sranfenthal . . . e . Mannheim. 

Bruchial ‚Neben-St. . Karlärube. | Frankfurt a. M. 

*Biütowi.B.Cöslin „ . + Stolp. (Bodenheim) . . Haupt:St 

Bunzlau . . Görlitz. Frankfurt a. d. O. . Stelle. 

*Cammin i. Pomm. Waarendepot Stettin. Freiburg i. Breiäg. Neben-St. Karlsruhe. 

TEaiiel. . Stelle. rüritenmw. a. d. Spr. r . . Kranfi.a O. 

elle . . . Neben:St. . Hannover. | Fürth i. Bayern R ,‚ Nürnberg. 

+Chemnig i. nor. ©. Stelle. Fulda... Caſſel. 

Coblenz . . — Geeſtemünde. ⸗ . Bremen. 








*) Gum it Bantplag, hat aber feinen Wiroverfebr. 
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abbäingig von: | abhängig von : 
Gelientirchen . Neben:St. . Ejien. 'Ronjtanz . .Neben-St. . Karlsruhe. 
Gera i. Reuß j. 2. Stelle. Kreuznach . » 2:0 . Eoblenz. 
*Gerdauen . Waarendepot Fa pe ‚Krotoihin » 2.0 u Poſen. 
Gießen . ‚Neben:St. . Franff.a. m Kulmbah. . 0m ‚ Nürnberg. 
M. Giadbach Crefeld. | *Cabiau a ee Ari . Königsberg. 
Slaudau . . — .Chemnitz. Lahr . . * Karlsruhe. 
Gleiwitz Stelle. dandau i. d. Bialz e . Mannheim. 
Slogau . . — Sandeshut i. Sdl. . . Liegnig. 
Schwäb. Gmünd .„Neben-St. . Etuttgart. Landsberg a. d. ®. Stelle. 
Gneſen — .Poſen. | Langenberg i. RHld. Neben-St. . Elberfeld. 
Goh . . w . Erefeld. Lauenburg i. Bomm. . . Stolp. 
Göppingen re . Stuttgart. {reipaig . Haupt-St. 
Görlitz. Stelle. ennep .Neben⸗St. . Elberfeld. 
Göttingen ‚Neben-St. . Caſſel. ' Liegnip . . „Stelle. 
*Goldap . 2 . Königsberg. Shane a. d. Lahn Neben-St. Coblenz. 
Gotha . SIEHE . Erfurt. —— i. Bayern . . Augsburg. 
Graudenz . . Stelle. ppjtadt . . . P . Münijter vw. 
Greifswald .Neben-St. . Straljund. Sie Bez. Poſen — Poſen. 
Greiz . . u RN: . Karlärube. 
Grünberg. » . Ölogau. Sudgsgcien. A. . Mannheim. 
Guben . z . Cottbus. Lüb — Stelle. 
Gütersloh 5 . Bielefeld. Füdenfcheib - Neben:St. . Dortmund. 
Gumbinnen . ns " ———— Lüneburg. » .» om . Hamburg. 
Gummersbad . 5 . Eöln. Lyck . . Königsberg. 
Hadersleben i. ei. x i gr Magdeburg . aupt:St. 
agen. 2 2. u ortmund. Mainz. « telle. 
alberjtadt — . Magdeburg. | TMannheim . . .Haupt:St. 
THalle a. d. ©. Stelle. Marienburg i. Wpr. Neben-St. . Elbing. 
19amburg . Haupt:St Marienwerd. i.Wpr. „ . Danzig. 
ameln eben-St. . Hannover. | Meerane i. K. Sachſ. „ Chemnitz. 
Hamm in Weſtfalen — . Münjtert®. | Meißen(Cöllna.d.E) „ . Dredden v. 
Hanau . . Franff.a.M. E 1. 10 ab. 
Tpannover (Cinden Memel Stelle. 
vor Hannover) . Haupt=:St. Memmingen . Neben:St. Augsburg. 
erg, a. d. ib: ER ; zn Meſeritz FEN . Boten. 
Heide . ; acer ielv.14ab/| Me . . . .  Gtelle. 
Seibelberg” = . Mannheim. | Minden i. Weitfalen „ 
Heilbronn # . Stuttgart. Mühlhauſen i. Thür. Neben-St. . Erfurt. 
Herford u . Bielejeld TMiülhaujen i. Eljah Stelle. 
Herne . . . Bohumvom | Mühlheim (Rhein). Neben-St. . Cöln. 
1. 6. ab. | Mülheim a. d. Ruf „ . . Ejien. 
Hilden. . a . Düfjeldorf. | TMünden . aupt⸗St. 
Hildesheim ; A —— Münſter i. W. telle. 
ee da i. * * Liegnitz Naumburg a. a ©. Neben-St. . Halle a. ©. 
i1.®.. “ . Bis 31.3.0. |Neifie . . "+ Breslau. 
Ehemnig v. Neubrandenburg r . Lübed. 
1.4. v. Blau. | Neumüniter i. Holt. = . Kiel. 
Huſum. Flensburg. Neuß i. Bez. Düſſeld. „ . Eöln. 
*Jarmen . . Baarendepot Stettin. Neujtadta.d. Haardtt „ . Mannheim. 
Snowrazlam . ‚ Neben-St. . Bromberg. |Neuftettin . R . Eöslin. 
Inſterburg . Commandite Königsberg. | Neuwied, Heddesdorf a . Eoblenz 
Sierlohn . ih - Dortmund, Nördlingen h u . Augsburg. 
Kaiſerslautern . Mannheim. Nordhauſen. . Stelle. 
TRarlärube . . Stell Nürnberg j 
—— D.C. —— Gleiwitz. ee i. Rld. Neben⸗Si. « Duisburg. 
Kaufbeuren . . 5 Augsburg. | Offenbad) a. Main . Z Frankf.a. M. 
en in Bayern — .Augsburg. Offenburg i. Baden „ . Karlsruhe. 
. . + Stelle Osnabrück . . Gtelle. 
Blind — .Neben-St. Nürnberg. Oſterode i. Dftpr. Neben-St. . Elbing. 
Königsberg i. Br nie Ditrowo i. Bez. Po. „ . Bojen. 
— iR) aarendepot Stettin. Paderborn } Münfteri. 8 
i 


Konig tpr. 


. Reben-St. 


. Bromberg. | *Bajewalt 


797 


. Waarendepot Stettin. 
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abhängig von: ) abbängiy von: 
Paſſau. .Neben-St. . Münden. | Sommerfeld i. Bez. Neben-St. . Glogau. 
Pforzheim 2 . Karlärube. Frankfurt a. d. O. 
Billtallen . . ‚ » Tilfit.  Sonderburg . Pr Flensburg. 
Pirmajens . . x . Mannheim. | Sorau . . Görlitz. 
Plauen i. Voigtl. . Stelle. . Bis 31. 3 | Speyer . "#0. , Mannheim. 
Nebenit. v. | Sprembergi. 5. Saui. "„ + . Cottbus. 
Chemnitz. | *Stallupönen "» Königsberg 
Pleſchen .Neben-St. . Poſen. | bis 30. 9. 
Pößneck . Gera. | Waarendp. 
Pojen ._. . Haupt-St. Stargard i. Bomm. „ . „Stettin. 
Prenzlau . ‚Neben-St. . Stettin, Pr. Stargardt . "0. Danzig. 
Byrik. . . —— Stettin. | FStertin . Haupt-St. 
Quedlinburg. . .Neben:St. . Magdeburg. | Stolp i. Pommern . Stelle. 
Raitenburg i. * — . Königsberg. | Stralſund . ‚Stelle. 
Natibor . 2 Gleiwitz. Straßburg i. Elſaß. Haupt-St 
Ravensburg . 5 . Stuttgart. | FStuttgart . Haupt.-St. 
Rawitih . . — Poſen. Suhl Neben-St. . Erfurt. 
Redlinghaufen . ⸗ Eſſen. *Tapiau . - Waarendepot Königsberg. 
Negensburg . i = . Münden. | Thorn . . Stelle. 
Reichenbach i. Schl. — Breslau. Tilſit U 
Reichenbach i.Boigtl. „ . Bis 31.3. d. | Tondern . .Neben:St. . Flensburg. 
Chemnig, v. | Traben Trarbadı) P . + Koblenz. 
1. 4. ab von | Trier ; „Neben-St. . Mep. 
Blauen. | Uerdingen "» + . Erefeld vom 
Nemiceid . PB . Elberfeld. 8. 6. ab. 
Rendsburg ® Kiel. Um i. Württemberg 
ee — . Stuttgart. Neu⸗Ulm) "»  . EStuttgart. 
Rheydt —— .Crefeld. Vierſen . Erefeld. 
Rojtod i. Medienb. R Lübeck. | Salen burg Schl. - Breslau. 
Rottweil . ; r . Stuttgart. Waren i. Medlenb. Waarendepot Lübeck. 
»Rügenwalde Fe . Stolp. | *Behlau f .Neben:St. . Königsberg 
Ruhrort (Meiderih) „ . Duisburg. | Weimar . — Erfurt. 
Ruß i. Oſtpreußen „ . Memel. Weißenfels a. d. €. „+ alle a. d. S. 
Saalfeld i. Oſtpr. Waarendepot Eibing. ‚Werdau i. K. Sad. 
— Jo⸗ (Werdau:Leubn) „ . . Chemnip. 
hann a. d. ©.) .Neben:St. . Mep. Verden a. d. Ruhr „  . .Eijien v. 15. 
Sagan . ; . . Blogau. 5. ab, 
*Schippenbeil ‚Waarendepot Königsberg. | Weiel . # + + Duisburg. 
*Schirwindt . ‚Neben:St. . Tilfit. Weplar "m Coblenz. 
Schlawe i. Pomm. Waarendepot Stolp. Wiesbaden . . Stelle. 
Schleswig. .Neben-St. . Ylensburgv- | Witten a. d. Nuhr . Neben:St. . Dortmund. 
20. 4. ab. *"Wolgait . . . . Straliund. 
Schneidemühl a Poſen. | |" Rormditt ; Waarendepot Königsberg. 
Schwedt a.d.0D.. „ . Stettin. Worms ‚Neben:St. . Mainz. 
Schweidnitz . iR . Breslau v. *Wronfe . . Waarendepot Boien 
1.4. ab. | Würzburg ‚Neben-St. . Nürnberg. 
Schwelm . ä . Elberfeld. | Zeig .  . «Gera. 
Schwiebus Re . Hranff.a.O.| Zittau. . ö . Dresden. 
Siegen . Stelle. | Zweibrüden . u . Mannheim. 
Seeit . . Münjteri.e. Zwickau ö . Chemnig. 


Solingen . 


. Neben St. 


” 


Cöln. 
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Anlage Pp. 
a) Verzeichniß 


der Mitglieder und Stellvertreter des Zeutral-Ausſchuſſes, ſowie der 
Deputirten desſelben. 


15 Mitglieder: v. Hanſemann, A. Geh. Kommerzienrath, K. K. Deiterr.: 
Ungar. General-Konſul. v. Mendelsſohn-Bartholdy, Ernſt, Geh. Kom— 
merzienrath, Königl. Däniſcher General-Konſul. Schwabach, Julius Geheimer 
Kommerzienrath, Kgl. Großbrit. Generalsstonful.y Kaempf, Stadtrath, Bank— 
Direktor. Woermann, Adolph, Kaufmann in Hamburg. Hecker, Emil, 
Kommerzienrath. Bleichröder, Julius, Bankier. v. Eckardſtein, Freiherr, 
Ernſt, Rittergutsbeſitzer. v. Rothſchild, Freih., Wilh. Karl, in Frankfurt a. M. 
Koch, Rudolph, Bank-Direktor. Stern, Theodor, Bankier in Frankfurt a. M. 
v. Oppenheim, Freiherr, Albert, Königl. Sächſ. General-Konſul in Cöln. 
Veit, Ed. Geh. Kommerzienrath. Winterfeldt, Mar, Juſtizrath, Geſchäfts— 
inhaber der Berliner Handelsgeſellſchaft. Frentzel, Ad., Geh. Kommerzienrath. 

15 Stellvertreter: Simon, Berthold, Kommerzienrath. Rieß, Eduard, 
Bankier. Helfft, Edmund, Kommerzienrath. Kodhhbann, Heinrich, Stadtrath, 
Kaufmann. Model, Julius, Bankier, Schönlank, William, General-Konſul 
der Nepublit Salvador. F Schmidt, Eduard, Kommerzienrath, Kal. Schwediich- 
Norwegiſcher General-Konjul. Bürgers, Mar, Nentier. Zwider, Arthur, 
Kaiſerl. Türkiicher Generalsftoniul. Kopetzky, Wilhelm, Kommerzienrath, 
Bankier. Meyer, Georg, Bankier. Delbrüd, Ludwig, Bankier. Wolde, 
Sohann Georg, Kaufmann in Bremen. v. Siemens, Arnold, Fabrikbeſitzer. 
Hardt, Engelbert, Kommerzienrath. 

3 Deputirte: Veit, Ed., Geh. Kommerzienrath. Bleihröder, Aulius, 
Bankier. Heder, Emil, Stonmerzienrath. 

3 Stellvertreter: Frentzel, Ad., Geh. Kommerzienrath. v. Mendelsſohn— 
Bartholdy, Ernit, Geh. Kommerzienrath, Nönigl. Däniſcher General-Konſul. 
Kaempf, Stadtrath, Bank-Direktor. 


b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derielben.*) 


1. Bremen. 8 Ausſchußmitglieder: Melchers, Hermann Kaufmann. 
Tewes, Earl, Kaufmann. Sulenfampff, Caspar Gottlieb, Kaufmann. Frige, 
W. N, Dr. jur., Theilhaber der Firma W. A. Frige & Co. Eggers, Hermann 
Heinrich, Kaufmann. Delius, Friedr. Wilh., Königl. Preuß. General:stonful. 
Unfraut, Alfred F, Kaufmann. Wolde, Johanı Georg, Kaufmann. 2 Bei: 
geordnete: Fritze, W. A., Dr. jur., Theilhaber der Firma W. A. Fritze & Go. 
Egaerd, Hermann Heinrih, Kaufmann. 

2. Breslau. 10 Ausschußmitglieder: Heimann, Heinrich, Geh. Kommerzien— 
vath. v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, Bankier und Nittergitöbefiger. 
Schottlaender, Julius, Nittergutsbefiter. Dr. Websky, Egmont, Geh. Kom: 
merzienrathb. Sfene, Karl, Kommerzienrath. Moll, Wilhelm, Kommerzienrath 
in Brig. Molinari, Leo, Geh. Kommerzienrath, Präfident der Handelskammer 


*) Die mit einem Kreuz Bezeichneten find veritorben. 
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zu Breslau. Moriz-Eichborn, Philipp Heinrich, Geheimer Kommerzienrath. 
Sromberg, Conrad, Bankier. Kauffmann, Salomon, Fabrikbefiger, Vize— 
PBräfident der Handelskammer zu Breslau. — 3 Beigeordnete: Heimann, Heinrich, 
Geh. Kommerzienrath. v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, Banfier und Ritter- 
gutsbeſitze. Moriz-Eichborn, Philipp Heinrich, Geheimer SKtommerzienrath. 

3. Cöln. 10 Ausihußmitglieder: von Nedlinghauien, Wilhelm, Kauf- 
mann. Camphauſen, Arthur, Bankier. vom Rath, Emil, Kommerzienrath, 
Staufmann. dv. Oppenheim, Freiherr, Albert, Königl. Sächſ. General:stonjul. 
Rautenſtrauch, Eugen, tommerzienrath, Kaufmann. Heuſer, Auguit, Geh. 
Kommerzienrath, Kaufmann. Seligmann, Heinrid, Bankier, Röder, Hugo, 
Konjul, Kaufmann. Schöller, Philipp, Kommerzienrath, Kaufmann in Düren. 
Rolffs, Ernit, Geh. Kommerzienrath, Kaufmann in Poppelödorf bei Bonn. 
— 3 Beigeordnete: Heuſer, Nuguft, Geh. Kommerzienrath, Saufmann. vom 
Nath, Emil, Kommerzienrath, Kaufmann. NRautenitraud, Eugen, Sommers 
zienrath, Kaufmann. 

4. Danzig. 6 Ausihußmitglieder: Stoddart, Francis Blair, Kommer— 
zienrath, Kaufmann. Berenz, Emil, Kaufmann. Münfterberg, Otto, aufs 
mann. Mir, George Ludwig, Kommerz: und Admiralitätsrath aD. Kosmad, 
Albert, Stadtrath. Boehm, Heinrich M., Kommerz: und Mdmiralitätärath a. D. 
in Zoppot. — 2 Beigeorbnete: Berenz, Emil, Kaufmann. Münfterberg, 
Dtto, Kaufmann. 

5. Dortmund. 8 Ausihußmitglieder: Brand, Julius, Kaufmann, Stadt: 
verordneter. DOverbed, Julius, Kommerzienrath, Fabrikbeſitze. Abmann, 
Theodor, Rentier in Lüdenscheid, Wiskott, Wilhelm, Bantir. Shwedendied, 
Ernit, Hütten-Direftor. Weydekamp, Carl, Fabritant, Magiitrats-Mitglied in 
Sierlohn. Korte, Carl Ernit, Bankier in Bohum. Kramberg, Wilhelm, 
Rechtsanwalt und Notar. — 2 Beigeordnete: Brand, Julius, Kaufmann, Stadt: 
verordnete. Schwedendied, Ernſt, Hütten-Direktor. 

6. Frankfurt a. M. 10 Ausihußmitglieder: Bamberger, Rudolph, Bankier 
in Mainz. Grunelius, Mor. Eduard, Bankier. Müller, Paul, Bantier. 
Stern, Theodor, Bankier. v. Neufville, Alfred, Kommerzienrath. Andreae, 
Soh. Rud., Bankier. Haud, Alerander Friedr. Joh., Bankier. Ladenburg, 
Emil, Geh. Kommerzienrath. Metzler, Carl, Banfier. Du Bois, Auguft, 
Bankier. — 3 Beigeordnete: Grunelius, Mor. Eduard, Bankier. Haud, 
Alerander Friedr. Joh, Bankier. Stern, Theodor, Bantier. 

7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: Baur, Johs., Bankier. dv. Beren— 
bera:Gofler, John, Bankier. Laeisz, E. Ferd., Kaufmann Lembde, 
G. Eduard, Kaufmann. Siemers, Edmund 9. N., Kaufmann. Borgnis, 
Alerander, Kaufmann. Qutteroth, Arthur, Kaufmann. Nottebohm, C. F. W., 
Kaufmann. v. Donner, C. H., Kaufmann. Weſtphal, Otto E., Kaufmann. 
— 3 Beigeordnete: Baur, Johs., Bankier. Borgnis, Alexander, Kaufmann. 
Siemers, Edmund J. A., Kaufmann. 

8. Hannover. 7 Ausſchußmitglieder: Benfey, Julius, Bankdirektor, Rechts— 
anwalt. Jänecke, Georg, Geh. Kommerzienrath. Meyer, Sigmund, Kom— 
merzienrath. Bartels, Otto, Bankier. Meyer, Emil L., Bankier. Meyer, 
Ernſt, Kommerzienrath. Schoch, Otto, Handelskammer-Präſident, Direktor der 
Aktien-Zucker-Rafſinerie in Hildesheim. — 2 Beigeordnete: Bartels, Otto, 
Bankier. Benfey, Julius, Bankdirektor, Rechtsanwalt. — 1 Stellvertreter: 
Meyer, Emil 2., Bantier. 

9. Königsberg i. Pr. 7 Ausihußmitglieder: Bittrich, Carl Heinr. Columb. 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1897. 801 


Geheimer Kommerzienrath. Doerkien, Heinr., Nentier. Meyer, Otto, K. K. 
Oeſterreich, Ungar. Konſul, Kaufmann und Rittergutäbefiger. Schroeter, Franz 
Gcheimer Kommerzienrath. vd. Dönhoff-Friedrichſtein Graf, Auguft, Kal. 
ammerherr und Legationsrath a. D. Gaedede, Conrad, Konjul. — 2 Bei: 
geordnete: Doerkſen, Heinr., Rentier. Meyer, Otto, 8. 8. Oeſterr.Ungar. 
Konsul, Kaufmann und Rittergutöbeliger. 

10. Leipzig. 8 Ausihußmitglieder: Frege, Chriftian Ferdinand, Bantier. 
Jay, Friedrih, Bankier. Mayer, Oskar Adolf, Bankier. Dodel, Ludwig 
Heinrich, Stadrrath, Kaufmann. Adermann= Teubner, 9, Buchhändler. 
Heydenreich, Guſtav Ernit, Kaufmann. Favreau, Julius, SKommerzienrath, 
Bankdireftor. Schröder, Gg. Ludw., Kaufmann. — 2 Beigeordnete: Heyden: 
reich, Guſtav Ernft, Kaufmann. Fapreau, Julius, Kommerzienrath, Bank— 
Direktor. 

11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: Loewe, Otto, Bankier. Hubbe, 
Otto, Kommerzienrath. Ziegler, DOttofar, Kommerzienrath. Hauswaldt, 
Wilh., Kommerzienrath. Kalkow, Lud. Aug., Stadtrath, Kaufmann. Benne 
wi, Theodor Chriſtoph Guſtav, Kommerzienrath. Fricker, Anton, Kaufmann. 
Hennige, Paul, Kommerzienrath, Rittergutsbefiger. — 2 Beigeorbnete: Loewe, 
Dtto, Bankier. Frider, Anton, Kaufmann. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Bafjermann, Rudolph, Kauf: 
mann. Hohenemſer, Ludwig, Bankier. Lanz, Heinrih, Kommerzienrath. 
Scipio, Ferd., Kommerzienrath. Diffene, Philipp, Geh. Kommerzienrath. 
Hirſch, Emil, Kaufmann. Ladenburg, Carl, Kommerzienrath. Reiß, Carl, 
Seneral:stoniul. — 2 Beigeordnete: Hirih, Emil, Kaufmann. Reiß, Carl, 
General:ftonjul. — 1 Stellvertreter: Bafjermann, Rudolf, Kaufmann. 

13. Münden. 10 Ausihußmitglieder: Weidert, Joh. Carl, Kommerzien: 
rath, Bräfident der Handels: und Gewerbefammer für Oberbayern, Bantier. 
v. Badhauſer, Heinrich, Königl. Geheimrath und General-Direktions-Betriebs— 
Direftor a. D. Ritter von Bever, Dtto, Kgl. Minifterialrath im Königl. 
Staatöminilterium des Aeußeren. v. Hausmann, Jakob, Dr., Juftizrath. 
Stierhof, Johann, Kommerzienrath, Großhdl. und Handelörihter, Guggen— 
heimer, Moris, Sommerzienrath, Königl. Handeldrihter. Graf Otto von 
Holnſtein, Königl. Kämmerer und Hofmarihall Sr. Königl. Hoheit des Prinzen 
Ludwig von Bayern. Adermann, Theod., Königl. Hofbuhhändler. Find, 
Wilh., Kommerzienrath, Bankier. Freytag, Andr., Kal. Hofrath, Advokat und 
Rechtsanwalt am oberften Landeögerihte. — 3 Beigeorbnete: vd. Badhaujer, 
Heinrih, Königl. Geheimrath und General-Direktiong-Betrieb3-Direltor a. D. 
Ritter von Bever, Otto, Königl. Minifterialrath im Königl. Staatöminifteriun 
des Meußeren. Stierhof, Johann, Kommerzienrath, Großh. und Handelärichter. 

14. Polen. 6 Ausihußmitglieder: Joachimezyk, Louis, Kaufmann. 
Hepner, Salomon, Fabrikbeſ. Kuhl, Mar, Kaufmann, Fabrifbeil. Golden: 
ring, Julian, Kaufmann. Kantorowicz, Nazary, Direktor der chem. Fabrif, 
Afriengejellibaft, vorm. Morig Milh & Co. Milch, Moris, Kommerzienrath. — 
2 Beigeordnnete: Milch, Morig, Kommerzienrath. Hepner, Salomon, Fabrikbeſitzer. 

15. Stettin. 8 Ausihußmitglieder: Brandid- Trefjelt, Joh. Julius, auf: 
mann. Abel, Rudolph, Kommerzienrath, Konjul. Krahnſtöver, Eduard, Kauf: 
mann, Brunndomw, Ernit, Direktor. Weiß, Georg Earl Ehriftian, Kaufmann. 
Greffrath, Karl, Kaufmann. Günther, Hermann, Kaufmann, Konſul. 
Crohn, C., Feuer-Societäts-Direktor a. D. — 2 Beigeordnete: Brandis— 
Trefjelt, Joh. Julius, Hauimann. Günther, Hamann, Konſul, Kaufmann. 

Annalen bed Deutjhen Reichs. 1898, 51 
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16. Straßburg i. E. 8 Nusihuhmitglieder: Herrenfhmidt, Alfred, 
Präfident der Handelsfammer. Petri, Dr. Emil, Kaiſerl. Unterftaats:Sefretär. 
Schaller, Julius, Vice-Präfident der Handelskammer. Valentin, Yudivig, 
Bankier. Neinhard, Dr., Juftizratd.F Grobe, Friedrih, Kommerzienrath. 
Sengenwald, Rudolph, Bank:Direftor. Gunzert, Dr, Wilhelm, Land— 
gericht3-Direftor a. D. Mitglied des Staatsrathes. — 2 Beigeordnete: Herren: 
ihmidt, Alfred, Präfident der Handelskammer. Sengenwald, Rudolph, 
Bank-Direftor. — 1 Stellvertreter: Schaller Julius, Vize-Präſident der 
Handeldfammer. 

17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Doertenbach, Carl, Kommerzienrath, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. v. Staib, Carl, Geh. Hofrath, 
Direktor der Kal. Württemb. Hofbant. Müller, Guitav, Kaufmann, Theilhaber 
der Firma 3. G. Müller & Co. Merkel, Oskar, Hommerzienrath, Kaufmann, 
Theilhaber der Firma Merkel & Stienlin in Eßlingen. v. Federer, Julius, 
gl. Belgiicher General-Konſul, Kgl. Italien. Konful, Miteigenthümer der Firma 
Stahl & Federer. Kübel, Edmund, Banf:Direftor a. D. DOftertag, Garl, 
Kommerzienrath, Kaufmann. dv. Pflaum, Alerander, Geh. Nommerzienrath, 
Kal. Sächſ. General-Konſul, Vorfigender des Auffichtsrathes der Württemb. Bank— 
anftalt vorm. Pflaum & Co., Mitglied des Aufjichtsrathes der Württembergiichen 
Bereinöbant. — 2 PBeigeordnete: Doertenbah, Garl, Geh. Kommerzienrath, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. Kübel, Edmund, Banf: 
Direktor a. D. — 1 Stellvertreter: Müller, Guſtav, Kaufmann, Theilbhaber 
der Firma 3. G. Müller & Co, 
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Wechſelankäufe. 


Anlage 
Bergleihende Ueberſicht der Geſchäfts— 


| 























— Geſammt— — Wechſel — — 
Umjäge Prag Wedie Vveriandt· | ——— —— 
Seal Ausland 
| | 
ft A L 4 L: | se 
1876 | 36,684 30,600 1,107, 181,862 3.015,650,331,  17,633,077 467.207 210 46,389,264 
1877 | 47,541,619.800| 1,128,359,149 2,695,224,998 18,724,955 | 492,828,770 177,164 232 
1878 ER 1,066,456,704| 2,289,350,275  40,334,279 525,750,700,  97,708,405 
1879 | 47,458,751 ‚900 1,054,653,122| 2,314,773,342| 39,276,153 | 628,402,950 83 967, 741 
1880 BR 18.500.000 1,034,102,745| 2,450,686,928  57,351,630 | 839,701, an 46,210,358 
1881 | 56 336,057,800| 1,082,125,230 2,579,704,151) 56,630,100 | 1,046,570,5: 50 47,115,564 
1882 | 56,005,689,200| 1,164,780,204 2,835,866, 21) 42,809,594 | 900,870, 500 110,885,993 
1883 62,619,705,900, 1 101,906,107 2,698,269,124 45,845,097 | 704,201,800 55,910,235 
ISS4 | 71,590,793,700| 1,194,926 502 9,584,969,613 43,630,899 | 765,203,490) 13,484,891 
IS85 | 73,199,039,000| 1,146,604,292 2,412,657,425) 77,281,820 | 739,999,860) 129,745,818 
ISSb | 76,565,423 200 1, 176,982,883 2,382 156,700 105,220,082 | 775,842,450| 130,262,537 
ISST | 79,839 097,500, 1252 an 2,701,171,710.  66,616,380 | 690 341,710 172,291,926 
1558 | 84,337,564,300, 1 268,910 5 0 2,649,165,860| 54,834,730 709,576 800. 235,914.922 
1889 | 99,708 ‚891,300. 1,605.003,917| 3,031,296,339.  61,564,605 | 1,045,460,800  12.088,452 
1590 '108,595,412, * 1,847,461,7 a 3,578.027,034.  63,970,955 | 1,315,176,150:  87,968,974 
1891 ı109,933,249, er“ 1,837,049, 976 3,976, BABAD, 78,303,434 | 1,208,140,100 176,472,163 
1892 1104, 489,335 oo 1.768,012,054 3,057 ,501, 734 68,524,859 | 907,015,550 61,539. 915 
1593 .110,942,348, —* 1.992,702 2,755 3,367,065,052) 67,244,868 | 1,054,387,590, 137,008,628 
1894 '110,783,351.000) 1,790,637, 170,2 2,939,612,075  52,702,040 | 825,030,050 241,130,577 
1595 121,313 106, FR 2,022,215, 789 3,144,119,157.  54,013,025 | 1,110,936,900  55,276,291 
156 en 2,491,338,049. 3,743,033,730| 54,421,475 | 1,428,201,800| 62,031,680 
1597 '143,110,610,900 2,569,244,584 4,037,846,740| 54,046,753 | Rss 123,953,652 
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S. 
Ergebniſſe der Reichsbauk jeit deren Beitchen. 








| I 
I . e | 
| 9 d | . 
'Ein- und Aus— en Fe | Zahl der 




















Umfäge zahlungen für | * nr, Ber — | E 2 Beamien 
— ——— * Verwaltung gegebenen — Reſerve | E 2 * 
Giro-Verkehr Reichs und der Werthpapiere J koſten ee * —— 

Bundesjtaaten | urn : | am Jahres: 

Schluß jedes Jahres hlufle 
16,711,245,214: 2 070,624,341 424,129,420 5399,361| 977,047| 6/6 1,094 
27,022,029,088 2,149,265,57 555,406,414 | 5,648,998, 1,074,046 | 6,» 1127 
27.291,913,192) 1,964,678,045 | 688,504 505 5,438,830 1.078,125 | 6,50 1,143 
30,410,202,836| 1,552,976,635 785,908,186 5,328,260 304,824 | 5 1.141 
35.234,255,341 1.,372,195,390 866,470,.238 | 5,399,798. 896,253 | 6 1,155 
37,458,776,454. 1,824,525,841 975,054 750 5,437,167| 1.299,2905 | 6%s , 1,161 
36,190,142,181 1,818,157,340 1,107,424,387 5.511.178 1,532,154 | 7,5 | 1,181 
43,793,609,270 1,889,808,702 | 1,236,923,145 5,796,147 1,052,100 | 614 1,219 
52,637,790,380 2,256,201,376 | 1,384,672,752 5,917,258 1,048,171 | 6'J« 1,248 
53,847,522,095. 2,806,747,353 | 1,522,389,618 6,034 480 1,041,436 | 6,24 1,269 
57,229,843,053 2,668,939,390 | 1,622,979,813 6,107,813| 474,214| 5» 1,307 
58,843,133.482 2,943,850,455 | 1,747 441,692 6,277,426| 1,021,617 | 6,20 | 1,887 
63,824,976,889. 3,079,401,868 | 1,900,526,691 6,492,142) 540,934 | 5,0 1,392 
75,676,319,017 3,349,787.942 | 2,042,261,892 6,798,245| 1,500,049 | 7 1,445 
79,749,501,624 4,054,542,889 2,198,090,713 7,431,279| 3,068,155 | 8,sı 1,507 
81,012,777.470. 4,210,533,196 | 2,356,612,539 7,805,773| 997,091 | 7,55 1,573 
78,215,087,186 4,395,580,833 2,472,929,680 8,306,655 — 6,» | 1,685 
82,363,270,298 4 420,969,445 | 2,604,654,800 8,651,188 7,3 | 1,690 
84,449,559,099 4,195,300,913 2.636,594,955 | 9,069,375 6,:6 1,745 
98,698,268,775| 4,232,917,931 | 2,721,026,409 9,685,398 - D,88 1,819 
98,249,164,425,11,558,142,662 2,798,110,877 | 9,527,154| — 7.0 | 1,89 
RENT 15,154,740,441 2,768,641,753 ‚10,258,519 = 7,» 1,989 

I 


Miszellen. 


Die Großſtädte im 19. Jahrhundert. Die Großſtädte der Erde. Das Zuſammen— 
itrömen zahlreicher Bevölkerungsmaſſen verſchiedenſter Herkunft in „Großſtädten“ iſt in neuerer 
Zeit mehrfach Gegenſtand eingehender Unterſuchungen und Beſprechungen geweſen, io be 
ionders auf dem VIII. internationalen Kongreß für Hygiene und Demograpbie in Budapeft. 
Dort gab Dr. Stephan Sedlaczek, Leiter des ſtädtiſchen jtatiftiichen Departements in 
Mien, eine Weberfiht über die Bevölterungszunahme der Großitädte im 19. Jahrhundert. 
Er beichräntt fich auf die Städte mit 300 000 Einwohnern und mehr, berüdjichtigt jedoch 
thunlichit alle auf unferer Frde (36); nur von Aſien fcheint er ungenügende Auskunft er 
halten zu haben, da er hiefür nur eine Stadt (Bombay) aufführt. Won 1800 bis 1890 
haben ſich nad) feinen Angaben (für 32 Städte), wie wir den „Mittheilungen des Königlich 
württembergiichen Statiftiichen Yandesamts” entnehmen: 

verdoppelt 5 (Amiterdam 408 061 *, Birmingham 429 171, Brüſſel 465 517, Mans 
heiter 505 308 und Rom 423 217), 

verdreifacht 2 (topenhagen 312 859 und Marieille 403 749), 

vervierfadht 5 (London 4211743, Lyon 438 077, Paris 2424 705, St. Petersburg 
954 400 und Prag 360 195), 

verfünffacht 5 (Breslau 335 265, Dresden 276 522, Hamburg 564 728, Köln 281 681 
und Wien 1364548), 

veriehsfacht 3 (Yeeds 367 506, Liverpool 517 980 und Warichau 455 582), 

verfiebenfacht 2 (Hlasgow 565 839 und Sheffield 325 304), 

veradhtfacht 1 München 350 000), 

verneunfacht 3 (Berlin 1578 794, Budapeit 492 237, Leipzig 295 025), 

verzehnfacht 1 (Baltimore 434 139). 

Cine 25fache Vermehrung der Bewohnerzahl weiien 2 Städte New-Yort 1515 301 
und Philadelphia 1046 964), eine Vermehrung um das 245fahe 1 (Chicago 1099850), 
endlich eine Vermehrung um das 339 fadhe ebenfalls 1 (Brooklyn 806 343) auf. 

Die Bevölkerung Dublins ift innerhalb der legten 40 Jahre von 261 700 auf 245 001, 
alfo um nicht weniger als 16699 zurüdgegangen. 

Klar und fcharf tritt hervor, „dab das Zunahmeprozent der amerifanifchen Städte jenes 
aller übrigen Städte weit hinter fich läßt“ ; jobald die Bewohner von New-York und Brooklyn 
über die Vereinigung diefer beiden Städte abgejtimmt haben werden, wird in allernädhiter 
Zeit New-Mort unmittelbar hinter London kommen, welches im letzten Nahrzehnt allein von 
allen Gropitädten bereits einen Theil des im Wege der natürlichen Vermehrung fi er 
gebenden Zumachies wieder nah auswärts abzugeben gezwungen bezw. in der Lage war. 

Mit Recht jagt Sedlaczek im Laufe feiner Beſprechung dieler Ziffern: „Die Frage nach 
den Urſachen des Zuzuges nach der Stadt, wenn auch nur kurz und in großen Zügen, zu 
berühren, gehört wohl zu den fchwierigiten Aufgaben; denn das Studium diefer Frage it 
gleichbedeutend mit dem Studium der Entwidelung des —— mit dem Studium 
des Organismus der geſammten wirthſchaftlichen Thätigkeit der Voller und Nationen. Die 
ftetige und rapide Zunahme der induftriellen Ihätigkeit, die damit Hand in Hand gebende, 
ſtets wachlende Arbeitstheilung einerfeits, ſowie die durch lektere bedingte, unabmweisbare 
‚Forderung nad möglichiter Vereinigung der Arbeitskräfte andererieits, unterftügt durch die 
ſtets fortichreitende Beleitigung der räumlichen Entfernung und Abgeichiedenheit im Wege 
der Schaffung neuer Verkehrsmittel, müſſen in ftets höherem Grade auf die Bildung und 
das raiche Wahsthum mächtiger Bevölterungszentren hinwirken. Alle ftatiitifchen ünter— 
juchungen führen zu dem Refultate, daß einerieits die Zahl der Städte in fteter Zunahme 
begriffen iſt und daß andererjeits die ſtädtiſche Bevölkerung einen immer größeren Antbeil 
an der Gelammtbevölterung der verichiedenen Länder und Staaten aufweiit. Angeiichts 
einer jo gewaltigen, allerwärts zu beobachtenden, in fletem und zwar rapidem Steigen be 
griffenen Wanderbewegung, durch welche die Zahl der Städte und die Bewohnerzahl der 
jelben von Jahrzehnt zu —*8* geſteigert wird, erſcheint eine zeitlich und räumlich mög— 
lichjt weit ausgreifende ftatiltiiche Beobachtung derjelben wohl volllommen gerechtfertigt. 
Der Beobachter fragt fich eritaunt, welches endlich das Neiultat dieſes mächtigen Immwand- 
lungsprozejles der Antiedelungsform fein werde, dejien Wirken während des legten jabr- 
bunderts wir ziffernmäßig zu verfolgen bemüht waren, deſſen endlicher Abichluß aber beute 
noch gar nicht abzujehen iſt.“ 


*, Die Bahlen geben die Einwohnerzahl der einzelnen Städte nach der Bählung im Jahre 18% an 


Bericht über die Finanzverwaltung Preußens 


vom 1. Juli 1890 Bis I. April 1897. 


Aus dem Bericht des preußiihen Yinanzminiiters an den König ver- 
öffeutlicht der Reihsanzeiger Folgendes: 


Ueber den Zuftand der preußiihen Finanzen bei Beginn der Berichtsperiode 
und des vorhergehenden Jahrzehnts äußert fich der Bericht im weientlichen wie 
folgt: 

„Die Lage des Staatshaushalt3 war im Anfang diejes Jahrzehnts eine 
ihwierige geworden Die Bemerkung, mit welcher der damalige Finanzminiiter 
den Etat von 1890/91 dem Abgeordnetenhauſe vorlegte, daß die Finanzlage 
zwar noch günjftig fei, aber zur Vorjicht mahne für das nächte Jahr, für die 
Zukunft, fand bald ihre volle Beltätigung. Die Rechnung des Jahres 1891/02 
ihloß gegenüber einem Ueberſchuß des Vorjahres von rund 13 Millionen Mk. 
nit einem Fehlbetrage von fait 43 Millionen ME, obwohl die Staatöverwalt: 
ungsausgaben nur die normale Steigerung hatten und das Ertraordinarium nur 
2,9 Prozent der geſammten Staat3ausgaben betrug. 

Die Erklärung für diefe ungünftige Wendung gibt ein kurzer Rückblick auf 
das vorhergehende Jahrzehnt. 

Während die Matrikularbeiträge Preußens 1879/80 bis auf rund 43,6 Mil: 
lionen Mark geitiegen waren, follte das Tabackſteuer- und Zolltarifgeſetz vom 
Jahre 1878 mit der jogenannten Frandenftein’schen Stlaufel, welche von den aus 
diefen Gejeßen zu erwartenden Mehreinnahmen dem Reihe nur 150 Millionen 
Mark belieh, dies Verhältniß umkehren. Dad Reich jollte aus einem läftigen 
Ktoftgänger, einem mahnenden Gläubiger ein freigiebiger Veriorger der Ginzel: 
“ Staaten werden. 

Dies Ziel wurde allmählich erreiht. Die Zuſchüſſe an das Neich Tanken 
von Jahr zu Jahr und wurden 1884/85 von den Ueberweiſungen jeitens des 
Reichs ſchon um rund 23 Millionen ME. übertroffen. Die Kehrieite diejer günjtigen 
Entwidelung lag aber für Preußen darin, daß hier, weientlich in Folge der Ber: 
mehrung der Einnahmen des Reichs, erhebliche Steuererleichterungen eintraten ; 
insbejondere wurde den beiden unterjten Stufen der Klaſſenſteuer dieſe ganz er: 
laffen, und auch bei den höheren Stufen jowie bei den unteren der Einkommen: 
ftener fanden bedeutende Nachläffe ftatt. Dieje Maßnahmen hatten einen Aus: 
fall von beinahe 23 Millionen ME, für die Staatskaſſe zur Folge. Zugleich 
wurden die Gerichtöfoften heruntergeießt, jo daß die Einnahmen der Juſtiz von 
rund 57,7 Millionen Mark im Jahre 1880/81 auf rund 47 Millionen Mark 
im Jahre 1884/85 janken, alſo einen Ausfall von rund 10,7 Millionen ME. 
ergaben. 

Im Jahre 1885 erfolgte im Neich eine weitere Erhöhung der Zölle. Zu 
gleiher Zeit und mit Rückſicht hierauf erging aber in Preußen die jogenammte 
lex Huene, welche die leberweilungen aus den landwirthichaftlichen Zöllen, iv: 
fern fie 15 Millionen Mark überftiegen, den Kommunalverbänden zuwies. Dice 
Zuwendungen erreichten mit rund 57 Millionen Markt im Jahre 1891/92 ihren 
Höchſtbetrag. 
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Einer erneuten Erhöhung des Zolltarif8 im Jahre 1887 und dem Brannt— 
weinfteuergefeg — deſſen Grträge ebenjo wie die des Reichsſtempelgeſetzes von 
1881/85 in der Fortentwidelung der Frandenftein’ichen Slaujel zur Ueberweiſ— 
ung an die Ginzelftaaten gelangten — folgten in Preußen in den Jahren 1888/89 
die jogenannten Schuldotationsgejege, welche ſchon 1891/92 der Staatskaſſe eine 
Ausgabe von rund 27 Millionen Mark verurjachten. 

Hierzu traten eine Neihe anderer im einzelnen weniger erheblicher Mehraus— 
gaben bezw. Mindereinnahmen: die Erhöhung der Penfionen der Rolfsichul: 
(ehrerwitwen (1881), die Verforgung der Hinterbliebenen von Beamten jowie die 
Erhöhung der Beamtenpenfionen (1882), die Zuichüfle zu den PBenfionen der 
Volksjchullehrer von je (600 Mk. 1885), die Fürjorge für Beamte bei Betriebs: 
unfällen (1887) und endlih der Erlaß der Beamten: bezw Lehrerbeiträge zu 
den Hinterbliebenenpenfionen (1888/89). 

Alle diefe Maßnahmen ergaben für die Staatskaſſe Mehrausgaben bezw. 
Mindereinnahmen von etwa 150 Millionen Mark; dagegen waren die Mehrüber: 
weifungen des Reichs, nachden fie 1889/90 bis auf 80 Millionen Mark ge— 
ftiegen waren, ſchon 1891/92 auf rund 42 Millionen Mark gejunfen und blieben 
damit um rund 15 Millionen ME. hinter den Zahlungen zurüd, welche allein auf 
Grund der erwähnten lex Huene an die Kreiſe geleiftet werden müßten, fo daß 
diefer Zuſchuß aus der Staatöfaffe ohne Erjag zu zahlen war. 

Da ferner die dauernden Staatöverwaltungsausgaben von 1880/81 bis 
1890/91 fih um rund 99 Millionen Mark vermehrt hatten, jo hätte jih ſchon 
längit vorher ein bedeutender Fehlbetrag im Staatshaushalt ergeben müflen, wenn 
nicht die Heberjchüffe der Eiienbahnen im Laufe der achtziger Jahre eine unge— 
ahnte Höhe erreicht hätten... .. . 

. Im Jahre 1890/91 trat aber aud hier ein Nüdichlag ein. Statt 
eines jahrlich durchſchnittlich um rund 25 Millionen Mk. ſteigenden Ueberſchuſſes 
ergab ſich ein Minderüberſchuß gegen das Vorjahr von rund 15 Millionen Mk. 
und noch im nächſten Jahre ein ſolcher von rund 9 Millionen Mark. Der Fehl— 
betrag im geſammten Staatshaushalt betrug, wie eingangs bemerkt, beinahe 
43 Millionen Mark.“ 

Die ungünſtige Finanzlage im Jahre 1890/91 wird hiernach in dem Be— 
richt im wejentlichen einerjeit3 auf eine Vermehrung bauernder Staatsaudgaben 
ohne die Sicherheit dauernder Dedung und andererjeits auf die Aufgabe von 
Staat3einnahmen ohne fichere Gewähr des Erſatzes “aus neuen Ginnahmequellen 
zurüdgeführt, — beides veranlaßt durch das günftige Ergebni einiger Red: 
nungsjahre, die mit hohen, aber in folder Höhe nicht dauernd zu erwartenden 
Ueberſchüſſen abſchloſſen. 

Dabei erinnert der Finanzbericht daran, daß der Finanzminiſter im Jahre 
1878 bei Vorlegung des Etats einen Fehlbetrag von rund 73 Millionen ME. in 
ähnlicher Weife, namentlich durch Aufgeben von Staatseinnahmen in Höhe von 
35,5 Millionen ME. erklärte, indem er darauf hinwies, daß aud; 1868/69 der 
damalige Finanzminiiter eine gleich mißliche Lage des Staatshaushalts haupt: 
ſächlich durch die Beleitigung einer ganzen Neihe indirefter Abgaben im Betrage 
von etwa 15,5 Millionen Markt begründet hatte. 

Die gegenwärtige Finanzverwaltung hat es unter diefen Umitänden als eines 
ihrer Hauptziele angejehen, neben Bereititellung der erforderlichen Mittel für die 
gebeihliche Fortentwidelung und Fortführung des Staatsgedankens und der all: 
gemeinen Staatdzwede vor allem einer ficheren und feiten Geitaltung de3 Finanz— 
weſens, einer nahhaltigen Bellerung der ungünftig gewordenen finanziellen 


vom 1. Juli 1890 bis 1. April 1897. 811 


Lage des Staats beſondere Aufmerkſamkeit zu widmen und zu dieſem Behufe 
nicht nur überſchnelle, den Etat dauernd belaſtende Ausgabevermehrungen be— 
ſonders in den Defizitjahren zu vermeiden, ſondern auch den Einnahmequellen 
des Staats pfleglichſte Behandlung angedeihen zu laſſen. 

Das Nähere hierüber wird in dem Bericht des Finanzminiſters in einer 
Reihe theils allgemeiner, theils auf die einzelnen Verwaltungszweige bezüglicher 
Aſchnitte ausgeführt. 

Von beſonderem Intereſſe iſt dabei zunächſt die dem Berichte beigegebene 
Generaltabelle, welche zugleich die finanziellen Ergebniſſe für die der Be: 
rihtsperiode vorangehende Zeit, bis zum Jahre 1880/81, nachweiſt. 

Wir bringen diefe Tabelle in Nachſtehendem unmverfürzt zum Abdrud. Doc 
find für 1896/97 an Stelle der Gtatszahlen die Zahlen der inzwilchen fertig 
geitellten Rechnung, jowie am Schlufle in Kurſivſchrift die Zahlen für den neueften 
Etatsentwurf für 1898/99 nachgetragen, welche auch in der folgenden Daritell- 
ung mit in Betracht gezogen worden find. (Generaltabelle j. S. 814 ff.) 

Ein Blid auf die Zahlen der Sp. 25 der Generaltabelle läßt erkennen, daß 
fih die geſammte Finanzlage des preußiichen Staat3 in der Berichtsperiode von 
Jahr zu Jahr gebeſſert hat, jo daß ſich nach inımer geringer werdenden Defiziten, 
von 1895/96 ab jogar ein namhafter Ueberſchuß von etwas über 60 Millionen 
Mk., für 1896/97 von etwas über 95 Millionen Mark in der Rechnung ergab 
und für das Jahr 1897/98 wieder ein balanzierender tat vorgelegt werden 
fonnte. Dieſes Ergebniß ericheint um jo erfreulicher, wenn man an den Zahlen 
der Sp. 23 b-d beobachtet, wie außerordentlich der Ausgabebedarf für die all: 
gemeine Staatsverwaltung während der Zeit von 1890/91 bis jet geitiegen 
ift, welche erheblichen Beträge mithin für fulturelle, wirthichaftliche und jozial- 
politifche Zwede innerhalb dieſes Zeitraums von der Finanzverwaltung bereit 
geitellt worden find. 

Während nah Sp. 23b in dem vorangegangenen 10 jährigen Zeitraume bon 
1880/81 bis 1890/91 die Ausgaben vou 278 663 000 ME. auf 360 060 000 Mt. 
alfo um 81397 000 ME. oder um 29°/, geitiegen waren, haben ſie in der 
fürzeren Beriode von 1890/91 bis 1898/99 bereits eine Steigerung von 
360060000 Mt. auf 501971000 ME., alio um 141911000 ME. oder um 
fait 40°/, erfahren. Daß gerade in den allerlegten Jahren die Vermehrung des 
Ausgabebedarf3 eine prozentual bejonders ftarfe geweſen ift, erklärt fich natur: 
gemäß daraus, daß dies Meberichußjahre bezw. Jahre mit balanzierendem tat 
find, während die erjten Jahre der Berichtsperiode mit De fiziten abichlofien, 
alio größere Zurüdhaltung erheilchten. Zugleidy gibt ſich in diefen Zahlen Eund, 
wie jchnell fich dem Ergebniffe günstiger Rechnungsjahre die ftärfere Steigerung 
des Ausgabebedarfs anpaßt umd wie wenig, beiläufig bemerkt, die Beſorgniß be: 
gründet ift, dab günſtige Nechnungsergebniffe zu nicht3 anderem als zu einer 
übermäßigen Nejerpirung der Staatseinkünfte zum Nachtheil der Wirthſchafts— 
und Kulturbedürfniſſe des Volkes führten. 

Um nun den fich ſtets mehrenden, durch die Sache gebotenen Wünſchen 
innerhalb der einzelnen Berwaltungszweige nad) Maßgabe der vorhandenen Mittel 
in thunlichit weitgehendem Maße gerecht werden können, iſt die Finanzverwalt: 
ung zunächſt bemüht gewejen, bei den einzelnen Etat3pojten alle unnöthigen Geld» 
ausgaben, ſowie Etatsüberſchreitungen thunlichit zu vermeiden, jparfam in dieſem 
Sinne zu wirthſchaften — eine in’s Kleine gehende Aufgabe, deren Bedeutung aber 
für ein fo großes Finanzweien, wie es der preußiiche Staat ift, nicht unter: 
ihägt werden darf, Wie weit dieſe Abficht erreicht worden ift, läßt fich freilich 
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in einer Zahlenreihe nicht zur Darjtellung bringen. Deutlicher zeigt die Tabelle 
zwei weitere Wege, welche die Finanzverwaltung eingeichlagen bat, um die aus 
der ftarfen Steigerung der Staatöverwaltungsausgaben für das Gleihgewicht des 
Staatöhaushaltö zu bejorgenden Schwierigfeiten möglichit auszugleihen und zu 
mindern. 

Hierhin gehört einmal die forgfältigere Behandlung des Ordinariums, d 5. 
die Beobadhtung größerer Borfiht bei der Cinftellung ſolcher Ausgaben, welche 
eine bauernbe, womöglich fteigende Belaltung der Staatäfafle zur Folge 
haben. Dafür ift wieder mehr wie biöher auf eine Stärfung der einmaligen 
Ausgaben, des fogenannten Ertradordinariums hingewirkt worden, bei weldem 
im Falle finfender Einnahmen leichter Kürzungen möglich find, Die Spalten: 
reihe 23c ergibt, daß das Grtraordinarium bei den gejammten Staatöverwalt: 
ung3audgaben von 39681000 ME. im Jahre 1880/81 bis 1890/91 gradatim 
bi3 auf 22 131000 ME. geinnfen war, während es ſich von da bis 1897/98 
wieder auf 36205000 ME., für 1898/99 jogar auf 50321000 ME. geiteigert 
hat, Für legtered Jahr beträgt bei den Staatöverwaltungsausgaben das Ertra= 
ordinarium über 10°/, der Gefammtjunme diefer Ausgaben, während e8 1890/91 
nur etwas über 6°/, berielben ausmachte. 

Daneben hat die Finanzverwaltung ihr Beltreben darauf gerichtet, durch 
eine pfleglichere Verwaltung bezw. eine Vermehrung der Ginnahmen bei den ein— 
zelnen Staatsverwaltungsreſſorts den erforderlihen Staatszufhuß (Sp. 23d) 
nah Möglichkeit zu vermindern. Während von 1880/81 bis 1890/91 die Ein- 
nahmen in dieſen Reſſorts fih nur um ein Geringes, nämlid von 72 493 000 ME. 
auf 75423000 ME. geiteigert hatten (Sp. 23a), iſt vom Jahre 1890/91 ab 
(hauptſächlich als Folge der Erhebung von Bauaufficht3: und Bauleitung: 
gebühren, ſowie des Preußiſchen Gerichtöfoftengejege® vom 25. Juni 1895 u. |. w.) 
eine allmählich fortichreitende Vermehrung der Staatöverwaltungseinnahmen wahr: 
zunehmen. Insgeſammt ift in der Zeit 1890/91 bis 1898/99 eine Steigerung 
diefer Einnahmen von 75423000 ME. auf 109106000 Mk., alio um rund 
34 Millionen oder etwa 45°/, erfolgt. Dieſem Umſtande ift es zu verdanfen, 
daß während in ber Zeit von 1880/81 bis 1890/91 bei einer Vermehrung der 
Staatöverwaltungdaudgaben um 29°%/, eine Steigerung des Zuſchußbedarfs 
(Sp. 23 d) um 39°/, eingetreten war, fi) von 1890/91 bis 1898/99 troß ber 
viel ftärferen Steigerung der Ausgaben (um fait 40°/,) der Zuihußbedarf nur 
von 284 637000 ME. auf 392 865000 Mi., alſo um 38°/, vermehrt hat. 


Die in Sp. 13 bis 22 der Generaltabelle enthaltenen Zahlenreihen ergeben 
des näheren, wie fich der Mehrbetrag der Gefammtausgaben für allgemeine Staats: 
verwaltungözwede auf die einzelnen Verwaltungsreſſorts vertheilt. 

Auch bei den einzelnen Verwaltungszweigen tritt faft überall die Thatſache 
hervor, daß im der 10jährigen Periode von 1880/81 biß 1890/91 eine ver: 
hältnigmäßig viel geringere Steigerung in der Bewilligung von Staatsmitteln 
für allgemeine Verwaltungsausgaben ftattgefunden hat, wie in ber Zeit von 
1890/91 bis 1898/99. 

Dieſe Erjcheinung legt zugleich Zeugniß ab don den großen und mannig> 
fachen ideellen und materiellen Fortichritten, weldhe Preußen in dem legten Jahr: 
zehnt gemacht hat. Denn jeder Fortichritt des Volkes fchafft neue Aufgaben für 
den Staat und äußert fih in der Gewährung fteigender Beihilfen aus Staats: 
mitteln zu den fortjchreitenden Kulturaufgaben, 
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Zu einem richtigen Verſtändniß der in der Berichtöperiode ftattgehabten 
Mehrausgaben ift ein näheres Eingehen auf die einzelnen Zwecke, zu denen die 
Mehraufwendungen innerhalb der verichiedenen Reſſorts ftattgefunden haben, uns 
erläßlih. Wir entnehmen dem Bericht und der Tabelle in diejer Beziehung das 
Folgende: 

Zunächſt fällt die Steigerung der Ausgaben auf, welche fih beim Finanz: 
miniſterium jelbit (Sp. 15b vorfindet. Die hohe Ausgabevermehrung in der 
Berichtsperiode beruht bier im wmejentlichen auf den Mehraufmwendungen für 
Zwede der während der Berichtsperiode fonjequent, aud in den Defizitjahren, 
durchgeführten Verbeflerung der Beſoldungs-, Penſions- und Relikten— 
verhältmilie der Beamten und Lehrer. Die in der Zeit von 1890/91 
bis 1898/99 für dieſen Zweck entitandenen Mehraufiwendungen — und zwar 
Mehraufwendungen dauernder Natur — Sind insgelammt auf nicht weniger als 
gegen 70 Millionen Mark zu veranichlagen.') 


Der preußiiche Beamtenſtand hat fih von jeher als eine der feiteften und 
zuverläfligiten Stützen der preußiichen Monarchie erwieſen. Umſomehr erſchien 
es der Finanzverwaltung als unabweisliche Pflicht, die Veriprechungen, welche den 
Beamten im Hinblick auf die PVerbejferung ihrer pefuniären Lage jeit nahezu 
20 Jahren gemadht worden waren, endlich zur Erfüllung zu bringen. 

Dei dem großen Intereſſe, welches weiteſte Kreiſe an der Verbefferung der 
Beloldungen und der Dinterbliebenenveriorgung der Beamten nehmen, geben wir 
in diefem Punkte den Wortlaut des Bericht wieder: 


Fortführung der allgemeinen Bejoldungsaufbejierung. 


Nachdem dur den Nachtragsetat für 1890/91 15000 ME. zur allgemeinen 
Aufbeſſerung der Dienitbezüge beionders der Interbeamten, jowie 3000000 Me, 
zur Erhöhung der ftaatlihen Dienitalterszulagen für die Yehrer und Lehrerinnen 
der Volksjchulen bewilligt waren, find durch den tat für 1891/92 die Gehälter 
der etatSmäßigen SKtanzleibeamten, Staflenjefretäre und Zeichner mit einem Mehr: 
aufwande von 437 750 ME. aufgebeilert worden. Zugleich wurden 295 620 Mt. 
zur Vermehrung der etatsmäßigen Stellen für die im Vermeſſungsdienſt der 
Generalkommiſſionen beichäftigten Beamten und zur anderweiten Negelung ihrer 
Dienjtbezüge flüſſig gemacht. ine weitere planmäßige Fortführung der allge 
meinen Gehaltsaufbeilerung war in den folgenden Jahren bei der Gejtaltung der 
Finanzlage des Staats nicht möglih. Nur für einzelne Kategorien, namentlic) 
das Lehrperional an den höheren Unterrichtsanftalten (Normal:Etat vom 4. Mai 
1893), find 1892/93 noch Ginfommensverbeflerungen im Gelammtbetrage von 
1732600 ME. vorgejehen. Auch wurden zu Zuſchüſſen behufs Einführung der 
Veriorgung der Hinterbliebenen der Lehrer und Beamten an den nicht ftaatlichen 
höheren Xehranitalten 300000 zur Berfügung geftellt. Dagegen iſt die äußere 
Lage der Beamten durch verichiedene Maßnahmen, welche nicht die Erhöhung der 
Normalgehälter betreffen, weſentlich verbejlert worden. 


') Für 1897/98 ift der gefammte, durch die in diefem Jahre erfolgte Beioldungs- 
erhöhung erwachſende Mebrbetrag noch beim tat des Finanzminifteriums eingeftellt, wo⸗ 
durch die Ausgaben auf 103 Millionen Mark geitiegen find. Für 98/99 ſinkt diefer Be 
trag wieder auf 92 Millionen, weil von da an ein großer Theil der Mebraufwendungen 
nunmehr auf die einzelnen Reſſorts überwielen it. Auch die in früheren Jahren itatt- 
gehabten Mehrausgaben für VBerbejierung der Beamtenbejoldungen find zum größeren Theil 
in die Spezialrejlorts übernommen. (Fortjegung des Textes Sette 820.) 
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820 Bericht über die Finanzverwaltung Preußens 


Unrehnung von Militärdienftzeit auf das Zivildienftalter und 
Regelung der Gehälter nad Dienftalteröftufen. 


Abgeſehen von der für die Staatskaſſe mit nicht unerheblihen Aufwend— 
ungen verfnüpften Anrechnung der Militärdienftzeit — bi® zu einem Jahre — 
auf das Dienftalter der Zivilbeamten wurden in den Jahren 1892/93, 1893/94 
1894/95 die Befoldungen nad Dienitaltersitufen geregelt, jo daß die Beamten 
jegt unabhängig von dem Eintritt von Vakanzen oder der Schaffung neuer etatö- 
mäßiger Stellen nah gewiſſen Zeitabichnitten um bejtimmte Beträge im Gebalt 
auffteigen. In der Uebergangszeit find dadurd nicht unerhebliche Mehrausgaben 
erwachien. Ferner wurden für die mittleren, Kanzlei- und lUnterbeamten der 
Gijenbahnverwaltung, deren Gehälter bereits nach Dienftaltersitufen geregelt waren, 
legtere nad den für die übrigen Verwaltungen aufgeltellten Grundiägen günitiger 
geitaltet, jo daß fich für den Etat des Jahres 1894/95 ein Mehrbedarf von 
880000 Mi. ergeben hat. 


Vermehrung der Zahl der etat3mäßigen Beamtenftellen‘) und 
Unrehnung diätariicher Dienftzeit auf das Dienftalter der 
Beamten. 


Dem Bebürfnig nach einer Verbefferung der Lage der biätariich beichäftigten 
Beamten des Subaltern= und Stanzleidienite® durch Abkürzung der Zeit der diä— 
tariihen Beichäftigung wurde 1893/94 durch eine einmalige umfafjende Ver: 
mehrung der etatömäßigen Stellen abgeholfen. Neu ausgebradt find für Sub: 
alternbeamte 3553 und für Sanzleibeanıte 293 Stellen mit einem Mehraufwand 
von 1700123 Mk. Der Iestere wird in den fommenden Jahren der Zunahme 
des Dienitalters der Beamten entiprechend steigen. Das Verhältniß der Zahl 
der etatömäßigen Beamtenftellen zu der der Diätare, welches durch den Staats: 
haushalt3- Etat für 1874 für die Bureaubeamten auf zwei Drittel und ein 
Drittel und für die Kanzleibeamten auf drei Viertel und ein Viertel feſtgeſetzt 
war, ift demnächit für beide Kategorien gleihmäßig auf vier Fünftel und ein 
Fünftel feitgeftegt worden, 

Außerdem ift zur Beleitigung der Ingleichheiten, welche die verichiedene Dauer 
der biätariihen Beihäftigung für die Beamten nad ihrer etatsmäßigen Anjtell: 
ung im Gefolge hatte, durch den Etat für 1894/95 für die mittleren, die Kanzlei— 
und die Unterbeamten noch die Ginrichtung getroffen, daß bei Berehuung des 
für die Gehaltsbemeffung nach Dienftaltersftufen maßgebenden Dienitaltersitufen 
maßgebenden Dienftalterd die über 5 Jahre hinausgehende Zeit der diätariſchen 
Beihäftigung mitzuberüdiichtigen it, und daß dieſe Anrechnung diätariicher Dienit- 
zeit auch den vor dem 1. April 1894 angeltellten Beamten zu theil wird. Die 
Mehrausgabe beträgt jährlih 900000 ME. 


Bereinigung der Bureaubeamtenistellen I. und Il. Klaſſe zu einer 
Beſoldungsklaſſe. 

Die Trennung der Bureaubeamtenitellen in ſolche I. und II. Klaſſe Sekre— 
täre und Ailiftenten) machte die Beförderung zum Beamten I. Klaſſe von den 
eintretenden WVafanzen abhängig und geitaltete die Berörderung für die Beamten 
verjchiedenartig. Die Trennung wurde deshalb 1896/97 durch Vereinigung beider 


') Wie der Gtat für 1898/99 ergibt, ift für dieſes ‚jahr eine weitere jehr beträchtliche 
Vermehrung der etatsmäßigen Stellen bejonders bei der Eiſenbahnverwaltung j. u) beab- 
fichtigt. Auch bei den Regierungen find eine größere Anzabl etatsmäßiger Bureaubeamten- 
ſtellen geſchaffen. 
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Klaſſen zu einer Beſoldungsklaſſe beleitigt. Zugleih wurde die Zeit für Die 
Grreihung des Höchſtgehalts in der vereinigten Klaſſe auf 21 Jahre herabgeiekt. 
Das Gleiche ift bei einer Neihe anderer Beamtenfategorien geichehen, für melde 
die Aufrüdungszeit in ähnlicher Weile geregelt war. Als Mehrbedarf waren 
445725 ME. in den Gtat für 1896/97 einzuftellen. 


Abſchluß der allgemeinen Bejoldungsaufbejjerung. 


Die in den legten Jahren eingetretene Bellerung der finanziellen Lage des 
Staats hat es endlich ermöglicht, in dem Entwurf zum Staatöhaushalt3etat für 
1897/98 die Mittel zur Fortführung der Beloldungsaufbeilerung für die mitt: 
leren und höheren Beamten vorzujehen. Der Mehrbedarf wird ..... für 
1897/98 20361095 ME betragen, Mit Bewilligung desjelben würde die 1890 
begonnene allgemeine Bejoldungsaufbeilerung zum Abichluß gebradht fein. Die 
legte allgemeine Gehaltsaufbellerung hatte 1872 ftattgefunden . . .. 


Hinterbliebenenverijorgung. 


re: Durh die Novelle zum Hinterbliebenengejeg endlich ift neben der 
generellen Aufbeflerung der Bezüge um 20°/, der Betrag der Mindeitpenfion der 
MWittwen von 160 Mi. auf 216 ME. erhöht, während die Höchitgrenze von 
1600 Me. auf 3000 ME. erweitert ift. Iſt Preußen damit hinfichtlich der 
Mindeitpenfion an die Spige der größeren deutichen Staaten getreten, jo iſt doch 
auch dur die anderweite Begrenzung der Höchſtpenſion dafür gelorgt, daß die 
Witten der höheren Staatöbeamten wenigitens einigermaßen der Dienjtitellung 
des verftorbeneun Beamten und den biöherigen Lebensgewohnheiten gemäß ihre 
Lebenshaltung einzurichten vermögen. 

In wie audgiebiger Weiſe der Staat für ausgeſchiedene Funktionäre und 
Arbeiter bezw. für deren SBinterbliebene jorgt, ergibt fih daraus, daß in den 
Stat für 1897/98 für derartige Zwede nicht weniger als rund 98 Millionen 
Mark eingeitellt find; ein Betrag, der für früher geleiftete Dienfte gezahlt 
wird.“ ') 

Wenn im Borgejagten von dem Abichluffe der allgemeinen Beſoldungsver— 
beflerung die Rede iſt, jo ſoll dies nicht ausichließen, daß, wie beabfichtigt, die 
bei einzelnen Stategorien von Unterbeamten berborgetretenen Härten noch dem— 
nächſt ausgeglichen werden. Hat diefe Ausgleihung aber stattgefunden und wird 
andererjeit3, wie es für die Lehrer bereit3 geichehen iſt, auch für die Geijtlichen 
die in naher Aussicht jtehende Bejoldungsverbeilerung zur Durhführung gelangt 
jein, jo muß damit dieſes Gebiet der ftaatlichen Fürjorge für abjehbare Zeit als 
abgeſchloſſen erahtet und es dürfen weiter jteigende Aufwendungen aus der 
Staatskaſſe nad diefer Richtung für das nächſte Dezennium nicht mehr erwartet 
werden. 


Non hervorragender Bedeutung für die Entwidelung und Größe der preußi- 
ihen Monardie ift ftet3 die Fürſorge geweſen, welche Preußen und feine Könige 
dem Schul: und Unterrichtsweſen haben zu theil werden lalfen. Auch in der 
Berichtsperiode hat einen Hauptantheil an der ſtarken Mehrbewilligung von 
Staatömitteln das Kultusminiſterium, die Verwaltung der geiftlihen, Unter: 
richts- und Medizinal:- Angelegenheiten gehabt (Sp. 21b und ce). 


Nach dem Etat für 1898/99 find wieder 4,4 Millionen ME. zur Vermehrung des 
in fteter Zunahme begriffenen Yivilbeamten- Penfionsfonds und ‚des Fonds für die geieh- 
lichen Wittwen- und Wailengelder eingeftellt worden, 
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Hier stellten fich nach der Generaltabelle die Ausgaben zu Anfang der Be— 
richtsperiode (1890/91) auf 102409000 Mk., für 1898/99 haben fie fih auf 
146 152000 ME. erhoben, das Mehr in diefer Zeit beträgt alſo 43 743000 ME. 

Die auf Seite 824 und 825 wiedergegebene, dem Bericht entnommene Spezial: 
tabelle gibt nähere Auskunft darüber, wie fi die Ausgabevermehrung auf die 
einzelnen Zweige des Kultusreſſorts vertheilt hat. 

Zu der Thatjache der ftarfen Steigerung des Staatsaufivandes für das 
Glementarunterrihtäweien macht der Finanzbericht die folgenden, das 
Intereſſe weiterer SKreife in Anipruch nehmenden Ausführungen: 

„Weitaus die größte Steigerung des Staatsaufiwandes hat zur Förderung 
des Glementarunterrihtöwejens ftattgefunden. 

Nah Art. 25 der Verfaffung find zwar die Mittel zur Errichtung, Unter: 
haltung und Erweiterung der öffentlichen Volksſchulen von den Gemeinden und 
nur im Falle des nachgewieienen Unvermögens vom Staat aufzubringen. Den: 
gemäß war früher der Aufwand des Staats für das Elementarunterrichtäweien 
gering. Derjelbe erreichte im Jahre 1871 nur den Betrag von jährlih rund 
4500000 ME. Infolge der erhöhten Anforderungen namentlid für die Beſold— 
ung der Rolfsfchullehrer wurde es demnächſt jedoh im fortdauernd ſteigendem 
Maße erforderlih, vielen Schulverbänden die Erfüllung der ihnen obliegenden 
Verpflichtungen durch Staatsbeihilfen zu ermöglichen und hauptſächlich zur Be: 
friedigung dieſes Bedürfniſſes die gedachte Etatsſumme bis zum Jahre 1887/88 
auf 26 106 937 ME. zu verftärfen. 

Ungeachtet dieſer gefteigerten Beitragsleiitung des Staat® war damals der 
Druck der Volksichullaiten, namentlih in einer jehr großen Zahl der ohnehin 
durch die ungünftige Lage der Landwirthichaft vielfach ſchwer betroffenen länd— 
lihen Gemeinden und der Eleinen Städte, ein jo weit verbreiteter geworden, daß 
die zu ihrer Unterftügung verfügbar gemachten Staat3mittel weitaus nicht ge— 
nügten, und es überhaupt nicht mehr möglich erichien, allein durch Gewährung 
pon Beihilfen im einzelnen Falle ausreichende Abhilfe zu ſchaffen. Durd Die 
Gelege vom 14. Juni 1888 und vom 31. März 1889 übernahm daher der 
Staat die Verpflihtung, außerdem noch feitbeitimmte Beiträge zu dem Dienit- 
einfommen aller Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen den 
Schulverbänden zu gewähren. Dieje Beiträge wurden jo bemeſſen, daß durch die— 
ſelben auf dem platten Lande und in den Kleinen Städten ein verhältnigmäßig höherer 
Theil der Scullaften gededt wurde, als in den größeren Städten. Zugleich 
wurde die Erhebung von Schulgeld an den öffentlichen Volksſchulen im weient: 
lichen bejeitigt. 

Aus Ähnlichen Gründen wurde es ſchon früher, feit dem Jahre 1890/91 
aber in bedeutend ausgedehntem Umfange für angezeigt erachtet, Alterözulagen an 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen in Orten bis zu 
10000 Einwohnern direft aus der Staatskaſſe zahlen zu laſſen. 

Danach ftieg der Staatsaufwand für dad Clementarunterrichtsweien bis zum 
Jahre 1890/91 auf 58822 310 ME., bis zum Jahre 1896/97 auf 65 828 120 Mt. 
In legterem Jahre hat fich der Aufwand des Staats allein auf Grund der Ge: 
jege von 1888/89 auf rund 29 200000 ME., derjenige für die Alterszulagen 
der Lehrer und Lehrerinnen auf rund 9300000 Me. bei einer jährlichen Steiger: 
ung um circa 690000 Mi. belaufen. 

Diefe Negelung der Betheiligung des Staatd an den Volksichullaften unter: 
lag in mehrfacher Beziehung erheblichen Bedenken. War es auch ausgeſchloſſen, 
daß bei der Gewährung von Staatöbeiträgen zu den Koſten der Volksſchule 
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nad einer formalen Negel diejelben überall in jedem einzelnen alle der Leiſt— 
ungsfähigfeit der einzelnen Schulverbände genau entſprachen, jo mußte die Negel 
doch fo gefaht werden, daß diejed Ziel thunlichit erreicht wurde. Dies geichah 
durch die Gejege von 1888/89 injofern nicht in ausreihendem Maße, als nadı 
denjelben auf den großen, fait allgemein durchaus leiltungsfähigen Städten be: 
deutende und mit der Vermehrung ihrer Einwohnerzahl ftetig ſteigende Beiträge 
gezahlt wurden, als ein jchroffer Uebergang zwiichen ihrer Gewährung und Ber: 
jagung bei einer Zahl von 10000 Ortseinwohnern jtattfand. 


Abhilfe für diefe Mängel iit durch das Gejeg vom 3. März 1897 in Ver: 
bindung mit einer jehr bedeutenden Verbeſſerung des Dieniteinfommens 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlihen Volksſchulen ge 
ichaffen worden. 

Nach diefem Gejege wird in Zukunft kein Volksſchullehrer nach vierjähriger 
Dienstzeit von der in der Regel im 24. Lebensjahr erlangten definitiven Anz: 
itellung ab ein geringered Dienfteinfommen als 900 Me. jährlich neben freier 
Wohnung oder Miethsentihädigung beziehen und es wird dieles Einkommen in 
weiteren 27 Jahren mindeitens auf 1800 ME. fteigen. Das Dieniteinfommen 
der Lehrerinnen ferner wird mindeltens 700 ME. mit einer Steigerung in dem 
vorbezeichneten Zeitraum auf 1420 ME. betragen. 


Zugleich jind die Staatsbeiträge zu dem Dienjteinfommen der Lehrer und 
Lehrerinnen einjchließlich der Alterözulagen dergeitalt andermweit vertheilt, daß die: 
jelben für alle Stellen nur in Orten mit nicht mehr als 25 Stellen oder uns 
gefähr 10000 Ginmwohnern, in den größeren Orten nur für 25 Stellen ge: 
währt werden, jo dab das Verhältniß der Beitragdleiitung des Staats zu den 
gelammten Koſten der Volfsichule allmählich mit der wachjenden Größe der Orte 
und der damit in der Negel fteigenden Leiitungsfähigfeit derjelben fich vermindert. 
Ueberdies ift die Form der Beitragäleiftung des Staats für die Alterszulagen 
jo geordnet, daß dieſe Zulagen nicht mehr direft aus der Staatskaſſe, jondern 
aus Alterszulagekaſſen von Bezirksverbänden der Gemeinden oder von den Ge: 
meindefaffen gezahlt werden. 

Damit iſt die Höhe der Staatszuſchüſſe für die Volksichule auf dem platten 
Yande und in den kleinen Städten in dem Mahe geiteigert, daß die hier vielfach 
nothwendige und beabiichtigte Verbeſſerung des Dieniteintonmens der Lehrer und 
Lehrerinnen fait ohne jede Mehrleiftung der Schulverbände zur Ausführung ge— 
langt. 

Die Durchführung diejer tief eingreifenden neuen Organilation belaftet aller: 
dings die Staatäfafje mit dem ſehr bedeutenden Mehraufwande von circa 
9500000 ME. Auch wird die regelmäßige Steigerung des Staatdaufwandes 
für die Volksjchule in umvermindertem Maße fortdauern. ‘) Er wird indeß in 
höherem Maße, als dies bisher der Fall war, den leiſtungsſchwachen Ge 
neinden zu gute kommen. Sodann ift das erreichte Ziel einer angemeſſenen ge: 
jeglihen Ordnung der Lehrerbefoldung ein jo bedeutendes, daß die damit ver: 
bundene Mehrbelaftung des Staats als gerechtfertigt erachtet werden darf. 

Auch im übrigen hat das Glementarunterrichtswejen in der Berichtöperiode 
eine jehr bedeutende Förderung durch Staatöleiftungen erfahren. 

Insbeſondere find die laufenden Beihilfen für unvermögende Schulverbände 
um rund 1000000 ME. erhöht, für Volksfchulbauten ertraordinär 6 000 000 ME. 


') Für 1898/99 werden fich die Mehrausgaben beim Klementarumterrichtsmweien um 
6,9 Millionen Mark fteigern. 
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Spezial- 
Es find etatsmäßig bereitgeftelltt 1890/91 1891/92 1692/98 

EEE Me "ARE Me 

dauernd . 95 476 072 96 984 604 | 101 445 384 

einmalig . 6 149 852 5 751 288 3 374 232 

Darunter: 
für die geiftliche Verwaltung (Rap. 111 bis 1162 des 
Ordinariums): 

dauernd . 5 332 684 5 442 825 5 527 997 

einmalig . 5 452 500 180 000 645 440 
für die Univerſitäten: 

dauernd . 7727 808 7954 775 8 050 618 

einmalig -. . . 2 986 502 3 185 012 1 245 135 
für die höheren Sehranftalten. (einfchl. grovinzial Sqhul⸗ 

follegien): 

dauernd . 6 289 513 6 444 193 8 106 920 

einmalig . 578 700 590 934 298 400 
für das Clementar- —— 9 

dauernd . * 58 822 310 | 59438 205 61 140 022 

einmalig. . 1 092 050 1 094 100 689 500 
für Kunft und Bifenfäaft: 

dauernd . 8 795 227 3 892 671 3 981 395 

einmalig . 908 600 646 092 429 257 
für das techniiche Unterihteneen: 

dauernd . : 1506 551 1 549 656 1 620 898 

einmalig . : ; 59 700 33 650 36 500 
für Kultus und Unterricht. —— : 

dauernd . EEE 9 099 695 9 159 572 9 812 537 

einmalig - — — — 
für das J— 

dauernd . er 1 582 778 1 760 085 1828 410 

einmalig - 71 800 21500 20 000 





) Der Etatsſumme find rund 4200 000 M hinzugerechnet wegen der zu erwartenden Steiger 
entwurfs, betreffend das Dienfteintommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Voltsichulen. 


ungen für mittlere und höhere Beamte vorgeichenen Mitteln weitere 3 183 700 M hinzu. 


) Für die Jahre 1893/94 und 1894/95 find den Etatsſummen die auf Grund des Geieges 


bereitgeftellten 4 000 000 Mk hinzugerechnet. 


Zr 
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Annalen bed Deutihen Reichs. 1898. 


ri a des veranfchlagten Staatsaufwandes infolge der Abänderung der Regierun 
‚uberdem treten von den im Etat des Finanz Miniſteriums für 1897/98 zu Dien 


14. Yuli 1893 (Gefeg-Samml. 





en des Geſeh 
teintommensverbeiier. 


S. 134) zu Beihilfen an Schulverbände für Volksſchulbauten 


825 
Sabelle. 
2 Danach beträgt feit dem 
1. April 1891 die 
Steigerung der dauernden 
Ausgaben 
und die Höhe der einmaligen 
1893/94 1894/95 1895/96 1896,97 1897,98 (usgaben 
im Durch: 
1m ſchnitt für 
Ganzen iedes ber 
* 7 Jahre 
Mk Me Ab Me Me Me sb. 
103 883 125 | 105 843 809 | 107 701153 | 109 482 907 [121737417 | 26 261 345 3 751 621 
*,5283081 | * 6 373575 5 121110 b 254 910 7 719 606 39 877 802 > 696 829 
5904 983 5592 213 5 605 852 615 792 5 636 849 304 165 43 452 
1065 600 1 566 570 1 550 000 1 711 980 1 600 000 8319 590 1188 513 
s 104 106 8171359 8 253 663 8389 271 8 536 084 808 281 115 461) 
741 205 832 770 1 218 420 1 356 570 2 225 676 10 804 788 1543 541 
S 445 776 8 77505 8 839 381 9 006 690 9 247 826 2 958 313 422616 
23 706 495 135 575 090 418 025 635 050 3 536 340 505 191 
62 127 979 63 398 479 64 729 067 65 828 120 |!) 77 550 929 18 728 619 2 675 517 
2,2646 697 | ?) 2548 450 52 800 1 657 075 1539 990 10 728 612 1532 659 
4 031 978 4 061 591 4 102 470 4 164 615 4 242 408 447 181 63 883 
206 873 166 650 200 050 >33 760 1 100 890 8 283 572 469 082 
1 647 562 1 675 024 1 714 696 1 792 298 1 874 875 368 324 52 618 
46 000 325 000 534 750 339 500 467 000 1 782 400 254 629 
10 718 171 10 819 450 11 092 498 11 293 080 11 291 959 2 192 264 313 181 
— 400 000 400 000 — — 800 000 114 286 
1 838 930 1 933 397 1 923 132 1 955 162 1 885 900 303 122 43 303 
20 000 30 000 90 000 230 000 151 000 562 500 80 357 


— 


— 
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verfügbar gemacht '), ferner dauerud für das Yehrerbejoldungswejen rund 1200000 ME. 
neu bereit geitellt, fo daß u. a. die Stellen für Direktoren und Lehrer an ben 
Scullehrer- Seminarien von 472 auf 549 haben vermehrt und die Bejoldungen 
der Lehrer an diefen Seminarien und den Bräparandenanitalten haben verbeiiert 
werden fünnen.“ 

Auf dem Gebiete des höheren Unterrichtsweſens und der Univerſi— 
täten finden wir in ber (vorſtehenden) Spezialtabelle folgende Ausgabeiteiger= 
ungen: 

Der dauernde Staat3aufwand für da höhere Unterrichtsweſen (ein 
ichließlich der Provinzial-Schulkollegien) ift in der Berichtöperiode von 6289 513 ME. 
auf 9247826 ME., geftiegen, während außerdem hierfür durch das Extraordi— 
narium 3536340 ME. verfügbar gemacht find. Für 1898/99 erhöht fich der 
Staatsaufwand für die höheren Lehranftalten beim Orbdinarium um 1171145 Mt. 
(davon 1000000 ME. zur Gewährung von Zuſchüſſen an nicht leiſtungsfähige 
Patronate der nicht Staatlichen höheren Ilnterrichtsanftalten behufs thunlichiter 
Durchführung einer Gfleichitellung der Lehrer und Beamten an ben ftaatlichen 
und nicht ftaatlihen höheren Unterrichtsanftalten in der Beloldung und den An 
iprüchen auf Verforgung ihrer Hinterbliebenen). Auch das Ertraordinarium weit 
eine Steigerung von 301054 ME. gegen das Vorjahr auf. 

Der dauernde Staat3aufwand für die Umiverjitäten hatte jhon im Be: 
ginne der Berichtöperiode die bedeutende Höhe von 7 727 803 ME. erreicht ; derjelbe ift 
auf 8536084 ME. erhöht. Auch find den Univerfitäten während diefer Periode 
dur dad Ertraordinarium beträchtliche Mittel in Höhe von 10804 788 ME. ge 
währt. Für 1898/99 fteigert fih Ordinarium und Grtraordinarium zufammen 
um etwa !Y/, Million Mark. 

Für Kunſt und Wiffenihaft haben fih die Ausgaben beionders in 
den legten Jahren geſteigert. Das Grtraordinarium ftieg von 1896/97 bis 
1897/98 von 533 000 auf 1,1 Million ME. und hat für 1898/99 eine Er: 
böhung auf 3,7 Millionen ME. erfahren. Auch beim Ordinarium ift für 1898/99 
eine namhafte Erhöhung gegen das Vorjahr eingetreten. 

Die geringite Steigerung der Ausgaben weilen nad der Tabelle die geiit: 
lihe Verwaltung und das Medizinalweien auf. Indeſſen wird bei 
erfterer die im Anichluß an die allgemeine Beamtenbejoldungsverbeflerung noth— 
wendig werdende Erhöhung der Gehälter der Geiftlichen, die gegen 5 Millionen 
Mark erfordern wird, in den nächiten Jahren eine ganz erhebliche Ausgabever: 
mehrung zur Folge haben, Auch bei dem Medizinalweien wird, jobald die Medi: 
zinalreform zu itande fommt, eine weitere Ausgabefteigerung erfolgen. 

Für den Neubau des Doms in Berlin und einer Gruft für das Königs: 
haus find 1892/93 10 Millionen bewilligt worden, deren Sclußrate im Etat 
1898/99 zur Einftellung gelangt it. 


Bei der Juftizverwaltung (Spalte 18) der Generaltabelfe waren die 
Ausgaben jeit 1880/81 bi 1890/91 von 95670000 ME. auf 92 912000 ME. 
geſunken, haben fi) dagegen von da an bis auf 101 953000 Mt. für 1897/98 
und für 1898/99 auf 109406 000 ME. vermehrt. Zugleich iſt jeit Beginn der Be: 
richtöperiode eineerheblihe ®innahmevermehrung zu verzeichnen (von 55 930 000 Mt. 
im Jahre 1890/91 auf 68019000 ME für 1898/99, jo dab fi der Zu ſchuß— 








') Zur Unterftügung von Schulverbänden, wegen Unvermögens bei Elementarichul- 
bauten, für welche 1897/98 1 Million ertraordinär in den Etat geftellt waren, find für 
1898/99 3000000 Mt. in Anſchlag gebracht worden 












bedarf in dem gedachten Zeitraum (Sp. 18d) trog Steigerung der Ausgaben 
von 92 auf 109 Millionen ME. nur von 36,9 auf 41,3 Millionen Mark er: 
höht hat. 

Aus der in Spalte 18d erjcheinenden Differenz ziwiichen Ausgaben und 
Einnahmen ergibt fich übrigens nicht der volle Zuihußbetrag, welchen die ge- 
jammte Nehtspflege erfordert. Will man dieſen ermitteln, jo fommen von 
den Einnahmen rund 10,5 Millionen ME. Stenipelbeträge ald Ginnahmen der 
Verwaltung der indirekten Steuern in Abzug. Den Ausgaben treten dagegen 
hinzu die Zuichüfle für die dem Meiniiterium des Innern unteritellten Straf: 
anftalten, die Penfionen und Neliftenbezüge und jeit den Jahre 1894/95 aud 
die averlionirten Pojtportofoften 2c., To daß die Zufchüfle für die geſammte 
Kehtspflege für das legte zur Zeit der Berichteritattung abgeſchloſſen geweſene 
Nehnungsjahr 1895/96 beinahe 61,1 Millionen ME. betragen haben. 

Ueber die während der Berichtsperiode jtattgehabte Beamtenvermehrung 
in der Juitizperwaltung enthält der Finanzbericht Folgende Ausführungen 
von Intereſſe: 

Nah dem Etat von 1880/81 waren, abgeiehen von den Oberlandesgerichts- 
prälidenten, Oberftaatsanwalten, Landgerihtspräfidenten und Erſten Staats: 
anmwalten, an Beamten de3 höheren Juſtizdienſtes vorhanden: 


Senatöpräfidenten - : 2 2 2 2 2. 36 
Dberlandesgerichtö:Räthe . . . : 234 
Staat3anmwalte bei den Oberlandesgerichten 9 
Landgerichtö:Direftoren . . 2 2 2. 177 
Land: und Amterihter . 2 2 2020...83385 
Sonftige Staatdanwalte . . : 2... 117 

— 3958 


Vom Jahre 1880/81 bis einfchließlih des Jahres 1889/90 find an neuen 
Stellen nur 148 eingerichtet worden. 

Hiermit war dem Bedürfniß bei weiten nicht genügt. 

Es find daher in der Berichtöperiode an neuen Stellen geichaffen worden - 

















1890 | 1891 | 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 
Für bis bis bis bis bis bis bis | bis 
1891 | 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 | 1897 | 1898 















Senats-Präfidenten . . . — — 1 1 1 | 2 | 1 | — 
Ober⸗Landesgerichts-Räthe 4 — 2 9 7 — 6 
Staatsanwalte bei den Ober: 
LJandesgerihten . . - - 1 — — — — — | 2 
LandgerichtsDirektoren . . — 2 6 11 5 7 1 NE 
Yand- und Amtärichter . - 10 33 35 65 59 39 63 | 43 
lonitige Staatsanwalte . . 4 13 8 7 1 7 15 11 
zufommn -..|elIslmlealsa| 5 | 2 | 9 


insgefammt 486 Stellen ') 


Bei Beurtheilung der Bedürfnißfrage ift beſonders Gewicht darauf gelegt 
worden, den Abtheilungen für Straffahen das erforderliche etatsmäßige Richter: 
perjonal zuzumeifen, da die ordnungsmäßige und fchleunige Erledigung gerade 
ber Strafſachen im Intereſſe der Rechtspflege und des Anſehens der Gerichte 


Für 1898/99 it im Etat eine weitere Stellenvermehrung vorgejehen (1 Senats- 
Präafident, 5 Räthe bei den OberLandesgerichten, 11 Staatsanmwalte, 1 Yandgerichts- 
Direktor und 29 Land» und Amtsrichter). 


58* 
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dringend geboten ericheint. Es ijt dagegen darauf Bedacht genommen, an den 
nicht hinreichend beichäftigten Gerichten Nichteritellen einzuziehen und auf ſolche 
Gerichte zu übertragen, denen es an der erforderlichen Zahl von Richtern fehlte. 
Seit dem 1. April 1890 iſt died in 46 Fällen geichehen und es joll mit fjolchen 
Maßnahmen auch in der Folge vorgegangen werden. Bei einer Anzahl von uns 
zureichend beichäftigten Gerichten ift eine Werfleinerung nicht möglich. Abgeſehen 
bon den überhaupt nur mit einem Richter beiettten Amtsgerichten find dies die 
DOberlandesgerichte mit 10 und die Landgerichte mit 8 richterlichen Beamten. 
Hier könnte nur durch Aufhebung der Gerichte oder mwejentliche Bezirfäveränder- 
ungen Abhilfe geichaffen werden. Solche Maßnahmen begegnen indeß faft überall 
einem lebhaften Wideritande der betheiligten Kreiſe und jind daher, zumal fie ein 
Gejeß erfordern, an fich ſchwer durchzuführen. 

Mit der Vermehrung der richterlichen Kräfte hat auch eine entiprechende Ver: 
ftärfung des Bureau-, Sanzleis und Unterbeamtenperfonalö bei den Gerichten ftatt- 
gefunden. 

Insbeſondere find infolge der durch den Etat 1893/94 zur Verbeiferung 
der Lage drr Diätarien getroffenen einmaligen Maßregel bei der Juftizverwalt: 
ung 898 neue etat3mäßige Stellen für Bureau: und Sanzleibeamte, darunter 196 
für Gerichtsfchreiber und 587 für Gerichtöfchreibergehilfen und Afliftenten bei den 
Land» und Amtögerichten, geihaffen worden.“ 

Für die noch vielfah in mangelhaftem Zuftande befindlihen Juſtiz— 
gebäude find während der Berichtöperiode die aus Spalte 186 erjichtlichen 
reichlicheren Mittel bereitgeitellt werden. 

Außerdem hat eine Neuregelung des Gerichtsvollzieherweſens ſtati— 
gefunden, wobei den etatsmäßigen Gerichtövollziehern ftaatlicherjeits ein Mindeſt— 
einfommen von 1800 Dit. jährlich neben dem Wohnungsgeldzufhuß gewähr— 
leiftet ift. 


Aus dem Gebiete der Bauverwaltung mag nur das über Wafjerbauten 
und im Gebiete der Handels und Gemwerbeverwaltung das über Gewerbe: 
ſchulweſen in dem Berichte Gejagte hier feinen Plag finden, da beide Gegenitände 
von allgemeinerem Intereſſe find und ‚zugleich die Ausgabefteigerung beleuchten, 
welche in der Berichtsperiode bei der Allgemeinen Bauverwaltung (Spalte 16b) 
von 33721000 auf 42532000 ME. (1898/99: 49451000 ME.) und bei ber 
Handel3: u. Gewerbeverwaltung (Spalte 17 b) von 4 932 000 Mi. auf 7 992 000 Mt. 
(1898/99: 9650000 M.) Itattgefunden hat. 

Ueber Waffjerbauten heißt es in dem Finanzbericht: 

„Für die feit Anfang der 1880er Jahre in Augriff genommene planmäßige 
Regulirung der größeren jchiffbaren Ströme und Flüſſe find trog der ungünftigen 
Finanzlage in den eriten Jahren der Berichtsperiode zum Vortheil der Schiff: 
fahrt und der Hochwaſſerführung fortgelegt beträchtliche Aufwendungen gemacht 
worden. 

Bis zum Schluffe des Nechnungsjahres 1892/93 waren für diefen Zwed 
von dem gedachten Zeitpunfte ab insgeſammt rund 68'/, Millionen ME. dar: 
unter 7,3 Millionen ME. jeit 1890/91, verwendet und hiermit, abgeiehen von 
dem Rhein, für den noch etwa 7 Millionen ME. bereit zu ſtellen blieben, die 
feinerzeit veranichlagten Mittel in der Hauptſache erihöpft. Da aber nah Auf: 
faffung der Bauverwaltung die Ziele für die Vertiefung und gleichmäßige Ge 
ftaltung des Fahrwaſſers bei den meilten Strömen nicht auf allen Streden voll 
erreiht waren, wurde behuf2 deren Nachregulirung ein weiterer Betrag von 


vom 1. Juli 1890 bis 1. April 1897. 829 





21247000 ME. zur Verwendung in den folgenden Jahren in Ausficht ge 
nommen und biervon die Summe von 11960000 Me. allein für die MWeichjel 
beitimmt, auf deren oberer Strede die Negulirungswerfe noch große Lüden auf: 
wiejen. Inzwiſchen find von dieſem Betrage durd die Etats bis einihließlich 
1897/98 7°/, Millionen ME. und für die Regulirung des Rheins noch rund 
6 Millionen ME. Flüfig gemacht worden. Außerdem wurden der Bauverwalt: 
ung innerhalb der Berichtöperiode aus den ordentlichen Staatseinnahmen die 
Mittel für zahlreiche andere Bauten zur Förderung der Binnen: wie der Sec: 
ihifffahrt und zum Schutze der Seeufer überwieſen. Erwähnt jeien hier nur die 
Vertiefung der Fahrrinne des kanaliſirten Mains, die Schiffbarmahung der Fulda 
von Münden bis Gafjel, die durchgreifende Verbeſſerung der unteren Neke, die 
Verbreiterung des Oder-Spreesftanals, die Verbreiterung des Oder-Spree-Kanals, 
die Vermehrung der Sicherheitshäten namientlih am Rhein und an der Elbe, die 
Vertiefung der Fahrrinnen von Königsberg nah Pillau auf 6'/,; Meter und von 
Stettin nad) Swinemünde auf 7 Meter, die Erbauung von Häfen für die Hochſee— 
fiicherei bei Norddeic : Norderney, zu Geeltemünde, Saßnitz, Hela und Memel, 
jowie die Anlagen zum Schuge der Djtfriefiihen Infeln, der Inſel Sylt und 
der Halligen an der Scleswigichen Weſtküſte, Bauten, die zum theil noch in ber 
Ausführung begriffen find und in der folge noch weitere Aufwendung erfordern. 

Im Ganzen find in den Jahren 1890/91 bis 1896/97 für Waſſerbauzwecke 
aus den ordentlichen Unterhaltungsfonds 93421 734 ME., aus dem Extraordi— 
narium des Etats 90434296 ME., zujammen 183 856030 ME. durchſchnittlich 
für das Jahr rund 26 Millionen Mark verwendet worden, wobei die Koſten jür 
Brüdenbauten und für größere Dienitgebäude der Waijlerbaubeamten nicht ein- 
gerechnet find. 


Außerdem find im diefem Zeitraum auf Grund bejonderer Streditgejege aus 
Anleihemitteln verausgabt worden: 
1) für die Hafenbauten der Stadt Altona aus Anlaß des 
Anichluffes berjelben an das deutiche Zollgebit. . . 1080200 Mit. 
2) für den Oder-Spree: und den Dortmund-Emdsftanal ') 52683081 
3) ald Vorausleiftung Preußens für den Kaiſer— N 


fand . .. N . 41993642 „ 
4) für die Verbeſſerung der Oder und der Spree 20. 22916956 „ 
5) für die Negulirung der a a der Weichſel 

und Nogat . . 19150563 „ 
6) als Beitrag Preußens zu den often für die Heritell- 

ung des Elbe-Trave-Kanals . . i 458380 „ 


a 138 282 822 Mit. 
oder durchjichnittlich im Jahre rund 19,75 Millionen Mar, 

Insgefammt find alfo während der Berichtöperiode für Waſſerbauten 

| 322138852 ME. oder durdichnittlih im Jahre rund 46 Millionen Mark ver: 
wendet worden. 

In den der Berichtöperiode voraufgegangenen Sieben Jahren haben die ge: 
jammten Ausgaben fir Waflerbauten 177173956 ME. oder durdfchnittlich Für 
das Jahr rund 25,3 Millionen Mark betragen; es ergibt ſich aljo für die 
Jahre 1890/91 bis 1896/97 ein Mehr von insgeſammt rund 145 Mil: 


') Für den Dortmund-Ems-Nanal ift nach dem Berichte in Folge Erweiterung ber 
Abmeſſungen und lleberichreitung des Koftenanichlags ein Nachtragstredit von 14 750 000 ME 
angefordert worden. 


T Ir; T ’ „Ya J y > 
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lionen Mark oder durhihnittlih fürs Jahr von rund 20,7 Mil: 
lionen Mark = 81,8 Prozent.“") 

Hinfichtlich de8 Gewerbeihulmweiens führt der Finanzberiht aus: 

„Die größte Bedeutung nimmt dad gewerbliche Unterrichtsweien für ih in 
Anſpruch. Die Einnahmen und Ausgaben für diejes haben ſich in der Berichts— 
periode wie folgt geitaltet: 





— ⸗ze — — — * — -— m. TUT un — 


Ausgaben 












Etatsjahr Einnahmen 






dauernde | einmalige | zuſammen 
| 
I 
| 






sk sb se 





M 



























1890/91 . 50 212 1 777 991 99 207 1870 198 
1891/92 . 72 660 1 963 381 147 120 2110 501 
1892/98 . 81605 | 2167392 81 439 2248 831 
1893.94 . 106 781 2192873 | 78 288 2271 161 
1894/95 . 163350 | 2361638 | 223 296 2584 934 
1895/96 . 390039 | 2734838 | 187513 2 922 346 
1896/97 . 470694 | 3295 602 | 3442 402 
1897/98 . 619 784 3.666. 062 | | 3915562 
1} 


21 365 935 





1890,98 . . 1213 163 

Im Anfhluß an dieie Zahlen wird im Berichte erwähnt, daß die Zahl der 
vom Staat unterhaltenen Baugewerkichulen, deren 1890/91 nur eine beitand, auf 
13, die der Maſchinenbau-, Hütten- ꝛc. Schulen ebenfalld$ von einer im Jahre 
1890/91 auf 7 am Ende der Berichtöperiode gewachſen ift. 

Zur Unterhaltung der Zeichenafademie in Hanau, der Provinzial-Kunſt- und 
Handwerksſchule in Königsberg und zahlreicher gewerblicher Zeichen, Weber und 
anderer Fachſchulen find die Staatszuſchüſſe erhöht und mehrfadh neu bewilligt, 
für die Weberbevölferung in Schleſien und Hannover find Lehrwerkftätten und 
MWanderunterricht eingerichtet worden. 

Die Zufhüfle für die gewerblichen Fortbildungsichulen betrugen 1890/91 
440 000 ME,, fie betragen jeßt 700000 Me. fürs Jahr, daneben find noch jeit 
1890/91 für die Erridtung und Unterhaltung von Fortbildungsihulen in den 
Provinzen Weitpreußen und Poſen abgeiondert im Ganzen 3025000 ME. zur 
Verfügung geftellt worden. Der Bericht jchliegt mit den Worten: „Bei der 
großen Bedeutung des Fortbildungsichulmweiend wird e8 Auf— 
gabe der Staatöverwaltung bleiben, aud in Zukunft eine ge— 
fteigerte Entwidelung desjelben nah Sträften 3u fördern und, jo 
weit nöthig, zu dieſem Zwed auch erhöhte Mittel zur Dispofition 
zu ftellen.“?) 

Noch verdienen bei der Handel: und Gemwerbeverwaltung die ftark 
vermehrten Ausgaben Erwähnung, welche für Einrichtung eines jtrengeren, die 
Lage der Arbeiter fürdernden Gewerbeaufjihtödienftes gemacht worden 
find. (Für die Auffichtsbeamten wird jest rund 1 Million Mark aufgewendet.) 





1955 125 | 20 152 772 


) Für 1897/98 und 1898/99 jind zufammen 58,6 Millionen Mark zu MWaiflerbau- 
zweden im Etat zur Verfügung geftellt worden. 

*) Für 1898/99 werden die Mebrausgaben für das gewerbliche Unterrichtsweien 
868674 ME. betragen. 
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Zu dem Kapitel: Landwirtbihaftlidhe und Geſtüt-Verwaltung 
(Sp. 20 der Generaltabelle) bemerkt der Finanzbericht im Allgemeinen: 


„Die Finanzverwaltung bat jih die Unterftügung aller Maßnahmen zur 
Bekämpfung der jchwierigen Lage der Landwirthichaft in den legten Jahren be: 
ſonders angelegen jein laſſen müſſen. Dieſe Maßnahmen, welche theils unmittel— 
bar die Förderung der Landwirthſchaft und ihrer Jutereſſen zum Gegenſtande 
hatten, theils mittelbar fürdernd auf ſie einwirkten, liegen, joweit die Finanz: 
verwaltung an ihrer Geftaltung und Durchführung mitgewirkt hat, zu einem be: 
deutjamen Theil auf dem Gebiete der Steuer und Zollgejeggebung de3 Reichs 
und der Stenergeießgebung des preußiichen Staat3 . .. In Betradht kommen 
vornehmlich die Branntwein- und Zuderiteuergejege, die Aufhebung des Identi— 
tätsnachweiſes jowie die Neform der Perſonal- und Realſteuergeſetzgebung der 
Jahre 1891 und 1893 . . ." J 

Sodann wird in dem Bericht auf die verſchiedenen Gebiete der preußiſchen 
Geſetzgebung hingewiejen, bei welden der Staatskredit eingefegt worden ift, 
um die landwirthichaftlichen Beligverhältnifie in der Monarchie auf beifere Grund: 
lagen zu Stellen. Für die Nentengütergeieggebung (Gef. vom 27. Juni 1890) 
wurde dadurch, daß dus Geieß vom 7. Juli 1891 die Abfindung der Gutöver- 
fäufer durch Lebernahme der Nenten auf die Rentenbauken ermöglichte, die Vor: 
ausjegung einer weiteren erfolgreichen Entwidelung geihaffen. Von 1891—97 
ftieg die Zahl der von den Nentenbanfen übernommenen Renten von rund 67000 
auf rund 425000 und der Betrag der Gejammtabfindungen in Nentenbriefen und 
Kapitalipigen von 1,5 auf 10,2 Millionen Mark. Auch Für die Durhführung 
des Anerbengejeges vom 8. Juni 1896 wurde der Staatöfredit eingelegt und bie 
Bermittelung der Nentenbanten zugelaflen. Für die verwandten Zwecke der An— 
jiedelungsfommilfion in den Provinzen Poſen und Weſtpreußen findet für 1898/99 
die Gewährung eines neuen Kredits von 100 Millionen Mark ftatt. Außerhalb 
des Rahmens der Nentengüters und Anfiedelungsgeiege wurden jeit 1892/93 aud) 
zur Errihtung von ländlichen Stellen mittleren und fleineren Umfangs auf ftaat: 
liben Grundſtücken beträchtliche Mittel zur Verfügung geitellt. 


Zur Beförderung der Errichtung von landwirthichaftlicen Getreidelager: 
häufern erging das Gele vom 3. Juni 1896, durch welches ein Anleihekredit 
von 3 Millionen Mark bereit geitellt wurde. 


Die ftaatlihen Maßnahmen zur Erleichterung der ſchwierigen Yage der Land: 
wirthihaft kommen ſodann auch in der Entwidelung zum Ausdrud, welchen der 
Ausgabe-Etat der landwirtbihaftlihen Verwaltung während ber 
Berichtöperiode genommen hat. Die Finanzverwaltung hat nad dem Bericht 
troß der ihre Vewwegungsfreiheit beengenden Defizitjahre es als ihre Aufgabe an— 
aejehen, in geiteigertem Maße Mittel für produktive Zwecke bereitzuftellen, um die 
Bemühungen der landwirthichaftlihen Verwaltung, welche zur Erleichterung der 
ihwierigen Lage der Landwirthichaft auf die allgemeine techniiche und wirthſchaft— 
lihe Hebung der landwirthichaftlichen Betriebe, auf die Steigerung ihrer Pro: 
duftion und Rentabilität gerichtet find, thatkräftig zu umterftügen. Für den 
landwirthichaftlichen Etat haben die Geſammtausgaben nah dem Finanzbericht in 
der 1Ojährigen Periode von 1880/81 bis 1890/91 eine Steigerung von 100°), 
auf 138°, (von 9,1 auf 12,5 Millionen ME.), in den folgenden 7 Jahren aber 
eine weitere Zunahnte auf 186°/, (1897/98 fait 17 Millionen Mark) erfahren, 
und der durh Einnahmen nicht gededte Zuſchußbedarſ iit in der eriteren Periode 
bon 100°, auf 155°, (7,1 auf 11,1 Millionen ME.) und im der legten Periode 
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bis auf 210°, (15,0 Millionen ME.) geſtiegen. Für 1898/99 iſt der Mehr— 
bedarf gegen das Rorjahr auf rund 2 Millionen DE. veranichlagt. 

Betheiligt bei der Steigerung der landwirthichaftlihen Etats-Ausgaben 
während der Berichtsperiode ift, abgejehen von der durch die Renten: und Au— 
fiedelungsgeieggebung bewirften jtarfen Bermehrung der Berwaltungsausgaben 
bei NRentenbanfen und Generalkommiſſionen, im eriter Linie die ftaatlihe Förder— 
ung des Meliorationswejens. Don 1890/91 biz 1897/98 ift die Zahl 
der Meliorationsbanämter von 14 auf 28, die Zahl der Stellen für das tech— 
nische Perſonal der Meliorationsbauverwaltung von 28 auf 108 geftiegen. Die 
zu Landesmeliorationen beftimmten ordentlichen Fonds, der Wald: und Wieſen— 
fulturfonds, der vornehmlich zur Aufforftung der Ditjeediinen beftimmte Dünen: 
fonds, der Flußregulirungsfonds jind erheblich veritärft worden. An außer 
ordentlihen Mitteln für Meliorationsziwede wurden daneben in der NZ 
periode 5,6 Millionen ME. bereitgeftellt. 

Eine erhebliche Verftärfung haben ferner die ordentlichen Ausgaben für das 
landwirthichaftliche Unterrichtöiweien, die allgemeinen Dispofitionsfonds zu willen 
ihaftlihen und Lehrzweden, zur Pferdes und Viehzucht, zur Förderung des 
Molkereiweſens und der Yandesfultur, der landwirthichaftliden Vereine 2c. er: 
fahren. Auch für die landwirthichaftlichen Yehranitalten, für Veterinärzwecke 
fowie für die Hebung der Filcherei fand eine namhafte Ausgabefteigerung Ttatt. 
Erwähnung verdient endlicdy die Einrichtung einer großen Verſuchs- und Lehr: 
anftalt für die Gührungsgewerbe und die Stärfefabrifation, wofür durch den 
Gtat 1896/97 850000 Mi. ausgeworfen wurden. 

Der von der Geftütsverwaltung erforderte Zuichußbedarf, welder im 
Jahre 1880/81 nur 2047 101 ME. betrug, iſt bi$ 1890/91 auf 3105561 ME. 
angewachſen und it, nachdem er in den folgenden Jahren bei geringerem Ertra= 
ordinarium bis auf 2619 198 ME. gejunfen war (1892/93) neuerdings wieder 
geitiegen, für 1898/99 iſt er auf 3548460 ME. veranichlagt. Für landwirth— 
ichaftlihe und Geftütsverwaltung gemeinjam haben fi die Ausgaben von 
1880/81 bis 1898/99 um rund 12,7 Millionen ME. gefteigert, wovon aber ber 
bei weiten größere Theil (7,4 Millionen) auf die Zeit von 1890/91 ab entfällt. 


Im Gebiete der Verwaltung des Innern hatten fih die Ausgaben 
(Sp. 19 b) in der Zeit vor der Berichtsperiode nur wenig erhöht. Von 1890/91 
weifen fie eine ſtark fteigende Tendenz auf (1890/91 47061000 Mt,, 1897/98 
58699 000 Mt., 1898/99 61634 000 Mt.), wobei indeß gleichzeitig. eine ftarfe 
Sinnahmefteigerung ftattgefunden hat. Beides ift hauptfählid anf das Geien 
vom 20. April 1892, betreffend die Koſten der Königlichen Bolizeiverwaltungen 
in Stadtgemeinden, zurüczuführen. Für das Oberverwaltungsgericht, die Ic 
räthlichen Behörden, die Landgendarmerie, für Strafanftalts- und ei 
bauten und neuerdings für die Verbejferung der Sriminalpolizei in Berlin waren 
ebenfall8 größere Mehrausgaben erforderlic. 


Schließlich jei noch der Stantsmittel — welche in der Ra. 
zu Gunften der Förderung des Perjonalfredit3 in den prodi 
Klaſſen des Mitteljtandes, ſowie zu Aufwendnugen im ſoz 
ihen Intereſſe, foweit legtere nicht nod weiter unten (Domäne: 
Be eiueelinde) Erwähnung finden werden, bereit geftellt 
eriterer Beziehung ift nur au die Errichtung der Preufifchen Bent 
Ihaftsfajie zu erinnern, welde von Staat anfünglid mit 5 
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feit 1896 mit 20 Millionen ME. dotirt worden ift und neuerdings mit weiteren 
20 Millionen ME. auögeftattet worden iſt. Was die Aufwendungen im jozial: 
politifhen Intereſſe anbetrifft, jo betragen diejenigen Ausgaben, welde 
Preußen, abgeiehen von feinem Antheil an den betreffenden Ausgaben des Reichs, 
auf Grund gejegliher Verpflichtung leitet, nach dem Etat für 1897/98 rund 
14,5 Millionen ME. Daneben find aber rund 2 Millionen ME. freiwillig 
dauernd für Arbeiterwohlfahrtäziwede eingeitellt. Außerdem find durch Geſetz vom 
13. August 1895 5 Millionen ME. zu dem Zwecke bereit geitellt worden, die 
Verbeflerung und PVerbilligung der Wohnungen der Beamten und Arbeiter unter 
Zuhilfenahme allgemeiner Staat3mittel zu fördern. Dabei beſteht bei der 
Sinanzverwaltung fein Zweifel darüber, daß die zur Förder— 
ung diejer wichtigen Aufgaben bereit zu ftellenden Mittel aud 
in Zufunft noch weitere Steigerung erfahren müſſen und werden. 

Wie nad) Obigem die Mehrbeträge, welche von der Finanzverwaltung jeit 
1880/81 bis heute für allgenieine Staatöverwaltungszivede bereitgeitellt wurden, 
fih auf die einzelnen Verwaltungsreſſorts vertheilen, und wieviel von diejen Bes 
trägen auf den Zeitraum von Beginn der Berichtöperiode (1890,91) bis 1898/99 
entfallen, ftellt die Tabelle auf ©. 834 u. 835 noc einmal abjchließend zuſammen. 

Die Dedung des in der Berichtöperiode jo ſtark geitiegenen Ausgabebedarfs 
auf dem Gebiete der allgemeinen Staatöverwaltung ilt, wie weiter unten 
des näheren dargelegt werden wird, ohne Vermehrung, ja jogar unter Verminder— 
ung bezw, unter gerechterer Bertheilung der allgemeinen Steuerlait ermöglicht 
worden. Als Hauptdedungsmittel haben — abgejehen von den Mehreinnahmen, 
welche durch die Steigerung der Ginnahmen im einzelnen Staatsverwaltungs— 
zweigen jelbit erzielt find — die erheblich geiteigerten Einnahmen der ftaat- 
lihen Betrieböverwaltungen gedient. 

Nach dem für 1898/99 aufgeitellten Nettovoranichlag, wie jolcher ſeit dem 
Jahre 1894/95 regelmäßig dem Etat beigefügt wird, entfielen von der gejammten 
Nettoeinnahme des Etats in Höhe von 788,9 Millionen ME. 

19,6°/, auf direfte Staatsſteuern, 

5,3°/, auf indirefte Staatöftenern, 

74,5°/, auf Ueberſchüſſe der ftaatlichen Betriebsverwaltungen, 

0,6°/, auf jonjtige Einnahmen. 

Die Ueberſchüſſe der VBetriebsverwaltungen bilden hiernach 3. Zt. bei weiten 
die ſtärkſte Einnahmequelle des preußiichen Staats, und ihre Verminderung 
würde ohne erhebliche Steuererhböhungen nicht denkbar fein. 

Die Entwidelung der Einnahmen, Ausgaben und Ueberſchüſſe bei den ftaat: 
lihen WBetrieböverwaltungen bat in den eriten Spalten der Generaltabelle ihren 
zahlenmäßigen Ausdrud gefunden. 

Die Domänenverwaltung (Spalte 1 der Generaltabelle) weiſt in ihren 
finanziellen Ergebnifje das wenigſt erfreuliche Bild auf. Hier haben ſich die Ein- 
nahmen, nachdem fie fi von 1880/81 ab bis 1890/91 auf wejentlich gleicher 
Höhe gehalten Hatten, in Folge von Verminderung der Ablöſungsrenten, fleineren 
Domänenabverfäufe und wegen des mit der ungünftigen landwirthichaftlichen Lage 
in Verbindung stehenden Pachtrüdgangs in der Berichtöperiode um 2 Millionen 
Mark vermindert (von 29456 000 ME. auf 27427000 Mt.) Für 1898/99 
findet ein weiterer Rüdgang auf 27 020000 Me. ftatt, Demgegenüber find die 
Ausgaben (Spalte 1b), wenn man das Jahr 1890/91 mit 1898/99 vergleicht, 
noch etwas geitiegen (von 7642000 Mf. auf 7934000 Mt.) Die Domänen: 
verwaltung hat in der Berichtöperiode bejonders der Vermehrung und Verbeſſer— 
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ung der Arbeiterwohnungen ihre Fürforge zugewendet, für welchen Zwed jeit 
1894/95 ein ausſchließlich hierfür beftimmter Fonds von jährli 200000 ME. 
in den Etat eingeftellt worden ift, der für 1898/99 um Weitere 200000 ME. 
erhöht wird. Außerdem find für Stleinbahnen und Meltorationszwede namhafte 
Mittel in den tat eingeltellt. 

Bei der Forftverwaltung (Sp. 2) find die Cinnahmen von 1880/81 
bis 1897/98 verhältnigmäßig etwas jtärfer geitiegen als die Ausgaben, nämlich 
von 51638000 ME. auf 63 823000 Mi., aljo um 23%, bei einer Ausgabe: 
jteigerung von rund 20°, (von 31233000 ME. auf 37 758000 Mi.) Ber: 
gleiht man die Zahlen von Beginn der Werichtsperiode (1890/91) au, jo zeigt 
ih, daß von diejer Zeit bis 1897/98 die Ausgaben trog Sinfens der Einnahmen 
(von 68804000 Mi. auf 63823000 ME.) eine gewiſſe Steigerung erfahren 
haben. Für 1898/99 ift wieder eine Ginnahmevermehrung auf 67 228000 ME. 
eingetreten, dem aber eine Ansgabefteigerung von 37 758 000 auf 40444 000 ME. 
gegenüberjteht. Für Stellenpermehrung!) und Verbejlerung der Lage der Forſt— 
beamten rejultirte allein eine Steigerung der Ausgaben bei den zu Bejoldungen 2c. 
beftimmten Gtatstiteln von 10850027 ME. im Jahre 1889190 auf 13 127 525 ME. 
im Jahre 1897/98 und auf 14392 903 ME. für 1898,99. Auch die Grunde: 
ſtückankaufs-, Forftfulturs:, Wege: und Kleinbahn-, ſowie Meliorationdfonds find 
in der Berichtsperiode und im neneften tat reichlich bedacht worden. Ferner 
iſt man im Intereſſe der Arbeiter mit dem Bau von Arbeiterinithäujern in Dit: 
und Weſtpreußen mit Erfolg vorgegangen. 

Bei der Bergwerks-, Hütten und Salinenperwaltung hat ſich 
der Ueberſchuß (Sp. 5e), nadıdem er 1892/93 auf 7775000 ME. herabgegangen 
war, für 1897/98 wieder auf 12 910000 ME. geiteigert und ift für das Etats 
jahr 1898/99 auf 15637000 ME. veranfchlagt. Die Ausgaben (Sp. 5b) jind 
in den Jahren 1800/92 befonders hoch geweien, haben aber feitdem, auch im 
den Jahren mit ungünſtigen Erträgniſſen feine großen Veränderungen erlitten. 
Die Staatöverwaltung iſt in der VBerichtsperiode bejonders bemüht geweſen, im 
Erfüllung der von Allerhöciter Stelle gegebenen Direktiven die Lebenslage der 
jtaatlichen VBergarbeiter nach Kräften zu beilern und zu heben. Die zu Gumniten 
der Arbeiter geleiteten Beiträge für Kranken- und Penſionskaſſen, Alters: und 
Invaliditätsverſicherung 2c., ſowie für die laufenden Aufwendungen für Wohl: 
fabrtszivede aller Art, wie Bergichulen, Induitrieichulen, Kleinkinderbewahranitalten 
Yeievereine, Badeeinrichtungen u. ſ. w. find nad dem Finanzberichte in der 
von 1890/91 bis 1895/96 von 2907 931 auf 5158010 ME, alio um 77 
geitiegen. Auch von der 5 Millionen: Anleihe des Geſetzes vom 13. Auguſt 
jind innerhalb der Bergwerfsverwaltung namhafte Summen zu Arbeiterwe 
ziweden in Anipruch genommen worden. Im Intereſſe der Verhältnilfe der 
geitellten sind im den Jahren 1889/92 1397 techniſche Funktionäre 
Grades aus dem Vertrags: in das Beamtenverhältniß übergeführt und di 
Bezug auf ihre Beſoldungsverhältuiſſe, Aussichten auf Penfionirung und 
bliebenenverjorgung weſentlich günſtiger geltellt worden, 

Die Einnahmen aus der Yotterie (Spalte 7a) haben ih in 1 
periode von 8 127000 auf 9765000 Mt. (1898/99 9766000 M 
in Folge der Yoojevermehrung gehoben. Die —— aus der Se 
erfuhren die kleine Steigerung von 149000 ME. auf 1880000 4 
1997000 ME.) 1 


) Zum Theil eine Folge der Vermehrung des Forſtbeſißes in der 
Durch ER: und Aufforſtung von Tedländereien 58000 Heltar), 
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Den bei weitem wichtiaften Faktor für die Dedung des Staatsausgabe— 
bedarfs bilden indeifen die Ueberichüfle der Eifenbahnen (Spalte 6). Dieſe 
haben ſich — eine matürlihe Folge der Ausdehnung des Staatseifenbahnneges 
und des wirthſchaftlichen Auffhwungs in den Testen Jahrzehnten — Io jtarf 
vermehrt, daß fie für 1898/99 mit rund 438,9 Millionen ME. in den Gtat ein: 
geitellt werben fonnten, wobei allerdings nicht zu überjehen ift, daß nicht wie 
bei den vorgedachten Betrieböverwaltungen der ganze Ueberſchuß zur Verwend— 
ung zu allgemeinen Staatsausgaben zur Verfügung fteht, vielmehr erheblich mehr 
als die Hälfte des Weberfchufles zur Verzinfung und Tilgung der für Eiſenbahn— 
zwede aufgenommenen Schulden, jowie zu Penfionslaften der Eiſenbahnbeamten 
verwendet werden muß, fo dab von der obigen Summe mur etwa 175 Millionen 
Me. für allgemeine Staatözwede übrig bleiben. 

Gegenüber diejer ſtarken Vermehrung der Cifenbahneinnahmen haben aber 
auch ſehr erhebliche Ausgabefteigerungen in der Verichtöperiode bei der Eiſen— 
bahnverwaltung, bejonders im Intereſſe des Beamtenperfonals, von deſſen Tüchtig- 
feit die Betriebsficherheit in eriter Linie abhängig ift, Stattgefunden. Nach dem 
Finanzbericht find die Ausgaben für das Perfonal der Eifenbahnen in der Zeit 
vom 1. April 1892 bis zum Schluffe des Etatsjahres 1895/96 von 235 825 900 ME. 
auf 275 742900 Mk., alfo um 39 917000 Mt. oder 16,9°/, erhöht worden. 
In den Etats der Jahre 1896/67 und 1897/98 iſt, ungerechuet die aus der all- 
gemeinen Befoldungsverbeilerung fich ergebenden Erhöhungen, eine weitere Gr: 
höhung um zujanımen 24578200 ME. vorgejehen, wodurd der obige Prozentſatz 
auf 27,3 fteigt. Dies findet feinen Grund nicht blos in der eingetretenen Au 8: 
Dehnung des Gijenbahnneges, fondern zum großen Theil in der erheb- 
lihen Vermehrung des Perſonals behufs Abkürzung der tägliden 
Dienstzeit der einzelnen Beamten und in der Verbefierung der Anitell: 
ungsverhältniife durch Vermehrung der etatömäßigen Beamtenftellen u. ſ. w., 
wogegen die Erſparniſſe in Folge der im Jahre 1894 durchgeführten, auf den 
Beitand des Betriebsperſonals ohne Einfluß geweienen Verwaltungsorganiſa— 
tion verhältnikmäßig wenig in's Gewicht fallen. 

Sm Etat für 1898/99 ift eine weitere Stellenvermehrung hauptſächlich von 
Unterbeamten (Lofomotivführern, Weichenftellern u. f. w.) um rund 11000 etats— 
mäßige Stellen vorgejehen mit einem Mehraufwande, welcher fih unter Berück— 
fichtigung der aus anderen Urſachen eingetretenen Nusgabefteigerung auf26 486 000 ME. 
beläuft. Der oben angegebene Brozentiat erhöht fich demnach von 27,3°/, auf 38,6°/, 

Für die Vermehrung des rollenden Materials, der Lokomotiven und Wagen 
auf den in Betrieb befindlichen Streden wurben in der Verichtöperiode im Ganzen 
durch Anleihe bezw. im Grtraordinarium rund 112000000 Me, bereit geitellt. 
Dazu kommen aber die für den gleichen Zweck im Ordinarium des Etats regel: 
mäßig zur Erneuerung uud Vermehrung angelegten erheblichen Beträge. Für 
das Taufende Gtatsjahr 1898/99 werden die Ausgaben des Ordinariums für 
Unterhaltung des rollenden Betriebmateriald, Erjag des Abgangs und Vermehr— 
ung der Wagen und Lokomotiven um 13,7°/, gegen das Borjahr geiteigert 
werden (von 103,5 auf 117,7 Millionen ME). Die Ausgaben des Ordinariums 
für Unterhaltung und Erneuerung der Gleiſe erfahren ebenfalld eine Steigerung 
um 9977 000 ME, oder um 11,7°/.- 

Im Mebrigen hat und die fortgeießte Ausdehnung des Staatseilenbahnneßes 
zu Gunsten ber beiferen Grichließung einzelner Gegenden für den wirthichaftlichen 
Berfehr erhebliche Mehrausgaben zur Folge gehabt. Seit dem Jahre 1890/91 
find bis zum Ablauf des Jahres 1896/97 für den Bau ftaatlicher, beſonders in 
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ben erften Jahren weniger rentabler, Nebenbahnen (außer den zur Unteritüsung 
bon Sleinbahnunternehmungen bereit geftellten 13 Millionen ME.) jowie für den 
Bau zweiter 2c. Gleife, Bahnhofsbauten, Beihaffung von Betriebsmitteln 2c. 
Kredite in Höhe von 629 766 726 ME. bewilligt worden.) Aus dieſen und den 
aus früherer Zeit zur Verfügung stehenden Krediten find nach dem Bericht jeit 
1890/91 669141155 ME. auf den Bau neuer Staatsbahnen verwendet und 
rund 2650 km neuer Bahnen jeit dieſer Zeit dem Betriebe übergeben worden. 

Insgejammt Haben ſich jeit 1880/81 die Eijenbahneinnahmen (Sp. 6a) 
von 242203000 Mt. auf 1118355000 ME.) alfo um 361°/, vermehrt, wo— 
gegen die Ausgaben (Spalte 6b) im gleichen Zeitraume von 147 741000 auf 
682535000 ME., alſo ebenfalls um 361°/, geitiegen find. Sieht 'man Die 
Zahlen für 1898/96 mit in Betraht, jo haben ſich die Ginnahmen auf 
1209717000 Mk., alſo um 399°/,, die Ausgaben aber auf 770 736 000 Mk., 
alfo jogar um 421°’, geiteigert. 

Dabei müflen, um den thatjächlih für Gifenbahnzivede verwendeten Aus— 
gabebetrag zu ermitteln, den Zahlen in Spalte 6b auch noch die in fortwähe 
render Steigerung begriffenen Summen der Spalten 6e und 6f (Reliftengelder 
und Penfionen) zugerechnet werden, da diefe Beträge, die für 1898/99 beinahe 
16 Millionen Mf. ausmachen, nicht im Eiſenbahnetat, fjondern im Etat des 
Finanzminiſteriums ausgebracht werben. 


Aus diefen Zahlen iſt erfichtlich, wie auch bei den Betrieböverwaltungen des 
Staats, indbejondere bei der Eifenbahnverwaltung die Ausgabe- mit der Ein: 
nahmevermehrung verhältnigmäßig gleichen Schritt hält, ja, daß die Tendenz ber 
Ausgabeiteigerung eher noch eine höhere ift, ald bei den Einnahmen — eine 
Thatſache, die an ſich Schon zu einer vorfichtigen und nur jchrittweilen Baſirung 
neuer bdauernder Ausgaben für allgemeine Staatdzwede auf die Einnahmen 
aus jenen Betrieböverwaltungen Peranlaffung geben müßte. 

Zu weiterer Vorfiht in diefer Beziehung mahnen aber vor Allem auch Die 
großen Shwanfungen, welche fich in der Höhe der jährlichen Ueberſchüſſe der 
Betrieböverwaltungen vorfinden. 

Bei den Domänen, Forſten, der Lotterie und Seehandlung zeigen fich der: 
artige Schwanfungen zwar nur im geringerem Maße. Immerhin betrugen die 
Geſammtüberſchüſſe aus Domänen und Forſten (Spalte 10 und 20) im Jahre 
1890/91 54 Millionen, 1894/95 61 Millionen, konnten dagegen 3. B. für 
1898/99 nur 46 Millionen veranichlagt werden. Bei der Bergwerks-, Hütten 
und Salinenverwaltung, wo die allgemeinen wirthichaftlichen Konjunfturen, ins— 
bejondere da3 Steigen und Fallen der Kohlenpreiſe von eingreifender Bedeutung 
it, find die Schwanfungen der Ueberichüffe in den einzelnen Jahren ichon ver: 
hältnigmäßig größere (Spalte 5c). Am fühlbarften aber machen fie fich bei dem 
Haupteinnahmefaktor des preußiichen Etats, den Eijenbahnen geltend. Hier finden 
wir, wenn auch das Bild der Spalte 6d im Ganzen genommen eine erfreuliche, 
im Steigen begriffene Zahlenreihe zeigt, doc zwiichen den einzelnen Jahren ganz 
erhebliche, viele Millionen betragende Ilnterichiede nach oben und unten. So 
gingen die Weberihüfle von 1889/90 bis zum folgenden Jahre von 313 auf 
298 Millionen ME. zurüd ftiegen von 1891/92 auf 1892/93 um 36 Millionen 
Mark und fielen von 1893/94 auf 1894/95 wieder von 378 auf 356 Millionen 
Mark u. ſ. w. Bon 1897/98 bis 1898/99 ift die Steigerung wiederum nur 


') Seit dem lebten Sommer find neu binzugefommen für Kleinbabnen 16 Millionen 
Mark und für ftantliche Nebenjachen 133,4 Millionen Marf, 





eine minimale (von 434820000 ME auf 438981000 Mf.). Da die Eijen- 
bahnverwaltung für 1898/99 hiernach nur 4,1 Millionen Mark mehr zu Aus: 
gaben für allgemeine Staatsziwede zur Berfügung ftellen konnte, als im Bor: 
jahre, fo war bei dem ſtark gefteigerten Mehrbedarf an Ausgaben für 1898/99 
eine Balanzirung de3 Etats nur in Folge des Mehrertrags der Einkommensteuer 
und der Mehreinnahmen aus der Forft: und VBergverwaltung, ſowie durch Die 
Minderausgaben für Meichszwede und endlich durch die, Eriparniß von rund 
12,7 Millionen Markt in Folge der Konvertirung der 3'/,°/,igen Konſols möglich. 

Die Natur der Betriebsverwaltungen bringt auch die oft nicht unerheblichen 
Differenzen mit ich, welche alljährlich zwifchen Etat und Rechnung bemerkbar 
find. Sie bewegten ſich 3. B. bei der Eifenbahnverwaltung in ber Berichtsperiode 
zwijchen einem Mehr der Rechnung von 68 (1895/96) und einem Weniger ber: 
jelben von beinahe 49 Millionen ME. (1891/92). 

Der nachtheilige Einfluß, weldhen alle diefe Schwankungen im den Betriebs: 
einnahmen de3 Staats auf eine richtige Bilanzirung des Etats ausüben wüſſen, 
wird noch geiteigert durch die eigenartigen Finanzbeziehungen, welche zwiſchen 
Preußen und dem Reiche beitehen. 

Spalte 10 der Generaltabelle zeigt beſſer als lange Ausführungen die Un: 
berechenbarfeit der Ansprüche des Reichs an die Ginzelftaaten und die damit ver: 
bundene Nothwendigkeit für Preußen, in jeinen eigenen Finanzen genügende Re: 
jerven und Dotirungen zu gewinnen, um fie gegen jene Schwankungen wider: 
ftandsfähiger zu machen. Solange eine feite finanzielle Scheidung zwiichen Reich 
und Einzelftaaten bezw. die finanzielle Selbjtändigmahung des Neihs nicht ſtatt— 
findet, werden die aus ber Umficherheit diefer Finauzbeziehungen folgenden nach— 
theiligen Rückwirkungen auf den preußifchen Etat nicht zu verhindern fein. 

Nah der Natur ihrer Urjahen bewegen fich zudem die Schwankungen in 
den Einnahmen des preußiichen Staat3 mit denen im Neich in ganz ähnlicher 
Richtung. Die Einnahmen der Eifenbahnen, der Bergwerföverwaltung, und jelbit 
der Foriten und Domänen hängen ebenſo wie diejenigen aus Zöllen, Verbrauchs: 
und Stempelabgaben von dem wechlelnden Stande des Erwerbs- und Wirth: 
ihaftölebens ab. Zur Zeit wirthfhaftliher und politifher Kriſen 
fönnen für den Staat bedenkliche Folgen hieraus entitehen. Denn der Ausgabe: 
bedarf wird dann nur eine beſchränkte Verminderung geftatten, während die Ein: 
nahmen in ſolchen Zeitläuften plöglic; enorme Ausfälle zeigen werben. 

„Für die Finanzverwaltung erwächſt aus diefer Sachlage,“ jo führt ber 
Bericht aus, „vor allem die Aufgabe, hier auögleichend einzugreifen — eine Auf: 
gabe, die um fo jchwieriger ift, als im finanziell günftigen Zeiten erfahrungs— 
mäßig weitergehende Wüniche bei den enticheidenden Faktoren auf ihre Befriedig— 
ung drängen und leicht Maßnahmen veranlaffen, welche nicht nur die vorhan— 
denen Mittel abſorbiren, fondern auch Verpflichtungen für die Zufunft enthalten, 
deren Erfüllung in Zeiten des Nüdgangs ernitlihen Schwierigkeiten begegnet.” 

Um einen derartigen Ausgleich, ſoweit dieß nad) Lage der Verhältniffe möglich 
ift, zu bewirken, hat die Finanzverwaltung, abgejehen von der jchon erwähnten, 
dur die Stärkung des Ertraordinariumö bei den allgemeinen Staats: 
verwaltungsausgaben erreichten größeren Beweglichkeit de8 Nusgabebedarfs, 
verjucht, auch dem Nüdgange und den Schwankungen der Einnahmen, ins 
befondere derjenigen aus der Eifenbahnverwaltung, durh nahhaltigere Ge— 
ftaltung der Rentabilität dieſes Betriebes thunlichit vorzubeugen. 

Diefem Zwede diente vor Allem der während der Berichtöperiode zur Durch— 
führung gebrachte Grundjag, daß die Ueberſchüſſe der Eifenbahnen nicht eher zu 
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allgemeinen Staatszweden Verwendung finden dürfen, bis alle eigenen Be— 
dürfniiie der &ifenbahnen und der jih aus ihnen ergebenden 
Berpflihtungen in reihlihem Maße erfüllt worden find Ber 
Bericht jagt bierzu: 

„Das Maß, in dem die Eiſenbahnüberſchüſſe bis dahin zur Befriedigung 
anderer Staat3bedürfniffe in Anipruch genommen worden waren, erichien um jo 
bedenklicher, als fortgeſetzt nothwendige Ausgaben zur Befriedigung gewiſſer 
periodifh bezw. regelmäßig mwiederfehrender Bedürfniſſe der Eiſen— 
bahnen nur zum Theil aus den laufenden Einnahmen gedekt, zum anderen Theil 
aber durch Aufnahme neuer Anleihen aufgebraht worden waren, Es 
waren dieß Ausgaben Fir die durch die Entwidlung des Verkehrs erforderlich 
gewordene Umgeitaltung und Erweiterung der Betriebsanlagen, der Gleile, Bahn: 
höfe und Werkitätten, ſowie für die Vermehrung der Lokomotiven und Wagen. 
Die betheiligten beiden Nefforts fonnten nicht darüber im Zweifel fein, daß es, 
von welcher Seite man die Sache auch betrachte, richtiger jei, aus den Jahres: 
einnahmen der Eifenbahnverwaltung zunächſt im möglichit weiten Umfange Die 
für diejelben erforderlichen Ausgaben zu deden und demmach mit der bisherigen 
Prari3 einer theilweilen Befriedigung der fraglichen Bedürfniffe aus Anleihen zu 
brechen. Eine Berweilung aller dieier Aufwendungen auf das Ertraordinarium 
der Jahresetats mußte zwar zunächſt mothwendig die Schwierigkeiten noch er: 
beblich fteigern, die der MWiederheritellung des Gteichgewichts im Staatshaushalt 
ohnedieß schon entgegenjtanden. Trosden wurde mit der Ausführung des für 
richtig erfannten Gedanfens alsbald begonnen. Es wurden zunächſt die ge- 
jammten Ausgaben für die Umgeftaltung und Ausdehnung der Bahnhöfe und 
der MWerfftätten ſowie fir den Bau zweiter Gleiſe und dergl. und demnächſt auch 
für die Vergrößerung des Lokomotiv- und Wagenparks auf die Jahresetats über- 
nommen nnd damit für die Dauer eine Dedung durd die laufenden Einnahmen 
der Eiſenbahnen angebahnt. 

Demgemäß it das etatsmähige Ertraordinarinm der Eifenbahnverwaltung von 
17 807 000 ME. im Jahre 1890/91 auf 48 108000 ME. i. 3: 1897/98 geitiegen.“ 

Für 1898/99 fteigert fich das Grtraordinarium hauptjählih zum Zwecke 
von Grgänznugsbauten, Seritellung ziveiter, dritter und vierter Gleife und zur 
Vermehrung der Wagenparts, ſowie zur Bildung eines Grunditüdsanfaufsfonds 
jogar auf 76838 000 ME (faft 10%, der Gelammtausgaben für Eiſenbahn— 
zwede), uud es iſt jehr fraglih, ob nicht für die fommenden Jahre weitere Er— 
höhungen mothwendig werden. 

Inden das neue Verfahren einmal einer übermäßigen Verwendung der Ueber— 
ſchüſſe zu allgemeinen Staatszwecken eine gewiſſe Grenze zieht, wird damit zu⸗ 
gleich eine Verminderung der Belaſtung des Staats mit Staatsſchulden er⸗ 
reicht, indem zukünftig eine Steigerung der Eiſenbahnſchuld nur noch durch Here 
itellung neuer Bahnen erforderlich wird. 

Auch die Einrihtung des Dispojitionsfonds von 20 Millionen 
mag hier Erwähnung finden, welche aus den Ueberſchüſſen des Jahres 1 
(wie demmächft auch des Jahres 1896/97 fowie des Jahres 1897/98) 
bahnvermwaltung behufs Bermehrung der Betriebsmittel ſowie zur 
und Ergänzung der Bahnanlagen im Falle eines durch Verkehräfteig 
gerufenen, nicht vorherzufehenden Bedürfniſſes zur Verfügung geit 

Der befferen Ordnung des auf die Eiſenbahnen bezügliden 2 
dient auch die Bildung eines Betriebsfonds der Generalitaatst 
100 000 000 Me. 
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folgenden Nachtheile von der Finanzverwaltung angeitrebte Bildung eines jog. 

Ausgleichsfonds hat leider die Billigung des Landtages nicht gefunden. 

Dagegen hat die Abficht einer ficheren und felteren Geltaltung der preußiichen 
Finanzen zu einer weiteren wichtigen Mapnahme geführt in dem in leberein- 
ftimmung mit den beiben Kammern unter dem 8. Mürz 1897 ergangenen Ge: 
jege, betreffend die Tilgung von Staatöihulden. 

Dies Gejes führt, wie der Bericht hervorhebt, die im Jahre 1869 aufge 
hobene allgemeine obligatoriihe Tilgung der Staatsjchulden wieder ein. Es 
ichreibt die jährlihe Tilgung einer fetten Quote ($/,°/,) der jeweiligen Staats— 
ihuld aus den laufenden Ginnahmen vor, vermindert jomit den Drud, ander: 
weite Wünſche vorab zu befriedigen, und nöthigt überhaupt zu pflegjamerer Be: 
handlung der Einnahmen, jowie zu jparfamer Verwaltung der Ausgaben, deren 
ein Staatliches Finanzmweien, wenn es eine gelunde Baſis behalten will, ebenso 
wenig entbehren kann, wie der Haushalt eines Privatmannes. 

In derjelben Nichtung wirkt die Beitimmung des $ 3 des Gejeges, welche, 
indem fie dein Grundſatz der finanziellen Ginheitlichkeit jedes Gtatsjahres zum 
Ausdrud bringt, etwaige Rechnungsüberſchüſſe der Inauſpruchnahme für das 
nächſte Jahr entzieht und ihre Verwendung zur Schuldentilgung ficherftellt. 


Neben diefen die materielle Stetigfeit und Sicherheit der Finanzgebahr: 
ung im Auge habenden Maßnahmen hat nunmehr durch das fogenannte Kompta: 
bilitätsgeieg, deilen Zuftandefommen als gejihert angenommen werden darf, 
auch die formelle Seite des Etatsrechts eine lang entbehrte feite geiekliche 
Regelung gefunden, jo dat das Finanzreformwerk, joweit es lediglih preußiſche 
Einrichtungen betrifft, in der Hauptiache als abgeichlojfen angejehen werden kann. 

So darf erhofft werden, daß es in Zukunft, auch jo lange eine felte finan— 
zielle Scheidung zwiichen Neih und Bundesſtaaten noch nicht erfolgt iſt, gelingen 
wird, auf dem in der Berichtöperiode betretenen Wege allmählich zu einer immer 
jtetigeren und fichereren Geſtaltung des preußiichen Etats fortzuichreiten. 

Ueber die Schulden: und Bermögenslage des Staats während der 
Berichtöperiode jei noch bemerft: 

Die Spalte 9 der Generaltabelle betrifft die Höhe der Staatsſchuld, 
deren Zinjen= und Tilgungslalt. Sie gibt zwar fein vollftändig klares 
Bild, da die Zinjen und Tilgungsbeträge nicht von einander getrennt aufgeführt 
find, doch erfahren die hier gegebenen Zahlen eine wichtige Erläuterung durd 
die näheren Ausführungen des Berichts: 

„Nach den Berichten der Staatsſchuldenkommiſſion betrug bei der Staatsſchuld 















En r der Zugang der Abgang 
in den Jahren 
Jah “a 1a “18 

1890/91 905597 700 | — | 18532366 | 65 
1891/92 421 643 959 | 32 26610 586 | 49 
1892/93 198 502400 — 16615 035 | 97 
1893/94 . 143 622300 | — 15 362 876 | 39 
1894/95 . 3100300 | — 17 376 635 | 56 ] 
1895/96 . 148 162 500) — 43139212 | 73 
1890/96 1820 629 159 | 32 137 686 713 | 79 





", Dierumter befinden ſich die Schuldverichreibungen, welche Behufs Beihaffung von 
rund 76 Millionen Dart baar zur Dedung des Fehlbetrages der Rechnungsjahre 1891/92, 
1892/93 und 1894/95 ausgegeben worden find. 
Annalen des Deutſchen Reihe. 1898. 54 
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Bon der Summe ded Zugangs jind 978 624 909 M 32 9 für Prioritäts- 
anleihen verftaatlicher Eifenbahnen abzuziehen. 


Diefe Anleihen ſtanden als Staatsihuld auf dem Etat der Eijenbahnver: 
waltung und find in der Berichtöperiode bis auf einen nicht erheblichen, der 
Staatsjhuldenverwaltung überwiejenen Betrag in fonjolidirte Staatsſchuld um: 
gewandelt worden. Der Schuldenzuwachs in den Jahren 1890/96 beträgt 
danad in Wirklichkeit und abgejehen von den Tilgungen 842 004 250 M 


Hiervon entfällt ein Nominalbetrag von rund 
608 150 000 M. auf die Eifenbahnen, 
113 400 000 „ auf die Dedung von Fehlbeträgenim Staats— 
haushalts-Etat, 
56 050 000 „ auf Waſſerbauten, 
26 850 000 „ auf Anſiedelungszwecke, 
12 500 000 „ auf Ablöjung einer Nente für Wegerlinterhaltung, 
5000 000 „ auf die Förderung des genofienihafilichen Perſonal— 
fredit3 (Preußiſche Zentralgenofjenichaftstaffe). 
Der Abgang von. . . „137 636 713,79 M. 
ift durch Tilgung von Staatsfhulden entitanden, 
und zwar entfallen davon auf ertraorbinäre Tilg- 
ungen. .  ..65039 319 M. 
Daneben find bei der Eiſenbahnverwaltung an 
Prioritäts-Obligationen verſtaatl. Eiſenbahnen getilgt 6 048 316,— SM. 
Hinzuzurechnen find ferner . . . . 140471 167,12 „ 
welde aus Mitteln der laufenden Verwaltung auf 
neue Anleihen verrechnet find, jo daß ich in Diejer 
Höhe die Begebung der bewilligten Anleihen er: 


übrigt hat. Summa 284 156 196,91 M. 
Hiervon find in Abzug zu bringen: 
a. die zur Einlöfung älterer Anlehen auf Grund 

des Konſolidationsgeſetzes vom 19. Dezember 

1859 auögegebenen Schuldverichreibungen kon— 

folidirter Anleihe mit . . 16 838 100,— M 
b. bie zur Beftreitung laufender 

Staatdausgaben aus Anleihen 

bereinnahmten Beträge von 107 859810,17 M. 124 697 910,17 M 
oda. . . . +... 159458 286,74 .M 
als wirkliche Schuldentilgung für "ben jehsjährigen Zeitraum vom 
1. April 1890 bis Ende März 1896 verbleiben. 

Im Etatsjahr 1896/97 werden vorausfichtlich etwa 100 Millionen ME. 
getilgt werben. In dem Gtat für 1897/98 ift vorläufig eine Tilgung 
bon 34 287 470 AM. vorgejehen, welche fich durch etwaige rehnungsmäßige 
Ueberſchüſſe enifprechend vermehren wird. 

Die gejammte Staat3jhuld hat Ende März 1896 betragen 
6466 328 758,25 M . . . . Auf die fonfolidirte Staats— 
anleihe entfielen bon dem Schuldbetrage: 

3 590 278 850 A zu 4 °/, verzinslich, 
1916579950 „ „ 3 R 
783 162000 „ „3 „ R 


zufammen 6 290 020 800 M. 
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Der Jahresbetrag der Zinjen der Staatöihuld belief fich nad) dent 
Stat für 1890/91 auf . . 2.224 189 969,64 A 
berjelbe ift für 1897/98 veranſchlagt auf .. 237666 503,63 „ 


mehr 13476 533,99 M 

Der Mehrbedarf an Zinſen ift verhältnigmäßig geringer al3 der Schulden» 
zuwachs, da in dem Etat für 1897/98 in Folge der Sonvertirung der 4°/,igen 
fonjolidirten Staatsihuld in eine ſolche von 3'/,°/, bereit3 eine Zinjeneriparniß 
von 5 217 813 .% hat berüdjihtigt werden fünnen und im übrigen bie getilgten 
Schulden höher verzinsli waren als die neu hinzugetretenen. In dem Rech— 
nungsjahr 1890/91 ift für die fonjolidirte Staatsanleihe der 3°/,ige Typus ein- 
geführt worden.“ 

Wenn biernadh in der Berichtöperiode ungeachtet der vorgenommenen ftarfen 
Tilgungen eine weitere Steigerung der Staatsſchuld und deren Zinjenlaft nicht 
ganz zu vermeiden war — für 1898/99 find neue Anleihen nicht aufgenommen 
worden —, jo ift doch zu berüdjichtigen, daß diefe Steigerung nur Schulden zu 
produftiven Zwecken betrifft. Denn die zur Ausgleihung von Fehlbeträgen 
in den Defizitjahren aufgenomenen 113,4 Millionen Mart Schulden find bereits 
1896 durch jpätere Schuldentilgungen mehr als gededt gewejen. 

Die Mittheilungen des Finanzberiht® über die Vermögenslage des 
Staatd und den Staatöfredit ergeben zugleich, daß für Preußen gegen: 
wärtig ein Grund zu irgendwelchen Bejorgniffen aus der Höhe der derzeitigen 
Staatsjchulden nicht vorliegt. Während die Verzinjung der geſammten gegen- 
wärtigen Staatsſchuld unter Verüdjichtigung der Testen SKonverfion demnächſt 
rund 225 Millionen Mark erfordern wird, ijt der Reinertrag des werbenden 
Staaatövermögend (Domänen, Forſten, Bergwerfe 2c. und Gifenbahnen) nad) dem 
Finanzbericht für das Jahr 1897/98 auf 547,1 Millionen Markt veranichlagt, 
jo daß die Neineinnahmen aus dem gefanımten Staatöfinanzvermögen die Zinien 
der Staatsihuld um 322,1 Millionen ME, überfteigen. Auf den Kopf der Be: 
völferung ergibt ji jonah ein Ueberſchuß von 10 M. 11 9. 

Die 3%/,ige fonfolidirte Anleihe, welhe 1890 zum Kurſe von 87°/, aus: 
gegeben werden mußte, hat in den legten Jahren wiederholt den Parikurs über: 
ihritten. Daß hierzu nicht bloß das Sinken des Zinsfußes, fondern zum Theil 
auch die hohe Kreditwürdigkeit des Staayed mitgewirkt hat, ergibt nad) dem Be— 
richte u. A. rolgenber Vergleich mit anderen Staaten: 








| Steige 
ult. 1890 | ult. 1896 rung 






Kursſtand: 






1) der Preußiſchen 8proz. konſolidirten — 87,00 99,30 
9) der Sächſiſchen 3 proz. Staatsanleibe . . . : 88,10 97,60 
3) der Hamburgiichen 3proz. Anleihe. . » . 2». 85,75 97,00 
4) der 3proz. franzöftichen Rente . - . 95,19 102,35 

Läßt der erite Theil des Finanzberichts das Beſtreben der Finanzverwaltung 
hervortreten, die allgemeine Finanzlage der Staats zu beſſern, zugleich aber auch 
auf dauerndere und ſicherere Grundlagen zu ſtellen, ſo iſt, wie der zweite, über 
die direkten Steuern handelnde Theil des Berichts ergibt, daneben die Thätig— 
feit der Finanzverwaltung vor Allem darauf gerichtet geweien, die beitehenden 
Syiteme der direkten Befteuerung im Gebiete des preußiichen Staatd wie feiner 
fommunalen Verbände einer gründlihen Reformirung zu unterwerfen, um ben 
von Jahr zu Jahr im Wolfe ftärfer gewordenen Klagen wegen Steuerdruds den 
Boden zu entziehen. 
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Bei diefen Reformen war nicht beabjihtigt, die Staatdeinfünfte zu ver: 
mehren. Die Zahlenreihe in Spalte 3c der mitgetheilten Generaltabelle ergibt 
vielmehr, daß troß der fortgejegten außerordeutlichen Steigerung des allgemeinen 
Audgabebedarf3 nicht nur feine Vermehrung. ſondern fogar eine mäßige Ver: 
minderung der Reineinnahmen an direkten Staatsiteuern und zwar von 1880/81 
bi8 1897/98 von 155268000 Mark auf 147468000 Mark, oder um rund 
8,8 Millionen und von 1890/91, alſo vom Beginne der Berichtöperiode an ges 
rechnet, jogar von 162542000 Mi. auf 147468000 Mk., d. 6. um rund 
15,1 Millionen ftattgefunden hat, während bei den geiteigerten Anforderungen 
eines Kulturſtaats vielmehr eine namhafte Vermehrung der Steuern hätte voraus: 
gejegt werden fönnen. Für 1898/99 zeigt jich wieder eine Cinnahmeiteigerung 
um rund 7 Millionen, welche hauptjächlich auf Mehrerträge bei der Einkommen— 
ftener und auf die darin zu Tage tretende Bellerung der wirthichaftlihen Ge— 
lammtlage zurückzuführen ift. 

Nach dem Bericht wurde bei zu Grundelegung des Etats von 1897/98 in 
Preußen an direkten Steuern der wohl nur in wenigen Staaten der Welt wieder: 
fehrende geringe Betrag von rund 5 ME., an indirekten nur 1.4 42 5 pro 
Kopf der Bevölkerung erhoben. 

Gegenüber dem fteigenden Wohlitande fann hiernach von einem übermäßigen 
Drude der Staatöfteuern in Preußen nicht wohl die Rede fein. ’) 

Die Hauptrichtung, in welcher ſich die Neformbeftrebungen der Finanzver— 
waltung auf dem Gebiete der direkten Steuern in Preußen bewegt haben, ift da= 
hin gegangen, auögleichende Gerechtigkeit zu üben, nämlich einerfeit3 innerhalb der 
einzelnen Steuerarten eine gerehtere und vollftändigere Grfallung der 
Steuerfubjefte und =objefte, wie bisher, und andererjeitS innerhalb des gelammten 
Steuerigitems eine geredhtere Laftenvertheilung unter Bejeitigung der bis 
dahin auf dem Gebiete der Staats- und Gemeindebefteuerung beftehenden Prinzip: 
und Syitemlofigfeit herbeizuführen. 

Dem eriteren Zwede diente hauptiächlich die in den Jahren 1891/92 er: 
folgte Reformirung der Einfommmenfteuer und der Gewerbeiteuer, dem 
legteren die 1893 biß 1895 durchgeführte Kommunalfteuerreform, mit 
welcher zugleich die Ueberweijung der Realſteuern an die Gemeinden 
und die als theilweifer Erjag hierfür erfolgte Neueinführung der jtaatlihen E r: 
gänaungsftener Hand in Hand ging. 

Die Ausführungen des Berichts über den Gejammtplan und den Gang aller 
diefer Reformen hier detaillirt wiederzugeben, wird erübrigen, da lettere allgemein 
befannt jein dürften. 

Wohl aber wird es für weitere reife von Intereſſe jein, an der Hand bes 
im Bericht gegebenen Zahlenmaterial$ die finanzielle und maierielle 
Wirkung, welde jene Reformen für Staat und Steuerzahler ge 
habt haben, kurz zu beleuchten. de An 

Bei dem neuen GEinfommeniteuergejege hat im Sinne einer gerechteren 
Steuerheranziehung hauptiählih die Einführung des Deklarationszwangs 


» Für die Gefammtbelaftung des preußiichen Steuerzablers kommen allerdings auch 
noch die von dem Reich erhobenen indirelten Steuern ſowie die fommunalen Abgaben in 
Betracht. Aber auch bei Dinzurechnung dieſer Beträge itellt ſich die ſteuerliche Belaitung 
im preußiichen Staaat noch weientlich günftiger ald in anderen europäiſchen Großitaaten. 
Nach den von willenichaftlicher Seite aufgeitellten Berechnungen wurden in der Yeit 1892 
bis 1893 an jährlichen Geiammtabgaben für Staat (NReidh) und Lotalverwaltung auf den 
Kopf der Bevölterung etwa 76—77 ME. in Frankreich, 60—61 Mi. in England, 43 bis 
44 ME. in Jtalien, 37—38 Mt. in Oefterreich und nur 34—35 ME. in Preußen erhoben 
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und die dadurch ermöglichte volitändigere Erfaſſung des Einkommens, beſonders 
desjenigen aus größeren gewerblichen Unternehmungen und aus mobilem Kapital, 
fowie die Aufhebung der bisherigen ungerechtiertigten Steuerfreiheit der nicht 
phyſiſchen Perſonen gewirkt. Diez geht aus folgenden Zahlen hervor; 

Es betrug die Einkommensteuer pro 1892/93, alio nah Ginführung des 
neuen Ginfommenftenergeieged. . . . +. 124 842 848 M 
gegenüber dem Aufkommen der alten Klaſſen— und Einkommen 
ſteuer (nach —— der a ——— pro 


1891/92 von . . . . — 79557 982 „ 
aljo mehr pro 1892/93 . . 45284866 Mh 


Bon diefem Mehrertrage entfallen allein auf "bie bisher 
fteuerfrei gewejenen, nunmehr neu in die Steuerpflicht einge: 
tretenen 2028 — Pt ee ——— 


u. ſ. w.) a 10056 743 %M. 
Der N auf Done Berfonen —— Mebrbe 

trag von — 35228123 M 

iſt wiederum Zu. . . 31190176 „ 


aljo etwa zu °/, des — theils — —— 
Steigerung der Einkommensverhältniſſe in jener wirthſchaftlich 
hochſtehenden Zeit, theils und hauptſächlich der richtigeren Er— 
faſſung des Einkommens in Folge der Selbſtdeklaration zu ver— 
danken.) 
Nur zu einem kleinem Theile, nämlich zu dem Reſte von 4057947 M. 

iſt das Mehr an Steuer den Tarifveränderungen nach 
Maßgabe des neuen Einkommenſteuergeſetzes zuzuſchreiben, indem 
die Erhöhungen der Steuerfäge für Cinfommen von mehr als 


8000 M. ein Mehr von . . . 8963780 M. 
eingebraht haben, welchem bei den Einkommen von 900 bis 
8000 A. Ermäßigungen von ca. 4925833 „ 


(bleiben 4057947 #) 
gegenüberftehen. 

Die durch die Reform eingetretene Verſchiebung der Belaitung ber 
verjchiedenen Ginfommensgruppen zu Gunjten der wirthſchaftlich ſchwä— 
heren Elemente, welde das neue Einkommenſteuergeſetz zu erreichen ſucht durch 
Grmäßigung der Steuerfäge in den unteren und mittleren Einkommensſtufen (bis 
8000 Me, Einkommen) gegenüber einer Steigerung des Steuerfußes bis auf 4°/, 
in den höheren Stufen, jorwie durch eine größere Berückſichtigung ungünftiger per: 
jönliher und Familienverhältniffe (SS 18 und 19 des Einkommenſteuner-Geſetzes), 
weilt der Finanzberiht an der Hand umitehender Tabelle (Seite 846) nad. 

Dazu führt der Bericht aus: 

Nur für die Steuerpflichtigen mit Ginfommen von mehr als 9500 Me. 
iſt hiernach eine Steigerung im der durchichnittlichen prozentualen Belaftung 
des Einkommens eingetreten, dagegen für die Eleineren Einkommen eine Er: 


) Das bei der Veranlagung der phyſiſchen Perſonen zur Berechnung gesogene ge— 
ſammte jteuerpflichtige Einkommen betrug 
1892 93 = 5 724 323 767 ME. 
1891/92 — 4273 703217 „ 
alio 1892/98 mehr 1,4 Milliarden, 
oder rund 34°, welche bisher der Beſteuerung entgangen waren. 
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Zahl Durcnin· Vur·smt⸗ 

Einkommens⸗ der b soll licher Pe 
Etatsjabr gruppen Benfiten Hebungsto —ú— des 

phyſiſche Benfiien Der 

Perſonen Eintommens 

Ma NM Ak Prozent 

1892/93 2118969 32 835 099 15,50 1,13 
1891/92 1 743 363 28 275 917 16,22 1,18 
1892/93 = + 4559 182 0,72] — 0.05 
1892/93 3000 bis 6 000 18 728 248 91,56 2,25 
1891/92 . . 3000 „ 6000 18 707 142 103,43 2,56 
1892/93 - — En 31 106|— 11,87] — 0,31 
1892/93 6000 bis 9500 5 11 223 980 202,01 2,73 
1891/92 ß 6000 „ 9600 € 7922 052 206,98 2,76 
1892/93 — + 17 28601 + 3301 3928| — 4971 — 0,03 
1892/93 9500 bis 30 500 46 092 21 442 738 465,22 3,00 
1891/92 — 9600 „ 32400 12 958 956 433,61 2,79 
1892/98 . _ r + 021 
1892/93 . 30 500 bis 100 000 3,46 
1891/92 7 32400 „ 96000 2.80 
1892/93 — + 0,66 
1892/93 über 100 000 3,95 
1891/92 : . . » „96 000 H 2.82 
1892/93 . - = 7438| + 93241804 2 879,08] + 1,13 


leihterung, und zwar für bie Gruppe von 900 bis 3000 ME. eine Er— 
mäßigung des Steuerfußes von 1,18°%/, auf 1,13%, aljo mehr als 4°/,, für 
die Gruppe von 3000 bis 6000 M eine Ermäßigung von 2,56°/, auf 2,25%. 
alſo um mehr als 12°/,. Die Bedeutung der eingetretenen Verſchiebungen tritt 
noch ſchärfer hervor, wenn man ben Antheil der verichiedenen Einfommen! 
gruppen an dem Gejammtauftommen ind Auge faßt. 


— 












wurden aufgebracht von 
dem Gefammtioll 


issue | 1028 


fteuerten von der Gelamnt- 
zabl der Zenfiten 


1891/92 | 1892/98 


No 0% 













In den Eintommensgruppen 
von 


— 





# 





NM. 





900 bis 8000 . 87,27 
8000 bis a i ; 

.. 960 : 
_ bis 9500 . 1,92 
9600 „.. 82400 
9500 bis 30 500 1,49 
32400 ,.. 96 000 
30,500 P!* 100 000 * 

96 000 







mebr als 100.000 0,05 


In den entlafteten Einfommensgruppen (von 90 bis 6000 
hiernah 1892/93 mehr als 95°), aller Steuerpflichtigen veran 
gehörigen diefer Gruppe hatten 1891/92 59°/, des ganzen Klaß 
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fommenfteuerfoll3 aufzubringen, die Steuerpflichtigen mit Einkommen von 900 
bis 6000 Me. noch nicht voll 45°/,, auf die Stenerpflichtigen mit mehr als 
9500 ME. dagegen mehr ald 45°/, entfallen.” 

In der Thatiahe, daß nur rund 8,4%, der Bevölferung zur Einkommen: 
ftener veranlagt find, tritt die Tendenz des Gejeges, die wirklich Leiftungsfähigen 
zu treffen, die Leiſtungsſchwachen aber freizulaflen, ebenfalls hervor. 

Meber die Veranlagungsergebnifje der Jahre 1892/93 bis 1896/97 enthält 
ber Bericht folgende Daten: 


I. Phyſiſche Perſonen. 















— Senfiten — Veranlagte Eteuerbetrag 
Etatsjahr — von der Be⸗ ag Einkommen⸗ au Ki 
— Zapı | veu infommen — er 


Aufnahme | of, 













1892/93 . 5 724 323 767 | 114 786 105 3,84 
1893/94 . 5 725 838 364 | 113 797 945 3,78 
1894/95 . 5 784 797 517 | 114 272 317 3,76 
1895/96 . 5 936 867 635 | 116 516 284 3,78 
1896/97 . 6 086 052 635 | 120 305 978 3,84 
(1897/98 6 374 627 798 | 126 901 359 3,98) 


Steuerbetra 
auf den Kop 
(Sp. 2) 











Zahl der 
Benfiten 











1892/93 . 4 231 280 769] 10 056 743 
1893/94 . 4 390 093 361] 9392 186 
1894/95 . 3 885 934 801] 7 757448 
1895/96 . 3 954 954 591] 6 917 182 
1896/97 . 4 257 722 118| 6 774 762 
(1897/98 . 4 320 735 991| 8053 613) 


Die aus Epalie 6 Ge Tabelle erfichtlihe Steigerung der Einkommenſteuer 
bei den phyſiſchen Perſonen von 1892/93 bis 1896/97 (1897/98) von rund 
114,7 auf 120,3 (126,9) Millionen Mark entfällt nad) dem Bericht fait aus— 
ichließlih auf die Städte, in welchen 

1892/93 . . . 84315007 AM. 
1896/97 . . . 89769873 M (1897/98 95179520 M 
alio . .....5454866 Me. (bezw. 10864513 M. 
mehr veranlagt find, während dad Veranlagungsioll des platten Landes 
1892/93 . . . 30471098 «A 
1896/97 . . . 30536105 „ (1897/98 31721839 M) 
betrug, alſo nicht nennenswerth geftiegen it. 

In diejen Zahlen fommt die gedrüdte Lage der Landwirthihaft in der Be: 
richtöperiode ebenjo deutlich zum Ausdrud, wie andererjeit3 in dem jtetigen Rück— 
gange des Veranlagungsjolls der großen Erwerbögeiellihaften (Sp. 4 zu Tab. II 
umjeitig) von 10056743 im Jahre 1892/93 auf 6774762 .K% im Jahre 
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1896/97, alfo um mehr als 32°/, die rüdläufige Bewegung in verichiedenen ge— 
werblichen Ermwerb3zweigen während der auf die Einführung des neuen Gejetes 
unmittelbar folgenden Jahre in die Erjcheinung tritt. Der neuerdings einge— 
tretene wirthichaftliche Aufjhwung äußert ſich wiederum in der Erhöhung des 
Einkommenſteuerſolls der Erwerbögeiellihaften für 1897/98 von 6,7 auf 8,0 Mil: 
lionen Mk. Gerade diefe unmittelbare Einwirkung der Schwankungen des wirth: 
ichaftlichen Lebens auf die Erträgnifje der Einkommenſteuer, die jich bei näherem 
Eingehen auf die Veranlagungsergebnifie in den einzelnen Veranlagungsbezirken 
noch viel jchlagender nachweiſen ließe, zeigt zugleich, wie jehr im Allgemeinen Die 
Veranlagung den thätlählichen Verhältnifien Rechnung trägt, und wie fi das 
auf eine richtigere Steuererfaflung abzielende Deklarationsprinzip auch in diejer 
Richtung bewährt hat. 


Ergänzend zu der Einkommenſteuer joll die neu eingeführte Grgänzung = 
teuer wirken, indem fie eine ftärfere Belaftung de3 fundirten Einfommens 
anftrebt. Dabei trifft fie nicht, wie das bisherige Ertragöftenerigitem, nur ein— 
jeitig den Grundbeiig und Gewerbebetrieb, jondern auch das heutzutage vielleicht 
„fundirteſte“ aller Einkommen, nämlich dasjenige aus mobilem Stapitalbejig. 

Auch diefe Steuer ſchont dabei die leiltungsichwächeren Glemente, die Be— 
jiger von kleinen Vermögen, indem Bermögen von 7000 ME. allgemein und von 
20000 ME. und darunter bei einem Jahreseinkommen des Beligerd don 900 Mf. 
und weniger fteuerfrei bleiben, jo daß im Ganzen nur rund 3"/, der Bevölkerung 
zur Ergänzungsbeſteuerung gelangen. 

Der Steuerfuß ift ein geringer und wenig drüdender. 

Die bisherigen Veranlagungsergebniffe waren: 



























Sesienjaht u Zenſiten Ergänzungsſteuer u 
nad) der | — auf den 
Ya erfonen: 3 opf der 
— ee Zahl der Be überhaupt | Hensifer- 
5 ung 
aufnahme r pP 





3,74 | 31045 836,20 






1895/96 . 30 812 583 115 
1896/97 . 31 349 283 1166 745 | 3,72 31 064 601,60 0.99 
1897/98 . 31 849 116 1179855 . 3,70 31 833 480,00 1,00 


Der Gejammtwerth des überhaupt veranlagten Vermögens — nad) Abzug 
der Schulden — betrug: 

1895/96 . . . 63917805052 M. 
1896/97 . . . 64025178053 „ 
1897/98 . . . 65676915411 „ 

Die Ergänzungsiteuer belaftet alſo durchichnittlich das veranlagte Vermögen 
nod nicht mit '/; vom Tauiend des Werthes. 

Bei der Steuerfreiheit der Hauseinrichtungen, des Mobiliard, ferner Alles 
der todten Hand gehörigen Vermögens und endlich der zahlreichen Eleinen Ver: 
mögen überiteigt aber der Geſammtwerth des wirthlichen Vermögens der Steuer: 
zahler in Preußen den veranlagten Betrag noch bei weiten. 

Die Steuer vertheilt ſich nach dem Bericht auf die Steuerpflichtigen nad 
Größenklaſſen wie folgt: 





F 





Vermögen von mehr als im Jahre Zenfiten Groänzungsiteuer 
Me Zahl 0), dh | % 


6000 bis 20000 . - 2. . | 1895/96 | 563 807 |48,93 | 2980 712,80 | 9,60 
1896/97 | 579 927 | 49,70 | 3072 807,80 | 9,89 

1897/98 | 581212 |49,26 | 3069 321,00 | 9,64 

20000 „3200 2 x 2 2. | 1895/96 1 203397 | 17,65 |2211 840.40 | 7,12 
1896/97 | 201 903 |17,30 | 2 174 522,80 | 7,00 

1897,98 | 208 174 | 17,64 | 2217 683,60 | 6,97 

3200 „ 52000 . . 2» .] 1895/96 | 162306 | 14,09 | 3287 912,80 | 10,59 
1896/97 | 161 997 |13'88 | 3 283 179,60 | 10,57 

1897/98 | 163 306 | 13,84 | 3311 226,60 | 10,40 

52000 „ 100000 . . . ... | 1895/96 | 122670 |10,65 | 4279 649,80 | 13,78 
1896/97 | 122343 |10.49 | 4 270 354,40 | 13,75 

1897/98 | 124020 10,51 | 4332 796,20 | 13,61 

100000 „200000 . 2... [1895/96 | 57153 | 4,96 | 3992 839,80 | 12.86 
1896,97 | 57418 | 4.92 | 4011 702,00 | 12,91 

1897/98 | 58526 4,96 | 4 093 596,00 | 12,86 

200000 „500000 2» 2... | 1895/96 | 29372 255 | 4500 851,40 | 14,50 
1896/97 | 29608 2,54 | 4541 310,40 | 14,62 

1897,98 | 30589 2,59 [4683 972,80 | 14,71 

500000 „ 100000 . » 2... 189506 | 8371 073 2.978 326,40 | 9,60 
1896/97 | 8337 0,71 |2 969 073,20 | 9, 

1897/98 8588 | 0.73 | 3053 987,00 | 9,59 

1000000 „ 2000000 . 2 2... 1189596 | 3429 0,30 12453 064,60 | 7,90 
1896/97 | 3426 0,29 |2 451 594,00 | 7.89 

1897/98 | 3549 | 030 |2 538 727,40 | 7,98 

2.000 000 222» 1 1895/96 1827 0,16 | 4 360 638,20 | 14.05 
1896/97 1786 0,15 | 4290 057,40 | 13,81 

1897,08 1891 | 0,16 |4532169,40 | 14,24 


Ueber 1000000 oder mehr als 91°/, aller Zenfiten fteuern hiernach von 
einem Bermögen von nicht mehr als 100000 ME. und bringen etwa 41°/, der 
gefammten Ergänzungsitener auf, ein Beweis für die erfreuliche Thatſache, daß 
weite Schichten der Bevölkerung für ihre wirthichaftliche Eriftenz in ihrem Ber: 
mögensbeſitze einen fejten Rückhalt befigen. ") 


Auf dem Gebiete der Gewerbebeiteuerung war das Ziel der neuen Ge: 
jeggebung (Gejet vom 24. Juni 1891) auf die Befreiung der Fleinen Betriebe, 
jomwie auf eine gerechtere Vertheilung der Steuerlaſt durch jtärfere Herauziehung 
der großen und geringere Belaftung der fleineren und mittleren Betriebe ge— 


') Auf den Hopf der Bevölferung entfiel an 
Grgänzungsiteuer für 1897/99 
in den Städten 1,52 ME. 
auf dem Lande 0,64 „ 
Gintommenfteuer für 1897/98 
in den Städten 7,27 ME. 
auf dem Lande 1,69 
Wenn biernad das Steuerauflommen des platten Yandes gegenüber den Städten bei der 
Graänzungsiteuer ein verhältnißmäßig böberes it (0,41 :1) als bei der Einkommenſteuer 
(0,23 :1), jo bat dies feinen Grund einmal darin, daß in den Städten das Arbeitsein- 
fommen und das verhältnißmäßig hohe Einfommen auf gewerblichem Kapital überwiegt, 
während auf dem platten Yande das Kinfommen aus dem ſich niedriger rentirenden Grund— 
vermögen vorberricht, jodann aber auch darin, daß in den Stadten viel mehr hohe Ein- 
fommen mit höherem (3—4°/sigem) Steuerfuße vorhanden find als auf dem Lande, während 
bei der Ergänzungsitener große und Kleine Vermögen mit dem gleichen Steuerfuße zu Steuer 
herangezogen werden. 
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richtet. Wie die alte Gewerbefteuer progrefiiv nah unten wirkte, fo ſoll um— 
gekehrt die neue progeifiv nad oben wirken. 

Wie dies Ziel erreicht ift, weit der Finanzberiht an ber Hand folgender 
Zahlen nad: 

In dem legten Jahre der Herrſchaft der alten Gewerbefteuergejeggebung, 1892/93, 


betrug die Zahl der Befteuerten . . . +. 890420, 
dagegen bei ber eriten Veranlagung — den neuen Seien für 1803/94 438 940, 
aljo nad) legterem weniger . . . A . +. 451480 


oder über die Hälfte, 

Trog diejer ftarfen, auf die Freiſtellung der biöher fteuerpflichtigen — nun— 
mehr aber wegen geringen Ertraged oder Anlage: und Betriebsfapitald ſteuer— 
freien — Betriebe beruhenden Verminderung der Zahl der Steuerpflichtigen ift 
das gefammte Veranlagungsioll im Jahre 1893/94 gegenüber dem VBorjahre um 
ein Weniged, von 19206586 A auf 19950910 . geitiegen. Dies erflärt 
fih aus der jtärferen fteuerlichen Erfaſſung der bisher im Verhältniß zu dem 
Stleinbetriebe viel zu gering belafteten leiltungsfähigerem Großbetriebe. 

Im Steuerjahre 1892/93 hatte nämlih der gejammte Großbetrieb 
(Handel und Induitrie) in Klaſſe A. I mit 7415 Steuerpflichtigen nur 2 027 790 Mt., 
dagegen das in Klaſſe B. beiteuerte Kleingewerbe 5014950 Mk., legteres 
aljo mehr ald dad Doppelte wie jener aufzubringen. Diejes Verhältniß geitaltete 
ih noch ungünftiger, wenn man berüdiichtigt, daß den Kleinbetrieben aud 
der überwiegende Theil der in Klaſſe H beiteuerten Handwerker, deren Gewerbe: 
jteuerioll 1892/93 2059377 ME betrug, noch zuzurechnen war. 

Dagegen hatte nad) dem Ergebniß der Veranlagung für 1893/94 ein bloßer 
Bruchtheil der Großbetriebe, die Slaffe I des neuen Gejeges mit 3389 (= 0,8°/, 
aller) Steuerpflichtigen 5932 682 ME., alio allein mehr ald das Doppelte 
der Klaſſe A. I im Vorjahre zu entrichten. Die Klaffe IV, weldhe das Klein— 
gewerbe und die Handwerfer, ſoweit fie nicht jtenerfrei find, zum großen Theil 
mit umfaßt, hatte dagegen nad) dem neuen Geſetz bei 353 800 (= 80,6°/, aller) 
Steuerpflihtigen nur 5663976 Mk., alio noch 268706 Mk. weniger als 
Klaſſe I aufzubringen. 

Wie bei den jonitigen Neformplänen war auch bei der Kommunaliteuer: 
reform der Grundgedanfe darauf gerichtet, eine Milderung bed Steuerdruds 
durch gerechtere und ſachgemäßere Steuervertheilung zu erreihen. Die bisher von 
Staat und Gemeinde durch beiderjeitige Belaſtung der gleichen Stenerarten, vor 
Allem der Einfommenjteuer ausgeübte und die Cinfommenfteuer für viele Steuer: 
pflichtige unerträglid machende!) Doppelbefteuerung follte vor Allem bes 
jeitigt werden. Zu diefem Zweck wurden beitiimmte Steuergebiete dem Staat und 
bejtimmte Steuergebiete den Gemeinden vorzugsweife überwiejen. Der Staat nimmt 
in Zufunft nur noc die auf dem Prinzip der Leiltungsfähigfeit (Abzug von 
Schulden u. j. w.) beruhenden Berjonaliteuern (Einkommen- und Ergänzungs— 
iteuer) für fih in Anipruch. Den Gemeinden bleibt dagegen die ftärfere Fundir— 
ung ihres Haushalts auf die ihnen vom Staat freigegebenen Nealftenern (Grunde, 
Gebäude-, Gewerbeiteuer) überlaſſen. 

Zugleich iſt den Gemeinden die Verpflichtung auferlegt worden, im Gemeinde— 
haushalt die Deckung der Ausgaben mehr wie bisher auf das Prinzip von Leiſt— 
ung und Gegenleiftung (Gebühren, Beiträge u. ſ. w.) zu begründen. 





') Schon im Jahre 1883/84 jtiegen nad dem Finanzberichte die Klaſſen- und Ein— 
fommenftenerzuichläge in 233 Gemeinden über 300% und erreichten in nicht wenigen Ge 
meinden 500°. In 13 gingen fie jogar über 500°/o ‚hinaus. 
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Die Kommunalfteuerreform ift erft feit dem 1. April 1895 in Sraft ge 
treten, ihre Wirkung in Bezug auf Verminderung jener Doppelbeiteuerung und 
größere Entlaftung der Ginfommenfteuer aljo heute noch faum in allen Kon— 
jequenzen zu überfehen 

Immerhin ift nach dem FFinanzbericht fchon im erften Jahr nad) dem Sn: 
frafttreten jenes Geſetzes (1895/96), namentlich in den Städten, eine erheb- 
liche Berminderung der Gemeindebelaftung der Einfommenftenerzahler erzielt worden. 
In 1169 Städten wurden durh Einfommeniteuerzufhläge aufgebradt 


1894/96 rund. . 142500000 M. = 69,2°/, | des gefammt. 
1895/96 nur rund 104700000 „ = 42 „ Gemeinde: 
mithin 1895/96 weniger . 37800000 M = 25 ', Bedarf 


und dad, obwohl der durch direkte Steuern zu dedende Gemeindebedarf von rund 
170 auf 187 Millionen Mark, alio um 17 Millionen Darf gejtiegen war. 
Ohne die Vorjchriften des Kommunalabaabengefeged würden auch diefe 17 Mil: 
lionen Mark mindeitens zum fehr großen Theile auf die Einkommenſteuer ges 
worfen jein und würde deren Gejammtbelajtung 1895/96 wenigitens 150 Millionen 
Mark erreicht haben. 


Allerdings Stellt auch jest noch die durchſchnittliche Gemeindebelaftung ber 
Eintommenftener in den 1169 Städten mehr als 114°/, des Veranlagungds 
ſolls — ausſchließlich der fingirten Säge der Einfommen bis zu 900 Mt. — 
dar. Bon einer zu ftarfen Entlajtung der Ginfommenfteuer zu 
Ungunſten der Realfteuern kann demnach nicht die Rede fein. Dies weit 
der Bericht zugleich an Folgendem nad: 

Die Gemeindebelaftung der Realſteuern ift in den Städten von 1894/95 
zu 1895/96 von 27776000 auf 82346000 Mt., aljo um 54570000 Mt. 
geitiegen. Bon diefer Steigerung find aber mindeitend 6,6 Millionen Mark auf 
die allgemeine Nevifion der Gebäudeitener und die Erweiterung des Kreiſes der 
jteuerpflichtigen Grundftüde und Gebäude und nur der Reft von rund 47 900 000 Mt. 
auf die Einwirkung der Beltimmungen des Kommunalabgabengejeßed über die 
Bertheilung des Steuerbedarfs zurüdzuführen. Es bedeutet das eine Zunahme 
der Gemeindebelaftung der Nealfteuern gegen 1894/95 um etwa 82°/, des jtaat: 
lihen Beranlagungsiolld, jo daß trog der itarfen Steigerung der Gemeindeaus— 
gaben unter Berückſichtigung der Außerhebungjesung der ftaatlihen Realſteuern 
Grundbefig und Gewerbetrieb um mindeltens 18°/, der legteren erleichtert find. 
Diefe Erleichterung fommt fait ansſchließlich den ftädtiichen Hausbelig zu Gute 
und ift für diefen um etwa 38°/, der Gebäudeitener zu jchägen, während die 
Gewerbetreibenden an Gewerbeiteuer 1895,96 an die Gemeinde etwa 6°/, mehr 
ald 1894/95 an Staat und Gemeinde zu entrichten Hatten. Es ift dies eine 
naturgemäße, feine Unbilligfeit enthaltende Folge davon, daß die Gewerbeiteuer 
bis zum 1. April 1895 in noch weit geringerem Maße ald die Gebäudejteuer 
zu den Gemeindelajten herangezogen wurde. 

In den Landgemeinden, hinfichtlich deren, und zwar für rund 35000 von 
einer Gejammtzahl von etwa 37 000 Angaben über die Zahl der Gemeinden, in 
denen die einzelnen Steuern gar nicht, mit 1 biö 100, 101 bis 150, 151 bis 
200 und mehr als 200°/, herangezogen wurden, vorliegen, jcheint nach den in 
diefen Belaftungsgruppen von 1894/95 zu 1895/96 eingetretenen verhältnigmäßig 
geringen Verfchiebungen die Außerhebungiegung der ftaatlichen Ertragsiteuern ganz 
überwiegend dem Grundbejig zu gute gefommen zu jein. 

Das Nähere zeigt die umitehende Tabelle. 
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Bei den Stadtgemeinden ift demnach die Zahl der mehr als 150%, Zus 
ihläge zur Einkommenſteuer erhebenden Gemeinden von 611 auf 284, 
aljo um rund 115°/,, in den Landgemeinden von 6174 auf 4982, alſo nur um 
rund 24°/, gelunfen. 

Eine unbillige Bevorzugung des ländlichen bezw. Benadhtheiligung des 
ftädtiichen Grundbeiiges kann in der hiernach allerdings verfchiedenen Wirkung 
der Steuerreform für Stadt und Land indeilen nicht erblidt werden, weil die 
Gemeindelaften ſchon bisher auf dem platten Lande in ungleich itärferem Maße 
al3 in den Städten auf dem Grundbeſitz ruhten. Stellte fih doch nach einer 
zur Vorbereitung der Steuerreformgeiege veranitalteten Statiftif 1891/92 die 
durchſchnittliche Gemeindebelaftung der 
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in 421 Städten mit nicht mehr als 10000 Ein- 

wohnern, auf die fich die damalige Statiftit 

eritredte . . 27,5 
in 963 Landgemeinden die, Slaem Kreiſe, 

als typiſche Bei — der Stati MEER runde Gr n 

Grundſteuer 85,7 F 
gelegt wurden . { Gebäudeſteuer 80,8 1438 


Während alio in den Städten die Ginfommenfteuer vor der Steuerreform 
faft dreimal jo hoc) belaftet war, wie die Grund: und Gebäubefteuer, erreichte 
die Belaftung der letztgedachten Steuerarten auf dem platten Lande ſchon früher 
2/, derjenigen der Einkommenſteuer. 


Im dritten Theile des Finanzbericht® werden die indirekten Steuern 
Preußens behandelt. 

So jehr auch die Ausführungen hierüber im einzelnen für den Fachmann 
von Intereſſe find, kann hier doc auf eine nähere Darftellung des Gegenstandes 
verzichtet werden, da die Thätigfeit der preußiichen Finanzverwaltung auf dieſem 
Gebiete hauptiächlich in der Einwirkung auf das Reichs-Finanzweſen beiteht, und 
ohne näheres Eingehen auf diefes nicht überfichtlich dargeitellt werden kann. 

Ueber die finanzielle Wirkung des während der Berichtöperiode neu erlaſſenen 
preußiihen Stempelfteuergejeged vom 31. Juli 1895 ift noch nicht viel 
zu jagen, da dasjelbe erit am 1. April 1896 in Kraft getreten ift. Während 
die Einnahmen aus der Stempeliteuer für das Rechnungsjahr 1895/96 rund 
23,2 Millionen Mark betragen haben, ftellten fich die Ginnahmen Ende des Ned: 
nungsjahres 1896/97 auf 27,4 Millionen. Man würde aber, wie der Finanz: 
bericht hervorgeht, mit der Annahme fehlgehen, wenn man dieſes Mehr ausſchließ— 
lid der veränderten Tarifirung ded neuen Gejeßes zuichreiben wollte, denn 
ein nicht umerbeblicher Theil des Mehrbetrags wird in dem Verkehrsaufſchwunge 
jeine Urſache finden, der ſich ſchon im zulegt verfloflenen NRechnungsjahre 
(1894/95 22,3, 1895/96 23,2 Millionen Ertrag) gezeigt und bereits dort zu 
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einer erheblichen Mehreinnahme geführt hatte. Inwieweit Mehreinnahmen aus 
der Stempelfteuer lediglich auf Rechnung des neuen Gejeges zu jegen fein werben, 
darüber läßt ſich ein abſchließendes Urtheil erit gewinnen, wenn die Erfahrungen 
einer längeren Reihe von Jahren vorliegen werden. 

Inſoweit dagegen mit dem neuen Stempelgejege beabjichtigt wurde, größere 
Einheitlichkeit und Weberfichtlichkeit in das ganze Stempelweien zu bringen und 
die Unficherheiten und Unklarheiten, welche über viele wichtige Fragen und Kontra— 
verjen beftauden, zu befeitigen, dürfen die Ziele des meuen Gejeges auch ſchon 
nad) der biöherigen Praxis als im wejentlichen erreicht angejehen werden. 

Ein Rüdblid auf das Vorgeſagte läßt einmal die prozentual fteigende 
Tendenz des jtaatlihen Ausgabebedarfd während der Berichtöperiode, daneben bie 
Grleihterung des Steuerdrud3 der Bevölkerung in Folge gerechterer Laſtenver— 
theilung, bei mäßiger Verminderung des Geſammtſteueraufkommens, endlich und 
troß biefer Vorausjeßungen die fortwährende Beilerung der rechnungsmäßigen 
Ergebniſſe des Staatshaushalts, ſowie der finanziellen Gejammtlage des Staats 
von Jahr zu Jahr herportreten. 

Zugleich gibt der Bericht aber auch zu erkennen, wie verkehrt ed wäre, die 
gegenwärtige günftige Finanzlage, welche zu erreichen, die foniequenteite Durch: 
führung der nad) den ungünftigen Erfahrungen früherer Jahre für richtig er- 
fannten Grundfäge im Großen wie im Kleinen erforderte, nunmehr zum Anlaß 
zu nehmen, um den dauernden Ausgabebedarf des Staatshaushalts » Etats in’s 
Ungemefjene zu fteigern oder wichtige Einnahmequellen ded Staat3 ohne gemügende 
anderweitige Dedung preiszugeben. Die ftark fteigende Tendenz des Ausgabe: 
bedarf3 auf allen Gebieten der Staatöverwaltung einerjeits, der Umſtand, daß der 
preußiſche Etat hauptjählich auf die Einnahmen aus feinen Betriebsverwaltungen, 
vor Allem auf die mit erheblichen Schwankungen verbundenen Eiſenbahnüberſchüſſe 
bafirt ift, andererjeits, endlich der jo große Umficherheit in den preußiichen Etat 
bringende Faktor des Reihöfinanzweiend müffen, was im Bolfe nody vielfach nicht 
genügend gewürdigt wird, eine pflichtbewußte Finanzverwaltung immer von Neuem 
auf vorfichtige und pfleglihe Behandlung der Ausgaben wie der Einnahmen hin- 
weilen. ine Eritifloje Befriedigung aller der Wünjche, welche ven den ver: 
fchiedenften Seiten fortgefegt an die enticheidenden Faktoren herantreten, würde 
denjelben zwar gegenwärtig größere Zuftimmung zu fihern im Stande fein, fie 
aber dem Vorwurfe Fünftiger Generationen auöfegen, daß fie aus den Erfahr— 
ungen früherer Jahre nicht® zu lernen verftanden haben. 

Ob nicht die äußerfte Grenze, bis zu welcher die Steigerung der Ausgaben 
auf der Grundlage der dauernd zu erwartenden Ginnahmen berechtigt ift, in Folge 
der nachgewieienen Vermehrung der dauernden Ausgaben bereitö erreicht, vielleicht 
ſchon überjchritten ift, wird die Zukunft lehren. Diefe Grenze wird aber gewiß 
bald überjchritten fein, wenn die wachjende Neigung, alles vom Staat zu verlangen, 
und das Drängen der nterefjentenfreife auf allen Gebieten zu jteigenden Auf: 
wendungen oder zur Verminderung der Staatdeinnahmen nicht den nöthigen 
MWiderftand an denjenigen Elementen finden, welche die dauernde Kraft des 
Staat3 zur Erfüllung feiner wachjenden Eulturellen Aufgaben feit im Auge be— 
halten, 


Die Beidhspoftdampferlinien. 


Begründung eine Gefegentwurfs zur Ergänzung der Gefege, 
betreffend Boitdampfichiffsverbindungen mit überfeeifchen Ländern. 
(Drudf. des Reichstags 9. Leg.Per. V. Sell. 1897/98 Nr. 103.) 


1. Die Aufgaben der deutichen Reihepoftdampferlinien nad Oftafien und Aujftralien 
und ihre bisherige Erfüllung. 


Für die Errichtung der Neichspojtdampferlinien war die Erwägung maß— 
gebend, daß unſere überjeeiichen Handelöbeziehungen regelmäßiger, direkter und 
jchneller Beförderungsgelegenheiten bedürfen, um ſich in gejunder und Fräftiger 
Weiſe zu entwideln und namentlic” mit dem Wettiwerbe des Auslandes gleichen 
Schritt zu halten. 

Daß dieſes Bedürfniß auf den langen Verkehrswegen nad) Dftafien und 
Australien nit wie auf dem verhältnigmäßig kurzen Wege nad) Amerifa durch 
die freie Mhederei allein zu befriedigen ift, daß vielmehr folhen Anforderungen 
entjprechende Dampferlinien bei der Koftjpieligfeit ihres Betriebed nur mit jtaat- 
licher Beihilfe unterhalten werden fünnen und auch von allen in Betracht kom— 
menden Aulturvölfern unterhalten werden, ijt bereit3 in den Erläuterungen zu 
der Rojtdampfervorlage vom 20. November 1884 (Drudjachen des Reichstags 
Nr. 16) ausgeführt worden und trifft auch heute noch zu. Derartige jchnelle 
und nad Zeit wie nad Leitung der Linie regelmäßige Dampferverbindungen 
bilden, wie die Erfahrung zeigt, dad Rückgrat des überſeeiſchen Verkehrs. Sie 
dienen vorwiegend dem Reiſe- und Poſtverkehr, für den Schnelligkeit und Regel: 
mäßigfeit Lebensbedingung ift, ſowie der Beförderung werthvollerer Induſtrie— 
erzeugnijje, die eine jchleunigere und zuverläfjigere Ueberkunft verlangen, al3 die 
geringwerthigen Maijengüter. Je entwidelter und höher Handel und Andujtrie 
zweier Länder jtehen, deſto größer it das Bedürfniß nad foldhen jchnelleren 
Dampferverbindungen. 

In der Befriedigung dieſes Bedürfnifjes durfte Deutſchland mit feiner in 
erfreulicher Entwidelung begriffenen Indujtrie, mit feiner wachjenden Macht: 
itellung im Völferleben nicht mehr, wie bis dahin, allein auf die Dienjte fremder 
Flaggen angewiejen bleiben, da nur unter der eigenen Flagge die Poſtdampfer— 
verbindungen dem heimiichen Handel und Gewerbefleiße den vollen Nuben zu 
gewähren vermögen. Die Vortheile, die man von der Errichtung eigener deut— 
iher Poftdampferverbindungen mit den ojtafiatiichen Ländern und mit Auftralien 
erhoffte, Iajjen jich etwa in folgende Süße zuſammenfaſſen: 

1. Der Berfehr Deutjchlands mit den genannten, namentlih als Abjag- 
gebiete für die Erzeugnifje der deutjchen Induſtrie wichtigen Ländern 
jollte gejteigert und dadurch die deutfche Produktion belebt, gleichzeitig aber 
auch der gejammten betheiligten deutfchen Ahederei zu rvegerer Thätig- 
feit Gelegenheit gegeben werden. 
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2. Der deutjche Handel follte bei der Beförderung und bei dem Bezuge 
jeiner Waaren von der PVermittelung der ausländischen Sciffsgelegenheit 
und des ausländiichen ZwifchengefchäftS unabhängiger gemacht und vor 
den mit jolcher Vermittelung verbundenen Nacdıtheilen, als der Umlad— 
ung der Güter im ausländijchen Hafen, der Erhöhung der Spejen, Der 
Dffenlegung der Gejhäftsbeziehungen, der Vernadläfiigung feiner Auf: 
träge zu Gunſten fremder Konkurrenten gejchüßt werden. 

3. Für den Neijeverfehr follte auf deutjchen Schiffen mit deutjchen Eins 
richtungen eine jchleunigere, hinter den fremden Dampferlinien nicht 
zurüdjtehende Beförderungsgelegenheiten geboten werden, wie ſie die ohne 
jtaatliche Beihilfe arbeitende private Rhederei Deutſchlands nad jenen 
Ländern nicht leiften Eonnte. 

4. Der Poſtverkehr, insbejondere der Korrejpondenzverfehr, jollte nicht mehr 
auf die fremdländifchen Hilfsmittel allein angewieſen bleiben. 

Die Grundlage für die Einrihtung der Poitdampferverbindungen mit Dit: 
afien und Aujtralien bildet das Gejeh vom 6. April 1885 (Reichs-Geſetzbl. S. 85), 
nebjt den Ergänzungsgejegen vom 27. Juni 1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 275) 
und vom 20. März 1893 (Reichs-Geſetzbl. S. 95). Die Ausführung der 
Fahrten wurde dem Norddeutichen Lloyd auf 15 Jahre mitteljt Vertrags dom 
3./4. Juli 1885 übertragen, zu welden unterm 10./15. Mai 1893 ein Nach— 
tragsvertrag abgeſchloſſen wurde. 

In welcher Weije die deutſchen Neichspoftdampferlinien hiernach geitaltet 
find, in welchem Maße fie den an fie geitellten hauptjächlichiten Anforderungen 
entjprochen haben und nach welcher Richtung hin fie eine Ausgejtaltung bedürfen, 
um ihre Aufgaben voll zu erfüllen, fol in dem Folgenden näher dargelegt 
werden. 

Es werden unterhalten: 

A. eine Hauptlinie zwifchen Bremen und China (Shanghai) in direktem vier: 
wöchentlichen Verkehr über Antwerpen, Southampton), Genua, Neapel, 
Port Said, Suez, Aden, Colombo, Singapore, Hongkong anjchließend: 

a) von Hongkong aus eine Bweiglinie in vierwöchentlichem Verkehr mit 
Japan (Volohama), 

b) von Singapore aus eine Zmweiglinie in achtwöchentlihem Verkehr mit 
dem deutſchen Schußgebiete von Neu-Guinea; 

B. eine Hauptlinie zwiſchen Bremen und Aujftralien (Sydney), in direktem 
vierwöchentlichen Verkehr über die unter A genannten Anlaufhäfen bis ein= 
ihlieglih Colombo nnd dann weiter über Freemantle (bis vor Kurzem 

Albany), Adelaide, Melbourne. 

Die Geſchwindigkeit der Fahrten muß betragen: 

1. auf der ojtajiatifhen Hauptlinie mindeiten® 12 Knoten, zwijchen Neapel 
und Colombo jedoch mindeſtens 12,, Knoten; 

2. auf der auftraliichen Hauptlinie mindeitens 11,, Knoten, zwijchen Neapel 
und Colombo jedoch mindejtend 12, Knoten ; 

3. auf der japanischen Anjchlußlinie mindeitens 11,, Knoten; 

4. auf der Neu-Guinea-Linie mindejtend 9 Knoten. 

Für die feit dem 1, April 1893 neu in die Hauptlinie eingejtellten Schifre 
iit eine Gejchwindigfeit von mindeitens 13,, Knoten für die Streden zwijchen 
Suez und Shanghai beziehungsweife Sydney vereinbart. 


) In Southampton werden Waaren nicht aufgenommen. 





Die Reichspoftvampferlinien. 857 


Die für Ausführrng diefer Fahrten vom Neiche gezahlte Beihilfe beträgt 
4 090 000 Me. jährlich. 

Nah der Statiſtiſt des Neichspoftdampferverfehrs hat der durch die vor— 
bezeichneten Linien vermittelte Gejammtiwaarenverfehr, die Aus- und die Heim: 
reife zufammengenommen (ohne Edelmetalle und Kontanten) fich im zweiten Be- 
triebsjahre 1888 (für welches eine volljtändige Statiftif zum erjten Male auf- 
genommen worden iſt) auf 58477 Tonnen (zu 1000 kg) im Werthe von 
ME. 74 515000 belaufen, und ijt bis zum Jahre 1896 auf 166 575 Tonnen 
im Werthe von 160 430 000 ME. gejtiegen. Der Waarenverfehr Hat jich alſo 
dem Gewichte nad) annähernd verdreifacht und dem Werthe nad mehr als ver- 
doppelt. 

Bon dem Gejammtverfehr entfielen auf die 


Ausreise: 
1888.... 27369 Tonnen im Werthe von 33 199 000 ME, 
1896.... 89 148 j pr . „ 714433000 „ 
N 
1888. 31 108 Tonnen im Werthe von 41 316 000 ME. 
1896.... 66427 , „ 85 997 000 „ 


Auf die einzelnen Linien vertheilte ſich der Verkehr in nachſtehender Weiſe: 


I. Oſtaſiatiſche Linie (einſchließlich der Anſchlußlinien). 
Geſammtverkehr: 


1888.... 34290 Tonnen im Werthe von 48 188 000 Mt. 

1896.... 78986 5, u 0% m100898000 „ 
Ausreiſe: 

1888.... 18828 Tonnen im Werthe von 19 408 000 ME. 

1896.... 45 364 — * — „ 45565 000 „ 
Heimreife: 

1888.... 15462 Tonnen im Werthe von 28 780 000 ME. 

1896.... 33 622 — „ 55333 000 „ 

Auftralifche £inie. 

Gejammtverfehr: 

1888.... 24187 Tonnen im Werthe von 26 327 000 Mi. 

1896.... 87589 5 u 0m m 59532000 „ 
Ausreiſe: 

1888.... 8541 Tonnen im Werthe von 13 791 000 ME. 

1896... . 43 784 , 28868 000 „ 
Dee 

1888.... 15646 Tonnen im Werthe von 12 536 000 ME, 

1896. 43805 „ 30 664 000 , 


Diefer Waarenvertehr der Heichspoftdampfer umfaßt freilich nicht ausſchließ— 
ih die Beförderung deutjcher oder für Deutjchland beitimmter Waaren. Biel- 
mehr entfällt ein Theil des Neichspoftdampferverfehrd auf Güter ausländischen 
Urfprunges und ausländischer Bejtimmung, wobei der Umjtand von wejentlichen 
Einfluß iſt, daß nach unjerer geographiihen Lage das Anlaufen eines ausländi- 
hen wejtlihen Hafens im Interefje unferer heimifchen Induſtrie, eines Mittel- 
meerhafens im Intereſſe des Poſt- und Reiſeverkehrs unvermeidlich iſt. Es be- 
trugen die Antheile des deutjchen und des ausländiichen Waarenverfehrs im 
Jahre 1896: 
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1. im Gefammtverkehr aller Linien: 


a) Aus und DRS IEIRIERBEN ausländiic: 
t 
104 570 Tonnen zu 77 566 000 ME. 62 005 Tonnen zu 82864 000 Me. 
b) Ausreiie: 
59552 Tonnen zu 48134000 „ 29 586 E „31299000 
c) Heimreife: 
45 018 Tonnen zu 34432000 „ 32 409 5 „51565 000 , 


2. auf der oflafiatifchen Linie: 
a) Aus und Heimreijezujammen: 


49 712 Tonnen zu 44 054 000 Mt. 29 274 Tonnen zu 56 844 000 ME. 
b) Ausreiſe: 

31 984 Tonnen zu 25 943 000 , 13 380 R „ 19622000 „ 
e) Heimreife: 

17728 Tonnen zu 18111000 „ 15 894 5 „ 37222000 „ 


3. auf der auftralifchen Linie: 
a) Aus» und Heimreife zuiammen: 


54 858 Tonnen zu 33512 000 Mt. 32 731 Tonnen zu 26 020 000 Mt. 
b) Ausreiſe: 

27568 Tonnen zu 17191000 „ 16 216 z „ 11677000 „ 
c) Heimreiſe: 

27290 Tonnen zu 16 821 000 „ 16 515 A „ 14343 000 „ 


Bei der Würdigung diefer Antheilsziffern it zumächit in Betracht zu ziehen, 
daß in den ausländiſchen Berjdiffungshäfen, insbejondere in Antwerpen, 
die Aufmachung einer in der hier fraglichen Beziehung völlig zuverläfligen 
Statiftif nicht unerheblichen Schwierigkeiten begegnet: denn der größte Theil der 
Waaren iſt Konmifjionsgut, welches den Linien von den Speditionshäufern im 
Verſchiffungshafen zugeführt oder abgenommen wird, ohne daß dieje Neigung 
haben, Bezugsquellen oder Bejtimmung ftet3 genau zu deflariren. Ju Ermangel- 
ung anderweitiger Angaben muß aber dad Domizil des abjendenden beziehungs: 
weije empfaugenden Speditionsgejchäft3 als Urſprungs- beziehungsweije Be— 
ftimmungsort gelten, Dazu fommt, daß die Konnofjjemente zumeijt auf Order 
geitellt zu fein pflegen, die endgiltige Beltimmung der Waare daher nicht 
erfennen lajjen. Bei einer für einen heimfehrenden Dampfer probeweije vor— 
genommenen Ermittelung lauteten die Konnojjemente für Antwerpen bei 61,, Proz. 
der Waarenpojten auf Order, während nur bei 38,, Prozent die Empfänger 
jelbjt benannt waren. 

Selbjt wenn man aber davon abjieht, daß bezüglich einzelner ausländiicher 
Häfen das thatjähliche Verhältniß zwilchen dem deutjchen und dem fremden An— 
theil am Waarenverfehre ſich möglicherweile günjtiger geitaltet, als durch die 
Statijtit nachweisbar ift, jo ergibt fich ſchon aus den vorjtehenden Ziffern, daß 
die in den Reichspojtdampfern gebotene Beförderungsgelegenheit in überwiegenden 
Maße dem deutjchen Handelöverfehre zu gute fommt. Es überfteigt nämlid der 
deutijche Waarenverfehr dem Gewichte nad) den ausländischen Verkehr auf allen 
Linien und nad allen Richtungen hin. Im Gejammtverfehre beider Linien, 
Aus» und Heimreife zufammengenommen, jtellt ſich das Berhältniß auf 62,, zu 
37,, Prozent. Dem Werthe nad ilt allerdings im Gejammtverfehre (Aus: 
und Heimreife) auf beiden Linien zufammen und auf der ojtajiatiichen, nicht 
aber auf der aujtralifchen Linie der ausländiihe Waarenverfehr etwas höher als 
der deutſche. Es ift aber wichtig und bedarf der Hervorhebung, daß auf der 


Ausreije auch der Werth der deutichen Waaren, d. h. der Ausfuhr der 
deutſchen Smdujtrieerzeugnifje, deren Förderung die wichtigere Aufgabe der Reichs— 
pojtdampferlinien bildet, den Werth der ausländischen Waaren auf allen Linien 
iiberjteigt, und zwar auf der ojtajiatijchen Linie mit 56,, gegen 43,, Prozent, 
auf der aujtraliichen mit 59,, gegen 40,, Prozent, auf beiden Linien zufamnten: 
genommen mit 58,, gegen 42,, Prozent. Der hervorragende Antheil des aus— 
ländifchen Waarenverfehrs bejchränkt fich daher im Wejentlihen auf den hohen 
Werth der auf der Heimreije, insbejfondere auf der ojtajiatijchen Linie, dem 
Auslande zugeführten Waaren, d. 5. Rohmaterialien, und finder feine natürliche 
Erklärung in den hohen Werthen der in Genua zur Ausladung gelangenden, für 
Italien, Südfranfreih und die Schweiz bejtimmten Seidenverjchiffungen aus Djt- 
alien, von denen 1896 für 13695000 ME. aus Ehina und für 6423 000 ME. 
aus Japan bezogen wurden und jajt ausjchließlih nad dem Auslande gingen, 
Neben diefen Seidenverjchiffungen fommen an hochwerthigen Sendungen nod) die 
zum größeren Theile nach dem Auslande gehenden Verſchiffungen von Sumatra 
tabad und Zinn von Malacca und niederländijch Indien in Betracht, 
So wünſchenswerth e3 auch unter gewijjen Gejichtspunften wäre, die Reichs— 
pojtdampfer ausjchließlih dem deutjchen Waarenverfehre zu gute kommen zu 
lajjen, jo erjcheint die Herbeiführung eines jolhen Zuftandes doch unerreichbar, 
namentlich jolange es, wie bereit3 hervorgehoben, unvermeidlich ijt, aus Rück— 
jicht auf einen Theil der deutjchen Induftrie einen weſtlich gelegenen ausländijchen 
und aus Nücjicht auf den Poſt- und Reifeverfehr einen Hafen des Mittelmeeres 
anzulaufen. Da, wo deutſche Güter neben ausländischen zur VBerjendung ge: 
langen, it Sorge dafür getragen, daß die deutjchen Güter, ſoweit ausführbar, 
jedenfall aber bei gleichzeitiger Anmeldung den Vorzug vor den fremden haben. 
Auf diefe Weife jind die ausländifchen Güter als ein willkommener Zus 
wach3 für die Alimentation der Neichölinien anzujehen, der es ermöglicht, auch 
für den deutjchen Waarenverfehr die Tarife billiger zu gejtalten, und der nament= 
lich injfoweit bereitwillig aufzunehmen fein wird, alö er, wie 3. B. die in Genua 
geladenen und gelöjchten Güter, deutichen Produkten überhaupt feine Konkurrenz 
bereitet. Auch ohne das Anlaufen fremder Häfen würde es übrigens nicht durch- 
jührbar jein, die Beförderung ausländischer Güter völlig auszuſchließen, da auch 
über die deutjchen Verjchiffungshäfen ſolcher Güter — fei e8 aus den nordiichen 
Seejtaaten oder den ſüdöſtlichen Hinterländern — ihren Weg nehmen. Die 
deutichen Pojtdampferlinien jtehen übrigens in der Frage nicht wejentlicd anders 
als die privaten deutſchen Nhedereien und die englijchen Poitdanıpferlinien, welche 
feßtere insbejondere über Antwerpen große Mengen beigijcher Induftrieerzeug- 
niffe und manche deutjche Güter heranziehen, die gegenwärtig noch wegen Ueber— 
füllung der deutjchen Dampfer nicht mit diejen befördert werden fünnen oder 
wegen des langen ziwijchen den einzelnen Erpeditionen liegenden Zwiſchenraumes 
eine frühere Verjchiffensgelegenheit über England ſuchen. 
Auch die Steigerung des deutſchen Waarenverfehrs auf den Reichslinien 
in der Zeit von 1888 bis 1896 für ſich betrachtet, muß al3 eine erfreuliche be— 
zeichnet werden. Denn es jtieg die Beförderung deutſcher Waaren auf der Außreife: 
a) auf beiden/Linien zujammen von 24868 000 ME. auf 43 134000 ME, 
d. i. um 18266 000 ME. oder 73,, Prozent, 

b) auf der ojtaftatiichen Linie von 15450000 ME. auf 25943000 ME, 
d. i. um 10493000 ME. oder 67,, Prozent, 

ce) auf der auftraliihen Linie von 9418000 Mf. auf 17191000 ME, 
d. i. um 7773000 ME. oder 82,, Prozent. 
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Auf der Heimreife iſt der Zuwachs des für Deutjchland beitimmten Waaren= 
verkehrs nod größer; er belief ſich 

a) auf beiden Linien zufammen bei 10797000 ME. und 34 432000 ME. 

auf 23635 000 ME. = 218,, Prozent, 

b) auf der oftafiatifchen Linie bei 6023000 ME. und 18111000 Mk auf 

12088000 ME. — 200,; Prozent, 

e) auf der uuftraliihen Linie bei 4774000 ME. auf 16321000 ME. 

11547000 ME. = 241,, Prozent. 

Der Zuwachs, welchen der Güterverkehr auf den Reichspoſtdampfer— 
linien im Laufe der Jahre genommen hat, jpiegelt jich auch in der Erweiter- 
ung ded allgemeinen Handelsverkehrs Deutjchlands mit den Beltimmungs- 
ändern der Neichslinien wieder. 

Im Spezialhandel unter Ausjchluß des Kontantenverfehrs betrug 


die Ausfuhr aus dem Bollgebiet 
a) nach China: 


1889 . . . 249835 Doppelzentner im Werthe von 24 239 000 M 
1896... 341 608 u 5 465 266 000 „ 
Zunahme... 91773 Doppelzentner im m Üeribe von 21 027 000 M — 86,:"/o von Werth, 
b) nad Japan: 
1889... 397437 Doppelzentner im Werthe von 18 529 000 M. 
1896 ... 726469 P „ 35611000 „ 
Zunahme .... 829032 — — im Werthe von 17 082 000 M. = 92,:"/o vom Werth, 
e) nah Britfſch-Auſtralien: 
1889... 854 ale Doppelzentner im Mertbe von 21 255 000 M. 
1886 .. 1213398 2 ” „ 29247000 „ 


Zunahme .. 858585 Doppelsenimer I im Werthe vun 7992 000 M = 37,6°/o vom Werth 


die Einfuhr uad dem Bollgebiet 


a) aus China: 
1889... 92513 Doppelzentner im MWertbe von 8444 000 M. 





1896... 144655 PR R „. 19973000 „ 
Zunahme... 52142 Bonodseniner In Werthe von 11 529 000 — = 136 ,5°/o vom Werth 
b) au8 Japan: 
1889... 34822 Toppeljentner im Werthe von 3460 000 M. 
1896 ... 1318383 a " „9090000 „ 
Zunahme... 96561 Doppeljentner im | Sertbe von 5630 000 4& = 162,7" vom Werth, 


c) aus Britifh-Nuftralien: 
1889... 239676 Doppelzentner im Werthe von 34 458 000 M 


1896 ... 897 __897 106 n „ 108 204 000 , 
Yunahme ... 657480 Somcheuinsrh im n Wertbe von 68 746 000 % == 199,5" /o vom Wertb; 


der Gefammthandel 
a) mit China: 





1889... 342348 Doppelzentner im MWerthe von a 683 000 Mk 
1896 ... 486 263 Rn J 5239000 , 
Zunahme .. 486263 % Sopeheniner im m Mertbe von = 556 000% — 99,°/ vom Wertb, 
b) mit Japan: 
1889... 432259 Doppeljentner im Wertbe von a > 000 M. 
1896 Bü 857 852 n " 1000 „ 





Zunahme . 425 593 Doppeisentner In im Werthe von * ee 000 M. = 103,5°/o vom Wertb- 
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e) mit Britiih- Auftralien: 
1889 . 594 489 Doppelzentner im Werthe von 55 713 000 M 
1896 .. 2110504 Pr „ 132451000 „ 


Zunahme... 1516015 — — im m Wertbe von 76 738 000 M = 137,7°/o vom Werth. 
Auch Ye Waarenverfehr Deutichlands mit den Strait3 Settlements (Singa— 
pore) hat jich ausweislich der britiihen Kolonialſtatiſtik ſeit Einrichtung der 
Neichspoitdampferlinien wejentlic gehoben. Es betrug 
a) die Einfuhr aus Deutjhland: 


1886... . 273888 Pfund Sterling (20,5 ME) = 5587 000 ME. 

1895... . 324602 „ = 6622000 „ 
b) die Husfuß nad Deutichland: 

1886. . 238 282 Pfund Sterling = 4861000 Mt. 

1895... . 504029 ö " = 10282000 „ 
ec) der Gejammihandel: 

1886... . 512170 Pfund Sterling —= 10448000 Mt. 

1895... . 828631 — Mr = 16904000 „ 


Bon dem Handel mit den vorgenannten Ländern entfällt natürlich nur ein 
Theil auf die Neichspojtdampfer jelbjt. So betrug 1896 der Antheil der Reichs: 
pojtdampfer am der deutjhen Ausfuhr nad China 16897000 ME. 37,, Proz., 
nach Japan 6446000 ME. = 18 Prozent, nad) Aujtralien 15857000 ME. 
— 54,, Proz., und im Jahre 1895 an der Ausfuhr nad) Singapore 1327000 Me. 
= 20 Prozent. 

Mit dieſem Antheil und mit den nach den übrigen Anlaufhäfen bejtinnmten 
Gütern, war die Transportfähigkeit der auf der Ausreife faſt jtet3 voll geladenen 
Poſtdampfer erjchöpft. Was darüber hinaus der Giteraustaufh mit Dftafien 
und Aujtralien zugenommen hat, it anderen Beförderungsunternehmungen, 
namentlich der jubventionirten deutjchen Rhederei, zugefallen. Gerade hierin 
zeigt fich, wie die den Handel belebende Thätigfeit der Reichspoſtdampfer nicht 
nur ihnen allein zum Nutzen gereiht. Die regere Geitaltung der Beziehungen 
an jich, das gejteigerte VBedürfnig nad umfangreicherem Giteraustaufch und die 
weſentlich darauf zurüchvirfende Entwicelung des perjönlichen Verkehrs zwijchen 
den betheifigten heimischen und überjeeichen Handelskreiſen, ijt vornehmlich den 
Neichspojtdampfern zu danken. Sie jelbjt werden ſich aber nach ihrer durch die 
Zweckbeſtimmung bedingten Bauart, jowie nad) den furzbemejjenen Aufenthalts: 
zeiten in den Anlaufhäfen mehr oder weniger darauf zu beſchränken haben, neben 
dem Poſt- und Perſonenverkehr den Güteraustauſch für dle werthvolleren oder 
cilbedürftigen Waaren zu bewirken. 


Schon ein Vergleich des durchſchnittlichen Werthes der Ausfuhr Bremens 
und Hamburgs nah Djtafien und Auſtralien zeigt, wie erheblich werthvoller die 
Güter find, die den über Bremen führenden Weg der Neichspoftlinien nehmen. 
Es betrug nämlich nad der amtlichen Statijtit der genannten beiden Hanſeſtädte 
der Werth der Ausfuhr für den Doppelzentner 

nad China: 

in Bremen in Hamburg 


1889. . . . 108, ME 74, Mt. 

1808: ...... « 417. , 88, „ 
nah Japan: 

1888.... 80 5 — 


JJ 5: > 8. 
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nach Auſtralien: 
in Bremen in Hamburg 
1889. . . „86, Mt. 38,, ME. 
IBIB. Sr Ma TR 
Aber auch ein Einblid in die Tabellen über die wichtigiten mit den Reichs— 
pojtdampfern beförderten Gegenjtände bejtätigt ed, daß gerade werthvollere 
deutjche Indujtrieerzeugniffe die Verjendung mit diefen Dampfern geſucht haben. 
So wurden im Jahre 1896 auf der Ausreiſe befördert: 














: davon 
im Ganzen aus Deutichland 
für Mart für Mart 
a) nach Ehina und Nee | | 
DOM. > 22 0a : A: 175000 149 000 
Jar maaren rennen... 51600 | 4826000 
rabt und Siacheldraht a u an A ae 539 000 | 474 000 
Nadeln. . EEE HR 2257000 | 2267 000 
Danufattunnaaren Sa EN re a Fe 6828000 ı 2416 000 
Ligen . . ar a en wer ze mn 434 000 | 434 000 
Knopfivaaren . FIR F 5* 293000 | 263 000 
Be nt 581000 | 579000 
RI Se N ee ne a 759000 | 216 000 
Slaswaaren - - Ba an Aa N x 514 000 | 134 000 
Meiling und Meſſingwaaten — en ae 378000 376 000 
Nidel — Nickelwaagtffen. nen 143 000 134 000 
Lamp a ee ae a Re 330 000 319 000 
Eiien- —* Siahiwaaren — 487 000 430 000 
Drabtitifte uud Nägel . a re 333 000 | 311 000 
Leder und Lederwaaren.. | 153000 144 000 
SDOUSBER: 15, 3. = fe ae ee 207 000 207 000 
BER 5 a ee Be 638 000 610 000 
Tr TE EEE EEE 172 000 137 000 
Gewehre . De ee 465 000 464 000 
Silber und Silberwaaren | 254 000 249 000 
b) nad Sapan: | 
Drogen . ER az | 557.000 484 000 
ge waaren . . ' 1862000 | 1367000 
rabtitifte und Nägel . 150 000 | 142 000 
Manufalturwaaren . 2 2 2 nn nn j | 3871000 | 2395000 
Buder . een 1600 187 000 
Papier⸗ und Bappwaaren a EB. SH San aate Air rt 114 000 104 000 
ollgarn ee Fa a 298 000 294 000 
Inftrumente und Apparate a e 252 000 242 000 
11177 Ms ee ar re a: 242 000 121 000 
Elektriſche Glühlampen. nen 73 000 73 000 
ec) nad Aujtralien: | 
BE Se ee a ee en a 529 000 405 000 
Far mwaaren . SE NE GEHE | 253 000 209 000 
Maichinen und Maschinentbeile . 946 000 879 000 
Draht und Stadheldraht - - 222022. 1664 000 1 655 000 
Eiſen- und Stablwaaren : . > 2 2 2 2.020... 5.1004 000 799 000 
Drabtitifte und Nägel: » = = 22 nn 280 000 234 000 
Manufakturwaaren. 2.072000 1510 000 


Stenmpfwaoten - . » = 2 0 ae ven. 1 753 000 1 734 000 
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ZZ ————_——_—_—_——————en nn nn mn nn nn ng 


im Ganzen 


für Dart 


davon 
aus Deutichland 


für Mart 





(e. nah Auftralien:) 
Leder, ſowie Leder- und — 
Tabad und — 
Bier.. 
Hopfen . ; 
Slaswaaren . 
Hohlglas 
Bürftenwaaren . . 
olamentier- uud Snopfraaren 
leidungsitüde meiſt Korietts) . 
brräder . . or 
nitrumente und Apparate ß 
Pianos . . 
andere Dufiinftrumente ’ 
Kurzmwaaren . 
Spielwaaren . 








} 


| 





1 782 000 
919 000 
623 000 
219 000 
362 000 
178 000 
200 000 
404 000 
242 000 
895 000 


Bezogen wurden mit den Reichöpojtdampfern namentlic) 


a) aus be und —————— 


Bettfedern - 

Häute und Felle. 
Baummolle 

Seide und Scivenabfälle . ; 
une i 


b 
Tabad . . 
Galläpfel . 

inn 

ummi und Öuttaperdn 
Gambier BG ; 
Boriten. . 
Strohmwaaren und Matten 
Sago und Sagomehl 
Kaneel und Zimmt . 
Pfeffer . 


Aetherifche Oele . 


b) aus Japan: 


feine Holz- und Brouzewaaren ıc. . 
Seide und Seidenabfälle . ; 
Seidenwaaren . 

Kupfer und Kupferplatien 
Blumenzwiebeln - . 

Strohmwaaren und Matten 


c) aus Aujtralien: 


Ere. . . 
Silberblei . 

Kupfer . . 

Häute und Belle 
Wolle . . 

Talg 

Ninde Mimofenrinde) . 


J 
J 
| 
) 


i 
1 








1 631 000 
3 813 000 
854 000 
13 695 000 
77000 
3410 000 
4 176 000 
1.097 000 
2 672.000 
231 000 
173 000 
484 000 
341 000 
311 000 
246 000 
101 000 
159 000 


981 000 
6 423 000 
516 000 
725 000 
478 000 
218 000 


1 283 000 
710 000 
472 000 

5 816 000 

14 802 000 
152 000 
345 000 


680 000 
525 000 
619 000 
192 000 
161 000 


1591 000 
1799 000 
803 000 
968 000 
413 000 
2 372000 
480 000 
921 000 
141 000 
203 000 
113 000 
421 000 
286 000 
91.000 
91 000 
78 000 
82 000 


126 000 


172.000 
665 000 
51 000 
79 000 


1 104 000 
31000 

266 000 
‚958000 
9 327 000 
102 000 
564 000 
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Gerade in den vorangegebenen Artikeln iſt aber aud die allgemeine Aus— 
juhe und Einfuhr Deutichlands im Verfehre mit den ojtajiatiihen Ländern und 
Auftralien gejtiegen. So hat u. U. zugenommen 


die Ausfuhr 




















| 


| 
| von 1889 zu 1896 
| Mart Mart 
a) nah China: | | 
Baummolle und Baummollwaaren ._. | 406 000 1.095 000 
insbejondere Rofamentier- und nopfmacherivanren | 116 000 | 437 000 
Drogerie, Apotheter- und FFarbwaaren . ' 5281 000 9 341 000 
insbejondere Anilin- und — Torerfarbitofi | 3973000 | 7755 000 
Eiſen und Eifenwaaren , . "7511000 18 145 000 
insbeiondere: 
Drabtitifte . . 287 000 384 000 
Näbnadeln, Näbmakchinennabein . ; 2 919 000 7 064 000 
feine Gifenwaaren . 465 000 74 000 
Maichinen . —JFJ 26 000 204 000 
11: — N 117 000 666 000 
Brillen, Opernguder 42 000 143 000 
Bier in Flaichen . 155 000 553 000 
fondenfirte Milch _ 160 000 
Seifen und Parfümerien . 118 000 318 000 
Molle und Wollwaaren . 5 967 000 7 976 000 
b) nah Japan: 
Drogerie, Apotbeter und Farbwaaren . 2 383 000 4 923 000 
insbejondere Anilinfarben 480 000 2 029 000 
Eiſen — — 4 912 000 5 659 000 
— MER, | 788 000 1 647 000 
Eiſendraht . . | 237 000 874 000 
Maichinen . | 526 000 748 000 
Ubrfournituren 4000 507 000 
Übren . f 44 000 384 000 
ih und d Öuttaperdamaaren 125 000 259 000 
Malz ; j 36 000 130 000 
Spiritus 25 000 321 000 
Buder _ 3 381 000 
Papier umd Rappmwaaren . 805 000 2.043 000 
Molle und Wollmwaaren | 5 838 000 12 369 000 
e) nad Auftralien: 
Baummolle und Baummollmaaren 506 000 2 556 000 
insbefondere Strumpfwaaren 198 000 1 976 000 
Pofamentier- und —————— 30 000 209 000 
feine Bürftenbinderwaaren 420 000 1.060 000 
Eiſen- und Eifenwaaren . 3 166 000 6 772 000 
inbejondere: 
Eiſendraht 2 010 000 3 495 000 
— Eiſenwaaren 447 000 1424 000 
rahtſtifte 223 000 735 000 
feine Eiſenwaaren. 160 000 337 000 
Getreideſaat und andere Sämercien n 113 000 294 000 
Glas und Glaswaaren A 213 000 365 000 
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= 
von 1889 zu 1896 
Mart Mart 

(e. nah Auftralien:) 
Kurzwaaren (insbeiondere — 838 000 1312 000 
Leinen und —— 63 000 169 000 
ier . 160 000 928 000 
Stänte | 1.000 179 000 
Borzellanwaaren . 209 000 434 000 

die Einfuhr | 

a) aus China: 
Rohe Baummolle 76 000 982 000 
Galläpfel \ 1079000 1439 000 
Kampher 823 000 1626 000 
Pettiedern . | 1175 000 2 443 000 
Boriten. . 279 000 3 089 000 
Schmudfedern . ; 13 000 213 000 
Häute und Felle. R 380 000 | 1 870 000 
— und inmtafi ia. 131 000 455 000 
| 1202000 | 2733 000 
Robieide . ’ | 90 000 523 000 
Stroh. und Baſtwaaren 356 000 1688 000 
b) aus Japan: 
Galläpfel ee 80 000 440 000 
Kampher . . 384 000 854 000 
Berlmuichelichalen a : 243 000 604 000 
eine — doizbronie 208 000 369 000 
Kupfer . i — 1 820 000 
Neid. . . 41 000 246 000 
Fiſchthran — 120 000 890 000 
Seide und Seidenwaaren . 46 000 172 000 
Stroh: und Baltwaaren 27 000 515 000 
Borzellanwaaren . 84 000 115 000 
ce) aus — Lo 

Stublrobr . | 1227 000 4 810 000 
Zinn. . 85 000 2074 000 
Sambier | 1 170 000 2931 000 

d) aus en —— | 
Rohtabad [ 6 477 000 39 839 000 
Zinn 189 000 3 418 000 
Kaffee 9481000 27 229 000 

e) aus Aujtralien: | 
Gue . 1198 000 4.398 000 
Häute und Felle . | 25 000 1 466 000 
Berlmutterichalen | 54 000 196 000 
Kupfer . ; 69 000 181 000 
KO 2%: 5. 409 000 1 786 000 
Iheer und Harze 131 000 771000 
Scafwolle. 31 477 000 93 074 000 
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Auch darin ijt ein Fortjchritt des deutfchen Handel mit China und Japan 
zu verzeichnen, daß die Zahl der dort ſeßhaften deutjchen Firmen ſeit der Ein— 
rihtung der Pojtdampferlinien in China von 56 auf 92, in Japan von 38 
auf 57 gejtiegen iſt. 

Lafjen ſchon die vorjtehenden Darlegungen erfennen, daß im Handelsver— 
fehr mit den überjeeiihen Bejtimmungsländern die freie deutjche Rhederei noch 
ein weites Feld der Thätigfeit neben den Reichspoſtdampfern offen behält und 
aus der durch dieſe angeregten Steigerung des Handelsverfehrd wejentlide Vor— 
theile ziehen kann, fo bejtätigt sich diefe Annahme bei einer Prüfung der Bes 
triebsverhältniffe der vornehmlich in Betracht fommenden Rhedereien. E3 handelt 
ji Dabei einmal um die den Verkehr mit Oſtaſien beziehungsweije Aujtralien 
vermittelnden beiden großen hamburgifchen Danıpferlinien, nämlich die Deutjche 
Dampfihiffsrhederei (Kingjin= Linie) für Dftafien und die Deutjch- Aujtralijche 
Dampfichifffahrtsgejellichaft für Aujtralien, jodann aber um die in der oſtaſiati— 
ſchen Küjtenfahrt bejchäftigten, hauptjählich in Hamburg, der Provinz Schleswig- 
Holjtein und in Cöln anſäſſigen NAhedereien. 

Bon dieſen Rhedereien hat jih nur die Kingjin-Linie im Gegenjage zu der 
die Gejammtinterejjen des hamburgijchen Handel und der hamburgijchen Schiff— 
fahrt vertretenden Handelsfammer gegen die Erweiterung der Reichspoſtdampfer— 
linien au&gejprocden, indem ſie Befürchtungen wegen einer Beeinträchtigung ihrer 
Interejjen durch die reichsjeitige Unterftügung der fonfurrirenden Linie des Nord— 
deutijchen Lloyd geltend machte. Dagegen hat die Deutſch-Auſtraliſche Dampf— 
Ihifffahrtsgejellichaft anerkannt, daß unter gewifjen, namentlich auf die Tarif- 
normirung bezügliden Borausjeßungen, die jubventionirten Poſtdampfer und die 
nicht jubventionirten Frachtdampferlinien erfprießlic neben einander arbeiten 
werden. Auch aus den Kreiſen der an der ojtajiatiichen Küftenfahrt betheiligten 
deutjchen Rhederei wird über eine der eigentlichen Küſtenſchifffahrt jchädliche Kon— 
furrenz der Neichspojtdampfer nicht geklagt. Nur ift von einzelnen Seiten ber: 
vorgehoben, daß jeit Einrichtung der Neichspoftdampferlinien die Küftenjchiffe bee 
der im längeren Zeitabſtänden erfolgenden Heimfehr nad) Europa geringer: 
Frachten erzielen, wogegen don anderer Seite aus diejem Kreiſe gerade eine Bei 
lebung des eigentlichen Kijtenfahrtbetriebs von der Erweiterung der Reichspoſt- 
inmpferlinien erhofft wird. 

Zur Beurtheilung der Frage, ob inwieweit die Neihspojtdampfer einer Ent— 
wicelung des Betriebs der genannten Rhedereien hinderlic; gemwejen jind, mag 
nur darauf bingewiejen werden, daß die Flotte der Kingſin-Linie jeit dem Jahre 
1885 von 11 Schiffen mit einem Bruttoraumgehalt von 15 773 Negijtertons bis 
zum Beginne des Jahres 1897 auf 15 Schiffe von 51348 Regiſtertons ges 
wacjen, und die Güterbeförderung nad eigenen Angaben der Rhederei auss 
gehend jeit 1886 von 38849 Tonnen (zu 1000 kg) auf 91847 Tonnen im 
Jahre 1895, einfommend in der gleichen Zeit von 36672 englifchen Tons (zu 
40 Kubikfuß) auf 93066 Tons gejtiegen it. Dabei hat auf diefer Linie die 
Zahl der Fahrten, welde nriprünglid in monatlihen Zeitabjtänden, jeit 1885 
alle 20 Tage erfolgten und jegt in zweiwöchentlicher Wiederkehr jtattfinden, eben 
jals zugenommen. Die Flotte der Deutjch= Auftraliihen Dampfſchiffahrtsgeſell— 
ſchaft beſtand 1890 aus 7 Schiffen mit einem Bruttogehalt von 19492 Regiſter— 
tons, zu Anfang 1897 aus 9 Schiffen von 33428 Regiſtertons, während die 
Gitterbeförderung nad Auſtralien 1890: 41149 Tons, 1895: 40229 Tons bes 
trug. Der Verkehr deutſcher Schiffe mit Dftajien und Auftralien iſt denn aud) 
jeit den Jahre 1886 beträchtlich gejtiegen. Er betrug im Verkehre mit 
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China und Japan: 1886 . . . 83915 Negijtertong, 
1895 . . . 219392 n 
Auftralien: 1886 . . . 57680 R 
1895 . . . 159870 ; 

Betreff3 der Verhältniffe der deutjchen Küſtenſchifffahrt in Oſtaſien, die im 
Laufe der legten Jahre vielfach gejhwanft haben, und zu Anfang der neunziger 
Jahre entjchieden zurücdgegangen waren, iſt zu bemerken, daß der Raumgehalt 
der in den chinefiihen (der fremden Schifffahrt geöffneten) Häfen verfehrenden 
Schiffe dentiher Flagge im Jahre 1888: 938164, im Jahre 1895: 1461803 
Regiſtertons betrug, mithin während der Gefammtheit des Beſtehens der Reichs: 
pojtdampferverbindung nicht unerheblid zugenommen hat. 

Bei den Berhandlungen über die vorjährige Reichstagsvorlage ijt von ver— 
ichiedenen Seiten die Beſorgniß ausgejproden, dat die Reichspoſtdampferlinien 
dazu dienten oder dienen fünnten, die Zufuhr landwirthichaftliher Produkte aus 
dem Nuslande zu vermehren und dadurch der deutjchen Landwirthſchaft Schwie- 
rigfeiten zu bereiten. Es find in diejer Beziehung namentlich die Artikel Fleiſch 
(friches), Butter und Getreide (Weizen) genannt, auch iſt auf die erhebliche Ein- 
fuhr auftraliiher Wolle hingewiejen worden. 

Wie wenig Grund zu derartigen Beſorgniſſen Hinfichtlich der eritgenannten 
Artikel vorliegt, ergibt jih aus folgenden ziffermäßigen Darlegungen. 


1. Fleiſch. 

Die jtarfe Fleiſchausfuhr Auftraliens geht fait nur nach England. Deutſch— 
land nimmt an derjelben in faum nennenswerthem Maße Theil. Von 21,, Mill. 
Mark Fleifh, die Deutjchland 1896 eingeführt hat, entfallen nur 43000 ME. 
auf Auſtralien. Es ijt eine in den Handelsberichten unferer Konjuln wiederholt 
bervorgehobene Ihatjache, daß die Verſuche, auftralifches Fleisch nad anderen 
Ländern al3 nad; England einzuführen, ſtets mißlungen find, da das Fleiſch dem 
Geſchmacke der fontinentalen Völker im Allgemeinen nicht zuſagt. Während daher 
die engliichen Danıpfer, die zu dieſem Zwede mit großen Kühlräumen verjehen 
ſind, einen jehr erheblichen Fleiichtransport zwischen Aujtralien und England be— 
wirfen, haben die deutjchen Bojtdanıpfer, jicd; mit dieſem Transport ebenjomwenig 
befaßt, wie die Deutjch-Auftralifche Dampfſchifffahrtsgeſellſchaft. 


9. Butter 


iſt mit den Neichspojtdampfern aus Aujtralien ebenfalls nicht befördert. Die 
Buttereinfuhr aus Aujtralien nad Deutjchland ift überhaupt ganz unbedeutend. 
Von der Gejammteinfuhr Deutjchlands an Butter, die fi im Jahre 1896 auf 
11,, Millionen Mark belief, entfallen auf Aujtralien nur 1000 Mt. Wem 
auch England erhebliche Mengen Butter aus Australien einführt, und dieſe Ein- 
juhr in den letzten Jahren bedeutend zugenommen hat (1890 für 168738 Bir. 
Sterling, 1891 für 270000 Pd. Sterling, 1896 für 1090836 Pd. Sterf.), 
jo iſt doch die Einfuhr deutjcher ‚Butter nad) England in derjelben Zeit ziemlid) 
die gleiche geblieben, da ihr Werth ſich 1890 auf 10,, Millionen, 1891 auf 
11,,, Millionen und 1886 auf 11,, Millionen Mark belief. 


3. Getreide. 
Hier könnte nur ojtindisher und auftralifcher Weizen in Frage kommen, 
von welhem 1896 bei einer Gejammteinfuhr an Weizen von 197,, Millionen 
aus Dftindien nur für 196000 ME., aus Aujtralien nur für 100000 ME in 
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das Bollgebiet gelangten. Die Beförderung oftindijchen Weizend auf der oſtaſia— 
tiihen Linie ift aber ſchon dadurch ausgeſchloſſen, daß die Reichspoſtdampfer 
feinen oftindischen Hafen und überhaupt feinen Hafen anlaufen, in deſſen Hinter— 
lande Weizen gewonnen wird, daß aber eine indirekte Zufuhr durd) dritte Schiff3- 
gelegenheit nad einem Anlaufhafen der Neichspoftdampfer die Frachtkoſten zu 
ſehr vertheuern würde. Aus Auſtralien ijt früher gelegentlih ein geringes 
Duantum Weizen mitgenonmen (1892: 243 Tonnen), jeit 1893 ijt Weizen aus 
Aujtralien mit den Neichspojtdampfern nicht befördert. Ueberhaupt ijt Getreide 
ein Mafjenartifel jener Art, welche zur Beförderung in den Neichspoitdampfern 
wegen der nothwendigen Vorrichtungen zur Aufnahme und wegen der verhältniß— 
mäßig kurz bemejjenen Aufenthaltsfrijten fich wenig eignet. Schon aus dieſem 
Grunde und um die bei Aufnahme und Beförderung größerer Getreideladungen 
für die Neijenden unvermeidlichen Unbequemlichfeiten zu verhüten, würde nichts 
entgegenjtehen, die Beförderung von Getreide mit den Reichspoſtdampfern von 
der Genehmigung des Neichsfanzlerd abhängig zu machen. 


4. Wolle. 


Anders liegt die Sache bei der auftralifchen Wolle. Diefe gelangt aller= 
dings in größerer Menge mit den Neichspojtdampfern nad) Deutjchland. Am 
Jahre 1896 betrug die Einfuhr 5475 Tonnen im Merthe von 9527000 Mi. 
Immerhin muß diefer Antheil der Neichspojtdampfer an der Wolleinfuhr im Ber: 
gleiche zu der Geſammteinfuhr auftraliicher Wolle, welche jich im Jahre 1896 
auf 56409 Tonnen im Werthe von 93,, Millionen Mark belief, al3 ein nur 
geringer bezeichnet werden, und kann gegenüber der durch das Bedürfniß unierer 
Induſtrie bedingten Gejammteinfuhr nach Deutjchland, welche bei einer Eigen 
produktion von rund 22500 Tonnen jih auf 170245 Tonnen im Werthe von 
237,, Millionen Mark jtellte, nicht ernjtlich in's Gewicht fallen. Es fommt hinzu, 
daß die auftraliihe Wolle ganz andere Garnnummern liefert als die deutiche 
und diejer daher weniger Konkurrenz bereitet, als beiſpielsweiſe die Ya Plata= 
Wolle, von welcher 1896: 61 727 Tonnen im Werthe von 48,, Millionen Mark 
eingeführt wurden. Wenn die Neichspoftdampfer ji) der Wolleinfuhr enthielten, 
würde der Bedarf an auſtraliſcher Wolle unzweifelhaft durch andere Schiffe, 
vielleicht unter jtärferer Benußung des Ummwegs über London und Antwerpen 
nach Deutjchland gelangen. Es würde daher aus der verminderten direften 
Einfuhr der deutschen Landwirtbichaft fein Vortheil, unferer Induſtrie aber der 
Nachtheil erwachjen, dem fremden Zwiſchenhändler beträchtliche Spejen zablen zu 
müſſen. In diefer Beziehung verdient es hervorgehoben zu werden, dab der 
Vermehrung der direkten Einfuhr auftvaliicher Wolle, welche ‘von 157 383 dz im 
Nahre 1889 auf 564087 dz im Jahre 1896, aljo um 406704 dz geitiegen 
it, im derjelben Zeit eine Abnahme der Einfuhr aus Großbritannien und Bel: 
gien von zufammen 608009 dz auf 263609 dz, aljo um 344400 dz gegen- 
überjteht. Es Handelt ſich ſomit bei der direkten Einfuhr der auftralijchen 
Wolle Hauptjählih um eine Verſchiebung des Marktes, und nicht um eine ab— 
jolute Erhöhung der Zufuhr. 


5. Japaniſche Induſtrieerzeugniſſe. 

Abgeſehen von den vorgenannten landwirthſchaftlichen Produkten find auch 
die japanischen Induſtrieerzeugniſſe als Einfuhrartifel genannt worden, die die 
nationale Produktion zu jchädigen geeignet erjchienen. Demgegenüber iſt darauf 
hinzumeifen, daß die japanische Induſtrie, ungeachtet ihrer vapiden Entwidelung, 
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nach der Art und nad der Qualität ihrer Erzeugniffe den deutjchen Induſtrie— 
erzeugnijien bei uns feine Konkurrenz bereiten fann. Gerade die jteigende Ent: 
widelung der japanischen Indujtrie und die mit ihr Hand in Hand gehende Ver— 
mehrung der Kulturbedürfnijje bedingt aber umgekehrt für Japan einen erhöhten 
Bedarf an feineren europäischen Induſtrieartikeln, die feine eigene Induſtrie noch 
gar nicht oder nicht in ausreichender Beichaffenheit liefern fan. Zu diejen find, 
abgejehen von Drogen und Farben, in welchen Deutſchland mit einer Ausfuhr 
von 4923000 ME. den Markt in Japan völlig beherricht, u. U. zu rechnen 
Maichinen, von denen im Jahre 1896 für 748000 ME., ajtronomifche und optifche 
Inſtrumente, von denen für 141000 ME., Uhren, von denen für 384000 Mt. 
KRautichudwaaren, von denen für 259000 ME. aus Deutjchland nach Japan ein— 
geführt find. Ganz befondere Bedeutung wird bon unferen Wollfämmereien und 
Kammgarnipinnereien dem Umſtande beigemefjen, daß in der Bekleidung der japa= 
nischen Bevölkerung ich ein Uebergang von der Baummolle zur Wolle vollzieht. 
Neben den bereit jeßt Itarf zur Einfuhr gelangenden Zephirgarnen für Knüpfe— 
reien, Stidereien, Haarbändern u. A. wird namentlich auch für Garne zur Muffelin- 
weberei ein großer Abſatz in Japan erhofft. Die bisherige jtarfe Zunahme der 
Ausfuhr Deutichlands nah Japan an Wollmwaaren (1889: 5838000 ME., 1896: 
12369000 ME.) läßt diefe Erwartungen als nicht unbegründet erfcheinen. Bes 
achtung verdient ferner der jteigende Bedarf Japans an Spiritus und AZuder, 
von denen erjterer 1899 im Betrage von 25000 ME., 1897 im Betrage von 
321000 ME., letzterer 1889 überhaupt noch nicht, 1896 aber im Betrage von 
3,, Millionen ME. aus Deutichland zur Einfuhr gelangte. So hat denn auch 
die Ausfuhr Deutjchlands nach Japan in den letzten drei Jahren eine wejentlich 
höhere Steigerung erfahren, als die Einfuhr von Japan. Die eritere betrug 
nämlid; 1894: 17073000 Markt, 1896: 35611000 Mark, jtieg aljo um 
18538000 ME, während die leßtere von 6537000 ME. im Jahre 1894 auf 
3090000 ME. im Jahre 1896, alfo nur um 2553000 ME. gewachien iſt. 

Eine wichtige Zweckbeſtimmung der nationalen direkten Poftdampferverbind- 
ungen mit den überjeeiichen Ländern bejteht auch darin, den Handeläverfehr von 
der DVermittelung der fremden Schiffögelegenheit und dem fremden Zwiſchen— 
geihäft unabhängiger zu machen. Mit welchen Nachtheilen die Inanſpruchnahme 
einer jolchen Vermittelung verbunden ift, bedarf feiner Auseingederſetzung. Prompt— 
heit und YZuverläjligfeit der Beförderung leiden darunter, die Unkoſten wachen, 
die Umladung bringt für die Güter die Gefahr der Beichädigung mit fich, der 
fremde Zwifchenhändler zieht nicht nur feinen Gewinn, fondern erhält auch une 
liebjamen Einblid in die gefchäftlihen Beziehungen unferes deutjchen Handels. 
Der deutjche Kaufmann wird genöthigt, die fremden Märkte aufzufuchen und die 
damit verbundenen Ausgaben dem Nuslande zuzumenden. Daß hinſichtlich der 
Förderung des direkten Waarenbezugs jeit der Errichtung der Pojtdampferlinien 
erheblidhe Fortichritte gemacht find, daß in einzelnen Artikeln der fremde Zwiſchen— 
handel bereit3 völlig vermieden wird, und daß in anderen Artikeln bei uns eigene 
Märkte entitanden find, erkennen nicht nur Stimmen aus unjeren Handelsfreifen 
und die Handelöberichte unferer Konfuln, und zwar mehrfach ausdrücklich als 
Folge der direkten Poſtdampfſchiffsverbindungen an; es läßt fich dies auch für 
eine Neihe von Artikeln an der Hand der Statiftif unmittelbar nachweijen. 

Im Berkehr auf der oftafiatischen Linie ift namentlich die Verfchiebung im 
Theeverjandt hervorzuheben. Während nämlich” von 1889 zu 1896 die direkte 
Einfuhr chineſ. Thees nach Deutjchland fi von 1202000 Mt. auf 2733 000 Mt. 
gehoben hat, iſt bei der Theeeinfuhr aus England eine Herabminderung von 
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1076000 ME. auf 508000 ME. zu verzeichnen. In ‚dem Handelsberichte des 
deutjchen Konſulats zu Futſchau für 1894 (Handelsarchiv 1896 ©. 16/17) heißt 
es wörtlich, wie folgt: 

„Während in früheren Jahren der Londoner Markt eine reihe Auswahl von 
chineſiſchem Thee bot, und es ſomit den Theehändlern Deutichlands ein Leichtes war, 
ihren Bedarf in London zu deden, beichränft lich jekt das Angebot in Yondon auf 
ein Geringes, dagegen aber haben Hamburg und Bremen durch direfte Zu- 
fuhren von China als Märkte eine außerordentlich wichtige Stellung 
im Theebandel errungen, und die Händler im Innern Deutichlands gewöhnen 
jich allmählich daran, ihren Bedarf an Thee in Deutichland zu deden, ‚anitatt dafür 
wie in früheren Jahren znach Großbritannien zu gehen.” 

Daß an diefem Theeverjandt die Neichspoitdampfer einen erheblihen An— 
theil nehmen, wird in den Konfularberichten ausdrücklich bezeugt, ergibtzfich auch 
daraus, daß die Beförderung von Thee aus China nad Deutſchland mittelſt 
der Neichspoftdampfer im Jahre 1896 700000 ME., im Jahre 1886 aber 
2372000 ME, betrug. 


In gleicher Weije zeigt jich auch bei anderen Artikeln die Zunahme des 
direlten Bezugd. Der für die deutjchen Gerbereien und Farbenfabrifen wichtige 
Import von Galläpfeln (Gejammteinfuhr 1896: 3013000 ME., darunter aus 
China 1439000 ME., aus Japan 440000 ME.) bildet, wie Stimmen aus 
Shanghai bezeugen, ein Gejchäft, bezüglich deſſen jich der deutjche Handel von 
der fremden Bermittelung völlig frei gemacht hat. Eine Steigerung der indirekten 
Einfuhr aus den Urfprungsländern Ehina, Japan, Dftindien (Singapore), Nieder- 
ländiih: Indien, Aujtralien, bei gleichzeitiger Verminderung der Einfuhr aus den 
Vermittelungsländern Großbritannien, Belgien, Niederlande it ferner zu ver— 
zeichnen bei Baumwolle, Jute, Indigo, Katehu (Gambier), Kaffee, Bettfedern, 
Schmucdjedern, Häuten und Fellen, Kautjchuf und Guttapercha, Palmnußöl. 
Bambus: und Pfefferrohr, Stuhlrohr, Strohbändern und Boritenwaaren, Berl: 
mutterjchalen, unverarbeiteten QTabadblättern, Kupfer, Gold, Silber, Platinas, 
Bleiz und Kupfererzen, Zinn. 

Bezüglich der Ausfuhr gilt entſprechendes für: jchmiedbares Eijen, Eiſen— 
draht, Eijenbahnadhjen, Gewehre, Nähnadeln, Uhrfournituren, roher Bernitein, 
feine Holzwaaren, Kautſchuckwaaren, Kleider und Leibwälhe, Duedjilber, Stut- 
und Wanduhren, Brillen, Opernguder, Bier, wollene Strumpfwaaren, wollene 
Poſamentier- und Knopfwaaren, Zink. 

Unter den Induſtriezweigen Deutſchlands, welche durch die Reichspoſtdampfer— 
linien eine hervorragende Förderung erfahren haben, verdient der deutſche Schiff— 
bau ganz beſonders genannt zu werden, weil für ihn mit der Errichtung jener 
Linien eine ganz neue Entwickelungsperiode begonnen hat. Unter Nr. 5 der 
Anlage des JGeſetzes vom 6. April 11885 und demgemäß im Artikel 10 des 
Vertrags mit dem Norddeutichen Lloyd vom 3./4. Juli 1885 it vorgejchrieben, 
daß in die Linien einzuitellende neue Dampfer auf deutjchen Werften gebaut fein 
müffen. Demgemäß ertheilte der Norddeutiche Lloyd, der die Linien zum Theil 
mit älterem — in England gebautem — Sciffsmaterial eröffnen mußte, als 
erite deutſche Schiffsgejellichaft mit ſeiner Preußenklaſſe einer deutſchen Werft 
Auftrag zum Bau großer, ſchnellfahrender überſeeiſcher Paſſagierdampfer, wie ſie 
bisher nur in England gebaut waren. Nachdem bei Ausführung dieſer Auf— 
träge die deutſche Werft — der Stettiner Vulkan — ihre Leiſtungsfähigkeit 
auch hinſichtlich der neu an ſie herangetretenen größeren Aufgabe erwieſen und 
zugleich werthvolle Erfahrung gefammelt hatte, haben die deutſchen Rhedereien 
auch im Uebrigen begonnen, deutſchen Werften den Bau größter Paſſagierſchiffe, 
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fei es für die Tropenfahrt, ſei es für den Schnellverfehr mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika, zu übertragen. So erhielt der Vulkan mit dem Dampfer 
der Hamburg» Amerifanifhen Padetfahrt-Aktiengejellichaft „Auguite Victoria“ im 
Jahre 1887 den erjten Auftrag zum Bau eines deutjchen Schnelldampferd. Es 
folgten die ebenfalls beim Vulkan hergejtellten Schnelldampfer der beiden ge— 
nannten großen Sciffögejellihaften „Kaiſer Wilhelm II.“, „Havel, „Spree,“ 
„Fürſt Bismarck“. Demnächſt wurden auch andere große Werften, insbejondere 
die SchihausMerft zu Danzig uud die Hamburger Werft von Blohm und Voß 
zum Bau der für die Neichspoftlinien bejtimmten Schiffe herangezogen. In 
welchem Maße feit der Errichtung der Neichspoftdampferlinien der deutiche Schiff- 
bau erjtarft ift, ergibt fich daraus, daß der Norddeutiche Lloyd, welcher jeit dem 
Jahre 1885 Bauaufträge von im Ganzen etwa 137 Millionen Mark ertheilt 
hat, Hiervon rund 95 Millionen Mark deutjchen Werften zumeijen Fonnte, 
während nur 42 Millionen Mark engliihen Werften zufielen. An der eriten 
Hälfte diefes Zeitraums entfielen no) von etwa 67 Millionen Mark nur 31 Mil: 
lionen auf deutjche und 36 Millionen auf engliihe Werften, in der zweiten 
Hälfte dagegen don 70 Millionen 64 Millionen auf deutiche und nur 6 Mil— 
lionen auf engliiche Werften. 

Für die Neichspoftdampferlinien insbefondere hat der Lloyd 13 Schiffe von 
zufanımen 83102 Brutto-Regiftertons auf deutschen Werften neu erbauen laſſen 
und allein für dieje Neubauten 39575000 ME. aufgewendet. Daneben find 
für Umbauten von Reichspoſtdampfern des Lloyd den deutjchen Werften 9 448 787 ME, 


Wenn anerkannt werden muß, dab die nicht jubventionirten Nhedereien 
gleichfalld zu der außerordentlihen, auch im Auslande mit Bewunderung ver— 
folgten Entwidelung unjeres Schiffbaues wejentlicd und kräftig beigetragen haben, 
jo bleibt doc al3 unbeftreitbare Thatjache bejtehen, daß der Anjtoß zu der ges 
waltigen Hebung Ddiejes Anduftriezweiges in Deutjchland neben den Bauten der 
Kriegsmarine wejentlid den Neichspoftdampfern zu verdanken ijt. Leiftungen der 
deutihen Sciffbaufunft, wie fie in dem neuejten Schnelldampfer der deutjchen 
Handelsflotte, dem Dampfer „Kaifer Wilhelm der Große“ die Anerkennung aller 
Fachleute finden, wären ohne die Einwirkung der Neichspojtdampferfinien heute 
noch nicht zu verzeichnen geweſen. 

Wie der Bau, jo bildet auch die Ausrüftung der Neichspoftdampfer mit Be— 
triebsmaterialien und Proviant ein Objekt, deſſen Lieferung den verjchiedenen be: 
theiligten deutjchen Erwerbszweigen beachtenswerthe Vortheile zufließen läßt. 
Schon jest ift der Norddeutiche Lloyd vertragsmäßig verpflichtet, den Kohlen— 
bedarf für die Reichdpoftdampferlinien, joweit die Einnahme in deutjchen Häfen 
oder in dem belgifch=niederländiichen Anlaufhafen erfolgt, ausjchließlih durch 
deutiches Produkt zu deden. In Erfüllung diefer Verpflichtung hat der Lloyd 
im Durchſchnitt der drei Jahre 1893 bis 1895 für 456017 ME. jährlich 
deutſche Kohlen auf den NReichölinien verwendet. An Proviant deutſchen 
Urjprungs, joweit er vom Proviantamt des Norddeutichen Lloyd in Bremen ge— 
liefert ift, betrug der Berbrauh im Jahre 1896: 537989 ME. Darunter find 
hervorzuheben: 


Fleiſch und Fleifherwaaren . . . für 109 242 Mt, 
Gemüſe und Kartoffeln >. 129901 „ 
Milch, Sahne und Butter. . . . „ 10349 „ 
NER 0.0: u 
Bein, Spirituofen und fonjtige Getränfe ,„ 44 734 
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Wenn auch in Betreff des Proviants eine vertragsmäßige Verpflihtung zur 
vorzugsiweilen Entnahme aus deutjchen Bezugsquellen für den Lloyd bisher nicht 
beiteht, jo dürfte es doch nicht fchwer fallen, nach diefer Richtung eine der deutjchen 
Produktion zu gute fommende BVertragsbeitimmung zu vereinbaren. 

Der Berjonenverfehr auf den Reichspoſtdampfern hat jich nad) der Tabelle 42 
in Anlage III vom Jahre 1888 bis 1896 auf den beiden Linien ganz beträcht— 
lich gejteigert. Es wurden befördert: 


I. auf der oftafiatifchen £inie: 
Im Durhichnitt 


1888 Ausreiſe Heimreiſe Zuſammen auf die 


Doppelreiſe 
Kajütsreiiende - »....... 1007 885 1892 146 
Zwiſchendeck- ıc. Reilende .. 4051 1174 5225 402 
— .. 5058 2.059 7117 548 
Kajütsreiiende - -..2.... 1 976 1665 3641 280 
Zwiichended: ıc. Neilende ... . 4332 1 807 6 189 472 
Bufammen ... 6308 3472 9 780 752 


II. auf der auftralifhen Kinie: 
Im Durchſchnitt 


1888 Ausreiſe Heimreiſe Zuſammen auf die 
Doppelreiſe 
Kajütsreiſende . . ..... 466 444 910 70 
Zwiſchendeck x. Reiſende . . . 2669 1526 4195 323 
— ... 8185 1 970 5105 393 
1896 
Kajütsreiſende - ........ 1419 1308 2727 210 
Zwiſchendeck⸗ ıc. Reiſende . . . 2064 1 908 3 972 305 
Aufammen ... 83488 3216 6 699 515 


Hieraus ergibt ſich, daß im Neifeverfehr mit Djtafien die Poltdampferlinien 
ihre Stellung ungeachtet der in neuerer Zeit erfolgten Vermehrung der Ber: 
bindungen über Nord = Amerika vollitändig behaupten. Die Neijedauer auf der 
legteren Route ijt zwar zur Zeit im Verfehr mit Japan bei günjtigem Zufammen= 
treffen der Schiffs- und Eijenbahnanjchlüfje einige Tage fürzer ald auf den 
Neichspojtdampferlinien. Die Nothivendigfeit des wiederholten Uebergangs von 
der Bahn auf das Schiff und umgekehrt, jowie die damit verbundenen Uns 
bequemlichfeiten der Zollrevifionen fallen aber zu Ungunften des weitlichen Reiſe— 
wegs jtark in's Gewicht. Immerhin wird e3 für die Erhaltung des japanijchen 
Reiſeverkehrs nicht unwichtig fein, daß der Unterjchied in der Neifedauer durch 
Herjtellung einer direkten Pojtdampferverdindung mit Japan und durch erhöhte 
Sejchwindigfeit der Fahrten der Reichpoitdampfer verringert wird. Im Reiſe— 
verkehr mit China ijt die Zeitdaner bei den Reichspoſtdampferlinien ſchon jetzt 
fürzer al3 bei dem Wege über Amerika. 

Die Eröffnung der fibirifchen Eifenbahn wird zwar Gelegenheit geben, die 
Meile nah Japan und dem nördlichen China in noch fürzerer Zeit zurücdzulegen: 
aber auch diejer Zeitunterjchied wird jich durch erhöhte Gejchwindigfeit der Poſt— 
jchiffe verringern lajjen, und namentlich im Verkehr mit dem jüdlichen China 
dürfte der Unterjchied jo unbedeutend werden, daß bei der abjoluten Dauer der 
Neife die Fahrt mit dem Schiffe derjenigen im Eifenbahnmwagen von den meijten 
Neifenden vorgezogen werden wird. ES kommt hierbei in Betracht, daß die 
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jibirifche Eijenbahn auf abjeybare Zeiten als nur eingleijige Bahn in unwirth— 
liher Gegend mit ftrengem Klima, ohne Berührung größerer Handelspläße, bei 
bäufigerem, durch die Länge der Streden bedingten Wagenwecjel jo viele für 
die Anjprüche des heutigen verwöhnten Reiſeverkehrs jchlecht erträgliche Uns 
bequemlichfeiten aufweilt, daß fie vom wejtlichen Europa aus im Allgemeinen nur 
von ſolchen Reiſenden benußt werden dürfte, bei welchen auch eine nur geringe 
Beiterjparniß für die Wahl des Neijewegs den Ausjchlag geben muß. 

Un der Beförderung des jehr lebhaften Korreipondenzverfehrs, welchen 
Deutichland nach den Lündergebieten Süd- und Ditafiend unterhält und deſſen 
Gewicht nach der lebten allgemeinen Statijtif im Weltpojtvereine fi im Jahre 
1893 auf 67474 kg, 1896 auf 107047 kg beziffert hat, find die deutjchen 
Poitdampfer nur mit 6079 kg beziehungsweife 1896 mit 10342 kg oder einem 
Elftel betheiligt gewejen, während ihr Antheil bei einigermaßen gleihmäßiger 
Benutzung aller zwiichen Europa und Aſien verfehrenden Poſtſchiffe ſich minde— 
tens auf ein Fünftel hätte belaufen jollen. Auch von den fremden Pojtverwalt- 
ungen werden den deutſchen Schiffen Briefpoftiendungen nur in ſehr mäßigem 
Umfange zugewiejen, nach der erwähnten Statijtif hat ſich deren Gewicht im 
Sabre 1893 auf 10782 kg, 1896 jogar auf 10227 kg bejchränft. 

Wenn die deutjchen Boitichiffe an der Bewältigung des Briefverfehrs nur 
verhältnigmäßig gering betheiligt find, jo haben fie fich doch für den Poſtpacket— 
verkehr von ganz erheblichem Nuben erwiejen. Seit ihrer Einrichtung datirt der 
Auffhwung, welchen der Austaufh von Bojtpadeten zwiichen Deutjchland und 
den ajtatiichen Gebieten genommen bat. Während die Zahl diefer Packete ſich 
in Jahre 1887 nur auf 842 GStüd belief, wurden im Sahre 1890 bereits 
4775 Stück ausgewechjelt und im Sabre 1895 war deren Zahl bereits auf 
8593, 1896 jogar auf 11831 angewachſen, jo daß ſich der Packetverkehr inner: 
halb neun Jahre um mehr als das Vierzehnfacde vermehrt hat. Auf den chineſi— 
ichen Verfehr entfallen im Jahre 1895 hiervon 2965 Stüd, 1896 5897 Stüd 
gegen 294 im Jahre 1887. 

Eine Zunahme weilt der Poſtanweiſungsverkehr zwifchen Deutſchland und 
Süd» jowie Oſtaſien auf. Am Sabre 1895 find 7478 Boftanweifungen über 
einen Geldbetrag von 564,957 ME, 1896 aber 8298 Bojtanweifungen über 
610020 ME. zur Verjendung gelangt; davon find 1895 520 Stüd über einen 
Betrag von 49543 ME, 1896 bereits 637 Stüd über 58494 ME. mit Japan, 
jowie 1895 617 Stüd über 44338 ME. mit China ausgewechjelt worden, wo— 
gegen dieſer Verkehr ſich 1896 bereits auf 827 Stüd über 61492 ME. belief. 


11. Die Vervollfommmung und Ausgeftaltung der Reichspoſtdampferlinien. 


Raun nad den bisherigen Ausführungen der Nußen der Reichspoſtdampfer— 
finien für unfere Verkehrs- und HandelSbeziehungen zu dem überjeeifchen Ländern 
und insbejondere für die Hebung unſerer Induſtrie nicht wohl in Zweifel ge- 
zogen werden, und erjcheint auch die Entwidelung der Linien in den bald zwölf 
Jahren ihres Beſtehens als eine nicht unbefriedigende, jondern zu weiteren 
Schritten auf der eingefchlagenen Bahn ermuthigende, jo muß doch Angejichts 
der gewaltigen Fortichritte der überjeeiichen Verkehrseinrichtungen bei allen 
Nationen Deutjchland zur richtigen Zeit die erforderlichen Maßnahmen treffen, 
um feine Poltdampferlinien hinjichtlid Gefchwindigfeit und Häufigkeit der Fahrten 
nicht nur auf der bisherigen Höhe zu erhalten, jondern fie dem fteigenden Ver: 
fehröbedürfniß entjprechend auszugejtalten und jie don den Fortſchritten der 
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fremdländijchen Linien nicht überflügeln zu lafjen. Im Vergleiche zu den übrigen 
wichtigen See- und Induſtrieſtaaten wendet das Reich bisher nur beicheidene 
Beträge im Intereſſe des überſeeiſchen Poftdampferdienjtes überhaupt und bes 
ſonders bezüglih der hier fraglichen Linien nach Oſtaſien auf. 

Während nämlich Deutſchland für feinen Seepojtverfegr gegenwärtig im 
Ganzen 5375000 ME. (davon im Verkehre mit Dftafien 1920000 ME.) zahlt, 
jtellen fi die gleichartigen Ausgaben 

davon im Vertehre 
mit Oſtaſien: 


in Sranfreih auf . . .. . 20 566 500 ME. 4 868 026 WIE, 
„ England einſchließlich feiner Kolonien auf 16 582840 „ 5000000 „ 
„ Spanien auf . . er 7872068 „ 1666 2856 „ 
„Oeſterreich-⸗Ungarn af 2 0.2... .:65960000 „ 1225009 „ 
„ Stalien auf. . . ee 5’; 1110319 
„ Rußland auf. . . ee 2 22. 5354952 „ 1620000 „ 
„ den Niederlanden auf. —F 1278400 „ 707 200 „ 


„ den Vereinigten Staaten von Amerika auf 4 629 223 — 


Außerdem zahlt ein Theil der genannten Staaten feinen Nhedereien ganz 
bedeutende Beträge an Schiffbau: und Schifffahrtsprämien. So haben im Jahre 
1895 aufgewendet: Franfreih rund 9 Millionen, Italien 3 Millionen. Ruß 
land 6 Millionen Marf. 

Bei folchen jtaatlihen Mehraufwendungen ijt es erklärlich, daß im Verkehr 
mit Oſtaſien und Aujtralien wenigſtens die englischen und die franzöfiichen Linien, 
die Peninsular and Oriental Steam Navigation Company und die Com- 
pany des Messageries maritimes, vor den unjerigen nad verjchiedenen Richt: 
ungen Borjprung haben. 

Dieſer Vorfprung beiteht auf der ojtafiatifchen Linie in der größeren Zahl 
der Fahrten und in der höheren Gejchwindigfeit der Dampfer beider fremden 
Geſellſchaften. Während unſere Linie nah Dftafien nur in vierwöchentlichen 
Bwifchenräumen befahren wird, unterhalten ſowohl die englifche wie die franz 
zölische Linie eine vierzehntägige Verbindung. Während ferner die deutjchen 
Dampfer (gemäß dem Nachtrage vom 10. 15. Mai 1893 zum Pojtdampferver- 
trage) auf der Hauptlinie nah Ditafien, abgejehen von Neubauten, nur eine Ge- 
ihwindigfeit von mindeftend 12 Knoten, zwiihen Neapel und Colombo von 
12,, Knoten einhalten müjjen, haben die franzöfifchen Dampfer nach dem 1894 
abgefchlofjenen, den Dienjt der Compagnie des Messageries maritimes re- 
organijirenden Vertrage ihre Fahrten auf der indochinejifchen Linie mit einer 
Gejchwindigfeit von 13 beziehungsweife 13,, Seemeilen, bei neuerbauten Schiffen 
aber von 14 GSeemeilen in der Stunde auszuführen. Für die oſtaſiatiſche Linie 
der P. & O. ift in dem jüngit abgejchlojjenen Vertrage vom 25. Mai 1897 
eine Gejhwindigfeit von 13,, Seemeilen vorgejchrieben. 

Auf der auftralifchen Linie fahren die deutjchen Dampfer in gleichen Zeit— 
abjchnitten wie die — bis Neu-Caledonien (Numen) gehenden — franzöftichen 
Dampfer, während die englijchen einen achttägigen Dienſt zwiſchen dem Mutter: 
lande und defjen aujtralifchen Kolonien unterhalten. Die Fahrgeichwindigfeit be- 
trägt hier für die deutihen Dampfer — von Neubauten abgejehen — 11,, Knoten, 
zwifchen Neapel und Colombo 12,, Anoten, für die franzöfifchen und für die 
engliihen Dampfer 14 Knoten. 

Die Meberlegenheit der Engländer und Franzoſen im Verkehre mit Aujtra- 
lien, wo beide Nationen die Poſtlinien ihrem Kolonialbefige dienjtbar machen, 
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beeinträchtigt unfere Intereſſen nicht in dem Maße, wie im Verfehre mit Dit: 
alien, wo jie jich mit uns auf einem neutralen, dem Wettbewerb aller Nationen 
offen jtehenden Boden bewegen. Bier die eberlegenheit der fremden Konkurrenz 
zu bejeitigen, hat Deutſchland alle Veranlafjung. Nach Beendigung des chineſiſch— 
japanischen Krieges ijt die Frage brennend geworden, welche der europätjchen 
Nationen die gegebene neue Lage der Dinge zuerit und am kräftigſten jich muß: 
bar zu machen verjtehen wird; denn es hat ſich im den beiden ojtafiatischen 
Reichen die Ausfiht auf eine weitgehende Entwidelung der dortigen Verhältniſſe 
und der wirtbichaftlichen Beziehungen diejer Gebiete zu den europätichen Induſtrie— 
ändern eröffnet. China namentlich hat nicht nur weitere Häfen dem fremden 
Handel erjchlojjen, jondern mit der Freigabe der Majchineneinfuhr für Fremde 
und dem Beginne des Eijenbahnbaues der europäiſchen Eiſen- und insbejondere 
der Majchinenindujtrie ein weites Ihätigkeitsfeld eröffnet. An Ermartung diejes 
Aufſchwunges und zur Sicherung eines Antheils an dem vermehrten Abjage jind 
ſchon vor zwei Jahren franzöfiiche und ruſiſche Handelsexpeditionen nach dem 
Oſten abgejandt worden, und auch die deutjche Induſtrie hat die Nothiwendigfeit 
erfannt, dieſem Beijpiel alsbald zu folgen. Mit Unterjtügung des Neichs und 
der hauptjächlidy betheiligten Bundesjtaaten, in der Hauptjache aber durch Mittel 
ausgerüjtet, die die imterejjirten reife des Handel3 und der Induſtrie jelbjt 
aufgebracht haben, ijt auch deutjcherjeit3 eine aus Vertretern verjchiedener Induſtrie— 
zweige zuſammengeſetzte Kommiſſion gewerblicher Sadjverjtändiger nach Dftafien 
entſandt worden, um ſowohl China wie Japan zu bereiſen, die dortigen Pro— 
duktions- und Abſatzverhältniſſe näher zu erforſchen und dabei insbeſondere feſt— 
zuſtellen, wie dieſelben für die Intereſſen des deutſchen Handels und der deutſchen 
Induſtrie am zweckmäßigſten nutzbar gemacht werden 

Neben England und Frankreich, welche die Geſchwindigkeit ihrer Poſtſchiffe 
nach dem Oſten erhöht haben, um als Vermittler des Verfehrd an der Spipe zu 
bleiben, hat Japan, das bemüht iſt, jih an dem Markte des Oſtens mehr und 
mehr Antheil zu verjchaffen und jeine Handelsbeziehungen auch nach den euro: 
päilchen Ländern zu heben, in der mächtigen, über eine Flotte von 63 Dampfern 
zu 161698 Negiltertons Brutto verfügenden, mit einer außerordentlich hohen 
jtaatliden Beihilfe (von rund 10%, Millionen Mark) unterjtügten Geſellſchaft 
„Nippon Yujen Kaiſha“ eine neue Konkurrenzlinie für den europäiichen aſiati— 
ihen Verkehr geſchaffen. Auch Dänemark glaubt eine direfte Verbindung mit 
dem Djten nicht mehr entbehren zu fünnen. Rußland jchließlich ſichert fich durd) 
die jibirische Eijenbahn und deren Fortjepung auf chineſiſchem Gebiet einen Ver: 
fehröweg nach den oftajiatiichen Neichen, durd) den es bezüglich der Poſt- und 
Berfonenbeförderung nad Japan und dem nördlichen China ein erhebliches Ueber: 
gewicht über die wejtlichen Nationer erlangen fann, während zugleih die Mög— 
lichfeit nicht ausgefchlofjen ijt, daß es fir einen Theil jeines Güterverkehrs durch 
befonders niedrige Tarifjäge eine jchnellere und nicht zu Eojtjpielige Beförder— 
ungsgelegenheit auf diefem Wege zu jchaffen fucht. 

In diefem Wettbewerbe der Nationen nicht hintan zu bleiben, wird Deutſch— 
land durch die gegenwärtigen Verhältniffe noch bejonders nachdrücklich gemahnt. 
Wie auch immer die handelpolitiihen Beziehungen zu Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten von Amerika fih in den nächſten Jahren geitalten mögen, 
die neuerdings eingetretene Lage derjelben läßt es al3 ein Gebot der Nothwendig— 
feit für Deutjchland erjcheinen, feine Abjaggebiete außerhalb diefer beiden mächtigen 
Neihe und der britiihen Kolonien zu erweitern und jtärfer auszunugen. Unter 
diejen der Erweiterung und jtärferen Ausnutzung fähigen Abjaggebieten nimmt 
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aber China mit feiner auf über 400 Millionen geihäßten Bevölkerung und dem 
dadurch bedingten Bedarf an europäifchen Erzeugniffen, Japan mit feiner rapiden 
Kulturentwidelung eine hervorragend wichtige Stellung ein. Unter Abredinung 
der Edelmetalle betrug Deutjchlands Handelöverfehr, Aus- und Einfuhr zu: 
jammengerechnet, mit Großbritannien und Irland im Jahre 1896 1264 Mil: 
Ionen Mark, mit den Vereinigten Staaten von Amerifa 911’/, Millionen Mart, 
mit dem volfreihen China aber erjt 65 Millionen und mit Japan 44,;, Mil- 
lionen Markt, Welcher Entwidelung unfer Waarenabjag in den ojtajiatiichen 
Neihen noch fähig ift, ergibt ji) daraus, daß nad) der chineſiſchen beziehungs- 
weiſe japanefiichen Statijtift im Jahre 1896 an der Gefammteinfuhr Chinas von 
211623419 Haikuan-Taels Deutſchland erit mit 22 911 292 Taels oder 10,,”/, 
betheiligt war, während der Autheil Großbritanniens ſich auf 131585636 Taels 
(62,5 Prozent) belief. Bei einer Gefammteinfuhr Japans im Jahre 1896 von 
171674 474 Men betrug der Antheil Deutichlands 17183 953 Den (10 Prozent) 
derjenige Großbritanniens 59251780 Men (34,, Prozent) und derjenige der 
Vereinigten Staaten von Amerifa 21 344521 Pen (12,, Prozent). 

Im Verkehre mit ſolchen Abfaggebieten muß es als ein jchiwerer wirth— 
Ihaftliher Nachtheil empfunden werden, wenn unjere PBojtdampferverbindungen 
in ihrer Leijtungsfähigfeit hinter den frembdländijchen zurücbleiben und dadurd) 
den deutjchen Kaufmann in jenen Gebieten ungünjtiger jtellen, als feine fremd— 
ländifhen Konfurrenten. Der heutige Handelöverfehr legt mit Recht großes Ge— 
wicht daranf, feine Waaren mit größtmöglicher Pünktlichkeit auf den Markt zu 
bringen. Um der Konkurrenz jederzeit gewachfen zu fein und der Häufig und 
ſchnell wechjelnden Gejhmadsrichtung in Bezug auf die Wanren Rechnung tragen 
zu können, ijt der Kaufmann in Dftafien gezwungen, feine großen Bejtände auf 
Lager zu halten, fondern diejelben öfter und dann fchnell, vorzugsweije durd 
telegraphiiche Beitellung zu ergänzen. Die nicht rechtzeitige Anlieferung der bes 
ftellten Waaren benachtheiligt das Geſchäft im höchiten Grade. Unter Umjtänden, 
insbeſondere bei Saifonartifeln, hängt die Verfäuflichfeit der Waare, in anderen 
dällen, wie bei den Halbfabrikaten, der Fortgang der Weiterverarbeitung von 
dem redhtzeitigen Eintreffen ab, Aus diejen Gründen ijt eine vierwöchentliche 
Berjendungsmöglichkeit an fich unzureichend und im Verhältnifje zu einer bier: 
zehntägigen von vornherein im Nachtheile. So hat ji denn and das Unzu— 
reichende in der bisherigen Zahl der Fahrten auf der ojtafiatifchen Reichspoſt— 
dampferlinie ſchon jeit längerer Zeit fühlbar gemacht. Vielfach hat es an dem 
erforderlichen Laderaume gefehlt, dergeitalt, daß die Güter mit dem Dampfer, 
für den ſie angemeldet waren, nicht befördert werden fonnten. Um die mit der 
verjpäteten Lieferung verbundenen Nachtheile zu vermeiden, gingen fie auf Die 
ausländischen Konkurrenzlinien über. 

Klagen in diefer Beziehung traten bereit$ im Jahre 1889 aus China und 
Japan auf das Lebhaftejte hervor. Schon damals verlangten die deutjchen 
Handeldinterejjenten die baldige Heritellung einer 14tägigen Berbindung mit Oſt— 
alien. Es wurden deshalb zwijchen der Neichöverwaltung und der Leitung der 
Neichspojtdampferlinien wegen Berdoppelung der Fahrten auf der ojtajiatijchen 
Linie Berhandlungen eingeleitet; indejjen war über die Bedingungen für dieſe 
Erweiterung ein Einverjtändniß nicht zu erzielen. Die Leitung des Norddeutichen 
Lloyd hat deshalb verjucht, dem Mangel an Laderaum zunächſt durch Einſtell— 
ung neuer größerer Schiffe abzuheljen und zu diefem Zwede mit außergewöhn— 
lichem Kapitalaufwande den vorhandenen Sciffsparf erneuert und verbefjert. 
Die zuerft auf der oftafiatischen Linie verwendeten älteren Dampfer find völlig 
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aus derjelben herausgezogen, die bei Errichtung der Linie für diefelbe neu her: 
geitellten Dampfer „Preußen“, „Bayern“, „Sachen“ find umgebaut und haben 
durch Verlängerung des Schiffsförpers einen erheblid; vergrößerten Laderaum, 
außerdem durch Berjtärfung ihrer Majchinen eine erhöhte Geſchwindigkeit erhalten. 
Im Weiteren jind im Jahre 1894 zwei neue große Doppeljchraubendampfer 
„PBrinzregent Luitpold“ und „Prinz Heinrich” von 6288 und 6263 Regiſter— 
tond Bruttogehalt neu eingejtellt worden, welche im Stande find, eine durch— 
ichnittlihe Fahrgeichwindigfeit von 13,, Seemeilen in der Stunde einzuhalten. 
Infolge diefer Maßnahmenhat ſich der Gefammtbruttogehalt der Reichspoſtdampfer 
auf der ojtajiatiichen Linie von 44920 Negijtertons im Jahre 1886/87 auf 
66 879 Negiitertons im Jahre 1895 erhöht. Auf die Dauer läßt ſich jedod, 
wie die immer von Neuem hervorgetretenen Klagen über Naummangel beweilen, 
durch die Vergrößerung der Schiffe allein dent Mangel nicht abhelfen. Nament- 
lich jeitdem die konkurrirenden englifchen und franzöſiſchen Linien aud) die Ges 
ihwindigfeit ihrer Schiffe erhöht haben, verlangt unjer Handelsverfehr neben 
einer Vermehrung der Bejörderungsgelegenheit auch eine entjprechende Erhöhung 
der Gejchwindigfeit auf unjeren Linien. Alle werthvollen Waarenjendungen ziehen 
unter den zur Verfügung ſtehenden Beförderungsgelegenheiten die jchnelliten vor, 
jelbjt wenn die Transportkojten ich höher jtellen. In diefer Beziehung ift auf 
die ungewöhnlich hohe Inanſpruchnahme der Schnelldanpfer zwijchen Bremen 
und Hanıburg einerjeit3 und Newyork andererjeits Für Waarenjendungen hinzu— 
weijen, für welche, um eine Zeiterjparniß von 2 bis 3 Tagen zu erzielen, eine 
um die Hälfte höhere Fracht gezahlt wird al bei der Verjendung mit den ges 
wöhnlichen Dampfern. Bei diefer Lage der Dinge haben denn auch die Handels: 
fammern nicht nur Bremens und Hamburgs, jondern auch diejenigen unjerer 
Induftriebezirfe namentlich im Nheinland und am füddeutichen Nhein, in Weit- 
falen, Königreich Sachfen, der Laufig und Schlefien, und nicht minder die Baum 
wollinterefjenten in Bayern und andere füddeutiche Interefienten ſich mit großer 
Lebhaftigkeit für die Vermehrung und Bejchleunigung der Fahrten der Reichs— 
pojtdampfer nad Djtafien ausgejprocen. 

Noch in höherem Grade hemmend und jtörend als im Waarenverfehr er— 
weit ſich die geringe Gejchwindigfeit und jeltenere Beförderungsgelegenheit für 
den Reiſeverkehr. Die Neifenden bevorzugen naturgemäß diejenigen Linien, 
welche ihnen bezüglich des Antritt der Aus- und Nüdreife die möglichjte Frei: 
heit lajjen, ihnen vor Allem häufig Neifegelegenheit bieten. Bei dem innigen 
Zufammenhange, welcher zwijchen den in Gefchäftsangelegenheiten reijenden Kauf— 
leuten und der Verjendung von Waaren auf den ihnen perjönlich bekannten 
Linien beiteht, muß aber bejonderer Werth darauf gelegt werden, daß die deutjchen 
Pojtdampfer von Neifenden recht ſtark benußt werden, zumal auf Poſtſchiffen die 
Einrichtungen zur Aufnahme zahlreicher Perſonen vorhanden jein müfjen und die 
nicht gemügende Ausnugung des Kajütraums ungünjtig auf die finanziellen Er- 
gebniffe wirft. Gerade bezüglich des Neifeverfehrs haben die deutjchen wie alle 
Vojtdampferlinien Veranlafjung, durch Vervolllommung ihrer Leiftungen der Kon— 
kurrenz der fibirischen Eijenbahn zu begegnen. 

Am ungünjtigiten aber wirken, wie die oben angeführten jtatiftiichen An— 
gaben erkennen laſſen, die langen Zwiſchenräume zwijchen den Beförderungs- 
gelegenheiten auf die Benußung der deutjchen Linien im Poſt und insbejondere 
im Briefvertehr Das Bedürfniß zur Gelegenheit häufiger Korrefpondenz 
iſt ſowohl im Handels- wie im Privatverfehr auch auf weiten Streden ein viel 
zu Ddringendes, als daß demjelben mit einer vierwöchentlichen Verbindung Ges 
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nüge gefchehen könnte. Der Privatverfehr pflegt ſich allerdings nicht ausſchließ— 
lich nad) den Zeiten bejtimmter Bojtgelegenheiten zu richten; er beginnt ſich der 
nächiten Pojtgelegenheit, mag dieſelbe von der eigenen Pojtverwaltung oder von 
einer fremden geboten werden. Der Handelöverfehr hingegen pflegt ganz über- 
wiegend in regelmäßigen Zwifchenräumen feine überſeeiſche Korrejpondenz zu er: 
fedigen. Je mehr durch den Depefchenmwechjel der eigentlihe Geſchäftsabſchluß 
der brieflichen Korrejpondenz entzogen wird, Ddejto mehr bewegt ſich der letztere 
unabhängig von dem einzelnen Gejchäft im regelmäßigen Turnus, und Ddiejer 
richtet ſich nach dem fi bietenden Pojtgelegenheiten einer bejtinmten Verbind— 
ung. Die Folge iſt, daß auch die deutjchen Firmen in Oſtaſien für ihre über- 
jeeifche Korrejpondenz jich regelmäßig der englijchen und franzöfischen Poſtdampfer 
bedienen, da dieje ihnen im je 14tägigem Dienjt eine regelmäßige, häufigere und 
ichnellere Roftbeförderung bieten, als es die deutjche Poſt bis jept vermag. Will 
Deutjhland an dem überfeeijchen Poſtverkehr nad Oſtaſien einen entiprechenden 
Antheil erhalten, jo ift dies nur dann möglich, wenn es wie England und Frank: 
reich jeine Bojtbeförderung in 14tägigen Zeitabjtänden und gleich jchnell eintreten 
läßt. ’ 
Wie fi) die Briefbefürderung 3. B. zwiſchen Berlin einerjeit3 und Hong— 
fong, Shanghai jowie Yokohama andererjeit8 auf den verjchiedenen Wegen — 
durch den Suezfanal beziehungsweife über Amerifa — zur Zeit gejtaltet und 
welhe günjtige Wirkung die Annahme des vorliegenden Gejeßennvurjs ausüben 
wiürde, möge aus nachjtehender Zuſammenſtellung erjehen werden. 





Dauer der Beförderung 
von Berlin 
nad) | nad | nad 
Hongkong | Shanghai Yokohama 
Tage Tage Tage 


I. über Sue: 
bei Benugung 


a) der Reihs-Poftdampferlinie (Norddeuticher Lloyd), | 
über Neapel | 
sl E = 37 


jest alle 4 Wochen . . 
nad Annahme des Gefegentwurfs alle 14 Tag e 28 34 
b) der engliicheu Linie P & DO. St. N. E.) über Brindiit, 
alle 14 Tage 29 — 


€) der franzöfiichen Linie (M ef ſ a g. Maxitimes 
iS Ru na a. RR: 31 33 bezw. 34 38 bezw. 39 
| 


über Marjeille, alle 14 Tage. 


I, über Amerika: 
bei Benugung 

a) der Sanadian PRarcific Line 
im Sommer alle 3 Wochen, im Winter alle 
4 Mochen, über Londonderry Vancouver . - 
b) der Dccidental and Oriental Steamjbip 
Go. und Barcific Mail Steamſhip Go. 
über Southampton, New-Mork und Ean- Francisco, 
von San Francisco nicht ganz — uns, 
gefähr alle 10 Tage . . 6 


414 38 33 


41—47 | 38—44 | 31-37 
(je nah Anſchluß und je nad- 
dem Honolulu angelaufen wird 


oder nicht) 
ec) der Northern Parcific Steamibip Co. | 
über Southampton — New— —— Ei 
Tacoma alle 3 Moden . j 2 ; 40 wicht 31 


angelaufen 
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Dana iſt die Beförderungszeit für Japan auf dem Wege über Amerika 
fajt durchweg zwar eine fürzere, Ddiefer Weg empfiehlt fich aber deshalb nicht, 
weil die Linie Ila über Vancouver nur in 3 bezichungsweije 4 wöchentlichen 
Friften befahren wird und weil die unter IIb und e aufgeführten Verbindungen 
über San Francisco und Tacoma feine ganz regelmäßigen find. Die Fahr— 
pläne werden häufiger geändert, ohne daß vorherige Benacdrichtigungen hierher 
gelangen. Nach den im diefer Beziehung gemachten Erfahrungen hat jich jelbit 
für Japan der Weg über Suez als der vortheilhaftere erwiejen, und es find in 
Folge dejjen 3. B. nach der legten Statijtif vom Mai 1896 auf dieſem Wege 
in geichlofjenen Briefbeuteln nah Japan 8110 kg Briefe abgejandt worden, 
während über Amerifa nur 3750 kg befördert wurden, 

Eine weitere NAusgejtaltung des Neichspoftdampferdienites, wie jie durd die 
vorbezeichneten Geſichtspunkte geboten erjcheint, würde zugleich Gelegenheit geben, 
ein längjt empfundenes Bedürfniß unjerer Kriegsmarine zu befriedigen. 

Die von allen größeren Ceejtaaten vorbereitete Heranziehung der großen 
Handelsdampfer zu Kriegszweden nöthigt die deutjche Kriegsmarine: dazu, neue 
trausozeaniſche Dampfer für dieſen Verwendungszweck ſchon beim Bau entjprechend 
einzurichten umd bei fänmtlichen unter den Subventionsvertrag fallenden Dampfern 
durch geeignete Bemannung die Verwendung im Kriege zu erleichtern. Die bis: 
herigen Verträge sichern dies nicht in der erforderlichen Weiſe. Es liegt daher 
auch im Intereſſe der maritimen Landesvertheidigung, das bejtehende Vertrags: 
verhältnig jobald wie möglich einer Nevifion zu unterziehen. Je größer dabei 
die Geſchwindigkeit iſt, welche den Neichspojtdampfern für die Zukunft auferlegt 
wird, dejto bejjer und dejto vieljeitiger werden fie für die fraglichen Kriegszwecke 
nugbar gemacht werden fünnen. 

Alle dieje Erwägungen haben dazu geführt, mit dem Norddeutjchen Lloyd 
in Verhandlungen einzutreten, um die alsbaldige Vermehrung der Fahrten auf 
der ojtajiatiichen Linie durch Umwandlung der vierwöchentlichen Verbindung in 
eine zweiwöchentliche herbeizuführen und die Fahrgeihwindigfeit in dem durch 
die Konkurrenzrüdjichten gebotenen Maße zu erhöhen. Im Verlaufe diejer Ber: 
bandlungen hat ſich der Norddeutiche Lloyd bereit erklärt, bei Abſchluß eines 
neuen Vertrags auf 15 Jahre, im Verfehre mit China eine vierzehntägige Ver— 
bindung herzujtellen, die indirekte Linie nach Japan durd eine direkte zu erjeßen, 
die Fahrgefchwindigkeit für die Hauptlinien bezüglich der vorhandenen Schiffe auf 
13 Seemeilen in der Stunde, bezüglich der neu einzujtellenden Schiffe auf 14 Seer 
meilen zu erhöhen und aud Gewähr dafür zu bieten, daß während der Ver— 
tragsdauer bei einer weiteren Gejchwindigfeitsiteigerung auf fremden Konfurrenz- 
linien die deutjchen Linien gleihen Schritt halten. Ferner ijt der Lloyd bereit, 
den Anfprüchen der Marineverwaltung bei der Heritellung von Neubauten und 
hinſichtlich der Bemannung der Schiffe Nehnung zu tragen, und hinfichtlidh der 
Ausrüjtung der Dampfer mit deutichem Betriebsmaterial, ſowie hinſichtlich der 
Beſchränkung in der Beförderung von jolhen Artikeln, deren Einfuhr die Inter: 
ejlen der deutſchen Landwirthſchaft beeinträchtigen könnte, befriedigende Verpflicht— 
ungen zu übernehmen. 

Die Leitung der Linien ift nach den bisherigen Berhandlungen — vor— 
behaltlich der endgültigen ZFeititellung im Vertrage — jo gedacht, daß die Dampfer 
der Hauptlinie von Hongkong aus ihre Fahrt abwechjelnd einmal nad) Shanghai, 
das andere Mal nad Japan fortfegen und in gleicher Weife zurüdgeleitet werden. 
Im Anflug an den nad Japan gehenden beziehungsweije von dort kommenden 
Dampfer der Hauptlinie wird die Verbindung zwifchen Hongkong und Shanghai 
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alle vier Wochen durch einen Zweigdampfer hergeitellt, während die bisherige 
japanische Anjchlußlinie in Wegfall kommt. Auf diefe Weife würde mit Honglong 
ein Direkter vierzehntägiger Verkehr, mit Shanghai eine vierzehntägige Ver: 
bindung, abwechſelnd je einmal direkt, einmal indireft mit Umladung in Hong— 
fong, wit Japan aber an Stelle einer vierwöchentlichen indirekten Verbindung 
eine direkte Verbindung in gleichen Zeitabjchnitten Hergejtellt werden. Demgemäß 
füme die Erweiterung des Fahrdienjtes dem Verkehr ſowohl mit China wie mit 
Japan zu gute. 

Auf die Herjtellung der direften Verbindung mit Japan wird dabei be— 
jonderer Werth, gelegt. Das Vermeiden des Weberganges auf einen anderen 
Dampfer in Hongkong wird nit nur den Neifeverfehr weſentlich erleichtern, 
jondern es wird auch dazu dienen, den Neich3pojtdampfern im größeren Um— 
fange jolche Waaren zuzumwenden, welche, wie Glaswaaren, Zuder u. A., Die 
Umladung nicht oder doch jchlecht vertragen. Anch die Schonung der VBerpadung, 
auf weldhe in japanischen Handelskreiſen ein beſonderes Gewicht gelegt wird, ijt 
ein wejentlicher Vortheil der direkten Verbindung. Bor Allem iſt es aber zur 
Erhöhung des Anfehens unjeres Handels und unferer Induſtrie dringend er— 
wünscht, daß die großen erſtklaſſigen Dampfer der Hauptlinien auch in den Häfen 
des für die Entwidelung der Induſtrie jo verjtändnigvollen Japan Einzug halten, 
um auch dort die Wirkung auszuüben, welde das Erjcheinen der großen Bolt: 
dampfer im Ausfande zum Stolz und Nutzen der dort anfäjligen Heimathsange— 
hörigen noch immer ausgeübt haben. Sind doc unſere erſtklaſſigen Poſtdampfer 
mit ihrer Ausrüftung und ihren Ginvichtungen eine vorzügliche Repräfentation 
der Leiltungsfähigfeit der verjchiedeniten unjerer Induſtriezweige, und welden 
"Erfolg jie nach diefer Nichtung zu erzielen vermögen, dafür hat noch in jüngiter 
Beit die enthufiaftiihe Aufnahme Zeugniß abgelegt, welche die neuejten 10500 Re— 
giftertond großen Neichspoftdampfer der Barbarofjaklaffe bei ihrer Ankunft in 
Australien, und der neueſte und größte Schnelldanıpfer des Norddeutjichen Lloyd 
„Kaifer Wilhelm der Große“ in New-York gefunden haben. 

Die Vermehrung der Fahrten auf der ojtafiatifchen Linie bietet ferner Ge— 
fegenheit, ohne Beeinträchtigung der bisherigen befetigten Verkehrseinrichtungen 
neben Bremen auh Hamburg in unmittelbare PBoitdampferverbindung wit 
Ditafien zu bringen. Zu dem Zwecke ijt geplant, die Fahrten allmonatlid ein 
Mal in Bremen und ein Mal in Hanrburg beginnen und endigen zu lajjen, zus 
gleich aber, unbejcheidet der einheitlichen Leitung des Gefanmtunternehmens durch 
den Norddeutjchen Lloyd, die Hamburg Amerika - Linie unter Einjtellung einer 
Anzahl von ihr zu erbauender Schiffe an den oitafiatiichen Fahrten zu betheiligen. 

In Bezug auf die fünftige Leitung der Linien war in Aufnüpfung an die 
vorjährigen Neichstagsverhandlungen und die aus rheiniſchen und weſtfäliſchen 
Induſtrie- und Handelfreifen hervorgetretenen Wünfche zu prüfen, ob es ſich 
empfehle, Rotterdam an Stelle oder neben Antwerpen als Anlaufhafen zu 
wählen und eine dahingehende Berpflichtung des Unternehmers geſetzlich oder 
vertragsmäßig feitzulegen, 

Zu Gunſten Rotterdams wurde namentlich geltend gemacht, daß es für alle 
die Nheinjtraße benußenden Güter den natürlichen Seehafen bilde, nad welchem 
auf beträchtlich Fürzerem Wege eine weit größere Zahl regelmäßiger Schiffsver— 
bindungen unterhalten werde, als nach Antwerpen. Demgemäß jeien für die 
rheinijchen, insbejondere die oberrheinischen, Induftriebezirfe und Handelspläße 
die Wafjerfrachten nach Rotterdam und die Verficherungsprämien für die Fahrt 
dorthin erheblich billiger als nach Antwerpen. Das Anlaufen don Rotterdam 
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durch die Neichöpoftdampfer werde daher ſowohl diejen Induſtriebezirken und 
Handelsplägen, wie der deutichen Rheinſchifffahrt Vortheil bringen. Während 
die Neichspojtdampfer in Antwerpen unvermeidlich belgiiche Güter an Bord nehmen 
müßten und durch deren Beförderung der belgiſchen Induſtrie die Konkurrenz 
mit der deutjchen erleichterten, jei eine joldhe Förderung ausländiſcher Intereſſen 
beim Anlaufen von Rotterdam nicht im gleichen Maße zu bejorgen. 

Demgegenüber iſt von anderer Seite darauf hingewiejen worden, daß für 
die linksrheiniſche ſowie die lothringiſche Induftrie die Verbindung mit Ant— 
werpen entjchieden vortheilhafter ſei als mit Rotterdam, und daß dieje Induftrie 
Antwerpen ald Anlaufhafen gar nicht entbehren könne. 

Thatfählih betrug die in Antwerpen eingenommene ausländiſche Laduna 
im Jahre 1896 für beide Linien zuſammen 51,, Prozent, für die oftajtatijche 
Linie im Beſonderen 41,; Prozent des Werthes der dort geladenen Güter, 
während die lepteren wiederum nur 26,, Prozent des Geſammtwerths der auf 
der Ausreiſe beförderten Güter darftellten. In Antwerpen bietet jich aber den 
deutjchen Verſendern eine Neihe regelmäßiger Linien, aus deren Konkurrenz fie 
jowohl für die Frachtnormirung, wie für die Möglichkeit pünktliher Verſchiffung 
ihrer Waaren Nugen ziehen können. Rotterdam andererſeits bat bisher feinen 
eigenen nennenswerthen Handelöverfehr und Feine direkten Sciffsverbindungen 
mit China, Japan und Auftralien; es ijt Daher nicht jicher, ob die Reichspoſt— 
dampfer in Notterdam hinreichende Ladung finden werden. Unter dieſen Um— 
ftänden erſchien es, abgejehen von allgemeinen handelspolitiihen Erwägungen, 
zweckmäßig, jedenfall eine Feitlegung im Gejebe zu Gunſten des einen oder des 
anderen Hafens zu vermeiden. Dagegen joll im Bertrage mit dem Norddeutjchen 
Lloyd dem Reichskanzler die Berechtigung vorbehalten werden, das Anlaufen 
eines befgifchen und eines holläudifchen Hafens ohne bejondere Entjchädigung 
anordnen zu können. 

Genua weilt gegenwärtig einen in Betracht kommenden deutjchen Waaren— 
verfehr mittelit der Neichspoitdampfer nicht auf. Die jüddeutjche Induftrie zieht 
e3 bei dem gegenwärtigen Stande der Eijenbahnfrachtjäge vor, ihre für Oſtaſien 
und Aujtralien beſtimmten GErzeugnifje den Reichspoftdampfern über Antwerpen 
oder Bremen zuzuführen und nur in den Ausnahmefällen über Genua befördern 
zu laſſen, in denen es ſich um bejonders eilige Sendungen handelt. Es er- 
icheint jedoch Feineswegs ausgejchluffen, daß der Weg über Genua bei einer durd) 
die Konkurrenz herberzuführenden Herabjegung der Eijenbahnfrachten für den 
Woarenverfehr nach dem Djten jpäter eine erheblichere Bedeutung gewinnen 
wird. Unabhängig aber von den Nüdjichten auf die deutjche Induſtrie ift die 
Frachteinnahme in ©enua, wenngleich jie nur in beſchränktem Umfang und nur 
dur Anfüllung dejien erfolgt, wa8 Bremen und Antwerpen leer laſſen (d. i. 
etwa 200 Tonnen für jeden Dampfer), im Interejje des Anſehens unjerer 
deutichen Schifffahrt in Italien, die jih dort in hervorragendem Maße entwicelt 
hat, dringend erwünscht. 

Außerdem iſt aber für die Heimreije jowohl die Menge, wie namentlid) 
der Werth der in Genua zur Ausladung fommenden Güter in Folge der jtarfen 
Seidenverjchiffungen aus Oſtaſien jo beträchtlich, daß es eine ummirthichaftliche 
Schädigung des Neihspoitdampferunternehmens bedeuten würde, wollte man dem: 
jelben dieje lohnende Frachtgelegenheit entziehen. Fir den Reiſeverkehr ſchließlich ijt 
Genua als Eins und Ausſchiffungshafen der feitländischen Bafjagiere ganz unentbehrlid). 

Die beträchtlichen Ausladungen der heimfehrenden Dampfer in Genua und 
Antwerpen bringen. es natürlich mit fih, dab die Schiffe in diefen Häfen, um 
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von dort nicht Halb gefüllt abzufahren, zur Weiterbeförderung nad; Bremen (be— 
ziehungsweife von Genua aus aud nad) Antwerpen) wieder Güter aufnehmen 
und auf dieje Weije einen europäischen Zwijchenverfehr ermöglichen, der außer: 
halb des Bereich! der. bei der Subvention maßgebenden Zwecke liegen mag. 
Diefer Zwijchenverfehr, dejien Werth auf der Heimreije (beide Linien zufanımen= 
genommen) im Jahre 1896 8,, Prozent des Geſammtwerths der auf der Heim— 
reife beförderten Güter betrug, muß aber gerade jo wie die Zufuhr ausländiicher 
Güter als ein willfommener Beitrag zur Unterhaltung der Linien angejehen 
werden, Daß durch denjelben die freie deutſche Rhederei gejchädigt werde, dar— 
über find Klagen von feiner Seite erhoben. 

Auf der Ausreiſe gejtaltet ſich dieſer Zwiſchenverkehr erheblich geringer. 
Er belief ich 1896 auf 3,8 Prozent des Geſammtwerths der auf der Ausreiſe 
beförderten Güter. 

Wenn ferner die Bejorgniß ausgejprocden it, daß die Neichspoitdampfer- 
linien von den Norddeutihen Lloyd im Waarenverfchre zwiſchen Amerika und 
Ditafien oder Auftralien dazu ausgenußt werden fönnten, den nichtfubventionirten 
Linien des Lloyd auf Koſten der Neichslinien unverhältnigmäßig hohe Fracht- 
antheile gutzufchreiben, jo wird dieſer Bejorgniß der Boden dadurch entzogen, 
daß eimerjeitd die Bertheilung der Geſammtfracht zwijchen den fubventionirten 
Linien nad feiten, durchaus angemejjenen Grundjägen erfolgt, und daß anderer: 
jeit8 der gedachte Verkehr nur in jehr bejchränktem Umfange jtattfindet. Im 
Jahre 1896 wurden auf dieſe Weije befördert: 

a) nad Djtafien von Nordamerika 29,, Tonnen zu 56017 ME., von Süd: 

amerika 7,, Tonnen zu 8385 ME; 

b) von Dftajien nad Nordamerifa 2013 Tonnen zu 2814219 Mf., nad 

Südamerifa 316 Tonnen zu 468544 ME; 
ce) nad Aujtralien von Nordamerifa 445,, Tonnen zu 1602320 Mf, von 
Südamerifa 89 kg zu 50 ME; 
d) von Australien nach Nordamerika 619,, Tonnen zu 911930 ME., nad) 
Südamerifa 217,, Tonnen zu 292851 ME; 
zuſammen aljo nach allen Richtungen 3649 Tonnen zu 6154226 ME. oder bei 
53 Dampfern auf jeden rund 69 Tonnen zu 116000 ME. 

Wenn, wie beabjichtigt wird, die Gejchwindigfeit der Reichspoſtdampfer auf 
der oſtaſiatiſchen Hauptlinie zwiichen dem europäischen Boithafen und dem oſt— 
aſiatiſchen Endhafen auf 13 Knoten für die älteren und auf 14 Knoten für neu 
zu erbauende Schiffe erhöht wird, jo jteigert ſich durch dieſe Aenderung die Leijtung 
der Linie wie folgt: 

a. Von Neapel bis Shanghai 


gebrauchten bisher 


die älteren Schiffe - -» » = 2... 832 Tage 21 Stunden, 
werden künftig gebrauchen 
die älteren Schiffe. . . — -u.:30 5 
Neubauen nach dem Iuktajtreten des neuen 
BEA. 3 5-0 ee = 


b. Bon Port Said bis ſengteng 
werden ferner künftig gebrauchen 
die älteren Schiffe . . — — — 23 Stunden, 
Neubauten nach dem Inkrafttreten des neuen 
SRINABE.: 2 ar 38 R 
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Dadurch wird die deutjche Linie die franzöfiiche, welche zu der unter b be= 
zeichneten Strede jet fahrplanmäßig 24 Tage 15 Stunden beziehungsweije mit 
neu erbauten Schiffen 23 Tage 22 Stunden gebraucht, einholen, mit den Neu: 
bauten jogar einen Borjprung von 1 Tag 14 Stunden vor ihr gewinnen. 

Die P. und ©. gebraucht für die Strede Port Said— Hongkong bisher 
27 Tage 14 Stunden, welche ſich nad Inkraftreten des neuen Vertrags auf 
23 Tage 17 Stunden vermindern werden. Auch diejer Linie werden daher die 
nenen deutichen Boltdampfer überlegen jein. 

Da indeffen nicht ausgejchlofien it, daß die fremden Linien im Laufe der 
Jahre zu weiterer Steigerung ihrer Gejchwindigkeitsleiitungen übergehen, jo muß, 
wie bereitö bei den vorjährigen Verhandlungen im Neichstage betont wurde, Vor: 
jorge getroffen werden, auf welde Weije einer hieraus jich ergebendeu Verjchieb- 
ung der Verhältnifie zu Ungunjten der deutjchen Linien vorzubeugen ijt. Es 
boten jich hierzu zwei Wege. Entweder konnte in dem Geſetze vorbehalten werden, 
daß während der Vertragsdauer, ſei es einmalig nad, einer angemefjenen Frijt 
oder auch wiederholt, eige Reviſion der Beitimmungen über die Geſchwindigkeit 
der Dampfer zu erfolgen habe; oder aber es wurde von vornherein eine Bes 
ſtimmung getroffen, welde das Mitgehen der Reichslinien mit einer etwaigen 
Geſchwindigkeitsſteigerung der fremden SKonfurrenzlinien von ſelber jicheritellt. 
Bei den Verhandlungen mit dem Norddentjchen Lloyd iſt der letztere Weg gewählt 
worden. Dabei wurde davon ausgegangen, da, joweit die englifchen und frans 
zöſiſchen Poſtdampfer ihre Gejchwindigfeit ohne vertragsmäßige Verpflichtung und 
ohne Erhöhung der Staatsbeihilfe jteigern jollten, das Gejchäftsinterefje auch die 
deutjche Linie veranlaſſen werde, ihre Leijtungen ohne vertragsmäßige Abmachung 
auf gleicher Höhe zu halten. Sobald aber die fremden Linien nad) diejer Nicht: 
ung vertragsmäßige Verpflichtungen übernehnen, würde die gleiche Verpflichtung 
auch für die deutjche Linie einzutreten haben, und zwar injoweit ohne bejonderes 
Entgelt, als ein ſolches auch den Konfurrenzlinien nicht gewährt wird. Sollten 
dagegen die fremden Linien zu einer vertragsmäßigen Erhöhung der Beihilfe 
oder jonitiger Staatsunterjtüßung gelangen, jo würde es einer neuen Vereinbars 
ung zwijchen dem Reich und dem Unternehmer darüber bedürfen, in welcher Weije 
die deutichen Linien den fremden Koukurrenziin gegenüber gleichwerthig zu er— 
halten fein würden. 

Eine in diefem Sinne gehaltene Beitimmung ift im $ 3 des Gejehentwurfs 
vorgejehen. Um ihr gerecht werden zu können, würde der Lloyd die neu einzus 
jtellenden Dampfer jogleih mit einer ſolchen Majchinenkraft ausjtatten, daß jie 
erforderlichenfalls eine durchſchnittliche Gejchwindigfeit von 14'/, bis 15 Knoten 
zu entwiceln vermögen, 


III. Die Mittel zur Durdführung geplanter Aenderungen. 


Als Gegenleiftung für die erhöhten Verpflichtungen beanſprucht der Nord» 
deutiche Lloyd eine Erhöhung der bisherigen Neichsbeihilfe um den Betrag von 
1500000 Mark jährlid und die Uebertragung des erweiterten Unternehmens 
auf einen Zeitraum von 15 Jahren. 

Diefe Forderung erjcheint bei Prüfung der bisherigen Finanzergebnifje der 
Neihspoftdampferlinien des Lloyd und in Betracht der durch die Erweiterung 
erwachjenden Mehrkoſten nicht unbillig. 

Für die Feititellung der Finanzergebnijje iſt der Artikel 26 des Vertrags 
vom 3./4. Juli 1885 maßgebend. Durch denjelben jollte gemäß Nr. 11 der 
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Anlage des Gejeßes vom 6. April 1885 dem Reich ein Antheil an dauernden 
größeren Gewinnen aus dem Unternehmen gefichert werden; und zwar jollte ein 
Ueberjhuß bis zur Höhe von 5 Prozent des Buchwerths der Schiffe dem Unter: 
nehmer unverfürzt verbleiben, ein Mehrbetrag aber antheilig dem Reiche zu gute 
fommen. Dieje Abjiht hat im Vertrage durch die Beſtimmung Ausdrud ge: 
junden, daß vom Lloyd in die über die Neichspojtdampferlinien zu führende 
Separatrehnung 5 Prozent Zinfen vom Buchwerthe der Schiffe, obwohl nicht 
in Wirklichkeit gezahlt, al$ Ausgabe einzujtellen jind, und der Anſpruch des Reichs 
auf Anteilnahme am Gewinn eintritt, jobald nach der Separatrechnung ein jährs 
licher Ueberſchuß zu verzeichnen it. 

Wird von dem bejonderen Verhältniſſe zwijchen dem Unternehmer und dent 
Neiche abgejehen und die Rechnung allein nach gejchäft3üblihen Grundjägen auf: 
gejtellt, jo können dieſe Zinjen nicht al3 Ausgaben angejegt werden. u Bes 
rüdjichtigung dieſes Geſichtspunktes jind in der als Anlage VI beigefügten Zu— 
janımenjtellung über die finanziellen Abjchlüfje des Uuternehmend während der 
bisherigen VBertragszeit, abweichend von den jährlichen Separatrechnungen, Zinjen 
als Ausgabe nicht in Anſatz gebracht worden, ') 

Zu dem in der Zujammenjtellung erjcheinenden Einnahmepojten „Antheil an 
den Prämienüberſchüſſen“ it erläuternd zu bemerken, daß der Norddeutiche Lloyd 
als Selbjtverjicherer jeiner Flotte aus den alten Schiffen gleihmäßig, und zwar 
den Neichspojtdampfern nad) Nr. 3 im Artikel 26 des Vertrags, mit 6 Prozent 
vom Buchwerthe zur Lajt gejchriebenen Berjiherungsprämien bisher regelmäpig 
bedeutende Ueberſchüſſe erzielt hat. Eine Betheiligung der Neichspojtdampfer au 
diefen Weberjchüfjen hat vom Lloyd erjt im Jahre 1892 erreicht werden können 
Zur Ermöglidung eines zutreffenden Bergleichd der Finanzergebnijje der ver- 
ihiedenen Jahre ijt jedoch in der anliegenden Zujammenftellung aud) bei den 
früheren Jahren (1886 bi 1891) ein entjprechender Betrag für die Reichs— 
pojtdampfer als Einnahme angejept, gleichzeitig aber auch das Schlußergebnif 
ohne Ddiejen Antheil an den Prämienüberſchüſſen nachrichtlich vermerkt worden. 

Ausweislich der Zujammenjtellung it bei Einrechnung der Neidysbehilfe der 
in der erjten Hälfte der Bertragsperiode regelmäßig wiederfehrende jährliche 
Verluſt, welcher 1887 jich auf 1388034 ME, belief (1886 jtellt nur ein halbes 
Betriebgjahr dar) und 1890 mit 1937694 ME. die höchſte Höhe erreichte, jeit 
dem Sahre 1894 verjchwunden. Erjt von da ab ijt ein zunächſt geringer Ge— 
winn zu verzeichnen, der jich belaufen hat 

1894 auf 220391 ME, 
1895 „ 454301 
1896 „ 848214 

Tiefer Gewinn der letzten Jahre hält ſich mit beziehungsweiſe 1'/,, 2,1 und 
4 Prozent des jeweiligen Buchwerths der Neichspojtdampferflotte in mäßigen 
Grenzen. Im Ganzen hat bisher der Lloyd aus dem Keichspojtdampferunter: 
nehmen einen Gewinn nod) nicht gezogen, vielmehr einen Berlujt von 5258563 Mt. 
zu verzeichnen. 

Für die Beurtheilung der Frage, ob die beabjichtigten Mehrleiitungen eine 
Erhöhung der Beihilfe um 1'/, Millionen Mark rechtfertigen und ob im Uebrigen 
die bisherige Beihilfe auch für eine neue VBertragsperiode unvermindert zu be: 


Y Aus diefer verschiedenen Art der Berechnung erklärt ſich der ſcheinbare Wideripruch 
zroifchen den in der vorjährigen Vorlage mitgetbeilten Finanzergebniſſen der Reichpott- 
danıpferlinien und den im ‚sahresbericht des Norddeutichen Lloyd enthaltenen Angaben. 
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willigen fein möchte, dürfte ed richtig fein, nur die Verhältniffe etwa der letzten 
drei Jahre ins Auge zu faſſen. Während derjelben hat der Ueberfchuß aus dem 
Sefammtunternehnmen durchichnittlih 507636 ME. betragen = 2,, Prozent dom 
Buchwerth oder 2 Prozent vom Anfchaffungswerth der Schiffe. Diefes Ergebniß 
ijt erreicht bei höchſter Vervollkommung des Materials, faſt vollitändiger Aus- 
nüßung des verfügbar zu machenden Schiffsrammes, fowie Verichonung don jedem 
Schiffsverluſte. Bei unveränderter Fortführung der Linien wiirde zwar, jo lange 
die allgemeinen Konjunfturen günjtig bleiben, eine weitere Beſſerung der Eins 
nahmeerträge, namentlich aus dem Perſonenverkehr, nicht unwahrſcheinlich fein, 
während für die Einnahmen aus dem Güterverfehr in Betracht kommt, daß die 
Schiffe von jebt an den Grenzen der Ausnutzung ihrer Ladefähigkeit angelangt 
jind, Allein es iſt zu bedenken, daß im Falle der Erweiterung des Unternehmens 
nicht von vornherein damit gerechnet werden kann, daß die bisher in der olt- 
altatischen Fahrt befindlichen Schiffe während der eviten Betriebsjahre nach der 
Verdoppelung der Fahrten ebenfoviel Fracht und Ballagiere zu befördern haben 
werden, wie vorher. Außerdem joll aber auf den jehon bisher ausgeführten 
Fahrten im Verkehr mit Dftaften die Geſchwindigkeit nicht unerheblich geiteigert 
werden, wodurch eine beträchtliche Erhöhung der Betriebsfoiten, insbejondere in 
Folge des vermehrten Kohlenverbrauchs und der jtärferen Befapung bedingt wird. ") 

Es dürfte daher anzımehmen fein, daß auf den bisherigen Fahrten etiva 
zu erzielende Mehreinnahmen durch die Erhöhung der Betriebskoſten in Folge 
der Gejchwindigfeitsiteigerung zum großen Theile aufgewogen werden, umd fomit 
die durchſchnittliche Verzinſung des Anlagekapitals aud; weiterhin eine mäßige 
bleiben wird. Die bisherigen Fahrten werden deshalb auch Fünftig nur unter 
sortgewährung der bisherigen Neichsbeihilfe ıumterhalten werden fünnen. So: 
weit aber die nen einznrichtenden Fahrten auf der oſtaſiatiſchen Linie 
in Frage fommen, wird die folgende Berechnung Plab greifen Fünnen. 

Zur Ausführung der jährlich mehr zu leitenden 13 Doppelfahrten wirden 
mindeſtens vier neue Dampfer bejchafft werden müſſen. Damit diefe Dampfer 
den Anforderungen binfichtlich der Konkurrenzfähigkeit gewachien find, insbeſondere 
eine nöthigenfalls noch fteigerungsjähige Geſchwindigkeit von 
durchſchnittlich 14 Knoten entwideln fönnen, müfjen fie ın großen Dimen: 
tionen mit bejonders ſtarken Maſchinen bergeitellt werden, fo daß der Anjchaff- 
uugspreis, nad Lage der gegenwärtigen hohen Preife, auf mindeſtens 4 Mill. 
Mark für den Dampfer, zufammen aljo auf mindeſtens 16 Millionen Mar, 
gegenüber dem in der vorjährigen Vorlage für Schiffe von 13'/, Knoten ein- 
gejepten Kojtenpreis von 13 Millionen Mark zu veranfchlagen iſt. 

Nun Hat im Durchſchnitt der lebten drei Jahre 1894 bis 1896 fir die 
ojtajiatijche Hauptlinie der Durch die Neichsbeihilfe zu deckende Ver— 
nit bei ebenfalls 13 Doppelfabhrten jährlih 1318114 ME. Detragen. Auf den 
neuen Fahrten werden freilich durch die Einjtellung größerer Schiffe mit ſtärkerer 
Ladefähigkeit die Betriebdeinnahmen, wenn aud nicht fofort, jo doch bei jteigender 

) In welchem Maße mit der Steigerung der Gefchwindigkeit des Schiffes der Hoblen- 
verbrand zunimmt, ergibt fich daraus, daß ein Schiff, welches bei 12 Knoten Geichwindig- 
feit einen Tagesverbrauch von 80 Tonnen Kohlen bat, 

bei 13 Knoten etwa in Tonnen 


" 4 " ” " 


Inzee- „ 15 „ uud 
1 


” 6 173 " " 
alio bei 16 Knoten erbeblich mehr als das Toppelte an Sohlen verbrauchen würde, wie 
bei 12 Knoten Fahrgeſchwindigteit. 
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Entwidelung des Verkehrs, ſich vorausfichtlich nicht unmefentlich erhöhen, auch 
mag bei der Erweiterung des Unternehmens eine gewilje Verringerung der an 
ji) geringfügigen Generalunkoſten eintreten. Dem jteht aber die erhebliche 
Steigerung der Betriebskojten gegenüber, welche durch die höhere Gejchwindigfeit 
und durch die jtärfere Befagung der größeren Schiffe bedingt wird. Auch bier 
wird der erhöhte Einnahmebetrag durch vermehrte Ausgaben vorausſichtlich in 
Anſpruch genommen werden. In diefem Falle würde bei Gewährung einer Sub- 
ventionserhöhung von 1'/, Millionen Mark für den neuen Theil ded Unter 
nehmens ſich ein jährlicher Ueberſchuß von 181886 ME, oder 1,,, Prozent des 
Anlagefapital3 von 16 Millionen ergeben. Nimmt man aber au an, daß der 
Betriebsverluft ohne die Beihilfe fich) auf rund 1000000 ME. jährlich verringert, 
jo wird der durch die Gewähr einer weiteren Beihilfe von 1'/, Millionen Mark 
jih ergebende Gewinn von 500 000 ME. nur einer Verzinfung des Anlagekapitals 
mit 3,45 Prozent entiprechen, ein Nugen, der dem Unternehmer unbedenklich wird 
jugeitanden werden wüfjen. Dabei ijt immer von der günjtigen VBorausjegung 
ausgegangen, daß das geſammte Unternehmen de3 Lloyd von größeren Schiffs— 
verluften verjchont bleibt und daß in Folge dejjen bei der Selbjtverjicherung bes 
trächtliche Gewinne erzielt werden, die auch den Neichepoftdampfern zu Gute 
fommen. Schließlich aber würden gegenüber einer nicht vorauszujehenden, die 
vorftehenden Berechnungen hinter fich lafjenden Verbeſſerung der Finanzergebnifie 
des Unternehmens die Autereffen des Reichs durch die bereits oben erwähnte 
Beitimmung unter Nr. 11 der Anlage des Geſetzes vom 6. April 1885 ge— 
fihert werden, welche ihm bei dauernden Ueberjchüfjen de3 Unternehmens einen 
Antheil an denjelben einräumt. 

Wird der Dienjt auf der oftajiatifchen Linie in der geplanten Weife er: 
weitert und dafür die Beihilfe des Neichs um 1’/, Millionen Mark erhöht, fo 
jtellt jich die Vergütung für die oſtaſiatiſche Hauptlinie zwijchen Bremerhaven 
und Shanghai beziehungsweise Yokohama bei einer Jahresleiſtung von 645 164 See— 
meilen auf 5,30 ME. für die Seemeile, während fie nad dem jeßigen Bertrage 
mit 5,5 ME. für die Seemeile zu berechnen iſt. Die Beihilfen der Eonfurrivenden 
ausländiihen Linien betragen dagegen bei der engliichen Peninsular and 
Oriental Steam Navigation Company nad) dem neuen Bertrage 5, ME. 
und bei der franzöfiihen Compagnie des Messageries maritimes jogar 
8,50 ME. für die Seemeile. Demgemäß bleibt auch die geſammte Beihilfe, welche 
das Neich für die Verbindung mit Dftafien aufiwenden würde, mit 3420000 Mi. 
hinter den Summen erheblich zurüd, welche England und Frankreich ihren Linien 
mit 5000000 ME. beziehungsweile 4868026 ME. zahlen. 

Die Uebernahme der Erweiterung des Fahrdienites auf der oitafiatiichen 
Linie wird von dem Norddeutichen Lloyd an die weitere Bedingung gefmüpft, 
daß das PVertragdverhältniß auf eine Dauer von 15 Sahren verlängert werde. 
Diefe Bedingung erjcheint mit Rückſicht darauf, daß der Unternehmer genöthigt 
ift, zum Wenigiten vier neue Schiffe im Werthe von mindejtens 16 Millionen 
Mark in die Linie einzuftellen, die bei einer 5prozentigen Abjchreibung jährlich 
erit im Verlaufe von 20 Jahren amortifirt jein würden, wohl begründet, und 
es wird feinem Bedenken unterliegen, eine Verlängerung des Vertragsverhältnifics 
ion jest, einige Jahre vor Ablauf des gegenwärtigen Vertrags, einzugehen. 
Das Reich würde darin lediglich dem Beifpiele der franzöliichen Regierung folgen, 
welche bei der grundlegenden Umgeftaltung des Dienjtes der Messageries mari- 
times bereit im Jahre 1894 einen neuen Bertrag mit der Gejellichaft auf 
15 Jahre abgejchlofjen hat, obwohl der bejtehende Vertrag erjt im Jahre 1903 ablief. 
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Eine ſolche Vertragsverlängerung würde nicht nur die ojtajtatische Linie, 
für welche die Nothwendigfeit der Umgeſtaltung de3 Dienſtes oben nachgewiejen 
it, Jondern zugleich auc) die aujtralifche Linie umfaffen. Bezüglich diefer würden 
die Leitungen des Reichs diejelben bleiben, wie fie bei Abjchluß des Vertrags 
vom 3./4. Juli 1885 ausbedungen find. Dagegen würden fid) die Leitungen 
de3 Norddeutichen Lloyd jenen Vertragsbeſtimmungen gegenüber, wie folgt, erhöhen: 

1. die geringite Größe der zu verwendenden Schiffe beträgt jtatt 3000 Ne: 

giitertond fortan 5300 Negiftertond, bei Neubauten 6000 Regiſtertons; 
2. die Zahrgefhwindigfeit beträgt ftatt 11'/, Knoten auf der ganzen Strede 
künftig zwijchen dem europäifchen und dem auftraliichen Poſthafen 12,, 
Knoten, für Neubauten 13,, Knoten; 

3. Neubauten müſſen Hinlichtlih der Verwendbarkeit im Kriege und ſämmt— 
liche Poſtdampfer binfichtlich ihrer Bemannung den vertragsmäßigen Anz 
forderungen der Marineverwaltung entiprechen. 


IV. Zeitpunkt der Einrichtung des erweiterten Betriebs. 

Die Verdoppelung der Fahrten auf der oſtaſiatiſchen Linie erfordert, wie 
bereit3 erwähnt, die Einjtellung von mindejtens vier weiteren Dampfern, welche 
den im Geſetzentwurfe vorgejchriebenen Bedingungen hinfichtlich der Geſchwindig— 
feit und in ihren Einrichtungen allen Anforderungen der Neuzeit an erjtklajiige 
Poſt- und Pafjagierdampfer entjprechen müſſen. Dieſe Dampfer find deshalb, 
und zwar nad der Beitimmung unter Nr. 5 der Anlage des Geſetzes vom 
6. April 1885 auf deutjchen Werften neu zu erbauen. Selbſt wenn jofort nad) 
dem Inkrafttreten des Geſetzes der Bau in Angriff genommen würde, könnte, 
da mit einer Bauzeit don mindejtend 1'/, Jahren gerechnet werden muß, die 
Einjtellung der Dampfer früheitens im Herbit 1899 ftattfinden, ſowie die Be— 
trieb3erweiterung erſt zu diefem Zeitpunfte eintreten, falls jie von der Einitell- 
ung der neuen Schiffe abhängig gemaht würde. in ſolches Hinausjchieben 
wäre aber für alle betheiligten Intereilen im höchſten Grade nachtheilig. Kommt 
e3 bei Maßregeln des internationalen Wettbewerbs für den Erfolg ſchon an fich 
auf ein jchnelles Handeln an, jo bildet im gegenmärtigen Augenblid die jüngjt 
mit der chinefischen Regierung abgejchloffene Vereinbarung über Kiautjchon einen 
verjtärkten Grund, die in der Vorlage ins Auge gefahte Neuregelung der Poſt— 
dampferverbindungen nach Djtafien binnen kürzeſter Friſt ins Leben treten zu 
laſſen. Um die neue Ermwerbung als Stübpunft der deutichen Intereſſen mit 
Energie zu fördern und namentlich nach der Richtung auszunugen, daß an der 
Erſchließung und wirthichaftlihen Entwidelung der zugänglich werdenden Gebiete 
unjere Induſtrie einen der Stellung Deutjchlands entjprechenden Antheil enthält, 
iſt e8 eine wejentliche Vorbedingung, die Poſtdampferverbindung mit Dftafien fo 
ichnell wie möglich intenfiver und leijtungsfähiger zu gejtalten. Dies wird da= 
durch ausführbar, daß der Norddeutiche Lloyd im Stande und bereit ijt, mit 
vorhandenen Dampfern, welche die vorfchrift3mäßigen Anforderungen — ind 
befondere Hinfichtlih der Fahrgeichwindigfeit und Einrichtung — erfüllen, bis 
zur Sertigitellung der fofort in Angriff zu nehmenden Neubauten, den 14tägigen 
Betrieb auf der ojtafiatischen Linie alsbald nad Abjchluß des Vertrages aufzu- 
nehmen. In joldhem Falle würde der im Entwurf vorgefehene Mehrbetrag der 
Beihilfe von 1'/, Millionen Mark antheilig, — unter Umftänden zum vollen 
oder doch annähernd zum vollen Jahresbetrage — jchon für das Rechnungsjahr 
1898 erforderlich werden. Die VBereititellung würde nad) Mafaabe des $ 4 
des Bojtdampfergejeßes vom 6. April 1885 zu erfolgen haben. 


Miszellen. 


Ergebniſſe der Viehzählung vom 1. Dezember 1897 im Deutſchen Reid. 
In dem II. „Vierteljahrshefte zur Statiitit des Deutſchen Neichs“ (1898) ſind 
die ausführlicheren Nachweife der am 1. Dezember 1897 in bejchränfterem Um: 
fang vorgenonmenen PViehzählung unter eingehenden tabellarischen Vergleichen 
mit den Ergebnifjen früherer Vichzählungen veröffentlicht. DTanadı wurden am 
1. Dezember 1897 im Deutfchen Neich gezählt: 750981 unter 4 Jahre und 
3287504 über 4 Jahre alte Pierde, 2073246 unter '/,; Jahr alte und 
16417526 über Jahr alte Stüd Nindvieh, 3087095 unter 1 Jahr alte 
und 7779677 über 1 Jahr alte Schafe und 11639286 unter 1 Jahr alte 
und 2635271 über 1 Jahr alte Schweine. Eine Bergleichung der Ergebnifje 
mit früheren Zählungen ergibt, daß ſich die Stüdzahl der Pferde, des Rind— 
viehs und der Echweine ftetig vermehrt, diejenige der Schafe aber ſtark ver- 
mindert hat. 


Die Stüdzahl betrug nämlich 


für: Pferde Rindvieh Schweine Schafe 
um das Jahr 1861 3193 711 14999 194 6462572 28016 769 
am 10, Sanıar 1873 3352 231 15776702 7124088 24 999 406 
am 10. — 1883 3522545 15786 764 9206195 19189715 
am 1. Dezember 1892 3836 256 17555694 12174288 13589612 
am 2. Dezember 1897 4033485 18490 772 14274557 10866 772 


Die Stüdzahl der 1897er Zählung hat ſich bemnad) gegen die von 1892 
vermehrt bei Pferden um 5,27, beim Rindvieh um 5,33, bei den Schweinen 
um 17,25°/,, dagegen — bei den Schafen um 20.040.. 


Im Verhältniß zur Fläche und zur Bevölkerung des Reichs ſtellte ſich die 
Stückzahl des Viehs ſo, daß entfielen: 


auf 1 qkm auf 100 Einwohner 
1873 1897 1873 1897 
Vierte . . .. 6,2 7,5 8,2 247 
Nindvieh . 29,2 34,2 384 35,4 
Schafe 46,2 20,1 60,9 20,8 
Schweine 13,2 26,4 17,4 27,3 


Die Zunahme der Pferde und des Rindviehs hat alfo mit der Bevölferungs: 
vermehrung nicht ganz Schritt gehalten; von Schafen entfallen jeßt auf diejelbe 
Einwohnerzahl nur ein Drittel fo viel al$ vor 25 Jahren; bei den betrachteten 
vier Viehgattungen zeigt fi nur in der Zunahme des Schweincheitandes eine 
die Bevölferungsvermehrung übertreffende Entwicelung. 


Nachweiſung 


der 
Beſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts— 
und Alteröverficherungsgejebes errichteten Verfiherungsanftalten 
für das jahr 1896.') 


Borbemerfungen. 
Im Allgemeinen. 


Die Ueberſichten find von dem BVerfiherungdanftalten zum eriten Mal nad) 
den vom Neichd-Verfiherungsamt, Abtheilung für Imvaliditäts: und Altersver— 
fiherung, erlaffenen Revidirten Beltimmungen vom 10. Juli 1896 (Amtliche 
Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts 1896 Seite 323 ff.) aufgeftellt worden. 
Infolge deilen hat die Tabelle II mehrfache Aenderungen infofern erfahren, als 
die Ausgaben und Einnahmen anders eingetheilt find und der Nachweis über die 
Kapitalanlagen ausgeſchieden ift. 

In den Tabellen IVa und IVb ift abweichend von der vorjährigen Nach— 
weijung nicht das Ergebniß der Bertheilung der Beitragseritattungen, fondern 
eine Weberficht über die bewilligten Beitragseritattungen mitgetheilt. 

Die Ergebniffe bei den 31 Berfiherungsanftalten stellen fih für die legten 
fünf Rehnungsjahre wie folgt: 








Es waren vorhanden: 


Mitglieder der Vorſtände 
—— der Borjtände . —F 
üreau⸗, Kaſſen- und —— 

Unterbeamte . ; 

Müglieder der Ausice 

Bertrauensmänner . . 

Kontrolbeamte 

Schiedögeridhte . : 

Beiondere Martenvertauigitellen Be 

Mit der Einziehung der Beiträge betraute 
Krantentajien. . 

In gleiher Weije wirfende Gemeindebe- 
börden und fonjtige von der Landes— 
Centralbehörde bezeidynete Stellen . 





!) Vgl. „Annalen“ 1897 ©. 820 fi. 
Annalen des Deutihen Reicht. 1898. . 57 
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892 Geſchäfts- und NRedmungsergebnifie der auf Grund des nvaliditäts- und 


Bu Tabelle I. 


Der Ausfüllung der Tabelle I ift der Stand vom 31. Dezember 1896 zu 
Grunde gelegt, wobei die Mitglieder des Borftandes und bed Ausſchuſſes, Die 
Vertrauensmänner und die Schtedögerichtöbeifiger in derjenigen Zahl aufgeführt 
find, welche fih aus dem Statut oder aus jonjtigen allgemeinen Vorſchriften ergibt, 
und zwar aud dann, wenn einzelne der in Frage fommenden Perſonen zur Zeit 
der Aufitellung aus ihrem Amt audgeichieden waren. Die Criagmänner haben 
im Allgemeinen feine Aufnahme gefunden; nım den Beifigern der Schiedägerichte 
find die Hülfsbeifiger zugerechnet worden. 

In den Spalten 8 und 9 der Tabelle I find nur die ftändig beichäftigten 
Kaſſen-, Büreau- und Sanzleibeamten beziehungsweije Unterbeamten berüdfichtigt, 
da3 heißt diejenigen, deren Verwendung einem vorausfichtlich dauernden Bedürfniſſe 
entſpricht. 

Im Jahre 1896 wurden von den 31 Verſicherungsanſtalten 

) 25402 Altersrenten und 
') 60 562 Invalidenrenten, 


zufanmen 85 964 Nenten feftgejegt. 


!) Dieje Zahlen find mit den entjprechenden Zahlen in den früheren Nachmeiiungen 
nicht vergleihbar, weil im Gegenjag zu früher auf die in höherer Inſtanz aberfannten Renten 
u. ſ. w. feine Rüdjicht genommen ift. 

Seit Inkrafttreten des Invaliditäts- und AlterSverfiherungsgefepes biß zum 31. Dezember 
1896 find nach den FFeititellungen des Rechnungsbureaus an Renten nad Abzug der in 
höherer Inſtanz aberfannten Renten überhaupt bewilligt 













bei den zuiammen 


Invaliden⸗ Alters⸗ 
renten renten 








31 Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 


| 


anfale = . » 2 2 ne. 202 408 288 212 490 620 
9 zugelaffenen bejonderen Kaſſeneinrichtungen 14 880 5511 | 20 40u 
ſammtlichen Trägern der Berfiherung . . . | 217297 | 298723 | 511020 


Nach dem Jahre des Nentenbeginns geordnet jıellen ſich die Zahlen wie folgt: 













bei den 31 Iuvaliditäts- und 
Alteröverjiherungsanitalten 


bei den jämmtlichen 
Trägern der Berfiherung 


In: 


E3 beginnen 





In Alter | zu: 








im Jahre | | Alters | zu 
validen⸗ validen⸗ 
renten renten | jammen | enten renten | fanımen 












[71 
9 
— 





1891 2675 | 162622 165 297 165 083 | 167 988 

1892 31675 | 28688 | 60868 29344 | 63305 

1893 40 077 | 25610 | 65687 26255 | 69470 

1894 46174 | 32797 | 78971 33433 | 83140 

1895 48581 | 22989 | 71520 23 624 N 75 640 

1896 33 276 15506 | 48782 15 984 51 482 
I | 





zujammen 202408 288212 | 490 6% | 217297 | 298733 | 511 0% 


Von den 85964 Renten, welde im Jahre 1896 von den 31 Invaliditäte- umd 
Altersverfiherungsanitalten bewilligt find, beginnen biernah nur 48 782 im Jahre 1896, 
während der Reſt mit 37182 in Folge nachträglicher Geltendmadhung des Anſpruchs auf 
frühere Jahre bis zurüd zum Jahre 1891 zurücddatirt worden ift. In der Dentichrift zu 


Altersverfiherungsgeießes errichteten Verlicherungsanitalten für das jahr 1896. 893 


Die Zahl der im Jahre 1896 von den 31 BVerfiherungsanitalten bewilligten 
Beitragseritattungen beträgt 
63 212 für Fälle von Verheiratung, 
14 484 für Todesfälle, 


zulammen 77 696. 


Bu Tabelle II. 


Die Zahlen in Spalte 2 bi8 7 und 9 biß 11 der Tabelle II enthalten 
diejenigen Entihädigungsbeträge, weldhe im Jahre 1896 durch die Poft gezahlt 
und von den PVerficherungsanftalten erftattet worden find. Da aud die noch 
nicht rechtöfräftig feititehenden Renten ausgezahlt werden, die Vertheilung und 
Abrehnung in jeder Sache aber erjt nach eingetretener Nechtäfraft der Renten 
bewilligung erfolgen kann, jo waren alle derartigen Zahlungen mit aufzunehmen 
und vorläufig der feitiegenden Verſicherungsanſtalt zur Laſt zu legen. Bei ben 
Beitragserjtattungen dagegen haben die Nechtsmittel auffchiebende Wirkung, jo 
daß im Allgemeinen nur rechtskräftig feititehende Beträge gezahlt werden; es 
fonuten daher auch jämmtliche Erftattungen im Laufe des Jahres auf die eins 
zelnen Berfiherungsanftalten 2c. vertheilt werben. 

Wie fi die für Verwaltungskoſten verausgabten Beträge im Verhältnis zu 
den Einnahmen (Kapitel I bis III) bei den einzelnen Berfiherungsanitalten ftellen, 
zeigt die Tabelle auf ©. 825. Diejelbe gibt auch Aufſchluß darüber, welchen Antheil 
der Verwaltungskoſten im engeren Sinne (Kapitel V und Kapitel VIII) die Koften für 
Einziehung der Beiträge und die Koften der Kontrole einnehmen. 

Ueberweifungen an den Rejervefonds find im Jahre 1896 von 25 Ber- 
fiherungsanftalten mit zufammen 6 619 084,75 Mb. erfolgt. 

Davon find durch Spalte 27 nur die in baarem Gelde an den Reſervefonds 
abgeführten Beträge mit 2 740 688,95 M nachgewieſen. 

Die in den Spalten 31 bis 36 der Tabelle II angegebenen Zahlen ftellen 
die im Jahre 1896 verkauften Marken dar abzüglich der irrthümlich verwendeten 
und vernichteten, für welche die Beträge gemäß $S 125 und 127 bes Invaliditäts— 
und Alteröverjicherungsgeieged von den Verficherungsanftalten erftattet worden find 
beziehungsieije zu erftatten waren. 

Der Geſammterlös aus Beiträgen ftellt ji) auf 101526 395,,, M, überfteigt 
aljo die Einnahmen aus Beiträgen 

des Jahres 1891 um 12 639 424, AM 
"n 1892 „ 1295 7Rı „ 
„ n . 1893 „ 11634188. u 
. . 1894 „ 8795 964.5 „ 

„ 1895 „ 61745024 „ 


dem Entwurf eines ge —— (Zu Nr. 696 der Reichstags⸗Druckſachen 
IV. Seſſion 1895/97) iſt die Zahl d 


im Jahre 1891 essen Renten mf . 2 2 22 2. 176905 
und der 
in jedem folgenden Jahre beginnenden Renten auf . . 83 380 


angenommen; beide Zahlen find nad Obigem bisher noch nicht erreicht. 68 it dies ein 
wichtiges Zeichen für die Sicherheit der Grundlagen jener Rechnung. 
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Altersverficherungsgefeßes errichteten Berficherungsanftalten für das Jahr 1806. 895 


Ueber die Zahl der bisher in den einzelnen Lohnklaffen entrichteten Beiträge 
gibt die folgende Tabelle Aufſchluß: 








Anzahl der entrichteten Beiträge in den nebenbegeichneten Lohntlaſſen 












Lohnklaſſen eo im Jahre 
1891 | 1892 18938 | 1894 1895 | 1896 
I 108 310 459 | 99 864 782 98286 604 101 468 238 |102 984 236 1105. 880 416 
1 163 871 844 1171 272 806 |169 864 669 1174 179 022 [177 391 174 184740 012 
ml (228855) (152760) (188 413) (273406) (373149) (411058) 
111 92514948 | 94828 134 | 99529 474 102 957 209 |106 698 714 |115 436 086 
IV 62 485 699 | 58 452 781 | 60 902 950 | 63.254 909 | 66 128439 | 73 505 583 


Zuiammen 127 182 950 424 418 503 |428 583 697 441 859 378 |453 202 563 
Im Jahre 1896 ift gegen dad Vorjahr hiernach eine Steigerung der Zahl, 
der Beiträge um 26309 534 eingetreten. 
Die Zahl der Beiträge, welde im Durchſchnitt auf den Kopf der verfiherungds 
pflihtigen Perſonen entrichtet it, läßt 19. aus nachitehender Weberficht erkennen: 


— — - — —— — — — — 





79 512 097 














_ Davon in Lohntlafſe 





im Jahre Geſammtzahl 





In der nachfolgenden —— iſt für die Jahre 1891 bis 1896 
Die prozentuale Vertheilung der Einnahmen aus Beiträgen und die Anzahl der 
entrichteten Beiträge über die einzelnen Lohnklaſſen dargeitellt, wobei die An— 
rehnung der ſämmtlichen vernichteten Marken ald „voll“ erftattet erfolgt iſt. 


Bon 100 A der Geſammteinnahme aus Beıträgen entfallen auf 
die nebenbezeichneten Lohnklaſſen 












Lohnklaſſen — — in Jahre — BR 
1891 | 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | .1896 |. zufammen 










































I 17,0 | Is) 1541 1m) Lim] 1W40| 15, 
u 36 | BE BT) 37,571 2721| 36,00 37,0 
(Darunter Doppelmarken) | (0,05)! (0,08) (0,4) ; (0,06) | (0,0) | (0,0) (0,08) 
III 24,08 | 25,12 26,57 26,05 26,80 27,0 26,35 
IV 21,00 19,51 20,58 20,48 20.1 21,7 20,13 
Zufammen . 100,00 | 100,00 | 100,00 | 100,00 | 100.0 | 100,00 | 100,00 
Bon 100 Stüd der überhaupt geleiiteten Beiträge find für die 
nebenbezeichneten Lohnklaſſen entrichtet 
Lohnklaſſen — 
F inm Jahre — — 
1891 | 1892 | 1898 | 1894 94 | 1895 | 1896 sufanmen 
I Dal B| Mm| Mm| 22 | 2 
1I 38,36 40,ss 39,04 39,12 39,1 | 38,55 39,24 
«Darunter Doppelmarten)! (0,0) | (Oo)! (Os)! (O0)! (0,00)! (0,0) (0,06) 
II 21,ss 22 34 23,22 23,30 23,» | 24, 23,08 
IV 14,33 13,7) 14a ld». 14»! 15» 14,40 








Buiammen . . | 100, | 100,00 | 100, | 100,0 | 100,0 | 100,w| 100,0 
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Die durchſchnittliche Höhe des Wochenbeitrages ftellte ſich 


im Jahre 1891 auf 20,, Pfennige, im Jahre 1894 auf 20, Piennige, 
= „ 1892 „ 29, = | Ar „ 1895 „ 21 y 
[77 " 1893 ” 20,57 ” | ” " 1896 " 2 lu ” 


Bu den Zabellen III. 


Die Haupttabelle III enthält die Zahl, den Jahreöbetrag und den Sapital= 
werth der jeit dem Inkrafttreten des Geſetzes bis zum Schluß de Jahres 1896 
den 31 Verficherungsanftalten endgiltig zur Laft gelegten Rentenantheile ($ 90 
Abſatz 2 des Invalibitäts- und Altersverſicherungsgeſetzes). Dabei find, um die 
Vergleichbarkeit mit den früheren Veröffentlihungen aufreht zu erhalten, als 
Kapitaliſirungsfaktoren die bisher benugten, in den Rechnungdgrundlagen zu dem 
Gejegentiwurf vom Jahre 1888 abgeleiteten Werthe in Rechnung geftellt worden. 

Da diejenigen Renten, an deren Aufbringung mehrere Verfiherungsanftalten 
betheiligt find, bei jeber berjelben erjcheinen, jo deckt fi die Zahl der Renten- 
antheile nicht mit der der Rentenempfänger. 

Insgeſammt wurden bis Ende 1896 den Verfiherungsanftalten zur Laſt gelegt: 

295415 Nlterrentenantheile mit 21722 842,,, M. Jahreörente und 
215652 Invalidenrentenantheile mit 13 882 631,9; Ma Jahresrente; 
von dieſen waren bi Ende 1896 bereit3 wieber weggefallen: 
93400 Alterörentenantheile mit 6696 769,9: Jahresrente und 
60 907 Invalidenrentenantheile mit 3 831 405,3, AM. Jahresrente, 
fo daß am Schluſſe des Jahres noch zu zahlen waren: 
202015 NAlterörentenantheile mit 15026 072,5; M. Jahreörente und 
154 745 Anvalidenrentenantheile mit 10051225, M. Jahreörente. 

Als Durhichnittöbetrag eines Nentenantheils ergibt fih für ſämmtliche 

Anftalten 
bei den Alterörentenantheilen 78,5 Mb, 
”„ » Imvalidenrentenantheilen 64,35 Me. 

Ueber die durchſchnittliche Höhe des Jahresbetrages der von den 31 Ver— 
fiherungsanftalten bi8 Ende 1896 bewilligten Renten gibt die nachitehende 
Tabelle Aufſchluß: 








Der Durchſchnitisbetrag der bewilligten Renten jtellt fi) in Mark für 
















Altersrenten Invalidenrenten 

Renten, —— ——— a 
deren Beginn fällt ohne | mit ohne | mit 

in das Jahr Reichszuſchuß Reichszuſchuß Reichszuſchuß Reichszuſchuß 
Mk | Ab M. | * 
ME nase ans 3m | 18 63.5 113. 
DEREN ee eh ar da Tan ; 127 0 64,10 114.0 
DO En nn, ST er 79,» | 129,50 67,00 117, 
DOOR. 50 — 5 | 105 Tl, 121, 
JJ 82 2 132,34 73,08 123,» 
13). EEE 85,28 135,54 75,15 | 125,13 


Dieje Zahlen können allerdings al3 endgiltig nicht angejehen werden, da 
ſtets noch Nenten bewilligt werden, deren Beginn in die vergangenen Jahre fällt. 
Eine weſentliche Aenderung wird indeſſen vorausfihtlih nur für den Durch— 
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Ihnittöbetrag der im Jahre 1896 beginnenden Renten zu erwarten fein. In ber 
ald Anhang beigegebenen Tabelle find die Durdichnittshöhen der Renten nad 
einzelnen Berficherungsanftalten angegeben. 

Der Beitand an Alters: und Suvalidenrentenantheilen am Schluß des 
Jahres 1896 ergibt fih aus ben Tabellen IIId und IlId. Zu bemerfen ift 
hierbei, dab für das Geburtsjahr 1826 (Alter 70 Jahre) erit etwa die Hälfte ber 
bewilligten Altersrenten bi8 Ende des Gefchäftsjahres vertheilt war und deshalb- 
and nur Aufnahme gefunden hat; bei der prozentualen Gruppirung der Alterd- 
renterautheile nad) dem Alter kann daher dieſes Geburtsjahr zu Vergleichen nicht: 
herangezogen werben. 


Für die Geiammtheit der 31 Verficherungsanftalten ergeben fich die folgenden 
Zahlen: 








Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen 


| 

von der | 

Geſammtheit der | 
Altersrentenantheile 








vom Hundert 





Alters— 





der des 
Geſammtzahl Jahresbetrages 

der Altersrentenantheile 
Anzahl 


gruppen | 





Br a 4 





Anzabl | 
















































70 11568 | 9794860 | 6a 
71 20 590 1638 922.0 | 10.10 1011 
72 22 652 ' 1737 242,51 11,21 | 11,ss 
73 23 458 1707160 11,81 | 1144 
74 2675 1675 8720. Ile | 1.5 
75 = 21832 1598 108.1 10,5: | 10, 
71 bis 75 111 207 8 405 863,. 99,05 | 95, 
76 „ 80 62 244 4 464 356.05 | 30,51 2a 
81 „85 14 923 1037 7792 | 7,3» 6.51 
86 „ 1 932 | 129 253,01 0,8 O,»s 
91 und darüber 93330 | 
Summe 202 015 15 026 072,4 | 1000 | 100, 
— 7— Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen 
| vom Hundert 
Alters- von der ee en 
oruppen Belammtheit der Geſammtzahl Jahresbetrages 
Invalidenrentenantheile — — —— — 
Anzahl | TI —— 
20 bis 25 2 352 | 139 115,46 | 1,» 13s 
26 „ 30 4 295 233 825,74 | 2,7 2,3 
31 „ 35 4 | 2681080 2,00 2.00 
36 „ 40 57) 34600 | 8, 3. 
41 „4 7216 | 4496050 | 4 4 
46 „ 50 1059 | 68132 | 6 | 6,8 
51 „ 55 15 901 | 1 043 438,38 10,25 | 10,38 
56 „ 60 22 648 ' 1508 445,0 14,04 | 14,06 
61 „ 65 31418 ' 2091 667, | 20,30 20,51 
66 „ 70 357. | 235 | 2810 28,0: 
71 und darüber 14 419 | 925 170,07 9,2 9,2 





Summe 154 745 ' 10051 225,0s 
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Die durchſchnittliche Höhe des Wochenbeitrages ftellte ſich 


im Sahre 1891 auf 20, Pfennige, im Jahre 1894 auf 20, Piennige, 
em 1892 „ 20, n „ nn 1895 „ 21 „ 
" " 1893 ” 20,97 ” ” ” 1896 " 2 1,17 " 


Bu den Zabellen III. 


Die Haupttabelle III enthält die Zahl, den Jahresbetrag und den Kapital— 
werth ber jeit dem Inkrafttreten des Geſetzes bis zum Schluß be Jahres 1896 
den 31 Verſicherungsanſtalten endgiltig zur Laft gelegten Rentemantheile ($ 90 
Abſatz 2 des Invaliditäts- und Alterverfiherungsgeieges). Dabei find, um die 
Bergleihbarfeit mit den früheren Veröffentlihungen aufrecht zu erhalten, als 
Kapitalifirungdfaftoren die bisher beuugten, in den Rechnungsgrundlagen zu dem 
Geſetzentwurf vom Jahre 1888 abgeleiteten Werthe im Rechnung geitellt worden. 

Da diejenigen Renten, an deren Aufbringung mehrere Verfiherungsanftalten 
betheiligt find, bei jeder berjelben erfcheinen, jo deckt ſich die Zahl der Renten- 
antheile nicht mit der der Rentenempfänger. 

Insgeſammt wurden bis Ende 1896 den Verfiherungsanftalten zur Laſt gelegt: 

295415 Nlterörentenantheile mit 21722 842,,, M. Jahreörente und 
215652 Invalidenrentenantheile mit 13 882 631,0, Ma IJahresrente ; 
von diejen waren bis Ende 1896 bereit$ wieder weggefallen: 
93400 Alterörentenantheile mit 6696 769,55 Jahresrente und 
60 907 Imvalidenrentenantheile mit 3831 405,3 M. Iahreörente, 
fo daß am Schluſſe des Jahres noch zu zahlen waren: 
202015 NAlterörentenantheile mit 15 026 072,4; M. Jahresrente und 
154 745 nvalidenrentenantheile mit 10051225, M. Jahreörente. 

Als Durchſchnittsbetrag eines NRentenantheils ergibt jih für ſämmtliche 

Anftalten 
bei den Altersrentenantheilen 78,55 Mb, 
”„ » Invalidenrentenantheilen 64,:: Mb. 

Ueber die durhichnittliche Höhe des Jahreäbetrages der von den 31 Ver— 
fiherungsanftalten bis Ende 1896 bewilligten Renten gibt die nachitehende 
Tabelle Aufſchluß: 
u  — 


Der Durdjichnittäbetrag der bewilligten Renten ftellt jih in Mark für 




















Altersrenten Invalidenrenten 
Renten, — — — ee a aut 
deren Beginn fällt ohne | mit ohne mit 
in das Jahr Reichszuſchuß | Reihazuihun Reichszuſchuß Reichezuſchuß 
Me | Ab M. | 4 
1. ı Br 73.01 | 123.61 63 »8 | 113.»s 
2808: 2 © 2 2a 77.00 | 127,10 64,70 114.70 
EB: ur. na 79,9 129,50 67,09 117,» 
ONE... — 75,» 125,33 Tl,:s 121.3 
IUUS:. 3 AT A 82.24 132,4 73,08 123,0s 
1896 } a ee a 85, 135,34 75,75 125,75 


Dieje Zahlen fönnen allerdings als endgiltig nicht angejehen werben, da 
ftet3 noch Renten bewilligt werden, deren Beginn in die vergangenen Jahre fällt. 
Eine weſentliche Aenderung wird indeſſen vorausfihtlih nur für ben Durch— 





u ES: > = a [ RE “L PA, — ix 
FE RESZEEN OEL FE URR RER, ————— 
gi ME .. - INeFIeT sie „ IX St IL TEILTE) 1 


Da ee 
Altersve 


ſchnittsbetrag der im Jahre 1896 beginnenden Renten zu erwarten ſein. In der 
als Anhang beigegebenen Tabelle ſind die Durchſchnittshöhen der Renten nach 
einzelnen Verſicherungsanſtalten angegeben. 

Der Beſtand an Alters- und Smvalidenrentenantheilen am Schluß des 
Jahres 1896 ergibt ih aus den Tabellen IIIa und IIIb. Zu bemerken ift 
hierbei, daß für das Geburtsjahr 1826 (Alter 70 Jahre) erft etwa die Hälfte der 
bemilligten Altersrenten bis Ende des Geichäftsjahres vertheilt war und deshalb— 
auch nur Aufnahme gefunden hat; bei der prozentualen Gruppirung der Alters— 
renterantheile nach bem Alter fann daher dieſes Geburtsjahr zu Vergleichen nicht: 
herangezogen werben. 


Für die Geiammtheit der 31 Verficherungsanftalten ergeben fich die folgenden 
Zahlen: 








Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen 










vom Hundert 






















Alters- von der R 

f ber es 
gruppen Geſammtheit ber Geſammtzahl Jahresbetrages 
Altersrentenantheile gg — 

der Altersrentenantheile 
—— ——— * Anzahl 
IJ 70 979 486,40 

71 20 590 1638 220 | | 10m 

72 22 652 1737 242,81 11,3 11:5a 

13 23 458 1 760 716,07 11,01 11 

74 22 675 1 675 872,36 11,.s 11.15 

T__ 21832 | 1598108 10,6 | 10 

71 bis 75 111 207 8405 863,25 55,05 59,94 

76 „ 80 62 244 4 464 356.83 30,81 | 24,71 

81 „8 14 923 ı 10837 779,26 7,0 6,91 

36 90 1 932 129 958,01 0,» 0,6 

91 und dariiber 141 9 333 » k 






202 015 15 026 072,4 100,00 





Auf die nebenbezeichneten Altersgruppen entfallen 





dert 
Alters— von der — 
der des 
gruppen Geſammtheit ber Gelammtzahl Jahresbetrages 
Invalidenrentenantheile 


der Invalidenrentenanleihe 
| 





20 bis 25 2 352 139 115,46 | 1, 1 as 
6 „ 3% 4 295 233 825,14 2, Das 
31. 85 4 488 263 108,05 2,0 2,02 
36 „ 40 5 744 346 062,05 3,11 3.4 
414 „45 7216 449 605,86 4,66 4,7 
4 „ 50 10 549 681 332,07 6,52 ) 6,1% 
Bi .. '88 15 901 1043438. | 10,28 | 10,38 
6 „ 60 22 648 1503445, | 14,04 14,96 
61 „65 31413 2 091 667,5: | 20,30 | 20,s1 
66 70 35747 _ 2 374 458,51 23,10 | 28.0: 
71 und darüber 14419 92510: | 9m | 9 





Summe 154 745 10 051 22546 


DigitizediPy Google 


898 Geſchäfts- und Rechnungsergebnifie der auf Grund des Ynvaliditäts- und 


Der Kapitalwerth der endgültig zur Lait gelegten Rentenantheile berechnet ſich 
für Altersrenten auf 124739 862 M, für Jnvalidenrenten auf 122 985 307 M 

Bon der Summe beider Beträge ift noch der Kapitalwerth der in Folge Be: 
willigung von Alters- oder Invalidenrenten weggefallenen Invaliden- oder Alters- 
rentenantheile mit 921934 M. abzujegen, jo daß fi) der Stapitalwerth ins- 
gefammt auf 246 803 235 ſtellt. 

Außerdem wurden den nah 8 5 und 7 de Inpaliditäts- und Alters— 
verſicherungsgeſetzes zugelaſſenen beionderen taljeneinrihtungen aus den bis 
zum Schluß des Jahres 1896 vertheilten reichögeieglihen Nenten zur Laſt gelegt: 

5 867 NAlterärentenantheile mit 578 625,4; HM. Jahresrente und 

15 620 Snpalidenrentenantheile mit 1024 810,,, M Jahresrente; 
bon diejen waren bis Ende 1896 bereit3 wieder 

1 772 NAlterörentenantheile nit 178 511,5 M. Jahresrente und 

4 918 Anvalidenrentenantheile „ 315 076,95 M. Jahresrente 
wegfallen, jo dab am Sclufje des Jahres noch in Kraft waren 

4 095 Altersrentenantheile mit 400 113,;, M. Jahresrente und 

10 702 Snvalidenrentenantheile mit 709 733,-, M Jahresrente. 

lleber die PWertheilung der Nentenantheile der 9 beionderen Kaſſenein— 
richtungen gibt die nachrolgende Zuſammenſtellung Aufſchluß: 


Auf die nebenbezeihneten Witersgruppen entfallen 


Alters von der Geſammtheit der _____ vom Hunbert 


= Alterärent theil der SefammtzablidesIabresberranes 
BERNER : — — der Altersrentenantheile 











































FOR Anzahl M Anzahl Me 
= 0 428 45 228,04 | 10,45 | 11,30 
71 678 64 345,03 | 16,43 | 16,0s 
12 615 60 059,37 | 15,0: 15,01 
73 562 53 239,15 | 13,78 | 13,5: 
7 506 38 367,0 12 ss 9... 
75 — 53 36 254,05 8‘ or — 
709 252 267.4 6 | 63.05 
70: „ “ein SS 477,00 20.00 22, u 
Sl „ 1 s 12.556 18 l 3,08 | 3,14 
Sb „ 8 1 500,20 | 0,54 U,ss 
91 und darüber NA. 0,03 | 0.0: 
Summe 4095 4u0 113,70 | 100,00 | 100,00 
Auf t die nebenbezeichneten Alter regruppen ‚entfallen 
Alters: 


| von Hundert 
der er Gefammtzahl|desIahresbetrages 
' der Invalidenrentenantbeile 


— Anzahl 


von der Geſammtheit der 
Juvalidenrentenantheile 


Amnohi a. 


gruppen 

























20 bis 2 59 3195,40 0,5 0,5 
% „30 171 9468.15 io 1ss 
31. 3 263 15 489.00 2, 2 
36, MW 375 23 122,06 3,5: 3,20 
41 „ 8 605 38 561,41 d,68 | 54⸗ 
46 „50 930 61 154, 8,00 8m 
51 „ 55 1535 101 117,» | x 14, Er 
36 6 2 234 151 937,35 | 20,#7 21a 
1.6 2 316 15914 | Mu | Bm 
66 70 1 739 115 185,75 | 16,25 | 16,2 

71 und darüber 475 31 356.1 44 4, 





Summe lu 702 709 733,75 I 100,0 | 100,00 
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3u den Kabellen IV. 


Die Tabellen IV geben eine lleberiicht über die im Jahre 1896 von den 
31 Berfiherungsanitalten feitgeiegten Gritattungsfälle (SS 30 und 31 des In— 
validitäts- und Altersverlicerungsgeieges). 
Insgeſammt wurden von den Verſicherungsanſtalten 
in 63212 ‚Füllen von Berheivatung - - = » »..1500706,: 4 
in 14484 Todesfälen - . : : 2 2 2 2% 453 732,., 4 
eritattet. 
Die durchſchnittliche Höhe des auf jeden Eritattungsfall fommenden Betrages 
berechnet ſich Für ſämmtliche Anftalten 
in Füllen von Berheiratung auf 23,;, Fb. gegen 21,;; AM. im Borjahre, 
in Todesfällen auf 31,5 Mb gegen 29,1; I. im Vorjahre. 
Für die Gefammtheit der 31 Verficherungsanitalten ergeben fic die folgenden 
Verhältnißzahlen: 





Auf die nebenbezeichneten Geburtsiahrgänge entfallen 
von der 









vom Hundert 





Geburts— 











Geſammtheit der DE | des 
; ’ Gritattungen in Fällen Geſammtzahl Betrages 
jabreänge 
von Verheiratung | der Eritattungen 
Anzabl ui Anzabl m 








bis einichl. 1829 


| PR 


1830 bis 183% 21 5152303. O o⸗ 

1840 4 1849 310 4 420,54 | O4 | V, 77} 
1850 „ 1859 2049 48 079,04 3.24 | 3,0 
1860 „ 1864 20 866 500 009,11 | 33,01 33,55 
1870 und darüber 39 966 944 681.:0 693,23 62,04 











Zumme 63 212 1 500 706,53 100 ,.o 100,00 








Auf die nebenbezeichneten Heburtsjahrgänge entfallen 
vom Hundert 








Geburts- von der Geſammtheit — _ * 

der Erſtattungen in der | des 
iabrgänge Todesfäll Gelammtzahl | Betrages 

u Sodesfällen H der Eritattungen 

Anzahl Ib Anzabl | „te 
bis einichl. 1829 763 | 22 455,07 BET) 4,05 
1830 bis 1839 3.090 | 94 043,01 21ls ı 20,73 
1840 „ 1849 3963 125 202,51 Tu | 27,0 
1350 „ 1859 3 904 126 069 0 26,05 PART 
1860 „ 1869 2463 77 840,5: 17, 17,10 
1870 und darüber 301 Ss 121, 2.8 l.:» 











Summe 453 732,57 100,0 | 100,00 


Außerdem wurden den nah 88 5 und 7 des Impaliditätd- und Altersver— 
ſicherungsgeſetzes zugelaſſenen beſonderen en im Jahre 1896 
in 34 Fällen von Verheiratung - . . J 896,55 4 
in 2235 Todesfälln. . 2. . „= & er Mia 
eritattet. 
Ueber die PVertheilung der Gritattungsantheile der 9 beionderen Kaſſen— 
einrichtungen über die Geburtsjahrgänge, gibt die nachfolgende Zuſammenſtellung 
Aufſchluß: 


ed by 


Le 


Google 
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Auf die nebenbezeichneten Geburtsjahrgänge entjallen 
| vom Hundert 










von der 
Geſammtheit der 
Erftattungen in Fällen 
von Verheiratung 


Anzahl | 













Geburts— 
der des 
Geſammtzahl Betrages 


der Erſtattungen 
Anzabl | FG 


8 208,71 | 23,55 28,28 
64,31 63,70 


jabrgänge 















1850 bis 1859 
1860 „ 1869 
1870 und darüber 


Summe 34 896,55 | 100,00 | 100,00 





Auf die nebenbezeichneten Geburtsjahrgänge entfallen 






















| vom Hundert 
Geburts» von der Gelammtheit — er 
jabrgänge ei — Geſammtzahl | Betrages 
der Erftattungen 
Anzahl l Me Anzahl | 4 
bis einſchl. 1829 88 2 857,4 8, 3,4 
1830 bis 1839 459 15.185,26 20,54 20,2» 
1840 „ 1849 646 21 820,» 28,0 29,30 
1850 „ 1859 682 21 346 ss 28,:# 28 0 
1860 „ 1869 372 12 146,35 16,4 16,51 
1870 und darüber 38 1110,» 1,70 1. 
| .74.466,0 
| 
Bu Tabelle V. 


Der wirflihe Vermögendbeitand unter Hinzurechnung des Werthed der In— 

ventarien beträgt nach Tabelle V 
460 638 854,55 Me 

Dabei find die Grundftüde nicht wie früher mit dem Ankaufspreis, fondern 
mit dem Werthe berüdfichtigt, welchen fie am Schluß bed Rechnungsjahres hatten. 

Als Kaſſenbeſtand mußte bei drei Verficherungsanftalten ein negativer Be- 
trag angegeben werben, weil zur Zeit der Abführung der von der Poſt vorſchuß— 
weiſe geleifteten NRentenzahlungen die Einnahmen bed Jahres 1896 in Werth- 
papieren angelegt waren und zur Vermeidung einer Umwechſelung diejer Papiere 
die gedachten Zahlungen aus den für das Jahr 1897 vereinnahmten Baarbeträgen 
entnommen worden find. 
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Der durhichnittliche jährliche Zinsertrag berechnet fich bei den in MWerthpapieren, 
Darlehen 2c. belegten Kapitalbeträgen vom Hundert des Anfauföpreiies, wie folgt: 



























Jährlicher Zinsertrag vom Hundert 


Verſicherungs— des Ankaufspreiſes 


anſtalten 


Ordnungs⸗ 
nummer 


— 
oo 
— 


1892 | 1898 1894 | 1895 | 1896 














Elſaß⸗Lothringen 


Im Durchſchnitt für das * 
fammte Kapital . . 


1. | Dftpreußen Ber | Bo | Ba 3,56 3,51 3,00 
2. Weitpreußen . 30 | Bor | 3 | Ber | 3,50 8, 52 
8. Berlin . . de | du | di | Bar Bu | 3.0 
4. Brandenburg . 3,00 | Bo | 3% 3,65 3,4 8,35 
5. Bonmern . 3,08 | 3 | Bw | Bon | Bo | Bo 
6. Roien . 3 | Bo | So | Be | 80 | 3 
7. Schleiien . . 3,0 | 3,06 34 | 8 | 3) Ba 
8. | Sacien-Anbalt . 30 | Bo | 3 | Bar | Bo | 3m 
9. Schleswig-Holitein ; 3,71 3,00 | 3m 3,00 3,00 | 3,4 
10. Hannover . 30 | Bis | 8; 3, | Be | Bas 
11. | Weitfalen . 35 | 3,5 | 8,0 3,0 30 | 8, 
12. HSeſſen-Naſſau 3 | 80 3a | Bo | Bu | Bo 
18. | Rheinprovinz 8,0 | 855 | 8 | 85 Bar 3,0 
14. | Oberbayern 3,1 | 8 ge 3,04 8,05 3,4 
15. | Miederbayern . 3,1 | Bu | Ko | Be | 3 | Im 
16. | Bra . . 8 | de | 8, 3,64 3.50 3,54 
17. | Oberpfalz . 3, | Bar Br | 3,00 3,5 3, 
18 | 9 berfranten . 3,85 | 3,05 3, | Bm 3.00 3,06 
19. | Mittelfranken . 3,1 | 875 | 3, | 316 | 3 | 8; 
20. | Unterfranfen 80 | 8 | Br | Br | In | 3 
21. | Schmaben . 3,53 | 3,0 3, 3.18 BZ, 3,2 
22. | Königreich Zachſen 3Z⸗ 8,0. Bd, 3,0 8,57 8,30 
3. Württemberg . 3% | de | 3 3.14 3,0s 3,0 
24. Baden . . 3,01 36 | Be | 3, 3 | 3 
25. Großberzogtbum ‚Heilen 8,87 3,5 | 3,0 3 | 3 | 8,n 
26. Medlenburg . . 3,58 3, | Be 30: | Be | 3, 
27. ) Thüringen os | Bon | Bas | Bon | Bon | 3,0 
28. Oldenburg In | 31 | 30 | 3 | 8 | 8m 
29. Braunichweig 3,» 8,0 3,» 3,50 35 | 3 
30. Hanieitädte | 8, | 
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Verſicherungs— 


Mitglieder des 











rganiſation 


Zahl 


Der 






























































2 RA | = 
anitalten Woritandes S|® = z - 
ne 23 = = 
— — | 3 — Ei = | 3 = 
N = = = EI, > 
2 ‚merzielel&sls]z| : : 85, | 3 
E8 ss zirlel sie Fa E|8| 2 |2 || 8$E| 8 
=. 7 — “I|S|I|o > = == = 
== Namen |28/82|=2]8i:35|8| 5 |E|2]33|5$ 
25 218/812 |88e2&|8| & |8 385 | & 
2 sj#18/82]2laca2s6 15 B|s2ls 
7 7, = el Te 6.17.18. 18-0.) 11. 1p.]18.| 12. | 15. 
| | j 
1. } Siftpreufien 3 2 7 80 8 | 2952| 36 | 33 264 115 
2. | Weitpreußen , 3 1| 1 —| 5] 1) 42) 4 201 1524| 6| 21 840° 13 
3. | Bertin . 2 2l a-' slı Aral Wwlu| ıl 30 w 
4. | Brandenburg 5 121) 11— 71 ı1 82 7 20| 2832| 5129| 8348| 6 
5. | Bontmern . 3 2| 2|- 7 38 2 20 1790| 14| 28| 1120 6 | 
6. I Roien . 4 1) 11—| 6|—-| 82 3 20| 1420| 12] 30 500, 74 
7. | Schleſien 4 2/ 21—-| 8| 8 145) 12 40| 4560| 16 56| 56012858 
8. | Sachien-Anbalt . 6 ıl ı[l-| s| ı| 98! 5 30| 6768| 37| s4| 780) 888 
9. | Schleswigdolitein .| 2 1 1 —| alı 4 3 20| 856) 7|21| 180:18370 
10. | Hannover . 2 ı) ıl-| 4[ 5| 40) 8 30| 5584| 25] 60 552! 8 
11. | Weitfalen . + 1) 1) —| 6I—| 32 30| 2390| 5| 32| 256| 100 
12. | Heſſen Naſſau. 8! 1l ıl—-| 5| ı| 44 2i 20| 8326| 16| 34] 510] 236 
13. | Rbeinproving . 3| 2| 2|- 7 17 40 | 6987| — | 60| 2680| 615 
14. | Oberbayern 1'111 1J—| 3 5 | 12] 1800| — | 1 24 — 
15, | Niederbayern. 1, 11 1ıl—| 3 10° 11 12] 1946| — | 1 24 321 
16. | Pfalz 1111 11 3] 4 6 1) 12! 1488| —| 1) 24] 300 
17. | Oberpiatz . 1 11 20 1] a 6 iie 1864 — ı]l MI — 
18. | Tberfranten . 1| 3: UI] 8 6| 1 12] 2057| —| 1 4 — 
19. | Mittelfranten . ı 1 11l—-| 8 5 2 1211191 —| 1 24 — 
20. | Unterfranken 11 11 3]—1 & 3 ıı2lı9al—| ıı Aal — 
21. | Schwaben . ı 1/1 11l—-| 8 8 11 121 1890| — 1 24 — 
22. | Königreich Sachſen 3 1 11—-| 5 86 6 18] 5097| —| 4 80 — 
23. | Württemberg . 4 1 1/—| 6 25 1] 24| 3226| 63] 5) 120) 64 
24. | Baden . +12] ı|l 111 4 21 2) 26| 3062| 2| 3| 36 2 
25. | Sroßherzogth. Heilen | 2 1| 11— | 4 12! 1114| 222] 34| 1 24 — 
26. | Medlenburg . 3 11 1l—| 5 261 2] 10] 3621 10| 1 8 62 
27. | Thüringen. ed All 201 21 18] 716| 4| 13] 2081 396 
28. | Oldenburg 1 211 3 8 ı0| 492| 2| ı|l 241 251 
29. | Braunichmweig. 21 21—| 6 12 14| 92| 2| 11 201 3 
30. | Hanfeftädte 2| 21—| 6 36 8] 22] 414/10] 83| 72) 185 
31. | Elſaß Lothringen 1| 1l—| 38 10) 2] ı8| 236] 3] 11] 110) 612 
Zuſammen 's8|38| 2153134 1186 105 610 66 274 |328 499 | 937479095 
) Zu vergleihen Fußnote auf Seite 892. 
] by Google 
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Allgemeine Ueberſicht. 




















Einziehung der Beiträge Zahl der bewilligten 
I de ä 112 bis 114 | 
— — Au ten Beitritiserftattungen 
Gemeinde: | ' : i 
behörden und von der Alters- invaliden] al 
Kranten- ſonſtigen von | Veriicherungs- renten) renten) in Fällen in 
* der — — der — 
aſſen zentralbehörde eingerichteten odesfã 
bezeichneten | Hebeftellen Verheiratung 
Stellen | 

16. | 1. 18. >40. 22. 
— — — 558 
8 1 — 285 

1 — — 642 
9 — Pe 753. 

3 — — 461 

1 — — 344 
37 1 — 1827 
30 — — 918 
9 1 = 347 
88 2 — 742 
—_ — zen 696- 
395 
1514 


— 
& | 
oo 
— 
S | 
| 





63 212 





25 402 


904 Geſchäfts- und Rechmumgsergebnifle der auf Grund des Invaliditäts- und 











Tabelle II. 
Ausgaben 
a ri ee fapitel I. Renten Kapitel II. 
Kapital⸗ 
abfind- 
a. Titel 1. gitel 2. Zujammen a 
= Invaliden⸗ ftersrenten (Spalten 2 Ausländer 
EHE: Namen renten und 8) (8 14 des 
OF | Geſetzes 
Ak 4 A Ik 
BE! GREEN TORE SEE SSEER 
1. | Ditpreußen . 798 791,5: 995 040,18 1 793 831,70 — 
2. | Weitpreußen 410 477,50 500 740,80 911 218,10 — 
3. | Berlin 213 980,78 276 792,58 490 773,51 — 
4. | Brandenburg 638 246, 13 1 199 887 ,ı 1 833 134,04 23.0 
5. | Bommern 458 477,08 551 912,11 1 010 389,10 
6. | Rofen. 463 324,15 * 229 10 1 160 5583,25 — 
J Schleſien 1546 304 10 1595 106,70 3141411, — 
8. Sachſen-⸗Anhalt 521 808,6 1 052 671,11 1 574 480,07 
9. Scleswig-Holitein . 335 951,21 820 8832,58 1 156 833,1» 94 4 
10. | Hannover 599 162,4 942 304,47 1541 467, — 
11. | Weitfalen 612 944,00 635 441,06 1 248 385,00 83,75 
12. | Heilen Naflmı . 330 788,54 877 919,11 708 708,25 — 
13. Rhein-Provinz 1136 159,2. 1275 961,07 2412 120,» — 
14. | Oberbayern . 327 428,01 327 696,01 655 125,58 193.» 
15. | Niederbayern 208 506, ,.s 261 811,.« 470 317,2 — 
16. | Pfalz - 102 890,61 169 801, 272 692,08 - 
17. | Oberpfalz 102 530,22 152 307 os 254 837 as — 
18. | Oberfranten . 131 774,#7 145 590,.6 277 365.15 — 
19. | Mittelfranken 111 929,:s 134 832,12 246 762,45 — 
20. Unterfranken 110 113,05 97 482,18 207 595,:3 255,0 
21. | Schwaben 165 459,50 126 176,.7 291 635,51 228,00 
22. | Königreih Sachen 520 498,02 1 186 567,05 1 707 066,57 130, 
23. | Württemberg 883 042,55 404 759,21 787 801,1s 237,» 
24. Baden . . 335 172,0 334 182,18 669 355,15 — 
25. Großber;. Heſſen 153 407,» 234 810,07 388 218,26 — 
26. | Medlenburg 148 478 432 483,87 580 962,20 — 
27. | Thüringen 212 536,05 327 191,0» 589 727,14 — 
28. | Oldenburg 87 522,00 64 486 ss 102 009 ıs — 
29. | Braunfchmeig 77 991,se 136 966,6 214 958, — 
30. Hanſeſtädte 130 602,4 222 337,4 352 939,0 273, 
-31. | Eliaß-Lothringen . 261 799,2 505 904 os 767 704,05 





Zufammen 






11 588 101,ss 






16 187 279,s6 


27 775 381,22 
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Ausgaben und Einnahmen. 
— een nn een —ñ eew —ñe — — — 





Ausgaben 





Kapitel IV 

















1 164 009,30 


Kapitel III. | Eritattung von Beiträgen, 68 30 und 31 des Gefehes) Verwa er sto ften 
Koſten | Titel 1. 
En ET gi 
Seilverfahrens | / In dällen In Todesfällen |< nn. g, | Yeamten (mit Ausichluß 
($ 12 des [der Verheirathung | (9 31 pes Gefepes) | alten 7 und 8) |" yer Kontrolbeamten, 
Gefetes) ($ 30 des Geſetzes) Kap. VIII Tit. 8) und Ver: 
gütung für Schreibhülfe 
Ab Ab sk Me Ne 
"IMDB VEREAE: FRERUENE, TER Ei 
67 658,0: 46 400,81 14 169,» 60 570,4 146 582,55 
13 040,50 24 728,0 8 064,0 32 793,08 88 226,02 
90 324,56 105 197,1 23 098,7 128 295,8 126 207,54 
48 981,50 55 658,0 21 816,» 77 475,14 168 084,7 
25 130,51 27 134,08 12 828 22 39 963,15 90 629,00 
101 098,5: 25 907,01 8 875,48 34 782,44 126 573,24 
17 749,04 83 193,55 50 055,00 133 249,54 274 836,01 
10 077 6 67 803,72 28 281 ,0s 96 005,7 149 650 «1 
31 747,10 40 668,58 10 375,20 51 044,17 102 906,00 
138 975,02 73 787,10 22 735,88 96 523.58 121 228,10 
73 741.51 86 860,08 25 647,08 112 507 16 126 811,0s 
47 311,43 56 485,13 12 189,ss 68 674,08 84 523,4. 
13 560,18 191 610,10 52 010,35 243 620 48 165 045,20 
8 173,64 23 154,06 6 985,04 30 140,0 26 904,0 
120,00 6 287,20 1538,08 7 825,04 17 923,00 
2 958,73 9406 73 4 488,25 13 894 6 14 185, 40 
— 3 843,30 2 263,.s 6 106,07 17 367,00 
1 333,10 11 960,s0 3 021,17 14 981,» 15 694,00 
552,05 28 052,46 6 375,18 34 427,04 15 436,00 
220,0 12 056 os 2 702,20 14 785,26 16 491,61 
— 11 970,16 3 360,08 15 330,24 19 046,02 
67 946 ,.s 192 787 ss 40 276,24 233 064,12 166 302,05 
19 033,10 43 205, 13 640,55 56 845,06 69 662,s6 
122 970,3: 832 622,52 10 782,85 43 405,37 51 131,08 
14 082,40 34 916,01 9 064,43 43 980 4 23 459,0 
3 561,50 24 397 02 7 066,04 | 31 445,06 56 757,51 
45 914,06 32 350,10 14 150,01 46 501,61 42 109,» 
8 506,4 12 779,12 1 708,5 | 14 483,07 14 993, os 
26 237,7: 14 657,08 6 647 ,1u 21 304,70 25 274,00 
164 876,17 54 602,4 11 895,34 | 66 497,0u 64 499,04 
3 127,20 22631, | 11 535,#7 34 167 os 65 636 0s 


Unualen des T 





1457 099,14 


„wen hiinb 1898. 


447 568,5 


2489 131,ı 


58 
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——mÖ{[.— nn 


| . Ausgaben 





EEE EEE BR. RN Kapitel V. 
Nerfiherungsanftalten Titel 2. Titel 8. | Titel 4. 


Vergütungen, ins, | Titel 5 
Miethe für Geſ 
beſondere Tage— end ne Yüreau- un 


gelder und Reiſe- gen für Dienftgrund- | Kaffenbebürhnfte Anſchaffung 
koſten bezw. Erſat —— Druckſachen, und 





| 
| 

















Gi für baare Aus: |telen, Sinn a) (Borto, — Unterhaltung 
= E — lagen und ‚für ent \seizumg und jeud + as 8 uch⸗ des 
E= gangenen Arbeits-| tung der Geſchäfts— inder= und — 
25 verdient räu ae Botenlohn :c.) Inventarien 
Me i se Me — 
a 1; AR re _ 
| 
1. | Oftpreußen . . 17 304 2 12 929 »s 25 202,0s | 4466 0 
2. | Weitpreußen . . 5231,01 6422 51 23 319,:0 | 7 040,.s 
3 DER ; 2 = : 6 914. 10 260,:u 17 959,0: | 4 362, 
4. | Brandenburg . . 2 988.7 22 230,14 28 114: 3 288 1# 
5. | Bommen . 6 391,05 | 5617, 13038, 727 #5 
6 Rere 3 830 12 064,05 26 FF Fe 3 110,0: 
7. | Sätefien. . . . 81T | 111600 AT | AB 
8. Sachſen-Anhalt 3 144,0: 15 061,» | 23 575,13 1 092,»s 
9, Schleswig-Holſtein. 8 073,13 5101, 17 428,00 1287,11 
10. Dannoverr . . . 13 895, u 15 329,:: | 17 421,s5 | 1476,34 
11. Meitfalen . . . 4 086 05 4 810,15 | 13 363,»s | KO4 m 
12. | SellenNaffan 6 070,40 7173» | 12 060, »a 1119, 
13. | Rheinproviny . 4 962,0: 404w | 34 689 u | 12 893,.5 
14, | Oberbayern . . . 1700. | 1311, 7353,00 | 252,0 
15. | Niederbayern 508,50 895,04 4619,74 1 280,17 
16. Ra. . - 311,4 5801 | 3 365,1 | 1 933,54 
17. | Oberpfali DR ns 1500 | 1565,30 457,5 
13. Oberfranten. . . 274.0 93,00 2 761,ss | 414, 
19. | Mittelfranken 312,00 11,0 2 226,10 | 177,0 
20. Schwaben . . - 246,55 | 251,00 | 1 320,» 24T 
21 Unterfranfen . 5098 | 105, | 3 207,00 | 1 508,0 
22. | Hönigreih Sachſen 5 639,25 13 710,13 | 2568 
23. J Württemberg . - 2 422,00 6 854,20 17 249,25 
24. es —— 4 186,11 4 625,:5 10 706,81 
25. | Großberz. Heilen . 4 331,4 2 145,0 7407,54 
26. | Medlenburg . . 7109» 5 740,51 10 355,48 
27. | Thüringen . , . 5 714,n 8041» 8 212,00 
28. | Ohenbung . . . 487 05 1 120,35 1951,55. 
29. | Braunschweig . . 1 117,08 3 519,0 2634 
30. Danfeftädte . . . 4 680,35 4 878,0. 
31. 4 Elſaß-Lothringen 5 967,00 31820: 





Bufammen , . 137 787,4, 209539, 
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0000. Mmusgaben. 
Verwaltungstten. 





ge | Rn Stapitel VI. ee 
gg Penfionen und Koften der und. fonftige 
taſſen, ſowie fonftige Unterftügungen Zufammen Erhebungen bei Koiten aus Anlafı 
Verficherumgsbeiträge | für ausgeichiedene | _ lien 10-16) Gewährung oder des Berufungs- 
(fiir Kranten⸗, Uns Beamte ıc. Spalten Gntziehung von nd Revifions- 
fall, Invalibitätt- und deren Renten re ie 
und Alters⸗ verfahrens 
verfiherung 2.) Hinterbliebene 
i Ik Hk I * 
a en 19. 
5 738,58 -- 212 225,54 8 272,51 31 734,00 
1 087,.7 — 126 327,15 6 824 20 26 014,51 
1 034,05 _ 166 739,1 4 829 u 12 445,54 
5 756,53 — 230 413,44 13 365,95 22 289,05 
DO ,25 300,00 116 812,16 9 394,46 11 801,67 
154,77 134,2 172 412,35 58 910,0 33 230,55 
9 410,36 _ 362 645,10 84 773,00 58 801,5: 
5 163,:0 — 197 688 ss 12 809,4 17 199,51 
506,50 — 135 303,50 8 024,56 5 643,36 
4 874,0s 645,54 174 871,0s 18 071,15 18 489,20 
217,se 619, 150 714,13 11 979,54 12 077,7 
337 15 — 112 18526 6 868,7 7 208 ss 
1 148 .s — 242 834,10 25 826,48 27 301.6 
86,04 — 37 609 os 1 270,10 459,08 
51, — 25 273,15 1 279,50 2 963,00 
561,ss — 20 937,12 621,35 1 206 ss 
26,00 — 19 794 16 139,35 2103,74 
21, — 19 258,13 184,20 2 582,05 
39,14 — 18 203,00 361,» 307 sı 
60,64 — 18 618,57 18,40 532,50 
143,52 75,00 24 596,12 56,40 696,02 
695,2: _ 215 286,11 16 832,08 11 079,8 
517, — 98 773,58 7 091,0 2 217,»4 
1 842,18 509,50 | 73 873 «8 8 341,0 2 232,00 
190 x» — 40 713,25 1 958,10 1 337,00 
216, — | 81570, 3 809,00 2 895,12 
2 950,02 _ | 70441, 5 486,55 2 712,30 
285.04 — 19 118,01 801,0 618,15 
66, — 34 563,90 1 641,00 1 139,25 
629,08 — | 84 9083,:5 3 928,20 2 294,0 
305,5 — | 83 251,01 2 503,10 5 914,05 
| 22851 | 3887 964,0, 316 277,0 327 530,7 








| 








b8* 
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Ausgaben 


Kapitel VIII. 


Verſicherungsanſtalten Koſten der Beitragserhebung und der Kontrole 




















Titel 1. Titel 2. | , 
Suituungstane rien, | Yergütum FIN Zulammen 
— der Beitrag arten, | Srantentafen Koſten der — 
3 —* und andere mit (Spalten 
== Gerrange Stetten Kontrole (5 128 | 20 His 29) 
E E Namen ich dm ER gi 112 a 3 des Geſetzes 
53 
2 J 4 Mk fe 
er a To 3 2. Br 
1. | Oftpreußen . 7 406,57 — 102 183,18 109 589 ss 
2. Weſtpreußen 6019,20 1441,08 31 397 25 38 857,72 
3. Berlin 9 857,50 — 27 225,06 37 082,36 
4. | Brandenburg 15 284,47 910,57 22 938,5: 39 133,0 
5. Pommern 6 902,03 — 40 237 os 47 139,0s 
6. Rofen. . 23 144,0 205,75 40 432,10 68 782,0: 
7. Schlefien . 32 537,00 4 721,50 61 079,47 98 338 12 
8. | Sachſen-Anhalt. 12 089 :5 2 616,4 70 801,07 85 507,18 
9. Schleswig-dolitein . 6 508,:0 10 911,.4 23 861,:5 41 280,:% 
10. | Hannover 12 356,us 7 717,33 90 999,7 111 103,23 
11. | Weitfalen 11 107,00 _ 25 13664 36 244. 
12. | Helfen Naflau . 7345,.5 — 31 202,20 38 547,5 
13. | Rheinprovinz 20 673,55 44 066,57 3 445,77 68 185. 
14. | Oberbayern . 5 040,10 _ 2 124,0 7 164,5 
15. | Niederbayern 2 244,20 — 4 201,s0 6 445,56 
16. | Platz . 2 820,00 * 1506,05 4327, 
17. | Oberpfalz 1506,40 _ 1 565,50 3 071,0 
18. | Oberfranten . 1 902,5 _ 568,00 2471,“ 
19. | Mittelfranken 3 149,00 — 2 836,45 5085, 
20. | Unterfranken 2 395,00 _ 3 170,10 5565.10 
21. | Schwaben 2959,00 | = 2 308,00 5 268,0 
22. Königreih Sachſen 19 989 as 332 455,00 _ 402 445.15 
23. Württemberg 7063,78 126 734,84 14 435,54 148 234.16 
24. | Baden . .... 9 009,85 104 947,5 7631,5ı 121 589,1 
25. Großherz. Helen . 4 681,46 85 368,26 13 204 4 103 254,10 
26. Medlenburg . 13 054,75 — 23 719,16 36 773,81 
27. Thüringen 6 316,: 96 580,36 7563,44 110 460,:2 
28. | Oldenburg 1 502,50 — 2 209,» 3 712,0 
29, Braunichweig 22550 | 37 232,11 6 522,75 46 010,4 
30. | Hanfeftädte . } 5820908 | 184655, 15 377,06 205 826,0: 
31. | Elfah-Pothringen . 53750 | — 20 525,0 25 900 4 


Zuſammen 


268 358,0: 


1 090 567,7 


700 412,06 





2.059 338,» 
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Ausgaben und Einnahmen. » 





Ausgaben 





Kapitel IX. 











— En X, — F Kapitel XII. — 
der Rechtshülfe Ueberweiſung Andere nicht Koſten ber J der usga n 
f an den vorgejehene (Spalten 4 bis 6, 9, 
WALTER —— Ausgab Erwerbung von | 17 54.19, 28 Bis 27) 
des Geſetzes — ae Kapitalanlagen — 
BE 25. 6 97. 28. 
815,81 — 148,14 513 494,45 2798 341,7 
19,00 208 171, 54a 1016 670,25 2379 992,0 
7,10 _ 12 307,10 7 024 622,08 7 967 428,8s 
829,05 — 300,38 6 916 061,0: 9 182 008,4: 
62,05 374 871,2 517,05 2 460 815,00 4 096 899,s. 
32,10 — 333,13 2 484 935,07 4 105 070,60 
20,10 442 310,47 12 282,s1 5 249 340 15 9 600 922: 
378,15 — 5 834,50 4 941 344,00 6 941 325,70 
100,65 _ 249 v3 1 745 327,0 3 175 649 ss 
8,60 135 3s 4 364,18 3878 013, 5 977 022,05 
48,55 863 440,5: 12 030,0 3 263 001,» 5 784 206,25 
14,0 88,00 Tas 6 644 835,20 7634 450 «3 
1414,00 — 11 072,52 8 907 729,75 11 953 667,5 
16,00 — 2,30 1552 281,0 2 292 436, 
— 30 006,00 8,00 388 860,00 933 099,43 
— 80 000,00 19,00 947 316,0 1 343 970,17 
3,00 — — 328,806,20 614 862, 
— 379,04 215,00 581 256,18 900 029,5: 
— 29 440,00 — 1 430 528,00 1 766 568,10 
— — — 595 388,80 842 952,6 
— 55 571,13 948,00 1 041 333 4 1435 663 12 
3,00 577,00 246,24 8 938 065,5 11 592 743 se 
— — 4 693,00 2 999 627 ‚0 4 124 557,:ı 
28 52 — 2 106,76 4 042 611,56 5 086 514,51 
— 134 980,20 35,35 1 844 798,a: 2573 359,5 
2,00 - 1 161,»e 1 225 241,35 1 967 423,00 
0,50 185 000,00 496, 2 672 600,00 3679 341,0, 
— — 8041 719 500,00 868 829,85 
— 2 886,57 672,02 815 020,00 1164 434,1s 
7,10 132 829 oo 3 773,10 3 236 698,6: 4 255 175,46 
— 200 000,00 2 997,»4 3 056 079, 4 181 647,01 
3 814,» 2 740 688,02 76 958,87 91 462 495,40 131 220 596,0 
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— 


Namen 


Ordnungs- 
nummer 


































1. | Oftpreußen . 9 872 008 
2. | Weitpreußen > 038 792 
3. | Berlin 135 108 
4. | Brandenburg 6 492 600 
5. | Pommern 5 081 960 
6. | Poien 7411 082 
7. | Schlefien 24 059 068 
8. | Sachſen-Anhalt 7332 808 
9. | Schleswig-dolijtein. 1427 940 
10. | Hannover 4 150 618 
11. | Weftfalen 1 991 499 
12. | Helfen Nafjau . 1 837 820 
13. | Rheinprovinz . 2 237 607 
14. | Oberbayern . 1331 711 
15. | Niederbayern 1147 431 
16. | Pfalz. . 1189 384° 
17. | Oberpfalz 1 466 848 
18. | Oberfranfen 1 262 549 
19. | Mittelfranten 12835 141 
20. | Unterfranken 942 339 
21. | Schwaben 627 895 
22. | Königreih Sachſen 6363 611 
23. | Wiirttemberg 2 837 382 
24. Baden Fr 641 711 
25. | Großherz. Heflen . 592 239 
26. | Medlenburg. } 441548 
27. | Thüringen 3 078 978 
28. | Oldenburg 74 099 
29. | Braunfchweig 894 366 
30. | Hanieftädte . 315 732 
31. J Elfah-Lothringen . 268 597 






Bufammen 





Ginnabmen 





4892 933 
4 733 447 
7164 213 
13 380 420 
6 739 183 
5581 013 
11 783 035 
10 538 135 
4 855 688 
9 816 108 
8 075 770 
5 947 048 
15 143 674 


4 673 057 
2 866 315 
2 014 692 
1123 086 
1813 315 
3 023 507 
1 802 581 
2 973 269 


19 322 833 
6 512 222 
7411 975 
3 794 028 
4 333 375 
5 180 854 
; er 206 

651 985 
673 438 
4 780 607 


Rapitel I Beiträge 
Anzahl in Lohnklaſſe 


Darunter 
Toppel- 
marlen 


25 958 
6 230 
8.083 

18 639 

10 534 
6 979 

29 742 

26 829 

28 760 

36 186 
9751 
7576 

24 891 


10 426 
5 723 
1697 
3 408 
2391 
3 921 
2 306 
4837 


56 130 
11 593 
14 372 
5414 
9 069 
14 948 
2339 
5 730 
10 802 
5 789 


31... 





Il, 


1375 030 
1101 345 
4 335 438 
5 624 881 
1651 941 
816 378 
7368 740 
6 952 405 
4 014 756 
5 739 080 
7553 650 
4 666 099 
15 766 924 


3 438 473 
114 459 
1 084 378 
330 979 
602 209 
2 252 507 
598 614 
1256 981 


11 570 381 
4 334 729 
4 129 890 
2 908 623 
1.007 643 
3 669 599 

989 042 
1973 640 
3 916 780 
4 323 482 


a 


— 
— — 


396 263 
465 193 
9712055 
1964613 
806 039 
357 603 
3 698 075 
2999 519 
1 860 953 
3 051 122 
4 232 488 
2529 248 
11 389 703 


820 810 
59 094 
1016 326 
117 045 
163 782 
328 714 
116 121 
391 374 


8 773 008 
2411000 
2 429 008 
1 214 221 

207 980 
1 148 246 

118 444 

495 708 
7200 895 
3 000 933 


105 830 416 | 184 740 012 | Sufemmen  .[ressv0218 jisaraore | anons Tnsascons | mas00asr 411.053 | 115 436 086 | 73 505 | Sufemmen  .[ressv0218 jisaraore | anons Tnsascons | mas00asr 
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Ausgaben und Einnahmen. 





Ginnabmen 








Kapitel ll. Zinſen 


























— Titel 8. 
Titel 1. Titel 2. Für Zufammen 
Zuſammen Geſammterlös Für Für anderweit (Spalten 36 
(Spalten 29, Werthpapiere Darlehen. belegte bis 38) 
30, 32, 33) Gelder 
Ab M. A A NM Ab 
4. en —— ——— 
16 536 234 2809 558,45 109 414,0s 13 676,05 2 901,7 125 991 ‚ss 
11 338 777 | 2 056 007 os 161 908,5 47 893,51 1420,10 211 221.6 
21346814 | 5405 935,» 691 820,05 157 452,52 — 849 273,0 
27462 514 5524 5l4,as 449 393,5 142 510,2. 32 804, | 624 708,35 
14 243 123 2689 201,52 52441 ıs 267 208,0: 6 343,05 325 992,22 
14 166 026 2 457 251,» 229 361,45 6 386,88 — „235 748,51 
46 908 918 8 603 089,08 911 172, 16 857,00 1 303,16 929 333 ‚ss 
27 822 862 5 703 218,» 568 024,78 181 089,61 1081, 750 196,24 
12 159 337 2692 988 4 55 634,14 226 536,55 — 282 170,78 
22 756 928 4 839 314,04 101 089,» 404 126,10 1 772,18 506 988 ou 
21 853 407 4 977 168,0s 9 695,00 656 895% 225,56 666 816,14 
14 980 215 3325 764,50 289 793.#5 192 759,s3 — 482 553,18 
44537908 | 10543 161, 1 431 606,1 933,33 31 807,05 1463 947,07 
10 264 051 2 192 756, 173 160,35 128 030,22 4 435,12 305 626,2» 
4 187 299 779 159,27 32 560,00 57 709,12 1 466, 91 736,00 
5 364 790 1 149 603,5 117 618,10 29 446,37 1 018,00 | 148 082, 
3.037 958 n44 524,38 52 842,20 27 189,26 692,15 80 683,50 
3841855 733 097 ‚oo 41 620,:0 33 888 55 1 528,70 77 037,05 
6 892 869 1 424 578,23 95 321,0 115 738,»7 1 529,00 212 589 16 
3459 655 670 947,32 52 218,74 24 022,28 585,76 76 826,78 
> 249 519 1 101 657,16 74 483,44 63 788,40 1 306,05 139 577,0 
46 029 833 10 164 270,06 1 067 337,00 300 131,26 1 078,18 1 368 547.04 
16 095 333 3463 312,54 295 171, 160 232,85 — 455 404.2» 
15 612 584 3432 110,54 66 149,00 413 143,45 — 479 292,05 
9509 111 2 044 054,58 140 536,80 135 890,»4 — 276 427 ,s3 
7990 546 1512 778,08 93 934,70 46 622 us 1 356,15 141 913,54 
13 077 677 2 692 405,28 74 99 1,.s 286 334,56 1419,51 362 745.12 
2 289 791 505 100,4 2 849,00 71 570,05 133,0» 74 553,04 
5 015 699 1 078 010,14 120 095,37 24 306,33 — 144 40120 
13 106 845 3 479 212,04 493 322,05 12 333,00 1 009, 506 665.55 
12 373-619 2 931 640,» 314 640,12 — 70 688 13 385 328 24 
479 512 097 | 101 526 395,51 8 370 211,10 | 4 244 302,51 | 167 868,21 12 782 381,» 


—— ñ— ⸗ 2 


— 
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Tabelle II. 








Ordnungs- 
nummer 


u BE ED 


Verfiherungsanitalten 


Namen 


Oftpreußen 
Meltpreußen . 
Berlin . 
Brandenburg 
Pommern 
Polen . 
Schlefien . 
Sadjjen-Anhalt . 
Scleswig-Holitein . 
Hannover . 
Meitfalen . 
Hellen-Naflau 
Nheinprovinz 


Oberbayern . 
Niederbayern 
Pal . . 
Oberpfalz . 
Oberfranten . 
Mittelfranten 
Unterfranfen . 
Schwaben 


Königreih Sadjien. 
Württemberg 
Baden. 


Großberzogthum Heilen . 


Medlenburg . 
Thüringen 
Oldenburg 
Braunichweig 
Hanfeitädte 
Elſaß-Lothringen 


Zuſammen 


Einnahmen 


Kapitel V. Er 











Kapitel III, Kapitel IV. 
Miethe inc 

und Pacht ra Titel 1. 

— Fr Refervefonds Invalidenrenten 
Ma Mb 
ws 41. EEE: 

3 959,11 — 500,s3 

200,00 — 1 331,28 

2 385,00 — 721,00 

— — 1 764, 

— — 752,08 

— — 355,17 

BER — 1 405,5s 

— — 1317.44 

1 210,00 — 459.20 

800,00 — 1068 

812,18 — 696,4 

1 700,00 — 621,5 

12,00 — 2 245,00 

— 34 966, 0 625,07 

— — 76,75 

— — 12,50 

— — 52,36 

— — —W 

— — 199, 

= 13 878,61 55,80 

13 297,00 = 1 003,2 

— — 358, 

1 795,00 — 1 686,24 

— — 710,.0 

— — 122,35 

5 619,00 — 496,07 

1 000,00 — 36,4 

436,70 — 241,0 

1 400,00 — 554,41 

10,00 — 636, 


20 650,0: 


EEE TEEN LTE 
ren i ’ 


on BEST —— — — — TEE) 
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Ausgaben und Einnahmen. 








ftattung von Nentenzablungen 























— 


Ginnabmen 


Kapitel VI. 
Strafgelder 


Kapitel VII. 





| 
= — 5 
Titel 2. | Zuſammen und andere ——— 
— | (Spalten 42 nicht vorgefehene veräußerte 

| bis 43) Einnahmen Kapitalanlagen 

Ma Me M sb 

f 43833. 46. 
111,50 612,15 7 447,8 3 189,28 
183,5 1515,11 6 328,51 73 271,0» 
1 399,6 2 121,18 10 377,ss 872 466,07 
216,03 1 981,40 8 216,54 2 468 907,40 
89,87 841,00 3513,47 1 193 750,55 
200,24 559,4 10 913, 1516 327,83 
393,00 | 1 798,58 4 699,08 172 600,00 
2 049,01 3 366,10 6 879,u 154 967,51 
296 2 | 756,51 1 394,00 199 794,51 
81, 1 149,86 16 280,35 610 413,50 
662,29 | 1 358,15 14 804, ,3 7 000,0 
312,20 | 933,35 13 366,48 3638 975,7 
2 199,1, | 4444,70 14 701, 201 000,00 
42,24 667,51 725,18 66 962,25 
— 76,57 6 331,70 51 561,00 
62,30 74,80 1 241,00 46 507,01 
— 52,36 895,20 27 294,00 
328,12 869,54 265,90 88 755,50 
— — 988,51 94 025,50 
— 199 ‚ss 340 ,.s 92 679,55 
— 55,80 959,10 62 050,52 
319,24 1 322,26 1 347 10 >41 302,54 
120,24 479,10 7112,02 96 216,36 
906,40 2 592,13 2 464,50 1 104 711,51 
862,0 1572,00 5 848,50 266 821,54 
522,17 644,53 615,58 370 000,00 
53,87 549,04 1 127,32 430,553, 
6l,ıs 98,12 1307,10 42 181,00 
* 241,sı 1 372,56 20 878,06 
173,55 728,44 4656,58 260 908,56 
1 809,20 2 445,s6 2677,35 23 200,00 
13 456,50 34 107,00 159 231,25 14 799 276,7s 





























914 Geſchäfts- und Nechnungsergebnilje der auf Grund des AInvaliditäts- und 
Tabelle II. 
Ginnabmen 
Verficherungsanftalten Summe Rafien: 
ber beitand 
Einnahmen am Schluſſe Zuſammen 
ER im laufenden des vorigen (Spalte 47 
— Rechnungsjahre Rechnungs⸗ und 48) 
SE E — Spalten 35, 39 jahres (ohne 
E E amen bis 41,44 bis 46) Nefervefonds) 
»> 5 
a AM 4 Pe; 
—— — 7— 48. 49 
1: Oſtpreußen 2950 789,00 47 240,47 2 998 029,16 
2. Weſtpreußen. 2 348,543,» 78 168,58 2 426 712,8 
3. Berlin . 7142558,75 197 445,08 7340 004,13 
4, Brandenburg 8 628 328,21 1 674 869,0 10 303 197,» 
5. Pommern 4 213 299.0 402 454,10 4615 754,08 
6. | Woien . 4 220 795,05 10 877 6 4 231 673,4 
T Schlefien . 9 711 521,53 395 626,0 10 107 148,4: 
8 Sadhlen-Anbalt . 6 618 629,20 857 156,44 7475 815,.4 
9. Scleswig-Holitein . 3 178 314.8 85 478,64 3263 793,1: 
10. Hannover 5 974 945,4 339 275,18 6 314 221,2 
ER: Meitfalen. . 5667 960,78 193 102,8 5 861 063,51 
12. | Hellen-Nafiau 7463 293,05 276 405,00 7739 698,74 
13. Rheinprovinz 12 227 268,12 1 118 849,4 13 346 117,0, 
14. | Oberbayern . 2 601 704,05 240 168,0, 2 841 873,03 
15. Niederbayern 928 865,28 120 169»: 1.049 035,15 
16. Pla . .» » 1 345 509,73 149,06 1 345 658,» 
17. Oberpfalz . 653 450,22 — 3 685,01 649 764,51 
18. Oberfranten . 900 026,96 2,56 900 029,58 
19. Mittelfranten 1 732 181, 62 946,12 1 795 128,21 
20, Unterfranten . 840 994,09 2 058,13 843 052, 
21. | Schwaben 1318 180,2 181 090,» 1499 271,» 
22 Konigreich Sachſen 12 090 087 ‚0 — 375404, 11 714 683,4 
23. Württemberg 4 022 525 ‚20 — 108 129,50 3 914 395,6 
24. Baden . u > 022 967,00 78 525,08 5101 493.1 
25 Großherzogthum Heſſen. 2594 725,24 7 409,38 2602 134, 
26 Medlenburg . 2025 952,3: 90 285,81 2116 238,1: 
27 Thüringen 3 493 000,0: 684 349,01 4 177 349,0 
28, Oldenburg 624 241,00 38 455, 662 697 
29, Braunfchweig 1 245 341.57 27 006». 1 272 348.» 
30. Danfeftädte 4 253 571,ss 78 812.7 4 332 384 ⸗ 
31. Elſaß-Lothringen 3 345 302,01 1491 752,» 4 837 055,» 





Zulammen 


129 384 875,41 


8 292 947,15 


137 677 823,18 





Ausgaben und Einnahmen. 





Kaſſenbeſtand 
am Schluſſe des 
Rechnungsjahres 

Spalte 49 
minus Spalte 30 


199 687,18 

46 720,18 

— 6297424 15 
1121189, 
518 854,74 
126 602,5 
>06 225,04 
534 489 1 
88 143,54 
337 198,87 
76 857,s0 
105 248,4s 
392 450,51 


549 436,4 
115 935,72 
1688,82 
34 901,51 
28 560,0: 
100,38 

63 607 ‚8 


121 940,00 

— 210 161,05 
14 978 1 

28 775,51 

148 814,4 

498 008,00 

— 206 132,56 
107 913,6: 

77 208,10 

655 407,00 


— 














Einnahmen 


Kaſſenbeſtand 
des Reſervefonds 
am Schluſſe des 
Rechnungsjahres 





97,10 

_ 455 18 
15 232,04 
105 678,05 
10 125,45 
82,0 

23 260,00 
137 877,51 
403,00 
Y1,5s 

20 479,53 


H0,a0 
74,1: 


45,18 
9,1 


— 185 4 
2 002,4 

1 153,76 

120 4 

55 839,07 
327,5: 

77,0 

285 753,10 


— ———— — — 
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Vemerfungen 





Folgende Marten find nur zu einem Theil erftattet: 


1; 
23 
Ta 
188 
1423 
1215 
2 826 
1766 
29 
3679 
181 
615 
172 


116 


30 


52: 

1I. 111. 
— | 25 

8 | — 
— | 269 
952 14 
1189 62 

75 — 
506 259 
2102 900 
359 611 
11 922 5907 
4 205 475 
2543 259 
1 278 223 
1879 123 

58 — 

1 gs 

210 — 
— 2 

24 — 
164 275 
1195 525 
75 

1 


A * 


uiv. 


@ 
7 
449 
1333 
9% 
831 
3 
877 
617 
624 
152 
178 
291 


6.457 226,00 | 658 141, | 12 843 | 28710 | 100% | 5 780 
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Tabelle III. 





— — —— — — — 


Den in Spalte 1 verzeichneten Ver: ! z 
fiherungsanitalten wurden aus den bis [Yon den Rentenantheilen (Spalı 






























































Verſi ch erumgs» zum Schluffe des ‚jahres 1896 vertbeilten | find bis zum Schlufle des Jahre 
anjtalten Renten endgültig zur Lait gelegt an wieder in Wegfall ge 
Altersrentenantheilen 
Durchs | Aut weisen 
Orb: ſchnins⸗ —— 
nungs- An |  Yahres- Kapital- Pr Ans Jahres — 
Namen Renten⸗ 
num⸗ zahl betrag werth antheiie zahl betrag Tod &: 
mer KSpatte3) N = . 
“ “| “| « 
1 2 3 4 sIise| zz Ts |» | 
| 
1 Oftpreußen. . . 1] 22576, 1385 546,54 |] 7868206] 61, | 7 504 453 123,14 | 7355 — | 
2 | Weftpreufen . - | 9 5se| 640 539,1. | 3663 456| 66,15 | 2912) 190 764, | 2 771 — | 
3 | Berlin . . 2.1] 3480| 351614, | 2071074] 91,57 | 947) 891590: 810- 
4 | Brandenburg . . | 23281) 1629 263,1 | 9325 710] 69,0 | 7 * 493 560,6! 6955: 1 | 
5 Bommern —V 9955 741435,401 4294 3961 74,4. | 2949 212 879,5 || 2 739 
6 Boien -. . . » 1 13235 845 383,02 | 4790 846] 63,7 | 4154 258048, | 4010 — 
7 Schleifen . . . 133974) 2 174 826,56 | 12 458 092] 64,01 | 11207) 702 633,0 10679 ] 
8 | Sacien-Anbalt . | 18646) 1432547,| 8298 186| 76,5 | 5824| 439 478,0 | 5680 — 
9 Schleswig-Öolitein | 12552] 1045 387,5: | 6030 886| 83, | 3 505. 278 628.25) 3265 + 
10 Sannover . . „| 17 191 1309 088,08 | 7505 836] 76,15 | 5 596 417 737,38 | 385 — 
11 Meftfalen . . . | 10 u 861 217,5: |] 4937 722] 80,15 | 3588. 279316,» , 3478 — 
12 Heſſen-Naſſau. . | 6251) 488462, | 2823 807| 78,14 | 2198| 167 643,10 2126 — 
13 Rheinprovinz . . | 19535) 1746 013,05 | 9972 796] 89, | 6365| 556 050,78 ! 6230 3 
1—13 201 377. 14 651 327,54 | 84 041 0183| 72,70 | 64 0574539 025,12 61588 6 
14 Oberbayern ö 6 026 467 129,1 | 2688 0591 77,5: 1963| 147 863,55 | 1860 5 
15 Niederbayern . . | 5 041 344 394,45 | 1968 261| 68,5: | 1539) 102 366, | 1418 I 
16 | Biak . . ...| 2981) 2262027 | 1275844| 75, | 1001| 7580858 | 954 — 
17 Oberpfall . . . 3 245 213 690,5, | 1220 887[| 65,» | 1167 74 652,20 | 106 — 
18 Oberfranten . . 3 284, 205 881,0: | 1165 297] 62,00 | 1 172 7325908 | 1101 — 
19 Mittelfranten . . 2 810) 202 291,0 | 1165 542] 71,0 | 1021 71367 | 96 1 
20 Unterfranten . . 2377| 158 755,01 885 947] 64,08 91) 60817,r | 791 
21 Schwaben . . . 2463) 187 681,48 | 1083 658] 76,» 903 67 300, | 892 1 
14—21 28 227 2001 027,» | 11453 495] 70,» | 9717 673 436,51 ı 894 9 
22 Königreich Sachſen | 19 282. 1400 950,58 | 8 062 743 72,» | 4719| 345 557,0 l 
23 | Württemberg . . | 6977. 594338 | 3022861} 75,1 | 2353| 168 546,06 | 
24 | Baden.» ...| 5984 426529, | 2719430| 77,0 | 1950, 146 509,2: | 
25 Großbjgtb. Heilen | 4639, 351 841,05 | 1997 828| 75,5: | 1645) 121 802,0 
26 Medlenburg . . 7 484, 583 323,54 | 3388 196] 77,4 | 2 174 161 924,00 | 
27 Thüringen. . » 6 590, 468 315,» | 2712 276| T71,os | 2118) 146 148,# | 
28 Oldenburg . . . 1203 83 437,30 479 800] 69,36 3281 22 433,00 | | 
29 Braunichweig . . | 2548 197 762,4] 1144 110] 77,0 832) 62416,. | 
30 Hanſeſtädte. . . 2 966 271 704,00 | 1595 339] 91,01 750) 68 302,35 \ 
31 Elſaß Lothringen. 8138 722 283,04 | 4122 771] 88,75 | 2757) 240 671,s6 \) 
31 | 295 415, 21 722 842,4 [124739862] 73,5 [93 400) 6 696 769,.: | 88 902] 2: 
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Üentenbewegung. 
—— * in —— —— F 3 | Von den Rentenantheilen Spalten 12 Beni 
9; | Itcherungsanttalten wurden aus den |233=# 7 : apital⸗ 
1895 | bis zum Schluſſe des Jahres 1896 EEE une fg — =. bes werth der 
tommen | vertheilten Renten endgültig zur Laſt 8” Jahres wieder in Wegſfau ges Alters· und 
gelegt an Invalidenrentenantheilen ECEE fommen Invaliden— 
— — — 13° 85] — —- renten= 
Grunde? 252 EEE: | | Aus weldhem Grunde? antbeile 
253122—— | = j 
— e t =5=]® er | = zuſammen 
3 |&,| An Jahres: | Kapitals 235 — Au⸗Jahres— | Hl 5 E; (Spalte 
3 |28 b 22=18° 52 bet EEE 83] 4+14 
3 55] sah etrng | werth egelase | ah TO an 36 
5 |3® a’-l&53E& E s2 38 
m AMA. u En | 4 Ba: pe. HM 
10/11] 12 13 14 [s| ıs [ml 18 9 molaı j2| 28 
Zumsz eyes — iĩ EEE ei | Eur — 
207 32] 14 916, 972 713,08] 8430 472 65. 24081 3 160) 203 340,4: 2 906 220 34] 16 246 270 
112. 29 6747. 422 078,00] 3 721 048] 62,5] 23 684| 1275 77 005,011 1243| -| 20) 12] 7360 820 
27, 10] 3928| 231 294,0] 2 135 989] 58,0] 7990| 1332. 77604, 1264| — 35 33] 4199 073 





3469: 202 899,0. 3350| -| 92 271 15 677353 
2134 137 218, 2005I—| 71 58| 9152 973 
1640, 100 157,00) 1574— 41 251 9237445 
7019, 455 773, 6793) 1, 112113| 28 288 066 
3213. 201 090.0! 3054| 113| 461 13 845 473 
1221| 768790 1150 ’ 44 26| 8985 394 
3296| 209 799," 3116 — 108) 77| 13612 514 
3447, 201 550.0 3208 2 209) 28| 11 107 593 
1572| 101508, 1500|—| 50' 22] 5960461. 
5 348) 353 67226) 5154| 1 1683| 30| 22 190 392 


277, 15] 12219 737671, 
191 19] 8 646, 565 799,54] 4 905 598 

88 56] 8023) 510 503,50] 4 466 878 
505, 22] 27550 1817 810,40]15 943 479 
124 20] 9 965, 638 810,75] 5 581 809 
220 16] 5350, 356 267,.6| 3.009 135 
181) 30| 10 720) 699 095,..] 6 145 220 
72. 81 11403. 673 666,»| 6 185 917 
» 12) 5201) 344 974,.0| 3 147 132 
17] 19 576. 


6 411 720] 60,37] 60 077 
65,44] 47 021 
63,03] 20 279 
65,08]113 505 
64,11] 34 522 
66,59] 54 627 
65,1] 38 542 
59,03 16 046 
66,53] 10 478 
67,02] : 


















































































































5| 63,5] 14 705| 1753| 107 190,0» 1685| 6.448 109 
113) 7 61,55] 25 351 1046 63.089,24 9% 2 3315| 4212 689 
42) 5 62,20| 8470 808, 50. 049,0: 786 15 7] 2441240 
109 2 1128088] 57,05| 185321 647 36737,» 619 1) 12) 151 2330443 
64 7 2741| 167 978,1] 1493 5834| 61,:| 14910] 816 49079, 791 — 19. 6| 2643921 
92 2] 2627, 161 510,15| 1430 003] 61,.:| 22329| 9131 560950. 903— 7 31 2573216 
152 1] 2475 151962,s6| 1314 182] 61,.0| 40 836] 7551 45015... 731 1 13 10] 2159 293 
78 3471) 220 239,0] 1990 767] 63,45] 14 963 1105) 68830 1059 3) 21) 22| 3059 462 











26 768| 1658 718,20]14 574 974] 6 


9777, 652 216,0] 5 791 117 
7073 472 927,1 4 204 031 
7290| 478 524,5] 4 333 099 
3372) 214 676,.| 1961125 
3040 192 173,14] 1629 773 
4778. 308199,| 2 725 657 
731) 4599851] 406 787 
1886 113557...| 1011 706 


476 087,20) 7570 14| 157,102] 25 868 373 
44460| 3552 :239 267,05 3413 - 113 26] 13 809 400 
63 2481 2071| 135 550,00) 2008, 6, 57) 5] 7163644 
51640] 2600| 166431, 2468 2) 79 51] 7000889 
13 305| 1168. 72089, 1120 1] 34 18| 3945 648 
25560] 8211 50172. 777—| 33 118 4992409 
32221] 1716, 108 719,0, 1656, —| 46 14| 5405 712 
5507) 224 13499 208. 2 17 2] 881080 
6407| 730) 42034,» 698 — 30 7| 2149409 









































































27 10 2351, 138 546,7] 1247 044 6 102] 799 44 152, 743: — 40, 161 2836 281 
40 36] 4342, 306 827,0] 2 772 110 8318] 1257) 84 898,4, 1175| — 57, 25| 6886 563 





4037438 215 652 13 882631,.1122985 307] 64,35]921 934]60 90713831 405,50,58 138,30, 1936 803]246 803 235 














918  Geichäfts- 





Tabelle III. Befand an 


Davon entfallen au 












































































Verſicherungs— ——— | | 
nuiintien EMO 1826 1825 1824 
70 Jahre) (71 Jahre) 72 Jahre 
Or S) Yahres- ‘) Jahres⸗ Jahres⸗ Jahres 
ang Namen | — — betrag * betrag * 
nm. zahl | zahl zahl zahl 
— Mo DEE — 
4 5 6 7 8 | 9 
Oftprenben . . | 14982) 032423,10 690 484580 | 1313] 8790974 | 15 99 TU, 
2 Weſtpreußen 6684 449 774,77 183, 13 768,05 531 37 002,08 67 45 76 
B I1Derlin: » - I 2893 262 455, 195 21 972,5 32 30 376,66 39 35 6; 
4 | Brandenburg . - .} 16033) 1185 703 724, 59874, | 1540) 117 178,5 N 
5 [Bommern . . 147000 28 556,0: 448) 37 620,0 730) 58 063,07 
Be 5 ei 90h 587 334,» 326 24296, 712! 474597 
7 [Schlefien . . . [227671 147219%| 1195 83 118,15) 2158) 146 466, 
8 Sachſen⸗Anhalt .| 12822] 993 068,0 08) 66 677,57 | 1392| 114 749,s6 
9 LFSchleswig:Holitein | 9047 766 7594 6074, 63054, | 1066) 96 984,16 
Samoa . 11595 8301 350,71 635, 55736, | 1261) 103473 | 18 
Weitfalen . .| 7187. 5851901, 411) 37372, | 685) 60567, ; 
Heſſen-Maſſau. . 4053 320 819,0 214 19805,o 35 102,05 
Mheinprovim . . .| 13170 1189 962, 732) 73571, 122 189. 



















[137 320, 10 112 302. 05 256,08 
Oberbavern . 4063 319 265,. 225: 20 396,00 413) 
15 INiederbanern - . 1 3502) 242027, 136| 10 180,5s 28 
16 |Bian. . . - - .| 1980) 1503990 87] 7740| 1 


















20 694,01 
12 171, 







17 lObavfali - : . .1 2078 139 038 25 84 5 754,18 1 12 198,33 
18 j Oberfranfen . - 2112) 132622; 110) 7049;: 201) 12 763,80 
Mittelfranfen - . .| 1789 130 923,» 118! 10 268,01 21 16 840,01 









Unterfranten . 1426, 92 938,00 761 5599, 12 
Schwahen „eg 560, 120 380,01 83, 7651,50 
| 18510 1327590,»| 919) 


7 952,»4 
11 218,14 
































KHönigreih Sachſen .| 14563 1055302.» | 1083) 85822. | 1 970) 151 723,00 

Württemberg . . .| 4624 355 792,2 360 30 432,25 522 42873, 
24 (Baden . . 14 #084 320919] 323] 28734! 474 38 790,08 
25 1 Grofberzogtb. Serien.| 2 —* 230 039,00 210) 18328, 24 178,5: 
26 Meckenburg - 5310, 421399] 441) 38 410,10 | 51 336,16 
27 [Thüringen » . . .| 4472] 322171. | 384) 32 289,06 | 


28 [Oldenburg . J 875 61 003,01 36 2 836,08 | 
29 JBraunſchweig . .| 1716 135 346,08 139) 13 666.1. 
30 | Sanfeltädte. . » .| 2216) 203402, 150) 15 472,05 ' 


31 | Cllaf-Yotbringen . -| 5351! 481612, 319 33 592,08 
1-31 [202 015 15 0236 072,04 | 11 568] 979 486,40 | 20 














Ültersverficherungögefehes ren Verficherungsanftalten für das Jahr 18906 919 
rentenantheilen am 31. Dezember 1896. 


—— ——— —— — — — — — 





auf ſdie Geburtsjahrgänge: 


| 1805 u 


(91 Ja 
und D 
rü a 


| 
1823 1822 1821 1820 bis 1816 | 1815 bie 18T ee 


(73 Jahre) (74 Jahre) (75 Jahre) 76 bis 80 — bis 85 Jahre) 90 Jahre) 
u f 




























— re 
Anz | Jahres- An— Jahres- An | Yahres- tn | Jahres⸗ An- Jahres— | Jahres- 








| | | N | | 
92 835, 1 546 94 455,00 5 33 321 207,» 1349 79406, si) 10 663,36 
2307 


betra betra betra betra | rag betra 
zahl zahl ß zahl zahl | 8 zahl ß zahl 
4 — Me | MM | 
10 11 el 13 ul ss |s|i ® 18 | 19 20 a 






1515| 96 527,46, 1488 
































775) 51508,1: 785) 52 815,10) 825 55112, 154 760,54 538, 34938,0| 57 3418,04 
372, 346060 329) 27 85h 355 32625 TBB 67213 136) 1208, 9 60Gos 
1827, 1316120 1830) 129 984,0) 1743, 120620,59| 5 168) 356 074,26 1271 82751, 177 11013, 
883) 66 ITL 795] 59308] 734 53688205 15146, 478, BEBlda 50 3828,10 3 
888, 59040,:| 999 63 765,10 920 59047, 3341| 210451, 816) 50751. 117 7300, 13) 766, 
2680| 177 988,.:|2 657) 172 809,01) 2554 163078,0:| 7216| 452 825,00 1642,100495,05 187 1262,15, 9) 567 





1537) 117 781,0, 1507, 118.000,s0 1420, 107584,14| 3 763 
1014) 87370, 962) 81046, 840, 70142,|2 647 
1368, 102 747,0] 1320) 97234, 1238| 92052,| 3409 
869 70617, 769) 60972, 810) 637944] 2135 
493 40348, 503 3943270 463) 36463,25| 1246 35 2371,4 
1392. 127 380,.| 1481| 131.693, 1511|135855,.1[ 4183| 368 3750 104989394] 173 14181.0 7) 628 
15613 1164499,,1|15425|1 126 753,18 14959) 1084 516,0,43594 3 098485,20 10563) 728 982,:11371) 90 842,00 109 


5101 39944,.| 465| 36662,| 463] 34686, 1118| 91 191,2. 269] 192544 27| 1759,20] 
449 31 272,00 a7 29 649,0) 400) 26834, 1142| 77329, 2831 18450...) 38) 2544, 
217 17127, 213) 164410] 2836| 17937, 680, 49 723,.] 1741 12338,92 22) 1 700, 
218, 14486,0| 234 15.100,10 253] 17040, 200. 46 786,1) 144) 9183,55 26) 1626,10 
231 145598) 251] 15826, 262] 16767,.] 647 4005%,0 140) 8662, 29) 1781, 
231 16905 204 14631, 181] 12445, 508) 35 419,55 105) 75950 17 987,10 
188 12313, 176 11.448,52 172) 1077406] 427 27658, 93 6066, 11) 5960 
ZI 1610110 188 1427350) 185) 1405210] 458| 33626. 110) 7890. 15) 1162,20 
150538,52| 5 750| 401 788,65, 1318| 89.443,40 185| 12 108,0: 


2255) 162 710, 21431 154 033,10] 2152 

1843| 135 561,:0| 1500, 111 275,2] 1415| 9971957, 3859| 266 146,1] 8854 57627, 98 6280, 
540 41840, 546 42 888,01 500 367282: 1315) 97 081,2)" 318 22172, 37| 2496, 1 
499) 38861, 493) 38117, 440 34335,0s| 1083| 83385, 223 16569,:: 30 21550 2 
26 008,.| 289) 22223,1| 297) 221960] 982] 721442] 249 17745, 45] 3049] 2 
53 773,01) 6301 503660) 524 40366, 1430| 108 7625| 350 255290 34 22710 1 
40600.0| 5021 350721] 452! 31898,.| 1238) 84686.| 227, 15858. 29| 2082| 1 
6463,u| 121 8481,24 97 6659,16 7 16 268,76 80 5073,37) 101 654,0 

I 


282 960,10] 815) 59483 4 5932,41 7) 500% 
214 358,00. 702 54751,.] 108 7734,’ 10] 6804 
258 708,56 921 67858, 92) 6442, 7) 370) 
168 381,0] 604 46037 91) 659% 9 624, 
91 09 242, 16716,50 311, 

























































































































































































17 208,00 2101 146840] 175 13806, 438, 34 114,15) 102 7212, 16 1298,05] —| 
25 133,00] 2741| 23 731,0) 230 2036100] 569) 51 033,0 121 11001,5] 14) 1273,15) 1 8% 
529) 48 055,0 542] 48 243,0 591] 51987,0| 1 —3 150 459,14 492 40570, 63| 4 791.00 3 198 





234 gl 760 716,01|22675 1675 872,50 21832) 1593 108,41 62244 4464 356,65 14923] 1037 119,0,1982) 129 253,01]141,9338, 





Digitized by GGogle 





20—25 Jahre (26—30 Jahre) | (31—35 Yabre) | (36 —40 Jo 


An⸗ „ahres- 3 Jahres⸗ An- Wahres- An. Dabres- |yf 

EN a PR betrag | up betrag ap betrag | apı 
——— 4 RE? Sn Me 

2 3 ı 5 _ Ie| 7 _ |el 0 joe 


Namen 


| 








E20 769 372 401 162| 10 278:e| 256. 15 548,0 997 19 10840 378° 
547231507200] 57| 341624 113) 5709, 148) 8498,2| 209) 
2596, 153689,5:| 39 1734,5| 121] 45020 125) 6127,.4| 138 
750 531 772,0| 90] 4779| 216| 10390, 199) 9460,20] 288) 

6512) 428580,.:| 731 4442| 144 7711,0| 188] 8443,:| 187] 
410 345,6: 4415,0| 140) 7729,02! 169] 10.139,4| 205) 
20 53111362 037,00| 158| 9 990,3.) 355| 20 682,64 361) 23 130,0») 557] 
E 437 720,15 3989,0: 168] 8 748,1: 178) 9 0574 261) 
4129| 279 3880: 
7424| 489 295, 
7956 472 1164 


Oftprenfen . 
Weſtpreußen 
Berlin 
Brandenburg - 
Pommern 
Poſen 
Schleſien. 
Sachſen Anhalt 
Schleswig⸗Holſtein 
Hannover 
Weſtfalen 
Heſſen-Maſſau 
Mbeinvreoim . 


4416, 117) 6056, 113] 6698,15] 186 
9237,71] 258| 14.022,86 190) 10.934,00] 261 
7543, 2483| 18 441,17] 245) 13 791,2 

3620, 243 465,40 3947,05) 133] 7490,.| 119) 7.092, 

14 228 975 900,00 14 629,51) 408) 25 050,35! 476! 31 919,5] 5872 39 
Jesus 6.901 765,; * 82 821,24 2647] 147.035,0.|2758] 164 403,0 3717 26 


3 735,5 142| 6897,10| 162) 


— — 


— 22 
DD © 
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Verſicherungs — 
anſtalten — 1876 bis 1871 1870 bis 1866 | 1865 bis 1861 | 1860 bis 


to 
1 
= 


Pr - Ri 
TG . 2 — 
F 
8 * 
— — — — — — —— — — — — 


Oberbayern . :| 5075 326 033 3201 7: 
Niederbanern » . .1 3245) 2016084] 48] 2741: 701 3984 89 
Babe 2.0. Lagrı Bra 33 1510. 51 1844,00] 69) 
Oberpfak -» . . .| 1609 93943 41 18 837,5) 34 1310, 
Oberfrantn . . .]| 1025 118 898, 36| 1 998,:8| 62 3316,s| 7 
Mittelfvanfen . . .| 1714 109 115,4 38) 2209| 691 3200,00) 6 
Unterfranten . . .| 1720 106947, 28] 1525,0 8 2 782,53 
Schwaben » . » 2366| 1514080] 5 3214,ar sol 4400,78) 9 | 
18 925 1182630,| 323, 


Königreich Sachſen .| 6225, 412 948,0] 141 8 750,05 BET) 11 336.1 Per 12316 
Württemberg - » .| 5002! 337 376,0: 101 6 424,20 173' 10 275,0 166 1000 
Baden . . 2 - | 4690 31209,,| 144 9 161.0. 214 12 384,00. 198 1202 
Großherzogth. Heflen]| 2204 142587] 62 3504, 10] 5336, 109 6 
Medienburg » - .| 2219 142 000,1] 28  1488,0r 2401,«| 51 
Thüringen - .. 4 3062 199 48041 45 2806,00 e 5314,13] 89 
Oldenburg » » . | 507 32498] 13 670,0) 19 980,0] 25 
Braunſchweig - - . 1156 715224] 22) 1273, 80) 1240) 4 
Hanſeſtädte.. .1 1552: 94 393,0 32 1220,21 72) 2969,04 

Elſaß Lothringen. .| 3085 221 928,] 48) 3221,00) 106. 7071,08] 


154745, 10051225,00|2325| 139 115,46/4295)233 825,24] 





ltersverficherumgsgefehes errichteten Verficherungsanttalten für das Jahr 1896. 991 


rentenantheilen am 31. Dezember 1896. 





die Geburtsjahrgänge 








| 





1825 und 
1855 bis 1851 | 1850 bis 1846| 1845 bis 1841 | 1840 bis 1836 | 1835 bis 1831 | 1830 bis 1826 früher 
41—45 Jahre) | (46—50 Jahre) (51—55 Jahre) | (56 —60 Jahre) | (61-65 Jahre) | (66- 70 Jahre) (71 Jahre 
und darüber) 


seht! — * betrag zahl betrag zahl \ betrag zahl betrag zahl betrag A. wo 
Me "| M Me 4 





i IIEGGCCCCCCGGC. al ı Jei_ a li 5 











— — — 





—1 ad 110 299.0 2586| 170 490,74 3 ue 206 138,20 ol 74539,10 

765 49 775,07) 1197| 75 935,27] 1201| 77006,:4 542| 33283,46 
180 10 098,87 230, 13 672,04) 281 17 489,15 333 21039,0 427 266783,60 504 32.021,77 218) 12733,12 
879 21 477, * 575 | 33 407,0: 8083| 47 226,55 1185| 74 375,20 1814| 116 276,4 2 226, 141 541,20 980 61543,05 
248| 15691 ‚oo 397 25 491,00 608 39 656,511 941) 62 611,0 14961 101 396,04 1 622, 109465,00| 658 42 359,55 
255 15 671,0s 377] 23 984.72] 654 42.474,22] 1043) 69 200,4 1426| 93 807,55 1 478, 95 656,21) 570) 35296,55 
798 52 136, 1258. 84 173,00 2 201 150 094,1) 3 311) 223 430,4] 4 519] 801 735,55) 5 339 253,:81892 1120829, 14 
305 18 024, 394 24 398,2] 609] 39 665,00 een] 58 654,78 1459| 98 051,22 1808| 122010,:4 639 41 114,50 
147) 9615, 210| 14 143,3 311 20 216,0. 495) 34 061,4 832] 58 183,:5| 1 110 77 928,08] 582| 39698 13 
342 22 2561| 471) 31 359,00 652) 43 587 ” 996 67 116,07) 1445| 97 724,2:|1 —* 129 317,50, 729 47326,0s 
92 288, 1 28407,s: 


480 26 895, M 642 35 545,.:| 983] 57.077,42 1 389 81 565,12) 15901 97 078,05 1 1“ 
48 337,43) 295| 18953,s: 
178454, 826| 54419,», 


isd ao 784 .l 623) 41 115,01 u 67 769,54 
266) 16 548,00) 377 24 220,05 597] 38 574,04 



























212) 13 083 „el 277, 18 795,00 | 31199 560| 39 399,. 43 786,51 
820| 55 828.0: 








84 266,1 1 826, 124 990 = 2454| 168 250,16 2 813] 198 511. 2 see 
31307 112,0u17063|454 524,6: 10998) 


1 12 * 316| 19 988,5: 457 29 828,0 
1 






































656) 43 282,18 11a 76 516,0 
284 175840] 409, 25 724 20 656) 41234, 
115 7098,14 168] 11 181,0 213 14 223,05 
143) 8552, 219) 1320806 343) 20.857,10 368 
209 13184, 277) 170780 372) 23533, 40 
| 5590,u' 1283| 7386, 163) 998710 211) 130845 301) 1949,00 876) 24294, 186| 11742; 
80 4622| 137) 7950, 156) 988%, 230) 14660, 344 29 359,25 352) 22734,10| 222] 14610, 


128| 7818| 189|12.066,:| 244] 164240: 8359| 238450 _400| 25 692,6 487] 31950;:| 202] 12982, 
| — — — — 
903! 52 93444120090 80 175,s5| 1 771) 112 548,07] 2 529) 162 011,25 3 770] 243 840,10] 4 361|283 299,001952/122885,:0 


314] 20 119,50] 449 30300, 615, 42.046,10 747) 50365, 11307720 697| 45765 15 
213| 13 598,4 387 26.507,07 5781 39.249,01 797) 55 343,0 66.962,00) 517 34565,: 
238) 15.030,0: 356, 24.494 je N 97741 658 445630 60 786,6: 
129 1071 189| 13.035,55 247) 16375, 305) 20475, 
86) 5114| 101 6 148,04 202 12847, 3 | Don 
146) 9027,11 236 15 001, 329 2211601 409 27 791,1 
27 17230 33) 2080 51 3 7 | 4805, 
| 
| 


1271| 85 — FIT 
53 291,54) 25 081,» 
17337,.| 1 6961 :s 
22 170,52) 203) 12493,51 


26397,00, 159 9776,51 

















1391 8178,05! 184) 11 488,70 
81 4961,5:) 107 7132,20 
3 050,14| 106) 5 862,01 
5 729 ,u4| 137) 8801, 









































































57 3 240,00 os 5 953,54 102 5 889.0 10 662,18 
71) 39860 114| 66760 174 105570 211 13 378,51 
144 9795,00, 224 16434, 350, 25 788,0 462] 33 906,00 
7216449 605,» 10549,681 332,7 15901] 1034 438, 
Annalen des Deutfhen Reihe. 1898, 
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555 Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des $uvaliditäts- und 


Tabelle ve Beitragsrrfattung 





Anzahl der erjtatteten Beiträge 


Verſicherungsauſtalten 


in Lohnklaſſe 


gelegten Erſtattungsfälle 


Namen 


Jahl der im Jahre 1896 feit- | 


für Doppelmarken 





I . 
I 


-] 


1 


Oftpreußen . - 5128345] 607 669 385 3 * 2 974 266) 637 
MWeftpreußen - : : . | 1158| 226449) 75658 4332| 292 

Berlin - 2» 222.71 4173| 89942) 9014461 94 324| 18 444 

Rrandenbug . . . - .| 2641| 369497) 317777 10171) 3615| 150° 701 210 
Pommern . 2. 22. .f] 1435] 3505961 29147 4803| 679 55) 385 280 
Mofen-. . © = =» 2:4 1376] 352948] 13022 7173 208 43 366 99 
Schleften 2 2202 .J4 445411 005 334| 162 m 10521) 2674 159 118091 


150) 


3 





Sachlen-Anbalt . . - : | 3166| 552072) 3007901 13012] 4348| 338 840560 

Schleswig-Holitein .1 1741| 153 390) 232608) 71867) 6581 278] 458801 

Hannover 133631 444 691! 422252) 27367) 1914 376) 896 600 

Weitfaln : = » =» ...1 8675| 317 8661 630777) 38278) 1552] 261) 98873 

Heilen Rain - : > : .1 2343] 213977 368245] 30806) 7234| 158 6204%0 

Rheinproviny . . - 1 7200] 248 956 1 434 482) 254 664) 24 224 au 1 962 919 
30 1634 903 3874912 285] 5 


Oberbayern . . — 99441 85 176 162022) 14492 262 46; 
Niederbayemn - | zael 200 96 — 78.195 
wur. 23. 8 5631 116 379 27457 6 018 150 488 
EHE: + 2 «a 191] 41141 8779 168 50 098 
Oberfranfen . . -» © 2. 5131 88250) 43 262 5917 137 600 
Mittelfranfen » . : = . 5.1247] 1208335) 209 746 1499 2 
Unterfranten . 2... 5461| 879971 56 705 558 

Schwaben . . 2... 480] 43034 78010 6 030 


j Königreih Sahien . : . | 7959| 620 915 1314 833) 176 222 
Württemberg - - - - - | 1783| 198935! 239622] 33.064 
Boden . . « ..1.1350]| 99306) 215538) 46 242 
Broßherzogthum Seifen ‚1 1544] 168982! 221850) 16898 
Medlenbug - -» - - „| 1218] 282422) 36457 4655 
Thüringen . - » J 1441| 212138) 157668) 14300 
Didenbup . » 2:2... 507| 11186] 124 397 488 
PBraunihmeg - -» : . 625| 595891 99425 7023 
Sanseftädte - » -» - » .E 1957] 25119] 186469 307 ec 135 
Glian-Pothringen -» : - ss3| 13296 181013] 29187 2190 


| 63 212]? 209 7878 321 5141 234 050] 97 996 











Im Durch⸗ 
ſchnitt fommen 
auf jeden Er⸗ 


Altersverſicherungsgefehes errichteten Nerficherungsanftalten für das Jahr 1896. 9923 


bis einſchl. 


1829 





jtattungsfall 

En — 

E N En 
10 11 12 

— 1. 
271 | 19, — 
265 | 20,2: 

265 | 26,5 | — 
266 | 2,0 | — 
268 | 19 | — 
267 | 18601 — 
265 | 19. 

265 | 21 | — 
264 | A| — 
267 | 20 | — 
269 | 24: | — 
265 24101 — 

E269 | 26, | — 

E27 | 235 | - 
264 | 24, 

262 | 23,00 - 
267 | 0,0 | — 
262 | 19,» | — 
268 | 21,0 | — 
266 | 23,00 - 
266 | 21,sı _ 

266 | 24: | — 
266 | 22, | 

E27 | 2415| — 
268 | 2351| — 
268 | 2354 | — 

Ei Bel — 
266 | 19 | — 
267 | 2 | - 
268 | 26,1 | -- 
266 | 24. | — 
265 |; 29,» _ 
271 | 27,5] -— 


267 | 2334| — 





eritattete 


Cr 


Beträge | 


„- 


— 


© 


r 


be 


l 
ı 


Fällen von Berheirathung (S 30 des Geſetzes). 


Es entfallen auf die Geburtsjahrgänge 


⸗ 











1830 bis 1839 | 1540 bis 1549 


1850 bis 1859 


| 
| 


a.|s2|;2.|22| 2. 
se 8: Bze 88 535 
s’|g8| 8 £S| 8 
14 5 16 17 18 
Dr a u ”= 
l 19H] 19 | 397,4] 94 
3 63,54 5 | 110,0s 43 
1 37,35 24 | 632,70] 175 
l 24,00 11 | 258,04 68 
— 71 162] 56 
— — 13 | 246,..] 65 
2 39.1 38 | 762,0] 195 
1 26,10 13 | 313,0 61 
1 26,0) 10 | 239,0] 51 
71 174» 86 
— 12 | 320,0 50 
- — 4 115,0] 61 
2 59.2 22 | 578,51 220 
12 | 205] 185 14313,»0| 1225 | 
— Ss | 201.4 80 
I 29,00 5 | 115,04 11 
— — 2 460 13 
= — 2 39,54 15 
— — 4 78,35 17 
— 4 82,15 57 
- — 8186.401 35 
— 4 105441 27 
1 Mol 37 | 8580| 255 
3 | 69,4 31 | 799,01] 157 
2 36,0] 16 | 4040] 77 
1 | 23,» 6 | 166.4 52 
— — 3 8,0 85 
— | = 11 | 219, 31 
1, 300] 3| 650 82 
— — 2 5300| 17 
— — 3 86.01 21 
1 31,5: 6 18410 64 
— — 114843838 
21 | 5154| 310 7420, 


eritattete 


Beträge 


Les 


nn 
1 866,31 
927,» 

4 794,13 
1 663,:: 
1 145,45 
1 279,» 
3 868 .0 
1 399,4, 
1 296,5 
2 040,26 
1 243,20 
1627 ss 
5 891,02 
29 044 2⸗ 


2 007,4 
228,8 
280,10 
289 us 
360,58 

1 403.01 
745,90 
684,50 

6 000,10 


401l1,:s 
1 867,0» 
1 254,00 
592,10 
679,33 
765, 64 
461,20 
522,05 
1 938,ı: 
941 ,4s 













1860 bis 1869 


























1870 
und darüber 






















| 
1} 
I 




































Ss. 3$ |. $, 
S:E| 3: BE 
2| 88 |& 
2 | 2 22 
2 | 
908 17 690,0] 1326 
369 7914| 738 
1664 45 070,5] 2309 602 
850| 19444] 1711| 3808 
459 7408] 913] 19 
3396| 7538,.] 902 
1579) 31281,.] 2640) 5239 
748) 16811,0| 2343| 5 
505| 12423,0| 1 174 
1059| 24377,.| 2211) 50385 
1081| 26033,0.| 2532] 62594 
900, 22.2921] 1378 32570 
2570| 68 635,0] 4476) 
13 088| 306 921,0.| 24 653) 37 
487| 116580] 419 ; 
154 3516| 127) 2964 
1151 2342| 433 
97) 1945, 717 1 
171] 3695] 8321 DE 
538| 12 701,.] 648 1J 
262 5628: 241 34} 
253| 6144| 196) 4691 
2077] 476341] 2462| 56.298 
1910 48522,| 585 
739, 17575,10 
498| 12613; 
439) 11778, 
358 7200,35 
339| 76424 
169| 4476,10 
166) 4162 
761) 22 588,51 


322 





500 009 | 39 mw 944 81 J 






8 893.» 
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Tabelle IVb. Beitragserfattunge 


Zahl der im Jahre 
1896 feſtgeſetzten Anzahl der eritatteten Beiträge 
Verſicherungs— Erſtattungsfälle Höhe de 
ee ee ——— — — — jur & 
ftattung 
ange 
wieſenen 





anſtalten 


Fälle, 


in Lohnklaſſe 


e Kinder 
ungen 
n waren 


Parunter 
in welchen an 
—— 

ie 


— 
2 


Namen SE: ; II, 


| & | & 


= für Doppelmarken 


) 


Oftpreußen - - - 58 83 a6) 25901 67% 
MWeitpreußen . - 4 714 45 749) 11356) 11707 
Bein: 23%; 29 3027) 36574] 124 966 
Brandenburg. : . 22 808| 986551 593121 35949 
Pommern. . » - 6 4583 6829| 26942] 19179 
en : = i 14 7262 66 955| 10609 4364 
Schlefien . . - . 971 93608| 148 744| 145 221] 84872 
Sadien-Anhalt . . 39 2320| 93684 82956] 59216 
Schleswig-Holftein . 15 4350| 2789| 32757) 28435 
Hannover . -» . .- 47 1266| 53358) 802001 57058 
Meftfalen . . . . sv 45 658 26 222| 776551 75813 


F 


33321 158538] 200 960 


Helfen Nallau . - 18 — 22 977) 41707 35210 


Rheinprovinz. - - 1281 


Oberbayern . - - ; 531 6783 32424 
Niederbayen . . - 647 12214 2 372 
Pa - . 

Oberpfalz . 

Oberfranten . 

Mittelfranken 

Unterfranfen . 

Schwaben . 


Königreih Sachen | 1278| 50 73] 5059| 111288] 
Württemberg. - . 414 20 28 2978| 22707) 42844 
BADER <= . . » 347 18 35 340 | 26146) 37069 
Großhzath. Hefien .| 275) 37| 16827 
Medlenburg . - - 258 51 820 
Thüringen . - « 472 b 38 877 
Divdenburg » + - 54 , 2406 
Braunfhweidg . -| 208 2 12 266 
Danfeltädte . . . 315 2106) 
Gliah-Lothringen .| 336) 7929 









Im Durch— 


fchnitt fommen 


auf jeden Er 





ftattungsfall bis einschl. 1830 his 1540 bis 
1829 1839 1849 
»u| Self | * 2 
E22 55 eritattete] 52 |erftattete| 32 | eritattete 
23 | = = == | Veträge | EE | Beträge | 33 | Beträge 
we m fe "7 
— = > — > — 5 
un | ne) we Is| 5 18| 
’ | ‚Ah Me sb 
261 | 26,08 2» 629.0041 126 3192,.] 133] 3488,56 
258 | 28.15 17! 44 >39 1610, 98 28083, 
256 | 36,51 In >78] 103 3 786,1.] 159] 5836: 
259 | 29»: 53 ı 1546,11] 18551 5373,00] 194 5 744, 
259 | 28,04 39 1083..:] 1231 352904] 122 3 475,» 
359 | 26,5% 21 529. 81! 2079| 1151 3063, 
279 284 84 | 2110.:| 392) 10544] 521] 14811, 
2509 | 30, 84 2 229 6887.21 229 7092, 
2598 3124 44 1 066 80 2445,:5 94 3041. 
259 31.4 44 1327301 147) 4677| 197) 6411 
259 | 33,5% 18 A928. 111 36220 195 6583. 
256 | 3205 14 400,08 771 2450.31 109) 3427, 
260 | 34.re 43 1452] 280° 099566,.]| 421] 14 734. 
259 | 31, | 491 | 14 171,24] 1993| 59,766,u,] 2587| 80 515,20| 2 653] 
258 | 32,» | 9 270,8] 52) 16450] 56) 1842, 
265 | 8, 7 204,16 14 382.04 13 385,71 
260 | 3261 3 82 29 Me 45 1460; 
258 | 29,24 3 97,17 10 284,11 26 TH0,55 
263 | 28m | 12 363,56 19 550,50 19 559,0 
254 | 29,4 9 250,70 all 1510, 55) 1635.13 
28 | 270 | 6 161,.| 28 7130| 26 818,05 
259 | 311 7 1980| 24 1085| 32) 
259 | 30,0 | 56 | 16%,n| 227] 6886,| 272] 
261 | 31, 67 1 986,01 
262 | 32,4 22 708 + 
261 | 32,13 19 590,0 
261 | 32,06 14 458,51 
259 | 27,0 26 681,0 
260 | 30,88 20 626,0x 
255 | 31,0 4 115,58 
261 | 31, 8 256,00 
261 | 37, 12 462,56 
263 | 34,1 24 766, 89| 3 107,20 87) 3084, 
259 | 31,5 

















Es entfallen auf die Geburtsjahrgänge 








































































1850 bis 


98: 


fälle 


— Erſtattun 


ev #) 


160 
67 
214 
195 
100 
76 
513 
237 
79 





! 


223) 
217] 
111 
461 


58 
20 
45 
22 
23 





1859 


eritattete 
Beträge 





Ei 
— 

4 386.06 
1 944,» 
7909, 
5 986,5: 
3.035,15 
2 134.5» 
15 083,1: 
7 638,0- 
2525,38 
7 076,0 
7435. 
3 710,50 
16 321.0: 
85 188,30 


1 983,74 
580,40 
1 440.»: 
663,74 
646,11 
1673,14 
763,s8 











Altersverfiherungsgefehes errichteten Verfiherungsanftalten für das 1896 


rg 


JA 
































































































1860 bis 1870 m 
1869 dariiber 
a a 
5% | eritattete 38 
8° Beträge &® 
20. 21 — 
J— 
100 2602,» 
41 1150, 
139 49970 
115) 3498, 
69 2005,58 
471 1250,» 
296 8539| 21 
122] 3836201 17 
531 1726, 7 
123 3914| 8 
1401 4716] 15 
73 2365,.] 11) 808 
283 96956 26 BA 
1601 50 298,:| 157] 422 
so 12%4ul 2 
9 Bl, 3 
29| 1010,» 3 
Fi 3 2 
23 663,7 6 36 
459 1266.0] 10 
9 286,15 2 
| ı 


763 | 22452,7| 3 090] 94 043,.1| 3 963] 125 202,s:] 3904| 126 069,.| 2 463| 77 840,5: 
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Tabelle V. Vermögensbeſtand 











1. Wertbpapiere und 











i I. Kaſſen— 
Berfißerungsanftalten Geht 
einschließlich 
Guthaben bei Nennmwerth Anlaufspreis 
= Bankhäuſern 
— 2 
= 
E : Namen 
= Ba — * —B st 
ESSEN EEE DIE: 7 3 5 4 
Dftpreußen 6 714 090,0: 6 299 635,01 
MWeftpreußen . 46 265,00 8 019 517,05 7921 152, 
Berlin. . . — 612 192,11 29 933 950,00 28 818 221,51 


Brandenburg . 
Pommern . 
Poſen 

Sclefien . . . 
Sadhfen-Anhalt . 


DD 1 nm Dr de CO BD —- 


9 I Scleswig-Holitein . 


10 |dannover . 

11 [WBeitfalen . 

12 | HellenNajlau . 

13 | Rbeinprovinz . 

14 | Oberbayern 

15 [Niederbayern 

16 | Pfalz j 

17 Oberpfalz . 

18 | Oberfranten 

19 FMittelfranten . 

20 Fllnterfranten . 

21 [Schwaben . 

22 |Königreih Sadien . 
23 [Württemberg . 

24 IBaben . . 2 2... 
25 | Großherjogtbum Hejlen 
26 | Medlenburg . ; 
27 | Thüringen . 

28 Oldenburg . 

29 | Braunfchweig . 

30 | Hanieftädte. 

31 Elſaß-Lothringen 


Aufammen . 


1 226 868.13 
528 980 17 
126 685,15 
506 225,04 
997 70,84 
226 020,15 
337 601,ar 

76 857 as 
105 340,04 
1 412 930,4 


549 436,4 
115 986,02 
1 762,74 
34 901,51 


28 605,80 
109, 
63 607, ,.s 


121 754,1 

— 208 159.12 
14 978,11 

29 929,07 

148 934 ,.s 
553 847 ,.7 

— 205 804,15 
107 913,01 

77 286»: 

941 161,18 


7 115 368,s0 





24 061 278,07 
11 324 479,73 








22 774 021,os 
11 247 489,00 


8 923 695, 4s 9 274 889,00 
36 186 900,00 | 34 788 420,0 
25 670 797 0 | 26 064 703,55 
10 237 686,5 | 10233 178, 
18 176 799,0 18 113 515,23 
22 944 744 43 22 931 707,2 
16 211 824er 16 126 456,43 
49 250 000,09 48.287 224 1» 
10151 051,0 | 10102 936,ss 

2618 433,00 | 2 634 912,» 

5409687, | 5409419,» 

2266 7080 2306 8i4,or 

2970086.15 | 2966511, 

7022 771.07 7 008 694, 

2 859 207,3: 2 872 936... 

5 202 868,.s 5 185 986,» 
47 003 023,1» 46 304 295,1: 
16 284 500,07 16 315 964 3 
15 534 009,1 15 562 890 os 

9 246 327,0 9 109 985,» 

5527 850,00 5564 732.28 
12 057 775,36 11 756 056,1 

261780054 | 2612001,ıs 

4 897 809,12 4 897 809,1: 
18 055 800,00 17 507 403 1 
12 846 300,00 12 189 578,00 

450 227 725,0 | 443 189 598,14 
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einſchließlich Wefervefonds. 





Darlehen x. 








Jährlicher Zinsertrag 


I. Grund: 






































ftüde ꝛtc. 
5 Werth am Zu ! ammen 
2% Schluß des | , (Spalten 
23 | Rechnungs 2, 4 und 7) 
Betrag 22 jahres) 
SE 
e5 
Ah u Mb I 
u 
219 910,0 3,10 719 726,51 7219 146,57 
278490. | 3,5 145 800,00 8113 217,06 
1001 960, | 3 700 749,:: | 28906 778,0 
7162 325,33 3,55 — 24 000 889,10 
406 021,05 301 — 11 776 470,13 
349 802 11 37 — 9401 574,15 
1 207 38-).0 3,7 1182 177,» | 36 476 833,43 
036 650,45 3,0 166 956.1: | 26 789 411 ıs 
362 043 w 3,54 414 680,00 10 873 879,45 
660 427,4: 3.65 858 104,5: | 19309 221, 
816 638,.3 3,50 643 388,54 23651 953 16 
556 369,26 | 3,45 192 367,70 | 16 424 164,17 
1660 245.00 | 3.4 596 347,57 | 50 296 501.» 
368 117... | 3,04 — 10 652 373,12 
98 062,54 3,12 _ 2 750 898, 
191 672,5: 3:54 — 54111821 
88 468,6 3,84 — 2341 755,4 
111 581,07 3,10 _ 2 966 51 1,»ı 
259 705,51 8. — 7037 300, :» 
103 897 5 3,6% -- 2873 045,» 
192 393,4 | 3; — 5 249 593,54 
1636 380,08 | 3,5: | 1658327,» | 48 084 376,17 
585 609,07 3,50 — 16 107 804.01 
582 880,. | 8,15 376 000,00 | 15 953 868,7: 
337 00, | 3. 146 835,70 9 286 750 .. 
197 729,75 3,55 263 000,00 5 976 667,14 
421 304,18 | 3,0» 240 551,74 | 12550 455,% 
96 709,18 | 3,70 71 340, 2 477 536 ıu 
173 425,04 3,54 103 822,55 > 109 545 ,:s 
591 220,50 642 863,04 | 18 227 552,73 


408 670,50 





15 664 008,57 





313 415,»: 


13 444 155.70 


Davon 
entfallen auf 
den Relerve: 

fonds 


2 474 497 
1 295 688,»: 

773 113,00 
3 012 629,» 
1656 060,36 
2237 894.14 
5 266 230,04 
2638 628 w 
1 807 877,51 
2614 203». 
2663 334,45 
1 420 150,s 
1 947 954,10 


971 173,» 
61 457,0 
436 790,70 


318 691,00 
332 593,55 
322 218,10 
541 722,00 


3104 159,05 
1 230 782,:3 
1 226 000,00 
794 837, 
928 370,4 
922 915,45 
189 437 ‚ss 
477 000,00 
485 327»: 
1 452 574,13 


IV. Werth 


der 


Anventarien 


56 759,:5 
22 284 ,»3 
80 681,00 
85 187 03 
22 500,00 
30 574.40 
50 208.50 
13 855 u 
37 970,00 
61 468,04 
25 063,00 
18 750,0 
37 257,01 


7833, 
3 533,07 
5 633,5: 
4 207,»: 
2950 »0 
2 435,30 
3 989,34 
6 733,15 


95 855, 
27 850,18 
37 924,0 
15 764,05 
38 800,00 
20 892,:» 

5 707,02 
13 464.50 
32 763.0: 
28 504,20 


9436 455,00] 459 741 418,00 | 43 604 314,0 | 897 436,47 





Vermögens: 
beitand 
überhaupt 


Spalten 8 u. 9 


A 





7275 905,05 

8 135 502,10 
28 987 460,5: 
24 086 076,10 
11 798 970,13 

9432 149,4 
36 527 041 ,us 
26 803 266 ‚os 
10 911 549,5 
19 370 690 ‚35 
23 677 017,4 
16 442 914,10 
50 333 789, 


10 660 207,0» 
2 754 431,04 
5 416 816,55 
2 345 063,50 
2 969 462,24 
7039 735.9 
2 877 035,20 
5 256 327,50 


48 180 232 21 
16 135 655,3 
15 991 793,0, 
9 302 514,3 
6 015 467,14 
12 571 348, 
2483 244,51 
5 123 009,5+ 
18 260 316,15 
13 472 659,00 


460 638 854,56 


vo 


Anhang. 
Burdfhnittshöhe der Renten. 





s Der Durchichnittöbetrag der Dan nebenbezeichneten Berfiherungsanftalten 
Verjiherungs- bewilligten Renten ftellt fih in Mark für 


anftalten ——— 000000000 
—— = IT Altersrenten Anvalidenrenten 


deren Beginn fällt in das Jahr 


N EEE n — 
Er 1892 | 1893 | 1894 | 1895 | 1896 en 1893 | 1894 | 1895 | 1896 


3. 4. 5. 6. F 8. 


. in. lIuıle in 


| | 
Djtpreußen . | 109,70 Ill, 114,04) 116,21 17 118,5:| 111,00 112,» 114. 116,76) 118,:0| 120,0: 
Weitpreußen . .[ 117,55] 118,55) 120,12) 121,s0) 124,45 128,45] 112,72| 113,60. 116,45) 119,12] 121.00 123,4 
Berlin . . . .1 155,0 158,05) 163,03) 159,10 166,00) 173,00] 114,s2) 117,5, 122,50) 127,06] 1330». 135,54 
Brandenburg . .| 120,02) 126,2 126,08] 127,0 131,28! 133,s0| 113,20 114,54) 117,5 120,00| 123,46) 125.0 
Pommern . . .| 124,37] 127,00 129,75, 130,52) 132,45! 136,55| 113,50| 114,5: 117,40, 120,15] 122,00| 124 
Pojen -» . . [1180| 117,1, 120,10| 120,44) 119,00| 124,20] 112,66| 118,38) 116,12) 118,26] 120,:=| 121. 
Sclefien . . .| 113.5) 116,05) 118,75] 114,11 118,81 119,24] 112,55 113,55 115,64) 117,0] 120,14! 121,» 
Sadjjen-Anhalt .1 127,44] 132,45 131,05) 130,35 135,78) 136,02] 113,50) 115,20 118,56 125,:0| 126, 
Scjlesw.-Holftein | 131,07) 137,04 138,58) 141,55] 142,02] 145,80] 113,85 115,51 119,21 ‚eo| 125,50) 128 06 
Dannover „ . .| 127,80] 126,50 127,04| 131,02! 134,54| 137,15 113,57 114,06. 118,:s 124,01) 126, 
Veitfalen . . .[ 129,4] 132,37, 138,10) 136,00! 141,451 143,00] 114,04 115,56 119,34] 13 ‚.ı) 127,:0' 129,» 
Hejien-Nafjau . .| 127,20] 133,08 133,461 137,14) 140,27) 142,01] 114,50 ‚»ı) 119,5» 126,13) 129, 
Rheinprovinz . .| 138,00] 141,05 146,18] 139,07) 148,06! 151,1] 114,54 ; 129,05) 181, 


Oberbayern . .| 128,02] 128,4s| 133,50) 133,44] 138,87) 140,11] 113,48 114,26 117,55 123,6, 126,1: 
Niederbayern . .| 119,19] 122,1» 121,78) 123,00) 126,:5| 126,00] 112,70| 113,57 115,8 121,.:) 122, 

al .» . . .[ 125,0) 129,70, 131,86, 131,76) 128,0) 136,50| 113,001 115,14 118,26 125,» 
Oberpfalz . . [118,52] 116,05 121,08 125,46 124,51 126,01] 112,18) 113,51 116,48 122,0 
Oberfranfen . .[ 114,50) 117,00 116,34] 112,86] 117,5«| 115,46] 118,11| 113,80 116,51 121, 
Mittelfranfen . .| 122,52| 127,11) 128,26] 129,00, 133,54| 135,07] 113,50| 114,62) 117,10 123,73 
Unterfranten . .| 116,17] 117,05 120,44] 121,37| 120,5s| 125,10| 113,20| 118,70 116,56 | 122,01 
Schwaben . . .| 127,50] 130,46 132,10 136,77) 136,01] 144,w| 118,48 114,0.| 118,02 


Königreid Sacjen] 126,44] 132,86, 133,76) 115,11 127,00] 129,00] 114,08) 115,4 
Württemberg . .] 122,54) 129,34 131,25) 129,84] 133,56| 135,201 113,80| 115,14 
Baden . . . [127,57] 131,75) 131,75 135,72] 133,70) 139,52] 118,08) 115,52 
Großhzgth. Heſſen] 125,52) 126,51 131,0 135,10 137,1] 113,00| 115,00 
Medlenburg . .| 126,85 132,0 136,4 136,54 138,27] 113,20| 114,4 
Thüringen. . .| 123,00] 124,41 125,00 122,54 ‚ne, 132,00| 118,07| 115,36 ‚sa 
Dfdenburg . . .| 121,73] 125,45) 123 10. 128,13 129,96| 130,53] 114.0! 115,55 119,06 
Braunjchweig - .| 132,78] 135,0: 140,10! 137,02) 142,51] 146,11] 114,16) 115,55 119,01 
anjejtädte. . .| 155,01] 159,72 159,35 165,80! 171,20| 167,39 115,se, 117,70. 123, 
lſaß ⸗Lothringen .| 136,58| 141,50| 144,4, 142 ul 147,42! 151.#: 113 2! 116,11 120, 


Insgefammt . 1 127,0) 129,50) 125,84 132,34| 135,54] 113,38! 114,70 Ian 121... 


J 





Rechnungsergebniſſe der Bernfsaenollen- 
ſchaften für 18596.) 


Borbemerfungen. 


Zu Tabelle 1 (Organijation). 

I. Die Zahl der Berufsgenofjenfchaften, auf welche die Nechnungsergebnifje 
jich beziehen, blieb unverändert (112). 

Bei den landwirtbichaftlihen Berufsgenoſſenſchaften find die durchſchnittlich 
verjicherten Perjonen diesmal unter Benußung der Ergebnifje der Berufs: und 
Gewerbezählung vom Jahre 1895 und des den Berufsgenofjenjchaften zur Vers 
fügung ftehenden eigenen Materiald bejtmöglichit neu ermittelt worden. Einen 
Anſpruch auf abjolute Richtigkeit haben indeſſen auch dieje Zahlen ebenjowenig, 
wie die in die Nechnungsergebnijje des Jahres 1891 eingejtellten (vgl. Vor— 
bemerkungen zur Nacweifung über die gefammten Recdhnungsergebnijje für das 
Jahr 1891, zu 21. Abjat 2 und 3). So fünnen 53 B. aud) die neu geiwonnenen 
Zahlen nur als Minimalzahlen angejehen werden, da die Berufsjtatiftif nur die— 
jenigen Perjonen zählt, deren land» und forjtwirtbichaftliche Beihäftigung ihren 
Haupt= oder Nebenberuf bildet, dagegen die nur ganz nebenſächlich und vorüber: 
gehend in der Land» und Forſtwirthſchaft Beichäftigten, welche nad) dem Geſetz 
gleichfall3 verfichert find, für diefen Berufszweig unberüdjichtigt läßt. 

Im Ganzen, und auch überwiegend im Einzelnen, bleiben die neu feſt— 
geitellten Zahlen der nach dem landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeg ver: 
jiherten Perſonen Hinter den früher ermittelten zurüd. 

In Berbindung mit den neuen Ermittelungen hat auch eine erneute Prüfung 
der Zahl der landwirthichaftlichen Betriebe jtattgefunden, woraus ſich zum Theil 
die Abweichungen der Eintragungen in der Spalte 10 Tabelle 1 von denen der 
Vorjahre erflären.- 

II. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 145 gegen 144 
im Borjahre, die der Provinzial- und Kommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des $ 4 des Bau-Unfallverſicherungsgeſetzes als leiſtungsfähig 
erklärten Verbände — 256 gegen 249. Die Necdhnungsergebnifjfe beziehen ſich 
daher indgefammt auf 401 Ausführungsbehörden gegen 393 im Borjahre. 

Der größeren Ueberfichtlichkeit wegen find die Provinziale und Kommunal— 
Ausführungsbehörden, — wie feit dem Jahre 1891 — nicht einzeln aufgeführt, 
jondern für Preußen nad) Provinzen, im UWebrigen nad) Reich3-Gebietstheilen 
zufammengefaßt. Ein Verzeihniß der für dad Rechnungsjahr 1896 in Frage 
fommenden einzelnen Provinziale und Kommunal-Ausführungsbehörden it den 
Tabellen am Schluß beigegeben. 


III. Bei den PVerficherungsanftalten der Baugewerk3-Berufsgenofjenfchaften 
ijt eine Menderung in der Organijation nicht eingetreten. 


) Val. „Annalen“ 1897 S. 147. Bezüglich der Einzelheiten fiche Reichstags-Drudiache 
Nr. 57, 9. Leg.Per., V. Seflion 1897/98. Hier find mur die Schluß- und Geſammtſummen 
angegeben. 
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Zu Tabelle 1 Spalte 15 (Lohnbeträge),. Zur Vermeidung von unzu— 
treffenden Schlüffen wird hervorgehoben, daß die für die gewerblichen Berufs 
genoſſenſchaften eingeitellten Lohnbeträge ſich mit den wirklich gezahlten Löhnen 
nicht deden. Der Vordrud der Spalte läßt erkennen, daß e3 ſich hier nit um 
die Aufitellung einer Lohnitatiftif, fondern um den Nachweis der für die Ber 
rechnung der Beiträge wichtigen, „anrechnungsfähigen* Löhne 2c. handelt. 

Bei den Berufsgenofjenfchaften 1 bis 62 wird nad den gejeglichen Be— 
ſtimmungen als „anrehnungsfähiger* Lohn ꝛc. der 4 «A für den Arbeitstag 
überjteigende Lohnbetrag nur mit einem Drittel herangezogen, während anderer= 
ſeits für jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn 
Erwachſener anzufegen ift ($ 10 Abſ. 1 und 2 des Unfallverjiherungsgejeges). 
Bei der Tiefbau-Berufsgenofjenichaft (64) findet zwar eine Meduftion der 4 M 
für den Arbeitstag überfteigenden Löhne bei der Beitragsberehnung nicht ftatt 
($ 10 Abf. 1 des Bauslinfallverfiherungsgejeges); jedoch kommt auch bier für 
jugendliche und nicht ausgebildete Arbeiter der ortsübliche Tagelohn Erwachjener 
zum Anfaße. Bei der See-Berufsgenoſſenſchaft (63) it der in Spalte 15 der 
Tabelle 1 eingeftellte Betrag unter Zugrundelegung der Zeitdauer der Beichäftigung 
der Verficherten aus dem nad) den Beitimmungen der 88 6 und 7 des See— 
Unfallverfiherungsgejeßes feitgejebten Jahresarbeitsverdienjte berechnet worden. 

Vorftehendes ift bei der Anftellung von Bergleihen über die Lohnhöhe in 
den einzelnen Berufsgenofjenfchaften zu berücdjichtigen. Berechnungen der Löhne 
auf den Kopf der verficherten Perfonen gewähren für die verfhiedenen Berufs: 
genofjenfchaften fein zutveffendes Bild, weil die durchſchnittliche Arbeitszeit in den 
einzelnen Gewerben verjchieden iſt. 

Für die landwirthichaftlihen Berufsgenoſſenſchaften, für welche hinſichtlich 
der Beitragsberechnung wejentlih abweichende gejeglihe Beitimmungen (Arbeits: 
bedarfsnachweiſung, Grundfteuerfuß 2c.) gelten, ijt die Aufnahme von Lohnangaben 
in Spalte 15 der Tabelle 1 unterblieben. Das Gleiche gilt für die Verſicherungs— 
anjtalten der Baugewerk3-Berufsgenofjenjchaften. 

Zu Tabelle 2 (und Tabelle 1 Spalten 18 und 19) „Ausgaben und 
Einnahmen“. Für die Aufnahme von Beträgen ijt hier wie in den Vorjahren 
als legter Termin der Rückbuchung von Einnahmen der 15. Auguft des auf das 
Nechnungsjahr folgenden Jahres im Allgemeinen maßgebend geweſen. 

Bei den Verfiherungsanftalten der Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaften jind 
Nücbuchungen der für das abgelaufene Nechnungsjahr zu verrechnenden Einnahmen 
und Ausgaben nur bis zum 1 April 1897 zugelafjen worden, damit die vor: 
liegenden Rechnuggsergebniſſe mit den nach $ 18 Abſ. 1 Ziff. 5 des Bau-Unfall— 
verjicherungsgefeßes veröffentlichten Rechnungsabſchlüſſen der einzelnen Ber: 
jicherungsanftalten, für welche Rückbuchungen gleichfalls nur biß zu diefem Termin 
zuläſſig waren, übereinjtinmen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 81. Die zufanımen mit den Prämien für Rettung 
Verunglücdter und für Abwendung von Unglüdsfälen nachgewiejenen Koften der 
Fürforge für Verlegte innerhalb der erjten dreizehn Wohen nah dem Unfall, 
welche von einzelnen Berufsgenojjenjchaften und Ausführungsbehörden über das 
Maß der gejeglichen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verletzungen für die Genofjenjchaft ꝛc. möglichit zu erleichtern (zu vergleichen 
8 76e des Krankenverjicherungsgefeges), haben im Nechnungsjahre, wie nebenher 
ermittelt wurde, 499,133,45 -# (gegen 316,354.5. M. im Jahre 1895) betragen. 

Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerks-Beruſs— 
genofjenschaften (Berufsgenofjenfchaften Nr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Ver— 


Rechnungdergebnifje der Berufsgenofienichaften für 1896. 931 


waltungskoſten find die nicht ausjcheidbaren Antheilfojten für die Verſicherungs— 
anjtalten, welche von den letzteren nad $ 17 Abſ. 6 des Bau-Unfallverſicherungs— 
geſetzes als Paufchbetrag erhoben und der Genoſſenſchaft erjtattet werden, mit 
enthalten. Die bezügliden Paufchbeträge betrugen: 


1. bei der Hamburgifhen Baugewerfs-Berufsgenofienfhaft . . 10,191,,, M., 
—A Nordöſtlichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 12,000,00 — 
—A Schleſiſch-Poſenſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 3,744,,2 
4. „  „ SBannoverihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 11,298, „ 
5. u» Magdeburgifchen Baugewerk3-Berufsgenofjenihaft . 2,358, 
6. » „Säüchſiſchen Baugewerk3:-Berufsgenofjenihaft . . . 18,876, „ 
T. u» Thüringiihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . — — 
8. „„Beſſen-Naſſauiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 5,342,20 — 
9. un Nheinisch-Weitfälifchen Baugewerk3-Berufsgenofjenshaft 2,547,90 
10. „ „ Württembergifchen Baugewerk3:Berufsgenojienfhaft . 1,267, „ 
11. „ „ Bayerischen Baugewerfs-Berufsgenojfenfhaft . . . 5,3580 
12. „ „ Südweitlichen Baugewerf3: N ae + LI » 
13. „ „ ZTiefbausBerufsgenofjenfhaft . . 88 7177. . 

— . ...112,946,97 Me. 


Die Vaufchbeträge find in Spalte 46 für die Verfiherungsanftalten in Ausgabe 
und in Spalte 56 für die Genofjenjchaften in Einnahme gejtellt. 

Die Thüringische Baugewerk3-Berufsgenofjenihaft hat von der Berechnung 
eines Paujchbetrages nad) Einverleibung der Selbjtverficherer in die Berufs: 
genofjenschaft und der hiermit im Zufammenhange jtehenden Berringerung des 
Umfanges des Gejchäftsbetriebes der Verficherungsanitalt Abjtand genommen. 


Zu Tabelle 2 Spalte 51 und 5la. Pie am 15. Auguſt 1897 rück— 
jtändigen Umlagebeiträge für das Jahr 1896, welche nad) den Angaben der 
Berufsgenofjenjchaften zufammen 3,985,985,:; M. betragen, werden erſt in der 
nächſtmaligen Nachweiſung der Nechnungsergebnifje zur Verrechnung gelangen, 
ebenfo die rücitändigen Prämien der Berjicherungsanftalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenichaften mit 269,698,,, Ma 

Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufsgenoſſenſchaften 
nit umgelegte Betriebsfonds zum Gejammtbetrage von 8,311,917,4, M iſt in 
Spalte 51, joweit derjelbe biß zum 15. Auguſt 1897 vereinnahmt worden war, 
mit in Rechnung gejtellt und evjcheint im Bejtande der Spalte 58. 

Die Kapitalwerthe für die von der TiefbausBerufsgenofjenichaft und den 
Verfiherungsanitalten der Baugewerk3:Berufsgenofjenichaften bis zum 31. Dezember 
1896 feſtgeſetzten, an diefem Tage noch laufenden Renten betragen für die eritere 
8,574,825,95 M, für die Verficherungsanjtalten — einſchließlich derjenigen der 
Tiefbau-Berufsgenofjenshaft — zufammen 5,368,101,5, M. Das vorhandene 
Deckungskapital erjcheint ebenfalls — wie die Betriebsfonds in Spalte 58 als 
Beitand. In den Nechnungsergebnifjen für 1888 bis einſchließlich 1892 wurden an 
diejer Stelle nur die Kapitalwerthe für die im Laufe der betreffenden Nechnungsjahre 
feitgefeßten Renten angegeben. Für das ſeit 1893 geltende Dedungsverfahren, 
nach welchem am Scluffe eines jeden Nechnungsjahres die Kapitalwerthe für 
ſämmtliche noch laufenden Nenten neu ermittelt werden, fommen die Dedungs- 
werthe der im Laufe eines Jahres feitgeitellten Renten abgefondert nicht mehr 
in Betradt. 

Zu Tabelle 2 Spalte 59. Der in Spalte 59 nachgewiejene Betrag des 
Reſervefonds fett fi bei den Berufsgenofjenjchaften im Wejentlihen zufammen; 
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aus dem Bejtande am Schluſſe des Vorjahres, aus den rüdjtändigen Einlagen 
des Vorjahres, aus den Zinfen und aus der laufenden Einlage. 

. Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Nejervefonds (Spalte 48) bei den— 
jenigen Berufsgenofjenfchaften, welche zur Zeit des Abſchluſſes der Rechnungs 
ergebnifje mit der Umlage zum Theil nod im Rückſtande waren, betragen 
1,043,629,30 4 

Bei den Berficherungdanitalten ift der in den Reſervefonds nad näherer 
jtatutarifcher Bejtimmung eingelegte Betrag von dem Renten-Kapitalwerth (ver: 
gleiche Vorbemerkungen Ziffer 8 Abſatz 2) berechnet und von den eingegangenen 
Prämien abgezweigt worden. 

Zu Tabelle 3 „Unfälle“. Die Mittheilung eine® Duplifat3 der Anzeige 
aller Unfälle, von denen die Betriebsunternehmer der Drtöpolizeibehörde Anzeige 
zu erjtatten haben, an die Berufsgenoffenfchaften (Spalte 31) beruht auf jtatu= 
tarifhen Beltimmungen der leßteren. Daher find die Angaben der gemeldeten, 
nicht entjchädigungspflichtigen Unfälle, zumal eine unter ſtatutariſche Strafe geitellte 
Verpflichtung zur Mittheilung des Duplikats nicht durchweg beiteht, nur als an— 
nähernd zutreffend zu erachten. Es iſt anzunehmen, daß die in Spalte 31 ans 
gegebenen Gefammtzahlen der Unfälle im Allgemeinen aud) jebt noch Hinter der 
Wirklichkeit zurücbleiben, obgleich eine Vergleihung mit den Eintragungen der 
Vorjahre eine zunehmend bejjere Erfüllung der Anzeigepflicht erkennen läßt. Auf 
den leßteren Umijtand befonders iſt das Wahsthum der in der Spalte 31 ein— 
getragenen Zahlen zurüdzuführen. Schlüffe auf Zunahme der Unfälle überhaupt 
find bier gänzlicd; verfehlt. Mafßgebend für die Beurtheilung der Zu- und Ab— 
nahme der Unfälle können nur die in Spalte 7 Tabelle 3 bezw. Spalte 17 
Tabelle 1 aufgeführten Zahlen der entjchädigten Unfälle fein. 

Die auf das Taufend ausgeführten Berechnungen in den Spalten 8 und 32 
bieten zu Vergleichen über die Gefährlichkeit der Betriebe der Berufsgenofjenjchaften 
unter einander nur einen ungefähren Anhalt, da die durchjchnittliche jährliche 
Arbeitszeit, während welcher die verficherten Berfonen einer Gefährdung ausgejegt 
jind, in den Berufsgenofjenjchaften nicht gleich iſt. 

Bei den landwirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften beeinflußt für die Ver: 
gleihung der einzelnen Jahre untereinander der oben unter 2 I Abj. 2 hervor 
gehobene Umjtand der auf neuer ftatiftifcher Grundlage vorgenommenen Ermittelung 
der Berficherten die Vergleichbarfeit der auf dieſe berechneten Berhältnißzahlen. 
Für die Nedynungsjahre 1888 bis 1890 und 1891 bis 1895 ſind diefelben 
Grundzahlen der Berficherten bei den Verhältnigberechnungen für die landwirth— 
Ichaftlihen Berufsgenofjenihaften benußt. 

Die in den einzelnen Berufsgenofjenichaften bejchäftigten Perjonen nah) Maß— 
gabe der geleijteten Arbeit (Arbeitsdaner) auf Vollarbeiter zurüdzuführen, war 
gegenüber den von mehreren Vorjtänden geltend gemachten Schwierigfeiten bis: 
her nicht möglich. 
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Auszugsweife Zufammenftellung der wichtigiten Zahlen aus den Tabellen. 


(Die entjprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Rechnungsjahr 1895 find in — 
Klammern beigeſetzt.) 


Wie die Nachweiſung erkennen läßt, ſind im Jahre 1896 


J. für 
1129 [112) Berufsgenoſſenſchaften mit: 
917 [914] Sektionen, 
1,097 [1,096] Mitgliedern der Genofjenjchaftsvorjtände, 
5,251 [5,259] Mitgliedern der Sektionsvorſtände, 
25,126 [23,524] Bertrauensmännern, 
205 [202] angejtellten bejoldeten Beauftragten (Nevis 
fionsingenieuren 2c.), 
1,007 [1,002] Schiedsgerichten, 
4,150 [3,966] Arbeitervertretern bei 
5,087,829 ?) [5,248,709]) Betrieben und 
16,923,751 °) [17,698,633] verficherten Perjonen 


an Entfhädigungdbeträgen . . 51,326,782,, M. [44,923,019,35 M) 
und an laufenden VBerwaltungsfojten 7,014,944,9: Me) [6,735,320,30 Me] 
gezahlt worden. 
Die weiteren Ausgaben an Kojten der 
Unfallunterfuhungen und der Fejtitellung 
der Entihädigungen, an Schiedsgerichts— 
und Unfallverhütungsfojten betrugen . . 3,686,974,,;, 4.  [3,160,522,00 Mb] 
Die auf Grund übernommener Unfall- 
verjicherungsverträge ($ 100 des Unfalls 
verficherungsgefepes) erwachjenen Aus— 
gaben. belaufen ih uf . . a 85,53 Me [371,5 Me] 
In den Nejervefonds jind für das 
Jahr 1896 bis zum 15. Auguft 1897 .  4,931,964,,, Me. [7,873,939,,, Ab] 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 66,960,751,95 Ae*) [62,693,173,70 A] 
an thatjählihen Ausgaben (Tab. 2, 
Spalte 49) für 112 Berufögenojjen- 
ihaften nachgewiefen find, denen . . 81,241,351,,, Ma*) [76,539,210,,; Me] 


an thatjählihen Einnahmen (Tabelle 2 Spalte 57) — die leßteren umfaſſen 
auch die von den meiſten Berufsgenoſſenſchaften mitumgelegten Betriebsmittel 
für das Jahr 1896 — gegenüberſtehen. 


9 64 gewerbfiche und 48 landwirtbichaftliche ——— 

?) Vergleiche hierzu Vorbemerkungen Ziffer 21 lepter Abjap. 

s) Vergleiche hierzu Vorbemerkungen Ziffer 21 Abjap 2 und fg. In obigen 16923751 
dürften an 1'/s Millionen Perjonen, die gleichzeitig in gewerblichen und landwirthſchaftlichen 
Betrieben bejchäftigt und verfichert find, doppelt erſcheinen. E& wurden bei der legten Ber 
rufsjtatiftit allein 1342001 Erwerbsthätige ermittelt, welche neben ihrem Hauptberuf in der 
Induſtrie einen Nebenerwerb in der | Sandwirthichait hatten, und 347 993 Fälle, in denen 
bauptberuflih in der Landwirthſchaft Ermwerbsrhätige nebenher in der Induftrie arbeiteten 
(vergleiche Statijtit des Deutichen Reichs, Bd. 102 S.2 u. 131). Außerdem find in obiger 
Zahl enthalten alle verfiherten landwirtbichaftlichen Unternehmer, welche bei ihrer umfafjenden 
landesgejeglihen und jtatutarischen Berficherung nicht weit Hinter der Zahl der in Spalte 10 
Tabelle 1 Seite 20 aufgeführten Zahl der landwirthichaftlichen Betriebe von 4 645 057 zurüd- 
bleiben werden. 

) Nach Abzug der Paujchbeträge für die Verfiherungsanftalten im Betrage von 
112,946,07 M (fiehe Vorbemerkungen Bitter 6). 
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Die am Schluſſe de3 Nechnungsjahres verbliebenen Bejtände belaufen ich 


für ſämmtliche Berufsgenoffenfchaften auf 15,834,375,,, Me. [14,690,906,;; Ae] 
der Geſammtbetrag des Rejervefonds auf 133,863,780,95 M. [124,994,606,,, Me.) 


Sodann find für den gleichen Zeitraum 


IT. bei 
401 [393] Ansführungsbehörden der Reichs, Staats-, Provinzial- und 
Klommunalbetriebe mit: 
402 [395] Schiedsgerichten und 


1,902 [1,857] Arbeitervertretern bei 
681,439 [690,835] verficherten PRerjonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 4,951,073,;: M. [4,450,995, ,,.M] 
an Berwaltungsfojten . . . . 13,632,04 Ab. [12,618,,, M] 
an Kojten der Unfallunterfuhungen und 

an Feititellung der Entſchädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und Unfalls 


verhütungstolten . . 2 2 202. 99,311,50 Mb. [78,127,,7 Me] 
im Ganzen . 2 2 2020202020. 5,064,017,5 Me [4,541,741,,, Me] 


berausgabt worden. 


III. Von den 13 Berfiderungsanftalten der Baugewerk3-Berufsgenofjen- 
ſchaften wurden verausgabt: 

an Entjhädigungsbeträgen. . A 876,541,05 «A [751,766,55 Me) 
an Verwaltungsfojten (einschließlich des Paufch- 
betrages nad) S 17 Abſatz 6 des Bau— 

Unfellverficjerungdgefeheß) V . 372,709,9; M. 343, 381,30 Ab] 
an Koſten der Unfallunterfuhungen und der 
Feſtſtellung der Entſchädigungen, jowie an 

Sciedsgerichtö- und Unfallverhütungsfojten 49,868,95 M. [41,815,5; Me] 
an Kojten auf Grund übernommener Unfall 
verjidherungsverträge ($ 100 des Unfalls 


verjicherungsgejehes) . . _ Mb. [24,15 A] 
In den a find fr das Zobe 

1896 . . 65,610,9: M.  [523,376,4; «4 

eingelegt — ſo deß im — . .. 1,364,731,3s Mb. [1,189,364,,; Me) 


an thatjählihen Ausgaben (Tabelle 2 

Spalte 49) für die 13 a ie ee 

nachgewiejen jind, denen . . .  4,890,394,,6 Mb. [4,356,742,55 #6] 
an thatjählihen Einnahmen (Tabelle 3 

Spalte 57) gegemüberjtehen. 


Der am Schluß des Nechnungsjahres 
nachgewiejene Bejtand beläuft jih auf - . 3,525,662,45 M. [3,167,378,,, Ab] 
der Betrag des Nefervefonds uf . . . 628,352,536 Me. [543,566,:5 Me] 
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Die Zahl der Verlegten und deren Hinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverfiherung im Jahre 1896 genofjen haben, ergibt ji) aus 
den Ungaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfafjen auch diejenigen 
Perſonen, deren Nentenbezüge ꝛc. aus den Jahren 1885 bis 1895 jtammen und 
im Jahre 1896 weiter liefen. 


Die Zahl der von den getödteten Perfonen binterlafjenen entſchädigungs— 
berechtigten Perſonen beträgt 13,953 [12,800], darunter: 4,505 [4,185] Wittwen, 
9,194 [8,366] Kinder und 254 [249] Afzendenten. 


Die Anzahl fümmtlicher im Jahre 1896 überhaupt zur Anmeldung ge— 
langten Unfälle beträgt 


I. bei den Berufsgenoffenfhaften . . . . . 324,418 [285,617] 
II. bei den Ausführungsbehörden . . » . . 24,970 [22,216] 
III. bei den Verfiherungsanftalten . . . . . 2,401 [2,306] 


zuſammen. 431,789 [810,189] 
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Tabelle 1. 





A. Gewerblide Berufs: 
genojienfhaften . 
B. Landwirthſchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaften 


Gefammtfunme . 


A. Gtaatlide Ausführs 
ungsbehörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
c) Poſt · u. Telegraphen 
verwaltung . 
d) Eifenbapnverwaltung 
e) Baggerei-, Binnen- 


ſchifffahrts⸗, Flößerei⸗ 


Prahme u. Führbetriebe 


f) Land» und forjtwirth- 
ihaftliche Verwaltung 

£) Bauverwaltung 

h) — —— x. * 
tricbe . ; 

B. Provinzial: und Kom: 
munal-Ansführungs: 
bebörden 


Gefammtjumme . 


Berfiherungsanftalten 
zuſammen. 









Set 


nen 











des 


tio- Inojjen- 

ſchafts⸗ 
vor⸗ 

ſtandes 


3 


| 





| 


Mitglieder 





Dele⸗ 








742 1,905 2,709 











1,641 


4,350 









Organi-— 

















ſämmt⸗ girten | Ver⸗ange- errich⸗ Ar— Unter: 
lien — trau⸗ ſſtellten teten beiter⸗ Be— neh· 
— ſchafts · ens⸗ Beauf-⸗ Schieds⸗ ver- | triebe mer 
vor: Dr männeritragten | gerichte |treter 

jtände | 

Ar CH N EU TR 









| 7,674 | 201 


17,452 4 








25,126 
| 




















I. Ausfühbrungs- 
® _ En — * 
| - == 9 155 — _ 
ee ee || — — 
= — 29 325 — — 
E — 1.9; = 
— — 50 100 - |- 
— — 33 2900 — = 

| | 

el s I »0| — = 

| 
—— | I|ım| — = 
| | 
| | 





Derfidherungs- 
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Allgemeine —— 
J ion. j u Unfälle. 
2 j x Lohnbeträge.| (Zahl der Berlepten, 
Berfiherte Perjonen: Für die Beitrans-f für welche Entihädige | Aus— Ein: 
| derechnung inAn-f ungen feitgejtellt 
durd)- | rechnung zu brin: worden jind.) gaben. nahmen. 
ſchnittlich Zuſammen |gende Beträge der Am Laufe d. 
beidhäftigte — Löhne und Ge] u Rechnungs⸗ (Vgl. Tab. 2 | (Bol. Tab. 2 
Betriebs: | Andere | (Spalten | hälter der ver- | Beitand | jahres Hin- Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte fiherten Berjonen| aus den | zugelom«- 
und | 11-18) — Spalte 14.) Vorjahren | mene Fülle. 
Arbeiter (Bal. Tab. 3 
| Be Spalte . Mi 
2» ı 83 | 014 15 16 17 19 





5.734,680 | 3,992,996,386,5: | 160,226 


5,666,427 | 6,316 51,001,310,0.|64,522,466,0s 





| 11.189,071 107,029 16,072,386,:1|16,831,832,00 












5,666,427 





| 267,255 81,472 7,073,697,15]81,354,298,14 





behörden. 


— — 14,252 103,196,s0 — 
— — 29,666 294,149,ı3 _ 
— — 15,568 66,163,51 — 
— — * ‚998 3,674,195,20 — 
— — 3,669 58,974,08 — 

| — 292,951 516,337,5s — 
— — 52,213 209,252,80 _ 
_ _ 542 7,551,sı — 
— — | 60,550 134,196,s0 = 
— — 681,439 17,119 — 


uſtalten. 
I 


Annalen des Deusj.ken Reide. 1808. 





3,908 4,890,394,16 











| 1,364,731,2s 


| 1,151 


60 
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La 


Tabelle II. 








A. Gewerbliche RT. 
fhaften ö . 
B. Landwirthſchaftlicht Beat 
genofienfhaften . j 


Gefammifnmme . 


A. Staatlihe Ausführungs: 
behörden. 


a) Marineverwaltung . 

b) Heeresverwaltung j 

c) Poſt⸗ und ———— 

d) Eifenbahnverwaltung 

e) Baggerei-, Binnenſchifffahrts«, 
Hlößerei-, Brahms u. Führbetriebe 

f) Land: u. ee 
waltung 


8) Bauverwaltung . 
h) Seeſchifffahrts⸗ x. Betriebe 


B. Provinzial: und Kommunal: 
Ansführungsbebörden 


Gefammtinmme . 


Verfiherungsanftalten zuſammen 








Ausgaben. 











Erwerbs 


a. Entfhädigmugs: 





Kojten des 


Heil: 
verjahrend 








Reri | 











25,340) 906,244,1: 





1,560,0» 





88 3,406,0s 





2,687 | 196,722,01 


III. 
772 | 25,944, | 





15,312 403,370. 


40,652 1,309,615,10. 


II. 


20 1,623,58 

83 3,378, 02 

26 | 925,0 
1,645 88,791 ,0ı 


651 21,999, os 
139 5,017 os | 
1 


20,00 | 
| 











unfühigteit. Todesiälle 
Renten 2 
u Beerdigungs 
| Verletzte tojten 
| 
Perſ A Reri. | M 











170,073 26,446,500,3: 








136,370) 9,987,61320 





306,443 36,434,113,» | 6,800 


































| 175 | 40,142, 

| 3397) 35041»| 72 

\ 8062| 139,914 | 30 
9 2,686 ,s3 — 










746 100, 21900 












16,521 | 3,569,564.0s 











ı 8317| 79857. 8 
1,165 | 251,170,5ı 11 
191 | 44,089, 8 

| 9,659| 2,561,965,4 | 454 






240,151,= 


| 81,980 ss 


1322,132 ss 


Anusführnunas- 


838,0 
662,. 
125, 
21.797 ıs 


798 ss 


2310, 
1,502 1 





| 28,795... 


VDerfidernunge- 


| 4,306 | 610,992,15 








118 | 5,579. 
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Ausgaben und Einnahmen. 








AUusaabenm. 








—— 












be tr äg e. 











Unterbringung 


Todes älle. 
' i im Srantenhaus 


















Nenten Abfindungen Renten Renten Renten an die 
an = ee an an „Ehefrauen 
Bittwen | Vgkkeder Kinder Afzendenten eg 
Getödteter verheiratung Getödteter Getödteter —**— 
Perſ. M. Perſ. M. Perſ. | Perſ. 4 | Ber. Me 
8 9 | 10 ı |el ws ın 6 | m 





























senoffenfhaften. 
n | | 
19,700 31390414, 619 | 333,300, | 39,303) 4,616,398,:0 | 1,650 '236,383,1s | 7,457 | 228,279,sı 
} | | 
9,279 | 207,902. 172 | 38,860, | 14,500 748,810, | 228 17,455. | 1,738 | 22,796,14 





5 | 251,076,25 


















































28,979 3,846,944,0 791 | 372,161,00 | 53,902) 5,365,208,ss | 1,878 253,838,.0 | 9,195 
| | 
behörden. 
| | | 
| | 
35 7,045 1 1 | 535,05 | 81 9,852,1 | — — 3 151,15 
57 | 10,562,11 2 | 730,0 | 98 13,702. | 8 401, 27 700,02 
48 | * | 2 | | 68 78 8 4500 | 8 | 297% 
2,591 | 381 1,705. | TI 1 34,997, 14,484 | 467,050, | 198 | 26,585,06 | 239 | 5,817, 
| | 
30! 56070: 2. 1245 49 6,2770 | 5 | 5460| 5 264,24 
l | | 
a3 | 324680 | 8 LEER oss | 32,709, | 25 | 1,776 | 96 | 1,355, 
129 1733100 2: 107.0 | 208 | 20,677, | 17 | 1,6820 | 31 723 44 
11 2,032,33 = | _ 19 2,55 1 1940| — _ 
I | | | 
| | \ 
56 70 | — | 58 4,970, 4 418,0 | 16 | A4ldes 
3,370 | 471341, | | 41,81704 15,708 | 565,203, | 251 ae 425 | 9,293, 
| | | | | 


auftaltem. 
633 | 83.454, | 9 | 40800 | 950 | 88,818 | 12 


| | ) N) | \ 









were | 


215 | 4,568,0. 


60* 


era 
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(Noch Tabelle II. 











A. Gewerblihe Berufögenofienfdaften . 


B. Landwirthſchaftliche — 
ſchaften 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungsbehörden. 


a) Marineverwaltung 

b) Heeresverwaltung. 
c) Poſt⸗ und —— 
d) Eiſenbahnverwaltung 


e) Baggerei⸗, Binnenſchifffahrts⸗, Slößerei-, ö 
Prahm- und Fährbetriche . 


f) Land u. forftwirtbichaftliche Berlin 
£) Bauverwaltung ; 
h) Seeſchifffahrts⸗ x. Betriebe. 


B. Provinzial- und Kommunal: Aus: 
führungäbehörden —F 





Gefammtfunme . 


Berfiherungdanftalten zufammen . 












Perſ. 
18 


. 115,902 


3,594 


. 119,496 


30 


793 


410 


8 


| 





! 








III. 


Ausgaben. 


Renten an die 
Kinder 
in Kranken— 
bäufern 
untergebrachter 
Berlepter 


sb 
19 


29,942 :o | 26 


373,514, | 217 


Il. 


408,85 


1,109,08 | 


142,00 


7,510,:4 j 


118, | 


1,538 4» 
834,0s 


279,58 


| 11,941,00 
! 


5,517,07 


a. Entfhädigungss 


Unterbringung im Krankenhaus. 


Renten an \ 

Afzendenten | Kur: und Ber- 

in Kranken—⸗ pflegungsloften 
bäujern \ an $ranten 








untergebradter häuſer gezahlt 
Berlegter | 
Perſ. APerſ. se 
| 20 21 || 22 23 















l. ßSerufs- 


343,571, | 191 8,562, Ka ach 


| 


al 5,081 574,599.cs 








9,524,50 ‚18, 068, 2,633,759,» 
| 






Ausführung s- 
| 4 
Bun 

















— — is 1,087,» 
ee == 38 3,075,44 
| 2 190 | 22 3894 
9 | 5750 | 487 | 52,695,» 
| | 
= _ 11 | 1,098,» 
| 2 72,0 | 162 | 18,478, 
1 720) 40 | 6,648, 
ar = ea ni 
| 
* — | 41 3,405,» 








739,6 | 764 | 90,373,s: 








E 





Derfiherungs- 


| 2 | 131,10 358 | 48,165, 








j 
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Ausgaben und Einnahmen.) 





— nn nn nn nn 








Uunögaben. 











beträge. b. . Koften d. Unfalverhütungstoften. 
— — der ö— — —— — —— — 
Unfall: | 8 | Prämien für 
Summe ' Koften | y nn 
Ab der Ent- unter= Te, Schieds⸗ bei Erlaß liter und für 
j fhädigungs. | dungen Ueber | vom | “wendung von 
findungen eträge Se gerichts | wachung | Unfaut. | ‚nstüsejäten — 
— verhüt⸗ Fü ik Spalten 29 
Ausland uw d a ellung loſten * * en bie 31) 
usländer 5 1 % 21, Entfhäbig. Betriebe vor | erften breijehn 
W na 
ungen ſchriften — 
Verſ. 


Me I. * Me He A Me 4 


25 1 7 








24 





genoſſenſchaften. 









232 1502710 38,707 ,864,70[1,104,761,4s| 535,813,ss| 485,801,1»| 30,922, 419,390,0s | 936,114,5s 


13) 4.622u|12,618,917,10| 753,948,00 





54,146 ,ss 56.22 Las 


300,114] — 2,074 7 








245 154,898 1: 51,326,782,16|1,858,710,17] 835,928,5:| 485,801,:0. 32, 997 0 473,586,.+ | 992,336,02 





behörden. 


— — 100,90 1,4 821,16 231,18 — — 543, | 543,77 
— | — 285,493. 3,749, | 3,701,s: — — 159,2 | 159,25 
— — 65,553, 22200) 16 — 238. 


— — 3,648, 882,6 7,189,77 | 15,233,20 — 2.889,41 2,889, 


1 
| 
| 


— | 233,48 
| 
| 





— — 57,654,17 981,20 236,16 — — — — 
1 400,00 | 465,050,»2 | 14.401,06 | 10,282,0s — — 20,871,.° | 20,871.20 
2 | 2,943,00 | 198,445,51 4,229,0: | 4,163,0s — 329,70 657,85 987,5 
— — 7.508,33 17,» 16,08 — — — — 


— 121,582,11 3,376,55 | 3,517, — 857,80 272,87 1,130,47 








4,951,073,1: | 34,988,» | 37,508,o: 


26,815,10 


| 
| 
l 
| 
3 | 3,343 0 











— —— 25,627,00 
I 





aufialten. 


3 | 2,910,00 





876,541, | 35,361,0 | 4,335,10 | 7,786. 





= | 2,385,» 01700 
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(Noch Tabelle II. 


AUndgaben. 





e. Allgemeine Berwaltungstoften. 











1 Koiten 2. Laufende . 
der erſten Einrichtung. Verwaltungskoſten. 
| Reiſeloſten und 
9 einfhlichlid etwaiger in feine der 
. j Ausgaben aufzunchmenden 
Perſönliche auf Grund a. b. 
und übernommener Zufammen a Mitglieder a. 
- fi J 
ſachliche Unfall- er 33 — | | der Ber 
” — afts· — 
Koſten verſicherungs vorftände und ber Aubicüffe, trauen 
trüae Kommiflionen ıc, * 
vertrt 9 unb jür ben Beriß ber manner 


| Genoſſenſchaſt 
Me Me 4 Me 


Seltion 


Me Me 














1 33 34 










 Serufs- 


A. Gewerblidie Berufö- 


| 
genofienfhaften . : 189,956, 133,860,05 68.934, 3« 
B. Landwirthſchaftliche Be— 
rufögenoflenfchaften . 39,203, 10,951,-+  30,810.:: 
Gefammtfumme .| — | 85,0 | 85,15 | 229,160,0s| 144,812,50 99,744, 





I. Ausfühbrungs- 
A. Staatlide Ausführunge: 
behörden. 
a) Marineverwaltung .. — 
b) Heereöverwaltung - . — 
c) Poſt⸗ und — 
verwaltung . - — 
d) Eifenbahnverwaltung ‚ _ 


e) Baggerei, Binnenjciff- 


| | 
| | 
| 
| 
fahrt&=, Flößerei:, Brahm- | 
und Fährbetriebe. . . — 


f) Land» und forſtwirth— 
ichaftliche Verwaltung . — 


g) Bauverwaltung - . — 
h) Seeſchifffahrts · etc. Betriebe — 
B. Provinzial- und Kom— 

munal = — 

bebörden . . . ; 106,15 











Gefammtfumme . 


Il. Berfigderungs- 
Berfiherungsanftalten * 
fammen. . . . N — | — | — | 4 351,ss 





2,681,15 | 1,905,10 
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Ausgaben und Einnahmen.) 








ud gabe m 
e. Allgemeine Berwaltungsloften. 


— — — — — — 


2. Laufende Verwaltungskoſten. 














Zagegelder | — | 
Muklagen. — Gehälter ; Lofals ** In: Binfen 
F} . d 
c. d. der miethen, | Brud: Borto u um Dufemmen 
der — — ons, Jadhen, For⸗ koſten, un ſonſtiger 
girten zu Be- * are = Boten: N" Ri Berwal: (Spalten * 
Genoſ End um (euchtung uftand- | löhne x. . tungsauf- 
ichaftsver- — haitung des 
ſammlung Betnfan x | Fupentars often | wand 
Ab Se Ab Ab. Ak. sb | Ab Sb. M 
z9 | 40 41 42 43 4 | 4 46 47 


senoffenfdhaften. 
| | | 
100,850. 48.528, 2,956.029.0 316,937.:». 450,572,40| 452,924,s| 54,361,0| 410,262,515,183,220,1» 
| | | | | | 


16h 9,656, 831,791,0r 47,095 14] 125,384,03 161,369,77 4.152,00 669,612,30 1,944,670,55 


























115.494, | 58,184,0113,787,921,0 364 082,0 575,957, 614,294, 58,513,4011,079,874s1|7,127,890 24 
behärdenm. 
_ 160,36 359,55 — 165,4: 10,00 — 3,02 698,05 
— — — — 1,034,04 11,05 — — 1,045,08 
— — | — — — — — 27,51 27 51 
— — — | — — — — 
| 
— _ — — 75,15 45,10 — — 103,15 
— | — 4,450,00 — 616,50 167 16 — | 265,00 5,498,ss 
— 48,15 682,46 — 573,08 36,38 — 31460 1,373 ,54 
— * er = 8,00 — * er * 
— 28,00 3,02044 — 796,05 78,53 — | 29, 4,313,02 
- | 937, = San ne | — [sanu| s8m| — | 0220 1s000m 8,512, | = | 32 2 | | — | 622,10 | 13,067, 
anftalten. 
| 
— | 4851 | 135,328,» | 6,300, | 19,214,40 | 22,054 08 | 795,17 | 179,648,2» 872,709, 

















rn - 
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(Noh Tabelle HU. 





Ausgaben. 











Einnahmen. 










Eingegangene Bei— 
Beſtand träge. 





Summe 
























der zu Anfang 
Einlagen Ausgaben des 
a—T. , 
in deu BRIEe Rechnungs Umlagen | Prämien 
S 26, 27, . 
Nefervefonds Is jahres | 












J. ßBernufs- 









A. Gewerblide Berufs: 






















genofienfchaften . . | 4,533,451,01 | 51,001,310,s: |12,459,930 „of 50,924,57 1,15 —_ 
B. Landwirthſchaftliche Be— 
rufsgenoſſenſchaften .. 398,513,5 | 16,072,386.5ı | 2,230,976,12| 14,452,179,18 _ 
Gejammtjumme . 4,931,964,54 | 67,073,697,:3 |14,690,906 72 


65,376,750,31 — 


II. sfäührungs— 
A. Staatliche Ausführ— 
ungsbehörden. 
a) Marineverwaltung . 
b) Heeresverwaltung 
ec) Poſt⸗ und Telegraphen- 
verwaltung en. 
d) Eijenbahnverwaltung 
e) Baggerei-, Binnenjdiff- 
fahrts⸗, Flößerei · Brahm- 
und Fährbetriebe. 
f) Land» und forſtwirth— 
Ihaftlihe Verwaltung . 
g) Bauverwaltung . . . 
h) > x. Ber 
triebe 






103,196,00 
294,149,ı5 







— 66,163,51 
3,674, 195, æ0 









58, 974 44 







— 516,337,58 
209,252,00 







7,551,sı 






B. Provinzial: und Kom: 
munal - ee 
behörden . 






134,196,s6 — — — 






Geſammtſumme 







5.064 017. = — | — 


III. 






Derfiherung s- 
Berfiherungsanftalten zu— 


fammen . 65,610,#7 1,364,731,2s | 3,167,378,0s | 103,679,07 1,473,767 ‚4 
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Ausgaben und Einnahmen.) 





— — — —— 


Einnahmen. 
























Betrag 
Ein: = * 
Ent⸗ nahmen Summe am Schluß Reſervefonds 
nahmen s 8 ' der des am Schluß 
St = au 5 t m 
aus dem — Polizen Zinſen —— Einnahmen Rechnungs: des 
Referve: gelder Einnahmen (Spalten 50 
(vergl. h jahres Rechnungs: 
fonds Sp. 34) bis 56) e 
: jahres 
MM A MM Se Mr Me MM. M 
52 3 54 58 59 





genoffenfhaften. 









| | 
313,502,s5; 119,680,00 480,33 359,317,26, 349,034,38 | 64,522,466,05 | 13,649,962,::]128,834,919,os 





33,060,5: 





| 
11,881,ss — 61,938,00| 41,795,08 | 16,831,832,00 | 2,184,413,2:| 5,028,861,:5 


{ 


346,563,16 131,511,o7| 480,3: 15,834,375,441133,863,780,0s 





A250. 390,829, [91354208,. 





behärden. 





| 


10,282,31 628,352,0 











4,890,394 10 | 3,525,662,ss 


'10,162:| — [125,128 
| 
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@abelle III. 

















Verlehte Perſonen, für welde im 






















| a. Zahl, Alter und Geſchlecht 
Durchſchnitt⸗ der Verletzten. 
liche Zahl Auf 1000 
der FJugendliche verficherte 
verfiherten | Erwachiene (unter Berjonen 
Perſonen 16 Jahren) Zufammen| (Spalte2) 
(Tabelle I fommen 
Spalte 14) Verlepte 
m. m. w. (Epalie 7) 
5 1 2 slaıaIsIie| 8 
Il ßerufs- 
A. Gewerbliche — 
ſchaften. 5,734,680 | 1,314 | 1,055 | 142 38,538 6,13 
B. Landwirthſchaftliche Berufe: | 
genofienfchaften . 11,189,071 | 30,286 11,220] 1,067 | 861 42,934 3, 
Gefammtjumme 16,923,751 | 66,313 12,584 | 2,122 | 503 81,472 4,sı 
| 
U. Ausfühbrungs- 
A. Staatlihe Ausführungs- 
behörden. 
a) Marineverwaltung . 14,282 7 — 1 — 
b) Heeresverwaltung 29,666 1355 10 — — 
c) Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
verwaltung 15,568 mM — — — 
d) Eiſenbahnverwaltung 281,998 | 2,053) 8 3 — 
e) Baggerei-, Binnenſchiff⸗ 
fahrts-, Flößerei-, Prahın- 
und Fährbetriebe 3,669 4 — — — 
f) Land» und forftwirtbfchafte 
liche Berwaltung . , 222,951 918 26 4 1 
g) Bauverwaltung 52,213 217 1 1 — 
h) Seeſchifffahrts⸗ zc. Betriebe . 542 3 — — — 
B. Provinzial⸗ und Kommunal⸗ 
Ansführunnsbehörden . 60,550 2421 8 2 — 






Geſammtſumme 


Ren zu⸗ 
jammen . . ; 


681,439 


| 
— —2 s| 9| 4 


I 
3,10) 


II. 





BDBerfiherungs- 


1,131 
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Unfälle. 


Laufe des Rerhunngsjahres Entihädigungen feftgeftent worden find, 


b. Gegenftände und Borgänge, bei welchen ſich die Unfälle ereigneten. 














Dampfkefjel,] — ’ Feuer: | Bufammen- Tall rk. 
EN | Fagıfügte,| ‚Dampf: | Spreng | gejägrtice, |" bruc, [von Leitern, Yul- und 
miffionen | ufzüge leitungen ſtoffe. heiße und | Einſturz, [Treppen ꝛc. Abladen 
as Auſzuge. und Dampf-⸗(Exploſion ähßende Herab und aus von Hand, 
Arbeits Pr — von Pulver, Stoffe ꝛc.] Umfallen —— ꝛc.] Heben, 
ebezeuge | (Erplofion J e Sale, von Gegene| in Bertief- 
maldinenzc. und jonjtige Dynamite. Dümpfe zc.| ftänden F ungen ze. Tragen x. 


14 15 16 










8,085 6,652 4,764 


12,346 





11,803 1,263 18,998 


behärden. 





anſtalten. 


—11 





11 | 2 | 14 | 22 | 270 | 387 | 118 
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(Noch Tabelle III. 





Berlegte Berfonen, für welde im 


b. Gegenjtände und Borgänge, bei welden ſich 
die Umfälle ereigneten. 
$ a Hand» 
uhrwerk za (Sto werfözeua 
(Ueber⸗ Eiſenbahn⸗ —— Schlag, und 
fahren von betrieb Bertehr Biß 2c.) | einfache 
Bagen u Wafe ein⸗ Geräthe | Sonjtige 
undSarren] (Ueber | ätt aller I (Hämmer, 
aller Art | fahren zc.) ge Eee c) ler Un- | Aexte, 
x.) fälle beim | Spaten, 
Reiten | Haden ıc.) 


1 17 18 19 20 21 22 


l Sßerufs- 











A. Gewerbliche NENNEN. 


fhaiten . . . 2,366 1,120 429 486 2,666 2,099 
F Sanpwirthfchaftfiche Berufe: 

nenpjienidaften. - » » . 7,260 45 30 5,756 3,687 3,706 

Gefammtijumme „ . | 9,626 1,165 459 6,242 6,353 5,805 








1. Ausfühbrungs- 
A. Staatliche Ausführungs— 


behörden. 
a) Marineverwaltung. » . . 1 — 3 — 28 15 
b) Heeresverwaltung.... 5 3 — 2 17 7 
c) Poſt⸗ und — 
verwaltung . » F 6 2 * = 3 8 
d) Giienbahnvertwaktuug . — 16 736 2 1 141 267 
e) Baggerei-, Binnenfhifffahrts-, 
Flößerei-, Brahms und Fähr— 
betriebe . 1 1 8 _ 1 2 
f) Yand- und ermafie 
Newaltung . 2. . 40 2 1 17 139 123 
g) Bauperwaltung - . » 7 — 35 — 38 28 
h) Seeſchifffahrts⸗ ꝛc. Betriebe . i _ — 3 — — — 
B. Provinzial: und Kommunal⸗ 
Ansführungsbehörden . -. 15 1 3 7 87 83 
Gefammtjumme . . 9 745 55 27 449 483 


II Berfidhderungs- 


1 ar 


Berſichernugsanſtalten zuſammen 53 | 4 63 











Nechmungsergebniffe der Berufsgenofienichaften fiir 1896. (49 


Unfälle.) 





Yaufe des Rechunngsjahres Eutſchädigungen feitgejtellt worden find. 





ec. solge der Berleßpungen. 





— — - — — — 2 — 
3 Sa Auf 1000 der- 
‚aut der aller Verlegten, für | -- HR, 
Faiterde EHE. — ſicherte Perſonen 
Sa Boriber- [ertihädigungsberechtigeen] erde im Laufe vl ._ & 
" Erwerbs: gehende | Hinterbliebenen der See | gr, ——— sepalte 2) 
20d | unfjähigkeit i echnungsjahres Ver 
Erwerbs: tödtefen iafiaieeler kommen Verleßte 
fähigkei ESpalte 2 mzeigen Spalte 31) 
unfãhigkeit —— Spalte 31) 
vẽllia⸗ tbeilweiſc WEL | nn Aſren⸗ Su 
wen RTER denten [mamma 
23 24 25 26 27 | 28 | 29 | 30 31 32 





sec en. 


| 
| 



































4,040 595 20,251 13,652 12,541 5,645 133 8,369 233,319 40,00 
) | N 
2.363 623 122,222 17,726 11,466 2,609 214104 91,099 Sn 
6,4031 1,218 42,473 31,378 14,007 8254 212 12.473 324418 19,1: 
| 
behörden. 
| | 
7 8 | 57 7 h 1% — 23 490 Beet 
14 9 | 48 74 13 2 38 912 30:3 
| 
3 286 6 4 I 3 u 170 10,0: 
132 223: 1 110 299 310 | 604 23 337 17,498 2. 
586 306 | 1,900 | 1,008 | 412 ı 792 40 1,244 24,970 | 36.4 
anſtalten. 
a 23 = 987 | 86 148 2 236 2401 | e 





(sOOgle 


Miszellen. 


Die Betheiligung der Religionsbekenntniſſe am Beſuche der höheren Lehr— 
anftalten in Preußen. Die Erjcheinung, daß die Zahl der katholiſchen Schüler 
der höheren Lehranitalten im Ganzen verhältnigmäßig vajcher zunimmt als die 
der evangelifchen, it jchon jeit dem Beginn der achtziger Jahre zu beobachten. 
Der Antheil der Katholifen an der Geſammtſchülerzahl diefer Anjtalten ift mit . 
geringfügigen Schwankungen jeit dem Winterhalbjahre 1880/81, wo er den 
wiedrigiten Stand erreicht hatte, regelmäßig von Jahr zu Jahr gewachſen, und 
umgefehrt hat ſich der der evangelifchen und der jüdischen Schüler vermindert, 
wie folgende Zahlen erkennen lajjen. 

Während die männliche Bevölferung des preußischen Staates fich mit rund 
64 dv. 9. auf die Evangelifchen, mit rund 34'/,.v. 9. auf die Katholiken und 
mit rund 1°/,, d. H. auf die Juden vertheilt (die anderen Belenntniffe außer 
Acht gelajjen), haben immer die Evangeliihen und die Juden einen viel höheren, 
die Katholiken einen viel niedrigeren Antheil an den Schülern höherer Lehr- 
anjtalten gehabt; er betrug 3. B. im Winterhalbjahre 1859/60 70,1 bei den 
Evangeliihen, 23,2 bei den Satholifen und 6,8 bei den Juden. Unter einem 
Hundert der Geſammtzahl der Schüler höherer Lehranjtalten befanden ſich weiter 


i di = 
im Dintere voaangeliſche Latholifce diſſidentiſche jübifhe 


Halbjahre 

1867/68 71,5 20,0 0,06 8,4 
1871/72 172,5 18,6 0,06 8,8 
1875/76 73,1 17,3 0,02 9,6 
1880/81 73,9 16,0 0,03 10,1 
1883/84 73,2 16,8 0,04 - 10,0 
1885/86 72,5 17,6 0,25 9,7 
1886/87 72,4 17,8 0,25 96 
1890/91 71,4 18,9 0,29 9,3 
1891/92 — 19,3 0,26 9,3 
1892/93 70,9 19,6 0,28 9,2 
1893/94 70,8 19,9 0,27 9,0 
1894/95 71,0 19,9 0,26 8,8 
1895/96 70,7 20,4 0,29 8,6 


Nichtsdejtoweniger bleibt auch heute noch der Antheil der Katholifen an der Be— 
nußung der höheren Bildungsgelegenheiten hinter dem Soll zurüd. 

Das oben für den Gejammtjtaat und die Schüler aller höheren Lehranitalten 
ziffernmäßig Feitgeltellte trifft im Allgemeinen aud für die einzelnen Provinzen 
zu. Es befanden ſich Schüler 

in fämmtlichen höheren Yehr- | davon in den Anstalten mit 


in der Provinz anjtalten u. ihren Vorſchulen: Yjährigem Lehrkurſus: 
evangeliihe katholiſche evangeliihe latholiſche 
1886/87 6 755 506 5 646 490 
Dftpreußen . . . | 1896/97 6 234 660 5 308 643 
Unterichied — 521 + 154 — 156 + 153 
1856/87 4675 1039 3974 793 
Meftpreußen . . | 1896/97 4755 1409 8189 1035 
Unterſchied + 8 + 370 — 1785 + 242 
Brandenburg mit 1886/87 7 „go 826 22 668 747 
Berlin 1896/97 25 777 1 265 22 177 977 
— — Unterſchied 20 204 + 439 — 491 + 230 
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in fämmttlichen höheren Lehr: | davon in den Anftalten mit 


Miszellen. 


in der Provinz anitalten u.ihren Borichulen: | Yjährigem Lebrkurfus: 
— katholiſche — che latholiſche 

1886/87 760 104 855 85 

Pommern .... | 1896/97 6491 124 5577 109 
Unterjchied — 1269 20 — 1278 24 

1886/87 3 713 1814 3 623 1733 

Poſen. ...... | 1896/97 3142 2058 3075 1946 
Unterichied — 57 + 244 — 548 + 213 

1886/87 9480 4 921 7710 4 284 

chleſien ..... | 1896/97 8999 5 662 6 744 5 038 
Unterfchied — 481 + 74 | — 966 + 754 

1886/87 12 635 416 | 10 776 408 

Sadien...... | 1896/97 12 449 485 | 10 218 444 
— | en ts 

N j 527 65 | 36 

— | 1896/97 325 118 4.043 84 
* “U Unterichied 95 + 58 | + 409 36 
1886/87 10 862 1234 | 8 343 1 020 

Hannover... ... | 1896/97 11515 1450 8612 1231 
unterſched + 6538 +26 | +29 + 2u 

1886/87 5830 3778 4 642 3319 

Meitfalen.... . - | 1896/97 6 048 4 728 4 548 4 167 
Unterihied + 168 + 90 — 94 + 848 

1886/87 8089 2048 4812 1116 

Heſſen⸗Naſſau | 1896/97 8 322 2189 6 177 1485 
Unterſchid + 833 + 14 +135 + 369 

1886/87 10 159 10 426 78370 7444 

Rheinland | 1896/97 12 245 13 863 9022 10 839 
Unterjchied + 2086 + 3487 + 1652 + 3395 

. | 1886/87 25 200 17 117 
Hohenzollern 1896/97 32 191 17 123 
Unterſchied 7 — 9 — + 6 

1886/87 111.089 27 377 89 888 21604 

Eist....... 1896/97 116 407 34202 88 707 28 121 
Unterfhid — 5318 + 6835 — 1181 + 865% 


Aus diejen Zahlen geht hervor, daß die beregte Erjcheinung mehr oder minder jtark 
in faſt allen Provinzen auftritt. Insbeſondere ijt, wie die nadhitehenden Ver— 
hältnißzahlen für die Zunahme oder Abnahme ergeben, jelbjt in den Pros 
vinzen, in welchen fich die evangeliche Schulbevölferung vermehrt hat, die Zus 
nahme der Fatholiichen Schüler immer noch jtärker gewejen. In Sunderttheilen 
betrug von 1886/87 bis 1896/97 die Zunahme (+) oder die Abnahme (—) 


bei den Schülern insbefondere bei den Schülern 


in der Provinz jämmtlicher höheren der Anitalten mit 9jährigem 


Lehranſtalten: Lehrkurſus: 

evangeliſch katholiſch evangeliſch katholiſch 
Oſtpreußen — 717 —+ 30,43 — 2,36 —+ 31,22 
MWeitpreußen . . ; — 171 + 35,61 — 19,75 — 30,52 
Brandenburg mit Berlin + 16,01 + 53,15 — 2,17 + 30,79 
Pommern . . . - — 16,35 + 19,22 — 18,64 + 23,24 
ofen -58 +35 —-1213 + 123239 
Schlefien — 5070 +1506 -—-12353 + 1760 
Sachen — 150 +159 — 58 + 88% 
Schleswig: Solitein +18856 +8,54 +1126 + 75,00 
Hannover . i + 6,01 +1750 + 32 + 20,69 
Weftfalen . + 2,86 + 2515 — 205 + 25,55 
Sefien-Dafiau + 288 + 6,89 + 28,37 -+ 33,06 
Rheinland . + 20,53 + 32,97 + 2242 + 45,61 
Hobenzollern ; + 28,00 — 450 — + 5,13 
im Staate +49 — 2403 — 13 er gen ‚17 

orr 


Alphabefifces Befammt-Kegifler 


über 
die Jahrgänge 1868 bis 1898 der „Annalen“. 


Vorbemerkung. Das folgende Regifter joll die Benugung der ganzen 
Neihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachverjtändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Negifters, das in pedantijcher Umftändlichfeit Taufende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihnen ein Leichtes jein, das gejuchte 
Bejondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten 
Bahlen 68 bis 98 bedeuten die einunddreißig Jahresbände 1868 bis 1398; 
die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten zu beadhten, daß im Laufe der verjhiedenen Jahr: 
gänge oft derjelbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden hat. 
Beim Nachſchlagen wird es ſich daher empfehlen, die legten bez. Beröffent- 
lihungen zuerjt nachzujehen, und erjt, wenn diefe die gewünjchte Auskunft 
nicht oder umvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. Dies 
gilt insbejondere von der Abhandlung des Frhrn. v. Aufſeß über die Zölle 
und Steuern des Reichs; hier ift die vierte Umarbeitung im Jahrgang 1893 
angeführt; — ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von Seydel, 
des Nechtes der Schußgebiete von Frhrn. von Stengel u.j.w. Man wolle 
auch die bejouderen alphabetiſchen Hegifter nachjehen, welche einzelnen größeren 
Abhandlungen beigegeben find. Die Herausgeber. 


Agrarpartei, Programm 76, 103. 


U. 

Abgaben. Die öffenilichrechtliche Verjährung 
nach den Abgabengejegen des deuiſchen Reiches 
(Hoffmann) 98, 184. 

Abrehnungsmwejen der Zoll- und Steuer- 
verwaltung 68, 13 und 32, 72, 1489. 78, 
487. 74, 97. 93, 385. ©. auch Kaffen- 
weſen, Zölle. 

Abzahlungsgeihäfte, Regelung derjelben 
(Ludw. Fuid) 94, 658, 

AderbausStrajtolonien und Fürjorge 
für entlajjene Sträflinge (Flärl) 88, 1,73. 

Acquits-ä-caution 77, 536, 

Adreſſe des nordd. Reichſstags an den König 
von Preußen in Berjailles 70, 765. Antwort 
des Königs ib. 767. — Adreſſe an den Kaijer 
71, 317, 74, 146. 

Aemter, ſ. Behörden. 

Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im 
Reihe 81, 152. ©. a. Medizinalperjonen, 
Gewerbeordnung und Freizügigkeit. 

Aeußere Berhältuiffe, j. Gejandtichaften, 
Konfulatweien, Seeredt ꝛc. 

Afrika, internationale Berhältniffe 85, 829. 
S. auch Schukgebiete. 





Agrarverhältmiffe, deutſche. Ein fran« 
zöſiſches Bud Über diefelben (Kauimanı) 
v8, 806, 


Altiengeſellſchaften, Gejeßgebung über 


diefelben, 71, 216. 881. 72, 127. — Miß- 
bräude des Altienwejens, Denkichrift der 
Handelsfammer zu Ehemnig 73, 605. — 
Berhaudlung im Weichstag 1873, 74, 306. 
— Materialien zur Reſorm des Altien- 
wejens 74, 359. (Unterfuhungstommiifion) 
Leipziger Handelstammer, Ad. Waguer, 
Ber. |. Sozialpolitit, Juriftentag, Berrot., 
— Ürödrterungen von W. Endemann 7#, 
388. 75, 1196. Statiſtil der preußischen 
A. 76, 640. 892. — Altiengründungs- 
weſen 77, 19, 240. — Umwandlung 
der Aktien in Reichswährung 77, 638. 
— Statiſtit der Kurfe und Dividenden 
preußiſcher Aktiengejellfhaften 1858—75 
7, 1075 fi. — Dentſchrift der preuß- 
iſchen Regierung 78, 4. — Gutachten der 
Handelsfammer zu Stuttgart 78, 1. — 
Zur Reform des Aktienrehts (Endemann) 
51, 417. — Betrieb fonzeffionspflichtiger Ger 


Alpbabetiiches Geſammt⸗Regiſter über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“. 


werbe durch A. 82, 620. — Materiafien 
zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechts St 
73 — Gutachten der Handelskammer zu 
Hamburg 84, 121. — Neuerungen des 
rheinl.=wejtfäl. Intereſſenvereins 84, 139; 
der Leipziger Handeläfammer ib. 235; der 
Mindener Handeldfammer ib. 247: der 
Breslauer Handelskammer ib, 253; Bricht 
für den 12. Dentihen Handelstag ib. 265. 
Bl. a. Bodenfredit, Emiſſionen, Kriſis xc. 

Attienkurfe und allgemeine Preisbildung 
(Särtner) Sb, 1. 285. 

Aktieunuſtempel ſ. Stempelſteuer. 

re der Arbeiter in Eifaß- 
Lothringen (Ch. Bra) s2, 760. 

Altersverfiherung, die Alters: u. In— 
validenverfiherung der Arbeiter 88, 21. 
673. 89, 411. 90, 799. (W. Zeller) — 
Die Verfiherungspfliht der Hausfinder (9. 
Rofin) 99, 910. — Umfaug der Berfiher- 
ungspfliht (Fuld) 91, 392. — Dentichrift 
über Errichtung der Alters-, Invaliden; und 
Reliktenverſorgung für das Arbeiterperfonal 
der bayer. Staatsbahnverwaltung 88, 42. 
S. a. Arbeiterfrage, Berfiherungsmeien. 

Amerika, Vereinigte Staaten von. Staats- 
angehörigleitsvertrag vom 22. Februar 1868 
nebft Erläuterungen und dem Auslieferungs: 
vertrag v. 1852, 68, 959. — Die Ueber⸗ 
wanderung in der nordamterifaniichen Union 
(von Landgraff) 72, 503. — Konfularver 
trag 74, 225. — Zur Kritik des Staatsan> 
gehörigkeitsvertrags(v. Martig) 75,793. 1113. 
9. Wefendond) 77, 204. — Die wirth- 
ſchaftlichen Zuftände ın den Vereinigten 
Staaten 77, 1052. 1123. — Wirthſchaft⸗ 
liche Konkurrenz mit Deutfhland 80, 965. 
— Die Unonsverfaffung (A. Haenel) 78, 
736, — Die Wirkungen des Schugzollfyitems 
in den Vereinigten Staaten 79, 805. — Han» 
dels- und Schiffiahrisp:rtrag 93, 439, 464, 
S. a. Auswanderung, Krifis. 

Anleiben, fiche Schuldenweſen, Kriegs- 
fojten ꝛc. 

Annalen, deren Aufgabe. Borwort zum 
Jahrgang 1872, — Ein Vorwort aus 
Defterreih (K. v. Stein) 76, 1. 213. — 
Vorwort (Seydel) SL, 1. 

a 16, 83. 

Anwaltsweien 75, 1200, 

Apothekeuweſen, reihsrehtlihe Ocdmung 
74, 1809. Gefegentwürfe und Denfjchrift 
vom Jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfswirtbichaftlicher Begriff 72, 
529. 78, 809. 74, 11. NRoesler 75, 36. 
Häusliche Arbeit (Werth derfelben, Hirth) 75, 
912. - Preis und Ertrag der Arbeit (Hirtb) 
253, 1296. — Preis der Arbeit im Staats» 
dienfte 78, 439. — Belaftung der Arbeit 
in den zivilifirten Staaten 80, 79. ©. a, 
Gewerbeorbnung. 

Arbeiter, jugendliche ꝛc. SI, 695. 

Annalen dee Deutigen Reit. 1808. 


| 


————— — — 
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Arbeiterbudgeté, Elſäßiſche. (Dehn) 79, 
109. Schleſiſche 80, 531. Bayeriſche ibid. 
843. 81, 540, ©. a. Löhue. 

Arbeiterfrage, Materialien 73, 1471. 
1494. 74, 33. 1195. Beihäftigung von 
Arbeiterinnen und jugendlihen Arbeitern 

‚im Großherzogthum Heften 77, 253. — 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Reichs- 
laude (CH. Grad) 82, 714-768. — Bur 
Theorie und WPraris des nz 
(Dehn) Sb, 493. — Arbeiterfammern. Ges 
ſetzeutwürfe für Defterreid. 87, 115. — 
Der internationale Shug der Arbeiter 
(Adler) 83, 465. Konfereny vom 1890, 91, 
285. — Das gewerbliche Arbeitsverhäftniß 
(C. Bornhal) 90, 647. — Yahresarbeitsver- 
dienft fand» und forftwirtbichaftlicher Arbeiter 
im Deuiſchland 93, 720. — Bohnungsver« 
bältniffe gemwerbliher Arbeiter in Braun« 
Ihweig (Zimmermann) 93, 721. 925; Ge— 
winubetheiligung in einer Mafchinenfabrik 
v3, 835. — Die Arbeitsverhältniife in der 
Kleider- und Wäſchekoufektion und die 
gefetzliche Regelung der Konfeftiousarbeit 
(Fraufenftein) 98, 1. — Die foziale Yage 
der Heimarbeiter (Ruland) 98, 608. — 
Bgl. a. Altersverfiherung, Hülfskaſſen, Kon— 
traftbruh, Krankenverſicherung, Unfallver- 
fiherung x. 

Arbeiterhülfstaifen 73, 1529, 74, 1195. 
Geſetzentwurf 75, 873. 

Arbeitertolonien in Preußen 86, 508. 

Arbeiterrecht, deutſches (C. Bornhat)92,501. 

Arbeiter- und Arbeitöeſtatiſtik, 92, 752. 
(Regulativ der Kommiſſion für). 93, 157, 
94, 484, 95, 80; die Fabrifarbeiterzähl« 
ungen vom 1, Dftober 1592 und 1893 in 
Baden. 95, 243, 

Arbeiterverſicherung 80, 492, Die Ur- 
fahen der Arbeiterinvalidität 95, 407. S. a. 
Altersorrfiherung, Krankenverfiherung, Uns 
faflverfiherung, ee Re 

Arbeiterwohnungen in Eljaß-Vorhringen 
82, 732, in Braunfhweig 93, 721, 925. 
5. a. Arbeiterfrage, 

Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derfelben, 73, 1536, 

Arbeitsbücher 74, 427. 119. 

Arbeitslohn 74,33. 75, 1296. 5. a. Löhne, 

Acbeitstheilung im Haufe 75, 928. 

Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. ©. 
Kontraltbruch. 

Arbeitszeit 73, 1474. 74, 33. 430. 

Arhivweien, ſ. Reihsardiv. 

—— Handelsvertrag 93, 174. 438. 

59. 

Armeelorpsbezirfe 73,91. 1556. 74, 500. 
77, 486. 82, 159. 89, 1020, 92, 746. 

Armenpflege,Organifation (Seyffardt-Erer 
feld) 82, 704. — Statiftif 87, 302. — Aus- 
— 1585 in Fraukreich und Deutſchland 

‚495. Arntenfürforge für Ausläuder, ins, 
befondere in Deuiſchland (Neigenftein) 95, 1, 
61 


as 
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Armenrehtlihe Familieneinheit 83, 449. 

Armenmwejen, ſ. Unterſtützungswohnſitz. 

Armuth und Arbeit 83, 572. 

Artillerie, Neuformation 73, 32. ©. a. 
Milttärvermaltung. 

Arzueien, unentgeltliche Meberlaffung, 76, 83. 

Aufenthaltsgejeg, ſ. Freizügigkeit. 

Ausfuhr, ſ. Erporthandel, Zölle. 

Ausgaben des Reichs 73, 490. Bol a.. 
Finanzweſen zc. 

Ausland, Bertretung des Reichs, ſ. Auswärtige 
Berhältniffe, Konfulatweien, Gefandtichaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. Die 
Austieferungsverträge des Reiches (Rei) 
95, 397. 

AuswärtigesAmt, 70, 165. 71, 300. 715. 
Etat 80, 20. — ©. a. Verträge, Gejaudt« 
haften, Konſulate ꝛc. 

Auswärtige Verhältniſſe, verfaſſungs— 
mäßige Regelung und Leitung, 71, 87. S. a. 
Gejandtfchaften, Konfulatwejen, Bertrags« 
recht ꝛc. 

Auswanderung 70, 55. — Die deutiche 
Auswanderung Neßmann) 73, 1455, 7», 
1099. 76, 243, 96, 651. — Berichte der 
Neihstommiffare 75, 1107. 76, 214. 77, 
699. 78, 461. 79, 552, 80, 593. S1, 345. 
83, 189. 84, 515. 85, 368. 86, 817. 87,285. 
398. 88,454. 89, 933.90, 566, 91, 432. 92, 
441. 93, 609, 94, 462, 95, 804. 96, 798. 97, 


| 


806. 98, 624. — lieberfiht 77, 805. SL, | 


245. 246. 350. — Einwanderung in Amerifa 
1874 75, 1549. — Auswanderung nad 


Amerika 82, 239. 85, 299. — Geſetz v. 
9. Juni 1897, ‚Materialien 97, 587, 777. 
— S. a. Reichsangehörigkeit. 


Ausweisung, ſ. Freizügigfeit, Gothaer Ber- 
trag, Oefterreid). 

Averja für Zölle und Steuern 69, 223. 71, 
593. 72, 1622. 73, 509. 80, 531. 644. 
778. 98, 205, 396. — S. a. Zollausſchlüſſe. 


B. 
Baarzahlung, ſ. Zablungsreform. 
Baden. Beitritt zum deutichen Bund 70, 
768; zur Verfaſſung des deutſchen Reichs 
70, 771. 71, 37. 41. — In Gültigkeit ger 





bliebene Beftimmungen des Bertrags vom | 


15, Nov. 1870, 71, 359, — Einführung 
nordd. Bundesgefege 71, 389. — Berech— 
nung der Matritularbeiträge 71, 702. 72, 
1624. — Bertel und Yandftreicherei 1885, 
87, 305. — Verhältniß zum Zollverein und 
Neih 93, 164. 194. 417. — Jahresbericht 
des Min. des Innern 97, 776. — Bgl. a. 
Einfommenfteuer, Wahlgeſetze, Wafferrecht, 
Bollverein ꝛc. 

Bahnpolizeireglement 73, 3838. 

Bankweſen. Denkichrift von Dr. Al. Meyer 
(März 1870), 70, 95. — Motive zu dem 
Sefet über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 107. — Prome- 
moria der Direktoren der Braunfchweiger 


Alphabetifhes Gefammt-Regifter 


Banf ꝛc., beticfiead gemeinfame Notenaus- 
gabe der Privarbaufen 70, 119. — Due 
Geld, fein Weſen und jeine wirtbichaftlichen 
—— Ein Beitrag zur Löſung der 
anf-, Münz⸗ und Wäbhrungsfrage von 
F. Perrot 70, 299. — Die Verwaltung der 
preußifhen Bauk 70, 216. — Erflärung 
des Minifters Delbrüd über die Zettelbanfen 
in Württemberg und Baden 70, 757. — 
Neichstompetenz über das Bankweſen 71, 
192. — Die Banffrage. Bon G. D. Auge 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung der 
Banfnotenfperre 72, 1334. — Rechtsqut- 
achten in der Papiergeld» und Banfnoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 361. — 
Materialien zur Bankfrage 78, 615; Dent- 
Ichrift der Bauffommiffion des Handelstags 
(1870) 783, 617; vom fünften dentichen 
—— (1872) 73, 685; vom deutſchen 
andwirthſchaftsrath Denkſchrift Richters) 
78, 695; Statiſtiſches über die deurichen 
—— 73, 721 (bierzu graphiſche 
arftellung am Schluffe des Jahrg. 1873) ; 
Gejchäftsverfehr der preuß. Bank 1862— 71 
73, 728; der Wechjelvertehr im deurichen 
Reiche 1872 78, 736. — Abermalige Ber- 
längerung der Banfnoteniperre 74, 300. — 
Ueberficht der gejelichen ꝛc. Beſtimmungen 
über die deutſchen Zettelbanfen (amtlıch) 
ib. 633. — Statiſtik der Notenemifftion 
1871—73 (W. Herbert) ib, 709, — Ber» 
waltungsbericht der preußischen Bauk 1872/73 
74, 111l. — Erſter Entwurf eine® 
Neihsbanfgejeges (Juli 1874) ib. 1611. 
— Vlung der Bauffrage vom rechtl. 
Standpunft (Hirth) ib. 1631 und 1816. 
— Motenzirkulation der deutfhen Banken 
Mitte 1874, 75, 151. — Materialien zum 
Neihsbanfgefeg: Bericht der Neichstage- 
tommilfion (Bamberger) 75, 835. 945. An 
lage 996. Das Gefeg jelbit, ib. 999. Das 
preußifche Gefeg vom 27. März 1875, ib. 
1019. Bertrag mit der bayer. Hypotbelen- 
und Wechſelbank, ib. 1021. Bemerkungen 
zum Neichsbantgefeg (2. Sonnemann) 75, 
1027, Bertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Weich, ib. 1563. Statut der 
Neichebanf, ib. 1585. Statuten der baver. 
Notenbank ib. 1581, — Das Bantgeſetz 
(Ueberficht v. Endemann) 75, 1187. — Aus 
dem Berwaltungebericht der preuß. Baut 
pro 1874, 75, 1385. — Berordnung betr, 
die Anftellung der Reihsbanfbeamten 76, 
385; Benfionen u. Kautionen der legteren ib, 
387. Die drei großen fontinentalen Banlen 
(v. Yucam) 76, 862. — Die preußiiche 
Bank in den Fahren 1874 u. 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutſchen Bantkinftitute pro 
1875, 76, 986. — Einheit in Münz und 
Bankweſen (Webrenpfennig) 77, 277. — 
Sabresbericht über Bankweſen und Geld» 
verkehr im Neiche für 1876 (E. Slevogt) 
77, 705. — VBerwaltungeberichte der Reichs- 
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banf für 1876—1896 77, 736; 78, 673; 
79, 577; 80, 434; 81, 354; 82, 329; 83, 
600; 84, 193; 85, 375; 86, 638; 87, 514; 
88, 709; 89, 770; 90, 917; 91, 442; 9, 
450. 98,561. 94,663. 95,817, 97,169, 722. 
98, 759. — Ueberficht der Geſetze u. Verord- 
nungen 77, 820. — Dividenden der Banten, 
1858/75 77, 1075. — Statiftif der deutſchen 
Notenbanten 83, 646. 86, 824. — Organi« 
fation der bedeutenderen Zettelbanfen Euro» 
pa’s (Jacoby) 88, 368. — Ueberfiht der 
Beſtimmungen ber Zettelbanfen und Bant- 
noten in Deutschland 90, 1. — Starift. Unter: 
ſuchungen über die Entwidfung und Aus- 
breitung des Giroverfehrs der deutſchen 
Reichsbank Blum) 96, 165. — Der Streit 
um die Berftaatlihung der Reichsbank Top) 
98, 161. — Bgl. a, Münzfrage, Papiergeld 

Bauffremont (Hechtsfall) 76, 139. 1022. 

Baummolleninduftrie, Geichäftliches und 
Statiftifches über deren Lage im Zoll 
verein vor, während und nach der Krifis 
(Hirth) 70, 533. — Die B. in Elſaß-Loth 
ringen 71, 999. — Deutſche B. 1863 bis 
1874 75, 1391. — Die deutihe Baummoll 
fpinnerei 78, 661. — Motive zum neuen 
Bolltarif 79, 691. — Amerifanifhe Baum 
wollen» Produftion 82, 615. S. a, Teil: 
induftrie, Zolltarif ꝛc. 

Baupolizeirecht, das deutfche. (Leuthold) 
79, 809, 

Bayern Ausnahmebejtimmungen des Ver— 
trages vom 23, November 1870 70, 746, 
771. 71, 362. 366. 369. — Beitritt zum 
deutfchen Reich 71, 37. — Einführung 
nordd, Bundesgefege in Bayern 71, 371. 


| 


1 


Verhandlungen im Reichstage ib. 382, 
Tabellariiche Ueberficht 389. — Die bayer. | 
Geſetzgebung über Gewerbswejen, Heimat, | 


BVerehelihung und Armenpflege 71, 469. 
— Berehnung der Matrifularbeiträge für 
1871 71, 698. — Erklärung der bayer. Re— 


ierung vom 14, Oftober 1871 (Unfehlbarteit 
etr.) 72, 1—52. — Deutiche Neihspoft und | 


bayerische Boftverwaltung 72, 597. 82, 617, 
— Milttärverwaltung 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordnung 73, 759. — Kriegs- 
dienftgeieg 74, 186. — Genoffenfhaftsgelet 
ib. 382. — Reform der direkten Steuern 
(8. Burkart) 74, 1681. — Bierbeſteuerung 
76, 61. — Handels» und Genoſſenſchafts— 
regifter 76, 894. — Reichsrecht und Yandes- 
recht in Bayern (K. A. Müller) 76, 840. 
— Bertehrsanitalten 1877 79, 1077. — Die 
jtaatlih geleiteten Berficherungsanftalten 
(Haag) 84, 65. — Yandeskultur-Nentenanftalt 
84, 316. — Bermwaltungsrechtspflege (Seydel) 
55, 213. — Zwangsweiſe Veräußerung land» 
wirthſchaftlicher Anweſen 85, 842. — Heimat: 
recht (Seydel) 86, 719. — Staatsbahnen 
88,803. — Nedtsfagung und Gefets zumächit 
nad bayeriihem Staatsrecht (Dyroff) 89, 817. 
— Berhäliniß zum Sollverein umd zum 








Reich M, 164. 174. 194. 417. — Juriftiiches 
Prüfungsmweien 93, 910. — Verfaſſung und 
Reform der direkten Steuern 98, 79. — 
Die Schaffung eines Reihsmilitärgerichte 
und die bayr. Nefervatrechte Seydel) 98, 
151. — Die Sonderftellung des bayerischen 
Heeres und das Neihsmilitärgericht (Graß- 
mann) 98, 721. — Bgl. auch Beamte, Re- 
fervatrechte, Verfaſſung, Bollszählung, Wahl» 
geſetze, Wafferrecht, Zollverein :c. 


Beamte, Reichsbeamte 71,304.— Bejoldungs« 


verbeiferungen 73, 80, — Rechtsverhältniſſe 
der Neichsbeamten 73, 345. 74, 223. 254, 
Erörterungen von W. Endemann ib. 400. 
75, 1201. — Beainteneid 76, 84. — Das 
Neichs- Beamtenrecht (Thudihum) 76, 265, 
ipezielle Ueberfiht 76, 397. — Klaſſifikation 
der Neichsbeamten 76, 361. 874, — Ber« 
eihniß der Neichsbehörden 76, 378. — 
—* Auffaſſung d. Beamtenrechts (Meyer) 
76, 667. — Ueberſicht der über die Reichs- 
beamten erlajjenen Gejege und Verordnungen 
77, 841. 81, 439. — Bittwen- und Waiſen⸗- 
fürforge (Thudihum) SL, 551. — Grund 
fäge f. d. Beſetzung der Subaltern und Unter 
beamtenftellen bei den Reichs- und Staats- 
Behörden mit Militäranmwärtern 52, 556. — 
Die Vorentſcheidung bez. der gerichtl. Ver— 
folgung öffentl. Beamter aus Amtshandlungen 
nad Reichsrecht und bayr. Landesrecht (Lipp⸗ 
mann) 85, 421. — Reichsgejeg vom 15. März 
1886, betr. die Fürforge für Beamte und Per: 
fonen des Soldatenftandes in Folge von Be 
triebsunfällen 87, 1. — Haftpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und Unter- 
laffungen der Beamten (Piloty) 88, 245. 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten Labes) 89, 213, — Beamten- 
befoldungen in Preußen und Bayern 77, 
520, in Bayern 78, 484. 92, 98. 9. 889 
(Gehaltsregulativ); Wittwen- und Waifenfürz 
forge (Zimmermann) 98, 140. — ©. a, Be- 
hörden, Dieziplinarbehörden, Penftonen, Zoll» 
verwaltung ꝛc. 


\ Begleitihein-Negulativ 69, 997. 73, 


166, 56, 60. — Bgl. a. Zollgeſetz, Zölle. 


Behörden. Die Kompetenzen und Perjo- 


nalien der oberen Behörden des nordd, 
Bundes und der einzelnen Bundesftaaten 
70, 147. 671. — Die Neihsämter und die 
NReihsbeamten 71,375. — Bezeihnung „Kai— 
ſerlich“ ꝛc. 76, 351. — Verzeichniß der Heichs- 
behörden 76, 378. — Ueberficht aller Geſetze 
und Berordnungen über Reichsbehörden 
717, 835. — Die Neihs-Zollbehbörden 93, 
358. — (S. a. unter „Beamte*, jowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 


Belagerungszuftand. Das preuß. Gefeß 


vom 4. Juni 1851, 68, 1055. 


Belgien, Handelsverträge 93, 170. 174. 182. 


186, 188. 438, 446. 


Bergwerfsproduftion im deutfchen Neiche 


75, 637. 1728. 78, 664. — Bergarbeiter: 
61* 
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löhne 1889 und 1890 in Preußen 90, 574. 


98, 718. — Bergbau der Welt IL, 415. 
S. a. Steintohlenförderung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl. 
im Jahre 1871 72,971. Berlin's Gemwerbefleiß 
78, 110. — Finanzen von Paris und Berlin 
im Fahre 1888 bezw. 1887/88 88, 708, 

Berufsgenofjenihaften, Rehnungser- 
gebnifle für 1885—1895 87, 795. 88, 272, 


89, 397. 90, 206. 91, 534. 93, 700. 742. | 


..#,443. 95, 785, 96, 307, 97, 147. 98, 929, 
Berutszählung, vom 5. Juni 1882, 84, 43. 


— Bom 14. Juni 1895, 97, 217 (Preußen), | 
' Branntwein. 


633 (Reid). — 





Beihlagnahme,f.Töhne, Boftverwaltung ꝛc. 


Beſitz, voltswirthichaftlicher Begriff desfelben, 
12, 526. 73, 849. Geſchichtl. Entwidelung 
des Befiges (Roesler) 75, 27, 

Befjemerftablfabrilation 76, 86. 78, 96, 

Betriebsfonds der Reichskaſſe 72, 1481. 
73, 415. 

Betriebsunfälle (Reichsgefeg v. 15. März 
1586) 87, 1. 

Bettel und Landftreicherei in Baden 1885 87. 

Bevölkerung. Faltiihe und Zollabred- 
nungsbevölferung nah der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be: 
völferung 68, 1101. — Ueberſicht der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
ung vom Zentralbureau des Zollvereins) 
69, 855. — Statiſtik der Bewegung der 
Bevölterung 70, 51. — Bewegung der Be- 
völferung ım preuß. Staate 1885, 86, 949 
— Die Benölterungszahl in der Bundesver- 
faffung 70, 445. — Die Bevölterung von 


Elfaß-Torhringen 71, 989. — Bollswirth- | 


Ichaftliche Bedeutung der Bevölferung (Roes- 
ler) 75, 281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevölkerung v. 1872 bis 1875, 76,526. — Zu— 
jammenftelung der probuftiven Bevölter« 
ung in Europa 76, 783. — Wanderungen 
der gewerbtreibenden Bevölterung Preußens 
76, 891. Die Art des Zuſammen— 
lebens der Bevölkerung Preußens 1885 87, 
803. — Bevölkerung des Zollgebiets 93, 195, 
205. — Die großftädtifhe Bevölkerung als 
Theil der gefammten in Europa und Nord» 
afrifa 95, 815. S. a. u. Vollszählungen, 
Statiftif, Areal. 


Bibliothelordnungdes Reichstags 77,501. 


Bierbefteuerung, |. Braumal;. 
Binnenſchifffahrtés-Geſetz, ein deutiches 


90, 195. — Die privatredtlihen Verhält- 


niffe der Binuenſchiffahrt und der Flößerei 
(3. Keidel) 97, 289, 360, 
Birma, Meiftbegünftigungsvertrag 93, 459. 
Bismard, Fürft, Grundzüge einer allg. 
Staatslehre nach den politischen Reden und 








F Schriftftüden des Fürſten Bismard (Rofin) | 


ı 95, 81. — ©. Reichskanzler. 


Due! Same dar at See en 1 


Alpbaberijches Gejammt-Negifter 


Blockade. Korrefpondenz der Regierung im 
Waſhington mit dem Minifter von Columbia 
85, 812. 

Bodentredit und Bodenfreditanftalten mit 
befonderer Rüdfiht auf Hupothefenbanfen 
(8. v. Stengel) 78, 841. — Die Yand- 
ihaften und die preuß. Hypothelenaftien- 
banken (Wegener) 98 544. 

Bodenjee, SHobeitsrehte über denſelben 
(v. Marti) 85, 278, Verkehr 93, 232, 245, 

Börſen, volfswirthichaftl. Bedeutung 75, 383. 
— Die Vorjcläge der Börjen-Enquäte- 
Kommilfion 94, 470. Entwurf eines Börfenge- 
fees 95, 863, Reichstagstommiffionsbericht 
96, 657. — Börfenordng. f. Berlin 97, 348. 


Beitimmungen des Boll- 
vereinsvertrags 68, 8. 20. 23. 45. — 
Steuergefege v. J. 1868 68, 701. 708. 
723. — Statiftif der Branntmweinfteuer 71, 
588. — Die Beftimmungen über die Brannt- 
weinfteuer (von v. Aufſeß) 75, 890. 76, 79. 
93, 307, — Statiftit 74, 920. 75, 905. 76, 
99. 804. 806. — Bertrieb und Ausichant 
in Preußen 78, 366. — Reform der Spiritus« 
beſteuerung (Perrot) 78, 613. — Die Brannt- 
weinfteuer in Württemberg (Reuß) 85, 620, 
— Reihseinnahmen von 1870 bis 1883/54 
S6, 283, — Das Branutweinmonopol (Ger 
fegentwurf v. Februar 1856 und ftatiftiiche 
Deaterialien) 86, 421. — Reform der Brannt- 
weinftener 87,30. — Reichsgejeg dv. 4. Juni 
1887. 87, 644. 725, jyft. Darjtellung von 
Hausbalter 90, 761.— Brannmeinbrennerei 
und »Beiteuerung 95, 247. — Reichsgeſetz 
vom 16. Juni 1895 96, 377, — Bl. a. 
Verbrauchsſteuern, Finanzweſen ꝛc. 

Braumalz. Beſtimmungen des Bollvereins- 
vertrags 63, 8. 20. 44. — Steuergefeg v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom 8. Juli 
68, 699. — Statiftif der Braumalzjteuer 
71, 585. — Reform der Bierbefteuerung 
72, 609; Gefegentwurf 636. — Die Ber 
fimmuugen über die Brauftener (v. Aufſeß) 
75, 889. 76, 794. 93, 296. — Statiftif 
4, 922. 75, 903. 76. 98. 807, 97, 248. 
— Zur Reform der Bierbefteuerung (Boccius) 
76, 52. — Zur Geſchichte der mwürttemb. 
Bierfteuer (Daudert) 97, 85. — Ueber eine 
allg. Reichsbierkeuer (Boccius) 97, 109, 651. 
Bgl. au Verbrauchsitenern, Finanzweſen :c. 

Braunſchweig. Reffortverhältniffe der Be- 
börden 70, 671. — Berhältniß zum Zoll 
verein 98, 166, 194, 413. — Das Schlaf» 
gängerweien (Dr. F. W. R. Zimmermann) 
94, 117. — Erziebg. nicht vollfinniger Kınder 
(Zimmermann) 95, 64. — Tridinengefeg- 
gebg. (Zimmermann) 97, 66. 

Bremen. Drganifation der Handelsftatiftif 
70, 407. WReifortverhältniffe der Bebörden 
70, 699. — Berhältniß zum Sollverein u. 
Reich (Aufieß) 98, 166, 183, 187, 194, 401, 
419. — Zollorganifation 93, 359, — Stati- 
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ſtik (Aufieß) 98, 379. — S. a. Auswander- 
ung, Handelsftatiftif, Preiſe, Zollausichlüffe sc. 
Buchführung (häusliche, 


524. Geſetz, Berordnnung, Budget, Staats- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344. — Budget, 
Geſetz und PVerordnung (A. Arndt) 91, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Mititärbudget. 
Bulgarien, Handelsvertrag 93, 438, 
Bund, morbdeuticher, j. Berfaffung, Neiche- 
tag u. |. w. | 
Bundesakte, deutiche, 71,4. Der ehemalige 
deutsche Bund nah der Wiener Schlußatte 
ib, 5. Auflöfung des deutihen Bundes 
i. 3. 1866; 71, 19, 
Bundesangehörigfeit, ſ. 
börigfeit. 
Bundesbehörden, ſ. Behörden. 
Bundesgebiet 71, 51. 325, 
Bundesgericht, ſ. Gerichtshof. 
Bundesgejege, norddeutſche, Termine der 
—— derſelben 71, 359. 371. Ta— 
bellariſche Ueberſicht ib. 389, 72, 485, — 
S. a. Juftizgefeggebung, Finanzwesen u. ſ. w. 
Bundesglieder71,54.- ©. a. Reſervatrechte. 
Bundespräfidium, f. Kaiſer, Berfaffung, 
Thronreden. 
Bundesratb, verfaffungsmäßige Stellung 
desfelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 


Neichsange- 


irth) 75, 931. | 
Budgetrecht, des Reiches (BP. Yaband) 78, 


c 
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Cholera. Unterfuchungsplan zur Erforſchung 
der Urſachen derjelben ꝛc. (Deukſchrift der 
Neihs-Choleratommilfion) 73, 1611. Gefund- 
heitspolizeiliche Anordnungen 1892, 98, 781. 
olumbien, Handelsvertrag 93, 465. 

Coſta Rica, Handelsverträge93, 183,438, 460. 


D. 
Dänemark, Markenihug 81, 404. Zollver- 
bältniffe 98, 439, 466, 
Darlehenskaſſen 72, 1397. — Die länd— 
lihen Darlehnstaffenvereine 1875 58, 243. 
Dedhargirung, f. Kontrofe, 
Defekte der Reihsbeamten 76, 332. 
Desinfeltionsperfahren, f. Beterinär- 
polizei, 
Diäten, für den Meichstag, 74, 159. 166. 
249. — Diätenverbot der Reichsverfaffung 
(Josſ) 86, 613, — Urtheil des preuß. Ober- 
landesgerihts Königsberg vom 14. April 
1856, 86, 624. 
Dienfteid der Neihsbeamten 76, 346. 84. 


' Dienftentbebung d. Reihsbeamten 76, 329. 


| 
| 


 Dienftvergeben, f. Diszipfinarbebörden. 


Dienftbotenfrage (Hirth) 75, 917. 


' Dienftinfiruftion für die Konſuln 71, 


595. 72, 1263. Für Zollämter 86, 184. 


' Diplomatiiher Äusſchuß im Bundes- 


Ueberficht der Entſchließungen desfelben auf ı 


Beichlüffe des Reichstags aus der Seifton | 


von 1872 78, 863; desgl. aus der Seffion 
von 1873 74, 727. — Stellung des Neiche- 
tanzlers zum B. 82,9. — ©. a. Berfaffung, 
Verorbnungsreht, Reichslanzler, Elſaß- 
Lothringen zc. 

Bundesſchulden-Kommiſſion, f. Schul« 
denweſen. 

Bundesftaat und Staatenbund 71, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesitaate: 
begriffes (Seydel) 76, 641. — YLaband'e 
Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
76, 657. — Zur Kritik der Begriffsbe- 
ftimmung des Bundesſtaats (Hänel) 77, 
78. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Zorn) 84, 453. ©. a. Bun— 
desrath, Vertragsrecht, Verfaffung zc. 

Bundesftaaten, ſ. Verfaſſung, Berord- 
nungsredt zc. 

Bundesfteunern, ein fchweizerifches Urtheil 
über, 75, 785. 

Bundesverfaifung, f. Verfaffung. 

Bundesverjammlung, ſ. Bundesalte. 

Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


C. 

Camera apostolica W, 823, 
Chaufjeegelder 98, 207. 
Ehemitalien. Zölle auf diefelben, ſowie auf 

Barbewaaren 69, 632. Bgl. a. Bolltarif. 
Chemiſche Induſtrie 72, 394. 
Ehile, Handelsverträge 93, 174, 438, 460. 
China, Handelsverträge 9, 174, 156, 459. 


rath 70, 759. 71, 229. 
Disziplinarbehbörden 76, 308. 367. 
Geſchäftsordnung ib. 369. 377. — Yaband's 
Aufjaflung der Disziplinargewalt (Meyer) 
16, 672. — Geihäftsordnung für die Diszi- 
plinarbebhörden 80, 489. 
Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006. 
Dominifanifhe Republik, Haudelsver- 
träge 9, 188, 439, 460, 
Doppelbefteuerung, Bejeitigung der, 71, 
168. 76, 177. — Reichsgeſetz vom 13. Mai 
1870 (R. Blochmann) 87, 773. 
Dotation der Kreiſe u. Provinzen in Preußen, 
ſ. Kreisordnung 73, 1392. 1444. 75, 1635. 
In Sadien 75, 1291. 
Dotatiomen der Feldherren 74, 158, 
Drei-Königs-Bündniß v. Jahre 1849, 
71, 12 


Duͤrchſchnittspreife, f. Preiſe. 


E. 
Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 
Egypten, Handelsvertrag M, 433, 465, |. a. 
Konſulatweſen. 


| Ehefheidungen in Sachſen 77, 252. 


| 


Eheſchließung. Aufbebung der polizeilichen 
Beſchränkungen 68, 901. 71, 166. Preuß. 
Verfügung vom 20. Auguft 1868, 68, 927, 
— NAusnahmebeftimmungen des Bertrags 
mit Bayern 71, 366. — Das baperiiche 
Geſetz über Heimath, PVerehelihung und 
Aufenthalt 71,469, 487; 91, 61,72 (Seydel). 
— Gefchichtliches (von Friedberg) 74, 485. 
— Statiftit 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 
79, 109. 378. — Ehefchließungen zwiichen 
Blutsverwandten 82, 80. — Bgl. Zivilehe. 
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Ehrengerichte (. Offiziere) 74, 1803. 

Eihämter, ſ. Maaß- und Gewichtsordung. 

Eid der Beamten 76, 84. 346, 

Ginigungsämter 74, 434. 

Eigenthum (wirthſch. Begriff), ſ. Beſitz; 
des Reiches, ſ. Vermögen. 

Einjährigfreiwillige, Lehranſtalt mit 
Zeugnißberechtigung 76, 765. 

Einfuhr, ſ. Handelsſtatiſtik, Zölle. 

Einkommen, Begriff deſſelben, 72, 536. 
74, 997. 1793. (Roesler) 75, 271. Ber 
theilung des Einfommens und Einfluß auf 
die Preisbildung (Birth) 75, 1270. 1283. 
Die vier Grumdtgpen der Eink.-Bertheilung 
75 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) — 


| 
| 





Eintommensunterfciede in Preußen und | 
Sadjen 76, 239. Einfommensverhältniffe 


in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 


Geeftemünde, Bremerhaven, Bremen und 
Hamburg 80, 566. — Die großen Einfommen | 
in Deutfchland und ihre Zunahme (Heiß) 


93, 1. 

Einfommenfteuer 73, 846. 74, 25. — 
Materialien zu einer Neichs-Einfommenfteuer: 
Die Eintommenfteuer in Hamburg 74,101,75, 
335. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 
897. Die preußiihe Klaſſen- und Einfom- 
menftener ib. 927, 944, 1029. Aus den But- 
achten des Vereins fir Sozialpolitik ib. 979. 
Bom landwirthichaftlichen Kongreß ib. 985. 
Die Reichseinkommenſteuer und ihre Gegner 
ib, 987. Vorſchläge zum Progreffionsmodus 
ib. 1015; zur Selbjteinshägung 1022. — Die 
Steuerreform im Königreich Sachfen (Genjel) 
74, 1373. 75, 1519. — Die Reform der 
direften Steuern (Burkart) ib. 1681. — 
Matritularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 
ftener? (Hirth) 75, 115. — Der deutiche 
Steuerreformverein 75, 483, — Klaffen- 
fteuer in Berlin pro 1875, 75, 485. — 
Ein jchweizerifches Urtheil über Bundes- 
fteuern ib. 785. — Die Höchftbefteuerten 
in Berlin 75, 791. — Einſchätzungs-In- 
ftruftion für das Königreich Sadfen 75, 
1534, — Die beftehenden Einfommenfteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 21. 
682, 77, 219. 79, 1. 80, 914. 960. — Ein- 
fommensunterfchiede von Stadt und Yand in 
Preußen u. Sachſen 76, 239. — Denticrift 
und Petition betr, den badischen Gefegentwurf 
über Erwerbiteuer (Hecht) 76, 400; Er- 
widerung zur Nechtfertigung der Megier- 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels- 
tammer zu Mannheim (Hecht) ib. 707. — 
Die Stellung der Bermögens- und Ber- 


niffe des preußischen Bolfes 1877 —81 82,454. 
Preuß. Geſetz v. 24. Juni 1891 91, 909; 98, 
816; Ergebniffe der Veranlagung 98, 791, 


| Einnahmen des Reichs 73,496. — S. Zölle xc. 
Eifen. Zölle und Produktion im Zollverein 


69, 623. 70, 369. 74, 84. Deutiche Eijen- 
induftrie i. J. 1874/75, 1547. 1661, 1695. 
1728. — Bejlemer- Stablfabrifation 76, 86. 
Eifeninduftrie und Submiffionen 77, 237. 
1119. — Yage der Eifeninduftrie (Handels: 
tammer Köln) 77, 1054. — Dividenden der 
Eifenbüttenwerle ac. 77, 1076, 1078. — 
Preuß. Eifeninduftrie im Dezember 1875 
(Engel) 77,1099. — Ein- und Ausfuhr 1877 
78, 446. — Eifeninduftrie und Eiienenquete 
(Bhilippion) 79, 649. — Votum der Minder: 
heit in der Zolltariffommiffion 79, 654. — 
Motive zum neuen Zollarif 79, 713. — 
Deutihlands Eifeneinfuhr und -Durchfuhr 
(Laspeyres) 80, 255. — Eifeninduftrie, Lage 
9, 945. — Bgl. a. Bergwertsprodultion, 
Zolltarif, Zölle. 


 Eifenader Uebereinfunft 9, 1783 


lehrsſteuern um Steueripfteme (v. Biltusfi) | 


76, 719. — Beranlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direfte 
Steuer ein Überwundener Staudpunft? 79, 
153. — Einfommenfteuer im Hamburg 
1875/76 79, 600. — Erträge der Eins- 
fommenfteuer in Sadjen 1877 79, 1066; 
1873/79 80, 833. — Einfommensverbäft: 


(Seydel). 


Eiſenbahnen, Reichsgeſetzgebung über das 


Eiſenbahnweſen 71, 205. 72, 128. 74, 302. 
1087. — Deutſche Eiſenbahnſtatiſtik für das 
Betriebsjahr 1867, 69, 947. — Deutſch— 
lands Eiſenbahnen 73, 875. — Eiſenbahn- 
beſchlüſſe des Handelstags 73, 887. Gründ- 
ung des Reichseiſenbahnamts 74, 302. 76, 
358. — Eiſenbahn-Unterſuchungskommiſſion 
(preußifche) 74, 359. — Reichs-Eiſenbahn— 
gejegentwurf ib. 891, — Die Controle 
des Reichs über das Eiſenbahntarifweſen 
(F. Perrot) 74, 1087. — Berriebsreglement 
für die Eifenbahnen Deutichlands 73, 340. 
74, 1147. 75, 1195. — Bericht des Neichs- 
Eijenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifen- 
babntarifreform (1874) ib, 1527. 1639. — 
Kritische Beiträge zum Verſtäudniß des 
Eifenbabnmwejens (Trommer) 75, 105. (L 
Der fommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verjaltarif). 569, (III. Tarifſyſteme, IV, 
über Güterverfiherung, V, Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Erzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihsmaßftäbe, VILL 
vom Sparen, IX. Auffafiung des Trand- 
portwefens). 75, 1057. (X. Staats oder 
Privatverwaltung? XI. Univerfaltarif gegen 
Publitum und Babnverwaltung, XII, Zoll- 
einrichtungen und Eifenbahn, XIII. Schluß- 
folgerungen. Neue folge 76, 121. (1. Bom 
Nationalismus im Süter- Tarif-Erpeditions- 
weſen, II. Werthnachnahmen, III. An- und 
Abfuhr, VBeladen und Entladen der Güter, 
IV. Transportvorbereitung der Einzelgüter x. 
V. der llmiverfaltarif, VL der Pennig- 
tarif, VII. Paket- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII. Werthverfiherung, IX. Folgen, 
X. Schluß), — Gutachtliche Ausfagen des 
Präfidenten Maybah vor der Yaster'ichen 
Unterfuhungstommilfion 75, 403. — Dent- 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“, 


‚ Ihrift des Reichs-Eiſenbahnamts über die 
Zarifreform vom 3. Dezember 1874, 75, 
551. 1701. — Deuticher Eifenbahnn-Reform- 


verein 75, 935. — Eifenbahn-Polizeiregle: 
ment 75, 1175. — Vorläufiger Entwurf 


eines Neichs-Eifenbahngefeges (April 1875) 


nebft amtlichen Bemerkungen 75, 1225. — 


Betriebsergebnifje der Eifenbahnen Deutſch- 
lands 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 





1874 76, 245. — SKautionen der eljaß- 


lothringiſchen Neichseifenbahnbeamten 
352, — Statiftil der preußischen Eifenbahnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus- 
dehnung 425, II. Anlagelapital 426, III. 
Transportmittel und Leiſtungen Dderjelben 
427, IV. Berkehr 428, V. Finanzergebniife 
431, VI. Reſerve⸗ ıc. Fonds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441). — Ausdehnung und ar 
foften des deutichen Eifenbahnneges zu Ans 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neichs- 
Eiſenbahnamtes für 1875 76, 460. (Anlage: 
Gutachten der Tarifreform-Engquöte-Kom- 
miffton vom 13. Dezember 1875, ib. 463, 
Anträge des Herru Bergmann ib. 467, 
Verzeichniß der vernommenen Sadverftän- 
digen 465.) — Geſetzeutwurf, betr. die Er— 
werbung der preußischen Eiſenbahnen durch 
das deutiche Reich. Nebit Motiven 76, 470, 
— Für und wider die Erwerbung der 
Eifenbahnen durch das Neich 76, 487. (Vor- 
bemerfung 487, Anlaufspreis und Börjen- 
kurswerth der preußiſchen Aktien-Eifenbabnen 
488, Bromemorta des Dr. Viltor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußischen Herrenbauie 494, Rede des Dr. 
Elben im württembergiſchen Yandtag 498, 
Berfuch einer objektiven Erwägung der ent» 


76, 





gegengefegten Standpunkte 513, Erflärung | 


des Herrn G. Bergmann 523. — Die 
Gefetgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen uud im deutjchen Reiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eiſenbahn— 
Unternehmungen vom 3. November 1838 


ib. 529, Wegulativ, die Eifenbahn-Kom- | 


miſſariate betr. 538. Aus dem allgemeinen 
deutſchen Handelsgeletbuch 540. Aus dem 
Bırndesgeieß, betreſſend die Kommandit- 
Geſellſchaften anf Aktien und die Aktien» 
Gejellibaften 542. Aus der Berfaſſung des 
deutſchen Reichs 543. Berfügung des Mini» 
fters für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausschuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutschen Reiche 544. Bericht der XIII. 
Kommiffion des preußischen Abgeordneten» 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eiſenbahn-Kommiſſariate 550. 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebung Preußens 551, die feitherige Stell 
ung der Eiſenbahn-Kommiſſarien und der 
Eijenbahn-Kommifjariate 554. Der Inhalt 
des Geſetzentwurfs 556, General-Diskuffion 
‚557, Spezial-Distuffion und Petitionen 561. 
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Das Neichs-Eifenbahnamt 563. Regulativ 
für das Durch Richter veritärfte Reichs— 
Eifenbahnamt ib. 563. Eifentbahı-Berriebs- 
reglement vom 11. Mai 1874 564. Bahn- 
polizei- Reglement für die Eiienbahnen 
Deutihlands vom 4. Januar 1875 564. 
Eiſenbahn-Poſtgeſetz, betr. die Abänderung des 
84 des Geſetzes liber das Poftwejend. — 
Reichs vom 8. Oft. 1871, vom 20. Dez. 1875 
580, (Einleitung aus einer Mede des General- 
poftmeifters Stephan) 580, dat Gele 583. 
Vollzugsbeftimmungen zum Eifenbabn-Poft- 
gelehe vom 20. Dezember 1875, 587. 

eglement über die Benugung der innerhalb 
des deutſchen Weichstelegraphengebiets ge— 
legenen Eijenbahn-Zelegrapben zur Beför- 
derung folder Telegramme, welche nicht den 
Eifenbahndienft betreffen, vom 8. März 1876, 
595. Aus dem Bericht der Tarifreform«- 
Engquste- Kommiffion vom 13. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Anhänger des natür- 
lichen Syſtems zu diefer Frage 596, 2. Stell- 
ung der Anhänger der Klafififation zur 
Spitemfrage 609, 3. die Stellung der An- 
bänger des gemifchten Syſtems zur Syftem- 
frage 620.) — Der Etat der preußischen 
Eifenbahn-Vermwaltung fiir 1876, 622, All- 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622. A. Staats-Eifenbahnen 622, B. 
Privat-Eijenbabnen, bei weldhen der Staat 
betheiligt ift 630. Nachweiſung über das 
bis zum Schluſſe des Jahres 1874 auf 
die Staatseifenbabnen verwendete Anlage 
fapital unter Bergleihung mit dem etats* 
mäßigen Reinertrage der einzelnen Eifen- 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Weberficht 
der im Befite des Staats befindlichen Eijen- 
bahu-Aftien 632. Ueberjicht der vom Staate 
übernommenen Zinsgarantien für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633. — Vergleich der 
preußifchen und englischen Eifenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, 636. — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutichen Eifenbahn-Neichsfrage (Al. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein englifches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, 776. — 
Die Landwirthihaft und die Eifenbahnen, 
Nede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958, Aus den Böhmert'schen Enquéteberichten. 
(5. Die Neichs- Eiienbahufrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967. 6. Die Stell- 
ung des Fürſten Bisinard und des Minijters 
Delbrüdzur Reichseifenbahufrage 974.7. Die 
Stellung des preußischen Abgeordnetenhaufes 
zur Neichs-Eifenbahnfrage 981.) — Gut— 
achten der Münchener Handels» und Ge— 
werbefammer 77, 109, — Bericht über 
Eiſenbahn- und Berkehrsmeien (Wehren- 
piennig) 77, 292. — Geſchäftsthätigkeit des 
Neichs-Eifenbahnamts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Staatseifenbahnen 
im Sabre 1875 77, 696. — Ueberficht der 
Reichsgeſetze xc. 77,812, — Tarifvorjchriften 
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für den Gütertrausport 77, 874, — Ent 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 
der Berlin» Dresdener Eiſenbahn 77, 993. 
— Fahrgefhwindigkeit der Eifenbahnzüge 
und Dampfichiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Betriebsergebniffe, 
Kurfe und Dividenden der preuß. Eifen- 
bahnen 1855—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werk der Tarifreform 77, 1106, — Die 
Eubmiffionen auf Eifenbabnfchienen 77,1119, 
— Neues Syſtem der Sekundärbahnen be- 
fonders normal- und ſchmalſpuriger Eifen- 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Ehaufjeen 78, 101. — Eifenbahnftatiftit für 
1876 78, 814. — Der zollpflichtige Eifen- 
bahnverfehr 80, 618. 659. 86, 20. 61. — 
Zmwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 81, 
402, 411. — Der franzöſiſche Eijenbahn: 
ausfhug 81, 566. — Deutfchlands Eiſen— 
bahnen 1868 bis 1881 SB, 642, — lieber 
einige Erleichterungen in der Berfonen» 
beförderung auf den Eifenbahnen (Wermert) 
85, 624. — Die Staatsbahnen in Bayern 
88, 803. Die Eifenbahnen Deut[hlandse, 
Englands und Frankreichs 1888/89, bezw. 
1886— 1888, 91, 166. 94, 159. — Die Re 
form der Berfonentarife 91, 490. — Der inter- 
nationale Eiſenbahnfrachtverkehr 91, 554, — 
Die Eifenbahnen der Erde 91, 587. 94, 399, 
— Das internationale Uebereinfommen über 
den Eifenbahnfrachtverfehr (@. Eger) 92, 303. 
691, 758. — Etatiftif der preuß. Staats: 
eifenbahnen 983, 798. — Dentichrift, betr, 
Umgeftaltung ter preuß. Eifenbahnbehörben 
94, 610. — Die geſchichtliche Enwickelung 
des Eiſenbahn-Trausportrechts in Preußen 
(G. Eger) 95, 833. — Die Eifenbahnen 
Deutihlande, Englands und Franfreiche 
1891/93 96, 414. — Die Eifenbabnpolitit 
Frankreichs v. Kaufmann) 97, 250. Bgl. 
a. Poſt, Zollgeſetz, Zölle, 

Eijenzölle, ſ. Eiſen. 

Ekuador, Handelevertrag 93, 189, 439, 460. 

Elbzoll, ſ. Stromſchifffahrt. 

Elementarſchulen, ſ. Vollsſchulweſen. 

Elſaß-Lothringen. Die Wiedervereinig- 
ung mit dem Deutichen Reiche. Verhandlungen 
im Reichstage) 71, 845— 958, Beftellung des 
Bundes» Oberhandelsgerichts zum oberften | 
Gerichtshofe ib. 959. — Beihafjung von | 
Betriebsmitteln für die Eifenbahnen ın El | 
faß und Lothriugen ib. 968. — Statiſtiſches 
über Elfaß und Lothringen: natürliche Be— 
Ichaffenheit, MWafferftraßen, franzöfifche Ber- | 
mwaltung, Kreis- und Ortebevölterung, In⸗ 





duſtrie, (Brämer) 71, 969. — Die Ge— 
feggebung vem 9. Juni 1871 bis Mitte | 
Februar 1872, 72, 5598—598. — Erſter 


Bericht des Reichslanzlers über Geſetzgeb-⸗ 
ung und Verwaltung für 1871/72, 72, 861. | 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Umniverfität Straße | 
burg 72, 959, — Nerläugerung der Dit: 





taturperiode (Gejeg vom 20. Juni 1872) 72, 
1291. — Die Reihs-Eifenbabnen (reiche, 
finanzrechtlih) 73, 414. — Stellung von 
Eljaß-Lorhringen im Reichsfinanzrecht (La- 
band) 78, 562. — Geſetze und Berord- 
nungen aus dem Bermwaltungsjabr 1872 
bis 1873, 78, 989. — Bmeite Jahres 
überfiht über die Geſetzgebung und Ber- 
waltung für 1872/73, 78, 967. — Ber- 
bandlungen im Reichstage über Elſaß-Loth- 
ringische Angelegenheiten in den Seſſionen 
1871—1873 74, 155, 292. — Eiufübr- 
ung der Neihsverfaflung 74, 294. — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlafienen Geſetze 
(v. Richthofen) 74, 521. — Dritte Jahres- 
überficht über Geſetzgebung und Bermalt. 
ung für 1873 74, 773; Geſetze und Ber- 
ordnungen hierzu ib. 810, — Laband über 
die Sonderftellung E.“L.“'s im Reiche (Meyer) 
76, 677. — Deflentliches Recht u. Vermalt- 
ungsgerichtsbarteit in E.-?, (v. Stengel) 76, 
808. 897. — Entwidelung der Geſetzgebung 
bis 1876 (MWehrenpfennig) 77, 272. — 
Machtbefugniß des Oberpräfidenten nach 
$ 10 des Bermwaltungsgejeges (v. Stengel) 
78, 113. — Laband über das Wefen der 
reichsländiſchen Gejeggebung 78, 877. — 
Die direkten Steuern in Elſaß-Lothringen 
(von Eh. Grad) 79, 114. — Geſetz betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Eljaß-Yoth- 
ringens vom 4. Juli 1879 79, 1028. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
Neihslande 82, 714. — Eif.-loth. Zoll- und 
Steuerwejen 98, 194, 311, 416, 418. — 
Bewegung der Bevölkerung 93, 887. — 
Staatégewalt und Gefeggebung in Elſaß— 
Lorbringen (Ernft Diayer) 96, 249. — ©. 
a. Arbeiterbudgets, Löhne u. |. w. 


Elfaß-Fothringifche Geſetzgebung u. 


Berwaltung feit 1871. (Berichte des 
Neichslanzlers, Gefege und Berordnungen). 
Geſetz, betr. die Berfündung der Geſetze u. 
Verordnungen 72, 5583. 

I. Organifation der Verwaltung im All- 
gemeinen. Berichte des Neichsfanzlers: 72, 
874. 78, 967. 74, 773, Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Verwaltung (Geſetz v. 30. Dez. 1871) 72, 
655. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 590. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Verfahren vor den Bezirtsräthen 73, 939; 
vor dem failerl, Rath ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, 951. 
Umzugstoften der Bivilbeamten 73, 951. 
Amtl. Geſchäftsſprache 78, 957. Kreisdiref- 
toren 74, 774, 811. Rechtsverhältniſſe der Be- 
amten und Lehrer 74, 813. Benfionen der 
Wittwen u. Maifen ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Berorduung betr. 
den Yandesausihuß 75, 481, 

11. Rechtspflege und SJuftizvermaltung. 
Berichte des Neichsfanzlers: 72, 869. 3 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“. 


975. 74, 781. Oberfter Gerichtshof 71, 959. 
72, 565. Abänderung der Gerichtsverfaſſung 
72, 566. 570. Etat der Juſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 572. Einführung des Reichs- 
ftrafgefegbuchs 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 
gerichte 72, 575. Vorbereitung zum höheren 
AZuftizdienft 72, 591. Wechſelordnung und 
u. eſetzbuch 72, 1818. Erforderniffe der 
ichtsichreiber und Gerichtsvollzieher 78, 
955. Neifegebühren der FFriedensrichter ib. 
957. Verfügungen zur todten Hand ıc. 74, 
- 810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826. Notariatsordnung 74, 828. Zwangs- 
verfauf von Liegenschaften 74, 834. Außer: 
gerichtliche Theilungen und gerichtliche Ber- 
fäufe von Piegenjchaften 74, 843. VBormund- 
Ichaftsverwaltung 74, 847. Eheicheidung 74, 
849, Verjchollenheitserflärung 74, 850. 

III. Militär Angelegenheiten. Berichte 
des Reichslanzlers 72, 867. 78, 973. 74, 779. 
Quartierleiftung 72, 576. Einführung reiche» 
geſetzl. Beitimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Garniſonen 72, 596. Militärerfakinftruf- 
tion 72, 868. Kriegegerichte 74, 826. 

IV. Finanzweſen, Zölle, Steuern. Bes 
richte 72, 885. 78, 992. 74, 801. Etat für 
1872 72, 564. Ginführung der deurfchen 
Zoll- und Steuergejeggebung 72, 578; des 
Art. 33 der R.Verf. 72, 579. Bollverfehr 
72,580. Wechſelſtempelſteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, 581. Etat der Zollrerwalt- 





ung 72, 581. Landeshaushalt für 1872 72, 
Erbſchaftéſteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber» 


1249. 1317; für 1874 74, 858. Buwider- 


handlungen gegen Zollgeiege ꝛc. 72, 1330. | 


Depofitenverwaltung 73, 959. Weinfteuer 73, 
2 966. Emvegiftrement 73, 1001. 74, 
02. 

V. Innere Verwaltung, Polizei, Kom— 
munalangelegeuheiten. Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 874. 78, 967. 978. 74, 784, 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks, Kreig- u. 


Semeindevertretungen 78, 952. 953. 74, 778. | 
Statiftit 74,785.787. Gefängnißweſen 74,790. 


VI. Unterrichtsweſen und Kultus-Berichte 
des Neichstanzleıs 72, 882. 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtsweſen 78,958. Aus- 
führung deffelben 74, 852. Rechtsverhältniſſe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Waifen ib. 816. Wittwen « Penfionen der 
Univerfität 74, 856. Kirchenverwaltung 72 
882, 73, 991. 74,800. Stiftungen des pro» 
teftantifchen Seminars 74, 857. 

VII. Volkswirthſchaftliche Bermwaltung, 
(Forſtweſen, Bergwerte, Eiſenbahnen, Bau— 
ten, Landwirthſchaft). Berichte des Reichs- 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forfiverwaltung 72, 582. Etat derjelben ib. 
584. Einrichtung und AZuftändigfeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582, 
584, 73, 1001. 74, 805. Eifenbahnmelen 
71, 968. 72, 586. «8, 414. 74, 792, 76, 
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352. 356. 377. Straßen, Waſſerbauten u. 
Kanäle 78, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 78, 1004. 74, 808. Hochbauweſen 
12, 561. 587. 73, 982. 74, 792. Yandwirth- 
ſchaft 73, 985. 74, 793. Poft- und Tele 
graphenweſen 72, 587. Maß-, Geld- und 
Banfwejen 72, 588. 73, 984. Patentweien 
73, 985. 74, 793. Die Grundſteueraus— 
gleihung und das Katafterweien (Ch. Grad) 
s5, 471. Ein Beitrag zur Katafter- und 
Grundbuchsfrage (Th. Mayer) 87, 606, 
VIlI. Regelung der Beziehungen zu 
ranfreih 72, 863. 78, 968. 74, 775. 
ption 72, 1293. 78, 971. 
IX. Bejeitigung der Kriegsſchäden. 72, 
865. 78, 972. 74, 778. 
Emiffionen von 1870 --76 78, 437. 
England. Ueber die Entftehung und Praris 
der Bollsvertretung (Augspurg) 499, 
Enteignungsredht im Großherzogthum 
Hefien (8. Fuld) 85, 58. — Das öffentliche 
Hecht bei der Enteignung (Neumann)S6, 357, 
ERLKITERBRRERGRRNE, Gejegentwurf 75, 
78 


Erbredt, (Preisaufgabe) 74, 748. Bolls- 
wirthichaftl. Bemerkungen zur Reform des 
€. (von H. v. Scheel) 77, 97. — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 
Entwurf eines Gejetes für die bäuerliche 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimftätt, 34, 
482. — Reform des bäuerl. Erbredts in 
Baden (H. Schulze) 84, 484. 


tragung derjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1036. Ueberficht der deutfchen 
Erbichafteftenern 79, 955. Tabelle hinter 
&. 990. — Erbſchaften in Frankreich 78, 260. 
— Erbſchaftsſteuer in Selen 86, 745. — 
Eine Erbſchafts- und Schenfungsfteuer im 
deutfchen Reich (Otto Bacher) 87, 259. 
Erfurter Barlament 71, 14. 
Erlaffe, ſ. Verordnungsrecht. 
Ermland, Biſchof von, ſ. Kremeng. 
Ernteſtatiſtik, ſ. Getreide. 
Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1518. 
Erwerbsgenofjenfhaften, ſ. Genoffen« 
fhaftswelen und Wirthichaftegenoffenfchaften. 
Erziehungswefen, Geſetzgebung über die 
Ausbildung nicht volfinniger, Ihwach- oder 
blödfinniger Kinder im Herzogihum Braun- 
ſchweig Gimmermann) 9, 64. 
Etatsgejege, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Etatsüberfhreitungen 73, 337. 
Erportbandel, deuticher 86, 708. 
Erpropriation, ſ. Enteignung. 
Erterritorialität der deutſchen Landes— 
herren (Thudichum) 85, 320. 


Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Frauenarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe» 
ordnung, Unfallverfiherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer 93, 271, 277, 326. 
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Fabrifgejeggebung 72, 901. 78, 1471. 
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74, 432. 78, 25. — Die vermwaltungsredht- | 
liche Bedeutung der Fabrifordnung (Herm. | 
Nehm) 94, 132. S. a. Unfallverfiherung zc. | 
abrifinipeltoren, preußiihe 76, 997. | 
Die deutihen Fabrikinfpeltoren (Weberficht 
von P. Dehn) SL, 153, 441. — Geſetzgeb-⸗ 
ung (Seydel) 81, 714. — Die Zulunft der | 
deutschen Fabritinfpeltion (BP Dehu) 82, 527. 
— Die deutfche Fabrikinfpeftion im Fahre 
1890 (8. Frrantenftein) 92, 849. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

abrik- u. Waarenzeihen 74, 305. 
ahgerichte, fländige, 78, 1546. 
amılienbudget und häuslihe Buchführ— 
ung (Birth) 75, 907. 
amilienfideitommiffe,f. Fideikommiſſe. 
auftpfandredt für Piandbriefe (Hedi) . 
80, 304. (Endemann) SI, 410, 

älfhung von Lebensmitteln 78, 106. 
eldbereinigungsmefen, Reformen auf | 
dem Gebiete deifelben (Haag) 88, 161. | 
eftungstommisfion, deutſche, 72, 1579. 
eftungen, Neicheigenihum am denfelben | 
73, 433. — Umgeftaltung derjelben 74, 262. 
— Garnifonen 74, 263. — Beihräntung | 
des Grundeigenthbums 73, 342, 74, 1066. | 
Feftungsbaufonds 77, 387. 982, — Ueber 
die Berehnung der Erjagfunme nah 5 35 | 
des Geſetzes vom 21. Dez. 1871 (Megeld- 
berger) 80, 241. | 
euerverfidherung 73, 786. 77, 1117. — 
Denkſchrift zur Frage der Verftaatlihung der | 
Mobiltar-FFeuerverfiherung in Bayern 86, | 
781, — Die Entwidelung des Ammobiliare | 
Feuerverſicherungsweſens i. Preußen (Simon) 
58, 62. — Borzüge und Nachtheile der 
Organifation des Feuerverſicherungsweſens 
auf öffentlicher und auf privatredhtlicher 
Grundlage (Simon) SS, 231. — Berband 
deutjcher Privatfenerverfiherungsgejellihaften 
98, 464. 

ideilommiß des heſſiſchen Kurhauſes 77, | 
844. 1010, Die in den deutſchen Staaten | 
beitehenden gejeglihen Beftimmungen über | 
Familienfideitommiffe (W. Yewis) 79, 465. 
inanzredt, Finanzwefen. Das Finanz | 
wejen des norddeutschen Bundes (vollftändige 
Kodifizirung aller gejeglichen Bejtimmungen 
und der Etats pro 1868 und 1869 2c.) 69, 161, 
Anhang: Die Finanzverhältniffe der Bundes- 
ftaaten 69, 303. — Dentichrift des fal. | 
preuß. Finanzminifters von 18. Mai 1869, 
69, 403. — Preußens Staatsfinanzen 1849 
bis 1867, 69, 593. — Juſtruktion für 
den Bundes-Rechnungshof 70, 157. — 
Bericht des Vorftandes der national-liberalen 
Partei 70, 601. — Die verfaflungsmäßige 
Negelung der Reihsfinanzen 71, 126. — 
Der Neichsbhaushaltsetat für 1871, nebit 
Einleitung 71, 689. — Das Finanzredt 
Des deutichen Reichs (P. Yaband) 73, 405. 
— Steuerkompetenz des Reichs 74, 80. — ı 





Alphabeliſches Geſammt-Regiſter 


Verhandlungen des Reichstags über Finanz« 
vorlagen 1871—73 74, 167. 206. 274. — 
Preußens Finanzlage 1873 74, 349, 1105. — 
Einnahmen des Reichs 1873, 74,887. Steuer- 
verwaltung in Preußen 1870— 1872 (Berichi 
des Finanzminiſters) 74, 897. — Zur 
Provinziale, Kreis und Kommunalfinanz« 
ftariftit in Preußen 75, 1261. — Reichs— 
haushalt vom Jahre 1875 77, 409. 422. 


— Abſchluß der Neichshauptlafle für 
1876/77 77, 1114. — Spezialetats des 


Neihshaushalts für 1879/80 80, 1. 104. 
161. — Die Zölle und Steuern, ſowie die 
auswärtigen Handelsbeziehungen des Reichs 
(v. Aufſeß) 98, S. 161 (Regifter S. 468). — 
Einfluß des Reichskanzlers auf die Finanz- 
verwaltung 82, 45. — Laband's Fiuanz- 
recht 82, 776. — Das Neichsgeie wegen 
Bejeitigung der Doppelbeiteuerung vom 13, 
Mai 1870 (R. Blodmann) 87, 773. — Die 
öffentlichen Ausgaben der größeren europä- 
iſchen Länder 94, 241. — Die Reichsfteuer- 
geießeEntmwilrfe von 1893 94, 292. 325. 
539. 565. — Reichshaushalt für 1894/95 
94, 737. — Zum Komptabilitätsgejet für das 
Reich. (Joel) 95, 81. — Die geidhichtliche 
Entwidelung des Kommunal-Abgabewejens 
in Preußen (Schön) 95, 249. — Entwürfe zur 
Neihsfinanzreform von 1895 95, 454. — Be- 
richt Über die Finanzverwaltung Preußens 
vom 1. Juli 1890 bis 1. April 1897 98, 
809. Bgl. a. Einfommenfteuer, Kabinets- 
ordres, Kaſſenweſen, Kriegsentihädigung, 
Kriegstoften, Datrikularbeiträge, Nehnungs« 
bof, Reſervatrechte, Schuldenweien, Ber- 
faffung, Zölle zc. 

Fiskus des Reichs 78, 408. 74, 403. 75, 
1493. 77, 836. 

Fleiſchtonſgum u. Fleiſchpreiſe98, 574. 

Flößerei, Abgaben von der, Aufbebungen 
in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 
71, 183. 380. 77, 813. ©, a. Binnenidiff- 
fahrtsgefeg, Stromſchifffahrt. 
lotte, j. Marine, 
lußſchifffahrt, deutiche, 75, 332. 


! 
Sit je, zollpflichtiger Verkehr 93, 226. 


Forſtſtatiſtik, deutiche, 74, 1677. 
Fortbildungsihulen 73, 837. 1504. 
1543. 74, 29. 1195. — Verordnung des 
preuß. Kultusminiftere 74, 1674. 
Fraktionen des Reichstags 72, 2832, 332, 
74, 143. — Bol. a. Zentrum xc. 
Frankenheim, traurige Zuftände, 76, 247. 
Frankfurt a. M., j. Nationalverfammlung, 
Friede mit Frankreich, Fürſtenlongreß ꝛc. 
Frankreich. Notiz über den Handelsver- 
m 68, 226. 73, 326. — Statiftil der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68, 156 bis 
218, — Organifation der Zoll- uud Han« 
deisftatiftit 70, 410. 76, 88. — Die Ber- 
failler Präliminarien und der Frankfurter 
Friede 71, 507. — Rede des Fürſten 
Bismard über den Frankfurter Frieden 


u — — 
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ib. 876. — Wirthichaftlihe Beziehungen 
zu Frankreich 71, 335. 73, 976. — Con— 
vontten vom 12, Dftober 1871, 72, 163, 
Denkſchrift dazu ib. 169, Soparatfon« 
vertion ib. 173, Rede des Fürſten Bis« 
mark 176. Die Zuſatzkoöonvention vom 11. 
Dizember 1871, 72, 437. — Beziehungen 
zu Elſaß-Lothringen 73, 863. — Die 
Spezialfonvention d. 29, Juni 1572, 72, 
1467. — Die Drei» Milliarden-Anleibe ib, 
14765. — Die Uebereinkunft v. 15. März 
1873, 73, 893. — Ordnuung der Bizich- 
ungen Eliaß-Lorhringens zu Fraukreich 74, 
775. — Einfluß des Kriegs auf die Bes 
wegung der Bevölkerung 75, 626. — Frau—⸗ 
zeitiches Geſetz zum Schuß der Kinderarbeit 
76, 231. — Tie frauzöſiſche Rekrutenein— 
ftellung 76, 253. — Die Barifer Omnibus— 
geiellibait 76, 234. — Die Steuern 3.8 
um Sabre 1875 76, 249. — Finanzielle 
Lage Fraukreichs 77, 233. — Tabatımonopol 
78, 260, — Erbſchaften und Staatsein- 
nahmen 78, 262. — Haudelsverkehr Deutich- 
lands mit Frankreich 79, 353. SD), 576. — 
Handelsvertrag WM, 172, 438, 45h. — 


Eiſenbahn-Ausſchuß SL, 566. — Stempel» 
jtenern 81, 799. — Bewegung der Bevölfer- 
ung 82, 614. — Die Fremden in Frank— 
reih 83, 316. — Finanzen von Barıs und 


Berlin im Jahre 1858 bezw. 1857/85 SS, 
708. 901, — Handelsflotte Ende 1887 99), 
416. — Franzöf. Handelstammern im Aus— 
land 93, 158. — Die Deutfchen in Fraukreich 
95, 405. — Das franzol. Fremdenrect (Otto 
Mayr), 329. — Eiſenbahupolitit 97, 250, 
98, 127. — Landwirthſchaftl. Produktion 97, 
771. — 2. a. Nriegsentichidigung. 

Frauenarbeit in den Fabriken 72, 901. 
73, 1471. 7, 1515. . Sm) 75 48. — 

S. a. Familienbudget. 

eihäfen 98, 183 227, 

eihändler, das Programm der deutſchen 
72, 895. 73, 840. 

Freihandel, ſ. Zulltarif, Zölle xc. 

Freizügigkeit. Geſetz vom 1. Nov, 1367 
nebit Erläuterungen und Nustübrungsver- 
orduungen 68, 467. 71,408. — Die Laudes- 
verweiiung im Gebiete des nordd, Bundes 
68, 925. — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Unterfommen” 68, 925. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, 995. — Ausführungen von 
!. v. Rönne 71, 161; von M. Seydel 76, 
159, 90, 90, 173 (zu $ 3 des reis. Geſ., 
von E. Miyer (zu $ 3) 90, 562. — Eim- 
führung iun Säddeutſchland TE, 374 — 
Erläuterungen von 9. Stolp 71, 403. — 
Bayeriſche Geſetzgebung TI, 469. 491. — 
Ueberiich: 77, 304. — 5. a. Neihsangehörig- 
keit, joziale Frage. 

Friedenslteiſtungen (militäriſche) Th, 1037. 
75, 1031. 

Friedensverträge. Bom Jahre 1366, 71, 


— 
Fr 
Fr 


21. 34. Vom fahre 1871, 71, 507. 876. 
72, 163. 447. 1467. 5. a. Feankreich. 
Friendly Societies in Cagland 76, 229, 
Fürſten, deutſche, Erterritorialität derſelben 

(Thudihum) 85, 320. 
Fürſtenkongreß zu Frankfurt a. M. 71, 16. 
Fuhrkoſten, ſ. Taggelder. 


6. 


Haramntie zu Paften des Bundes, j. Schulden« 
mweien, 

Safteiner Konvention 71, 17. 

Sebäudefteuer in Preußen TH, 901; Zahl 
der Gebäude in Prenßen 91, 414; Gebände— 
ftener in Bayern 74, 1688. 

Gebiet des Zollvereins 69, 885, 93, 195. 
— Gebietshoheit (Banft 98, 641, 

Geburtsregiiter, f. Ziwilehe. — Statiftif 
75, 1725. 76, 220. 79, 109. — Geburts: 
und Sterblichkeitsverhältniſſe im den fünf 
deutfhen Großitädten im Jahre 18993 
95, 408. 

Gebühren- und Steuerweſen (das öffent- 
liche Jutereſſe dabei; Neumann 86, 357. 

Gebührenordnung, ſ. Redisanmwaltsord« 
nung ꝛc. 

Gefangene, Beſchäftigung in Brongen, 76,999. 

Geiſtige Getränfe, ſ. Brauntwein. 

Heiftlihe Amtsbandlungen 76, 73. 


Geiſthiche, Borbildung derielben, 74, 118. 


Geiſtliches Amt, Mißbrauch Ddesfelben 
(Kanzelparagranb) 72, 983 

Geld, Geldwirthſchaft (Hossler) 79, 265, 
233 ff. Hirth 75, DIS. 1266, — S. a 
Bankweſen, Münzfrage, Papiergeld. 

Gemeindeaugehörigkeit, Erwerb (GG. 
Rehm) 92, 137. 

Semeindeftenern, ſ. Kommunalſteuern. 

Bemeindeverwaltung, ſ. Selbſtver— 
waltung. 

Generalzollkonferenzen des Zollvereins 
Aufzählung derſelben 93, 167. 

Benoſſenſchaftsweſen, das, in Deutſch— 
fand, Fraukreich und Enzland, von Schulze—⸗ 
Delitzich, 72, 947. — Reichsgeſetzgebung 
47, 152. 382. 77, 637. — In Bayern 76, 
394. — Reviſion des Genoſſenſchaftégeſetzes 
SS, 754. 848.89, 711. — Geſetz vom 1. Mai 
1539 (erläutert von M. Joel) 99. 417. — 
Entwidelung d. G. über dem neuen Ge— 
nojf michaftagefeß 92, 50), 93, 935. S. a. 
Wirebihaftsgenoffenichaften. 

Senußmittel, ſ. Nayrumgsmittel, 

Serichtliches Verfahren 72, 141, 73, 
348, 354, Ueberficht der bis 1577 bierüber 
erlaſſenen Neichsgeiege und Bavordiugen 77, 
823. — Dir Ausgelieferte vor dem Gerichte 
E. Miller) 87, 565. — Bgl. a. Zwilprozeß, 
Schieds: und Handelsgerichte, Schöffen- und 
Schwurgerichte x. 

Gerichtsbarkeit, inländiſche, über fremde 
Staaten, Bayr. Erkenutniß 85, 325. 
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Gerichtshof, oberfter des Reichs. Die Er- 
richtung des Bundes-Oberhandelsgerichts 69, 
1057. 71, 297. 377; Fortentwidelung 72, 
150; Berfonal 70, 161. — Etat fiir 1871, 
71, 722. — Thätigkeit desielben (Kritif) 78, 
352. — Disziplinarbefugnuffe desfelben 74, 


407. — .. für den Geichäftegang | 


desjelben 74, 1537. — Das fchmeizerifche 
Bundesgericht (Landgraff) 76, 105. — ©. 
a. Elfaß-Forhringen. 
Gerihtsverfaffung des Neiches 71, 85. 
72, 150. 78, 348. 354, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerkungen 
zum Entwurf der Gerichtsverfaflung (Gorius) 
75, 97. — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169. — Schöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Neihsgeriht von W. Endemann 
75, 1208. — Reichsjuftizamt 75, 1216. — Ver- 


75, 420. 1688, | 


lauf der Berbandl. 77, 646. 79, 502. 81, 394. | 


— liebergang von Geſchäften auf das Reichs— 


gericht 81, 397. — Vgl. a. Juſtizgeſetzgebung, | 


Handelsgerichte, Verwaltungsgerichte ac, 
Gejandtihaften im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 78, 492. 74, 153. 279. 80, 24. 


Zollfreiheit derſelben 80, 646. 86, 44. — | 


Deutfche Gefandtichaftsreht (Zorn) 82, 81. 

— ©. a. auswärtige Berhältniffe. 
Geſchäftskriſen, j. Krifis. 
Geihäftsorduung, ſ. Reichstag. 


Geihichte des deutichen Bundes, des nord» | 


deutſchen Bundes und des deutfchen Reiches 


71, 1—44. (S. a. Reichstag, Verfaſſung 


Zollverein zc.) 
Geſellen, ſ. Arbeiter, 
Geſetz, ſ. Reicheredt. — Rechtsſatzung und 


Geſetz zunächſt nach bayeriſchem Staalsrecht 
(Dyroff) 89, 817. — Berichtigung eines | 


Reichsgeſetzes 98, 480, 

Gefjetgeber, Begriff (Endemann) 75, 1206, 
(Yaband) 78, 369. 

Geſetzgebung. Ueberſicht der Geſetze und 
Verordnungen zur Ausführung des Art. 4 
der Reichsverfaſſung 72, 485. — Bericht 


42 


über die Geſetzgebung 1867—70 (Taster) 


70, 563; 1871—76 (Wehrenpfennig) 77 | 
257 fi. — Ueberficht aller Gefege und Ber: | 


orduungen von 1867 bis 1877 (Harburger) 
77, 801. — Entwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für das deutsche Reich (Jacoby) 
Ss, 581, 89, 293, 687. — 5, a. Bundre- 
geiege, Juſtizgeſetzgebung, Berfaffung, Neiche- 


tag, Reichskanzler, Zollparlament, Preußen zc. | 


Gejundheitdamt, Aufgaben und Ziele des— 
feiben 78, 466. Gtat 80, 12. 


Getreide, Getreidezölle 78,839. SO, 619. | 


86, 535. — Ernäbrungsbilanz des deutjchen 
Reichs für 1878/79 79, 462. — Ernte 
mengen und Anbaufläcen 1878 79, 552. — 


Motive zum neuen Bolltarif 79, 719. — | 


Internationale Statiftit 79, 1073. — Roden- 
benugung in Preußen 79, 1075. — Ernte 
ertrag 1890 in Preußen und Bayern 91, 


Alphabetiſches Geſammt⸗Regiſter 


904, 906. 1892 in Oeſterreich MB, 944. — 
Getreidezoll uud Identitätsnachweis (W. 
Tröliſch) 92, 709. — Denkſchrift, betr. das 
Ergebniß der Verhandlungen des preußiſchen 
Staatsratbs über Maßregeln zur Hebung 
des Getreidepreifes 95, 446. — Ernteergeb- 
niffe in Deutichland 1891 — 97 98, 160. — 
Bol. a. Zolltarif ꝛc. 
Gemwerbeanlagen (Seydel) SL, 624. 
Gewerbegerichte, ſ. Schiedegerichte. 
Gewerbekammern, Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 925. 83, 201. 714. 
54, 294. ©. a. Handelsfammern. 
Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegeie 
vom 8, Juli 1868 nebft Erläuterungen und 
Ausführungsverordnungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 21. Juni 1869 (nebft 
Erläuterungen und alphabetiihem Sach— 
regifter) 69, 441. — Anmweifung zur Aus. 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 689. — Vorſchriften über die Prüfung 
der Aerzte, Zahnärzte und Wpotheler 69, 
919. — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutihen Kauffabrteifchiffen 69, 
939. — Anmweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordnung (Gewerbebetrieb im 
Umberzieben) 68, 987. — Belanntmad- 
ungen betr. Ärztlihe und veterinär-ärztliche 
Prüfungen 68, 994. Thätigfeit der 
Neihegewalt für die Ordnung des Gewerbe- 
betriebes 71, 194. — Das bayrriihe Ge— 
werbegejeg 71, 469, — Einführung der 
deutihen Gewerbeordnung in Bayern 78, 
759. — Materialien zur Reform der Ge- 
werbeorbnung 78, 1471. 74, 425. 1195. 
— Entwurf eines Geſetzes, betr. Abände- 
rung einiger Beitimmungen ber Gewerbe» 
ordnung 74, 1219, Berbandlungen des 
Neichstags darüber ib. 1233. Kommiffions- 
bericht darüber ib. 1317. — ragen zur 
Enquete über das Gewerbemeien 75, 90. 
— Verhandlungen 1874, 75, 1199. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77,287; — (Endemanu) 77, 643. — lleber- 
fiht der Geſetze ꝛc. bis 1877 77, 805. — 
Geſetzentwurf der fozialdemofratifchen Fral- 
tion 77, 885. — Referate von Schmoller 
und Dannenberg vom Berein für Soziale 
politit 78, 129, — Novelle zur Gewerbe» 
ordnung vom 17. Juli 1878 78, 963. 79, 
534. — Hamburger Dentidrift 79, 570. 
— Zur Reform der Innungen 81, 171. 
600. Wortlaut der Gew.-Drd. nah dem 
Stande von 1880 81, 724. — Gewerbe» 
polizeirecht des Reichs (Seydel) 78, 529, 929, 
952. — Neue Bearbeitung (Seydel) 81, 
569; alphabet. Regifter 81, 719. — Der Ber 
trieb Lonzeffionspflicht. Gewerbe durch jurüit. 
Perfonen (Seydel) 82, 620. — Kormal» 
Innungsſtatut 32, 644. — Bericht der Reichs- 
tagsfommilfion über die Novelle von 1891, 
91, 253. — Die Schaffg. ärzıl. Ehrengerichte 


über die Jahrgänge 1868--1898 der „Analen“, 


u. deren reichsrechtliche Zuläffigkeit (Seydel) 
7, 39. — ©. a, Arbeiterfrage, Arbeiters 
recht, Kontraftbrud, Fabrikarbeiter, Gewerbe— 
ſtatiſtil, Schauftellungen, Straßenmufit, ſoziale 
Frage ꝛc. 
Gewerbeſchulen (Hirth) 77, 793. 
Gewerbeftatiftif, Grundzüge zur Organi« 
fation derfelben 70, 58. — Die deutſchen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche PDarftellung 
72, 363. Syſtematiſche Ueberfiht der Ge— 
werbe ib. 391. — Die Bedeutung der Ger 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101, Ergebniffe 


der Gewerbezählung in Preußen v. 1: Dez. 


1875 77, 987. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß, Gewerbe 
zählung (Samter) 78, 209. (Aufſeß) 93, 369. 
— Berhältniß der felbitändigen Gewerbe» 
treibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in Preußen 86, 950, 

Gemwerbefteuer 74, 905. 999. 1690, 
129. 76, 400. 695. 77, 241. ©. 
Steuern. 

Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsordnung. 

Gewinnbetheiligung der Arbeiter 82, 753. 

Gleichheit, wirthichaftliche (Birth) 75, 1276. 

Goldwährung, ſ. Miünzfrage. 

Gothaer Bertrag vom 15. Juli 1851 
nebft jpäteren Berabredungen 68, 478. Ans 
wendung in Bayern 71, 366. 472. Syftem- 
atiſche Darftellung (Seydel) 90, 178, 

Gotthardbahn. 
desrath und Reichstag 70, 457. 
finanzrechtliches darüber 73, 448. 

Grenzbewachung 9, 225, 252, 360. 

Griechenland, Handelsverträge 98, 186, 
438, 458, 

Großbritannien. Statiftil der Zölle und 
Verbrauchsſteuern 68, 155—218. 79, 571. 
DOrganifation der Handelsitatiftit 70, 407. — 
Stempelfteuern 81, 803. — Handelöverträge 
98, 174, 454. 

Großinduftrie, ſ. Induſtrie. 

Großjährigkeit, Reichsgeſetz 75, 1185. 

Großſtädte im 19. Jahrh. 98, 808, des 
Deutihen Reichs 98, 638. 

Grindungsmwejen, fiehe Aktiengejellihaften, 
Krifis ac. 

Grundbeſitz, die drei Fragen desjelben und 
feiner Zulunft, von 2. v. Stein (befpr. v. 
Stengel) 82, 70. — Bertheilung in Preußen 
91, 498. — Abgabe von Hofübertragungen 


25, 
a 


Dentihrift an den Bun— | 
Reichs⸗ 





in einer rechtsrheiniſchen Landſchaft des vor- 


igen Jahrhunderts 91,499. — Verſchuldung 
in Preußen 92, 91. — Die Berfhuldung des 
Grund: und Gebäubebefiges in den vor- 
wiegend ländlichen Bezirten des Königreichs 
Sachſen 1884—90. 95, 167. 
Grundeigenthum, f. Feitungen, 
Grundrechte, Aufnahme in die Bundes— 
verfaffung 70, 750. 71, 50. 329. 74, 146. 
Grundſteuer in Preußen 74, 897; 79, 991. 


81, 95. in Bayern 79, 1682. — Grund | 


| 
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„ fteuerausgleihung u. Kataſterweſen in Elfaß« 
Lothringen (Ch. Grad) 85, 471. — Zur 
Katajter- und Grundbuchsfrage in Elſaß— 
Lothringen (Th. Mayer) 87, 606. 

Guatemala, Zoll» und Handelsverträge 93, 
439, 460, 

Guinea, ſ. Schutgebiete. 

Güterumlauf (Roesler) 75, 263. S. a. 
Arbeit, Produktion, Preisbildung, Werth. 
Gymnaſien, Reifezeugniſſe 74 1671. 76, 765. 

— Statiſtik 96, 243. 


S. 


Hafengelder 93, 207. 

Hafenregulative, Normativbeſtimmungen 
für die, 72, 1507. 93, 230. 

Haftpflicht 74,150. 81,413. Statiftit97, 405. 

Hagelverfiherung Bayriſcher Entwurf 
83, 587. 

Hagelmwetter und Hagelihäden in Preußen 
1833/84 85, 843; 1894 9, 328. — Hagel- 
ſchäden in Bayern 91, 906. 

Hamburg. Handeld» und VBerfehrsftatiftil 
63, 1075. — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112, — Drganifation der Handels- 
ftatiftit 70, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335, 79, 600. SO, 
668. 589. S1, 336. 90, 914. 94, 736. — Ge- 
werbefleiß 78, 110. — Hauptiteueramt 80, 
663. 748. 86, 177. — Hamburgs Frei— 
bafenftellung und Zollanfhluß (H. A. Bued) 
s1, 314. (Aufjeß) 93, 183, 187, 193, 414. 
— Altenſtücke betr. den Zollanſchluß S1, 489, 
516. — Zollorganifation (Auffeß) 93, 359, 
401, 416. — Statiftif (Aufieß) 93, 379. — 
Vgl. a. Auswanderung, Preife, Zollaus- 
ſchlüſſe ꝛc. 

Handel, Induſtrie und Verkehr im Jahre 
1870, 71, 549. 833. im Jahre 1871, 72, 
971. — Der deutihe Handel in feiner Ent- 
widelung und Organifation (Schönborn) 
86, 683. — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ftatiftif zc. 

Handelsamt des Reichs 86, 716. 

Handelsbilanz, deutſche (Nafle) 75, 605. 
— Tabellen über 1872/73, 75, 685. — 
Bemerkungen über die H. Deutichlands 
(Ad. Soetbeer) 75, 731. ©. Handelsftatiftif. 

Handels- und Bollverträge, ſ. unter 
den betr. Staaten, mit denen dieſe Verträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 
68, 230. 70, 732. 72, 921. 93, 435. 94, 
747, — ©. a. Bertragsrecht, Zollverein zc. 

Handelsgeridhte. Beihluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes-Gerichtshofs für Handels- 
ſachen 69, 1057. — Die Organijation der 
Handelsgerihte (aus dem 1874er Entwurf) 
75, 199. — Bol. aud Gerichtshof, Han- 
delsrecht. 

Handelskammern. Organiſation und Ver— 
zeichniß derſelben 78, 78, 925. — Die Be— 
ſtimmungen über die Handels- und Ge— 
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werbelammern in den deutſchen Bundes— 


ftaaten 83, 201, 714. 84, 294. — Erridt- 


l 
| 
| 


ung deutfcher 9. im Auslande 59, 391. — 


ranzöfiihe H. im Ausland 93, 158. — Die 
andelsfammern im Deurfchen Reich 95, 245, 
in Preußen 95, 483. — Zur chichte u. 
Reform der preuß. Handelsfammern Reitz 
%, 1. — ©. a. Handel, Handelstag. 
Handelsmarime des Neiches, Einheitlichkeit 
derjelben 71, 179. S. a. Konfulatmwefen, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konjuln 71, 607. — Geſetz, betr. die Na- 
tionalität der Kauffahrteiſchiffe 71, 657. — 
Die Rechtsverhältniffe der deutſchen Handels- 
marine (3. Reitz) 74, 55. — Negiftrirung 
der Kauffahrteiichiffe 74, 306. 381, — Die 
deutiche Handelsflorte 1874, 75, 1709, — 
Beftand im Jahre 1875, 76, 216. — Antheil 
der deutihen an der allgemeinen Handels- 
marine 91, 80. — Anmufterung von Boll 
matrofen und Schiffsjungen 85, 844, — 
S. a. Konſulatweſen, Schiffsunfälle zc. 
Handelspolitif, fünftige, mitteleüropäiſche 
S9, 6345 f. ferner Handel, Zölle, Zolltarif, 
Bollverein, Handelsftatiftif 2c. 


Handelsregifter ın Bayern 76, 89. — 


S. a. Handelsgerichte. 

Handelsrecht. Die Einführung der allgem. 
deutſchen Wechfelordnung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutihen Handels» 
—— als Bundesgeſetze 69, 1047. — 

inführung in Süddeutſchland 71, 375. 
Entwidelung des Dee bis Ende 
1871, 72, 125. — Zufunft desjelben (Eude- 
mann) 74, 417; (Juſtizausſchuß) ib. 1370. 
— Ein-, Durch- und Ausfuhrverbote und 
deren rechtliche Natur (Arudt) 95, 181. — 
Entwurf eines Geſetzes zur Belämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs 95, 427. — Bl. 


a, Attiengefellichaften, Handelsgerichte, Schante 


gewerbe, Berfaflung ꝛc. 
Handelsitatiftil. Zur Piteratur derjelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
Beiträge zu einer deutſchen Handelsſtatiſtil 
(Hirth) 69, 67. — Bon Berlin 69, 423. 70, 
437, — Grundzüge zur Organifation der 
Handelsftatiftit des HZollvereins 70, 65. — 
Merboden der Zoll und Handelsitatiftif in 
England, Franfreih, Holland, Hamburg, 
Bremen und im Zollverein (Hirtb) 70, 407. 
— Thefen zur Neform der Handelsftatiftif 
des Zollvereins 70 433. — Wertbbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, 621. Deutſche Handels- 
ftatiitit pro 1872/73, 75, 685. 731. — 
Deutsche Handelsbilanz (Soetbeer) 75, 731. 
— Spezialhandel Frankreichs mit Deutjd- 
fand ib. 943. — Bremens Waareneinfuhr 
1874, 75, 1888, — Die franzöfiihe Kom— 
milfion des valeurs 76, 88, — Werth der 
Waarenausfuhr Deutfchlands an Ganzfabri- 


faten 1868— 75, 77, 343. — SHandelsver- | 


tehr zwischen Deutfchland und Frankreich im 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


Jahre 1875 77, 531. — Ein und Ausfuhr 
von Halb- u. Ganzfabrifaten 1875/76 77, 
1051. — lieber die ftatiftiiche Gebühr bei der 
Waaren-Ein- u. Ausfuhr 78, 526, 98, 375. 
— Ausweije für Januar u. Februar 1878 
78, 666. — Angeblihe Zunahmen des eng- 
lichen Erports nah Deutſchland 78, 837. 
Deutfhlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
1854—77 78, 902. 964. — Ein- und Aus- 
fuhr der michtigeren Artilel 1877 und 1878 
79, 421; Nachtrag 679. — Deutihe Han« 
delebilanz fiir 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 904. — 
——— mit Frankreich 79, 383. — 
eutſche Handelsbilanz für 1879 81, 249. 
Ein- und Ausfuhr in den Jahren 1872— 
1879 81, 276, — Eim- und Ausfuhr mwich- 
tiger Urtifel in 1880 81, 284. Neform der 
Hanbdelsftatiftif vom 1. Jan. 1880 S1, 279. 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
82,565. — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1882 883, 107, — Bremens Handels- und 
Scifffahrtäverfehr 1882 83, 390. — Deut» 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1853 (Hauptergeb- 
niſſe) 84, 447, (Spezialüberfiht) ib. 523. 
Der auswärtige Handel Englands und 
Deutſchlands 85, 342. — Ein- und Aus- 
fuhr im Jahre 1884, 85, 772. 775; 
für 1885, 86, 881; für 1886 87, 681; 
für 1887 88, 415; für 1888 $9, 901; 
für1890 91, 859. — Spesialbandel des 
öfterreihifch-ungariihen Zollgebietes 1883 
— 1885 iiber die Grenzen gegen Deutichland 
87, 562. — Ein- u. Ausfuhr für die Jahre 
1880— 1856 nah Waarengruppen 87, 1007. 
— Berbraudsberehnungen des Deutichen 
Neiches SS, 961. — Der auswärtige Handel 
des Deutſchen Zollgebietes 1893 (Wiefinger) 
9, 149. — Die Handels» und Gewerbe» 
fammern, fowie die fanfmännifchen Korpora- 
tionen des Deutfchen Reichs 95, 245. — Die 
—— der Handelsſtatiſtilk in Defterreich- 
Ungarn ‚Wiefinger) 96, 26. — Die deutiche 
were (Wiefinger) 96, 417.— Handel 
eutichlands mit den nothleidenden Staaten 

97, 243. — Bol. a. Preife, Statiftit, Werth- 
berechnung, Zölle :c. 

Handelsfyftem des Neiches, ſ. Zölle, Zoll« 
tarif, Zollverein, Handelsflatiftif zc. 

Handelstag, deutſcher. Statut und Be- 
ichlüffe —8 im Oktober 1868, 68, 971. 
— Statut vom Jahre 1874 78, 89. — 
Seihäftsordnung 78, 91. — Wirkſamleit 
bis 1877 78, 93. — (Bol. die Denlſchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 

Handelsperträge, internationale 79, 562. 
80, 812, 250. Die Handelsverträge der 
europäischen Staaten (R. Schreiber) WO, 745. 
— Die vertragsmäßigen Handelsbeziehungen 
der europätichen Staaten (F. Kahn) 94, 485. 
(S. a. die betr. Pänder und Zollverein.) 


Handlungsgebilfen, Lage der 91, 1. 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“, 


Handwerk, moderne Arten 77, 787, deſſen 
Negelung, Handwerlerfammern, Fachge— 
noffenfepaften ıc. 74, 1195, 98, 801. — 
Gefepentwurf, betr. die Erridtung don 
Handwertsfammern 96,524. — Berhältnifie 
im bayer, Handwerk 96, 816. 

Hannover. Die hauptſächlichſten Staate- 


einfünfte des ehem. Königreichs H. 69, 619, | 
Juduſtrie. Die Lebensbedingungen der deut 


Berbältniß zum Zollverein 93, 166, 171. 
— S. a. Preußen. 
— im Reiche 78, 69. 
aushalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 
aushaltungsbudgets (Dehn) 79, 100. 
80, 581, 843. 81, 540. 82, 168. Ar—⸗ 
beiterbudgets, Buchfilhrung ꝛc. 
Hausinduftrie im deutſchen Reiche (Stieda) 


84, 1. 

Hauſirhandel 81, 665, WM, 760. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

Hamai, Handelsverträge 93, 183, 438, 461. 

— 78, 607. 
en os h f. Unterftütungswohnfig. 
eere, deutſche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928. 
eeresformation, ſ. Militärverwaltung. 
eeresjtatiftit 93, 767. 
erz, Juterpellation betr. das Unfehlbarkeits- 
dogma ꝛc. 72, 3, 

Heſſen. 
die Beſteuerung des Branntweins u. Biers 
betreffend, vom 9. April 1868 68, 725. — 
Organifation und Perſonalien der oberen 


Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutfchen | 
zur Bundesverfaffung | 
0, 771. 71, 37. — Aufrecht erhaltene 
Jeſuiten, Betitionen im Reichstage 72, 1121, 
1870 71, 359. Einführung norddeuticher | 


Bund 70, 768, 


Beftimmungen des Bertrags vom 15. Nov. 
Bundesgeiete ib. 389, — Militärkonvention 


mit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538, — Erbichaftsfteuer S6, 745. — Groß 


herzogl. Hefliiches Gejeg vom 15. Mai 1885 


über die Wahlen zur Vertretung und Ber: 
waltung der Gemeinden, Kreiſe ımd Bro 
vinezu (Beller) 87, 89. — Waffergejeg vom 
30. Juli 1887 (Beller) 88, 635. — Ber: 
hältniß zum Zollverein und Reich 98, 164, 


194, 416. Bgl. a. Enteignungsrecht, Volfs- ! 


zäblung, Zollverein zc. 
— Kurhaus, ſ. Fideikommiß. 


euervertrag 74, 65. 


irtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872. 


72, 933. 
olgendorff-Stiftung 93, 558. 
olzinduftrie 72, 398. Holz-Ein- und 
Ausfuhr 76, 223, 
opfen (Produktion u. VBerbraud) 75, 1732, 
ülfskaſſen (Arbeiter-) 73, 1529. 74, 322, 
Geſetzentwurf des Reichsklanzleramts 75, 873. 
— Statiſtik (Preußen) 75, 1722. 77, 544. 
643. — Der forporative Hülfstaffenzwang 
82, 602. — Nrbeiterhülfstafjen in Elfaß- 
Fothringen 82, 723. 

Hütteumwertfe, ſ. Eifen. 


Vertrag mit dem norbd. Bunde, 
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ypothetenbanken, ſ. Bodenfredit. 


| RT j. Cholera. 


3. 


| Japan, Handelsverträge 98, 164, 461. 


Smpigejeg 75, 1173. 1, 435. 
Indigenat, f. Freizügigkeit, Rechtshülfe, 
Neihs- und Staatsangehörigkeit zc. 


ſchen Induſtrie font und jetst (Hirth) 77, 
777. — Die deutfhe Induſtrie und die 
Neichsregierung 77, 1032. — Umfang der 
Großinduftrie im deutſchen Reiche 82, 605, 
— S. a. Arbeiterfrage, Baummollindnftrie, 
Elſaß-Lothringen, Fabriken, Gewerbe, Handel, 
Handelsftatiftil, Hausinduftrie, Löhne zc. 

Infanterie, ſ. Militärverwaltung. 

Inhaberpapiere 72, 138. 73, 342. 

Innungen, gewerbliche, ſ. ben hg 

Intereſſenvertretung, wirthichaftliche 88, 
553. 

Ynterpretation, ſ. Motive. 

Invalidenfouds des Reichs 74, 257. 75, 
88. 77, 316. 383, 391. 979. — ©. a. 
Benfionen. 

Invalidenſtiftung, Deutſche, 71, 1035. 
S. a. Benfionen. 

JIrrenanſtalten in Breußen 78, 443. — 
Preuß. Minift,-Anmeifung v. 20. Scptember 
1895 über Aufnahme und Entlaffung, Ein- 
richtung, Leitung u. Beauffihtigung 96, 160. 

Ftalien, Stempelfteuern S1, 808. — Yänge 
der Grenzen Ftaliens 88, 464. — Handele«, 
Zoll u. Schifjahrtävertrag 92,852. — Han» 
belsverträge 93, 174, 182, 186,188, 435, 444. 


74, 230. Das Gneift’iche Referat 72, 1121. 
Das Verbot des Ordens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib. 1233. 71, 230. 
Jungholz, öfterr. Gemeinde 93, 194, 417. 
Jura singulorum, j. Reſervatrechte. 
Fuſtizkommiſſſion des Reichstags 75, 1202. 
Juftizgefeßgebung. Die 3. des nord— 
deutichen Bundes (Endemann) 69, 1. — 
Ueberfiht der Thätigleit der Juſtizgeſetz- 
gebung im mordd. Bunde im jahre 1869, 
(Endemann) 70, 5. — Die Gerichtsorgani- 
fation des Neichs 71, 85. — lleberficht der 
Reichs « FJuftizgeiegaebung 71, 212. — Be 
richte über die Entwidelung der Juſtizgeſetz- 
gebung und Rechtspflege (Endemann) bis Ende 
1871, 72, 113; für 1872 73, 331; für 1873 
74, 379; für 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für 1877 und 1878 79, 5017 
für 1879 u. 1880 81, 394. — Die großen 
Gejetentwürfe vom Jahre 1874 (Endemann) 
75, 1201. — Die Rechtseinheit (Wehren- 
pfennig) 77, 274. — Anſprache des national» 
liberalen Bentrallomites 77, 44. — 
Nüchterne Betrachtungen über die 18 
Punkte des Kompromiies (J. Bölt) 77, 
450. — Bericht von W. Endemanu 77, 
647. — Die Aufgaben des Neichsjnftiz« 
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amts 77, 680. — S. a. Finanzrecht, Nechts= | 
hülfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht zc. 


8. 


Kabinetsordres, juftifizirende (M. Joël) 
Ss, 805, 940. — D 
von Steuern und Stempeln (M. ol) 
91, 417. — Das Gnadenreht in Finanz. 
Sachen (M. Joel) 92, 283. — Kronurechte 
und Steuererlaßreht in Preußen (Curtius) 
23, 670, 

Kadettenanftalten 74, 218, 264, 

Kaffee. Ueberfiht der Preife, des Verbrauchs 
und des Bolles von Kaffee 1847 bis 69, 
70, 351; für 1847/77 79, 804. Termin- 
handel in Hamburg (Deuffchrift der Handels» 
fammer.) 89, 942. Vgl. a. Zölle, Zolltarif zc. 

Kaiſer, deutſcher, 70, 764. Aniprade an 
das deutjche Bolt 70, 770. Berfaffungs- 
mäßige Rechte und Pflichten 71, 87. 104, 
235. 72, 434. 76, 666. 78, 374. Seine 
Stellung in Eifaß-Fothringen 71, 847, 920, 


— Bgl.a. Bundesftaat, Reichslanzler, Reiche» | 


tag, Berfaffung, Verordnungsrecht zc. 

Kamerun, ſ. Schußgebiete. 

Ranalfdifffahrt, deutiche, 75, 332. 80. 646, 
SG, 44, 

Kanzelparagrapb, f. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Roesler 75, 33. 396. 
3. a. Werth, Einfonmen. 

Kapitalrentenfteuer (Bayern) 74, 1703. 

Kaſſenſcheine, ſ. Papiergeld, Wechſel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481, 98, 185, 188, 410. — S. a. 
Abrehnungsmweien, Finanzweſen. 

Katbederfocialismus 78, 85l. 

Katholiſche Kirche, ſ. Unfehlbarkeit, 
ſniten, Orden u. ſ. w. 

pen da Bd j. Einlommen. 
Kauffahrteiidhiffe, f. Handelsmarine, Kon- 
julatwejen. 

Kaufmannsfand, die Sozialreform und 
der, (G. Adler) 9, 1. — Gefegentwurf, 
betr, die Pflichten der Kaufleute bei Aufs 
bewahrung fremder Werthpapiere 96, 129. 

Kautionen 73, 440. Geſetz vom 2. Juni 
1869 76, 341. Sonftige bez. Beltimm- 
ungen ib. 344, 347. 350. 352. 357. 368, 
375. 887. 

Kinderarbeit in FFabrifen 73, 1471. 74, 
S. a. Gewerbeordnung, Arbeiter ıc, 1545. 
80, 969. Franzöftiches Geſetz 76, 231. 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Un— 
fehlbarfeit, Jeſuiten, Strafgefeg, Schulauf- 
ficht, Namszanomsti ꝛc. 

Kirchlich-politiſche Geſetzgebung, Preuß. 
Maigeſetze 74, 117, 187, 228, 1151, 1578, 
1576. 75 1174. 77, 297. — Defterreichifche 
Kirchengeſetze 74, 1584. — Zorn’s „lirchen⸗ 
ſtaatsrechtliche ðeſebe⸗ 77, 349. — S. auch 
Schulaufſicht, Zivilehe ꝛc. 

Kirchenkollektenweſen in Preußen 76, 77. 


Jer 


er guadenmeife Erlaß | 


Alphaberifhes Gefammt-Regifter 


Kirhenftaat. — EN Schifffahrtsver · 
trag mit dem K. 68, 6 

Rirhenverfaffung, ——— Wehren⸗ 
pfennig) 77, 304. 

Klage, ee. 
(Leuthold) 84, 378, 

Klaſſenſteuer, j. Einfommenfteuer. 

Klauenſeuche, j. VBeterinärpolizei. 

Knappihaftsvereinei in Preußen 76, 989. 
2, 610, 

Koalitionsfreiheit 68, 861. 872. 69,475, 
507. — S. a. Arbeiterfrage, Kontraftbruc x. 

Koblenz, Kommunalftenern, 76, 91. 


im Bermwaltungsredhte 


' Koburg-Gotha. Rejfortverhältniffe der Ber 


hörden 70, 678. 
Koblen, Fuduftrie, deren Lage 91, 945, 
Borräthe in Europa u, Nordamerıfa 93, 430. 
Kolonialftaatsredt ſ. Schutgebiete. 


 Kommunalftenern. Im Reg.Bez. Koblenz 





76, 91. — Thefen und Rejolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248. — Sta- 
tiftit der Gemeindeabgaben in Preußen 78, 
265. — Die finanzielle Bedrängniß der 
preuß. Kommunalverbände 82, 608. — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden 81 320. 
564, 644, 

Kommunismus 75, 23, 1280. 

Kompetenz des Neiches und die Erweiterung 
derjelben 71, 62. 74, 193. 240. 810. 412, 
— S. a. Berfaffung, Juftizgeießgebung, 
Nejervatrehte, Schulmefen, Finanzweſen :c. 

Konfeſ fionen, ſtaatsbürgerliche Gleichberech— 
tigung 71, 169. Einfluß der Konfeſſion bei 
den ahlen 72, 338. 359. 1018. Konf. in 
Preußen 75, 634. 

8 Y) n oftaat, — — 93, 


N f. Orden. 

Konkursordnung 68, 978. 72, 149. 75. 
1220. 81, 405. 

Konjulatwejen. Berzeihniß der norbb. 
Konfuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein- 
beitliches Neichs-Konfulatweien 71, 183. — 
Abänderung des Gejeßes vom 8. Rov. 1867 
71, 376. Allgemeine Dienftinftruftion 
fir die Konfuln des deutichen Reichs (vom 
6. Juni 1871) enthaltend alle bez. geiet« 
fihen und Verwaltungsvorſchriften 71, 595. 
— Etat für = Koufulatwejen 69, 171. 
71, 719. ur er der Konfulate 
(Januar 1872) 72, 457. Alphabetiſches 
Ortsregifter dazu 22, 481. — Juſtruktion 
vom 1. Mai 1872, betr. den Schu im 
türkifchen Reiche, China und Japan 72, 
1263. — Gejet, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Konjulaten 72, 1268. 74, 
281. — Die Konfularverträge des deutſchen 
Reichs von J. Reitz, 72, 1281. Organi« 
fation der Bundestonfulate 74, 70. — Kom 
julargerichtsbarleit in Egypten 75, 1176. 
77, 636. — leberficht jämmtl. Gejege zc. 
77, 809. — Konfulatsetat 80. 26. — Kon- 
fularverträge 80, 827. 86, 271. — Das 


— 


über die Jahrgänge 1868—1893 der „Annalen“. 


Geſetz vom 10. Juli 1879 über Konfular« 
gerichtsbarfeit 81, 400. — Das deutſche 
Konfularreht (Ph. Zorn) 82, 409—483. — 
Das Neichsgejeg über die Konfulargerichts- 
barkeit vom 10. Juli 1879 (Commentar von 
Goes) 97, 493. — ©. 
Handelsmarine zc. 
Konjumtion(Roesier) 75,283,(Hirth)ib.1269. 
Konſumvereine in Eljaß-Lothringen 82, 
745. — ©. a, Genoſſenſchaftsweſen, Wirth— 
ſchaftsgenoſſenſchaften zc. 
Kontingentsherrlichteit 80, 343. 
Kontraftbruch der Arbeiter 73, 1494. 1514. 
1528. 1541. 1547; 74, 323 (Neichstags- 
verh.), 410 (Endemann), 427 (Gutachten der 
Leipziger Handelsfammer), 1219, 1233, 
1340 (Sefegentwurf, Reichstagsverh. und 
Kommiffionsbericht). — ©. a. Arbeitsvertrag. 
Kontrole des Bundesfinanzwejens 69, 283. 
71, 146. 689. 73, 552. 74, 9. — 5. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 
Konzefitonspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 82,620. ©. a. Gewerbeorduung zc. 
Korea, Handelsverträge 9, 136, 438, 462, 
Krankenpflege, j. Unterftügungsmohnfig. 
Kranlenverjiherung der Arbeiter. Ge— 
fet - Entwurf vom April 1882 83, 223. 
Neichegefeg vom 15. Juni 1883, 84, 728. — 
Statutenentwürfe für Orts- und Betriebs» 
frantentaffen 84, 750. Siatiſtik über den 
gegenwärtigen Beftand 85, 418. — Die 
Kranten- und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nach der Neichsgefeggebung (Proebft) 88, 
317. — Die Arbeiter - Kranfenverfiherung 
nah deutihem Reichsrecht (fyft. Daritellung 
von R. Lewed) 90, 101. — Die Ber 
er der Hausfinder (H. Rofin) 
, 910 


Kredit (Vollsw. Weſen und Bedeutung 
Roesler) 75, 371. Kreditanftalten und 
Vereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775. 86, 48. 203. 209, 
©. a. Zahlungsverfahren. 

Kredite, ſ. Zoll» und Steuerfredite. 

Kreditlager 48, 233, 236. 

Kreisordnung, preußiiche. Geſetz v. 13. Dez. 
1871 nebit Juſtruktionen und erläuternder 
Ueberfiht 78, 1271—1456. ©. a. Pro- 
vinzialordnung. 

Krementz, Biihof von Ermland, 72, 1246, 

Kriegsentfhädigung, die franzöfiiche, 
ihre Berwendung und Bertheilung 72, 1417. 
73, 417. 889. 74. 171. 217. 286. Dent- 
fhrift vom Februar 1874 74. 749, — 
Einfluß der 5 Milliarden auf die deutſche 
Bollswirthichaft (Naffe) 75. 606. (Hirth) 924. 
77, 192. — Die Milliarden und ihre Ber- 
wendung (Wehrenpfennig) 77, 260, 265. 
— Umtlihe Ueberfiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfiht vom 
März 1879, 79, 1034. Nachweiſung der 
Ausgaben bis 1878 79, 1042. S. a. 
Kriegskoſten. 


Annalen des Deuiſchen Reicht. 1898. 


a. Geſandtſchaften, 
Kriegsleiſtungen 74, 406, 1050. 75, 1200. 








— — — — — — 
a suns 
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Kriegstoften. Denkichrift über die Ausr 
führung der den Geldbedarf für die Krieg« 
führung (pro 1870/71) betr. Gejege 72, 
1371. Zabellarifche Leberficht der Kriegs— 
toften ib. 1399. — ©. aud Frankreich, 
Schuldenweſen, Kriegsentihädigung. 


17, 645. ©. a, Kriegsentihädigung. 
Kriegsminifterium, ſ. Kriegsweſen. 
Kriegsſchatz des Reiches 73, 415. 459. 

74, 169. 77, 986. 

Kriegsmejen des Reiches, verfaffungsmäßige 
Ordnung desfelben 71, 99,351. Ergänzende 
Beſtimmungen der Verträge mit den Süd— 
ftaaten 71, 369. 72, 57, 1557. — Die 
Präfenzftärte und die Militävausgaben 72, 
426. — Die deuiſchen Militärgefege (Ueber: 
fit) 72, 498. — Das Baufhquantum für 
1872—74, 78, 2. — Die Nadläffe an den 
Milttärausgaben 73, 17. — Etatsftärke und 
Formation des NReichsheeres für das Jahr 
1878, 73, 21. — Die proviforiihe Neu- 
formation der Artillerie 78, 82, — Der 
Hauptetat fiir 1873, 73, 36. — Das Extra: 
ordinarium von 1851—1873, 78, 49. — 
Miltärausgaben ueben dem Paufchaletat 
73, 69. — Geldverpflegung im Frieden 
73, 73. — Befoldungsverbefferungen für 
Offiziere 73, 76; für Beamte 73, 80. — 
Seldverpflegung je eines Infanterie, Ka— 
vallerie- und Artillerie-Regiments 78, 84, 
— Naturalverpflegung im Frieden 73, 87. 
— (Eigene Einnahmen der Militärverwalt- 
ung 73, 90. — riedensdislofation des 
deutjche Heeres mit Angabe der Bataillons- 
Standquartiere 2c. 78, 91. 95. — Weich» 
eigenthum in der Militärverwaltung 78, 
429, Entwurf eines Reichsémilitär— 

ejeßes vom Mai 1873 78, 1549. — Ber« 

ass des Reichstags über den Militär« 

etat in den Fahren 1871— 1873 74, 173. 

264. — Die Organifation des preußischen 

Kriegsminifteriums 74, 487. — Bevölter- 

ung der Armeeforpsbezirte 74, 500. — Die 

preußiichen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803, 

— Entwurf eines NReihs-Militärgefetges 18, 

1449. — Das Kriegsweien des deutjchen 

Reihe (M. Seydel) Inhalt 75.1393. — Er- 

gebnifje des Militär-Erſatzgeſchäfts 1871/74, 

75, 1613. — Sautionsmwejen 76, 347. — 

Ueberfiht der auf Widerruf anzuftellenden 

Beamten ib. 353. — Entwidlung der Ge- 

jeßgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 77, 

268. — Ueberſicht ſämmtl. Gejete u. Ver— 

orbnungen 77, 833. Etat für die Bermwalt« 

ung des Reichsheers 1879/80 80, 47. 104, 

161. — Schulbildung der Refruten 80, 238. 

— Das Kriegsweſen in Laband's Neichs- 

Raatsrecht (Meyer) 80, 337. — Die Mari 

routen für SKriegsverhältniffe 32, 668. — 

Das Militärfeptennat 87, 123. — Die Aus 

dehnung der Wehrpflicht 83, 236. — Ueber 

die Verpflihtung der altiven Offiziere, zur 
62 
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Unterhaltung der gemeinen (Sozietäte-) 
Schulen ihres Wohnfiges Hausväterbeiträge 
zu leiften. Curtius.) 9, 947. — Die 
Mikitärverbältniffie der Studirenden in 
Preußen 9, 490. — Die preuß. Kabinets- 


| 


ordre vom 7. Juni 1853 über eidliche Ber: 
fprechen evangel. Offiziere Hinfichtlih der | 


religiöſen Erziehung ihrer Kinder 96, 42, 
Krifis, vollewirthſchaftliche, in Deutſchlaud. 
Ein franz. Urtheil 76, 95. — Ameritanifche 
Geihäftslrifen 76, 235. — Unijere volfe- 
wirthichaitlihe Kriſis (Hirth) 77, 187. 
(Wehrenpfennig) 77, 819. Franzöſiſche 
Stimmen über die Krifis in Deuiſchland 77, 
346. S. a. Induſtrie, Kriegsentſchädigung zc- 
Kulturtampf (Wehrenpfennig) 77, 297. 
Kulturpolizei und Rechtsgleichheit Hirth 
73, 795, 823. — ©. aud Bolsbildung. 
Kulturzuftände (Frankenheim) 76, 247. 
Kunſthandwerk, j. Handwert. 


8, 
Laband's „Neichsftaatsrecht” (befproden von 
Meyer) 76, 656. 78, 369. 80, 337. 82, 771. 
Ladungsverzeichniffe 7W, 419. — Bgl.a. 
Zollgeſetz, Eifenbahnen :c. 
Lager (zollamtliche) 98, 233, 
Land, Stadt und, 74, 17. 76. 239. 78, 73, 


Landesverordnungen zu Meichsgelegen | 


(Seybel), 74, 1143. 76, 11. 
Landeskaſſen, ſ. Kaſſenweſen. 


Landesverweiſung, ſ. Freizügigkeit, Gothaer 


Vertrag. 

Landſtreicherei in Baden 87, 305. 

Landſturmgeſetz 75, 655. 

Landtageder Bundesjtaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaſſung 71,29.41. Gleichzeitiges 
Tagen mit dem Neichstage 74, 202. 251. 

Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 

Landwirthſchaft, Produktion der Welt 98, 
943. — Die Landwirtbichaftslammern in 
Preußen 95, 75. — Unterfuhung der wirth- 
ſchaftlichen Berhältnifie in 24 Gemeinden von 
Bayern 96, 547. — Stand der Landmwirth- 
haft in Württemberg 96, 551. — Land» 
wirtbichaftliche Verſchuldung in Baden 96, 
565. — Neinerträge in der Yandwirthichaft 
96, 569. — Berhältniß des Gebäudecapitals 
zum Örumdcapital 98. 315. — Vgl. a. Arbeit- 


eber, Land, Getreide, Zölle, Unfallver- 
cherung ꝛc. 
Lauenburg. Stellung 71, 52. 709. 80, 


622. 792. 86, 15. Behörden 70, 256. 
Lebensmittel, ſ. Nahrungsmittel, 
Lebensverſicherung, ſ. Verſicherungsweſen. 
Legitimationsprüfung, parlamentariſche 

oder richterliche (M. Seydel) 89, 273. 
Lehranſtalten, ſ.Schulen, Einjährigfreiwillige. 
Lehrlingsfrage 77, 790. 78, 25. 81, 715. 

— ©. a. Gewerbeordnung, Arbeiterfrage, 

Entlaſſungszeugniſſe. 

Liberalismus, Einfluß auf die Geſetz— 

gebung 77, 259. 





Alphabetifches Geſammt ⸗Regiſter 


Liberia, Zoll- u. Handelsvertrag 98, 439, 462. 

Lippe-Detmold. Reffertverhältniffe der Be- 
börden 70, 693. Berfaflungszuftände 74,320. 

Löhne. Die Beihlagnahme der Löhne (Er- 
läuterungen zum Gejeg vom 21. Juni 1869) 
69, 1069. — Taglobnjäge für ländliche 
Arbeiter ın Deutichland 75, 629. — Löhne 
in Württemberg ib. 683. — Löhne in El- 
faß-Pothringen (Grad) 77, 772. — !. für 
weibl. Haudarbeiter im laundwirthichaftlichen 
Gewerbe des deutichen Reichs (v. d. Colt) 
77, 868. — Die Gefindelöhne im laud- 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutſchen Reichs 
(v. d. Bolt) ib. 897. — Arbeitslöhne in 
den Fabriken (Ch. Grad) 77, 772. 82, 61. 
— ©. a, Arbeit, Arbeitgeber u. j. w. 

Lothringen, ſ. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. Stempelſteuer. 

Lumpenzoll 80, 628. 

Lübed. Auſchluß an den Zollverein 68, 1117. 
— Reffortverhältniffe der Behörden 70, 696. 
— Verhältnißz. Zollverein 93,194, 309, 414. 

Luremburg. Eilenbahnen 74, 226. 291. — 
Auslieferungsvertrag 77,636. — Uebereinfunit 
betr. Armenrecht S1, 402. — Berhältnig zum 
Zollverein 98, 166, 169, 193, 415, 423. 

!urus, Begriff (Roesler) 75, 280. 

turusfteuer (Bilinsfi) 76, 719. 


M. 

Maßweſen (wirthichaftl. Bedeutung) 75, 286. 

Maß und Gewichtsorduung v. 17. Aug. 
1868 68, 1007. — Rebultionstabellen zur 
Einführung derfelben von Herger und Duste, 
Anhang zu Jahrgang 1870 der „Annalen“. 
— Die neuen Maße und Gewichte 72, 185. 
Konferenz von Aichungsbeamten 74, 1813. 
— lieberficht aller Gefege und Verordnungen 
77, 817. — Die Thätigkeit der deutichen 
Aichämter 1870/75 77, 1111. Desgl. im 
Jahr 1883, 85, 504, — Thätigleit der 
Aihämter in Bayern 87, 232. — Abänder- 
ungen der Maß- und Gewichtsordnung (auch 
neue Aihordnung von 1884) 85, 545 bie 
619. 824, 

Maifhraumftener 98, 307. 

Malthufifhes Geſetz (Hirth) 75, 1281. 

Malzauffhlag 9, 416. Malzjurrogate 
98, 298, 303, 

Marine Entwidelungsplan vom Jahre 1867 
69, 194. — Haushaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194. 71, 693. 721, — Beridt 
des Bundesfanzlers über den Stand der 
Kriegsmarine im Beginn des Jahres 187 
70, 127. — Reffortverhältniffe und Berjo- 
nalien der Zentral-Marineverwaltung 70, 
188. — Berfafunfemäbige Beftimmungen 
72, 125. — Die deutihe Marine-Alfademie 
72, 925. — Neuer Flottengründungsplan 
74, 272. Einjährig - Freiwillige der 
Matrojendivifion 76, 85. — Kautionsweien 
76, 349. — Ueberſicht der auf Widerruf 
anzuftellenden Beamten 76, 354. — lleber- 
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fiht der Gefeßgebung 77, 833. — Das 
Reihsmarineamt 95, 243. — Flottengeſetz 
98, 336. 693. — Bgl. a. Handelsmarine, 
Finanzrecht, Berfajfung ꝛc. 

Markenſchutz. Beſchluß des Handelstags 
1868 68, 979. — Das Reichsgeſetz (Ende—⸗ 
mann) 75, 1192. — Die bei Anmeldung 
von Zeichen zu beobadhtenden Förmlichkeiten 
77, 527. — Das Geſetz über die Waaren- 
bezeichnungen (LK. Fuld) 95, 413. ©. a, 
Mufterihug, Dänemark ꝛc. 

Marktverkehr 78, 608. 82, 677. 86, 78. 

Marokko, Handelsvertrag 93, 189, 439, 462, 

Marſchrouten f. Kriegsverhältniffe 82, 668. 

Mafhineninduftrie 72, 398, 

Matritularbeiträge. Etat 69, 253. — 
Berichte des Ausſchuſſes des Bundesraths für 
Rechnungsweſen von 1868 über die Zu— 
läffigleit der Erhöhung derjelben 69, 274. 
— GStatiftit 72, 690; Berehuung für 
1871 72, 698. — Berechnung für 1873 
72, 1621. — Die Matrifularbeiträge vom 
finanzredtlihen Standpunft (Laband) 78, 
519. — Statiſtik für 1868—1875 74, 
1010. — Erjegung durch Reichseinfommen= 
ftener (Hirth) 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; fiir 1878/79 78, 696; für 
1879/80 79, 891; für 1880/81 80, 497; 
fiir 1883/84 83, 563; fiir 1887/88 87, 624; 
für 1888/89 88, 306; für 1889/90 89, 292. 

Maturitätszeugniffe der Gymnafien 74, 
1671, 

Medlenburg. Zoll-Uebereintommen mit 
Frankreich 68, 233. Anfchluß an den Zoll- 
verein 68, 1117. Verhältniß zum Zollverein 
und Reid 98, 194, 416. — Organijation und 
Berjonal der oberen Behörden 70, 291. — 
Milttärtonvention mit Preußen 72, 1569, 
— 5, a. Auswanderung, VBolfsvertretungen zc. 

Mepdizinalperfonen im preuß. Staate 
76, 637. ©. a. Aerzte. 

Medizinalpolizei, Meberfiht 77, 804. 
Kurpfufcherei 81, 435. Heilgewerbe 82, 681. 

Meßkonten 9, 244. 

Metallinduftrie 72,392. — S. a. Eifen ꝛc. 

Merito, Handelsverträge 93, 174, 186, 438, 
463. Staaten W, 239. 

Militäranmärter 76, 76. 82,556. S. a. 
Beamte. 

Militärbudget (Seydel) 75, 1502, — 
S. a. Kriegsweſen. 

Militärkonventionen (Preußens mit 
deutjchen Bundesftaaten) 71, 99: 72, 1667. 
— Zwiſchen Preußen und Braunfchmweig 
86, 946. — ©. ferner unter den betreff. 
Bundesftaaten. 

Militärgejeggebung, ſ. Kriegsmwefen,Ben- 
fionen, Invaliden Berfaffung (XI. Abſchnitt). 

Militärpenfionsrecht (Seydel) 75, 58. 
1507. 

Militärpflichtige, Körperbefchaffenheit 81, 
483, 

Militärjeptennat f. Kriegsweſen. 











Militärjouderrehte (Seydel) 75, 1483. 
Militärftrafgefegbud 73, 337, 74, 220. 
Militärvermögen 75, 1493. 
Militärvermwaltung, ſ. Kriegsweſen zc. 
Milzbrand, j. Beterinärpolizei. 
Minifteranflage nach geltendem deutfchen 
Recht und ihre Unräthlichkeit in Reichsſachen 
(F. Thudihum) 85, 637. 
Minifterien der Bundesjtaaten, |. Behörden, 
ſowie unter Preußen, Sachſen u. f. mw. 
Minifterverantwortlidhleit 71, 280, 
74, 252. — ©. a. Minifterienflage, Reichs- 
fanzler. 
Mittelberg, öfterr. Gemeinde, Zollanſchluß 
93, 187, 194, 196, 204. 
Motive zu Gefegentwirfen, Bedeutung der- 
jelben (Endemann) 75, 1200, 
Münzhoheit des Staats 73, 363, 
Münzvertrag von 24. fan. 1857 68, 129. 
Münzweſen. Beſchlüſſe des deutſchen Han- 
delstags vom Oltober 1868 68, 974. — 
Währung und Münze, von John Prince 
Smith 69, 143. — Denffchrift, betr. deutſche 
Miünzeinigung vom Ausichuffe des deutfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
69, 729. — Erwägungen und Fragen zur 
Minzenquste (Promemoria des nordd, Bır- 
desraths) 70, 451. — Die wirthichaftlichen 
GSejege des Uebergangs zur Goldwährung 
(Augspurg) 71, 757. — Zur Müngreform, 
Gutachten der Handelstammer zu Köln 71, 
825. — Geſetz, betr. die Ausprägung von 
Neihsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 (voll. 
ftändige Wiedergabe der Reichstagsverhand- 
lungen) 71, 647—857. — Berlängerung 
der Banknoteniperre (Rede Bambergers) 71, 
1333. — Gutachten der Kölner Handels- 
fammer (Juni 1872) ib. 1351. — Ber- 
handlungen des Reichstags über die Münz— 
frage 1871—73 74, 180. 297. 384. — 
Münzgefet vom 9. Juli 1873 (erläutert von 
einem Mitglied des Neichstags) 74, 545. — 
Dentichriften über Ausführung der Münz— 
gejetse 71, 858; 74, 618; 76, 180, 77, 353; 
79, 905, 923; 80, 508; 82, 134. — Gejeg 
betr. Abänderung des Art. 15 des Münz- 
gejetes 76, 203. — Wertbrelation der Edel» 
metalle (wirthichaftsgefchichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 297. — Münzreform und 
Wechſelkurſe (E. Naffe) 75, 595. — Um— 
rechnung der Aktien in Reichsmarkwähr— 
ung 75, 197. 76, 202. — Silberabjluß 
nah Diftafien. ib. 1708. — Sinken des 
Silberpreifes 76, 527. — Einheit im Münz- 
weſen (Webrenpfennig) 77, 277. — Ueberficht 
aller Geietze 77, 817. — Das deutfhe Münz— 
inftem in Gefahr? (Soetbeer) 80, 76. — 
Deutsche Denkichrift zur Pariſer Münzkon— 
ferenz 81, 474. — Zur BWährungsfrage 
(v. Dedend?) SL, 401. — Anfechtung der 
deutfchen Goldwährung 85, 628, — Aus—- 
fihten der bimetalliftifchen Beſtrebungen fiir 
das Berfehrsleben (,Jacobyn SS, 97. — 
62* 
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Gold- und Silbergeminnung 1891 und 1892 
9, 410. ©. a. Bankweſen, Geld, Papier- 
geld x. 
Mufiziren im Umberzieben 76, 80. 
Mufterfhußgefet, das deutiche, (J. Land» 
graf) 76, 743. — Bericht von W. Eude- 
mann 77, 640, 


N 


Nahläffe an den Militäransgaben 69, 191. 
71, 706, 783, 17. 

Nahrungsmittel, Berfälihung 78, 106, 
Bresgen) Denkichrift des d. Yandwirtbichafts- 
raths 77, 1079. Geſetz von 1879 S1, 433. 
Geſetz nebſt Erläuterungen 2c. 82, 781. 

Namszanowski, Armeepropft 72, 1113, 

Nationalitätsprinzip, das, in der 
Ztaatenbildung (Gneift) 72, 929. 

Narionalverfammlung, Frankfurter, 71,7. 

Naturalifation, f. Reichsangehörigkeit. 

Narturalleiftungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200, 

Niederlage-Regulativ 69, 995. 93, 233. 
Val. a. Boligefet, Zölle. 

Niederlande, Zoll» und Handelsvertrag 93, 
438, 452. Stempelfteuern S1, 804. 

Norddeutiher Bund, f. Reichstag, Ber- 
faffung 2c. 

Nord-Oftiee-Kanal 74, 273, 

Normal-Aihungstommiiiion 80, 11. 

Norwegen, Bollverhältniffe 93, 439, 466, 

Notariatsordnung 72, 157, 

Norbbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293. 


' ©. 
Oberhandelsgericht, f. Gerichtshof. 
O berfirhenratb, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213, 
Oberrehnungsfammer, preußiihe 70, 
213. — S. aud FFinanzredt. 
Oefſentliches Interefje, das (Neumann) 
86, 857 
Oeffentliches Recht, das Recht der Nid- 
forderung im Gebiete des deuiſchen öffent 


lichen Rechts Gläſſing 96, 46, 81, 279. — | 
S. i. Uebrigen Staat, Verwaltungsrecht u.f.m. | 


Orjterreih-Ungarn. Frühere Berträge 
68, 235, Handels- und Zollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545. 71, 546. 73, 322, 

Ablommen wegen Uebernahme Aus» 
sumeifender 76, 85. — Die öfterreichiiche 
Bauk (Lucam) 76, 862. — Dentichrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422, 

- Handelsvertrag vom 16. Dezember 1878 
79, 385, 609. — Uebereinfunft wegen Ur- 


! 
| 
| 
| 
| 


| 





tundenbeglaubigung 81, 404. — Handele- | 
vertrag von 1881, 81, 517. — Zur Frage | 
der Bolleinigung zwiihen dem Deutſchen 
Neiche und Defterreich-Ungarn 86, 508, 87, | 


81. — NArbeiterfammern 87, 115. — Ein. 


und Ausfuhr 1883—85 87, 562. — Handels» | 


und Bollverträge 92, 796, 9, 171, 173, 


182 


| 
‚186, 188, 438, 440. — Der öfter. | 


Alphabetiſches Gefammt-Regiiter 


Geſetz-Entwurf betr. die direkten Verſonal- 
feuern (Strug) 98, 108. — Poſtſparkaſſen 
97, 168. — Altohol, Getränte u. Trunfen- 
beitsgejeßgebung 97, 773, — Arbeitsein« 
ftellungen und Ausfperrungen 1895 98, 154. 

Offiziere, ſ. Kriegemefen. 

Olden dpi ‚este hun 168, 171,194,416. 

Olympia, Ausgrabungen zu, Reihsjubvention 
bierzu 80, 35. 

Omnibusgeſellſchaft, parijer, 76, 234. 

Option in Elfaß-Forhringen 72, 1293. 78,971. 

Orden und Kongregationen der fatholiichen 
Kirche in Deutichland 75, 1381. — ©. a. 
Jeſuiten ꝛc. 


P. 

Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld- Emilfionen 70, 117. — 
Die Konfolidation des deutichen Staats— 
papiergeldes (Hirth) 71,1103. — Rechtsgut · 
achten von W, Endemann 73, 361. — Ber— 
bandlungen des Neichstage 1873 74, 300, 
— Ausgabe von Reichspapiergeld (Hirtb) 73, 
715. — Reichslaſſenſcheine, Münzreform und 
Reichsbank (Bamberger) 74, 1601. — Weſen 
des Papiergelds (Roesler) 75, 374. — Reichs- 
kafjenfcheingefeg (Eudemann) 75, 1186. — 
. Entwidelung der Pfandbriefihuld in Preußen 
SS, 96. — S. aud Bankweſen, Münzirage. 

Papft. Die deutfche Geſandtſchaft beim Papft 
(Nandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papſt Pius IX. und das deutiche 
Reich (der Koloß und das Steinden) 72, 
1227. — Kaifer Wilhelm und der Papft 
(Briefwechſel) 74, 135. 

Paraguay, Handelsvertrag 93, 174, 189, 
439, 464. 

Paßweſen. Gefe vom 12. Oftober 1867 
68, 903. — lieberfiht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebühren 68, 905. — Reichs- 
geieggebung 71,210. — Muſterpäſſe 86, 180. 

Patentwejen. Uebereinkunft wegen Ertbeilung 
von Erfindungspatenten und Privilegien 
vom 21. September 1842 68, 139, 
Antrag des Bundesfanzlers betreffs die 
Reform der Patentgejeggebung 69, 33, 
Denkihrift von W. Siemens 69, 41. — 
Reihspatentgejeg 73, 357. Patenttare im 
deutichen Reiche 75, 625. — Entwurf eines 
Patentgefeges 77, 325. — Dentichrift des 
Patentſchutzvereins 77,505. — Reichs-Patent- 
gejeg dv. 25. Mai 1877 nebft Berorbn. 77, 
914, 921, 924, 1011. Erfahrungen mit 
dem Gefeg 79, 541. — Etat des Patent- 
amtes 80, 14. — Bericht des Patentamts 
fir 1878 80, 479. — leberfichten über die 
Entwidiung des deutichen Patentwefens 1877 
bis 1889 91, 240. — Die patentrechtlichen 
Beftimmungen des deutich-öfterreichiichen 
Uebereinfommens vom 6. Dezember 1891 
(Schanze) 94, 245. — Denkſchrift über das 
Patentgeieg vom 7. April 1891 und das 
Geſetz betr. den Schutz von Gebraudt- 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“. 


muftern vom 1. Juni 1891 94, 618. — 
Dentichrift iiber die Gejchäftsibätigleit des 
Patentamts 1893/95 96, 867. — Der An— 
fpruch des Erfinders auf Patent (R. Piloty) 
9, 409. — Erfindung und Gntdedung 
(Schanze) 97, 653. — 

Baris, 
77, 254. 

Bartei, deutjch-freifinnige 86, 350. — S. a. 
Wahlen. 

Baufhjummen-Etat, ſ. Kaffenweien, Mi« 
Iitärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 

Benfionen. Das Reichs» Militär» Penftons- 
eiet vom 27. Juni 1871 und die Kailer 

ihelms-nvalidenftiftung 71, 1001. Er- 


laß des Kriegsminiſters dv. 27. Juni 1871 | 


72, 181. — Finanzrechtliches über Benfionen 
13, 441. — Das Militärpenfionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergewährung der Benfion 
76, 83. — Das Penfionsredt der Reichs— 
beamten 76, 292. 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484. — ©. a. Beamte, 
Invalidenfonds ꝛc. 

Perſien, Handelsverträge 74, 100, 830; SO, 
816. 86, 255; 98, 174, 182, 438, 464, 

Berjonalunion 71, 60. 

Perſonenſtand, Borichriften zur FFeftftell- 
ung desjelben im den einzelnen Bundes- 
ftaaten 78, 1251. Entwurf von 1873 74, 


Die Nahrungsforgen des Parifers | 





437. 1551. — Taufen und Trauungen im ı 


Preußen 77, 245. — Vgl. a. Zivilehe. 
PBetroleumlager 80, 665. 86, 70. 
PBetroleumftener, ſ. BZolltarii. 
Pfandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 

rechts (Het) 80, 304. 


Pferdebeſtand, militär., in Preußen 77,247. 


Photographien, Urheberredht 77, 640. 
Polizerliche Geſetzgebung des Neiches 71,209. 
©. a. Gewerbeordnung, Veterinärpolizei zc. 
Portugal, Handelsvertrag 98, 189, 439, 457. 
Poſtd — erbindung, deutſche, 
mit Oſtaſien und Auſtralien (Vertrag) 85,689. 
Poſtſparkaſſen 78, 807. — Zur Frage der 


Einführung derſelben (Dehn) 83, 649. Ent | 
wurf eines Geſetzes vom Januar 1885, 85,1. | 
Begründung deſſelben ib. 25. Staatsrechtl. 


Bemerktungen von Seydel 85, 48. 
Oeſterr. P. im J. 1895 97, 168. 

Poftüberihüfie, Antheile der Bundes: 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 


Poft- und Telegrapbenmwejen, verfaß- | 
55* Orduung deſſelben 71, 198. | 


Gejepgebung 72, 494. Neichseigenthbum 78, 
428. Berwaltungstompetenz des Neiches 78, 
492, — Berichmelzung der Telegraphie mit 
der Poft 75, 1730. 76, 205. — Amtsblatt 
76, 104, — Mbgrenzungs des Geichäfts- 
freifes des General» Boftmeifters ꝛc. 76, 
205. — Bezirks- Poft- und Telegraphen: 
behörden 76, 210. — Kantionen der Boft- und 
Zelegraphenbeamten 76, 344, 350. 368. — 
Ueberfiht aller Gefege und Berordnnungen 


73 


bis 1877 77, 815. — Nevidirte Reichs-Poſt— 
ordnung von 1879/83 83,491. Berichtigung 
83, 765. — Deutiches Boft- u. Telegrapben«- 
weſen ſeit 20 Jahren BL, 955. — Das 
deutiche Reichs ⸗Poſt- und Telegraphenmeien 
1892 94, 239. S. a. Poftverwaltung, Tele- 
graphenvermaltung. 

Poftvermaltung. Etat derielben 69, 224. 
71, 69. — Statiftit der Poftverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493. 
— Refjortverhältniffe der Bundespoitbehör- 
den 70, 161. 71, 286. — Gebaltsaufbefler- 
ungen und Neorganifation des Beamten« 
wejens 71, 725. — Auszug aus dem Regle— 
ment für die Annahme und Anftellung von 
— und Militäranwärtern 71, 733. — 

rundſätze für die Ueberleitung der vorhan- 
denen Beamten in die neue Organiſation 
71, 738. — Herſtellung eines Dienſtgebäu— 
des für das Generalpoſtamt ib. 741. — 
Die gemeinfamen Zentral» Boftverwaltungs- 
foften 71, 746. — Dentichrift, beir. den 
allgemeinen Boftfongreß 71,751. — Deutiche 
Reichspoſt und bayeriiche Pojtverwaltung 72, 
597. — Das Neichspoftgefeg vom 28, Of 
tober 1871 73, 339, 74, 154. Wortlaut des- 
jelben 73, 1003. Erläuterungen dazu ib, 
1237. — Neorganifation des kaiſerlichen Ger 
neralpoftamıts 73, 591. — Beſtimmungen 
über den Verkehr mit der Reihspoft 73, 
1003. — Poftreglement nebſt Ausführungs- 
beftimmungen 78, 1017. — Beftimmungen 
über den Poittarif 73, 1127, — Zollamt- 
liche Behandlung im Poſtverkehr 73, 1147, 
— Geldvermittelnngsverkehr ib. 1163. — 
Portofreiheitsweien 73, 1217. — Beidhlag- 
nabme von Poitfendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wechſel- 
verfehr mit Bayern, Wirttemberg, Defter- 
reih und Luremburg 73, 1255. — Ber- 
jegung von Poftiefrerären 74, 155. — ft 
die Poft im Sinne des Handelsgefegbuches als 
Kaufmann zu betradyten ? ib. 1530.— Inter- 
nationaler Poftvertrag vom 9. Oft. 74, 75, 
451. Bericht des Bundesrathsausſchuſſes da» 
zu ib. 464. — Erlaß einer neuen VPoſtorduung 
75, 621.1195. — Neue Bofttarifbeftimmungen 
ib. 622. — Ueberſicht der auf Widerruf an« 
auftellenden Beamten 76,355. — Berner Poft- 
fonferenz 1876, ;6, 780. — Ergebniſſe der 
Neichs-Poftverwaltung während der Jahre 
1872— 1875, 77, 120. 1069 ; im Jahre 1876 
78, 36. — Poſtgeſetz v. 20. Dez. 1875 78, 

583. 587; 77,642. — Aufnahme von Wechiel: 

proteften durch Poftbeamte 78, 42. — Porto» 

freiheit in Zoll- und Reichsdieuſtſachen SO, 

647. — Bollabfertigung von Poftgüitern SO, 

662, 750. 86, 65. 178. — Weltpoftverein: 

Uebereinfunft betr. Boftpadete S1, 477. — 

Die deutschen Poftwertbzeihen (Seydel) 82, 

617, Briefpoftverfehr der Erde im 

Sabre 1881 (W. Schulze) SF, 393. — 

Weltpofiverein 86, 763. — Wohlfahrtsein- 


974 


rihtungen der deutichen Poſt- und Tele | 


grapbenverwaltung im Jahre 1890 91, 248. 
PBrämienverloofungen 72, 138. 74, 151. 
Präjenzftärke des Reichſsheeres 72, 426, 

78, 21. 1552. S. a. Kriegsmeien, 

Militärverwaltung. 
Präzipuen, 98,171. — Wegfall deri. 71,545. 
Preife. Preisbildung (Roesler) 

Urfahen der Thenerung (Hirtb) 75, 918. 

Das fonveräne Gejeg der Preisbildung 

(Hirth) 75, 1265. — Das Geſetz des Preifes 

72,532. — Waarendurchfchnittspreife in Ham- 

burg (1847— 1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 

70, 399; für 1870 71, 537; für 1871 

bis 1875 77, 165; für mehrjährige Beit« 

räume von 1847 — 75 77, 178; für 1876 


und 1877 79, 81, 87; für 1877—1879, 80, | 


81,856 ; für 1880 82,127; für 1881 82,676; 
in Bremen (1851 — 1868) 69, 79 und 645. — 
Preife und Yöhne in Württemberg 75, 631. — 


5, 392. 





Preife fiir den deutichen auswärtigen Handel | 


1872/73 75, 689. 695. — Durchſchnittopreiſe 

wichtiger Waaren im Großhandel 1879/80 

81, 195; 1881 82, 517; 1882 83, 739, 

Hamburger BWaarendurdichnittspreife 
1847 bie 1882 88, 753; 1882/83 84, 560. 
1883/84 85, 628; 1884/85 86, 877; 
1885/86 87, 720. — Lehre von der Preis« 
bildung auf Grund der Altienkurſe (Gärtner) 
86, 285. — ©. a. Wertbberechnung. 

Prefje. Grundlagen eines Reichsgeſetzes über 
die Preffe, Referat von 8. Biedermann 
72, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Preſſe“ 72, 107. 78, 357. — Verband: 
lungen im Reichstag 74, 160. 197. 314. 
— Neihspreßgefeg (Emdemann) 75, 1179. 
— Deffentlihe Aufforderung zum Unge— 
horfam 76, 84. — Das Neihspreßgeiet 
(Wehrenpfennig) 77, 178. — Die Immuni— 
- der parlament. Berichterftattung Hubrich) 

‚1. 

Preußen. Neffortverbältniffe, 
der Minifterien und Provinzialbehörden 70, 
191. — Bericht des Borftandes der mational- 


Berjonalien 


liberalen Partei über die Yegislaturperiode | 


1868—70 des preußischen Abgeorbneten- 


baufes 70, 563. — Aus dem Verwaltungs 


bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffent. Arbeiten für 1867—69 70, 
650. — Die Eigenart des preuß. Staats 
(R. Gneift) 74, 503. — Steuerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520. 78, 439. 
— Zur Wohlhabenheits- und Steuerftatiftit 
preuß. Städte 78, 442. — Erwerb nnd 


Berluft der Staatsangebörigkeit 82, 611. | 


— Berhältniß zum Zollverein 93, 164. 194, 


416. — Eifenbahnftatiftif 98, 798. — Zwangs: | 


verfteigerungen in Preußen 1881 —87 88, 7U6, 
Was koſtet der öffentliche Unterricht 
in Preußen ? 88, 802. — Gutsbezirke in Poſen 


9”, 663. — Steuerreform 91, 909. 98,475. | 


91. 94, 63, 81, 161. — Steuerreform 


(Strauß) 94, 207, 405. — Bevölkerung: | 


Alphabetiihes Gefammt-Kegifter 


Altersftufen 78, 658; innere Wanderungen 
82, 607, Art des Zufammenlebens 1885 57, 
803, Stammeszugebörigleit 93, 559. — 
Statiftifches Bureau 98, 797. — Ergebniffe 
der Gewerbe» und Betriebefteuerveranlagung 
für 1893/94 in Preußen 94, 400. — Die 
Amortifation der preußischen Staats- und 
Eifenbahnfhuld 98, 311. — Bertheilung des 
ergänzungsfteuerpflichtigen Bermögens 98, 
818. — S. a. Vollszählung, Finanzweſen, 
Grundſteuer, Einkommenſteuer, Kommunals 
ſteuern, Gewerbeſteuer, Kabinetsordres, Ge⸗ 
werbeordnung, Subhaſtationsordnung, Unter« 
ſtützungswohnſitz, Vollsſchulen, Schulaufficht, 
kirchenpolitiſche Geſetzgebung, Bermwaltungs- 
reform, Provinzial- und Kreisordnung zc., 
Reicht augehörigkeit, Bankweſen, Spartaifen, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht. 

Privatrecht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) 86, 357. — ©. Rechté— 
gebiete, Zivilrecht ꝛc. 

Produftiom (Begriff) 75, 8. 26. 1226. ©. 
a. Preisbildung, Werth. 

Produktivität (Roesler) 75, 259. 

Promulgation (faband) 78, 372. 

Provinzialbebörden in Preußen 70, 219. 
und 249. — S. a. Kreisorbnung. 

Provinzialordnung, preußiiche, 75, 1593. 
717, 305, 

Prozefordnung, Sf. Zivilprozeß, 
prozeß. 

Prüfungsmwefen, jmriftifhes in Preußen 
91, 412, in Bayern 98, 910. 

O. 
Quartalsertrakte 98, 388, 
Duartierleiftungen im Frieden 74, 1037. 

75, 1081. 1201. 


Straf⸗ 


* 


Nealunion 71, 60. 

Reaktion, die wirtbichaftliche 
pfennig) 77, 319, 

Neblauseinfubr 81, 434. — Juternationale 
Reblausfonvention 82, 625, 83, 544. 

Rechnungsweſen, ſ. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof 70, 157. 74, 214. 257. — 
Juſtruktion 75, 1253, 

Rehtsanmwaltsordnung 79, 508. Ge 
bührenordnung 79, 1016. 81, 394. 

Nechtsgebiete, privatrechtliche, in Deutid- 
laud 83, 575. 

Rechtsgleichheit. Leber Kulturpolizei und 
Rechtsgleichheit (Hirth) 73, 795, 839. Grund» 
ſätze der Rechtsgleichheit (Endemann) 74, 419, 

Rechtshülfe. Bundesindigernat ımd Rechts- 
pflege (Ausfchußberiht des Bundesraths 
69, 13. — Die Gewährung der Rechtshülfe 
im nordd. Bunde 69, 1031, 71, 878. 72, 
158. — Rechtshülfe für Reichsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Ueberfidht 77, 833. 

Rechtspflege. Zur Entwidlung der Unab- 
hängigkeit der Rechtſprechnug (Siegel) 98, 
221. — ©. a. Juftizgejeggebung u. ſ. m. 


(Webhren- 





Rechtswifſenſchaft, Beziehungen zur Volls— 
wirthſchaftslehre 72, 509. 73, 858. 74, 8. 
Aufgaben derfelben im Reiche 76, 6. — 
Marquardfens Handbuch des öffentlichen 
Rechts u. die moderne Staatslehre (E. Mayer) 
87, 550. 

Regierung, konftitutionelle und parlamen- 
tariiche (Seydel) 87, 287. 

Reich, deurfches, Organismus desjelben C. v. 
Stein) 76, 5. — Sociale und ökonomiſche 
Bewegung in frauzöſiſcher Beleuchtung (Wie« 
finger) 93, 641. — ©. a. Reichstag, Ber- 
faflung, Zollverein u. |. w. 

Neihsangehörigkeit. Zum Reichs- und 

Staatsangehörigkeitsgeieg (Yandgraff) 70,625. 

— Reichs- und Staatsangebörigkeit (Röune) 

71, 151. — Abänderug des Befeges 71, 381, 

Wortlaut des Geſetzes ib, 653. — Das 

Recht der Staatsangebörigkeit im inter- 

nationalen Verkehr (v. Martik) 73, 793. 

1113. — Die deutfche Reichs» und Staats» 

augebörigleit (Seydel) 76, 135. 81, 67, 38, 


577. — Koſten der Naturalifationsurkunden | 


(Landgraf) 76,729. — Dasdeutiche Naturali- 
fationsverfabren (Seydel) 76, 733. — Der 
Fall Bauffremont (Yandgraff) 76, 1022. — 
Ueber den deutſchamerikan. Vertrag vom 
22. Febr. 1863 (Wefendond) 77, 204. Zur 
Frage der Entlaffung von Reſerviſten 2c. aus 
dem Reichsverbande SI, 67. — Statiftifches 
S1, 482. 52,611. — Erwerb und Verluſt der 
Reichs- und Staatsangebörigkeit in Preußen 
1873 75, 1383; 1885 86, T44; desgl. 1886 
S7, 724, desgl. 1837 89, 379, . aud 
Staarsangebörigfeit. 

Neihsardiv. 
und Heformen im Archivweſen (Frhr. v. 
Hagfe) 68, 4öl. 

Neihsarmenredt, j. Unterſtützungswohnſitz. 

Neihsbant, ſ. Baulmsien. 


Neihsbeamte, I. Beamte, Behörden, 
Reichskauzler zc. 
Meihsbevollmädtigte fir Zölle umd 


Stenern 93, 423. 

Neihsbürgertyum 74, W. — Bgl. a, 
Reichsangehörigkeit ꝛc. 

Reichseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422. 
74, 255. 403, 

Reihseinfommenfteuer, f. Einlommen- 
fteuer. 

Reichseiſenbahnamt, 5. Eifenbahnen, 

Reichsgeſetzblatt 7, 48. 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Neichsgericht, ſ. Gerichtsorganiſation. 

Reichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Nönne 71, 45. 62. — S, a. Verfaſſung. 

Reichshaushaltsetat, ſ. Matritularbeiträge, 
Finanzweſen. 

Neihsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärverwalt- 
ung ıc. 

Neihsjuftizamt 75, 1216. 77, 335. Die 
Aufgaben desielben (Nede des Präf. Fried: 
berg) 77, 680, 





MWiederberftellung eines R's 





—— H. v. Reitzenſtein) 

42. 

Reichskanzlei, Etat derſelben SD, 3. 

Reihstanzler. Berfaffungsmäßige Stellung 
und Verautwortlichkeit 71,275. Subftitutiong= 
befugniß des Neichatanzlers (M. N 78, 
402. — Nede des Fürften Bismard 78, 
503. — Stellvertretungsgefeg vom 17. März 
1878 78 (M. Josl) 78, 761. Das neue 
Wirthſchaftsprogramm des Fürſten Bismard 
79, 219. — Reden des Fürften Bismard: 
über die Nevifion der Reichsverfaſſung 70, 
324. 326; über die Kriegstoften-Anleihe ib. 
686; über den Frieden mit Frankreich ib. 
876 ; über den Anfchluß von Elſaß-Lothringen 
ib. 851. 928. 948; über die Konvention 
mit Frankreich 72, 176, — Finanzreform« 
pläne des Fürſten Bismard 80, 626. SL, 
338. — Stellung des Reichslkanzlers nad 
deutfhen Staatsrechte (P. Henfel) S2, 1—60, 
— Materialien zum Reichskanzlerrecht zc. 86, 
321. — ©. a, auswärtige Verhältuiffe, Bun« 
desrath, Eljaß-Fothringen, Kaifer, Minifter 
anlagen, Reichstag, Berfafjung, Berord» 
uungsrecht ꝛc. 

Neihslanzleramt. Etat 69, 165. 71, 707. 
— Reflortverhättniffe 70, 156. 71, 285. — 
Organifation und Etat 77, 335. 838, 80, 4. 

Reichskafſſe, ſ. Kaſſenweſen. 

Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichskontrole für Zölle und Steuern 9, 
420, 

Reihamilitärgefeg, deifelben 
73, 1549. 

Neihsmilitärgeridht 98, 151. 721, 

Neihsoberhandelsgeridht 43, 35l. ©. 
a. Gerichtshof. 

Neihspoftvampferlinien 98, 855. 

Reichs recht, zu den Streitfragen itber Gefeg 
und Verordnung (Zorn) 85, 301. 89, 344, 
Arnde). 91, 225. 

Neihstag. (3. a. Berfaffung.) Der fon« 
ftituirende nordd. Neichstag 71, 23. Recht - 
liche Natur des Reichstags 7L, 243. — Mit 
glieder im Jahre 1868 68, 433. Gejchäfts: 
ordnung vom 6. Juni 1868 68, 913. — 
Geſchäftsordnung des deutschen Reichstags 
71, 267. — Thronreden 68, 1061. 1066. 
1068, 69, 1095, 70, 1. 617. 717. 93, 171. 
— Etat des Neichstages 69, 170. — Ber 
richt des Vorſtandes der national-liberalen 
Partei (Lasfer) über die Legislaturperiode 
1867/70 70, 563. — Ueberſicht der * 
gebung des nordd. Bundes uud des Zoll» 
vereins 1867 70, 721. — Die Gründung 
des neuen Meiches 70, 735. — Nichtge— 
meinschaftlichleit bei den Berathungen der ein⸗ 
zelnen Gegenſtände 70, 753. — Eröffnung 
(Thronrede und Adreſſe) und Schluß des 
erjten deutichen Reichstags 71, 313. 1041, 
— Thronreden von 1871 nud 1872 72, öl, 
1629. — Die Muglieder des deutichen Reichs— 
tags (biograph. Notizen) 72, 191; Fraftionss 


Entwurf 


Digitized’dY Google 


976 


verzeichniß ib. 282. — Statiftif der Wahlen 
zum erften deutfchen Neichstag (3. Knorr) 72, 
257. — Thronrede von 1873 78, 1641. — 
Nüdblide auf die I, Legisfaturperiode des 
deuiſchen Reichstags (1871/73) 74, 130, 
— Borläufiger Bericht über die 1. Seffton 


1V. Legislaturperiode (Friihjahr 1874) 74, | 
1134, Thronrede ib. 1129. — Berbaft 


ung von Heichstagsmitgliedern während der 
Eitumgsperiode 76 82, 
die Geſetzgebung 1871—76 (Wehrenpfennig) 
77, 257. — Geſchäftsordnung nebft Biblio- 
thefordnung 77, 490. — Ueberfiht der Ge» 
fege und Verordnungen über den Reichstag 
77, 843. Ergebniß der Reichstagswahlen 
1878 79, 574, — Etat des Reichstags 80, 
18, — Die Wahlen zum Neichstag 1871 
bis 1873 80, 333. — Der deutjche Reiche- 


— Bericht über | 





tag (rechtswiſſenſchaftliche Darſtellung, Seydel) 


80, 352. — Stellung des Reichskanzlers zum 
Reichstag S2, 15. — Statiftil der Reichstags 
wablen 1881 82, 542. — Straffreibeit 
beitsgetreuer Reichstagsberichte (Fuld) 87, 
251. — Zeugnißverweigerung der Reichstags⸗ 
mitglieder (Fuld) 88, 6. — Reichstagswahl 
und Neichstagseröffuung (Jonge) 88, 669. 


— Beiträge zur Wablprüfungsſtatiſtik (Pren- | 


ael) 92, 1. — Zur Wahlftatifiit (Siegfried) 
98, 483, 
Neihstagsgebäude 74, 289. 
——— Verordnungs⸗ 
recht. 
Neihsverwaltung,Charakter derſelben, 76,9. 
Reichsverfaſſung, ſ. Verfaſſung. 
Reichsverſicherungsamt, Geſchäftsberichte 
9, 521. 9, 421. 98, 618. 94, 504; 95, 


922, 96, 765, 97,459. — Die rechtiprechende | 


Thärigkeit des Reichverfiherungsamtes;zuld) 
94, 536. 
Neligionsbefenntniß in Preußen 75, 634, 


Neligionsunterricht, preuß. Hecht 93, 934. | 


Nententonvertirung (Zabn) 96, 222. 

Reſervatrechte in der Reichsverfaflung 72. 
423. Authentiſche Erklärungen ſüdd. 
Miniſter 72, 1585. — Begriff der Sonder— 
rechte nach deutschem Reichsrecht (Laband) 74, 





1487. — Die Sonderrechte der deutichen | 


Staaten und die Neicheverfaffung (Loening) 
‘5, 337. — ©, a. Bayern, Bunt esftaaı, 
Berfaffung, Verordnungsrecht zc. 
Reſtverwaltung 73, 545. 
Retabliffementstoften 72, 1371. 1392, 
1466. 73, 70. 74, 261. 
Nettungsanftalten 88, 41. 


Reuß (Fürſtenthümer). Neffortverbältniffe der | 
Behörden 70, 691. — Verbältniß zum Zoll» | 


verein und Neich 98, 166. 194. 416. 


Rhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen zc. | 


Rheinbund, Geſchichte 71, 2. 

Nbeinichifffahrt PO, 825. 93, 226. 

Rinderpeſt, Geſetzgebung darüber 71, 210. 
17, 635, — Deukſchrift über deren Bor» 
fommen 1872 bis 1877, 78, 512, 629. — 


Alphabetiſches Geſammiregiſter 


Bekanntmachung, Gebührniſſe und Koften- 
erſtattung betr. 79, 602. S. a. Beterinärpolizei. 

Nobben, Schonzeit 77, 636. 

Nom, Casa Zuccari 80, 41. 

Rotz, ſ. Veterinärpolizei. 

Rübenzucker, ſ. Zucker. 

Rumänien, Zoll-und Handeleverträge 98, 
186. 189. 438. 458. 94, 747. 

Rußland. Ueber einen Handelevertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hinterlaffenichafte- 
regulirung 75, 1175. — Erbrectöverbält- 
niffe Reichsangeböriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385. — Boll- 
verhältnifie 93, 466. — Vertrag mit Ruf- 
land 94, 853, 


©. 

Sachſen (Königreih). Behördenorganiſation 
und Perſonalien 70, 258. — Militärvertrag 
mit Preußen 71, 106. — Steuerreform 
(3. Genfel) 74, 1373. 75, 1519. 76, 95. 
— Dotation der Bezirfäverbände 75, 1391. 
— Einfommenfteuer 94, 402. 

Salvador, Handelsvertrag 98, 189.439. 464. 

Salz. Uebereinkunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8. Mai 1867 68, 
119. — Bundesgeſetz vom 12, Okt. 1867 
68, 141. — Die Denaturirung des Salzes 
68, 1097. — Statiftit 71, 575, 74, 916. 
75, 902. 76, 93. 802, 97, 248. — Be 
flimmungen über die Salzftener (v. Aufſeß) 
93, 175. 287. 382, 392, 

Samoa, Zoll. und Handelsverträge 9, 186. 
464, 

Sanftion der Geſetze (Paband) 78, 351. 

Schanftgemwerbe, Begriff nach der Gewerbe- 
ordnung (Seydel) 85, 51. 88, 955. 

Schatzanweiſungen 78, 444. — ©. a. 
Anleihen, Schuldenweſen x. 

Schauftellungen 76, 79. 

Schhiedsgerichte, gewerbliche 74, 430, 434. 
1195. Gejegentwurf und Kommiſſionsbericht 
ib. 1219, 1317. — Gemerbegeridite in 
Deutichland (Fuld) 98, 481. — Das jchieds- 
richterliche Verfahren nach dem Entwurf der 
Zivilprozeßordnung 75, 153. — Die g. 
Echiedsgerichte in Preußen 77, 96. — Die 
Zuftändigleit der Gemwerbegerichte (v. Fran— 
fenberg) 97, 329. — ©. Arbeiterfrage. 

Schiffer, j. Handelsmarine, Konſulatweſen ꝛc. 

Shifffahrtsabgaben, Aufbebungen im 
Preußen 68, 238. ©. a. Flößerei. 

Schifffahrtsſtatiſtit. Organifation derfelben 
70, 70. Beſtand der beutichen Seeſchiffe 
Anf. 1883 84, 62. Dampfteffel und Dampf: 
maſchinen der Schiffe in Preußen 1879 und 
1859 90, 99, 

Schifffahrtsverträge 93, 435. 

Skhiffsbau. Beltimmungen über die Ge- 
währung einer Zollvergütung für die ver- 
wendeten Materialien 71, 1580. 78, 186. 

Schiffsmeldungen 81, 437. 

Skhifjeunfälle an der deutſchen Küfte 
1867—73, 76, 218. — Geſellſchaft zur 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“, 


Nettung Schiffbrüchiger 78, 111. Ber: 
hütung des Zufammenjtoßene auf See 81,437. 
Shleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwiſchen Preußen und Defterreih 71, 17. 
— Dffiziere der ehemaligen Schleswig: 
Holfteiniihen Armee 78, 441. 
Schleujengelder MW, 207. 
Schlußnoteuſtempel, f. Stempelftener. 


Schöffengerichte, Zuftändigleit nad dem | 


T4er Entwurf, 75, 239, 
Schulaufſichtsgeſetz, preußifches 72, 1029. 
74, 24 


Schulbildung, in Preußen 75, 634. Schul: 
bildung der 1875—79 im deutfchen Heer 
eingeftellten Refruten 80, 238, 

Schule, ſ. Fortbildungsihule, Gymnaſien, 
Bolksſchule ꝛc. 

Schulgeſetzgebung 78, 824. 74, 3. 

Schuldenweſen des Reiches 69, 287. 71, 
147. Schulden der Bundesjtaaten 69, 309. 
Preußische Staatsihulden 69, 607. — Bun» 
desichulden-Kommilfion 70, 160, — Die 
erften drei Berichte der Bundesſchulden— 
Kommiffion für 1868, 1869 und 1870 71, 
665. — Striegskoftenanleihe vom Jahre 1871 
71, 680. — Bericht der Reichsſchulden Kom— 
miffion für 1871 72, 1359, für 1875/76 
und 1876/77 77, 380. 973. — Die Reiche- 
ſchulden (Yaband) 73, 435. 460. — Entwickel- 
ung der Pfandbriefihuld in Preußen 88, 96. 





Schuldhaft, Geſetz über deren Aufhebung | 


von 29. Mai 1868 68, 806. 72, 135. 
Frage der Wiedereinübrung S1, 402, 
Schulzwang, Theorie desielben 74, 14. 
Schutzgebiete, deutihe. Denkichrift von 
1856 56, 483. — Gejeg, betr. die Rechts— 
verhältniſſe der deutſchen Schußgebiete, vom 
17. April 1886 (Xoel) 87, 191. — Deutſches 
Kolonialftaaısrecht (v. Stengel) 87, 309, 805. 
Berichtigung 88, 244. — Reichsgeſetz vom 
15. März 1888 88, 343. — Die Deutichen 
Schutzgebiete, ihre rechtliche Stellung, Ber« 
fofjung und Verwaltung (v. Stengel) 89, 


1. 9, 493— 782. — Anleihen für die | 


Scuggebiete (Noel) 91, 386. — Geſchäfté- 
ordnung des Kolonialraths 92, 751. — 
Sammlung der Gejete ꝛc. 93, 800, 
Schutzzoll, ſ. Bolltarif. 
Schutz- und Trutzbündniſſe, Preußens 
mit den Südftaaten 71, 33. 
Shwarzburg-Zondershaufen. Reflort: 
verbältuifie der Behörden 70, 687. 
Schweden, Roll und Handelävertrag 983, 439. 
Schweiz, Zoll- und Handelsverträge 9, 881. 
y3, 183. 186, 188. 438. 448. — Die Bım- 
deöverfafjung der Eidgenoſſenſchaft (Gareis) 


75, 489. — Bundesjtenern ib. 785. — Das | 


Bundesgericht Landgraff) 76, 106. — Her 

Irutenprüfungen 96, 942. 
Schwuraeridte (1874er Entwurf) 75, 239. 
Seebehörden, Zeeunfälle (Berels) 76, 1001. 


Seeleute, ſ. Marme, Handelsmarine, Kons | 


ſulatweſen ac. 


| 


Seuchengeſetzgebung, ſ. 
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Seemannsordnung 73, 343. 74, 63 
224. 380. 

Seeredt, ſ. Strandungsordbnung ꝛc. 

Seeverkehr, ſ. Hafenregulative, Schifffahrt ac. 

Seide, rohe, Erzeugung jeit 1887 98, 942, 
— Erefeld, Seideninduftrie 1896 97, 651. — 

Selbftmorde, ſ. Unfälle. 

Eelbftverwaltung, Begriff 73, 1444. 74, 
28. 83, 283. 305, — ©. in Preußen (Wehren- 
pfennig) 77, 805. — Heſſiſches Gejeg vom 
15. Mai 1885 87, 89. 

Serbien, Zoll» und Handelsverträge 98, 186 
438, 458. 94, 747. 

Servis, f. eg 

edizinal- und 

Veterinärpolizei. 


Siam, Handelsverträge 9, 174. 465. 

Silberwährung, ſ. Münzfrage. 

Sonderredte, j. Kriegsweſen, Refervat- 
rechte ac. 

Sonntagsarbeit 73, 1471; 91, 236, 258. 

Sonntagsruhe, Störung derjelben, 76, 76. 

Souveränetät u. Selbjiwerwaltung (Roſin) 
83, 260. 

Soziale frage 78, 795. 1471. 1536. 74, 
9. 33. 322, — ©. Volfswirtbichaftsichre, 
Arbeiterfrage, Freihändler, Vollsbildung zc. 

Sozialdemofratie 78, 812, 74, 33. 75, 
23. 1715. 1716. 76, 226. 77, 885. — 
Geſetz zur Abwehr fozialdemokratiicher Aus» 
fchreitungen: Entwurf vom Mai 1878 78, 
757; Preußischer Entwurf vom Auguft 1878 
78, 921; Vorlagen an den Reichstag 78, 
989; Bericht der Neichstagsfommiffion 9, 
27; aus den Verhandlungen im Neichstage 
79, 161. 225; Kommentar (8. Gareis) 79, 
285; Nachtragsgeſetz von 1880 80, 600; 
Charafteriftit des Gefeges (Endemann) 79, 
543. 81, 437. — Ueberficht der verbotenen 
Bereine und Schriften 80, 295. 324. — 
Sozialdem. Parteiprogramm 91,561. 98,477. 

Sozialgefeggebung Bayerns, ſ. Bayern. 

Spanien. Bol» und Haudelsverräge 68, 
669. 93, 186, 188. 438. 456. 

Spartaffen in Preußen 76, 89. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157. 94, 398; in Württem« 
berg 76, 1057. — Einführung der Poflipar- 
talien im Deutichland 78, 807. — Epar- 
kaſſenweſen und Vollsbanken in Elfaß-toıh- 
ringen (Ch. Grad) 63,426. — Die preußischen 
Sparlaffen im Rehnungsjabre 1885 bezw. 
1885/86 87, 303; 1894 bezw. 1894/95 96, 
247. — Sculiparlafien in Braunfchweig 
(Zimmermann) 96, 235. — Sparlaffen in 
der Schweiz 97, 246. — S. a. Poſtſpar— 
tajien, 

Spielbanlen, Gejeg vom 1. Juli 1868 
nebft Erläuterungen 68, 819. 

Spielfartenftempel %, 183. 185. 346 
409. 

Spiritusbeftenerung, ſ. Branntwei. 

Staat, Begriff (Hirib) T4, 5. — Das Na» 
tionalitärsprinzip in der Staatenbildung 
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(Gneift) 72, 929. — Der Werdegang des 
Staatsgedanfens bei den Weftgermanen 
(Dahn) 91, 501. — Staat und Kirche, ſ. 
Jeſuiten, Namszanowski, Schulaufficht, Un— 
fehlbarkeit ꝛc. — S. auch Bundesſtaat, 
Selbſtverwaltung, Souveränetät. 

Staatsangehörigkeit, das Recht der— 
ſelben im internationalen Verkehr (Martitz) 
75, 763, 1113. Ueberſicht der Geſetze ac. 77, 
803. — Der Erwerb von Staats- umd 
Gemeindeangebhörigleit nah römiſchem und 
deutſchem Staatsrecht (Rehm) 92, 137. S. auch 
Neichsangehörigkeit, Vollszählung. 

Staatsbürgerredt, ſ. Neihsangehörigfeit. 

Staatsdienft, rechtliche Natur desjelben 
nach deutschen Staatsrecht, (Rehm) S4, 565. 
645. 85, 65. — Staatsbeamte in Preußen 
77, 250. — Befoldung in Bayern 92, 98. 
Y93, 889, 

Staatspapiergeld, ſ. Bankweſen, Münz- 
frage, Papiergeld. 

Staatsredht, allgemeines (Seydel) 98, 321. 
481. 641. 746, 

Staatsfhuldenfommiffion, j. Schulden- 
wejen. 

Staatsvertrag (Zorn) 89, 374. 

Stadt und Land 74, 17. 76. 239. 78, 73. 

Städte. Die Organifation der ftädtifchen 
Bermwaltung in Preußen (PB. Schön) 91, 707. 

Stände, ſ. Wahlgeſetze, Bolksvertretungen. 

Stahl, j. Eiſen. 

Standarte, kaiſerliche, 76, 3ö1. 

eier ſ. Berfonenftand, Zivilehe. 

Stationsfontroleure 93, 420. 

Statiftil. Bericht an den Zollbundesrath 
über die Reform der Statiftit des Zoll 
vereins vom 28. Mai 1869 69, 641. 
— Kommiffion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftit des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21. — Ueber Gründung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde für deutſche 
Statiſtik 72, 69. 1547. — Organifation der 
Statiftit der Zoll- und Steuerverwaltung und 
des Maarenvertehrs (v. Aufieh) 93, 367. 
— Drganifation der Statiftif in Italien 
und den Niederlanden 79, 807. — Sta— 
tiftiiche Gebühr 93, 375. — Die Waldungen 
in Baden HL, 907. — Bergl. auch Volts- 
zählung, Bevölkerung, Handelsitatiftif, Ber: 
brauchsiteuern, Finanzweſen, Münzfrage. 
Eijenbahnen, Telegraphen- und Poitvermalt- 
ung, Wahlen, Gewerbe, Arbeiteritatiftiki. ſ. w. 

Statiftiifhes Amt des Reiches 72, 69, 
1547. 93, 420. — S. Statiftif, 

Statiftiihes Bureau in Berlin, Biblio: 
thef, 75, 938. Seminar 80, 831. Zeit» 
ichrift 98, 797. 

Stein, L. v., die Zukunft der Staate- und 
Rechtswiſſenſchaft in Deutichland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 251. 


639. 75, 637. 77, 1055. Bol. a. unter 
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Alphabetiſches Gefammt-Wegifter 


Preußen (Bericht des Handelsmintfters x.) 
— Deutjher Steintohlenbergbau 1881/00 
92, 498, 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222. 


Stempelfteuer, Uebertragung a. d. Reid 
77, 1086. Ueberſicht der Stempelfteuer in 
den deutihen Bundesftaaten 79, 955. Reichs · 
gefeg und Berorduungen SL, 768. 83, 198. 
— Ueberſicht ausläudiiher Beftimmungen 
81, 799. — Abänderung des Geſetzes 35, 
755. — Geſetz betr. Erhebung d. R. 85, 
761, 98, 185. 349. 409. 

Sterbregifter, f. Zivilehe. Statiftif 76, 220. 
79, 109. 

Steuern, ſ. umter den einzelnen Steuern und 
Staaten, Finanzweſen ꝛc. 

Steuerpolitil, Grundſätze (Schäffle), 
beipr. v. Geffden, 82, 681. 

Steuerreform im Weiche, Dentichrift des 
Neichstanzlers vom 17. März 1831 SL, 338. 

Strafgejegbud. Aus dem Entwurf 69, 
657. — Zur Kritil des Gejeges 70, 580. 
— Einführung in Bayern 71, 379. — 
Kanzelparagraph ($ 1302.) Mißbrauch des 
geiftlihen Amtes 71, 983. 74, 187. — Die 
Strafgejetnovelle vom 26. Febr. 1376 76, 
338. — Bol. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien und Fürſorge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) 83, 1. 73. 

Strafprozegordnung, Vorbereitung dazu 
72, 148. 73, 848. 74, 421. 1533. — Ein« 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251. — Be 
merfungen zum Entwurf von W. Endemann 
76, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
71, 646. — Strafverfahren in Zolfagen 
80, 679. 685. 696. 712. 730. Straf: 
regifter und mechjelfeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutichen Reihe 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung 72, 121. 73, 337. 
75, 1172. 77, 632. 79, 519. — Ueberficht 
der bis 1877 erlajjenen Reih3-Gefege und 
»Berorbnungen 77, 825. 

Strafregifter (Nachweiſung der zur Führ— 
ung derjelben beftimmten Behörden) 88, 
199, 

Strandungsordnung 75, 1177. 80, 660, 
86, 63. 

Straßburg, Gründung der Univerſität 72,959. 

Straßenmufif 76, 80. 

Strites 74, 33. — Arbeitseinitellungen im 
Gewerbebetrieb in Defterreih 1894 9, 538. 
— 5. a. Arbeiterfrage. 

Stromſchifffahrt. Beihlüffe des Handels- 
tags vom Öftober 1863 63, 975. — Eib- 
zoll 69, 430; Ablölung (Erat der Ent- 
ihädigungen) 71, 709. 

Subbaitationsordnung, preußiihe vom 
15. Mir; 1869 69, 635. 


' Südafritanifhe Republik, Handelsver- 
Steinfohlenförderung in Preußen 69, 


trag 93, 188. 465. 


= 


Syrup, j. Ruder. 
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T. 
Taback. Materialen zur Tabackſteuerfrage (Ge— 
ſetzgebung bis zum Jahre 1868 und Sta— 
tiſtit) 68, 357. Beſteuerungsgeſetz vom 26. 


Thüringiſcher Zoll- und Handels« 


Mai 1868 und Entwurf 683. Statiftit 1867 


68, 1093, 1868—1870 71, 578. — Zur 
Tabaditeuerreform (Statiftifches und Be— 


ftenerungsmodus) 73, 74. 74 93. — 


Statifit 74, 919. 75, 901. 1712. 76, 
801. — Der Tabad im deutihen Zol- 
gebiete (amtliche Statiftit für 1876/77) 78, 
214. — Zur frage der Belteuerung des 


Tabades (Schleiden) 78, 233. 273. — Das 


Tabadınonopol und die amerifaniihe Tabad- 
fteuer (Felſer) 78, 800. 449. — Das Tabad- 
monopol in Frankreich 78, 260. 658. 671. — 
Zur Frage der Einführung des ameri- 
tanifhen Tabackſtempels in Deutſchland 78, 


621. — Wie fteht fi der Konfument beim 
Tabadmonopol 78, 672. — Ein meues | 


Tabaditeuerprojett 78, 749. — Fragebogen 
zur Tabadenquste 78, 834. — Aus dem 
Berichte der Enquöte-fommiffton 79, 456. 
— Grjegentwurf vom April 1879 79, 


627. — Die Befteuerung von 1879/80 Gejeg, | 


Belanntmahung, Dienftworschriften, Nieder. 
lageregulativ 80, 689, 875. — Strafgejeß- 
liche Beftimmungen 81, 435. — Materialien 
zur Monopolfrage 82, 177. 371. 489. 86, 
103. — Ergebniß des öſterreichiſchen Tabad- 


verfaufs 85, 845. — Denkfchrift über Aender- - 
ungen des Gef. 91, 933. — Die Tabad- 
befteuerung in Deutichland (Graf) 9, 521. | 


9, 1. 95, 170. — Entwurf eines Tabad- 


fteuergefetges 95, 458. — Die Beiteuerung 


des Tabads (Frhr. v. Auffeß) 93, 276. — 


Statiftit des öſterr. Tabadınonopols 96, 
412. — Tabadbau im deutſchen Zollgebiere | 


1895/96 97, 247. 


ZTaggelder der Neihsbeamten 76, 331. 384. 
©. a. Diäten, 


Tara, Beitimmungen über die, 72, 1541. 


74, 90. 76, 790. 86, 58. 93, 223. 
Tarifreform, ſ. Zolltarif, Eifenbahnen ꝛc. 
Telegraphenmweien, Etat 69, 243. — 

Statiftif pro 1868 69, 719. — Zentralver- 

waltung (Perfonalien) 70, 164. — Rang der 

Telegraphendireltoren 76, 351. — Bort- 

tarif 77, 1088. — Ergebniß der Bermalt- 

ung fir 1876 78, 39. — Entmwidelung des 

Neichstelegraphenweiens 79, 157. — Tele: 

graphenftationen und Apparate S1, 486. — 

Telegrapbenmwefen im deutfchen Reiche, 82, 

237. — Deutihe Telegraphenordnung 73, 

340. 76, 761; vom 15. Juni 1891 YL, 690. 

— Reihs-Telegraphengeiet 91, 589.98, 499. 

— 5. a. Pojt- und Zelegraphenmejen. 
Telepbonie 78, 254. 

Zertilinduftrie 72, 896. — Lage ber- 
felben 1872—77 78, 751. — ©. Baum- 
mwollipinnerei ac. 

Theuerung, ſ. Preisbildung. 


verein 68, 33, 44. 211. 98, 358. 413, 420, 
Tollwutb, j. Beterinärpolizei. 
Tranfitlager 93, 233. 
Transportwesen. Denkichrift des Handels- 

tags 69, 5l. 

Trihinen 97, 66, 
Türkei, Handelsverträge 98, 174. 189. 438. 
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Uebergangsabgaben 68, 11. 21. 88. 43, 
71, 585. 74, 98. 75, 893. 93, 185. 207. 
230. 238. 410, 416. — Zur Frage derfelben 
(Betition deutſcher Handelsfammern) 85, 352. 

Umzugstoften, ſ. Taggelder. 


Unfallverjiherung in Preußen 76, 994. 
Gejet- Entwurf nen Motiven von Baarer 
Bodum 81,69. — Reichs-Unfallverficherung, 
erfter Entwurf 81, 97. 139; zweiter Entwurf 
83, 323; Grundzüge vom Januar 1884 
84, 12; Geſetz vom 6. Juli 1384 St, 688. 
— Entwurf eines Gejeges für die Unfall« 
verfiherung der land» und forftwirthichaft- 
lichen Betriebe 85, 712. — Gejet über Aus- 
dehnung der Unfallverfich. v. 25. Mai 1885 
85, 751. — Verordnung betr. das Ver— 
fahren des N.-Verfiherungsamtes 55, 819. 
Neichsgefeg vom 15. März 1886 (Fürſorge 
für Beamte und Perjonen des Soldaten- 
ftandes) 87, 1. — Neichsgejeg vom 5. Mai 
1886, betr. die Unfall u. Kranfenverfiherung 
der in land» u. forftwirtbichaftlichen Berrieben 
befhäftigten Perſonen (Zeller) 87, 405. 469. 
— Reichsgeſetz vom 11. Juli 1887, betr. 
die Unfallverfiherung der bei Bauten be- 
ſchäftigten Perfonen (Zeller) SS, 105. — 
Die Kranten- und Unfallverſicherung der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebung (Broebft) 
88, 317. — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler) 88, 465. — Reichsgeſetz 
vom 12, Juli 1887 über die Unfallverficher: 
ung der Seeleute :c. (Zeller) 89, 381. — 
Zur Reform der Unfallverjiherung (PBiloty) 
92, 290. — Stauſtik der Unfälle in der Land- 
wirthſchaft (Yupw. Fuld) 94, 58. — Entwurf 
eines Geſetzes, betr. Erweiterung der Unfall- 
verfiherung 95, 192. 285. S. auch Be— 
rufsgenofjenichaften. 

Unfälle xc. in Preußen 1874 75, 1724. 1879 
s1, 342, 

Unfehlbarkeit, Dogma der päpftlichen, 
Erklärung der bayr. Negierung v. 14. Oft. 
1871 72, 5. — Stellung der preußiichen 
Negierung zur fathol. Bewegung 72, 1011. 
Reden des Fürſten Bismard zc. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Ein Zeug: 
niß der deutichen Biichöfe) 72, 1233. 

Unionsparlament zu Erfurt 71, 14. 

Univerjitäten, Beſuch durch Ausländer 
97, 83. 

Unterbaltspflicht, gefetliche, deren Ver— 
Ihärfung Fuld) 98, 618. 


"980 
Berbefferung ihrer Lage 
für 


Unteroffiziere. 
74, 266, 
Unterridbtsanftalten 
Neichslande 82, 715. 
Unterrichtsweſen, f. Arbeiterfrage, Kultur— 
polizei, Vollsſchulen ac. 
Unterfiügungswohnfig 71, 169. Zus 
jammenjtellung des Reichsgeſetzes vom 6. Juni 
1807 mit dem preußischen Armenpflegegeiet 
vom 8. März 1871, (Stolp) 71, 395. — 
Juſtruktion des preuß. Minifters des Iunern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayerische Heimats- und Armenpflegegeiet 
71, 469. 480. 495 — Unterſtützung Vteiche- 
augeböriger im Ausland 71, 632. — Etat 
des Bundesamts für das Heimatsmwefen 71, 
713. — Präjudikate 76, 81. 86. — Das 
Reihsarmenreht (Seydel) 77, 545. — Ab— 
änderung des Geſetzes über den U. 77, 
1042. — Das bayeriiche Heimatrecht (Seydel) 
86, 719, 9, 72. — Armenftatiftil für 
Preußen 86, 741. — Statiftif der Armen» 
pflege in Coburg- Gotha im Jahre 1885 87, 
302. — Gorhaer Vertrag und Eifenacher 
Uebereintunft (Seydel) 90, 178. 
Urlaub der Neichsbeamten 76, 376. 
Urheberrecht, Gele zum Schuß des geift- 
igen Eigenthums 71, 217. 382. 72, 132, 
77, 638. Weberficht der Geſetze ꝛc. 77, 809. 
Uruguay, Auslieferungsvertrag S1, 404. — 
Handelsvertrag 93, 182. 


B. 


Berbraudhsberehnungen 88, 961. 

Berbraudsfteuern. Statiftil bis zum J. 
1866 68, 155— 218. — Geſetzgebung von 
1868 68, 689. Statiflif für 1867 68, 727. 


Arbeiter im 


Statiftif für das erfte Semefter 1868 68. 
997. — Bundeseinnahmen aus denfelben | 


69, 216. — Geſetzgebung des Neiches 71, 
30. — Statiftit für 1868 bis 1870 71, 548. 
694. — Die Zölle und Berbrauchsfteuern ꝛc. 
des deniſchen Reichs, von Frhrn. v. Aufſeß 
73, 117. 80, 609. 86, 1. 93, 161. — Ver— 
waltungstompetenz des Reichs (Faband) 78 
471. — Entwidelung der Geſetzgebung 1837 
(v. Aufieß) 74, 81. 75, 881. — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirth) 
75, 925. — Statiftif für 1870/74 74, 914. 
887. 75, 897. — Geſetzgebung 1871 bis 
1876 (MWehrenpfeunig) 77, 282. — lieber» 
fiht 77, 820. — Zur Charakteriſtik der 
Berbraudsiteuern 78, 927. (Vgl. a. Brannt⸗ 
wein, Bier, Bölle ꝛc.) 
Berbreherthum in Preußen, Statiftit 79, 
74. — ©. a. Straftolonien, 
Beredlungsverfehr 80. 673. S6, 80. 
Verehelichung, ſ. Ebeſchließung. 
Vereinigte Staaten, ſ. Amerika. 
Bereinsgefetgebung 72, 131. 73, 346, 
74, 197. 242. 383. — Urtheile des preuß. 
Obertribunals über politifche Vereine 75, 145. 


Alphaberifches Geſammt⸗Regiſter 


— Das deutsche Vereins: u. Berfammlungs- 
recht 96, SIT. 

Berfaffung. Gründungsgeichichte des nordd. 
Bundes 71, 22. Berfaffung des nordd. 
Bundes mit Anmerkungen (Metzel) 68, 1017. 
— Gründung des deutihen Reiches (zur 
Gejchichte und Interpretation der Berträge 
mit den Süpdftaaten) 70, 735. — Berfafjung 
des deutfchen Neiches (Zufammenftellung mit 
der nordd. Bundesverfafjung) ib. 771. — 
Das PVerfaffungsrecht des deutichen Reiches, 
hiſtoriſch dogmatiſch dargeftellt (v. Rönne) 
71, 1, 72, 421. Revid. Reichsverfaſſung 
vom 16. April 1871 nebſt den ergänzenden 
Bertragsbeftimmungen 71, 321. — Befug- 
niſſe des Neichs 2c. ın Bezug auf das Kriegs- 
weien (Seydel) 75, 1393, — Konftitutionelle 
und parlamentarische Negierung (Seydel) 
87, 237. — Straffreibeit wahrheitsgetreuer 
Neihstagsberichte Fuld) 87, 251. — Ber- 
fafjunasänderung während der Negentichaft 
(Kobler) SS, 1. — Deutihe Berfaflungen 
und Verfaffungsentwürfe (Frhr. v. VBöldern- 
dorff) MO, 241. — S. a. Bayern, Bundes- 
geiege, Bundesftaat, Elſaß · Lothringen, Fir 
nanzwejen, Juſtizgeſetzgebung, Kabinets- 
ordres, Kaiſer, Reichskanzler, Keichstag, 
Reſervatrecht zc. 

Verjährungsfriſt, einjährige 77, 228. 

Bertehr, voltswirtbichaftliche Bedeutung des- 
felben (Roesler) 75, 385. — ©. Handel, 
Transportweien, Poſtverwaltung, Eijen- 
bahnen, Telegrapben, Stromfdififahrt sc. — 
Die Anliegerbeiträge bei Trottoirifirung nach 
bayerifhem Rechte (H. Rehm) 95, 50. 

Bermögen des Neihs 73, 412. 422, 74, 
255. 403, 75, 1493. 

VBerordnungsreht 74, 1143. 76, 7. — 
Reichsverorduungsrecht (Seydel) 76, 11. 
(Laband, Meyer) 78, 376. — Zu den Streit« 
fragen über GSejeg und Berordnung (Zorn) 
85, 301, 89, 349. -— Steht dem Bundes» 
rathe ein jelbjtftändiges B.-Hect zu? (Arndt) 
85, 701. — Das preußische Berordnungs 
recht in feiner Einwirkung auf das Reihe. 
recht (Arndt) 86, 311. 

Berjailler Berträge 71, 37. 359. 72, 
1585. 

Verſetzung der Neihsbeamten 76, 287. 

Beriiherungsmwejen. Beſchlüſſe des Han» 
delstags 1868 68, 979, — Die Pebent- 
verficherung in Deutichland, Statiftiiches) 68, 
1011. — Geſetzgebung über Berfiherungs- 
recht 70, 19. 72, 129. — Ueberſicht der 
Berfiherungsgewerbe 72, 403. 73, 358. — 
Zur Reichs Berfiherungsgefeggebung (von 
Sendtner) 73, 773. — Weſen und Arten 
der Berfiherung (Roesler) 75, 388. — Das 
Lebensverfiherungsgeihält 1878 80, 74. — 
Neichsgeieglihe Hegelung des Berfiherungs- 
wejens 50, 138, — Die ftaatlich geleiteren 
Berf,rAnftalten in Bayern (Haag) 84, 65. 
— Nachweiſung der Geihäfts- und Red 
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981 


nungsergebniſſe der auf Grund des In— Volksſchulen, ſtaatsrechtliche Stellung der— 


validitäts und Altersverſicherungs - Geſetzes 
errichteten Verſicherungsanſtalten für 1892 
94, 710; für 1893 95, 954, für 1895 97, 
920; für 1896 98, 889. S. a, Arbeiter- 
verfiherung zc. 

Berträge, ſ. d. einzelnen Staaten, mit 
welchen diejelben abgejchloffen wurden. Vgl. 
die Ueberſicht 68, 230. 70, 731. 72, 921. 
73, 311. 80, 812, 86, 250. ©. a. aut: 
wärtige Berhältniffe, Friedensverträge, Han- 
delsverträge, Staatsvertrag, Zollverein zc. 

Vertragsrecht des deutichen Reichs (Gorius) 
74, 759. 75, 531. — (Laband u. Meyer 
78, 378. — Der Abſchluß völferrechtlicher 
Berträge durch das deutiche Reich und deſſen 
Einzeljtaaten (Proebit) 82, 241, 

Berwaltungstompetenzdes Reiches, von 
PB. Yabaud 73, 458. 9. v. Stein 76, 5. 
— Meyer über Laband 8, 332. — ©. a. 
Berordnungsredt. 

Berwaltungsgericdhte. Uebertragung ber 
Bermwaltungsrechtiprehung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. — 
Preuß. Gejeg vom 3. Juli 1875 75, 1619. — 
Berwaltungsgerihtsbarteit in Eljaß-Toth- 
ringen (Stengel) 76, 808, 897. — Gejeg- 
gebung in Hreufen (Wehrenpfennig) 77, 
305. — Bermwaltungsrechtspflege in Bayern 
(Seydel) 85, 203. — S. a. Berwaltungsredt. 

Berwaltungsorganifation in Elſaß— 
Lothringen 72, 554. 

Berwaltungsrect, Reform 72, 538. 75, 
1307. effentl. Intereſſe und öffentl, 
Klage im Bermwaltungsredyte (Leuthold) 84, 
321. — Berwaltungsrechtspflege in Bayern 
(Seydel) 85, 213. 

Berwaltungsreform in Preußen (leber- 
blid) 75, 329. — Dentichrift der Regierung 
75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
bände (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392, 1444. 75, 1635. — S. a. Kreis⸗ 
und Provinzialordnnung. 

Beterinärpolizei, Snftruttion zum Ge» 
jeße vom 23. Juni 1880 81, 205. Die 
Beterinärpolizei-Gefetsgebung noch den reichs- 
gefeglihen Beftimmungen (Vh. Göring) 81, 
809. — Beterinärpolizeilihe Geſetzgebung 
81, 432. — ©. a. Rinderpeft. 

Viehausfuhr, deutiche, nach England und 
Franfreih 9), 236. 

Biehhandel, Gemwährleiftung im 73, 359. 

Viehſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 

Viehtransporte 77, 635. 

Biebzählung. Ürgebniffe der deutſchen 
Biehzählung am 1. Dezember 1892,95, 411. 
— Am 1. Dezember 1897 98, 888, 

Bivifeltion 81, 435. 

Boltsbanken, ſ. Sparkaſſenweſen, Genoffen- 
ſchaften ꝛc. 

Boltsbildung, Kulturpolizei und Rechts- 
gleichheit (Hirth) 78, 795. 823. Das deutſche 
Reich und die Schule 74, 3. 


— — — — — — — 


ſelben 73, 823. — Reform der preuß. Volks— 
ſchule vom 15. Oktober 1872 73, 897. — 
— Petition, betr. reichsrechtliche Ordnung 
des Volksſchulweſens 74, 889. — Statiftik 
der preußischen Vollsſchullehrer 76, 237. — 
Das Vollsſchulweſen in Breußen 77, 98. 
311. 82, 407. — Was toftet der öffentliche 
Unterricht in Preußen? 88, 802. 
Bollövertretungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319. — Wahlgefete deutſcher Bun- 
desftaaten (L. A. v. Müller) SI, 3. — Im— 
munität der parlament. Berichterftattung 
(Hubrid) 97, 1. 
Bolfswirtbichaftslehre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (Roesler) 72, 509. Leber 
die Gefegmäßigfeit der volfswirthichaftlichen 
Ericheinungen (Roesler) 75, 1. 259, 371. 
— Die Bolfswirtbichaftsiehre als Wiffen- 
haft (Hirth) 75, 1810. — Der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche 
Reich. Auf vollswirthſchaftlicher Grundlage 
beiproden (Jacoby) 88, 581. — ©. a. foziale 
vage. 
Boltsmirthicafterath, preußifcher SO, 
961. Ernennungen bierzu 81, 91. 
Boltszählung. Ergebniffe der B. von 1864 
68, 149; 1867 68, 501, 779; 1871, 72, 
902, 78, 1271; 1875 75, 1720, 76, 888, 
77, 471, 78. 49, 178, 491; 1880 82, 146; 
1885 89, 1004; 1890 91, 626, 92, 732, 
— Die ftaatsangehörige Bevölkerung ſämmt— 
liher Staaten des nordd. Bundes (Engel) 
68, 1101. — Die jeemännifche Bevölkerung 
Preußens 68, 1005. — Ueberſicht der Be» 
völferung des Zollvereins (Aufftellung vom 
——— des Zollvereins) 69, 855. — 
ollabrehnungs-Bevölferung fir 1868— 70 
71, 544. — Organifation der Bollszählung 
für 1871 70, 24. — Bundesverfaffung und 
Vollszählung (Öutachten der nordd. Mit- 
glieder der Kommilfion zur weiteren Aus- 
bildung der Statiftit des Zollvereins) 70, 
445. — Anhäufung und Bewegung der 
Bevölkerung in Preußen 78, 268. 
Atersitufen der preuß. Bevölkerung 78, 658. 
— Bedeutung für die Zollabrehnung SO, 
645, 757. — Städtebevölterungen in Preußen 
81, 92. — Bevölterungsbewegung in Deutich- 
land und Frankreich 82, 614. — Volks- 
vermebrung 1879/88 in Preußen 90, 98. 
— Männlihe und weibliche Bevölferung 
Preußens 1890, 91 586. — Großſtädte des 
Deutihen Reiche 98, 638, im 19. Jahrh. 
98, 808. — Bol. auch Berufszählung, Ber 
völferung, Statiftil, Zollverein ꝛc. 
Borlagen an den Reichstag 74, 162. 251. 
Borparlament in Frankfurt a. Main 71, 9. 


8, 
Waaren (Ein- und Ausfuhr ꝛc.), f. unter 
Handelsftatiftif, Preife, Zölle, Zolltarif zc. 


\ BWaarenauftionen 77, 1064. 78, 738, 


982 


Waarenverzeihniß, amtliches 75, 883. 
76, 82. 93, 223, 378. 
Baarenzeichen, ſ. Markenſchutz. 
Wahlberechtigung 72, 323. 
Wahlen, Statiftit 72, 287. ©. a. Reichsta 
mar etze deutfcher Bundesftaaten &ı 
A. v. Miller) 81, Breußifchee 
Reichstagswahlgeſetz vom 15. Oft. 1866 68, 
1053. — Wahlgeſetz vom 31, Mai 1869 
71, 245. 
Wahlkreiſe zum Reichstag 72, 291. 213. 
Bahlprüfungen 72, 347, 80, 386. 92, 1. 
Wahlrecht, Proudhon’s Theorie des allge» 
gemeinen (Mülberger) 91, 169. — Pro— 
portionalwahl und Minoritätenvertretung 
95, 168. 
Waifenfürforge, ſ. Beamte. 
Wanderlager 77, 1064. 78, 
Mappen, faiferliches 76, 3ö1. 
Waſſerrecht, deutjches. (Brüdner) 77,1. — 
Heſſiſches Waffergefeg vom 30, Juii 1887 
(Zeller) 88, 635. — Art. 4, Ziff. 9, der 
Neichsverfaffung (Frhr. v. Völderndorff) 0, 
825. — Entwurf eines preußischen Wafler- 
geſetzes (Zeller) 94, 587. 
Währung, ſ. Münzweſen. 
Wechſel (Weſen derſelben, Roesler) 75, 381. 
S. a. Baukweſen, Papiergeld. 
Wechſelakzepte, Einholung durch Poftauf- 
trag 77, 231. 
Wechſelfähigkeit, 
Wechſelkurſe (Naffe) 79, 59. 
Wechſelorduung, ſ. Handelsrecht. 


707. 


Alphabetiſches Geſammt ⸗Regiſter 


Then Bedeutung (Ad. Samter) 83, 457. — 
S. a. Preisbildung. 


| Wertbberehnung der Ein- und Ausfuhr 


| 





Beihränfung SL, 418 | 


Wechſelproteſte, Aufnahme derjelben durch | 


Bojtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. Denkichrift des Handels- 
tags 69, 63, 
im nord. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011. 
10. Juni 1869 71, 377. 
1870 71, 
des Reichs (Taband) 73, 467. 497, 
Statiftif der Wechfelftempelfteuer 73, 736. 
74, 725, Präjudilate 76, 
Geſetzgebung 93, 183, 185, 338, 

Wegabgaben 86, 35. 45. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 

Wehrpflicht, allgemeine 71, 109, 75, 1431. 
— Ausdehnung der Wehrpflicht SS, 286, 


— Die Wedhielitempeliteuer | 


— Mopdififation des Geſetzes vom | 
— GStatiftif pro | 
592, — Berwaltungslompetenz | 


3. 
a ia a ie Reform 76, 1081. 
| 2 
81. — Lage ber | Sanzibar, Handelevertrag, M, 188, 439, 


| Bentratburenn des Zollvereins 72 


des Bollvereins 69, 67 u. 438. — lleber 
Werthermittelungen in der Handelsftatiftik 
70, 429. — Bgl. a, Handelsttatiftit, Preiſe zc. 

Beräyenlene: ſ. Preife, Altienkurſe zc. 

Werthvertheilung (Roesler) 75, 268. 

Wettbewerb, unlauterer (Fuld) 96, 918. 

Wiener Schlußalte 71. 4. 

Wirthſchaftliche — —————— 
(v. Kaufmann) 83, 553, 

Wirthbihaftsgenofienihaften. Geſetz 
vom 4, Juli 1868 68, 825. 72, 130. Star 
tiftit für 1859—1867 68, 843, für 1873 
(Pröbp) - 321, für 1892 9, 939. — 

Genoffenſchaftsweſen. 

Birchigafteioteme geichichtl., (Roesler) 
75, S. a. Bollverein. 

witwenfürisree ſ. Beamte. 

Wohnungsgeldzufhüife 74, 267. 76, 
359. 361. 86, 213. 246. 

Wucdergefege, Aufhebung derielben und 
der Schuldhaft 68, 799. — Wuchergeieg 
von 1580 81, 423. — Die Bejtrafung des 
Wuchers auf dem Lande (Fuld) 88, 654. 

Württemberg. Anfchluß an den deutichen 
Bund 70, 769, au die Heichsverfafjung 70, 
771. 71, 37. 41. Militärtomvention 71, 
120. — Aufrechterhaltene Beftimmungen des 
Vertrags vom 25. Nov. 1870 71, 359. 
Einführung nordd. Bundesgefege 71, 389. 
— Berehnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 701. — Militärerat 73, 46. — 
Bierbefteuerung 76, 65. 97, 85. — Brannt- 
meinfteuer (Reuß) 35, 620. — Berbältniß zum 
HBollverein und Reich 98, 164, 174, 194, 417. 
— Broportionalwahlen aur Abgeordneten 
fammer 97, 326. — &. a. Wahlgefege, 
Waſſerrecht, "Zollverein 2C. 


‚ 1566. 
98, 367, 


| Pe proviforiiche von 93, 367, 


Ueber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ver» | 


luft der Reichsangehörigkeit (Siegel) 98, 781. 
BWeingroßbandel 80, 666. 86, TI. 
Weinſteuer in Elfaß-Lorhringen 73, 960. 

Projekt einer Reichsſteuer 74, 1002. — Ein 

fuhr und Bollertrag von Wein im deutichen 

Bollgebiet und Eljaß- Lothringen 1843/77 

79, 802. 803. ©. a. Zölle, Zolltarif xc. 
Veltausftellung in Wien 1873 (Programm 

x.) 72, 910. 

Weitpofiverein, |. Poftvermwaltung. 
Werth (Begriff) 75, 


| 


| 


10, — Der Werth in | 


feiner voltswirtbichaftlichen und gejellichaft- | 


385, 1848 71, 10. 

Zentrum, Neichstags- ration 12, 1. 283. 
335. 1018, 74, 

' Bettelbanten, 5. — 

Zeugenpflicht 82, 776. — Zeugnißver- 
weigerung der Reichstagsmitglieder (Fuld) 
88, 6. — 


Zinkproduktion 1892 98, 797. 

Zinsfuß 76, 882, 91, 959. ©. a. Banfwejen. 

Zinſen, Gefeb betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134. 


Zivilehe, obligatorifche 74, 188, 237. 311. 


408. Entwurf und Kommilfionsbericht von 
1873 74, 437. Preuß. Geſetz von 1874 74, 


über die Jahrgänge 1868—1898 der „Annalen“, 


1551. Weichsgeieg vom 6. Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553. — Umwandlung von 
Geld» in Freiheitsftrafen 76, 84. — Standes- 
amtsbezirfe in Bayern 76, 86. — Aus 
führungen von Seydel 76, 172. ©. a. Ehe 
ſchließung. 


Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 


nordd. Zivilprozeßordnuug 69, 649. Vorar - 


beiten für dieſelbe 72, 143. ’8, 348. Aus 
dem 1872er Entwurf 73, 567. — Aus dem 
1874er Entwurf: Das jchiedsrichterliche Ber- 
fahren, 75, 158. 1219. — Berlauf d. Ber- 
bandlungen (Endemann) 77, 646. — Bol. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Euwickelung desielben, 71, 125, 
73, 339. 74, 193. 310. Verhandlungen im 
bayer. Yandtag 74, 330 (Minifter Fäuſtle), 
339 (Meicherarh v. Neumayr). — W. Endes 
mann ib. 412, — Eine Feſtrede Yasler’s 
ib. 743, — Bericht des Juſtizausſchuſſes 
über Plan und Methode bei Ausarbeitung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs 74, 1329. 
Die Mitglieder der Zivilgejegbud - Kom: 
milfion id. 1680. — Weiteres über den 
Entwurf des Geſetzbuchs (Endemaun) 77, 
1222. 77, 678. — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgeſetzbuch im Sommer 1876 
(B. v. Roth) 76, 940. — Amtlicher Bericht 
über die Arbeiten der Kommilfion bis 1876 
77, 423. — leberfiht der bie 1877 er 
laſſenen zivilrechtl. Geſetze und Verordnungen 


77, 822. — Der Entwurf eines bürgerlichen 


Geſetzbuches für das deutſche Reich. Auf 
voltswirtbichaftlihe Grundlage in Einzel 
erörterungen beiprochen (Jacoby) 88, 581. 


sy, 293, 637. W, 34, 834. 91, 81. — Der | 





Entwurf des bür gerlichen Geſebbuches und das 


öffentl. Recht Bornhak) 91, 212. — ©. a. 
Juſtizgeſetzgebung, ontursocdnung ꝛc. 

Zivilſtandsregiſter, ſ. Perſonenſiand. 

Follansihlüffe, 93, 196 (Auffeß). Bericht 
der Kommiffion zur Erörterung der Frage 
betr. die Averfa 80, 531. 

Zoll- uud Handelsiyftem des Heiches, 
Einbeitlichkeit desfelben, 71, 171. 98, 196 
Aufſeß). — Ueberſicht ſämmtlicher Geſetze zc. 
77, 807. — S. a. Zolltarif ꝛc. 

Zoll» und Steuerkredite, Abbürdung der— 
ſelben 72, 1481. 74, 170. — Beltimmungen 
über dielelben 9%, 206, 388. 5, Kredite. 

Zölle, Statiftif für die Zeit bis 1868 68. 
165— 222, Statiftit für 1867 68. 729. 
— Statiftil für das erfte Semefter 1868 
68, 99. — Waaren- Ein- und Ausfuhr 
1867 69, 115. — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Organifation der 
Statiftit der Zölle 70, 71. — Statiftif der 
Zolleinnahmen ac. 1862—1869, 70, 348. 
— Die Keichs- Zollgefeggebung 71, 130. 
72, 389. — Statiftif der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1868—70 71, 543. — 
Die Zölle und Verbraucheftenern ꝛc. des 
deutfchen Reichs, von Frhrn. v. Aufſeß 98, 


| 


983 
161. — Berwaltungstompetenz des Reiches— 
(Laband) 73, 471. 498. — Statiftif 74, 
911. 75, 897. 1389. 1701. 76, 799. 
Werth- oder Gemichtzölle ? (Seyfardt-Ere- 
feld) 77, 135. — Die Gefepgebung über 
Zölle und Steuern 1871—1876 (Wehren- 
pfennig) 77, 282, — Ueber Schupzölle 
(Hirth) 77, 836. — Handelspolitiihe Er- 
flärung von 203 Reichstagsmitgliedern 79, 
460, — Das bandeläpolitiiche Programm 
des Meichstanzlers (Schreiben au den 
Bundesrarh) 79, 219. — Eingabe des Frei— 
bandelsvereins an den Bundesrath 79, 358. 
571. — Rede des Herrn v. Riede in der 
mwiürttembergifchen I. Kammer 79, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutfchland- 
und Großbritannen 79, 571. — Einnahmen 
1879/50 80, 591. — ©. a. Finanzweſen, 
Handelsitatiftil, Kaſſenweſen, Statiftit, Zoll- 
ausichlüffe, Zollgejeg, Zolltarif, Zollverein zc. 

Zollbebörden in Deutichland Reſſortver— 
hältniſſe, Meberficht der Aemter zc. 68, 405. 
— Die Bereinsbeamten des deutichen Zoll 
vereins (Anfang April 1870) 70, 139, — Or— 
ganifation der Zoll» und Steuerverwaltung 
und Reichstontrole (v. Auffeß) 9, 367, 420. 

Bolltartel vom 11. Mai 1833 68, 125. 

Boligebiet 74, 79. 498. 75, 881. — Ber 
grenzung und Bevölferung der Zolldirektiv- 
ezirte 77, 478. 89, 1010. 

Zollgejeg vom 283. Jan. 1838 68, 51. 
Bereinszollgejeg vom 1. Juli 1869 6, sn. 
— Zur Ausführung des Zollgefetses 69, 
995. 93, 211, 

Zollordnung vom Jahre 1858 68, 61. 
Denlſchrift des Handelstags betr. Reform 
des Bollverfahrens 68, 249. Geſetz wegen 
Abänderung einzelner Beitimmungen der 
Bollordnung u. der Zollftrafgefeggebung vom 
18. Mai 1868 68, 679. — Bal. a. Zollgefeg. 

Zollparlament. (3. a. Zollverein.) Mit- 
glieder 1868 68, 433. — Thronreden der 
erften Seffion 68, 1070, der zweiten Seſſion 
69, 1100, der dritten Seffton 70, 713. — 
Bericht des Borftandes der nationalliberalen 
Partei iiber die Legislaturperiode 1867 bis 
1870 70, 563. — Ueberficht der Geſetzgebung 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in den 
Jahren 1867—70 70, 721. 

' Bollftrafgejeg, Grumndfäge, betr, das vom 
Jahre 1536 68, 115. — Straffälle 1892/93 
9, 940. — vol. a. Zollgejeg. 

Zolltarif vom 1. Juli 1865 68, 93. 
Denkichrift des deutſchen Handelätags über 
Reform des Zolltarifs 68, 249. Geſetz 
vom 25. Mai 1886 68, "649, Bolltarif 
vom 1. Juni 1868 ab gültig 68, 651. 
— Material zur Petroleumſteuerfrage 69, 
391. — Der Bolltarif zu Anfang des Sahres 
1870 70, 92. — Reform des Bereins-3ol- 
tariis vom Mai 1870 70, 325. — Der Zoll- 
tarif vom 1, Juli 1870 an 70 379. — 
Beitimmungen über die Tara 72, 1541. 
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Tarifreform von 1873 74, 83. 282, — 
Redaktion des Zolltarifs vom 1. Oktober 
1873 (in der Markwährung) 77, 144. — 
— oder Schutzzoll? Denkſchrift des 
orſteheramts der Königsberger Kaufmann- 
ſchaft 75, 1549. Zur Vertheidigung ge— 
mäßigter Schutzzölle (J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denkſchrift des Vereins der Eiſen— 
induſtriellen ib. 1695. — Ueberſicht der haupt: 
ſächlichſten Schutzzölle des Hollvereins 77, 
200. — Die Hlaufel der „meiftbegünftigten 
Nation” 77, 534. — Die acquits-A-caution 
77, 535, — Bolltarifentwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 681 (jpezielle 
Ueberfiht im Inhaltsverzeichniß des Jabra. 
1879). Zarifgefeg vom 15. Juli 1879, 79, 
993, — Lage der Gefetgebung 1880 80, 
623. 627. 653. — Abänderungen des Zoll- 
tarifgejeges in den Jahren 1880—82 82, 
674. Abänderungen des Zolltarifgeſetzes vom 
15. Juli 1879: Gejete von 1883 bis 1885, 
85, 505. — Nebaftion des Zolltarifs (Mai 
1885) 85, 521, — Erörterungen von Auf» 
ſeß 93, 176, 214. — Zur Frage der Zoll: 
einigung zwischen dem Deutſchen Reiche und 
Defterreih-Uingarn 87, 81. — ©. a. Zölle, 
Zollverein ac. 
Bollverein, BZollverträge. Mittelbare 
Bollvereinsglieder. Vertrag vom 8. Juli 1867, 
die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 


betreffend. Bericht für den nordd. Bundes ' 


rath 68, 1, 15. — Piteratur über den Zoll- 
verein 68, 232, — Der territoriale Abſchluß 
des Zollvereins 68, 1109. 71, 171. — Die 
Zollvereinsgefeggebung als Beftandtheil des 
Neichsverfaffungsrechts 71, 857. — Boll 
vereinsbevollmächtigte 73, 306. — Aus der 
Enguete über die Sandeföverträge 717, 395. 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln ib. 
1049. — Ueberſicht der deutfchen Handels- 
verträge 79, 384. 562, — Einige Betradt- 
ungen über einen mitteleuropäiſchen Zoll 


verein 88, 943. — Handels- und Zollverträge | 


mit DOefterreih-Ungarn, Schweiz, Italien 
92, 796. — Bgl. a. Getreidezölle, Handels- 


— 
— 


Zucker. 


ſtatiſtik, Statiſtik, Verfaſſung, Zollgeſetz, Zoll- 
parlament, Zolltarif ꝛc. — Geſchichte des 
Zollvereins (v. Aufſeß) 93, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zoll- umd 
Handelsgebiets des deutichen Reichs 93, 194. 
— Boll», Handels und Schifffabrtsverträge des 
deutichen Reiche mit fremden Staaten 98, 435. 
— Handels-, Zoll und Scifffahrtsvertrag 
mit Rumänien und Serbien 9, 747. — 
Vertrag mit Rußland 94, 853. 


Zollvermwaltung, deutfhe, Organifation 


(Auffeß) 93, 338. 

Uebereinftunft wegen Beftenerung 
des Nübenzuders vom 16. Mai 1865 68, 
123. Befteuerung im Zollverein, in Groß- 
britannien und Frankreich 68, 155. Dent- 
fchrift der Handelstammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbefteuerung 68, 303. — 
Beihluß des Handelstagg 68, 983. — 
Denkihrift zur Reform der Zuder» Zoll- 
und Steuergefeggebung von E. Yangen 69, 
361, — Die Zuderbefteuerung im Boll» 
verein nach dem Gejek vom 26. Juni 1869 
69, 5. — Rüben teritenerftatiftif für 
die Fahre 1868—70 « 573, — Statiſtik 
75, 899, 1551, 76, 248 — Denkſchrift 
über die Reform der BYuder- Steuer von 
Witte-Roftod 83, 142. — Amtlihe Berich- 
tigung zur Rübenzuder-Statiftif 84, 445. — 
Bericht der Enquste-Kommiifion vom März 
1886 86, 517. — Gef. vom 1. Juni 1886 
und Materialien 86, 826, 857, 864, 867. 
— Nahmeifung der vom 1. Auguft 1886 
bis 31. März 1887 innerhalb des deut» 
Shen Bollgebietes mit dem Anfpruh auf 
Zoll- und Steuervergütung abgefertigten 
Budermengen 87,806. — Reformbder Zuder- 
ſteuer (Neichsgefeg vom 9. Fuli 1887)87, 957; 
Neichsgefeg vom 31. Mai 1891 91, 642. 
— Die Befteuerung des Hübenzuders (Frhr. 
v. Aufſeß) 98,262. — Gef. vom 27. Mai 1896 
und Materialien 96, 577. 


Zwangsverfiherung, f. Verfiherung x. 
Zmwangsvollfiredung gegen Eifenbahnen 


81. 411. 
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